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erordnnng  für  die  Ansatellong  der  vom  Bunde  subventionirten 
gewerb  lieh  eil    Fortbildnngsscbnlen,    Handwerkerschulen 

nnd  gewerblichen  Zeicbenkurse 

eglement  über  die  Beschickung  der  Ausstellung  der  gewerblichen 
Fortbildungsschulen,  Handwerkerschulen  nnd  gewerb- 
lichen Zeichenkoree 

ilage :  AufHichtsorgane/ilr  das  UnitrriEhtattesen  in  der  Schireiz  1890 
Hage:  Wahlart uaü  Amtxilaurr  der Priaiar^ehrer  in  der  Schmeii  1890 
Hage:  Veneiehnis  der  Frogramtn-Arbeiten  aU  Beilagen  zu  den 
fahresberichten  achtceäi.  UnlerrichtaanstalttH  1890. 
Hage:  Publikaiionen  betr.  das  Unlerriclitsicesen  in  der  Schirriz  1890 
Hofft :  Verzeiehnin  pddagogigclier  ZeitHchriften  in  der  .^chireiz  1S90 
•Hage:   Verzeichnis  der  PrifaUckulen  in  der  ScJiireit  1890    . 
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cbäfteberichc  der  Schweiz.  Departemente  des  Innern,  der  Industrie  und 
dwirtHchaft  und  des  Militärs  189Ü. 
reabericbt  betr.  die  eirtgen.  Medizinalprflfungen  1890. 
resbericbt  de«  eidgen.  Schnirates  Aber  das  Polytechnikum  1890. 
f/eiz.  Statistik,  pädagogische  Präfang,  Frequenz  der  Hochschnlen. 
resberichte  der  eidgen.  Stände  1890  und  Staatsrechnungen  188». 
^anime,  Lehrpläne  der  Mittel  schulen,  inkl.  Lehrersem  in  nrien. 
weiz.  pädagogische  Blätter  (siebe  VI.  Beilage). 


Vorwort. 


Als  Kundgebungeu  der  Kantone  über  da^  „Jahrbuch  des  U 
richtswesens  in  der  Schweiz"  sind  dem  Verfasser  vom  Schw 
rischen  Departement  des  Innern  zwei  Zuschriften  zur  Ein 
übermittelt  worden. 

Die  eine  derselben  berichtet,  dass  nach  dem  Befunde 
mit  genauerer  Prüfung  des  Jahrbuchs  betrauten  Schulmanns 
üagt«s  Buch  so  viel  mannigfaltiges  und  gut  geordnetes  Mal 
ntwr  das  Unterrichtswesen  und  aus  dem  Gebiete  der  Schulstal 
enthalte,  dass  er  keine  besondern  Wünsche  hierüber  zu  äu; 
habe". 

Die  andere  freut  sich  über  den  in  der  Vorrede  1889  erhall 
Aofschlnss,  dass  das  Werk  kein  offizielles,  sondern  ein  pri' 
sei,  und  findet  es  hiebei  bloss  etwas  eigentümlich,  dass  die  Kan 
behörden  eingeladen  werden,  über  ein  privates  Unternehme] 
Urteil  abzugeben.  Sobald  das  Jahrbuch  nicht  Vorläufer  für 
schweizerische  Schulgesetzgebung  sein  wolle,  erfülle  es  durcl 
gemeine  Orientirung  über  die  Schulverhältnisse  eine  grosse  v 
ländische  Aufgabe.  ,.Je  besser,  allseitiger  und  vorurteilsfreier 
sich  über  die  Schalverhältnisse  und  daher  auch  über  die  grö 
oder  geringem  Schulschwierigkeiten  orientirt,  desto  allgem 
wird  man  zur  Überzeugung  gelangen,  dass  alle  Kantone  re 
und  nach  Massgabe  ihrer  Kräfte  an  der  Realisirung  des  Ar 
der  Bundesverfassung  arbeiten.  Aber  kaum  auf  irgend  e 
andern  Gebiete  schickt  sich  Sines  nicht  fiir  Alle  und  gib 
mehrere  Wege  zu  dem  einen  Ziele  einer  genügenden  V 
bildung.** 

„Die  Rekrutenprüfungen  beweisen,  dass  auch  die  Bergkai 
ganz  erfreuliehe  Fortschritte  gemacht  haben,  die  nur  das  Werk  el 
erfreulicher  Anstrengungen  sein  können  und  dass  die  Differenz 
den  Leistuugeii  der  günstig  und  ungünstig  situirten  Stände  der  I 
der  Sache  entsprechen.  Die  Bundesverfassung  sagt  ausdrüc 
und  mit  grosser  Bestimmtheit:  Die  Kantone  sorgen  für  genügt 
Primarunterricht.  —  Die  Gewährung  von  Bundessubsidien  v 
einen  grossen  Apparat  von  Bureaukratie  und  Zwaugsvorschi 
im  Gefolge,  haben,  was  man  sich  bei  den  freiwilligen  Anstalte 
gewerbliche,  kommerzielle  und  landwirtschaftliche  Bemfsbil 
leicht  gefallen  lassen  kann,  was  aber  für  die  allgemeine  und 
gatorische  Primarschule  mehr  Erbitterung,  Widerwillen  und  G 
3;ültigkeit,  als  Liebe,  Interesse  und  Wetteifer  bei  ^"o^k  und  Belli 
'Chaffen  würde." 
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Es  gereicht  dem  Verfasser  jeweilen  zum  Vergnügen,  solche 
gaben  nicht  unerwähnt  zu  lassen,  insbesondere,  wenn  sie 
izipiell  ans  anderer  Anschauung  hervorgehen.  Das  Jahr- 
h  wird  nirgends  so  aufmerksam  gelesen  und  so  oft  nachge- 
Agen,  als  in  denjenigen  Kantonen,  welche  irgend  einer  Ein- 
chung  des  Bundes  in  die  Volksschule  am  meisten  widerstreben, 
l  das  ist  keine  geringe '  Genugtuung.  Doch  kommt  es  dem 
or  „spassig"  vor,  wenn  man  ihm  die  Freude  am  „Singen 
len  Zweigen"  stören  will.    Zuerst  möchte  man  wissen,  ob  er 

Bnndesvogel  oder  ein  freier  Vogel  sei,  indem  man  dem 
meinäichen  Bnndesvogel  gleichzeitig  mit  dem  Finger  droht. 
:hdem  von  ofäzieller  Seite  bezeugt  ist,  dass  dieser  Sänger  in 
n  nur  von  weitem  bekannt  ist,  droht  man  ihm  erst  recht, 
m  er  aus  freien  Stücken  ein  patriotisches  Liedcheu  singt. 

Der  Verfasser  des  Jahrbuchs  ist  der  Ansicht,  dass  eine  ein- 
Jiche  Gestaltung  des  Volksschulwesens  in  der  Schweiz  ohne 
;ksicht  auf  die  bisherige  Entwicklung,  sowie  auf  die  Verschieden- 
;en  des  Landes  und  des  Volkes  ebenso  unglücklich  wäre,  wenn 
1  sie  vornehmen  könnte,  al.s_  unmöglich,  wenn  man  sie  vor- 
men  wollte.    Er  hat  aber  die  Überzeugung,  dass  die  Erstarkung 

nationalen  Gleistes  in  unserm  Vaterlande,  die  Entwicklung  des 
neinsinns  und  die  Festigung  der  sittlichen  Kraft  in  unserm 
ke  am  wirksamsten  durch  die  allgemeine  Volksschule  geschehen 
in,  und  dass  die  Öffentlichkeit  (Gemeinde,  Kantone  und  Eid- 
ossenschaft)  der  Erziehung  der  Jugend  und  des  Volkes  erhöhte 
gfalt  und  intensivere    Unterstützung  angedeihen  lassen  muss, 

dies  bisher  der  Fall  war,  wenn  unser  kleines  Land  auf  die 
ler  seiner  grossen  Aufgabe,  ein  schützender  Fels  im  wogenden 
3re  zu  sein,  sich  gewachsen  erweisen  soll.  In  diesem  Sinne 
ürfen  wir  alle  der  Förderung,  gehören  wir  alle,  Grosse  und 
ine,  zu  den  Schwachen,  welche  der  Hülfe  und  Anregung  des 
rkeren  Ganzen  nicht  entbehren  können. 

Auf  diesem  Boden  reicht  der  Verfasser  des  Jahrbuches  den 
iständigen  Eidgenossen  in  den  schönen  Bergkantonen  die 
id  zur  gemeinsamen  Arbeit  an  der  Entwicklung  des  schweize- 
ihen  Volksschulwesens. 

Zum  Schlüsse  spreche  ich  den  Vorständen  der  kantonalen 
iehnngsdirektionen,  sowie  den  übrigen  Freunden  und  stillen 
arbeitern  des  Jahrbuchs  für  geföilige  Hülfeleistung  an  der  mühe~ 
[en  Arbeit  meinen  herzlichsten  Dank  aus.  C.  G. 
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Erster  Teil. 


Allgemeiner  Jahresbericht 

über  das 

Unterrichtswesen  in   der  Schweiz 

im  Jahr  1890, 

Erster  Abschnitt. 

Die  Lehrerbildnngsanstalten  in  der  Schweiz. 


Über  die  Lehrerbildungsanstalten  in  der  Schweiz  sind  von  Real- 
lehi-er  J.  J.  Schlegel  in  St.  Gallen  in  den  Jahren  1870  und  1875 
zwei  Arbeiten  veröffentlicht  worden,  welche  sich  auf  den  Bestand 
des  Seminarwesens  in  den  Schuljahren  1868/69  und  1871/72  be- 
zogen. Die  erste  dieser  Publikationen  berührte  mehr  die  päda- 
gogische und  geschichtliche  Seite,  die  zweite  stellte  das  statistische 
Material  in  den  Vordergrund.  Die  letztere  war  durch  den  Be- 
arbeiter der  Schulstatistik  für  die  Wiener  Weltausstellung  im  Jahr 
1871,  Prof.  Dr.  Kinkelin  in  Basel,  hervorgerufen  und  bildete  einen 
Teil  (V)  der  im  Jahr  1875  teilweise  publizirten  Statistik  des  Unter- 
richtswesens in  der  Schweiz.  Eine  neuere  Darstellung  der  Seminar- 
verhältnisse findet  sich  in  der  ünterrichtsstatistik  für  die  Schweiz. 
Landesausstellung  im  Jahr  1883,  welche  den  Verfasser  des  Jahr- 
buchs und  Prof.  Dr.  0.  Hunziker  in  Zürich  zu  Autoren  hat,  wobei 
die  Seminarien  unter  die  höheren  Schulen  der  einzelnen  Kantone 
eingereiht  wurden  und  die  faktischen  SeminarverhältnLsse  des 
Schuljahres  1881/82  zur  Berücksichtigung  kamen. 

Die  nachfolgende  Abhandlung  wird  in  teilweiser  Abweichung 
von  den  bisherigen  Arbeiten  weniger  die  einzelnen  Lehrer- 
büdungsanstalten,  als  die  Vergleichung  derselben  in  den  Vorder- 
grund stellen  und  die  Frage  auf  den  allgemein  schweizerischen 
Boden  zu  stellen  versuchen.  Eine  neue  Arbeit  über  die  Lehrer- 
bildungsanstalten dürfte  gegenwärtig,  nach  Verfluss  eines  Dezen- 
niums seit  der  letzten,  um  so  mehr  am  Platze  sein,  weil  zur  Zeit 
in  einer  Reihe  von  Kantonen  die  Lehrerbildungsfrage  wieder  zum 
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istand  von  Beratungen  im  Schosse  der  Bebördeu  und  von 
icher  Besprechung  in  den  pädagogischen  und  politischen 
blättern  geworden  ist. 

»er  Verfasser  glaubt  sowohl  den  kantonalen  Behörden,  welche 
)erufen  sind,  über  eine  gesunde  Weiterentwicklung  der  Heran- 
g  ihrer  Volksschnllehrer  zu  wachen,  sowie  den  SemJnar- 
nden,  welche  Verbesserungen  anzuregen  und  weiter  zu  leiten 
,  einen  Dienst  zu  erweisen,  wenn  er  das  Jahrbuch  1890  mit  einer 
leinen  Orlentirung  über  die  gegenwärtigen  Verhältnisse  der 
rbildungsanstalten  in  der  Schweiz  einleitet. 
[iebei  fühlt  er  sich  verpflichtet,  allen  denjenigen  herzlich  zu 
n,  welche  ihm  bei  dieser  weitschichtigen  Arbeit  hiilfreiche 
geboten  haben.  Wie  in  früheren  Publikationen  geschildert 
,  hat  der  Verfasser  auch  bei  Behandlung  dieser  Frage  Ver- 
ena Erfahrungen  gemacht.  Um  Zeit  zu  gewinnen,  wurden 
eschaffung  des  Materials  die  Vorstände  der  Lehrerbildnngs- 
ten  in  direktem  brieflichen  Verkehr  in  Anspruch  genommen, 
orgelegten  Fragen  beschränkten  sich  auf  die  Organisation 
plan,  Übuügsschule,  Zahl  der  Korse,  Beginn  und  Dauer  des 
ahrs,  Konvikt),  die  Lehrerschaft  (Zahl,  Anstellungs-  und 
lungsverhältnisse,  Direktion),  die  Schüler  (Zahl,  Alter,  Vor- 
g,  Schulgeld,  Stipendien  und  J'reiplätze,  Absenzen,  Vereine, 
tirung)  und  die  Einnahmen  und  Ausgaben  im  Jahr  1890. 
in  ganzen  ist  anerkennend  zu  bezeugen,  dass  die  Bereitwillig- 
er betrefi'enden  Vorstände  gegenüber  dem  freiwilligen  Arbeiter 
inste  der  schweizerischen  Volksschule,  welcher  keinerlei  offi- 
Macht  hinter  sich  weiss,  verhältnismässig  wenig  zn  wünschen 
liess.  An  einzelnen  Orten  musste  zwar  zwei,  ja  dreimal  er- 
und  gebeten  werden.  An  andern  wurden  die  Fragebogen 
t  und  waren  neuerdings  nachzuliefern,  das  Geschäft  wurde 
auch  in  aller  Eile  durch  EinUeferung  einiger  Drucksachen 
in,  ohne  genauer  zu  prüfen,  ob  dieselben  das  vom  Verfasser 
ischte  Material  auch  wirklich  enthalten.  Wer  aber  in  solchen 
n  Erfahrung  hat,  findet  das  Besultat  wohl  befriedigend,  wenn 
)  Vorständen  innert  6—8  Wochen  endlich  alle  zu  irgend  einer 
trt  gebracht  werden.  Mehrere  unter  ihnen,  es  sind  kaum  die 
enigsten  beschäftigten,  haben  eine  alle  Punkte  berührende 
Itige  Auskunft  erteilt. 

line  grössere  Anzahl  der  Lehrerbildungsanstalten  in  der 
iiz  verdankt  ihren  Ursprung  der  allgemeinen  Bewegung  in 
ireissigerjahren,  welche  zu  Gunsten  einer  bessern  Jugend- 
olksbUdung  durch  unsere  Gauen  ging. 
'ur  eine  derselben  reicht  in  das  vorige  Jahrhundert  und  eine 
i  Zwanzigerjahre  unseres  Jahrhunderts  zurück.  Die  nach- 
de  Übersicht  erteilt  Aufschlnss  über  die  Eröffnung  der  Se- 
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a.  Öffentliche  Seminarien. 

1775  Normalschule  des  Kantons  Luzern;') 
1822  Nonnalschule  in  Aarau; 

1832  Lehrerseminar  in  Eüsnacht  (Zürich); 

1833  Lehrerseminarien  in  Münchenbuchsee  (Bern),  Kreuzungen 
(Thurgau),  Lausanne  (VVaadt); 

1834  Lehrerseminar  in  Solothurn ; 

1837  Lehrerseminar  Pruntrut  (Bern),  Lehrerinnenseminarien  Dels- 
berg  (Bern)  und  Lausanne  (Waadt),  Lehrerseminar  Lugano, 
jetzt  Locarno  (Tessin); 

1838  Lehrerinnenseminar  Hindelbank  (Bern); 

1841  Einwohnermädchenschule  mit  Lehrerinnenseminar  in  Bern; 
1846  zwei   staatliche   Seminarien  für  deutsche   und   französische 

Lehrer  in  Sitten  (Wallis); 
1850  französische  Normalschule  für  Lehrerinnen  in  Sitten  (Wallis) ; 

1852  Normalschule  zu  Hauterive  (Freiburg),  Lehrerseminar  in 
Chur  (Graubünden); 

1853  deutsche  Normalschule  für  Lehrerinnen  in  Brieg  (Wallis), 
Normalschule  für  Lehrer  in  Rickenbach  (Schwyz); 

1856  Lehrerseminar  in  Rorschach  (St.  Gallen). 

1876  Lehrerinnenseminar  in  Zürich. 

1890  Seminar  für  Kindergärtnerinnen  in  Neuenburg. 

.  6.   Privatseminarien. 

1837  Lehrerseminar  in  Schiers  (Graubünden); 

1844  Lehrerinnenseminar  in  Menzingen  (Zug); 

1853  Neue  Mädchenschule  (Fortbildungsschule)  in  Bern ;  2) 

1856  Lehrerinnenseminar  in  Ingenbohl  (Schwyz);   Lehrerseminar 

in  Muristalden  (Bern); 
1866  Evangelische  Lehrerseminarien  in   Boudry,  jetzt  in  Peseux 

(Neuenburg) ; 
1869  Evangel.  Lehrerseminar  in  Unterstrass; 
1880  Kathol.  Lehrerseminar  in  Zug. 

Die  Kantone  Neuenburg  und  Genf  haben  die  Lehrer-  und 
Lehrerinnenbildung  von  jeher  nicht  in  eigentlichen  Seminarien. 
sondern  durch  Einrichtung  besonderer  Abteilungen  an  den  kanto- 
nalen Mittelschulen  gesucht. 

Zur  Zeit  bestehen  in  der  Schweiz  37  Bildungsanstalten,  welche 
entweder  ausschliesslich  oder  in  einer  ihrer  Abteilungen  im  Dienste 
der  Heranbildung  des  Lehrpersonals  für  die  schweizerische  Volks- 
schule stehen.  Hievon  gehören  22  der  deutschen,  13  der  fran- 
zösischen und  2  der  italienischen  Schweiz  an.  In  der  Einteilung 
aach  dem  Geschlechte  der  Schüler  ergeben  sich  13  Lehrerinnen-, 
^^  Lehrerseminarien  und  1  gemischtes  Seminar. 

0  Verlegung  nach  Hitzkirch  1838. 
«)  Gründung  der  Schule  1851. 
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L  Organisation. 

1,  Allgemeines. 

Nach  der  allgemeinen  Organisation  der  Lehrerbildungsanstalten 
können  zwei  Gruppen  unterschieden  werden. 

Die  erste  lehnt  sich  an  die  kantonalen  Mittelschulen  an.  Die 
künftigen  Volksschullehrer  erhalten  die  wissenschaftliche  Ausbil- 
dung geraeinsam  mit  den  jungen  Leuten,  welche  sich  für  den  Ein- 
tritt in  eine  Hochschule  oder  eine  höhere  technische  Schule  vor- 
bereiten oder  eine  Mittelschulbildung  für's  praktische  Leben  suchen 
(Zug,  Solothurn,  Chur,  Schiers,  Neuenburg,  Genf). 

An  diesen  Mittelschulen  mit  verschiedenen  Abteilungen  be- 
stehen meist  für  die  allgemeine  Vorbereitung  noch  Unter-  oder 
Sekundarklassen.  Doch  kommen  die  meisten  Schüler  der  päda- 
gogischen Sektion  nicht  aus  den  untern  Klassen  der  Anstalt  selbst, 
sondern  aus  den  allgemeinen  Volks-  und  Sekundärschulen  des 
ganzen  Kantons. 

Die  Lehrerinnenseminarien  dienen  in  der  Regel  nicht  aus- 
schliesslich der  Lehrerinnenbildung,  sondern  stehen  in  engerm  oder 
weitern  Zusammenhang  mit  höhern  Töchterschulen,  welche,  auf 
der  Sekundärschule  aufbauend,  allgemeine  Bildungsziele  anstreben 
(Zürich,  Bern  [2],  Ingenbohl,  Menzingen,  Freiburg,  Aarau,  Neuen- 
burg, Genf). 

Eine  dieser  Anstalten  (Zürich)  hat  in  den  letzten  Jahren  teil- 
weise auch  den  Charakter  einer  Gymnasialabteilung  angenommen^ 
indem  diejenigen  Schülerinnen,  welche  sich  für  die  Maturitäts- 
examen  an  der  Hochschule  vorbereiten  wollen,  soweit  nötig  in 
besondern  Kursen  diesem  Ziele  zugeführt  werden. 

Eine  andere  (Freiburg)  ist  vermöge  ihi*er  Organisation  erst 
als  ein  ,. werdendes"  Lehrerinnenseminar  zu  bezeichnen,  weil  sie 
nur  zwei  Sekundär-  und  zwei  Seminarklassen  enthält  und  die 
Schülerinnen  in  einem  so  jugendlichen  Alter  entlässt,  dass  sie 
zur  Führung  einer  Volksschule  kaum  als  genügend  ausgerüstet 
erscheinen  können. 

In  der  zweiten  Gruppe  finden  wir  zwei  Drittel  der  Gesamt- 
zahl der  Lehrerbildungsanstalten.  Sie  befassen  sich  auschliesslich 
mit  der  Lehrer-  und  Lehrerinnenbildung,  indem  sie,  an  die  all- 
gemeine Volksschule  oder  an  das  Lehrziel  der  Sekundärschule 
anknüpfend,  in  kürzerer  oder  längerer  Zeit  tüchtige  Lehrkräfte 
für  die  Primarschule  heranzubilden  suchen.  Auch  hier  finden  wir 
einzelne  mit  Vorbereitungsklassen  (Rickenbach,  Schiers,  Peseux). 

Gegenwärtig  steht  die  Frage,  ob  die  erste  oder  die  zweite 
dieser  Gruppen  den  zweckmässigem  Bildungsgang  einschlage,  in 
verschiedenen  gi'össeren  Kantonen  wieder  in  öffentlicher  Diskussion 
(Zürich,  Bern,  Aargau),  und  es  sind  in  jüngster  Zeit  zwei  Lehrer- 
seminarien  aus  der  letztern  zur  ersten  Gruppe  übergegangen  (Zug 
1887,  Solothurn  1888). 
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Wenn  die  Lösung  der  Volksschullehrerschaft  zustehen  würde, 
hätte  dieselbe  im  Kanton  Zürich  schon  längst  ^)  im  Sinne  des  An- 
schlusses an  die  kantonalen  Mittelschalen  stattgefunden,  aller- 
dings unter  gleichzeitiger  Forderung  geeigneter  Einrichtungen  für 
die  speziell  beruflichen  Fächer  an  einer  besondeni  Anstalt  oder 
an  der  Hochschule. 

Im  Kanton  Aargau  nimmt  die  Lehrerschaft  in  ihrer  starken 
Mehrheit  einen  ähnlichen  Standpunkt  ein,  indem  sie  in  wieder- 
holter Eingabe  an  den  Regierungsrat  und  an  den  Grossen  Rat 
den  Wunsch  ausgesprochen  hat,  dass  die  Lehrerbildungsanstalt  in 
die  Hauptstadt  verlegt  und  in  il\rem  allgemein  wissenschaftlichen 
Teil  mit  der  Kantonsschule  verbunden  werde.  Zwar  ist  im  Augen- 
blick, da  dieser  Bericht  in  Arbeit  liegt  2),  eine  neue  Anregung  vom 
Grossen  Rat  auf  Antrag  des  Regierungsrates  abermals  verworfen 
worden,  aber  die  Frage  dürfte  kaum  zur  Ruhe  kommen,  bis  den  ge- 
äusserten Wünschen  in  irgend  einer  Weise  Rechnung  getragen  wird. 

Auch  das  früher  allgemein  übliche  System  der  Trennung  der 
Lehrer-  von  der  Lehrerinnenbildung  ist  von  einer  Anstalt  durch- 
brochen worden,  indem  am  Staatsseminar  in  Küsnacht  (Zürich) 
seit  bald  zwei  Dezennien  (1873)  auch  Mädchen  aufgenommen 
Würden,  welche  nach  Absolvirung  eines  vierjährigen  gemeinschaft- 
lichen Bildungsganges  mit  den  Knaben  auch  dieselbe  Fähigkeits- 
prüfdng  bestehen  und  zum  grössern  Teil  später  auch  an  Volks- 
schulen mit  gemischten  Geschlechtern  unterrichten. 

2.  Einirittsalfer. 

Es  herrscht  eine  erfreuliche  Übereinstimmung  in  der  Anschau- 
ung, dass  diejenigen,  welche  zur  Leitung  der  Jugend-  und  Volks- 
bildung berufen  sind,  diese  schwere  Aufgabe  nicht  in  einem  zu 
jugendlichen  Alter  übernehmen  sollten. 

Die  Grosszahl  der  Seminarien  verlangt  für  den  Eintritt  das 
zurückgelegte  15.  Altersjahr.  Einzelne  derselben  schreiben  das  16. 
Altersjahr  vor:  Zug,  Thurgau,  Waadt,  Neuenburg  (Knaben),  Genf 
(Mädchen).  Das  Lehrerinnenseminar  Neuenburg  nimmt  sogar  die 
Schülerinnen  erst  nach  dem  17.  Altersjahr  auf.  In  dieser  Beziehung 
sind  allerdings  die  Verhältnisse  nicht  völlig  so  übereinstimmend, 
wie  sie  nach  der  übersichtlichen  Zusammenstellung  erscheinen. 
Die  Vorschriften  lauten  hie  und  da  etwas  unbestimmt  und  lassen 
verschiedene  Auslegung  zu;  immerhin  finden  in  der  Regel  Aus- 
nahmen nur  in  der  Weise  statt,  dass  ältere  und  nicht  jüngere 
Schüler  und  Schülerinnen  aufgenommen  werden,  als  die  gesetz- 
lichen Bestimmungen  vorschreiben.  Die  Ansicht  scheint  nahezu 
allgemein  zu  sein,  dass  die  künftigen  Volksschullehrer  nicht  in  den 
praktischen  Schuldienst  eintreten  sollten,  ehe  sie  das  zwanzigste 
Altersjahr  zurückgelegt  haben. 

0  Versammlung  der  Schnlsynode  von  1865,  1871  und  1887. 
*)  Anfang  Dezember  1891. 
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5.   Vorbildung, 

Die  Eeihe  der  Lehrerbildungsanstalten,  welche  von  den  ein- 
tretenden Schülern  nur  die  Kenntnisse  und  Fertigkeiten  verlangen, 
wie  sie  eine  Primarschule  bietet,  lichtet  sich  von  Dezennium  zu 
Dezennium  mehr  und  mehr.  Zur  Stunde  weist  auch, da,  wo  regle- 
mentarisch nicht  über  diese  Forderung  hinausgegangen  wird,  doch 
von  den  eintretenden  Schülern  bereits  eine  erfreuliche  Zahl  mehr 
oder  weniger  vollständige  Sekundarschulbildung  auf  (Bern,  Schwyz, 
Freiburg,  Graubünden,  Tessin,  Waadt,  Wallis). 

Die  Direktion  des  Lehrerseminars  Hofwyl  schreibt  in  ihrem 
Jahresbericht  (1884  bis  1888):  „Unter  den  Aufgenommenen  befinden 
sich  ungefähr  zwei  Drittel  Sekundarschüler  und  ein  Drittel  Primar- 
schüler.  Da  laut  Reglement  die  Prüfung  sich  nach  dem  Unterrichts- 
plan der  Primarschule  richtet,  so  war  es  auch  fähigen  und  wohl- 
vorbereiteten Primarschülern  möglich,  dieselbe  zu  bestehen.  Gute 
Sekundarschüler  haben  aber  auch  während  des  Kurses  einen  bedeu- 
tenden Vorsprung,  und  es  drängt  sich  die  Frage  immer  mehr  auf, 
ob  nicht  für  alle  eintretenden  Zöglinge  eine  gleichmässige  Vorbildung 
verlangt  werden  sollte,  welche  dann  als  sichere  Grundlage  für 
den  Seminarunterricht  dienen  könnte"  (Martig). 

Es  scheint,  dass  die  Privatseminarien  den  Aufnahmen  in  diesem 
Punkte  besondere  Sorgfalt  zuwenden.  Auch  in  denjenigen  Kantonen, 
wo  die  gesetzlichen  Vorschriften  die  Leistungen  einer  Primarschule 
als  genügend  bezeichnen,  wird  in  den  Privatseminarien  entweder 
durch  vorbereitenden  Unterricht  oder  durch  Unterstützung  tüchtiger 
Aspiranten  für  den  Besuch  einer  Sekundärschule  Vorsorge  getroffen, 
dass  die  eintretenden  Schüler  möglichst  bald  ein  gewisses  gleich- 
massiges  Niveau  der  Vorbildung  erreicht  haben,  damit  ohne  weitere 
Abschweifung  auf  die  Erfüllung  der  Prüfungsanforderungen  hinge- 
arbeitet werden  kann.  Sie  sehen  in  einer  guten  Vorbildung  ihrer 
Schüler  ein  Hauptmittel,  um  die  Konkurrenz  mit  den  Staats- 
seminarien  erfolgreich  bestehen  zu  können. 

Die  Lehrerseminarien  erhalten  häufig  auch  solche  Schüler, 
welche  erst  nach  dem  Eintritt  ins  praktische  Leben  aus  freiem 
Entschluss  und  innerm  Triebe  nachträglich  noch  den  Lehrerberuf 
ergreifen.  Diese  bringen  zwar  gewöhnlich  empfindliche  Lücken 
in  ihrem  Wissen  mit ;  aber  der  Ernst  und  der  Eifer,  mit  welchem 
sie  dem  selbstgewählten  Berufe  zustreben,  lässt  diese  altern  Lehr- 
amtszöglinge meist  bald  in  die  erste  Eeihe  vorrücken.  Es  ist 
überhaupt  eine  erfreuliche  Wahrnehmung;  dass  der  Lehrerstand 
sich  aus  allen  Gegenden  des  Landes  rekrutirt.  Wenn  man  die 
Listen  der  neu  eintretenden  Schüler  nach  dem  Orte,  wo  sie  ihre 
erste  Schulbildung  erhalten  haben,  näher  ins  Aiige  fasst,  so  sind 
grosse  und  kleine  Ortschaften,  Berg  und  Tal  vertreten,  Stadt 
und  Land  schicken  ihre  Söhne  und  Töchter,  um  Teil  zu  nehmen 
an  der  Jugend-  und  Volksbildung  und  auch  die  geringsten,  welt- 
verlorenen Dörfchen  sind  hiebei  nicht  zurückgeblieben. 
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4.  Zahl,  Beginn  und  Dauer  der  Kurse. 

Die  Zahl  der  Jahreskurse,  welche  auf  die  Lehrer-  oder 
Lebrerinnenbildung  verwendet  wird,  steigt  von  1 — 4.  Es  ergeben 
sich  10  Anstalten  mit  4,  2  mit  3V2>  18  mit  3,  5  mit  2  und  2  mit 
einem  Jahreskurs.  Die  Ungleichheit  wird  etwas  weniger  auffällig, 
wenn  man  bedenkt,  dass  von  den  18  Seminarien  mit  drei  Jahres- 
kursen vier  an  das  zurückgelegte  16.  Altersjahr  anschliessen,  ebenso 
eine  Anstalt  mit  zwei  Jahreskursen,  und  dass  das  Lehrerinnen- 
seminar in  Neuenbürg  (section  institutrices  du  Gymnase  cantonal) 
die  Schülerinnen  erst  nach  voUendetem  17.  Altersjahr  aufiiimmt. 
Immerhin  scheint  der  Masstab,  den  man  an  die  Bildung  eines 
Volksschullehrers  legt,  nicht  minder  verschieden  zu  sein,  als  die 
Wertung  der  Kenntnisse  und  Fertigkeiten,  w^elche  die  allgemeine 
Volksschule  den  in  das  praktische  Leben  eintretenden  Kindern 
mitgibt,  oder  als  die  Wertschätzung  der  Arbeit  des  Volksschul- 
lehrers überhaupt. 

Es  ist  im  Läufe  des  letzten  Dezenniums  in  einzelnen  Kan- 
tonen das  Bestreben  zu  Tage  getreten,  die  Unterrichtszeit  an  den 
Lehrerseminarien  abzukürzen.  Doch  haben  diese  Bemühungen  bis 
heute  keinen  wesentlichen  Erfolg  gehabt.  Nur  im  Kanton  Bern 
ist  die  im  Jahr  1880  beschlossene  Erweiterung  des  Unterrichts- 
programmes  am  Staatsseminar  in  Hofwyl  von  drei  auf  vier  Jahres- 
kmse  nicht  zur  Durchführung  gelangt,  indem  die  betreffende  Klasse 
anter  dem  Druck  momentanen  Ldirermangels  schon  im  Herbst  1883 
zur  Patentprüfung  zugelassen  wurde,  worauf  durch  Beschluss  des 
Regierungsrates  vom  30.  Januar  das  Seminar  bleibend  3V2  J^-hres- 
karse  erhielt.  Im  Jahresberichte  des  Seminardirektors  1883/84 
wird  das  Bedauern  ausgesprochen,  dass  der  von  der  Lehrerschaft 
angestrebte  vierjährige  Kurs  nicht  erreicht  werden  konnte.  Im 
Kanton  Aar  gau  wurde  die  Anregung  gemacht,  den  vierten  (obersten) 
Jahreskurs  am  Staatsseminar  zu  Wettingen  fallen  zu  lassen  und 
die  Seminarbildung  auf  drei  Jahre  einzuschränken.  Doch  hat  die 
lebhaft«  Einsprache  von  Seiten  der  Lehrerschaft  und  der  Behörden 
bisher  mit  Erfolg  Widerstand  geleistet,  ja  es  sind  in  jüngster 
Zeit  Bestrebungen  in  den  Vordergrund  getreten,  welche  den  ün- 
terrichtsplan  am  Lehrerinnenseminar  in  Aarau  demjenigen  des 
Staatsseminars  entsprechend  auf  vier  Jahreskurse  zu  erweitern 
wünschen. 

Im  Kanton  Zürich  haben  vereinzelte  Stimmen,  welche  sich  für 
Abkürzung  der  Studienzeit  äusserten,  keinerlei  Boden  gefunden. 

Im  Kanton  Thurgau  sind  umgekehrt  wiederholt  Anstren- 
gungen gemacht  worden,  den  dreijährigen  Bildungskurs  für  Primar- 
lehrer  auf  vier  Jahre  zu  erweitern.  Ein  bezüglicher  Gesetzes- 
entwurf  wurde  jedoch  im  Jahr  1873  in  der  Volksabstimmung  ver- 
'Worfen.  Die  Seminarlehrerschaft  machte  im  Jahr  1882  eine  neue 
Anregung.  Mit  der  Einführung  des  vierten  Kurses,  so  lautete  die 
Begründung,  käme  bald  ein  Schuljahr,  in  welchem  kein  Zögling 
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JH.  und  dadurch  würde  eher  eine  Ausgleichung  erfolgen 
in  der  Zahl  der  disponiblen  Lehrkräfte  und  derjenigen  der 
itzenden  Stellen.  Für  die  Zöglinge,  welche  jetzt  nach  drei 
austreten,  ohne  Anstellnng  zu  finden,  wäre  durch  den  vierten 
idenfalls  besser  gesorgt  und  damit  zugleich  der  Schule  un- 
mehr  gedient;  die  Anforderungen  an  die  Lehrerbildung 
1  sich  von  Jahr  zu  Jahr,  so  dass  dieselben  in  drei  Jahren 
lehr  in  befriedigender  AVeise   zu  bewältigen  sind;    in  der 

Zeit  ist  auch  in  andern  Kantonen  die  Ausdehnung  des 
rkurses  in  Anregung  gebracht  und  z.  B.  in  Bern  bereits 
iführt  worden.     (Kebsamen). 

e  Behörde  glaubte  jedoch  mit  einer  Wiedererwägung  des 
1  Projektes  so  lange  zuwarten  zu  sollen,  „bis  sich  die  Frage 
äflihrnng  des  Art.  27  der  Bundesverfassung  auf  dem  Gebiete 
Igen.  Gesetzgebung  eioigermassen  abgeklärt  habe". 
e  Kurse  beginnen  in  20  Seminarien  im  Frühjahr  (April  oder 
1  17  im  Herbst  (September  oder  Oktober).  In  der  Süd-,  West- 
nerscliweiz  findet  in  der  Regel  das  letztere  statt,  nur  die 
e  Bern,  Schwyz  und  Waadt  haben  sich  in  dieser  Beziehung 
tschweiz  angeschlossen,  während  hinwiederum  im  Kanton 
mden  der  Kurs  am  Staatsseminar  im  Herbst  und  am  Privat- 
r  in  Schiers  mit  den  übrigen  ostschweizerischen  Seminarien 
Shjahr  beginnt.  Im  Seminar  Hofwyl  (Bern)  besteht  die 
;imlichkeit,  dass  zwar  der  Eintritt  neuer  -Schüler  im  Früh- 
attfindet,  dagegen  das  Schuljahr  doch  von  Herbst  zu  Herbst 
let  wird,  indem  der  erste  Kurs  nur  halbjährig  ist. 
e  Ferien  dauern  ziemlich  übereinstimmend  zehn  Wochen, 
fei  Seminarien  (Kreuzungen  und  Unterstrass)  geben  weniger 
1  9  Wochen  Ferien  an.  Solothurn  und  Muristalden  haben 
;zkirch,  Locarno  (2),  Sitten  (2),  Brieg  je  12  Wochen  Ferien. 
atern  drei  beginnen  ihre  Kurse  im  Oktober  und  lassen  sie 
rbrochen  andauern  bis  im  Juli,  sodass  neun  Schul-  und  drei 
nonate  entstehen.  Da  diese  Anstalten  Konvikteinrichtung 
werden  die  Schüler  für  die  Dauer  der  Ferien  nach  Hause 
en.  Im  Falle  des  Verbleibens  in  der  Anstalt  wird  für  diese 
in  Kostgeld  verrechnet.  An  den  übrigen  Seminarien  sind 
rien  in  der  Kegel  so  verteilt,  dass  zwei  Wochen  auf  den 
lg,  vier  Wochen  in  den  Sommer  und  zwei  Wochen  in  den 

verlegt  werden.  Ebenso  fällt  der  Unterricht  gewöhnlich 
wischen  Weihnachten  und  Neujahr  aus.  Im  Kanton  Wallis 
.  bei  Beginn  des  ordentlichen  Jahreskurses  im  September  zwei 
[che  Wiederholungskurse  mit  bereits  angestdlten  Lehrern 
jhrerinnen  abgehalten.  Hiebei  fällt  der  Untenicht  für  die 
Jahresabteüung  der  Schüler  weg,  so  dass  die  letztem  bis 
jmber  B>rien  haben,  während  an  der  obem  Abteilung  schon 
September  mit  dem  Unterricht  begonnen  wii-d. 
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5,   Unterricht, 
a.  Allgemeine  Bildung. 

Der  Religionsunterricht  umfasst  2 — 4  wöchentliche  Stunden 
durch  die  verschiedenen  Jahreskurse  hindurch.  An  den  Seminarien 
in  Küsnaclit  und  Zürich  wird  derselbe  auf  die  Religionsgeschichte 
beschränkt.  Die  Programme  der  öffentlichen  Schulen  in  Neuen- 
bui-g  und  Genf  enthalten  keinen  Religionsuntemcht,  indem  der- 
selbe der  Familie  und  den  religiösen  Genossenschaften  überlassen 
bleibt.  An  einzelnen  Seminarien  (Hindelbank,  Bern  [neue  Mädchen- 
schule], Muristalden)  wird  auch  Methodik  des  Religionsunterrichts, 
verbunden  mit  praktischen  Übungen,  erteilt.  Die  Privatseminarien 
weisen  dem  Religionsuntemcht  in  der  Regel  eine  vermehrte  Stunden- 
zahl zu,  indem  sie  darin  die  Unterscheidung  von  den  öffentlichen 
Lehrerbildungsanstalten  suchen. 

Der  Sprachunterricht  steht  mit  5 — 10  wöchentlichen  Stunden 
in  den  einzelnen  Jahreskui^en  an  sämtlichen  Seminarien  im  Vorder- 
grund. Die  Muttersprache  tritt  an  den  Anstalten  der  französischen 
und  italienischen  Schweiz  mit  noch  grösserem  Gewicht  auf  als  in 
der  deutschen,  wo  die  naturwissenschaftlichen  und  mathematischen 
Fächer  im  gleichen  Rang  neben  ihr  stehen,  ja  teilweise  noch 
höhere  Stundenzahlen  aufweisen.  Dagegen  werden  an  den  deutsch- 
schweizerischen Seminarien  fremde  Sprachen  im  allgemeinen  mit 
grösserer  Intensität  betrieben  als  an  den  französischen.  Alle  Se- 
minarien mit  Ausnahme  des  Lehrerseminars  in  Hauterive  und  der 
Lebrerinnenseminarien  in  Lausanne,  Sitten  und  Brieg  pflegen  eine 
zweite  Sprache  und  zwar  die  deutschen  und  italienischen  die 
franzosische  und  die  französischen  die  deutsche  Sprache.  Im 
Lehrerseminar  in  Locarno  wird  überdies  als  zweite  Fremdsprache 
das  Deutsche  als  fakultatives  Fach  betrieben. 

Eine  ausnahmsweise  Stellung  in  Beziehung  auf  den  Fremd- 
sprachenunteiTicht  nimmt  die  pädagogische  Abteilung  für  Lehrer 
am  College  zu  Genf  ein.  Im  Lehrplan  dieser  Anstalt  erscheint 
das  Deutsche  durch  die  vier  Jahreskurse  hindurch  mit  mehr  wöchent- 
lichen Unterrichtsstunden  (5)  als  das  Französische  (4).  Dies  hat 
wohl  seine  Ureache  nicht  blos  darin,  dass  durch  das  neue  Unter- 
richtsgesetz dieses  Kantons  der  deutschen  Sprache  auch  in  der 
Primarschule  eine  Stellung  angewiesen  wurde,  sondern  man  will 
ohne  Zweifel  ermöglichen,  dass  die  jungen  Lehrer  im  Notfall  ausser- 
halb der  engen  Grenzen  des  Heimatkantons,  in  andern  Kantonen 
and  im  Auslande,  geeignete  Verwendung  im  öffentlichen  oder  pri- 
vaten Schuldienst  finden  können. 

Italienisch  flgurirt  in  den  Lehrplänen  der  Lebrerinnensemina- 
rien Menzingen  und  Aarau  und  des  Lehrerseminars  Schiers,  Avird 
iber  an  diesen  Schulen  wohl  eher  von  solchen  Schülern  und  Schüle- 
innen  besucht,  welche  nicht  den  Lehrerberuf  ergreifen  wollen. 
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e  englische  Sprache  wird  als  fakultatives  Fach  betrieben 
ei  Lehrerseniinarien  (Küsnacht,  Schiers)  und  an  sechs 
innenseminarien    (Züricli,    Bern   [2],    Menzingen,    Freibiirg, 

Lkultativer  Unterricht  in  lateinischer  Sprache  besteht  an 
ninarien  Küsnacht  und  Zürich,  an  letzterer  Anstalt  jedoch  vor- 
ige für  künftige  Studirende  an  der  Hochschule.  Von  welcher 
ung  das  Studium  dieser  Sprache  auch  für  künftige  Lehrer 
weist  folgende  Bemerkung  des  Direktors  des  College  in 
„Bien  souvent  i!  me  vient  des  demandes  pour  de  prßeepteurs 
itranger,  ä  la  condition  que  le  jeune  homme  que  je  designerais, 
des  6tudes  c'est-ä-dire  puisse  enseigner  le  latiu  au  moins  — 
;  section  pMagogique  n'a  pas  d'enseignement  de  cette  langue. 
je  fais  valoir  les  r^sultats  obtenus  aux  examens  de  sortie 
repond  qu'ils  n'ont  pas  la  culture  d^siree.  D  ne  reste  donc 
is  jeunes  gens  que  la  can-iere  de  renseignenient  prünaii-e". 
Itre.) 

im  Fache  der  Mathematik  ist  an  den  verschiedenen  Se- 
;n  eine  sehr  ungleiche  Unterrichtszeit  eingeräumt.  Die  durch- 
liche  wöchentliche  Stundenzahl  per  Jalireskurs  bewegt  sich 
jn  3  (Neuch&tel,  section  institutrices)  und  5Vj  Stunden 
cht).  An  den  Lehrerseniinarien  wird  dieses  Fach  in  der 
mit  grösserer  Stundenzahl  betrieben  als  an  den  Lehrerinnen- 
rien.  Eine  Ausnalime  macht  hierin  nur  das  Lehrerinnen- 
r  Zürich,  welches  mit  Kücksicht  auf  die  gleichen  Auforde- 
der  Fähigkeitsprüfung,  ausgenommen  im  Feldmessen,  auch 
nach  dem  Staatsseminar  in  Küsnacht  sich  zu  richten  hat. 
chsten  in  der  Stundenzahl  stehen  die  vierkursigen  Seminarien 
ht  (22),  Unterstrass  (21),  Zürich,  Solothurn  und  Wettingen 
im  wenigsten  Stunden  weisen  auf  die  Lehrerinnensenunarien 
■g  und  Lausanne  (9),  Locarno  (8),  Genf  (7),  Neuenburg  (3) 
i  Lehrerseminar  Neuenburg  (8).  Zur  Mathematik  wurde  Mebei 
e  Eechnungs-  und  Buchführung  gezählt,  welclie  an  einzelnen 
bildungsanstalten  (Ingenbohl,  Menzingen,  Hauterive,  Freibnrg, 
ngen,  Locamo,  Neuenburg,  Genf,  Peseui)  als  selbständiges 
ufgeiiihrt,  an  andern  dagegen  mit  verschiedenen  Fächern  ver- 
wird (mit  Arithmetik  in  Hitzkirch,  mit  Schreiben  in  Muri- 
).  Eine  Anzahl  von  Seminarien  gehen  im  Umfang  dieses 
chts  nicht  über  den  Stoff  hinaus,  welcher  in  einer  ans- 
ten  Primarschule  gelehrt  wird,  während  einzelne  andere 
em  Punkte  den  Charakter  eigentlicher  Mittelschulen  ange- 
a  haben,  um  den  unmittelbaren  Uebertritt  an  die  Hochschule 
Oglichen. 

ir  naturwissenschaftliche  Unterricht  fehlt  gänzlich  in 
hrerinnenseminarien  des  Kantons  Wallis.  In  den  Lehrplänen 
rigen  Anstalten  tritt  derselbe  mit  sehr  verschiedenem  Öe- 
auf.    Das  Lehrerseminar  in  Küsnacht  (20  Standen)  und 
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die  section  p^dagogique  du  College  de  Genfeve  (18  Stunden)  stehen 
mit  ihrer  Stundenzahl  in  diesem  Fache  in  erster  Reihe.  Dann  folgen 
das  Lehrerinnenseminar  Zürich  und  das  Lehrerseminar  Wettingen 
(17  Stunden).  Von  einem  eigentlichen  Laboratorium,  wo  die  Schüler 
wenigstens  zur  Handhabung  der  wichtigsten  physikalischen  und 
chemischen  Apparate  und  zu  Versuchen  angeleitet  werden,  wird 
nur  gemeldet  aus  den  Lehrerbildungsanstalten  Küsnacht,  Zürich, 
Hofwyl,  Genf.  Bescheidenere  Einrichtungen  sind  indes  wohl  auch 
noch  anderwärts  vorhanden. 

An  verschiedenen  Orten  tritt  die  Hygieine  als  besonderes 
naturwissenschaftliches  Fach  auf  (Hauterive,  Locarno,  Lausanne, 
Genf).  In  andern  Ynrd  sie  in  den  übrigen  naturkundlichen  Unter- 
richt in  geeigneter  Weise  eingeflochten  (Küsnacht,  Zürich,  Schiers). 

Land  Wirtschaftslehre  wird  ebenfalls  an  mehreren  Semi- 
narien  betrieben :  Hitzkirch,  Hofwyl,  Delömont,  Muristalden,  Haute- 
rive, Zug  (Obstbaumzucht),  Solothum  (Obstbau),  Rorschach,  Chur, 
Wettingen,  Sitten. 

Wo  theoretischer  Unterricht  in  Landwirtschaft  erteilt  wird, 
findet  gewöhnlich  auch  praktische  Betätigung  im  Garten  und  auf 
dem  Felde  statt. 

Zu  den  landwirtschaftlichen  Arbeiten  werden  Schüler 
herbeigezogen  an  den  Seminarien:  Hofwyl,  Pruntrut,  Muristalden, 
Eickenbach,  Zug,  Hauterive,  Rorschach,  Chur,  Wettingen,  Kreuz- 
linoren,  Sitten.  An  dem  Lehrerseminar  des  Kantons  Wallis  besteht 
der  ganze  naturwissenschaftliche  Unterricht  in  Belehrungen  über 
Landwirtschaft  und  Viehzucht  (Wiesen-,  Obst-,  Gemüsebau,  Kultur 
der  Nutzpflanzen,  Viehzucht,  Milchwirtschaft  etc.). 

Dem  geschichtlichen  und  geographischen  Unterricht 
wird  im  allgemeinen  überall  eine  gleichmässige  Pflege  gewidmet.  Die 
wöchentlichen  Stundenzahlen  zeigen  in  diesen  Fächern  keine  so 
bedeutenden  Schwankungen  wie  im  naturkundlichen  Unterricht. 
In  den  meisten  Lehrplänen  ist  die  Geschichte  mit  drei,  die  Geo- 
graphie mit  zwei  wöchentlichen  Stunden  im  Jahr  aufgeführt.  Wo 
auch  mathematische  und  physikalische  Geographie  als  besondere 
Fächer  auftreten,  wird  hie  und  da  jene  zur  Mathematik,  diese  zur 
Naturkunde  gerechnet.  Die  Schweizergeschichte  und  die 
Schweizergeographie  stehen  naturgemäss  im  Vordergrund  der 
Behandlung. 

In  den  Seminarien  der  Westschweiz  w^ird  der  bürgerliche 
Unterricht  (instruction  civique)  als  besonderes  Fach  behandelt 
(Hauterive,  Solothum^  Waadt,  Sitten,  Neuenburg,  Genf),  während 
die  Vaterlands-,  Gesetzes-  und  Verfassungskunde  in  den 
deutschen  Seminarien  meist  mit  dem  geschichtlichen  und  geogra- 
phischen Unterricht  verschmolzen  oder  im  Zusammenhang  als  Ab- 
schluss  des  letztern  behandelt  wird  (Küsnacht,  Hofw7l,  Rickenbach, 
Hitzkirch,  Wettingen).  Einzelne  Lehrpläne  haben  auch  ausdrück- 
'ich  die  Kenntnis  der  Bundesverfassung  als  Forderung  aufgenommen. 
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irt  indes,  dass  auch  an  den  Seiiiinaiien  —  wie  an  den 
liulen  —  etwa  die  Lehrpläne  zi^ar  die  Berücksichtignng 
verliehen  Verhältnisse  verlangen,  dass  aber  in  Wirklichkeit 
Mangel  an  Zeit"  die  Erwerbung  dieser  Kenntnisse  der 
tigkeit  und  dem  praktischen  Leben  überlassen  werde.  Da- 
cheint immer  mehr  die  Erkenntnis  sich  zu  verbreiten,  dass 
hichtlichen  und  geographischen  Unterricht  die  Anfspeiclie- 
!r  Namen,  Daten  und  Zahlen  nicht  die  Hauptsache  ist. 
das  Verständnis  und  der  Einblick  in  die  Dinge  selbst  und 
ibesondere  auch  die  kulturgeschichtlichen  Momente  beriick- 
werden  müssen, 

r  Gesangnnterricht  nimmt  in  allen  Seminarien  eine  her- 
nde  Stellung  ein,  indem  die  wöchentliche  Stundenzahl  bis 
'  im  Jahr  ansteigt. 

I  Instrumentalmusik  ist  an  neun  Lehrerinnenseminaneu 
;],  Aarau,  Locamo,  Lausanne,  Brieg,  Sitten,  Neuenbürg,  Genf) 
zwei  Lehrerseminarien  (Sitten  und  Neuenbürg)  gar  nicht, 

Anstalten  (Mädchenschule  Freiburg  und  Lehrerseminar 
<)  nur  als  fakultatives  Fach  vertreten.  An  den  übrigen 
ien  ist  in  der  Regel  ein  Instrument  mit  zwei  wöchent- 
itunden  obligatoi-isch  und  ein  zweites  fakultativ.  Von  den 
enten  steht  die  Violine  obenan,  dann  folgen  Oi^el,  Elavier. 
ium  und  Zither,  letztere  in  einzelnen  Lehreiinnenseminarien 
sraat. 

s  Zeichnen  nmfasst  überall  in  den  einzelnen  Seminarien 
ens  zwei  wöchentliche  Stunden  im  Jahr.  In  erster  Eeilie 
Küsnacht,  Unterstrass  und  Solothum  mit  zusammen  12, 
le  (Lehrer)  mit  11,  Zürich  (Lehrerinneu)  mit  10  wöchent- 
itunden.     Auch  an  andern  Anstalten  wird  diesem  Fach  in 

Zeit  vermehrte  Sorgfalt  zugewendet,  da  man  dessen  Be- 
'  für  Handwerk  und  Gewerbe  immer  allgemeiner  einzusehen 

r  Schreibnnterricht  wird  in  sehr  verschiedener  Ausdeh- 
iübt.  Während  an  einzelnen  Schulen  nur  ein  Schreibkurs 
;ammen  ungeföhr  einer  Jahresstunde  stattfindet  (Zürich, 
»,  Genf),  in  andern  dieser  Unterricht  mit  demjenigen  der 
Itung  verbunden  wird  (Piimtrut),  steigt  die  wöchentliche 
Stundenzahl  in  andern  bis  auf  sieben  (Rickenbach,  Lausaune 
],  Menzingen). 

Turnen  besteht  eine  etwelche  eidgenössische  Aufsicht, 
lach  früher  einmal  erfolgter  Inspektion  seither  wenigstens 
ch  durch  das  Schweiz.  Militärdepartement  von  den  kanto- 
Irziehungsdirektionen  nach  gegebenem  Schema  ein  statistl- 
lericht  einverlangt  wird.  Grosse  Förderung  erfälirt  Medorch 
munterricht  an  den  Seminarien  allerdings  nicht,  bis  der 
fche  Voninterricht  in  den  Kantonen  vom  Bunde  endlich  mit 
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Eat  und  Tat  unterstützt  wird.  Aber  dieses  eidgenössische  Auf- 
sehen bewirkt  doch,  dass  die  kantonale  Auftnerksamkeit  jälirlich 
einmal  auf  dieses  Fachgebiet  gelenkt  wird.  Die  wöchentliche  Stunden- 
zahl ist  auch  viel  gleichmässiger  als  in  den  meisten  andern  Fächern 
(zwei). 

Immerhin  haben  noch  mehrere  Lehrerinnenseminarien  dieses 
Fach  nicht  ins  Unterrichts programm  aufgenommen  (Brieg,  Sitten, 
Ingenbohl  und  Menzingen). 

Wo  die  Lehrerseminarien  besondere  Abteilungen  von  Mittel- 
schulen bilden  (Chur,  Solothum),  nehmen  auch  die  Semlnarien  an 
den  militärischen  Übungen  teil. 

Unter  den  Handarbeiten,  welche,  abgesehen  von  allfaUigen 
landwirtschaftlichen  Arbeiten,  an  Lehrerseminarien  betrieben  werden, 
hat  sich  in  den  letzten  Jahren  der  Handfertigkeitsunterricht 
für  Knaben  einzubürgern  angefangen  (Hofwyl,  Pruntrut,  Muristalden, 
Locamo,  Lausanne,  Neuenburg,  Genf).  Derselbe  tritt  in  den  be- 
treffenden Anstalten  meist  in  den  obem  Klassen  mit  2 — 4  wöchent- 
lichen Stunden  auf  und  bezweckt,  der  Einführung  manueller  Be- 
tätigung in  der  allgemeinen  Volksschule  die  Wege  zu  ebnen. 

Mit  den  Handarbeiten  der  Mädchen,  welche  an  sämtlichen 
Lehrererinnenseminarien,  mit  Ausnahme  derjenigen  von  Zürich  und 
Aarau,  mit  3 — 4  wöchentlichen  Stunden  eingeführt  sind,  ist  in  der 
Regel  auch  theoretischer  Unterricht  in  der  Haushaltungskunde 
verbunden.  Von  der  frühem  Einrichtung,  während  des  Unterrichts  in 
den  weiblichen  Arbeiten  gleichzeitig  noch  ein  anderes  Fach  zu  betrei- 
ben (Französisch  etc.),  finden  sich  nur  noch  vereinzelte  Spuren  vor. 

In  der  Mädchenschule  Freiburg  wird  ausser  den  gewöhnlichen 
Handarbeiten  noch  das  Kochen,  Plätten,  Zuschneiden  be- 
trieben. 

b.  Berufliche  Bildung. 

Die  berufliche  Ausrüstung  der  künftigen  Volksschullehrer 
kommt  aus  verschiedenen  Gründen  an  den  meisten  Lehrerseminarien 
nicht  zu  der  wünschbaren  Geltung.  Einmal  ist  die  Bildungszeit  über- 
haupt zu  kurz,  um  den  Schülern  neben  einer  gewissen  Sicherheit 
in  der  Beherrschung  des  allgemeinen  Unterrichtsstoffes  auch  noch 
einlässliche  Einführung  in  die  Praxis  bieten  zu  können.  Im  weitern 
stehen  die  Schulkandidaten  während  der  Seminarzeit  noch  in  einem 
so  jugendlichen  Alter,  dass  sie  die  gebotene  Psychologie  und  Me- 
thodik nicht  gehörig  zu  erfassen  und  zu  verarbeiten  vermögen. 
Femer  ist  auch  die  Materie  an  und  für  sich  selbst  so  schwierig, 
dass  sie  auch  unter  den  Lehrenden  nicht  immer  die  geeigneten 
Vertreter  findet.  Endlich  sind  die  vorhandenen  Einrichtungen  zur 
praktischen  Anleitung  noch  vielerorts  sehr  mangelhaft  und  können 
schon  aus  diesem  Grande  nicht  den  gehofften  Erfolg  haben. 
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n  dem  an  die  Vorstände  gericliteten  Schema  wurde  den 
ienden  Vorkehrungen  zur  Einführung  in  den  praktischen 
dienst  besonders  nachgefragt.  Um  der  Bedeutung  der  Sache 
1  sollen  die  erhaltenen  Aufschlüsse  zu  allseitiger  Orieutirong 
m  nachstehenden  Auseinandei-setzungen  etwas  einlässlichere 
endung  finden, 

Jer  Unterricht  in  der  allgemeinen  Erziehungslehre  zeigt 
m  verschiedenen  Anstalten  nicht  wesentliche  Abweichungen, 
1  gewühnlich  zwei  wöchentliche  Stunden  während  1 — 2  Jahreu 
f  venvendet  werden. 

\uch  die  Geschichte  der  Pädagogik  bietet  keine  Ver- 
jüng zu  Bemerkungen.  In  den  einen  Schulen  folgt  sie  der 
neinen  Pädagogik  nach,  in  den  andern  geht  sie  ihr  voran;  iu 
einen  bildet  der  Unterricht  eine  zusammenhängende  Darstel- 
von  den  ältesten  Zeiten  bis  zur  Gegenwart,  in  den  andern 
BH  einzelne  Charakterbilder  geboten,  an  welche  sich  die  Lektüre 
■er  pädagogisclier  Werke  (z.  B.  Lienhard  und  Gertrud)  an- 
esst. 

Der  theoretische  Unterricht  über  Methodik  beschränkt 
entweder  auf  alle  Schnltacher  oder  auf  einzelne  Hauptfächer 
.che,JRechnen,  Singen).  Er  liegt  in  der  Hand  des  Lehrei« 
ler  Übungsschule,  oder  es  bleibt  den  einzelnen  Fachlehrern 
assen,  bei  geeigneter  Gelegenheit  methodische  Winke  zu 
en.  Gewöhnlich  werden  Pädagogik  und  Methodik  von  ver- 
lenen  Lehrern  erteilt.  Eine  Ausnahme  hievon  macht  das 
ärseminar  in  Küsnacht,  wo  in  den  letzten  Jahren  auf  die 
chtung  zurückgegangen  wurde,  wie  sie  vor  50  Jahren  bei 
nung  der  Anstalt  bestand.  Es  wurden  diese  beiden  Fächer 
T  Weise  vereinigt ,  dass  die  Pädagogik  dem  Lehrer  der  Me- 
te zugeteilt  wurde.  Da  dem  letztern  gleichzeitig  die  Leitung 
Ibungsschule  obliegt,  wird  er  in  der  Schulführung  durch  einen 
igen  jungen  Lehrer  teilweise  vertreten.  So  hofft  man  auf 
sinen  Seite  die  Methodik  durch  die  Pädagogik  zu  vertiefen, 
ler  andern  Seite  die  Pädagogik  durch  die  Methodik  prak- 
}r  zu  gestalten  und  fruchtbarer  zu  machen. 
Die  Art  und  Weise,  wie  die  künftigen  Lehrer  in  die  prak- 
le  Ausübung  ihres  Berufs  eingeführt  werden,  ist  eine  sehr 
igfaltige  und  doch  mehr  oder  weniger  übereinstimmende, 
[n  eine  Schule  führen,  beobachten  und  zuhören  lassen,  dann 
gener  Betätigung  bringen,  zuerst  in  einer,  dann  in  mehreren 
len,  endlich  in  einen  ganzen  Schnlorganismus  unter  kundiger 
cht  und  Leitung  die  gemachten  Erfahningen  und  Beobach- 
m  besprechen,  auf  Mängel  und  Fehler  aufmerksam  machen, 
Ine  Lehrühungen  schriftlich  darstellen,  methodische  Schriften 
reu  —  das  sind  die  Grundzüge  der  Begleitung,  wie  sie  den 
amtskandidaten  zu  teil  wird. 
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Mit  den  meisten  Seminarien  sind  Übungsschulen  verbunden, 
welche  dem  Schulorganismus  entsprechen,  dem  die  Lehrer  später 
zu  dienen  haben.  Wo  diese  Einrichtung  noch  nicht  besteht,  wird 
es  als  empfindlicher  Mangel  empfunden,  und  sie  wird  als  anzu- 
strebende Verbesserung  bezeichnet.  Hier  werden  wenigstens  ein- 
zebie  Schulen  und  Schulabteilungen  von  Zeit  zu  Zeit  mit  den 
Kandidaten  besucht,  wobei  freilich  in  der  Regel  nur  das  Zusehen 
und  Zuhören,  aber  nicht  der  eigentliche  praktische  Versuch  ermög- 
licht werden  kann. 

Es  mögen  nachstehende  Beispiele  von  beruflicher  Vorbereitung 
an  den  Seminarien  nähern  Aufschluss  über  diese  Verhältnisse  erteilen. 

Die  Schüler  erhalten  in  der  obersten  Klasse  wöchentlich  drei 
Stunden  theoretischen  Unterricht  in  der  allgemeinen  und  speziellen 
Methodik  und  werden  mit  den  obligatorischen  Lehrmitteln  der 
Volksschule  bekannt  gemacht.  Daneben  wohnen  dieselben  abwech- 
selnd je  drei  Tage  dem  Unterricht  der  Übungsschule  bei  und 
werden  zur  Beteiligung  an  demselben  veranlasst.  Ausserdem  hat 
jeder  ein  bestimmtes  Unterrichtsfach  in  einer  Klasse  2 — 3  Wochen 
lang  durchzufuhren  und  zum  Schlüsse  zeitweise  auch  die  ganze 
Schulföhmng  zu  übernehmen.    (Küsnacht). 

In  der  dritten  (zweitobersten)  Klasse  erhalten  die  Schülerinnen 
wöchentlich  zwei  Stunden  Unterricht  in  spezieller  Methodik,  werden 
in  die  Kenntnis  der  Lehrmittel  eingeführt  und  zu  Lehrübungen 
herbeigezogen.  In  der  vierten  Klasse  folgt  Unterricht  in  allge- 
meiner Methodik,  spezieller  Fachmethodik  und  Schulkunde,  Lehr- 
übupgen,  bald  vom  Lehrer,  bald  von  Schülerinnen  gehalten,  nebenher 
Besuch  einzelner  Klassen  der  städtischen  Primär-  und  Ergänzungs- 
schule, verbunden  mit  praktischer  Betätigung,  machen  mit  der 
Schulffihrung  vertraut.  Dazu  kommen  für  jede  Schülerin  je  zwei- 
wöchentlicher Besuch  der  Elementar-  und  der  Realschulabteilung 
der  Ubungsschule  (Zürich). 

Jeder  Schüler  der  vierten  Klasse  hört  eine  Woche  lang  in  der 
Ubungsschule  zu  und  erteilt  einzelne  Lektionen;  in  einer  zweiten 
Woche  führt  er  diese  Schule  allein  unter  Anleitung  und  Aufsicht 
des  Lehrers.  Daneben  halten  zwei  Schüler  der  vierten  Klasse 
wöchentlich  je  eine  Lektion,  wobei  auch  Präparation  und  Aus- 
fuhrung in  der  Methodik  besprochen  werden  (Unterstrass). 

Die  fünf  Primarschulen  von  Münchenbuchsee  dienen  als  Übungs- 
schule. Im  zweitletzten  Jahreskurse  wird  wöchentlich  eine  Stunde 
auf  den  Besuch  der  Unterschulen,  im  letzten  Kurse  drei  Stunden 
auf  den  Besuch  der  Mittel-  und  Oberschulen  verwendet,  wozu  dann 
noch  eine  Stunde,,  für  Kritik  und  Besprechung  der  Aufgaben  kommt. 
Die  Lehrer  der  Übungsschulen  erteilen,  wo  sie  es  für  notwendig 
erachten,  Musterlektionen  und  lassen  alsdann  die  Seminaristen  über 
gestellte  Aufgaben  Lehrübungen  halten,  welche  am  Schlüsse  be- 
sprochen werden  (Hofwyl). 
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„L'enseignement  comprend  la  möthodologie  generale  et  la 
methode  de  la  langue  avec  exercices  pratiques. 

,.La  methodologie  des  autres  parties  du  programme  sera 
enseign6e  par  les  difförents  maitres.  Les  elfeves  des  deux  classes 
sup^rieures  seront  appel6s  ä  enseigner  ä  tour  de  röle  k  Töcole 
d'application.  Ceux  de  la  premiere  classe  seront  exerces  peu  ä 
peu  ä  diriger  Töcole  enti^re.  Ils  tiendront  un  Journal  dans  lequel 
des  consigneront  exactement  tous  les  details  de  leur  activitö  et 
les  observations  qu'ils  auront  pu  faire ;  le  maitre  qui  dirige  l'ecole 
d'application  y  afontera  ses  remarques  sur  les  aptitudes  des  61öves 
au  point  de  vue  de  Tenseignement  et  de  la  discipline ;  il  est  chargö 
en  outre,  aprfes  s'etre  mis  d'accord  avec  le  maitre  de  pedagogie 
et  les  maitres*  spöciaux,  de  donner  aux  616ves  les  directions  pra- 
tiques nöcessaires.  Les  explications  et  les  critiques  que  provoquera 
le  Journal  de  l'ecole  d^application  seront  faites  pendant  les  heures 
attribuees  k  la  methodologie."  (Porrentruy.) 

„Die  Einführung  in  die  Schulpraxis  steht  mit  dem  theoretischen 
Unterrichte  in  der  Pädagogik  im  engsten  Zusammenhang  und  wird 
angestrebt  durch  Musterlektionen,  Schulbesuche,  Probelektionen 
und  praktische  Übungen  in  der  Muster-  und  Übungsschule."  (Hin- 
delbank). 

Jeder  Seminarist  der  obersten  Klasse  hat  im  Winter  wenigstens 
eine  Woche  lang  ununterbrochen  in  einer  vom  Musterlehrer  be- 
zeichneten Klasse  als  Qehülfe  zuzubringen,  um  durch  den  Muster- 
lehrer in  die  gründliche  Schulfuhrung  und  Handhabung  der  Schul- 
disziplin eingeführt  zu  werden.  Damit  die  Schule  unter  der  Viel- 
köpfigkeit des  Lehrpersonals  und  der  Unerfahrenheit  der  Lehr- 
seminaristen möglichst  wenig  leide,  dürfen  diese  ihre  Schularbeit 
nur  nach  sehr  genauer  und  übereinstimmender  Vorbereitung  be- 
ginnen. Die  Vorbereitung  geschieht  durch  den  Unterricht  in  der 
llethodik  und  die  ihn  begleitenden  Übungen,  durch  das  Hospitium 
und  die  Konferenzen.  Der  Zögling  legt  seine  Vorbereitungen  in 
einem  eigenen  Präparationsheft  nieder,  welches  dem  Lehrer  zur 
Durchsicht  und  Genehmigung  unterbreitet  wird.  (Organisation  der 
Musterschule  des  evangelischen  Seminai^s  auf  dem  Muristalden, 
Bern;  17  Abschnitte  mit  100  Punkten). 

Die  Anleitung  geschieht  in  drei  Umgängen,  wobei  im  ersten 
Umgang  die  Seminaristinnen  eine  Musterlektion  der  Klassenlehrerin 
zuhören,  im  zweiten  eine  vorgemachte  Lehrübung  wiederholen  und 
im  dritten  über  ein  gegebenes  Thema  vollständig  eine  Lehrübung 
halten. 

Jede  Woche  geht  die  ganze  obere  Seminarklasse  einen  halben 
Tag  in  die  Schule,  wo  sie  sich  so  verteilt,  dass  jede  Schülerin  die 
drei  Umgänge  in  jeder  der  fünf  Klassen  der  Übungsschule  durchzu- 
machen hat.  Nach  der  Lehrübung  und  in  den  Methodikstunden 
folgt  die  Kritik  über  die  Ausführung.  (Bern,  neue  Mädchenschule.) 
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„Pendant  les  deux  derniferes  ann^es,  les  eleves  fönt  des  exer- 
cices  pratiqnes  d'enseignement  ä  l'ecole  d'appKcation,  sous  la  sur- 
veillance  et  la  dii'ection  de  la  niaitresse  de  cette  6cole.  EUes  s'y 
rendent  deux  ensemble  et  pendant  trois  joiirs  consöcutifs,  de  soite 
que  le  tour  de  chaque  61ev8  revient  toutes  les  sept  semaines 
environ.  L'6cole  d'application  est  uae  öcole  primaire  commuDale 
qui  comprend  des  enfants  des  trois  premiferes  annees  (6  ä  9  ans) ; 
les  61feves-r6gentes  enseignent  alteiiiatlvement  k  chacune  des  sec- 
tions."  (I)el6niont.) 

„Der  dritte  Kurs  hat  wöchentlich  vier  Stunden  Übungsschule 
an  dem  mit  der  Anstalt  verbundenen  deutschen  Vorkurs,  der  aus 
drei  den  obem  Kursen  der  Primarschule  entsprechenden  Abteilun- 
gen besteht  und  von  einem  Klassenlehrer  geleitet  wird.  Der  Muster- 
lehrer teilt  jedem  Zögling  den  Stoff  einige  Tage  vorher  mit.  Wäh- 
rend dieser  die  Lektion  hält,  sind  die  übrigen  Klassengenossen 
anwesend  und  machen  ihre  Notizen.  Nachher  folgt  eine  gemein- 
same Besprechung.  Zuerst  sprechen  die  beobachtenden  Kandidaten 
sich  aus  über  Lehrer,  Lehrform,  Sprache,  Haltung,  Disziplin  u.s.  f., 
dann  stellt  der  Klassenlehrer  die  gefallenen  Bemerkungen  richtig 
und  schliesst  sein  eigenes  Urteil  an  und  gibt  Winke  für  die  Zu- 
kmift.  Der  Klassenlehrer  steht  mit  dem  Lehrer  der  Methodik  in 
engster  Fühlung;  letzterer  ist  der  Inspektor  der  Übungsschule." 

(Zug.) 

„Die  Zöglinge  der  dritten  Klasse  begeben  sich  in  der  zweiten 
Hälfte  und  diejenigen  der  vierten  Klasse  in  der  ersten  Hälfte  des 
Schuljahrs  wöchentlich  einen  halben  Tag  gemeinsam  in  die  Muster- 
schule, wo  sie  spezielle  Methodik  und  Musterlektionen  anhören 
und  sich  in  Anwesenheit  des  Musterlehrers  in  eigenen  Lehrübungen 
betätigen.  Ausserdem  besuchen  sie  diese  Schule  abwechslungs- 
weise einzeln  auf  einen  oder  mehrere  Tage,  um  teils  zusehend  und 
zuhörend,  teils  durch  eigene  Betätigung  in  der  Schulführung  die 
nötige  Gewandtheit  zu  erlangen."     (Solothurn.) 

„Im  Anschluss  an  die  Präparationen  und  an  die  Kritik  der 
Lehrübungen  wird  in  der  obersten  Klasse  vom  Lehrer  der  Übungs- 
schule die  Methodik  der  einzelnen  Lehrfächer  der  Volksschule  be- 
handelt. Im  Anfang  des  ersten  Semesters  hat  jeder  Seminarist 
nach  Zuteilung  von  Klasse  und  Fach  2 — 3  Wochen  zu  hospitiren, 
worauf  seine  praktische  Unterrichtszeit  beginnt.  Im  zweiten  Se- 
mester werden  Klasse  und  Fach  gewechselt.  Die  Präparationen 
werden  jeweilen  besprochen  und  nach  der  Ausführung  kritisirt. 
Ausserdem  wird  die  Gegenwart  beim  Schulhalten  anderer  Schüler 
obligatorisch  gefordert.  Wöchentlich  einmal  bespricht  auch  der 
Lehrer  der  Pädagogik  in  einer  Extrastunde  die  abgehaltenen  Probe- 
lektionen, sowie  die  in  der  Musterschule  gemachten  Erfahrungen 
und  Beobachtungen."    (Chur.) 

„Nachdem  mit  den  Zöglingen  der  zweiten  Klasse  während 
eines  Semesters  pädagogische  Schriften  gelesen,  in  der  Psychologie 
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das  Vorstellen,  sinnliches  Fühlen  und  Wollen,  sowie  die  Methodik 
der  einzelnen  Schulfächer  im  allgemeinen  behandelt  worden  sind 
und  die  Zöglinge  für  jedes  Fach  der  Oberschule  (4.-6.  Schuljahr) 
einige  Präparationen  gemacht  haben,  werden  sie  vom  Lehrer  der 
Methodik  speziell  in  die  Schulpraxis  eingeführt.  Jedem  Zögling 
wird  die  Präparation  in  einem  Schulfach  übertragen,  dieselbe  wird 
mit  ihm  besprochen  und  wenn  sie  als  gut  erfunden  ist,  in  der 
Oberschule  unter  Aufsicht  des  Musterlehrers  ausgeführt.  Hat  der 
Zögling  5 — 6  Wochen  sein  Fach  bearbeitet,  so  wird  ein  neuer 
Turnus  eingerichtet,  d.  h.  es  werden  die  Fächer  gewechselt,  so  dass 
jeder  Zögling  in  den  wichtigsten  Fächern  einige  Zeit  praktizirt. 
In  der  dritten  Klasse  ^ird  ähnlich  verfahren,  nur  mit  dem  Unter- 
schied ,  dass  der  Zögling  schon  von  Anfang  an  in  der  Musterschule 
sich  zu  betätigen  hat  und  sofern  er  dazu  befähigt  ist,  auch  in  der 
Unterschule  (1. — 3.  Schuljahr)  arbeiten  darf.*'    (Schiers.) 

„Der  Lehrer  an  der  Übungsschule  erteilt  auch  den  Unterricht 
in  spezieller  Methodik.  Von  der  dritten ,  (zweitobersten)  Klasse 
an  werden  die  Schüler  zum  Besuche  der  Übungsschule  verhalten 
und  in  Lehrübungen  betätigt.  An  einem  dreistündigen  Schulhalb- 
tage besorgen  die  Schüler  der  vierten  Klasse  wechselweise,  in  der 
Anwesenheit  des  Lehrers,  den  Unterricht  ganz  und  zwar  so,  dass 
sie  nach  und  nach  in  den  vollständigen  Mechanismus  dieser  acht- 
klassigen  Gesamtschule  eingeführt  werden.  Es  schliessen  sich  Be- 
sprechungen an."     (Wettingen.) 

„Im  ersten  Quartal  der  dritten  (obersten)  Klasse  machen  die 
Seminaristinnen  praktische  Lehrversuche  in  der  eigenen  Klasse. 
Vom  zweiten  Quartal  an  beginnen  die  Lehrübungen  in  der  städti- 
schen Primarschule,  zuerst  in  den  untersten  Einzelklassen.  Den 
Schluss  bilden  Übungen  in  zweiklassigen  Schulabteilungen.  Hiebei 
erhalten  dieselben  von  den  betreffenden  Lehrern  und  Lehrerinnen 
die  nötigen  praktischen  Winke.  Daneben  werden  vom  Lehrer  der 
Pädagogik  in  einzelnen  Abteilungen  Lehrübungen  mit  den  Semi- 
naristinnen veranstaltet.  Diese  Einrichtung  wird  zwar  als  besser 
bezeichnet  als  die  frühere,  da  an  einem  Schulnachmittag  ein  Trüpp- 
chen  freiwilliger  Schulkinder  zu  einer  Probelektion  einrückte ; 
aber  das  stete  Wandern  von  Abteilung  zu  Abteilung  und  von  Lehrer 
zu  Lehrer  erscheint  auch  der  Seminarleitung  nicht  als  die  ge- 
eignetste Vorbereitung  für  den  Schuldienst.  Es  wii'd  von  ihr  die 
Errichtung  einer  eigentlichen  Übungsschule  wenigstens  mit  den 
drei  untersten  Schulklassen  angestrebt,  was  genügen  dürfte,  da 
doch  die  meisten  Lehrerinnen  an  Unterschulen  zu  wirken  bestimmt 
sind".     (Aarau.) 

„Nachdem  im  pädagogischen  Unterricht  die  Organisation  der 
Volksschule  vorläufig  besprochen  worden  ist,  besuchen  die  Zöglinge 
der  zweiten  Klasse  die  Übungsschule  im  zweiten  Semester  je  einen 
Tag  lang  als  stille  Beobachter  und  erstatten  dem  Lehrer  der  Pä- 
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dagogik  einen  einlässlichen  Bericht  über  ihre  Wahrnehmungen. 
Die  Zöglinge  der  dritten  Klasse  sodann  verweilen  im  Sommer  und 
ebenso  im  Winter  teils  als  Zuhörer  und  Beobachter,  teils  als  Lehr- 
gehülfen  bei  der  Korrektur  schriftlicher  Arbeiten,  teils  namentlich, 
indem  sie  bei  nach  und  nach  gesteigerten  Anforderungen  in  ein- 
zelnen Fächern  und  Klassen  lauten  Unterricht  erteilen,  alles  nach 
Vorschrift  und  Anleitung  des  Übungslehrers,  dem  sie  schriftliche 
Präparationen  einzureichen  haben  und  der  vorgekommene  Fehler 
nnd  Verstösse  mit  denselben  bespricht.  Auch  diese  Zöglinge  haben 
dem  Lehrer  der  Pädagogik  (Direktor)  einen  schriftlichen  Bericht 
über  die  Wahrnehmungen  und  Erfahrungen  einzuhändigen. 

„Bisweilen  wohnt  auch  die  ganze  dritte  Klasse  mit  dem  Lehrer 
der  Pädagogik  dem  Unterrichte  des  Übungslehrers  bei  und  je  nach 
Umständen  folgt  dann  eine  Besprechung  über  die  gemachten  Wahr- 
nehmungen. 

„Sodann  werden  einzelne  Schtilerklassen  namentlich  im  Winter 
wöchentlich  einmal  ins  Seminar  beordert,  wo  abwechselnd  ein  Zög- 
ling eine  Lektion  hält,  auf  welche  alle  Zöglinge  sich  vorzubereiten 
hatten.  Hernach  folgt  eine  freimütige  Beurteilung  durch  Zöglinge 
und  Direktor. 

„Mitunter  werden  auch  Besuche  an  andern  Schulen  gemacht." 
(Kreuzungen.) 

„  Jusqu'ä  präsent  nous  n'avons  pas  d'ecole-mo(lele,  nous  l'aurons 
Tannee  prochaine."     (Locanio.) 

„L'education  professionnelle  et  pratique  se  fait  ä  TEcole  d'appli- 
cation.  Les  elfeves  de  la  premifere  classe  (classe  superieure)  la 
suivent  altemativement,  par  groupes,  de  maniöre  ä  prendre  part 
a  toutes  les  legons."  (Lausanne.) 

„In  Ermanglung  einer  Ubungsschule  wird  den  Lehramtskandi- 
daten mehrmals  im  Jahr  Gelegenheit  geboten,  an  den  Primarschulen 
der  Stadt  Sitten  zu  hospitiren  und  Lehrversuche  zu  machen."  (Sitten.) 

„Les  elfeves  de  premifere  ann6e  (inf^rieure)  ont  une  heure  et 
ceux  de  deüxifeme  annöe  trois  heures  d'exercices  pratiques  dans 
les  6coles  primaires  de  la  ville."  (Neuchätel.) 

„Les  ölfeves  r6gents  sont  employös  dans  T^cole  modele:  1^ 
Comme  surveülants  des  6tudes,  des  r6cr6ations  et  des  promenades 
pour  s'exercer  k  la  discipline.  29  Comme  moniteurs  (aides)  sous  la 
direction  du  titulaire  de  l'ecole.  3^  Comme  mattres  evseignants,  en 
donnant  des  legons  prftpar^es  par  ecrit  sous  Toeil  du  directeur, 
du  titulaire  et  des  61feves  rögents  de  sa  classe.  La  legon  donn^e 
est  ensuite  critiqu^e  par  tous."  (Peseux.) 

Aprfes  leur  sortie  de  l'öcole  les  jeunes  instituteurs  ont  ä  faire 
un  stage  ^)   qui  peut  durer  longtemps.    Le  stagiaire  n'a  pas  de 

*)  Diese  Einrichtung  praktischen  Schuldienstes  unter  der  Leitung  eines 
Lehrers  nach  dem  Austritt  aus  dem  Seminar  besteht  auch  im  Kanton  Freiburg. 
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traitement  ou  ne  regoit  dans  certains  cas  qu'une  indemniW  minime.'* 
(Genfeve  institiiteurs.) 

„Les  cours  normaux  obligatoires  pour  les  616ves  de  premiöre 
classe,  comprennent  un  ensemble  de  söances  (legons  de  choseSy 
langue  maternelle,  g^ographie,  arithm6üque)." 

„Aux  cours  normaux  se  rattachent  des  exercices  praliques,  soit 
leQons  donn6es  par  les  616ves  dans  les  difförents  degrös  des  6coles^ 
primaires,  notamment  sur  le  fran^ais  dans  toutes  ses  applications^ 
rarithmötique,  la  g6om6trie  elementaire  et  la  geographie.  Ces  legons 
ont  lieu  sous  le  contröle  des  maitres  charges  des  cours  normaux. '*^ 
(Genfeve  institutrices.) 

Wir  haben  also  auch  hier  eine  reiche  Musterkarte  von  ver- 
schiedenartigen Vorkehrungen  für  die  praktische  Einführung  in 
den  Lehrerberuf,  von  den  bescheidensten  Anfängen  des  gelegent- 
lichen Hospitirens  in  einer  Schule  bis  zur  methodischen  Anleitung 
und  eigenen  Betätigung  in  eigentlichen  Muster-  und  Übungsschulen, 
wobei  im  letztem  Falle  nur  noch  die  Schwierigkeit  zu  überwinden 
bleibt,  dass  der  einzelne  Seminarist  möglichst  häufig  zur  Aktivität 
gelange. 

c.  Gesamtzahl  der  wöchentlichen  Stunden. 

Die  Gesamtzahl  der  wöchentlichen  Stunden,  welche  den  Schü- 
lern der  Lehrerbildungsanstalten  in  der  Schweiz  zugemutet  wird* 
ist  überall  eine  ganz  bedeutende.  Wo  das  Bestreben  ersichtlich 
ist,  das  Obligatorium  auf  massiger  Höhe  zu  halten,  werden  sa 
schöne  und  nützliche  Dinge  in  der  Form  des  Fakultativums  ge- 
boten, dass  die  arbeitseifrigen  und  wissensdurstigen  jungen  Leute 
sie  gleich  auch  noch  mitnehmen  möchten  und  in  Wirklichkeit  in 
der  Regel  möglichst  viel  davon  auch  mitnehmen. 

Wenn  wir  die  Zahlenreihe  der  wöchentlichen  Stunden  über- 
blicken, deren  Besuch  obligatorisch  gefordert  wird,  so  ergibt  sich 
im  Minimum  25  (Lehrerinnenseminar  Genf)  und  im  Maximum  4:i> 
(Lehrerinnenseminarien  in  Sitten  und  Brieg).  Jenes  Minimum 
steht  aber  so  einsam  da,  und  diesem  Maximum  stehen  so  viele 
andere  Anstalten  nahe,  dass  der  Durchschnitt  für  aUe  Seminarien 
38  Stunden  beträgt.  Alle  andern  stehen  über  30  und  nahezu  die 
Hälfte  auf  40  Stunden  und  darüber.  Nehmen  wir  hinzu,  dass  an 
19  Seminarien  auch  fakultativer  Unterricht  besteht  und  dass  an 
sämtlichen  dieser  Schulen  der  Unterricht  von  einer  grössern  Anzahl 
von  Fachlehrern  erteilt  wird,  welche  die  Privatarbeiten  der  Schüler 
nicht  immer  auf  ein  weises  Mass  beschränken,  so  werden  wir 
gestehen  müssen,  dass  die  Zahl  der  den  künftigen  Mitgliedern 
des  Volksschullehrerstandes  zugemuteten  wöchentlichen  Arbeits- 
stunden eine  ungewöhnlich  grosse,  ja  im  allgemeinen  eine  über- 
mässige ist,  und  dass  bei  Revision  der  Lehrpläne  auch  hier  auf 
Abrüstung  gedrungen  werden  muss. 
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Freilich  ist  die  Stundenreduktion  an  den  Lehrerseminarien 
noch  schwieriger  als  an  den  andern  höhern  Untenichtsanstalten. 
Wenn  irgend  ein  Wissenszweig  sich  zum  selbständigen  Fache  aus- 
gesta-ltet,  welchem  eine  allgemeinere  Bedeutung  beigemessen  wird, 
so  wird  gleich  mit  lauter  Stimme  dessen  Einführung  in  die  Lehrer- 
bildungsanstalten verlangt.  Wo  irgend  ein  pädagogischer  Gedanke 
in  mehr  oder  weniger  vorgeschrittenem  Stadium  der  Reife  zum 
Lichte  strebt,  da  will  die  Aufgabe  der  praktischen  Erprobung  un- 
verzüglich den  Lehrerseminarien  zugewiesen  werden.  Und  die 
eindringlichsten  dieser  Stimmen  kommen  jeweilen  aus  dem  Lehrer- 
stand selbst,  weil  die  Notwendigkeit  fortwährender  Verbesserung 
der  Lehrerbildung  in  erster  Linie  von  den  Lehrern  empfunden 
wird.  Zu  diesen  Einflüssen  von  aussen  kommen  dann  noch  die 
allgemeinen  Schwierigkeiten,  welche  in  den  Personen  (Fachlehrern, 
Behörden)  liegen,  denen  eine  solche  Revision  obliegt.  Jeder  ist 
von  der  grossen  Bedeutung  irgend  eines  Faches  für  die  Jugend- 
und  Volksbildung  so  fest  überzeugt,  dass  er  demselben  mit  allen 
Kräften  auch  das  entsprechende  Gewicht  in  der  Stundenzahl  glaubt 
sichern  zu  sollen. 

Alle  guten  Geister  der  Jugend  müssen  zu  der  Arbeit  herbei- 
schweben, damit  nicht  aus  einer  Lehrplanrevision  statt  der  beab- 
sichtigten Verminderung  eine  Vermehrung  der  Stundenlast  her- 
vorgehe. 

II.   Konvlkt 

Unter  den  37  Lehrer-  und  Lehrerinnenseminarien  sind  24  mit 
einer  Konvikteinrichtung  verbunden.  Die  13  Anstalten,  welche 
keinen  Konvikt  haben,  setzen  sich  zusammen  aus  9  Lehrerinnen-, 
3  Lehrerseminarien  und  einem  gemischten  Seminar. 

Alle  Privatlehrerseminarien  haben  Konvikteinrichtung.  Am 
Lehrerseminar  des  Kantons  Zürich  in  Küsnacht  ist  der  im  Frühjahr 
1840  eröffnete  Konvikt  im  Sommer  1875  provisorisch  geschlossen 
und  seither  nicht  wieder  eröffnet  worden. 

Am  LehrersÄninar  in  Locarno  ist  erst  seit  dem  Jahr  1889 
ein  Konvikt  eingerichtet. 

Die  Konvikte  haben  einen  erzieherischen  und  einen  ökonomi- 
schen Zweck.  Ihre  vorteilhafte  erzieherische  Einwirkung  auf  die 
künftigen  Volksschullehrer  wird  in  neuerer  Zeit  immer  lebhafter 
angefochten  und  hiebei  betont,  dass  klösterliche  Zucht  und  Ab- 
schliessung  nach  aussen  für  die  spätere  SteUung  des  Lehrers  im 
Volke  keine  geeignete  Vorschule  sei,  dass  die  durch  den  Konvikt 
entwickelten  Charaktereigenschaften  den  Lehrer  der  Jugend  und 
dem  Volke  entfremden  und  ihm  die  Ausübung  seines  Berufes 
erschweren,  während  die  stete  Berührung  mit  der  Oeffentlichkeit 
ihn  selbständiger  mache  und  vor  pedantischer  Einseitigkeit  be- 
wahre.   Auf  der  andern  Seite  wird  hervorgehoben,  dass  die  Kon- 
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viktversorgung  den  jungen  Menschen  mehr  vor  moralischen  Aus- 
schreitungen zu  bewahren  vermöge,  als  der  Genuss  unbeschränkter 
Freiheit  in  einem  so  jugendlichen  Alter.  Die  ökonomische  Seite 
der  Frage  fällt  fiir  die  Lehrerbildung  um  so  schwerer  in  Betracht, 
da  sich  der  Volksschullehrerstand  fast  ausschliesslich  aus  den 
untern  Volksklassen  rekrutirt,  für  welche  die  Kosten  eines  mehr- 
jährigen auswärtigen  Aufenthaltes  zu  einer  eigentlichen  Existenz- 
frage werden.  Durch  Gewährung  entsprechender  Geldstipendien 
können  auch  ohne  Konvikte  tüchtige  junge  Leute  fiir  den  Lehrer- 
beruf gewonnen  werden.  Nach  den  im  Kanton  Zürich  gemachten 
Erfahrungen  wäre  es  ein  Irrtum,  zu  glauben,  dass  die  Lehrer- 
bildung mit  geeigneter  Konvikteinrichtung  für  den  Staat  notwendig 
mit  geringern  Ausgaben  verbunden  sei,  als  eine  solche  niit  erhöhten 
Stipendien  ohne  Konvikt.  Es  hat  sich  nämlich  am  Lehrerseminar 
in  Küsnacht  nach  Aufhebung  des  Konvikts  ergeben,  dass  die 
durchschnittlichen  Jahresausgaben  per  Schüler  nicht  in  dem  ge- 
fürchteten Masse  zunahmen  {1874:  Fr.  510;  1875:  Fr.  550;  1876: 
Fr.  550;  1877:  Fr.  580;  1878:  Fr.  570). 

Das  Tagwerk  eines  Seminaristen,  wie  es  sich  im  Konvikt 
abspielt,  ist  fast  überall  dasselbe.  Im  Sommer  um  5,  im  Winter 
um  6 Uhr  Aufstehen,  dann  Arbeit;  um  ^1^1  bezw.  V28  Uhr  Morgen- 
andacht, Frühstück,  um  7  bezw.  8 — 12  Uhr  Unterricht,  um  12  Ulir 
Mittagessen,  um  12  V2  Uhr  Arbeit  oder  freie  Bewegung,  2 — 5  Uhr 
Unterricht,  dann  Vesperbrod  und  nach  einer  kleinen  Pause  bis 
7  oder  8  Uhr  Arbeit,  dann  Nachtessen  und  nachher  Arbeit  bis 
9  Uhr,  dann  Abendandacht  und  Schlafengehen  —  dies  ist  der 
tägliche  Stundenplan  des  einzelnen  Konviktualen  und  sozusagen 
ohne  Abweichung  auch  der  Konvikteinrichtungen  sämtlicher 
Lehrerseminarien.  Wo  landwirtschaftliche  Arbeiten  in  das  Pro- 
gramm aufgenommen  sind,  bieten  nach  dem  Mittagessen  oder  nach 
dem  Nachmittagsunterricht  die  Feld-  oder  Gartenarbeiten  eine 
angenehme  Abwechslung  in  der  Betätigung. 

In  einzelnen  Konvikten  werden  die  Zöglinge  auch  zu  gemein- 
samen Eeinigungsarbeiten  (Kehren  der  Zimmer,  Treppen  und 
Gänge  etc.,  Decken  und  Abtragen  des  Tisches,  Besorgung  der  Lam- 
pen, Heizen)  herbeigezogen  oder  beim  Zurüsien  für  die  Mahlzeiten 
oder  beim  Holzspalten  etc.  verwendet  (Hofwyl).  Hier  liegt  also  ein 
Teil  der  Dienstbotengeschäfte  den  Zöglingen  ob,  um  die  Jahres- 
ausgaben zu  ermässigen. 

In  den  letzten  Jahren  ist  in  mehreren  Seminarien  die  Hand- 
arbeit eingeführt  worden,  welche  wohl  in  den  Konvikten  die  Be- 
sorgung der  weniger  erzieherischen  Eeinigungsarbeit  nach  und 
nach  verdrängen  wird. 

Die  Konvikteinrichtungen  sind  meist  obligatorisch  und  nur,  wa 
Platzmangel  entsteht,  lässt  man  etwa  auch  Externe  zu.  In  Hofwyl 
wohnen  die  Schüler   des    obersten  Kurses   an  Kostorten   in  der 
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Gemeinde.  In  Chur  ist  der  Eintritt  in  den  Konvikt  freigestellt; 
die  gegenwärtigen  Eäumlichkeiten  bieten  kaum  Platz  für  die  Hälfte 
der  Schüler,  die  andere  Hälfte  wohnt  an  Kostorten  in  der  Stadt, 
einzelne  anch  im  Kantonsschulkonvikt. 

Im  Seminar  des  Kantons  Thurgau,  in  Kreuzlingen,  ist 
seinerzeit  ein  Antrag  der  Lehrerschaft,  den  Konvikt  fakultativ  zu 
erklären,  nicht  genehmigt  worden. 

Die  Zöglinge  wohnen  in  der  Regel  in  Arbeits-  und  Schlafsälen 
in  grösserer  Zahl  beieinander.  Im  Seminar  des  Kantons  Aargau, 
in  Wettingen,  besteht  das  Zimmersystem.  Es  stehen  49  kleinere 
und  grössere  Zimmer  zur  Verfügung  für  die  Seminaristen.  Zur 
Zeit  wohnen  1 — 2  Zöglinge  in  jedem  Zimmer. 

Im  Lehrerseminar  des  Kantons  St.  Gallen  geschieht  der 
Betrieb  des  Konviktes  auf  besondere  Rechnung  eines  Verwalters 
(Traiteur) ,  wobei  das  halbjährliche  Kostgeld  nach  den  jeweiligen 
Lebensmittelpreisen  neu  normirt  wird. 

Für  die  Benützung  der  vom  Konvikthalter  auf  eigene  Rech- 
nung anzuschaffenden  Tischgeräte  ist  von  jedem  Zögling  eine 
jährliche  Entschädigung  von  1  Fr.  zu  entrichten  und  für  allföUige 
Beschädigungen  Schadenersatz  zu  leisten. 

Die  jährlichen  Kostgelder  sind  im  allgemeinen  überall  sehr 
niedrig  gehalten.  In  den  Staatsseminarien  des  Kantons  Bern 
bestehen  für  die  dürftigsten  Zöglinge  Minimalansätze  von  Fr.  150 
bis  Fr.  170.  Für  besser  situirte  werden  je  nach  den  ökonomischen 
Verhältnissen  Zuschläge  gemacht  und  zwar  bei  je  Fr.  1000  anwart- 
schaftlichem Vermögen  Fr.  25,  bis-  auf  Fr.  250  Zuschlag,  so 
dass  das  Maximum  Fr.  400 — 420  beträgt.  Die  meisten  Ansätze 
bewegen  sich  zwischen  Fr.  300 — 400  und  zwar  liegen  sie  in  der 
Regel  näher  an  Fr.  300. 

Laut  Berechnung  des  Kosthauses  der  pädagogischen  Abteilung 
der  Kantonsschule  in  Solothurn  für  das  Jahr  1889  betrugen  die 
Unkosten  des  Staates  fiir  die  Kost  eines  Zöglings  Fr.  5.  50  per 
Woche.  An  diesen  Betrag  haben  die  jungen  Lehrer  nach  ihrem 
Berufeantritte  dem  Staate  Fr.  3  für  die  ^\'oche  zurückzuvergüten. 
(Primarschulgesetz  §  73.)  Dazu  kommen  die  wöchentlichen  Kosten 
des  Staates  für  Beleuchtung,  Beheizung,  Wäsche,  Arzt,  Inventar- 
anschaffungen  im  Betrage  von  Fr.  1.  75  per  Schüler,  so  dass  die 
GesamtAuslage  Fr.  7.  25  per  Woche  beträgt. 

Da  überall  die  Voraussetzung  besteht,  dass  die  Zöglinge  die 
Ferien  in  ihrer  Familie  zubringen,  steigt  das  durchschnittliche 
Kostgeld  nicht  über  Fr.  1  per  Tag.  In  einzelnen  Konvikten  können 
die  Zöglinge  auch  während  der  Ferien  ihren  Aufenthalt  in  der 
instalt  nehmen,  jedoch  nur  gegen  Bezahlung  eines  erhöhten  Kost- 
feldes. Da  ärztliche  Behandlung  und  Wäsche  inbegriffen  sind,  ist 
die  Konviktversorgung  in  der  Tat  mit  sehr  massigen  Kosten  ver- 
')unden. 
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Kantonsfremde  Zöglinge  bezahlen  gewöhnlich  die  Maximal- 
ansätze der  Kantonsangehörigen.  Ärmeren  Zöglingen  werden  ganze 
oder  teilweise  Freiplätze  gewährt,  oder  es  wird  das  Kostgeld  redu- 
zirt,  oder  es  werden  Stipendien  verabreicht,  aus  welchen  dasselbe 
ganz  oder  zum  Teil  bezahlt  werden  kann. 

Die  Staat sseminarien  des  Kantons  Bern  gewähren  Stipendien 
bis  auf  Fr.  400,  wobei  Abzüge  gemacht  werden  gleich  dem  Zu- 
schlag ,  welchen  der  Zögling  je  nach  seinen  Vermögensverhältnissen 
zum  Minimum  des  Kostgeldes  zu  bezahlen  hat.  Etwa  Vs  l>is  ^U 
der  Seminaristen  bezahlen  nur  das  Minimum  des  Kostgeldes  mit 
Fr.  150  und  erhalten  das  Maximum,  des  Stipendiums  nüt  Fr.  400. 

In  Hauterive  gibt  es  zwar  keine  eigentlichen  Stipendien,  doch 
wird  das  Kostgeld  für  die  dürftigeren  Zöglinge  von  Fr.  350  auf 
Fr.  200  herabgesetzt. 

Aus  Solothurn  wird  berichtet:  „Stipendien  sind  nicht  nötig, 
weil  der  Staat  die  Auslagen  für  Wohnung,  Kost,  Arzt,  Wäsche 
der  Lehramtsschüler  auf  sich  nimmt." 

Die  Seminardirektion  in  Kreuzungen  macht  folgende  Mittei- 
lung: „Von  55  thurgauischen  Zöglingen  waren  im  Schuljahre  1890/91 
44  Stipendiaten.  Das  Minimum  eines  staatlichen  Stipendiums  betinig 
Fr.  90,  das  Maximum  Fr.  200.  Für  katholische  Zöglinge  aus  dem 
Thurgau  kommen  noch  weitere  Stipendien  hinzu,  welche  der  katho- 
lische Kirchenrat  spendet.  Pro  1890/91  sind  es  9  solcher  Zög- 
linge, welche  Jahresbeiträge  von  Fr.  70 — 100,  im  ganzen  Fr.  800 
erhalten.  Nichtthurgauische  Zöglinge  beziehen  etwa  aus  ihren 
Heimatkantonen  Stipendien ;  *so  appenzellische  bis  Fr.  350,  woraus 
dann  freilich  das  Unterrichtsgeld  von  Fr.  80  zu  bestreiten  ist." 

Was  die  den  Konviktualen  verabreichte  Kost  betrilft,  so  mögen 
hier  zwei  Beispiele  von  Seminar  -  Speisekarten  zur  Illustration 
folgen : 

Lehrerseminar  Kreuzungen. 

Frühstück  (7  Uhr) :  Habermus  mit  Brot  —  Sonntags :  Milchkaffee 

mit  Brot. 
Mittagessens  Suppe,  Fleisch  (einmal  Mehlspeise),  Brot  und  Gemüse, 

einen  Schoppen  Most  oder  ein  Glas  Wein. 
Abendessen  (4  Uhr):  Milchkaffee  mit  Brot. 
Nachtessen  (7  Uhr):    Suppe  mit  Brot,   Sonntags  überdies  Wurst 

oder  Käse  oder  dergleichen. 

Lehrerseminar  Locarno. 

Frühstück:  Milchkaffee  mit  Brot. 

Mittagessen :  Suppe,  Fleisch  (200  Gramm),  Gemüse,  Brot  und  ein 

Glas  Wein. 
Abendessen  (4  Uhr) :  Kaltes  Fleisch  oder  Verschnittenes  oder  Käse 

mit  Obst  und  Brot. 
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Nachtessen:   Fleischsuppe   oder  Milch  mit  Polenta  und  ein  Glas 
Wein  (Abend-  oder  Nachtessen). 

Es  ist  anzunehmen,  dass  die  übrigen  Eonvikte  den  künftigen 
Volksschullehrem  in  ähnlicher  Weise  eine  genügende  und  gesunde 
Nahrung  verabreichen. 

III.  Lehrerpersonal. 

Die  Seminarlehrer  sind  in  der  Regel  für  ein  einzelnes  Fach 
oder  für  eine  kleinere  Gruppe  einander  nahe  liegender  Fächer 
angestellt.  In  kleinem  Anstalten  wird  die  ganze  Last  des  Unter- 
richts von  wenigen  Hauptlehrern  getragen;  in  grössern  dagegen 
gelangt  das  Fachsystem  zur  ausschliesslichen  Geltung.  In  Semi- 
narien  mit  Konvikten  wohnen  auch  die  Lehrer,  teilweise  sogar  mit 
ihren  Familien  (Wettingen),  im  Hause.  Sind  sie  unverheiratet, 
gemessen  sie  auch  die  Konviktkost  am  Tische  des  Direktors  oder 
Konviktführers.  Für  Familien  beschränkt  sich  der  Genuss  auf  die 
freie  Wohnung,  wobei  die  Verpflichtung  der  Mitwirkung  bei  Beauf- 
sichtigung  der  Zöglinge  übernommen  wird. 

Der  Direktor  ist  meist  auch  Konviktvorstand,  wenn  auch  nicht 
überall  selbst  Konvikthalter.  Er  geniesst  in  diesem  Fall  für  sich 
und  seine  Familie  freie  Station. 

Die  Amtsdauer  beträgt  fast  überall  6  Jahre,  die  des  Direktors 
ist  etwa  auch  auf  eine  kürzere  Dauer,  d.  h.  auf  diejenige  der 
Verwaltungsbeamten  beschränkt,  so  z.  B.  in  Käsnacht  (Zürich)  auf 
3  Jahre. 

Kürzere  Amtsdauer  haben  die  Seminarlehrer  in  Hitzkirch 
(Luzem)  4 ,  in  Korschach  (St.  Gallen)  2  (bei  Erneuerungswahlen 
bis  auf  10  Jahre). 

Die  Jahresbesoldung  ist  entweder  eine  fixe,  oder  sie  verändert 
sich  mit  der  Zahl  der  erteilten  Unterrichtsstunden. 

Die  Ansätze  an  einzelnen  Seminarien  sind  folgende: 
Staatsseminar  des  Kantons  Zürich  Fr.  3000—5000,  Bern  Fr. 
2000-3000,  Luzern  Fr.  2300—3000,  Solothurn  Fr.  2000—3200, 
St.  Gallen  Fr.  3000-5000,  Graubünden  Fr.  2600—3500,  Aargau 
Fr.  3200—3500,  Thurgau  Fr.  2400—3800  nebst  Alters-  und  Per- 
onalzulagen,  Waadt  Fr.  3000—4000. 

Die  Honorirung  per  wöchentliche  Stunde,  welche  teilweise  auch 
noch  besteht,  geschieht  auf  dem  Fusse  von  Fr.  100—200  per  wöchent- 
liche Stunde  im  Jahr,  WaUis  Fr.  100,  Neuenburg  Fr.  200.  Im 
Kanton  Genf  wird  die  Bezahlung  nach  der  Stundenzahl  in  der 
Weise  durchgeführt,  dass  für  die  ersten  10  Stunden  Fr.  210,  für 
die  10  folgenden  Fr.  190  und  für  jede  folgende  gegebene  Jahres- 
stunde Fr.  170  ausgerichtet  wird.  Die  Verschiedenheit  dieser 
Ansätze  beruht  auf  der  Erwägung,  dass  mit  der  wachsenden 
Stundenzahl  die  Qualität  des  Unterrichts  notwendigerweise  ab- 
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nehmen  muss.  Für  einzelne  Fächer  wird  noch  über  den  Ansatz 
von  Fr.  210  per  Jahresstunde  hinausgegangen  (Geschichte  der 
Pädagogik  Fr.  225). 

An  den  Privatseminarien  stehen  die  Lehrerbesoldungen  duixh- 
schnittlich  niedriger  als  an  den  Staatsseminarien,  dagegen  an  den 
städtischen  Seminarien  in  der  Regel  höher  als  an  den  staatlichen 
Anstalten. 

Die  Seminarlehrerschaft  bildet  jeweilen  ein  Kollegium,  welches 
in  den  wichtigen  Anstaltsfragen  von  der  Aufsichtsbehörde  als 
begutachtendes  Organ  zu  Eate  gezogen  wird.  Die  unumschränkte 
Machtvollkommenheit  des  Direktors,  wie  sie  in  früheren  Zeiten 
den  Seminardirektoren  verliehen  wurde  und  einen  fortwährenden 
Stein  des  Änstosses  für  die  übrigen  Lelirer  bildete,  welche  zwar 
durch  ihren  Unterricht  am  Gedeihen  der  Anstalt  mitarbeiten,  aber 
an  der  erzieherischen  Aufgabe  in  keiner  Weise  teilnehmen  konnte, 
hat  an  den  meisten  Seminarien  einer  etwelchen  Verteilung  der 
Verantwortlichkeit  auf  die   gesamte  Lehrerschaft  Platz  gemacht. 

An  den  Lehrerinnenseminarien  sind  66  weibliche  Lehrkräfte 
tätig.  Ausschliesslich  wirken  die  letztern  in  der  Zahl  von  33  an  den 
beiden  Lehrschwesterninstituten  in  Menzingen  (Zug)  und  Ingenbohl 
(Schwyz)  und  am  Lehrerinnenseminar  in  Brieg.  Alle  übrigen  An- 
stalten betätigen  auch  Lehrer,  und  diese  bilden  in  der  Eegel  die 
Mehrzahl  des  Lehrerpersonals.  Einzelne  Lehrerinnenseminarien 
weisen  sogar  nur  Lehrer  auf  (Zürich),  oder  es  befindet  sich  unter 
einem  zahlreichen  Männerkontingent  eine  einzige  Lehrerin  (Bern. 
Lausanne,  Neuenburg). 

IV.  Schüler. 

Die  Gesamtzahl  der  Schüler  und  Schülerinnen  an  den  36Lehrer- 
seminarien  in  der  Schweiz  beträgt  1977.  Hievon  gehören  1294 
dem  männlichen  und  683  dem  weiblichen  Geschlechte  an.  Nehmen 
wir  dazu  noch  die  25  Schülerinnen  des  Fröbelseminars  in  Neuen- 
burg, so  ergeben  sich  2002  Kandidaten  und  Kandidatinnen  des 
Lehramts,  von  denen  die  erstem  ungefähr  zwei  Drittel,  die  letztem 
ungefähr  ein  Drittel  ausmachen. 

Von  den  Lehrerinnenseminarien  umfasst  einzig  dasjenige  von 
Zürich  vier  Jahreskurse,  indem  die  vier  Kui-se  der  Lehrachwestem- 
institute  Ingenbohl  (Schwyz)  und  Menzingen  (Zug)  für  besondere 
Zwecke,  nämlich  für  Ausbildung  von  Sekundarlehrerinnen  und 
Kandidatinnen  des  französischen  Lehramts,  bestimmt  sind. 

Unter  den  Lehrerseminarien  befinden  sich  11  mit  einem  vierten 
Jahreskurs,  eine  weitere  Anstalt  (Solothurn)  wird  nun  neu  in  diese 
Kategorie  hinaufrticken.  Hiebei  ist  das  Seminar  Rickenbach  (Schwyz) 
ebenfalls  mitgezählt,  weil  es  einen  einjährigen  Vorkurs  hat,  in 
welchen  diejenigen  Aspiranten  eingereiht  w^erden,  welche  eine  lücken- 
hafte Vorbildung  zeigen  oder  keine  Sekundärschule  besucht  haben, 
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und   weil  dieses  Kontingent   mehr  als  die  Hälfte  der  Aufgenom- 
menen ausmacht. 

Der  Eintritt  der  Schüler  geschieht  jeweilen  auf  Grundlage 
der  Resultate  einer  Aufnahmsprüfung.  Derselbe  erfolgt  an  den 
meisten  Anstalten  vorerst  in  provisorischer  Weise,  und  wird  erst 
nach  einer  kürzern  oder  längern  Probezeit  als  definitiv  erklärt. 

« 

Die  Kantonsbürger  haben  an  den  Seminarien  in  der  Regel 
kein  Schulgeld  zu  entrichten.  Das  letztere  besteht  nur  für  die 
Kantonsfremden  oder  die  Externen.  Wo  die  Lehrerbildungsanstalten 
nur  Teile  eines  grössern  Schulorganismus  sind,  wird  ein  massiges 
Schulgeld  verlangt  (Fr.  20—60  per  Jahr). 

Die  dürftigem  Schüler  werden  an  deü  meisten  Anstalten  mit 
Stipendien  unterstützt.  In  dieser  Beziehung  nimmt  der  Kanton 
Zürich  die  Ehrenstellung  ein.  Von  153  Schülern  erhielten  im  Schul- 
jahr 1890/91  118  Stipendien  im  Gesamtbetrage  von  Fr.  34,300. 
Die  Einzelbeträge  belaufen  sich  im  Maximum  in  der  ersten  und 
zweiten  Klasse  auf  Fr.  400,  in  der  dritten  und  vierten  Klasse  auf 
Fr.  500.  Das  durchschnittliche  Stipendium  beträgt  nahezu  Fr.  300. 
Da  das  in  den  Privathäu^rn  von  Küsnacht  zu  entrichtende  Kost- 
geld Fr.  12 — 15  per  Woche  (40  Schulwochen)  beträgt,  verursacht 
der  tägliche  Unterhalt  eines  Zöglings  eine  Jahresausgabe  von  Fr. 
500 — 600.  Hiezu  kommt  für  Kleider,  Bücher  und  Unterrichts- 
material noch  ein  Betrag  von  jährlich  zirka  P>.  200 — 300,  so  dass  die 
Ausbildung  eines  zürcherischen  Volksschullehrers  auf  Fr.  800  per 
Jahi",  d.  h.  im  ganzen  auf  mindestens  Fr.  3000  zu  stehen  kommt, 
woran  der  Staat  für  die  dürftigsten  im  Maximum  Fr.  1800  Stipen- 
dien gewährt. 

In  zweiter  Reihe  steht  der  Kanton  Waadt.  Die  männlichen 
und  weiblichen  Zöglinge  der  beiden  Seminarien  in  Lausanne  er- 
halten zur  Bestreitung  ihres  täglichen  Unterhalts  Staatssubsidien, 
welche  je  nach  den  ökonomischen  Verhältnissen  von  20  Cts.  bis 
Fr.  1. 40  per  Tag  ansteigen,  so  dass  das  Maximum  eines  Jahres- 
stipendiums für  300  Schultage  Fr.  420  beträgt.  Die  im  Schuljahr 
1890/91  ausgeworfene  Stipendiensumme  betrug  Fr.  28,702. 

In  der  Regel  wird  den  Unterstützten  zur  Pflicht  gemacht, 
nach  Erlangung  des  Lehrpatents  dem  Kanton  eine  Anzahl  Jahre 
Schuldienste  zu  leisten  oder  die  erhaltenen  Stipendien  zurückzu- 
erstatten. Die  bestehenden  Vorschriften  gehen  auch  in  diesem 
Punkte  weit  auseinander.  Die  Minimal-  und  die  Maximalforderungen 
werden  durch  die  Kantone  Zürich  und  Wallis  vertreten. 

Das  zürcherische  Unterrichtsgesetz  bestimmt,  dass  diejenigen 
austretenden  Zöglinge,  welche  sich  nicht  dem  Lehrerberufe  widmen 
wollen  oder  denselben  innerhalb  zwei  Jahren  nach  dem  Austritt 
aus  dem  Seminar  wieder  verlassen,  allfällig  bezogene  Stipendien 
znrückzubezahlen  haben. 
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Im  Kanton  Wallis  bestellt  folgende  Bestimmung: 

Avant  d'entrer  ä  Töcole  normale ,  Televe  doit  prendi-e  Ten- 
gagem^nt  d'enseigner  pendant  huit  ans  consecutifis  dans  le  canton, 
ou  de  rembourser  les  subsides  qu'il  aurait  regus  de  TEtat,  en 
Proportion  du  temps  qu'il  lui  resterait  ä  pratiquer. 

Die  Vorschriften  der  übrigen  Kantone  bewegen  sich  innerhalb 
der  vorbezeichneten  Grenzen. 

Über  die  Benutzung  der  fakultativen  Fächer  durch  die 
Seminaristen  werden  nachfolgende  Angaben  gemacht: 

Religion  Deiiseh  Fr&niös.  Bngliseh  lUlieii.  Uteiuseh  Klarier     Tiolii      Orgel 

Schüler 

89        — 


Xüsnacht  .... 

621) 

— 

40 

33 

Zürich 

- — 

22 

— 

11 

Unterstrass   .     .    . 

• 

— 

Hofwyl      .... 

— 

Hiudelbank   .    .    . 

26 

— 

— _ 

— 

Muristalden  .    .    . 

— 

— 

Bern,  Mädchensek.-SeliDle 

—        — 

85 

20 

— 

Bern,  Neae  MädchemeliDle 

— 

10 

— 

Schiers      .... 

1 

Aarau 

7 

11 

Sitten 

. — 

-        15        —        — 

—  87        — 

-  54        — 


5        —        — 
12 


»)  Alle. 

Wo  den  Seminaristen  etwas  freiere  Bewegung  gestattet  ist, 
fohlen  sie,  wie  andere  junge  Leute,  das  Bedürfnis,  sich  zu  gegen- 
seitiger Förderung  zu  Vereinen  zusammenzutun.  Es  ist  auch 
gut,  wenn  sie  in  diesen  Dingen  schon  etwelche  Erfahrung  machen. 
Den  Vereinen  können  sie  sich  als  Volksschullehrer  ohnehin  nicht 
völlig  entziehen.  Die  jungen  Lehrer,  welche  von  allen  Seiten  in 
Anspruch  genommen  werden,  um  dem  Gesang,  dem  Turnen,  gemein- 
nützigen Bestrebungen,  welche  in  der  Gemeinde  brach  liegen,  auf- 
zuhelfen, laufen  oft  Gefahr,  des  Guten  zu  viel  zu  tun  und  sich 
selber  Innern  und  äussern  Schaden  zuzufügen.  Wenn  sie  aber  schon 
die  ersten  Freuden  und  Leiden  eines  Vereiusmitgliedes  oder  gar  eines 
Vereinsvorstandsmitgliedes  gekostet  haben,  nehmen  sie  sich  etwas 
mehr  vor  den  Auswüchsen  des  gesellschaftlichen  Lebens  in  Acht. 

Es  bestehen  unter  den  Seminaristen  Gesangvereine  (Unter- 
strass, Hofwyl,  Schiers,  Lausanne); 

Turnvereine  (Küsnacht,  Unterstrass,  Hofwyl,  Eorschach. 
Schiers,  Wettingen,  Kreuzungen,  Lausanne); 

Stenographenvereine  (Küsnacht,  Hitzkirch,  Zug,  Eorschach, 
Wettingen,  Kreuzungen,  Lausanne); 

Lesevereine  (Küsnacht); 

Vereine  für  allgemeine  Zwecke  (Pruntrut:  Normalia, 
Peseux:  Union  chrötienne). 

Wo  das  Seminar  ein  Bestandteil  der  Kantonsschule  ist,  haben 
die  Schüler  der  pädagogischen  Abteilung  Zutritt  zu  den  bestehenden 
Kantonsschulvereinen  (Solothurn:  Wengia,  Chur:  Kantonsschul- 
Turnverein). 
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Von  den  austretenden  Schülern  haben  sich  560  das  staatliche 
Lehrerpatent  erworben.  Hievon  sind  297  Lehrer,  241  Lehrerinnen 
und  22  Kindergärtnerinnen. 

y.  Fähigbeitsprürongen. 

Die  Fähigkeitsprüfung  für  Volksschullehrer  ist  in  den 
Kantonen  sehr  verschieden  organisirt.  In  Berücksichtigung  der 
grossen  Zahl  und  des  Umfangs  der  Prüfungsfächer  haben  meh- 
rere Kantone  bereits  eine  zeitliche  Teilung  der  Prüfung  vor- 
genommen. Die  Zweiteilung  geschieht  in  der  Weise,  dass  schon 
mit  Ablauf  des  vorletzten  Jahreskurses  ein  Teil  der  Prüfung  ab- 
solvirt  wii-d  (Zürich,  Bern),  oder  auch  in  der  Weise,  dass  beim 
Austritt  aus  dem  Seminar  die  theoretische  Prüfung  abgenommen 
und  die  praktische  Prüfung  auf  eine  spätere  Zeit  verlegt  wird 
(Lttzern,  St.  Gallen),  oder  endlich  in  der  Weise,  dass  zwar  die 
Prüfung  in  einem  Mal  absolvirt,  dagegen  die  Ausstellung  des 
Lehrerpatents  an  die  Bedingung  geknüpft  wird,  dass  vorerst  prak- 
tischer Schuldienst  geleistet  werde  (Freiburg,  Genf). 

Zur  nähern  Beleuchtung  dieser  Verhältnisse  mögen  nach- 
stehende Beispiele  dienen: 

Ln  Kanton  Zürich  werden  nach  Abschluss  des  dritten  Kurses 
in  einer  Vorprüfung  einzelne  Fächer  ganz  absolvirt  (allgemeine 
Geschichte,  Religionsgeschichte,  Geschichte  der  Pädagogik,  Geo- 
graphie, Grammatik)  und  in  andern  wenigstens  einzelne  Fachgebiete 
erledigt  (Mathematik,  Naturkunde),  während  die  übrigen  theore- 
tischen Gebiete  und  die  praktischen  Prüfungen  am  Schlüsse  des 
vieiten  Jahreskurses  ihre  Erledigung  finden.  Die  Erfahrungen 
haben  ergeben,  dass  nicht  nur  eine  wohltätige  Entlastung  der 
Schüler  eingetreten  ist,  sondern  dass  auch  die  Resultate  der  Prü- 
fungen wesentlich  bessere  geworden  sind.  Das  der  definitiven 
Anstellung  vorausgehende  zweijährige  Provisorium  (Biennium)  ist 
dazu  bestimmt,  die  praktische  Ausrüstung  noch  zu  ergänzen. 

Im  Kanton  Bern  besteht  eine  ähnliche  Einrichtung  für  die 
Prüfung  der  Primarlehrer.  Die  Vorprüfung  findet  ein  Jahr  vor  der 
Schlussprüfung  statt  und  erstreckt  sich  auf  folgende  Fächer  im 
Umfang  des  Lehrplanes  für  die  fünf  ersten  Semester: 

Psychologie,  Religion,  deutsche  Grammatik  und  Stylistik,  Ma- 
thematik, Naturkunde,  Geschichte,  Geographie,  Schreiben. 

Die  Schlussprüfung  hat  zum  Gegenstand  den  ünterrichtsstoif 
für  die  zwei  letzten  Semester  in  den  vorgenannten  Fächern,  ferner 
Pädagogik  und  Methodik,  französische  Sprache,  Zeichnen,  Musik, 
Turnen,  sowie  die  praktische  Befähigung. 

Im  Kanton  Luzern  erhalten  die  austretenden  Schüler  ein  pro- 
visorisches Lehrpatent  auf  eiu  Jahr  und  müssen  sich  nach  Ablauf 
desselben  der  Prüfung  unterziehen,  um  sich  ein  definitives  Lehr- 
patent  zu  erwerben. 
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Aus  dem  Kanton  Freiburg  wird  über  folgende  Einrichtung 
"     Jt: 

rfes  lenr  sortie  de  l'öcole  normale,  les  elöves  du  cours  snpe- 
i  les  Premiers  esamens  pour  l'obtention  du  brevet  ont  donne 
iltats  satisfaisants ,  fönt  encore  une  annee  de  stage  aupres 
>n  institutenr,  sous  la  direction  de  qui  ils  se  forraent  defiiii- 
it  k  Tenseignement  pratique.  Les  inspecteui-s  signalent  ä  la 
n  de  rinstruction  publique  les  instituteurs  ä  qui  ua  sta- 
aeut  etre  utilement  confiö.  Apres  une  anuee  de  stage,  Ü  y 
jcoDd  examen,  k  la  suite  duquel  on  donne  ou  on  refuse  le 
d'instituteur. 

Kanton  St.  Gallen  wird,  gestützt  auf  die  Ergebnisse  der 
rschlussprüfung,  eine  provisorische  Patentirung  vorgenommen, 
blauf  von  zwei  Jahren,  während  welcher  sich  die  Kandidaten 
ndere  dem  praktischen  Schuldienst  zu  widmen  haben,  wird 
entliehe  Konkursprüfung  abgenommen,  welche  das  Kaupt- 
t  auf  die  praktische  Berufs-  und  die  allgemeine  Bildung  legt. 

Kanton  Granbünden  werden  je  nach  dem  Grade  der 
Igen  eines  Prilfungskandidaten  Patente  I,  Patente  II  und 
ionsseheine  erteilt,  welche  zur  Ausübung  des  Lehrerberufs 
igen.  Admittirte  Lehrer  haben  zur  Erwerbung  der  Wahl- 
durch  neue  I'rütüng  sich  ein  Patent  zu  erwerben.  Die 
jrüfuDgen  finden  am  Schlüsse  des  Seminarknrses ,  die  Äd- 
sprufungen  am  Schlüsse  eines  Bepetirknrses  statt. 
i  Kanton  Wallis  wird  ebenfalls  nach  Absolvirung  des 
rkurses  ein   provisorisches  Anstellungspatent  für  ein  Jalir 

„Wird  über  den  angestellten  Kandidaten  nach  Ablauf  dieses 
Ittischer  Übung  verbrachten  Jahres  von  Seite  des  Schül- 
ers der  betreffenden  Gemeinde  ein  zufriedenstellender  Be- 
n  das  Departement  des  Unterrichts  abgegeben,  so  wird  er 
itere  vier  Jahre  ermächtigt,  Schule  zu  halten.  Nach  dieser 
ät  er  verpflichtet,  nochmals  an  der  Lehrerbildungsanstalt  in 

eine  Prüfung  behufs  definitiver  Anstellung  als  Lehrer 
^en.  Dieser  Autforderung  kommen  die  meisten  dadurch  nach, 
ie   im  fünften  Jahre    nach   dem  Austritt  aus  der  Anstalt 

auf  die  Dauer  von  zwei  Monaten  dahin  zurückkehren  und 
tViederhoIungskurs  durchmachen,  um  die  vorwiegend  prak- 
Prüfung  besteben  zu  können." 

jr  Kanton  Genf  bat  eine  ähnliche  Einrichtung  wie  der 
L  Freiburg,  jedoch  mit  dem  Unterschied,  dass  nach  Erwerbimg 
ploms  der  pädagogischen  Abteilung  des  College  oder  der 

Töchterschule    und   durchgemachter    praktischer  Lehrzeit 

ein  zweites  Examen  nicht  abgenommen ,  sondern  nur  der 

s  über  geleistete  praktische  Tätigkeit  an  einer  Primarschale 

:  definitive  Anstellung  gefordert  wird. 

I  finden  wir  auch  hier  mannigfaltige  Vorkehrungen,  welche 

gerichtet  sind,  die   fehlende   praktische  Ausrüstung  nach 


Die  Lehrerbildangsanstalten  in  der  Schweiz. 


31 


absolvirter  Seminarzeit  zu  vertiefen  und  zu  ergänzen,  und  in  den 
jungen  Lehrern  das  Bewusstsein  wach  zu  halten,  dass  sie  in  ihrem 
Berufe  nur  segensreich  wirken  können,  wenn  sie  unaufhörlich  be- 
strebt sind,  an  ihrer  eigenen  allgemeinen  wissenschaftlichen  und 
speziell  beruflichen  Ausbildung  tätig  zu  sein. 

An  einem  Seminar  bilden  zur  Unterstützung  und  Förderung 
der:  Selbstbildung  die  Wiederholungs-  oder  Repetitions-  oder  Fort- 
bildujigskurse  eine  ständige  Einrichtung  (Wallis).  An  andern  dieser 
Anstalten  werden  von  Zeit  zu  Zeit  zum  Zwecke  der  Hebung  des 
Unterrichts  in  einzelnen  Schulfächern  regelmässig  wiederkehrende 
oder  je  na^ih  Bedürfnis  angeordnete  Kurse  für  Lehrer  veranstaltet, 
z.  B.  in  Methodik ,  Gesang ,  Turnen ,  Zeichnen  etc.,  deren  Besuch 
for  die  Lehrer  obligatorisch  ist  oder  doch  empfohlen  wird.  Hiebei 
erhalten  die  Teilnehmer  in  der  Regel  einen  Staatsbeitrag  zur  teil- 
weisen Bestreitung  der  erwachsenen  Kosten. 

YI.    Finanzielle  Terbältnisse. 

1.  Gebdtdichkeiten  und  Grundbesitz. 

Die  von  den  Lehrerbildungsanstalten  benützten  Räumlich- 
keiten befinden  sich  in  ehemaligen  Klöstern  (Küsnacht,  Pruntrut, 
Hitzkirch,  Rickenbach ^  Hauterive,  Rorschach,  Wettingen)  oder  in 
noch  bestehenden  Klöstern  (Ingenbohl,  Menzingen,  Zug),  oder  in 
ehemaligen  Gasthöfen  (Unterstrass) ,  oder  in  alten  Herrensitzen, 
oder  endlich  in  Schulhäusern,  welche  gewöhnlich  noch  andern  Unter- 
richtszwecken dienen. 

Einige  Beispiele  mögen  diese  Verhältnisse  illustriren. 

Das  Lehrerseminar  in  Küsnacht  besitzt  ein  Hauptgebäude  für 
den  Unterricht  und  die  Wohnung  des  Direktors,  ein  Tumgebäude, 
ein  Gebäude  für  die  Übungsschule  und  ein  Maschinenhaus  für  die 
elektrische  Beleuchtung. 

Die  Gebäulichkeiten  des  Lehrerinnenseminars  in  Hindelbank 
bestehen  aus  dem  Pfarrhaus^),  worin  der  Direktor  und  der  grösste 
Teil  der  Seminaristinnen  wohnen,  aus  einem  Schulgebäude  mit 
Tumsaal  für  den  Unterricht  und  einem  Waschhaus. 

Einige  Lehrerseminarien  besitzen  grössere  Landkom"plexe  zur 
Betreibung  einer  Gutsw^irtschaft,  mit  andern  ist  ein  umfangreicher 
Garten  für  Gemüsebau  und  für  freie  Bewegung  verbunden  (Hof- 
wyl,  Delsberg,  Muristalden,  Rickenbach,  Hauterive,  Rorschach, 
Wettingen,  Kreuzungen). 

Der  Betrieb  der  Landwirtschaft  wird  in  der  Regel  nicht  der 
Seminarleitung,  sondern  einem  besondern  der  Landwirtschaft  kun- 
digen Verwalter  übertragen.  Über  die  bedeutendsten  Landkomplexe 
verfugen  die  Staatsseminarien  in  Hofwji,  Hauterive,  Rorschach, 
Wettingen  und  Kreuzungen. 

*)  Der  Direktor  ist  zugleich  Ortsgeistlicher. 
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2.    Einnahmen. 

Die  Einnahmen  der  Seminarien  setzen  sich  zusammen  aus 
dem  Ertrag  der  Liegenschaften,  aus  Schulgeld,  Kostgeld  und  Bei- 
trägen verschiedener  Art. 

Die  Einnahmen  aus  dem  Grundeigentum  sind  im  allgemeinen 
nicht  bedeutend.  Wo  Konvikte  bestehen,  wird  entweder  der 
Ertrag  ohne  besondere  Verrechnung  in  natura  für  die  Haushaltung 
verwendet  (Hofwyl,  Hitzkirch,  Rickenbach  u.  s.  w.),  oder  es  werden 
über  die  dem  allgemeinen  Haushalte  abgelieferten  Natui'alien  ge- 
wertet und  in  der  Änstaltsrechnung  in  Einnahme  und  Ausgabe 
gebracht  (Eorschach,  Wettingen,  Kreuzlingen). 

Da  die  Mehrzahl  der  Seminarien  kein  Schulgeld  bezieht,  über- 
steigt diese  Einnahme  für  alle  37  Anstalten  zusammen  kaum  die 
Summe  von  Fr.  30,000,  wobei  die  meisten  Beträge  zum  teil  noch 
von  ausserkantonalen  oder  externen  Schülern  herrühren. 

Das  Kostgeld,  aus  welchem  das  Schulgeld  nicht  überall 
herausgehoben  wird,  ergibt  für  alle  12  Konvikte  die  Summe  von 
zirka  Fr.  160,000. 

Die  Beiträge,  abgesehen  von  den  Zuschüssen  des  Staates 
oder  der  Gemeinden,  beschränken  sich  auf  freiwillige  Leistungen 
von  Vereinen  und  Privaten  zu  Gunsten  der  Privatseminarien  und 
dürften  im  ganzen  etwa  Fr.  60,000  per  Jahr  betragen. 

Die  Gesamteinnahmen  der  37  Lehrerbildungsanstalten  in  der 
Schweiz  —  die  Staats-  und  Gemeindezuschüsse  nicht  gerechnet  — 
soweit  hierüber  Angaben  gemacht  wurden,  belaufen  sich  jährlich 
auf  etwas  über  V4  Million  Franken  und  erreichen  nicht  völlig  ^/^ 
der  für  Bestreitung  der  Jahresbedürfnisse  erforderlichen  Ausgaben. 

5.   Ätcsgaben. 

Die  Zusammenstellung  der  jährlichen  Ausgaben  für  die  Lehrer- 
bildung ist  mit  erheblichen  Schwierigkeiten  verbunden.  Diejenigen 
Seminarien,  welche  nur  Abteilungen  einer  grössern  Unterrichts- 
anstalt  sind,  führen  keine  gesonderte  Eechnung,  und  es  haben  in 
der  Regel  auch  die  Vorstände  sich  nicht  an  den  Versuch  heran- 
gewagt, die  zwar  umständliche,  aber  nicht  unmögliche  Ausscheidung 
vorzunehmen.  Die  Angaben  müssen  also  in  dieser  Beziehung  als 
unvollständig  und  lückenhaft  bezeichnet  werden.  Einzelne  wenige 
beruhen  auf  einer  Schätzung  des  Verfassers,  welche  auf  Grundlage 
anderer  vorhandener  Angaben  vorgenommen  werden  konnte.  Immer- 
hin dürfte  das  erhaltene  Resultat  nicht  wesentlich  von  der  wirk- 
lichen Ausgabe  abweichen  und  eher  unter  als  über  der  letztern  stehen. 

Für  die  Lehrer-  und  Lehrerinnenbildung  in  der  Schweiz  wird 
eine  jährliche  Summe  von  l,i  Million  Franken  aufgewendet,  was 
bei  2000  Schülern  eine  durchschnittliche  Ausgabe  von  Fr.  550  per 
Schüler  ausmacht. 

Hievon  entfällt  etwa  die  Hälfte  auf  die  Lehrerbesoldungen 
und  ein  Viertel  auf  den  Lebensunterhalt  in  den  Konvikten.  Es  ist  im 
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weitem  eine  erfreuliche  Tatsache,  dass  die  Hand  des  Staates  zur 
Unterstützung  der  Ausbildung  künftiger  Volksschullehrer,  welche 
ärmlichen  Verhältnissen  entstammen,  aber  sich  mit  Eifer  ihren 
Stadien  widmen,  sich  in  den  meisten  Kantonen  in  immer  willigerer 
und  wirksamerer  Weise  öffnet.  Die  Angaben  über  Stipendien, 
welche  auch  in  diesem  Punkte  nicht  ganz  vollständig  sind,  kon- 
statiren  eine  Jahresausgabe  von  über  Fr.  150,000. 

Der  Unterrichtsapparat  an  den  Seminarien  scheint  im  allge- 
meinen noch  ein  sehr  einfacher,  teilweise  sogar  ungenügender  zu 
sein,  indem  die  für  Unterrichtsbedürfnisse  gemeldeten  Ausgaben 
sich  überall  in  sehr  bescheidenen  Grenzen  halten  und  im  ganzen 
wohl  kaum  die  Summe  von  Fr.  30,000  wesentlich  übersteigen. 


Das  Studium  der  Verhältnisse  an  den  Lehrerbildungsanstalten 
in  der  Schweiz  bietet  einerseits  die  Beruhigung,  dass  überall  mit 
Fleiss  und  Ernst  an  der  Heranbildung  der  künftigen  Volksschul- 
lehrer gearbeitet  wird  und  dass  man  allerwärts  bestrebt  ist,  die 
Lehramtskandidaten  in  einer  verhältnismässig  kurzen  Unterrichts- 
zeit mit  einem  ihrem  spätem  Berufe  entsprechenden  Mass  allge- 
meiner Bildung  und  beruflichen  Wissens  und  Könnens  auszurüsten. 
Aber  ein  Zusammenhang,  wie  er  bei  einem  nach  aussen  als  geschlos- 
senes Ganzes  dastehenden  Volke  vorausgesetzt  wird,  ist  nicht 
nachzuweisen.  Es  ist  keine  ausgleichende  Hand,  keine  Förderung 
der  Schwachen  und  Zurückbleibenden  durch  die  Starken  und  Vor- 
auseüenden,  nicht  einmal  ein  freiwilliges  gemeinsames  Beraten 
dieser  Anstalten  untereinander  vorhanden.  Die  Lehrer  an  den 
schweizerischen  Gymnasien  kommen  wenigstens  jährlich  einmal 
zusammen,  um  ihre  Schalstufe  beschlagende  Fragen  zu  besprechen; 
die  schweizerischen  Lehrerseminarien  dagegen  stehen  nicht  nur  in 
ihrem  eigenen  Kanton  sozusagen  ohne  Zusammenhang  mit  den 
übrigen  hohem  Bildungsanstalten,  sondern  es  nimmt  auch  jedes 
Seminar  gegenüber  den  andern  Seminarien  eine  isolirte  Stellung  ein. 

Es  wäre  unpraktisch,  im  gegenwärtigen  Augenblicke  von 
der  Notwendigkeit  einer  Einmischung  des  Bundes  in  die  Heran- 
bildung der  Volksschullehrer  zu  reden,  obwohl  die  Förderung  der 
nationalen  Einheit  auf  diesem  Wege  am  wirksamsten  geschehen 
könnte,  aber  es  erscheint  als  Pflicht,  wenigstens  auf  die  Wünsch- 
barkeit  eines  äussern  und  Innern  Verkehrs  der  schweizerischen 
Lehrerbildungsanstalten  hinzuweisen  und  die  Hoflftiung  auszuspre- 
chen, dass  diejenigen  Vorstände,  welche  von  Seminarien  im  Osten 
nach  Seminarien  im  Westen  wandern,  oder  aus  dem  Westen  in  den 
3sten  kommen  und  wieder  dorthin  zurückkehren,  sich  immer  auch 
ils  Träger  eines  nationalen  Gedankens  fühlen  und  keine  Gelegen- 
heit versäumen,  um  alte  Berührungen  zu  erhalten  und  neue  Fäden 
emeinsamen  Fühlens  und  Schaffens  zu  knüpfen. 
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Die  Leb  rerliilduDST^a  est  alten  iu  der  Scbivcii 


Die  LehierbilduDgeanstalten  in  der  ScbweJz.  35 

3.   Unterricht. 


')  I>avoii  Methodik  B  Btd.,  wuia  »nkt.  Scliuldienil  In  der  CbDiiKBHhDle.  —  >)  In  B  Knrapn 
i  J  B«.  -  •)  8  Std.  KUvier  fcVoltMlv  und  S  Std.  Violiii  obli«  -  •)  Hlevon  J  8td.  fskoll.  - 
"i  Uuanter  4  Htd.  Mfth.  —  ■)  KlKcier.  —  ')  Damnti^r  1  8td.  Melb.,  duu  fi  Std.  Bchnll>esuch«  ii. 
BfiprMhDDKen.  —  '|  HlBTon  Klavier  o.  OrRPl  {!•  Sld.l  obli«.  u.  \lrjlin  (4  8rd.)  bkiilt.  —  '1  Darantrr 
Muh.  ]  8td.  -  ■•)  Himio.  HarmonliiTn.  VIolln.  -  "( Uaia  noch  Keldsrbtit.  -  •',  Daruiilrr  6  8Hi. 
HHh.,  uuerdem  S  8td.  ScbolbeiDch.  —  "i  t'skiiltittlv.  —  ")  KUvIer.  —  >■>  Dlirnnler  llBnelul- 
iDDi^tLiiiide  t  Std.  —  ")  HievDD  1  8td.  Uetb.  de*  KellKloniunterr.  —  ")  Hiezn  B' .  8td.  Srhtll- 
bUtfn  und  Konferenun.  -  "|  Im  1.  Jahr  flir  die  Vürgerilektern  nnr  a  8td.  per  W.iche.  - 
"I  Kitvier,  VIolln.  —  "^  Uaninter  Meth.  b  Std.  —  ")  VIolln,  Klnvier  n.  Orsel.  —  '■)  Du»  t  Sld. 
lHlii)(>Khiile.  —  ")  Uaranler  t  Std.  HaashHltnnKBkBnde.  —  »)  Hievon  t  Std.  Verbganngakande.  - 
')  In  Kursen  Pinna.  Hannoninni  nnd  Orirel.  —  ")  Ouvriige»,  ('ulnine,  Reiiassaice,  Ecunumii.- 
■JinHtinne.  —  "1  HlevuB  8  Std.  UbrrerCtliren  u.  UhriLbunn.  —  ")  Jeder  Zögiinir  lernt  nur 
.:  Floe  Fremdspnche.  —  ^  üamnter  4  Std.  Logik.  —  *>)  IIIevoD  i  8ld.  bUrserlleliPr  l'nter- 
iehl.  —  »)  HleTun  »  BId.  ModeUiren,  —  "|  Hievon  S  Std.  HnuilialtiinKskiinae.  —  "j  FUr  die 
fotKhe  Abteil,  npr  4  Std,  Frani.,  für  die  frani.  Abteil,  nur  4  Stil.  Deulsch.  —  "IDaiuprakt. 
Ini«  in  der  Sehnle.  —  ■')  Davon  Theorie  Fröbel  8  Dnd  unkt.  Übanir  S  Std.  Im  i.  Jabr  aus- 
■-  ■■liliMjiich  prakt.  CbonR.  Der  Unteirlehl  In  den  lümti.  Fächern  gewhieht  «emclnwm  mit  dem- 
.cDimn  am  I^hrerlnnrnscmiiiar,  ■nsgenonimen  theoret.  FrülieluiitrrrlFht  n.  prakt.  rbnntcen.  — 
I  Hievon  4  Std.  Übanggaehuis.  —  'l  Inkl.  i  Std.  fOr  StHnlsükonomie  u.  -RrFlil.  —  ■■)  Darunter 
•Md.  H;s1«ine.  —  ")  Darunter  I  Std,  Haushalt  im  s»k. 
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Die  Lehrerbildnng^tiiigt alten  in  der  Si'li 


4.  Lehrer,  Patenfirung  etc. 


1   Küsoacbt 

3  I  l'nterstrass 
4 1  Hofwyl 
5 1  Prantmt 
6 1  Hindelbank 
7 1  Delsberg 

8  Bern 

9  MnTifltalden 
10 1  Bern 

11 .  Hitzkirch 

12  j  Rickenbach 

13  Ingenbohl 
UlZng 

13  I  HenziDgen 
16 1  Hanterire 
17  Freiborg 
18 ,  Solothara 
19 1  Borschkch 
aOiCbar 

21  Schier» 

22  Wettingen 
23'Auan 

24  i  Krenzlingen 
25 '  Locamo 
26 1  Locarno 

Laiuaiuie 

Brieg 

Sitten 

Sitten 

Neuenboi^  1 

Xenenborg  f 
o*  Pesenx 
%  I  Nenenborg 
36 1  Genf 
37  [Genf 


11 

_ 

2 

_- 

13 

_ 

13 

31 

1 

32 

(60)') 

_ 

12 

12 

12 

6 

6 

60 

7 

1 

8 

15 

1 

16 

11 

11 

300 

7 

3 

_ 

10 

10 

28 

_ 

28 

_ 

150«) 

5 

8 

8 

8 

14 

14 

150«) 

2 

1 

1 

2 

2 

4 

30 

30 

170*) 

2 

1 

2 

1 

3 

27 

27 

50 

170') 

7 

4 

2 

11 

2 

13 

29 

29 

60 

9 

2 

10 

19 

2 

21 

14 

14 

SÖÖ«) 

5 

3 

7 

12 

8 

15 

21 

21 

m 

6 

6 

6 

10 

10 

300 

5 

5 

5 

9 

9 

(50) 

320 

11 

11 

11 

9 

9 

400 

7 

5 

12  - 

12 

4 

4 

420 

20 

2 

2  ,20 

22 

30 

30 

400*) 

7 

7  1- 

7 

13 

13 

350») 

2 

2 

2   2 

4 

1 

1 

20 

17 

li«)'- 

17 

-') 

6 

4 

10  J  — 

10 

21 

21 

(150) 

-«) 

13 

13 

13 

21 

21 

34 

315») 

5 

3 

8 

8 

8 

8 

60'») 

300 

8 

1 

4 

12 

1 

13 

18 

18 

100 

294") 

2 

2 

2 

4 

2 

6 

13 

13 

40 

5 

3 

8 

8 

24 

24 

(80) 

350'»), 

6 

(t 

6 

6 

6 

324  ")■ 

1 

5 

1 

5 

6 

4 

4 

250 

9 

1 

11 

- 

^ 

1 

P 

31 

35 

66 

- 

—   1 

4 

4 

4 

b 

5 

360  ■ 

10 

10 

10 

16 

16 

400  i 

4 

4 

4 

17 

11") 

360 

8 

1 

5 

- 

13 

1 

14 

3 

5 

3 
5 

30 
30 

—   ' 

4 

— 

4 

_ 

8 

_ 

8 

6 

6 

160'») 

6oo'»>; 

2 

2 

2 

^ 

22 

80 

10 

10 

10 

9 

9 

25-30 

10 

_6 

— 

— 

10 

6 

16 

's 

8 

26-30 

""■ 

208 

66 

80 

4 

288 

70 

358 

297" 

lü 

560 

nir  Kanlanafremde  ai 
UlnlDiiunJe  nacb  den 
■)  rUr  AnalKndeHnne 


™T"^ 


a.  EfaihoBinieiuvertiSItDlueii  d«r  Eltern.  —  *)  Mliih 

T«HoiiBt  rir  FrelbOTKer  tSIadt),  Fr.  »5  (Br  Fretbnrger  ,  __. 

■■  Auttnder.  -  •)  Die  meltten  Lehrer  sind  aneh  an  den  übrigen  AbtellunRen  der  Kanlon«- 
■rbale  bctStIftt.  —  ■>  I)er  Staat  bezahlt  den  l^beiuunt erhalt  Im  KoMhias  der  pldaKOKlii^hen 


Wl«t. 


I  und  StipendluL  „ 

A  -  ")  ^  BÜem.. 

Wofhe.  —  ")  Wtrdalljlfarlick  n 


Fr.  J.SO  per  Woehe  (10  Wochen  Ferien),    Fllr 
am  Schulgeld  (JMfarllch  Fr.  U),  Lofds  <Jihrtleb 


r.  1  per  Woche  (*»  Wochen),  Ksntonsfremde  Fr.  S.60  per 
h  dem  Preise  der  Lebenimititil  bestimmt.  —  ")  Fr.  Se  per 
«•.  —  "l  Hirvon  10  nuh  AbaolvlrnnR  eines  RepftitioiiB- 
"1  Wlwhe,  Flicken  etc.  nicht  InbegrlObn. 


38 


Die  Lehrerbildangsanstalten  in  der  Schweis. 


5.  Ökonomisches. 


V  ■ 


a. 

Liegenschaften. 

Gebäude 

Land 

Sd. 

Sehulort 

Fonds 

Total 

il  V« 

^^^rivwvirB   « 

Zahl 

Wert 

111» 

Wert 

■   WII1I9 

■  WIM 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Vt. 

1 

Küsnacht     .    .    . 

3 

135500 

14927 

64500 

200000 

2 

Zürich     . 

1 

2440000 

— 

244000 

3 

ünterstrass 

5 

90500 

12800 

70000 

17312») 

177812 

4 

Hofwyl    . 

3 

175000 

29100 

15000 

190000 

5 

Pruntnit 

«) 

— 

.— 

^^m^ 

6 

Hindelbank , 

3 

18000 

— _ 

— 

18000 

7 

Delsberg .    . 

3 

9100 

65835*) 

65835 

8 

Bern  .    .    . 

— 

9 

Muristalden 

1 

290000 

11800 

15600 

305600 

10 

Bern  .    . 

1 

500000 

— 

1460^) 

501460 

11 

Hitzkirch 

1 

-^ 

•) 

— 

12 

1 

Rickenbach 

700000 

— 

70000 

13 

Ingenbohl 

— 

! 

14 

Zug    .    . 

— 

15 

Menzingen  . 

— 



16 

Hanteriye    . 

1 

45460 

54850 

15000 

69650 

17 

Freibnrg 

— 

18 

Solothnrn 

— 

— 

19 

Rorschach 

3 

607000 

75000 

47600 

4424") 

659024 

20 

Chur  .    , 

1 

— 

— 

^— 

21 

Schiers    . 

5 

115000 

6800 

14000 

5500») 

134500 

22 

Wettingen 

6 

415300 

163640 

109350 

100008) 

584650 

23 

Aaran 

— 

48978«) 

48978 

24 

Ereozlingen 

133800 

26370 

25510 

159310 

25 

Locamo  . 

— 

26 

Locamo  . 

27 

Lausanne 

• 

— 

28 

Lausanne 

— 

— 

29 

Brieg .    .    . 

— 

— 

1 

30 

Sitten 

— 

31 

Sitten 

1 

— 

32 

Neuenburg  , 

— 

33 

Neuenburg 

— 

— 

34 

Peseux    . 

120000") 

120000 

35 

Neuenburg 

— 

— 

36 

Genf  .    . 

— 

^— 

37 

Genf  .    . 

2914100 

480245 

102674 

3497019 

*)  Gemeinsam  mit  der  hShem  TöchtBrschule  und  der  Mädchenschule. 
»)  Gemeinsam  mit  der  Kantonssohaie. 
')  Zwei  Stipendienfonds  und  ein  Fonds  fHr  Sohfilerreisen. 
*)  Inklusive  Wert  der  Gebäude. 

*)  Zur  Unterstützung  unbemittelter  Seminaristinnen,  ausserdem  besteht  eine  Kasse  lum 
gleichen  Zwecke. 

')  Zwei  Gärten. 
^)  Inklasive  Wert  des  lindes« 
")  Stipendienfond. 
*)  Grundunfpifonds  des  Instituts. 
**)  Inklusive  Wert  des  lindes. 
")  Krankenkasse. 
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Die  Lehrerbüdangtanstalteii  in  der  Schweiz. 


89 


b,  Einnalimeii. 


k 

Schulort 

Ertrag 
4fr 

Liigeatiii. 

Schul- 
geld 

Kost- 
geld 

Bel- 
trftge 

Ttrritf 

Ter- 
uhi«i 

Total 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

l>. 

Fr. 

1 

:  1    Küsnacht     .     .    . 

1663 

_^ 

600*) 

1090 

176 

3529 

2 

Zürich     . 

— 

5000 

5000«) 

10000 

3 

Unterstrass 

1000 

18075 

25104 

— 

1288 

45467 

4 

Hofwryl    . 

36Ö 

14025 

— 

— 

14390 

5 

Pmntrut 

— 

8325 

157312) 

— 

24056 

i  6    Hindelbank 

,— 

6020 

— 

6020 

!  7 

Delsberg 

._ 

200 

4694 

202952) 

25189 

'  8 .  Bern  .    . 

4680 

13275») 

— 

17955 

9 

Hnristalden 

570 

3125 

14524 

30324 

721 

49264 

10 

Bern  . 

9800 

— 

— 

9800 

11 

Hitzkirch 

— 

13470 

2366 

— 

2176 

18012 

12    Bickenbach 

— 

1000 

16149 

17149 

13    Ingenbohl    . 

— 

14- 

00 

— 

— 

14400 

14 

Zng     .    .    . 

4202 

4202 

!15 

Menzingen  . 

— 

— 

— 

16    Hanterive    . 

— 

— 

20000 

20000 

17 

Freiburg 

650 

— 

650 

.18 

Solothorn 

— 

— 

19 

Borschach    . 

7954 

300 

30 

8284 

20    Chur  .    .    . 

— 

— 

— — 

— 

21    Schiers    .    . 

800 

200 

8050 

4524 

— i 

— 

13574 

22 

Wettingen  , 

9032 

25 

22136 

165 

2165 

33523 

123 

Aaran      .    . 

— 

2235 

— 

12000*) 

1935 

16170 

24 

Krenzlingen 

3068 

2202 

27486 

1200 

38956 

125 

Locamo  .    . 

_— 

'26 

Locamo  .    . 

127 
128 

Lausanne 
Lausanne 

:) 

28702«) 

— 

28702 

29 

Brieg .    .    . 

— 

— 

— 

■30 

Sitten      .    . 

— 

— 

31 

Sitten      .    . 

720 

7201 

32 

Neuenbürg  . 

9000 

9000 

33 

Neuenburg  . 

— 

— 

— 

34 

Peseux    .    . 

22672 

— 

22672 

(fö   Neaenburg  . 

— 

36 1  Genf  .    .     . 

— 

1 

37 

Genf  .    .    . 

— 

1 

24452 

36617 

160874 

210958 

5292 

8491 

446684 

*)  Gemeinde  Kfisnacht. 

*)  8Uat. 

*)  BUatsbeitrasr  Fr.  UOOO  an  die  Lehrerbesoldangen,  Fr.  2275  an  die  Stipendien. 

*)  Staat  und  Gemeinde. 
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Die  Lehrerbildungsanstalten  in  der  Schweiz. 


f.  Ausgaben. 


No. 

Schulort 

Besol- 
dungen 

KooTikt 

oder 

Yerwal- 

Boinch- 
BeheiiiBg 

Ditcr- 
rickt 

Sti^B. 
dies 

Total 

Sck'lor 

1- 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr.  : 

1 

Küsnacht  .  . 

53180 

4511 

3951 

5058 

32500 

99200 

153 

650 

2 

Zürich  .  .  . 

26000 

2192 

2188 

1000 

1100 

32480 

48 

670 

3 

ünterstrass  . 

21607 

19376») 

2783 

2544 

250 

46568 

62 

740- 

4 

Hofwyl  .  .  . 

24650 

31514 

6945«) 

3404 

11720 

78233 

129 

610, 

5 

Prnntrut  .  . 

15500 

21073 

3508 

7234 

47315 

52 

900 

6 

Hindelbank  . 

6500 

13974 

850 

474 

21798 

31 

670 

7 

Delsberg  .  . 

6000 

15632 

1874 

519 

24025 

28 

860 

8 

Bern  .... 

22000 

80008) 

2275 

32275 

96 

330 

9 

Mnristalden  . 

24501 

21852 

2035 

420 

48808 

68 

710 

10 

Bern  .... 

13000 

1500 

1050 

125*) 

15875 

80 

200 

11 

Hitzkirch  .  . 

15500 

14017 

1536 

577 

3000 

34630 

49 

710 

12 

Rickenbach  . 

12800») 

6080 

1340 

500 

2760 

23480 

40 

590  i 

13 

Ingenbohl  .  . 

«) 

lOOOO'*) 

36 

300i 

14 

Zug  .... 

7500 

2971 

1500 

11971 

26 

460, 

15 

Menzingen  .  . 

28000**) 

93 

300' 

16 

Hauterive  .  . 

17900») 

— 

17900 

62 

2901 

17 

Freiburg  .  . 

8600"*> 

12 

700 

18 

Solothum  .  . 

9135 

11524 

39827) 

24641 

30 

820 

19 

Korschach  .  . 

29955 

12780 

3375 

3716 

8000 

57826 

68 

850 

20 

Chnr .... 

9750 

800 

2407 

100 

15980 

29037 

108 

270 

21 

Schiers  .  .  . 

14000 

7490 

1200 

155 

290 

23135 

29 

800 

22 

Wettingen  .  . 

30000 

32729 

3329 

3097 

6925 

76080 

77 

990 

23 

Aarau  .  .  . 

14000 

120 

17 

1211 

3000 

18348 

42 

440' 

24 

Kreuzungen  . 

20142 

28137 

4212 

2^188 

7200 

62079 

85 

730 

25 

Locarno .  .  . 

13400 

6600 

200008) 

42 

480 

26 

Locarno .  .  . 

— 

12000») 

62 

200 

27 

28 

Lausanne  .  .1 
Lausanne  .  .J 

51000 

9300 

5088 

— 

28700 

94088 

90 
63 

610, 

29 

Brieg  .  .  . 

5250») 

— 

5250 

14 

390; 

30 

Sitten  .  .  . 

8000 

9000 

17000 

52 

390i 

31 

Sitten  .  .  . 

10315») 

10315 

27 

380 

32 
33 

Neuenburg.  .1 
Neuenburg.  .| 

11 

^00010) 

17000") 

11 
10 

810 

34 

Peseux  .  .  . 

2€ 

1217  w) 

28217 

37 

760 

35 

Neuenburg .  . 

S 

föOOio) 

2500") 

25 

100 

36 

Genf  .... 

2£ 

KKW  10) 

25000") 

35 

710 

37 

Genf  .... 

IE 

>200io) 

• 

15200") 

30 

510 

25163 

149109 

1118774 

2002 

560' 

»)  Konvikt. 

*)  Mietzins. 

*)  Für  Bibliothek,  Unterhalt  der  Zimmer,  Gerftte,  Heizang,  Beleachtnn;  eine  entspre- 
chende Qaote  vom  Gesamtbndget. 

*)  Die  Lehrerbesoldangen,  Stipendien  und  Ausj^aben  fttr  die  Sohulanstalt  sahlt  der  Staat 
<Fr.  218.52). 

*)  Inkl.  Kosten  f(lr  freie  Station. 

*)  Da  das  Lehrerinnenseminar  Eigentum  des  Klosters  ist,  kann  Über  die  finansieilen 
Punkte  kein  Bericht  gegreben  werden. 

')  Inkl.  für  die  Kantonsschule. 

*)  Ausgaben  des  Staates  für  das  Seminar. 

•)  Inkl.  Untersttitaung  der  Zöglinge,  Feuerung  etc. 

'*)  Schätzung. 


^^v 


Die  Lehrerbildangsanst alten  in  der  Schweiz. 

YIIL  Yerzeiehnis  der  indlTidaellen  Lehrmittel  an  den 
Lehrerseminarlen  in  der  Schweiz  1890 1). 
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Bonquard, 

BräU, 

Businger, 

Chantrelf 

Christ, 

Crenier, 

Deharbe, 

Dreher, 

Drioux, 

Engeln, 

Hafenrichter, 

Hochstein. 

Kehr, 

Kdler^ 

Kempf, 

Knecht, 

König, 

Kurz, 

Langhans, 

LÖhiein, 

Mach, 

Martin, 

Mehlhom, 

Schuster, 

Sohm, 

Tdl, 

Wappler, 

Wäetcer, 


1.  Beligionslehre. 

Biblische  Geschichte  (Ingenbohl). 

Biblische  Geschichte  (Zog,  Solothnrn). 

Eirchengeschichte  (Menzingen). 

Kirchengeschichte  (Ingenbohl). 

Kirchengeschichte  (Chnr). 

Kirchengeschichte  (Hanterive). 

Grosser  Katechismus  (Bickenbach,  Ingenbohl ,  Menzingen). 

Abriss  der  Kirchengeschichte  (Bickenbach). 

Kirchengeschichte  (Menzingen). 

Kirchengeschichte  (Ingenbohl). 

Litnrgik  (Bickenbach). 

Abriss  der  Kirchengeschichte  (Solothum). 

Das  Beich  Gottes  (Wettingen). 

Gmndriss  einer  histor.  Einleitung  in  d.  Bibel  (Wettingen,  Aaran). 

Litnrgik  (Zug,  Chur). 

Praktischer  Kommentar  zur  biblischen  Geschichte  (Bickenbach). 

Handbuch  für  den  katholischen  Beligionsunterricht  (Zug). 

Lehrbuch  der  heiligen  Geschichte  (Unterstrass). 

Biblische  Geschichte  (Chur). 

Gmndriss  der  Kirchengeschichte  (Aarau). 

Kirchengeschichte  (Solothum). 

Lehrbuch  der  katholischen  Beligion  (Kreuzungen). 

Kirchengeschichte  (Solothum).  » 

Biblische  Geschichte  (Ingenbohl,  Chur). 

Kirchengeschichte  im  Gmndriss  (Unterstrass). 

Kirchengeschichte  (Chur). 

Apologetik  (Chur).  . 

Kirchengeschichte  (Zug). 

2.  Pädagogik. 


'♦' 


Baumgartner,  Erziehungslehre  (Ingenbohl,  Menzingen). 

Braun,  Erziehungslehre  (Menzingen). 

Charbonneau,  Erziehungslehre  (Ingenbohl,  Menzingen). 

Daguet,  Manuel  de  p^dago^e  (Neuenburg). 

Dittes,  Geschichte  der  Erziehung  und  des  Unterrichts  (Kreuzlingen). 

Homer,  Erziehungslehre  (Ingenbohl). 

Kagser,  Erziehungslehre  (Ingenbohl). 

Kehr,  Wegweiser  für  Volksschullehrer  (Bickenbach). 

Kehrein-Keller,  Handbuch  der  Erziehung  und  des  Unterrichts  (Bickenbach). 


KeUner, 

Largiardh*, 

Leutz, 

Martig, 

Martig, 

yeumaier, 

Noser, 

Ohler, 

Plaroz, 

Volkmer, 


Geschichte  d.  Erziehung  u.  d.  Unterrichts  (Bickenbach,  Ingenbohl). 

Bilder  zur  Geschichte  d.  Erziehung  u.  d.  Unterrichts  (Wettingen). 

Lehrbuch  der  Erziehung  und  des  Unterrichts  (Chur,  Unterstrass). 

Lehrbuch  der  P&dagogik  (Wettingen). 

Anschauungspsychologie  (Wettingen). 

Leitfäden  för  den  Unterricht  in  der  Pädagogik  (Aarau). 

Erziehungslehre  (Bickenbach,  Ingenbohl). 

Lehrbuch  d.  Erziehung  u.  d.  Unterrichts  (Bickenbach,  Ingenbohl). 

FEcole  primaire  (Peseux). 

Erziehungslehre  (Ingenbohl,  Menzingen). 


■'Vi 


*)  Dieses  Verzeichnis  bezieht  sich  anf  folgende  Seininsrlen :  KQsnacht,  Zürich,  Unter- 
vtrsM,  Rickenbach,  Ingenbohl^  Zug.  Menzingen,  Hanterive,  Solothnrn/Rorschach,  Char,  Wet- 
tingen, Aaran,  Kreuzlingen,  Neuenbürg,  Peseux,  Genf 
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Ahjif 
Bächfold, 

Bauer, 

Besta, 

Bone, 

Edinger, 

Englmann, 

Förster, 

Frei, 

GMzinger, 
Kabnberg, 
Kellner, 


3.  Deutsche  Sprache. 

Cours  de  langue  allemande  (Peseux). 

Deutsches  Lesebach   (Küsnacht,    Unterstrass,    Solothum,    Chnr, 

Aarau,  Genf). 
Grandzüge  der  neahochdeutscheu  Grammatik  (Wettingen,  Aaran). 
Lese-  und  Bildungsbach  für  Lehrerseminarien  (Eickenbach). 
Deatsches  Lesebach  (Rickenbach,  Zag). 
Sprachlehre  (Menzingen). 

Mittelhochdeatsches  Lesebuch  (Wettingen,  Aarau). 
Deutsch.  Lesebuch  für  Lehrer-  u.  Lehrerinnensemin.  (Kreuzungen). 
Schalgrammatik    der    neuhochdeutschen    Sprache    (Unterstrass, 

Kickenbach,  Zug,  Solothum). 
Dichtersaal  (Wettingen). 
Utzinger,  Kunst  der  Bede  (Küsnacht). 
Leseb.  f.  Mittelklassen  u.  höh.  Töchterschul.  (Ingenbohl,  Menzingen). 


Kehr  u.  Kriehitz,  Leseb.  f.  d.  Lehrerbildungsanstalt.  (Wetting.,  Aarau,  Rorschach). 


Kluge, 

Krauss, 

Laben, 

Pentalozzi, 

Rctssmann, 


Literaturgeschichte  (Küsnacht,  Unterstrass*,  Wettingen). 
Kurzer  Abriss  der  Geschichte  der  deutschen  Dichtung  (Genf). 
Auswahl  charakteristisch.  Dichtungen  u.  Prosastücke  (Kreuzungen). 
Lienhard  und  Gertrud  (Zürich). 
Grammatik  (Ingenbohl). 


Reichardt  «.  Straub,  Stilistik  (Zug). 


Reitzel, 

Renter, 

Rüegg, 

Sommer, 

Stöcklin, 

Straub, 

Utzinger, 

Viehoff, 

Wanzenried, 

Wettstein, 

Wetzel, 

Wufna, 

Wyss, 


Cours  de  langue  allemande  (Peseux). 

Literaturgeschichte  (Rickenbach,  Zug). 

Lehr-  und  Lesebuch  (Genf). 

Poetik  (Zug,  Wettingen). 

Geschäftsaufsätze  (Ingenbohl). 

Lesebuch  für  höh.  Unterrichtsanstalten  (Solothurn,  Kreuzungen). 

Schulgrammatik  (Küsnacht). 

Lesebuch  (Chur). 

Sprachlehre  (Chur). 

Lesebuch  (Genf). 

Schulgrammatik  für  höh.  Lehranstalten  (Kreuzungen). 

Grammatik  (Ingenbohl). 

Aufsatzlehre  (Menzingen). 

4.  Französische  Sprache. 


Atfer,  Grammaire  usuelle  (Neuenburg). 

Baumgartnery    Lehrbuch  der  französischen  Sprache  (Chur). 
Banderet,  Grammaire  et  lecture  (Chur). 

Lectures  (Genf). 

L'art  po6tique  (Peseux). 

Les  öcrivains  c^lfebres  de  la  France  (Peseux). 

Grammaire  frangaise  (Küsnacht,  Zürich,  Unterstrass). 

Nouvelle  grammaire  fran^aise  (Zürich,  Genf). 

Franz.  Klassiker  (Zürich,  Unterstrass,  Menzingen,  Solothum). 

Discours  sur  le  style  (Peseux). 

La  France  litt^raire  (Zürich). 

Histoire  de  France  (Chur). 
Erehmann  u.  Chatrian,  Histoire  d'un  conscrit  de  1813  (Zürich). 
La  Fontaine,    Les  Fahles  (Neuenburg). 
F.  J.  C,  Le^ons  de  langue  fran^aise  (Hauterive). 

F,  J,  Cours  abr^g^  de  litt^rature  (Hauterive). 

Larive  et  Fleury,  Grammatik  (Ingenbohl,  Menzingen,  Peseux). 
Larousse,  Grammatik  (Hauterive). 

Leroy,  Lectures  gradu6es  (Hauterive). 

X  de  Maistre,  La  jeune  Sibörienne  (Zürich,  Solothum). 
Marcillac,         Histoire  de  la  littörature  fran^aise  (Neuenburg). 


Bigot, 

Boüeau, 

Bonnefon, 

Borelj 

Brächet^ 

Breitinger, 

Buffon, 

Burguy, 

Duruy, 
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Feten, 

mtz, 
mtz, 

Racine, 

BiHer, 

Rufer, 

SchuH>b, 

Ufer, 

rmet, 

mri, 


Lectnres  gradades  (Unterstrass,  Kreozlingen). 

Grammatik  (Zug). 

Grammatik  (Bickenbach,  Solothom,  Wetting.,  Aarau,  Kreuzungen). 

Chrestomatie  (Bickenbach,  Ingenbohl,  Zug,  Menzingen,  Solothum, 

Wettingen). 
Athalie  (Ztürich). 

Recueil  de  morcean  choisis  (Genf). 
Exercices  et  lectures  (Zug,  Chur). 
Chrestomatie  fran^aise  (Ktlsnacht,  Aarau,  Kreuzungen). 
Franz.  Lesebuch  z.  Geschichte  d.  deutschen  Befreiungskriege  (Chur). 
Chrestomatie  (Neuenburg,  Genf). 
Livre  de  lecture  (Menziugen). 


5.  Englische  Sprache. 

Baumffartner,    Lehrbuch  der  englischen  Sprache  (Chur). 

B€hn-E8chetä>urg,  Elementar  buch  (Zürich). 

Deutschbein,     Lehrgang  der  englischen  Sprache  (Solothurn). 

Populär  tales  (Chur). 

Elementargrammatik  der  englischen  Sprache  (Aarau). 

Cours  ^l^mentaire  de  langue  anglaise  (Genf). 

British  Classic  Authors  (Zürich). 

Englische  Grammatik  (Küsnacht,  Menzingen). 

Manuel  classique  de  conversation  (Genf). 

Englisches  Lesebuch  (Solothurn). 

Lehrgang  der  englischen  Sprache  (Chur). 


Edgeworth, 

Oe&rg, 

Goegg, 

Herrig, 

Pktte, 

Sadler, 

Steuerwald, 
Sehmidlin, 


6.  Italienische  Sprache. 

Libro  di  Lettura  (Zug). 

Lehrgang  der  italienischen  Sprache  (Zug). 


Änastasi, 

EUener, 

Emüiani-Giudici,  Storia  d'Inghilterra  (Chur). 


Heim, 

Heitn, 

Heim, 

Lardelli, 

Mamoni, 

Mussafia, 

Nota, 

Sauer, 


Beck, 

Frei, 

Frei, 

Haaeke, 

Perthes, 

Süpfle, 


ton  Arx, 

Beck, 

Bdhe, 

BumüUer, 

Daguet, 

Oändliher, 

Dietsehi, 

Duj^erret, 

Egger, 

^hube, 


Elementarbuch  der  italienischen  Sprache  (Zürich,  Aarau). 

Letture  italiane  (Zürich). 

Aus  Italien  (Zürich). 

Lehrbuch  der  italienischen  Sprache  (Chur). 

Promessi  sposi  (Chur). 

Grammatik  (IngenboU). 

La  vedova  in  solitudine  (Chur). 

Kleine  Grammatik  (Chur). 

7.  Lateinische  Sprache. 

Yocabularium  (Zürich). 

Schulgrammatik  (Küsnacht,  Zürich). 

Übungsbuch  (Zürich). 

Übungsbuch  (Zürich). 

Formenlehre  der  lateinischen  Sprache  (Zürich). 

Stilübungen  (Zürich). 

8.  Geschichte. 

Schweizergeschichte  für  Schule  und  Haus  (Solothurn,  Chur). 

Lehrbuch  der  allgemeinen  Geschichte  (Kreuzungen). 

Lehrbuch  der  allgemeinen  Geschichte  (Menzingen). 

Weltgeschichte  (Zug). 

Histoire  suisse  (Ingenbohl,  Peseux). 

Kleine  Geschichte  der  Schweiz  (Küsnacht). 

Kleines  Lehrbuch  der  Weltgeschichte  (Solothurn). 

Histoire  g^n^rale  (Peseux,  Genf). 

Allgemeine  Geschichte  (Menzingen). 

Charakterbilder  aus  der  Geschichte  und  Sage  (Kreuzlingen). 
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Keller, 

Kiepertf 

Koller, 

Lavisae, 

Magnenat, 

Marthy, 

Matthieu, 


Schweizergeschichte  (Aaran). 

Historischer  Schulatlas  (Wettingen). 

Histoire  suisse  (Hauterive). 

Histoire  g6n6rale  (Genf). 

Abr6g6  d'histoire  g^ndrale  (Neuenburg). 

lUustrirte  Schweizergeschichte  für  Schule  n.  Haus  (Rickenbach, 

Ingenbohl,  Zug). 
Allgemeine  Geschichte  (Ingenbohl,  Hauterive). 


Müller  u.  Dändliker,  Allgemeine  Geschichte  (Küsnacht,  Wet(ingen). 


Oechsli, 

Putzger, 

Putz, 

SpiesH, 

Stricklert 

Thevenaz, 


Bilder  aus  der  Weltgeschichte  (Zürich,  ünterstrass,  Aarau). 

Historischer  Schulat&s  (Küsnacht,  Aarau,  Kreuzlingen,  Peseux). 

Allgemeine  Geschichte  (Chur). 

Biographien  (Chur). 

Lehrbuch  der  Schweizergeschichte  (Wettingen). 

Petite  histoire  de  Genöve  (Genf). 
Historiseher  Verein  in  St.  Gallen,  Neu  Jahrsblätter  (Rorschach). 
Vaucher,  Exquisses  d'histoire  suisse  (Genf). 

Vulliemin,         Geschichte  der  Schweiz.  Eidgenossenschaft  (Kreuzlingen). 
Weher,  Die  Weltgeschichte  in  übersichtl.  Daratell.  (Ünterstrass,  Rorschach). 

Welter,  Allgemeine  Geschichte  (Menzingen,  Rickenbach). 

9.  Geographie. 

Cassian,  Geographie  der  Schweiz  (Solothurn). 

Chaix,  Pr6cis  de  g^ographie  ^lömentaire  (Genf). 

Daniel,  Erdkunde  (Chur). 

Diercke  u.  Gabler,  Schulatlas  (Zürich,  Wettingen). 

Egger,  Geographie  der  Schweiz  (Menzingen). 

Egli,  Schweizerkunde  (Menzing.,  Chur,  Wetting..  Kreuzling.,  Rorschach). 

Egli,  Neue  Erdkunde  (Zürich,  Kreuzlingen). 

Feitz,  Lehrbuch  der  yergleicheuden  Erdkunde  (Rorschach). 

Fragnih'e  u.  Koller,  Schweizergeographie  (Ingenbohl,  Hauterive). 


Geistbeck, 

Grube, 

Guinand^ 

Jacob, 

Kirchhoff, 

Leuzinger, 

Lichtenstern, 

Meissas, 

Pascal, 

Pütz, 


Mathematische  Geographie  (Solothurn,  Wettingen). 

Geographische  Charakterbilder  (Kreuzlingen). 

Esquisse  de  la  terre  (Peseux). 

Geographie  suisse  (Peseux). 

Schulgeographie  (Wettingen). 

Schweizerkarte  (Wettingen). 

Schulatlas  (Chur,  Kreuzlingen). 

Allgemeine  Geographie  (Menzingen). 

Cosmographie  (Peseux). 

Leitfaden  der  Erdbeschreibung  (Küsnacht,  Zug,  Rickenbach,  Aarau, 
Menzingen). 

Premi^res  le^ons  de  g^ographie  (Genf). 

Mathematische  Geographie  (Chur). 

Kleine  Schulgeographie  (Ünterstrass,  Solothurn,  Chur). 

Schnlatlas  (Ünterstrass,  Aarau,  Kreuzlingen,  Peseux). 
Che  rhinion  d* Instituteurs,  Nouvelle  g^ographie  (Ingenbohl,  Hauterive,  Neuen- 
bar^,  Peseux). 

niustnrte  Schweizergeschichte  für  Schale  und  Haus  (ünterstrass, 
Rickenbach,  Ingenbohl). 

Schulatlas  (Küsnacht,  Kreuzlingen). 

Kleines  Lehrbuch  der  astronom.  Geographie  (Kreuzlingen). 


Rosier, 
Bueßi, 
SeydlUz, 
Sydow, 


Waser, 


Wettstein, 
Wetzel, 


Andrej 
Bardey, 
Baur, 
Briot, 


10.  Mathematik. 

Elements  de  g^om^trie  (Hauterive,  Neuenbürg,  Peseux). 
Arithmetische  Aufgaben  (Wettingen,  Chur). 
Arithmetische  Aufgaben  (Ünterstrass). 
Arithm^tique  (Neuenburg,  Peseux). 
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Bourdillon, 

Ducotterdj 

Egger, 

Enholtz, 

Eysserie, 

F.  R  B. 

Felderer, 

Firat, 


Courd  de  g^om^trie  ^l^mentaire  (Genf). 
G^om^trie  (Hauterive,  Ingenbohl). 
Bürgerliches  Rechnen  (Rorschach). 
Lehrbuch  der  elementaren  Mathematik  (Wettingen). 
Elements  d^alg^bre  (Peseox). 
Arithmetik  (Menzingen). 

Anleitung  zum  praktischen  Rechnen  (Rickenbach,  Menzingen). 
Legons  d'arithm^tiqne  (Genf). 
focit«  M.  ifraÄ«,  Allgemeine  Arithmetik,  Planimetrie,  Stereometrie,  ebene  Trigono- 
metrie (Rickenbach). 
Buchführung  .(Ingenbohl). 
Logarithmen  (Wettingen). 

Aufgabensammlung  (Unterstrass,  Zug,  Menzingen).    . 
Leitfaden  über  Rechnungsführung  (Solothurn). 
Logarithmen  (Rorschach). 

Anleitung  zum  praktischen  Rechnen  (Rickenbach). 
Logarithmen  (Neuenburg). 
Anleitung  zum  Feldmessen  (Kreuzungen). 
Geometrie  (Hauterive). 
Übungsbuch  im  Rechnen  (Chur). 
Geometrie  (Menzingen). 


Genoud, 

Grere, 

Heiss, 

Jahobf 

Köhler, 

Kühne, 

Lalande, 

Largiardh", 

Leysenne, 

Löwe, 

Luhsen, 


Maier-Rothschild,  Buchhaltung  (Menzingen). 


Mehler, 
Mocnik, 
r.  Nagel, 
Nager, 

Paecal, 

Petersen, 

Ffenninger, 

Reidt, 

Ribi, 

Romieux, 

Rüefli, 

SdUömüch, 

Schmid, 

Schubert, 

Spitz, 

Stöcklin, 

Zähringer, 

Ztticky, 


Arendt, 
Bänitz, 

Behrens, 
Ooek, 
Crüger, 
Faber, 
FociUan, 
'huber, 
rremli, 
J^fmeni, 
'  ^U89ieu, 
Celler, 
lenngott, 


Elementarmathematik  (Zug). 

Lehrbuch  der  Geometrie  Sr  Lehrerbildungsanstalten  (Chur). 

Lehrbuch  der  Stereometrie  (Ereuzlingen). 

Sammlung  der  Rechenaufgaben  bei  den. Schweiz.  Rekrutenprüfun- 
gen (Rickenbach). 

Geometrie  (Hauterive). 

Lehrbuch  der  elementaren  Planimetrie  (Zürich). 

Lehrbuch  der  Mathematik  und  Algebra  (Küsnacht). 

Geometrie  (Wettingen). 

Aufgabensammlung  zur  Algebra  (Solothurn,  Kreuzlingen). 

Problfemes  d'arithm6tique  (Genf). 

Planimetrie,  Stereometrie,  Trigonometrie  (Rorschach). 

Logarithmen  (Unterstrass,  Ingenbohl,  Kreuzlingen). 

Aufgabensammlung  (Ingenbohl,  Chur). 

Aufgabensammlung  (Küsnacht,  Zürich). 

Lehrbuch  der  Geometrie  (Kreuzlingen). 

Buchhaltung  (Menzingen). 

Leitfaden  für  den  Unterricht  in  der  Rechnungs-  und  Buchführung- 
(Ingenbohl,  Kreuzlingen). 

Leitfaden  der  Algebra  (Solothurn). 

11.  Naturkunde. 

Leitfaden  der  Chemie  (Rickenbach,  Wettingen,  Menzingen). 
Leitfaden  der  Botanik,   Zoologie,    Chemie,   Physik,   Mineralogie 

(Rickenbach,  Chur,  Kreuzlingen). 
Allgemeine  Botanik  (Wettingen,  Aarau). 
Bau,  Leben  und  Pflege  des  menschlichen  Körpers  (Wettingen). 
Lehrbuch  der  Physik  (Kreuzlingen). 
Physik  (Menzingen). 
Naturgeschichte  (Menzingen). 
Leitfaden  der  Zoologie  (Wettingen). 

Ezkursionsflora  d.  Schweiz  (Zürich,  Unterstrass,  Zug,  Kreuzlingen). 
Naturgeschichte  (Ingenbohl,  Menzingen). 
Naturgeschichte  (Hauterive). 
Lehrbuch  der  Zoologie  (Aarau). 
Leitfaden  der  Mineralogie  (Chur,  Wettingen). 
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KrehSf 

Kristf 

Krüger, 

Langlebert. 

Mang, 

Mitteregger, 

Morthier, 

Netoliczka, 

Prantl, 

Privat^ 

Pritat, 

Regadt, 


Lehrbuch  der  Physik  (Zürich,  Aarau). 

Anfangsgründe  der  Naturlehre  (Solothnm). 

GrundSüge  der  Physik  (Rorschach). 

Cours  d'histoire  naturelle  (Peseux). 

Leitfaden  der  Chemief  Mineralogie  u.  Gesundheitslehre  (Aarau). 

Lehrbuch  der  Chemie  (Solothum). 

Flore  analytique  de  la  Suisse  (Peseux). 

Naturlehre  (Ingenbohl). 

Leitfaden  der  Botanik  (Kttsnacht). 

Cours  414mentaire  de  physique  (Genf). 

Notions  616mentaires  de  physique  et  de  chimie  (Genf). 

Lehrbuch  der  Physik  (Peseux). 


Riedel  u.  Bänitz,  Naturgeschichte  (Ingenbohl). 


Rilltet, 
Rorioc, 
Schddler, 
Sancerotte, 
Sumpf, 
Thome, 
Traumxdler, 
Wäber, 
Woldrich, 
Wbssidlo^ 
Wünsche, 
Zdngerle, 


Abt, 

Bertalotti, 

Chev4, 

Erck, 

Gaugier, 

Gloggner, 

Haller, 

Hegar, 

Heim, 


Notions  de  chimie  (Genf). 

Kleines  Lehrbuch  der  Chemie  (Küsnacht). 

Lehrbuch  der  Physik  (Menzingen,  Korschach). 

Naturgeschichte  (Hauterive). 

Grundriss  der  Physik  (Unterstrass). 

Lehrbuch  der  Botanik  (Zug). 

Lehrbuch  der  Botanik  (Solothum). 

Lehrbuch  der  Physik  und  Meteorologie  (Wettingen). 

Lehrbuch  der  Zoologie  (Kreuzungen,  Zug). 

Leitfaden  der  Botanik  und  Zoologie  (Zürich). 

Schulflora  von  Deutschland  (Wettingen,  Aarau). 

Lehrbuch  der  Minerak)gie  (Zürich). 

12.  Singen. 

Solfeggien  (Menzingen). 
Zweistimmige  Solfeggien  (Zürich,  Solothum). 
Exercices  el^mentaires  de  lectnre  musicale  (Genf). 
Liederschatz  (Rorschach). 
Vierstimmige  Lieder  (Kreuzungen). 
Solfeggien  (Solothum). 

Yademecum  (Rickenbach,  Ingenbohl,  Zug,  Menzingen). 
Chorgesangschule  (Küsnacht,  Unterstrass). 
Synodalheft  für  Männerchöre  (Küsnacht,  Chur,  Rickenbach,  Ror- 
schach, Wettingen,  Kreuzungen). 
Gemischte  Chöre  ^üsnacht,  Chur). 
Volksgesangbuch  (Solothum,  Wettingen). 
Recueil  de  chants  par  la  jeunesse  (Genf). 
Solfeggien  (lugenbohl). 


Heim, 

Heim, 

Kling, 

Müller, 

Rauber  u,  Bürli,  Gesanglehrmittel  für  Schweiz.  Schulen  (Wettingen,  Aarau). 

Richter,  " 

Sieber, 

Schwydler, 

Weber, 

Wdnwurm, 

Mlesfier, 

Wohlfahrt, 

Wüllner, 

Zimmer, 

Zofingue, 


Hohmann, 
Zimmer, 

Zuppinger, 


Harmonielehre  (Zürich,  Kreuzlingen). 

Lehrbuch  der  Gesangknnst  (Solothum). 

Kath.  Gesangbuch  (Kreuzungen). 

Männerchöre  (Küsnacht,  Unterstrass,  Chur). 

Allgemeine  Musiklehre  (Aarau). 

Methodik  des  Gesangunterriclits  in  Volksschulen  (Rorschach). 

Harmonielehre  (Rickenbach). 

Chorübungen  (C'hur). 

100  ein-  und  zweistimmige  Takt-  u.  Treffübungen  (Kreuzlingen). 

Lieder  (Peseux). 

13.  Musik. 

Violinschule  (Rickenbach,  Chur). 

Violinschule  (Unterstrass,  Zug,  Menzingen,  Solothum,  Rorschach, 

Wettingen,  Kreuzlingen,  JPeseux). 
Violinschiue  (Küsnacht). 


r 


r 


Die  Lehrerbildungsanät Alten  in  der  Schweiz. 

Bfcht,  Helodienftlbnin  (ttr  Violin  und  Klavier  (Ronchach). 

Bertini,  Etuden  (Chur). 

Bröhmig,  Klavierechnle  (Ereozlingen). 

Firrsch,  Notenfibel  f^r  die  Mosiktheorie  (Unteratrasi). 

Klhler,  Klaviers  Chol  e  (Dntentragg,  Chur,  Ingienbohl). 

LS»chhorii,  Etttden  (Eorsciach). 

Rritrr,  Klavierecbule  (W'ettingen). 

Urbath,  Nene  Klavierschule  (KitBnacht,  Rickenbach,  Ingenbohl.  Zag, 

ziugen). 

IHncA,  Preis-KlaTiersehnle  (Kiltnacht,  Solothnm,  Rorschacb). 

Gruhtr,  Zitberachnle  (Heniingen). 

Umlauf,  Zitherschule  (Ingenbobl). 

Häugfr,  Goitarreschnle  (Menzingen). 

MiUetUriter,  Harmonittmacbnle  (Ingenbobl,  Henzingeu). 

Miehatli»,  Nene  HannoniumBchule  (Solotbum). 

SiHgetihrrgtr,  Hannoniunuchule  (Ingenbobl,  Menzingen). 

Stä^,  Earmoniamscbnle  (Ingenbohl). 

Herzog,  Orgelschale  (Wettingen). 

Mager,  Orgelscbale  (Menzingen). 

Obrriofer,  Oi^eUchule  (Ingenbohl,  Menzingen). 

Sitter,  Orgelscbnle  (Ingenbobl,  Zng). 

Sirube,  Orgelechule  (Rickenbsch,  Ingenhohl,  Henzingeu). 

Wietner,  Praktische  Or^elecbnle  (Rorscbach). 

m«,  Organum  comitans  ad.  Ord,  Miss*  (Rickenhach). 

14.  Zeichnen. 

ÄniUl,  Das  polychrome  Ornament  (ZUricb). 

Armand-Oatigagne,  Cours  gradn^  et  m^thodique  k  niain  lev€e  (Hanterive). 

Hamrlmann,     Ornemenls  divers  (Ingenbobl). 

Selwop,  Die  Perspektive  im  Dienste  des  Zeichnens  n.  d.  Natur  (Zi 

15.  Turnen. 

Balaiger,  Lehrgang  des  Schulturnens  (Rorschach), 

Eidginöseiche   Tttrti»ehule  fUr  den  militärischen  Vomnterricht  (Ettsnacht,  1 

atrass.  Zag,  Solothnm,  Kreuzungen,  Rorschach). 
Üiggdtr,  Tumscbnle    für   Knaben    und   Mädchen    {Solothum,  Wett 

Krenzlingen). 
Purllz,  Merkbücblein  fBr  Vorturner  (Solothorn,  Kreuelingen). 

16.  Landwirtachaftslebre. 

Krafl,  Der  Gemüsebau  (Wettingen). 

Ttrhitdi,  Landwirtschaft!  ich  es  Lesebuch  (Wettingen,  Krenzlingen). 


Zweiter  Abschnitt. 


Förderong  des  ünterriclitswesens  durch  den  Bnnd 


im  Jahr  1890. 


I.  Eidgenossische  polyteelmische  Sclmle  in  Zfirich. 

1.  Frequenz.   Im  Schuljahr  1889/90  (Wintersemester  1889/90 
und  Sommersemester  1890)  war  der  Besuch  folgender: 


Fachschule 


Baoschnle 

Ingeniearscbule  .  .  . 
Mechan.-teclmische  Schale 
Chem.-technische  Schale 
Forstschale  .... 
Landwirtschaft!.  Schale 
Kaltoringeniear-Schale 
Fachlehrer 


1890 


Nea-Aafnahmen 
1889/90   1888/89 


15 
48 
72 
66 
11 
18 
1 
15 


246 


6 
52 
87 
70 

7 
22 

2 
14 


260 


QeMut- 
FreqBenx 

1889/90 


flesant- 
Freqaeii 

1888/89 


34 
163 
180 
147 

19 

41 
4 

34 


622 


20 
164 
192 
157 

17 

39 
4 

40 


633 


Differenz 

+ 


14 


2 
2 


18 


1 
12 
10 


29 


Von  den  246  Aufgenommenen  hatten  114  die  Aufiiahmsprufdng 
zu  bestehen.  Die  übrigen  132  wurden  auf  Grundlage  beigebrachter 
Maturitäts-  und  anderer  Zeugnisse  zugelassen.  44  (28  %)  Geprüfte 
mussten  zurückgewiesen  werden.  21  Angemeldete  zogen  sich  vor 
der  Prüfung  zurück. 

Ausser  den  622  Schülern  besuchten  noch  339  Zuhörer  ein- 
zelne Vorlesungen  (inkl.  Studirende  der  zürcherischen  Hochschule)^ 
sodass  sich  die  Gesamtfrequenz  auf  961  stellt  (1888/89:  992). 

Die  Promotionen  und  Diplomprüfu igen  beim  Übergang  ge- 
stalteten sich  folgendermassen : 
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Fachschule 

1 

e 

•TS 

1 

o 
o 

a 

2 

(1. 

• 

.2 

c 
B 

o 
o 

Übergranf^- 

diplomprüfüngr 

im  Oktober  1889 

und  April  1890 

Ha 
1 

3 

m  jo 

■  *=» 

■ 

o 

^  5 

0) 

S 

o 

g 

ISS  ^ 

ad 

II 

Baaschnle     .... 
:  Ingenienrschnle     .    . 
Mechan.-techn.  Schnle 
Chem.-techn.  Schnle  . 
Forstschule  .... 
Landwirtschaft!.  Schole 
Enltnringenieur  -  Scliil« 
Fachlehrer,  Aht.  VIA 
Abt.  VI  B 

28 

134 

180 

109 

15 

31 

3 

13 

11 

2 
14 
25 
11 

3 

3 
2 

60 

23 

105 

128 

90 

13 

24 

2 

8 

9 

402 

3 
15 
27 
8 
2 
4 
1 
2 

62 

4 

38 

34 

22 

4 

5 

1 

108 

2 

21 

16 

5 

2 

1 
47 

2 

17 
18 
17 

2 

5 

-i 

61 

6 

24 
1 
37 
4 
8 
1 

6 

87 

4 
18 

1 
16 

4 

7 

8 
58 

2 
2 

3 

7 

4 
16 

1 
14 

4 

7 

5 
51 

1890: 

1 

524 

t 

1 

Es  Würden  15  Stipendien  im  Gesamtbetrage  von  Fr.  4050 
gewährt,  worunter  1  Reisestipendium  an  einen  Studirenden  der 
landwirtschaftlichen  Abteilung,  welcher  ein  Diplom  mit  Auszeich- 
nung erhalten  hatte.  25  Schülern  wurde  das  Schulgeld  ganz  (22) 
oder  teilweise  (3)  erlassen  (15  Schweizer  und  10  Ausländer). 

2.  Lehrerschaft.  Am  Schluss  des  Berichtsjahres  zählte  der 
Lehrkörper  50  Professoren,  28  Hülfslehrer  und  regelmässige 
Assistenten,  4  anderweitige  mit  Lehraufgaben  bedachte  Personen 
und  32  Privatdozenten,  zusammen  114  Dozenten.  3  frühere  Pro- 
fessoren standen  im  Genuss  von  Euhegehalten. 

Bei  der  Ergänzung  des  Lehrpersonals  wurde  neuerdings  darauf 
Rücksicht  genommen,  dass  die  französische  Sprache  noch'  mehr  zur 
Geltung  gelange,  indem  für  Baukonstruktionslehre  ein  Lehrer  fran- 
zösischer Zunge  Anstellung  fand  und  auch  einzelne  regelmässige 
Assistentenstellen  mit  französisch  sprechenden  Ingenieuren  besetzt 
wurden. 

3.  Organisatorisches.  -Das  Unterrichtsprogramm  der 
mechanisch 'technischen  Abteilung  wurde  von  6  auf  7  Semester  er- 
weitert und  der  Studienplan  des  V. — VIL  Semesters  entsprechend 
ausgestaltet. 

An  der  Forstschule  fand  eine  tiefergehende  Revision  des  Lehr- 
plans statt,  welche  auf  eine  zweckmässigere  Gliederung  und  Ver- 
:eilung  des  Unterrichtsstoffes  gerichtet  war.  In  der  nunmehr  im 
leuen  Physikgebäude  untergebrachten  Zentralanstalt  für  das  forst- 
iche  Versuchswesen  sind  auch  Übungen  im  Laboratorium  ein- 
rerichtet,  welche  den  Forstschulen!  als  fakultatives  Unterrichtsfach 
tffen  stehen. 


„> 


«^« 


^^ 


Winter  Bonimer 

7.  Allgem.  zool.  Laborat.  4  ^)      4  *) 

8.  Lind- 1.  fontirirtich.-io«l.  Uk.  —         11 
9.yersach8Mdd.ltBdw.8ckilf  — 

10.  Teni€hiMd  fvr  Obit.  I.  Wtigbu  — 

11.  Werkstätte  für  l«dcUirn  - 

12.  Sternwarte     ....  —  - 


50  Eidgenössische  polytechnische  Schale. 

Die  Freifächer -Abteilung  (VII.  Abteilung)  erfuhr  eine  voll- 
ständigere Vertretung  der  Rechtswissenschaften  durch  Erteilung 
eines  Lehrauftrags  an  einen  Dozenten  der  zürcherischen  Hoch- 
schule aus  modernen  Rechtsgebieten. 

4.  Wissenschaftliche  und  Übungsanstalten.  Dieselben 
wurden  in  bisheriger  Weise  fortgeführt  und  in  folgendem  Umfange 
benützt: 

ZaU  der  PraktihnteB  Ziki  der  PnktikaiUii 

Winter  Sommer 

1 .  Physikalisches  Institut  69  13  ^) 

2.  Chem.-analyt.  Laborat.  119  84 

3.  Chem.-techn.  Laborat.  77«)  68«) 

4.  Agrikalturchem.  Liborat  10  19 

5.  Photogr.  Laboratoriom  12  12 
C.  Pflanzenphysiol.  Laborat.  27  48 

5.  Sammlungen.  Ausser  der  allgemeinen  Bibliothek  und  den 
verschiedenen  Handbibliotheken,  welche  zusammen  32,639  Bände 
umfassen,  wurden  noch  mit  Jahreskrediten  bedacht  die  archäolo- 
gische Sammlung,  die  Kupferstichsammlung,  die  vereinigten  natur- 
wissenschaftlichen Sammlimgen  (geologisch-paläontologische,  zoolo- 
gische, entomologische,  botanische  und  Spezialsammlungen  der  ver- 
schiedenen Fachschulen).  Das  wachsende  Raumbedüiiiis  wird  in 
absehbarer  Zeit  einen  Neubau  für  diese  Unterrichtszwecke  er- 
fordern. 

6.  Annexanstalten.  Für  die  Anstalt  für  Prüfung  von  Bau- 
materialien ist  eine  besondere  Neubaute  in  Ausführung  begriffen. 
Die  Samenkontröktation  erfreut  sich  wachsenden  Zuspruchs.  Der 
Arbeitsumfang  der  agriktdturchemischen  üntermchungssiation  und  der 
Zentralanstalt  für  forstliches  Versuchsivesen  ist  ebenfalls  in  stetiger 
Zunahme  begriffen. 

Die  Netto-Ausgaben  der  Bundeskasse  fiir  die  Eidgenössische 
polytechnische  Schule  im  Jahr  1890  betrug  Fr.  573,648. 55. 

II.  Eidgenössische  Medizinalprflfangen  1890. 

Im  Sinne  einer  Anregimg  des  leitenden  Ausschusses  ist  vom 
Schweiz.  Departement  des  Innern  eine  besondere  Kommission  nieder- 
gesetzt worden,  welche  die  Maturitätszeugnisse  sämtlicher  Kan- 
didaten für  die  Medizinalprüftingen  näher  zu  prüfen  und  die  Prü- 
fung derjenigen  Medizinalkandidaten  vorzunehmen  hat,  welche 
kein  regelmässiges  Maturitätszeugnis  aufweisen.  Hiemit  hat  auch 
die  Aufgabe  des  leitenden  Prüfungsausschusses  ihre  natürliche  Be- 
grenzung gefunden.  Der  Erlass  einer  betreffenden  Verordnung 
wird  es  ermöglichen,  dass  die  Arbeit  der  Spezialkommission  im 
Jahr  1891  beginnen  kann. 

Es  wird  nunmehr  von  sämtlichen  ausländischen  Bewerbern 
um  die  Zulassung  zu  den  eidgen.  Medizinalprüfungen  die  Vorlegung 

^)  Umzngsvorbereitung  in  das  neue  Gebäude.  —  ^)  Hie  von  je  6  im  pharmftk. 
Laborat.  —  ^)  Gemeinschaftl.  mit  der  Hochschule,  welche  22  bezw.  24 Prakt.  lieferte. 
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eines  schweizerischen  Maturitätszeugnisses  veriangt  und  diese  Mass- 
regel auch  auf  schweizerische  Kandidaten  ausgedehnt,  welche  ein 
ausländisches  Maturitätszeugnis  vorlegen.  Im  letztem  Fall  soll 
jedoch  jeweilen  eine  Beratung  stattfinden  und  je  nach  Umständen 
billige  Kücksicht  getragen  werden. 

Eine  mit  einem  ausländischen  Maturitätszeugnis  versehene 
Kandidatin  hat  gegen  das  Verlangen  des  Ausweises  in  einer 
Schweiz.  Maturitätsprüfung  Kekurs  an  das  Departement  und  durch 
die  österr.  Gesandtschaft  an  den  Bundesrat  ergriffen,  ist  aber  vor 
beiden  Instanzen  abgewiesen  worden. 

Ohne  vorhergehende  Prüfung  ist  das  eidgen.  Diplom  im  Jahr 
1890  in  42  Fällen  erteilt  worden  und  zwar  an  37  Zahnärzte, 
teils  auf  Grund  älterer  kantonaler  Patente,  teils  im  Sinne  des 
Bimdesratsbeschlusses  vom  25.  Januar  1889,  3  an  Arzte  mit  altem 
kantonalen  Prüfiingsausweiseji,  1  an  einen  auswärtigen  Arzt  in 
Folge  Anwendung  des  Bundesgesetzes  über  Freizügigkeit  des 
Medizinalpersonals  vom  19.  Dezember  1877,  Art.  1,  lit.  c,  zu  seinen 
Gunsten,  1  an  einen  Apotheker,  in  Anerkennung  eines  Konkordats- 
diploms vom  Jahr  1875,  1  an  einen  in  Amerika  niedergelassenen 
Tierarzt,  der  sich  über  ein  im  Jahr  1849  absolvirtes  kantonales 
Fachexamen  ausgewiesen  hatte. 

Über  die  im  Jahr  1890  stattgehabten  Medizinalprüfungen  in 
der  Schweiz  erteilt  die  nachfolgende  Übersicht  genauem  Aufschluss : 


Prfifang«n 

BaMl 

+   - 

Bern 

eesf 

+     — 

UisaBB« 

+  1- 

Zorich 

+    - 

ZiMsmei 

+     — 

Total 

1  proptdeit 
'  Fachpriifnig 

1 
20 

9 
12 

5 

1 
4 

5 
41 
16 
22 

3 
5 

1 
4 

17 
17 
11 

4 
1 
2 

1 

11 
5 

4 
2 

2 
35 

28 
29 

1 
11 

3 

7 

8 

124 

75 

74 

4 

29 

8 

17 

12| 

^|339 
9l) 

■  «^1  StA 

1 

.^»- 

2 

,^^_ 

^__^ 

2 
1 

— 

?!  » 

l'^lfiSS... 

5 
1 

•^— 

5 
8 

1 

4 
5 

2 

3 

7 

3 

7 

__ 

20 

28 

2 

1 

11» 

?r  ?a.  (»it) 

uat-pliji. 
l  Fachprlfng 

— 

2 

10 

6 

8 

1 
3 

1 
2 

8 

9 

14 

1 

7 

2 

2 
18 
15 
22 

2 

10 

1 

4 

^1 

28 
16 
26 

"   74 

1890: 

1 

49 

10 

123,  21 
144 

56     9 

26 

6 

135|  32 

389 

78 

467  467 

59 

65 

32 

167 

467 

1889: 

52     9 

105   25 

66     9 

29     3 

133   26 

386i  72 
457 

457 

61 

130 

75 

32 

159 

Differenz: 

3 

+1 

4-18     4 

10 
10 

3  f  3 

+2+6 

+r 

+4',+6 
+10 

+10 

— 

-2 

+ 

14 

- 

Bemerknngen.  1)  Die  mit  -^  bezeichneten  Prüfiing^en  waren  von  Erfolg,  die  mit  — 
^Kseichneten  ohne  Erfolg  begrieitet.  2)  Die  propädeut.  FrÜftinj^en  fallen  nach  Durchführimi? 
les  Reglementes  vom  19.  März  1888  weg.  8)  Die  Veterinärprüftingren  finden  nnr  an  den  Sitzen 
ier  betr.  Schalen  (Bern  und  ZUrich)  statt.  4)  In  Lausanne  fanden  bisher  keine  mediz.  Fach- 
prfifang^en  statt,  doeh  hat  die  Erhebung  der  Akademie  zu  einer  Hochschule  mit  mediz.  Fakultät 
bereits  die  Folge  gehabt,  dass  auch  der  Kanton  Waadt  sich  um  den  Sitz  der  betr.  Prüfung 
»e  wirbt. 


kg.f, 
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Jüdgenössische  Medizinalprttfangen. 


Die  verschiedenen  Arten  der  Prüfungen  verteilen  sich  wie 
folgt: 


18 

90 

1889 

Zahl 

% 

Hievon  waren 
unffenttgend 
Zahl       «/o 

Zahl 

•/. 

Hievon  waren 
nngenSgend 
Zahl        •• 

Medizinalprüfungen     .    339 

72,6 

58 

17,1 

327 

71,5 

53 

16,2 

Zahnarzt!.  Prüfungen .        3 

0,6 

— 

3 

0,7 

Phannazentenprüfungen      51 

10,9 

3 

5,9 

53 

11,6 

6 

11,8 

Veterin&rprüfangen     .      74 

15,9 

17 

22,9 

74 

16,2 

13 

17,7 

467 

100 

78 

17 

457 

100 

72 

13,5 

Auf  die  einzelnen  Prüfungsorte  entfallen: 

Zahl 

Total 

Genügrend 

UnK^^nfig:. 

Total 

Basel    ....      49 

10 

59 

10,5 

2,1 

12.« 

Bern    ....    123 

21 

144 

26,3 

4,5 

30.8 

Genf    ....      56 

9 

65 

12 

U 

13,, 

Lausanne      .     .      26 

6 

32 

^5 

U 

6,5 

Zürich      ...    135 

32 

167 

29 

6,9 

35,, 

389  78         467  83,3  16,7  100 

Die  im  Jahr  1890  erfolgten  Prüfungen  mit  Rücksicht  auf  ihren 
Erfolg  im  ersten,  zweiten  oder  dritten  Mal  ergeben  folgende  Zu- 
sammenstellungen : 


PrQfungen 


Totti 

der 

PrSfnngeii 


Hievon  waren 


erat- 

zwelt- 

nial. 

lual. 

4 

2 

130 

19 

81 

1 

82 

8 

2 

1 

19 

3 

27 

2 

2 

2 

22 

6 

14 

2 

24 

2 

dritt- 
mal. 


Total  der 
angeaig. 
PrnfBRgei 


Hievon  waren 


erst- 
mal. 


zvreit- 
mal. 


dritt- 
mal. 


Medizin. 


Iprop&devtische  (ali) 
Minnriueiisehaftl. 
a]iatom.-phj8iol. 
FachprifiBg 

I  aDafoB.-phyii  log. 

propädeutische  (alt) 
natorwisseBsehafti. 
aiatoiB.-plijii(log. 
Fachpriifing 


Teterinir 


12 

153 

83 

91 

2 
1 

22 
29 

4 
28 
16 
26 


6 
4 
1 
1 


4 
29 

8 
17 


2 

1 

2 

10 
1 
4 


1890: 


1889: 


467 


457 


4081     47|      12 

467 

395  I     56  I       6 

457 


78 


73 


Differenz : 


4-10 


+5 


2 
25 

7 
14 


2 
1 

1 

8 
1 
2 


4 
1 
2 


1 
2 


631      12 

78 
55 1     15 

73 


+13  I   — 9|    +6 
+10 

Aus  der  letzten  Kolonne  ergibt  sich,  dass  drei  Kandidaten 
bleibend  zurückgewiesen  werden  mussten,  weil  sie  zum  dritten  Mal 
ohne  Erfolg  an  der  Prüfung  teilgenommen  hatten. 
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Unter  den  Geprüften  befinden  sich  12  Damen,  wovon  1  die 
naturwissenschaftliche,  6  die  medizinisch-anatomisch-physiologische 
und  5  die  zahnärztlich-anatomisch-physiologische  Prüfung  bestanden. 
i  derselben  gehörten  der  Schweiz  und  8  dem  Auslande  an. 

Die  Prüfungen  (nicht  Personen)  verteilen  sich  nach  der  Heimat- 
angehörigkeit  wie  folgt: 


Zürich  . 
Bern 
Lozem  . 
Schwyz 
Obwalden 
Nidwaiden 
Glams  . 
Zug  .    . 
Freibnrg 


A.  Schweiz. 

Transport  204 
18 
21 

4 
10 

8 

D 

35 
14 
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74  Solothurn  .    .    . 

39  Baselstadt      .    . 

8  Baselland  .    .    . 

1  Seh  äff  hausen  .    . 

1  Appenzell  A.-Hh. 

11  Appenzell  I.-Rh. 

6  St.  Gallen  .    .    . 

10  Granbtlnden   .    . 


Transport  319 

Aargan 26 

Thurgau    ....  16 

Tessin 4 

Waadt 43 

Wallis 5 

Neuenburg     ...  14 

Genf 13 


Transport  204 

Transport  319 

B.  Ausland. 

Total  440 

Frankreich     ...      3 
England     ....      2 
Bulgarien  ....      1 
Deutschland  ...    11 

Transport    17 
Österreich-Ungarn  .      3 
Russland    ....      5 

Transport    25 
Holland      ....      1 
Nordamerika  ...      1 

Transport    17 


Transport    25 


Total    27 


III.  Eidgenossische  BekrnteDprfifiiDgeii  1890 1). 

Wenn  wir  das  Gesammtresultat  ins  Auge  fassen,  ergibt  sich 
wieder  eine  etwelche  Besserung  der  Verhältnisse.  Sehr  gute  Ge- 
samtleistungen, d.  h.  in  mehr  als  zwei  Fächern  die  Note  1,  haben 
von  je  JOO  Rekruten  19  (1889 :  13),  sehr  schlechte,  d.  h.  in  mehr 
als  einem  Fache  die  Note  4  oder  5,  14  aufgewiesen  (1889:  15). 
Dieser  stetige  Fortschritt  hat  sich  seit  1881  stetig  vollzogen, 
indem  jener  erste  Prozentsatz  im  abgelaufenen  Dezennium  von  17 
auf.  19  gestiegen,  der  zweite  von  27  auf  14,  d.  h.  per  Jahr  durch- 
schnittlich um  mehr  als  1  gesunken  ist. 

Diese  Besserung  zeigt  sich  nicht  nur  im  ganzen,  sondern  meist 
auch  in  den  einzelnen  Kantonen,  wie  sich  aus  nachstehender  Yer- 
?leichung  der  Jahre  1886—1890  ergibt: 


0  Siehe  Bericht  des  eidgenössischen  statistischen  Bureau. 
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Förderung  des  Unterrichtswesens  durch  den  Bnnd. 


Von  je  100  Rekruten  haben  die  Note 

] 

(sehr  g^ut)  in 

mehr  als 

4  od. 

5  (schlecht  u. 

sehr  schlecht) 

zwei  Fächern 

in 

i  mehr  als  einem  Fache 

1890 

1889 

1888 

1887 

1886 

1890 

1889 

1888 

1887 

1886 

Ztlrich     . 

.    .    .    27 

29 

29 

27 

26 

9 

8 

12 

12 

14 

Bern  .    .    . 

.    .    .    15 

13 

15 

11 

11 

17 

19 

19 

22 

25 

Luzern    . 

.    .    .    14 

13 

15 

16 

14 

21 

25 

24 

26 

27 

Uri     .    . 

.    .    .      7 

7 

5 

8 

7 

22 

29 

36 

41 

31 

Schwyz   .    . 

.    .    .    11 

11 

12 

13 

12 

23 

26 

23 

28 

32 

Obwalden 

.    .    .    12 

17 

15 

11 

9 

17 

12 

15 

17 

14 

Nidwaiden  . 

.    .    15 

15 

15 

18 

13 

11 

18 

9 

16 

18 

Glarus     .    . 

.    .    26 

23 

24 

21 

22 

8 

10 

12 

12 

17 

Zng    .    .  - 

.    .    18 

18 

14 

21 

11 

11 

19 

15 

10 

18 

Freiburg 

.    .      9 

12 

12 

14 

14 

19 

18 

24 

19 

28 

Solothum    . 

.    .    .    17 

20 

17 

22 

19 

12 

10 

12 

11 

15 

Baselstadt 

.    .    .    44 

44 

48 

43 

46 

4 

5 

3 

3 

4 

Baselland 

.    .    .    14 

21 

21 

16 

16 

15 

12 

11 

16 

14 

Schaffhausei 

1    .    .    28 

28 

30 

30 

26 

2 

3 

7 

8 

8 

Ansserrhode 

n  .    .    16 

14 

16 

16 

16 

14 

12 

13 

12 

19 

Innerrhoden 

.    .      6 

5 

10 

4 

7 

30 

31 

36 

30 

52 

St.  Gallen    . 

,    .    18 

19 

18 

16 

17 

15 

11 

13 

14 

24 

Granbünden 

.    .    16 

-16 

16 

18 

16 

16 

20 

22 

20 

22 

Aargau   .    . 

.    .    .    17 

15 

13 

14 

15 

11 

12 

17 

13 

17 

Thurgau 

.    .    .    30 

26 

28 

22 

22 

5 

4 

4 

9 

9 

Tessin     .    . 

.    .    .    11 

13 

12 

11 

11 

32 

28 

30 

27 

38 

Waadt    .    . 

.    .    19 

17 

20 

22 

16 

11 

12 

14 

10 

18 

Walüs     .    . 

.    .    .    10 

8 

8 

6 

5 

21 

27 

37 

36 

39 

Neuenburg  . 

.    .    .    25 

28 

27 

25 

22 

8 

10 

12 

12 

16 

Genf  .    .    . 

.    .    .    42 

34 

28 

30 

24 

6 

7 

10 

9 

11 

Schwe 

Iz  .    .    19 

18 

19 

19 

17 

14 

15 

17 

17 

21 

Das  statistische  Bureau  hat  die  Prüfungsergebnisse  auch  nach 
den  Berufsverhältnissen  der  Rekruten  dargestellt  und  damit  den 
Einfluss  der  Berufsart  auf  die  Festhaltung  und  Vervollständigung* 
der  Schulkenntnisse  nachgewiesen. 

vaM  Aäxw    Von  je  100  Rekruten  hatten  die     hatten 
Ge  Motensumme  höhere 

prüften  «bist  7 bis  10  11  bii U  15biil8inij2oSf™h? 


1.  Berg-,  Kohlen-,  Salinenarbeiter  .        35 

2.  Landarbeiter 10127 


3      29      54 
12      36      39 


3.  Gärtner 231      32      48      19 


14 

12 

1 


4.  Waldarbeiter,  Köhler   ....  33 

5.  Müller 93 

6.  Backer 503 

7.  Zackerbäcker,  Chokoladenarbeiter  134 

8.  Metzger 418 

9.  Bierbrauer 30 

10.  Tabakarbeiter 40      23 

11.  Schneider 281 

12.  Schuhmacher 498 

13.  Haarschneider 96      31 

14.  Baumeister  u.  Bauunternehmer  .  50      86 

15.  Kalk-  und  Ziegelbrenner    ...  80 

16.  Asphalt-  und  Zementarbeiter .    .  29 

17.  Steinhauer 124 

18.  Maurer  und  Gypser 352 

19.  Dachdecker 90 

20.  Kaminfeger 30 


3   27   40   27 


34  47 

25  51 

43  39 

24  50 

23  57 


16  51 
10  43 
56 
14 
30 
38 


18 
22 
16 
24 
17 
35  32 
31 


11 

14 

15 

9 

9 


40 
12 

40 
41 


36  40 

35  42 

43  31 

17   27  50 


1 
2 
2 
2 
3 
10 
2 
7 
1 

18 

7 

8 

12 

17 

6 


1 
2 


besucht 

5 
19 

23 
17 
37 
19 
30 

8 
11 

5 
21 
90 

3 

3 
10 

6 

3 

7 
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7.K1  <i»*  Von  Je  100  Rakruten  hatten  die  hatten 

Q^^^  Noteneumme  höhere 

prflften  4bit(  TbUld  llbiiU  l&biitS  ]$bil2»  ^^^^''^u 

21.  Säger 79  18  39  38  5  —  8 

22.  Zimmerlente 301  18  47  30  5  —  6 

23.  Schreiner  und  Glaser     ....  584  21  49  27  3  —  11 

24.  Drechsler 45  22  49  27  2  —  9 

25.  Schlosser 445  28  50  19  3—22 

26.  Flach- nnd  Dekorationsmaler     .  202  36  43  19  2  —  83 

27.  Tapezierer,  Matrazenmacher .    .  47  36  43  21  —  —  34 

28.  Sattler 167  15  61  22  2  —  12 

29.  Hafiier 52  10  44  42  4  —  8 

30.  Spengler 160  21  53  24  2  —  17 

31.  Gold- und  Süberarbeiter    ...  43  30  44  26  —  —  21 

32.  Kupferschmiede 38  27  36  27  5  5  18 

33.  Küfer 112  21  48  26  5  —  11 

34.  Korb- und  Sesselflechter    ...  34  9  47  26  18  —  9 

35.  Buchdrucker 145  56  34  9  1  —  37 

36.  Steindrucker,  Kupferstecher  .    .  57  33  46  19  2  -  40 

37.  Photographen 21  48  52  —  —  —  29 

38.  Buchbinder 97  44  39  15  2  —  27 

39.  Spinner,  Weber 702  17  39  34  9  1  7 

40.  Sticker 442  21  46  28  5  —  11 

41.  Fabrikarbeiter 113  12  42  38  8  —  4 

42.  Färber 94  15  42  33  10  —  14 

43.  Bleicher,  Anrüster 49  14  41  43  2  —  10 

44.  Zeugdrucker 21  14  48  29  9  —  5 

45.  Papierarbeiter 39  13  36  46  5  —  5 

46.  Gerber 31  42  39  16  3  —  26 

47.  lihrmacher 1008  23  44  23  5  —  7 

48.  Optiker  und  Kleinmechaniker     .  44  55  43  2  —  —  50 

49.  Maschinentechniker 59  86  14  —  —  —  98 

50.  Mechaniker 479  35  48  15  2  —  31 

51.  Eisengiesser 109  6  45  40  9  —  6 

52.  Schmiede 333  17  51  27  5  -  10 

53.  Büchsen- und  Waffenschmiede    .  21  52  38  10  —  —  29 

54.  Feüenhauer 33  18  4033  9—  6 

55.  Wagner 202  18  47  32  2  1  5 

56.  Sieb-,  Leisten- u.  Rechenmacher .  21  5  57  29  9  —  5 

57.  Musikinstrumentenmacher      ..  30  23  40  30  7  —  7 

58.  Handelslehrlinge,  Schreiber  etc. .  1587  75  19  5  1  —  66 
99.  Wirtschaftspersonal 292  37  42  19  2  —  29 

60.  Strassen-  u.  OewiiwriMhikcr  n.  kxUün  83  36  23  28  11  2  35 

61.  Eisenbahnarbeiter  u. -Angestellte  225  56  29  14  1  —  41 

62.  Post- u.  Tilegnp keftarbtiier  I.  AngMMlte .  130  71  21  7  1  —  59 

63.  Arbeiter  u.  AifMttlit«  dM  Pikmwi    .  257  7  38  45  8  2  5 

64.  Schiffer,  Flösser 41  15  39  39  7  —  12 

65.  Fürsprecher,  Notare 72  96  3  1  —  —  74 

66.  Öffentliche  Beamte  u.  Angestellte  31  84  16  —  —  —  61 

67.  Arzte  u.  Zahnärzte 87  97  3  _  _  >_  100 

68.  Geistliche 80  93  7  —  -  —  100 

69.  Lehrer 288  98  2  —  —  —  100 

70.  Bfldhauer,  Holzschnitzer    ...  44  25  39  27  9—25 
71.Taglöhner 119  10  27  44  17  2  1 

72.  Handlanger 84  6  23  53  18  —  — 

73.  Dienstboten 94  16  45  29  9  1  7 

74.  Studenten 39093  7  —  —  —  100 

75.  Ohne  Angabe  des  Berufs    ...  26  19  15  27  27  12  8 

76.  Vereinzelte  «ii  ji  waig«r  ili  20  toprtftts  298  35  34  26  5  —  26 

23963  25  37  29  8  1  18 
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Fürilernng  des  Untenichtswi 


8  dnich  deu'  Bnnd. 


Die  landwirtschaftliche  Bevölkerung,  welche  das  Hauptkontiu- 
gent  der  Geprüften  (nahezn  die  Hälfte)  bildet,  ist  ia  Folge  ihres 
über  das  ganze  Land  zei-streuten  Wohnsitzes  schon  während  der 
Schulzeit  in  einer  schwierigem  Lage,  als  die  andern  Bernfsarten, 
weil  einmal  das  Bedürfnis  nach  höherer  Schulung  nicht  unmittelbar 
fühlbar  ist  und  die  höliern  Schulen  schwerer  zugänglich  sind,  weil 
ferner  wegen  der  frühem  Beiziehung  der  Kinder  zu  der  Beschäf- 
tigung der  Eltern  der  Unterricht  selbst  auch  während  der  Schul- 
zeit häufiger  unterbrochen  (Schul-Absenzen)  nnd  auch  nach  dem 
Schulaustritt  weniger  Gelegenheit  und  Anregung  zur  Ergänzung 
und  Befestigung  der  Schulkenntnisse  geboten  wird.  Da  diese 
in  nahezu  allen  Gegenden  auftretenden  Verhältnisse  auch  überall 
das  Resultat  der  Rekrutenprüfnngen  darniederhalten,  liegt  darin 
eine  ernste  Aufforderung  für  die  massgebenden  Behörden,  auch  der 
landwirtschaftlichen  Bevölkerung  die  Segnungen  besserer  Bildung 
mehr  und  mehr  zugänglich  zu  machen.  ■ 

Auch  im  allgemeinen  ist  wohl  zu  sagen,  dass  die  schlechten 
Noten  einen  sicherern  Massstab  für  die  Leistungen  der  obligato- 
rischen Primarschule  darstellen  als  die  guten  nnd  sehr  guten,  und 
dass  so  lange  noch  von  je  100  Rekruten  durchschnittlich  ein  Rekrut 
eigentlich  keinerlei  Wissen  und  Können  aus  der  Schule  davon- 
getragen hat,  von  einem  genügenden  Primarschulunterricht  nicht 
gesprochen  werden  kann.  Es  wird  der  Anstrengungen  aller  Wohl- 
gesinnten bedürfen,  um  die  9''/(,  geringe  und  geringste  Prüfungs- 
resultate von  Jahr  zu  Jahr  sich  vermindern  und  endlich  ganz 
verschwinden  zu  sehen. 

Die  nachstehende  Tabelle  erteilt  genauem  Aufschluss  über  die 
Prüfungsresultate  in  den  einzelnen  Fächern  und  in  der  ganzeu 
Prüfung. 


Vi>n  je    100  Rekruten  hatten                 ] 

«ufialt 

od.odtr 

V«Hrl.. 

1       4 
sdtr|odgr 

dl*  Mola 

i 

5i 

Prluisrsrbnlurt 

Tot»l 

>'J.l 

1 
«iit 

4 

odsr 

4I7  11  is'is 
bU'bJi'bii  bi>bi> 

1  lUii 
iixkrtli 

1 

2 

2      E 

nti!uA 

1 

:  Zürich  .... 

2468 

84 

2 

64     8 

69'    7 

49. 17 

35'38'23   4- 

27     9 

39 

Bern     .    . 

5219 

72 

7 

48 

16 

53  14 

37 

27 

2l'37,3110    1 

15    17 

11 

Lozerii 

1206 

69 

10 

44 

20 

48  17 

33 

29 

21313511   2 

14   21 

23 

Uri  .    .    . 

179 

42 

13 

23 

20 

31  19 

22 

42 

11 19  64  14;  2 

7   22 

7 

Schwyz     . 

476 

65 

9 

m 

21 

42' 19 

37 

30 

173138111'  3 

11 

23 

12 

Obwalden 

121 

62 

7 

42 

18 

58 

12 

44 

25 

17  37  3313:- 

12 

17 

e 

Nidwalden 

114 

74 

7 

39 

10 

53 

10 

40 

21 

18  39,36 

5   2 

15 

11 

la 

Glarus.    . 

85 

1 

68 

7 

68 

7 

48 

13 

33  44  20 

3- 

26 

8 

23 

Zug.    .    . 

198 

87 

3 

59' 

10 

55 

10 

42 

17 

25,41128 

6  — 

18 

11 

25 

Freiburg  . 

1076 

r>3 

14 

38 

18 

49  15 

37 

22 

1437 

37 

11    1 

9 

1» 

8 

Solothnrn . 

757 

85 

2 

58 

12 

641    7 

42 

25 

3442 

2S 

5:  1 

17 

12 

IT 

Baaelstndt 

388 

97 

1 

82 

4 

76    4 

58 

14 

54  33 

11;  2;- 

44 

4 

41 

Baeelland . 

499 

75 

4 

46 

13 

49 

15 

36 

26 

2033 

40 

14 

15 

12 

EidgeDässische  B«krDtenprüfungen 


Von 

jeJOO  Kekruteii    hattei 

;l 

ADlMll 

Rnli- 

»il.rl.. 

dl*  Not« 

1' 
1 

1       4 

".r; 

<   1  * 

*    7    11   16  IB 

"1   ,todS 
iiubrtl. 

i 

U,i\  dtr 

*i,  vd.r 

.Ur-ht 

hjt  bli  lii  bii  V\t 

2   1   8 

2,   8 

2|S 

«|iO|U;ie20 

titM  Pi(k 

i 

Schaffhausen 

30+ 

931  - 

8li     2 

92,     2 

eil   9 

41,4711    1:- 

28:      2 

33 

Appenzell  A.-Kh. 

442 

77'     4 

43,  15 

57'  10 

38!  18 

2239  32    6   1 

16,  14 

15 

AppeDzell  I.-Bb. 

102 

52:  18 

23   26 

35   27 

18   46 

1122  44  21'  2 

e'  30 

St.  Gillen      .    . 

1974 

79     5 

51:  11 

51    14 

35:  m 

23  35:-ö  8    1 

18    15 

19 

GraabQnden  .     . 

769 

77     6 

50;  14 

53   17 

3bl  26 

32  36  32  9    1 

16    16 

17; 

Aargan     .     .     . 

1772 

84     3 

58:   10 

62,     9 

491  19 

35  44  2+  6    1 

17    11 

17 

Thu^an   .    .     . 

866 

Sb!    2 

74     4 

?9,     4 

55,  13 

11.41,15,  3|— 

30     5 

2-^ 

TeM^.    .    .     . 

800 

57    15 

41'  21 

30  30 

161  54 

14  2543161  2 

11    32 

IS 

Waadt.    .     .     . 

1950 

82|    3 

571     8 

57!  11 

42;  18 

26  42  28   4- 

19'  11 

9 

WalUä.     .     .    . 

789 

541  10 

31 1  26 

49    16 

361  22 

14  34  3912:   1 

10   21 

Neaenburg;    .     . 

877 

82'    4 

55     7 

S(>     7 

49'  16 

35  36,25   4- 

28'     8 

12 

4(- 

fienf     .     .    .     . 

427 

9i;  2 

74     5 

77,     5 

55I  11 

50  33  I4I  3 - 

+2!     6 

L'Dgeschalte  «ku 

i     1     ■     1 

WlinlH  H*k»ri 

;■! 

— Iinn 

— Iioo 

-  100 

— I1OO 

J_U:wfi7 

—  100 

-' 

Schweiz  . 

a39fi3 

76 

6 

53    13 

57    12 

41'  24 

25  97  29   8'  1 

19,  14 

m 

Bievon  Besucher 

1 

IM! 

UttH  ifckiln     . 

4259 

99 

95    - 

94   - 

85     1 

78  20   2 

66,  - 

iDd  zwar  Ton 

1 

'     1     1     1 

2760 

99  - 

93;  - 

92    - 

81|     2 

70  27'  3-- 

56    - 

Xittlern  Schulen 

438 

100:  - 

99    - 

98   - 

94I  - 

931  6!  1'-!- 

88    - 

GjmDaaien     .     . 

94K 

[00   - 
lool  - 

100!  - 

97   ~ 

9:1   - 

92   8— '- 

84    - 

Hochschulen  .     . 

115 

100,  - 

99|  - 

100:  - 

B7   H-,— - 

90;     - 

Cberdiesmitans- 

1 

1 

liil.  fnwnikd.  . 

281 

81 

9 

64    14 

56,  20 

37    33 

36,29^24  10,  1 

30   22 

äi 

Bemerkung.  122  Rekruten  wurden  nicht  geprüft.  Hievon  waren  8+ 
•ebwachsinnig,  18  taab,  schwerhörig  oder  taubstumm,  1  blind,  4  kurz-  oder  sehr 
Kbwocb sichtig,  3  epileptisch  und  9  mit  je  einem  andern  Gebrechen  behaftet  oder 
krinl:,  bei  3  Rekruten  war  der  Befrciungsgmnd  nicht  angegeben. 


lY.  UnterstQlznng  der  geverblleheQ  nnd  iQdnstriellen 
Berafsbildang. 

Die  gewerbliche  und  industrielle  Berufsbildung  hat  im  Berichts- 
jahr 1890  ein  besonderes  Ereignis  zu  verzeichnen,  welches  geeignet 
war,  der  guten  Sache  nachhaltige  Förderung  zu  leisten.  Es  ist 
dies  die  erste  schweizerische  Ausstellung  von  Schülerarbeiten  der 
vom  Bunde  subventionirten  Fortbildungs-,  Handwerker-  und  gewerb- 
lichen Zeichenschulen.  Verschiedene  Versuche  auf  kantonalem 
Boden  waren  dieser  Ausstellung  vorangegangen  (Zürich:  1870; 
Bern :  1875).  Ebenso  sind  vorgängige  Anstrengungen  auf  schwei- 
:!erischem  Gebiete  zu  verzeichnen.  (Schweiz.  Landesausstellung 
in  Zürich:  1883;  Schweiz.  Lehrertag  in  St.  Gallen:  1887.)  Doch 
feUte  jeweilen  die  allgemeine  Beteiligung.  Das  gebotene  Bild 
var  ein  unvollständiges  und  lückenhaftes. 
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Auf  ein  Gutachten  der  durch  das  Schweiz.  Industriedeparte- 
ment bestellten  Expertenkommission  zur  Förderung  der  gewerb- 
lichen und  industriellen  Berufsbildung  wurde  die  Veranstaltung 
von  Ausstellungen  der  vom  Bunde  subventionirten  Anstalten  in 
regelmässigen  Zwischenräumen  beschlossen.  Hiebei  war  eine  Teilung 
der  Aufgabe  in  der  Weise  vorgesehen,  dass  das  eine  Mal  die 
technisch-gewerblichen  und  kunstgewerblichen  Fachschulen  und  das 
andere  Mal  die  gewerblichen  Fortbildungsschulen,  Handwerker- 
schulen und  gewerblichen  Zeichnungsschulen  zur  Ausstellung  der 
Schülerarbeiten  verpflichtet  sein  sollten.  Man  erblickte  in  diesen 
Ausstellungen  einen  wirksamen  Hebel  zur  Innern  Ausgestaltung 
und  zur  äussern  Entwicklung  der  gewerblichen  Bildungsanstalten. 

Der  Gedanke  gelangte  im  September  1890  in  den  Räumen 
des  eidgen.  Polytechnikums  in  Zürich  zur  Ausführung.  Mit  der 
Ausstellung  der  Schülerarbeiten  war  eine  Prüfung  und  BegutÄchtung 
der  Leistungen  durch  Fachexperten  und  eine  Lehrmittelausstellung 
des  Pestalozzianums  in  Zürich  verbunden,  und  sie  schloss  mit 
einer  allgemeinen  Konferenz  von  Vertretern  der  Schulbehörden 
und  von  Lehrern  ab.  Diese  Unternehmung,  welche  unter  Leitung 
von  Professor  Bendel  in  Schaffhausen  mit  einem  grossen  Aufwand 
von  Arbeit  von  Seiten  der  vom  Industriedepartement  betrauten 
Organe  vorbereitet  und  durchgeführt  wui'de,  muss  als  eine  in  allen 
Teilen  gehmgene  bezeichnet  werden.  Insbesondere  wird  jedem 
Teilnehmer  auch  die  reiche  Belehrung  und  mannigfache  Anregung, 
welche  in  der  allgemeinen  Schlusskonferenz  von  den  Fachexperten 
geboten  wurde,  in  bleibender  Erinnerung  stehen.  Sie  werden  in 
allen  Gegenden  des  Vaterlandes  der  gewerblichen  Berufsbildung 
nachhaltige  Förderung  sichern'). 

Der  von  Prof.  Bendel  verfasste  Katalog  gibt  in  der  Einleitung 
einen  Überblick  über  die  Entwicklung  und  den  Bestand  des  ge- 
werblichen Fortbildungsschulwesens  vor  dem  Bundesbeschluss  vom 
27.  Juni  1884,  über  die  Entstehung  und  die  Wirkungen  der  Mit- 
arbeit des  Bundes  auf  dem  Gebiete  der  geiyerblichen  Berufsbildung 
seit  1884  und  die  bis  zum  Jahre  1890  zur  Förderung  dieser  An- 
stalten verwendeten  Summen.  Die  über  die  ausstellenden  Schulen 
gebotenen  Tabellen,  sowie  die  AuflEuhrung  der  einzelnen  Anstalten 
über  Charakter  und  Frequenz  enthalten  eine  erschöpfende  Dar- 
stellung der  Verhältnisse  und  werden  für  die  interessirten  Kreise 
noch  lange  ein  gern  und  häufig  benutztes  Nachschlagebüchlein 
bilden. 

Für  die  vom  Bunde  ausgeübte  Inspektion  ist  nunmehr  auch 
das  Personal  durch  Ernennung  eines  Experten  in  mechanisch-tech- 
nischer Richtung   ergänzt   und   der  Kanton  Tessin   mit  seinen 

*)  Die  auf  die  Ausstellung  verwendete  Ausgabe  von  15680  Fr.  wird  ohne 
Zweifel  um  so  mehr  ihre  guten  Früchte  tragen,  da  auch  die  Referate  der  Fach- 
experten im  Druck  erschienen  und  die  spezielleren  Bemerkungen  jeder  einzelnen 
Schule  mitgeteilt  worden  sind. 
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Zeichnungsschulen  in  den  jährlichen  Inspektionsturnus  einbe- 
zogen worden. 

Es  wurden  im  Jahr  1890  nachfolgende  Bundessubventionen 
an  die  einzelnen  Kategorien  von  gewerblichen  und  industriellen 
Unterrichtsanstalten  verabreicht : 

Anstalten 

Technikum  (Winterthur)  .        . 

Allgemeine  Gewerbeschule  (Basel)        .        .        .        . 

Kunstgewerbe-  und  kunstgewerbl.  Zeichnungsschulen  . 

Gewerbliche  Zeichnungsschulen 

Gewerbliche  Fortbildungs-  und  Handwerkerschulen     . 
Webschulen  in  Seide  und  Baumwolle   .... 

Uhrenmacherschulen 

Lehrwerkstätten 

Schnitzlerschulen 

Schulen  fär  weibliche  Handarbeit         .... 
Industrie-  und  Gewerbemuseen,  Lehrmittelsammlungen 

134         341542 

Am  Technikum  des  Kantons  Zürich  in  Winterthur  fand  im 
Sommersemester  ein  IV.  Instruktionskurs  für  Zeichnungslehrer 
mit  14  Teilnehmern  aus  7  Kantonen  statt.  Die  Einrichtung  bietet  den 
Lehrern  an  gewerblichen  Fortbildungsschulen  eine  gute  Gelegen- 
heit zu  besserer  Ausrüstung  für  die  Erteilung  des  Unterrichts  an 
solchen  Schulen. 

Während  der  Sommerferien  (20.  Juli  bis  15.  August)  fand  in 
Basel  der  VI.  schweizerische  Lehrerbildungskurs  für  Ar- 
beitsunterricht  an  Knabenschulen  statt,  dessen  Teilnehmern  auch 
Bundesstipendien  gewährt  wurden. 

Im  Berichtsjahre  wurden  vom  Bunde  an  Angehörige  von  17 
Kantonen  nachfolgende  Stipendien  verabreicht: 


Zahl 

Bundesbeitrftsre 
Fr. 

1 

35832 

1 

16000 

7 

76292 

31 

14006 

57 

46445 

2 

10000 

7 

50285 

8 

31890 

2 

3900 

5 

11150 

13 

45742 

Kantone 

Zürich 
Bern  . 
Glarns 

Zug  . 
Freiburg 

Solothnrh     .  . 

Baselstadt  .  . 

BaseUand    .  . 

Schaffhaosen  . 
Appenzell  A.-Rh. 
Appenzell  I.-Rh. 

StGaUen    .  . 

Granbfinden  . 

Aargan    .    .  . 

Thnrgan      .  . 

Waadt    .     .  . 

Neuenburg  .  . 


Be.„ch..  schalen    ^L^'Ä^k^r" 
Stipend.  Betrag       Btipend.  Betrag 
Zahl  Fr.  Zahl  Fr. 


VI.  Handfertigk.- 
Kurs  in  Basel 

Stipend.  Betrag 
Zahl  Fr. 


5  1460  5 

7 1)     2025 1)        3 


1  50  2 

1  430  — 

2  650  1 

1  50  — 

2  300  — 

3  760  — 
7  2200  — 
2  500  1 
1  100  — 


1150 
900 

400 

700 


200 


250 


5 
6 
2 

9 

3 

12 

1 
1 

6 
2 
1 
3 
12 
16 


400 
450 
160 

900 
210 
720 

100 
50 

480 

200 

80 

240 

1200 

1600 


Gesamt- 
betrag 

Fr. 

3010 

3375 

160 

400 

900 

960 

720 

430 

100 

900 

50 

780 

960 

2280 

990 

1300 

1600 


32   8525 


14   3600 


79   6790 


18915 


»)  Drei  für  Reisen  Fr.  676. 
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Aus  den  Kantonen  Luzern,  Uri,  Schwyz,  Obwalden,  Nidwaiden, 
Tessin  und  Wallis  wurden  keine  Gesuche  anhängig  gemacht. 

Als  anderweitige  Bundessubventionen  in  gewerblicher  Kichtung 
sind  zu  erwähnen: 


1.  Schweiz.  Gewerbeverein  für  die  Lehrlingsprüfungen   . 

2.  Schweiz.  Verein  flir  Knaben- Arbeitsunterricht,  für  Preisausschrei- 
bung (Lehrmittel) 

3.  Regierung  des  Kantons  Bern  für  den  Handfertigkeits Unterricht 
am  Seminar  Hofwyl 

4.  Gewerbemuseum  Win terthur  für  Anschaflf.  der  Äppli'schen  Modelle 

5.  Historisch-antiquarischer  Verein  Winterthur  für  die  Publikation : 
Meisterwerke  schweizerischer  Glasmalerei 

6.  Regierung  des  Kantons  Appenzell  I.-Rh.  für  Handstickereikurs 
in  Appenzell  (6  Wochen) 

7.  Regierung  des  Kant.  Zürich  für  IL  Zuschneidekurs  in  Aussersihl 

8.  Zeitschriften:   a.  Blätter  für  den  Zeichnun^sunterricht 

b.  Gewerbliche  Fortbildungsschule 


Fr. 
3500 

1000 

700 
1450 

1000 

300 
150 
600 
300 

9000 


Y.  ünterstfttzung  des  landwirtschaftlichen  Bildnngswesens. 

a,  Stipendien.  Im  Berichtsjahr  erhielten  9  Schüler  Stipen- 
dien für  den  Besuch  höherer  landwirtschaftlicher  Schulen,  und  es 
wurden  hiefür  2250  Fr.  verausgabt.  Ebenso  wurden  10  Bewerbeni 
Keisestipendien  im  Gesamtbetrage  von  2140  Fr.  verabreicht. 

Die  nachfolgende  Übersicht  erteilt  Auskunft  über  die  Zahl 
der  seit  Inkrafttreten  des  Bundesbeschlusses  vom  27.  Juni  1884 
verteilten  Stipendien. 

Zürich  Bern  Lnz6rn  Zog  .Freibnrg  St.  Gtll.  firanb.  Aargao  Tliorg.  Wasdt  Keieib.  Total 
Schilorstipondi»  38  8  142—  1112  26 
Rciseitipendien        6      12      —      —        3        1        1      _-      —      _      -         93 

Die  26  Schülerstipendien  stellen  eine  Ausgabe  von  16975  Fr.. 
die  23  Eeisestipendien  eine  solche  von  6165  Fr.,  also  eine  Gesamt- 
ausgabe von  23140  Fr.  dar,  wobei  zu  bemerken  ist,  dass  von  den 
betreffenden  Kantonen  ein  mindestens  ebenso  hoher  Betrag  zur 
Verteilung  gelangte. 

b.  Ackerbauschulen.  Die  kantonalen  landwirtschaftlichen 
Schulen  erhielten  folgende  Jahresbeiträge: 


An  die 

Lehre  rbesol- 

dung^cn 

All  die 
Lehr- 
mittel 

Deckunf?  des 
AustHlls  an 
Schulgeld 

Total 

Frequeiix 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Schüler. 

Strickhof  (Zürich)  .    . 

2333 

8925 

11258 

51 

Rtitti  (Bern)  .... 

1465 

2850 

4315 

44 

Cernier  (Neuenburg)  . 

15707 

1060 

16767 

26 

1890: 

15707 

4858 

11775 

32340 

121 

1889: 

15198 

4198 

11250 

30646 

Unterstützung  des  landwirtschaftlichen  Bildungswesens. 
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c.  Landwirtschaftliche  Wiiiterschulen.  Den  drei  be- 
stehenden landwirthschaftlichen  Winterschnlen  wurde  folgende 
Bandessubvention  verabreicht: 


I^.hr- 
krüfte 

eil  urr  otrii 

Lehr- 
mittel 

lurii  lur 

.    Ver- 
schiedenes 

Totti 

Bundes- 
subvention 

Frequens 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Schiller 

Sursee  (Luzem)    . 

5675 

1292 

795 

7762 

3333 

28 

Brugg  (Aargau)    . 

7050 

1346 

590 

8986 

4198 

25 

Lausanne  (Waadt) 

11291 

1215 

1097 

13603 

4940 

53 

1890: 

24016 

3843 

2482 

30351 

12461 

106 

1889j_ 

32496 

18808 

d.  Garteobauschule  in  Genf.  Es  ist  im  Berichtsjahr  dem 
theoretischen  Uoterricht,  welcher  früher  nur  zirka  300  Stunden 
im  Jahr  umfasste,  eine  wesentliche  Vermehrung  zugewendet  worden. 

Die  Kechnung  pro  1889/90  gestaltete  sich  folgendermassen : 


Theoret.    Praktischer  Lehr- 

Unferricht    Unterricht  mittel 
Fr.               Fr.  Fr. 

Gartenbauschule  Genf      9838  8395  183 


Total 

Fr. 

18416 


Bundes-        Fre- 
subvention    qncnz 
Fr.  Schüler 

7109  32 


Die  Schüler  gehörten  den  Kantonen  Genf  (9),  Waadt  (7), 
Freibnrg  (4),  Bern  (4),  Zürich,  Luzem,  Basel,  Neuenburg  (je  1) 
nnd  dem  Auslande  (4)  an. 

e.  Landwirtschaftliche  Wandervorträge  und  Spe- 
zialkurse.  In  13  Kantonen  (1889:  12)  würden  Kurse  und  in  11 
(1889:  15)  Wandervorträge  abgehalten  und  dafür  von  den  Kan- 
tonen 28358  Fr.  verausgabt  (1889 :  26345  Fr.).  Der  Bundesbeitrag 
bezifferte  sich  auf  12817  Fr.  (1889:  12379  Fr.).  Ebenso  vergütete 
das  Schweiz.  Landwirtschaftsdepartement  den  Kantonen  die  Hälfte 
der  Kosten  für  Käserei- Untersuchungen  und  Alp-Inspektionen  im 
Gesamtbetrage  von  5376  Fr.  durch  Gewährung  eines  Bundes- 
beitrages von  2688  Fr.  (1889:  8944  bezw.  4472  Fr.). 

/.  Vorträge  für  praktische  Landwirtschaft  am  eidg. 
Polytechnikum.  Im  Berichtsjahr  fand  vom  10. — 15.  Februar 
1890  ein  neuer  Zyklus  (III.)  von  27  Vorträgen  über  21  ver- 
schiedene Themata  statt,  welche  von  107  Teilnehmern  besucht 
wurden.    Die  Kosten  betrugen  2127  Fr. 

Tl.  Förderung  der  kommerziellen  Bildung, 

Schon  in  den  Vorberatungen  über  die  Kevision  der  Bundesverfas- 
sung in  den  Jähren  1871 — 74  wurde  darauf  hingewiesen,  dass  die 
Hebung  der  kaufmännischen  Bildung  eine  Aufgabe  des  Bundes  sein 
sollte.  Art.  27  der  Verfassung  legt  auch  dem  Bundesrate  die  Be- 
fugnis bei,  höhere  Unterrichtsanstalten  zu  errichten  oder  solche  zu 
unterstützen.  Betreffend  den  kaufmännischen  Unterricht  jst  innerhalb 
und  ausserhalb  der  zunächst  beteiligten  Kreise  die  Überzeugung 
allgemein  geworden,  dass  auch  der  Kaufmann  mit  der  praktischen 
Routine  nicht  auskommen  kann,  sondern  einer  eingehenden  Spezial- 
bildung  bedarf,  um  den  Konkurrenzkampf  mit  Erfolg  zu  bestehen 
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Der  Staatsrat  von  Genf  iiat  im  August  1887  unter  Anrufung 
4es  Bundesbeschlusses  vom  27.  Juni  1884,  betreffend  gewerbliche 
und  industrielle  Berufsbildung,  das  Gesuch  an  den  Bundesrat  ge- 
richtet, es  möchte  der  neu  zu  gründenden  Handelsschule  eine  Bundes- 
unterstützung zugewendet  werden.  Da  sich  der  zitirte  Bundes- 
beschluss  nicht  auf  Handelsschulen  bezog,  konnte  dem  Ansuchen 
einstweilen  nicht  entsprochen  werden,  dagegen  wurde  eine  einläss- 
liche  Prüfung  der  Frage  in  Aussicht  gestellt. 

Bezügliche  Anfragen  des  kaufinännischen  Vereins  in  Zürich  vom 
Jahr  1888  und  des  Vereins  junger  Kaufleute  in  Luzern  vom  Jahr 
1889  betreffend  Subvention  der  dortigen  Handelsschulen  mussten 
in  ähnlicher  Weise  vertröstet  werden. 

In  der  Dezembersession  des  Jahres  1888  nahmen  die  eidgen. 
Eäte  ein  Postulat  an,  welches  den  Bundesrat  einlud,  zu  untersuchen, 
-ob  nicht  auch  die  kaufmännische  Ausbildung  im  Sinne  des  Bundes- 
beschlusses vom  27.  Juni  1884  derBundeshttlfe  teilhaftig  werden  sollte. 

Es  wurde  hierauf  eine  Enquete  über  die  kaufmännischen  Bil- 
dungsanstalten in  der  Schweiz  vorgenommen  und  auch  der  schwei- 
zerische Handels-  und  Industrieverein  um  ein  Gutachten  ersucht. 
In  seiner  Antwort  stellte  sich  der  Verein  auf  den  Standpunkt,  dass 
die  Bundeshülfe  in  erster  Linie  den  Fortbildungsschulen  zu  gute 
kommen  sollte,  wie  sie  von  den  kaufmännischen  Vereinen  unter- 
halten werden,  dass  eine  für  sich  bestehende  eidgenössische  Han- 
delsschule nicht  zu  errichten  sei,  indem  die  höhere  kaufmännische 
Bildung  besser  an  einer  zu  gründenden  schweizerischen  rechts- 
und  staatswissenschaftlichen  Schule  gelehrt  werden  könnte,  und 
dass  eine  allfällige  Bundessubvention  nicht  nur  auf  solche  Handels- 
schulen zu  beschränken  wäre,  w- eiche  auf  die  wissenschaftliche 
Höhe  des  schweizerischen  Polytechnikums  gestellt  würden. 

Da  die  eidgenössischen  Räte  im  Dezember  1889  bei  Beratung 
des  Budgets  ein  Postulat  annahmen,  welches  den  Bundesrat  anhielt, 
neue  Ausgaben,  welche  nicht  allgemein  dringlicher  Natur  seien, 
bis  zum  Zeitpunkt  der  Wiederherstellung  des  finanziellen  Gleich- 
gewichts des  Bundes  zu  vermeiden,  glaubte  der  Bundesrat,  die 
Lösung  der  Frage  betreffend  Unterstützung  der  kommerziellen 
Bildung  einstweilen  verschieben  zu  sollen.  Durch  eine  bezügliche 
Motion  im  Ständerat  (14.  Juni  1890)  und  durch  die  Überweisung 
eines  Gesuchs  des  schweizerischen  kaufmännischen  Vereins  um 
beförderliche  Ausdehnung  der  Bundesunterstützung  auf  das  kauf- 
männische Bildungswesen  (15.  Mai  1890)  wurde  die  Behörde  jedoch 
veranlasst,  die  Angelegenheit  neuerdings  an  die  Hand  zu  nehmen 
und  den  eidgenössischen  Eäten  in  der  Dezembersession  1890  Be- 
richt und  Antrag  einzubringen,  unter  welchen  Bedingungen  die 
bestehenden  und  neu  zu  gründenden  Anstalten  zur  Heranbildung 
und  Fortbildung  junger  Kaufleute  zu  unterstützen  seien. 

Die  Erledigung  des  Geschäftes  in  der  Bundesversammlung 
fällt  in  das  Berichtsjahr  1891. 
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YII.   Forderung  des  militärischen  Tornnterriclits. 

1,  Militär.  Vorunierricht. 
a.  Obligatorischer  Unterricht. 

L— n.  Stufe  (10.— 15.  Altersjahr). 

Der  von  den  Kantonen  jährlich  erstattete  Bericht  über  den 
Stand  des  militärischen  Vorunterrichts  ergibt  im  allgemeinen  eine 
langsam  fortschreitende  Besserung,  welche  hie  und  da  von  Stillstand 
oder  gar  von  Kückschritten  unterbrochen  wird. 

Mehrere  Kantone  wissen  von  energischen  Schritten  zur  Beför- 
derung einer  gedeihlichen  Entwicklung  dieses  Unterrichtes  zu 
melden,  doch  brauchen  solche  Massregeln  bekanntlich  oft  längere 
Zeit  als  die  militärischen  Befehle,  bis  sie  zur  praktischen  Durch- 
führung gelangen. 

Im  einzelnen  ergeben  sich  folgende  Verhältnisse: 

I.  Primarschulen. 


KialOM 

SehuJ- 
gemeind. 

Von  den  Schiügemeinden  besitzen 
Genugende                         GenUg. 

plÄtxe            ^*"**«         lokale 

Primar- 
sehulen 

An  d.  PrimarAchulen 

wird  Turnnnterr.  ert. 

Am«  «...n.»    mindest. 

ifh.        «0  Stund. 

•'**»^         per  Jahr 

Zürich    .    .     . 

.     376 

363 

160 

21 

376 

20 

124 

Bern  .    .    .     . 

815 

538 

287 

62 

1312 

272 

189 

Lozern  .    .     . 

168 

71 

16 

5 

273 

66 

16 

In    ...     . 

20 

9 

3 

3 

20 

1 

Schwyz  .    , 

30 

24 

4 

3 

30 

4 

4 

Obwalden  .     . 

7 

7 

7 

7 

Xidwalden  .    . 

16 

9 

10 

1 

16 

— 

ftlarus    .    .     . 

.      30 

28 

25 

5 

30 

4 

4 

Zuff   .    .     .     . 

11 

5 

2 

1 

11 

2 

3 

Freiburg     . 

.    229 

162 

43 

5 

248 

17 

24 

Solothum    . 

.     126 

86 

29 

4 

200 

20 

18 

Baselstadt  . 

4 

3 

3 

3 

4 

4 

4 

Baselland    .     . 

.      72 

70 

51 

5 

72 

5 

26 

Schaffhausen 

34 

■     26 

29 

6 

34 

26 

26 

Appenzell  A.-ßb 

93 

69 

86 

48 

93 

16 

33 

Appenzell  L-Rb 

15 

10 

10 

15 

St.  Gallen  . 

.    214 

133 

70 

15 

347 

64 

124 

Graubfinden 

.    210 

49 

16 

22 

210 

2 

17 

Aargau  .    . 

.    283 

247 

174 

39 

467 

79 

150 

Thurgau     . 

.     186 

184 

177 

7 

186 

11 

37 

Tessin    .    . 

.    250 

7 

8 

250 

17 

68 

Waadt   .    . 

.     388 

358 

266 

103 

578 

332 

332 

Wallis    .    . 

;     165 

123 

63 

7 

251 

— 

21 

Neuenbürg . 

67 

64 

47 

26 

230 

179 

183 

M  a.  •ffntl.  Schil 

.      50 

34 

23 

10 

50 

15 

15 

b.  RriTitickalei 

1      17 

9 

8 

6 
415 

17 
5327 

17 
1173 

17 

Total  1890: 

3876 

2736 

1616 

1432 

1889^ 

3795 

2695 

1605 

418 

5187 

1129 

1476 

4-81         +41        +11        —  3       -rl40      -  r  44        -  44 

Es  steht  ausser  Zweifel,  dass  eine  eidgenössische  Turninspek- 
tion,  welcher  die  Aufgabe  zufiele,   über  diese  Verhältnisse  eine 
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Erhebung  zu  machen,  zu  wesentlich  andern,  d.  h.  ungünstigem  Ee- 
sultaten  gelangen  würde.  Einzelne  kantonale  Berichterstatter  be- 
kennen auch  offen,  dass  die  untern  Schnlbehörden  unzuverlässige 
Angaben  gemacht  haben.  Eine  solche  Inspektion  wird  aber  erst 
eintreten  können,  wenn  der  Bund  den  militärischen  Vorunterricht 
selbst  an  die  Hand  nehmen  oder  wenigstens  mit  wirksamem  Mitteln 
fördern  wird,  als  es  mit  dieser  jährlichen  Berichterstattung  der 
FaU  ist. 

Von  den  3876  Primarschulgemeinden  besitzen: 


Unj^enüi;.       Noch  keinen 

UnvüllBl 

tändi 

ge        Keine 

-     Kein 

Total 

Turnplätze        ' 

ramplatz 

Geräte 

Geräte 

Tarnlokal 

Zahl      •/•         Zahl      «/a 

Zahl 

•/• 

Zahl 

•/• 

Zahl       •/• 

Zahl      •;. 

1890:  629    76,2      511     13,« 

1422 

36,7      838 

21,6 

3281    84,7 

3876    100 

1889 :  626    16,5      ^ 

m  12,5 

37  -4  0,7 

1417 

47, 

B      773 

20,4 

3191    84,0 

3795    100 

-3  -0,8   4 

+5- 

-10,6  ^65- 

+1,2 

+90+0,7 

+81 

Von  5£!27  Primarschulen  erteilten  Turnunterricht: 

Nur  im  Sommer 

Gar  nicht 

Minimum  von  60  Stunden 
nicht  erreicht 

Zahl 

V« 

Zahl 

•/• 

Zahl 

•/• 

1890 :      5327 

3484 

65,4 

670 

12,6 

3895 

73,1 

1889 :      5187 

3377 

65,1 

681 

13,1 

3711 

71,6 

+140 

+107 

+0,8 

11    - 

-0,5 

4  184 

+1,5 

II.   Höhere 

Volksschulen. 

Zahl  der 
Schulen 

Von  den  höh 

.  Volksschal,  besitz.    Es  wird  Unterr.  erteilt 

Kanton 

Genügte  nd. 
Turnpl. 

AJle 
Geräte 

Turn- 
lokal 

das  ^anze 
Jahr 

Minim.  t.  60 
Std.  erreicht 

Zürich     .... 

95 

94 

75 

24 

35 

58 

Bern   .... 

.      72 

72 

50 

38 

62 

70 

Luzem    .... 

.      33 

23 

8 

5 

8 

8 

Uri 

1 

1 

1 

1 

1 

— 

Schwyz    .... 

7 

7 

4 

3 

1 

Obwalden     .     . 

2  0 

1 

1 

1 

— 

Nidwaiden   .    . 

2 

2 

2 

— 

— 

Glarus     .     .     . 

8 

8 

3 

5 

2 

2 

Zng     .... 

6 

6 

2 

2 

2 

2 

Freiburg      .    .    . 

8 

8 

7 

4 

4 

4 

Solothum     .    .    . 

13 

11 

9 

4 

4 

2 

Baselstadt   .    .     . 

3 

3 

3 

3 

3 

3 

Baselland     .    .    . 

4 

4 

4 

3 

3 

4 

Schaffhausen    .     . 

8 

8 

8 

4 

8 

8 

Appenzell  A.-Rh.  . 

9 

8 

6 

5 

2 

5 

St.  Gallen    .    ,     . 

29 

27 

23 

10 

11 

17 

Graubtinden     .    . 

18 

6 

3 

4 

3 

1 

Aargau    .... 

25 

24 

22 

12 

21 

21 

Thurgau  .... 

.      23 

23 

23 

5 

8 

17 

Tessin     .... 

33  2) 

25 

13 

3 

15 

28 

Waadt     .... 

20 

20 

19 

19 

19 

18 

Wallis     .... 

4 

4 

4 

4 

4 

4 

Neuenburg  .    . 

,        9 

9 

9 

7 

9 

9 

Genf 

11 

7 

5 

3 

3 

3 

1890: 

443 

401 

306 

166 

230 

285 

1889: 

441 

400 

312 

161 

219 

303 

+2 

-^1 

—6 

+5 

+11 

—18 

»)  Das  Gymnasium  in  Engelberg  hat  keinen  Turnunterr.  —  *)  Privatsch.  inbegriffen. 
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Es  haben  von: 

Zahl  der     rp?ä«1«tr 
Schalen     Turnplatz 

Zahl      •/• 


rnvollfltüuditpe 
Geräte 


1890:    443        19 
1889:    441        18 


4,8 

4,, 


Zahl 
105 

100 


7» 

23,7 

22,T 


keine 
Turng'eräte 

Zahl      Vo 

32      7,4 

29      6,6 


keinen 
Unterricht 

Zahl      0,0 
21 

20 


4,7 
4,5 


Nicht  60 
Stunden 

Zahl        7o 
158        35,4 

138      31,8 


+2     +1+0,2       +5   +U     +3+0,8     +1+0,2     +20   +4,1 

Die  turnenden  oder  nicht  turnenden  Schüler  im  Alter  von 


10—15  Jahren  verteilen  sich  wie  folgt: 

Daa  g^nse  Jahr    Kor  im  Sommer        Zusammen 
Zahl         •,•  Zahl        •/•  Zahl         «/o 

1890:  53157  33,«   84464  53,»   157621  87,« 
1889:  51101  32,5   85515  54,4   136616  86,9 


ii&T  nicht 
Zahl        «/o 

19531     12,4 

20650    13,1 


Tutald.  Schüler 
Zahl  •/• 

157152  100 
157266  100 


+2056+1,8    — lOöl  — 0,«     +1005+0,7    —1119—0,7        —114     — 


b.  Freiwilliger  militärischer  Vorunterricht. 

m.  Stufe  (16.— 20.  Altersjahr). 

Dieser  freiwillige  Unterricht  wurde  in  sechs  früheren  Kuisorten 
fortgesetzt  und  in  ffinf  Kursorten  neu  begonnen.  Die  Verhältnisse 
sind  hier  viel  genauer  konstatirt,  weil  das  Schweiz.  Militärdeparte- 
ment tatkräftig  mit  eingreift  und  durch  seine  Offiziere  genaue 
Erhebungen  machen  lässt.  Die  Berichte  im  Jahr  1890  über  die 
erzielten  Resultate  lauten  sehr  günstig,  und  das  Departement 
glaubt  nunmehr  in  der  Lage  zu  sein,  den  militärischen  Vorunter- 
richt der  ni.  Stufe  durch  Erlass  einer  Verordnung  und  durch  ver- 
mehrte Bundesausgaben  ohne  Verzug  einführen  zu  können. 

Die  Zahlenverhältnisse  betreffend  den  freiwilligen  militärischen 
Vorunterricht  ergeben  sich  aus  nachfolgender  Zusammenstellung: 


^0.    Kaafone 

1.  Zimk: 
2. 
3. 
4. 
0. 
6. 

7.  Bm: 
B.  Lneri: 

9.  Jif  : 

10.  Buel : 

11.  Scbp: 


J    :    KHftorte 


Zürich  u4  IS  uiwt  6«iieiid«i 
Winterthur  1. 16  uden  6«d. 
Winterthur  n.  17  udert  (I«b. 
Männedorf     .... 

Uster 

Wetzikon .  .    . 

Bern 

Luzem 

Zug 

Basel 

Einsiedeln     .... 


12.  enüiiden:  Chur 


Zahl  der 
bisher 

erteilten 
Kurse 

vn 

VI 

vn 
III 
I 
I 

III 
II 
u 
I 
I 
I 


Schülerzahl  des 
Karges 
am  am 

Anfang      Ende 

196  193 


Zahl  Schülerzahl 

der  im  Jahr 

Stun-  1889 

den  Schlass 


176 

353 
63 
83 
45 

290 
35 
46 

392 
40 
70 


1431 

3361 
59 
75 
45 

199 
22 
30 

346 
32 
55 


35 
42 
48 
40 
60 
40 

74 

y 

6*3 
32 
46 
50 


100 

175 

49 

181 
107 


In  acht  Kursorten  (Biel,  Nidwaiden,  Ölten,  Schaflhausen, 
Baden,  Herznach,  Homussen  und  Klingnau)  ist  der  Mher  erteilte 
Unterricht  eingegangen;  in  fünf  Kursorten  (Uster,  Wetzikon, 
iasel,  Einsiedeln  und  Chur)  ist  derselbe  neu  eingeführt  und  an 
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einem  Kursort  (Luzern)   ein   unterbrochener  Eurs  wieder  aufge- 
nommen worden. 

2.    Schweizerischer  Turnlehrerbildungskurs, 

In  Lausanne  wurde  ein  IL  schweizerischer  Turillehrer- 
bildungskurs,  von  17  Lehrern  und  Oberturnem  aus  fünf  Kantonen 
besucht,  abgehalten,  und  es  werden  die  Resultate  als  eben  so  gün- 
stige bezeichnet  wie  diejenigen  des  I.  Kurses  in  Winterthur  (1^9). 

Till.  Hebung  der  schweizerischen  Ennst. 

Die  Schweiz.  Kunstkommission  hat  im  Auftrage  des  eidgen. 
Departements  des  Innern  die  I.  nationale  Kunstausstellung 
in  Bern  veranstaltet  (1.  Mai  bis  11.  Juni).  Die  Ausstellung  war 
von  235  Künstlern  mit  403  Nummern  (280  Ölgemälde,  63  Aquarell- 
und  Pastellarbeiten,  27  Gravüren,  Zeichnungen  etc.,  33  Skulpturen) 
beschickt.  Gleichzeitig  fand  die  Ausstellung  der  im  Jahr  1889  aus- 
geschriebenen Konkurrenzarbeiten  für  eine  Teilstatue  in  Altorf  und 
Zeichnungen  zu  zwei  Wandgemälden  in  die  Aula  des  eidgen.  Poly- 
technikums in  Zürich  statt.  Der  Konkurs  wurde  mit  24  Modellen 
(23  Aspiranten)  für  die  erstere  und  27  Zeichnungen  (19  Aspiranten) 
lür  die  letztere  Aufgabe  beschickt. 

Von  den  Skulpturen  konnten  zwei  Arbeiten  mit  einem  zweiten 
Preise  von  je  Fr.  2000,  drei  Arbeiten  mit  einem  dritten  Preise 
von  je  Fr.  1000  und  drei  Arbeiten  mit  einer  Ehrenmeldung  bedacht 
werden. 

Von  den  Zeichnungen  erhielten  vier  Lösungen  je  einen  zweiten 
Preis  von  Fr.  1000  und  drei  Lösungen  je  einen  dritten  Preis  von 
Fr.  500. 

Aus  dem  Kredit  für  Förderung  und  Hebung  der  schweizerischen 
Kunst  wurden  26  Ölgemälde,  6  Zeichnungen  und  Gravüren  und 
5  Skulpturen  zum  G«samtpreise  von  Fr.  100650  angekauft. 

Der  Schweiz.  Kunstverein  erhielt  für  das  Jahr  1890  einen 
Beitrag  von  Fr.  12000,  welcher  zur  Anschaifung  von  vier  Gemälden 
verwendet  wurde. 

Aus  dem  Kunst fonds  wurde  im  weitern  die  Summe  von 
Fr.  15000  verwendet  zur  Ermöglichung  der  Anschaffung  der  Kunst- 
sammlung aus  dem  Nachlass  des  im  Jahr  1890  in  Zürich  verstor- 
benen Malers  Rudolf  Bühlmann  von  Hemberg  (Toggenburg).  Das 
eidgen.  Polytechnikum  hatte  einen  gleichen  Betrag  hinzuzulegen, 
und  es  wurden  hierauf  die  betreffenden  Kunstschätze  der  Kupfer- 
stichsammlung dieser  Anstalt  einverleibt. 

Durch  Urkunde  vom  6.  September  1890  vermachte  Frau  Lydia 
Welti-Escher  von  Zürich  ihr  ganzes  Vermögen  der  Eidgenossenschaft 
mit  der  Zweckbestimmung ,  dass  dasselbe  unter  dem  Namen  „Gott- 
fried Keller-Stiftung"  besonders  verwaltet  und  die  Erträgnisse  zur 
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Anschaffdng  bedeatender  Werke  der  bildenden  Kunst,  sowie  zur 
Erstellung  neuer  Kunstwerke  und  zur  Erhaltung  solcher  bereits 
bestehender  Kunstwerke,  deren  öffentliche  Zweckbestimmung  dem 
Lande  bleibend  gesichert  sei,  verwendet  werden. 

IX.  Erhaltung  vaterländischer  Altertfimer. 

Die  Anschaffungen  aus  dem  Kredite,  welcher  auf  dem  Bundes- 
beschluss  vom  30.  Juni  1886  beruht,  waren  im  Berichtsjahr  von 
grösserem  Umfang  und  teilweise  hervorragenderer  Bedeutung  als 
im  Voijahr. 

a.  Anschaffungen  von  Altertümern  von  gemein- eidgenössischem 
Interesse,  welche  Eigentum  des  Bundes  bleiben: 

1.  Sammlung  prähistorischer  Kunstgegenstände  aus  Nephrit, 
Jadeit  und  Chloromelanit  (Pfahlbauten  des  Neuenburger  Sees, 
aus  dem  Besitz  des  Herrn  Ferd.  Beck  in  Neuenburg). 

2.  23  grosse  Glasgemälde  aus  dem  Kloster  Bathausen  (Luzern) 
aus  dem  Ende  des  16.  Jahrhunderts  (Auktion  der  Kunst- 
sammlung Marquis  in  Paris). 

3.  Antike  Saaleinfassung  aus  Nussbaumholz  im  ehemaligen  Loch- 
mann'schen  Hause  in  Zürich,  samt  Bildern  und  Leuchter. 

4.  Silberne  vergoldete  Schale  aus  dem  Ende  des  16.  Jahrhun- 
derts ,  mit  den  Wappen  des  C.  Breitinger  und  der  B.  Eber- 
hardt  von  Zürich. 

5.  Zwei  silberne  Heiligenfiguren  und  ein  Christusgemälde  aus 
Holz,  aus  dem  Kloster  Rheinau  stammend. 

6.  Spätgothische  Zimmerdecke  aus  dem  „Mittlerhause"  zu 
Stein  a/Kh. 

7.  Familien  Wappenscheibe  (Steiner)  von  1530. 

8.  Sammlung  von  Handzeichnungen,  besonders  Scheibenrisse. 

9.  6  Glasgemälde,  zum  Teil  bernische  Wappenscheiben  aus  dem 
15.  und  16.  Jahrhundert. 

b.  Beteiligung  an  der  Erhaltung  historisch  oder  künstlerisch 
bedeutsamer  Baudenkmäler. 

1.  Erhöhung  des  Beitrags  an  die  Restauration  der  alten  Kloster- 
kirche in  Königsfelden  von  Fr.  30000  auf  Fr.  40000  in  drei 
Jahresraten. 

2.  ^Beitrag  von  Fr.  5500  an  die  Herstellung  der  Kirche  St.  Jo- 
hannes Baptista  bei  der  Burg  ob  Altendorf  (Schwyz). 

c.  Unterstützung  kantonaler  Altertümersammlungen. 

Beitrag  von  Fr.  3000  an  die  historisch-antiquarische  Gesell- 
schaft des  Kantons  Graubünden  zur  Erwerbung  eines  Renaissance- 
Zimmers  (ehemals  dem  Oberst  Georg  Jenatsch  gehörend). 

Im  weitern  sind  dem  Bunde  im  Berichtsjahr  eine  Anzahl  Ge- 
schenke bedeutenden  antiken  und  kulturhistorischen  Wertes  zuge- 
gangen und  zwar  von  Prof.  Werdmüller  in  Zürich  (12  Zeichnungen 
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nach  kunstgewerblichen  Gegenständen),  von  Frau  Altwegg  in  Zürich 
(Thurgauer  Taufkäppchen  aus  dem  18.  Jahrhundert),  von  Frau 
Minister  Dr.  Kern  in  Zürich  (2  Vasen,  Geschenk  des  Präsidenten 
Grevy  an  Herrn  Minister  Dr.  Kern  bei  dessen  Rücktritt  als  schwei- 
zerischer Gesandter)  und  von  Frau  Welti-Escher ,  Gründerin  der 
Gottfried  Keller- Stiftung  (antike  gothische  Saaldecke  aus  einem 
Hause  in  Tliun). 

X.  Schweizerisches  Nationalmaseum. 

Durch  Bundesbeschluss  vom  27.  Juni  1890  ^)  soll  ein  schwei- 
zerisches Landesmuseum  gegründet  werden  zur  Aufnahme  bedeu- 
tender vaterländischer  Altertümer  geschichtlicher  und  kunstgewerb- 
licher Natur.  Um  die  Frage  des  Sitzes  zur  Entscheidung  zu  bringen^ 
wurden  die  bewerbenden  Städte  (Zürich,  Bern,  Luzern  und  Basel) 
angefragt,  ob  und  in  welcher  Weise  sie  die  im  zitii'ten  Bundes- 
beschlusse  bestimmten  Verpflichtungen  zu  übernehmen  bereit  wären. 
Sämtliche  vier  Kantone  machten  befriedigende  Angebote.  Der  Bundes- 
rat bestellte  hierauf  ein  aus  drei  Ausländern  bestehendes  Experten- 
kollegium, w^elches  die  Eingaben  zu  prüfen  und  ein  Gutachten  ab- 
zugeben hatte.  Die  Schlussfolgerungen  der  Experten  lauteten  fol- 
gendermassen : 

Zürich:  Platz  gut  ausgewählt  und  Gebäude  malerisch  und 
bequem  für  die  Einordnung  des  Ganzen.  Sammlungen  hervor- 
ragend. 

Bern:  Die  Sammlungen,  welche  die  Stadt  besitzt  und  welche 
die  Korporationen  deponiren  würden,  sind  von  solcher  Wichtigkeit^ 
dass  sie  einen  bewundernswerten  Grundstock  für  das  Museum 
bilden  würden. 

Luzern:  Wenn  das  Stadthaus  schon  an  und  für  sich  und 
durch  seine  Täfelwerke  ein  historisches  Monument  ist  und  deshalb 
nicht  nach  Belieben  geändert  werden  kann,  so  scheinen  die  ge- 
planten Einrichtungen  zu  seiner  Vergrösserung  durch  Annexe  am 
andern  Flussufer  wenig  bequem;  zugleich  sind  die  Sammlungen, 
welche  den  Grundstock  des  Museums  bilden  sollten,  doch  nicht 
von  genügender  Bedeutung  gegenüber  den  andern. 

Basel:  Die  vorgeschlagene  alte  Kirche  wäre  wenig  bequem 
für  die  Unterbringung  eines  Museums,  welches  sich  sehr  schwer 
erweitern  liesse.  Dasselbe  wäre,  bedroht  durch  die  Nachbarschaft 
eines  Theaters  und  sogar  durch  einen  noch  nähern  Konzertsaal. 
Aber  die  Sammlungen  sind  sehr  wichtig  und  besonders  schön. 

Die  Experten  anerkannten  die  Schwierigkeit  des  Entscheides 
unter  den  bewerbenden  Städten.  Der  Bundesrat  hat  den  eidgen. 
Käten  auf  die  Wintersession  1890  über  die  angeordnete  Unter- 
suchung Bericht  erstattet,  und  es  steht  der  Bundesversammlung  zu^ 

^)  I.  Beilage,  pag.  1. 
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den  Sitz  für  das  Nationalmuseum  in  analoger  Weise  zu  bestimmen, 
wie  im  November  1848  über  den  Bundessitz  und  im  Juni  1874 
über  den  Sitz  des  Bundesgerichtes  entschieden  wurde. 

XL  Nationale  Sftknlarfeier  der  Orfindung  der  Schwelzerischen 

Eidgenossenschaft 

Das  Schweiz.  Departement  des  Innern  hat  die  Einleitung  der 
geeigneten  Massnahmen  zur  Abhaltung  der  Bundesfeier  (I.August 
1891)  an  Hand  genommen.  Für  die  Festfeier  wurden  die  Tage 
des  1.  und  2.  August  bestimmt.  Die  Zentralfeier  soll  in  Schwyz 
abgehalten  werden.  Eine  eidgenössische  Kommission  tür  Organi- 
sation der  Zentralfeier  erhielt  den  Auftrag,  das  definitive  Programm 
festzustellen,  und  das  Organisationskomite  für  das  Bundesfest  in 
Schwyz  wurde  mit  der  ganzen  Detailarbeit  und  der  Durchführung 
des  Programmes  betraut.  Es  ist  die  Herausgabe  zweier  Fest- 
schriften, einer  populären  und  einer  wissenschaftlichen,  sowie  die 
Abgabe  eines  artistischen  Gedenkblattes  an  die  Schweiz.  Schul- 
jugend und  die  Herstellung  einer  Festmedaille  beschlossen. 

XII.  Cnterstfltznng  von  WerlLcn  der  öffentlichen 
Gemeinnfitzigkeit  nnd  Wohlthätiglceit. 

1,    Schweizerische  naturforschende  Gesellschaß. 

Die  geodätische  Kommission  hat  den  V.  Band  über  „das 
schweizerische  Dreiecknetz"  herausgegeben.  Die  geologische 
Kommission  hat  drei  Kommentare  zu  einzelnen  Blättern  der  seit 
1888  vollendeten  geologischen  Karte  der  Schweiz  veröffentlicht. 
Die  Denkschriftenkommission  publizirte  drei  botanische  Ar- 
beiten von  Prof.  C.  Gramer  in  Zürich,  von  Ständerat  A.  Franzoni 
und  von  Kanonikus  E.  Favre  in  Chardolin.  Der  Arbeitstisch 
am  internationalen  geologischen  Institut  Dohrn  in  Neapel 
war  durch  zwei  schweizerische  Gelehrte  während  sechs  Monaten 
besetzt. 

2.    Schweizerische  geschichtsforsche?ide  Gesellschaß. 

Von  den  „Quellen  der  Schweizergeschichte"  wurde  der  IX.  Band, 
vom  „Jahrbuch  für  schweizerische  Geschichte"  der  XV.  Band  und 
vom  „Anzeiger  für  schweizerische  Geschichte"  der  Jahrgang  XXI 
publizirt.  Ebenso  ei-schienen  vom  „Idiotikon  der  deutsch-schweize- 
rischen Mundarten"  die  zwei  Hefte  XVIII  und  XIX.  Der  Bundes- 
rat beantragt  Erhöhung  des  Kredites  an  diese  Publikation  von 
Fr.  5400  auf  6000,  um  der  Herausgabe  des  Idiotikons  einen  unge- 
störten Fortgang  zu  sichern. 

3.    Schweizerische  etatistische  GestUschaft. 

Durch  Erhöhung  des  Bundesbeitrages  von  Fr.  1500  auf  Fr.  5000 
wurde  die  Gesellschaft  in  den  Stand  gesetzt,  die  „Zeitschrift  für 
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schweizerische  Statistik"  ihrer  Bedeutung  gemäss  zu  nntersttitzen 
und  eine  Statistik  über  das  Armenwesen  vorzubereiten. 

Das  „Volkswirtschaftslexikon  der  Schweiz"  von  A.  Furrer 
wurde  mit  einer  Subvention  von  Fr.  6000  bedacht. 

XIIL  Schwelzerische  permanente  Sehulansstellangen. 

Die  schweizerische  permanente  Schulausstellung  in 
Zürich  hat  im  Berichtsjahr  den  Namen  „Pestalozzianum"  an- 
genommen. Der  Verein  zur  Unterstützung  des  Pestalozzianums 
zählt  gegenwärtig  420  Mitglieder.  Die  Tätigkeit  des  Instituts  hat 
sich  nach  verschiedener  Richtung  weiter  entfaltet. 

(4e8chiSft8nummern  ^0^1  ^ir  Zahl  to'^'zllhl  der 

Eiiig^ang        Ausj^anj?  Besucher      Sitzniif^en  Traktaudcii 

1890:    2809     4914       7723      3329      30     154 
1889:    2372     4624      7468      3055      39     174 

Fachkommissionen 
Verwaltnn^skommiss.     Gewerbl.  Kommiss.         Jaji^emlschriften  Schulmobiliar 

Sitzuni^.    Trakt.  Sitzung.     Trakt.  Sitzung:.    Trakt.  Sitzung.    Trakt. 

1890:      28  7  20  23  23 

Die  4914  Ausgangsgeschäfte  verteilen  sich  auf  die  Kantone 
wie  folgt:  Zürich  1792,  Bern  458,  Solothum  314,  Tessin  293, 
Aargau  157,  St.  Gallen  139,  Thurgau  135,  Appenzell  134,  Basel 
133,  Genf  li6,  Freiburg  111,  Schwyz  104,  Neuenburg  102,  Glarus 
97,  Waadt  84,  Unterwaiden  78,  Graubünden  74,  SchafFhausen  67, 
Luzern  56,  Uri  43,  Zug  38,  WalUs  19. 

Der  vom  Pestalozzianum  im  Winter  angeordnete  XII.  Zyklus 
von  Vorträgen  für  Lehrer  fand  grosse  Teilnahme.  Die  sieben  The- 
mata waren  literarhistorischer,  geschichtlicher  und  naturwissen- 
schaftlicher Natur.  Im  Lesezimmer  lagen  77  Zeitschriften  auf. 
Das  „Schularchiv",  Organ  der  Schulausstellung,  wird  künftig  mit 
der  „Schweizerischen  Lehrerzeitung'*  verechmolzen  und  ebenso  bilden 
die  „Pestalozziblätter''  eine  Beigabe  der  vom  1.  Januar  1891  an  er- 
scheinenden „Vierteljahrsschrift  der  Schweizerischen  Lehrerzeitung*". 

Im  Archivbureau  wurden  sieben  grössere  Arbeiten  zum  Zwecke 
der  Veröffentlichung  und  zehn  Arbeiten  fiir  anderweitige  Verwen- 
dung abgefasst. 

Die  Jahresausgaben  betrugen  Fr.  16849.  Da  nur  eine  Ein- 
nahme von  Fr.  12502  gegenübersteht,  hat  das  Defizit  des  Pesta- 
lozzianums nunmehr  die  Summe  von  Fr.  4124  erreicht.  Der  Bundes- 
beitrag ist  nach  wie  vor  auf  Fr.  1000  geblieben  nebst  Fr.  700  für 
die  Abteilung  „Gewerbliches  Fortbildungsschulwesen".  Der  Kanton 
Zürich  verabreichte  einen  Beitrag  von  Fr.  2250,  die  Stadt  Zürich 
einen  solchen  von  Fr.  1350. 

Die  schweizerische  permanente  Schulausstellung  in 
Bern.    Auch  diese  Anstalt  hat  sich  in  erfreulicher  Weise  weiter 


Vollziehunfi:  der  Bundesverfassung  (Art.  27).  71 

entwickelt.  Die  Zahl  der  eingeschriebenen  Besucher  betrug  1456. 
Es  wurden  556  Objekte  ausgeliehen.  An  Geschenken  gingen  233 
Nnmmem  ein.  Die  Sammlung  der  Schulgeräte  (Schultische)  erfuhr 
wesentliche  Vermehrung.  Der  Schweizerische  Verein  für  Förderung 
des  Handarbeitsunterrichts  hat  seine  BibUothek  und  seine  Modell- 
sammlung der  Schulausstellung  anvertraut,  und  es  wurden  die 
betreffenden  Ausstellungen  in  Basel  und  Murten  beschickt.  Die 
Jahresrechnung  zeigt  eine  Ausgabe  von  Fr.  3168.  Diese  mrd 
gedeckt  aus  den  Beiträgen  des  Bundes  (Fr.  1600,  nämlich  Fr.  1000 
vom  Departement  des  Innern ,  Fr.  300  vom  Industriedepartement 
und  Fr.  300  vom  Militärdepartement),  des  Eantons  Bern  (Fr.  1000), 
der  Stadt  Bern  (Fr.  250) ,  und  des  Ausstellungsvereins  (Fr.  500). 

Auch  diese  Anstalt  bedürfte  reichlicherer  Geldmittel  zur  An- 
stellung der  nötigen  Arbeitskräfte,  um  das  gesammelte  Material 
für  die  Schulen  und  die  Lehrerschaft  nutzbar  zu  machen. 

Von  der  Schulausstellung  in  Freiburg  war  kein  Bericht  erhält- 
lich. Dem  Vernehmen  nach  soU  die  Direktion  im  Jahr  1890  aus- 
schliesslich von  Installationsarbeiten  (Lehrmitteld6pöt  etc.)  in  An- 
spruch genommen  worden  sein. 

XT.  Tollziehiing  der  Bundesverfassung  (Art.  27). 

1.    Primarschule. 

Die  Unentgeltlichkeit  des  Primarschulunterrichts 
bildete  im  Berichtsjahr  neuerdings  Gegenstand  eines  Rekurses. 
Eine  graubündnerische  Gemeinde  hatte  für  Kinder,  welche  zeitweise 
bei  dort  wohnenden  Grosseltem  untergebracht  waren,  Schulgelder 
bezogen.  Beim  Versuche  des  Weiterbezugs  verweigerte  der  Vater 
die  Zahlung  und  forderte  auch  die  bereits  bezahlten  Beträge  zurück, 
unter  Berufung  auf  Art.  27  der  Bundesverfassung.  Der  kleine  Eat 
von  Graubünden  nahm  den  Standpunkt  ein,  dass  die  durch  die 
Verfassung  garantirte  Unentgeltlichkeit  sich  nur  auf  diejenigen 
Kinder  erstrecke ,  welche  in  einer  Gemeinde  ihren  festen  Wohnsitz 
haben. 

Der  Entscheid  des  Bundesrates  ging  dahin,  dass  der  Grundsatz 
der  Unentgeltlichkeit  nicht  eingeschränkt  werden  dürfe ,  indem 
Art.  27  den  öflfentlichen  Primarunterricht  nicht  nur  als  unentgelt- 
lich, sondern  auch  als  obligatorisch  erkläre,  so  dass  die  schul- 
pflichtigen Kinder,  welche  sich  zur  Zeit  der  Primarschulkurse  in 
einer  Gemeinde  befinden,  diese  Kurse  auch  zu  besuchen  verpflichtet 
seien.  Die  Schulaufsichtsbehörden  haben  nicht  nach  den  Gründen 
eines  Aufenthaltes  zu  fragen,  weil  die  Berechtigung  zu  einer  solchen 
Nachfrage  die  Befugnis  in  sich  schlösse,  die  Kinder  aus  der  Schule 
zurückzuweisen,  was  die  Wohltat  des  unentgeltlichen  Priraarunter- 
richts  illusorisch  machen  würde. 
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In  demselben  Sinne  wurde  auch  eine  aargauische  Gremeinde 
angehalten,  die  Mädchen  der  dortigen  Privatrettungsanstalt  be- 
dingungslos zam  Besuch  der  Arbeitsschule  zuzulassen. 

2,   Höherer   Unterricht,] 

Über  die  von  der  im  Jahrbuch  1889  erwähnten  Konferenz 
betreffend  die  Subvention  der  kantonalen  Hochschulen 
durch  den  Bund  gemachten  Anregungen  fand  eine  einlässliche 
Prüfung  durch  das  Departement ,  des  Innern  statt,  und  es  wurde 
insbesondere  über  die  Errichtung  einer  eidgenössischen  Staats-  und 
rechtswissenschaftlichen  Schule  noch  das  Gutachten  eines  Fach- 
manns eingeholt.  Da  die  Kamtone  in  einer  neuen  Eingabe  die 
Behandlung  ihres  Begehrens  durch  die  Bundesversammlung  wünsch- 
ten, erfolgte  nach  vorläufiger  Beratung  im  Schoosse  der  letztern 
die  Überweisung  der  Angelegenheit  zum  Bericht  und  Antrag  an 
den  Bundesrat. 

Das  Departement  des  Innern  spricht  seine  Ansicht  dahin  aus, 
dass  vorerst  die  Frage  zu  entscheiden  sei,  ob  der  Bund  auf  die 
in  der  Bundesverfassung  in  erster  Linie  in  Aussicht  genommene 
Errichtung  eigener  höherer  Unterrichtsanstalten  verzichten  wolle 
oder  nicht,  indem  es  nur  zum  Schaden  der  kantonalen  Anstalten 
gereichen  würde,  wenn  denselben  Unterstützungen  zuflössen,  welche 
ihnen  nach  allfalliger  Errichtung  von  entsprechenden  Bundes- 
anstalten später  wieder  entzogen  werden  könnten.  Das  Departe- 
ment des  Innern  bereitet  nunmehr  eine  Vorlage  an  die  eidgenössi- 
schen Räte  vor  betreffend  den  Entscheid  über  die  Gründung  der 
nach  seiner  Ansicht  wichtigsten  unter  den  projektirten  schweize- 
rischen Anstalten,  derjenigen  einer  schweizerischen  Rechts-  und 
Staatswissenschaftsschule. 
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L  Primarschule. 

J.    Gesetze  und  Vircrdnungen. 

a.   Gesetze. 

Im  Kanton  St.  Gallen  ist  in  der  neuen  Verfassung  vom 
30.  August  1890  (I.  Beilage,  pag.  2)  dem  Volksschulwesen  eine 
vermehrte  Obsorge  zu  teil  geworden.  Der  Grundsatz  der  Unent- 
geltlichkeit in  der  Primarschule  ist  auf  die  gedruckten  Lehr- 
mittel ausgedehnt.  Die  Beschulung  von  körperlich  und  geistig 
anormalen  Kindern,  sowie  die  gesonderte  Erziehung  Verwahrloster 
mid  die  Mitwirkung  bei  der  Errichtung  von  Besserungsanstalten 
wird  als  Aufgabe  des  Staates  bezeichnet.  Betreffend  die  Fort- 
bildungsschulen, welchen  staatliche  Unterstützung  zugesichert  wird, 
kann  durch  die  Gemeinden  das  Obligatorium  ausgesprochen  werden. 

In  einzelnen  Kantonen  befindet  sich  die  Kevision  des  Unter- 
richtsgesetzes in  den  Stadien  der  Vorbereitung.  Der  Regierungsrat 
des  Kantons  Bern  hat  eine  neue  Vorlage  über  ein  Primarschul- 
gesetz ausgearbeitet,  so  dass  der  Grosse  Rat  im  Jahr  1891  darüber 
Beschluss  fassen  kann. 

Im  Kanton  St.  Gallen  werden  auf  Grundlage  der  neuen  Ver- 
fassung die  Vorarbeiten  für  die  Revision  des  Unterrichtsgesetzes 
an  Hand  genommen. 

Der  Kanton  Baselland  befindet  sich  zur  Zeit  in  den  Vor- 
arbeiten für  eine  Verfassungsrevision. 

In  andern  Kantonen  ist  die  begonnene  Revisionsarbeit  neuer- 
dings ins  Stocken  geraten,  oder  es  sind  die  geplanten  Fortschritte 
auf  bessere  Zeiten  vertagt  worden  (Zürich,  Aargau). 

h.  Verordnungen. 

Das  neue  Primarschulgesetz  des  Kantons  Waadt  vom  17.  Mai 
1889  ist  durch  ein  neues  Reglement  für  die  Primarschulen  weiter 
aasgebaut  worden  (I.  Beilage,  pag,  5).  Dasselbe  enthält  auch  nähere 
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Bestimmungen  über  Schulhausbau,  Schulmobiliar  und  Schulgesund- 
heitspflege und  sieht  eine  jährlich  wiederkehrende  Inspektion  der 
Schullokalitäten  durch  einen  Arzt  vor. 

Die  regierungsrätliche  Verordnung  betreffend  Ver- 
säumnis des  Unterrichts  in  der  Volksschule  des  Kantons 
Zürich  (I.  Beilage,  pag.  29)  enthält  verschärfte  Bestimmungen 
betreffend  Ahndung  der  Absenzen  in  den  verschiedenen  Abteilungen 
der  Volksschule  (Alltags-,  Ergänzungs-,  Sing-,  Arbeitsschule  und 
Sekundärschule). 

Der  Regierungsrat  des  Kantons  Aargau  hat  einen  neuen 
Lehrplan  für  die  Gemeindeschulen  (8  Schuljahre)  erlassen  (I.  Bei- 
lage, pag.  31),  dessen  Vorschriften  eine  erhebliche  Abrüstung 
gegenüber  dem  frühern  Lehrplan  in  sich  schliessen.  Einzelne 
Fächer  treten  erst  in  den  obersten  Klassen  als  selbständige  Unter- 
richtsgebiete auf  (Geographie,  Geschichte  und  Naturkunde  je  in 
der  VL—VIIL  Klasse  und  Geometrie  in  der  VII.— VIIL  Klasse). 
Das  Hinausschieben  dieser  Disziplinen  auf  ein  reiferes  Alter  ist 
als  ein  wesentlicher  Fortschritt  zu  bezeichnen,  dagegen  ist  zu  be- 
fürchten, dass  auch  der  gleichzeitige  Beginn  der  Realien  sich  als 
zu  grosse  Anfordemng  erweisen  wird.  Ein  Anfang  zur  Erleich- 
terung ist  auch  hierin  gemacht,  indem  das  Fach  der  Geschichte 
erst  im  Winterhalbjahr  der  VI.  Klasse  auftritt.  Die  den  einzelnen 
Klassen  zugewiesene  Stundenzahl  bewegt  sich  im  Sommer  zwischen 
14—18,  im  Winter  zwischen  19—28,  wobei  auch  das  Turnen  mit 
zwei  Stunden  im  Sommer  und  einer  Stunde  im  Winter  eingerech- 
net ist.  Dieser  Lehrplan  bedeutet  einen  wesentlichen  Fortschritt. 
Derselbe  wird  der  gesunden  Entwicklung  der  Schulkinder  in  wirk- 
samer Weise  Vorschub  leisten. 

Im  Kanton  Neuenburg  ist  ein  Reglement  für  die  zwei 
Primarschulinspektoren  erlassen  worden  (I.  Beilage,  pag.  39), 
worin  die  Befugnisse  dieser  ständigen  Beamten  der  Erziehungs- 
direktion näher  festgestellt  werden.  Geeignete  Inhaber  dieser 
Stellen  vorausgesetzt,  dürfte  diese  Einrichtung  von  grossem  Nutzen 
für  das  gesamte  Primarschulwesen  des  Kantons  sein. 

Der  Kanton  Solothurn  hat  eine  vermehrte  Pflege  des  mili- 
tärischen Vorunterrichts  nach  eidgenössischer  Vorschrift  durch 
Erlass  neuer  Bestimmungen  über  die  Beaufsichtigung  des 
Turnunterrichts  organisirt  (I.Beilage,  pag.  41).  Die  Inspektion 
soll  von  1 — 2  Fachmännern  bezirksweise  ausgeübt  werden  und 
zwar  insbesondere  durch  Abnahme  einer  turnerischen  Schulprüfung 
am  Schlüsse  des  Sommerhalbjahres,  wobei  auf  Anweisung  des  Er- 
ziehungsdepartements auch  Schulbesuche  während  des  Sommers 
stattfinden  hönnen. 

Im  Kanton  St.  Gallen  ist  die  Verwendung  der  Staats- 
beiträge für  das  Volksschulwesen  durch  ein  Regulativ  des 
Erziehungsrates  neu  geordnet  worden  (I.  Beilage,  pag.  42).    Die 
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Wirkung  dieses  Erlasses  wird  in  einer  Entlastung  der  Gemeinden 
durch  Verabreichung  erhöhter  Staatsbeiträge  für  das  Schulwesen 
bestehen.  Hiebei  werden  auch  die  Fortbildungsschulen,  der  Hand- 
fertigkeitsunterricht und  die  Schulgärten  unter  gewissen  Bedin- 
gungen mit  staatlicher  Unterstützung  bedacht.  Der  Maximalbeitrag 
für  Schulhausbauten  wird  auf  25%  der  Bausumme  normirt.  Ge- 
meinden, welche  zur  Bestreitung  ihrer  Ausgaben  gar  keine  oder 
nur  eine  Steuerauflage  bis  30  Cts.  vom  Hundert  nötig  haben,  sind 
Ton  einem  Staatsbeitrage  für  ein  neues  Schulhaus  ausgeschlossen. 

2.   Schüler  und  SchukAteüungen. 

Der  Bestand  der  obligatorischen  Volksschule  (Alltags-;  Ergän- 
zungs-,  Repetir-,  Wiederholimgs-  und  Singschule)  stellt  sich  in  den 
letzten  fünf  Jahren  folgendermassen : 


AehalJMhr 

Sohiiler 

Zuwachs 
Zahl 

1885,86 

461622 

1886  87 

467597 

5975     1,0 

1887:88 

471016 

3419     0,7 

1888  89 

475012 

3996     0,8 

1889.90 

476101 

1089     0,2 

Die  Unterscheidung  von  Knaben  und  Mädchen  wird  in  den 
Kantonen  Glarus,  Schaifhausen ,  Appenzell  A.-Rh.  und  Thurgau 
immer  noch  als  unwesentlich  unterlassen,  und  die  kantonalen  Er- 
ziehungsdirektionen haben  in  diesem  Punkte  auch  der  Bitte  des 
Verfassers  am  Kopfe  des  Jahrbachs  1889  noch  nicht  nachgegeben. 

Soweit  in  den  Jahresberichten  Aufschluss  erteilt  wird  über  die 
Knaben-,  Mädchen-  und  gemischten  Schulabteilungen,  ergibt  sich 
folgende  Zusammenstellung : 

a.   Schulabteilungen  nach  Geschlechtern. 

(tenilschte       Knaben       Mädchen  Total 

Zürich 676 

Bern 1891 

Luzem 260 

Iri 29 

Schwyz 72 

Obwalden 15 

Nidwalden 22 

Glarus 90 

Zug 22 

Freiburg 226 

Solothum 230 

Baselfitadt 12 

Baselland 144: 

Schaff  hausen     ....  98 

Appenzell  A.-Rh.   .    .    .  110 

Appenzell  I.-Rh.    ...  16 

St.  GaUen 456 

Granbünden 456 

Aargau 525 


22 

23 

721 

71 

74 

2036 

32 

32 

324 

10 

9 

48 

28 

31 

131 

13 

13 

41 

8 

9 

39 

90 

23 

23 

68 

105 

120 

451 

11 

9 

250 

51 

58 

121 

5 

5 

154 

15 

15 

128 

110 

6 

6 

28 

34 

36 

526 

7 

7  ■ 

470 

25 

30 

580 

76 
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Thurg:au  . 
Tessin  .  . 
Waadt 
AVallis  .  . 
Neuenburg 
Genf     .     . 


Geniisohte 

Knaben 

Mädchen 

Total 

280 

280 

218 

150 

150 

518 

720 

106 

100 

926 

179 

167 

161 

507 

288 

82 

82 

452 

100 

70 

75 

245 

1889|90 : 

7135 

1041 

10(:8 

9244 

1888,'89 : 

7029 

1011 

1029 

9069 

Differenz : 

+106 

--30 

+39 

+175 

b. 

Absenzen. 

Die  Absenzen  sind  der  schlimmste  Hemmschuh  für  das  Ge- 
deihen der  Schulen.  Aber,  wo  die  Sachen  am  ärgsten  stehen,  fehlt 
es  in  der  Regel  ebenso  sehr  an  den  beaufsichtigenden  und  ahnden- 
den Organen  (Lehrern,  Schulbehörden),  als  an  den  Eltern  oder 
den  Kindern.  Wenn  die  letztern  wissen,  dass  mit  den  Absenzen- 
strafen  Ernst  gemacht  wird,  fügen  sie  sich  schnell,  indem  die 
Eltern  selten  sind,  welche  den  Vorwurf  auf  sich  laden  wollen,  dass 
sie  ihren  Kindern  nicht  die  Wohltat  einer  ordentlichen  Schulbildung 
zu  teil  werden  lassen. 

Nachfolgende  Beispiele  mögen  beweisen,  dass  ein  konsequentes 
Einschreiten^  gegen  Missbräuche  notwendig,  aber  dann  auch  vom 
gewünschten  Erfolge  begleitet  ist. 

„Nur,  wenn  die  Amtsgerichtspräsidenten  überall  da,  wo  die 
Friedensrichter  keine  oder  zu  niedrige  Strafen  ausfallen,  selber 
strafend  oder  strafschärfend  einschreiten  und  wenn  die  ausgefällten 
Straf  urteile  rasch  und  vollzählig  ausgeführt  werden,  kann  von  einer 
ausgibigen  Anwendung  des  Gesetzes  die  Rede  sein.  Dem  Bericht- 
erstatter sind  zwei  Tatsachen  bekannt,  welche  nach  beiden  Hin- 
sichten lehrreich  sind.  Vom  Mai  bis  Dezember  hat  ein  Amts- 
gerichtspräsident zur  Busse  der  Friedensrichter  im  Betrage  von 
Fr.  211. 05  eine  Verschärfung  von  Fr.  116.  90  hinzugefügt,  und  die 
Folge  war,  dass  sich  die  Absenzenzahl  im  Bezirk  um  3,44  per 
Schüler  vermindert  hat.  In  einem  Oberamt  sind  von  413  Straf- 
urteilen, welche  in  den  Jahren  1887,  1888  und  1889  gegen  Schul- 
versäumnisse ausgefällt  worden  waren,  bis  20.  April  1890  nur  132 
vollzogen  worden."     (Solothurn.) 

„Gräce  aux  nouvelles  prescriptions,  la  frequentation  s'est  con- 
sidörablement  am61ior6e  dans  les  communes  oü  Tautorite  comp6tente 
a  SU  s'inspirer  de  l'esprit  de  la  loi.  Cependant,  s'il  y  a  des  localites 
oü  les  commissions  scolaires  fönt  de  louables  eiforts  et  obtiennent 
des  rösultats  satisfaisants ,  il  en  est  aussi  oü,  malgrö  nos  exhor- 
tations  röitörees,  la  frequentation  continue  ä  etre  des  plus  d6fec- 
tueuse. 

La  routine  n'exerce  que  trop,  dans  notre  canton,  sa  fächeuse 
influence.   Aujourd'hui,  bon  nombre   de  parents  sont  heureux  de 
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possöder  leurs  enfants  dfes  Tage  de  15  ans,  6poque  ou  ceux-ci 
peuvent  deji  se  rendre  utiles  ou  commencer  un  apprentissage ; 
seulement  ils  ne  fönt  aucun  sacrifice  pour  assurer  une  meilleure 
fr^qnentation  que  par  le  passö. 

Si  Ton  peut,  jasqu'ä  un  certain  point,  pour  les  enfants  plus 
kgis,  justüier  le  manque  d'assiduitä  dans  les  campagnes^  pendant 
la  Saison  des  travaux,  il  n'en  est  pas  de  meme  pour  les  öl^ves 
äges  de  7  ä  12  ans  qui  pourraient  et  devraient  fröquenter  r6guliöre- 
ment  Töcole. 

Cependant,  la  nouvelle  loi  met  entre  les  mains  des  Commissions 
des  armes  assez  puissantes  pour  la  röpression  des  absences ;  elles 
n'ont  qu'ä  en  user  avec  prudence  et  fermete ;  leurs  eflEorts  seront 
certainement  couronnes  de  succfes."    (Vaud.) 

An  Mahnungen  lassen  es  die  Oberbehörden  in  der  Eegel  nicht 
fehlen : 

„Hinsichtlich  der  unentschuldigten  Versäumnisse  und  den  Ein- 
zug der  Bussen  haben  wir  unter  dem  19.  Juli  an  diejenigen  Schul- 
rate, deren  Schulen  mehr  als  einen  Tag  unentschuldigter  Versäum- 
nisse per  Kind  aufwiesen  oder  die  mit  dem  Einzüge  der  Bussen 
im  Rückstande  waren,  die  Mahnung  zu  strengerer  Aufsicht  und 
Ausführung  der  gesetzlichen  Vorschriften  erlassen,  und  laden  die 
Herren  Inspektoren  ein,  sich  bei  ihrem .  ersten  Besuche  über  deren 
Handhabung  zu  vergewissem  und  allfällige  Vernachlässigungen  uns 
sofort  einzuberichten.  Da  aus  verschiedenen  Gemeinden  gemeldet 
wnrde,  dass  die  grosse  Zahl  unentschuldigter  Versäumnisse  fast 
durchgehends  nur  von  wenigen  Kindern  herrühren,  deren  Eltern 
nicht  selten  ausser  ihrer  Gleichgültigkeit  noch  eigentliche  Wider- 
setzlichkeit an  den  Tag  legen,  verweisen  wir  nochmals  auf  §  54 
der  Volksschulordnung,  mit  dem  Bemerken,  dass  die  dort  gemeinte 
kompetente  Amtsstelle  der  Kreisgerichtsausschuss  ist,  der  nach  §  14, 
al.  2  des  Polizeigesetzes  zu  verfahren  hat.  Im  weitem  werden 
Schulräte  und  Inspektoren  eindringlich  gemahnt,  den  einzelnen 
Fällen  von  andauernden  unentschuldigten  Versäumnissen  und  son- 
stiger Verwahrlosung  der  Kinder  seitens  der  Eltern  die  grösste 
Aiänerksamkeit  zu  schenken,  den  Ursachen  derselben  nachzufor- 
schen, und  wenn  ihre  Dazwischenkunft  keine  Abhülfe  zu  schaffen 
vermag,  in  den  einzelnen  Fällen  an  unsere  Behörde  zu  berichten. 
Das  nämliche  gilt  selbstverständlich  auch  von  den  schulpflichtigen 
Kindern  herumziehender  Spengler,  Kesselflicker  und  dgl.,  welche 
strengstens  zum  Schulbesuch  angehalten  werden  müssen."  (Graub.) 

Allerdings  bestehen  in  den  Bergkantonen  auch  sehr  schwierige 
)kale  Verhältnisse,  welche  zu  einer  mildern  Beurteilung  ihrer 
bsenzenverhältnisse  führen. 

Im  Kanton  St.  Gallen  ist  eine  amtliche  Erhebung  über  die 
änge  des  Schulwegs  veranstaltet  worden,  und  es  wird  im 
ntlichen  Schulblatt  nachstehendes  Besultat  mitgeteilt : 
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Der  längste  Schulweg  beträgt: 


►  IS' 
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Zu 
Jichalhliusern 

Minuten 

Zu 
Schttlhäusem 

Minuten 

Zu 
Schulhänsern 

Minnten 

11 

10 

58 

HO 

13 

50 

30 

15 

18 

35 

28 

60 

38 

20 

23 

40 

10 

75  n.  mehr. 

19 

25 

39 

45 

Im  Mittel  besteht  für  die  287  Primarschulhäuser  ein  grösster 
Schulweg  von  35  Minuten.  Doch  hat  glücklicherweise  die  grosse 
Mehrzahl  der  Schüler  einen  viel  kurzem  Schulweg.  Es  haben 
nämlich  durchschnittlich  einen  Schulweg  von 

3  Minuten  die  Schüler  zu   12  Schnlhänsern. 
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Infolge  der  aus  verschiedenen  Gründen  vielorts  leider  sehi* 
unzweckmässigen  Schulkreiseinteilung  können  zur  Zeit  1375  Kinder 
nicht  das  nächste  Schulhaus  benützen,  sondern  müssen  bedeutend 
weiter,  in  das  ihnen  zustehende,  10  bis  50  Minuten  entferntere 
Schulhaus  wandern.  Welche  Beschwerlichkeiten,  Nachteile  und 
Kosten  dies  bei  schlechtein  Weg,  bei  Unwetter  und  Kälte  ver- 
ursacht, kann  man  sich  nur  annähernd  vorstellen;  Eltern,  Kinder 
und  Lehrer  haben  triftige  Gründe,  sich  diesfalls  zu  beklagen. 

Eine  beträchtliche  Anzahl  anderer  Kinder  konnte  der  gleichen 
Mühsal  nur  dadurch  entgehen,  dass  ihre  Eltern  eine  doppelte  Aus- 
gabe leisteten,  indem  sie  in  ihrer  zugehörigen  Schulgemeinde  die 
Schulsteuem  bezahlten  und  zugleich  einer  andern  Schulgemeinde 
für  Öffnung  des  besser  gelegenen  Schulhauses  ein  besonderes  Schul- 
geld entrichteten.     (St.  Gallen.) 

Im  statistischen  Teil  befindet  sich  eine  Tabelle  über  die  ent- 
schuldigten und  unentschuldigten  Absenzen  an  den  Primarschulen, 
welche  indes  an  Vollständigkeit  und  Zuverlässigkeit  noch  zu  wün- 
schen übrig  lässt. 

3.   Lehrer  und  Lehrerinnen, 

a.  Verordnungen. 

Aus  dem  neuen  Reglement  über  die  Fähigkeitsprüfungen 
der  glarnerischen  Primarlehrer  (I.  Beilage,  pag.  61)  kann  man 
die  erfreuliche  Wahrnehmung  machen,  dass  bei  der  Beratung  auch 
die  bezüglichen  Vorschriften  anderer  Kantone  in  Berücksichtigung 
gezogen  wurden  (Umschreibung  der  Prüfung,  Zensuren  etc.).  Auf 
diese  Weise  vollzieht  sich  —  wenn  auch  sehr  langsam  —  eine 
Ausgleichung  und  gegenseitige  Annäherung,  welche  den  Boden  für 
die  Schweizerische  Volksschule  vorbereiten  hilft. 
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Die  neuen  Statuten  der  Witwen-  und  Waisenstiftung 
für  zürcherische  Volksschullehrer  (I.Beil.,  pag.  66)  sehen 
die  Erhöhung  der  bisherigen  Witwenrente  von  Fr.  200  auf  Fr.  400 
vor  unter  gleichzeitiger  Verdoppelung  der  Jahresbeiträge  von  Fr.  20 
auf  Fr.  40  und  des  Staatsbeitrages  von  Fr.  12  auf  Fr.  24  per 
Hitglied. 

Der  Jahresbeitrag  der  Lehrer  wird  durch  Abzug  von  Fr.  10 
bei  jeder  Quartalbesoldung  erhältlich  gemacht. 

b.  Bestand. 

Der  Zuwachs  gegenüber  dem  Schuljahr  1888/89  beträgt  16 
Lehrer  und  72  Lehrerinnen. 

Über  den  Bestand  erteilt  nachfolgende  Übersicht  nähere  Aus- 
knnfb: 


Jahr 

Total 

I^hrer 

Hlevon 

sind 
Lehrerinnen 

•;. 

1885(86 

8326 

6047 

68,5 

2779 

31,5 

1886/87 

9013 

6128 

67,« 

2890 

32,4 

1887  88 

903i 

6127 

67,8 

2904 

32,2 

1888,'89 

9151 

6180 

67,5 

2971 

32,5 

1889/90 

9239 

6196 

67,0 

3043 

33,0 

Es  wurden  neu  patentirt  385  Lehrer  und  221  Lehrerinnen, 
Zusammen  606  Lehrkräfte  (1889:  593).  Gegenüber  dem  Vorjahr 
ei^bt  sich  eine  Zunahme  von  68  Lehrern  und  eine  Abnahme  von 
55  Lehrerinnen.  Diese  Kandidaten  und  Kandidatinnen  des  Lehr- 
amtes machen  6,5  %  der  im  aktiven  Schuldienst  stehenden  Primar- 
lehrer  und  Primarlehrerinnen  aus. 

Im  Schuljahr  1889/90  ergibt  sich  für  die  weltlichen  und  geist- 
lichen Lehrkräfte  in  den  nachstehenden  Kantonen  folgender  Bestand : 


Lehrer   and  Lehrerinnen. 


Kanton 

Lnzern  . 
Uli  .  . 
Schwyz  . 
Obwfldden 
Nidwaiden 

Zug     .    . 
AppenzeU  I.-ßh. 
St  GftUen 
Tessin 
Wallis     . 


1889/90 
1888189 


Wtk.§ml 

Lehrer 

I^ehrerlnnen 

low 

weltl. 

Sreistl. 

weltl. 

geiBtl 

324 

268 

— 

41 

15 

52 

19 

8 

25 

131 

48 

4 

79 

41 

10 

— 

2 

29 

39 

6 

3 

2 

28 

68 

30 

3 

2 

33 

29 

17 

12 

516 

493 

13 

10 

518 

171 

6 

335 

6 

511 

266 

— 

192 

53 

2229 
2213 


1328 
1326 


24 
27 


587 
573 


290 

287 


c.  Pflichterfüllung. 

Einzelne  Berichte  enthalten  beherzigenswerte  Bemerkungen 
ind  Urteile  über  die  Tätigkeit  und  das  Verhalten  der  Lehrerschaft 
tn  der  Volksschule. 
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^Les  rapports  d'inspection  constatent  que  notre  canton  possede 
de  bonnes  classes,  dirigees  par  des  maitres  consciencieux ,  actifs 
et  d6vou6s.  II  est  regrettable  toutefois  que  cette  categorie  d'öcoles 
ne  forme  pas  la  totalitär  un  nombre  toajours  trop  considärable 
d'instiluteurs  semblent  ignorer  que  de  nouveaux  et  s6rieux  progres 
peuvent  et  doivent  etre  r6alises;  ils  oublient  que  celui  qui  n'a- 
vance  pas  recule;  ils  ue  comprennent  pas  que  de  Tactivitä  et  du 
travail  du  maitre  d^pendent  la  plupart  des  am61iorations  dont  une 
classe  est  susceptible."     (Vaud.) 

„Es  herrscht  ein  reger  Wetteifer  unter  den  Lehrern,  die  mei- 
stens jüngere  Kräfte  sind  und  mit  Fleiss  und  Gewissenhaftigkeit 
^  arbeiten;   sie   lassen  es  an  einer  gehörigen  Weiterbildung  durch 

Selbststudium  und  durch  Besuch  guter  Schulen  nicht  fehlen. 

„Ein  Bezirksschulrat  bedauert  die  starke  Beanspruchung  der 
Lehrer  für  allerlei  Vereine  und  glaubt,  dass  dabei  nicht  nur  die 
Schule  einen  Nachteil  erleide,  sondern  namentlich  auch  die  Ge- 
sundheit der  Lehrer  gefährdet  werde.  Dieselben  sollten  nach  den 
Schulstunden  ihre  Lungen  mehr  schonen,  als  es  da  und  dort  mit 
Singen,  Deklamiren  und  Vortragen  zu  geschehen  pflegt. 

„Betreffend  Taxation  des  Lehrers  freut  sich  ein  Schulrat  über 
die  spezielle  Weisung  der  Oberbehörde,  dass  die  „Note"  das  ganze 
Wesen  des  Lehrers,  resp.  auch  die  dem  Beruf  geziemende  Lebens- 
führung, und  nicht  bloss  die  pädagogische  Befähigung  möglichst 
berücksichtigen  soll.  Gewiss  ist  die  moralische  Haltung  des  Leh- 
rers für  die  öffentliche  Jugenderziehung  von  grösster  Bedeutung; 
denn  der  Erzieher  muss  doch  auch  Vorbild  sein.  Nicht  die  Lehre 
für  sich,  sondern  nur  das  mit  der  Lehre  übereinstimmende  Leben 
hat  erzieherische  Kraft.  Nicht  nur  durch  das,  was  sie  sagen, 
wirken  die  Lehrer,  sondern  ebenso  sehr  durch  das,  was  sie  sind." 
(St.  Gallen.) 

„An  Unterschulen  und  in  kleinen  ungeteilten  Schulen  fühlt 
sich  nicht  selten  ein  junger  Lehrer  nach  kurzer  Erfahrung  der  ihm 
gestellten  Aufgaben  schon  so  gewachsen,  dass  er  eine  eigentliche 
Vorbereitung  auf  den  Unterricht  und  eine  unausgesetzte  Vervoll- 
kommnung seines  Lehrverfahrens  gar  nicht  für  nötig  hält;  mit 
scheinbarer  Ueberlegenheit  tritt  er  vor  die  Klasse,  stellt  aus  dem 
Stegreif  die  Aufgaben,  denen  es  nur  allzu  oft  an  logischem  und 
pädagogischem  Zusammenhang  mit  dem  Zuvorbehandelten  fehlt, 
und  behandelt  und  erklärt  nach  seinen  augenblicklichen  Einfällen 
ein  ihm  selbst  unter  Umständen  noch  nicht  ganz  klares  Lesestück. 
Die  unausbleibliche  Folge  hievon  ist  die ,  dass  das  Interesse ,  mit 
welchem  die  Schüler  anfänglich  dem  Unterricht  folgten,  nach  und 
nach  abnimmt,  dass  ihr  Wissen  da  und  dort  des  festen  Zusammen- 
hangs ermangelt,  und  dass  sich  der  Lehrer  von  den  Erfolgen  seiner 
Arbeit  weniger  befriedigt  fühlt.  Die  Schuld  findet  er  natürlich 
dann  bei  den  Kindern,  in  ihrem  Unfleiss  und  in  ihrer  schwachen 
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Begabung;  znmal  gegen  das  Examen  hin  beginnt  er  zu  drängen 
and  za  treiben,  zu  tadeln  und  zu  strafen ,  wohl  auch  mit  dem 
Schreckgespenst  des  strengen  Inspektors  zu  drohen,  und  er  erreicht 
es  glücklich,  dass  seine  eigenen  Blossen  möglichst  unverhüllt  zu 
Tage  treten;  gerade  seine  Schüler  bekunden  am  Prüflingstage, 
ganz  unabhängig  von  der  „Laune  ^  des  Inspektors,  eine  ängstliche 
Unsicherheit,  wie  sie  bei  richtiger  Schulführung  nie  entsteht.  — 
Vor  seinem  Eintritt  in  die  Schule  muss  sich  jeder  Lehrer  durchaus 
klar  sein  über  das  zu  bewältigende  Tagespensum  im  allgemeinen 
nnd  der  Hauptsache  nach  auch  über  die  Mittel  und  Wege,  wie 
er  dasselbe  durchführen  will ;  und  ebenso  notwendig  ist  nach  jedem 
Schultage  ein  prüfender  Rückblick  für  jeden,  der  wirklich  Erfah- 
rangen  zu  sammeln  sich  bestrebt.  Zu  alledem  aber  ist  Nachdenken, 
fieissiges  Privatstudium  und  öftere  Beobachtung  anderer  in  ihrer 
Lehrwirksamkeit  unerlässlich.  In  der  Regel  fehlt  es  wesentlich 
Meran,  wenn  ein  begabter  junger  Lehrer  mit  guter  Seminarbildung 
sich  selbst  und  seine  Schule  nicht  vorwärts  bringt."    (Thurgau.) 

„Nach  unserer  vollen  Ueberzeugung  steht  die  bernische  Lehrer- 
schaft zur  Zeit  hinsichtlich  ihrer  Tüchtigkeit  sowol,  als  in  der 
Treue  der  Pflichterfüllung  hinter  keinem  andern  Stande  zurück, 
und  die  Mehrzahl  verdient  nach  beiden  Richtungen  die  vollste 
Anerkennung  der  Gemeinden  und  der  Behörden,  ja,  sie  hat  Ange- 
sichts ihrer  ebenso  bedeutungsvollen  als  schlecht  bezahlten  Arbeit 
Anspruch  auf  den  ganz  besondem  Dank  seitens  des  Staates  und 
der  Gemeinden.  Wenn  nun  trotzdem  anerkannt  werden  muss,  dass 
dnrch  eine  durchgehends  tüchtige,  der  Aufgabe  intellektuell  und 
moralisch  überall  vollkommen  gewachsene  und  derselben  allgemein 
mit  ganzer  Kraft  sich  hingebende  Lehrerschaft  vielerorts  weit 
Besseres  geleistet  werden  könnte,  als  zur  Stunde  erreicht  wird, 
so  hat  man  unseres  Erachtens  in  dieser  Tatsache  so  lange  keinen 
Grund  zu  berechtigten  Anklagen  gegen  den  Stand  als  solchen, 
als  man  nicht  durch  eine  bessere  ökonomische  Stellung  der  Lehrer- 
schaft die  notwendige  Grundlage  geschaffen  hat,,  auf  der  jene 
durchgehende  Tüchtigkeit  und  Hingabe  vernünftigerweise  allein 
erwartet  werden  dürfen."     (Bern.) 

„Auch  über  zu  vielen  Nebenbeschäftigungen  einzelner  Lehrer 
zum  Nachteile  ihrer  Schulen  gelangen  noch  Beschwerden  an  unsere 
Behörde.  Wir  machen  daher  die  Schulräte  neuerdings  darauf  auf- 
merksam, dass  sie  solchen  Missständen  kräftigst  entgegentreten. 

„Es  wird  femer  gerügt,  dass  in  manchen  Orten  nach  Abhal- 
tung der  zweiten  Inspektion  der  geordnete  Gang  der  Schule  nicht 
nehr  eingehalten  werde  und  allerhand  Nachlässigkeiten  und  ün- 
:  egelmässigkeiten  einreissen ;  es  wird  daher  gewünscht,  die  Inspek- 
lion  möglichst  an  den  Schluss  des  Schulkurses  zu  versetzen.  Es 
liegt  nun  auf  der  Hand,  dass  bei  der  grossen  Ausdehnung  der 
nspektoratsbezirke  diesem  Verlangen  nicht  allerwärts  entsprochen 
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werden  kann ;  wir  denken  aber,  es  durfte  genügen,  darauf  hinzu- 
weisen, dass  die  Schule  bis  zu  ihrem  gesetzlichen  Schlüsse  in  jeder 
Beziehung  voll  und  ganz  eingehalten  werden  muss. 

„Aus  Inspektoratsberichten  haben  wir  nun  mit  Bedauern  ent- 
nehmen müssen,  dass  hie  und  da  auch  der  Besuch  der  Konferenzen 
von  Seiten  der  Lehrer  zu  wünschen  übrig  lässt,  ja,  dass  einzelne 
sogar  durchaus  und  ohne  Entschuldigung  sich  der  Teilnahme  an 
diesen  Zusammenkünften  entschlagen.  Wir  müssen  daher,  gestützt 
auf  §  6  des  Grossrätlichen  Regulativs  vom  22.  Juni  1864,  jene  An- 
drohung der  teilweisen  oder  gänzlichen  Entziehung  der  Gehalts- 
zulage auch  auf  diejenigen  Lehrer  und  Lehrerinnen  ausdehnen, 
welche  ohne  genügende  Entschuldigungen  von  den  Konferenzen 
fern  bleiben.  Die  Herren  Inspektoren  werden  angewiesen,  bei 
ihrem  Berichte  über  das  Konferenzenwesen  die  Saumseligen  nament- 
lich und  mit  Angabe  der  Zahl  der  unentschuldigten  Versäumnisse 
aufzufuhren ;  die  Schukäte  mögen  es  nicht  unterlassen,  die  Lehrer 
von  dieser  Verfügung  in  Kenntnis  zu  setzen."     (Graubünden.) 

„D'une  manifere  g6n6rale,  nous  sommes  heureux  de  le  con- 
stater,  notre  corps  enseignant  fait  honneur  au  pays.  n  se  distingue 
par  une  conduite  exemplaire,  une  grande  moralite  et  beaucoup  de 
dövouement,  de  zfele,  de  s^rieux  dans  Faccomplissement  de  sa  täche. 

„Nous  avons  presque  chaque  jour  le  plaisir  de  rencontrer  des 
maitres  et  des  maitresses  consciencieux,  de  vrais  öducateurs  aimant 
les  enfants  et  cherchant  ä  former  le  coeur  et  k  dövelopper  l'in- 
telligence  de  leurs  61feves,  toujours  k  la  recherche  de  la  perfection 
dans  leur  enseignement,  essayant  les  möthodes  nouvelles  et  cher- 
chant, par  leur  travail,  leur  zfele,  leur  amour  pour  Tetude,  k  donner 
un  exemple  fructueuse  k  leurs  jeunes  coUegues  aussi  bien  qu'ä  la 
jeunesse  qui  leur  et  conflee. 

„Chez  eux,  point  d'esprit  de  routine,  point  de  negligence,  mais 
un  vrai  bon  sens  pödagogique.  En  g6n6ral,  ces  maitres-lä  tiennent 
un  Journal  de  classe  oü  ils  consignent  chaque  soir  brifevement  leurs 
observations  de  la  joum6e.  Tous  suivent  un  programme  bien  co- 
ordonn6  et  bien  d61imit6,  pr^parent  ä  Tavance  leurs  le^ons  et  le 
travail  de  la  journ6e  suivant  Thoraire,  evitant  ainsi  aux  616 ves 
toute  perte  de  temps  et  portant  toute  occasion  d'indiscipline." 
(Neuchätel.) 

d,  Fortbildung. 
Im  Berichtsjahre  fanden  folgende  Kurse  für  Lehrer  statt: 

Zahl  Zahl 

Kargort         der  iriiterrichts^effonstaiul  Dauer  des  Kurses         der 

Kurse  Teil  nehm. 

Bern      .    .    1      Tarnen,  Naturkunde,  Geographie, 

Methodik 7.— 19.  Oktober        79 

Thun     .    .    1      Turnen,  Naturkunde,  Geographie 

Heimatkunde,  Zeichnen,  Singen, 

Methodik 6.— 18.  Oktober        51 
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Kanort 


Hofwyl  . 


Zahl 

der 

Kurse 


Unterrichtsgegenstand 


Zahl 
Dauer  des  Kurses        der 

Teil  nehm. 


Lnzern  .  .  1 
Bachs  i.KbBit  2 
Mariaherg .     1 


Krenzlingen  1 


Laasaime 
Basel 


6.— 16.  Oktoher  51 
13.— 14.  Oktoher  23 
21— Sl.  Hai  B.  4.— 10.  Aig.  31 


36 


7.— 16.  Oktoher  60 
15.  Sept.  his  5.  Okt.  17 
21.Julihi8l6.Aug.    83 


TumeD,  Naturkunde,  Geographie, 
Heimatkunde,  Zeichnen,  Method. 

Zeichnen 

Turnen 

Methodik  u.  Erziehungslehre,  Me- 
thodik des  Beal-  u.  des  Sprach- 
unterrichts, Zeichnen  u.  Turnen    18.  Aug.  his  6.  Sept. 

Methodik  des  Aufsatzes,  des  Ge- 
sanges und  des  Turnens.    .    . 

1*)    Turnen 

1*)   Handfertigkeitsunterricht    .    .    . 

Im  Kanton  Zürich  wurden  an  der  Hochschule  in  Zürich  Vor- 
lesungen angeordnet  über  die  Grundzüge  der  Physiologie  mit  Ex- 
perimenten. 

Es  haben  ohne  Zweifel  im  Jahre  1890  noch  weitere  Kurse 
für  Lehrer  stattgefunden,  wenn  auch  die  offiziellen  Jaliresberichte 
hierüber  keine  nähern  Mitteilungen  enthalten. 

4.   Unterricht. 

Die  Jahrbücher  1888  und  1889  haben  einzelne  Bemerkungen 
über  Sprache  und  Rechnen  und  über  die  Realien  gebracht;  Im 
Jahrbuch  1890  sollen  solche  Platz  finden  über  die  sogenannten 
Kunstfacher  (Schreiben,  Zeichnen,  Singen). 

Wir  lassen  einzelnen  Berichterstatteni  selbst  das  Wort. 

a.   Schreiben. 

„Das  Schönschreiben  hat  bekanntlich  eine  grosse  Bedeutung 
für  das  praktische  Leben,  und  es  wird  dieselbe  von  unserer  Lehrer- 
schaft auch  vollständig  gewürdigt.  Die  Übungen  werden  nach  den 
bekannten  Methoden  fleissig  durchgearbeitet,  und  auch  auf  Rein- 
haltung der  Hefte  wird  mit  wenigen  Ausnahmen  das  nötige  Gewicht 
gelegt.  Aber  Eines  wird  —  nach  den  Berichten  des  Schulinspek- 
torates  —  noch  zu  oft  vermisst :  die  Handstellung  und  richtige  Feder- 
haltung. Es  muss  damit  besser  werden  und  wird  es  auch,  sobald 
auf  den  Unterstufen  mit  der  nötigen  Konsequenz  eine  richtige 
Griffelhaltung  gefordert,  dem  Schüler  aber  auch  nicht  mehr  zu- 
gemutet wird,  dass  er  mit  einem  Drittelbruchstück  eines  Griffels 
einen  vernünftigen  Buchstaben  fertig  bringe. ,,  Das  Griffelsparen 
ist  das  unmotivirteste  Sparen,  das  es  gibt.  Überhaupt  sind  wil- 
der Ansicht,  dass  noch  öfter,  als  es  wirklich  der  Fall  ist,  das 
Papier  an  die  SteUe  der  Schiefertafel  treten  sollte.  Je  früher  die 
Schüler  auf  Papier  zu  schreiben  anfangen,  desto  leichter  gewöhnen 
sie  sich  an  die  weichere  Federführung,  und  in  den  Oberklassen 
sollte  denselben  alle  mögliche  Gelegenheit  geboten  werden,  sich 
an  ein  fleissiges  Schreiben  auf  Papier  zu  gewöhnen."   (Glarus.) 

^)  Schweizerische  Kurse. 
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„Eine  ehrliche  Hand  kommt  durchs  ganze  Land",  sagt  ein 
Sprichwort;  ähnlich  kann  man  auch  sagen:  Eine  schöne  Hand- 
schrift führt  durchs  ganze  Land,  d.  h.  eine  schöne  gefallige  Schrift 
ist  ein  Empfehlungsbrief  für  jedermann.  Li  den  meisten  obem 
Mädchenschulen  begegnen  wir  wirklich  sehr  schönen  Schriften; 
aber  es  wäre  ebenso  wünschbar,  wenn  auch  unsere  Knaben  schön 
schreiben  würden  und  doch  lassen  noch  manche  Knabenschulen, 
selbst  da,  wo  der  Lehrer  selbst  eine  schöne  Handschrift  führt, 
punkto  Schönschreiben  noch  manches  zu  wünschen  übrig.  Ist  etwa 
das  zu  lange  Schreiben  auf  der  Schiefertafel  oder  die  verfehlte 
Haltung  schuld  daran?  Vielleicht,  dass  das  Schönschreiben  vom 
Lehrer  zu  wenig  überwacht  und  geleitet  wird.  Und  warum  will 
man  in  vielen  Schulen  gar  nicht  ans  Taktschreiben  sich  gewöhnen?*^ 
(Obwalden.) 

„Nicht  ohne  Grund  wird  vielfach  darüber  geklagt,  dass  im 
Schreiben  nicht  geleistet  werde,  was  erwartet  werden  dürfte.  Die 
Schulbänke  sind  nicht  an  allem  schuld,  das  beweisen  viele  schöne 
Schriften  auf  den  Bänken  alter,  und  viele  schlechte  auf  denen 
neuer  Konstruktion.  Auch  der  Lehrer  und  seine  Methode  kann 
nicht  allein  verantwortlich  gemacht  werden;  denn  bei  demselben 
Lehrer  und  derselben  Methode  sind  meist  grosse  Unterschiede  in 
den  Schriften  wahrzunehmen,  je  nach  Anlage  und  Fleiss  der  ein- 
zelnen Schüler.  Aber  dass  an  der  Methode  und  ihrer  konsequenten 
Anwendung  doch  sehr  viel  liegt,  das  zeigt  sich  in  denjenigen 
Schulen,  —  nach  meinen  Erfahrungen  sind  sie  freilich  ziemlich 
selten  — ,  in  welchen  gleichmässig  Gutes,  auch  bei  weniger  ge- 
schickter Hand  noch  recht  Ordentliches  en-eicht  wird.  —  In  dieser 
Beziehung  sind  übrigens  die  Versuche  beachtenswert,  die  in  Nürn- 
berg noch  mit  der  aufrechten  oder  Steüschrift  gemacht  werden. 
Die  übliche,  nach  rechts  geneigte  Schrift,  heisst  es  von  dorther, 
verunmögliche  die  richtige  Körperhaltung  mit  richtiger  Lage  der 
Tafel  oder  des  Schreibheftes  und  bedinge  eine  nachteilige  Stellung 
des  Auges;  aufrechte  Haltung  des  Körpers,  gleichzeitig  sicheres 
und  doch  leichtes  Aufruhen  beider  Vorderarme  auf  dem  Schreib- 
tisch und  korrekte  Stellung  des  Sehwinkels  ergebe  sich  ungezwun- 
gen bei  der  aufrechten,  eher  ein  wenig  nach  links  geneigten  Schrift, 
und  der  gute  Einfluss  hievon  auf  die  Körperhaltung  der  Schüler 
auch  während  der  übrigen  Schulzeit  sei  bei  den  angestellten  Ver- 
suchen evident  dargetan  worden.  —  Tatsächlich  macht  die  Erzie- 
lung einer  guten  Haltung  am  aUermeisten  Mühe  beim  Schreiben , 
und  ist,  wo  sie  erreicht  wird,  nicht  selten  eine  gezwungene,  der 
Entwicklung  der  Schrift  wie  des  Körpers  jedenfalls  nicht  förder« 
liehe."     (Thurgau.) 

„Das  Schreibmaterial  der  untern  Klassen  lässt  an  man- 
chen Orten,  namentlich  in  abgelegenen  Gemeinden,  noch  sehr. viel 
zu  wünschen  übrig.  Das  Elternhaus  zeigt  in  dieser  Hinsicht  noch 
wenig  Verständnis  für  die  Arbeit  der  Schule.    Jahrelang  müssen 
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sich  oft  ärmere  Schüler  mit  fast  unbrauchbaren,  zerkratzten  und 
gebrochenen  Tafeln  behelfen.  Die  Krämer  der  abgelegenen  Ort- 
schaften versehen  sich  meistens  mit  dem  billigsten  und  schlechte- 
sten Material  und  lassen  sich  dasselbe  doch  so  teuer  bezahlen, 
wie  an  andern  Orten  gutes  Material  bezahlt  wird.  Unter  solclien 
Umständen  ist  es  dem  Lehrer  auch  bei  der  angestrengtesten  und 
gewissenhaftesten  Arbeit  unmöglich,  eine  schöne  Schrift  bei  den 
Schülern  zu  erzielen.  Wie  oft  aber  macht  ein  Lehrer  die  Erfah- 
rung, dass  ein  Schüler  auf  einer  neuen,  schönen,  hübsch  und  exakt 
linirten  Tafel  viel  freudiger,  sorgfältiger  und  besser  arbeitet  als 
zuvor  auf  seiner  alten  und  schlechten  Tafel.  Die  unentgeltliche 
Verabreichung  der  Schreibmaterialien  unter  radikalem  Ausschluss 
aller  nichtwertigen  Krämerware  würde  es  aber  allein  dem  Lehrer 
ennöglichen,  schlechtes  Material  ausser  Kurs  zu  setzen;  es  ist 
dies  somit  eine  vom  pädagogischen  Standpunkte  aus  vielleicht 
noch  mehr  als  vom  sozial-politischen  Standpunkte  aus  berechtigte 
Forderung."     (Thurgau.) 

„Les  instituteurs  doivent  apporter  tous  leurs  soins  ä  augmenter 
Tintensit^  du  travail  en  classe,  de  fagon  ä  diminuer  d'autant  la 
qnantite  des  devoirs  ä  domicile. 

„Ce  qui  pr6c6de  nous  am^ne  tont  naturellement  ä  parier  de 
la  mauvaise  tenue  de  quelques  cahiers.  Plus  d'un  maitre  fait 
preuve  ä  cet  6gard  d'une  n^gligence  impardonnable. 

„11  rfegne  parfois  une  bigaiTure  incroyable  de  formats,  cou- 
vertures,  de  qualites  de  papier,  et  il  n'est  par  rare  de  trouver 
entre  les  mains  d'un  61feve  un  nombre  trop  consid^rable  de  cahiers 
utilis6s,  12  ä  15  quelquefois,  meme  dans  un  degr6  inf^rieur.  La 
gratuit6  des  fournitures  scolaires  viendra  enfin  mettre  un  terme 
4  cette  profusion.'*     (Vaud.) 

b.  Zeichnen. 

„Im  Zeichnen  werden  hie  und  da  Versuche  praktischer  An- 
wendung gemacht,  wobei  nur  insofern  gefehlt  wird,  als  schwie- 
rigere und  unbestimmtere  Formen ,  wie  *  namentlich  Früchte  und 
Blumen,  scharf  begrenzten  Gegenständen,  Tisch,  Stuhl,  Pult  u.  s.  w., 
vorgezogen  werden. 

„Überhaupt  muss  doch  vorerst  eine  gewisse  Übung  der  Hand 
erreicht  sein,  ehe  man  zu  solchen  Versuchen  übergehen  darf." 
(St.  GaUen.) 

„Viele  Inspektoren  haben  die  Resultate  als  lobenswerte,  als 
vortreffliche,  als  erfreuliche  bezeichnet.  Am  besten  steht  es  in  den 
Bezirken  Bucheggberg,  Kriegstetten,  Ölten  und  Lebern.  Gösgen, 
Domeck  und  Thierstein  sind  in  der  Zeichenkunst  am  meisten  zurück. 
Hier  konnten  40%  der  austretenden  Schüler  nahezu  nichts  leisten 
oder  nur  mit  Hülfe  des  Lineals  eine  einfache  geradlinige  Figur 
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darstellen.  Die  Ursache  der  ungenügenden  Leistungen  liegt  darin, 
dass  vielerorts  methodische  Fehler  gemacht  und  die  Weisungen  des 
Lehrplanes  nicht  befolgt  werden.  29  Schulen  machen  die  ersten 
Übungen  auf  die  Schiefertafel,  und  24  Schulen  beginnen  das  Zeichnen 
erst  im  vierten  Schuljahr  statt  im  dritten,  wie  der  Lehrplan  be- 
stimmt verlangt.  An  etlichen  Orten  wird  erst  im  fünften  Schuljahr, 
an  andern  erst  in  der  Oberschule  gezeichnet.  In  einem  Bezirk 
scheint  eine  Anzahl  von  Schulen  erst  vor  der  Prüfung  mit  dem 
Zeichnen  begonnen  zu  haben,  so  dass  die  wenigen  Zeichnungen 
in  keiner  Weise  befriedigten.  Einige  Berichte  melden,  dass  da  und 
dort  zu  viel  Gewicht  auf  den  Gebrauch  von  Tusch,  Kreide,  greller 
Tinte  und  Farbe,  dagegen  zu  wenig  Sorgfalt  auf  saubere  und 
gleichmässige  Bleistiftlinien  gelegt  werde.  Wieder  andere  Berichte 
rügen,  dass  in  einigen  Schulen  zu  viel  mechanische  Hülfsmittel 
gebraucht,  mehrere  kleine  Zeichnungen  auf  eine  Seite  gebracht 
und  beide  Blattseiten  mit  Zeichnungen  angefüllt  werden,  wodurch 
das  Papier  durchscheinend  und  unbrauchbar  wird.  Man  ersieht 
hieraus,  dass  die  Leistungen  nirgends  so  verschiedenartig  sind, 
wie  hier,  und  dass  in  diesem  Fache  noch  manches  zu  verbessern 
ist.  Das  Zeichnen  muss  im  3.  Schuljahr  mit  Übungen  auf  Papier 
beginnen  und  durch  alle  Schuljahre  hindurch  in  wöchentlich  zw^ei 
Stunden  geübt  werden."     (Solothurn.) 

c.  Singen. 

„Im  Gesang  wird  noch  fast  gar  kein  Klassenunterricht  erteilt, 
und  doch  wäre  dies  in  diesem  Fache  ebenso  notwendig  und  nütz- 
lich wie  in  jedem  andern.  Wo  es  geschieht,  sind  die  Ergebnisse 
ganz  überraschend.  Nachgewiesenermassen  ist  die  selbständige 
Sicherheit  jedes  einzelnen  Schülers  von  Stufe  zu  Stufe  ähnlich 
erreichbar,  wie  z.  B.  im  Lesen  oder  Eechnen ;  nur  muss  das  Pen- 
sum für  jede  Klasse  auf  das  richtige  Mass  beschränkt  bleiben.^ 
(Thurgau.) 

„Es  gibt  im  Kanton  keine  Schule,  in  welcher  der  Gesang- 
unterricht nicht  gepflegt  wird.  An  mehreren  Orten  steht  dem 
Lehrer  ein  Harmonium  oder  ein  Klavier  zur  Verfügung.  Sowol 
der  Liedergesang  als  auch  der  theoretische  Unterricht  weist  im 
allgemeinen  befriedigende,  zum  Teil  erfreuliche  Leistungen  auf. 
Es  ist  nur  schade,  dass  einige  Lehrer  in  Erteilung  des  Gesang- 
unterrichts wenig  Begeisterung  oder  wenig  Geschick  haben.  Da 
wird  die  Theorie  ganz  weggelassen  oder  vernachlässigt,  dort  ist 
die  Aussprache  undeutlich  und  die  Tonbildung  mangelhaft.  In 
einigen  Oberschulen  mri  hauptsächlich  der  dreistimmige  Gesang 
gepflegt,  obschon  dieser  für  die  Primarschulstufe  ungeeignet  und 
im  Lehrplan  nicht  verlangt  ist.  Dass  bei  Ausscheidung  der  Stimmen 
in  zwei  Gruppen  behufs  Übung  des  zweistimmigen  Gesanges  der 
Stimmumfang  der  Kinder  massgebend  ist,  sollte  Jedermann  wissen, 
und  doch  kommt  es  noch  vor,  dass  alle  Mädchen  die  erste  und 
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alle  Knaben  ohne  Eücksiclit  auf  ihre  Befähigung  die  zweite  Stimme 
singen  müssen,  ein  Fehler,  der  sich  später  in  den  Gesangvereinen 
in  nachteiliger  Weise  fühlbar  machen  wird.  Ob  die  im  Lehrplan 
genannten  Lieder  überall  auswendig  gesungen  werden,  ist  aus 
den  Berichten  nicht  ersichtlich;  im  Interesse  des  Volksgesanges 
ist  sehr  zu  wünschen,  dass  die  Kinder  beim  Austritt  aus  der  Schule 
einen  Schatz  von  Liedern  mit  hinausnehmen  ins  Leben."  (Solothurn.) 

Beim  Singen  herrscht  in  den  meisten  Schulen  die  Einrichtung, 
dass  den  Mädchen  die  Sopran-,  den  Knaben  die  Altstimme  über- 
tragen wird.  Dies  ist  nach  meiner  Überzeugung  eine  verkehrte 
nnd  widernatürliche  Einrichtung,  die  es  mit  sich  bringt,  dass  der 
Sopran  oft  zu  dünn,  der  Alt  dagegen  zu  rauh  und  das  Ensemble 
unschön  und  unharmonisch  ist.  Wie  viele  Knaben  bewahren  bis  ins 
IL  und  15.  Altersjahr  eine  hellklingende ,  kräftige  Sopranstimme, 
und  wie  oft  finden  sich  prächtige,  klangvolle  Altstimmen  bei  den 
Mädchen !  Diese  Stimmschätze  gehen  nicht  nur  für  die  Dauer  der 
Schulzeit,  sondern  oft  für  das  ganze  Leben  der  Schüler  verloren, 
wenn  denselben  zugemutet  wird,  eine  Stimme  zu  singen,  für  welche 
ihr  Organ  gar  nicht  prädisponirt  ist.  Es  hat  dies  auch  den  Übel- 
stand im  Gefolge,  dass  die  Kinder  neben  der  Schule  nicht  mitein- 
ander singen  mögen  und  können.  Gewöhnlich  verkehren  doch 
Knaben  mit  Knaben  und  Mädchen  mit  Mädchen:  da  können  nun 
letztere  nur  einstimmige  Lieder  singen,  und  die  Knaben  sind 
vollends  übel  dran,  da  es  ihnen  an  einer  ersten  Stimme  gebricht. 
Soll  die  Schule  in  wirksamer  Weise  zur  Hebung  des  Yolksgesangs 
beitragen,  so  müssen  die  Stimmen  ohne  Rücksicht  auf  das  Ge- 
schlecht der  Schüler  verteilt  und  jeder  Schüler  der  Stimme  zuge- 
schieden werden,  die  seinem  Organ  entspricht."     (Thurgau.) 

5.    Schullokalitüten  und  Schulmoliiiar, 

Der  Regierungsrat  des  Kantons  Zürich  hat  eine  neue  Ver- 
ordnung betreffend  Schulhausbau  und  Schulgesundheitspflege  er- 
lassen (L  Beilage,  pag.  21).  Sie  legt  davon  Zeugnis  ab,  dass  die 
Sorge  um  das  körperliche  Wohl  der  Schulkinder  in  unserer  Zeit 
immer  mehr  als  öffentliche  Pflicht  erkannt  wird.  Das  beigegebene 
Kreisschreiben  des  Erziehungsrates  (I.  Beilage ,  pag.  25)  enthält 
weitere  Wegleitung  und  Anweisung  für  die  untern  Schulbehörden 
zum  Zwecke  der  Erstellung  geeigneter  Schulhäuser  und  Verhütung 
schädlicher  Einflüsse  auf  die  Gesundheit  der  heranwachsenden 
Jugend. 

„Zeiget  mir  euer  Schulhaus,  und  ich  will  euch  sagen,  wie  es 
um  euere  Bevölkerung  steht!"  So  leitete  ein  Redner  im  Kanton 
Solothurn  seine  Festrede  für  die  Einweihung  eines  neuen  Schul- 
hauses ein.  Dies  ist  ein  wahrer  Satz.  Am  neuen  Schulhaus  kann 
man  erkennen,  wie  weit  der  Gemeinsinn  im  Volke  gediehen  ist. 
Freilich  reicht  etwa  das  Können  nicht  an  das  Wollen  heran,  hierin 
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das  Beste  zu  leisten,  weil  die  erforderlichen  ökonomischen  Mittel 
nicht  überall  vorhanden  sind.  Hier  muss  der  Staat  noch  weit 
kräftiger  eingreifen,  als  es  im  allgemeinen  in  den  einzelnen  Ean- 
toDen  bisher  geschehen  ist.  Auch  dem  Bund  sollte  die  Möglichkeit 
geboten  werden,  Schulhäuser  bauen  zu  helfen,  so  gut  wie  er  ver- 
heerende Wüdbäche  eindämmen  hüft.  Denn  schlechteingerichtete 
Schullokalitäten  richten  zwar  nicht  so  augenscheinliches,  aber  nicht 
minder  verderbliches  Unheil  an. 

Die  in  den  offiziellen  Jahresberichten  oder  in  den  Staats- 
rechnungen der  Kantone  erwähnte  Verabreichung  von  Staats- 
beiträgen an  SQhulhausbauten  ergibt  folgende  Zusammenstellung: 

Kanton  Zahl  der  Bauten  Ausgaben       StaatebeitrÄge 

Zürich 28                          264602           70400 

Bern 14978 

Luzem 3500 

Glarus 8500 

Zug 1  (Baar)                                      1000 

Freiburg 5832 

Baselstadt 202155 

Appenzell  A.-Hh.      .    .  1  (Walieikaisen)                                1500 

St.  Gallen 21                                                25050 

Aargau 5  i)                                             10000 

Thurgau 6                                                20120 

Waadt 24900 

Total    387935 

6.    UnentgelÜichJceit  der  Lehrmittel. 

Die  Frage  der  ünentgeltlichkeit  der  Lehrmittel  und  Schreib- 
materialien an  der  obligatorischen  Volksschule  geht  um  in  allen 
Schweizergauen.  Man  ist  überall  bestrebt,  derselben  näher  zu 
treten  und  sie  zu  guter  Lösung  zu  bringen. 

Die  Zahl  der  Kantone,  wo  die  Unentgeltlichkeit  von  Gesetzes- 
wegen bereits  gelöst  ist,  hat  sich  wieder  um  einen  vermehrt 
(St.  Gallen).  Es  sind  nunmehr  —  in  chronologischer  Keihenfolge  der 
Einführung  —  folgende  sieben:  Glarus,  Solothurn,  Basel- 
stadt, Genf,  Waadt,  Neuenburg,  St.  Gallen. 

Im  Kanton  St.  Gallen  erstreckt  sich  die  Unentgeltlichkeit 
über  die  Sprach-,  Rechnungs-  und  Gesangbüchlein,  das  Ergänznngs- 
schulbuch  und  die  kantonale  Schülerhandkarte,  welche  Lehrmittel 
bei  Beginn  des  Schulkurses  jedem  Kinde  seiner  Klasse  entsprechend 
einmal  unentgeltlich  zu  verabfolgen  sind. 

Den  Schülern  der  öffentlichen  Primarschulen  sollen  die  in  den 
kantonalen  Waisen-  und  Rettungsanstalten  versorgten  Kinder  gleich- 
gehalten werden. 


^)  Baden  Fr.  2000,  Aarburg  Fr.  1500,  Leuggem  und  Meisterschwanden  je 
Fr.  2500,  Densbttren  Fr.  1500. 
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Der  Kanton  Neuenburg  hat  die  Durchführung  der  Unent- 
geltlichkeit der  Lehrmittel  und  Schreibmaterialien  in  der  Primar- 
schule auf  1.  September  1890  durch  ein  Dekret  vorgenommen 
(I,  Beil.,  pag.  4).  Das  gesamte  Schulmaterial  wird  den  Gemeinden 
vom  Staate  geliefert  und  ist  den  Schülern  unentgeltlich  abzugeben. 
Die  Gemeinden  bezahlen  ein  Fünftel  der  Ausgabe.  Die  unent- 
geltliche Abgabe  bezieht  sich  auch  auf  die  Unterrichtsmittel  in 
den  Kindergärten  und  umfasst  die  Lehrmittel,  die  Schreib-  und 
Zeichnungsmaterialien,  den  Arbeitsstoff  für  die  Mädchen  und  das 
ganze  in  der  Schule  und  in  der  Arbeitsschule  notwendige  Werk- 
zeug (Tinte,  Tintengefässe,  Federn,  Bleistifte,  Gummi,  Fedem- 
halter,  Schiefertafeln,  Griffel,  Lineale;  Scheren,  Nadeln,  Finger- 
hüte, Meterband  etc.). 

Die  Stadt  Zürich  hat  die  unentgeltliche  Abgabe  der 
individuellen  Lehrmittel  und  des  übrigen  Schulmaterials 
in  der  Primarschule  durch  ein  Reglement  geordnet  (L  Beil.,  pag.  45). 
Die  Unentgeltlichkeit  ist  auch  auf  den  Arbeitsstoff  in  der  Mädchen- 
!  Arbeitsschule,  Zirkel,  Equerre,  Lineale  und  Transporteure  aus- 
gedehnt worden. 

!  Die  Unentgeltlichkeit  hat  ausserdem  auf  dem  Wege  der  frei- 

willigen Einführung  durch  die  Gemeinden  in  fast  allen  Kantonen 
Boden  gefasst. 

I  Im  Kanton  Zürich  bringt  das  „Amtl.  Schulblatt"  regelmässig 

I  die  Liste  derjenigen  Gemeinden,  welche  der  Neuerung  sich  an- 
I  geschlossen  haben,  und  deren  Gesamtzahl  hat  bereits  die  Mehrheit 
erreicht.  Zur  Zeit  geniessen  schon  erheblich  mehi*  als  die  Hälfte 
der  zürcherischen  Alltagsschüler  die  Unentgeltlichkeit  der  Lehr- 
mittel und  Schreibmaterialien,  und  der  Staat  unterstützt  diese 
hnmanen  Bestrebungen  mit  Beiträgen,  welche  für  ärmere  Gemein- 
den mehr  als  die  Hälfte  der  Kosten  betragen. 

Die  Stadt  Bern  ist  ebenfalls  in  freiwilliger  Weise  dieser  For- 
derung der  Billigkeit  gegen  die  ärmere  Bevölkerung  nachgekonunen 
nnd  hat  auf  das  Frühjahr  1891  die  unentgeltliche  Abgabe  der 
Lehrmittel  und  Schulmaterialien  an  allen  Primarschulen  beschlossen. 
(Jahresausgabe  zirka  Fr.  20000.) 

Im  Kanton  Waädt  betrifft  die  neu  eingeführte  Unentgeltlich- 
keit (I.  Beil.,  pag.  5)  nur  die  Schreib-  und  Zeichnungsmaterialien. 
Immerhin  ist  auch  die  unentgeltliche  Abgabe  der  Lehrmittel  in 
nahe  Aussicht  genommen. 

Durch  besonderes  Dekret  hat  der  Grosse  Rat  auf  Beginn  des 
Schuljahres  1891/92  die  unentgeltliche  Abgabe  der  Schulmaterialien 
eingeführt  und  für  das  Jahr  1891  den  nötigen  Kredit  von  Fr.  38000 
318  Budget  aufgenommen.  Die  bezüglichen  Ausgaben  sollen  von 
Staat  und  Gemeinden  gemeinsam  gedeckt  werden.  Der  Staatsrat 
lat  hierüber  folgendes  Reglement  erlassen: 
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Art.  l^*"-  Le  bureau  des  fournitures  scolaires  courantes  est 
plac6  sous  la  direction  du  Departement  de  rinstruction  publique 
et  des  Cultes,  Service  de  rinstruction. 

Art'.  2.  Les  fournitures  scolaires  gratuites  sont:  les  cahiers 
avec  buvard,  les  plumes,  les  porte-plumes,  les  crayons,  les  rfegles, 
les  encriers,  Teuere,  les  ardoises,  les  crayons  d'ardoise,  les  albums 
k  dessin,  la  gomme  et  les  boites  d'öcole. 

Art.  3.  Les  fournitures  sont  adjugfees  ensuite  de  concours 
publics.  Les  adjudications  sont  donnßes,  dans  la  limite  du  possible. 
de  pr6ference  aux  soumissionnaires  domicili^s  dans  le  canton. 

Art.  4.  Les  soumissionnaires  s'engagent,  pour  le  prix  de  sou- 
mission,  d'emballer  les  fournitures  dans  de  bonnes  conditions,  et  de 
les  expedier  ä  destination,  franco,  par  la  poste  ou  par  chemin  de 
fer  (G.  V.)  et  cammionnage,  aux  diflferentes  communes  du  canton. 

Art.  5.  Les  foumisseurs  livrent  conformöment  aux  bons  de 
commande  du  bureau  des  fournitures.  Ils  sont  tenus  d'expfedier  les 
commandes  dans  les  3jours  dfes  la  röception  de  l'avis  du  Departement. 

Art.  6.  Tout  envoi  d'un  fournisseur  doit  etre  accompagne  d'une 
facture-bordereau.  Un  double  de  cette  facture  est  adress6  en  meme 
temps  au  bureau  des  fournitures. 

Art.  7.  A  chaque  envoi,  le  fournisseur  d^bite  TEtat  et  la 
commune  intöress^e,  chacun  de  la  moitiö  du  montant  de  la  facture 
stabile  d'aprfes  le  prix  de  soumission. 

Art.  8.  Tous  les  6  mois,  et  sur  facture  gön^rale  reconnue. 
resumant  les  factures-bordereaux  du  semestre,  l'Etat  et  les  com- 
munes rfeglent  aux  foumisseurs  les  fournitures  exp6diees  et  acceptees. 

Art.  9.  Dans  la  rögle,  les  fournitures  sont  exp6di6es  deux 
fois  Tan;  avant  le  31  mars  pour  le  materiel  n^cessaire  pendant 
le  semestre  d'6t6,  et  avant  le  15  octobre  pour  celui  du  semestre 
d'hiver.  Des  envois  complementaires  peuvent  etre  ordonnes  k  toate 
epoque  de  Tannee. 

Art.  10.  Chaque  Municipalite  nomme,  sur  preavis  de  la  com- 
mission  scolaire,  un  döpositaire  responsable  Charge  de  requisitionner 
les  fournitures,  de  les  recevoir,  de  les  reconnaitre,  de  les  accepter 
si  elles  sont  conformes  aux  echantillons-types ,  et  de  les  remettre 
au  personnel  enseignant  suivant  les  directiops  g6n6rales  donn^es 
par  les  commissions  scolaires. 

Le  depositaire  est  place  sous  la  surveillance  de  la  commlssion 
scolaire. 

Art.  11.  Le  personnel  enseignant  tient  sur  un  registre  spöcial 
un  compte  des  fournitures  qui  lui  ont  6te  d61ivrees  et  de  Celles 
qu'il  a  remises  k  chaque  eleve. 

Art.  12.  Le  Döpaiiement  de  rinstruction  publique  donnera 
les  directions  nöcessaires  pour  d6terminer  les  attributions  des  Mu- 
nicipalit6s,  des  commissions  scolaires,  des  depositaires  communaux, 
du  personnel  enseignant  et  du  personnel  du  bureau  des  fournitures. 
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Im  Grossen  Rate  des  Kantons  Luzern  wurde  die  Motion  ge- 
stellt: „Der  Eegierungsrat  ist  eingeladen,  zu  untersuchen,  ob  die 
vom  Staate  angeschafften  Lehrmittel  nicht  den  Gemeinden  zu  redu- 
zirtem  Preise  abgegeben  werden  sollten,  sofern  dieselben  ihrerseits 
die  abgegebenen  Lehrmittel  den  Schülern  und  Schülerinnen  unent- 
geltlich verabfolgen".  Um  Beschaffung  billiger  Lehrmittel  zu  er- 
möglichen, wird  sodann  Verstaatlichung  des  Lehrmittelverlages  ver- 
langt, sowie  Abgabe  der  Lehrmittel  zum  Selbstkostenpreis.  Der 
Terlag  muss  einem  Fachmanne  unterstellt  sein. 

Im  Kanton  T essin  wurde  im  Grossen  Rate  der  Vorschlag 
gemacht,  die  Gemeinden  zur  unentgeltlichen  Verabreichung  der 
Schulmaterialien  an  alle  Schüler  zu  verpflichten.  Die  Mehrheit 
dieser  Behörde  glaubte  jedoch  der  Anregung  keine  weitere  Folge 
geben  zu  sollen. 
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7.    Fürsorge  für  arme  Schulkinder. 

a.  Spezialklassen  und  Anstalten  für  Schwachsinnige. 

In  Basel  hat  sich  die  Einrichtung  von  Spezialklassen  für 
Schwachbegabte  Schulkinder  so  gut  bewährt,  dass  daselbst  bereits 
an  die  gesetzliche  Regelung  dieser  Frage  gedacht  wird.  Der 
Unterricht  für  die  zirka  50  Kinder  wurde  von  drei  Klassenlehrerinnen 
und  zwei  Handarbeitslehrerinnen  erteilt. 

In  Zürich  ist  auf  Beginn  des  Schuljahrs  1891/92  ebenfalls 
eine  Spezialklasse  eröffnet  worden  (1.  Beil.,  pag.  46),  und  es  wird 
von  nicht  minder  erfreulichen  Erfolgen  berichtet. 

Die  Bildungsanstalten  für  Schwachsinnige  in  Regens- 
berg (Zürich),  Biberstein  (Aargau)  und  Breragarten  (Aargau), 
von  denen  die  beiden  letztem  im  Jahr  1889  eröflBaet  wurden, 
erfreuten  sich  folgender  Frequenz: 


Knaben 

Mädchen 

Total 

hehrer    Lehrerinn.  Wärterlnn. 

Total 

Regensberg    . 

42 

— 

42 

2                               1 

3 

Biberstein .    . 

17 

13 

30 

1            —               2 

3 

Bremgarten   . 

21 

U 

35 

1               1 

2 

Der  Unterricht  erstreckte  sich  auf  die  Lehraufgabe  der  unter- 
sten Klassen  der  Primarschule.  In  Regensberg  werden  die  Knaben 
neben  der  Schule  mit  Teppichflechten  (6),  Finkenflechten  (7), 
Buchbmden  (8),  Bürstenbinden  (9)  und  beim  Korbflechten  (13) 
beschäftigt. 

Wenn  die  schwachsinnigen  Kinder  rechtzeitig  solchen  An- 
stalten übei^eben  werden,  können  sie  bei  geeignetem  Unterricht 
noch  zu  ganz  brauchbaren  Gliedern  der  menschlichen  Gesellschaft 
herangezogen  werden. 
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b.   Unterbringung  von  Minderjährigen  in  Besserungs- 
anstalten. 

Die  gemeinnützige  Gesellschaft  des  Bezirkes  Zürich 
hatte  am  Schiasse  des  Jahres  1890  76  mehr  oder  weniger  ver- 
wahrloste Kinder  im  schulpflichtigen  Alter  unter  ihrer  Obhut.  Von 
diesen  62  Knaben  und  14  Mädchen  sind  45  KantonsangehOrige, 
22  aus  andern  Kantonen  und  9  Ausländer.  Die  Verwahrlosung  war 
bei  35  Schützlingen  so  weit  vorgeschritten,  dass  für  sie  Familien- 
versorgung nicht  eintreten  konnte,  sondern  die  Unterbringung  in 
Anstalten  erfolgen  musste.  41  andere  Pfleglinge  wurden  in  Fa- 
milien auf  dem  Lande  untergebracht.  Es  wurden  16  (10  Knaben 
und  6  Mädchen)  entlassen,  wovon  5  in  ihre  Familie  zurückkehrten, 
2  von  ihren  Heimatgemeinden  Arbeitsanweisung  erhielten  und  9 
selbständig  ins  praktische  Leben  übertraten. 

Die  staatliche  Korrektionsanstalt  des  Kantons  Zürich 
in  Ringweil  erfuhr  eine  bauliche  Erweiterung,  so  dass  nunmehr 
eine  grössere .  Zahl  Zöglinge  Platz  finden  kann.  Die  zürcheri- 
schen Gerichte  machen  bei  Bestrafung  von  Vergehen  Minderjähriger 
häufig  von  der  durch  die  neue  Verordnung  (Jahrbuch  1889,  L  Beil., 
pag.  82)  eröfliieten  Einweisung  in  Besserungsanstalten  Grebrauch, 
sobald  sie  die  Überzeugung  gewonnen  haben,  dass  infolge  mangel- 
hafter Erziehung  sittliche  Verwahrlosung  besteht. 

Betreffend  die  Eingabe  der  Beamtenkonferenz  der  Straf- 
anstalt Lenzburg  (Aargau),  aus  dem  Alkoholzehntel  eine  Anstalt 
für  jugendliche  Verbrecher  und  Taugenichtse  zu  gründen  und  die- 
selbe in  den  dazu  sehr  geeigneten  Räumlichkeiten  der  Staats- 
domäne Aarburg  unterzubringen,  hat  der  ßegierungsrat ,  auf  die 
einstimmige  Empfehlung  der  Straf hauskommission  hin,  beschlossen, 
es  sei  dem  Grossen  Rate  grundsätzlich  die  Errichtung  einer  solchen 
Anstalt  in  Aarburg  zu  beantragen.  Was  die  Verwendung  des 
Alkoholzehntels  betreffe,  so  soll  darüber  erst  entschieden  werden, 
wenn  die  Kostenvoranschläge  und  der  Bericht  der  Direktion  des 
Innern  über  Verteilung  des  Alkoholzehntels  eingelangt  seien. 

Auf  Grundlage  dieses  Beschlusses  w^urde  unter  Ratifikations- 
vorbehalt  das  Hofgut  an  der  Gieshalde  in  der  Nähe  der  Anstalts- 
räumlichkeiten am  18.  Dezember  1890  angekauft,  und  es  sind 
begründete  Aussichten  vorhanden,  die  neue  Anstalt  im  Frühjahr 
1892  eröffnen  zu  können,  was  dem  Kanton  Aargau  und  bei  dem 
grossen  Umfange  der  Räumlichkeiten  auch  noch  andern  Kan- 
tonen zum  Heile  und  Vorteil  gereichen  würde. 

c,  Kinderhortet 

In  den  Kinderhorten  in  Basel  wurden  während  der  Sommer- 
ferien in  9  Abteilungen  168  Knaben  und  119  Mädchen  beauf- 
sichtigt.   Die  Winterhorte  fanden  noch  grossem  Zuspruch,  indem 
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sich  bei  der  Eröfl&iung  im  November  202  Knaben  und  196  Mäd- 
chen in  denselben  einfenden.  Die  Aufsicht  besorgten  Lehrer,  Leh- 
rerinnen und  Eindergärtnerinnen. 

In  der  Stadt  Zürich  wurde  der  Knabenhort  mit  der  vor- 
gesehenen Maximalzahl  von  25  Schülern  an  den  freien  Jßttwoch- 
und  Samstag  -  Nachmittagen  in  je  5  Stunden  fortgeführt.  Hiebei 
hat  sich  die  Abwechslung  der  Betätigung  als  sehr  wohltätig  er- 
wiesen. Als  besonders  empfehlenswert  ist  die  Gartenarbeit  im 
Sommer  und  die  Brennholzverkleinerung  im  Winter  eifunden  worden. 
^Die  Arbeit  muss  den  jungen  Leuten  ein  wenig  an  die  Hände 
kommen.  Die  Knaben  eignen  sich  bei  diesen  Arbeiten  eine  grosse 
Beharrlichkeit  an,  welche  von  innerer  Befriedigung  begleitet  ist.** 
Das  Betragen  war  fast  ausnahmslos  befriedigend.  An  die  Seite 
des  Knabenhorts  wird  künftig  auch  ein  Mädchenhort  treten. 

d.  Ferienkolonien. 

Die  Ferienkolonien  gewinnen  in  den  Schweizerstädten  immer 
breitern  Boden.  Aus  Zürich  und  Umgebung  waren  während 
der  Sommerferien  256  Knaben  und  Mädchen  in  5  Kolonien  unter- 
gebracht. Etwa  100  Kinder  beherbergte  der  Schwäbrig  (Appen- 
zell A,-Rh.),  eine  Besitzung,  welche  sich  die  Zürcher  Ferienkolonie 
als  Eigentum  erworben  hat  zu  dem  Zweck,  daselbst  eine  Kuranstalt 
fär  erholungsbedürftige  Kinder  einzurichten,  welche  das  ganze  Jahr 
benutzt  werden  kann. 

Von  Winterthur  aus  ziehen  die  dortigen  Ferienkolonien  in 
das  Zürcher  Oberland  und  erfreuen  sich  ebenfalls  guten  Gedeihens 
unter  nie  ermüdender  Unterstützung  von  Seiten  des  wohltätigen 
Publikums. 

Auch  Töss  (Winterthur)  hat  16  Knaben  und  24  Mädchen 
vom  10.  Altersjahr  an  nach  dem  Sternenberg  in  die  Ferien  ge- 
schickt. 

Die  Stadt  Bern  hat  im  Sommer  über  200  Piimarschüler  in 
die  Ferienkolonien  gesandt  und  denselben  acht  Lehrer  und  acht 
Lehrerinnen  als  Begleitung  mitgegeben.  Der  Aufenthalt  dauerte 
20  Tage.  Die  Kosten  beliefen  sich  täglich  auf  1  Fr.  17  Cts.  per 
Kind.  Die  freiwilligen  Beiträge  ergaben  ausser  der  Deckung  der 
Ausgaben  einen  Vorschuss  von  1200  Fr. 

Auch  in  der  Stadt  Basel  wurden  in  bisheriger  Weise  die 
menschenfreundlichen  Bemühungen  für  erholungsbedürftige  Schul- 
kinder durch  Errichtung  von  zwei  Ferienkolonien  mit  250 — 300 
Kindern  fortgesetzt. 

e.  Fürsorge  für  Nahrung  und  Kleidung  im  Winter. 

Im  Kanton  Zürich  finden  sich  in  immer  zahlreichern  Ge- 
meinden die  nötigen  Mittel  aus  privaten  oder  öffentlichen  Kassen, 
wn  armem  Kindern   im  Winter  den  weiten  Schulweg  und   den 
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Aufenthalt  in  der  Schule  erträglicher  zu  machen,  sei  es  durch 
Verabreichung  von  trockenen  Kleidungsstücken  (Finken  etc.)  wäh- 
rend der  Schulzeit  oder  durch  Zuwendung  einer  kräftigen  Mittags- 
suppe gegen  geringe  Entschädigung.  Das  „  Amtl.  Schulblatt"  meldet 
alljährüch  bezügliche  Bestrebungen  aus  verschiedenen  Landes- 
gegenden, welche  ihm  zur  Kenntnis  gebracht  werden  und  welche 
nur  als  Beispiele  der  Bemühungen  dienen,  wie  sie  auch  an  andern 
Orten  stattfinden. 

Im  Kanton  Bern  wird  alljährlich  von  der  Erziehungsdirektion 
ein  neues  Sendschreiben  erlassen,  welches  zu  solchen  Unter- 
stützungen ermuntert  und  an  die  bezüglichen  Kosten  der  Gemeinden 
Staatsbeiträge  in  Aussicht  stellt. 

Die  Zahl  der  im  Jahr  1890  unterstützten  Kinder  auf  dem 
Lande  betrug  11437,  Die  Ausgaben  beliefen  sich  auf  Fr.  57423. 
Von  den  Gemeinden  wurden  Beiträge  im  Gesamtbetrage  von 
Fr.  18108  aufgebracht.  Die  freiwilligen  Beiträge  von  Privaten 
stiegen  auf  Fr.  41388,  so  dass  ein  Vorschuss  von  Fr.  2073  übrig 
blieb.  Überdies  wurden  603  Kinder  von  Privaten  zum  Mttags- 
tische  geladen. 

Die  Stadt  Bern  verausgabte  für  Speisung  und  Kleidung 
bedürftiger  Schulkinder  im  Winter  1889/90  die  Summe  von 
Fr.  8329.  75,  welche  auf  dem  Wege  der  Freiwilligkeit  zusammen- 
gelegt \^Tirde.  Die  Kinder  erhielten  über  den  llittag  (meist  in 
den  Schulhäusern)  warme  llilcli  mit  Brot  und  Suppe  mit  Brot. 
An  Kleidern  wurden  Schuhwerk  und  Strümpfe  ausgeteilt. 

In  der  Stadt  Basel  wurde  dürftigern  Knaben  und  Mädchen 
der  Primarschule  vom  1.  Dezember  ab  um  10  Uhr  eine  Suppe 
verabreicht,  welche  940  Kindern  zu  gute  kam.  Das  sogenannte 
Schülertuch  erhielten  872  Schüler  und  666  Schülerinnen,  neue 
Schuhe  von  der  Lukasstiftung  218  bezw.  110. 

Im  Jahrbuch  1889  wurden  weitere  Beispiele  gemeldet,  und  es 
ist  glücklicherweise  nicht  zu  zweifeln,  dass  ein  vollständiges  Ver- 
zeichnis der  auf  diesem  Wege  der  Schweiz.  Jugend  in  allen  Ge- 
genden des  Landes  erwiesenen  Wohltaten  viele  Seiten  füllen  würde. 
Es  geht  im  Winter  ein  guter  Geist  um  im  Schweizerlande  und 
öffnet  überall  zu  Stadt  und  Land,  zu  Berg  und  Tal  mildtätige 
Hände,  welche  sich  zum  guten  Werke  zusammentun,  um  der  kör- 
perlichen und  geistigen  Verkümmerung  der  Schulkinder  nach  Kräften 
vorzubeugen. 

8.   Einzelne  Verfügungen  von  allgemeiner  Bedeutung. 

Die  Teilnahme  von  schulpflichtigen  Knaben  an  Vereinen  hat 
den  Erziehungsrat  des  Kantons  Zürich  am  11.  September  1889  zu 
folgendem  Beschluss  geführt: 

1.  Die  Gemeinde-  und  Sekundarschulpflegen  von  Zürich  und 
Umgebung  werden  eingeladen,  allfilllig  in  ihren  Gemeinden  bezw. 
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Kreisen  bestehende  sogenannte  Knabentumvereine,  Knabentrommler- 
yereine,  Knabenschiessvereine ,  Knabenmusikvereine  etc.  in  Be- 
ziehung anf  die  Beteiligung  von  Schulpflichtigen  strenge  zu  beauf- 
sichtigen, insbesondere  darüber  zu  wachen,  dass  solche  Teilnehmer 
weder  in  körperlicher  Hinsicht,  noch  in  sittlicher  Beziehung  Schaden 
leiden,  und  nötigenfalls  einzelnen  oder  allen  Schulpflichtigen  die 
Beteiligung  zu  untersagen.    (§  39,  1.  2  des  ünterrichtsgesetzes.) 

2.  Die  Polizeidirektion  wird  unter  Mitteilung  des  Sachver- 
haltes ersucht,  den  untern  Polizeiorganen  betreffend  strenge  Hand- 
habung der  gesetzlichen  Vorschriften  (§  45,  1.  2  des  Gesetzes  be- 
treffend das  Wirtschaftsgewerbe  vom  15.  Juli  1888 ,  §  8  des  Ge- 
setzes betreffend  den  Markt-  und  Hausirverkehr  vom  13.  Juni  1880) 
Weisung  zu  erteilen. 

In  einigen  Gemeinden  des  Kantons  Appenzell  A.-Rh.  ver- 
anlasste das  Betragen  der  Jugend  ausser  der  Schule  die  Anordnung 
einer  strengem  Überwachung  und  die  Aufstellung  besonderer  Ver- 
haltungsmassr egeln  ( „ Jugendordnung  ") . 

Ein  Beschluss  des  Regierungsrates  des  Kantons  Aargau 
entbindet  Lehrer  an  Anstalten  für  Schwachsinnige  von  der  Er- 
werbung des  Primarlehrerpatents  als  Bedingung  zur  Wirksamkeit 
an  einer  solchen  Anstalt. 

In  Baselstadt  wurden  behufs  strengerer  Aufsicht  über  die 
Schulversäumnisse  und  die  Dispensation  von  Unterrichtsfächern  in 
den  Privatschulen  letztere  angewiesen,  ihre  Absenzentabellen 
in  gleicher  Weise  wie  in  den  öffentlichen  Schulen  zu  führen  und 
die  Absenzenverzeichnisse  am  Schlüsse  jedes  Schuljahres  dem  Er- 
ziehungsdepartement mitzuteilen;  femer  Gesuche  um  Dispensation  J 
von  einzelnen  Unterrichtsfächern  oder  Stunden  dem  Erziehungs-  ;J 
departement  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Bei  Anlass  eines  Prozesses,  der  wegen  bestrittener  Schulpflicht 
eines  ausländischen  Dienstmädchens  unter  16  Jahren  angehoben 
worden,  entschied  das  zürcherische  Obergericht,  entgegen  einem 
Entscheid  des  Bezirksgerichtes  Zürich,  dahin,  dass  sämtliche  im 
Kanton  wohnenden  Kinder,  auch  wenn  sie  nach  den  Gesetzen  ihrer 
Heimat  der  Schulpflicht  entlassen,  bis  zum  Abschluss  des  16.  Jahres 
schulpflichtig  seien  und  die  Frage,  ob  ein  Kind  der  Schulpflicht 
Genüge  geleistet  habe,  dem  Entscheid  der  Verwaltungsbehörde 
anheimfalle. 

Ein  Schüler  einer  Gemeinde  des  Kantons  Appenzell  A.-Rh. 
fand  seiner  Zeit  um  20  Tage  zu  frühe  Aufnahme  in  die  Schule 
(vor  dem  zurückgelegten  6.  Altersjahre).  Derselbe  hatte  sodann 
acht  Jahre  die  Alltag-  und  ein  Jahr  die  Übungsschule  besucht. 
Das  vom  Vater  gestellte  Gesuch  um  Dispensation  vom  10.  Schul- 
jahre, mit  Empfehlung  der  betreffenden  Schulkommission  zur  Ent- 
sprechung ,  da  er,  in  gedrückten  Verhältnissen  lebend,  des  Knaben 
sehr  bedürfe,  wurde  von  der  Landesschulkommission  grundsätzlich 
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abgewiesen  und  diese  Abweisung  motivirt,  es  könne  das  1.  Schul- 
jahr, in  welchem  der  betreffende  Schüler  die  Schule  verordnungs- 
widrig besucht  habe,  nicht  in  Berücksichtigung  fallen. 

In  den  Kantonen  Zürich  und  Aargau  wurde  die  Massregel 
getroffen,  dass  jeweilen  3 — 4  zu  Beginn  des  Schuljahres  vom  Er- 
ziehungsrat bezeichnete  Lieder  in  allen  Schulen  des  Kantons  nach 
Text  und  Melodie  zu  freiem  Vortrag  einzuüben  und  an  den  Schluss- 
prüfungen auswendig  zu  singen  seien.  Für  das  Berichtsjahr  waren 
folgende  Lieder  aufgegeben: 

Zürich:  Alltagsschulen:  „Traute  Heimat  meiner  Lieben".  — 
„Ich  hab  mich  ergeben".  —  „Kommt  Freunde,  kommt  aufs  Land". 

Ergänzungs-  und  Singschulen:  „Ein'  feste  Burg".  —  „Wenn 
alles  wieder  sich  belebet".  —  „Horch,  aus  Schweizerstamm  ent- 
sprossen". 

Aargau:  „Rufst  du  mein  Vaterland".  —  „Zu  Strassburg  auf 
der  Schanz".  —  „Ich  hab  mich  ergeben".  —  „Freiheit,  die  ich 
meine". 

Der  Erziehungs-  und  der  Regierungsrat  des  Kantons  Zürich 
haben  dem  Kantonsrat  einen  einlässlichen  Bericht  über  die  Antiqua 
erstattet.  Nach  demselben  hat  es  sich  als  zweckmässig  erwiesen, 
die  Antiqua  als  erste  Schulschrift  beizubehalten,  d.  h.  in  der  Schule 
vor  der  deutschen  Schrift  zu  lehren.  Im  neuen  Lehrplan  soll  da- 
gegen Vorsorge  getroffen  werden,  dass  durch  fi'tthern  Beginn  der 
letztem  —  im  vierten  Schuljahr  —  und  nachherige  vermehrte 
Übung  die  beiden  Schriften  den  Schülern  bis  zum  Austritt  aus  der 
Alltagsschule  (zurückgelegtes  12.  Altersjahr)  geläufig  gemacht  wer- 
den können. 

Der  Erziehungsrat  des  Kantons  Schwyz  hat  beschlossen,  in 
den  Schulen  die  preussische  Orthographie  einzuführen.  Dieser  Be- 
schluss  dient  auch  zur  Annäherung  an  die  neue  schweizerische 
Rechtschreibung.  Diese  unterscheidet  sich  ja  von  der  preussischen 
kaum  in  etwas  anderm,  als  in  der  konsequentem  Beseitigung  des 
h  nach  t.  Die  preussische  Orthographie  schreibt  Thal,  aber  Teil, 
Thor,  aber  Turm;  die  schweizerische  aber  durchweg  Tal,  Teil, 
Tor,  Turm. 

9.  Handarbeiten  der  Mädchen. 

Der  neue  Lehrplan  für  die  Arbeitsschulen  des  Kantons 
St.  Gallen  (I.  Beil.,  pag.  47)  umfasst  das  IV. — VII.  Primär-  und 
das  I. — II.  Ergänzungsschuljahr.  In  den  beigefügten  allgemeinen 
Bemerkungen  wird  dieser  Unterricht  als  ein  notwendiger  Bestand- 
teil des  gesamten  Volksschulunterrichts  bezeichnet  und  auf  das 
Ziel  hingewiesen,  dass  die  Mädchen  nach  ihrem  Schulaustritt  Fähig- 
keit und  Liebe  zu  weiterer  Ausbildung  in  diesem  Fache  besitzen. 

Es  wird  diesem  Unterricht  mit  Rücksicht  auf  seine  Bedeutnng 
für  das  praktische  Leben  in  den  meisten  Kantonen  eine  vermehrte 
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Obsorge  zugewendet.  Insbesondere  erkennt  man  überall  die  Be- 
deutung der  Heranbildung  eines  tüchtigen  Arbeitslehrerinnenperso- 
nals. Hierüber  lässt  sich  die  Leiterin  eines  kantonalen  Arbeits- 
lehrerinnenkurses  in  Schaff  hausen  (Frau  Friederich -Strickler  in 
Zürich)  also  vernehmen: 

„Die  Organisation  der  Arbeitsschulen  des  Kantons  SchaflThausen 
ist  eine  gute,  die  sechs  Schuljahre  gestatten  die  Durchführung  eines 
den  Bedürfnissen  entsprechenden  Lehrplanes.  Aber  eben  nicht 
nur  eine  richtige  Organisation  bedingt  gute  Leistungen,  sondern 
von  der  Seele  des  Ganzen,  von  der  Tüchtigkeit  der  Lehrerin  hängt 
das  gute  Gedeihen  der  Schule  ab.  Die  Erfahrung  beweist,  dass 
überall,  wo  Lehrerinnen  wirken,  die  den  methodischen  Unterricht 
richtig  ein-  und  durchzuführen  verstehen,  die  den  Lehrstoff  voll- 
standig  beherrschen,  die  namentlich  auch  erzieherisch  in  günstiger 
Weise  auf  die  Mädchen  einzuwirken  verstehen,  die  Arbeitsschulen 
hinsichtlich  der  Leistungen  und  des  Benehmens  der  Schülerinnen 
einen  sehr  erfreulichen  Standpunkt  behaupten.  Es  sollte  daher 
auch  im  Kanton  Schaffhausen  mehr  für  die  Ausbildung  der  Arbeits- 
lehrerinnen getan  werden,  als  bisher  .  .  . 

„Die  Schulgemeinden  sollten  dazu  angeregt  werden,  dass  bei 
der  Wahl  von  Arbeitslehrerinnen  mit  mehr  Vorsicht  vorgegangen 
und  auf  solche  Töchter  gesehen  werde,  welche  für  die  Leitung 
einer  Schule  die  absolut  notwendige  Geistes-  und  Gemütsanlage 
besitzen  —  und  dass  sie  sich  nicht  durch  persönliche  Einflüsse  zu 
einer  Wahl  bestimmen  lassen,  die  nicht  im  Interesse  der  Schule 
hegt . . . 

„Mit  den  grossem  Anforderungen  an  die  Leistungsfähigkeit 
sollten  dann  aber  auch  die  Gehaltsverhältnisse  in  Einklang  gebracht 
werden,  damit  intelligente  und  in  den  Handarbeiten  geschickte 
Töchter  sich  zu  diesem  Berufe  entschliessen. " 

Eine  Lispektorin  aus  dem  KantonSt.  Gallen  macht  auf  die  Not- 
wendigkeit verlängerter  Unterrichtszeit  aufmerksam.  „Wenn  wir  un- 
sere Arbeitsschulen  früherer  Jahre  mit  dem  jetzigen  Stände  derselben 
vergleichen,  so  gewahren  wir  im  allgemeinen  schöne  Fortschritte. 
Da  sind  es  hauptsächlich  diejenigen  Schulen,  die  sich  hervortun, 
welchen  die  Ortsschulräte  aus  freiem  Antrieb  eine  sechsstündige 
Arbeitszeit  in  der  Woche  gewährt  haben.  Sechsstündige  Arbeitszeit, 
mindestens  von  der  5.  Klasse  an,  wäre  es  auch  mit  Beschränkung 
der  Schulzeit  für  andere  Fächer,  sowie  Beginn  dieses  Unterrichts 
im  3.  Schuljahre,  sollte  überall  eingeführt  werden.  Bietet  sich  hiefui' 
auch  vorläufig  noch  keine  gesetzliche  Grundlage,  so  ist  doch  zu 
hoffen,  dass  durch  Ermunterung  der  Oitsbehörden  die  gedachte 
Verbesserung  von  diesen  eingeführt  wird.  Am  Eifer  und  guten 
Wülen  der  Ärbeitslehrerinnen  fehlt  es  nicht.  Derselbe  wurde  durch 
Besuch  der  Fortbildungskurse  noch  weiter  angespornt.  Was  aber 
allein  vermag,  eine  Arbeitsschule  auf  die  wünschenswerte  Höhe  zu 
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heben,  ist  die  Einräumung  von  sechs  statt  drei  wöchentlichen 
Unterrichtsstunden  für  die  altem  Mädchen.  Die  Arbeitsschule  ist 
ein  unentbehrliches  Glied  der  Volksschule,  sie  soll  nicht  nur  unter- 
richten, sondern  auch  teilnehmen  an  der  Erziehung  der  Mädchen. 
Ein  Mangel  unserer  Arbeitsschulen  besteht  darin,  dass  die  so 
wichtige  Haushaltungskunde  fast  nirgends  zum  Gregenstand  des 
Unterrichts  gemacht  wird.  Diese  Lücke  kann  bei  vermehrter 
Unterrichtszeit  ausgefüllt  werden,  unter  der  Voraussetzung  tüchtiger 
Vorbildung  der  Lehrerin." 

Die  Erziehungsbehörde  des  Kantons  St.  Gallen  stimmt  diesem 
Inspektoratsberichte  bei  und  gedenkt  der  gedeihlichen  Entwicklung 
des  Arbeitsschulwesens  weiterhin  volle  Aufmerksamkeit  zu  schenken. 

Ein  zu  früher  Beginn  dieses  Unterrichts  wird  allgemein  als 
unpädagogisch  bezeichnet. 

Betreffend  den  Arbeitsunterricht  an  den  Elementarschulen  des 
Kantons  Schaff  hausen  wurde  der  grundsätzliche  Beschluss 
gefasst,  dass  überall  auch  im  Sommer  mindestens  vier  Stunden 
wöchentlich  zu  erteilen  seien. 

Dagegen  erklärte  es  der  Erziehungsrat  als  unzulässig,  dass 
schon  die  Kinder  des  zweiten  Schuljalu'es  zum  Arbeitsunterricht 
zugezogen  werden,  wie  dies  in  einigen  Gemeinden  geschehen  ist. 
„Denn  die  Verschiebung  des  Beginnes  des  Arbeitsunterrichts  auf 
das  dritte  Schuljahr  ist  vom  Gesetzgeber  mit  gutem  Vorbedacht 
angeordnet  worden." 

Im  Kanton  Solothurn  ergaben  die  Leistungen  der  Arbeits- 
schulen für  das  Berichtsjahr  in  16513  Schulhalbtagen  einen  Geld- 
wert von  Fr.  46483  (1889:  Fr.  44245),  d.  h.  Fr.  7.  32  per  Schülerin. 

Im  Kanton  Zug  lieferten  die  sämtlichen  Arbeitsschulen  1482 
neue  und  476  angestrickte  Strümpfe,  532  andere  Strickarbeiten, 
173  Häckelarbeiten,  252  Nahtübungsstücke,  735  Stück  Gesäumtes, 
112  Stück  Tisch-  und  Bettzeug,  904  Hemden,  1495  Flickarbeiten, 
671  andere  Arbeiten,  zusammen  6572  Stücke  von  zirka  800  Schüle- 
rinnen. 

Es  wurden  folgende  Arbeitslehrerinnenkurse  abgehalten: 


Kanton 

Kursort 

Bern     .... 

Langenthal 

Interlaken 

Lyss 

Solothurn  .    .    . 

Solothurn 

Baselland  .    .    . 

Liestal 

Schaffhansen .    . 

Schaff  hausen 

St.  Gallen  .    .    . 

St.  GaUen 

Wyl 

Aargan .... 

Frick 

Neuenbürg     .    . 

Flenrier 

Locle 

Cernier 

Dauer                   TeUnelunerinn. 

18.  August  bis  4.  Oktober 

42 

August  bis  Oktober 

42 

August  bis  Oktober 

46 

4.  August  bis  31.  August 

31 

15.  bis  25.  Oktober 

31 

16.— 28.  Sept.  u.  7.— 17.  Okt. 

36 

1  Jahr 

27.  Juli  bis  14.  August 

35 

Sommer 

12 

18.  August  bis  25.  Sept. 

48 

19.  August  bis  26.  Sept. 

16 

29.  Sept.  bis  6.  November 

51 

Primarschulen. 
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Die  Unterrichtskurse  schliessen  in  der  Regel  mit  einer  Prü- 
fimg nebst  Erteilung  der  Wahlfähigkeit  für  diejenigen  ab,  welche 
den  gestellten  Anforderungen  zu  entsprechen  vermögen. 

Das  statistiscüe  Material  über  die  Arbeitsschulen  ist  in  den 
offiziellen  Jahresberichten  immer  noch  unvollständig.  Es  folgen 
hier  die  darin  vorhandenen  Angaben : 


Kanton 

Schulen 

SchiUerinnen  T^hrerinn. 

Absenzen 
entschuld,  unentsch. 

Total 

Zürich   .     .     .     . 

367 

14364 

406 

41395 

3712 

45107 

Bern     .    .    .    . 

.    1928 

51655 

1549 

Luzem  .    .     .    . 

7784 

Nidwaiden 

36 

741 

• 

OlaroB  .    .    . 

30 

1678 

33 

3958 

810 

4768 

Zug  ...     . 

11 

1597 

31 

203 

12 

2150 

Freibnrg    .    .    . 

140 

114 

Solothnm  .    .    . 

.      234 

6350 

14607 

10500 

25107 

Baselland  .    . 

124 

3827 

124 

Schaffhoasen . 

63 

Appenzell  A.-Bh. 

31 

3816 

St.  Gallen  .    . 

13176 

243«) 

20277 

5279 

25556 

Granbflnden   . 

'.      283 

5729 

275 

Aargau      .    . 

308 

12994 

291 

• 

Thorgau    .    .    . 

6441 

17688 

4112 

21800 

10.    Handarbeiten  der  Knaben. 

Nach  den  Statuten  des  Vereines  der  Arbeitsschulen  für  Knaben 
in  Basel  hat  sich  dieser  Verein  die  Aufgabe  gestellt,  Schulen  zu 
errichten  und  zu  unterhalten,  „wo  die  männliche  Jugend  durch 
das  sittlich  bildende  Mittel  geregelter  Handarbeit  zu  Fleiss,  Ge- 
schicklichkeit und  gutem  Betragen  angeleitet  wird".  Daneben 
wird  er  trachten,  „die  Einsicht  in  den  hohen  erzieherischen  Wert 
der  Handarbeit  in  weitern  Kreisen  zu  verbreiten  und  diesem  Unter- 
richte später  auch  die  Aufnahme  in  den  Rahmen  des  Schulunter- 
richts zu  vermitteln". 

Ein  gewisser  Anschluss  der  Handarbeitsschule  an  die  öffent- 
liche Schtäe  ist  in  Basel  bereits  dadurch  geschehen,  dass  die  An- 
meldungen für  die  erstere  von  den  Organen  der  letztem  entgegen- 
genommen wurden,  wodurch  auch  eine  genauere  Kontrole  über  die 
Versäumnisse  eintreten  konnte.  Die  nötigen  Geldmittel  wurden 
vom  Staat  und  vom  Verein  der  Arbeitsschulen  und  von  Privaten 
angebracht.  Die  Schüler  der  Primarklassen  (1. — 4.  Schuljahr) 
fielen  weg,  und  es  wurde  mit  dem  Unterricht  erst  im  5.  Schuljahr 
(Sekundärschule)  begonnen. 

Der  Unterricht  an  der  Knabenarbeitsschule'  in  Basel  wurde 
Im  Winter  1890/91  in  31  Klassen  erteilt,  wovon  8  im  Bläsischul- 
taüs,  8  zu  St.  Johann,  7  im  Stachelschützenhaus,  6  in  der  Sevogel- 

^)  Von  9  Gemeinden  sind  di^  Absenzen  in  denjenigen  der  Alltagsscbule 
mitgerechnet. 

')  Damnter  22  geistliche  Lehrerinnen. 
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schule  und  2  in  Kleinhüningen.  17  Klassen  waren  mit  Kartonage- 
arbeiten  beschäftigt,  11  an  der  Hobelbank,  3  mit  Schnitzereien. 
Der  Unterricht  wurde  erteilt  von  19  Primarlehrem,  4  Sekundar- 
lehrem  und  4  Handwerksmeistern.  Die  auf  Ende  Dezember  1890 
anwesenden  Knaben  verteilen  sich  auf  die  einzelnen  Schulen  wie 
folgt : 

Sekundärschule  Basel 338 

Sekundarklassen  Kleinhüningen  ...      29 

Untere  Realschule 179 

Obere  Realschule 3 

Unteres  Gymnasium 16 

Zusammen    .    565 

Der  Schularzt  der  Stadt  Basel  hat  am  6.  August  1890  einen 
Vortrag  gehalten  „über  den  Einfluss  des  Knabeiihandarbeitsunter- 
richts  auf  die  Gesundheit"  und  ist  dabei  zu  folgenden  Schluss- 
sätzen gelangt: 

1.  Die  Knabenhandarbeit  übt  auf  die  Entwicklung  des  jugend- 
lichen Organismus  einen  mächtigen  Einfluss  aus  und  befordert  die 
Tätigkeit  der  verschiedenen  Organe  des  menschlichen  Körpers. 
Der  Gesunde  wird  dadurch  noch  weiter  gekräftigt  und  widerstands- 
fähig gemacht,  der  Schwächliche  fördert  dabei  seine  Gesundheit 
in  prophylaktischer  (vorbeugender)  und  therapeutischer  (heilsamer) 
Beziehung. 

2.  Damit  die  sanflarischen  Vorteile  der  Knabenhandarbeit 
voll  und  ganz  zur  Wirkung  gelangen,  muss  dieselbe  nach  Grund- 
sätzen der  Gesundheitslehre  und  -Pflege  in  Beziehung  auf  das 
Arbeitslokal,  die  Werkzeuge  und  Materialien,  die  Dauer  der  Übun- 
gen und  die  Arten  der  Arbeiten  durchgeführt  werden. 

3.  Die  Knabenhandarbeit  bildet  eine  notwendige  Ergänzung 
des  Turnunterrichts. 

4.  Die  Erziehungsbehörden  sind  auf  den  grossen  Wert  der 
Handarbeit  für  Knaben  aufinerksam  zu  machen  und  zu  ei-suchen, 
sie  möchten  für  Aufnahme  dieses  Unterrichtszweiges  unter  die 
Schulfacher,  sowie  für  Schaffung  der  nötigen  Lehrkräfte  und  Ein- 
richtungen Vorsorge  treffen. 

In  der  Stadt  Bern  ist  allen  Schülern  der  Knabensekundar- 
schulen  und  denjenigen  der  Primarschulen  vom  vierten  Schuljahr 
an  Gelegenheit  geboten,  sich  am  Handfertigkeitsunterricht  zu  be- 
teiligen; die  bisher  damit  gemachten  Erfahrungen  sind  günstige. 
Ferner  wird  dieser  Unterricht  betrieben  in  den  Schulen  von 
Stimmer,  Tramelan,  Bonfol,  Undervelier  und  Pleigne. 

Im  Kanton  Zürich  gewinnt  der  Arbeitsunterricht  für  Knaben 
in  den  grossen  Gemeinden  allmälig  ebenfalls  an  Boden.  Ausser 
in  der  Stadt  Zürich  wurde  derselbe  in  den  Ausgemeiaden  Enge^ 
Hottingen,  Hirslanden  und  Riesbach  betrieben. 
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Die  Vorstände  der  Handarbeitsschulen  Zürich,  Enge,  Hot- 
tingen und  Riesbach  haben  sich  geeinigt,  durch  Aufstellung  eines 
einheitlichen  Lehrplanes,  durch  Anordnung  von  Vorträgen  und 
dnrch  gemeinsamen  Bezug  des  Arbeitsmaterials  die  Sache  des 
Handfertigkeitsunterrichts  noch  mehr  zu  fördern.  Wegen  Mangel 
an  Eaumlichkeiten  konnten  in  Zürich  einstweilen  nur  die  Cartonage- 
arbeiten  gepflegt  werden.    Es  wurden  gefertigt: 

a.  In  der  Abteilung  für  Anfänger:  Zeichnungen  mit  farbigem 
Papier  auf  Karton  aufgezogen,  Briefcouverts,  Adresstafeln,  Kalender, 
Heftmappen,  Photographierahmen,  Mineralienschächtelchen,  Schach- 
teln mit  Deckel,  Federnschiff,  Zündholzbehälter. 

b.  In  der  Abteilung  für  Vorgerücktere:  Lampenteller,  Spar- 
kasse mit  Fuss,  Aschenbecher,  Wandbrieftaschen,  Schreibzeuge. 

ün  certain  nombre  de  communes  ont  introduit  dans  le  Pro- 
gramme primaire  les  Clements  des  travaux  manuels,  specialement 
le  cartonage  et  quelques  notions  d'agriculture  (Neuchätel). 

Es  konnten  nachfolgende  spärliche  statistische  Notizen  bei- 
gebracht werden: 

Kanton 
Zürich   .... 


(Jemoinde 

Abtei- 
lungen 

Teil- 
nehmer 

Lehrer 

Schul- 
jahre 

Wochentl. 
Stunden 
8.      W. 

Riesbach  .     . 

7 

122 

5 

4    6 

2 

Hottingen 
Zürich      .     . 

4 
6 

64 
122 

2 

51) 

4    6 
4    8 

5 
2 

Hirslanden   . 

1 

16 

1 

7    9 

6      6 

Enge   .    .     . 
Baselstadt    . 

5 

.    31 

56 
565 

3 
27 

5—8 

2      4 
2 

St.  Gallen     . 

5 

220 

Neuenbürg   . 
Chanx-de-Fondfi 

6 

1      7 

100 
122 

2 

3 

4 

Baselstadt  .  . 
St.  Grallen  .  .  . 
Neuenburg     .     . 

Im  Jahr  1890  wurde  der  sechste  schweizerische  Kurs 
furHandarbeitslehrer  in  Basel  abgehalten  (20.  Juli  bis  15.  Aug.). 
Der  JJnterricht  fand  in  deutscher  und  französischer  Sprache  statt'. 
Für  die  Beteiligten  gab  die  Leitung  den  Eat,  zum  Zwecke  gründ- 
licher Aneignung  der  theoretischen  und  praktischen  Kenntnisse 
sich  auf  eine  Gattung  der  Arbeitsgruppen  zu  beschränken.  Soweit 
die  Teilnahme  an  zwei  Gruppen  gewünscht  wurde,  musste  die 
eine  als  Haupt-,   die  andere  als  Nebenfach  betrieben  werden. 

Die  Beteiligung  aus  den  einzelnen  Kantonen  war  folgende: 
Neuenbürg  16,  Baselstadt  und  Waadt  je  12,  Freiburg  9,  Bern  und 
St.  Gallen  je  6,  Zürich  5,  Solothurn  und  Thurgau  je  3,  Glarus  und 
Graabünden  je  2,  Aargau,  Appenzell  A.-Eh.  und  Schaffhausen  je  1, 
Ausland  4,  zusammen  83. 

Die  Fächer  w^urden  folgendermassen  benutzt: 

Einzif^es  Fach        Hauptfach  Nebenfach 

Kartonarbeiten 26  11  12 

Hobelbank 19  15  8 

Schnitzerei 8  4  10 


53  30  30 


*)  vier  Buchbinder,  ein  Lehrer. 
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Die  sechs  bisher  abgehaltenen  Kurse  zeigten  folgende  Frequenz : 

Zahl         Jahr  Ort        Teilnehmer  Zahl  Jahr  Ort       Teilnehmer 

I         1884       Basel  40  IV         1888       Freiburg       66 

n        1886       Bern  51  V  1889        Genf  91 

m        1887       Zürich         52  VI         1890       Basel  83 

11.  Schulgärten. 

Die  Gemeinnützige  Gesellschaft  des  Bezirks  Zürich  hat  nach 
erfolgter  Prüfung  der  Schulgartenfrage  durch  eine  Kommission 
in  il&er  Versammlung  vom  2.  Februar  1890  als  wünschenswert 
bezeichnet,  dass  die  Errichtung  eines  Musterschulgartens 
am  Lehrerseminar  in  Küsnacht  angestrebt  werde.  Die  Frage  der 
Errichtung  landwirtschaftlicher  Schulgärten  soll  im  Zusammen- 
hang mit  der  Frage  der  Gründung  landwirtschaftlicher  Fortbildungs- 
schulen zur  weitern  Behandlung  kommen. 

Am  22.  September  1890  hat  die  Schulsynode  des  Kantons 
Zürich  zwei  Vorträge  angehört  „über  den  naturgeschichtlichen 
Unterricht  in  der  Volksschule".  Einer  der  Referenten,  Lehrer 
ZoUinger  in  Hottingen,  hat  hiebei  auch  die  pädagogische  Seite 
der  Schulgartenfrage  berührt.  Nach  seiner  Ansicht  sollen  sich  im 
Schulgarten  die  Pflanzenindividuen,  welche  in  der  Schule  zur  Be- 
handlung kommen,  in  übersichtlichen  und  zugleich  aufs  Auge  an- 
genehm wirkenden  Gruppen  beisammen  finden,  doch  so,  dass  sie 
leicht  für  sich  aUein  betrachtet  werden  können.  Der  Schulgarten 
soll  sorgfaltig  gepflegt  und  für  Unterrichtszwecke  ausgenutzt  wer- 
den. In  der  Stadt  ist  er  ein  integrirender  Bestandteil  der  Schul- 
sammlung. Auch  auf  dem  Lande  darf  er  nicht  ein  landwirtschaft- 
liches Versuchsfeld  oder  eine  Futterversuchsstation  sein. 


II.  Fortbildungsschulen. 

Im  Kanton  Genf  ist  für  Knaben  und  Mädchen,  welche  über 
15  Jahre  alt  und  der  Schule  entlassen  sind,  fakultativer  Abend- 
unterricht in  zwei  Jahreskursen  eingerichtet.  Das  Schulgeld  be- 
trägt Fr.  1  per  wöchentliche  Stunde.  Es  wird  in  folgenden  Fächern 
Unterricht  erteilt: 

a.  Knaben:  1.  Jahr:  Kauftnännisches  Rechnen,  Algebra,  Geometrie 
und  Zeichnen. 

2.  Jahr:  Buchführung,  Physik,  Chemie,  Mechanik  und 
technisches  Zeichnen. 

h.   Mädchen:  1.  Jahr:  Französisch,  Deutsch,  kaufmännisches  Rech- 
nen, Kalligraphie  und  Zeichnen. 

2.  Jahr:  Deutsch,  Buchführung,  Haushaltungskunde,  Ge- 
sundheitspflege und  Zeichnen.  (Programm,  siehe  I.  Beilage, 
pag.  49.) 
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Die  Fortbildungsschulen  können  nach  der  Ansicht  mehr  als 
eines  Berichterstatters  eine  segensreiche  Wirksamkeit  erst  dann 
entfalten,  wenn  der  Unterricht  auf  die  Tageszeit,  d.  h.  auf  den 
Vormittag,  verlegt  wird. 

Im  Eanton  Thurgau  geschieht  dies  bereits  in  freiwilliger 
Weise  an  verschiedenen  Orten  mit  erfreulichem  Erfolg. 

m 

Die  kantonale  thurgauische  Verordnung  schreibt  vor,  dass  die 
Stunden  an  Werktagen  gehalten  und  nicht  über  7  Uhr  abends 
ausgedehnt  werden.  Das  Resultat  muss  auch  so  noch  ein  besseres 
seiu,  als  wenn,  wie  dies  im  Kanton  Zürich  an  den  meisten  Orten 
der  Fall  ist,  der  Unterricht  erst  um  7  Uhr  oder  8  Uhr  beginnt 
und  sich  bis  9  oder  10  Uhr  in  die  Nacht  hinein  erstreckt. 

An  den  Fortbildungsschulen  des  Eantons  Thurgau  ist  ein 
Zeugnisbüchlein  eingeführt  worden.  Dasselbe  soll  auf  die  Dis- 
ziplin bereits  eine  sehr  wohltätige  Wirkung  ausgeübt  haben,  da  es 
obligatorisch  bei  den  Rekrutenprüfungen  vorgewiesen  werden  muss. 
Das  Erziehungs-Departement  beabsichtigt,  beim  eidgen.  Militär- 
Departement  Schritte  zu  tun,  dass  die  dieser  Massregel  zu  Grunde 
liegende  gute  Absicht  bei  den  pädagogischen  Experten  in  geeigneter 
Weise  Unterstützung  finde. 

Im  Kanton  Solothurn  wird  Klage  geführt  über  die  mangel- 
hafte Aufsicht,  welche  an  vielen  Orten  durch  die  Schulkommissionen 
über  die  Fortbildungsschulen  ausgeübt  wird.  49  von  87  Schulen 
hatten  sich  im  Berichtsjahr  gar  keines  Besuches  von  dieser  Seite 
zu  erfreuen.  In  diesem  Kanton  wurden  an  den  Fortbildungsschulen 
im  ganzen  16680  Lehrstunden  erteüt,  davon  am  Sonntag  1747, 
vor  7  Uhr  abends  14437  Stunden,  in  Freikursen  66  Stunden. 

Der  Grosse  Bat  des  Kantons  A  arg  au  hat  den  Regierungsrat 
eingeladen,  ein  Gesetz  betreffend  das  Obligatorium  der  bürger- 
lichen Fortbildungsschule  einzubringen. 

Ln  Kanton  Schaff  hausen  wird  die  Frage  der  Beorganisation 
der  Fortbildungsschule  geprüft. 

Der  Erziehungsrat  hat  den  Entwuif  einer  bezüglichen  Ver- 
ordnung ausgearbeitet.  Das  Wesentlichste  dieses  Entwurfes  liegt 
darin,  dass  der  obligatorische  Fortbildungsunterricht  auf  das  18. 
und.  19.  Altersjahr  verlegt  werden  soll.  Die  Bezirks-Lehrerkonfe- 
renzen  sind  zunächst  zur  Vernehmlassung  über  den  Entwurf  ein- 
geladen worden. 

In  einem  konkreten  Falle  hat  der  Erziehungsrat  dieses  Kantons 
Ausgesprochen,  dass  der  Dienstherr  eines  Fortbildungsschulpflichtigen 
l)ei  Strafe  verpflichtet  ist,  diesen  zum  Besuche  der  Fortbildungs- 
ichule  anzuhalten,  dass  aber  auch  überdies  der  Vater  Strafe  ver- 
dient, wenn  er  Gelegenheit  hatte,  seinen  in  fremdem  Dienste 
stehenden  Knaben  zum  Besuch  der  Fortbildungsschule  anzuhalten, 
^  aber  nicht  getan  hat. 


1 


104 


Das  Unterrichtswesen  in  den  Kantonen, 


V. 


Der  Schülerbestand  in  den  Fortbildungsschulen  gestaltete  sich 
im  Berichtsjahr  folgendermassen : 


a.   Obligatorische 

Kantone 

Luzern 

Obwalden » 

Solothum 

Baselstadt  .     .     . 

Baselland 

Schaff  hausen  .... 
Appenzell  A.-Rh.     .     . 

St.  GaUen 

Aargau 

Thurgau 

Neuenbürg      .... 

1889  90: 

1888/89 : 

Differenz : 


Fortbildungsschulen. 


Schulen 

62 

18 

187 

1 

68 

27 

13 

6 

149 

136 

62 


Schttler 

3271 
593 

2283 
97 

1097 
180 
852 
157 

2881 

2442 
532 


Ivehrer 

95 

18« 
234 
2 
106 

27 

72 

212 

245 

62 


729 
743 


14385 
12250 


1073 
1031 


14 


+2135 


r42 


Über  die  erteilten  Unterrichtsstunden  und  die  Absenzen  wird 
nur  aus  den  nachfolgenden  Kantonen  Bericht  erstattet: 


Solothum 
Aargau  . 
Thurgau  . 


Scbüler 

2283 
2881 
2442 


Absenzen 
entschuld,  uneutsch. 


3698 
3667 
3516 


1780 
3478 
2135 


Total 

5478 
7145 
5651 


Durchschn.   Total  der 
pr.  Schiller  Unterr.-St. 

2.4  16680 

2.5  10234 
10533 


2,3 


b.  Rekrutenkurse. 


Kantone 

Bern  .  . 
Luzern  .  . 
Uri  .  .  . 
Schwyz  .  . 
Obwalden  . 
Nidwaiden 
Zug  .  .  . 
Freiburg  . 
Schaffhausen 
Tessin  .  . 
Neuenburg 


1889/90 


Kursabte  il. 

301 

50 

24 

30 
8 

10 

11 

150 

2 

47 

15 


Rekruten 

2391 

848 
266 
457 
130 
95 
1()8 
934 
151 
517 
881 


I^ehrer 

301 
50 
24 
40 
8 
10 
15 

150 

6 

47 

40 


648 


6838 


691 


Im  Kanton  Bern  sind  im  ganzen  10022  Unterrichtsstunden 
erteilt  worden.  Hiefür  haben  die  Lehrer  eine  Entschädigung  von 
Fr.  7042,  also  durchschnittlich  70  Ep.  per  Stunde,  erhalten. 

Der  Grosse  Rat  des  Kantons  Wallis  hat  das  Erziehungs- 
Departement  eingeladen,  zu  prüfen,  ob  es  nicht  zweckmässig  sei, 
eine  Zentralschule  einzurichten,  in  welche  alle  Schüler  des  letzten 
Jahrganges  des  Wiederholungskurses  zu  schicken  wären,  die  bei 
der  Inspektion  sich  nicht  über  das  nötige  Wissen  ausweisen,  um 
bei  der  Eekrutenprüfung  wenigstens  einigemiassen  bestehen  zu 
können. 


Fortbildungsschalen . 

c.   Freiwillige  Fortbildungsschulen. 
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Kanton 


Schalen    SchüJer  Schülerinn.  Total 


Lehrer  Lehrerinn.  Total 


Zürich     .     .     . 

123 

2846 

336 

3182 

271 

7 

278 

Bern   .... 

26 

1258 

1258 

111 

111 

Lüzem    .     .     . 

1 

79 

79 

4 

4 

üri      .... 

1 

11 

11 

2 

2 

Schwyz    .     .     . 

2 

88 

88 

4 

4 

Obwalden     .     . 

1 

39 

39 

1 

1 

Nidwaiden   .     . 

3 

145 

— 

145 

2 

— 

2 

Glarus     .     .     . 

321) 

727 

50 

777 

77 

15 

92 

Zug    ...     . 

1 

41 

41 

2 

2 

Freiburg      .     . 

3 

115 

115 

10 

10 

Solothum     .     . 

4 

303 

— 

303 

14 

14 

Baselstadt    .     .     . 

5 

503 

560 

1063 

16 

12 

28  • 

Baselland     .    .     . 

3 

122 

— 

122 

7 

7 

Schaffhansen    . 

23 

385 

385 

23 

23 

Appenzell  A.-Rh. . 

10 

214 

214 

10 

10 

St.  Gallen    .    . 

138 

2373 

569 

2942 

276 

22 

298 

Graublinden      .     . 

3 

171 

86 

257 

.     18 

2 

20 

Aargau    .     .     .     . 

10 

548 

548 

37 

37 

ThuTgan .     .     .    . 

31 

584 

165 

749 

52 

2 

54 

Tessin     .     .     .    . 

15 

576 

576 

25 

25 

AVaadt     .     .     .     . 

2 

208 

208 

9 

9 

Neuenburg  .     .     , 

7 

603 

50 

653 

37 

1 

38 

Genf 

4 

717 

596 

1313 

47 

11 

58 

1889/90 : 

448 

12363 

2705 

15068 

1045 

82 

1127 

1888;89j 

441 

12339 

2127 

14466 

1046 

84 

1130 

Differenz 

:       4-7 

4-24 

-f-578 

-f602 

1 

2 

3 

Die  vermehrte  Frequenz  bezieht  sich  fast  ausschliesslich  auf 
die  Mädchen. 

In  verschiedenen  Kantonen  wurden  erhöhte  Anstrengungen 
gemacht,  die  freiwilligen  Fortbildungsschulen  der  Knaben  auch  den 
ITädchen  zu  eröffnen  oder  für  die  letztern  besondere  Schulen  zu 
errichten  (Appenzell  A.-Kh.,  St.  Gallen,  Thurgau). 

Im  Kanton  St.  Gallen  bestanden  zur  Fortbildung  der  Mäd- 
chen in  weiblichen  Handarbeiten  und  Haushaltungskunde  9  Mädchen- 
schalen  (Au,  Berneck,  Balgach,  Grabs,  Buchs,  Ragaz,  Brunnadern, 
Kirchberg,  Zuzwil). 

III.  SekundarsclmleD. 

1.    Organisation. 

Im  Kanton  Aargau  ist  für  die  Fortbildungsschulen  ein 
neuer  Lehrplan  erlassen  worden  (I.  Beilage,  pag.  35).  In  diesem 
Kanton  ist  die  Fortbildungsschule  die  obere  Stufe  der  Gemeinde- 
schule, und  die  untere  Stufe  der  Mittelschule  wird  durch  die  Be- 
zirksschulen vertreten.  Das  Französische  ist  das  unterschei- 
dende Merkmal  für  die  dreiklassige  Fortbildungsschule  gegenüber 
den  obem  drei  Klassen  der  Gemeindeschule,  während  der  Ausbau 
in  vier  Klassen  unter  Herbeiziehung  des  Unterrichts  in  den  alten 

0  Inklusive  zwei  weibliche  Fortbildungsschulen.. 
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Sprachen  das  Unterscheidungsmerkmal  der  Bezirksschnle  von  der 
Fortbildungsschule  ist.  Im  neuen  Lehrplan  der  Fortbildungsschule 
ist  das  Bestreben  ersichtlich,  den  Bedüifnissen  des  praktischen 
Lebens  in  geeigneter  Weise  Rechnung  zu  tragen. 

Im  Kanton  Bern  ist  nunmehr  der  Unterrichtsplan  für 
Sekundärschulen,  Progymnasien  und  Gymnasien  0  definitiv 
in  Kraft  gesetzt  worden.  Hiemit  hat  dieser  Kanton  endgültig  in 
seinen  Mittelschulen  den  Unterricht  in  den  alten  Sprachen  auf  die 
vierte  Klasse  hinaufgerückt,  wo  die  Schüler  das  13.  Altersjahr 
zurückgelegt  haben,  während  früher  schon  in  der  ersten  Klasse 
nach  absolvirtem  10.  Altersjahr  mit   demselben  begonnen  wurde. 

Die  im  Kanton  St.  Gallen  angeordnete  Inspektion  sämtlicher 
Sekundärschulen  durch  ein  Mitglied  des  Erziehungsrates,  deren 
Resultat  in  einem  einlässlichen  Bericht  niedergelegt  wurde,  hat 
die  Behörde  zu  einer  Reihe  von  Beschlüssen  geführt.  Die  ein- 
greifendsten sind: 

1.  Es  ist  beforderlich  ein  pädagogischer  und  gesanglicher 
Fortbildungskurs  für  Real-  (Sekundär-)  Lehrer  zu  veranstalten. 

2.  Die  Realschulen  sind  mit  erhöhten  Staatsbeiträgen  zu 
unterstützen. 

Hiebei  wurden  nachfolgende  Postulate  für  eine  mit  möglichster 
Beförderung  vorzunehmende  Revision  des  Erziehungsgesetzes  und 
der  Schulordnung  aufgestellt: 

a.  Vermehrung  der  Zahl  der  Jahreskurse  und  der  Lehrer,  letzteres 
in  der  Meinung,  dass  an  einer  Schule  mit  2  Kursen  2,  an 
einer  solchen  mit  3  Kursen  3  und  an  solchen  mit  4  Kursen 
wenigstens  i  Lehrer  anzustellen  seien. 

b.  Parallelisirung  der  Klassen  bei  mehr  als  30  Schülern. 

c.  Ausschluss  einer  zweiten  Fremdsprache  für  die  zweikursigen 
Schulen  und  Verschiebung  in  einer  dreikursigen  Schule  auf 
die  dritte  Klasse. 

d.  Einschränkung  des  Klassenzusammenzugs  in  den  verschiedenen 
Unterrichtsfächern. 

e.  Anordnung  einer  Prüfung  oder  einer  Probezeit  bei  Schttler- 
aufnahmen. 

Gleichzeitig  wurden  an  die  Bezirksschulräte  einerseits  und  an 
die  ReaUehrer  anderseits  verschiedene  Wegleitungen  erteilt,  in 
welcher  Weise  die  Leistungen  der  Realschulen  zu  heben  und  ein- 
zelne Unterrichtsfacher  (Aufsatz,  Rechnen  und  Zeichnen)  frucht- 
bringender zu  gestalten  seien. 

2.   Schüler  und  Lehrerpersonal, 

Im  Schuljahr  1889/90  besuchten  27581  Schüler  die  Sekundär- 
schulen.  Darunter  waren  15785  Knaben  und  11796  Mädchen. 
(1888/89:  27254  bezw.  15923  bezw.  11331). 

1)  Jahrbach  1889,  L  Beilage,  pag«  116. 
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Über  die  Freqnenz  der  aufeinanderfolgenden  Klassen  können 
folgende  Angaben  gemacht  werden: 


Kanton 

Zürich  .     . 
Lazem 
Obwalden 
Baselstadt 
Baselland  . 
Aargan 
Thnrgan   . 
Tessin  .    . 


I.  Klasse 
Knab.  Mädeh. 

1612  994 

481  233 

—  11 

535  619 

160  35 

872 

285  135 

277  130 


n.  Klasse  III.  Klasse  IV.  Klasse 

Knab.  Madch.     Knab.  Mädch.     Knab.  Mädob. 


1384  811   474  247 

224  161    —  — 

—    5    —  — 

402  518 

67  14 
475 

128  39 

70  70 


463  617 
101   39 

686 
240  101 
157  100 


—   24 


228  3Jil 

220 
2   4 


Total 

5546 

1099 

16 

S7VÖ 

416 


J253 
934 
804 


Für  nachstehende  14  Kantone  wird  in  den  Jahresberichten 
auch  nähere  Auskunft  über  die  Absenzenverhältnisse  erteilt: 


Kanton 

Zürich  .  . 
Schwyz  .  . 
Obwalden  . 
Glanis  .  . 
Zug  .  .  . 
Solothum  . 
Baselstadt . 
Baselland  . 
Schaffhansen 
St.  Gallen  . 
Aargan  .  . 
Thnrgan 
Tessin    .    . 


Bebiller 

5546 
285 
16 
540 
177 
598 

3713 
416 
777 

1928 

2253 
934 
804 


Absenzen 
entsobol.  nnentscb. 


73346 
2310 
67 
2803 
1448 
6275 

65272 

11130 
18615 

9224 

8226 


1780 
182 
110 
201 
14 
793 

2405 

31 
559 

881 
1185 


Total  der 
Absenzen 

75123 

2492 

177 

3004 

1462 

7068 

67677 

5130 

11161 

19174 

22077 

10105 

9411 


Durchschnitt 
per  Schüler 
entsch.  unentsch.  Total 


13,9 

8„ 
4,1 
5.» 

8,4 
10,5 
17,8 

1*,« 

9.« 

9,« 
10,, 


0,8 

0,« 

6,8 
0,8 

0,1 

1,8 
0,6 


0, 


8 


0,9 
1,4 


13.« 

8,7 
10,8 

5.« 

8,8 

11.« 

18,1 

12,8 

14,8 
9,9 

9,8 
10,7 

11.« 


Das  Lehrerpersonal  aaf  der  Sekunda rschnlstnfe  besteht  ans 
1180  Lehrern  und  201  Lehrerinnen  (1888/89 :  1168  bezw.  205). 
Die  Gesamtzahl  der  Lehrkräfte  betragt  also  1381  (1888/89:  1373). 

IT.  Lehrersemlnarien« 

1.    Organisation, 

Der  nene  Lehrplan  für  das  Lehrerseminar  des  Kan- 
tons Schwyz  in  Rickenbach  (I.  Beilage,  pag.  52)  sieht  einen 
Torkurs  und  drei  Jahreskurse  vor.  Da  immer  mehr  darauf  ge- 
halten wird,  dass  die  Schüler  vor  dem  Eintritt  einen  zweijährigen 
Sekundarschulkurs  durchgemacht  haben,  kann  diese  Lehrerbildungs- 
anstalt künftig  unter  die  Seminarien  mit  vier  Jahreskursen  eingeteilt 
werden. 

An  der  pädagogischen  Abteilung  des  Gymnasiums  in 
Neuenbürg  (Abteilung  Lehrerinnen)  ist  eine  besondere  Abteilung 
fflr  Kindergärtnerinnen  eröffnet  worden  (L  Beilage,  pag.  58). 
Dieselbe  umfasst  zwei  Jahreskurse  und  ist  mit  einem  Kindergarten 
verbunden.  Der  Unterricht  ist  im  ersten  Jahr  vorzugsweise  theo- 
retisch und  wird  gemeinsam  mit  den  künftigen  Primarlehrerinnen 
benutzt.  Im  zweiten  Jahr  besteht  derselbe  ausschliesslich  in  prak- 
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tischen  Übungen  im  Kindergarten.    Am  Schlüsse  des  Kurses  wiid 
auf  Grundlage  einer  Prüfung  die  Wahlfähigkeit  erteilt. 

2.    Schülerfrequenz  und  Lehrerschaft 

Die  Zalil  der  öffentlichen  und  der  privaten  Lehrerbildungs- 
anstalten ist  dieselbe  geblieben  wie  im  Jahi*  1888/89.  Die  Fre- 
quenz gestaltete  sich  folgendermassen : 


1889/90 : 
1888:89 : 


Schüler 

1282 
1262 


Schüle- 


Total 


rinnen 

777   2059 
756   2018 


^^^'''  It^  ^»**« 


Xeupatentirte 
T^ehrer  Lehrerinn.  Total 


268 
229 


58 
44 


326 
273 


385 
317 


221 
276 


606 
593 


Differenz:       +20     +21      +41       +39  H-14     +53      +68      —55 
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Über  die  nachfolgenden  Seminarien  wird  auch  nähere  Auskunft 
erteilt  betreffend  den  Bestand  der  einzelnen  Klassen,  wobei  die 
Schülerzahl  sich  auf  den  Anfang  des  Schuljahres  bezieht. 


T.  Klasse 

II.  Klasse 

m.] 

Klasse 

IV. 

Klasse 

Kanton 

Seminar 

Schü- 

Schüle- 

Schil- 

Schüle- 

Schü- 

■ Schüle- 

Schü- 

Schüle- 

Total 

ler 

rinnen 

ler 

rinnen 

ler 

rinnen 

ler 

rinnen 

Zürich : 

Küsnacht     .     .     . 

50 

6 

30 

5 

31 

1 

30 

— 

153 

Zürich     .     .     .     . 

39 

17 

10 

8 

74 

Bern: 

Hofwyl    .     .     .     . 

.    36 

35 

— 

29 

33 

133 

Pruntrut      .     . 

11 

13 

15 

15 

54 

Hindelbank .     . 

300 

30 

Delsberg      .     . 

281) 

28 

M&dchensek.-Schnle  Bern 

30 

29 

.— 

17 

76 

Nene  Midehenachule  Bern 

30 

29 

21 

— 

80 

Laxem : 

Hitzkirch     .    . 

■     16 

7 

— 

13 

5 

41 

Sehwn: 

Rickenbach .    . 

9 

— 

6 

— 

10 

16 

41 

Zog: 

Zug     .... 

•     15 

9 

10 

34 

St.  Gallen: 

Mariaberg    .     . 

21 

— 

25 

21 

67 

Granbünden 

:  Schiers    .    .    . 

•      8 

• 

13 

9 

— 

30 

Aargan: 

Wettingen  .    . 

24 

21 

20 

18 

— 

83 

Thirgan : 

Kreuzungen 

.    30 

27 

— 

28 

— 

85 

y.  Höhere  Mädchenschnlen. 

•• 

über  die  höhern  Mädchenschulen  in  den  grössern  Schweizer- 
städten werden  folgende  statistische  Angaben  gemacht: 


Schul  orte 

Zürich 

Jahresknrse  KJass. 

2            2 

2  2 

8  21 

6  19 

3  3 

9  13 
1            3 

7  19 

Schülerinn. 

37 

16 
730 
742 

26 
917 
156 
803 

Lehrer 

8 

3 
16 
20 

4 

20 

.    15 

26 

Lehrerinn. 

1 

4 
20 
14 

2 
10 

2 

0 

Total 
9 

Winterthur . 
Bern   .    .    . 
Basel  .     .    . 
Aarau      .     . 

7 
36 
84 

6 

Lausanne 
Neuenburg  . 
Genf   .    .    . 

1889:80 
1888;89 

30 
17 
31 

:      38          82 
:       40          80 

3427 
2836 

112 
107 

58 
56 

170 
163 

2        -r2 

+591 

+5 

+2 

,  f 

^)  Es  finden  nur  alle  drei  Jahre  Schttlerauf nahmen  statt. 
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An  der  höhern  Töchterschule  in  Zürich  wurde  ein  dritter 
Lateinkurs  eingerichtet  und  damit  eine  geeignete  Vorbereitung  auf 
die  Maturitätsprüfung  an  der  Hochschule  ermöglicht.  Im  Winter 
werden  jeweilen  an  der  Schule  Abendvorträge  für  Frauen  einge- 
richtet. Der  Zyklus  1889/90  umfasste  12  Vorträge  über  die 
neueste  Geschichte  von  1847 — 48.  Die  Frequenz  betrug  51  Schü- 
lerinnen (inkl.  Lehrerinnenseminar)  und  66  weitere  Zuhörerinnen. 

TL  Eantonsschnlen 
(Gymnasien,  Indnstrieschnlen,  Handelsschulen). 

1.    Organisation. 

Für  die  kantonalen  Mittelschulen  wurden  folgende  wichtigere 
Verordnungen  erlassen: 

flf.  Errichtung  einer  vierten  Klasse  der  pädagogischen  Abteilung 

der  Kantonsschule  in  Solothum  (I.  Beilage,  pag.  69). 
6.  Aufnahme  und  Promotion  der  Schüler  an  der  Kantonsschule 

in  Solothurn  (I.  Beilage,  pag.  69). 
c.  Lehrplan  für  die  Waffenübungen  an   der  Kantonsschule  in 

Zürich  (I.  Beilage,  pag.  70). 
rf.  Ordnung  für  die  Maturitätsprüfungen  in  Basel  (I.  Beilage, 

pag.  72). 
e,  Reglement  über  die  Maturitätsprüfungen  für  Abiturienten  des 

Lyzeums  in  Luzern  (I.  Beilage,  pag.  73). 
/.  Reglement  relatif  au  certificat  de  maturite  avec  Programme 

du  canton  du  Valais  (I.  Beilage,  pag.  77). 
g.  Reglement  und  Hausordnung  für  das  Kantonsschüler-Kosthaus 

in  Aarau  (I.  Beilage,  pag.  86  u.  87). 
h,  Konviktordnung  für  die  bündnerische  Kantonsschule  inChur 

(L  Beilage,  pag.  89). 
/.    Reglement  über  die  Benutzung  der  aargauischen  Kantons- 

bibüothek  (L  Beilage,  pag.  92). 

Die  Revisionspunkte  in  der  Organisation  der  schweizerischen 
Mittelschulen  im  Jahr  1890  betrafen  also  ausser  dem  Abschlüsse 
der  Reorganisation  der  solothurnischen  Kantonsschule  insbesondere 
die  Maturitätsprüfungen,  die  militärische  Vorbildung  und  die  Kost- 
häuser  für  die  unbemittelten  Kantonsschüler.  Die  neuen  Regle- 
mente  betreffend  die  Maturitätsprüfungen  bilden  die  Nachwirkung 
des  Erlasses  der  Verordnung  über  die  eidgen.  Medizinalprüfungen 
vom  19.  März  1888,  und  die  stärkere  Betonung  der  Waffentibungen 
an  der  zürch.  Kantonsschule  schliesst  in  sich  die  freiwillige  Mit- 
wirkung beim  Ausbau  des  militärischen  Vorunterrichts  auf  der 
dritten  Stufe. 

Nachfolgende  besondere  Verfügungen  betreffend  einzelne  Mittel- 
schulen dürften  von  allgemeinerem  Interesse  sein: 
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Zwischen  dem  eidgenössischen  Schulrate  und  den 
Schulbehörden  von  Bern  ist  ein  Maturitätsvertrag  verein- 
bart worden,  demzufolge  die  Abgangsprüfung  der  Eealabteilung 
des  Gymnasiums  in  Bern  zum  Eintritte  ins  Polytechnikum  berechtigt. 
Drei  Noten,  sehr  gut,  gut,  befriedigend,  gelten  für  die  Matnrität 
und  zur  Aufnahme  in  die  polytechnische  Schule.  Besonderes  Ge- 
wicht legt  der  Schulrat,  der  sich  das  Recht  wahrt,  besondere 
Abgeordnete  an  die  Maturitätsprüfung  (nicht  als  Examinatoren) 
zu  senden,  darauf,  dass  die  mathematischen  Kenntnisse  nicht  nur 
theoretisches  Verständnis,  sondern  auch  Sicherheit  und  Fertigkeit 
in  der  Anwendung  umfassen.  Unter  Vorbehalt  einer  Prüfung  in 
darstellender  Geometrie  und  Physik  anerkennt  der  Schulrat  auch 
die  Prüfung  des  Literargymnasiums  (472  Jahreskurse)  zur  Auf- 
nahme ins  Polytechnikum. 

Anlässlich  eines  konkreten  Falles  hatte  der  Erziehungsrat  des 
Kantons  Schaffhausen  Gelegenheit,  sich  über  die  Dispensation 
vom  Griechischen  auszusprechen.    Er  äusserte  sich  dahin,  dass 
grundsätzlich  vom  Lehrplan  dieses  Fach  als  ein  fakultatives  behandelt 
werde,  dass  aber  die  Behörde  sich  durch  einschränkende  Bestim- 
mungen  ein  gewisses  Entscheidungsrecht  von  Fall  zu  Fall  habe 
wahren  wollen,  um  sich   gegen   offenbare  Willkürlichkeiten   von 
Eltern  oder  Schülern  zu  schützen.    Wenn  die  Lehrerkonferenz  des 
Gymnasiums  bestrebt  sei,  bei  Behandlung  von  Dispensgesuchen  die 
Interessen  einer  harmonischen  Ausbildung  zu  wahren  und  willkür- 
lichen Begehren  zu  begegnen,  so  verdiene  das  nur  Anerkennung. 
Der  Erziehungsrat  aber  müsse  sich  an  den  im  Lehrplan  enthaltenen 
Grundsatz  halten  und  zwar  müsse  davon   ausgegangen  werden, 
dass  der  Inhaber  der  väterlichen  Gewalt  darüber  zu  entscheiden 
habe,   in  w^elcher  Richtung  die  Ausbildung  eines  jungen  Mannes 
erfolgen  solle.    Die  Entscheidung  des  Vaters  oder  dessen  SteÜ- 
vertreters  müsse  so  lange  massgebend  sein,  als  bei  demselben  die 
Voraussetzungen  einer  ernsten  Prüfung  seines  Entschlusses  vor- 
handen seien.    Es  liege  unter  Umständen,  geradezu  im  Interesse 
eines  Schülers,  dass  er  dispensirt  werde.    Über  das  Vorhandensein 
eines  solchen  Interesses  habe  aber  nur  derjenige  zu  entscheiden, 
dem  die  ganze  Erziehung  obliege.    Endlich  sei  zu  beachten,  dass 
der  Lehrplan  insofern  eine  Lücke  habe,  als  das  Fach  der  englischen 
Sprache  für  Humanisten  nicht  mehr  obligatorisch  sei;    die  Aus- 
büdung  in  dieser  und  vielleicht  auch  in  der  italienischen  Sprache 
könne  aber  für  einen  jungen  Mann  geradezu  die  Voraussetzung 
zum  Durchlaufen   des  gewählten  Bildungsganges  sein,  während  er 
des  Griechischen  vielleicht  nicht  mehr  bedürfe.  Aus  diesen  Gründen 
wurde  einem  Dispensgesuch  entsprochen,  das  die  Lehrerkonferenz 
abgewiesen  hatte. 

Im  Kanton  Neuenburg  ist  an  der  neuen  Handelsabteilnng 
ein  Vorkurs  eingerichtet  worden: 


..j 


Kantonsschulen.'  111 

„Les  elfeves  ötrangers  devenant  chaque  ann6e  plus  nombreux, 
il  a  etö  organise  ä  leur  Intention  un  cours  preparatoire  destinö  ä 
Tetnde  de  la  langne  fran^aise  et  k  la  räp6tition  des  points  du  Pro- 
gramme de  nos  äcoles  secondaires  qui  sont  ä  la  base  de  Tenseigne- 
ment  commercial.  Ce  cours  dure  du  15  avril  au  15  juillet,  ce  qui 
feit  qu'ä  la  rentrße  de  septembre  tous  les  61feves  6trangers  con- 
naissent  assez  la  langue  frauQaise  pour  suivre  les  cours  sans  diffi- 
cult^  et  ont  des  connaissances  süffisantes  poui*  profiter  dans  la 
plus  large  mesure  de  Tenseignement  qui  leur  est  donn6." 

In  der  nachfolgenden  Tabelle  wird  der  Versuch  gemacht,  nicht 
nur  die  Frequenz  und  den  Anschluss  der  verschiedenen  Abtei- 
lungen, sondern  auch  die  Schülerzahl  der  einzelnen  Klassen  der 
Mittelschulen  zu  zeigen,  soweit  in  den  Jahresprogrammen  diese 
Angaben  zu  finden  waren.  Hiebei  war  es  des  Raumes  wegen  nicht 
möglich,  überall  auch  die  Altersklassen  und  den  Anschluss  an  die 
Primarschule  anzudeuten.  So  hätten  z.  B.  die  Gymnasien  Bern 
und  Basel  noch  um  zwei  Kolonnen  nach  links  gerückt  werden 
sollen,  um  zu  zeigen,  dass  sie  schon  an  die  4.  Klasse  der  Primar- 
schule bezw.  an  das  ziuUckgelegte  10.  Altersjahr  anschliessen. 

Zürich:  i.Ki.  n.  in.  iv.  v.  vi.  vn.  vm.  ix.        toui 

Gymnasium 94    70  67  57  48  38  28    —  —  402 

MMtrieschnle  ....  —    —  42  29  23  16  8    —  —  118 

Handelsschule    ....  —    —  30  21  —  —  —    —  —  51 

94  70  139  107  71  54  36  —  —  ~57r 
Winterthur: 

Gymnasium 37  29    24    14  12  10  11  —  —  137 

Industrieschule  .    .    .    .      ->  -~    —    21  4  4  4  —  —  33 

37  29  24  a5  16  14  15  —  —  170 
Bern: 

Progymnasium  ....      76  96  55  59  —  —  —  —  —  286 

Literarabteüung     ...—  —  —  —  20  21  21  16  15  93 

ßealabteüung    ....—  —  —  _>  12  17  12  5  —  46 

Handelsabteilung  ...      —  _  _  _  22  11  —  -—  —  33 

Lerberschule: 
Literarabteüung    . 
Realabteilung    .    . 
Obergymnasium 


Burgdorf: 

Literarabteilung 
Bealabteilung    . 

Pruntrut: 

Gymnasium  .    . 
Bealschule    .    . 


76 

96 

55 

59 

54 

49 

33 

21 

15 

458 

•  • 
■     • 

•  • 

14 
17 

24 
6 

20 
13 

25 
17 

21 
12 

21 
9 

17 

10 

14 

125 
74 
41 

31 

30 

33 

42 

33 

30 

17 

10 

14 

2400 

■    • 

•     • 

26 
21 

24 
9 

4 
17 

14 

7 

6 
3 

17 

1 

19 

14 

— 

124 

.^8 

47 

33 

21 

21 

9 

18 

19 

14 

— 

182 

:| 

18 

36 

30 

8 
15 

8 

7 

6 

4 

8 
2 

9 

— 

|l51 

18    36    30    23    15    10    10      9    —      151 


0  An  der  Lerberschule  besteht  noch  eine  Elementarabteilung  mit  118 
Schtilem. 


112  Das  TJnterrichtswesen  in  den  Kantonen. 

Luzern:  LKi.  II.  in.  iv.  v.  vi.  ^^I.  vni.  ix.      Total 

Gymnasium 27  26  21  20  19  17  —    —    —      130 

Lyzeum —  —  —  —  —  —  25    25    —        50 

Eealschule 44  59  81  13  4  3  —    —    —      154 

Handelsschule   ....  —  —  17  —  —  —  —    —    —        17 

Altdorft 

Literarabteilung    . 

Bealabt eilung    .    . 

—  —  12  15  11  3  3      1    —        45 

Seh  w  V  z  * 

Gymnasium 21  24  24  28  21  10  —    —    —      128 

Philosophischer  Kurs      .  —  —  —  —  —  —  28    —    —        28 

Realschule 33  17  45  44  23  4  —    —    —        71 


71  85 

69 

33 

23 

20  25  25 

351 

4 

8 

7 

8 

2 
9 

1 
2 

3   1 

18 
27 

54    41    69    72    44    14    28    —    —      227 

Einsiedeln: 

Gymnasium 38    84    48    37    31    34    —    —    —      222 

Lyzeum _    _-.^___-22    24—        46 

Samen: 

Gymnasium   .    .    . 
Realschule    .    .    .        

41    33    22    18    27    15    —    —    —      156 

Zug: 

Industrieschule      ...      26    17    24    15  ^  14      2      2    —    —      100 
Gymnasium 5444385    —    —        33 


38 

34  48  37  31  34  22  24 

268 

.   15 
.   26 

23  22  18  27  15 

10           —        — 

120 
36 

31  21  28  19  17  10  7  —  —  133 

Freiburg: 

Literarabteüung    ...      17  22  32  20  26  26  —  —  —  143 

Realabteilung    ....      19  21  12  20  5  30  15  3  —  125 


36  43  44  40  31  56  15  3  —  268 
Solothurn: 

Gymnasium 23  13  9  12  12  14  16  —  —  99 

Gewerbeschule  ....      29  26  23  17  4  8  —  —  —  107 

Pädagogische  Abteilung      —  —  —  13  9  9  —  —  —  31 


52    39    32    42  25  31  16  —  —  237 
Basel* 

Gymnasium 93    86    99    77  43  39  45  33  —  515 

Realabteilung    ....     175  168  147  103  53  40  22  i)  —  708 

Handelsabteilung  .    .     .      —    —    -.    —  32  15  2  —  —  49 

Schaffhausen: 
Hum.  Abteilung 
Realist.  Abteilung  .        

—  42  38  23  20  9  14  —  —  146 
St.  Gallen: 

Gymnasium 33  44  22  24  28  24  14  —  —  189 

Industrieschule  ....—  —  28  25  16  9  —  —  —  78 

Handelsschule   ....—  —  35  25  4  —  —  —  —  64 


268  254  246  180  128 

94 

69  33  —  1272 

21  15   9  10 
21  23  14  10 

5 

4 

11         71 
3  —  —    75 

33    44    85    74    48    33    14    -     —      331 

0  Die  oberste  Klasse,  die  im  Herbst  abging,  zählte  18  Schüler. 
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Landwirtschaftliche  Bemfsschnlen. 
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Chur: 

Gymnai^iom  .... 
B^alschnle    .    .    . 
Handelsschule    .    . 
Pädagogische  Abteilang 


Aar  an: 

Gymnasium  . 
Gewerbeschule 


I.  Kl.  II.  in.  IV.  V.  VI.  VII.  Vin.  IX.  Total 

—  12  13  15  24  19  14  11  —  108 

—  33  37  44  —  —  —  —  —  114 

—  —  —  —  21  —  —  —  —  21 


f              —    —    28 

29 

23 

18 

—    — 

98 

45    50    87 

74 

42 

32 

11    - 

-      341 

15    11    20 
26 

10 
22 

17 

8 

9 
5 

82 
61 

Franenfeld: 
Gymnasium  . 
Industrieschule 
Handelsschule 


15    11    46    32    25    14 


—      143 


7  9  20  19  8  10  10  —  —  83 
33  31  20  15  10  5  3  —  —  117 
—    —    —    13    —    —    —    —    —        13 

213 


40    40    40    47     18    15    13    —    — 

3.   Lehrerpersonal. 

Im  Jahr  1889/90  waren  890  Lehrkräfte  an  den  Mittelschulen 
tätig,  wovon  620  an  demjenigen  mit  Anschlnss  und  270  an  den- 
jenigen ohne  Anschlnss  an  das  akademische  Studium.  Diese  An- 
gaben sind  indes  nicht  ganz  vollständig. 

413  Abiturienten  machten  die  Maturitätsprüfung  für  den  Eintritt 
in  die  wissenschaftlichen  und  technischen  Hochschulen  (1889:  367). 

TIT.  Landwfrtschaftliehe  Bernfsschnlen. 

Die  kantonalen  landwirtschaftlichen  Berufsschulen 
im  Strickhof  (Zürich),  in  Eütti  (Bern)  und  in  Cernier  (Neuenbui-g) 
weisen  folgende  Frequenz  auf : 

Strickhof     .    . 

RStti  a.  Ludw.-ScL 

h.  lolkirei-Sch 

Cernier  a.  Lu4w.-Sch 

h,  H«lke.-S(li 

1890 

Siehe  auch  eidgenössische  polytechnische  Schule  und  Förderung 
des  landwirtschaftlichen  Bildungswesens  durch  den  Bund  (pag.  48 
bis  50,  60—61)  und  statistischer  Teil. 

Till.  Gewerbliche  Berufsschulen. 

1,  Technikum  in  Winierthur. 
Die  Frequenz  war  folgende: 


Schüler 
Vorkurs     l.Kl. 

II.  Kl. 

Praktik. 

Total 

Lehrer 
theoret.    prakt. 

Total 

.       —            30 

23 

53 

6 

4 

10 

2            16 

1.                    5 

22 
6 

i] 

58 

1.                  15 
14 

13 

.1 

43 

10 

4 

14 

2          80 

64 

8 

154 

■~> 

Sommersemester  1889 

Wintersemester  1889/90 

Abteilan^ 

Schiller  Hospitanten 

Total 

Schüler 

Hospitanten 

Total 

Bantechniker    .    .    . 

.     .         30 

30 

60 

60 

MaMhinentechniker  .    . 

.    .      175 

20 

195 

134 

18 

152 

Dlektrotechniker  .    .    . 

13 

13 

17 

17 

Chemiker      .... 

.    .        26 

26 

22 

— 

22 

Geometer 

.    .        16 

16 

12 

2 

14 

Kunstgewerbe  .    .    .    . 

.    .        24 

24 

48 

26 

28 

54 

Hindel 

.    .        41 

103 

144 

41 

112 

153 

325(6) 

147 

472 

312(7)  160(34) 

8 

472 

?^-' 


r« 
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Unter  den  315  Schülern,  welche  sich  im  Wintersemester  an 
der  Anstalt  befanden,  waren  105  Kantonsbürger  (33,3  %),  161 
andere  Schweizer  (51,3%)  und  49  Ausländer  (15,4  %). 

Am  Schlüsse  des  Kurses  wurden  an  63  Geprüfte  57  Fähig- 
keitszeugnisse erteilt  und  zwar  an  Bautechniker  4,  Maschinen- 
techniker 29,  Electrotechniker  5 ,  Geometer  4,  Chemiker  5,  Zeich- 
nungslehrer 1,  Handelsschüler  9. 

2.  KiinstgetcerbescJiule  in  Zürich. 

Als  Neuening  ist  die  Errichtung  von  Fachkursen  für  Hand- 
werker zu  erwähnen. 

Es  wurde  ein  Sonntagskurs  im  Vergolden  (Handvergoldekurs) 
für  Buchbinder  eingerichtet,  welcher  24  Teilnehmer  zählte. 

In  der  Lehrwerkstätte  für  Möbelschreiner  befanden  sich  im 
Sommer-  und  im  Winterhalbjahr  9  Schüler. 

Die  Frequenz  ergab  im  Sommersemester  33  Schüler  und 
12  Hospitanten,  im  Wintersemester  38  Schüler  und  21  Hospitanten. 
Hie  von  waren  11  bezw.  15  Damen. 

Im  Wintersemester  wurden  folgende  Spezialfächer  benutzt: 
Ornamentzeichnen  von  50,  Blumenzeichnen  von  34,  Figurenzeichnen 
von  42,  Studienkopf  von  16,  Aktzeichnen  von  16,  dekoratives 
Malen  von  14,  architektonisches  Zeichnen  und  Komposition  von 
44,  Fayencemalen  von  12,  Ornamentale  Komposition  von  14,  Model- 
liren von  12,  Holzschnitzen  von  4,  Stillehre  von  27,  darstellende 
Geometrie  von  19,  Perspektive  von  15,  Methode  von  6,  perspek- 
tivisches Freihandzeichnen  von  11  und  Werkzeichnen  von  9  Teil- 
nehmern. 

3.  Kunstschule  in  Bern. 

Unter  den  67  Schülern  befanden  sich  36  angehende  Künstler 
und  Dilettanten,  6  Lehi-er  und  Lehrerinnen,  12  Lehramtskandi- 
daten und  13  angehende  Kunsthandwerker. 

4,  Kunstgewerbeschule  in  Luzern. 

Die  Anstalt  wurde  von  46  Tagesschülern  und  59  Schülern 
der  Freikiurse  besucht.  Die  Fortbildungsschule  für  technisches 
Zeichnen  zählte  im  I.  Kurs  28,  im  n.  Kurs  50  Schüler. 

5.  Allgemeine  Getcerbeschule  in  Basel. 

Im  Sommer  1890  zählte  die  untere  Abteilung  der  Gewerbe- 
schule 146  Schüler,  die  obere  in  den  gewerblichen  Klassen  271, 
in  den  Kunstklassen  23  Schüler  und  95  Schülerinnen;  zusammen  535. 

Im  Wintersemester  1890/91  hatte  die  untere  Abteilung  215 
Schüler,  die  obere  in  den  gewerblichen  Klassen  359,  in  den  Kunst- 
klassen  30  Schüler  und  98  Schülerinnen;  total  702. 
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Auf  Ende  1890  waren  an  der  allgemeinen  Gewerbeschule  8 
Lehrer  definitiv  und  8  Hülfslehrer  für  einzelne  Fächer  provisorisch 
angesteUt. 

6.  Zeichnungsschule  für  Industrie  und  Gewerbe  in  St  GaUen, 

Es  wurde  eine  neue  Abteilung  fftr  Heranbildung  von  Arbeits- 
lehrerinnen mit  der  Anstalt  verbunden.  Dieselbe  umfasst  einen 
ganzen  Jahreskurs  und  ist  das  erste  ständige  Institut  in  der 
Schweiz  zur  Erfüllung  dieser  wichtigen  Aufgabe. 

7.  Ecole  des  Arte  industrids  in  Genf. 

Es  wurden  von  7  Lehrern  175  Schüler  und  Schülerinnen  unter- 
richtet. 

IX.  Tlerarznelschnlen. 

Die  Schülerfrequenz  war  folgende: 

Sommersemester  1889  Wintersemester  1889/90 

Zürich    .    .    48  11  aS  4  47  9  36  2 

Bern  ...    47  17  28  2  57  22  33  2 

Über  das  beim  Unterricht  zur  Verfügung  stehende  Kranken- 
material wird  folgender  Aufschluss  erteilt: 

"pÄfen       Konsultationen       Sektionen      ^"^j\*liSk'*^*'*'  Total 

Zürich  .  .    1524      2681       459       2399      7063 
Bern  .  .  .    442      1244       211       2050      3947 

Hiebei  ist  zu  bemerken,  dass  an  der  Tierarzneischule  in 
Zürich  die  Patienten  im  Tierspital  für  Sommer  und  Winter  dop- 
pelt gerechnet  sind,  soweit  sie  von  einem  Semester  in's  andere 
hinüber  getragen  wurden.  Die  Konsultationen  beziehen  sich  auf 
die  Zahl  der  Vorführungen  und  Besuche. 

X.  Hochschulen. 

1.  Gesetze  und  Verordnungen, 

Im  Berichtsjahr  hat  die  Erweiterung  der  bisherigen  Academie  in 
Lausanne  zur  Hochschule  stattgefunden  (I.Beil.,  pag.  95 und  100). 

Im  Kanton  Genf  ist  die  Reorganisation  der  Schule  für 
Zahnärzte  vorgenommen  worden  (I.  Beilage,  pag.  110). 

Der  Kanton  Baselstadt  hat  das  Universitätsgesetz  dahin 
erweitert,  dass  auch  weibliche  Studirende,  wenn  sie  Schweizerinnen 
sind  oder  ihre  Vorbildung  in  Basel  erhalten  haben,  aufgenommen 
werden  können.    (I.  Beilage,  pag.  111). 

ImKt.  Freiburg  ist  die  neue  Hochschule  mit  einer  juristischen 
und  einer  philosoph.  Fakultät  eröffnet  worden.    (I.  Beil.,  pag.  111.) 

Die  im  weitern  über  die  Hochschulen  erlassenen  Verord- 
nungen finden  sich  in  der  I.  Beilage  (pag.  114  und  ff). 

2,  Frequenz  und  Promotionen. 

Der  Besuch  der  Schweiz.  Hochschulen  inklusive  Polytechnikum 
gestaltete  sich  im  Wintersemester  1889/90  folgendermassen : 
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Hochschulen. 


»»  V 


t.- 


V 
K 


» 


Schweiz.  Polytech.,  Zürich 
Hochschule  Zürich    . 
Bern  .    . 
Basel .    . 

„  Genf .    . 

Acadömie  de  Lausanne 

„         „  Neuch&tel 
Theol.  Anstalt  Luzem 
Jurist.  Fakultät  in  Freiburg 
Cours  de  droit  in  Sitten  .    . 


Freqaeiiz  Promotionen 

Stad.      Audit.     Total    Theol.   Jurist.  Med.     PhU.     Total 


622 

501 

567 

409 

437 

200 

67 

43 

13 

14 


339 

98 
201 

37 
207 

38 

50 


961 

599 

768 

446 

644 

238 

117 

43 

13 

14 


12») 

22 

30*) 

64 

10 

30 

16 

56 

6 

14 

24') 

44 

2 

8 

11 

21 

1889/90:  2873   970  3843   —   30   74 
1888/89:  2791   820  3611   —   18   71 


81     1») 
85     174 


Differenz:    +82  +150  +232       —  +12    +3     —4  +11 


^)  Hievon  zwei  honoris  causa.    *)  5  honoris  causa. 


3.   Vodesungen, 

Die  Zahl  der  im  Wintersemester  1889/90  angekündigten  Vor- 
lesungen ergibt  sich  aus  folgender  Zusammenstellung: 

Zahörer 
per  Vorlesung 

17 


Vorlesungen 

angekflndlgt          gehalten 

Zürich .    . 

257                 190 

Bern    .    . 

260                 215 

Basel  .    . 

150 

Zahl  der 
wöchent.  Stunden 

522 
538 
510 


Total  der 
Zuhörer 

3090 

2403 


15 
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4.  Lehrpersonal, 

Der  Bestand  des  Lehrpersonals,  sowie  die  auf  einen  Dozenten 
im  Durchschnitt  entfallende  Zahl  von  Studirenden  und  Auditoren 
gestaltete  sich  auf  Schluss  des  Wintersemesters  1889/90  wie  folgt: 


Professoren       ppjvat- 
ordent-    ausser-     Vf:!!:; 


liehe    ordentliche 


dozent. 


Total 


Stud.  n.     Zuhörer 
Auditoren  per  Dozent 


Schweiz.  Polytech. 
Hochschule  Zürich 
„  Bern . 

Basel 
„  Genf . 

Acad^mie  Lausanne 
Neuenburg 


r. 


1889.90 
1888/89 

Differenz 


50 

32 

32 

114 

961 

8,4 

40 

14 

47 

101 

599 

5,9 

43 

17 

49 

109 

768 

7^ 

71 

446 

6,3 

85 

644 

7,5 

21 

23 

5 

49 

238 

u 

28 

1 

8 

37 

117 

3„ 

; 

566 

3773 

6,6 

• 

534 

3555 

6,6 

+32 

--218 

— 
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Vierter  Abschnitt. 


Schnlgesnndheitspflege. 
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Hier  ist  insbesondere  die  neue  Verordnung  des  Kantons 
Zürich  betreffend  die  Schnlgesundheitspflege  zu  erwähnen 
(I.  Beilage,  pag.  23  und  27). 

Die  Stadt  Basel  macht  sich  durch  fortgesetzte  Bemühungen 
zar  Erhaltung  der  Gesundheit  ihrer  Schulkinder  verdient. 

„Basel  besitzt  auch  für  den  Winter  ein  regelrecht  eingerich- 
tetes Schulbad.  Ein  gewölbtes  Gemach  im  Souterrain  der  Bläsi- 
schule  wird  durch  eine  anderthalb  Meter  hohe  Ladenwand  in  zwei 
Abteilungen  geschieden,  die  eine  ist  An-  und  Auskleide-,  die 
andere  Baderaum.  In  letzterm  befinden  sich  ein  Gasofen  zur  Er- 
wärmmig  des  Wassers  und  10  Douchen,  welche  es  ermöglichen,  dass 
immer  10  Kinder  miteinander  baden,  resp.  „Douchen  nehmen" 
können.  Jedes  Kind  erhält,  nachdem  es  sich  schnell  entkleidet 
hat,  eine  Badeschürze  und  Seifenschaum,  den  es,  unter  der  Douche 
stehend,  verreiben  muss. 

Ein  lauer,  feiner  und  doch  kräftiger  Eegen  strömt  sodann 
ungefähr  5  Minuten  lang  auf  die  Kinder  herunter.  Das  „Baden" 
ist  ffii*  die  Kinder  eine  grosse  Lust.  Es  ist  möglich,  täglich  300 
Kinder  dieser  gesunden,  reinigenden  und  vergnüglichen  Operation 
teilhaftig  werden  zu  lassen.  Die  Einrichtungskosten  betragen 
2427  Fr.,  die  Betriebskosten  7  Ep.  per  Bad." 

Vom  27.  Januar  1890  an  wurden  an  51  Tagen  über  4000 
Douchen  verabreicht.  Von  den  Schülern,  welche  von  Woche  zu 
Woche  wechselten,  nahmen  zirka  80  %  freiwillig  teil. 

Aus  dem  letzten  Jahresberichte  des  Schularztes  in  Basel  ver- 
nehmen wir: 

„Der  Schularzt  machte  es  sich  zur  Pflicht,  bei  seinen  Schul- 
besuchen nicht  nur  auf  Abstellung  allgemeiner  Übelstände,  wie 
mangelhafte  Heizung,  Reinigung,  Ventilation,  ungenügender  Dienst 
an  den  Waterclosets  hinzuwirken,  sondern  fasste  auch  die  ein- 
zelnen Schüler  ins  Auge  und  griff  entweder  selbst  ein  oder  gab 
die  nötigen  Anweisungen,  suchte  in  einzelnen  Fällen  auch  die 
15chüler  bei  ihren  Eltern  auf,  um  die  erforderliche  Pflege  zu  er- 
wken.  In  seiner  Wohnung  erteilte  er  135  Konsultationen  an 
Schüler  wegen  Krankheiten,  über  Fähigkeit  zum  Schuleintritt  und 
wegen  nachgesuchter  Dispensationen.  Dann  hatte  der  Schularzt 
imtzuwirken  bei  der  Auswahl  der  Kinder  für  die  Spezialklassen. 
ur  die  Ferienversorgung  und  für  die  Suppenverteilung.    Endlich 
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hatte  er  über  verschiedene  Schulfragen  Gutachten    an    das  Er- 
ziehungsdepartement zu  erstatten." 

Die  Überbürdung  der  Schüler  bildete  an  verschiedenen 
Orten  Gegenstand  einlässlicher  Behandlung. 

Der  Schulverein  der  Stadt  Zürich  machte  eine  Eingabe 
an  den  Erziehungsrat,  um  der  Behörde  für  die  bevorstehende 
Revision  des  Lehrplans  die  Notwendigkeit  der  Entlastung  ans 
Herz  zu  legen.  Soweit  dabei  sanitarische  Verbesserungen  in  Frage 
kommen,  beziehen  sich  die  Vorschläge  insbesondere  auf  folgende 
Punkte :  1)  Reduktion  der  täglichen  Schulzeit  und  der  Schülerzahl 
einer  Klasse;  2)  Beschränkung  der  schriftlichen  Hausaufgaben; 
3)  Förderung  täglicher  Leibesübungen  und  der  Handarbeit  neben 
dem  Unterricht;  4)  Berücksichtigung  der  gesundheitlichen  Forde- 
rungen im  gesamten  Schulleben  von  Seiten  der  Lehrer;  5)  Ver- 
meidung unpassender  Nebenbeschäftigungen  und  übertriebener 
Privatstunden,  sowie  Vereinfachung  der  kindlichen  Genüsse  ausser- 
halb der  Schule. 

In  der  Kulturgesellschaft  des  Bezirkes  Aarau  hielt 
Dr.  Schenker  in  Aarau  einen  Vortrag  über  Kinderkrankheiten, 
wobei  er  insbesondere  auch  auf  die  Schulkrankheiten  zu  sprechen 
kam  und  der  körperlichen  Erziehung  der  Jugend  warm  das  Wort 
redete.  Der  Vortragende  erklärte  eine  sanitarische  Inspektion 
der  Schulen  als  ebenso  notwendig  als  die  pädagogische. 

'  Auch  im  Kanton  Thurgau  hat  eine  zahlreich  besuchte  Lehrer- 
versammlung den  Gegenstand  der  Überbürdung  in  den  schwei- 
zerischen Volksschulen  behandelt  und  darüber  im  wesent- 
lichen folgende  Beschlüsse  gefasst: 

1.  Die  Klagen  betreffend  Überbürdung  in  unsern  Volks- 
schulen leiden  an  einer  gewissen  Unklarheit.  Sie  mögen  zwar 
zum  Teil  begründet  sein,  in  ihrer  Allgemeinheit  aber  sind  sie 
vielfach  übertrieben. 

2.  Der  Lehrer  mache  es  sich  zur  Pflicht,  unfiruchtbare  Ge- 
dächtnisarbeit zu  vermeiden  und  bei  Erteilung  und  Taxation  der 
Schularbeiten  die  Fähigkeiten  der  einzelnen  Kinder  wohl  zu  be- 
rücksichtigen. Er  lasse  es  sich  angelegen  sein,  die  eigentlich 
erzieherischen  Zwecke,  namentlich  aber  Geistes-  und  Gemuts- 
bildung,  bei  allem  Unterrichte  stets  im  Auge  zu  behalten.  Die 
tägliche  Schulzeit  darf  nicht  überschritten  werden;  in  den  Ele- 
mentarklassen sind  überhaupt  keine,  in  den  Oberklassen  der 
Primarschule  keine  schriftlichen  Hausaufgaben  zu  erteilen. 

3.  Staat  und  Gemeinden  sollten  das  Maximum  der  Schüler- 
zahl auf  60  reduziren. 

In  Baselstadt  wurden  die  Vorschriften  betreffend  Gesundheits- 
pflege der  Lehrerschaft  neuerdings  zur  Nachachtung  empfohlen 
und  die  Inspektoren  eingeladen,  über  die  Kontrole  der  Haus- 
aufgaben  zu   berichten.    Die   medizinische   Gesellschaft   erklärte 
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sich  auf  gestelltes  Ansuchen  in  verdankenswerter  Weise  bereit, 
durch  ihre  Mitglieder  Beobachtungen  von  Überbürdung  durch 
Schalaufgaben  oder  allfallige  sonstige  in  der  häuslichen  Praxis 
gemachte  Wahrnehmungen  betreffend  gesundheitsschädliche  Zu- 
stande in  den  Schulen  dem  Erziehungsdepartement  zur  Kenntnis^ 
zu  bringen.  Zu  diesem  Behufe  wurden  den  Herren  Ärzten  ge- 
druckte Formulare  zum  Ausfüllen  zugestellt. 

Zu  den  Bestrebungen  für  die  Befestigung  der  Gesundheit  der 
Schalkinder  in  den  Städten  gehören  auch  die  Jugendspiele 
(Zürich,  Winterthur)  und  die  freien  Turnstunden  für  Sekundar- 
und Mittelschulen  (Winterthur). 


-*9— 


Fünfter  Abschnitt. 

Yerhandlnngen  von  offiziellen  Lehrenersammlnngen  ond  freien 
YereiniMen  betr.  das  Unterncbtswesen  (1890). 

L  Schnlorganlsation. 

1.  Die  Mittelschule  im  Anschluss  an  die  Volksschule  und  als 
Unterbau  höherer  Bildung.  (Schweiz.  Lehrertag  in  Luzem, 
28.  bis  30.  September  1890.)  Referent:  Rektor  Dr.  Kauftnann 
in  Solothum. 

Thesen :  1.  Die  Aufnahme  in  eine  Mittelschule  (Sekundärschule, 
Realschule  und  Gymnasium)  ist  bedingt  von  der  Absolvirung 
des  6,  Jahreskurses  der  Volksschule. 

2.  Es  haben  die  Schulbehörden  und  Lehrer  dafür  zu  sorgen, 
dass  die  Schüler  die  ihren  Anlagen,  ihrer  Bildungszeit  und  ihrem 
Bildnngsziele  entsprechende  Mittelschule  besuchen. 

3.  Die  Scheidung  unserer  hohem  Mittelschule  in  eine  huma- 
nistische und  in  eine  realistische  Abteilung  hat  sich  im  grossen 
und  ganzen  bewährt.  Das  Bestehen  verschiedener  Arten  höherer 
Schulen  neben  einander  ist  durch  die  verschiedenen  Bildungs- 
ziele und  Büdungszwecke  gerechtfertigt. 

4.  Die  Klagen,  welche  in  neuerer  Zeit  gegenüber  der  höhern 
Mittelschule  erhoben  worden  sind  und  welche  zum  Teil  als 
begründet  bezeichnet  werden  müssen,  beziehen  sich  hauptsäch- 
lich auf  die  Ueberbürdung  der  Schüler. 

Die  Überbürdung  lässt  sich  auf  verschiedene  Faktoren  zurück- 
fuhren; sie  liegt: 

1.  In  der  Organisation  der  Schule  selbst  und  zwar  in  der 
grossen  Zahl  von  Lehrfächern  und  Lehrstunden;  2.  in   der 
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ZU  hohen  Wertschätzung  und  der  ungeeigneten  Durchfuhrung 
der  Abgangsprüfungen ;  3.  in  der  Überschätzung  des  Wertes 
der  häuslichen  Arbeiten  und  der  einzelnen  Fächer;  4.  im 
Mangel  an  einheitlichem  Zusammenwirken  des  Lehrer- 
kollegiums ;  5.  in  der  unzureichenden  Begabung  der  Schuler. 

5.  Um  den  Besuch  der  Mittelschule  den  Kindern  aller  Stände 
zu  erleichtern,  sollen  in  den  niedem  Mittelschulen  die  Lehr- 
mittel unentgeltlich  verabfolgt,  das  Schulgeld  aber  auf  allen 
Stufen  der  Mittelschulen  (Sekundärschule,  Realschule  und  Gym- 
nasium) abgeschafft  werden. 

2.  Verhältnis  der  Primarschule  zur  Sekundärschule.  (Versammlung 
der  glamerischen  Lehrerschaft,  25.  Oktober  1890.)  Referent: 
Zopfi,  Glarus. 

Resoltäionen :  1.  Der  Übertritt  in  die  Sekundärschule  soll  in 
der  Regel  aus  der  7.  Klasse  stattfinden. 

2.  Die  Aufnahmspnifung,  der  eine  Probezeit  vorausgehen  soll, 
muss  sich  auf  Lesen,  Aufsatz  und  Rechnen  beschränken. 

3.  Die  Konferenz  erklärt  sich  gegen  das  Obligatorium  des 
Sekundarschulbesuchs  und  verspricht  sich  von  einem  zweck- 
mässigen Ausbau  der  Primarschule  eine  intensivere  Hebung 
der  Volksbildung.  • 

4.  Die  volle  Unentgeltlichkeit  der  Sekundärschule  ist  anzu- 
streben ;  Lehrmittel  und  Schulmaterialien  sollen  ebenfalls  gratis 
verabfolgt  werden. 

3.  Wert  der  Schulprüfungen.  (Kantonale  Lehrerkonferenz  in 
SchaflFhausen,  3.  Juli  1890.)  Referent:  Waldvogel,  Ramsen. 
Die  befürwortete  Abschaffung  der  Examen  wurde  abgelehnt. 

4.  Abschaffung  der  schriftlichen  und  Reduktion  der  mündliehen 
Schlussprüfungen  an  der  Kantonsschule  in  Aarau.  Der  von 
der  Lehrerschaft  angeregte  Wegfall  wurde  von  den  Kantons- 
schulinspektoren  dahin  entschieden,  dass  die  schriftliche  Prüfung 
versuchsweise  wegzufallen  habe,  dagegen  die  mündliche  Prü- 
fung beizubehalten  sei. 

5.  Die  Maturitätsprüfungen.  (Schweiz.  Gymnasiallehrerverein, 
4.  bis  5.  Oktober  1890.)  Die  Versammlung  stellte  die  Forderung 
auf,  dass  die  Bestimmungen  der  Verordnung  über  die  eidgen. 
Medizinalprüfungen  unter  Zuzug  von  Schulmännern  zu  revi- 
diren  seien. 

IL  Schule  und  Leben. 

6.  Über  die  Schuldisziplin.  (Schweiz.  Lehrertag  in  Luzern, 
28.  bis  30.  September  1890.)  Referent:  Dr.  Bucher  in  Luzem. 

Die  Schuldisziplin  muss  erstreben:  Konsequente  Fertigkeit  und 
Pünktlichkeit,  skrupulöse  Gerechtigkeit,  wohlüberlegenden  Takt, 
weitgehende  Milde  und  unerbittliche  Strenge.  Die  körperlichen 
Züchtigungen  sind  einzuschränken,  dagegen  ist  die  völlige  Be- 
seitigung  ein  in  der  Zukunft  anzustrebendes  Ideal. 
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7.  Qaels  sont  les  moyens  pour  combattre  la  radesse  et  TiBSub- 
ordination  qai  se  manifestent  cliez  les  616yes  de  dos  6coles? 
(Reunion  cantonale  des  institntears  fribourgeois.) 

8.  Le  role  de  l'^cole  pour  faire  naitre  et  dövelopper  la  patriotisme. 
(Conference  g6n6rale  des  instituteurs  du  canton  de  Neuchätel, 
7—8  novembre  1890. 

9.  Bat  ä  assigner  i  Töcole  et  Elaboration  de  son  Programme  en 
rapport  avec  les  besoins  du  temps.  (Soci6t6  fribourgeoise 
d'ßducation.) 

III.  Methodik  des  Yolkscholanterrfchts. 

10.  Der  naturgesclüchtliche  Unterricht  auf  der  Stufe  der  Volks- 
schule. (Versammlung  der  Zürcher  Schulsynode  am  22.  Sept. 
1890.)    Referenten:  Zollinger,  Hottingen  und  Schaad,  Uster. 

Beschluss :  Die  Schulkapitel  sind  eingeladen,  die  Reform  des 
naturkundlichen  Unterrichts  ungesäumt  in  den  Kreis  ihrer  Be- 
ratungen zu  ziehen. 

11.  Der  französische  Unterricht  an  der  Sekundär-  und  Kantons- 
schule.   (Lehrerkonferenz  des  Kantons  Zug,  19.  Nov.  1890. 

Thesen:  1.  Die  Fremdsprache  wird  so  viel  als  möglich  aus 
und  an  sich  selbst  erlernt;  2.  die  Lektüre  tritt  in  den  Mittel- 
punkt des  Unterrichts;  3.  der  Aussprache  soll  die  grösste 
Sorgfalt  gewidmet  werden;  ,.4.  an  die  Stelle  der  Übersetzung 
ans  dem  Deutschen  treten  Übungen  im  fremden  Idiome. 

12.  Comment  le  dessin  doit-etre  compris  et  enseigne  dans  les  6coles 
primaires  et  regionales?  (Union  cantonale  des  instituteurs 
fribourgois  le  27  sept.  1890.) 

13.Lecture  et  r6citation  dans  les  classes  des  degrös  moyen  et 
supMeur.  (Conference  g6n6rale  des  instituteurs  du  canton  de 
Neuchätel,  7 — 8  novembre.)  Rapporteur:  Stucki  de  La-Chaux- 
de-Fonds. 

lY.  Sehulhygleine. 

14.  Was  kann  die  Schule  tun  zur  Erhaltung  und  Förderung  der 
Gesundheit  der  Kinder?   (Lehrerkonferenz  des  Kantons  Schwyz, 

^  23.  Dez.  1890.)    Referent:  Rigert. 

15.  Schulturnen  und  Turnhallen.  (Versammlung  des  Schweiz.  Turn- 
lehrervereins, 4.  bis  5.  Oktober  1890.)  Referent:  Guggisberg 
in  Bern. 

Das  Schweiz.  Militärdepartement  wird  um  Anordnung  regel- 
mässiger Inspektionen  des  militärischen  Vorunterrichts  in 
sämtlichen  Schulen  der  Schweiz,  sowie  um  Revision  der  Tnrn- 
schuie  ersucht. 

16.  Wie  fördern  wir  das  Turnen  an  unsern  Volksschulen  ?  (Bünd- 
nerische Lehrerverein,  22.  Nov.  1890.)  Referent:  Leupin  in  Chur. 

y.  Lehrerschaft. 

n.Derthurgauische  Lehrer  als  Wehrmann.  (Thurgauische  Lehrer- 
konferenz,  8.  Sept.  1890.)    Referent:  Rüegger  in  Bussnang. 
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Das  Schweiz.  Militärdepartement  soll  durch  die  kantonale 
Regierung  um  geeignete  Massnahmen  ersucht  werden,  dass  über 
die  Wehrpflicht  der  Lehrer  allgemein  gültige  Bestimmungen 
für  die  ganze  Schweiz  aufgestellt  werden. 

18.  Reorganisation   der   Lehrerbildung.     (Aargauische   Kantonal- 
konferenz, 1.  Sept.  1890.)    Referent:  Niggli  in  Zoflngen. 

Mit  153  gegen  62  Stimmen  wird  die  Verbindung  der  Lehrer- 
bildung mit  der  Kantonsschule  gewünscht. 

19.  Änderungen  in   der  Lehrerbildung.     (Bemische   Schulsynode, 
20.  Oktober  1890.)    Referent:  Gylam  in  Corgömont. 

Es  wird  bessere  Vorbildung,  Ausdehnung  der  Studienzeit 
auf  4  Jahre,  Trennimg  der  allgemein  wissenschaftlichen  von 
der  speziell  beruflichen  Ausbildung  und  Errichtung  eines  Ober- 
seminars in  Bern  für  die  letztere  gewünscht. 

VI.  Yersehiedeiies. 

20.  Gründung  einer   schweizerischen  Sektion   des  internationalen 
Erziehungsvereins. 

Der  Verein  strebt  nach  Förderung  internationaler  Einheit  in 
pädagogischen  Grundsätzen  durch  Prüfung  und  Behandlung 
erzieherischer  Fragen,  wobei  das  Ziel  „Erreichung  internatio- 
nalen Friedens  auf  dem  Wege  der  Erziehung"  besonders  im 
Auge  behalten  werden  soll.  —  Es  besteht  eine  ostschweizerische, 
eine  westschweizerische  und  eine  zentralschweizerische  Sektion. 

21.  Pflege  des  nationalen  Sinnes.   (Kommission  der  schweizerischen 
gemeinnützigen  Gesellschaft.) 

Auf  dem  Gebiete  der  Schule  werden  vom  Bunde  die  Erstellung 
eines  künstlerisch  ausgeführten  Bilderwerks  über  schweizerische 
Vaterlandskunde  und  die  finanzielle  Unterstützung  der  Aus- 
schmückung von  Schulzimmern  und  Schulhäusern  mit  Motiven  aus 
der  Landeskunde  gewünscht. 


--  •••  — 


Die  Kantone  und  die  Gemeinden  verausgaben  für  das  Unter- 
richts wesen  in  der  Schweiz  jährlich  eine  Summe  von  zirka 
31  Millionen  Franken. 

Das  Militärwesen  des  Bundes  erfordert  eine  Jahresausgabe  von 
31,155,000  Fr.,  wobei  die  Befestigungswerke  nicht  inbegiiffen  sind. 
Die  Militärs  sagen:  „Wenn  man  den  Frieden  will,  muss  man  für 
den  Krieg  rüsten."  Die  Pädagogen  meinen:  Auch  die  Schule  wirkt 
für  den  Frieden  und  rüstet  gegen  den  Krieg.  Eine  Republik,  welche 
in  nachhaltiger  Weise  für  die  Zukunft  sorgen  will,  muss  über  den 
äussern  Befestigungen  an  den  Grenzen  eine  vom  nationalen  Ge- 
danken getragene  Schule,  welche  überall  im  Lande  herum  an  ihrer 
Befestigung  arbeitet,  nicht  vergessen. 


Zweiter  Teil. 
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b.   Lehrer  nntl  Schüler  (18?*0). 
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Uri:  Unter  den  52  Lehrkräften  befinden  sich  8  Geistliche  nnd  25  Lehr- 
Schwestern.  Nidwaiden:  Von  den  9  Lehrern  gehören  3  dem  geistlichen 
Stande  an;  nnter  den  30  Lehrerinnen  sind  28  Lehrschwestern  ans  den  Insti- 
tuten Menzingen,  Rickenbach  nnd  dem  Franenkloster  Stans.  Zug:  Unter  den 
68  Lehrkräften  befinden  sich  3  Geistliche  und  33  Lehrschwestem,  von  den  letztem 
sind  6  aus  dem  Kloster  Maria  Opfening  in  Zug,  1  aus  dem  Institut  Heiligen 
Kreuz  und  26  aus  dem  Institut  Menzingen.  Neuen  bürg:  Unter  den  303  Lehre- 
rinnen befinden  sich  45  ftlr  Kleinkinderschulen. 
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7,i 

0.B 

8,1 

Schwyi       .     .     . 

7509 

52291 

17511 

69802 

6„ 

2,« 

9,2 

Ohw«lden  .    .     . 

2032 

18120 

1742 

19862 

8,, 

0,9 

9,1 

Xidwalden     .    . 

1934 

8,7 

9,7 

Glariia  .... 

5689 

55089 

10274 

65363 

9,e 

11-* 

Zog 

3782 

28943 

1895 

30838 

t!» 

0^6 

8,1 

Freibarg    .     .    . 

20600 

332783 

23940 

356723 

16,1 

i<l\ 

Solothnra  .     .    . 

1359.S 

136647 

58786 

195433 

10,0 

14,8 

BMelstadt      .     . 

6207 

128221 

5090 

133311 

20^ 

2i;! 

BweLand  .     .    . 

10806 

94691 

119676 

214367 

8;^ 

ii!o 

19,j 

Sch*Jf  httasen .     . 

6769 

70306 

752 

71058 

10,. 

0 

10^1 

Appensell  l-U.    . 

9824 

114412 

15370 

129782 

11,« 

13,,; 

Appenzell  L-».    . 

1807 

St.  Gallen  .     .    . 

36256 

391362 

43200 

434562 

10,8 

11,8 

GraubOndea   .    . 

14521 

121243 

5722 

126965 

7,s 

8,t 

Asrgaa .... 

31776 

314999 

59672 

374671 

9,« 

11,8 

Thorgan    .     .    . 

17457 

195046 

31929 

226975 

11,1 

12„! 

TeMii   .... 

17921 

197342 

68791 

266133 

lU 

3,» 

14,9  1 

Waadt  .... 

38107 

1001229 

26,, 

Wallig  .... 

20431 

127635 

30364 

157989 

6^ 

1,4 

7«( 

Seaenbu^     .    . 

21250 

486783 

22„ 

Genf      .    .    .    . 

89(ß 

188»J90  : 

476101 

4185462 

1739972 

7413446 

"isT 

Zfirich:  ÄUtagBschüler:  Knaben  238407  enUcbsIdigte  (12,g  per  SchQler) 
nnd  13021  nnentschnldigte  (0^  per  ScbQler)  Abaeozen.  H&dchen  279227  ent 
Khaldigte  (14,i>)  und  10326  an  entschuldigte  (0,^)  Absenzen;  Erg&nzungg- 
Mhfller;  Knaben  11048  entachnldigte  (2,?)  und  5520  naentschuldigte  Absenzen 
(t^),  H&dchen  18833  entAchnldigte  (8)  nnd  5754  nnentschnldigte  Abaenzen 
(0,i);  Singschfller  (Stimden)  26638  entschuldigte  (1,,)  und  18416  unentachuldigte 
Abienzen  (l,i).  —  Bern:  Entschuldigte  Abaenzen  im  Sommer» emeBter  296003, 
in  Wintersemester  914482,  nn entschuldigte  Absenzen  im  Sommeraemester 
»9927,  im  Wintersemeater  629308.  —  Uri:  Inklusive  276  RepetirschUler 
(123  Knaben  und  153  Httdchen)  mit  502  entschuldigten  und  366  unentschuldigten 
Abienzen.  ~  Nidwaiden:  Die  Krankbeit^ absenzen  sind  nicht  mitgerechnet. 
—  Glarss:  Lnklasive  1074  Bepetiischfller  mit  1748  entschuldigten  und  1368 
unentschuldigten  Absenzen.  Zug:  Inklnsive  473  Kepctirschlller  (255  Knaben 
und  218  Mädchen)  mit  1176  entschuldigten  und  564  unentschuldigten  Absenzen. 
Baaelland:  Inklusive  Absenzen  der  Repetirscbtller.  ~  Appenzell  A.-Rh.: 
Inklusive  1675  Wiederholungaschüler  mit  1570  entschuldigten  nnd  607  unent- 
ichuldigten  Absenzen.  —  St  GaUen;  Inklusive  5073  Ergänzangsschüler  (2354 
Knaben  und  2719  Hidchen  mit  14990  entschuldigten  nnd  9671  ud entschuldigten 
Absenzen.  Granbünden:  Inklusive  Absenzen  der  EepetirschUler.  —  Thur- 
gan:  Inklusive  4812  RepetirschUler  mit  3105  entschuldigten  und  3373  unent- 
KhDldigt«n  Absenzen.  —  Wallis:  In  einigen  Gemeinden  fehlen  die  Absenzen- 
ugaben.  —  Waadt  nnd  Neuenbürg:  Die  entschuldigten  und  unentschuldigten 
Absenzen  sind  nicht  getrennt. 
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Sekandarschnleii. 


II.  Seknndarsehalen  (1890). 


1 

I 

Kantone 

1 

8ihln 

Schlier 

Schiiler- 

ilMM 

Total 

Ukrtr 

Uknr- 
iuei 

Total 

11' 

Zürich 

94 
62 

3470 
2310 

2076 
2841 

5546 
5151 

188 
209 

94 

188 
303 

1 
29 
17 

Bern     .    . 

•        •        • 

LiHzem . 

37 

6 

10 

705 

28 

163 

394 

59 

122 

1099 

87 

285 

35 

4 

14 

4 
3 
2 

39 

7 

16 

27 

10 
17 

Uli  .    .    . 

Schwyz 

»        •        •        • 

Obwalden      .    .    . 

1 

16 

16 

— 

1 

1 

16 

Nidwalden     .    .    . 

3 

37 

31 

68 

2 

1 

3 

23 

Glarus 

9 
7 

257 
113 

283 
64 

540 
177 

16 
13 

11 

16 
24 

34 

7 

Zag 

Freiburg  .... 

13 

274 

110 

384 

46 

3 

49 

8 

Solothuni.    .    .    . 

12 

484 

114 

598 

28 

— 

28 

21» 

Baselstadt     .    .    . 

5 

1628 

2085 

3713 

78 

29 

107 

35 

Baselland.    .    .    . 

6 

328 

88 

416 

16 

1 

17 

25, 

Schaffhausen .    .    . 

8 

490 

287 

777 

37 

37 

20, 

Appenzell  A.-Rh.  . 

12 

225 

136 

361 

22 

2 

24 

20; 

Appenzell  I.-Rh.    . 

1 

28 

6 

34 

1 

1 

34' 

St.  Gallen     .     .     . 

34 

1140 

788 

1928 

68 

19 

87 

22 

Graubilnden  .    .    . 

21 

231 

91 

322 

21 

— 

21 

15 

.             )  BeL-Sehileo 
^^^8^*^  i  Portb..  „ 

28 

1543 

710 

2253 

213 

213 

11  1 

26 

504 

603 

1107 

26 

26 

42 

Thnrgau  .... 

24 

655 

279 

934 

28 

— 

28 

33' 

Tessin 

31 
5 
3 
4 

504 

102 

34 

129 

300 
33 
39 

118 

804 

135 

73 

247 

53 
8 
2 

21 

13 

3 
3 

66 
8 
5 

24 

12  ! 
16  1 
15  , 
10 

j    Waadt 

Wallis 

1    Neuenbürg    .    .    . 

■    Genf 

14 

403 

123 

526 

31 

12 

43 

12  ' 

1889/90: 

476 

15785 

11796 

27581 

1180 

201 

1381 

20, 

1888/89 : 

! 

Differenz : 

457 

15923 

.  11331 

27254 

1168 

205 

1373 

20 

-rl9 

138 

+465 

- 1  327 

-+12 

-4 

H-8 

Uri:  Mädchenschule  Altorf  (Ganzjahr-Ganztagschule),  Sekundärschulen 
Andermatt  und  Göschenen  (Ganztag-Halbjahrschulen),  Amsteg,  Erstfeld  und 
Wasen  (Halbtag-Halbjahrschulen).  Obwalden:  Mädchensekundarschule  Samen. 
Nidwalden:  Elnaben-  und  Mädchensekundarschule  Stans,  gemischte  Sekundär- 
schule Buochs.  Baselstadt:  Von  den  29  Lehrerinnen  sind  24  Arbeitslehrerinnen. 
St.  Gallen:  5  Lehrer  und  die  19  Lehrerinnen  gehören  dem  geistlichen  Stande 
an.  Aargau:  Unter  den  213  Lehrkräften  befinden  sich  82  Hauptlehrer  und 
131  Hül&lehrer.  Tessin:  Von  den  31  Schulen  sind  20  Knabenschulen  und  11 
Mädchenschulen.  Waadt:  Sekundärschulen:  Cossonay,  Lutry,  Villeneuve;  die 
verschiedenen  Colleges  communaux  sind  unter  die  Mittelschulen  ohne  Anschluss 
ans  akademische  Studium  eingereiht.  Wallis:  Mädchenschule  Sitten,  Elnaben- 
«chulen  Bagnes  und  Bourg - St-Pierre.  Neuenburg:  Sekundärschulen  Boudry, 
Flenrier,  Colombier  und  Val-de-Buz.  Genf:  13  Landsekundarschulen  mit  230 
Schülern  nebst  der  Ecole  professionnelle  mit  296  Schülern. 
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Fortbildungsschnlen  and  Bekrutenschulen. 
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m.  Fortbildnngssehulen  und  Bekratensehalen  (1890). 


Kantone 

Rekrut 
KurM 

Teil- 
nehm. 

9 

.E 

E 

a 

CO 

obllgaloritolM 

ffr«lwllli«6              1 

Schil. 

KnaWi  Mä4ck 

1        1 

Tobü 

Schal.   Kukei 

Madch    Totti  | 

Zürich  .     .    . 

^ ,                 ^„ 

^__ 

123 

2846     336   3182 

_ 

3182; 

Bern      .    .    . 

— 

26    1258 

— 

1258 

2391 

8649 

1 

Lnzern  .    .    . 

63 

3271 

3271 

1 

— 

79 

79 

848 

4198 

Uri   .... 

— 

— 

— 

1 

11 

— 

11 

266 

277 

1  Schwyz      .    . 

— 

— 

— 

2 

88 

88 

457 

545 

Obwalden  .    . 

18 

593 

593 

1 

39 

— 

39 

130 

762 

Nidwaiden 

— 

— 

3'     145 

1 

145 

95 

240, 

!  Glams  .    .    . 

— 

— 

— 

32 

727 

50 

777 

— 

777 

1  Zug  ...    . 

— 

— 

— 

1 

41 

41 

168 

209 

Freiburg    .    . 

— 

— 

— 

3 

115 

— 

115 

934 

1049 

Solotbnm  .    . 

187 

2283 

2283 

4 

303 

303 

25561 

Baselstadt .    . 

1 

97 

97 

5 

503 

560 

1063 

11601 

'  Baselland  .    . 

68 

1097 

— 

1097 

3 

122 

— 

122 

1219 

Schaffhansen  . 

27 

180 

180 

23 

385 

385 

151 

716 

Appenzell  A.-Bk. 

13 

852 

— 

852 

10 

214 

214 

— 

1066 

,  Appenzell  L-Rli. 

— 

— 

— 

i  St.  Gallen.    . 

6 

157 

157 

138 

2373 

569   2942 

— 

3099 

Granbünden   . 

— 

3 

171 

86     257 

257 

Aargau .    .     . 

149 

2881 

2881 

10 

548 

— 

548 

— 

3429 

1  Thurgan     .    . 

136 

2442 

— 

2442 

31 

584 

165 

749 

3191 

.  Tessin   .     .    . 

— 

15 

576 

— 

576 

517 

1093 

i  Waadt  .     .    . 

— 

— 

2 

208 

— 

208 

208 

1  Wallis  .    .     . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Nenenbnrg     . 

62 

532 

532 

7 

603 

50 

653 

881 

2066 

Genf      .    .    . 
1889/90: 

730 

— 

4 
448 

717 

596 
2705 

1313 

— 

1313 

14385 

14885 

12363 

15068 

6838 

36291 

1888/89 : 
1         Differenz : 

743 
—13 

12250 

441 

14466 

8101 

34817 

+2135 

+7 

+602 

-1263 

+1474 

Lnzern:  Freiwillige  Töchterschule  in  Luzern  mit  79  Schülerinnen.  Uri: 
An  der  Kantonsschule  in  Altorf  bestehen:  a.  eine  allgemeine  Fortbildungs- 
schule, b.  eine  Zeichnungsschule,  mit  zusammen  52  Schülern  und  4  Lehrern. 
Solothurn:  Die  Mädchen-Fortbildungsschule  inbegriffen.  Glarus:  Inkl.  zwei 
weibliche  Fortbildungsschulen.  Baselstadt:  Inkl.  Frauenarbeitsschule  mit 
465 Schülerinnen.  Appenzell  A.-Bh.:  In  Herisau  wurde  neben  der  obligatori- 
schen Schule  für  Knaben  auch  eine  fakultative  für  Mädchen  eröffnet.  St.  Gallen : 
I>er  Regierungsrat  und  die  Gemeindeschulpflege  haben  sechs  Schulen  obligatorisch 
erklärt.    Granbünden:  Inkl.  Franenarbeitsschule  Chur  mit  86  Schülerinnen. 
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Privatschulen. 


IT.  PrlTEtschnlen  (1890) 


Kantone 


Schi- 


Kubei 


MIdckei 


Total 


Uhrer 


Lekm- 
iiMi 


41 


Total 


1,  Privatschulen  für  allgemeine  BUdungszwecJce. 

Knabenschulen. 


a. 


Zürich    . 
Bern  .    . 
Baselstadt 
St.  Gallen 
Aargau  . 
Tessin    . 


2 

185 

185 

25 

2 

301 

801 

31 

2 

199 

199 

4 

81 

81 

3 

1 

25 

25 

1 

8 

505 

505 

3     — 


h.  Mädchenschulen. 


Zürich    . 
Bern  .    . 
Nidwaiden 
Baselstadt 
St.  Gallen 
Aargau  . 
Tessin    . 


c.  Gemischte  Schulen. 

Zürich 

Bern 

Luzem 

Nidwaiden 

rr      )  Sekundärschulen 
^^^  f  Primarschulen   . 

Baselstadt 

Appenzell  A.-Rh.     .    . 

St.  Gallen 

Graubünden    .... 

Tessin 

Neuenburg 

2.  Privatschvien  für  besondere  Zwecke, 
a.  Bettungsanstalten. 


12 

458 

512 

970 

39 

11 

13 

41 

772 

826 

1598 

37 

48 

3 

20 

18 

38 

1 

— 

1 

3 

2 

5 

1 

17 

8 

25 

4 

1 

3 

7 

10 

— 

1^ 

— 

1 

48 

23 

71 

2 

1 

2 

76 

73 

149 

16 

319 

308 

627 

36 

14 

2 

48 

36 

84 

1 

1 

13 

204 

219 

423 

30 

663 

800 

1463 

Zürich    .    .    .     . 

Bern 

Luzem  .    .    .    . 

Uri 

Baselstadt  .  .  . 
Baselland  .  .  . 
Appenzell  A.-Rh. 
Aargau  .  .  .  . 
Thurgau     .    .    . 


9 

180 

198 

378 

16 

5 

8 

3 

112 

53 

165 

8 

2 

2 

24 

26 

50 

1 

27 

26 

53 

1 

62 

62 

— 

1 

— 

3 

45 

32 

77 

7 

2 

1 

3 

142 

la 

155 

1 

61 

61 

1 

12 

b.  Blinden-  und  Taubstummenanstalten. 


Zürich 
Bern 


B1.1 

T. 

B1.1 

T. 

Luzem  .  . 
Baselstadt  T. 
Aargau  .  . 
Tessin  .  . 
Waadt  .  . 
Genf .    .    . 


1 

9 
22 

3 
26 

12 

48 

4 

2 

2 

1 

7 

3 

10 

1 

1 

1 

16 

16 

32 

1 

2 

2 

25 

25 

50 

1 

19 

19 

38 

3 

48 

33 

81 

1 

21 

21 

42 

1 

9 

7 

16 

2 

1 

1 

9 

8 

17 

25 
31 

3 
4 


4 

83 

1   83 

9 

9 

3 

21 

7 

512 

512 

27 

30 

57 

1 

22 

22 

1 

1 

7 

401 

401 

7 

15 

22 

2 

— . 

53 

53 

2 

2 

1 

22 

22 

1 

3 

4 

8 

642 

642 

63 

85 

1 

4 
1 
3 

50 
2 


29 
10 


1 

9 


—       13 


8 


2 
3 


—        8 


.J 


Privatschuleu. 


129 


Kantone 


S<hi- 

1«D 


Klib«! 


Nädchei 


Total 


Lilurer 


Lehrer.  ;.4| 
innei  ^^ 


Ztlrich  .  . 
Bern .  .  . 
Baselstadt  . 
Granbänden 
Aargaa  .    . 


c.  Anstalten  für  Schwachsinnige. 


2{ 
2' 

i; 

1; 
2i 


42 
16 
13 

8 
38 


25 

26 

7 

7 

27 


67 
42 
20 
15 
65 


2 
2 
1 


d.  Waisenanstalten. 


Zürich 

Bern,  für  arme  Mädchen  . 

Lnzem 

Schwyz 

Freibnrg 

Baselland 

Appenzell  A.-Rh.     .     .    . 
Appenzell  I.-Rh.      .    .    . 

Aargan 

Thorgan     ....... 

Neuenbürg      


2 
1 
1 
1 
2 
3 
1 
1 
2 
1 


34 

1 

27 

44 
189 
19 
24 
15 
17 
40 


Baselstadt 


Zürich  1) 
Baselstadt 


3.  Privatschulen  für  Missionszuecke. 
.    .    .    .  I      5|    247  I      35  I      282|    26 


4.  Allgemeine  Musikschtden. 


146 
189 


293 
190 


ZusammenzuiT* 


Knabenschulen    .     .     .  ' 
Mädchenschulen  .    .    . 
Gemischt«  Schulen  .     . 
Bettungsanstalten    .    . 
Blinden-  u.  Taubst.- Anst. 
Anstalten  f.  Schwachsinn 
Waisenanstalten .    .    . 
Missionsschulen  .    .    . 
Allgemeine  Musikschulen 

1889/90 
1888'89 

■ 

Differenz 


19 

1296 

30 

1735 

123 

2631 

2832 

24 

530 

471 

12 

185 

161 

8 

117 

92 

16 

410 

436 

5 

247 

35 

2 

335 

483 

239 

5751 

6245 

206 

5213 

5632 

4391 
379 


1296 

1735 

5463 

1001 

346 

209 

846 

282 

818 


11996 
10845 


3+3i+538  1+613  1+1151 


14 
15 


60 

44 

119 

32 

8 

5 

13 

26 

29 


336 


4 
3 


3 

60 

76 

22 

6 

4 

6 

2 

7 


186 


Total 


1       1 
2 


4 
4 

2 


21 

55 

2 

1 

35 

36 

1 

1 

27 

54 

49 

49 

— 

1 

32 

76 

139 

328 

18 

37 

7 

23 

47 

35 

50 

17 

34 

3 

4 

40 

80 

3 
2 

—         1 


—         7 


3 
14 
8 
2 
1 
1 


I    28 


18 
18 


63 
107 
209 
62 
16 
10 
20 
28 
36 


29 


551 


^)  Zürich:  In  allen  Abteilungen  der  Musikschule  wurden  7267  Stunden 
erteilt:  Klavier  4412 V*,  Orgel  u.  Harmonium  236,  Violine  954»/27  Violoncello  104, 
Flöte  90,  Zusammenspiel  111,  Sologesang  544 'Z*,  Chorgesang  378,  Theorie  326, 
Geschichte  der  Musik  39,  Italienisch  34,  Methodik  38.  Die  Dilettantenschule 
weist  einschliesslich  der  Lehrer  u.  Lehramtskandidaten  im  Sommersemester  226 
(-r22),  im  V^intersemester  220  (+3)  Zöglinge  auf.  Vom  Lehrerinnenseminar 
beteiligten  sich  im  Sommer  39,  im  Winter  37  Schülerinnen. 

Es  bestehen  ausser  in  Basel  und  Ztlrich  noch  Musikschulen  in  Winter- 
thür,  Bern,  Schaffhausen,  Aarau,  Lausanne.  Die  Gesamtfrequenz  in  der  Unter- 
richtsstatistik 1881  ergab  432  Schüler  u.  841  Schülerinnen. 

In  den  Kantonen,  wo  die  Knaben  und  Mädchen  nicht  getrennt  angegeben 
«werden,  sind  die  Zahlen  zu  gleichen  Teilen  berechnet. 
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Kleinkinderschnleu . 


y.  Eleinklnderseholeii. 


£ 


jf: 


Kantone 


Zürich  .  .  . 
Bern  .... 
Lozem     .    .    . 

Uri 

Schwyz  .  .  . 
Nidwaiden  .  . 
Obwaldeu  .  . 
Zug  ...  . 
Freiburg  .  .  . 
Solothurn  .  . 
Baselstadt  .  . 
Basellaud  .  . 
Appenzell  A.-Rh. 
Appenzell  L-Bli. 
St.  Gallen  .  . 
Oraubünden 
Aargau  .  .  . 
Tessin  .  .  . 
Waadt  .  .  . 
Wallis  .  .  . 
Neuenburg  .  . 
Genf   .... 


1889/90 
1888/89 

Differenz 


Sehil» 


61 

66 
5 
1 
4 
1 
1 
6 

11 
8 

32 
8 

16 
1 

32 
3 

15 

23 

160 

4 

45 

61 


564 
515 


Kiibtii 


1704 
1252 


107 

1068 

375 

798 
68 

684 


2034 


+49 


HUfhei 


1812 

1252 

380 

23 

91 

32 

46 

101 


1071 

476 

933 
54 

740 


1903 


Total 


3516 

2504 

380 

23 

91 

32 

46 

208 

936 

326 

2139 

465 

851 

60 

1731 

117 

425 

1424 

4000 

260 

1106 

3937 


24577 
21689 


+2888 


Uhnr- 
iii«B 


86 

72 

8 

1 

4 

1 

1 

7 

11 

10 

46 

8 

19 

1 

39 

5 

16 

43 

160 

6 

45 

92 

681 
589 


+92 


Mbitt 
Liknrii 


41 
36 
47 
23 
28 
32 
46 
30 
85 
33 
46 
58 
44 
60 
4A 
28 
28 
38 
25 
48 
24 
43 


36 
37 


-1 


Bern:  Knaben  und  Mädchen  zu  gleichen  Teilen  genommen. 
Waadt:  Annähernd. 
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Zusammenzug  der  Schüler  auf  der  Volksschulstufe. 


TL  Zasammeiiziig 
der  Sehfller  anf  der  Tolkssehulstufe  (1890). 
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1            Kantone 

Priur- 
,          iikiler 

Fort. 

bildugi- 

lekiUr 

Sekiidar- 
lekiler 

PrJTtt. 
leknler 

Total 

folkitckUer 

% 

I. 

n. 

in. 

IV. 

I. 

II. 

m. 

IV. 

Zürich   .    .     . 

.      54927 

3182 

5546 

2237 

65892 

83 

5 

9 

3 

Bern .    .    . 

.    101285 

3649 

5151 

2696 

112781 

90 

3 

4 

3 

:  Luxem  .    . 

.      19709 

4198 

1099 

142 

25148 

78 

17 

4 

1 

Tri    .    .    . 

3004: 

277 

87 

53 

3421 

88 

8 

2 

2 

Schwyz  .    . 

7509 

545 

285 

49 

8388 

90 

7 

3 

— 

;  Obwalden   . 

2032 

762 

16 

"— 

2810 

73 

27 

— 

Nidwaiden  . 

.    .        1934 

240 

68 

27 

2269 

85 

11 

3 

1 

Glarus    .     . 

.     -5689 

777 

540 

7006 

81 

11 

8 

•— — 

JZug  .    .     . 

3782 

209 

177 

35 

4203 

90 

5 

4 

1 

Freiburg     . 

.    .      20600 

1049 

384 

76 

22109 

93 

5 

2 

Solothum    . 

.    .      13593 

2586 

598 

16777 

81 

15 

4 

.  Baselstadt 

'  a 

.    .       6207 

1160 

3713 

1452 

12532 

50 

10 

29 

11 

;  Baselland    . 

.    .      10806 

1219 

416 

405 

12846 

84 

10 

3 

3 

Schaffhausen 

.    .       6769 

716 

777 

8262 

82 

9 

9 

Appenzell  A.-I 

Ih.        9824 

1066 

361 

186 

11437 

87   10 

3 

Appenzell  I.-i 

Ih.-       .1807 

1 

34 

47 

1888 

96 

2 

2 

St.  Gallen  . 

.    .      36256 

3099 

1928 

761 

42044 

86 

7 

5 

2 

!  Graubfinden 

.    .      14521 

257 

322 

99 

15199 

91 

6 

2 

1 

Aargau  .     . 

.    .      31776 

3429 

3360 

398 

38963 

32 

9 

8 

1 

Thurgau 

.    .      17457 

3191 

934 

145 

21727 

80 

15 

4 

1 

Tessin    . 

.    .      17921 

1093 

804 

1612 

21430 

83 

5 

4 

8 

IWaadt   . 

.     .      38107 

208 

135 

16 

38466 

99 

1 

— 

1  Wallis    . 

.     .      20431 

73 

20504 

100 

Neuenburg 

.    .      21250 

2066 

247 

1543 

25106 

85 

8 

1 

6 

Genf .     . 

.    .       8905 

1313 

526 

17 

10761 

83 

12 
6 

5 
5 

2 

1889/ 

90:    476101 

36291 

27581 

11996 

551969 

87 

1898/ 
Differe 

89:    475012 

34817 

27254 

10845 

547928 

87 

6 

5 

2 

nz:    +1089 

+1474 

+327 

+1151 

+4041 

Lehrerbildnugaanataltea. 

VII.  LehrerbildmigssDstalten 

a.  ÖffenÜkhe  Seminarien. 


^ 


(($«0). 


AnilalMn 

; 

■"     ■■■ 

" 

T 

ü«Mt«lW.| 

1 

T«t»l 

i 

i 

Tatii 

^»"'I^Ü 

Zürich. 

138 

10 

148 

11 

11 

32i>     -  1  32 

74 

74 

7 

7 

-          7  ■     7 

Bern, 

hrerseminftr  Hofwyl  .    , 

133 

_ 

133 

10 

„ 

10 

34        —      3t 

Pruntrut     . 

56 

56 

8 

8 

19        —  1  19 

IirerinD.-Sem.Hinde]b«ik 

30 

30 

2 

2 

4 

—        30     30 

Delsberg    . 

28 

28 

2 

1 

3 

-        29  '  29 

idch.-Sek.-Schiile  Bern    . 

— 

76 

76 

*) 

'-) 

«) 

-        17  .  17 

Lnzern. 

41 

— 

41 

6 

— 

6 

10        —      10 

Schwyz: 

ib 

— 

45 

5 

— 

5 

9     j   -  i    9 

Freibnrg. 

hreraeminar  HauteriTe  . 

69 

5 

5 

13     1—13 

Ldch.-Sek.-Schale  rrtiVirg 

25 

25 

6 

3 

9 

—     .3:3 

Solothurn. 

hrersemjuar  Solothurn   . 

29 

29 

17 

17 

11 

—      11 

St.  Gftllen. 

1 

67 

— 

67 

9 

— 

9 

25») 

i      29 

GrftQbünden. 

113 

— 

113 

28 

— 

28 

24 

-      24' 

Aargau. 

hrerseminar  AVettinifen 

83 

83 

12 

12 

17 

—  '  17 

57 

57 

4 

2 

6 

12  1  12 

Thnrgau. 

hrerseminar  Kreuzungen 

TesBia. 
hrerseminar  Locamo  .     . 

85 

- 

85 

8 

— 

8 

27 

2  ,  29 

38 

— 

38 

7 

_ 

7 

16 

-16 

hrerinaensemiii.  Locamo 

48 

48 

1 

6 

7 

17 

-  '  17 

Wftadt. 

1 

hrerseminar  Lausanne   . 

92 

92| 

21 

1 

22 

24 

-      24 

hrerinnensem.  Lausanne 

66 

661 

27  1  27 

Wallis. 

utsches  Lehrerinn  eusem. 

Brieg 

14 

14 

inz.  Lebrerinn.-Seni.  Silin 

34 

34 

10 

4 

14 

19 

—      19 

utsch.  Lehrersem.  Kitten 

9 

9 

31 

31 

Nenenbnrg.^ 

Die  normale  des  tilles    . 
Genf. 

13 

28 

131 

28) 

24 

2 

26») 

6 

—       6 
17  1  17 

25 

_ 

25| 

1       ; 

»le  anpfr.  des  jeunes  illii 

- 

31 

31) 

^  1 

■)  D»»u  I  8ekiind«rl ehrer. 

■)  (ienieinwni  mit  im  llbrlgen  Ablellnu« 

■)  Inklusive,  ft  ReHlli^hrer. 


Mittelschulen. 
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b.  Privaiseminarien. 


1 

S 

0 

Neipateitirtfl 

1             Anstalten 

%* 
^ 

S 

Total 

3 

Total 

Lehrer 

Uhrer- 
iinea 

Total 

1   ' 

Zürich. 

Evangel.  Sem.  Unterstrass 

66 

-      66 

12 

12 

10 

10 

Bern. , 

Seminar  Muristalden      .    . 

49 

1     49 

14 

14 

15 

15i> 

iNene  Mädchenschule  Bern 

94      94 

13 

4 

17 

22 

22 

I        Schwyz. 

Lehrerinn.-Sem.  Ingenbohl 

79      79 

15 

15 

5 

5 

Zug. 

( 

!  Kath.  Lehrerseminar  Zug  . 

35 

-      35 

12 

12 

10 

10 

Lehrerinn.-Sem.  Menzingen 

83      83 

11 

11 

26 

26 

Granbünden. 

Seminar  Schiers    .... 

30 

30 

12 

12 

3 

3 

Neuenburg. 

Ecole  normale  k  Peseux   . 

35 

35 

8 

8 

5 

5 

!  Dazu  aus  andern  Kantonen 

33«) 

20«) 

53 

i                                1889190 : 

1282 

777 

2059 

268 

58 

326 

385 

221 

606 

1888/89 : 
Differenz : 

1262 

756 

+21 

2018 

229 

44 

-rl4 

273 

317 

276 
55 

593 

-f-ld 

+20 

+41 

+39 

+53 

-j-68 

')  Darunter  3  aHSw&rtlfir^  Kandidaten.   —  *)  Glarus  5,   SchaflThansen  7,   Freibiiffc  10, 
Baselland  n.  —  >)  Freiburg  19  Lehrerinnen,  SchatThausen  1. 

Till.  Mittelschulen  (1S90). 

a.  Mit  Amchluss  ans  akademische  Studium. 


Schttlor 

Natiri- 

'      Scholort 

Anstalt 

Total 

Kantons- 

andere 

All. 

täts- 

Lehrer 

1 

birg«r 

Schweixer 

läider 

prüfiiigei 

1 
1 

Zürich     .     . 

Kantonsschule  .    . 
Gymnasium   .     . 
Industrieschule  . 
Handelsschule    . 

571 
402 
118 
51 

371 

132 

68 

27 

8 

46 

,  Winterthur . 

Höhere  Schulen    . 
Gymnasium   .    . 
Industrieschule  . 

170 
137 
33 

156 

4 

10 

11 

7 

17 

Bern  .    ,     . 

Gymnasium  .    .    . 
Progymnasium  . 
Literarabteilung 
Realabteilung    . 
Handelsabteilnig 

458 

286 

93 

46 

33 

306 

124 

28 

23 

32 

Lerberschule     .    . 

353 

227 

105 

21 

8 

211) 

• 

Literarabteilung 

279 

Bealabteilung    . 

74 

Burgdorf      . 

Gymnasinm  .    .    . 
Literarabteilung 
Bealabteilung    . 

182 
124 

58 

161 

11 

10 

13 

1 

17 

.Pruntmt.     . 

Kantonsschule  .    . 
Gymnasium  .    . 
Realschule     .    . 

151 

81 
70 

139 

10 

2 

9 

14 

1 

*)  Darunter  8  Fachlehrer. 


n 


__ 

3 

cbDI* 

~" 

".i^ 

Sehulorf 

■nrtalt 

Total 

Iul*u. 

uUn 

Au- 

J^ 

L^ 

Ht|.r 

Scbni». 

Ui4«r 

|rt(Ü«« 

Luzem    .    , 

KantouBachule  .     . 
Gymnasium   .     . 
Lyzenm     .    .     . 
Realschule     ,     . 
Handelsschule    . 

351 

130 
50 
154 

17 

224 

101 

26 

26 

2 

30 

Altorf     .    . 

KantonsBchnle  .    . 
Lit«rarftbteilnng 
Realabieilung    . 

45 
18 
27 

43 

1 

1 

7 

Schwyz  .     . 

KoUeginm  Mariafailf 
Gymnasium   .    . 
Philosoph.  Kurs 

Realschule     .    . 

227 

128 
28 
71 

60 

102 

Ö5 

12 

23 

EinBiedeln   . 

Uhr.  1.  lni<)i*ip.l»Uit 
Gymnasium  .    . 
Lyzeum     .    .     . 

268 
222 
46 

2 

26 

42 

24 

Surnen*   .     . 

Kant.  Lehranstalt 

166 

Gymnasium    ,     . 

120 

26 

78 

16 

),3 

Reabchule     .     . 

36 

9 

27 

Zng    .     .    . 

Obergymnasiam    . 

InJuÄtrieacbHle  . 

138 

62 

64 

7 

6 

15 

100 

Gymnasium   .     . 

33 

Freiburg.     . 

CollSge  St-Michei 
Literarabteilung 
Realabteilung    . 

268 
143 

125 

171 

82 

15 

19 

32 

Solothurn     . 

Eautousschule  .    . 
Gymnasium   .     . 
Gewerbeschule  . 
Pädagog.  Abteil. 

237 

99 

107 
31 

157 

58 

22 

14 
7 

27 

Basel  .    .     . 

Gyninaainm  .    .     . 

515 

324 

109 

82 

32 

30 

Realschule    .    .     . 

757 

441 

175 

141 

18 

40') 

Realabteilung    . 

708 

Handelsabteiln; 

49 

Schaffhftusen 

'Human.  Abteiluj 
Realist.  Abteilu; 

146 

71 

75 

116 

23 

7 

16 

St.  G&lleD    . 

Kanton  es  chule  .     . 
Gymnasium  .    . 

Industrieschule  . 
Handelssehule    . 

331 

189 
78 
64 

280 

29 

22 

11 
7 
(i 

27 

Chur  .    .    . 

KantonsBchule  .     . 
Gymnasium  .     . 

Realschule     .     . 
Handelsschule    . 
Pädagog.  Abteil. 

341 

108 
114 
21 

838 

3 

16 

Aarau.    .     . 

Kantonsschule  .     . 
Gymnasium    .     . 
Gewerbeschule  . 

143 

61 

108 

29 

6 

6 
3 

24    j 

Praaenfeld  . 

Eantonsschule  .     . 
Gymnasium   .     . 
Industrieschule  . 
Handel.^schule   . 

213 

83 
117 
13 

150 

56 

7 

17 

20 

■)  Darunler  4  beiw.  8 


Hittelschnlen. 


135 


Sohttlor 

Nitiri- 

Schalort 

Amtelt  . 

Total 

KuUii- 

udere 

iii- 

tlti- 

•  * 

Ukrer 

Hrger 

Sckweizer 

liider 

prifügei 

1 

Lugano   .    . 

Gymn.-Lyzeum .    . 
Gyumasinm   .     . 
Lyzenm     .    .    . 
Techn.  Abteihi; 

150 
120 
19 
11 

V 

• 

• 

9 

• 

• 

20 

'  Lausanne     . 

College  cantonal  . 

275 

217 

29 

29 

27 

18 

Gymnase       .    .     . 

83 

59 

16 

8 

Ecole  industrielle 

360 

194 

108 

58 

10 

Kealist.  Abteilug 

311 

• 

Handelsabteiliig 

49 

• 

j  Sitten .    .    . 

College  Lyc^e  .    . 

74 

69 

4 

1 

16 

jXenenburg  . 

Gymnase  cantonal 

122 

73 

41 

8 

24 

23») 

Genf  .    .    . 

College  cantonal  . 
Literarabteilnng 
Realabteilnng    . 

666 
532 
134 

428 

96 

142 

43 

49 

Handelsabteilii; 

82 

43 

14 

25 

15 

*)  Inklasive  2  Lehrerinnen. 


b.  Ohne  Anschluss  am  dkadeniische  Studium. 


Sdiolort 

Anstatt 

S«hiUr 

Kinteii 

birg« 

Aadere 
Sehwiii. 

Au- 

Uider 

Lehrer 

Lehrer 
iiiei 

Total 

!  Zürich 

Töchterschule  . 

(37) 

21 

7 

9 

8 

1 

9 

Winterth. 

Töchterschule 

(16) 

15 

— 

1 

3 

4 

7 

iThon 

Progymnasium 

137 

8 

— 

8 

Biel 

Progymnasium  . 

227 

155 

51 

21 

14 

14 

IHTffil]« 

Progymnasium 

55 

26 

22 

7 

4 

4 

Del^mont 

Progymnasium 

80 

76 

3 

1 

7 

7 

Mfinfiter 

Progymnasium 

56 

54 

2 

7 

7 

Sarsee 

Mittelscfinle . 

63 

60 

3 

7 

— 

7 

Willisan 

Mittelschule . 

33 

33 

— 

4 

-— 

4 

Mkii« 

Gymnasium  .    . 

93 

6 

81 

6 

15 

15 

Stans 

1 

Gymnasium  .     . 

102 

26 

71 

5 

8 

— 

8 

Trogen 
Schiers 

Kantonsschule  . 

69 

41 

18 

10 

10 

10 

Priyatanstalt    . 

140 

61 

71 

8 

12 

12 

Daros 

Fridericianum 

57 

17 

1 

39 

9 

9 

Dissentis 

Progymnasium  . 

74 

63 

9 

2 

10 

— 

10 

Roveredo 

Kollegium  St.  Anna 

24 

7 

12 

5 

6 

6 

Locamo 

Technische  Schule 

66 

60 

•     3 

3 

9 

9 

BiOiMu 

Technische  Schule 

88 

75 

7 

6 

9 

9  ' 

Mendrisio 

Technische  Schule 

115 

112 

1 

2 

9 

9 

Waadt 

19  GoUcfti  coBBiun 

.     1747 (918) 

St-Iairic« 

College    .    .     .    . 

114 

83 

25 

6 

15 

15 

Brieg 

College    .    .     .     . 

64 

61 

2 

1 

9 

9 

Neachätel 

Ecole  sec.  indnstr. 
Ecole  commerciale 

816  (441) 
1        95 

292 

349 

175 

40 

40 

• 

College  classique  . 

140 

98 

24 

18 

12 

12 

Le  Locle 

Ecole  sec.  industr. 

160  (82) 

92 

43 

25 

12 

12 

CkuxdePoidi 

Ecole  sec.  industr. 

270  (161) 

119 

109 

42 

18 

18 

Caronge 

CoUfege.    .    .    .    . 
1889/90 

33 

:   12799 

1888/89 
Differenz 

.  12562 

1 
1 

:  +237 

136  Verhältnis  der  Mittelschulen  zu  den  Volksschulen. 

IX.  Znsammenstellnng  der  Schfller  In  den  Mlttel- 

nnd  Bernfsschnlen. 


Lehrer- 

Töehter- 

flyi- 

Indutrie- 

Hudels- 

Landw. 

Teehi. 

■ 

Kantone 

EI     B 

Total 

leminar. 

sehulei 

niiien 

sohnlen 

sehilen 

Schalen 

Schilei 

»mim 

Zürich  .     .     . 

288 

53 

539 

151 

92^) 

53 

4722)    47 

1 
1695    , 

Bern     .     .     . 

466 

730 

1362 

248 

33 

62 

54,    57 

3012    . 

Luzem .    .     . 

41 

— 

332 

154 

17 

31 

46' 

621    ' 

üri  .    .    .    . 

18 

27 

—       — 

45    , 

Schw3'z     .     . 

120  , 

424 

71 

615 

Obwaldeu .    . 

213 

36 

__    1    — 

249 

Nidwaiden 

46 

102 

—       — 

148    , 

Zug.    .    .     . 

118 

33 

100 



( 

251 

Freihurg  .     . 

94 

143 

125 

— 

862    ' 

Solothum .    . 

29 

130 

107 

266 

Baselstadt 

742 

515 

708 

49 

702 



2716 

Schaffhausen . 

— 

71 

75 

— 

146 

Appeniell  A.-Rh.  . 

69 



69 

St.  Gallen .    . 

67 

189 

78 

64 

72 

— 

470 

Graubünden  . 

143 

501 

114 

21 

779    1 

Aargau      .     . 

140 

26 

82 

61 

309 

Thurgau   .     . 

85 

83 

117 

13 

298 

Tessin  .    .     . 

86 

139 

280 

505 

Waadt  .     .     . 

158 

917 

1188 

311 

49 

50 

2673 

Wallis  .     .     . 

88 

178 

266    . 

Neuenburg    . 

76 

156 

262 

1090 

95 

43 

1722 

Genf     .    .    . 
1889  90: 

56 

803 
3473 

532 
7036 

167 
4089 

82 
515 

32 
271 

177 

1849 
19066    1 

2055 

1523   1041 

1888/89 : 
Differenz : 

1975 

3367 

7753 

3850 

485 

276 

1367 

109 

19182    1 

-4  80 

1-106 

717 

-i  239 

-f30 

— 5 

H  -156 

5 

—116    , 

*)  Inkl.  Handelaabtellung  am  Technikum  in  AVinterthnr.  —  *)  Inkl.  160  Hospitanten. 

X.  Yerhältnis  der  Mittelschulen  zu  den  Yolksschnlen  (18tN)). 


Volki- 

Mittel- 

Total 

Terhiltiis  ii 

*/o 

Kantono 

schaler 
I. 

lehiler 

II. 

lU. 

I. 

II. 

III. 

Zürich 

65892 

1695 

67587 

97,4 

2m5 

100 

Bern  .     . 

112781 

3012 

115793 

97,4 

2h. 

100 

Luzem  . 

25148 

621 

25769 

97,« 

2,4 

100 

Uri    .    .    . 

3421 

45 

3466 

98,7 

l,s 

100   1 

Schwyz  . 

8388 

615 

9003 

93,2 

6,8 

100  ; 

Obwalden 

2810 

249 

3059 

91,9 

8„ 

100  ' 

Nidwaiden 

2269 

148 

2417 

93,9 

6,1 

100   1 

Glarus    .    . 

7006 

7006 

100,0 

100 

Zug   .     . 

4203 

251 

4454 

94,, 

5,9 

100  ! 

Freiburg 

22109 

362 

22471 

98,4 

u 

100  i 

Solothum 

16777 

266 

17043 

98,4 

u 

100    ; 

Baselstadt 

12532 

2716 

15248 

81,9 

18,1 

100  1 

Baselland   . 

12846 

12846 

100,0 

100 

Schaffhausen  . 

8262 

146 

8408 

98,a 

1,7 

lOO 

Appenzell  A.-Rh 

11437 

69 

11506 

99,4 

0,6 

100  , 

Appenzell  ] 

[.-Bh. 

1888 

1888 

100,0 

100 

Hochschulen. 
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Kaatona 


Tolki- 
tehilir 


I. 


NitUl- 
ickiler 


IT. 


ToUl 


III. 


Terklltiii  ia  % 


I. 


II. 


in. 


St.  Gallen 

Granbünden 

Aargan 

Thnrgan 

Tessin 

Waadt 

WaUis 

Neuenburg 

Genf 

1889/90 : 
1888/89 : 

Differenz : 

XI 


42044 

470 

15199 

779 

38963 

309 

21727 

298 

21430 

505 

38466 

2673 

20504 

266 

25106 

1722 

10761 

1849 

12514 
15978 
39272 

22025 
21935 
41139 
20770 
26828 
12610 


5519691  19066   571035 
547928  19182  !  567110 


98,9  ; 

95,1  I 

99,8  ■ 

98,7  I 
97,7 
93,5 
98,7 

93,6  ' 

84,6  .! 

96,6 
96.« 


1,1 

0,7 

1,8 

2,3 

6,5 

1.S 

6,4 
15,4 

3,4 
3,4 


100 
100 
100 
100 
100 
100 
100 
100 
100 


100 
100 


4041 '  —116 


4-3925 


Hochschulen  (1890). 


Studirende 

Von  don  Studironden  sind  1 

Hoifi- 
tutii 

Total 

i 

1            Hochtchulen 

Hüi- 

Weib- 

Kuloii- 

Aidere 

AuiiidM 

Ikh« 

litlie 

bfirg« 

Schwtiier 

Schweiz.  Polyteehnikum 

1 

in  Zürich. 

1 

1890. 

\ 

1 
1 

i  Bauschule 

34 

2 

17         15 

Ingenieurschule     .... 

163 

— 

t 

7 

51       ,105      ' 

Mechaniseh-techn.  Schule  . 

180 

19 

58 

103      1 

Chemisch-technische  Schule 
1  Forstschule 

147 
19 

"    1 

339       961 

14 
3 

40         93 
13           3 

Landwirtschaftliche  Schule 

41 

l 

' 

11 

17         13 

,  Kultur-Ingenieur-Schule     . 

4 

1 

1           '^      \ 

Fachlehrer-Abteilung     .     . 

34 

I 

7 

18      ,     9 

Hochschule  in  Zürich. 

! 

, 

Somniersemester  1889. 

1 

Theologische  Fakultät  .    . 

39 

i  39 

22 

16 

1 

Staatswissensch.  Fakultät . 

53 

3 

4       ,  60 

25 

19 

12(3) 

1  Medizinische  Fakultät   .     . 

238 

50 

12(2)300 

69(6) 

112  (2)  107(42)1 

1  Philosophische  Fakultät     . 

117 

14 

37(14)  168 

41 

31(1)   59il3)| 

Wintersemester  1889  20. 

i  Theologische  Fakultät  .    . 

35 

35 

24 

11 

1 

Staatswissensch.  Fakultät. 

61 

3 

20 

84(3) 

31 

24 

9(3) 

Medizinische  Fakultät   .    . 

222 

54 

15  (4)  291  (58) 

69(6) 

107(1)!  100(47)1 

Philosophische  Fakultät 

110 

16 

63(24)!  189  (40) 

32  (1) 

35  (1) 

59(14V 

Hochschule  in  Bern. 

1 

Sommeraemester  1889. 

£Tangel.-theolog.  Fakultät 

65 

1 

66 

49 

13 

3 

EathoL-theolog.  Fakultät  . 

7 

7 

2 

4 

1      1 

Juristische  Fakultät      .    . 

128 

3 

131 

83 

41       '    4      1 

Medizinische  Fakultät  .     . 

205 

46 

3 

254 

78 

95  (1);  78(45) 

Philosophische  Fakultät    . 

79 

6 

32 

117 

49  (3) 

22  (1)^  14(2), 

Wintersemester  1889/90. 

EvangeL-theolog.  Fakultät 

49 

20 

69 

41 

7 

1 

Eath.-theolog.  Fakultät     . 

7 

7 

2 

4           1 

Juristische  Fakultät      .    . 

129 

3       132 

76 

52           1 

Medizinische  Fakultät  .    . 

230 

55 

4  (1)  289  (56) 

80(1) 

121(1)   84(53V 

Philosophische  Fakultät 

88 

9 

174(95) 

271(104) 

49  CD 

27  (2) 

21  (5)1 
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Hochschulen. 


Studirende 

Von  den  Studironden  tie^l 

Hochschulen 

Hoipi- 
tintei 

Total 

MiBD- 

Wrib. 

KaiUii- 

Aider« 

AidMr 

li€ke 

liehe 

kirper 

SckwüMr 

Hochschule  in  Basel. 

1           ' 

! 

Soinmersemester  1889. 

1 

Theologische  Fakultät  .    . 

109 

5 

114 

29 

55 

25 

Juristische  Fakultät .    .    . 

36 

36 

21 

15 

) 

Medizinische  Fakultät  .    . 

109 

5 

114 

38 

62 

9     ' 

Philosophische  Fakultät    . 

104 

39 

143 

47 

26 

31 

Wlnteruemester  1889/90. 

Theologische  Fakultät  .     . 

124  1    — 

— 

124 

27 

68 

29     ' 

Juristische  Fakultät.     .    . 

38 

2 

40 

22 

16 

—     1 

Medizinische  Fakultät  .    . 

123 

— 

1 

124 

45 

67 

11     1 

Philosophische  Fakultät     . 

124 

34 

158 

59 

31 

34 

Unhersiti  de  Genkve. 

Sommersemegter  188«. 

Facult^  de  Philosophie.    . 

143 

16 

67(14) 

226(30) 

35 

49 

75ll6\ 

Facult6  de  Droit  .... 

58             '  28 

86 

11 

4 

43     1 

Facult^  de  Theologie    .    . 

29 

1 

29 

11 

3 

15     1 

Facult6  de  M^decine     .     . 

168 

21 

33(4) 

222(25) 

27 

77(1) 

85(20^ 

Wintersemester  1889  90. 

1 

Facult6  de  Philosophie  .    . 

129 

24    127(35) 

280(59) 

41 

31(1) 

81(23)1 

Facult6  de  Droit  .... 

64 

21 

85 

10 

3 

51      1 

Facult6  de  Theologie    .     . 

34 

1 

35 

9 

3 

22  ; 

Facultö  de  M^decine     .    . 

158 

28 

58(5) 

244(33) 

20 

72 

94(28) 

Acadhnie  de  Lausanne, 

Sommerseiiiester  1889. 

Facult6  de  Theologie    .    . 

36 

36 

31 

4 

1 

Facultö  de  Droit  .... 

83 

10 

93 

24 

6 

53 

Facultö  des  Lettres  .    .    . 

16 

— 

8 

24 

7 

4 

5 

Sciences  natur.  et  mathem. 

14 

1 

15 

9 

1 

4 

Sciences  m^dicales    .    .     . 

32 

1 

83 

15 

11 

6 

Pharmacie 

10 

10 

4 

6 

Facult6  techniqne      .     .     . 

36 

1 

37 

15 

8 

13 

Wintersemester  1889,90. 

Facultö  de  Theologie    .    . 

34 

— 

34 

26 

8 

^ 

Faculte  de  Droit  .... 

56 

11 

67 

18 

10 

28      1 

Facult6  des  Lettres  .    .     . 

14 

14 

28 

7 

4 

3      1 

Sciences  natur.  et  mathem. 

13 

10 

23 

9 

2 

2 

Sciences  mödicales    .    .     . 

34 

— 

— 

34 

17 

12 

5 

Pharmacie 

11 

— 

11 

4 

6 

Faculte  technique      .     .     . 

38 

3 

41 

15 

8 

15 

ÄcadSmie  de  NeucMfel. 

Sommersemester  1889. 

Faculte  des  Lettres  .    .     . 

7 

35 

42 

5 

2 

— 

Faculte  des  Sciences     .    . 

8 

— 

19 

27 

6 

2 

1 

Facultö  de  Theologie    .    . 

22 

2 

24 

13 

7 

2     ! 

Faculte  de  Droit  .... 

10 

4 

14 

6 

3 

1      1 

Wintersemester  1889,90. 

1 

Faculte  des  Lettres  .    .     . 

10 

20 

30 

8 

2 

1 

Facult6  des  Sciences     .     . 

21 

18 

39 

13 

8 

Z       1 

Faculte  de  Theologie    .     . 

23 

;  1 

24 

14 

7 

2 

Faculte  de  Droit  .... 

10 

— 

11 

24 

9 

4 

— 

Theolog.  Anstalt  Luzem  . 

43 

— 

— 

43 

19 

19 

5 

Faculte  de  Droit  Freihurg  S 

13 

— 

— 

13 

13 

1 

W 

12 

12 

12 

Cours  de  Droit  in  Sitten  . 

14 

— 

14 

14 

* 

r 


Ausgaben  der  KaDtone  für  das  Uuterrichtsweseu. 

Zasaromenzog. 
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Hochscholon 


Studirende 


Miiili  he 


Weib- 
liche 


ÜMpi- 
taitei 


T9taJ 


Von  den  Studiranden  sind 


KiDt«u-|  andere 
hirger  |8chweixer 


Aulinder 


i.  Auf  Schluss  des  Sotnmerseniesters 


Schweiz.  Polytech.  Zürich 
Hochschale  Zürich 
Hochschnle  Bern  . 
Hochschule  Basel. 
Hochschule  Genf  . 
Acad^mie  de  Lausanne 
Acad^mie  de  Neuchätel 
Theolo^.  Anstalt  Luzem 
Faculte  de  Droit  in  Freiburg 
Gours  de  Droit  in  Sitten  . 


H22 

447 

484 

358 

398 

227 

47 

43 

13 

14 


1          1 

—  • 

339 

'   67 1 

53 

52, 

39 

1 

49 

37 

128 

21 

1 
1 

60 

1    1 
—  1 

961 

567 

575 

407 

563 

248 

107 

43 

13 

14 


2653      156      689  i  3498 


1889. 

64 

157 

261 

135 

84 

105 

30 

19 

13 

14 


215 

343 

178 

179 

175 

100 

158 

65 

133 

218 

40 

82 

14 

3 

19 

5 

882       932       995 


2.   Auf  Schluss 
Schweiz.  Polvtech.  Zürich 
Hochschule  Zürich 
Hochschule  Bern  . 
Hochschule  Basel . 
Hochschule  Genf  . 
Acad^mie  de  Lausanne 
Acad^mie  de  Neuchätel     . 
Theolog.  Anstalt  Luzem  . 
I  Facultö  de  Droit  in  Freiburg 
Cours  de  Droit  in  Sitten  . 


des  Wintersernesters  1889/90. 


1889/90 : 

1888;89 : 

Differenz : 


622 
428 
5a3 
409  . 
385  1 
200  . 

67  I 

43 

13 

14 


73 
64 

52 


339 
98 

201 
37 

207 
38 
50 


2684 
2630 


189 
161 


970 
820 


-f54  '-r28|-hl50 


961 

64 

215 

599 

156 

177 

768 

248 

211 

446 

153 

182 

644 

80 

109 

238 

97 

50 

117 

44 

21 

43 

19 

19 

13 

13 

14 

14 

3843 

888 

984 

3611 

845 

1008 

-f232 

-h43 

24 

343 

168 

108 

74 

248 

53 

2 

5 


1001 
998 


B.  Finanzielle  Schulverhältnisse  der  Kantone. 

L  Ausgaben  der  Kantone  fflr  das  Unterrichtswesen  (18S9). 

1.    Primär schxden. 


Kanton« 


PH««W«  Kfö 


Yt. 


Fr. 


Rihegehilte,  {Terwaltg.^) 
Additimente   iilkieht  eU. 


Fr. 


Fr. 


Sehllhu^ 
beitrage ») 

Fr. 


Total 


Fr. 


Zürich  . 
Bern.    . 
Luzem  . 
Uri   .    . 
Schwyz 
Obwalden 
Xidwalden 
Glarus  . 

Zug.    . 
Freiburg 
1  Solothum 
Baselittadt 


858439 

881743 

248895 

10000 

2079 

1800 

10000 

38000 

13210 

99282 

139690 

431606 


8367») 

9000 

2182 


500     — 


400 

947 

2060 

2657 

1566 


132870') 

28775 

44975 

26570 

4000 

3006 

1000 

500 

413 

2100 

5500 

700 

1608 

4815 

3650 

3300 

2513 

49193 

41237 

70400 

14978 

3500 


8Ö00 
1000 
5832 

202155*)! 


1098851 

977266 

261583 

10000 

3579 

2300 

10413 

54500 

17465 

115639 

148160 

725757 


*)  Verdopplang  der  Beitri^^  an  die  Witwfn-  und  Waisenstiftunff  zur  Erwirkunjif  einer 
Jahmirent«  von  Fr.  400  für  die  Witwen  beaw.  Waisen.  —  ')  GesamteH  Unterrichtswesen.  — 
'» InkJ.  Sek.-Lehrer.  —  *)  Inkl.  Fr.  8128«  für  Meizi^.-Anlac^e  u.  Fx.  5S508  für  eine  neue  Turnhalle. 


1 
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Sekundär-  und  Fortbildangsschulen. 


PrinAmshiiliiM 

Fortbildang 

fialiegekaite, 

Temitg.i) 

SchsiliiM. 

1 
Totti 

j 

1 

Kantone 

1  iiiNrsviiluon 

der  L«hr«r 

AdditimeBte 

Anflicht  ete. 

bwtrif««) 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr.       ! 

Baselland  .    .     . 

87430 

2682 

2000 

6614 

98726 

Schaffhaasen  .    . 

88900 

3389 

6757 

5001 

104047  1 

Appenzell  A.-Rh. 

234598) 

3375 

1844 

1500 

30178 

Appenzell  I.-Eh. 

21625 

100 

614 

22339  ' 

St.  Gallen .    .    . 

81650 

2244 

11320 

32167 

25050 

152431 

Graubündeu 

91327 

2534 

3810 

6462 

104133 

Aargan .    .     . 

249025 

1600 

22416 

19861 

10000 

302902  1 

Thurgau    .     . 

120811*) 

2931 

4000 

6825 

20120 

154687 

Tessin   .    .    . 

82050 

1000 

14800 

97850  ' 

Waadt  .    .    . 

240686 

838 

108125 

23168 

24900 

397717 

Wallis  .    .    . 

10049 

1502 

2497 

14048 

Neuenburg 

2018425) 

2211 

— 

4856 

208909 

Genf      .    . 

454813 

17625 

472438 

1889/90 : 

4488411 

47710 

404756 

257106 

387935 

5585918 

1888/89 : 
Differenz : 

4334688 

38869 

421223 

263500 

495886 

5554166 

+153723 

+8841 

16467 

6394 

107951 

+31752 

*)  Gesamtes  Unterriditsweseii.  — •  ')  Inkl.  Sekundär! ehrer.  —  »)  Inkl.  Fr.  3459  für  Lehr- 
mittel dt^pöts.  —  *)  Inkl.  I^hrmittelanstalt.  —  *)  Inkl.  Fr.  85751  fiir  Kleinkinder«chiilen. 


2.    Sekundär-  und  Fortbildungsschulen  (1889), 

BesoldiBgen 

SekuidarseholeB 

T  A  •  ^  ■ 

Fortbüdugs- 

Kantone 

der  Lehrer 

Ruhe- 
gehalte 

Schiller 

stipend. 

Fr. 

Total 

Mhileit 

Zusamneii 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Zürich 

281994 

18600 

26080 

326674 

32910 

359584 

Bern     .... 

280656 

15950 

6938 

303544 

3035441 

Luzem      .     .    . 

38194 

38194 

5752 

43946  , 

Uli 

1400 

— 

1400 

750 

2150 

Schwyz     .    .    . 

3050 

3050 

300 

3350! 

Obwalden      .    . 

2700 

2700  1 

Nidwaiden     .    . 

'— 

622 

622  ! 

Glarus  .... 

15000 

— 

15000 

7000 

22000 

Zug      .... 

7690 

7690 

2100 

9790 

Freiburg  .    .    . 

29881 

29881 

5865 

35746  ' 

Solothurn .    .    . 

58577 

58577 

13647 

72224 

Baselstadt     .    . 

370857 

370857 

4035«) 

374892  . 

Baselland .    .    . 

30000 

1397 

31397 

7350 

38747 

Schaffhausen 

64925 

774 

65699 

9 

• 

65699 

Appenzell  A.-Rl 

i.  . 

2000 

— 

2000 

3400 

5400 

Appenzell  I.-Rh 

•       ■ 

— 

816 

816  , 

St.  Gallen      .    . 

32000 

— 

32000 

14050 

46050 

Graubünden 

5960 

5960 

Aargau     .     .     . 

141901 

1390 

400 

143691 

19900 

163591 

Thurgau   .     .    . 

35951 

35951 

23478 

59429  1 

Tessin  .... 

43650 

43650 

40150 

83800  . 

Waadt.     .    .    . 

2100 

2100 

3738«) 

5888 

Neuenburg    .    . 

60634 

60634 

60634  ' 

Genf     .... 

115019 

115019 

33152 

148171  ; 

1889/90: 

1615479 

35940  i  35589 

1687008 

227675 

1914683  . 

1888/89  : 
Differenz : 

1543571 

71861 

1615432 

156157 

1771589 

+71908 

1 

332 

+71576 

+71518 

+143094  : 

*)  Handfertif^keitskurs.  —  *)  FUr  Berufsauterricht. 


r 


Mittelschalen. 


lil 


3.    Mittelschiden  (1889). 


1 
lidiiirit- 

Rih«gekilte, 

1             Kantone 

1 

DjBiasMi 

fCbllM 

,  Witw«i.  lad 
WiiMiitifliBg 

Stipeidiei 

Total 

, 

Fr. 

1         Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

1 
Zürich 

140435 

1 

69591 

10508  . 

3817 

! 

224351 

'  Bern 

182874  1) 

— 

3212 

186086 

.  Lnzem 

105868«) 

1 

3350») 

109218 

1  In 

6000 

r 

3640 

9640 

Obwalden 

5700 

1600 

7300 

Nidwaiden 

40 

150 

190 

:  Zag 

14174 

14174 

'  Freiburg 

34305 

3314 

37619 

Solothnm 

114775^) 

— 

114775 

.  Baselstadt 

106457 

234989 

— 

341446 

Baselland 

— 

6138») 

6138 

Schaffhausen    .... 

57378 

— 

3092 

60470 

;  Appenzell  A.-Kb.      .    . 

-5662 

— 

5662 

St.  Gallen 

124514 

6000 

130514 

Granbünden     .... 

139687  «) 

— 

600 

140287 

.  Aargan 

92486 

2690 

14262  7) 

109438 

85229») 

— 

2950 

88179 

Tessin 

40550 

27050 

6700 

74300 

Waadt 

79218 

169465 

26381 

1416 

276480 

:  Wallis 

41208  9) 

41208 

10) 

— 

10000 

10000 

Genf 

1889/90: 

1917021») 

119858^2) 

311560 
2299035 

1554088 

635127 

55579 

54241 

1888/89 : 
Differenz : 

1591019 

633509 

32737 

69384 

2326649 

36931 

+1618 

+22842 

15143 

27614 

'»  KantonfMchnle  Bern  Fr.  8585.    Pmntnit  Fr.  42500.    Pro^juinasien  Fr.  141849. 

n  Höhere  Lehranstalt  Lnzem,  inkl.Kantonsbibliothek,  Fr.  90084.  Mittelschale  MUnster, 
Snrgee,  Williaaa  Fr.  14S66. 

*)  An  Stndlrende  für  Hochschulen. 

*)  Inkl.  Industrieschule,  Seminar  und  Stndentenpensionat  und  Kosthans  fOr  das  Seminar. 

M  Darunter  Fr.  3795  an  die  Hochschulen. 

•)  Für  neue  Turnhalle  Fr.  29781.    Reparatur  Fr.  12940. 

^  Fr.  8800  für  Hochschulen. 

*)  Inkl.  Konvikt,  Kantonsbibliothek  und  Bauten. 

*)  Lyzeum  und  Kollegium  in  Sitten,  KoUej^^ien  St.  Moritz  und  Brieg. 

**)  Siehe  Hochschule,  für  Gymnasien  nicht  ausgeschieden. 

"I  Collies  in  Genf  und  Carouge. 

**)  Ecole  secondaire  et  supdrieure  des  Jeunes  fllles. 


L 
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Berufsschulen. 


4.    Berufsschulen  (1889). 


Kantone 

L«hr«r- 
Seiiuriei 

TeehnikiB 

Tierannei- 
ichil» 

Uidnirt- 

schafllickfl 

SckiUi 

Wekiekd«, 
Oewerbenii. 

ToUl 

Fr. 

Fr. 

Fr.              Fr. 

Fr. 

1 

Fr. 

Zürich  .... 

93827  ') 

130252  2) 

1 

81992»)    87931-*) 

24000  Ji) 

1 

418002* 

Bern      .... 

185263  ß) 

94527 ') 

*»)       254854») 

13655»0) 

548299! 

Luzeni  .... 

33749'  •) 

6250") 

16900»») 

56899; 

1  Schwyz .... 

24220»*) 

24220, 

i  Freiburg    .     .     . 

21010 

- 

-  - 

— 

21010  i 

Basel     .... 

— 

52234 

52234  1 

Appenzell  A.-Rh. 

4388 

-  - 

— 

4388t 

St.  Gallen  .    .    . 

60494»^) 

— 

23880 

84374 

Graubünden  .    . 

31245»6) 

-- 

— 

31245, 

Aargau .... 

8032917) 



— 

— 

80329 

Thurgan         .     . 

71882 

— 

— 

71882; 

Tessin   .... 

30350 

— 

30350 

Waadt  .... 

80762 

12644 

93406  1 

Wallis  .... 

31923»«) 

— 

• — 

31923 

Neuenburg     .     . 

26200»») 

22214 

48414  1 

Genf      .... 
1889/90: 

749442 

117272 
368251 

1925 

119197  1 

81992 

385818 

130669 

1716172 

1888(89 : 
Differenz : 

1 

705297 

376865 

77451 

420829 

36000 

1616442  1 

4-44145 

8614 

+4541 

35011 

+94669 

+99730, 

')  Inkl.  Fr.  81050  fUr  Stipendien. 

>)  InkJ.  Fr.  4040  ftir  Stipendien. 

»)  Inkl.  Fr.  442Ä7  für  Tierspital  und  Fr.  875  filr  Stipendien. 

N  Inkl.  Konvikt  und  (Tutsbetrieb  (Fr.  21862  Zuschuss  aus  der  Staatskasse)  und  Fr.  4l«8l 
ftir  die  deuts^h-sehweizerische  Obst-,  Wein-  und  Gartenbauschule  Wädensweil. 

')  (Jewerbemusenm  Fr.  15000,  Seidenwebschulc  Fr.  9000. 

•)  Hofwyl  Fr.  84889,   Pruntrut  Fr.  51268,   Hlndelbank   ¥t.  22228,    Delsberjf   Fr.    2.>48S. 
Pensionen  iV.  1500. 

')  Staatsbeitrajif  an  Fach-,  Kunst-  und  Gewerbesehulen. 

*)  Ausgaben  sieh«  Hoehschulen. 

*)  Inkl.  Molkereischule. 

*•  Muster-  und  Model Isanimlung  Fr.  10000.   Fr.  8855  fClr  Stipendien.    Daiu  noch  Fr.  lo:>09 
fllr  Berufsstipendien. 

^')  Inkl.  Fr.  18100  fllr  Honorar  und  Fr.  8820  fiir  Stipendien. 

")  Winterschule  Sursee. 

")  Kunstgewerbesclinle. 

")  Inkl.  Konvikt. 

")  Inkl.  Fr.  8000  flir  Stipendien. 

*•)  Inkl.  Fr.  14405  Stipendien. 

")  Inkl.  kantonaler  Beitrag  an  das  Lehrerseminar  !•>.  9500.. 

»)  Inkl.  Konvikt. 

*•)  Uhrenniacherschnle  Fr.  20000. 
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5.   Hochschulen» 
(Inklusive  Ausgaben  des  Bandes  far  das  Pol3technikam.) 


I. 

II. 

lU. 

IV.       1      V. 

^1. 

vu. 

ItocIiseliulMi 

Lehrer- 
besalducin 

itiieteitei 

ibwirie 

Tereiie  ud  i  p  .  . 
GeielUehift.:  ^"""^ 

LehrHiktel 

1 

Dreeksachei 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr.       1     Fr. 

Fr.       1 

Fr. 

Zürich     .    .     . 

205037 

10734 

14150 

10260«)     550 

3353 

2354 

'  Bern  .    .    . 

226010 

17498 

15270 

— 

1 

Freiburg.     . 

6241») 

— 

2053    j 

Basel .    .     . 

153225 

3954 

1  Waadt     .    . 

163358 

16347 

546 

6887 

Wallis     .    . 

3090*) 

— 

Neuenburg  . 

95160 

6300 

— 

2458 

Genf  .    .     . 

228476 

35547 

9550 

750 

— 

Polytechnikum 
j             1889/90 : 

391331») 

1       — 

20200 
59170 

252 

1 
10240 

_    5004^ 
13770^ 

1471928 

86426 

13609 

1     802 

1888;89: 
Differenz : 

1427691 

177034 

56540 

1933 
+11676 

1  1677 

7575 

28337 

-f-44237 

—90608 

1+2630 

875 

+2665 

14567 

vm. 

IX. 

X. 

XI. 

Uhegehalte 
Vitwei-  ud 
IfaiseDitift. 

xm. 

I.— xm. , 

Hochsdiuleii 

Bibliothek 

SaBslugei 
1.  Mobiliar 

Stipen- 
diei     1 

HcizBig 
1.  Beleneht.' 

Terwaitug 
B.  Beantnng 

Total 

Fr. 

Fr. 

Fr.            Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Zürich     .     .     . 

25395 

81258 

18022     29293 

10900 

411306 

Bern  .     . 

12800 

1910182) 

25367'     49466 

7900 

545329 

Freiburg. 

5250 

3622 

1 
1 

t 

17166 

1  Basel .     . 

6273 

49338 

7622                ;    25944 

24635() 

1  Waadt     . 

13625 

19619 

5175     10150 

235707 

'  Wallis     . 

— 

—      1 

3090 

Neuenburg 

1310 

18473 

3650       3627 1 

— 

130978 

1  Genf  .     . 

1000 

49129 

24753 

7591 

356796 

Polytechnikum 
1889/90: 

8200 

104363 

2500- 

35483        8500 
160394  j     27300 

51543 

85078 

6273761 
2574104 

73853 

516820 

54714 

1888/89 : 
Differenz : 

61396 

415410 

57964i  172617  '     37408  \    36427 

2482009 

+12457 

+101410 

32501- 

12223 

10108 

1+48651 

+92095  i 

'ilnkl.  Fr.  8700  an  Gesellschaften.  —  »)  Inkl.  Fr.  JäOOOO 
soldg.  für  d.  Reehtssehule.  —  *)  Beitraji:  an  d.  Rechtssch. 


Beitra«:  an  d.  Kliniken. —  ')  Be- 
*)  Inkl.  Besoldg.  fiir  Assistenten. 


6.   Zusammenzug  der  Ausgeben  der  Kantone  für  das  gesamte 

Unterrichtswesen  (1889). 


1 

KanlOM 

PriHiridiileB 

SeknDdanchDi. 

lilteUehnleB 

BerarsschBleB 

HochsehBlen 

Total 

1 

Fr. 

Fr. 

Vr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Zürich  .    .     . 

1098851 

326674 

224351 

418002 

411306 

2479184 

Bern     .    .     . 

977266 

303544 

186086 

548299 

545329 

2560524 

1  Luzem      .     . 

261583 

38194 

109218 

56899 

465894 

üri  .    .    .     . 

10000 

1400 

9640 

21040 

Schwyz     .     . 

3579 

3050 

24220 

30849 

Obwiüden .    . 

2300 

7300 

9600 

Nidwaiden 

10413 

— 

190 

10603 

Glarus  .     ^     , 

54500 

15000 

— 

69500 

Zug      .     .     . 

17465 

7690 

14174 

39329 

.Preiburg  .     . 

115639 

29881 

37619 

21010 

17166 

221315 

Solothum  .     . 

148160 

58577 

114775 

321512 

Baselstadt 

725757 

370857 

341446 

52234 

246356 

1736650 

lU 


Ausgaben  der  Gemeinden  für  das  Unterrichtswesen. 


n 


Kantone 

PrimariehiileB  Seknadanchol. 
Fr.                 Fr. 

littelichulei 

Fr. 

Bernfnckilea 
Fr. 

Hockickilea 
Fr. 

Totti 

Fr.       1 

Baselland .    . 
Schaffhausen . 
Appenzell  l.-Rh.    . 
Appesiell  L-Rk.     . 
St.  Gallen     . 
Graubünden  . 
Aargau     .    . 
Thurgau   .    . 
Tessin  .    .    . 
Waadt .     .     . 
Wallis.    .    . 
Neuenburg    . 
Genf     .    .    . 

1889/90 : 
1888/89 : 

Differenz : 

98726 
104047 

30178 

22339 
152431 
104133 
302902 
154687 

97850 
397717 

14048 
208909 
472438 

31397 

65699 

2000 

32000 

143691 

35951 

43650 

2100 

• 

60634 
115019 

6138 

60470 

5662 

130514 

140287 

109438 

88179 

74300 

276480 

41208 

10000 

311560 

4388 

84374 
31245 
80329 
71882 
30350 
93406 
31923 
48414 
119197 

235707 

3090 

130978 

356796 

136261 
230216 ; 
42228 
22339  1 
399319 j 
275665 
636360! 
350699  1 
246150 
1005410, 
90269 
458935 
1375010 ' 

5585918 
5554166 

1687008 
1615432 

2299035 
2326649 

1716172 
1616442 

1946728 
1859574 

13234861 
12972263 

+31752 

—71576 

—27614 

+99730 

+87154 

+262598  1 

II.  Ausgaben  der  Gemeinden  fflr  das  Unterrichtswesen. 


Kantone 

PriaanekileD 

SekiidarukBl. 

Fortkildgi.. 
Sektlei 

Mittelirkilei 

Total 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Vt. 

Zürich 

3033500 

490667 

3524167 

Bern     .     . 

2199678 

686191 

— ' 

921971 

3807840 

Luzern 

341174 

30000 

6700 

377874 

Uri  ...    . 

390001) 

39000    , 

Schwyz.    . 

135488 

19955 

155443 

Obwalden 

26646 

7002) 

70002) 

34346»)  1 

Nidwaiden. 

40774 

800 

41574») 

Glarus 

249903 

52000 

— 

301903 

Zug .    .    . 

82860 

15902 

15305 

114067 

Freiburg  . 

3000002) 

500002) 

3500002) 

Solothurn 

3800002) 

200002) 

4000002) 

Baselstadt 

— 

Baselland 

2150002) 

4300 

219300») 

Schaffhausen 

219000 

500002) 

— 

269000 

Appenzell  A.-Rl 

i.  . 

246344 

57084 

9918 

5759 

319105    i 

Appenzell  I.-Rh 

• 

300002) 

30000) 

St.  Gallen      .     , 

2201214*) 

2000002) 

15000 

2416214    1 

Graubünden 

236600 

18470 

— 

255070») 

Aargau      .     . 

900000 

356000 

20944 

1276944 

Thurgau   .     . 

902850 

372408 

— 

1275258 

Tessin  .    .    . 

310900 

12000 

— 

322900 

Waadt .    .     . 

1000000 

8500 

290000 

1298500 

Wallis.     .    . 

250000») 

250000«)  1 

Neuenbürg    . 

5000002) 

1500002) 

500002) 

7000002) 

Genf     .    .    . 

1639693) 

8675 

9918 

1332679 

172644 

1889/90 : 
lS88fSS : 

Differenz : 

14004900 

2603652 

17951149 

13248769 

2521400 

7325 

1326226 

17103819 

+756131 

+82153 

+2593 

+6453 

+847330    , 

M  Inkl.  SekundArschulen.  —  ')  Annähernd.  —  »)  FHlhere  teilweise  berichtij^te  Antraben. 
—  •)  Die  An^i^aben  in  den  Reohnunjfen  der  Gemeinden  sind  um  folgende  Posten  vermindert 
worden:  Staatsbeitrai?  Fr.  77170,  Kapitalanlagen  Fr.  1888457,  Aufnung  des  Separatfonda 
Vt.  61408.  —  »)  Inkl.  Klcinkinderschnlen  Fr.  50610. 
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III.  Zn^ammenzag  der  Ausgaben  ffir  die  Primarschnlen  (1889). 


Durchschnitt  per  1 

tUntoiie 

Kantone 

Gemeinden 

Total 

Primar- 



schüler 

SehlUr 

BiBWollD. 

1 

Fr. 

Fr. 

Ft. 

Fr. 

Fr. 

Zürich   .  .  .  . 

1098^51 

3033500 

4132351 

54927 

75 

12,2 

Bern  .... 

977266 

219%78 

3176944 

101285 

31 

5,9 

'  Lnzern  .  .  . 

261583 

341174 

602757 

19709 

31 

4,i 

üri 

10000 

39000 

49000 

3004 

16 

2,8 

\  Schwyz  .  .  . 

3579 

135488 

139067 

7509 

18 

2,7 

'  Obwaiden  .  . 

2300 

26646 

28946 

2032 

14 

1,9 

Nidwaldeu  .  . 

10413 

40774 

51187 

1934 

26 

*,0 

:  Glanis   .  .  . 

54500 

249903 

304403 

5689 

53 

8,9 

•Zug  .... 

17465 

82860 

100325 

3782 

26 

4,7 

Freibunr .  .  . 

115639 

300000 

415639 

20600 

20 

3,4 

!  Solothum   .  . 

148160 

380000 

528160 

13593 

39 

e,i 

Baselstadt  .  . 

725757 

725757 

6207 

117 

9,8 

Baselland  .  . 

98726 

215000 

313726 

10806 

29 

5,1 

'  Schaffhansen 

104047 

219000 

323047 

6769 

47 

8,4 

Appenzell  A.-Kh.  . 

30178 

246344 

276522 

9824 

28 

ö,i 

Appenzell  I.-Eh.  . 

22339 

30000 

52339 

1807 

29 

*K) 

St  Gallen  .  .  . 

152431 

2201214 

2353645 

36256 

64 

9,8 

Graubünden . 

104133 

236600 

340733 

14521 

23 

3,5 

^  Aargau  .  . 

302902 

900000 

1319902 

31776 

41 

6,8 

Thurgan  .  . 

154687 

902850 

1057537 

17457 

66 

10,1 

Tessin   .  . 

97850 

310900 

408750 

17921 

23 

3,t 

i  Waadt   .  . 

397717 

1000000 

1397717 

38107 

37 

6,6 

Wallis   .  . 

14048 

250000 

264048 

20431 

13 

2,5 

Neuenbur.-  . 

208909 

500000 

708909 

21250 

33 

6,6 

Genf  .  .  . 

472438 

163969 

636407 

8905 

71 

6,0 

6,7 

1889  90: 

5585918 

14004900 

19590818 

476101 

41 

1888/89: 
Differenz : 

5554166 

13248769 

18802935 

475012 

40 

6,5 

+31752 

+756131 

+787883 

+1089 

+1 

+  0,8 

IT.  Zasammenzug  der  Ausgaben  für  die  Sekundärschulen  (1889). 


Kantone 

Kantone 

Gemeinden 

Tetal 

Schüler 

Dnrehschiitt 

1 
1 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Zürich 

326674 

490667 

817341 

5546 

147 

Bern  .  . 

303544 

686191 

989735 

5151 

192 

Lnzem 

38194 

30000 

68194 

1099 

62 

\>n  .    .  . 

1400 

1400 

87 

16 

Schwyz 

3050 

19955 

23005 

285 

81 

1  Obwaldcu 

700 

700 

16 

44 

1  Nidwaiden 

800 

800 

68 

12 

f  Glarus .  .  . 

15000 

52000 

67000 

540 

124 

Zug      ... 

7690 

15902 

23592 

177 

las 

Preiburg  .  . 

29881 

50000 

79881 

384 

208 

•  Solothum  .  . 

58577 

20000 

78577 

598 

131 

Baselstadt  . 

370857 

370857 

3713 

99 

Baselland.  . 

31397 

4300 

35697 

416 

86 

Schaffhausen 

65699 

50000 

115699 

777 

149 

Appenzell  A.-Rb.  . 

2000 

57084 

59084 

361 

163 

Appenzell  I.- 

Rh 

■ 

1 

— 

34 

10 
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Kanton« 

Kantone 

Gemeinden 

Total 

Schüler 

Dirtkickiitl 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

St.  Gallen  .... 

32000 

200000 

232000 

1928 

120 

Granbünden  .  . 

18470 

18470 

322 

57 

Aargau  .  . 

143691 

356000 

499691 

3360 

148 

Thurgau  . 

35951 

372408 

408359 

934 

437 

Tessin  .  .  . 

43650 

12000 

55650 

804 

69 

Waadt .  . 

2100 

8500 

10600 

135 

78 

Wallis.  .  . 

— 

— 

73 

Neuenbürg 

60634 

150000 

210634 

247 

858 

Genf  .  .  , 

115019 

8675 

123694 

526 

2^ 

1889/90 : 

1687008 

2603652 

4290660 

27581 

155 

1888,89 : 
Differenz : 

1615432 

2521499 

4136931 

27254 

151 

+71576 

+82153 

+153729 

+327 

+4  ! 

y.  Zasammenzng  der  Ansgaben  fflr  das  gesamte 

Ünterrichtswesen  (1889). 


Kantone 

Kantone 

Gemeinden 

Total 

Ein- 
wohner 

Augakw 

pffGav. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Zürich 

2479184 

3524167 

6003351 

337183 

17,7 

Bern  .... 

2560524 

3807840 

6368364 

536679 

11,8 

Luzem   .  .  , 

465894 

377874 

843768 

135360 

6,« 

Uri 

21040 

39000 

60040 

17249 

3.6 

Schwyz  .  .  . 

30849 

155443 

186292 

50307 

3,7 

Nidwaldeii  .  . 

9600 

34346 

43946 

15043 

2,9 

Obwalden   .  . 

10603 

41574 

52177 

12538 

u 

Glarus  .... 

69500 

301903 

371403 

33825 

10,9  1 

Zug 

39329 

114067 

153396 

23029 

^'«  1 

Freiburg  .  .  . 

221315 

350000 

571315 

119155 

*.8  ' 

Solothuru .  .  . 

321512 

400000 

721512 

85621 

8,4 

Baselstadt  .  . 

1736650 

1736650 

73749 

23,5 

Baselland .  .  . 

136261 

219300 

355561 

61941 

5»7 

Schaffhausen 

230216 

269000 

499216 

37783 

13,« 

Appenzell  A.-R1: 

\.  . 

^ 

42228 

319105 

361333 

54109 

6,6 

Appenzell  I.-Rh 

m           « 

22339 

30000 

52339 

12888 

4,, 

St.  Gallen   .  . 

399319 

2416214 

2815533 

238174 

11,8 

Graubünden  .  . 

275665 

255070 

530735 

94810 

5* 

Aargau  .  .  . 

636360 

1276944 

1913304 

193580 

9,8 

Thurgau  .  .  . 

350699 

1275258 

1625957 

104678 

15,5 

Tessin   .  .  . 

246150 

322900 

569050 

126751 

4:,4 

Waadt.  -  .  . 

1005410 

1298500 

2303910 

247655 

9,8 

Wallis.  .  .  . 

90269 

250000 

340269 

1019a5 

3rf» 

Neuenbürg  .  . 

458935 

700000 

1158935 

108153 

10,, 

Genf  .... 

90: 

1375010 

172644 

1547654 

105509 

14,6 

1889/ 

13234861 

17951149 

31186010 

2917754 

lo.« 

1888/89 : 
Differenz : 

12972263 

17103819 

30076082 

2917754 

10,s 

+262598 

+847330 

+1109928 

4-0,, 
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C.  Ausgaben  des  Bundes  für  das  Unterrichts- 
wesen der  Kantone  (1890). 

I.  Ffir  das  gewerbliche  Bildungswesen  in  den  Kantonen. 


Se. 


Amteltoii 


1 
2 
3 
i 


Kanton  Zürich. 


Technikum     .    . 
Gewerbemuseum 
Gewerbemuseum 
Zentralkommiss. 
d.  Gew.-Museen 
Schweiz,  perman. 
Schulausstellug 
Gewerbeschule   . 
Gewerbeschule   . 
.  dtwcrbL  Ffftbild.-Schile 
9|  Gewerbeschule   . 
10 '  Seidenwebschule 


6 

7 
8 


11 

12 
13 
14 
15 
16 
17 


Gewerbliche  Fort- 
bildungsschule . 
Gewerbeschule   . 
Handwerkeriihle 
Gewerbeschule   . 


Berufsschule  fOr 
Metallarbeiter  . 

18  Fackickile  f&r  Dui«i- 
icbMideni  i.  Liigarie 

19  ficwerU.  rvrtbil4.-Sehil* 

I     Kanton  Bern. 

1  KiuticIiDle   väi  kuif- 
giwerUidi«  Abi«iliig . 

2  {  Xuttr-  I.  VoielltaBBL 

3  Uhrenmacherukil« 

5  Lehrwerkstätte  . 

6  Schnitzlerschule . 

7  Schnitzlerschule 

8  t  Schnitzlerverein 

9  i  Handwerkenehole 
10 
11 
12 
13 
14 
15 
16 
17 
18 

19  I  Zeichnungsschul« 


« 


n 


Orte 


Winterthur 

Ztlrich 
Winterthur 
Zürich  und 
Winterthur 

Zürich 
Ziriihi.UBf«bg. 

Riesbach 
Winterthur 

Töss 
Wipkingen 
OerUkoijSMbMh, 
SchwaBeidiBg» 
Wipkingen 
Unterstrass 

Rüti 

Wetzikon 

Uster 

Winterthur 

Zürich 
Pfäffikon 


Bern 

Bern 

Biel 

St.  Immer 

Pruntrut 

Brienz 

Meiringen 

Brienzerwjkr 

Bern 

Biel 

Burgdorf 

flenogeiboehue 

Huttwyl 

Langenthai 

Langnau 

Münsingen 

Thun 

Worb 

Heimberg 


27 

7 


14 

12 

9 

3 

4 

8 
5 
5 
3 
4 
4 


6 
3 


6 
6 
5 
3 
3 
1 

16 
8 
7 
2 
4 
3 
4 
3 
8 
3 
1 


Schüler  1) 


Aiftuig  I  Seklui 


327 
71 


572 

190 

232 

45 

45 

75 
29 
50 
82 
40 
73 

20 

22 
30 


28 

34 

25 

19 
1152) 

39 

11 
365 
129 

61 

19 

14 

64 

35 

22 

66 

19 

26 


327 
71 


451 

195 

198 

43 

45 

66 
26 
46 
85 
35 
71 

20 

21 
29 


28 

34 
25 
19 
158) 
39 
11 
291 
87 
56 
17 
10 
58 
26 
19 
62 
17 
26 


Jabni- 
iugabM 


131136 
60231 
16833 

20860 


A> 


16 
66 
45 


66  34357 


97 


3499  40 
26347120 

5848i80 
338910 
1059  50 


33964 


49 


1433  41 
1133  92 
1782  80 
1884  55 
859 
1423 


26811 

23447 

388 


21368 
1Ö479 
28014 
25548 
8643150 
11974  95 


69 
15 


65 

88 
10 


25 
08 
41 

84 


1494 

579 

15521 

2594 

3811 
623 
464 

1237 

1223 
481 

1994 
331 

1213 


20 
70 
80 
40 
94 
80 
85 
70 
20 
85 
62 
10 
32 


B«itrftgidcr 
laitoi«  1. 

OtMiidei 


ßr. 


72557 
34357 
10120 


13200 


1931 

12018 

3397 

1594 


75 
60 
553  35 


J^ 


66 


95 


76 


20317 

850 
814 
878 
800 
700 
800 

10166 

7500 
262 


7820 

10181 

14800 

13909 

5362 

5000 

932 

380 

6515 

1100 

2321 

307 

290 

585 

817 

331 

1104 

200 

950 


30 


70 


95 


90 


50 


Budes- 

SibltitioB 


54 

50 


60 


40 
60 


35832 

17178 
4808 

7500 

700 

7004 

1200 

765 

210 

6000 

400 
350 
400 
170 
250 
300 

5050 

3750 
150 


3360 

4500 

6100 

7700 

2500 

3100 

800 

200 

3000 

500 

1150 

150 

100 

275 


x/ 


75 
85 
25 


25 


400  — 
150  — 
500  — 
125 


250  — 


V  Anraben  nach  Kutalof?  der  Ansstellung:  der 
^  Aben&*hfiler.  —  *)  Sehnitzlerschüler. 


Schweiz,  g^ewerbl,  Fortbildnnfrsschulcu 
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Schüler 

Jahret- 

B«itriged«r 

Baadis- 

No. 

Anstalten 

Orte 

'S 

AaagabcM 

Kaiteae  a. 

(■«■«iideB 

Sabreatioo 

Aafaaj; 

Sehlasi 

fr. 

Rp 

Fr.     R/ 

fr.     Rp. 

20 

Zeichnangsschulo 

St.  Immer 

1 

47 

34 

3262  31 

2250i- 

1000 

1 

21 

KDnsigmrbl.Z«i6h.-Seh. 

Biel 

2 

51 

35 

8637  45 

5528  55 

2500 

— 

22 

MaschineHstricbihole    . 

Bern 

7 

• 

V 

• 

43785 

90 

7000- 

3000 

1 

23 

Lehmrkit&lt«  ffirS^hali- 

1 

mafiker  a.  Schreiner  . 

Bern 

10 

41 

41 

85944 

35 

35823  24 

17840l-i 

24 

fraaentf  beitssckflle .     . 

Bern 

4 

16 

16 

5518 

60 

2390il0 

900-^ 

25 

Zeichnungsschnle 

Hofstetten 

2 

12 

12 

423  90 

100- 

125-^ 

26 

Schweiz,  perman. 

1 

1 

Schulausstellang 

Beni 

— 

710  50 

41050 

300 

1 

Kanton  Luzern. 

1 

1 

1 

Kunstgew.-Schule 

Luzern 

4 

96 

96») 

14670  38 

9489  53 

5100j- 

Kanton   Uri. 

1    , 

1 

fieverbl.  Zeicha.-Sthol« 

Altorf 

2 

11 

11 

345 

230 

40 

140    ' 

r 

Kanton  Schwyz. 

1 

Geirorbl.  Fortbüd.-8thBle 

Schwyz 

2 

69 

54 

995 

26 

590 

345;- 

2 

r> 

Einsiedeln 

2 

19 

14 

1707 

65 

1277 

— 

700- 

1        I 

Kant.  Ohwalden. 

1 

1 

ZeichnungsschuU 

/Samen  \\.\ 
\  Sachsein  ( 

1 

22 
15 

20 
16 

2577 

65 

1691  65 

886 

— 1 

Kant.  Nidicalden. 

1 

1 

Zeichuungsschul« 

Stans 

1 

102 

101 

1798 

47 

1241,40 

552  — 

2 

M 

Buochs 

1 

30 

30 

125 

09 

185  40 

1001- 

3 

'  t 

Beckenried 

1 

18 

14 

198  j85 

150' 

100- 

Kanton  Glarus. 

1 

Fortbild.-Schule . 

Glarus 

6 

192 

178 

3354 

49 

2170  99 

1110 

1 

2 

Y) 

Schwanden 

2 

56 

51 

1299 

20 

975 

300- 

3 

r 

Näfels 

3 

72 

64 

639 

34 

43134 

200i-i 

4 

j^ 

MoUis 

6») 

1032) 

97 

808 

60 

688  60 

120i- 

5 

n 

Netstall 

3 

29 

27 

531 

35 

365  35 

150-, 

Kanton  Zug. 
Handwerkenchale 

2001-] 

1 

Zug 

2 

53 

41 

761 

80 

469 

80 

• 

Kant.  Freihurg. 

1 

1 

Masee  iaiiaitri«!  eantonal 

Fribourg 

4059 

59 

2450!— 

1000-1 

2 

Coan  de  deisia  profets. 

Fribourg 

2 

71 

42 

451 

25 

251 

25 

200|- 

3 

Eeole  seeoadaire  profess. 

Fribourg 

1 

28 

23 

11576 

32 

9076 

32 

25C0,— 

4 

Georg  de  dessia  profei- 

1 

lioanel  de  riadnilrielle 

Fribourg 

4 

73 

73 

14645 

90 

7088 



3350  — 

5 

Fortbildangisehale  für 

< 

1 

gewerblifibes  Zeichaen . 

Murten 

1 

16 

13 

212 

— 

112 

100 

-1 

6 

K«oie  de  taillear  de  pierre 

Fribourg 

H 

10 

10 

8074 

83 

1500 

750'—, 

Kant.  Solothum. 

i 

1 

Handwerkersehale 

Solothurn 

4 

48 

39 

5336 

60 

2936  60 

2400  H 

2 

Uhrenmachenchal. 

Solothum 

3 

5 

5 

16722 

24 

5000- 

2500  — 

3 

6ewerbl.FortbildaB§;s8€h. 

Ölten 

4 

119 

102 

3136 

12 

223612 

900  — 

4 

n 

Kriegstettea 

4 

45 

43 

2083 

15 

1435 

620-^ 

Kant.  Baselstadt. 

1 

Gewerbemuseum 

Base) 

12133 

10 

834150 

4000-' 

2 

Allg.Gewerbesch. 

Basel 

16 

452 

452 

53857 

40 

33454  25 

1 

16000—11 
3000  -1 

3 

PraoeaarbeitMehoIe .     . 

Basel 

12 

465 

465 

20149 

72 

630140 

4 

Mittelalterliehe  Saaimlg. 

Basel 

— 

— 

12020 

60 

7837 

, 

279C 

':-il 

71 


')  Inkl.  2  Lehrerlnneii. 
Abendsc  linier. 


—  ')  Inkl.  46  Schülerinnen.   —  ')  S5  eijfentliche   Schüler   und 


J 
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I 

,    1 

Schäler 

Jikres- 

Beitrigflder 

Baidcs- 

I«. 

Antlaltoa 

Ort« 

V4 

Augabci 

Kut«B«  1. 

fieaeüidei 

SibTtitioi 

Aifug 

WXUM 

Kant  B€iselland. 

fr. 

^ 

J*r. 

Rp 

Fr.    'R^ 

1 1  QiwirU.  Zekbugisch. 

Liestal 

2 

51 

45 

1451  65 

860  65 

408,- 

2 

n 

Arlesheim 

4 

46 

49 

1730  195 

920 

600  - 

3 

1 

werliTtriult  .     .    . '     Sissach 

2 

36 

28 

935  65 

600 

250 

Kt.  Sehaffhausen. 

1 

1 

1 
1 

1 

8«ff«rfcLrirtbü4iifu<h.  iSchaffhaasea 

9 

184 

167 

4952  47 

3399,47 

1553 

- 

Kt.  Appenz.  A.-R. ' 
6cwtrU.r»ribO(liiigis«k.  1     Herisau 

1 

1  1 

5 

85 

69 

3147  60 

2247  60j 

900      1 

;     Kt,  St.  Gallen, 

1  1 

Miitri«-i.Gew.-loie>B  , 

1 

■it  laKkiniftschDU  . 

St.  Gallen 

8 

75 

75 

82064  13 

58888  80 

20000  -  1 

2 

Qewtrbl .  Fortbildii^ih. 

St.  Gallen 

15 

179 

152 

17783  !79 

13050,18 

1233 

- 

3 

Zeichnangsschui« 

Berueck 

1 

21 

23 

692  98 

467,98 

225 

A 

!  4   Webscbole    .    . 

Wattwyl 

1 

12 

12 

12356  54 

747895 

4000 

5 1  Qtivrll.  Zcichiugtuk. 

Rorschach 

2 

52 

51 

1583  03 

1213  03 

370  — 

Kt.  Graubünden. 

1 

1 

(Ic«erU.PoriküiiicsMb. 

Chnr 

12 

128 

142 

5784  98 

3884  98 

1850 -i 

2'  fnieurWitMckil».     . 

Chur 

3 

86 

86 

4375  40 

1000 

500 -' 

1  3   GtvirU.PortbiMugu  h.       Thusis 

5 

12 

10 

839 

689 

150 

Kant.  Aargau. 

1 

Handwerkerukil« 

Aarau 

7 

177 

130 

8470  16 

5400 

2600,-1 

2 

r                1    Aarbnri? 

2 

18 

19 

968  79 

630 

300 

- 

3 

Baden 

7 

65 

60 

2627  80 

1400i- 

700 

4 

9 

r 

Brugg 

4 

32 

28 

1202  ,60 

672- 

310-1 

„ 

Lenzbnrg 

3 

51 

41 

1270  176 

780- 

355     ' 

6 

Rheinfelden 

4 

22 

22 

797 

45 

500 

282 

7 

r 

Ueiit-Qeb«u<lorf 

2 

25 

20 

686  98 

455  50 

225  - 

;  8 

Zofingen 

3 

58 

55 

1650  23 

1225  10 

419- 

9, 

Mnri 

2 

48 

28 

1190  82 

1046  82 

144  - 

llO     ltkul.siKh.Hl5M...     )       ,__      1 

12782  56 

8362  10 

5000- 

1 

ItfUr-LNodelluBBl. 

l    ^'^*""    ) 

'^~* 

4895 

23 

2000;- 

^  1 

Kant.  Thurgau. 

1 

1    GencrbLFortbildmtfeh.    Frauenfeld 

2 

78 

76 

1617  24 

937  95 

500 

— 

2; 

Arbon 

2 

49 

38 

797  |45 

550 

— 

200 

— 

3 

Bischofszell 

2 

25 

23 

469  30 

337 

30 

50 

— 

4 

Diessenbofon 

2 

17 

15 

606  95 

476  95 

130 

— 
1 

1  5 

» 

Ob«rkoMliifibw. 

2 

14 

10 

468  40 

341 

50 

150 

Kanton  Tessin. 

1    Zeichnungsschnle 

Agno 

2 

54 

50 

3233  50 

2759  50 

3o8;-i 

2 

T 

Bellinzona 

2 

45 

3848' 

2847 

890 

3 

»• 

Breno 

1 

19 

19 

1900  '50 

1607  50 

244 

— 1 

^ 

Cevia 

1 

11 

11 

1502  ,50 

1213  50 

237 

5 

•• 

Cbiasso 

1 

17 

16 

2000 

72 

1685  72 

237 

— 

1  « 

«* 

Cresciano 

1 

12 

1640  ,50 

1333  50 

237 

7. 

Curio 

2 

57 

57 

3082 

25 

2434,25 

433 

] 

8 

»■ 

Locarno 

2 

51 

47 

3571 

2798 

488 

9 

r 

Lugano 

6 

157 

150 

10855 

6896 

3167- 

10 

r 

Mendri&io 

2 

108 

65 

3232 

2366 

457  - 

11 

•• 

Rivera 

1 

14 

9 

1591 150 

1339  50 

237, 

'12 

Sessa 

1 

39 

23 

1772  175 

1354  75 

237 

1I3 

rj 

Stabio 

1 

34 

25 

1759 

_ 

1291 

— 

237 

-1 

150 
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Schüler 

Jahrei. 

Beitrigedir 

M«.! 

h. 

AntUÜton 

Orte 

Aitgabei 

KaitoM  1. 
Geneiidei 

Silngti«! 

Aifang 

ScUbbi 

« 

1 

fr. 

R/> 

Fr. 

Rp 

Fr.     Rt 

14 

Zeichnungsschule 

Tesserete 

1 

31 

31 

2133 

— 

1706 

304,- 

15 

Kanton  Waadt. 

Nira  Gaiibar«giio 

1 

18 

16 

1691 

^■^^ 

1367 

"■■"" 

237 

^"" 

1 

Ateliers  de  T^cole 

industrielle  tut. 

Lausanne 

2 

115 

115 

4522166 

2287 

66 

1200 

— 

2 

Court  d'enseigne- 

ment  professioii. 

Lausanne 

7 

153 

76 

238750 

214750 

1100 

— 

3 

Mus6e  industriel 

Lausanne 

^^■" 

— 

925 

40 

675  40 

250 

— 

4 

lUole  Mrnale  (eonn  de 

'    II 

nodelage,  de  Tumerie, 

de  eartoBia^e      .     . 

Lausanne 

4 

— 

3485,60 

2985 

60 

500 

— 

Kt.  Neuenburg. 

1 

Eeole  de  deuin  profe». 

Neuchätel 

4 

138 

98 

3008  82 

1702 

57 

600 

— 

2 

Beole  d'art  et  de  grarnre 

Ghaoi-de-Fends 

4 

114 

114 

18759'25 

12653  75 

6100 

3 

Cours  d'enseigne- 

II 

ment  professiono. 

Locle 

8 

282 

176 

2588 

15 

1545  051 

600 

-^ 

4 

Ecole  d'horlogerie 

Neuch&tel 

6 

16 

16 

14174 

— 

8574 

— 

3875 

-\ 

5 

v> 

Ghanx-de-FeDdi 

9 

55 

55 

42467 

59 

25380 

9200-1 

6 

7) 

Locle 

7 

51 

51 

34854  49| 

13686  30 

7710 

— 

Kanton  Genf. 

1 

Muee  dei  arti  deceratirs 

Genfeve 

— 

25347  20 

17347 

20 

8000 

2 

leadenie  profeisionielle 

Genfeve 

12«) 

7580 

692') 

11373  60 

7130  60| 

3500 

— 

3 

lUole  castonale  des  Arts 

iidutrielli    .     .     . 

Genöve 

7 

175 

175 

108493 

20 

61880  55  29648  ^| 

4 

Ecole  d'horlogerie 

Gen^ve 

10 

56 

49399 

25 

30319  25 

13200 

-fl 

5 

Coyn  benltatifii  di  soir 

Genfeve 

14 

390«) 

390») 

7403 

65 

4803  65 

2000 

Hl 

M  Inkl.  Schüler  des 
187  Mädchen. 


Danienkurses  486/459.  —  *)  Dazu   noch  9  Lehrerinnen.  —  ')  Inkl. 


Rekapitulation. 


-i  S 

Kantone 

Anttal 

Zürich  .... 

19 

119 

Bern      .... 

26 

111 

Luzeni  .... 

1 

4 

üri 

1 

2 

Schwys:.     .     .     . 
Ohwalden  .     .    . 

2 
2 

4 
1 

Nidwaiden      .     . 

3 

3 

Glarus  .... 

5 

38 

Zug       ... 
Freihurg    .    .    . 
Solothurn  .     .    . 

1 
6 
4 

2 
11 
15 

Baselstadt      .    . 

4 

28 

Baselland  .     .     . 

3 

8 

Schaffhansen  .    . 

1 

9 

Appenzell  A.-Rh. 

1 

5 

Schüler 


Aifaig    Schliu 


Jahres- 
Augabei 


Beitr&ge  der 

Kutoae  lad 

fleneiidei 


Bildes- 

SibTeitin 


1903 

1258 

96 

11 

88 

37 

105 

452 

53 

198 

217 

917 

133 

184 

85 


1729 

1116 

96 

11 

68 

36 

145 

417 

41 

161 

189 

917 

122 

167 

69 


Fr. 

362335 

290884 

14670 

345 

2702 

2577 

2222 

6622 

761 

39019 

27278 

98160 

4118 

4952 

3147 


Rj> 

88 
52 
38 

91 
65 
41 
98 
80 
89 
11 
82 
25 
47 
60 


Fr. 

192820 

126411 

9489 

230 

1867 

1691 

1576 

4631 

469 

20477 

11607 

55934 

2380 

3399 

2247 


92 
38 
53 
40 

65 
80 
28 
80 
57 
72 
15 
65 
47 
60 


Fr. 

92017 

60525 

5100 

140 
1045 

886 

752 
1880 

200 
7900 
6420 
25790 
1258 
1553 

900 


Ri 
% 
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S  s 


Schüler 


ABfttg 


ScUln 


JskrM- 


Btttrig«  dtr 
ImUb«  ii4 

6«B«il4i«B 


Biidtt- 
SibTtBtioi 


Appenzell  I.-Rh. 
St.  Gallen  . 
Granbanden 
Aargan 
Tboigaa 
Tessin  . 
Waadt  . 
Wallis  . 
Neaenbnrg 
I  Genf     . 

1890 
1889 

Differenz 


5 

3 
10 

5 
15 

4 

6 
5 


132 
124 


+8 


27 
20 
34 
10 
25 
13 

38 
43 


550 
531 


+191 


339 
226 
496 
183 
610 
268 

656 
1313 


9838 


313 
238 
403 
162 
576 
191 

510 
1323 


8990 
8636 


4-354 


/^. 


A> 


114480  47 
1099938 
36543  43 
3959,34 
4381322 
11321 16 


1 15852  20 
202016  90 


1398786177 
1377003  — 


ßr. 


KP 


94 

98 


81098 

5573 
22471152 

2643;70 
32999  22 


8096 


16 


6354167 
121481  25 


77315236 
804092'- 


+2178377 


—3093964 


25828 
2500 

10335 
1030 
8000 
3050 


R^ 


280851  ~ 
56348 


341542 
321364 


25 


201781251 


II.  Fftr  das  landwlrtsehaftllche  Bildungswesen. 


a.   Theoretisch-praktisch- 
landwirtschaftliche Schalen. 

1.  Eaatonale  landwirtschaftl.  Schale  im  Strickhof 

bei  Zürich 

2.  Kantonale  landwirtschaftliche  Schale  anf  der 

Rütti  bei  Bern 

3.  Kantonale  landwirtschaftliche  Schale  in  Cer- 

nier  (Nenenbar|;) 

4.  Gkirtenbanschale  in  Genf 


ZüNer 
Sckiitr 


51 

44 

26 
32 


4«r  KutoM 


I 


BBldM- 

SibreitioB 


18538 
18037 
22214 


h.   Landwirtschaftliche  Winterschalen. 

1.  Landwirtschaftliche  Winterschule  in  Sursee  . 

2.  „  .  ^  Brugg  . 


3. 


n 

r 


Lausanne 


38 

7762 

25 

8986 

50 

13604 

c.  Molkereischulen. 


1.  Molkereischule  Rütti  (Bern) 

2.  ^  Treyvaux  (Freibarg)     .    .    . 

3.  .  Somthal  (St.  Gallen)    .    .    . 

4.  y.  Moudon-Lausanne     .... 

d,  Wandervorträge  und  Spezialkurse. 


8 

10049 

8 

14275 

8 

7714 

4 

7352 

Fr. 

11258 

4315 

16767 
7109 


3333 
4198 
4940 


4343 
6608 
3077 
3436 


Kantone 


Zikl  dir 
Korse 


ZAhldcr 
Tortrige 


AnsgibeB 
dir  Kantone 


Bundes- 
SnbTention 


1.  Zärich    . 

2.  Bern  .    . 

3.  Lnzem  . 

4.  Schwyz  . 

5.  Nidwaiden 

6.  Freibarg 


23 

19 

5 

3 

1 


104 
121 

4 

38 


Fr, 

4518 
4799 
1050 

646 
'240 

589 


Fr. 

2259 
2292 
500 
323 
120 
295 
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Augib»      Biidfs- 
derKutoiej  SibreitioD 


7.  Schaffhanseu  .    . 

8.  Appenzell  A.-Rh. 

9.  Appenzell  I.-Rh. 

10.  St.  Gallen  .    .    . 

11.  Granbünden    .    . 

12.  Aargaa  .    .    .    . 

13.  Thurgau     .     .     . 

14.  Tessin    .     .    .    . 

15.  Waadt   .    .    .    . 

16.  Neuenburg      .     . 

17.  Genf 


2 
4 
10 
19 
3 
2 


8 
7 


28 

43 

4 

30 

194 


Fr. 

387 

113 

157 

1866 

2879 

2958 

398 

639 

714 

3496 

2910 


Fr. 

193 
56 

00 

516 

1440 

1388 

199 

215 

357 

1153 

1455 


e.   Bundesbeiträge  an  landwirtschaftliche  Vereine 
für  Wandervorträge  und  Spezialkurse. 

1.  Schweizerischer  landwirtschaftlicher  Verein 

2.  Schweizerischer  alpwirtschaftlicher  Verein 

3.  Verband  der  landwirtschaftl.  Vereine  der  roman.  Schweiz 

4.  Landwirtschaftlicher  Verein  der  italienischen  Schweiz  .    . 

5.  Schweizerischer  Gartenbauverein 

ZuBammenzng. 


a.  Landwirtschaftliche  Schulen  0» 

d.  Winterschulen   ...... 

c.  Molkereischulen .    . '  .    .    .    . 

d.  Vorträge  und  Kurse  .... 

e.  Vereine 


1890 
1889 

Differenz 


SchnlMT 


153 
113 

28 


294 
320 


-26 


Fi. 

33100 
5200 

15600 
3200 
6200 


AisgAben    I     Bni(i«i- 
des  Kaotoie  >   SibTeatiii 


Fl. 

58789 
30352 
39390 
28359 


156890 
149059 


+7831 


Fr. 

39449 
12471 
17464 
12816 
63300 


145500 
128383 


+17117 


*)  Iiikl«  Gartenbauschnle  in  Genf. 


1.  Beilage. 


Neue  Gesetze  und  Verordnungen 

betreffend  das 

ünterriehtswesen  in  der  Schweiz 

mi  Jahre  1890. 


A.    Eidgenossische  Gesetze. 

].  1.  Bttndesbeschlttss  betreffend  die  Errichtung  eines  sciiweiz.  Landesmuseume. 

(Vom  20.:27.  Juni  1890.) 

Art.  1.    Es  soll  ein  Schweiz.  Landesmusenm  gegpründet  werden. 

Art.  2.  Dasselbe  ist  bestimmt,  bedeutsame  vaterländische  Altertümer  ge- 
schichtlicher nnd  kunstgewerblicher  Natur  aufzunehmen  und  planmässig  geordnet 
aufzubewahren. 

Art  3.  Dem  Landesmusenm  werden  die  der  Eidgenossenschaft  bereits  an- 
gehörenden historisch-antiquarischen  Sammlungen  und  einzelnen  Gegenstände 
zugewiesen. 

Es  wird  geäufhet: 

a.  aus  den  jeweiligen  Bundeskrediten  für  Erhaltung  vaterländischer  Alter- 
tümer ; 

b.  aus  der  Merianstiftung  und  allfälligen  weitern  Vergabungen; 

c.  durch  geschenkte  oder  unter  Vorbehalt  des  Eigentumsrechts  anvertraute 
schweizerische  Altertümer. 

Art.  4.  Die  durch  Bundesbeschluss  vom  30.  Juni  1886  zugesicherte  Unter- 
stützung des  Bundes  darf  durch  das  Landesmuseum  nicht  geschmälert  werden. 
Letzteres  tritt  gegenüber  den  öffentlichen  Altertumssammlungen  in  den 
Kantonen  nicht  als  Konkurrent  auf,  wenn  es  sich  um  Gegenstände  handelt, 
welche  vorwiegend  kantonale  Bedeutung  haben  oder  nicht  zur  Ergänzung  der 
eidgenössischen  Sammlungen  notwendig  sind. 

Die  Verwaltung  des  Landesmuseums  wird  zur  Förderung  der  gemeinschaft- 
lichen Ziele  einen  Verband  der  Öffentlichen  Altertumssammlungen  ins  Leben 
rufen. 

Sie  unterstützt  dieselben  durch  Batschläge  und  Vermittlung  von  Ankäufen, 
sowie  durch  Austausch  und  kauf-,  leih-  oder  schenkweise  Überlassung  von  Alter- 
tümern in  Original  oder  Kopie. 

Art.  5.    Der  Kanton,  beziehungsweise  die  Stadt,  in  welche  das  Schweiz. 
Landesmuseum  verlegt  wird,  stellt  demselben  unentgeltlich  zur  Verfügung: 
ein  zweckmässig  gelegenes,  für  die  Aufiiahme  der  Sammlungen  eingerich- 
tetes, würdiges  Gebäude  mit  einem  benutzbaren  Bodenflächenraum  von 
mindestens  SxX)m^, 
und  in  Verbindung  mit  dem  Gebäude  ein  freies  Areal,  welches  den  nötigen 
Baum  für  spätere  Vergrösserung  oder  Vermehrung  der  Gebäulichkeiten 
und  zur  Au&tellung  von  Bautypen  und  Monumenten  bietet  und  min- 
destens 2000  m'  Flächeninhalt  haben  soll. 
Der  Sitz  des  Landesmuseums  trägt  überhaupt  die  Bau-,  Einrichtungs-  und 
Unterhaltskosten  des  Hauptgebäudes   und  späterer  Annexe.    Für  die  be- 
treffenden Pläne  wird  die  Genehmigung  des  Bundesrates  vorbehalten. 
Art.  6.    Die  am  Sitze  des  Landesmuseums  befindlichen,  der  Stadt  oder  einer 
öffenüichen  Korporation  oder  dem  Kanton  angehörenden  historisch-antiquarischen 
Sammlungen  (Art.  2)  sollen  mit  den  Sammlungen  des  Bundes  vereinigt  in  den 
B&mnen  des  Landesmuseums  aufgestellt  und  einheitlich  geordnet  werden. 
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2  Eidgenössische  Gesetze. 

Art.  7.  Die  in  Art.  6  yerzeigten  Sammlangen  verbleiben  ihren  bisherigen 
Eigentümern,  dürfen  aber  so  lange,  als  das  Schweiz.  Landesmoseom  besteht, 
diesem  nicht  entzogen  werden. 

Allen  Übrigen  Ausstellern  bleibt  ihr  Eigentums-  und  freiesTerfÜgangsrecht 
gewahrt. 

Sämtliche  Gegenstände  werden  vor  ihrer  Vereinigung  inventarisirt  und 
mit  Eigentumszeichen  versehen. 

Art.  8.  Die  Verwaltung  des  Landesmuseum  besorgt,  unter  Oberaufsicht 
des  Bundesrates,  eine  Kommission  von  sieben  Mitgliedern,  von  welchen  fBnf 
durch  den  Bundesrat  und  zwei  durch  die  betreiSiende  kantonale  oder  städtische 
Vollziehungsbehörde  gewählt  werden. 

Unter  dieser  Kommission  steht  der  Konservator  des  Museums,  welcher  auf 
deren  Vorschlag  vom  Bundesrate  gewählt  wird. 

Die  Befugnisse  und  Obliegenheiten  der  Kommission  und  des  Konservators 
werden  durch  eine  bundesrätliche  Verordnung  festgestellt. 

Art.  9.  Die  Kosten  der  Verwaltung,  Bedienung  und  Heizung  des  Museums, 
sowie  der  Versicherung  der  aufgenommenen  Gegenstände  werden  von  der  Bundes- 
kasse getragen. 

Art.  10.  Der  Sitz  des  Landesmuseums  wird  auf  einen  Bericht  des  Bundes- 
rates hin  von  der  Bundesversammlung  bestimmt. 


2.  2.  Bundesbeschluss  betreffend  Veranstaltung  einer  nationalen  Siknlarfeier  der 
Brandung  der  Schweiz.  Eidgenossenschaft  (I.  Aug;  1291).  (Vom  20./26.  Juni  1890.) 

1.  Es  soll  in  Erinnerung  an  den  1.  August  1291  zwischen  üri,  Schwjz 
und  ünterwalden  errichteten  ersten  ewigen  Bund  am  1.  August  1891  in  der 
schweizerischen  Eidgenossenschaft  eine  Säkulargedenkfeier  ihrer  Gründang  ab- 
gehalten werden. 

2.  Die  zentrale  Bundesfeier  findet  in  der  Urschweiz  statt. 

Der  Bundesrat  wird  dafür  in  Verbindung  mit  den  betreffenden  Eegiemngen 
die  angemessenen  Anordnimgen  treffen. 

Er  erhält  hiemit  zu  diesem  Zwecke  den  notwendigen  Kredit. 

3.  Dieser  Beschlnss  tritt  als  dringlich  sofort  in  Kraft. 


B.   Kantonale  Gesetze  nnd  Terordnungen. 


/.   Allgemeine  Volksschule. 

8.  1.  Verfassung   des  Kantons  St.  Gallen.    (Vom  30.  August  1890.)    (Auszug 
Art.  1—15.) 

Aufgaben  des  Staates. 

Art.  1.  Der  Staat  setzt  sich  zur  Aufgabe  die  Förderung  der  gesamten 
Volkswohlfahrt. 

Art.  2.  Die  Aufsicht,  Leitung  und  Hebung  des  öffentlichen  Unterrichts 
ist  Sache  des  Staates. 

Art.  3.  Der  Kanton  sorgt  für  genügenden  Primarunterricht,  welcher  aus- 
schliesslich unter  staatlicher  Leitung  stehen  soll.  Derselbe  ist  obligatorisch 
und  in  den  öffentlichen  Schulen  unentgeltlich. 

Die  öffentlichen  Schulen  sollen  von  den  Angehörigen  aller  Bekenntnisse 
ohne  Beeinträchtigung  ihrer  Glaubens-  und  Gewissensireiheit  besucht  werden 
können.    (Art.  27  B.-V.) 

Der  Religionsunterricht  wird  durch  die  von  den  betreffenden  Konfessionen 
zu  bestellenden  Organe  erteilt.    Es  sind  für  denselben  die  öffentlichen  Schul- 
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lokale  znr  Verfügung  zu  stellen  und  ist  im  Schulplane  die  hiefflr  geeignete 
Zeit  offen  zu  lassen. 

Die  Freiheit  des  Privatunterrichtes  ist  unter  Vorbehalt  gesetzlicher  Be- 
stimmungen gewährleistet. 

Art.  4.  Die  oberste  Leitung  des  Erziehungswesens  steht  beim  Begierungs- 
rate;  demselben  ist  ein  Erziehungsrat  Ton  11  Mitgliedern  untergeordneti  dessen 
Wahlart  durch  das  Gesetz  bestimmt  wird. 

Art.  5.  Die  Organisation  der  Schulgemeinden  soll  durch  die  Gesetzgebung 
näher  bestimmt  werden.  Dieselbe  soll,  wo  inuner  die  Ortlichen  Verhältnisse  es 
gestatten  (soweit  erforderlich  unter  Beiziehung  der  ökonomischen  Mithülfe  des 
Staates),  eine  Kräftigung  der  Schulverbände  durch  Vereinigung  kleinerer  Schul- 
gemeinden ermöglichen  und  zum  Zwecke  der  Vereinigung  koidfessionell  organi- 
sirter  Schulgemeinden  die  nötigen  Bestimmungen  treffen. 

Inzwischen  gelten  bezüglich  der  Vereinigung  von  Schulgemeinden  folgende 
Bestimmungen : 

o.  Wenn  im  Gebiete  einer  politischen  Gemeinde  konfessionell  organisirte 
Schulgemeinden  bestehen  und  die  Mehrheit  der  poütiBchen  Gemeinde 
oder  die  betreffenden  Schulgemeinden  selbst  die  Schulyereinigung  be- 
schliessen,  so  ist  dieselbe  sorort  dnrchzuföhren. 
h.  Die  zu  einer  Gemeindeversammlung  einzuberufenden  Schulgenossen  kon- 
stituiren  sich  als  bürgerliche  Schulgemeinde  und  wählen  den  Schulrat 
gemäss  Art.  75. 
c.  Der  Schulrat  verwaltet  das  Schulgut;  die  Schulgemeinde  und  die  von 
ihr  ernannten  Behörden  treten  in  alle  durch  das  bestehende  Erziehungs- 
gesetz und  die  Schulordnung  den  Schulgemeinden  und  dem  Schulrate 
zugewiesenen  Verrichtungen  ein. 

Dem  Grossen  Kate  steht  das  Becht  zu,  allzu  kleine  Schulgemeinden, 
die  in  ökonomischer  und  pädagogischer  Beziehung  unfähig  sind,  als 
Träger  des  Schulwesens  zu  fnnktioniren,  unter  angemessener  Unter- 
stützung durch  den  Staat  mit  benachbarten  Schulgemeinden  zu  vereinigen. 
Über  alle  Anstände,  die  sich  aus  einer  solchen  Vereinigung  ergeben 
könnten,  entscheidet  der  Grosse  Bat. 

Art.  6.    Der  Staat  leistet  Beiträge  an  das  Primarschulwesen. 

Er  liefert  unentgeltlich  die  obligatorischen  gedruckten  Lehrmittel. 

Er  sorgt  für  die  Beschulung  von  Kindern,  denen  wegen  körperlicher  oder 
geistiger  Gebrechen  der  Besuch  der  Volksschule  verschlossen  ist,  und  leistet 
hiefür  geeignete  ökonomische-  Beihülfe. 

Er  beteiligt  sich  an  der  Sorge  fdr  die  gesonderte  Erziehung  verwahrloster 
Kinder. 

Er  gründet  die  notwendigen  Besserungsanstalten  für  jugendliche  Verbrecher, 
oder  beteiligt  sich  an  der  Errichtung  oder  dem  Betriebe  solcher. 

Art.  7.  Der  St-aat  unterstützt  das  Fortbildungsschulwesen,  dessen  Organi- 
sation das  Gesetz  näher  bestimmt. 

Bis  zum  Erlass  dieses  Gesetzes  kann  der  Besuch  der  Fortbildungsschulen 
von  den  i>olitischen  Gemeinden,  eventuell  auch  von  den  Schulgemeinden  obli- 
gatorisch erklärt  werden. 

Art.  8.  Der  Staat  unterstützt  und  fördert  die  bestehenden  Sekundärschulen, 
sowie  die  Gründung  neuer  Sekundärschulen. 

Art.  9.  Der  Fortbestand  der  Kantonsschule  und  des  Lehrerseminars  ist 
gewährleistet;   sie  werden  ausschliesslich  aus  Staatsmitteln  unterhalten. 

Art.  10.  Um  den  Besuch  der  Kantonsschule  und  des  Lehrerseminars  armen 
aber  fähigen  Schülern  zu  erleichtem,  werden  diesen  angemessene  Stipendien 
erteilt.  Der  Staat  unterstützt  auch  die  höhere  Ausbildung  talentvoller,  aber 
nnbemittelter  Schüler  auf  Fach-  und  Hochschulen  durch  Stipendien. 

Art.  11.  Die  öffentliche  Gesundheitspflege  bildet  einen  Zweig  der  Staats- 
verwaltung. 

Der  Staat  unterstützt  die  Öffentliche  Krankenpflege;  er  beteiligt  sich  an 
der  Gründung  von  Krankenhäusern  und  deren  Betriebe. 
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4  Kantouale  Gesetze  und  Verordnungen. 

Art.  12.  Der  Staat  hat  das  Recht,  unt«r  Mitwirkung  der  Gemeinden  für 
die  Unterhrinfimng  von  Trinkern  in  zweckentsprechenden  Anstalten  zu  sorgen. 

Er  gründet  entweder  die  notwendigen  Asyle,  oder  beteiligt  sich  an  der 
Errichtung  oder  dem  Betriebe  solcher. 

Art.  13.  Der  Staat  schützt  die  Arbeitskraft,  insbesondere  auch  diejenige 
von  Frauen  und  Kindern,  welche  in  solchen  Gewerben  und  Industrien  beschäf- 
tigt sind,  die  nicht  der  Bundesgesetzgebung  unterstehen. 

Der  Sonntag,  sowie  die  gemeinsamen  Feiertage  sind  als  ö£fentliche  Buhe- 
tage gewährleistet. 

Art.  14.  Das  öffentliche  Armenwesen  ist  Sache  der  Gemeinden  nach  Mass- 
gabe bestehender  gesetzlicher  Bestimmungen.  Es  kann  hiefür  die  finanzielle 
Beihülfe  des  Staates  in  Anspruch  genommen  werden,  insbesondere  zu  möglichst 
zweckmässiger  Versorgung  von  Waisen,  Geisteskranken,  Unheilbaren  und  Alters- 
schwachen. 

Art.  15.  Zur  Hebung  der  Erwerbsfähigkeit  des  Volkes  fördert  und  unter- 
stützt der  Staat  Landwirtschaft,  Industrie  und  Gewerbe,  und  zwar  im  besondem : 

a.  durch  Gründung  oder  Unterstützung  von  Fachschulen  oder  durch  Be- 
teiligung an  solchen; 

b.  durch  Förderung  und  Unterstützung  des  landwirtschaftlichen,  industriellen 
und  gewerblichen  Genossenschaftswesens ;  das  Gesetz  kann  solchen  Ge- 
nossenschaften besondere  Befiignisse  einräumen; 

c.  durch  Förderung  der  Versicherung  gegen  Schäden,  welche  die  Land- 
wirtschaft bedrohen,  sowie  durch  Anordnung  von  Massregeln  zur  Be- 
kämpfung solcher  Schäden. 


4.  2.  Loi  8ur  la  gratuitö  des  fournitures  scolaires  &  l'icole  publique  primaire  da 
canton  de  Neuchätei.  (Du  21  roai  1890.)  (Art.  115  de  la  Loi  sur  Tenseigne- 
ment  primaire  du  27  avril  1889.)  ^) 

Art.  1«^'  L'Etat  foumit  aux  communes  le  mat^riel  scolaire  qn'elles  sont  tenues 
de  d^livrer  gratuitement  aux  ^l^ves  des  Etablissements  publics  d'instmction 
primaire. 

Les  communes  remboursent  ä  TEtat  le  ^'5  de  la  d^pense  totale  occasionn^e 
de  ce  chef. 

Art.  2.    Ce  mat^riel  se  divise  en  mat^riel  de  classe  et  materiel  individuel. 

Le  materiel  de  classe,  qui  ne  peut  sortir  de  la  salle  d'Ecole,   comprend: 

a.  les  objets  n^cessaires  k  Tenseignement  Froebel; 

b,  les  manuels  de  lecture; 

c,  les  encriers.  Teuere,  les  plnmes,  les  porte-plnmes,  les  crayons,  les  gommes 
Elastiques,  les  ardoises,  les  crayons  d'ardoise  et  les  regles; 

d.  les  ciseaux,  les  aiguilles,  les  d4s,  les  rubans  m^triques,  ainsi  que  les 
fournitures  n^cessaires  k  l'enseignement  th^orique  des  travaux  manuels 
des  jeunes  filles :  toile,  laine,  coton  et  fil. 

Le  mat6riel  individuel  comprend: 

a,  les  manuels  de  r^pEtition  et  les  atlas  inscrits  au  Programme  gen^ral  et 
adopt^s  par  les  commissions  scolaires; 

b,  les  cahiers  et  le  papier; 

c,  tous  autres  objets  de  materiel  scolaire,  soit  nouveaux,  soit  appart-enant 
au  materiel  de  classe,  que  le  Grand  Conseil  d^ciderait  d'sj outer  k  la 
präsente  liste. 

Art.  d.  Les  communes  nomment,  sous  röserve  de  la  ratification  du  d^parte- 
ment  de  l'Instruction  publique  un  nombre  de  d^bitants  du  materiel  en  rapport 
avec  l'importance  de  leur  popnlation  scolaire.  EUes  sont  responsables  du  materiel 
qui  a  EtE  foumi  k  ces  d^bitants  par  les  soins  du  d^partement  de  rinstruction 
publique.  Ils  re^oivent  un  tantieme  fix6  par  le  d^partement  sur  le  produit  de 
leurs  ventes. 

Un  employE  special  attache  au  d^partement  est  chargE  du  contröle  de  ce 
Service. 


\  *)  Jahrbach  1889,  I.  Beilage,  pag.  19. 
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primaire  du  canton  de  Neuchätel. 

Art.  4.  Le  d^pariement  de  rinstruction  publique  nomine  tous  les  trois  ans, 
apr^s  ayoir  entendu  la  Commission  consultative  pour  l'enseignement  primaire, 
nne  Commission  charg6e  de  pr^aviser  aupr^s  de  ce  d^partement  sur  toutes  les 
mesures  snsceptibles  d'am^liorer  la  nature  ou  la  qualit^  du  mat^riel  gratuit,  sur 
le  choix  et  l'adjudication  de  ce  mat^riel,  sur  le  prix  de  yente  des  divers  objets 
et  sur  le  nombre  qui  doit  en  gtre  remis  chaque  ann6e  aux  ^l^ves.  Eile  pr^ayise 
de  meme  sur  les  Conventions  ayec  les  auteurs  et  les  ^diteurs,  ainsi  que  sur  les 
contrats  ayec  les  fournisseurs. 

Art.  5.  Les  ^l^ves  n'ont  droit  qu'ä  la  quantit^  normale  de  foumitures 
scolaires,  fixöe  par  le  d6partement  de  l'Instrnction  publique.  Toutes  foumitures 
en  SOS  sont  &  la  cbarge  des  parents  ou  autres  personnes  responsables.  Ces  derniers 
remplacent  Egalem ent  ä  leurs  frais  tout  objet  perdu  ou  d^t^rior^  par  la  faute 
des  ^Ifeves. 

Les  commissions  scolaires  ont  la  discipline  de  ce  service. 

Art.  6.  Le  credit  n^cessaire  pour  faire  face  aux  frais  d'achat  des  foumi- 
tnres  scolaires  est  port^  chaque  ann^e  au  budget  de  l'Etat. 

Sont  6galement  inscrits  au  budget  de  l'Etat  les  postes  suiyantes: 

Un  poste  de  fr.  2500  au  moins  pour  le  traitement  de  l'employ^  cbarge  du 
Service  de  la  gratuit^  et  un  second  de  fr.  500  au  moins  comme  indemnit^  de 
seances  aux  membres  de  la  Commission  institu6e  ä  Tart.  4  de  la  präsente  loi. 

Art.  7.  Les  ressources  n^cessaires  pour  couvrir  les  frais  sus-mentionn^s 
sont  pr^lev^es  sur  la  part  de  recette  annuelle  du  monopole  de  l'alcool  attribu^e 
au  canton  par  la  Conf6d6ration,  apres  döduction  du  10<*/o  pr6vu  par  la  loi 
federale  sur  le  monopole  de  Talcool  et  le  pr61fevement  pr6vu  k  Tarticle  66  de 
la  loi  neuch&teloise  sur  les  communes. 

Dispositions  transitoires. 

Art.  8.  En  raison  du  travail  d'application  qu'entrainera  la  mise  en  vigueur 
de  la  präsente  loi,  celle-ci  ne  d^ploiera  ses  effets  qu'ä  partir  du  ler  sept.  1890. 


5.  3.  Decret  concernant  la  gratuitö  des  foumitures  scolaires  ä  Tdcole  primaire 
publique  du  canton  de  Vaud.    (Du  19  novembre  1890.)    (Art.  21  et  119  de  la 

loi  du  9  mai  1889.)  i) 

Art.  1^^-  Les  foumitures  scolaires  courantes,  k  Texception  de  tous  les 
manaels,  seront  remises  gratuitement  aux  ^l^ves  des  6coles  primaires,  k  partir 
du  15  avril  1891. 

Art.  2.  L'Etat  et  les  communes  supportent  par  parts  Egales  le  coüt  de 
ces  foumitures. 

Art.  3.  Une  sonune  de  38,000  francs  est  allouee  au  budget  de  1891  du 
Departement  de  Tlnstraction  publique  et  des  Cultes  pour  faire  face  k  la  part 
de  d^pense  qui  incombe  de  ce  chef  k  l'Etat  pour  la  dite  ann^e. 

Art.  4.  La  remise  gratuite  des  manuels  devra  faire  Tobjet  d'un  decret 
nlt^rieur. 

Art.  5.    Le  Conseil  d^Etat  est  charg^  de  Tex^cution  du  präsent  decret. 


6.  4.  R&gleroent  pour  les  öcoles  primaires  du  canton  de  Vaud.  (Du  12  avril  1890.) 
(Art.  121  de  la  loi  du  9  mai  1889.) 

Chapitre  premier,  (Loi  art.  1-13.)  Des  Scoles  et  de  leur  Organisation, 

Art.  l««"-  Deux  fois  par  ann^e,  soit  en  jaUvier  et  en  juin  ou  juillet,  la 
Hunicipalitö  fait  proc^der  k  un  recensement  des  enfants  astreints  k  la  frequen- 
tation  des  Cooles. 

Ensuite  de  cette  Operation,  la  Commission  scolaire  4tablit  la  liste  des  en- 
fants qui  atteignent  Tage  d^admission  k  l'ecole  ou  qui  ne  rempUssent  pas  leurs 

')  Jalirbnch  1889,  I.  Beilage,  pag.  7. 


^ 


6  Kantonale  Gesetze  und  Verordnungen. 


obligations  scolaires,  et  avise  les  Interesses  (parents,  tuteurs,  patrons  ou  maitres 
de  Pension)  du  jour  de  Tentr^e  en  classe. 

Art.  2.  Lors  des  recensements  scolaires,  les  parents  pu  tuteurs  sont  tenns 
de  justifier  que  lenrs  enfants  ou  pupilles  fröquentent  T^cole  publique  ou  regoiyent 
une  Instruction  particuli^re. 

Si  Tenfant  quitte  T^cole,  les  parents  ou  les  personnes  responsables  en  in- 
forment  la  Commission  scolaire ;  Tinobservation  de  cette  formalit^  est  punie  d'uDe 
amende  de  trois  francs  prononc^e  par  cette  autorit^.  La  Commission  avis^e  fali 
rentrer  Tenfant  k  Töcole  publique. 

Art.  3.  Dans  son  rapport  annuel,  la  Commission  avise  le  Departement  de 
rinstruction  publique  et  des  Cultes  du  nombre  des  enfants  dont  rinstruction  se 
fait  en  dehors  de  T^cole  publique. 

Ce  rapport  indique  le  nombre  de  ceux  qu'une  infirmite  empSche  de  fr^- 
quenter  Föcole. 

Art.  4.  Lorsque  des  communes  se  r^nnissent  pour  avoir  une  seule  ^cole, 
celle*ci  doit  etre  tenne  par  un  r^gent. 

Art.  5.  Dans  les  communes  et  les  bameaux  ayant  une  seule  ^cole  r^unissant 
plus  de  trente  enfants  de  tons  les  degr6s,  celie-ci  est  dirigöe  par  un  r^gent 
pourvu  d'un  brevet  definitif. 

Art.  6.  Lorsqu'une  6cole  semi-enfantine  comprend  plus  de  trente  enfants 
astreints  k  la  fr^quentation,  eile  est  dirig^e  par  une  r^gente  pouryue  d'un  brevet 
definitif  et  recevant  le  traitement  legal. 

Art.  7.  Les  classes  du  soir  des  centres  industriels  sont  tenues  au  moins 
deux  heures  chaque  jour,  excepte  le  samedi.  EUes  sont  gratuites. 

Art.  8.  L'enseignement  des  ouvrages  du  sexe  est  donne,  pendant  toute  Fannee, 
dans  cbaque  ecole  de  filles  ou  dans  chaque  classe  mixte  par  la  regente,  ou  par 
une  maitresse  d'ouvrages  pourvue  du  brevet  prevu  k  Tart.  39  lettre  c  de  la  loi. 

Art.  9.  Les  chefs  de  famille  qui  demandent  Touverture  d'une  ecole  enfautine, 
en  application  de  Fart.  18  de  la  loi,  s'adressent  k  la  Municipalit^  par  Tinter- 
mediaire  de  la  Commission. 

En  cas  de  refus  de  Tautorite  communale,  il  y  a  recours  au  Departement  de 
rinstruction  publique  et  des  Cultes,  qui  organise  cet  enseignement  aux  frais  de 
la  commune. 

Art.  10.  Les  ecoles  enfantines  sont  dirigees  par  des  personnes  pourvnes 
du  brevet  prevu  k  l'art.  39  lettre  d  de  la  loi. 

Chapitre  IL    Objets  et  mSthodes  d' enseignement  (Loi  art  14-22.) 

Section  L  Art.  11.  L'enseignement  est  donne  pendant  44  semaines  de 
l'annee,  k  raison  de  26  k  31  heures  par  semaine. 

Deux  heures  par  semaine  sont,  en  outre,  consaerees  k  Fenseignement  reli- 
gieux  facultatif  prevu  k  Fart.  14  de  la  loi.  Les  heures  consaerees  k  Fenseigne* 
ment  professionnel  prevu  k  Fart.  22  de  la  loi  ne  rentrent  pas  dans  le  nombre 
des  heures  indique  ci*dessns. 

Art.  12.  L'ecole  pnmaire  comprend  trois  degres :  le  degre  inferieur  renferme, 
dans  la  r^gle,  les  en&nts  de  7  &  9  ans ;  le  degre  moyen,  ceux  de  9  4  12,  et  le 
degre  superieur,  ceux  de  12  k  15  ou  16  ans. 

Chaque  degre  peut  etre  subdivise  en  sections. 

Art.  13.  Les  eieves  d'une  division  inferieure  peuvent  etre  reunis  k  ceux 
d'nne  division  superieure,  lorsque  les  sigets  k  traiter  le  comportent. 

Art.  14.  Dans  les  degres  superieur  et  moyen,  Fenseignement  comporte  31 
heures ;  dans  le  degre  inferieur,  26  heures  par  semaine,  non  compris  Fenseigne- 
ment  religieux.    . 

La  duree  d'une  ecole  ne  peut  exceder  trois  heures,  k  moins  d*une  autori- 
sation  du  Departement  de  Flnstrucdon  publique  et  des  Cultes. 

Art.  15.  II  n'y  a  qu'une  demi-joumee  de  vacance  par  semaine,  k  saToir 
Fapr^s-midi  du  samedi;  cette  demi-joumee  peut  meme  etre  consacree  k  Ten- 
seignement  professionnel. 

Art.  16.  Dans  Feiaboration  de  Fhoraire,  les  deux  heures  consaerees  k  Ten- 
seignement  religieux  sont  placees  au  commencement  ou  ä  la  fin  de  deux  mati* 
nees  ou  de  deux  apr^s-midi. 
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Art.  17.  L'enseigMement  des  cat^cham^nes  est  organis^  de  mani^re  k  ne 
pas  priver  la  classe  d'ane  partie  de  ses  61^ves,  pendant  plus  de  trois  heares  par 
.semaine.  Ces  heares  sont  r^parties  snr  une  ou  deux  demi-joum^es. 

Section  IE.   Manneis  et  fonrnitnres  scolaires. 

Art.  18.  Lorsqne  le  d^cret  pr^yn  k  Tart.  119  de  la  loi  anra  6t^  rendn,  nn 
appendice  an  pr^ent  r^glement  organisera  Tachat  et  la  livraison  des  fonrnitnres 
scolaires. 

Le  plan  d'^tndes  d^termine  les  manneis  et  le  mat^riel  employ^s  par  les  ^l^yes. 

Section  m.  Enseignement  professionnel. 

Art.  19.  L 'enseignement  professionnel,  soit  les  travanx  manuels,  comporte : 
les  travanx  snr  bois,  la  vannerie,  le  cartonnage. 

€e  Programme  pent  comprendre  anssi  les  ^l^ments  des  connaissances  agri- 
eoles,  ainsi  qne  d*antres  branches  dont  Fenseignement  est  jnstifi^  par  les  be- 
soins  locanx. 

Art.  20.  L'enseignement  professionnel  est  donn^  par  Tinstitntenr.  II  pent 
iDi  etre  adjoint  nn  on  plnsienrs  sp^cialistes. 

Art.  21.  Les  Commissions  scolaires  fonrnissent,  avant  le  Ic^mars  de  chaqne 
ann^e,  an  Departement  de  Tlnstmction  pnbliqne  et  des  Cnltes,  nn  Programme 
de  cet  enseignement  accompagn^  dn  deyis  adoptä  par  la  Mnnicipalit6. 

Art.  22.  Apr^s  approbation  du  Programme,  le  Departement  de  rinatmction 
publique  et  des  Cnltes  fixe  la  qnotite  dn  snbside  allon^  par  TEtat.  Ce  snbside 
est  paye  apr^s  contröle  de  la  d^pense  effectivement  falte. 

Chapitre  IIL   Bdtiments,  mohilier  et  hygihne  scolaires.  (Loi  art.  23-28.) 

Section  L   Bätiments  d'^cole. 

Art.  23.  Le  bätiment  d'^cole  doit  Stre  constmit  snr  nn  terrain  sec  ou 
ass^che  par  des  travanx  pr^alables.  II  sera  Oriente  de  maniere  k  ce  qu'au- 
cone  classe  ne  re<;oive  du  nord  la  lumi^re  principale. 

Art.  24.  Les  classes  k  rez-de-chanssee  doivent  avoir  lenr  plancher  plus 
eleve  qne  le  sol  exterienr  et  cela  d'an  moins  0,60  m.  Les  classes  ne  peuvent 
etre  instaliees  dans  nn  local  qni  serait  k  rez-de-chaussee  d'nn  cöte  et  en  sons- 
8ol  de  Tantre,  k  moins  qne  le  dit  local  n*ait  denx  faces  compietement  d^gag^es 
et  les  antres  isoiees  dn  terre-plein  par  des  locanx  secondaires. 

Art.  25.  Dans  le  voisinage  imm^diat  du  bätiment  d'ecole,  nn  pr^an  pour 
les  r^cr^ations  et  nn  local  pour  les  enjrins  de  gymnastique  doivent  Stre  am^nages. 
La  surface  de  ce  local  sera  de  3,5  m^  pour  chaqne  ei^ve  d'nne  classe,  et  celle 
da  pröan  d^convert  devra  etre  calcniee,  d^apr^s  le  nombre  total  des  eieves  de 
tontes  les  classes  dn  bätiment  d'ecole,  k  raison  de  5m^  par  e^ant. 

Art  26.  Les  rampes  d^escaliera  donnant  acces  anx  classes  doivent  avoir 
une  largenr  minimnm  de  1,50  ul  La  marche  anra  une  largenr  de  0,28  m.  k  0,32  m. 
et  une  hantenr  de  0,15  m.  k  0,16  m.  Les  mains-conrantes  des  escaliers  snspendus 
sont  ponrvnes  d'arrets. 

Art.  27.  Les  portes  de  classe  doivent  aToir  une  hantenr  minimnm  de  2,25  m. 
et  une  largenr  de  1  mötre. 

Art.  ^.  Le  vestiaire  doit  etre  etabU  en  dehors  des  salles  dMcole,  soit  dans 
les  eorridors,  soit  dans  nn  local  special. 

Art  29.  La  hantenr  d'nne  saUe  ne  pent  etre  inferienre  k  3,20  m.  ponr  nne 
classe  de  50  eieves,  sans  ponvoir  jamais  etre  inferienre  k  3  metres  pour  nn 
nombre  moindre  d'ecoliers. 

La  largenr  de  tonte  salle  qni  ne  recevrait  pas  la  Inmiere  des  denx  cotes 
doit  etre  comprise  entre  6,40 m.  et  7m.;  la  long^enr  sera: 

o.   ponr  nne  classe  de  moins  de  30  eieves  egale  k  7,50  m. 

ft.   ponr  nne  classe  de  30  ä  40  eieves  egale  k    9,30  m. 

c,  ponr    „        „       „41ä50„  n^  11,10  m. 

La  salle  doit  etre  disposee  de  teile  fagon  qne  les  eieves  re^oivent,  en  tout 
eas,  la  inmiere  de  ganche ;  Feclairage  pent  en  ontre  etre  donne  d'arriere  et  de 
droite,  mais  jamais  de  face.  La  tablette  de  fenetres  de  ganche  sera  k  nn  metre 
du  plancher  et  le  lintean  le  plus  rapproche  possible  dn  plafond,  soit  k  nne 
distance  maximnm  de  0,30  m.  en  contre-bas. 
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Si  la  salle  regoit  la  lumi^re  des  deux  cöt^s,  sa  largetir  peut  §tre  augment^e, 
dans  ce  cas  la  surface  minimum  par  ^löve  doit  ^tre  de  1,50  m^. 

Les  parois  des  salles  seront  teintes  grls  de  lin. 

Art.  30.  La  temp^rature  d'une  salle  d^^cole,  dans  la  pMode  du  chauffage, 
ne  doit  pas  etre  inf6rieure  ä  12^  C,  ni  sup6rieure  k  17^  C.  —  Un  thermom^tre 
est  placke  dans  chaque  classe  k  un  eudroit  ^loign6  du  poele  et  ä  1,50  m.  dn 
plancher. 

Art.  31.  Les  poSles  doivent  Stre  suffisamment  grands  pour  donner,  sans 
etre  surchauff^s,  un  bon  chauffc^e  de  la  classe. 

Les  po^les  m6talliques  sont  k  double  enveloppe  et  garnis. 

Les  bascules  sont  interdites  aux  tuyaux  de  sortie  de  fum6e  des  poSles 
chanff^s  k  la  houille,  au  coke  ou  k  Fanthracite. 

Art.  32.    Chaque  salle  d'^cole  est  pourvue  de  mojens  de  Ventilation. 

Art.  33.  La  salle  doit  ^tre  balayee  chaque  jour;  eile  est  r6cur6e  au  moins 
trois  fois  par  an  aux  frais  de  la  commune.  Le  mat^riel  pour  le  Service  de  pro- 
pret6  est  foumi  par  les  communes. 

Art.  34.  Dans  tout  bätiment,  il  y  a  des  cabinets  s^par^s  pour  les  gar^ons 
et  pour  les  iilles ;  leur  nombre  est  d'au  moins  un  par  classe  et  deux  par  classe 
mixte.  Les  cabinets  pour  gargons  ont  un  urinoir. 

Art.  85.  Les  cabinets  et  les  urinoirs  doivent  ^tre  isol6s  du  rest«  du  bäti- 
ment  par  une  bonne  fermeture  et  pourvns  d'appareils  de  Ventilation.  Les  fosses 
sont  ventil6es  s6par6ment  et  construites  en  ma^onnerie  de  ciment,  de  mani^re 
k  etre  parfaitement  6tanches  et  herm^tiquement  ferm^es. 

Art.  86.  Le  mobilier  doit  etre  appropri6  k  la  taille  des  ^l^ves ;  k  cet  effet 
il  y  a  dans  chaque  classe  au  moins  trois  grandeurs  de  tables-bancs.  Au  com- 
mencement  de  chaque  semestre,  il  est  proc6d4  au  mesurage  des  ^l^ves  et  k  la 
distribution  des  places.  Les  6coliers  ayant  la  vue  ou  Touie  d^fectueuses  sont 
plac^s  pres  du  maitre. 

Les  tableaux  noirs,  peints  en  mat,  sont  placds,  au  taut  que  possible,  dans 
la  paroi  faisant  face  aux  ^Uves  et  dans  Taxe  de  la  classe. 

Art.  37.  Chaque  ann6e,  dans  le  courant  de  novembre,  la  classe  et  les  d6- 
pendances  de  F^cole  sont  visit^es  par  un  m^decin.  Son  rapport  est  envoy^  par 
les  antorit^s  communales  au  Departement  de  rinstruction  publique  et  des  Cultes. 

Art.  38.  Des  plans-types  pour  les  constructions  scolaires  sont  mis  par  le 
Departement  de  rinstruction  publique  et  des  Cultes  k  la  disposition  des  com- 
munes interessees. 

Section  II.  Mat^riel  d'enseignement 

Art.  39.  II  y  a  dans  chaque  ^cole  trois  tableaux  indiquant :  le  premier, 
rhoraire  des  le^ons  de  la  semaine;  le  deuxi^me,  le  programme  annuel  de  cha- 
cun  des  degr^s.  et  le  troisi^me,  les  principales  r^gles  de  conduite  de  P^leTe. 

Art.  40.  Chaque  ^cole  est  pourvue  en  outre  du  materiel  suivant,  assorti 
au  defifre  qu*elle  comporte: 

1^  Aux  moins  deux  tableaux  noirs  peints  en  mat  ou  deux  grandea  ardoises 

avec  eponges  et  craie. 
2^  Une  armoire  süffisante  pour  contenir  le  matMel  d'enseignement. 
3**  Des  tableaux  de  lecture  et  des  modMes  d'^criture. 
4<^  Une  coUection  de  modales  de  dessin. 
5^  Un  m^tre  et  un  ruban  mötrique. 
6^  Un  tableau  des  poids  et  mesures  m^triques,  ou,  si  possible,  les  mesares 

elles-memes  et  une  collection  de  solides  geomötriques. 
7^  Un  boulier-compteur. 
8^  Une  carte  du  canton  de  Vaud,  une  de  la  Suisse,  une  de  FEurope,  une 

mappemonde  et,  si  possible,  un  globe  terrestre. 
9^  Quelques  objets  ou  collections  pour  Tenseignement  des  sciences  naturelles. 
10^  Des  livres  de  lecture,  en  nombre  süffisant,   k  Fusage  de  chaque  degr^. 
11^  Un  onglet  destinö  aux  circulaires. 

12^  Les  autres  objets  que  le  Conseil  d'Etat  pourrait  rendre  obligatoires. 
Art.  41.    Le  Departement  de  FInstruction  publique  et  des  Cultes  facilite 
aux  communes  peu  ais^es  Facquisition  de  ces  objets. 
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Si,  apres  y  avoir  6t^  invit^es,  les  communes  ne  se  procarent  pas  le  mat^riel 
prßyn,  ceioi-ci  est  fonrni  par  TEtat  k  leurs  frais. 

Art  42.  n  est  dressä  un  inventaire  da  mobilier  et  da  mat^riel  de  chaqae 
classe.  Cet  inTentaire  est  conservß  dans  la  classe:  il  est  revis6  chaqae  ann^e 
par  la  Commission  scolaire  et  ä  Foccasion  de  toate  matation  dans  le  personnel 
enseignant. 

Äit.  43.  Les  enfants  sont  responsables  des  d6g4ts  qn'ils  caasent  par  lear 
faate  on  n^ligence  aa  mobilier  et  aa  mat^riel  d'^cole.  Ils  peavent,  en  outre, 
etre  punis  d'ane  amende  de  cinqaante  Centimes  prononc^e  par  la  Commission 
scolaire. 

Les  r^ents  et  r^gentes  sont  responsables  des  d^g&ts  occasionn^s  par  lear 
^^fant  de  sorveillance,  on  de  ceax  qa^ls  aaraient  n^glig^  de  signaler  k  la 
Commission  scolaire. 

Chapitre  IV.   ÄutoriUa  pripoaiea  ä  Vinstruction  primaire.  (Loi  art.  29-36.) 

Section  L  Saryeillance  des  Cooles. 

Art.  44.  Le  Departement  de  Tlnstruction  pabliqae  et  des  Cultes  est  charg^ 
de  la  saryeillance  des  Cooles  et  des  coars  compl^mentaires.  II  dispose  d'an  per- 
sonnel special  cH€  en  verta  de  Tart.  29  de  la  loi  et  adjoint  aa  service  de 
rinstraction  pabliqae. 

Section  11.   Des  pr^fets. 

Art  45.  Les  pr^fet-s  concoarent  avec  le  Departement  de  rinstraction 
pnbliqae  et  des  Caltes  ä  Tapplication  de  la  loi  et  da  r^glement  scolaires. 

Art  46.  Les  prßfets  connaissent  en  particalier  des  contrayentions  pr^yaes 
au  art  27,  92,  93  99,  lOO  de  la  loi  et  167  da  präsent  r^glement. 

Art.  47.  Les  pr^fets  yoaent  tons  lears  soins  k  la  r^pression  des  absences 
Bon  jostifiees.  Ils  s'assorent  qae  celles-ci  lear  sont  r^gnli^rement  d^nonc^es 
par  les  Commissions  scolaires,  et  saryeillent  rex^cation  des  peines  prononc^es 
par  enx  ensaite  de  ces  d^nonciations.  Ils  adressent  k  ce  snjet,  chaqae  mois,  aa 
Departement  de  Flnstraction  pabliqae  et  des  Caltes,  le  rapport  pr^ya  k  Tart. 
102  de  la  loi  (formalaire  5). 

Art.  48.  Les  pr^fets  yeillent  k  ce  qae  le  traitement  des  institatears  soit 
paye  regalierement.  A  cet  effet,  ils  se  fönt  remettre,  chaqae  trimestre,  an  rap- 
port par  les  manicipalites  de  lear  ressort.  Ils  contrölent  l'exactitade  des  ren- 
seignements  qai  lear  sont  donn^s,  et  fönt  enx-memes  rapport  aa  Departement 
de  llnstraction  pabliqae  et  des  Caltes  (form.  1). 

Section  IQ.   Des  Commissions  scolaires. 

Art  49.  Les  membres  des  Commissions  scolaires  sont  nommes  poar  qaatre 
ans,  parmi  les  citoyens  actifs,  et  sont  reeiigibles.  La  Commission  et  reconstitaee 
integralement  aprfes  chaqae  renoayellement  de  la  Manicipalite. 

Art.  50.  La  Commission  eiit  chaqae  annee  son  President,  son  yice-president 
et  son  secretaire.  Ce  demier  pent  etre  pris  en  dehors  de  la  Commission. 

Le  Departement  de  Hnstraction  pabliqae  et  des  Caltes  peat  aatoriser  les 
commanes  qoi  ont  nne  direction  speciale  des  ecoles  k  deroger  k  cette  prescription. 

L'haissier  de  la  Manicipalite  est  k  la  disposition  de  la  Commission  scolaire. 

Art.  51.  Lorsqne  deax  oa  plasiears  commanes  se  sont  renales  poar  former 
nne  seole  Commission  scolaire,  chacane  des  Manicipalites  nommes  son  oa  ses 
representants  dans  cette  Commission  et  participe  aax  depenses  preynes  k  l'art. 
35  de  la  loi. 

Art.  52.  La  Manicipalite  et  la  Commission  scolaire  renales  nomment,  an 
debat  de  chaqae  periode  qaadriennale,  aa  comite  de  trois  dames  aa  moins,  pre- 
pose  k  la  saryeiUance,  ainsi  qn'aax  examens  annaeis  des  oayrages  da  sexe. 

Art.  53.  Les  fonctions  de  regent  sont  incompatibles  ayec  celles  de  membre 
on  de  secretaire  de  la  Commission. 

Art.  54.  Les  parents  on  allies  da  regent  oa  de  la  regente,  aa  premier  et 
an  second  degre,  ne  peayeat  faire  partie  de  la  Commission. 

Art.  55.  Les  parents,  an  premier  et  aa  secoad  degre,  ne  peayent  sieger 
ensemble  dans  la  Commission. 
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Art.  56.    Les  attribntions  des  commissions  scolaires  sont  les  suivantes: 
a.   Elles  fixent  chaque   ann^e  Vouverture  des  cours  et  avisent  les  parents 

des  enfants  qni  atteignent  V&ge  d'admission  k  T^cole  ou  qni  ne  remplis- 

sent  pas  lenrs  obligations  scolaires. 
h.   Elles  veillent  k  la  frequentation  reguliere  des  ^coles  et  les  visitent  le 

plus  souvent  possible,  an  moins  une  fois  par  mois.  II  est  fait  mention 

de  ces  yisites  dans  an  registre  special. 

Elles  ont  aussi  la  snrveillance  des  4coles  enfantines^  des  cours  com- 

pltoentaires  et  des  cours  de  travaux  manuels. 

c.  Elles  8-assurent,  conform^ment  k  Fart.  86  de  la  loi,  que  tous  les  enfants 
qui  ne  fr6quentent  pas  l'äcole  publique  re^oiyent  une  Instruction  süffisante. 

d.  Elles  surveillent  Pex^cution  du  Programme  d^enseignement,  6tabli  con- 
form^ment  au  plan  d'6tudes,  et  approuvent  Thoraire  semestriel  des  le^ons 
de  chaque  6cole. 

e.  Elles  fixent  l'^poque  et  la  dur^e  des  vacances  dans  les  limites  prescrites 
k  Tart.  4  de  la  loi. 

/.   Elles  s'occupent  en  premier  ressort  de  la  repourvue  des  places  vacantes. 

g.  Elles  examinent  les  plaintes  qui  leur  sont  adress^es  par  les  rßgent« 
contre  leurs  6coliers  ou  leurs  parents  et  tuteurs,  ainsi  que  Celles  de  ces 
derniers  contre  les  r^gents.  Elles  entendent  les  parties,  s'entourent  de 
tous  les  renseignements  et  s'efforcent  de  r^soudre  le  dififörend,  par  les 
moyens  amiables,  avant  de  le  porter  &  la  connaissance  du  Departement 
de  rinstruction  publique  et  des  Cultes. 

h,  Elles  proc^dent,  en  arril  de  chaque  ann^e,  k  Pexamen  des  ^coles  d^ter- 
minent  avec  le  personnel  enseignant  la  promotion  des  ühYes  et  la  for- 
mation  des  classes,  et  adressent  au  Departement  de  PInstruction  publique 
et  des  Cultes  un  rapport  annuel  sur  la  marche  des  ^coles. 

t.  Elles  st^ituent  sur  les  demandes  de  congö  qui  leur  sont  adress^es  par  le 
personnel  enseignant  et  par  les  enfants,  ainsi  que  sur  les  demandes  de 
dispenses  d^etd  pr^vues  k  l'art.  81  de  la  loi. 

j.  Elles  surveillent  les  enfants  hors  de  l'^cole,  et  les  punissent  slls  ne  se 
conduisent  pas  d^une  mani^re  conveuable. 

k,  Elles  prononcent  les  amendes  pr^yues  aux  articles  97,  98  de  la  loi  et  2 
et  43  du  r^glement  et  en  indiqnent  le  montant  dans  le  rapport  annuel. 

l.  Elles  adressent,  chaque  mois,  au  Departement  de  rinstruction  publique 
et  des  CulteSf  un  rapport  sur  les  d^nonciations  faites  aux  pr^fets  pour 
les  absences  non  justifiees  (form.  4). 

Art.  57.  Les  observations  que  la  Commission  ou  Tun  de  ses  membres  adres- 
sent au  regent  soit  sur  sa  conduite,  soit  sur  son  enseignement,  doivent  §tre 
faites  en  particulier. 

Les  causes  de  ces  observations  sont  consign^es  dans  le  registre  des  procös- 
verbaux  de  la  Commission. 

Chapitre  V,  BigeMs,  RSgentes,  maitresses  d'ouvrages  et  d'icoUs  enfantines, 
(Loi  art.  37-78.) 

Section  I.    Concours,  examens,  nominations. 

Art.  58.  Le  r^gent  ou  la  r^gente  pourrue  d'un  brevet  provisoire  a  le  droit 
de  postuler  les  ^coles  semi-enfantines,  ou  toute  autre  classe  primaire  ne  reunis- 
sant  pas  plus  de  trente  enfants. 

Art.  59.  Les  porteurs  du  brevet  definitif,  qui  se  pr^sentent  au  conconrs 
pr^YU  k  Tarticle  pr6cedent,  dedarent  se  soumettre  aux  conditions  du  poste  IL 
repourvoir;  leur  pr^sence  n'exclut  pas  les  r^gents  ou  les  r^gentes  pourrues  du 
brevet  provisoire. 

Art.  60.  Les  frais  r^sultant  de  Tinsertion  des  avis  de  conconrs  dans  la 
Feuille  officielle  sont  k  la  Charge  des  communes. 

Art.  61.  Lorsque  les  autorit^s  communales  d^cident  que  la  nomination  anra 
lieu  par  voie  d^appel,  la  Commission  scolaire  communique  cette  decision  an 
Departement  de  rinstruction  publique  et  des  Cultes,  et  lui  fait  connaitre  en 
meme  temps  le  nom  du  candidat  ein. 
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Art.  62.  Les  examens  ponr  la  repourrue  des  postes  de  r^gents  et  de  r^gentes 
comprennent  deux  le<;on8,  dont  Tune  porte  sur  la  langue  fran^aise  et  Taatre  sur 
rarithm6tiqne. 

Lorsque  la  r^gente  est  appel^e  ä  enseigner  les  onvrages  da  sexe,  eile  subit 
en  oatre  Fexamen  prävu  k  Tart.  81  du  r^glement ;  dans  ce  cas,  cet  examen  est 
appr^ci6  par  ane  senle  note. 

Art.  63.  La  Commission  pent  s^a^joindre  des  experts  pour  les  examens. 
IIs  ont  Yoix  consnltatiTe. 

Art.  64.  La  Commission  choisit  imm^diatement  avant  chacune  des  ^preuves, 
ayec  le  d^6gu^  du  Departement  de  Tlnstmction  publique  et  des  Cultes  et  avec 
les  experts,  si  eile  en  a  appel6,  les  sujets  d'examen.  Elle  fixe  Tordre  et  la 
forme  des  le^ons. 

Les  sujets,  les  m§mes  pour  tous  les  aspirants,  sont  conununiquäs  d'avance 
k  chacun  d'eux. 

Art.  65.  La  Commission  doit  etre  au  complet  autant  que  possible,  et  les 
membres  dans  tous  les  cas  en  nombre  impair. 

Art.  66.  A  Touverture  de  la  s^ance,  le  President  de  la  Commission  scolaire 
fait  connaltre  les  noms  des  candidats  admis  aux  examens,  dont  les  titres  ont 
^t^  reconnus  en  regle;  il  indique  les  fonctions  et  les  ayantages  de  la  place  ä 
repoorvoir.  II  est  proc^d^  ensuite  aux  examens  dans  Tordre  arr€t4. 

Art  67.  Les  r^sultats  des  examens  sont  appr^ci^s  par  les  chiffres  0  k  10. 
IIa  sont  inscrits  dans  le  proc^s- verbal  de  Texamen. 

Art.  68.  Le  proc^s-yerbal  est  8ign6  s^ance  tenante  par  le  pr^sident  et  par 
le  secr^taire  de  la  Commission,  ainsi  que  par  le  d^l^gu^  du  Departement  de 
rinstmction  publique  et  des  Cultes. 

Art  69.  Sil  y  a  division  dans  Tappredation  du  r^sultat,  la  minor! te  peut 
fiiire  connaitre  son  opinion  k  la  Hunicipalite  et  au  Departement  de  TLutruction 
publique  et  des  Cultes.  Cette  opinion  doit  etre  motiv^e. 

Art  70.  Outre  Tappredation  des  notes,  le  proces-verbal  indiquera  Tannee 
de  naissance  des  candidats,  leur  lieu  d^origine,  leur  domicile,  la  nature  de  la 
data  de  leur  brevet,  le  contenu  succinct  des  certificats  produits  et  les  ecoles 
desseryies.  II  j  sera  Joint  un  etat  detailie  des  fonctions  et  des  benefices  attaches 
a  la  place,  tels  qu'ils  ont  ete  annonces  aux  candidats.  Le  tableau  fera  connutre 
amsi  les  noms  des  experts  et  les  examens  auxquels  ils  ont  pris  part. 

La  Commission  peut  y  joindre  toutes  les  obsenrations  qu'elle  croira  utiles 
pour  la  Municipalite. 

Art.  71.  Le  proc^s-verbal  de  Texamen  est  transmia  dans  le  plus  bref  deiai 
i  la  Municipalite. 

Art.  72.  La  Municipalite  et  la  Commission  se  reunissent  immediatement 
apr^s  Texamen  pour  proceder  k  reiection. 

L^eiection  a  lieu  au  scrutin  secret  et  la  m^jorite  absolue  des  suffirages. 

Art.  73.  Le  Departement  de  Tlnstruction  publique  et  des  Cultes  sanctionne 
oa  annule  Feiection,  conformement  aux  attributions  que  la  loi  lui  donne.  II  y  a 
recours  au  Conseii  d'£tat,  (Loi,  art.  50.) 

Art.  74.  Lorsque  le  Departement  de  rinstruction  publique  et  des  Cultes 
a  sanctionne  Feiection  d'un  regent,  il  transmet  le  brevet  de  nomination  k  la 
Commission  scolaire  et  avise  Feiu  de  son  entree  en  fonctions. 

Art  75.  Le  brevet  de  nomination  est  remis  au  regent  par  le  president  de 
U  Commission,  en  presence  des  ei^ves  et  d'une  double  deiegation  de  la  Muni- 
dpalite  et  de  la  Commission. 

Art  76.  Lorsque  le  Departement  de  FInstruction  publique  et  des  Cultes 
aiumle  Feiection,  il  communique  cette  decision  k  la  Municipalite  et  k  la  Com- 
mission et  en  indique  les  motifs. 

Si  la  Municipalite  et  la  Commission  veulent  recourir  au  Conseii  d'Etat 
ooBtre  la  dedsion  du  Departement  de  FInstruction  publique  et  des  Cultes,  elles 
doirent  le  faire  dans  le  terme  de  dix  jours  k  dater  de  la  communication  qui 
leur  en  aura  ete  Mte. 

Art  77.  Lorsque  la  nullite  d'une  eiection  a  ete  definitivement  prononcee, 
im  nouyeau  concours  est  ouvert  dans  la  forme  ordinaire. 
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Section  IL   Ecoles  d'ouvrages.    (Loi  art.  11.) 

Art.  78.  La  direction  des  ecoles  d'ouvrages  est  confi^e  ä.  des  personnes 
pourvues  du  brevet  pr6vu  ä  l'art.  39  lettre  c  de  la  loi. 

Art.  79.  L'enseignement  des  ouyrages  du  sexe  est  donn^  conform^ment  an 
plan  d'^tndes;  il  comprend  dans  chaque  classe  un  minimum  de  six  heures  par 
semaine  pour  les  degr6s  sup^rieur  et  interm^diaire,  et  de  quatre  heures  pour  le 
degr6  införieur. 

Art.  80.  Les  concours  pour  la  nomination  de  maitresses  d'ouvrages  peuvent 
Stre  ouverts  ä  toute  6poque  de  Fannie. 

Art.  81.  Les  examens  pour  la  nomination  des  maitresses  d'ouvrages  consistent 
en  deux  le^ons  sur  les  travaux  prescrits  par  le  programme. 

La  Commission  s'a^joint,  pour  Tappr^ciation  de  ces  examens,  le  comit^  de 
dames  pr^vu  k  Tart.  52  du  r^glement. 

Art.  82.  La  nomination  et  rinstallation  des  maitresses  d'ouvrages  ont  lien 
conformäment  aux  prescriptions  des  art.  42  ä  50  de  la  loi  et  58  ä  77  du  reglement. 

Art.  83.  Les  salles  sp6cialement  destin^es  k  Tenseignement  des  ouvrages 
du  sexe  doivent  ßtre  pourvues  du  mobilier  et  du  mat^riel  ci-apr^s: 

1^  Un  tableau  noir  qnadrill^. 

2f^  Un  cadre  avec  pied. 

3^  Des  tables  horizontales,  dont  l'uue  de  grandeur  süffisante  pour  la  coupe. 

4^  Des  bancs  &  dossier  ou  des  chaises. 

5®  Une  grande  armoire, 

Art.  84.  Lorsqu'ü  n'y  a  pas  de  salle  speciale  destin^e  k  Tenseignement  des 
ouvrages  du  sexe,  les  salles  d'^cole  emploj^es  dans  ce  but  sont  pourvues  d'une 
table  de  grandeur  suMsante  pour  la  coupe. 

Section  in.   Ecoles  enfantines.    (Loi  art.  13.) 

Art.  85.  Les  Ecoles  enfantines  sont  organis^es  de  maniere  k  favoriser  le 
deyeloppement  corporel  et  intellectuel  de  l'enfiant  et  k  servir  de  pr^paration  k 
r^cole  primaire. 

Art.  86.  Les  demandes  relatives  k  la  cr^ation  d'^coles  enfantines  sont 
adressdes  par  les  parents  int^ress^s  k  la  Commission  scolaire,  qui  en  informe  la 
Municipalitö  et  le  Departement  de  Tlnstruction  publique  et  des  Cultes. 

Art.  87.  Les  Ecoles  enfantines  sont  tenues  pendant  quarante-quatre  semaines 
par  ann^e,  k  raison  de  22  k  28  heures  par  semaine. 

Art.  88.  La  direction  de  ces  Ecoles  ne  peut  etre  confi^e  qu'ä  des  personnes 
pourvues  du  brevet  pr^vu  k  l'art.  39  lettre  d  de  la  loi. 

Art.  89.  L'enseignement  consLste  surtout  en  le^ons  de  choses,  en  occu- 
pations  manuelles,  en  jeux  et  chants.  Pour  les  Kleves  les  plus  avanc^s,  11  com- 
prend, en  outre,  la  lecture,  l'^criture  et  les  premiers  Clements  du  calcul  et  du 
dessin. 

Art.  90.  Les  concours  pour  la  repourvue  des  places  de  maitresses  d^^coles 
enfantines  peuvent  etre  ouverts  k  toute  6poque  de  l'ann^e. 

Art.  91.  Les  examens  des  aspirantes  aux  places  de  maitresses  d'^coles  en- 
fantines consistent  en  deux  le^ons  se  rapportant  k  Tenseignement  intuitif. 

Art.  92.  La  nomination  et  Tinstallation  des  maitresses  d'^coles  enfantines 
ont  lieu  conform^ment  aux  art.  42  ä  50  de  la  loi  et  58  ä  77  du  reglement. 

Art.  93.  Les  maitresses  d'ecoles  enfantines  communales,  pourvues  du  breyet 
d^finitif  primaire,  ont  droit  k  Taugmentation  pour  annäes  de  Services,  ainsi  qni 
la  Pension  de  retraite  prescrite  par  la  loi  du  1^^  juin  1871. 

Section  IV.   Conferences. 

Art.  94.  Les  rögents  et  les  r6gentes  se  reunissent  une  fois  par  ann^e  en 
Conference  de  district.  Ces  r^unions  sont  convoquöes  par  le  Departement  de 
rinstruction  publique  et  des  Cultes  qui  peut  aussi  autoriser  des  seances  extra- 
ordinaires. 

Art.  95.  Les  Conferences  sont  obligatoires  pour  tous  les  regents  et  toates 
les  regentes  en  fonctions  dans  le  district.  Les  maitresses  d'ouvrages  et  d^^coles 
enfantines  peuvent  prendre  part  k  ces  reunions. 
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Art.  96.  Les  r^gents  et  r^gentes  qui  ont  fait  d^faut  dans  nne  Conference, 
Sans  justifier  lenr  absence,  sont  signal^s  an  Departement  de  Flnstraction  pnblique 
et  des  Cnltes  et  passibles  d'une  am  ende  fix^e  par  le  reglement  interieur.  Ce 
reglement  est  soomis  h  Tapprobation  du  dit  Departement. 

Art.  97.  Les  Conferences  procfedent  tons  les  quatre  ans  &  la  nomination 
d'un  President,  d'un  vice-president  et  d*un  secretaire. 

EUes  tiennent  nn  registre  protocole  dans  lequel  sont  consignes  les  proc^s- 
Terbanz  des  seances,  et  communiquent  au  Departement  de  l'Instruction  publique 
et  les  Cultes  un  extrait  de  leurs  deiiberations. 

Section  V.   Traitements  et  autres  ayantages. 

Art.  98.  La  reduction  falte  sur  le  traitement  annuel  d^un  regent  dispense 
de  l'enseignement  religieux  ne  peut  etre  superieure  k  cent  francs. 

Art.  99.  Une  maitresse  d'ouvrages,  remplissant  en  meme  temps  les  fonctions 
de  maitresse  d'ecole  enfantine  et  pourvue  des  brevets  prevus  ä  Tart.  39  lettre  c 
et  d  de  la  loi,  ne  peut  recevoir  un  traitement  inferieur  ä  fr.  400. 

Si  la  titulaire  est  pourvue  du  brevet  definitif  ou  du  brevet  provisoire,  son 
traitement  annuel  est  de  fr.  500  au  minimum. 

Art.  100.  Le  logement  du  regent  ou  de  la  regente  comprend  au  minimum 
deux  cbambres  convenables  avec  cuisine,  caye  et  galetas.  Chacune  des  chambres 
est  pouTvae  d'un  appareil  de  chauffage  süffisant. 

Art.  101.  Lorsque  la  Municipalite  a  autorise  un  regent  ou  une  regente  ä 
sous-louer  son  appartement,  le  prix  de  location  reyient  en  entier  au  regent  ou 
&  la  regente. 

Art.  102.  Le  bbis  destine  au  cbauffage  de  la  salle  d'ecole  est  coupe  et 
reodn  au  bücher,  aux  frais  de  la  commune  si  le  regent  ne  re^oit  que  le  bois 
necessaire  k  cet  usage. 

Art.  103.  La  quantite  de  bois  allouee  est  süffisante  pour  permettre  le 
cbanffage  de  la  salle  d'ecole  et  de  celle  des  cours  compiementaires.  Le  bois  doit 
etre  de  bonne  qualite. 

Section  YI.    Deyoirs  du  personnel  enseignant. 

Art.  104.  Le  personnel  enseignant  est  place  sous  la  suryeillance  immediate 
de  la  Commission  scolaire. 

Art.  105.  L'ouverture  de  l'ecole  est  annoncee  par  le  son  de  la  cloche  un 
qnart  d'beure  k  l'ayance.  L'obligation  de  sonner  iucombe  aux  regents,  si  la  cloche 
est  dans  le  bätiment  d'ecole  ou  k  proximite  immediate. 

Art.  106.  Les  salles  d'ecole  sont  accessibles  aux  ei^yes  au  moins  cinq 
minutes  ayant  Theure  d'ouyerture  de  la  classe.  Le  regent  surveille  Teutree  des 
eieves,  et  recole  commence  k  Theure  precise. 

Art.  107.  Le  regent  suit  exactement  le  Programme  et  l'ordre  du  jour  adoptes 
pour  recole. 

Art.  108.  Lorsque  les  enfants  sont  reunis  et  places  en  bon  ordre,  le  regent 
procede  k  leur  inspection  au  point  de  yue  de  la  proprete,  et  yeille  k  ce  que  les 
Tetements  des  ei^yes  soient  en  rapport  avec  la  temperature  de  la  salle  et  retat 
de  sant^  des  eieyes. 

Art.  109.  II  renyoie  ceux  qui  ne  seraient  pas  dans  un  etat  de  proprete 
satis&isant,  et  veille  k  ce  qu'ils  se  layent  dans  un  local  yoisin  destine  k  cet  usage. 

Le  regent  renyoie  auasi  de  recole  les  enfants  qu'il  suppose  atteints  de  mala- 
dies  contagieuses ;  il  en  previent  immediatement  la  Commission  scolaire  qui  en 
arijse  le  medecin  deiegue  du  district. 

Art.  110.  Ces  preiiminaires  accomplis,  le  regent  fait  l'appel  des  eieves  et 
iBscrit  les  absents.  Cet  appel  a  lieu,  au  plus  tard,  dix  minutes  apres  Theure 
d'ouyerture  de  la  classe. 

Art.  111.  Le  regent  tient  regulierement  un  Journal  de  classe  dans  lequel 
est  transcrit  le  sommaire  des  le^ons  donnees  cbaque  jour.  Ce  Journal  est  etabli 
«IT  un  formulaire  special  foumi  par  l'Etat. 

Art.  112.  L'horaire  des  le9ons  de  cbaque  jour  est  affiche  dans  la  salle 
d'ecole.  Le  regent  ne  peut  s*en  ecarter  ni  faire  une  course  ayec  ses  ei^yes  sans 
Taatorisation  du  President  de  la  Commission. 
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Art.  113.  Le  r^gent  veille  k  ce  que  les  enfants  soient  tous  constamnient 
occup^s  pendant  la  dur6e  de  T^cole. 

Art.  114.  Pendant  les  heures  d'^cole,  il  est  interdit  au  r^gent  de  famer 
et  de  s'occuper  d^un  sujet  ^tranger  k  l'^cole.  II  se  doit  tout  entier  k  son  travail 
et  ne  peut  durant  ce  temps  emplojer  les  ^l^ves  k  des  occupations  ^trang^res 
aux  legons. 

Art.  115.  L'instituteur  peut  donner  k  ses  ^l^ves  des  devoirs  k  domicile, 
mais  ceux-ci  seront  proportionn^s  k  Tage  et  au  degr6  de  d^veloppement  des 
enfants. 

Art.  116.  Lorsqne  T^cole  est  tenue  pendant  trois  heures  cons^cntiTes,  nne 
r4cr4ation  de  quinze  minutes  est  accordee  une  heure  et  trois  quarts  apr^s  Ton- 
verture  de  la  classe. 

Art.  117.  Le  r^gent  a  la  surveillance  des  r^cräations  et  exige  que,  durant 
cet  Intervalle  et  si  le  temps  le  pennet,  tous  les  äl^yes  quittent  la  salle. 

Art.  118.  Le  ri^gent  Toue  une  grande  attention  k  ce  que  le  bätiment  d'^cole, 
la  salle  et  ses  abords  soient  constamment  propres  et  bleu  entretenus.  Le  ma- 
t6riel  n6cessaire  est  k  la  Charge  des  communes. 

Art.  119.    Le  rögent  doit  chauffer  la  salle  d^^cole  conform^ment  aux  pres- 
eriptions  de  Tart.  30  du  r^glement,  et  renouveler  l'air  de  celle-ci  pendant  les  . 
r^cr^ations,  apr^s  les  le^ons  du  matin  et  apres  Celles  du  soir. 

Art.  120.  Le  r6gent  yeille  k  la  conservation  du  mat^riel  et  des  objets 
d'6cole ;  il  pourvoit  aussi  au  hon  entretien  de  son  logement  et  des  d^pendances. 
II  Signale  k  la  Commission  scolaire  les  d^gradations  et  les  dommages  qui  exigent 
des  r^parations.  Si  les  autorit^s  locales  n6gligent  de  faire  le  n^cespaire,  le  r^gent 
s'adresse  directement  au  Departement  de  Flnstruction  publique  et  des  Cultes. 

Art.  121.  Le  r^gent  exerce  un  contröle  s^y^re  sur  les  livres  ätrangers  k 
r^cole  se  trouvant  entre  les  malus  des  ei^ves.  II  con£sque  imm^diatement  les 
objets  inutiles  aux  le^ons;  ces  objets  sont  rendus  en  temps  opportun. 

Art.  122.  Llnstituteur  doit  inculquer  k  ses  ^I^ves,  par  son  exemple  et 
par  sa  parole,  les  prindpes  et  la  pratique  de  la  politesse,  ainsi  que  le  respect 
du  aux  autorit^s. 

Art.  123.  n  est  express^ment  d^fendu  aux  r6gents  d'admettre  des  enfants 
dans  les  6coles  saus  Tautorisation  de  la  Commission  scolaire;  ils  ne  penvent  de 
meme  les  radier  du  rdle  saus  cette  autorisation. 

Art.  124.  Les  r^gents  sont  tenus  de  faire  ä  la  fin  de  chaque  mois  une 
r^p^tition  sommaire  des  mati^res  enseign^es. 

Art.  125.  Les  r^gents  sont  chargis  de  la  tenue :  a.  du  Journal  de  classe ; 
h.  du  registre  matricule  et  d'absences;  c.  du  livret  et  du  camet  scolaires. 

Art.  126.  Les  art.  104  k  125  s'appliquent  aussi  aux  r^gentes,  aux  maitresses 
d'ouvrages  et  aux  maitresses  d'^coles  enfantines. 

Chapitre  VI,   Fr^quentation  et  diacipline  des  icoles,   (Loi  art.  79-107). 

Section  I.  Fr^quentation  des  ^coles. 

Art.  127.  Chaque  ^l^ve  «st  ponrvu  d'un  livret  scolaire  reproduisant  les 
donn^es  du  registre  matricule  et  indiquant  les  divers  changements  de  domicUe. 

Art.  128.  En  cas  de  promotion,  le  livret  r^gularisd  est  transmis  par  le 
r^gent  au  nouveau  maitre  de  T^l^ve. 

Si  Fenfant  change  de  domicile,  le  r^gent,  apr^s  avoir  r^gularis^  le  livret, 
le  remet  imm^diatement  au  pr^sident  de  la  Commission;  celui-ci  le  transmet 
Sans  retard  au  pr6sident  de  la  Commission  scolaire  de  la  commune  du  noureau 
domicile. 

Art.  129.  Lorsqne  le  nouveau  domicile  de  T^l^ve  est  inconnu  ou  hors  du 
canton,  le  pr^sident  de  la  Commission  adresse  imm4diatement  le  livret  au  Departe- 
ment de  rinstruction  publique  et  des  Cultes. 

Art.  130.  Le  livret  est  remis  k  son  possesseur  k  sa  sortie  definitive  de 
recole.  Les  ei^ves  gargons  sont  tenus  de  le  conserver  avec  soin  pour  etre  prä- 
sente par  eux  k  la  Commission  föderale  des  examens  de  recrues. 

Art.  131.  Chaque  eUve  est  possesseur  d^un  camet  scolaire,  au  mojen  du- 
quel  le  regen t  fait  connaitre,  k  des  epoques  determinees,  aux  parents  ou  tuteurs, 
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la  fr^H^tation,  ainsi  qne  les  notes  de  conduite  et  de  travail  de  lenrs  enfants 
oa  pvpilles. 

Les  carnets  scolaires  sont  consenr^  par  les  r^gents.  Ils  ne  sont  remis  anx 
Kleves  que  ponr  §tre  yis^s  par  lenrs  pareuts  oa  tntenrs. 

Art.  132.  Le  maitre  se«!  peut  inscrire  des  obserrations  sommaires  dans  le 
carnet.  Ces  observations  ne  doiyent  Jamals  rev^tir  nn  caract^re  o£fensant  ni  ponr 
les  parents  ni  ponr  l'^I^ye. 

Art.  133.  Conform^ment  k  Tart.  79  de  la  loi,  les  Municipalit^s  et  les 
Commissions  scolaires  r^nnies  ont  le  droit  de  limiter  la  fr6qnentation  obligatoire 
de  r^cole  an  15  ayril  de  Tann^e  civile  oü  les  enfants  atteignent  Page  de  qninze 
ans.  Cette  dßcision  est  commnniqn6e,  avant  le  1^^  mars  de  chaqne  annle,  an 
Departement  de  Tlnstmction  publiqne  et  des  Cnltes. 

Art.  134.    Les  Commissions  scolaires  sont  tennes  de  faire  connaitre   an 

Departement  de  Tlnstmction  pnbliqne  et  des  Cnltes,  ayant  le  1«'  mars  de  chaqne 

amiöe,  le  mode  de  fr^qnentation  qn'elles  se  proposent  d'adopter  ponr  l'^tS  k 

regaid  des  enfants  äg^s  de  12  ans  r^yolns  an  15  ayril,  en  indiqnant: 

a.  Si  ces  enfants  deyront  fr^qnenter  tontes  les  ^coles  d'öt^; 

h.  On  s^ils  seront  astreints  k  sniyre,  chaqne  matin,  trois  henres  d^^cole 

dnrant  tont  Y€t^; 
e.  On  si  la  fr^qaentation  des  6coles  dn  matin  n^anra  lien  qne  dans  la  Periode 
dn  15  ayril  an  1^^  jnin.  et,  dans  ce  cas,  la  r^partition  des  henres  d'öcole 
(84  an  minimnm),  k  sniyre  dn  \^^  jnin  an  1«'  noyembre. 

Cette  r^partition  ne  pent  se  faire  qne  par  semaines  enti^res,  k  raison 
de  2  on  3  henres  chaqne  matin,  et  k  condition  qn^il  ne  soit  accordö  ancnn 
cong6. 

Art.  135.  Les  ei^yes  dn  degr^  snperienr  ayant  fait  nn  examen  satisfaisant 
penyent  senls  etre  admis  anx  6coles  dn  soir. 

Tont  ei^ye  sera  astreint  k  sniyre  les  6coles  dn  jonr,  lorsqne  sa  fr^qnentation 
anra  motiy^  denx  d^nonciations. 

Art  136.  Dans  les  commnnes  oü  la  lib^ration  a  lien  k\b  ans,  les  enfants 
admis  k  fröqnenter  T^cole  jnsqn'ä  16  ans  sont  assimil^s,  ponr  tontes  lenrs  obli- 
gations  scolaires,  anx  antres  ei^yes  de  T^cole. 

Art.  137.  Les  dispenses  d'^t^  pr^ynes  k  Tart.  81  de  la  loi  doiyent  €tre 
demandees  k  la  Commission  scolaire.  Les  parents  on  tntenrs  jnstifient  k  cette 
occasion  de  Temploi  des  enfants  dnrant  les  henres  de  dispense. 

L'ei^ye  mis  an  b^nefice  d'nne  dispense  est  astreint  k  sniyre  tontes  les  6coles, 
lorsqne  sa  fr^qnentation  a  donn6  lien  k  denx  d^nonciations. 

Art.  138.  Tonte  absence  d^un  enfant  non  r^gnli^rement  lib4re  est  r^prim^e 
conformement  k  la  loi. 

Art  139.  Les  enfants  atteignant  T&ge  de  6  ans  dans  l'ann6e  conrante 
penyent  Stre  admis  k  r6cole  d^s  le  commencement  de  Tann^e  scolaire,  si  lenrs 
parents  on  tntenrs  en  fönt  la  demande.  Dans  ce  cas  les  Commissions  scolaires 
prennent  en  consid^ration :  a,  T^tat  physiqne  et  intellectnel  des  enfants;  h.  V^- 
tendne  de  la  salle  d'^cole;  c,  le  nombre  et  Tage  des  ^coliers  astreints  k  la 
frequentation  obligatoire;  d,  la  distance  qni  sipare  ces  jennes  enfants  de  la 
maison  d'^cole. 

Ces  enfants  sont  astreints  k  tontes  les  obligations  scolaires  concemant  les 
eleves  du  degr^  infSrienr. 

Art.  140.  Snr  le  pr^ayis  de  la  Commission  scolaire,  le  Departement  de 
Ilnstmction  pnbliqne  et  des  Cnltes  pent  liberer  definitiyement  de  Fecole  les 
eieyes  notoirement  deponnms  d'intelligence,  on  atteints  d'infirmites  on  de  maladies 
empechant  la  freqnentation  de  l'ecole. 

Art  141.  Les  yacances  penyent  etre  de  12  k  16  semaines  consecntiyes  dans 
les  commnnes  de  montagne,  moyennant  l'antorisation  speciale  dn  Departement 
de  llnsmction  pnbliqne  et  des  Cnltes.  Dans  ce  cas,  elles  commencent  an  15  jnin 
ap  plns  tot,  ponr  se  terminer  an  plns  tard  an  15  octobre.  En  dehors  des  yacances 
ei-dessns,  la  freqnentation  qnotidienne,  matin  et  soir,  est  obligatoire  ponr  tons 
les  ecoliers. 
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Art.  142.  Le  r^gent  ne  peut  dispenser  un  ^l^ye  que  d*ane  6cole  par  semaine, 
Le  President  de  la  Conunission  peut  accorder  un  cong^  de  trois  jours,  et  la  Com- 
mission  scolaire  un  cong^  de  quinze  jours.  Pass^  ce  terme,  la  Commission 
s'adresse  au  Departement  de  Finstruction  publique  et  des  Cultes. 

Art.  143.  Le  pr^sident  de  la  Commission  peut  accorder  au  r^gent  an  conge 
de  deux  jours  dans  le  meme  mois.  La  Commission  statue  sur  les  demandes  de 
cpng6s  de  huit  jours.  Pour  tous  les  autres  cas,  le  r^gent  a'adresse  au  Departe- 
ment de  rinstruction  publique  et  des  Cultes,  par  rihtermediaire  de  la  Commission. 

Art.  144.  Chaque  ann^e,  au  mois  d'avril,  la  Commission  proc^de  k  un 
examen  public  des  ^coles,  en  pr^sence  de  la  Municipalite  ou  d'une  deiegation 
de  celle-ci. 

Art.  145.  La  Commission  fixe  la  date  des  examens;  eile  en  donne  im- 
m^diatement  avis  k  la  Municipalite,  au  personnel  euseignant  et  aux  eUyes. 

Art.  146.  Les  examens  Berits  sont  fix^s  par  le  Departement  de  rinstruction 
publique  et  des  Cultes.  Ils  ont  lieu  &  la  meme  date  pour  toutes  les  ecoles  du 
canton. 

Art.  147.  Le  Departement  de  l'Instruction  publique  et  des  Cultes  donne 
cbaque  annee  aux  Commissions  les  directions  necessaires  relativement  aux 
examens  annuels. 

Art.  148.  Les  resultats  de  Texamen  annuel  fönt  partie  du  rapport  que  les 
Commissions  adressent  au  Departement  de  rinstruction  publique  et  des  Cultes, 
par  rintermediaire  de  la  Municipalite. 

Art.  149.  L'echelle  d*appreciation  des  notes  d'annee  et  d'examen  est  la 
suivante: 

1  =r  trks  bien;  2  =  Wen;  3  =  passable;  4  =  mal;  5  =  trös  mal. 

Art.  150.  La  Commission  appelle  aux  examens  annuels  les  enfants  qui  ne 
frequentent  pas  recole  publique.  La  Commission  et  le  Departement  de  rins- 
truction publique  et  des  Cultes  peuvent  s'assurer  par  des  examens  speciaux,  £ait8 
aussi  souvent  quils  le  jugent  convenable,  que  ces  enfants  re^oivent  une  ins- 
truction  egale  k  celle  qui  est  donnee  dans  les  ecoles  publiques  primaires. 

Ecoles  privees. 

Art.  151.  Le  Departement  de  rinstruction  publique  et  des  Cultes  et  les 
Commissions  scolaires  ont  la  haute  surveillance  sur  les  ecoles  privees.  Ils  peuvent 
s'assurer  en  tout  temps,  par  des  inspections  ou  par  des  examens,  que  ces  ecoles 
se  conforment  au  Programme  d'etudes  prevu  &  Tart.  15  de  la  loi. 

Art.  152.  En  vue  de  s'assurer  que  les  mojens  employes  pour  rinstruction 
d'un  enfant  ne  frequentant  pas  l'ecole  publique  sont  suffisants,  les  Commissions 
scolaires  exigeront: 

a.  Que  Touverture  et    la   fermeture   de   toute    ecole    privee  leur   soient 
annoncees  k  Tavance; 

b,  Que  le  role  des  enfants  astreints  k  la  frequentation  des  ecoles  leur  soit 
remis  au  commencement  de  cbaque  annee  scolaire; 

c.  Que  les  directeurs  ou  les  maitres  des  ecoles  privees  leur  fassent  con- 
naitre  immediatement  l'entree  ou  la  sortie  de  chaque  eieve; 

d,  Qu'un  registre  d'absences  soit  regulierement  tenu,  de  mani^re  k  leur 
permettre  d^exercer  leur  contröle  en  tout  temps. 

A  l'occasion  des  recensements  scolaires,  les  directeurs  ou  maitres 
des  ecoles  privees  deUvrent  k  chaque  enfant  une  attestation  de  frequentation. 

Art.  153.  Pour  les  ecoles  qui  ont  une  Programme  equivalant  k  celui  des 
ecoles  publiques  secondaires,  les  Commissions  scolaires  ou  leurs  deiegues  assistent 
aux  examens  de  ces  ecoles,  afin  de  s'assurer  que  rinstruction  donnee  y  est  au 
moins  egale  k  celle  des  ecoles  publiques  primaires. 

Art.  154.  Si  les  directeurs  ou  maitres  des  ecoles  privees  ne  se  conforment 
pas  aux  prescriptions  des  articles  151,  152  et  158  du  reglement,  les  Commis- 
sions scolaires  inscrivent  d'office  leurs  eiöves  k  recole  publique  primaire. 

Art.  155.  Si  les  Commissions  scolaires  constatent  des  abus  dans  les  Ecoles 
privees,  elles  en  informent  immediatement  le  Departement  de  Tlnstraction  publique 
et  des  Cultes. 
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Section  n.    Discipline. 

Art.  156.  Les  pnnitioiis  inflig^es  k  T^cole  doivent  ^tre  en  rapport  avec 
rige,  le  caractöre  de  Tenlant  et  la  grayitä  de  la  fante;  elles  ne  sont  pas  Teffet 
de  remportement,  afin  qu'nne  fois  prononc^es,  le  maftre  ou,  cas  ^ch^ant. 
raatorit^  scolaire,  pnissent,  en  cas  de  reconrs  des  parents,  en  exiger  la  com- 
pl^  ex^cntion. 

Art.  157.  Les  r^gents  s'abstiennent  absolnment  d'actes  de  brntalit^,  d'in- 
jnres,  de  paroles  grossi^res,  ainsi  qne  de  tonte  allnsion  k  la  vie  publique  ou 
priv^e  des  parents  des  ^l^yes  on  de  tonte  autre  personne. 

Art.  158.  Dans  les  cas  grayes,  les  manyaises  notes  de  condnite  on  de 
tnyail  donn^es  aux  ^Uyes  sont  communiqu^es  imm^diatement  par  rinstitntenr 
aux  parents  on  tntenrs  int^ress^s. 

Art  159.  La  p^nitence,  on  mise  ä  T^cart  dans  la  salle  d'^cole,  a  lien 
loFsque  Tenfant  persiste,  apr48  ayertissement.  k  Stre  nn  snjet  de  d^sordre  ponr 
ses  Yoisins.  Elle  n'est  appUqn^e  qn'ä  nn  petit  nombre  d'^l^yes  k  la  fois;  cenx-ci 
seront  toiyonrs  strictement  snryeül^s  et  occnp^s. 

Art.  160.  Les  arrets  dans  la  comp^tence  du  r6gent  sont  inflig^s  de  mani^re 
k  ce  qne  F^l^ye  ne  soit  pas  retenn  plus  d'une  benre  apr^s  la  dnrie  de  la  classe 
du  matin,  et  plus  de  denx  henres  apr^  la  classe  dn  soir.  Ces  arrets  ne  penyent 
tToir  lieu  de  nnit. 

En  ancnn  cas,  les  ^l^yes  ne  doiyent  Stre  priy^s  des  r^cr^ations. 

Art.  161.  Les  trayanx  impos^s  anx  ^l^yes  pendant  les  arrSts  consistent  en 
deyoirs  on  en  exercices  ntiles. 

Art.  162.  L'expnlsion  d'nn  41^ye  ponr  nne  demi-jonm^e  est  prononc6e  en 
cas  de  rebellion  onyerte.  Dans  ce  cas,  le  r^gent  ayise  sans  retard  les  parents, 
ainsi  qne  le  pr^sident  de  la  Commission.  L'enfant  ne  pent  rentrer  en  classe  qne 
portenr  d'nne  antorisation  dn  pr^sident  de  la  Commission  scolaire  et  apr^  ayoir 
faat  acte  de  sonmission. 

Art  163.  Lorsqn'nn  61^ye  retombe  sans  cesse  dans  les  m^mes  fantes  et  ne 
tient  ancnn  compte  des  ayis  dn  r^gent,  celni-ci  le  dänonce  k  la  Commission  en 
pr^cisant  par  ^crit  les  motifs  de  cette  mesnre. 

Art  164.  Les  pr^pos^s  k  Tenseignement  religienx  ont  le  droit  de  faire 
Bsage  des  pnnitions  prescrites  k  l'art.  103  de  la  loL 

Art  165.  Lorsqne  les  moyens  de  r^pression  prescrits  par  la  loi  sont 
insnifisants  ponr  ramener  Tel^ye  k  ses  deyoirs,  la  Commission  scolaire  en  r^f^re 
an  Departement  de  Tlnstmction  pnbliqne  et  des  Cultes. 

Les  cas  d'immoralit6  sont  imm^diatement  d^f^r^s  k  cette  antorit^. 

Art.  166.  Le  Departement  de  TListmction  pnbliqne  et  des  Cnltes  pent 
prononcer  contre  tont  416ye  Texclnsion  temporaire  on  d^finitiye  des  ^coles  on 
d^noneer  le  cas  anx  tribnnanx. 

Art  167.  II  est  interdit  anx  parents  et  k  tonte  antre  personne  de  s'in- 
trodnire  dans  le  bätiment  d'6cole.  ponr  adresser  des  reprocbes  an  r^gent  on  le 
tmnbler  dans  Fexerdce  de  ses  fonctions. 

Les  contrayentions  k  cet  article,  d^nonc^es  par  Finterm^diaire  des  Com- 
missions  scolaires,  sont  pnnies  d'nne  amende  de  cinq  k  yingt  franes,  prononc^e 
par  le  prüfet. 

Section  HE.    Expression  des  absences. 

Art  168.  Les  membres  dn  personnel  enseignant  tiennent  exactement  le 
contröie  des  absences  de  lenrs  Xcoliers  snr  nn  registre  uniforme  et  obligatoire, 
destinX  k  cet  nsage  et  fonmi  par  la  commune.  Pendant  l'appel  fait  an  commence- 
ment  de  ehaqne  Xcole,  ils  inscriyent  tontes  les  absences  par  congX,  par  maladie 
et  eelles  qni  ne  sont  pas  jnstifiXes. 

Le  nombre  des  XlSyes  pr6sents  et  des  Xl^yes  absents  est  transcrit  rXgnli^re- 
nent  an  jonmal  de  classe. 

Art  169.  Les  cong6s  accordXs  par  le  President  de  la  Commission  on  par 
la  Commisflion  sont  donn^  par  Xcrit  et  remis  au  rXgent  qni  les  conserye  comme 
pieces  jnstificatiyes. 
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Art.  170.  Trois  arriv^es  tardiyes  non  justifi^es  par  semaine  ^qulyalent  k 
une  absence. 

Art.  171.  Les  rapports  d'absences,  dress^s  et  certifi^s  par  le  rägent,  sont 
remis  en  deux  doubles,  k  la  fin  de  chaque  semaine,  au  pr^sident  de  la  Commis- 
sion,  qu'il  y  alt  ou  non  des  absences  sans  cong§. 

Chaque  semaine,  les  maitresses  d^ouvrages  remettent  en  temps  utile  aux 
r^ents  la  liste  des  ^l^ves  qui  ont  manqu^  leurs  le^ons.  Les  r^gents  portent  ces 
absences  dans  leurs  registres  et,  s'il  y  a  lieu,  dans  les  rapports  hebdomadaires. 

Dans  les  deux  jours,  le  pr^sident  de  la  Commission  transmet  sans  faute  Tun 
des  doubles  au  pr^&t. 

Art.  172.  Aussitdt  apr^s  la  r^ception  des  rapport«  d'absences  ou  des  autres 
rapports  des  Commissions  scolaires,  le  prüfet  cite  les  parents  ou  les  tnteurs  des 
enfants  d^nonc^  et  prononce  les  amendes  prävues  aux  art.  27,  92,  93,  99,  100 
de  la  loi  et  167  du  r^glement.  . 

Art.  173.  L'ex^cution  de  la  sentence  a  lieu  suiyant  les  formes  presciites 
par  la  loi  sur  la  poursuite  des  amendes  municipales'. 

Toutefois  la  rentr^e  de  toutes  les  amendes  prononc^es  par  les  pr^fets  se 
fait  par  Finterm^diaire  des  receveurs  de  district. 

Art.  174.  Toute  personne  condamn^e  k  une  amende  pour  inobservation  des 
prescriptions  l^ales  et  r^glementaires  devra  s'acquitter  dans  le  d^lai  de  dix 
jours  d^s  celui  oü  eile  aura  eu  conAaissance  du  prononc^.  £n  cas  de  non-paie- 
ment,  un  nouveau  d^lai  de  huit  jours  est  accord6  au  d6biteur. 

Art.  175.  Si,  k  Texpiration  de  ce  dernier  d^lai,  le  d^biteur  n'a  pas  pay^ 
Tarnende  pr^vue  t  Tarticle  pr^c^deut,  ainsi  que  les  frais  de  sommation,  le  prüfet 
prononce  d'oMce,  sans  nouvel  ayis,  la  conyersion  de  Tarnende  en  emprisonnement, 
ä  raison  de  trois  francs  d'amende  pour  vingt-quatre  heures  d'emprisonnement. 

Art.  176.  Les  arr§ts  pr^yQs  k  Tart.  95  de  la  loi  sont  subis  en  dehors  de 
T^cole,  de  pr^förence  le  dimanche,  et  ne  peuyent  avoir  lieu  de  nuit. 

Chapitre  VIL    Cours  complSmentaires.   (Loi  art.  108-118.) 

Art.  177.  Dans  toutes  les  communes  oü  il  existe  une  ^cole  primaire  tenue 
par  un  r^gent,  il  est  ouvert,  chaque  ann^e,  du  1«^  decembre  au  1^'  mars,  ä  raison 
de  trois  heures  par  semaine,  des  cours  compl^mentaires  d'ihstruction  primaire. 
Le  Departement  de  TInstruction  publique  et  des  Cultes  pent  autoriser  les  com- 
munes qui  le  demandent  k  commencer  les  cours  plus  tdt. 

Art.  178.  La  Muuicipalit6  et  la  Commission  scolaire  fixent,  avant  le  10 
noyembre  de  chaque  ann^e,  les  jours  et  les  heures  auxquels  les  cours  seront 
donn^s,  ainsi  que  les  locaux  qui  leur  seront  affect^s. 

Avis  en  est  donn6  aux  int^ress^s  par  yoie  d'affiche  et  de  publication  dans 
la  commune. 

Les  jeunes  gens  sont  par  \k  cens^s  avertis  personnellement,  et  les  absents 
tombent  sous  le  coup  des  peines  pr^vues  par  la  loi. 

Art.  179.  Les  gargons  de  15  k  19  ans,  Iib6r6s  des  ^coles,  habitant  une 
commune  oü  il  n'existe  pas  de  classe  tenue  par  un  r6gent,  sont  astreints  k  anivre 
les  cours  compl^mentaires  dans  la  commune  la  plus  rapproch^e. 

L'indemnite  k  payer  par  les  communes  qui  n*ont  pas  de  r^gent,  est  fix6e  a 
raison  de  quatre  francs  par  €lh\e,  Les  quatre  cinquiämes  de  cette  indemiiit^ 
sont  dus  aü  r^gent  qui  donne  les  'cours ;  le  cinqui^me  sert  k  indemniser  la  com- 
mune pour  le  chaulfage  et  T6clairage  de  la  salle. 

Art.  180.  Les  jeunes  gens  qui  changent  de  domicile  durant  la  p6riode  dea 
cours  sont  tenus  d'en  informer  les  Commissions  scolaires  respectives,  et  de  se 
präsenter  aux  legons  compl^mentaires  de  leur  nouyelle  r^sidence. 

Art.  181.  Moyennant  Tautorisation  de  la  Commission  scolaire,  des  jeunes 
gens  äg^s  de  plus  de  19  ans  peuyent,  sur. leur  demande,  ^tre  admis  k  suivre 
les  cours. 

Art.  182.  La  Mnnicipalit^  fait  dresser  chaque  ann6e,  ayant  le  1^^  novembre, 
la  liste  de  tous  les  gar^ons  de  nationalit^  suisse,  äg^s  de  15  k  19  ans,  domici- 
li^s  dans  la  commune,  et  qui,  k  teneur  de  Tart.  111  de  la  loi,  sont  appeles  iL 
suiyre  les  cours  compl^mentaires. 
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Art.  183.  Les  jetines  gens  qni  ont  atteint  lear  19®  anu^e  ne  sont  dispens6s 
des  conrs  qn'apres  avoir  snbi  Pexamen  annuel.    . 

Art.  184.  Les  demandes  de  dispenses  sont  adress^es,  avant  le  1«'  novembre, 
i  la  Commission  scolaire  qni  les  transmet,  avec  son  pr^ayis,  au  Departement  de 
rinstmction  publique  et  des  Cultes. 

Ces  dispenses  ne  sont  accord^es  que  pour  uue  aun^e,  et  dans  le  cas  seule- 
ment  oü  F^tat  d'instruction  des  requ^rants  est  jug^  süffisant  par  ce  Departement. 

Art.  185.  Les  maitres  tiennent  exactement  le  röle  des  jeunes  gens  astreints 
a  suivre  les  conrs. 

Bs  inscriyent  toutes  les  absences  en  mentionnant  les  motifa  d'excuse  indiques. 

Le  registre  destin^  ä  cet  usage  est  foumi  par  la  commune. 

Art.  186.  Les  maitres  transmettent,  chaque  semaine,  la  note  des  absences 
au  President  de  la  Commission  scolaire.  La  note  dat^e,  verifiee  et  sign^e  par 
eox,  suffit  pour  etablir  le  fait  de  Tabsence. 

Art.  187.  Le  registre  d'absences  est  produit  k  la  Commission  scolaire  et 
au  chef  de  section,  chaque  fois  que  la  demande  en  est  faite. 

Art.  188.  Le  pr^sident  de  la  Commission  scolaire  transmet  immediatement 
an  chef  de  section  la  liste  des  absences  non  justifi^es. 

Art  189.  Chaque  absence  d'une  heure  est  r^prim^e  par  trois  heures  d'arr§ts^ 
soit  au  maximum  neuf  heures  pour  la  semaine  enti^re. 

Les  arrets  sont  inflig^s  par  le  chef  de  section  et  ne  peuvent  exender  neuf 
heures  cons^eutives,  ni  avoir  Heu  pendant  la  nuit ;  ils  sont  subis,  au  plus  tard, 
<Iix  jours  apr^s  Tenvoi  du  rapport  de  la  Commission  scolaire. 

Art.  190.  La  Municipalite  d^signe,  dans  la  commune  oü  se  donnent  les 
conrs,  le  local  destin^  aux  arrets.  Ceux-ci  ne  peuvent  etre  subis,  en  aucun  cas, 
dans  une  salle  de  prison  präventive  ou  de  detention  pönale. 

Art.  191.  Si  Tabsence  non  justifi^e  a  dur6  plus  de  deux  semaines,  le  cas 
est  A6{€t€  par  le  chef  de  section  au  Departement  militaire  qui  inflige  les  arrets 
dans  les  limites  de  sa  competence.  Ces  arrets  sont  subis  au  chef-lieu  du  district. 

Art  192.  Les  frais  de  notification  sont  k  la  Charge  des  personnes  eitles. 
Lliaissier  de  la  Municipalite  regoit  vingt  Centimes  pour  chaque  citation  qull 
est  Charge  de  faire. 

Art  193.  La  surveillance  des  arrets  est  exercee  aux  frais  des  communes, 
par  une  personne  que  designe  la  Municipalite. 

Art.  194.  Les  devoirs  obligatoires  accompagnant  les  arrets  sont  fixes  par 
le  maitre  du  cours  et  avec  Tapprobation  de  la  Commission  scolaire. 

Ha  sont  appropries  au  degre  d'instruction  des  jeunes  gens  et  consistent  en 
calcnls,  composi^ons,  copies  ou  exercices  d'ecriture. 

Art.  195.  Pendant  la  duree  des  arrets,  Fentretien  des  eieves  est  k  la  Charge 
de  ces  demiers.  Ils  peuvent  prendre  avec  eux  la  nourriture  necessaire,  Fauto- 
risation  du  chef  de  section  etant  reservee. 

Art.  196.  L'arrestation  des  jeunes  gens  qui  refüsent  de  subir  leur  peine  a 
heu  comme  pour  les  arrets  militaires. 

Chapitre  VIIL  Discipline. 

Art  197.  Les  cas  d'indiscipline  sont  deferes  immediatement  par  la  Com- 
mission scolaire  au  chef  de  section  et,  s'il  y  a  lieu,  au  Departement  militaire, 
qni  prononcent  les  peines  dans  les  limites  de  leur  competence. 

Le  chef  de  section  a  une  competence  de  douze  heures  pour  le  meme  eieve. 
8'il  y  a  lieu  d'appliquer  une  peine  plus  forte,  il  en  ref^re  au  commandant  d'arron^ 
dissement  et,  dans  les  cas  graves,  au  Departement  militaire. 

La  peine  infligee  peut  etre,  suivant  le  cas,  subie  dans  une  chambre  d'arret. 

Chapitre  IX.    Programme  des  cours.  Enseignement. 

Art.  198.  Les  jeunes  gens  sont  repartls  en  divisions  ou  series  d'enseigne- 
m  int,  suivant  leur  degre  d'instruction  ou  de  developpement. 

Art.  199.  Un  Programme  ou  plan  d'etudes  indique  le  champ  k  parcourir 
d)  HS  ces  cours. 
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Ce  Programme,  bas4  sor  les  prescriptions  dn  r^glement  föderal  du  15  jnillet 
1879,  pour  les  examens  des  recrues  et  les  Cooles  compl^mentaires,  comporte  le« 
branches  ci-aprfes: 

La  lectore;  L'arithm^tique; 

La  composition  (orthographe  et  La  g^ographie; 

^critnre);  L'histoire  suisse; 

Le  calcul  mental;  L'instmction  ciyiqne. 

Art.  260.  Ghaqne  41^ye  est  tenu  d'apporter  anx  le^ons  le  mat^riel  n6ces- 
saire,  savoir: 

a.   Un  cahier  de  papier  blanc; 
h.  Un  porte-plnme  aTec  plumes; 

c,  Un  crayon; 

d.  Les  mannels  prescrits  par  le  plan  d' Stades. 

Art.  201.  Tont  ^l^ve  qui,  par  sa  fante,  est  empSch^  de  profiter  de  la 
le^on,  ensuite  de  Tabsence  da  mat^riel  scolaire  obligatoire,  est  passible  de  denx 
lieures  d'arrets  prononc^s  par  le  chef  de  section. 

Art.  202.  Le  maitre  du  cours  transcrit  exactement  sur  un  registre  special 
les  notes  de  conduite  et  de  travail  obtenues  par  chacun  des  61^ves. 

Art.  203.  Cbaque  ann^e,  du  l^^i"  au  15  mars,  les  61^ves  des  cours  compld- 
mentaires  subissent  dans  la  localit^  oü  les  cours  ont  €t€  suivis,  et  par  devant 
la  Commission  scolaire,  un  examen  dans  la  forme  preschte  pour  les  examens 
des  recrues. 

Cbaque  ÜihYe  präsente  k  Fexamen  les  trayaux  Berits  faits  pendant  les  cours. 

Art.  204.  Les  jeunes  gens  qui  n'ont  pu  justifier  leur  absence  sont  passibles 
de  douze  beures  d'arr§ts  prononc^s  par  le  chef  de  section  et  soumis,  en  outre, 
avant  le  1««"  avril,  k  un  nouvel  examen. 

L'absence  non  ju8tifi6e  k  cet  examen  est  punie  d'une  r^lusion  de  vingt- 
quatre  beures. 

Art.  205.  Les  r^snltats  de  Texamen  annuel  sont  consign^s  dans  un  formu- 
laire  remis  k  double  par  le  Departement.  L'un  des  doubles  du  rapport  est  en- 
voy^  au  Departement  de  Tinstruction  publique  et  des  Cultes,  et  Tautre  est  con- 
serve  dans  les  arcbives  de  la  Commission  scolaire. 

Art.  206.  La  surveillance  des  cours  est  exercee  sous  Tautorite  dn  Departe- 
ment de  rinstruetion  publique  et  des  Cultes  et  du  Departement  milit^klre: 

Par  les  deiegues  du  Departement  de  rinstruetion  publique  et  des  Cnltes, 
par  les  chefs  de  section  et,  dans  cbaque  commune,  par  la  Coiijmission  scolaire. 

Art.  207.  Les  Commissions  scolaires  sont  specialement  cbargees  de  la  sur- 
yeülance  des  cours  compiementaires.  EUes  les  fönt  visiter  cbaque  semaine  par 
un  de  leurs  membres  ou  par  une  personne  deieguee  k  cet  effet. 

Art.  208.  Les  cbefs  de  section  inspectent  aussi  les  cours  de  leur  ressort, 
specialement  au  point  de  vue  de  la  discipline.  Ils  sont  tenus  d'intervenir  lorsqne 
Pinstituteur  ou  la  Commission  scolaire  rlclament  leur  concours  pour  le  maintÄen 
de  Tordre.  Ils  assistent  aux  examens  de  leur  section. 

Ils  fönt  rapport  au  Departement  militaire,  avant  le  15  avril,  par  Tinter- 
mediaire  du  commandant  d'arrondissement. 

Chapitre  X.   Disposition  transitoire. 

Art.  209.  Lorsque  les  epreuves  pour  Tobtention  des  brevets  prevus  k  Part.  39 
de  la  loi  (c  et  d)  auront  ete  organisees,  un  deiai  sera  accorde  aux  maitresses 
d'ouTTages  et  anx  maitresses  des  ecoles  enfantines,  qui  seront  alors  en  foactions, 
pour  se  pourvoir  des  dits  brevets. 

Art.  210.  Le  present  r^glement  sera  imprime  et  publie  pour  etre  imme- 
diatement  executoire. 
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7.  5.  Verordnung  des  Rej|ieningsrates  dee  Kantone  ZOrieh  betreffend  Schuihausbau 
and  Schulgesundbeitspflege.  (§§  23,  72,  84,  85,  89  bis  91,  97  und  104  des 
Unterrichts-Gesetzes  Tom  23.  Dezember  1859.)  (Vom  31.  Dezember  1890.) 
(Nebst  Kreisschreiben  des  Erziehungsrates  Tom  6.  Dezember  1890.) 

Erster  Abschnitt.    Bestimmungen  betreffend  Schuihausbau. 

/.  Bauplatz,  Lage,  Umgehung  und  Einrichtung  der  Sehulhäuaer. 

§  1.  Die  Auswahl  des  Bauplatzes  fELr  ein  Schulhaus  ist  yomehmlich  nach 
folgenden  Bücksichten  zu  treffen: 

a.  Das  Schulhaus  muss  auf  trockenem,  beziehungsweise  trocken  gelegtem 
Grunde  stehen. 

b.  Es  muss  eine  freie  Lage  haben. 

c.  Die  Nähe  geräuschvoller,  die  Luft  oder  den  Untergrund  verunreinigender 
oder  überhaupt  der  Gesundheit  nachteiliger  Gewerbe  soll  vermieden 
werden. 

§  2.  In  unmittelbarer  Umgebung  des  Schulhauses  ist  ein  ebener  und  trockener 
Platz  für  Turn-  und  Spielzwecke  anzulegen,  welcher  für  jeden  Schüler  einer 
gleichzeitig  zu  unterrichtenden  Abteilung  wenigstens  8  m'  Flächenraum  bietet. 
(Verordnung  des  schweizer.  Bundesrates  über  die  Einführung  des  Turnunter- 
richtes für  die  männliche  Jugend  vom  10.  bis  15.  Altersjahr,  vom  16.  April  1883.) 

§  3.  In  möglichster  Nähe  des  Schulhauses  ist  ein  laufender  Brunnen  zu 
erstellen. 

§  4.  Das  Mauerwerk  soll  aus  Hau-,  Bruch-  oder  Backstein  erstellt  sein. 
Im  Schulhaus  sind  mindestens  zwei  Ausgänge  vorzusehen.  Die  Treppen  sind 
breit  und  sanft  ansteigend  anzulegen.  An  der  Aussenseite  der  Treppe  sind 
sichere  Geländer  anzubringen.  Es  soll  dafür  gesorgt  werden,  dass  Vorrichtungen 
zum  Aufhängen  von  Kleidern  und  Kopfbedeckungen,  zur  Aufbewahrung  von 
Schirmen  etc.  vorhanden  sind.  Wenn  tunlich  sollen  auch  Bade-  und  Wasch- 
einrichtungen  erstellt  werden.  Die  Zimmerböden  sollen  aus  Riemen  von  Hart- 
holz bestehen  und  mit  Blindböden  versehen  sein.  Als  AusfQllnng^material  dürfen 
keine  gesundheitsschädlichen  Stoffe  verwendet  werden.   (§  23.) 

IL    Unterrichtslokalitäten, 

§  5.  Für  den  Unterricht  sind  folgende  Lokalitäten  notwendig: 

1.  Ein  Lehrzimmer  für  jede  Schulabteilnng. 

2.  Ein  Lehrzimmer  für  weibliche  Arbeiten. 

8.   Ein  Sammlungszimmer,  insbesondere  für  Sekundärschulen. 

4.   Ein  Tumlokal. 

§  6.  Die  Bodenfläche  jedes  Lehrzimmers  soll  für  den  einzelnen  Schüler 
wenigstens  1  m^  Baum  bieten.  Die  Höhe  des  Lehrzimmers  im  Lichten  darf  nicht 
unter  3*j2  m  betragen. 

§  7.  Die  Beleuchtung  soll  soweit  möglich  von  Ost  oder  Südost  stattfinden. 
Bei  freier  Lage  des  Hauses  und  einseitiger  Beleuchtung  soll  das  Verhältnis 
von  Glasfläche  zu  Bodenfläche  wenigstens  1 : 5  betragen.  Bei  tiefen  Zimmern 
oder  Nachbarschaft  von  Häusern,  Bäumen  etc.  ist  mehrseitige  Beleuchtung  und 
entsprechende  Vermehrung  der  Glasfläche  notwendig. 

Die  Fensterbrüstung  soll  nicht  zu  niedrig  sein.  Die  Fenster  sind  möglichst 
nahe  an  die  Decke  zu  föhren  und  mit  Obei'flügeln  zum  Aufklappen  nach  innen 
zu  yersehen. 

Lichteinfall  von  vom  ist  unzulässig. 

§  8.  Als  Normalbestuhlung  sind  zweiplätzige  Bänke  zu  betrachten.  Die- 
selben sollen  aufklappbare  Tischplatten,  Lehnen  und  wenn  möglich  beweglichen 
Sitz  haben.  Die  Breite  der  Tischplatte  soll  sich  zwischen  36  und  44  cm  be- 
wegen und  die  Tischlänge  fär  den  einzelnen  Schüler  mindestens  50  cm  betragen. 

Für  die  Primarschulen  sind  der  Grösse  der  Schüler  entsprechend  mindestens  4, 
für  die  Sekundärschulen  3  verschiedene  Banknummem  erforderlich. 

Die  Bänke  sind  so  zu  plaziren,  dass  das  Licht  von  der  linken  Seite  her  auf 
d<u  Tisch  fällt. 
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§  9.  Jedes  Schulzimmer  soll  wenigstens  einen  geräumigen  Wandschrank 
und  einen  Tisch  mit  verschliessharer  Schublade  enthalten. 

Ebenso  soll  ein  Thermometer,  ein  Papierkorb,  ein  Spucknapf  und,  sofern 
keine  andere  Wascheinrichtung  zur  Verfügung  *steht,  ein  Giessfass  mit  Hand> 
tuch  in  demselben  vorhanden  sein. 

///.    Die  Lehrerwohnung. 

§  10.    Die  Gemeinden  haben  für  passende  Lehrerwohnungen  zu  sorgen. 

Wird  mit  dem  Schulhaus  eine  Lehrerwohnung  yerbunden,  so  soll  dieselbe 
von  den  Unterrichtslokalitäten  möglichst  getrennt  werden  und  för  sich  abschliess- 
bar  sein. 

Die  Lehrerwohnung  soll  folgend«  Bftumlichkeiten  enthalten: 

a.   Eine  geräumige  Wohnstube  mit  Nebenzimmer. 

h.   Eine  Küche. 

c.  Drei  weitere  Zimmer,  vertäfert  oder  tapezirt,  wovon  mindestens  eines 
heizbar  sein  soll. 

(h  Einen  Windenraum. 

e.   Einen  Keller. 

/.   Einen  Holzbehälter. 

g.   Einen  besondem  Abtritt. 

Es  ist  von  den  Schulgemeinden  dafilr  zu  sorgen,  dass  diese  Räumlichkeiten 
in  gutem  Zustande  erhalten  werden. 

§  11.  Die  Lehrer  Wohnung  darf  nicht  zu  Zwecken  verwendet  werden, 
welche  der  SchulfÜhmng  in  irgend  einer  Weise  Störung  bereiten. 

Im  Falle  der  Vermietung  der  Lehrerwohnung  von  Seiten  der  Schulpflege 
oder  des  Lehrers  ist  der  Mietvertrag  der  Genehmigung  der  Bezirksschulpflege 
zu  unterbreiten. 

IV,   Die  Abtritte, 

§  12.  Der  Abtrittanlage  ist  die  möglichste  Sorgfalt  zuzuwenden.  Sie  muss 
so  angebracht  werden,  dass  die  Abtrittgase  weder  die  Schulzimmer,  noch  die 
Gänge  infiziren  können.    Es  ist  womöglich  Wasserspühlung  einzurichten. 

Für  Knaben  und  Mädchen  sind  besondere  Abtritte  anzulegen  und  die  Ein- 
gänge zu  denselben  getrennt  zu  halten. 

§  13.  Die  einzelnen  Sitze  der  Abtritte  sollen  durch  genügend  hohe  Scheide- 
wände von  einander  getrennt  sein. 

An  grösseren  Schulen  ist  mindestens  auf  je  40  Schüler  ein  Sitz  zu  erstellen. 

Wo  Wasserspühlung  zur  Verfügung  steht,  ist  für'  die  Knaben  ein  von  den 
übrigen  Abtritten  abgetrenntes  Pissoir  anzulegen. 

V.   Heizeinrichtung  und  Ventilation. 

§  14.  Die  Heizeinrichtung  kann  entweder  Ofenheizung  oder  Zentral- 
heizung sein. 

In  allen  Fällen  ist  dieselbe  so  einzurichten,  dass  sie  zugleich  der  Venti- 
lation dient,  dass  die  Luft  am  Heizkörper  nicht  zu  stark  erMtzt  werde,  dass 
sie  nicht  zu  trocken  sei  und  dass  weder  Kohlenoxyd  noch  andere  Verbrennungs- 
gase in  das  Lehrzimmer  eintreten  können. 

Bei  allen  Heizanlagen  ist  entsprechend  den  Anforderungen  der  Technik 
auf  das  Verhältnis  der  Heizkörper  zum  Heizraum  Rücksicht  zu  nehmen. 

VI.   Die  Turnhallen. 

§  15.  Im  Interesse  eines  regelmässigen  Unterrichts  wird  die  Erstellung 
eines  geschlossenen,  ventiUrbaren,  hinlänglich  hohen,  hellen  und  womöglich 
heizbaren  Lokales  von  3  m^  Fläche  für  jeden  Schüler  einer  Tumklasse  dringend 
empfohlen.  (Verordnung  des  schweizer.  Bundesrates  über  die  Einführung^  des 
Turnunterrichts  für  die  männliche  Jugend  vom  10.  bis  und  mit  dem  15.  Altera- 
jähr,  vom  16.  April  1883.) 

§  16.  Die  Turnhalle  ist  mit  einem  Riemenboden  zu  belegen,  und  es  muss 
für  Reinhaltung  derselben  Vorsorge  getroifen  werden. 
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§  17.  Denjenigen  Primarschulgemeinden,  welche  zugleich  Sekundarschulort 
sind,  ist  gestattet,  die  Bäumlichkeiten  fttr  den  Tnmanterricht  gemeinsam  mit 
dem  Sekundarschnlkreis  zu  erstellen. 

Es  können  unter  Genehmlfting  des  Erziehungsrates  auch  mehrere  benach- 
barte Schulgemeinden  zusammen  eine  Tumlokalität  erbauen. 

Die  Benutzung  von  Kellern  und  Souterrainräumen  als  Tumlokale  ist 
nnstatthaft. 

VJI.   Benutzung  der  Schullokalitäten. 

§  18.  Die  Schnllokalitäten  sind  während  der  gesetzlichen  Schulzeit  aus- 
schliesslich zu  ünterrichtszwecken  zu  verwenden. 

§  19.  Die  Benutzung  der  Lehrzimmer  oder  der  Turnhalle  ausserhalb  der 
Unterrichtszeit  zu  andern  Gemeindezwecken  oder  durch  Vereine  kann  von  der 
Schnlpflege  auf  eingereichtes  Gesuch  der  betreffenden  Behörde,  beziehungsweise 
des  Vereinsvorstandes  nach  Anhörung  der  Lehrer  bewilligt  werden.  Jedoch 
darf  hiebei  der  Unterricht  in  keiner  Weise  Schaden  leiden,  und  es  ist  insbe- 
sondere auch  für  Beinhaltung  und  Lttftung  geeignete  Vorsorge  zu  treffen. 

Vni.    Verfahren  hei  der  Auswahl  des  Bauplatzes  und  Genehmigung 

der  Baupläne. 

§  20.  Die  Situations-  und  Baupläne  sind  von  der  Gesundheitsbehörde  nach 
sanitarischen  Rücksichten  zu  prüfen  und  durch  alle  geeigneten  Mittel  die  dies- 
falls gebotenen  vorsorglichen  Massregeln,  insbesondere  auch  mit  Bezug  auf  die 
Aborte,  Kamine  und  Heizeinrichtungen  anzuordnen  (§  13  der  Verordnung  betr. 
die  örtlichen  Gesundheitsbehörden  vom  25.  Juli  1883.) 

§  21.  Der  Antrag  betreffend  Auswahl  der  Baustelle  geht  von  der  Schul- 
pflege an  die  Schulgemeinde.  Wird  derselbe  angenommen,  so  unterliegt  er 
noch  der  Genehmigung  der  Bezirksschulpflege  (§  23) ;  wird  er  verworfen,  so  hat 
die  Schnlgemeinde  sofort  entweder  von  sich  aus  einen  andern  Platz  zu  be- 
zeichnen, oder  durch  die  Schulpflege  oder  eine  Spezialkommission  sich  neue  Vor- 
lagen machen  zu  lassen.  Die  Schulgemeinde  ist  in  diesem  Falle  spätestens 
8  Wochen  nach  der  ersten  Versammlung  neuerdings  zum  Entscheide  einzuberufen. 
Kommt  es  auch  in  dieser  Versammlung  nicht  zu  einem  abschliesenden  Ent- 
scheide über  die  Baustelle,  so  hat  die  Schulpflege  der  Bezirksschulpflege  die 
Akten  zu  übermitteln,  welche  nach  Prüfung  durch  Augenschein  über  die  Bau- 
stelle entscheidet. 

In  Fällen,  in  denen  eine  Verständigung  betreffend  Abtretung  des  nötigen 
Landes  mit  den  Eigentümern  nicht  erzielt  werden  kann,  ist  das  Ezpropriations- 
verfehren  einzuleiten.  (Gesetz  betreffend  die  Abtretung  von  Privatrechten  vom 
30.  November  1879.) 

§  22.  Der  Vorschrift  in  §  21  entsprechend  ist  auch  betreffend  die  Geneh- 
migong  der  Baupläne  durch  die  Gemeinde  zu  verfahren  und  nötigenfalls  der 
Entscheid  der  Bezirksschulpflege  anzurufen. 

§  23.  Die  Genehmigung  des  Bauplatzes,  sowie  der  Baupläne  ist  in  allen 
Fällen  Sache  der  Bezirksschulpflege.  Ebenso  steht  dieser  Behörde  die  Geneh- 
migmig  der  SpezialVorlagen  betreffend  Ausfüllmaterial,  Abtrittanlage  und  Ein- 
richtung der  Heizung  und  Ventilation  zu.  Hiebei  kann  Bat  und  Gutachten 
eines  vom  Erziehungsrat  ernannten  kantonalen  Experten  eingeholt  werden. 

Zweiter  Abschnitt  Bestimmungen  betreffend  Schulgesundheitspflege. 

/.    Schüler. 

§  24.  Die  Gemeindeschulpflegen  haben  die  Elinder  soweit  tunlich  bei  Be- 
ginn des  ersten  Schuljahrs  durch  einen  Arzt  untersuchen  zu  lassen. 

Bei  dieser  Untersuchung  kommen  insbesondere  in  Betracht  allfällige  Fehler 
des  Gesichtes  und  des  Gehörs  oder  überhaupt  solche  Gebrechen,  welche  einem 
ersprieaslichen  Unterricht  hinderlich  sind  und  welche  die  Schulpflegen  zu  be- 
stimmten Massnahmen,  beziehungsweise  zu  geeigneten  Bäten  an  die  Eltern 
fähren  könnten. 
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§  25.  Die  Schulpflegen  sind  eingeladen,  alljährlich  Messungen  der  Schüler 
vornehmen  und  die  letztern  ihren  Maäsyerhältnisflen  entsprechend  in  die  yer- 
Bchiedenen  Banknummem  einreihen  zu  lassen. 

§  26.  An  Ausgaben  der  Schulklassen,  weiche  für  dürftige  Schulkinder 
insbesondere  zur  Winterszeit  in  Bezug  auf  Nahrung  und  Kleidung  gemacht 
werden,  wird  ein  Staatsbeitrag  in  Aussicht  gestellt. 

§  27.  Bei  Kinderepidemien  kommen  die  Vorschriften  der  §§  17  bis  18  der 
Verordnung  betreffend  die  örtlichen  Gesundheitsbehörden  vom  25.  Juli  18S3  zur 
Anwendung.  Die  Schulpflegen  sind  jedoch  yon  den  bezüglichen  BescUtlssen 
rechtzeitig  in  Kenntnis  zu  setzen. 

n.  Unterricht 

§  28.  Es  dürfen  den  Schulkindern  in  den  ersten  drei  Jahren  an  einem 
Schulhalbtage  höchstens  8;  in  den  spätem  Schuljahren  höchstens  4  Unterrichts- 
stunden erteilt  werden,  wobei  in  der  Ergänzungs-  und  Sekundärschule  die 
Turnstunden  nicht  mitgerechnet  sind,  und  es  ist  entweder  nach  jeder  Schul- 
stunde eine  kleinere  oder  nach  einem  langem  Lehrgange  eine  entsprechend 
grössere  Pause  einzufügen. 

§  29.  Bei  der  zeitlichen  Anordnung  der  Unterrichts&cher  soll  eine  geeignete 
Abwechslung  zwischen  anstrengenderem  und  weniger  anstrengendem  Unter» 
rieht  stattfinden. 

Der  Tumunterricht  ist  soweit  möglich  in  die  Übrigen  UnterrichtsflU^her 
einzureihen. 

§  30.  Beim  Schreiben  und  Lesen .  sollen  die  Schüler  an  eine  anfirechte 
Körperhaltung  gewöhnt  werden.  Es  ist  schon  vom  ersten  Unterricht  an  darauf 
zu  halten,  dass  die  Entfernung  des  Auges  yon  der  Schrift  nicht  weniger  als 
80  cm  betrage. 

§  81.  Beim  Schreiben  sind  spätestens  yon  der  zweiten  Klasse  an  Papier, 
Feder  und  schwarze  Tinte  zu  gebrauchen. 

Die  Wandtafel  ist  immer  schwarz  zu  halten,  jedoch  so,  dass  sie  nicht  blendet. 

§  82.  Der  Unterricht  in  den  weiblichen  Arbeiten,  sowie  im  Zeichnen  und 
Schönschreiben  soll  auf  die  helle  Tageszeit  yerlegt  werden. 

§  38.  Die  Schulpflegen  haben  för  die  körperliche  Ausbildung  der  Schüler 
soweit  möglich  auch  ausserhalb  des  Stundenplans  geeignete  Vorsorge  zu  treffen 
(Spiele,  Bäder,  Schwimmunterricht,  Spaziergänge). 

§  84.  In  der  Elementarschule  ist  yon  Hausau^aben  abzusehen,  in  den 
Bealschulklassen  ist  möglichste  Beschränkung  derselben  geboten. 

Auf  den  höheren  Schulstufen  ist  Vorsorge  zu  treffen,  dass  Überhürdung 
mit  Hausaufgaben  yermieden  wird. 

§  35.  Beim  Beginn  und  am  Schluss  des  Unterrichts  ist  die  im  Stunden- 
plan festgesetzte  Zeit  genau  innezuhalten. 

In  Straffällen  ist  das  Zurückbehalten  der  Schüler  nur  bei  gleichzeitiger  An- 
wesenheit des  Lehrers  zulässig. 

///.  Unterrichtslokalitäten, 

§  86.  Die  Unterrichtslokalitäten  sind  wöchentlich  mindestens  zwei  Mal  zu 
reinigen. 

Alljährlich  im  Frühjahr  oder  Herbst  sind  dieselben  einer  umfassenden  Hanpt- 
reini£:ung  zu  unterziehen. 

§  87.  Nach  jedem  Schulhalbtag,  sowie  während  der  Pausen  ist  für  ge- 
hörige Lüftung  der  benutzten  Zimmer  durch  Ofliien  der  Türen  und  Fenster 
Vorsorge  zu  treffen. 

Bei  nicht  allzu  ungünstiger  Wittemng  haben  die  Schüler  während  der 
Pausen  das  Zimmer  zu  yerlassen. 

§  88.  Im  Winter  soll  die  Temperatur  des  Schulzi^nmers  15 — 17**  C,  der 
Turnhalle  10—12  <>  C  betragen. 

§  89.    Es  ist  yerboten,  in  den  Schulzimmera  zu  rauchen. 

§  40.  Diese  Verordnung  tritt  sofort  in  Kraft,  und  es  wird  die  Verordnung 
hetreffend  die  Erbauung  der  Schulhäuser  yom  26.  Brachmonat  1861  als  aufge- 
hoben erklärt. 


r 
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8.  6.  Kreisscbroiben  des  Erziehungsrates  des  Kantens  Zflrich  an  die  Gemeinde-, 
Seloindar-  und  Beztrlcsscliulpflegen,  sowie  an  die  Primär-  und  Seicundarielirer 
and  an  die  Arbeitsielrerinnen  betreffend  Schulhausbau  und  Schulgesundbelts- 
pflege.    (Vom  6.  Dezember  1890.) 

Die  nene  Verordnong  betreffend  Schnlhansban  nnd  Schnlgesandheitspflege 
Tom  31.  Dezember  1890  enthält  nur  eine  beschränkte  Zahl  allgemein  gültiger 
Vorschriften,  da  die  Verhältnisse  in  den  zürcherischen  Schulen  zu  Stadt  und 
Land  so  mannigfaltig  sind,  dass  den  Gemeinden  in  den  Einzelheiten  .freie 
Bewegung  gestattet  werden  muss. 

äebei  erscheint  es  jedoch  wünschbar,  den  untern  Schulbehörden  und 
Lehrern  in  TerscMedenen  Punkten  noch  spezielle  Weisungen,  Empfehlungen  und 
Räte  zu  erteilen. 

Erster  Abschnitt.    Bestimmungen  betreffend  Schulhausbau. 

/.  SehullokcUitäten, 

1.  Quartierschulhäuser.  In  grössern  Gemeinden,  welche  über  die 
nötigen  finanziellen  Mittel  verfügen,  empfiehlt  es  sich,  statt  eines  grossen  Zentral- 
sehulhauses  mehrere  kleinere  Schulhäuser  in  den  verschiedenen  Quartieren  zu 
ersteUen,  da  eine  unverhältnismässige  Anhäufung  von  Kindern  in  einem  Hause 
immer  mit  gewissen  Gefahren  verbunden  ist. 

Wo  indes  die  Ersparnis,  welche  mit  gn^össem  Bauten  erzielt  werden  kann, 
da  die  gemeinsamen  Bäume  (Examensäle,  Lehrerzimmer,  Sammlungsräume,  Turn- 
hallen, Abwartwohnung  etc.)  nur  einmal  erstellt  werden  müssen,  den  Ausschlag 
gibt  zu  Gunsten  der  Zentralschulhäuser,  muss  die  Baute  solid  erstellt  nnd  die 
Aufsicht  gut  organisirt  werden. 

2.  Lehrerwohnungen.  Der  Sanitätsrat  des  Kantons  Zflrich,  welchem 
die  Verordnung  zur  Prüfung  unterbreitet  wurde,  ist  nicht  der  Ansicht,  dass  mit 
dem  Schulhause  in  der  Kegel  eine  Lehrerwohnung  verbunden  sein  solle. 

Das  Gutachten  des  Sanitätsrates  äussert  sich  folgendermassen : 
JEs  läge  umgekehrt  im  sanitarischen  Interesse  der  Schule,  wie  der  Lehrer- 
familie,  wenn  diese  Ausnahme  Begel  wäre,  teils  um  der  Ansteckungsgefahr,  teils 
um  des  regelmässigen  Fortgangs  der  Schule  willen.  Die  Konsequenz  der 
Vereinigung  unter  demselben  Dache  ist,  dass  bei  jeder  in  der  Lehrerfamilie  auf- 
tretenden infektiösen  Krankheit  die  Schule  während  der  Dauer  derselben 
geschlossen  werden  muss,  wenn  nicht  das  kranke  Kind  entfernt  werden  kann, 
nnd  dass  die  Kinder  des  Lehrers  alle  möglichen  in  die  Schule  eingeschleppten 
infektiösen  Krankheiten  durchzumachen  haben.  Es  wäre  daher  jedenfalls  ein 
besonderer  Eingang  fUr  die  Lehrerfamilie  erforderlich." 

Mit  Bücksicht  auf  diese  Kundgebung  wird  der  Erziehungsrat  sich  geneigt 
finden  lassen,  die  aus  besondem  Gründen  zulässigen  Ausnahmen  zu  bewilligen, 
wenn  bezügliche  Gesuche  gestellt  werden  (§  84  des  Unterrichtsgesetzes). 

3.  Abwartswohnungen.  In  Städten  und  grösseren  Ortschaften  werden 
statt  der  Lehrerwohnung  die  Bäumlichkeiten  für  den  Abwart  ins  Schulgebäude 
verlegt.  In  neuester  Zeit  hält  man  es  namentlich  mit  Bücksicht  auf  epidemische 
Kinderkrankheiten  indes  für  praktischer  und  ökonomischer,  auch  die  Abwarts- 
wohnungen ausserhalb  des  Schulgebäudes  zu  verlegen,  da  die  betreffenden  Bäum- 
lichkeiten besser  für  Schulzwecke  verwendet  werden.  Immerhin  sollte  der  Ab- 
wart in  unmittelbarer  Nähe  des  Schulhauses  wohnen.  Hiebei  wird  darauf  hin- 
gewiesen, dass  die  beim  Bau  von  Arbeiterwohnungen  gemachten  Erfahrungen 
im  Interesse  von  Ersparnissen  zur  Geltung  gelangen  können  und  dass  die  Ab- 
wartswohnung ganz  wohl  neben  —  nicht  über  —  der  Turnhalle  unter  dem 
gleichen  Dache  erstellt  werden  könne. 

4.  Abtrittanlagen.  Aus  sanitarischen  Gründen  ist  es  zu  empfehlen,  die 
Abtritte  ausserhalb  des  Sehulhauses  zu  erstellen.  Die  mit  dieser  Einrichtung 
an  einzelnen  Orten  gemachten  Erfahrungen  widerlegen  die  gehegten  Befürchtungen, 
dass  der  Gang  ans  dem  Schulzimmer  über  den  Hof  für  die  Gesundheit  nach- 
teilig seL  Indes  ist  es  nach  den  neueren  Fortschritten  der  Bautechnik  möglich, 
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die  Abtritteinrichtnngen  auch  innerhalb  des  Gebäades  anzabringen,  ohne  dass 
unangenehme  Folgen  zu  befürchten  sind  (Klappensystem  mit  Wasserspülung). 
Bei  jeder  Abtrittanlage  ist  erforderlich,  dass  die  AbfallsrGhre  oder  allfSllige 
Senkgruben  nicht  aus  Holz,  sondern  aus  glasirtem  Ton  oder  Steingut  etc. 
erstellt  werden.  In  städtischen  Verhältnissen,  wo  man  des  Baumes  wegen  die 
Abtrittanlagen  kaum  getrennt  vom  Schulgebäude  wird  anbringen  können,  kommt 
ausser  der  zweckmässigen  Anlage  und  Spüleinrichtung,  insbesondere  auch  die 
fortwährende  sorgfältige  Aufsicht  in  Betracht,  welche  allfällige  Unannehmlich- 
keiten in  der  Regel  sofort  zu  beseitigen  vermag. 

5.  Heizung  und  Ventilation.  Es  ist  für  die  Gesundheit  von  Lehrern 
und  Schülern  notwendig,  dass  die  Heizeinrichtung  eine  reine,  gleichmässig  ver- 
teilte, hinlänglich  warme,  aber  nicht  heisse  Luft  liefere. 

In  einfachen  Verhältnissen  bei  sorgfältiger  Behandlung  und  wo  genügend 
Baum  vorhanden  ist,  werden  Kachelöfen  ihren  Dienst  tun. 

Gusseiserne,  nur  aus  einfachem  Gussmantel  bestehende  Ofen,  welche  die 
Hitze  vom  Feuer  aufnehmen  und  direkt  ins  Zimmer  abgeben,  sind  wegen  Abgabe 
von  Verbrennungsgasen  an  die  Zimmerlufb  nicht  zu  empfehlen. 

Zur  Untersetzung  der  Heizung  ist  Zuführung  frischer  Luft  erforderlich. 

Für  grössere  Schulgebäude  finden  in  der  Regel  zentrale  Heizanlagen  Ver- 
wendung. Die  Technik  bringt  hier  fortwährend  Neuerungen,  welche  Verbesserungen 
bezwecken.    Es  finden  sich  in  den  neuern  öffentlichen  Gebäuden  zur  Zeit  eine 

frössere   Zahl   von   Zentralheizungen    in   Betrieb,    über    deren  Vorteile    ohne 
chwierigkeit  an  Ort  und  Stelle  Auskunft  erhältlich  ist. 

Luft-,  Warmwasser-  und  Dampfheizungen  bedürfen  immer  einer  rationellen 
Ventilationsvorrichtung  für  Zufuhr  frischer  und  Abfahr  verbrauchter  Luft. 

6.  Treppen.  Da  bei  Anlegung  der  Treppen  jeweilen  die  vorhandenen 
Verhältnisse  (Zahl  der  auf  einem  Stockwerk  unterzubringenden  Kinder  et«.)  in 
Betracht  fallen,  kann  nur  die  allgemeine  Vorschrift  erteilt  werden,  dass  die- 
selben sicher,  bequem  und  hell  seien  (§  4  der  Verordnung).  Gerade  Treppen- 
läufe sind  als  einzig  zulässig  zu  bezeichnen  und  gewundene  Treppen  oder  gar 
Wendeltreppen  zu  vermeiden.  Bei  den  erstem  haben  die  einzelnen  Tritte  die 
gewöhnliche  normale  Breite,  und  die  Auf-  und  Abwärtssteigenden  können  aus- 
weichen, weil  sie  einander  entgegenkommen  und  sich  gegenseitig  sehen. 

Der  Unart  der  Schulkinder,  insbesondere  der  Knaben,  auf  dem  Treppen- 
geländer hinabzugleiten  und  sich  dadurch  der  Gefahr  des  Fallens  auszusetzen, 
kann  durch  Anbringen  von  soliden  Metallknöpfen  auf  der  Handleiste  des  Ge- 
länders in  Abständen  von  zirka  1,5  m  wirksam  gesteuert  werden. 

7.  Schulbänke.  Bei  Anfertigung  der  Schulbänke  sind  genaue  Masstabellen 
wegen  des  richtigen  Höhenverhältnisses  der  Bank  zum  Tisch  zu  Rate  zn  ziehen. 

Die  Schulbä&e  dürfen  nicht  zu  niedrig  sein  und  sind  für  die  kleineren 
Schüler  mit  Fussbrettem  zu  versehen. 

Die  Platzbreite  soll  für  kleinere  Schüler  50,  für  grössere  wenigstens  60  cm 
betragen. 

Die  Neigung  der  Tischplatte  zur  Horizontalen  soll  zirka  12^  betrafen. 

Die  Distanz  soll  mindestens  3  cm  Minusdistanz  sein,  d.  h.  der  horizontale 
Abstand  des  vorderen  Bandes  der  Sitzbank  von  der  Senkrechten,  welche  Tom 
Tischrand  gefällt  wird,  soll  mindestens  3  cm  betragen. 

Die  Verwendung  von  Hartholz  für  den  Tisch  ist  zu  empfehlen ;  der  Anstrich 
der  Bänke  hat  sich  der  Naturfarbe  des  Holzes  zu  nähern. 

Die  gusseisemen  Seitenschilde  haben  sich  bewährt. 

Es  wird  den  Schulpflegen  empfohlen,  die  Mustersammlung  der  Schweiz, 
permanenten  Schulausstellung  im  Buden  in  Zürich  bei  Anschaffung  neuer  Bänke 
zu  berücksichtigen. 

8.  Turnhallen.  Die  Tumlokalitäten  können  nicht  im  Schulgebäude  unter- 
gebracht -werden,  da  der  durch  die  Tum-  und  Marschübungen  erzeugte  L&rm 
und  die  Erschütterungen  jeden  andern  Unterricht  stören  würden.  Es  sind  also 
möglichst  einfache  oder  zweckmässig  eingerichtete  Turnhallen  von  zirka  20  m 
Länge,   10  m  Breite  und  6  m  Höhe  zu  erstellen.    Lohböden  sind  wegen    des 
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unvermeidlichen  Stanbes  Terwerflich  und  harthölzeme  Riemenböden,  welche 
tfiehtig  und  regelmässig  geölt  werden  müssen,  unbedingt  erforderlich.  Die 
Fenster  sind  etwa  1,5  m  über  dem  Fussboden  anzubringen  und  müssen  ohne 
besondere  Vorrichtung  leicht  geöffnet  werden  können.  Zum  Zwecke  der  Venti- 
lütion  müssen  Fensterflügel  vorhanden  sein. 

Die  festen  Turngeräte  (Reck,  Klettergertist,  Leiter)  werden  am  besten  an 
der  kfirzem  Seite  und  zwar  in  3 — 4  m  Entfernung  von  der  Wand  angebracht. 

Jede  Turnhalle  muss  mit  einer  Heizeinrichtung  versehen  sein.  Bei  nur 
einigermassen  erträglicher  Witterung  ist  das  Turnen  im  Freien  zu  empfehlen. 

Zweiter  Abschnitt.  Bestimmungen  betreffend  Schulgesundheitspflege' 

/.  Schüler. 

1.  Fürsorge  für  Nahrung  und  Kleidung.  Die  Lehrer  haben  darauf 
zn  achten,  dass  die  Schüler  nicht  in  unordentlichen  und  zerrissenen  Kleidern 
zur  Schule  kommen.  Sollte  es  sich  ergeben,  dass  ein  Schüler  einen  seiner 
Entwicklung  schädlichen  Mangel  an  Nahrung  leidet,  oder  wegen  ungenügender 
Kleidung  an  seiner  Gesundheit  Schaden  zu  nehmen  droht,  so  ist  geeignete  Ab- 
hälfe zu  treffen. 

An  bezügliche  Auslagen  der  Schulkasse  wird  ein  Staatsbeitrag  in  Aussicht 
gestellt  (Kreisschreiben  des  Erziehungsrates  an  die  Gemeinde-  und  Sekundar- 
schnlpflegen  betreffend  Vorsorge  für  dürftige  Schulkinder  vom  18.  Januar  1883). 

2.  Kinderkrankheiten.  Wenn  Schulkinder  mit  widerwärtigen,  durch 
Geruch  oder  Entstellung  des  Gesichts  etc.  belästigenden  Leiden  behaftet  sind, 
ist  von  der  Schulpflege  bei  den  Eltern  auf  ärztliche  Behandlung  zu  dringen. 

Ebenso  sind  die  Eltern  epileptischer  Kinder  zu  veranlassen,  die  letztem 
wo  möglich  in  entsprechenden  Heilanstalten  unterzubringen. 

Bei  herrschenden  Kinderepidemien  (Masern,  Scharlach,  Diphtheritis,  Pocken, 
granulöse  Angenentzündung  etc.)  ist  Vorsorge  zu  treffen,  dass  erkrankte  Kinder, 
oder  Kinder,  die  in  einer  Haushaltung  oder  in  Räumlichkeiten  wohnen,  wo 
solche  Erkrankungen  vorkommen,  von  der  Schule  ferngehalten  werden.  Die- 
selben sind  erst  nach  Ablauf  der  Krankheit  und  nachdem  die  Gefahr  der  An- 
steckung anderer  Kinder  durch  das  genesene  Kind,  sowie  nach  ausreichender 
Desinfektion  der  Wohnung  und  der  Kleidung  der  Erkrankten  und  auf  ärztliches 
Zeugnis  hin  wieder  in  die  Schule  aufzunehmen. 

Bei  den  ansteckenden  Hautausschlägen,  wie  bei  Pocken,  Scharlach,  Masern 
Ist  der  Wiederbesuch  der  Schule  erst  nach  beendigter  Abschuppung  und  nach 
wiederholten  Bädern  oder  Waschungen  des  Kindes  gestattet. 

Hiebei  ist  zu  empfehlen,  dass  die  Gesundheitskommissionen  und  Schnlpflegen 
sich  über  den  zweckmässigen  Modus  der  Durchführung  verständigen. 

Die  vom  Schulbesuch  dispensirten  Kinder  sind  auch  ausserhalb  der  Schul- 
stunden von  Spielplätzen  und  von  dem  Verkehr  mit  andern  Schulkindern  fern 
zn  halten,  müssen  jedoch  öfters  ins  Freie  geschickt  werden. 

3.  Einreihung.  Die  Forderung  verschiedener  Banknummern  macht 
alljährliche  Messungen  der  Körperlängen  der  Schüler  notwendig,  welche  wohl 
am  richtigsten  durch  den  Klassenlehrer  unter  Anwesenheit  eines  Mitgliedes  der 
Schulpflege  vorgenommen  werden.  Bei  dem  starken  Wachstum  einzelner  Schüler 
wird  auch  in  der  Zwischenzeit  die  Einreihung  in  eine  grössere  Nummer  nicht 
ausgeschlossen  sein  dtlrfen. 

IL  Unterricht. 

1.  Anordnung  der  Fächer.  Bei  Festsetzung  des  Lektionsplans  ist  darauf 
zn  achten,  dass  Schreib-  und  Zeichnungsstunden,  sowie  weibliche  Arbeiten  mög- 
lichst auf  die  hellen  Tagesstunden  verlegt  werden.  An  trüben  Vor-  oder  Nach- 
mittagsstunden ist  es  zulässig,  unter  Abweichung  vom  gewöhnlichen  Stunden- 
plan eine  die  Augen  weniger  anstrengende  Betätigung  der  Schüler  eintreten 
zu  lassen.  Bei  Sonnenschein  ist  zu  verhüten,  dass  die  Augen  blendendes  und 
schwächendes  Licht  auf  Bücher  und  Hefte  falle;  beim  Schreiben  an  die  Wand- 
tafel sind  die  Buchstaben  und  Zahlen  möglichst  gross  und  deutlich  zu  machen. 
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Zum  Schreiben  ist  weisses,  glattes,  nicht  glänzendes  Papier  von  gnter 
Qualität  zu  verwenden.  Dasselbe  darf  nur  mit  der  nötigsten  horizontalen 
Lineatur  versehen  sein.  Die  Doppellinien  fUr  die  kleinen  Buchstaben  dürfen 
nicht  weniger  als  2,5 — 3  mm  Distanz  haben. 

Handarbeiten,  welche  auf  eine  Entfernung  von  30  cm  nicht  gemacht  werden 
können,  müssen  als  unzulässig  bezeichnet  werden. 

In  den  Beschäftigungen  der  Schüler  soll  so  viel  als  möglich  ein  planmässiger 
Wechsel  von  schwererer  und  leichterer  Betätigung  stattfinden.  Während  der 
Pausen  ist  darauf  zu  halten,  dass  die  Schülo;  das  Zimmer  verlassen;  bei  Kälte 
oder  Eegen  ist  auch  der  Aufenthalt  in  den  Korridoren  zulässig.  Bis  zum 
Wiedereintritt  der  Schüler  ist  das  Zimmer  gehörig  zu  lüften. 

Beim  Gesangunterricht  muss  die  Stimme  vor  Überanstrengung  bewahrt 
werden.  Im  Stadium  des  Stimmwechsels  sind  die  Knaben  vom  Singen  zu 
dispensiren;  sie  sollen  aber  soweit  möglich  dem  Unterrichte  beiwohnen.  In  dem 
entsprechenden  Entwicklungsstadium  der  Mädchen  ist  die  Stimme  zu  schonen 
und  nicht  durch  zu  hohes  Singen  zu  schädigen. 

2.  Körperhaltung.  Eine  richtige  Konstruktion  der  Schulbänke  wird  es 
ermöglichen,  dass  der  Lehrer  mit  der  nötigen  Aufinerksamkeit  eine  normale 
Körperhaltung  der  Schüler  erzielen  kann.  Die  letztere  besteht  darin,  dasa 
die  ganze  Tiefe  des  Sitzbrettes  zum  Sitzen  verwendet,  die  untere  Lendengegend 
gegen  die  Krenzlehne  angelehnt  und  die  Füsse  mit  der  ganzen  Fläche  aiuf  den 
Boden  gesetzt  werden.  Insbesondere  ist  zur  Verhütung  von  Kurzsichtigkeit 
und  Verkrümmung  der  Wirbelsäule  zu  vermeiden,  dass  beim  Schreiben  nur  der 
vorderste  Teil  der  Bank  benutzt,  der  linke  Ellbogen  auf  der  Tischfläche  vor- 
gerückt und  der  Kopf  nach  vorn  .und  links  gebeugt  werde.  Beim  Lesen  soll 
der  Schüler  möglichst  bald  das  Nachzeigen  mit  dem  Finger  verlassen  und  bei 
hinten  angelehntem  Oberkörper  das  Buch  so  halten,  dass  die  Vorderarme  auf 
dem  Tisch  aufliegen. 

Die  Bemühungen  des  Lehrers  zur  Erzielung  einer  richtigen  Körperhaltung 
können  im  Einversändnis  mit  den  Eltern,  in  schwierigen  Fällen  auch  durch 
Verwendung  von  Geradehaltern  (z.  B.  Scbreibstütze  von  Sönnecken,  Durchsicfats- 
stativ  von  Kallmann)  unterstützt  werden. 

Zur  Ermöglichung  einer  angemessenen  Körperhaltung  während  des  Sitzens 
ist  es  auch  notwendig,  die  Schüler  während  des  Unterrichts  von  Zeit  zu  Zeit 
und  insbesondere  beim  Aufsagen  aufstehen  zu  lassen.  Wo  die  Tische  nicht  auf- 
geklappt werden  können,  ist  das  Heraustreten  aus  den  Bänken  zu  empfehlen. 

Denjenigen  Kindern,  welche  bei  der  ärztlichen  Untersuchung  ds  kurzsichtig, 
schwerhörig  oder  kränklich  erfunden  worden  sind,  muss  betreffend  Plazirung 
und  Behandlung  besondere  Rücksicht  getragen  werden. 

Das  Tragen  von  Brillen  sollte  nur  nach  Einholung  ärztlicher  Vorschrift 
gestattet  werden. 

3.  Körperliche  Übungen.  Neben  den  im  Lehrplan  dem  Turnen  gewid- 
meten Stunden,  welche  am  zweckmässigsten  in  die  übrigen  Stunden  eingereiht 
werden,  ist  den  körperlichen  Übungen  der  Schüler  möglichste  Sorgfalt  zu  widmen. 
Hiebei  ist  zu  empfehlen,  den  Schülern  während  den  Pausen  und  soweit  möglich 
neben  den  Unterrichtsstunden  Anleitung  zum  Spiel  und  zu  andern  körperlichen 
Übungen  zu  erteilen. 

4.  Hausaufgaben.  Die  Hausaufgaben  sind  tunlichst  zu  beschränken. 
Die  häusliche  Arbeit  muss  durch  den  Unterricht  genau  vorbereitet  sein.  Das 
oftmalige  Abschreiben  derselben  Aufgabe  als  blosses  Strafinittel  ist  unzweck- 
mässig. Vom  Vormittag  bis  Nachmittag  desselben  Tages  dürfen  keine  Ansahen 
gegeben  werden;  über  Sonn-  und  Festtage,  sowie  über  die  Ferien  sind  nicht 
mehr  Hausaufgaben  zu  geben  als  von  einem  Tag  auf  den  andern.  Wo  mehrere 
Lehrer  in  derselben  Klasse  unterrichten,  ist  betreffend  die  Zahl,  den  Umfang 
und  die  gleichmässige  Verteilung  der  Hausaufgaben  eine  Verständigung  zu 
treflfen. 

5.  Privatunterricht.  Es  ist  unstatthaft,  dass  Schulkinder,  welche  ans 
Gesundheitsrücksichten  von  einzelnen  Schulföchern  dispensirt  werden  müssen. 
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Prlyatunterricht  gemessen,  der  mit  dem  Schulunterricht  nicht  in  näherer  Ver- 
bmdnng  steht.  SchulbehGrden  und  Lehrer  werden  eingeladen,  den  Eltern  zu 
empfehlen,  den  Privatunterricht  (Musik,  Tanxen  etc.)  insbesondere  auch  für  die 
Mädchen  vom  9. — 15.  Altersjahre  im  Interesse  der  Gesundheit  ihrer  Kinder 
mSglichst  einzuschränken. 

727.  Sehullokal. 

1.  Temperatur.  In  jedem  Schullokal  ist  ein  Thermometer  zirka  1,r  m 
fiber  dem  Fussboden  an  einer  Stelle  anzubringen,  deren  Temperatur  ungefähr 
als  die  mittlere  des  Zimmers  gelten  kann.  Bei  Ofenheizung  sind  die  dem  Ofen 
znnächstsitzenden  Schüler  vor  der  Ausstrahlung  der  Wärme  zu  schützen ;  ebenso 
ist  zu  verhüten,  dass  die  Schüler  im  warmen  Schulzimmer  verweichlichende 
Hals-  oder  Kopftücher  tragen. 

Es  bleibt  dem  Ermessen  der  Schulpflege  anheimgestellt,  bei  grosser  Hitze 
im  Sonmier,  wenn  die  Temperatur  im  Schulzimmer  Vormittags  10  Uhr  über 
25  <^  C.  steigrt,  an  Stelle  des  Nachmittagsunterrichts  Spaziergänge  eintreten  zu 
lassen. 

2.  Beinigung.  Wenn  in  der  Verordnung  wOchentUch  zweimalige  Reinigung 
des  Schulzimmers  verlangt  wird,  so  ist  dies  dahin  zu  verstehen,  dass  diese  An- 
fordenmg  unter  allen  Umständen  zu  erfüllen  ist. 

Hiebei  ist  der  Erziehungsrat  der  Ansicht,  dass  diejenigen  Gemeinden,  welche 
eine  häufigere,  sogar  tägliche  Reinigung  des  Schulzimmers  anordnen,  ein  erhöhtes 
Interesse  für  das  Wohl  ihrer  Kinder  an  den  Tag  legen. 

Dagegen  ist  die  hie  und  da  noch  übliche  Vornahme  der  Reinigung  der 
Schulzimmer  durch  die  Schulkinder  als  unzweckmässig  zu  bezeiehnen  und  in 
kemem  Falle  zuzulassen. 

IK  Umgebung  des  Schulhauses. 

1.  Turn-  und  Spielplatz.  In  der  unmittelbaren  Umgebung  des  Schul- 
hanses  muss  abgesehen  von  dem  durch  eidgenössische  Vorschrift  verlangten 
Turnplatz  genügender  Raum  für  einen  Spielplatz  vorhanden  sein,  welcher  ge- 
hörig in  Stand  zu  setzen  und  in  gutem  Znstande  zu  erhalten  ist. 

2.  Schulgarten.  Wo  die  Verhältnisse  es  gestatten,  ist  auch  die  An- 
legung eines  Schulgartens  für  Unterrichtszwecke  zu  empfehlen. 


9.  7.  Verordnung  des  Regierungsrates  betreffend  Versäumnis  des  Unterrichts  in 
der  Volksschule  des  Kantons  Zflrich.    (Absenzenordnung.)   (§§  54,  55,  58, 

81,  82  und  113  des  ünterrichtsgesetzes.)    (Vom  8.  November  1890.) 

§  1.  Im  Kanton  Zürich  beginnt  die  Schulpflicht  der  Kinder  bei  Eröffnung 
des  Schulkurses  desjenigen  Jahres,  in  welchem  dieselben  vor  dem  1.  Mai  das 
sechste  Altersjahr  zurückgelegt  haben. 

Von  der  Schulpflicht  sind  ausgenommen  diejenigen  Ejiaben  und  Mädchen, 
welche  blos  ganz  vorübergehend  im  Kanton  anwesend  sind  oder  wegen  körper- 
licher oder  geistiger  Schwäche  von  der  Schulpflege  für  kürzere  oder  längere 
Zeit  vom  Schulbesuch  dispensirt  werden  (§  54  des  Unt.-Ges.). 

§  2  Die  Schulpflicht  erstreckt  sich  nach  Massgabe  der  in  §§  55  und  58 
des  Lnterrichtsgesetzes  enthaltenen  Bestimmungen,  beziehungsweise  des  Art.  63 
der  zürcherischen  Verfassung  vom  18.  April  1869  und  Art.  49  der  Bundesver- 
fassung vom  29.  Mai  1874,  wonach  die  Konfirmation  nicht  mehr  als  Grund  für 
den  Austritt  aus  der  Schule  gelten  kann,  bis  zum  Schluss  desjenigen  Schul- 
jahres, in  welchem  der  Schüler  das  16.  Altersjahr  zurücklegt. 

§  3.  Eltern,  Pflegeeltern,  Vormünder,  Dienstherren,  überhaupt  die  Besorger 
der  schulpflichtigen  Kinder  sind  flAi  den  regelmässigen  Schulbesuch  derselben 
verantwortlich. 

§  4.  Das  Versäumnis  eines  halben  Schultages  oder  einer  Singschulstunde, 
sowie  dreimaliges  unentschuldigtes  Zuspätkommen  um  mehr  als  eine  Viertel- 
stunde gilt  als  eine  Absenz. 
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§  5.  Für  die  Alltags-,  Ergänzungs-,  Arbeits-,  Sing-  und  Sekundärschule 
bestehen  gesonderte  Absenzenverzeichnisse. 

Die  Absenzen  der  Ergänzungsschüler  in  der  Singschule  fallen  in  das  Ver- 
zeichnis der  letztem. 

§  6.  Die  Absenzen  werden  nach  jedem  halben  Schultag  oder  jeder  Sing- 
schulstunde vom  Lehrer  (Lehrerin)  entweder  als  strafbar  (0)  oder  als  ent- 
schuldigt (-0-)  eingetragen. 

§  7.  Als  strafbar  ist  jede  Absenz  anzusehen,  welche  nicht  vorher  bewilligt 
oder  nachher  am  gleichen  oder  nächstfolgenden  Schultage  genügend  entschä- 
digt worden  ist. 

§  8.  Als  Entschuldigungsgrund  für  Absenzen  gilt  nur  eine  dringende  Ab- 
haltung des  Schülers,  wie  Krankheit  desselben,  aussergewöhnliche  Ereignisse 
in  der  Familie,  äusserst  schlechte  Witterung. 

§  9.  Bei  Bewilligung  voi>  Absenzen,  welche  bis  auf  zwei  Tage  der  Lehrer, 
für  längere  Zeit  die  Schulpflege  (§  24)  unter  schriftlicher  Anzeige  an  den  Lehrer 
erteilt,  und  bei  Annahme  von  Entschuldigungen  soll  die  grösste  Grewissenhaftig- 
keit  beobachtet  und  eine  Absenz  nur  dann  nicht  als  strafbar  betrachtet  werden, 
wenn  die  Entschuldigung  eine  wirklich  genügende  ist. 

Den  Schulpflegen  wird  eine  diesfällige  genaue  Aufsicht  zur  besondern  Pflicht 
gemacht. 

§  10.  Erzeigt  sich  bei  näherer  Untersuchung  verdächtiger  Angaben  der 
vorgebliche  Entsohuldigungsgrund  als  unwahr,  so  hat  die  Schulpflege  je  nach 
Umständen  mit  Verweis  oder  Ordnungsbusse  einzuschreiten. 

§  11.  Gegen  die  in  §  3  genannten  Personen  wendet  die  Schnlpflege  für 
strafbare  Absenzen  der  Kinder  folgende  Strafmittel  an: 

1.  schriftliche  Mahnung  (wo  dies  zweckmässig  erscheint,  kann  sie  mit  per- 
sönlicher Vorladung  vertauscht  werden); 

2.  Androhung  von  Polizeibusse; 

3.  Polizeibusse  von  3  bis  15  Fr. ; 

4.  ifalls  das  Bussenmaximum  erschöpft  ist,  Verzeigung  beim  Statthalteramt 
behufiB  Vorgehens  wegen  Ungehorsam. 

§  12.  Alle  Anzeigen  an  die  Eltern  oder  Besorger  sind  doppelt  auszufer- 
tigen; das  eine  Exemplar  bleibt  in  deren  Händen,  das  andere  ist  mit  der  Be- 
scheinigung der  Einsichtnahme  durch  den  Besorger  des  Schülers  der  Schulpflege 
zurückzustellen.  Verweigerung  dieser  Bescheinigung  hat  Ordnungsbusse  von 
3  bis  15  Fr.  zur  Folge. 

§  13.    Für  die  Alltags-  und  Sekundärschule  Ergänznngs-,  Sing-  und 

Arbeitsschule 
erfolgt  Mahnung  bei  3  2 

Bussen  an  drohung  bei  6  4 

Busse  bei  9  6 

strafbaren  Absenzen,   die  im  laufenden  Schuljahre  gemacht  wurden. 

Nach  der  ersten  Busse  erfolgt  bei  drei  weitem  strafbaren  Absenzen  eines 
Primär-  und  Sekundarschülers,  nach  zwei  solchen  eines  Ergänznngs-  und  Sing- 
schülers die  zweite  und  nach  ebensoviel  weitern  Absenzen  die  dritte  Polizei- 
busse, welche  Fr.  15  betragen  soll. 

Nach  der  dritten  Polizeibusse  hat  auf  Mitteilung  der  Schulpflege  das 
Statthalteramt  eine  Verfügung  zu  erlassen,  in  welcher  für  den  Fall  weiterer 
unentschuldigter  Schulversäumnisse  Überweisung  an  die  Gerichte  wegen  Unge- 
horsams „(§  80  des  Strafgesetzbuches)  angedroht  wird. 

Die  Überweisung  an  die  Gerichte  erfolgt,  nachdem  weitere  drei  resp.  zwei 
unentschuldigte  Absenzen  aufgelaufen  sind. 

§  14.  Der  Lehrer  gibt  von  der  StrafTälligkeit  sofort  der  Schalpflege 
Kenntnis,  und  diese  macht  ihm  von  der  verhängten  Strafe  Mitteilung  zum  Zwecke 
der  Eintragung  im  Absenzenverzeichnis,  Rubrik  Bemerkungen. 

§  15.  Bei  Änderung  des  Wohnortes  erhalten  die  Kinder  ein  Entlassanga- 
zeugnis,  in  welchem  auch  die  entschuldigten  und  die  unentschuldigten  Absenzen 
des  laufenden  Schuljahres  verzeichnet  sind. 
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Das  Entlassungszeugnis  ist  am  neuen  Schulort  bei  der  Anmeldung  yorzu- 
weisen. 

Verlässt  ein  Kind  den  Kanton,  so  wird  das  Entlassungszeugnis  der  Schul- 
pflege des  neuen  Wohnortes  amtlich  zugestellt. 

Die  am  frühem  Schulort  innerhalb  des  Kantons  gemachten  Absenzen  werden 
am  neuen  Schulort  angerechnet  (§  13). 

§  16.  Wird  von  Seite  des  Besorgers  eines  schulpflichtigen  Kindes  die 
Anmeldung  im  neuen  Wohnort  ohne  genügende  Entschuldigung  länger  als  4  Tage 
renögert,  so  ist  mit  Ordnungsbusse  dagegen  zu  verfahren. 

§  17.  Die  Gemeindräte  haben  behufs  Sicherung  des  Schulbesuches  dafür 
zu  sorgen,  dass  den  Schulpflegen  vom  Einzug  schulpfichtiger  Kinder,  sowie  vom 
Wegzuge  solcher  sofort  Mitteilung  gemacht  wird. 

§  18.  Die  Auflegung  von  Polizeibussen  ist  den  Gebüssten  mit  der  Bemerkung 
zur  Kenntnis  zu  bringen,  dass  binnen  10  Tagen  von  der  Mitteilung  an  bei  der 
die  Busse  verhängenden  Schulbehörde  die  gerichtliche  Beurteilung  verlangt 
werden  könne,  Stillschweigen  dagegen  als  Anerkennung  aufgefasst  würde.  Diese 
Hitteilung  hat  im  Doppel  und  gegen  Empfangschein  zu  eirfblgen. 

§  19.  Wird  die  Polizeibusse  nicht  anerkannt,  so  überweist  die  Schulpflege 
innerhalb  4  Tagen  nach  Ablauf  jener  10  Tage  ihren  Entscheid  nebst  allfälligen 
Akten  dem  Bezirksgerichte. 

§  20.  Die  Ordnungsbussen  betragen  1  bis  15  Fr.  Innerhalb  10  Tagen 
von  der  schriftlichen  Mitteilung  an  kann  gegen  die  verhängte  Ordnungsbusse 
an  die  vorgesetzte  Behörde  rekurrirt  werden.  Diese  entscheidet  letztinstanzlich. 

§  21.  Rechtskräftige  Polizei-  und  Ordnungsbussen  sind,  falls  die  Zahlung 
länger  als  14  Tage  ausbleibt,  mittelst  des  Rechtstriebes  einzufordern. 

§  22.  Nichterhältliche  Bussen  werden  nach  Vorschrift  des  §  1060  des 
Gesetzes  betreffend  die  Rechtspflege  in  Verhaft  umgewandelt. 

I  23.    Die  erhältlichen  Bussen  fallen  in  die  Schulkasse. 

S  24.  Die  Schulpflegen  können  die  Besorgung  des  Absenzenwesens  engern 
Konunissionen  oder  einzelnen  Mitgliedern  übertragen. 

In  der  nächsten  Sitzung  sind  jedoch  der  Schulpflege  die  erlassenen  Ver- 
fSgongen  mitzuteilen. 

§  25.  Die  Bezirksschnlpflegen  tiberwachen  die  Vollziehung  dieser  Vorord- 
nung, namentlich  durch  das  Mittel  der  Visitatoren  der  einzelnen  Schulen. 

§  26.  Die  Formulare  für  die  nötigen  Anzeigen  (§  12)  und  für  das  Ent- 
lassungszeugnis (§  15)  können  beim  kantonalen  Lehrmittelverlag  bezogen  werden. 

§  27.  Die  gegenwärtige  Verordnung,  durch  welche  alle  frühem  dieser 
widersprechenden  Verordnungen  aufgehoben  werden,  tritt  sofort  in  Kraft. 

Dieselbe  wird  den  Statthalterämtem  und  Gemeindräten,  sowie  den  Bezirks-, 
Sekundär-  und  Gemeindeschulpflegen  und  den  sämtlichen  Lehrern  und  Lehrerinnen 
mitgeteilt. 

10.  8.  Lehrpläne  für  die  Gemeinde-  und  FortbiidungsscIiaJen  des  Kantons  Aargau. 

(Verordnung  des  Regierungsrates  vom  8.  April  1890.) 

L    Verteilung  des  Lehrstoffes  auf  die  einzelnen  Klckssen, 

A.   Für  die  acht  Klassen  der  Gemeindeschule. 

1,  Religionsunterricht. 

I.  und  n.  Klasse.  Vor-  und  Nacherzählen  leichtfasslicher  biblischer  und 
geschichtlicher  Erzählungen,  mit  Erläuterungen  und  Belehrungen  fürs  sittliche 
Leben. 

in.,  IV.,  V.  und  VI.  Klasse,  a.  Auswahl  biblischer  Geschichten  des 
alten  und  neuen  Testaments,  h.  Erklärungen  und  Auswendiglernen  religiöser 
Gedichte  und  Lieder. 


Anmerkung.  Die  Gemelnde8<9iale  nmfasst  acht  Schiiyahre  (acht  Klassen);  die  Fort- 
bildnnffsachiile  besteht  an«,  zwei  oder  drei  Klassen  mit  eii\jfthrig:em  Kars.  Die  in  diese  ein- 
tretenden Bchüler  haben  sich  in  einer  Auftiahmsprüfüng  über  eine  vollständige  Aneignung 
der  IQr  die  V.  oder  bei  zweiklassigen  Fortbildangsschnlen  der  für  die  VI.  Gemeindeschulklasse 
geforderten  Kenntnisse  auszuweisen. 
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Vn.  nnd  Vni.  Klasse,  a.  Eingehendere  Behandlang  des  Lebens  und 
der  Lehre  Jesu.    b.  Die  wichtigsten  Sätze  der  allgemeinen  Sittenlehre. 

2.    Sprachunterricht, 

I.  Klasse,  a.  Anschanen  nnd  Beschreiben  von  Gegenständen  in  Schale^ 
Hans  und  Umgebung ;  Vortrag  kleinerer  Erzählungen  durch  den  Lehrer,  b.  Vor- 
bereitende Sprech-  und  Schreibübungen  für  das  Schreiblesen,  c.  Durcharbeitung 
der  Fibel  mit  Benutzung  der  Wandtafel  und  Lesetabellen,  d,  Übungen  im 
Niederschreiben  diktirter  Wörter,  e,  Auswendiglernen  von  Sprüchen  und  Ge- 
dichten aus  der  Fibel. 

IL  Klasse,  a.  Fortsetzung  der  Sprech- und  Sprachübungen  im  Anschlüsse 
an  Gegenstände  der  Anschauung,  an  Bilder  und  an  Erzählungen,  b.  Richtig 
lautirtes  Lesen  nach  dem  Lesebuche,  Übungen  im  Buchstabiren  und  SjUabiren 
zum  Zwecke  der  Rechtschreibung,  c.  Besprechung  des  Gelesenen  in  der  Mund- 
art und  Schriftsprache,  d.  Abschreiben  des  Gelesenen,  Bildung  kleiner  Sätze 
über  bekannte,  im  Unterrichte  behandelte  Gegenstände,  e.  Übungen  im  Nieder- 
schreiben kleiner  Sätze.  /.  Auswendiglernen  von  Sprüchen  und  Gedichten  ans 
dem  Lesebuche. 

in.  Klasse,  a.  Richtig  lautirtes  und  betontes  Lesen  nach  dem  Lesebuche, 
Fortsetzung  der  Sprech-  und  Sprachübungen,  fortgesetzte  Buchstabir-  und 
Diktirübungen  zum  Zwecke  der  Rechtschreibung,  der  Interpunktion  und  der 
richtigen  Aussprache,  b.  Wiedergabe  des  Gelesenen  in  Mundart  und  Schrift- 
sprache, c  Kenntnis  der  Geschlechtswörter,  Dingwörter  (Einzahl  und  Mehr- 
zahl), Eigenschaftswörter  und  Tätigkeitswörter  mit  Anwendung  in  entsprechen- 
den einfachen  Sätzen,  d,  Beschreibungen  von  Naturgegenständen,  Gerätschaften 
und  Beschäftigungen  der  Menschen  nach  dem  Lesebuche  mündlich  und  schrift- 
lich; Nachschreiben  leichter  Erzählungen,  e.  Auswendiglernen,  Vortragen  und 
Niederschreiben  des  Auswendiggelemten. 

IV.  Klasse,  a.  Lesen  und  Erklären  der  entsprechenden  Abschnitte  des 
Lesebuches ;  Einübung  der  lateinischen  Druckschrift.  6.  Mündliche  Wiedergabe 
des  Gelesenen,  c,  Übungen  in  der  Wortbiegung  (Dingwort,  Eigenschaftewort, 
Tätigkeitswort  mit  Rücksicht  auf  seine  Hauptzeiten,  persönliche  Fürwörter); 
Alles  mit  Anwendung  in  entsprechenden  einfachen  und  zusammengesetzten 
Sätzen,  d.  Schriftliche  Übungen  im  Anschlüsse  an  litt,  a  und  b ;  Beschreibun- 
gen und  Übungen  in  der  schriftlichen  Wiedergabe  kleiner  Erzählungen,  e.  Der 
sprachliche  Anschauungsunterricht  hat  sich  auf  die  geographischen  Verhältnisse 
der  Heimatgemeinde  und  auf  einzelne  Naturgegenstände  auszudehnen.  /.  Fort- 
gesetzte Diktirübungen  wie  in  der  HI.  Klasse,  g,  Auswendiglernen  von  Lese- 
stücken und  Vortragen  des  Gelernten. 

V.  Klasse,  a.  Fortgesetzte  Übungen  im  Lesen  mit  gesteigerter  Forde- 
rung an  Fertigkeit,  Richtigkeit,  Betonung  und  Verständnis,  b.  Mündliche  Wieder- 
gabe des  Gelesenen,  c  Der  Anschauungsunterricht  erweitert  sich  auf  die  Um- 
gebung der  Heimat^emeinde :  Kreis,  Bezirk,  Kanton,  d,  Sprachlehre:  Kenntnis 
der  Wortarten,  das  Notwendigste  aus  der  Wortbildungslehre,  Wortbiegung ;  der 
einfache  Satz  mit  Erweiterungen.  «.  Schriftliche  Übungen  im  Anschlüsse  an 
üt.  a  und  c,  Umschreibungen,  Vergleichungen,  Übungen  in  der  Wiedergabe 
von  Erzählungen  und  Nachbildungen ;  Anleitung  und  Übung  im  Briefschreiben. 
/.  Diktirübungen.    g.  Auswendiglernen  und  Vortragen  passender  Lesestücke. 

VI.  Klasse,  a.  und  fe.  Wie  bei  der  V.Klasse,  c.  Sprachlehre:  Ableitung 
und  Zusammensetzung  der  Wörter,  Wortbiegung,  der  erweiterte  und  zusammen- 
gezogene Satz,  d,  Beschreibungen  und  Vergleichungen,  Erzählungen,  Zusammen- 
ziehungen, Briefe  und  Diktirübungen.  «.  Auswendiglernen  und  Vortragen  pas- 
sender Lesestücke  und  Liedertexte. 

vn.  und  Vm.  Klasse,  a.  Fortgesetzte  Übungen  im  ausdrucksvollen 
Lesen,  b.  Mündliche  Wiederhabe  des  (belesenen,  c,  Sprachlehre :  Wiederholung 
und  Ergänzung  des  früher  Behandelten  aus  der  Wort-  und  Satzlehre;  Satz- 
verbindung und  Satzgefüge ;  Fortsetzung  der  Wortbildungslehre,  d.  Schriftliche 
Darstellung  des  Gelesenen;  Aufsätze  über  Gegenstände  aus  der  Erfahrung  und 
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dem  Anschauungskreise  der  Schüler,  Briefe  und  Geschäftsaufsätze,  e.  Nötigen- 
falls Diktirübungen.  /.  Auswendiglernen  und  Vortragen  von  Lesestücken  und 
Liedertexten. 

3,  Rechnen. 

L  Klasse.  Übungen  zur  Auffassung  der  ersten  Zahlenbegriffe,  Rechnen 
im  Zahlenraum  bis  100  in  stufenmässiger  Folge,  mündlich  und  schriftlich  mit 
Benatzung  geeigneter  Yeranschaulichungsmittel,  Anwendung  der  Operations- 
zeicben:  -\ =  .^ 

n.  Klasse.    Mündliches  und  schriftliches  Bechnen  im  Zahlenraum  bis  100  :^j 

mit  Anwendung  der  Operationszeichen:  H X  :  =  i 

m.  Klasse,  a.  Erweiterung  des  Zahlenraumes  im  Zu-  und  Abzählen  bis 
1000.  h.  Vollständige  Einübung  des  Einmaleins,  c.  Mündliche  Übungen  im 
KoltipUziren  und  Diyidiren  bis  200;  schriftliche  Übungen  im  Multipliziren  und 
DiTidiren  mit  1-  und  28telligem  Multiplikator  und  Divisor,  d.  Kenntnis  der 
gebräuchlichsten  schweizerischen  Münzen,  Masse  und  Gewichte. 

IV.  Klasse  a,  Erweiterung  des  Zahlenraumes  bis  10,000.  h,  Einübung 
der  3  ersten  Spezies.  Division  mit  1-  bis  Sstelligem  Divisor,  c.  Mündliche  und 
schriftliche  Lösung  von  Beispielen  aus  allen  vier  Grundrechnungsarten  in  un- 
benannten und  benannten  Zahlen,    d.  Wie  Klasse  lU  mit  Erweiterungen. 

Y.  Klasse,  a.  Wiederholung  und  Einübung  der  4  Grundrechnungsarten 
im  Zahlenraum  bis  auf  die  Stelle  der  Millioner  mit  unbenannten  und  benannten 
Zahlen,  b.  Anschauliche  Erklärung  des  Bruchbegriffes;  Anfänge  des  Dezimal- 
brachrechnens ;  Erweiterung  des  Za^lenraumes  nach  abwärts,  c.  Abschliessende 
Kenntnisse  der  gebräuchlichsten  schweizerischen  MiLnzen,  Masse  und  Gewichte. 

VI.  Klasse,  a.  Weitere  Einübung  des  Dezimalbruches  in  allen  4  Spezies 
mit  anbenannten  und  benannten  Zahlen,  b.  Anfänge  im  anschaulichen  Bechnen 
mit  gemeinen  Brüchen,    e.  Dreisatz-,  Zins-  und  Verteilungsrechnungen. 

Vn.  Klasse,  a.  Wiederholung  des  Dezimalbruchrechnens  und  des  Bechnens 
mit  gemeinen  Brächen ;  Verwandlung  derselben  in  Dezimalbrüche  und  umgekehrt. 
h.  Fortsetzung  der  angewandten  Bechnungen.  c.  Beispiele  Über  Bechnungs- 
stellung  (Nötli);  einfache  Vereinsrechnungen;  Inventar. 

Vlll,  Klasse,  a,  Aufgaben  aus  dem  Gebiete  der  Dreisatz-,  Zins-,  Prozent-, 
Terteilungs-,  Gewinn-  und  Verlustrechnungen;  Vielsatz.  Anwendung  des  ge- 
wChnlichen  wie  des  Dezimalbruches,  b.  Beispiel  eines  Kassa-  und  Haushaltungs- 
buehes. 

4.   Geometrische  Formenlehre^ 

vn.  Klasse,  a.  Geometrische  Vorbegriffe :  Punkt,  Linie,  Winkel,  Dreieck, 
Viereck  und  Würfel,   b.  Längen  und  Flächenberechnung,  Berechnung  des  Würfels. 

Vlil.  Klasse,  a.  Kreislinien  und  Kreisflächen,  senkrechte  Prismen,  Cylinder 
nnd  PTramiden.  b,  Messungen  und  Berechnungen  im  gleichen  Umfange.  In 
beiden  Klassen  Eintragen  von  bezüglichen  Bechnungen  und  erklärenden  Zeich- 
nungen in  die  Beinhefte. 

5.    Geographie, 

VI.  Klasse,  a.  Skizzenartige,  kartographische  Darstellung  der  Heimat- 
gemeinde, des  Bezirks  und  Kantons  und  einlässlichere  Beschreibung  des  letztem. 
h.  Die  Schweiz:  Lage,  Grenzen,  Grösse,  Flussgebiete  mit  den  Hauptflüssen 
und  den  wichtigsten  Nebenflüssen,  Seen  und  Tälern ;  die  wichtigsten  Bergketten, 
Bej^egruppen  und  Alpenübergänge. 

vn.  Klasse,  a.  Kurze  Beschreibung  der  einzelnen  Kantone  nach  Lage, 
Grenzen,  Grösse,  Fluss-  und  Gebirgsverhältnissen,  ihrer  Topographie,  Sprache, 
Konfession  und  ihren  Erwerbsverhältnissen,  b,  Europa  in  übersichtlicher  Behand- 
lung mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Nachbarländer  der  Schweiz,  c.  Wieder- 
hoJiing  des  Stoffes  der  VI.  Klasse. 

Vin.  Klasse,  a.  Gruppenweise  Zusanmienfassung  der  Schweizerkantone 
nach  iliren  physikalischen  und  sprachlichen  Verhältnissen,   b.  Übersichtliche  Be- 
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handlung   der   aussereuropäischen   Erdteile   mit    besonderer   Berücksichtigung 
Amerika's.    c.  Wiederholung  des  Unterrichtsstoffes  der  YI.  und  YII.  Klasse. 

6.   Geachichte, 

VI.  Klasse.  Erzählungen  aus  der  Schweizergeschichte  in  chronologischer 
Reihenfolge  von  Beginn  des  Schweizerhundes  an.  Bund  der  acht  alten  Orte; 
Appenzellerkriege ;  Erorberung  des  Aargau's;  Zilricherkrieg. 

Vn.  und  Vin.  Klasse.  Die  wichtigsten  Ereignisse  aus  dem  Burg^nde^ 
und  Schwabenkriege;  der  ISörtige  Bund;  die  Reformation;  Kappeier-  und 
Villmergerkriege  und  der  Bauernkrieg.  Übersichtliche  Behandlung  der  Schweiz. 
Staatsverhältnisse  vor  der  französischen  Revolution;  Untergang  der  alten  Md- 
genossenschaft ;  die  Helvetik ;  die  Mediation.  Für  die  achte  Klasse  eine  Stunde 
im  Winter:  Entwicklung  der  politischen  YerhiÜtnisse  seit  1815. 

7*.  Naturkunde, 

VI.  Klasse.  Beschreibung  von  Naturgegenst&nden  aus  allen  drei  Reichen: 
Kulturgewächse,  Giftpflanzen,  für  den  Haushalt  der  Menschen  wichtige  Tiere 
(Tierschutz)  und  Mineralien. 

vn.  Klasse.  Allgemeine  Übersicht  der  drei  Naturreiche  mit  Zugrund- 
legung  einzelner  Repräsentanten  derselben. 

Ylll.  Klasse,  a.  Belehrungen  über  den  menschlichen  Körper  mit  beson- 
derer Rücksichtnahme  auf  die  Gesundheitslehre,  b.  Belehrungen  über  Stoffe 
und  Erscheinungen  an  leblosen  Körpern  (Wasser,  Luft,  Barometer  und  Thermo- 
meter, Pumpen,  Anwendung  von  Magnetismus  und  Elektrizität). 

8.  Freihandzeichnen. 

m.  Klasse.  Erste  Zeichenübungen  auf  der  SchiefertafeL  Die  gerade 
Linie,  deren  Ausbildung  mit  freier  Hand  und  deren  Anwendung.  Anschauliche 
Begriffe  von  Linie,  Winkel,  Fläche  etc.  und  die  Zusammenstellung  geradliniger 
Figuren. 

IV.  Klasse.  Zeichenübung  auf  dem  Papier.  Wiederholung  der  grerad- 
linigen  Angaben  mit  geeigneter  Steigerung.  Gerad-  und  übereckstehende  Qua- 
drate, deren  Teilung  zu  Bandverschlingungen  und  Stemiiguren. 

V.  Klasse.  Fortsetzung  der  geradlinigen  Übungen  im  Zeichnen  von  Zickzack- 
linien zu  laufenden  und  steigenden  Bändern,  Mäander  und  mäandrische  Ver- 
zierungen. 

VI.  Klasse.  Das  gleichseitige  Dreieck;  Teilung  seiner  Seiten  und  darauf 
sich  gründende  Figuren.  Das  regelmässige  Sechs-  und  Achteck.  Der  Kreis, 
der  Halb-  und  Viertelskreis.    Teilung  des  Kreises  und  bezüglicher  Figuren. 

VLI.  Klasse.  Geometrische  Ornamente  mit  Geraden-  und  Kreisbogenlinien; 
Bandverschlingungen  laufend  und  steigend;  Rosetten  und  stilisirte  Blattformen. 

Vni.  Klasse.  Ornamente  auf  freier  Grundlage  nach  dem  eingeführten 
Tabellenwerk.    Leichte  Kolorirübungen  mit  Erklärungen  aus  der  Farbenlehre. 

9.  Schreiben. 

I.  Klasse.  Die  Anfänge  des  Schreibunterrichtes  fallen  mit  dem  sprach- 
lichen Fache  und  der  Durcharbeitung  der  Fibel  zusammen  und  sollen  mit  be- 
sonderer Sorgfalt  betrieben  werden. 

n.  Klasse.    Anfänge  mit  dem  Schreiben  auf  Papier  mit  DoppeUinlen. 

ni.  Klasse,  a.  Fortgesetzte  Übungen  auf  dem  Papier  (Doppelliniatnr). 
b.  Arabische  Ziffern. 

IV.  Klasse,  a.  Fortgesetzte  Übungen  in  der  deutschen  Kurrentschrift; 
Anfänge  in  der  französischen  Kurrentschrift,  b.  Weitere  Übung  der  arabischen 
Ziffern. 
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V.  nnd  VI.  Klasse,  a.  Fortgesetzte  Übnngen  in  deutscher  nnd  französischer 
Karrentschrift,  in  der  französischen  Kurrentschrift  Y.  Klasse  nach  Doppelliniatur 
nnd  in  der  VI.  Ellasse  nach  einfacher  Liniatnr.  b,  £inübung  der  römischen 
Ziffern. 

Vn.  und  Vni.  Klasse,  a.  Fortgesetzte  Übungen  in  der  deutschen  und 
französischen  Kurrentschrift,  für  fähigere  Schüler  auch  in  der  Bundschrift. 
h.  Eintragung  von  Geschäftsaufsätzen  und  Beispielen  aus  der  Bechnungsführung 
in  Eeinhefte  und  zwar  in  deutscher  und  französischer  Schrift. 

10.  Gesang, 

I.  nnd  n.  Klasse,  a.  Vor-  und  Nachsingen  einzelner  Töne  in  der  Sprech- 
anlage des  Kindes  mit  Vokalen,  Umlauten,  Doppellauten,  Sylben  nnd  Wörtern, 
behnS  Weckung  des  Gehörs,  Bildung  der  Aussprache  und  Entwicklung  der 
Stimme,  b,  Einübung  kleiner  einstimmiger  Liedchen.  c.  Bewusstes  Unterscheiden 
(Treffen)  der  drei  ersten  Töne  der  Dur-Tonleiter  und  schriftliche  Darstellung 
derselben  durch  den  Lehrer. 

ni.  Klasse,  a.  Unterscheidung  und  Übung  der  ersten  sechs  Töne  der 
Bnr-Tonleiter.  b.  Vorführung  der  emfachsten  Taktarten,  Noten-  und  Pausen- 
werte, e,  Bewusstes  Singen  der  den  rhythmisch-melodischen  Vorübungen  ent- 
sprechenden Lieder. 

IV.  Klasse,    a.  Fortgesetzte  TrefFÜbnngen  im  Umfang  einer  Oktave  an 
'  Hand  melodisch-rhythmischer  Übungen,    b.  Singen  der  diesen  melodisch-rhyth- 
mischen Übungen  entsprechenden  einstimmigen  Lieder. 

V.  Klasse,  a,  Versetzung  (Transposition)  des  Grundtones  auf  verschiedene 
Stufen,  b.  Fortgesetzte  Übung  im  Treffen  und  Singen  melodisch-rhythmischer 
Sätze  mit  gesteigerten  Anforderungen,  c,  Einführung  des  zweistimmigen  Ge- 
sanges, d,  Einführung  der  wichtigsten  chromatischen  Zwischentöne,  besonders 
der  erhöhten  IV.  Tonstufe,  e.  Einübung  ein-  und  zweistimmiger  Lieder,  wobei 
jeder  Schüler  sowohl  erste  als  zweite  Stimme  lernen  soll. 

VI.  Klasse,  a.  Einübung  der  absoluten  Tonnamen,  b.  Einübung  einer 
Auswahl  leichterer  Übungen,  c,  Erklärung,  Bildung  und  Einübung  von  Dur- 
Tonleitern,    d.  Einüben  und  Auswendiglernen  ein-  und  zweistimmiger  Lieder. 

vn.  und  Vin.  Klasse,  a.  Fortgesetztes  Singen  von  schwierigem  Übungen 
aas  dem  GesanglehrmitteL  b.  Bildung  und  Erklärung  der  Moll-Tonleiter,  c.  Ein- 
üben und  Auswendiglernen  ein-  und  zweistimmiger  Lieder. 

11.  Turnen. 

JJL  bis  Vm.  Klasse.    Übnngen  nach  den  speziellen  Jahresprogrammen. 

B.   Fortbildungsschule. 

1.  Religion.  ' 

I.  Klasse.  Eine  Auswahl  biblischer  Geschichten  des  alten  nnd  neuen 
Testamentes. 

n.  nnd  m.  Klasse.  Übersichtliche  Behandlung  der  alt- und  neutestament- 
üchen  Geschichte.  In  allen  drei  Klassen  Behandlung  und  Auswendiglernen 
religiöser  Lieder.    Allgemeine  Sittenlehre. 

2.  Deutsche  Sprache, 

I.  Klasse,  a.  Bichtiges  und  ausdrucksvolles  Lesen ;  Erklären  des  Inhaltes 
Qod  der  sprachlichen  Formen  des  Lesestoffes,  b.  Die  Wortarten  und  ihre  Bie- 
gung;   Ableitung  und  Zusammensetzung  der  Wörter;  die  Lehre  vom  einfachen 

BemerkanfiT*  In  Fortbildungsschulen  mit  nur  zwei  Klassen  schliesst  sich  sämt- 
licher Unterricht  mit  Ausnahme  des  französischen  Sprachunterrichtes  an  deijenifren  der 
VI.  Gemeindesehnlklasse  an  nnd  l)ei^innt  also  mit  dem  Pensum  der  II,  Klasse,  Im  Französischen 
dagegen  mit  4eii\jenigen  der  I.  Klasse. 
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und  erweiterten  Satze,  c.  Schriftliche  Wiedergabe  von  Erzählungen,  Beschrei- 
bungen und  Vergleichungen ;  Umbildung  von  Lesestücken ;  einfache  Briefe.  Alles 
nach  vorangegangener  Besprechung,  d,  Übungen  im  Rechtschreiben  (Diktate). 
e.  Behandlung  und  Auswendiglernen  passender  Lesestüeke  und  Liedertexte, 

II.  Klasse,  a.  Lesen  und  Erklären  wie  in  Klasse  I.  h.  Die  Lehre  vom 
zusammengezogenen  und  zusammengesetzten  Satz.  c.  Schriftliche  Behandlung 
von  Stoffen  aus  dem  Realunterrichte  (Übungen  im  Zusammenziehen);  Aufsatz: 
Erzählungen,  Beschreibungen,  Vergleichungen,  Briefe  im  Anschluss  an  das  täg- 
liche Leben,  d.  Geschäftsaufsätze  nach  gegebenen  Beispielen,  e.  Wie  bei  Klasse  I. 

in.  Klasse,  a.  Lesen  und  Erklären  wie  bei  Klasse  L  h,  Wiederholmig 
der  Sprachlehre;  der  verktlrzte  Satz;  Übungen  im  Analysiren.  c.  Au&ätze  wie 
bei  der  II.  Klasse  mit  gesteigerten  Forderungen,  d.  Fortsetzung  der  Geschäfts- 
aufsätze,   e.  Wie  bei  Klasse  I. 

3,  Französische  Sprache, 

I.  Klasse,  a.  Übungen  in  der  Aussprache,  h,  Formenlehre  des  Artikels, 
Substantivs,  Adjektivs,  Pronomens  und  der  Hülfsverben.  c.  Mündliche  und  schrift- 
liche Anwendung  des  Gelernten  in  einzelnen  Übungssätzen,  d.  Auswendiglernen 
der  in  den  Übungsstücken  vorkommenden  Vokabeln. 

n.  Klasse,  a.  Lesen  geeigneter  Lesestücke,  h.  Die  regelmässigen  Kon- 
jugationen; das  reflexive  Verbum.  c.  ^Mündliche  und  schriftUche  Anwendung 
des  Gelernten  an  den  Übungssätzen;  Übersetzung  leichter  zusammenhängender 
französischer  Lesestücke ;  Retrovertiren.  d.  Diktirübnngen  e.  Auswendiglernen 
der  Vokabeln,  einzelner  Sätze  und  Redensarten. 

ni.  Klasse,  a.  Wie  in  Klasse  II.  h.  Die  Konjugation  der  gebräuchlichsten 
unregelmässigen  Verben  und  Wiederholung  des  früher  Behandelten;  die  wich- 
tigsten Regeln  der  Syntax  und  der  Wortfolge,  c.  Mündliche  und  schriftliche 
Anwendung  des  Gelernten;  fortgesetzte  Übungen  im  Übersetzen  zusammen- 
hängender französischer  Lesestücke,  Retrovertiren  derselben,  d.  Diktirübungen. 
e,  Auswendiglernen  der  Vokabeln  und  kleiner  Übungsstücke. 

4.    Rechnen, 

I.  Klasse,  a,  Wiederholung  der  vier  Spezies  in  unbenannten  und  benannten 
Zahlen ;  Dezimalbruchlehre,  h.  Angewandte  Angaben  mündlich  und  schriftlich : 
Dreisatz-,  Zins-  und  Verteilungsrechnungen. 

II.  Klass  e.  a.  Wiederholung  der  Dezimalbruchlehre ;  Kenntnis  der  gemeinen 
Brüche  und  deren  Umwandlung  m  Dezimalbrüche  und  umgekehrt,  h.  Mündliche 
und  schriftliche  Aufgaben  aus  dem  praktischen  Leben,  Zins-  und  Dreisatzrech- 
nungen, Vielsatz,  c,  Beispiele  über  die  Rechnungsstellung ;  Anlage  eines  Kassa* 
und  Haushaltungsbuches. 

ni.  Klasse,  a,  Übungen  im  Rechnen  mit  Dezimal-  und  gemeinen  Brüchen. 
h.  Bürgerliches  und  kauftnännisches  Rechnen:  Zinsrechnungen;  einfachere  Pro- 
zent-, Gesellschafts-  und  Mischungsrechnungen;  Wechsel  und  Wechselrechmm- 
^en.  c,  Kenntnis  der  wichtigsten  fremdländischen  Münz-,  Mass-  und  Gewichts- 
verhältnisse,   d,  Beispiel  einer  durchgeführten  einfachen  Buchführung. 

5.  Geometrische  Foi'menlehre, 

n.  Klasse,  a.  Geometrische  Vorbegriffe :  Punkt,  Linie,  Winkel,  Dreiecke, 
Vielecke  und  Würfel,  b.  Längen-  und  Flächenberechnung;  Berechnung:  des 
Wdrfels. 

III.  Klasse.  Kreislinien  und  Kreisflächen.  Behandlung  der  Hauptkörper- 
formen, als:  Würfel  (repetirt),  Prismen,  Cylinder,  Pyramiden,  Kegel  und  Kugel 
nebst  den  ihnen  verwandten  Körperformen.  —  In  beiden  Klassen  bezüg-liche 
Vermessungen,  Berechnungen  und  Anfertigung  einfacher  Pl-ine,  Gebrauch  von 
Kette,  Messstäben  und  Kreuzscheibe. 
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6.  Geographie, 

1.  Klasse,  a.  Skizzenartige,  kartographische  Darstellung .  der  Heimat- 
gemeinde,  des  Bezirks  und  Kantons  und  einlässlichere  Beschreibung  des  letztem, 
i.  Die  Schweiz:  Lage,  Grenzen,  Grösse,  Flussgebiete  mit  den  Hauptflüssen 
und  den  wichtigsten  Nebenflüssen,  Seen  und  Tälern;  die  wichtigsten  Berg- 
ketten, Berggruppen  und  Alpenübergänge,  c.  Kennntnis  der  Schweizerkantone 
nach  ihrer  Lage,  ihren  Hauptorten  und  Sprachverhältnissen. 

n.  Klasse,  a.  Beschreibung  der  einzelnen  Kantone,  b,  Europa  in  über- 
äichtlicher  Behandlung;    einlässlichere   Beschreibung    der  Nachbarländer    der 

Schweiz.  • 

in.  Klasse.  Beschreibung  der  aussereuropäischen  Weltteile  in  über- 
sichtlicher Darstellung.  Einige  einfache  und  fass liehe  Belehrungen  aus  der 
mathematischen  Geographie. 

7.  Geschichte, 

L  Klasse.  Darstellung  der  wichtigsten  Ereignisse  der  Schweizergeschichte 
in  chronologisch  geordneten  Erzählungen  von  der  Entstehung  des  Schweizer- 
hnndes  bis  und  mit  der  Keformation. 

n.  Klasse.  Fortsetzung  der  Schweizergeschichte  in  gleicher  Behandlung 
^e  bei  der  L  Klasse  bis  zur  Gegenwart  mit  Hervorhebung  der  Verfassungs- 
änderungen im  19.  Jahrhundert.    Wiederholung  des  früher  Gelernten. 

HI.  Klasse.  Ausgewählte  Partien  der  allgemeinen  Geschichte,  besonders 
der  neuem  Zeit,  soweit  möglich  mit  Bezugnahme  auf  die  vaterländische  Geschichte. 

8,  Naturkunde, 

I.  Klasse.  Beschreibung  von  Repräsentanten  aus  den  drei  Naturreichen; 
daran  anschliessend  Übersicht  und  Klassifikation  derselben. 

n.  Klasse.  Einlässlichere  Behandlung  der  Pflanzen  und  Tiere  in  Beziehung 
Änf  deren  Nutzen  und  Schaden  (Tierschutz)  und  mit  möglichster  Berücksichti- 
gung des  Gartenbau's,  des  Obstbaus  und  der  Pflege  und  Behandlung  der 
Haustiere. 

in.  Klasse,  a.  Das  Fasslichste  und  Notwendigste  Über  den  Bau  und  die 
Verrichtungen  des  menschlichen  Körpers  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die 
Gesundheitslehre.  b.  Belehmngen  über  die  wichtigsten  physikalischen  und 
chemischen  Erscheinungen  mit  Erklämngen  über  die  bezüglichen  Apparate, 
Instrumente  und  mechanischen  Werke. 

9.  Freihandzeichnen. 

L  Klasse.  Geometrische  Ornamente  mit  Geraden-  und  Kreisbogenlinien, 
Bandverschi ingungen,  laufend  und  steigend.   Rosetten  und  stilisirte  Blattformen. 

II.  Klasse.  Ornamente  auf  freier  Grundlage  nach  den  eingeführten  Lehr- 
mitteln. 

IIL  Klasse.  Perspektivisches  Freihandzeichnen  nach  Körpermodellen,  z.  B. 
Würfel,  Prismen,  Pyramiden,  Cylinder,  Kugel,  Postamente,  zunächst  einzelne, 
dann  in  Gruppen.  Zeichnen  nach  gewerblichen  Gegenständen.  Die  Übungen, 
welche  nur  in  Umrissen  gezeichnet  werden  sollen,  begleiten  Erklärungen  aus 
der  malerischen  Perspektive.  (Empirische  Behandlung.) 

10,  Schreiben, 

I.  Klasse.  Übungen  in  Jer  deutschen  und  englischen  Kurrentschrift,  sowie 
Schreiben  der  arabischen  Ziffern. 

U.  und  in.  l^lasse.  a.  Rundschrift,  b,  Eintragung  der  Geschäftsaufsätze  und 
der  Buchhaltung  in  Reinhefte,  wobei  beide  Schriften  in  Anwendung  zu  bringen  sind. 

11,  Gesang, 

1.,  n.  und  III.  Klasse.  Übungsstcff  wie  bei  der  VL  bis  VIIL  Gemeinde- 
sehulklasse. 
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12.  Turnen, 

I.,  II.  und  III.  Klasse.    Übungen  nach  den  speziellen  Jahresprogrammen 
fUr  Gemeindeschulen  (Oberstufe). 

//.  Verteilung  der  Schulzeit  auf  die  einzelnen  Unterrichtsfächer, 
A.  Gemeindeschule  (Sommer  und  Winter). 
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B.  Fortbildungsschule  (Sommer  und  Winter). 
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Jeder  Lehrer  hat  für  seine  Schule  einen  Sommer-  und  Winterstundenplan 
anzufertigen  und  im  Schulzimmer  anzuschlagen.  Hiebei  ist  zu  beachten,  dass 
zwischen  der  Vor-  und  Nachmittagsschulzeit  eine  Zwischenpause  von  wenigstens 
Vi^  Stunden  eintrete.  Ebenso  soll  auf  eine  zweistündige  Schulzeit  eine  Pause 
von  10  Minuten  folgen,  während  welcher  sich  die  Schüler  ins  Freie  zu  begeben 
haben  und  die  Schullokale  gelüftet  werden  sollen. 

Die  Turnstunden  sollen,  wenigstens  im  Sommer,  auf  das  Ende  eines  Schul- 
halbtages verlegt  werden. 

In  Anbetracht  des  Arbeitsschulunterrichtes  können  die  Mädchen  im  Winter- 
semester in  den  vier  obem  Gemeindeschulklassen  und  in  der  Fortbildungsschule 
vom  Turnen,  sodann  in  den  beiden  obem  Gemeinde-  und  Fortbildungsschiüklassen 
von  der  geometrischen  Formenlehre  und  endlich  in  der  IV.  Klasse  der  Gemeinde- 
schule von  einer  Rechnungsstunde  befreit  werden. 

///.  Allgemeine  Vorschriften, 

In  Beziehung  auf  den  Unterricht  im  allgemeinen  und  in  einzelnen  Lehr- 
fächern werden  den  Lehrern  folgende  Vorschriften  zur  Nachachtung  empfohlen : 

1.  Schon  vom  ersten  Schuljahre  an  soll  auf  die  richtige  Körperhaltung  der 
Schüler  strenge  gehalten  werden,  namentlich  bei  allen  schriftlichen 
Arbeiten. 

2.  Auf  kurzsichtige  Schüler  ist  bei  Erklärungen  an  der  Wandtafel  oder  an 
der  Karte  besondere  Bücksicht  zu  nehmen. 
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3.  Die  Lehrer  haben  darauf  zu  dringen,  dass  die  Schüler  laut,  deutlich  und 
in  ganzen  Sätzen  antworten.  Sie  selbst  haben  sich  vor  allem  halben 
oder  ganzen  Vorsprechen  zu  hüten. 

4.  In  den  ersten  vier  Schulklasaen  muss  die  Schriftsprache  eingeübt  und 
in  den  folgenden  Klassen  als  ausschliessliche  Unterrichtssprache  gebraucht 
werden. 

5.  Mit  Beginn  des  III.  Schuljahres  (Hl.  Klasse)  soll  für  alle  schriftlichen 
Arbeiten  nur  Papier  zur  Anwendung  kommen. 

6.  Sämtlichen  Memorirübungen  hat  eine  Erklärung  des  betreffenden  Stoffes 
Yorauszugehen. 

7.  Beim  Lesen  ist  nicht  nur  auf  ein  allgemeines  Verständnis  des  Inhaltes 
zu  dringen,  sondern  es  sind  auch  die  fär  die  Bildungsstufe  der  Schüler 
ungewöhnlichen  Ausdrücke  und  Satzformen  zu  erklären. 

Beim  Vortrag  des  Auswendiggelemten  ist  bei  allen  Klassen   auf 
sprachrichtigen  Ausdruck  und  gute  Betonung  zu  halten. 

8.  Bei  allen  schriftlichen  Arbeiten  ist  auf  Schön-  und  Rechtschreibung  zu 
halten.  Ebenso  haben  die  Lehrer  auf  gute  Ordnung,  Reinlichkeit  und 
gehörige  Ausnützung  der  Hefte  zu  achten. 

9.  Mit  Beziehung  auf  das  Sprachfach  wird  gefordert: 

a.  Für  den  sprachlichen  Unterricht  ist  ein  Arbeitsheft  und  ein  Aufsatz- 
heft zu  föhren.  In  letzteres  sind  vom  vierten  Schu^ahre  an  die 
Aufsätze  einzutragen. 

b.  Die  Aufsätze  sind  mit  dem  Datxmi  der  Anfertig^ung  zu  versehen,  vom 
Lehrer  mit  roter  Tinte  zu  korrigiren  und  bei  der  Jahresprüfhng  mit 
der  ersten  Korrektur  und  ohne  weitere  Reinschrift  vorzidegen. 

c.  Im  Sommer  und  Winter  soll  je  alle  vierzehn  Tage  (in  der  Regel  in 
der  Schule)  ein  Aufsatz  angefertigt  und  vom  Lehrer  ausserhalb  der 
Schulstunden  korrigirt  und  in  Bezug  auf  Inhalt,  Form  und  Schrift 
zensirt  werden. 

10.  Im  Rechnen  ist  ein  exaktes  und  deutliches  Schreiben  der  Ziffern  und 
Zahlen  von  der  untersten  bis  obersten  Schulstufe  stets  im  Auge  zu 
behalten.  Es  ist  besonderer  Wert  auf  richtige  Anordnung  der  einzelnen 
Rechnungsoperationen  zu  legen.  Vom  fünften  Schuljahre  an  sind  beson- 
dere Rechnungsreinhefte  mit  Musterbeispielen  anzulegen. 

11.  Im  Zeichnen  ist  neben  der  Präzision  auch  die  Sauberkeit  in  der  Aus- 
führung zu  beobachten.  Es  ist  Klassenunterricht  nach  Vorzeichnungen 
des  Lehrers  an  die  Wandtafel  und  nach  Wandtabellen  zu  erteilen. 

12.  Im  Gresange  soll  die  deutliche  und  schöne  Aussprache  des  Textes  beson- 
ders gepflegt  werden. 

Mit  der  Einführung  vorstehender  Lehrpläne  wird  der  Lehrplan  für  die 
Oemeindeschulen  vom  13.  September  1876  und  der  Lehrplan  für  Fortbildungs- 
schulen vom  23.  April  1869,  Abschnitt  V  und  VI  (§§  39—74),  ausser  Kraft  gesetzt. 


11. 9.  Reglement  pour  les  inspecteurs  des  ieoles  primaires  du  canton  de  Neueh&tel. 

(Du  22  fßvrier  1890.)    Art.  57  de  la  loi. 

Art.  l^r-  L'inspection  8up6rieure  des  ^coles  primaires  appartient  au  d^parte- 
ment  de  llnstmction  publique. 

Deux  inspecteurs  permanents  sont  attach^s  au  d^partement  pour  exercer 
plus  8p6cialement  cette  inspection  (art.  54  de  la  loi). 

Art  2.  Les  deux  inspecteurs  sont  nomm^s  pour  trois  ans  par  le  Conseil 
d^Etat  Ils  re^oivent  un  traitement  fixe,  plus  une  indemnit6  de  d^placement. 
Lea  fonetions  d'inspecteur  sont  incompatibles  avec  toute  autre  fonction  salari^e 
(art  56  de  la  loi). 

Art.  3.  Le  canton  est  divis6  en  deux  circonscriptions  scolaires  plac6es 
chacone  sbus  la  surveillance  d'un  inspecteur. 
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La  prenjifere  circonscription  comprend  les  districts  de  Xeuchatel,  de  Boudry 
et  du  Val-de-Travers  j  la  seconde  les  districts  du  Val-de-Euz,  du  Locle  et  de 
La  Chaux-de- Fonds. 

Chaque  inspecteur  doit  r^sider  dans  9a  circonscription. 

Art.  4.  Les  inspecteurs  sont  en  rapport  direct  avec  les  commissions  sco- 
laires  et  le  corps  enseignant  primaire  pour  tout  ce  qui  conceme  la  fr^quentation 
des  6coles  et  Tenseignement  proprement  dit.  Ils  visitent  ä  ^poques  indltermin^es 
les  6coles  de  leur  circonscription ;  ils  pr^avisent  sur  les  amiliorationa  reconnues 
n^cessaires ;  ils  transmettent  au  d^partement  de  Tlnstruction  publiques  les  affaires 
qui  ^chappent  ä  leur  comp6tence  ou  qui  paraissent  de  nature  ä  exiger  soit  des 
^claircissements,  soit  une  Intervention  effective  de  l'autoritö  sup^rieure ;  ils  pro- 
cfedent,  lorsqu'ils  le  jugent  convenable,  k  Texamen  d6taill6  des  classes  et  veillent 
d'une  maniere  g^nörale  k  ca  que  la  loi  et  le  rfeglement  des  öcoles  primaires 
soient  observ^s. 

Art.  5.     Les  inspecteurs  dirigent  les  examens  en  obtention  du  certificat 
d'etudes  primaires. 

Ils  assistent,  autant  que  possible,  aux  examens  de  fin  d'annee  des  classes; 
ils  ont  le  droit  d^y  interroger  les  ölfeves. 

Ils  assistent  Igalement  aux  examens  de  concours  des  candidats  aux  postes 
vacants;  ils  en  arretent  le  programme  de  concert  avec  la  commission  scolaire 
et  transmettent  au  däpartement  de  Tlnstruction  publique  leurs  appreciations  snr 
les  r^sultats  obtenus. 

Art.  6.  Les  inspecteurs  controlent  les  tableaux  de  le^ons  de  chaque  6cole 
de  leur  circonscription.  Ils  peuvent  demander  au  döpartement  dy  apporter  les 
modifications  qu'ils  jugent  n^cessaires. 

Le  d6partement  regle  les  conflits  qui  pourraient  s'öleyer  entre  les  inspec- 
teurs et  les  commissions  scolaires. 

Art.  7.  Ils  controlent,  de  concert  avec  les  commissions,  les  comptes  de 
distribution  des  foumitures  scolaires. 

Ils  veillent  6galement  au  maintien  en  bon  6tat  des  biblioth^ques  scolaires 
et  ä  la  miäe  k  jour  des  registres  qui  concement  ces  biblioth^ques. 

Art.  8.  Les  inspecteurs  sont  tenus  de  s'intöresser  d'une  maniere  toute 
particuliöre  aux  instituteurs  et  aux  institutrices  stagiaires  et  de  les  diriger  dans 
tous  les  travaux  qui  peuvent  leur  faciliter  l'obtention  du  brevet  d'aptitude  peda- 
gogique. 

Art.  9.  Ils  adressent  chaque  annöe  au  döpartement  un  rapport  g^n^ral  sur 
la  marche  des  öcoles  de  leur  circonscription.  Ils  gardent  k  cet  effet,  copie  des 
rapports,  observations  et  remarques  qu'ils  ont  expöcÜt^s  pendant  l'ann^e  aux  com- 
missions scolaires.  Ces  documents  servent  de  base  k  l'^laboration  de  leur  rapport 
gän^ral  qui  est  annex^  au  rapport  de  gestion  du  d^partement. 

Art.  10.  Les  inspecteurs  ont  le  droit  de  visiter  les  öcoles  privßes  qui  ont 
acceptö  le  contröle  des  commissions  scolaires. 

Art.  11.  Les  inspecteurs  se  rendent  aussi  souvent  qu'il  leur  est  possible 
aux  Conferences  de  district  du  corps  enseignant.  Ils  doivent  assister  aux  Confe- 
rences g^n^rales  oü  ils  suppl6ent  le  chef  du  d^partement  en  qualit^  de  vice- 
pr^sidents  du  bureau. 

Art.  12.  Les  inspecteurs  prennent  part  avec  voix  consultative  aux  rennior.s 
de  la  commission  cantonale  consultative  pour  l'enseignement  primaire.  Toute- 
fois,  ils  ne  peuvent  assister  aux  d61ib6rations  qui  les  visent  personneUement. 

Art.  13.  Ils  ont  avec  les  commissions  scolaires  le  droit  de  signaler  au  juge 
de  paix  les  absences  non-justifi6es  aux  examens  de  classes,  en  vue  de  la  p6nalit^ 
prescrite  k  lart.  47  de  la  loi,  et  au  Conseil  d'Etat  les  cas  d'insub Ordination  ou 
d'immoralite  qui  pourraient  entrainer  la  Suspension  ou  la  destitution  du  titulaire 
d'une  classe. 

Art.  14.  Hs  sont  reunis  une  fois  chaque  mois  en  Conference  au  d^partement 
pour  y  discuter  les  questions  relatives  k  leur  inspection  et  präsenter  leur  rapport 
mensuel. 

Art.  15.  Ils  soutiennent  entre  eux  des  relations  suivies  afin  d'arriver  de 
plus  en  plus  k  une  marche  rögulifere  des  ^coles. 
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IIa  peuvent  etre  appel^s  par  le  d^partement  ä  se  suppiger  r^ciproquement. 
Art.  16.    Les  inspecteurs  doiTent  tont  leur  temps  k  leurs  fonctions. 
Hb  ont  droit  k  4  semaines  de  vacances  qu'ila  prennent  moyennant  avis 
donn^  au  d^partement  k  T^poque  g^n^rale  des  vacances  d'^t^. 

Art.  17.  Le  d^partement  fonmit  anx  inspecteurs  le  mat^rial  de  bureau  qui 
lear  est  n^cessaire,  copie  de  lettres  (avec  presse),  registres,  timbres,  papier,  etc. 


12.  10.  Aufsicht  aber  den  Turnunterricht  an  den  Primarschulen  des  Kantons  Solo- 
thum,    (Verordnung  des  Regierungsrates  vom  12.  August  1890.) 

Art.  1.  Für  die  spezielle  Beaufsichtiguitg  des  Turnunterrichtes  an  den 
Primarschulen  werden  jeweüen  mit  den  Primarschulinspektoren  auf  die  Amts- 
daner  von  zwei  Jahren  für  jeden  Bezirk  ein  oder  zwei  Fachmänner  als  Tum- 
inspektoren  gewählt. 

Art.  2.  a.  Diese  Tuminspektoren  haben  am  Ende  des  Sommerschulhalbjahres 
an  jeder  Primarschule  einzeln  die  Prüfung  im  Turnen  abzunehmen  und 
über  das  Resultat  derselben  dem  Erziehungs  -  Departement  Bericht  zu 
erstatten. 

6.  Sie  sollen  darüber  wachen: 

1.  Dass  die  Turnplätze  und  die  obligatorischen  Turngeräte  in  gehörigem 
Stand  erhalten  werden, 

2.  dass  der  Turnunterricht  soweit  mögflich  auf  das  ganze  Jahr  verteilt 
und  dass  an  jeder  Primarschule  jährlich  die  vorgeschriebene  Zahl 
Tumunterrichtsstunden  erteilt  wird, 

3.  dass  nicht  nur  den  Ordnungs-  und  Freiübungen,  sondern  auch  dem 
Geräteturnen  die  gebührende  Aufmerksamkeit  geschenkt  wird. 

c.  Sie  haben  die  vom  Lehrer  angewendete  Lehrmethode  zu  beobachten  und 
den  erstem  auf  allfällige  Fehler  und  Mängel  auftnerksam  zu  machen. 

d.  Von  allen  den  Turnunterricht  betreffenden  gesetzwidrigen  Zuständen 
und  Vorkommnissen  haben  sie  das  Erziehungs-Departement  sofort  in 
Kenntnis  zu  setzen. 

TArt  3.  Auf  Antrag  der  Bezirksschulkommissionen  wird  das  Erziehungs- 
Departement  dort,  wo  es  nötig  erscheint,  die  Tuminspektoren  beauftragen, 
auch  während  des  Jahres  Turnstunden  zu  besuchen. 

Art.  4.  Für  die  Abnahme  der  Tumprtifungen  und  die  den  Inspektoren 
obliegenden  weiteren  Verpflichtungen  (Art.  2),  sowie  für  besondere  Schulbesuche, 
welche  im  Auftrage  des  Erziehungs-Departementes  gemacht  worden  sind  (Art.  3), 
haben  die  Turninspektoren  zu  beanspruchen: 

a.  Für  die  Abnahme  der  Prüfungen  und  jeden  im  Auftrag  des  Erziehungs- 
Departements  gemachten  Schulbesuch  in  Gemeinden  mit  einer  Schule 
Fr.  1.  50. 
h.  Für  die  Abnahme  der  Prüfungen  und  jeden  im  Auftrage  des  Erziehungs- 
t  Departements 'gemachten  Schulbesuch  in  Gemeinden  mit  mehr  als  einer 
Schule  für  jede  Schule  Fr.  1. 
Ausserdem  werden  vergütet: 

a.  Für  Reisen  mit  der  Eisenbahn  die  Auslage  fiir  ein  Fahrbillet  IL  Klasse. 

b.  Für  Reisen,  bei  welchen  die  Eisenbahn  nicht  benutzt  werden  kann, 
10  Cts.  per  Kilometer. 

Die  Entfernungen  sind  nach  dem  vom  Regierungsrat  aufgestellten  Anhang 
zum|Distanzanzeiger  des  Kantons  Solothum  vom  Jahre  1885  nach  der  gewöhn- 
lich^ befolgten  Reiseroute  zu  berechnen. 

Art.  5.  Die  Rechnungen  der  Tuminspektoren  sind  alljährlich  nach  Schluss 
des  Sommerschulhalbjahres  dem  Erziehungs-Departement  einzureichen. 

j|^  Diese  Verordnung  tritt  sogleich  in  Kraft. 
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18. 11.  Regulativ  des  Erziehungsrates  des  Kantons  St.  Gallen  Ober  die  Verwrenduiiii 
der  Staatsbeitrftge  fUr  das  Yolksscliulwesen.  (Vom  2.  Dezember  1890.)  Ge- 
nehmigt vom  Regieningsrate  den  23.  Januar  1891.  (Art.  6—8  der  Verfassung.) 

/.  Staatsbeitrdge  für  Primarschulen. 

A.  Für  Äufnung  der  kleinern  Schulfonds. 

Art.  1.  Zu  diesem  Zwecke  sind  *|^  bis  ^|^  des  vom  Grossen  Rate  fär  die 
Äufnung  der  Schulfonds  und  Deckung  der  Rechnungsdefizite  bewilligten  Kredites 
zu  verwenden. 

Art.  2.  Auf  einen  Fondsbeitrag  haben,  so  weit  der  Kredit  ausreicht,  Ansprach: 

a.  Schulgemeinden  mit  vollen,  teilweisen  oder  geteilten  Jahrschulen,  ferner 
Halbtagsschulen  und  Dreivierteljahrsschulen,  deren  Fonds  per  Schule,  bezw. 
per  Lehrer,  weniger  als  Fr.  20,000  beträgt; 

b.  Schulgemeinden  mit  Halbjahrsschulen,  deren  Fonds  per  Schule  weniger 
als  Fr.  15,000  beträgt, 

imd  zwar  in  dem  Sinne,  dass  die  geringsten  Fonds  zuerst  in  Berücksichtigung 
fallen,  die  grössern,  soweit  der  zur  Verteilung  gelangte  Kredit  hinreicht 

Für  die  Schulgemeinden  unter  lit.  a.  sind  in  der  Regel  *li  desselben  zu 
verwenden. 

Art.  3.  Jede  der  in  Art.  2  genannten  Schulgemeinden  erhält  Fr.'  200  per 
Schule,  jedoch  nicht  mehr  als  Fr.  600  im  ganzen. 

Diese  Beiträge  sind  sofort  dem  Fonds  einzuverleiben. 

Art.  4.  Die  Schulgemeinden,  welche  solche  Fondsbeiträge  erhalten,  haben 
ihrerseits  im  Verhältnis  ihres  Schulsteuerkapitals  ebenfalls  einen  Äufiiungsbeitrag 
an  den  Schulfonds  zu  leisten,  sofern  ihre  Schulsteuer  insgesamt  40  Cts.  vom 
Hundert  nicht  übersteigt,  und  zwar  nach  folgender  Abstufung: 

Bei  einem 

Steuerkapitale 

per  Schule 

Bei  einem  hohem  Steuerkapital  als  Fr.  500,000  per  Schule,  sowie  an  solche 
Gemeinden,  welche  nur  1  per  mille  oder  weniger  Schulsteuer  zu  leisten  haben, 
erfolgt  in  der  Regel  kein  Staatsbeitrag. 

Art.  5.  Die  der  Schulgemeinde  überbundene  Leistung  kann  auch  teilweise 
oder  ganz  durch  freiwillige  Schenkung  seitens  der  betreffenden  Ortsgemeinde, 
einer  Korporation  oder  einzelner  Privaten  abgetragen  werden. 

Art.  6.  Die  Schulgemeinden  haben  innerhalb  zwei  Monaten  nach  erhaltener 
Anzeige  von  der  Zuteilung  eines  Staatsbeitrages  darüber  zu  beschliessen,  ob  sie 
denselben  unter  Gegenleistung  des  ihnen  zufaUenden  eigenen  Fondsbeitrages  an- 
nehmen wollen  oder  nicht. 

Erklärt  eine  Schulgemeinde  innerhalb  dieser  Frist  die  Annahme  nicht,  so 
wird  über  den  ihr  zugedachten  Staatsbeitrag  zu  gunsten  der  nächstberechtigteiL 
Schulgemeinden  verfügt.  Beschliesst  sie  dagegen  die  Annahme,  so  bleibt  dieser 
Beschluss  so  lange  für  sie  verbindlich,  als  sie  in  der  Reihe  der  durch  Fonds- 
beiträge zu  unterstützenden  Schulgemeinden  steht. 

Art.  7.  Über  motivirt  gestellte  Begehren  um  Reduktion,  bezw.  Nachlass 
des  von  einer  Schulgemeinde  zu  leistenden  Fondsbeitrages  entscheidet  die  Er- 
ziehungskommission. Es  sollen  indessen  die  zu  unterstützenden  Schulgemeinden 
nur  ausnahmsweise  und  im  Falle  allzu  starker  anderweitiger  Steuerbelastung 
ihrer  Gegenleistung  enthoben  werden. 

Wird  dem  bezüglichen  Gesuch  einer  Schulgemeinde  nicht  entsprochen,  so 
bleibt  derselben  der  Verzicht  auf  den  Staatsbeitrag  festgestellt. 

Art.  8.  Schulgemeinden,  welche  die  Fondsbeiträge  (Art.  8)  ohne  zureichende 
Gründe  ablehnen,  haben  keinen  Anspruch  auf  Staatsunterstützung  aus  dem  für 
Beiträge  an  die  Jahresrechnnng  ausgesetzten  Kredite. 

Art.  9.  Die  Schulgemeinden  sind  verpflichtet,  ihre  Gegenleistung  im  gleichen 
Rechnungsjahr,  in  welchem  sie  den  Staatsbeitrag  empfangen,  als  Bestandteil  des 
Fondes  zu  verrechnen,  ohne  deshalb  einen  Fondsmangel  aufkommen  zu  lassen. 


bis  auf  Fr.  200,000      50  %  \      .,„  q.,,,, 

von  Fr.  200,000  bis     „    300,000      75  %    }     ^i^s  btaats- 

„      „    300,000    „      „   500,000    100  %  j        Beitrages 
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für  das  Volksschulwesen. 


Die  Bezirksschnlrftte  haben  sich  bei  der  Prüfung  der  Schulrechnungen  von 
der  genauen  Einhaltung  dieser  Vorschriften  zu  überzeugen. 

B.  Für  die  Rechnungsdefizite  der  Schulgemeinden. 

Art.  10.  Für  Erleichterung  der  höchst  besteuerten  Schiügemeinden  sind 
ans  dem  in  Art.  1  genannten  Kredite  ^l^  bis  */7  an  die  jährlichen  Rechnungs- 
defizite derselben  zu  verwenden. 

Art.  11.  Bei  Ermittlung  dieser  Defizite,  bezw.  der  zu  ihrer  Deckung  not- 
wendigen Steuerquote,  fallen  sowohl  diejenigen  ausserordentlichen  Ausgaben 
ausser  Betracht,  für  welche  (wie  für  Schulhausbauten,  Fondsäufiiung)  der  Staat 
bereits  einen  besondem  Beitrag  leistet,  als  auch  diejenigen  für  Bildung  von 
besondem  Fonds,  und  es  sind  bloss  die  ordentlichen  Ausgaben  in  Berechnung 
zu  ziehen. 

In  den  Jahresrechnungen  der  Schulgemeinden  sind  die  ordentlichen  und 
ausserordentlichen  Ausgaben  in  diesem  Sinne  genau  auseinander  zu  halten, 
und  ist  das  für  Deckung  der  letztem  allfällig  erforderliche  Steuerbetreffiiis 
besonders  und  pünktlich  anzugeben. 

Art  12.  Wenn  die  ordentlichen  Rechnungsdefizite  sämtlicher  durch  Schul- 
steuem  stärker  belasteten  Schulgemeinden  zusammengestellt  sind,  so  ist  je  nach 
Massgabe  des  zur  Verfügung  gestellten  Kredites  festzusetzen,  wie  hoch  sich 
die  von  den  Schulgemeinden  zu  leistende,  gleichmässige  Schulsteuer  (Normal- 
steuer) belaufen  solle,  bezw.  wie  hoch  sich  der  Staatsbeitrag  für  die  Defizite 
der  einzelnen  Schulgemeinden  stelle. 

Der  Defizitbeitrag  des  Staates  für  eine  Schulgemeinde  darf  Fr.  800  per 
Schule  und  Fr.  3400  im  ganzen  nicht  übersteigen. 

Von  diesem  Defizitbeitrag  fallen  in  Abzug: 

o.  je  4%  vom  Fondsmangel,  von  ungesetzlichen  Kapitalanlagen  und  von 
Anleihen  für  laufende  Bedürfiiisse,  sofern  hiefÜr  nicht  höhere  Bewilligung 
erteilt  ist; 

6.  die  Verwaltungskosten,  sofern  sie  Fr.  50  per  Schule  übersteigen; 

c,   die  Unkosten  Sir  Schulfestlichkeiten. 

Dabei  steht  es  im  Ermessen  der  Behörde,  ausnahmsweise  auch  solche  Schul- 
gemeinden, welche  durch  ausserordentliche  Ausgaben  besonders  stark  belastet 
sind,  sowie  solche,  welche  sich  die  Hebung  ihres  Schulwesens  besonders  ange- 
legen sein  lassen  und  die  Schulfonds,  abgesehen  von  den  in  Art.  4  genannten 
GegeiUeistungen,  durch  freiwillige  Dotationen  äufhen,  billig  zu  berücksichtigen. 

Art.  13.  Schulgemeinden,  welche  bis  zum  1.  Dezember  der  Oberbehörde 
ihre  Jahresrechnung  nicht,  oder  nicht  in  vorschriftsgemässer  Form  eingereicht 
haben  oder  in  derselben  ungerechtfertigte  Ausgaben,  übertriebene  Spesen  und 
Fondsmängel  aufführen,  femer  solche,  welche  den  an  sie  ergangenen  Auffordemngen 
für  Verbesserung  ihres  Schulwesens,  Pflege  vemachlässigter  obligatorischer 
Fächer,  Verminderung  und  Ahndung  der  unentschuldigten  Absenzen,  Beschaffung 
der  obligatorischen  Lehrmittel,  Einhaltung  der  gesetzlichen  Schulzeit  oder  Ver- 
mehrung derselben  keine  Folge  geleistet  haben,  sowie  solche,  welche  die  Wei- 
sungen der  Erziehungsbehörden  unbeachtet  lassen  und  überhaupt  ihr  Schulwesen 
vernachlässigen,  können  für  das  betreffende  Rechnungsjahr  teilweise  oder  ganz 
von  der  Staatsunterstützung  ausgeschlossen  werden. 

Ein  gleiches  gilt  für  solche  kleine  Schulkorporationen,  welche  wegen  ihres 
geringen  Steuerkapitales  und  unzureichender  Schuldotation  eine  eigene  Schule 
nur  nodttelst  fortwährender  Staatssubvention  zu  halten  vermögen  und  der  Ein- 
]adxmg  zum  Anschluss  an  eine  benachbarte,  ihren  Verhältnissen  entsprechende 
Schalgenossenschaft  behufs  ihrer  ökonomischen  Erleichterung  und  der  Ver- 
besserung ihres  Schulwesens  beharrlichen,  ungerechtfertigten  Widerstand  ent- 
gegensetzen. 

Die  Bezirksschulräte  haben  die  in  diesem  Artikel  genannten  Ausschluss- 
gründe  ins  Auge  zu  fassen  und  bei  Anlass  der  Einsendung  der  Schulrechnungen 
sachbezügliche  Anträge  zu  stellen. 
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Art.  14.  Es  steht  im  Ermessen  der  Behörde,  den  Staatsbeitrag  an  die  Ver- 
brauchskasse der  Schulgemeinden  ganz  oder  teilweise  durch  Zuwendung  obli- 
gatorischer allgemeiner  Lehrmittel  (Schulwandkarte  etc.)  oder  Lehrgeriite,  so 
z.  B.  für  das  Turnen,  zu  verabreichen. 

//.  Stctatsheiträge  für  Bealsehulen, 

Art.  15.  Der  vom  Grossen  Rate  diesfalls  bewilligte  Kredit  ist  teils  zur 
Aufnung  neu  gegrttndeter  und  schwächer  dotirter  öffentlicher  Bealschnlen,  teils 
zur  Anstellung  vermehrter  Lehrkräfte  und  zur  Minderung  der  Defizite  überhaupt 
bestimmt  und  wird  nur  an  solche  Schulen  verabreicht,  welche  von  kantons- 
bürgerlichen Schülern  höchstens  Fr.  20  Schulgeld  beziehen. 

Neugegründete  Realschulen  erhalten  einen  ersten  Fondsbeitrag  von  Fr.  2000. 

Schulen  mit  einem  Fonds  bis  auf  Fr.  25,000  erhalten  bei  einem  Hauptlehrer 
Fr.  700,  bei  mehreren  Hauptlehrem  bis  auf  Fr.  1500,  und  Schulen  mit  einem 
Fondsbestand  von  Fr.  25,000  bis  Fr.  50,000  bei  einem  Hauptlehrer  Fr.  500,  bei 
mehreren  bis  auf  Fr.  1000  Staatsbeitrag  zur  Fondsäufiinng. 

Femer  erhalten  in  ökonomisch  ungünstigen  Verhältnissen  stehende  Real- 
schulen einen  Beitrag  bis  höchstens  Fr.  2500  an  das  Defizit  der  Jahresrechnung, 
wobei  die  Anstellung  vermehrter  Lehrkräfte  berücksichtigt  werden  solL 

Der  Gesamtbeitrag  an  Fonds  und  Defizit  einer  Realschule  dai*f  zusammen 
Fr.  4000  nicht  übersteigen. 

Ausnahmsweise  kann  die  Verwendung  der  Fondsbeiträge  bis  zur  Hälfte  auf 
Erhöhung  und  Vermehrung  der  Lehrgehalte  ftlr  einzelne  Realschulen  vom  Er- 
ziehungsrate bewilligt  werden. 

Ein  allfälliger  Überschuss  des  verfügbaren  Kredits  ist  solchen  Realschnlkorpo- 
rationen  zuzuwenden,  welche  sich  durch  besondere  Leistungen  hervortun. 

Art.  16.  Realschulkorporationen,  die  während  der  letzten  drei  Jahre  zur 
Vermögensvermehrung  selbst  nichts  Namhaftes  beigetragen  haben  oder  ihre 
Schulen  in  einem  unbefriedigenden  Zustand  belassen,  können  je  nach  Umständen 
von  der  Staatsunterstützung  teilweise  oder  gänzlich  ausgeschlossen  werden. 

Art.  17.  Bei  Auflösung  einer  Realschule  fallen  sämtliche  erhaltene  Fonds- 
beiträge des  Staates  (ohne  Zins)  an  den  Staat  zurück  und  sind,  wenn  inner- 
halb drei  Jahren  am  gleichen  Orte  nicht  eine  neue  Realschule  gegründet  wird, 
zur  Fondsäuj&iung  anderer  Realschulen  nach  Art.  15  zu  verwenden. 

///.  Staatsbeiträge  für  Fortbildunga-  und  Handfertigkeitaschtden  und  Schulgärten, 

Art.  18.  Auf  die  vom  Grossen  Rate  diesfalls  bewilligte  Staatsunterstützung 
haben  solche  Fortbildungsschulen  Anspruch,  welche: 

a.  Auf  gehöriger  Organisation  und  auf  Beschlüssen  von  Schul-  oder  Orts- 
gemeinden, Schulräten,  Verwaltungsräten  oder  Vereinen  beruhen  und  von 
diesen  unterstützt  und  beaufsichtigt  werden; 

b.  wöchentlich  wenigstens  vier  Stunden  (von  den  Gesangstunden  abgesehen) 
und  jährlich  während  wenigstens  20  Wochen  Unterricht  erteilen,  und 

c.  am  Schlüsse  des  Kurses  eine  öffentliche  Prüfung  ablegen. 

Art.  19.  Der  Staatsbeitrag  bezieht  sich  auf  das  letztverflossene  Schuljahr 
und  soll,  sofern  dies  der  verfügbare  Kredit  gestattet,  bei  80  Lehrstunden  Fr.  50 
und  je  filr  10  fernere  Lehrstunden  weitere  Fr.  10  betragen  bis  zu  einem  Maximum 
von  Fr.  2500.  Die  obligatorischen  Fortbildungsschulen  sind  jeweilen  durch  eine 
Zulage  von  Fr.  20  bis  Fr.  100  zu  begünstigen. 

Art.  20.  Fortbildungsschulen,  welche  bloss  Schülern  einer  bestimmten  Kon- 
fession offen  stehen  oder  in  bezug  auf  ihre  Leitung  ein  besonderes  konfessionelles 
Gepräge  tragen,  werden  vom  Staate  nicht  unterstützt. 

Art.  21.  In  paritätischen  Gemeinden  sind  jeweilen  nur  gemeinsame,  aus 
dem  Zusammenwirken  der  vorhandenen  Schulräte  auf  dem  Fusse  voller  Gleich- 
berechtigung hervorgegangene  Schulen  zu  unterstützen. 

Weigern  sich  die  Schulräte,  zu  diesem  Zweck  und  in  solcher  Weise  zu- 
sammenzuwirken, so  tritt  eine  Staatsunterstützung  nicht  ein;  weigert  sich  nrr 
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die  eine  Schulbehörde,  so  wird  die  Staatsunterstätzung  derjenigen  zu  teil,  welche 
sich  zu  diesem  Zusammenwirken  bereit  erklärt  hat,  immerhin  nur  unter  der  Be- 
dingung, dass  ihre  Schule  den  Schülern  beider  Eonfessionen  gleichmässig  offen 
steht. 

Art.  22.  Die  Behörden  oder  Vereine,  welche  eine  Fortbildungsschule  halten, 
haben  jeweilen  am  Ende  des  Kurses,  spätestens  aber  bis  Ende  April,  dem  be- 
treffenden Bezirksschulratspräsidenten  einen  kurzen  Bericht  über  den  Bestand 
der  Schule,  die  Dauer  und  den  Umfang  des  Unterrichtes,  die  Lehrer,  die  Schüler- 
zahl, die  Absenzen  und  die  ökonomischen  Verhältnisse  der  Schule  einzureichen. 

Erbebliche  Verspätungen  der  Berichtgabe  ziehen  den  Verlust  des  Staats- 
beitrages nach  sich. 

Die  Bezirksschulräte  haben  sodann  bis  Mitte  Mai  dem  Erziehungsdeparte- 
ment auf  Grund  der  Einzelberichte  und  unter  Beilegung  derselben  einen  sum- 
marischen Generalbericht  über  die  Fortbildungsschulen  ihres  Amtskreises  und 
ihre  Beobachtungen  über  die  Leistungen  derselben  einzusenden. 

Art.  23.  Gleichzeitig  und  in  gleicher  Art  wie  die  Fortbildungsschulen 
werden  auf  befriedigende  Ergebnisse  und  Berichtgabe  die  Handf^rtigkeitsschulen 
und  die  Schulgärten  staatlich  unterstützt. 

IV,  Staatsbeiträge  bei  Schulh ausbauten. 

Art.  24.  Der  zu  diesem  Zwecke  ausgesetzte  Kredit  ist  für  die  von  der 
Erziehungsbehörde  genehmigten  Bauten  und  Hauptreparaturen  von  Primär-  und 
Realschulhäusem,  sowie  für  Schulbrunnen,  Tumeinrichtungen  und  Anschaffung 
von  „St.  Galler  Schulbänken",  eventuell  von  Schulbänken  eines  andern  mindestens 
erleichwertigen  Systems,  yu  verwenden.  Anspruch  auf  diese  Beiträge  haben 
nebst  den  Realschulen  nur  solche  Schulgemeinden,  die  30  Cts.  oder  mehr  vom 
Hundert  steuern  müssen. 

Art.  25.  Der  Staatsbeitrag  soll  mindestens  2  und  höchstens  25  Prozent  der 
eigentlichen  Baukosten  mit  Hinzurechnung  der  Erwerbung  des  Bauplatzes  und 
unter  Abzu.:^  des  aUfälligen  Erlöses  aus  dem  alten  Schulhause  betragen. 

Bei  Ermittlung  des  Beitrages  fallen  die  Bereitwilligkeit  der  Schulgemeinden 
für  Anhandnahme  und  Förderung  des  Baues,  die  Höhe  des  Steuerkapitals,  die 
Länge  der  Tilgungsfrist,  sowie  die  allseitige  Beobachtung  des  Bauregulativs  in 
besondere  Berücksichtigung. 

Art.  26.  Die  erste  Hälfte  der  Staatsunterstützung  ist  zu  entrichten,  sobald 
das  Gebäude  unter  Dach  steht,  die  zweite,  sobald  die  Schluss-,  eventuell  Nach- 
koUaudation  die  Erfüllung  aller  erforderlichen  NachleLstungen  ausweist. 

Art.  27.  Vorstehendes  Regulativ  ersetzt  dasjenige  vom  17./20.  Januar  1888  *) 
und  tritt  sofort  in  Kraft. 


14.  12.  Reglement  betreffend  die  unentgeltliche  Abgabe  der  individuellen  Lehrmittel 
and  des  Übrigen  Schulmaterials  in  der  Primarschule  der  Stadt  ZOrich.  (Erlass 
der  Stadtschulpflege  vom  23.  Januar  1890.) 

I.  Austeilung.  §  1.  Bei  Beginn  des  Schuljahres  erhält  jeder  definitiv 
aufgenommene  Schüler  der  Alltagschule  die  in  der  Klasse  eingeführten  Lehr- 
mittel in  neuen  Exemplaren. 

Lehnnittel,  welche  im  Laufe  des  Kurses  beschädigt  werden  oder  verloren 
gehen,  sind  auf  Kosten  des  betreffenden  Schülers  neu  anzuscha£fen. 

Wegziehende  haben  die  empfangenen  Lehrmittel  zurückzugeben.  Diese 
werden  mit  dem  Entlassungszeugnis  an  den  Schulverwalter  abgeliefert  und 
soweit  nötig  ausgebessert. 

Schüler,  die  auf  Probe  aufgenommen  sind,  erhalten  bis  zur  definitiven  Auf- 
nahme, während  des  Kurses  eintretende  Schüler  bis  zum  Schlüsse  des  Schul- 
jahres solche  schon  gebrauchte  Lehrmittel,  die  der  Klassenlehrer  gegen  Ausweis 
vom  Schulverwalter  zu  beziehen  hat. 
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§  2.  In  der  Ergänznngsschule  werden  die  Lehrmittel  gestempelt,  in 
den  Klassenzimmern  aufbewali^  und  während  der  Unterrichtszeit  den  Schülern 
zur  Benutzung  Überlassen.  Unter  spezieller  Kontrole  des  Lehrers  können  sie 
auch,  soweit  es  notwendig  erschieint,  nach  Hause  mitgegeben  werden. 

§  3.  Die  Schreib-  und  Zeichnungsmaterialien,  sowie  der  Stoff  für  die  weib- 
lichen Arbeiten  in  der  Mädchenprimarschule  werden  nach  Bedarf  ausgeteilt  und 
sind  auch  den  Wegziehenden  zu  belassen. 

Zirkel  liegen  in  genügender  Zahl  in  den  Sammlungen  und  unterliegt  deren 
Benutzung  dem  Reglement  über  die  Sammlungen. 

Equerren,  Lineale  und  Transporteure  werden  fUr  die  Klassen  je  nach  Bedarf 
angeschafft  und  den  Schülern  während  des  Unterrichts  zum  Gebrauche  überlassen. 

n.  Verwaltung.  §  4.  Die  individuellen  Lehrmittel,  sowie  die  Schreib- 
und Zeichnungsmaterialien  werden  durch  die  Schulyerwaltung  angeschafft. 

Das  Material  für  die  weiblichen  Arbeiten  besorgt  die  Quästorin  der  weib- 
lichen Vorsteherschaft  im  Einverständnis  mit  der  Schulverwaltung. 

Alle  Anschaffungen  von  Papier,  Heften,  Stoff  für  die  weiblichen  Ar- 
beiten u.  8.  w.  sollen,  sei  es  nach  Ausschreibung,  sei  es  durch  direkte  Bestellung 
in  den  Fabriken,  auf  Muster  hin  gemacht  werden.  Nicht  entsprechendes  Material 
ist  sofort  zurükzuweisen. 

Inländischem  Fabrikat  (Papier,  Xähfaden  u.  dgl)  ist  bei  gleicher  Güte  der 
Vorzug  zu  geben. 

Die  Aufsicht  über  den  gesamten  bezüglichen  Verkehr  steht  der  Bechen- 
kommission  zu  (G.-O.  der  Schulpflege,  §  19,  B). 

§  5.  Je  nach  der  Emeuerungswahl  der  Schulpflege  wählt  der  vereinigte 
Primarkonvent  für  jedes  Primarschulhaus  einen  Besorger  auf  die  Amtsdauer  von 
drei  Jahren. 

§  6.  Der  Besorger  vermittelt  den  Verkehr  der  Schulverwaltung,  resp.  der 
von  dieser  bezeichneten  Lieferanten  mit  den  einzelnen  Klassenlehrern  und  führt 
Buch  über  denselben.  Die  Ablieferung  der  Lehrmittel,  Schreib-  und  Zeichnungs- 
materialien an  die  Klassenlehrer  zu  Händen  der  Schüler,  resp.  der  Klassen  (§  2) 
geschieht  auf  Bestellung  und  gegen  Quittung. 

§  7.  Die  Besorger  reichen  am  Ende  jedes  Semesters  ihre  nach  bestinunteiu 
Schema  gestellten  Bechnungen,  denen  die  Empfangsscheine  der  Klassenlehrer 
und  die  Rechnungen  der  bezeichneten  Lieferanten  als  Belege  beigefügt  sind, 
der  Schulverwaltung  ein. 

Die  Prüfung  und  Genehmigung  dieser  Abrechnungen  ist  Sache  der'  Rechen- 
kommission. 

§  8.  Am  Schlüsse  des  Schuljahres  stellt  die  Schulverwaltung  den  gesamten 
Verkehr  in  Schulmaterialien  in  übersichtlichen  Rechnungen  zusammen.  Letztere 
bilden  Spezialbeilagen  zu  der  Schulkassarechnung  des  betreffenden  Jahres  (§  23 
des  Reglements  für  die  Schulverwaltung). 

Über  das  am  Ende  des  Schuljahres  in  den  Händen  der  Besorger  befindliche 
Material  ist  ein  genaues  Inventar  anzufertigen,  das  in  den  übersichtlichen  Rech- 
nungen der  Schulverwaltung  als  Übertrag  auf  neue  Rechnung  au%eföhrt  wird. 

§  9.  Die  Besorger  beziehen  jeder  jährlich  Fr.  100  Entschädigung,  welche 
in  den  übersichtlichen  Rechnungen  der  Schulverwaltung  in  Ausgabe  zu  bringen  sind. 

§  10.  Gegenwärtiges  Reglement  tritt  mit  Beginn  des  Schuljahres  1890.91 
für  die  Primarschule  definitiv  in  Kraft. 


15.  13.  Provisorische  Bestimmungen  betreffend  Erriclitung  von  Spezialklassen  ffir 
schwaclibegabte  Kinder.  (Beschluss  der  Schulpflege  der  Stadt  Zürich  vom 
28.  November  1890.) 

1.  In  die  Spezialklassen  sollen  aufgenommen  werden  Schüler  der  Alltags- 
schule, die  in  Folge  ihrer  mangelhaften  Begabung  oder  zurückgebliebenen  Ent- 
wickelung  dem  Klassenunterricht  nicht  zu  folgen  vermögen. 

2.  Ausgeschlossen  bleiben  solche  Kinder,  die  nach  Untersuchung  durch  einen 
von  der  Schulpflege  bezeichneten  Arzt  sich  als  schwachsinnig  und  für  jeden 
Schulunterricht  untauglich  erweisen,  sowie  sittlich  verwahrloste  Kinder. 
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Ebenso  sollen  nicht  angenommen  werden  Kinder,  die  das  Lehrziel  der 
dritten  Klasse  erreicht  haben. 

3.  Die  Aofiiahme  findet  statt  nach  einjähriger  Beobachtung  in  der  allge- 
meinen Schule,  früher  nur  auf  besondem  Wunsch  der  Eltern,  jedoch  nur  dann, 
wenn  ein  Schüler  vorher  mindestens  ein  halbes  Jahr  die  städtische  Schule 
besucht  hat. 

4.  Die  Aufnahme  ist  Sache  der  Schulpflege.  Sie  findet  statt  auf  Antrag 
des  betreffenden  Klassenlehrers,  nach  spezieller  Prüfung  durch  die  Sektion  und 
anf  das  Gutachten  des  nach  §  2  bezeichneten  Arztes. 

Sind  die  Eltern  nicht  einverstanden,  so  steht  ihnen  der  Bekurs  an  die 
Oberbehörde  offen. 

5.  Auf  Antrag  des  betreffenden  Lehrers  (Lehrerin)  und  nach  Einholung  eines 
Gutachtens  des  bezeichneten  Arztes  kann  bei  gutem  Erfolge  ein  Kind  auf  viertel- 
jährige Probezeit  in  die  allgemeine  Schule  zurückversetzt  werden. 

Die  Rückversetzung  ist  von  der  Schulpflege  zu  genehmigen. 

6.  Die  Schülerzahl  einer  Spezialklasse  soll  25  nicht  übersteigen. 

7.  Der  Lehrplan  soll,  wenn  auch  mit  Modifikationen,  demjenigen  der  allge- 
meinen Schule  möglichst  angepasst  werden. 

Dabei  ist  auf  Handarbeiten  für  Mädchen  und  Knaben,  und  insbesondere 
auf  Turnen  und  Spiele  in  freier  Luft  Wert  zu  legen,  so  zwar,  dass  von  höchstens 
30  wöchentlichen  Stunden  10  hierauf  verwendet  werden. 

Knaben  und  Mädchen  werden  gemeinsam  unterrichtet. 

8.  Die  Lehrer  oder  Lehrerinnen  der  Spezialklassen  sind  in  Rechten  und 
Pflichten  den  übrigen  Lehrern  resp.  Lehrerinnen  der  Stadt  Zürich  gleichgestellt. 


U,  Mädchen-Arbeitsschulen. 

Ift.  1.  Uhrplan  für  die  Arbditsschulen  des  Kantons  8t.  Galten. 

/.  Klasse  (TV.  Primarschuljahr). 

Stricken.  Erlernung  der  verschiedenen  Maschen  an  einem  Übungsstreifen  — 
jeweilen  eine  Anzahl  Gänge  (oder  Nadeln):  1.  glatte  Maschen,  2.  krause 
Maschen,  3.  abwechselnd  glatte  und  krause  Maschen,  4.  eine  Nadel  glatte  und 
eme  Nadel  krause  Maschen,  dazwischen  ein  Nähtchen,  5.  das  Rohrabnehmen, 
6.  die  Ferse  und  das  Abketten  nach  Schluss  derselben. 

Anwendung  im  Stricken  eines  Strumpfes  nach  der  Regel. 

Nähen.  Erlernung  der  verschiedenen  Stiche,  Nähte  und  Säume  an  einem 
Übungsstück  —  Vorstich,  Steppstich,  Hinterstich,  Überwindlingsstich,  Saumstich, 
WaUnaht, 

Vorgerücktere  können  etwa  noch  Hohlsäume  erlernen.  —  Die  richtige 
Körperhaltung  und  Bewegung  der  Arme  und  Finger  ist  zu  beachten. 

IL  Klasse  (V.  Primarschuljahr). 

Stricken.  Fortsetzung  des  Strumpfstrickens  nach  der  Regel.  Erlernung 
^niger  leichter  Hohlmuster  an  einem  Übungsstück,  wenn  die  Zeit  reicht. 

Nähen.  Weiterübung  des  Nähens  durch  Anfertigung  eines  kleinen  Mädchen- 
hemdes.   Anleitung  zum  Zuschneiden  desselben. 

Zeichnen.  Erlernung  des  Wäschezeichnens  an  einem  Übungsstück  auf 
nnexngeteiltem  Stramin:  ein  einfaches  Alphabet  und  einfache  Ziffern. 

in.  Klasse  (VI.  Primarschuljahr). 

Stricken.    Fortsetzung  des  Strickens:  Anfertigung  grösserer  Strümpfe. 

Nähen.  Fortsetzung  der  Übung  durch  Anfertigung  eines  Franenhemdes. 
Anleitong  zum  Zuschneiden  desselben. 
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HauBschürzen  in  Kotton  mit  gezogenen,  fein  an  das  Band  zu  nähenden 
Falten,  Erlernung  der  Knopflöcher  als  Vorbereitung  auf  die  Anfertigung  eines 
Knabenhemdes. 

IK  Klasse  (VII.  Primarschuljahr). 

Stricken.,  Fortsetzung  der  Übung  der  III.  Klasse.  Allenfalls  auch 
Stricken   von   Ärmeln,  Jäckchen  u.  dgl. 

Nähen.  Fortübung  durch  Anfertigung  eines  einfachen  Knabenhemdes. 
Anleitung  zum  Zuschneiden  desselben. 

Allenfalls  auch  Nähen  von  Jacken,  Schürzen  u.  dgl. 

Flicken.  Erlernung  des  Einsetzens  von  Stücken  auf  Baumwollstoff :  Stücke 
mit  einer,  zwei  und  vier  Ecken,  eingenäht  mit  Überwindlingsstichen,  Hinte^ 
und  Saumstichen,  mit  Wallnaht  und  breiten  Säumen. 

F.  Klasse  (I.  Jahr  der  Ergänzungsschule). 

Stricken.  Fortübung  durch  Anstricken  von  Strümpfen  und  Einstricken 
von  Stücken. 

Nähen.  Anfertigung  eines  Herren-  (Manns-)  Hemdes.  Anleitung  zum 
Zuschneiden  eines  solchen. 

Flicken.  Erlernung  des  Maschenstiches  (glatte  und  krause  Maschen  and 
die  verschiedenen  Abnehmen),  an  einem  Übungsstück  oder  an  alten  Strümpfen 
einzuüben.    Anwendung  an  zerrissenen  Strümpfen. 

VI,  Klasse  (11.  Jahr  der  Ergänznngsschule). 

Stricken.  Einstricken  von  Stücken  in  Strümpfe  und  andere  Strickarbeiten 
zur  Übung. 

Nähen.  Anfertigung  eines  Hemdes  (die  ganze  Klasse  dasselbe  nach  Be- 
stimmung der  Lehrerin).  Allfällig  noch  andere  Näharbeiten  und  Übungen  im 
Zuschneiden. 

Flicken.  Einsetzen  von  Stücken  in  Weisszeug,  Bettzeug,  Kleider  u.  s.  w., 
wobei  den  Mädchen  die  Wichtigkeit  dieser  Arbeiten  für  das  Hauswesen  nahe 
zu  legen  ist. 

Fortgesetzte  Anwendung  des  M^ischenstiches  zum  Ausbessem  von  Strtlmpfen. 

Die  Haushaltungskunde  in  den  drei  obersten  Klassen  soll,  wo  mögiich, 
folgendes  bieten:  Belehrung  über  die  wichtigsten  weiblichen  Hausgeschäfte  in 
bezug  auf  Nahrung,  Kleidung,  Wäsche,  Wohnung,  Krankenpflege,  häusliche 
Einrichtung,  Besorgung  des  Gartens,  —  alles  mit  besonderer  Kücksicht  auf 
Ordnung  und  Keinlichkeit  und  Ausbildung  eines  haushälterischen  Sinnes. 

Allgemeine  Bemerkungen  über  den  Arbeitsunterricht. 

1.  Der  Unterricht  in  den  weiblichen  Handarbeiten  (und  in  der  Haushaltungs- 
kunde) ist  für  die  Mädchen  ein  notwendiger  Bestandteil  des  gesamten  Volks- 
schulunterrichtes.  Wie  jeder  andere  Unterricht,  soll  auch  jener  dazu  dienen, 
die  Erziehung  der  Schülerinnen  durch  Ausbildung  der  Einsicht  und  Stärkung 
der  Willenskraft  zu  fördern. 

2.  Im  besondem  soll  der  Arbeitsunterricht  dazu  dienen,  in  den  Schülerinnen 
das  Verständnis  für  die  in  der  bürgerlichen  Haushaltung  vorkommenden  Hand- 
arbeiten zu  wecken  und  auszubilden  und  die  Fertigkeit  in  der  Ausftihrung  von 
solchen  Arbeiten  in  dem  Masse  zu  verleihen,  dass  die  Schülerinnen  nach  ihrem 
Austritt  aus  der  Schule  Fähigkeit  und  Liebe  zu  weiterer  Ausbildung  in  diesem 
Fache  besitzen. 

3.  Die  zu  lehrenden  Arbeiten  sind :  Stricken,  Nähen  (mit  Inbegriff  des  Zu- 
schneidens).  Zeichnen  (der  Wäsche)  und  Flicken  von  Gestricktem  und  Gewobenem. 

Anmerkung.  Das  Häkeln  und  Sticken  fällt  als  nicht  absolut  notwendig 
und  im  Hinblick  auf  die  beschränkte  Unterrichtszeit  weg. 
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4.  Mit  dem  Stricken  and  Nähen  wird  in  der  ersten  Arbeitsschnlklasse 
(lY.  Primarschnlklasse)  begonnen  nnd  sind  beide  Fertigkeiten  dnrch  alle  Klassen 
fortznüben. 

5.  In  der  Arbeitssehnle  sind  vor  allem  sämtliche  zur  Ansführnng  kommenden 
Arbeiten  eingehend  nnd  allseitig  zu  besprechen,  nm  ein  verständiges  und  selb- 
ständiges Arbeiten  seitens  der  Schülerinnen  zu  erzielen.  Sodann  sind  auch  die 
Terschiedenen  Einrichtungen  und  Vorkommnisse  des  Hauswesens,  soweit  die  Zeit 
reicht,  mit  den  Schülerinnen  zu  erörtern. 

6.  Die  Schülerinnen  eines  jeden  Jahrganges  (Schuljahres)  bilden  auch  in 
der  Arbeitsschule  eine  Klasse  för  sich,  und  es  ergeben  sich  somit  sechs  Klassen 
im  Arbeitsunterrichte:  IV.,  V.,  VI.  und  VII.  Alltagsschulklasse,  I.  und  II.  Er- 
gftnznngsschulklasse.    Zusammenziehung  von  Klassen  ist  möglichst  zu  vermeiden. 

7.  Der  Unterrichtsstoff  ist  angemessen  abzustufen  und  so  auf  die  Klassen 
zu  verteilen,  dass  ein  der  wachsenden  Fähigkeit  der  Schülerinnen  entsprechender 
Fortschritt  vom  Leichtem  zum  Schwerem  stadtfindet  (siehe  Lehrplan). 

8.  Der  Unterricht  ist  wenigstens  in  dem  Sinne  als  Klassenunterricht 
zu  erteilen,  dass  die  Schülerinnen  einer  und  derselben  Klasse  die  gleichen 
Arbeiten  gleichzeitig  ausführen. 

9.  Jede  Art  der  Arbeit  wird  zuerst  an  passenden  Übungsstücken  erlernt 
imd  dann  an  Nutzarbeiten  bis  zur  gehörigen  Sicherheit  eingeübt. 

10.  Soweit  der  Arbeitsunterricht  die  Erlangung  von  Fertigkeiten  (des  Arbeiten- 
könnens) bezweckt,  muss  die  Lehrerin  die  Arbeiten  (an  eigenem  Arbeitsstoffe) 
vormachen  und  von  den  Schülerinnen  beschreiben  und  dann  von  diesen  an  ihrem 
Arbeitsmaterial  nachmachen  lassen. 

11.  Sofem  der  Unterricht  auf  die  Erlangung  von  Kenntnissen  oder  Förderang 
der  Einsicht  und  Selbstfindigkeit  im  Arbeiten  ausgeht,  muss  die  Lehrerin  durch  an- 
gemessene Fragen  die  Schillerinnen  zum  Nachdenken  über  die  Arbeiten  anregen 
mid  sie  veranlassen,  sich  über  dieselben  in  sprachrichtiger  Weise  auszudrücken. 

12.  Die  Erörterungen  über  Gegenstände  des  Hauswesens  haben  in  besonderen 
Standen  stattzufinden,  d.  h.  die  Haushaltungskunde  bildet  einen  für  sich  selb- 
ständigen Zweig  des  Arbeitsunterrichtes. 

13.  Die  Auswahl  des  Arbeitsmaterials  und  der  Arbeitswerkzeuge,  sowie  die 
Bestimmting  der  jeweilen  auszuführenden  Arbeiten  ist  Sache  der  Lehrerin. 

14.  Sämtliche  Arbeiten  müssen  in  der  Schule  begonnen,  ausgeführt  und 
vollendet  werden. 

15.  Die  Schülerinnen  sind  anzuleiten,  ein  Verzeichnis  der  von  ihnen  gefer- 
tigten Arbeiten  anzulegen  und  fortzuführen,  und  die  Lehrerin  fertigt  eine 
Übersicht  sämtlicher  in  der  Schule  ausgeführten  Arbeiten  in  der  Schultabelle  ans. 


III.  Fortbildungsschulefi. 

17.  1.  Programme  des  cours  facultatifs  du  soir  du  canton  de  Genöve.  (Arr§t^  du 
Departement  de  Tlnstruction  publique  du  17  octobre  1890.) 

Les  cours  facultatifs  du  soir  sont  destin^s  aux  jeunes  gens  et  anx  jeunes 
filles  äg^s  de  plus  de  quinze  ans. 

Les  cours  qui  ne  r^unissent  pas  un  nombre  d'^l^ves  süffisant  peuvent  §tre 
snpprim^  temporairement. 

Des  certificats  constatant  les  r^sultats  obtenus  sont  d^livr^s  ä  la  fin  des 
cours  aux  61^ves  qui  ont  subi  les  examens. 

Les  61^ves  paient  chaque  cours  ä  raison  d'un  franc  pour  une  heure  de  le^on 
par  semaine. 

Les  cours  ont  lieu  d^s  le  mois  d'octobre  jusqu'au  mois  de  mars. 

Premiere  ann6e. 

ArithnUtique  comtnerciale,  —  2  h.  par  semaine.  —  Calcul  de  Tint^ret  et  de 
l'escompte  par  des  mßthodes  pratiques.  —  Changes  et  fonds  publics.  —  Comptes 
i^oorants  par  les  principales  m^thodes. 
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Factures  et  lettres  de  voitnre.  —  Effets  de  commerce:  billets  k  ordre  et 
lettres  de  change,  d'apr^s  les  prescriptions  du  Code  des  Obligations. 

Alg^bre,  —  3  h.  —  Resolution  de  probl^mes  par  les  6quations  num^riqnes 
du  1^'  degr6.  —  Les  quatre  Operations  alg^briques  dans  les  cas  les  plus  simples.— 
Equations  du  1«^  degrö  k  une  ou  plusieurs  inconnues.  —  Carrös  et  racines 
carr6es.  —  Equations  du  2™«  degr6.  —  Progressions  et  logarithmes.  —  Exer- 
cices  et  applications. 

Giomitrie,  —  3  h.  —  Angles  des  polygones.  —  Applications  k  l'assemblage 
des  fignres.  —  Canevas  de  la  d^coration  de  surfaces  planes. 

Construction  des  triangles.  —  Application  k  la  recherche  graduelle  de  lon- 
gueurs  et  d'angles.  —  Triangulation. 

D^composition  des  polygones  plans;  ^yaluation  des  surfaces  de  ces  poly- 
gones. —  Surface  des  corps  evalu6s  d'apres  le  dfiveloppement.  —  Cercle.  — 
Secteur.  —  D6veloppement  des  corps  ronds  (cylindres  et  cönes). 

Projections.  —  Croquis  cot^s  de  solides.  —  Figures  semblables.  —  R^duction 
d^une  figure.  —  Emploi  des  rapports  trigonom^triques  naturels  pour  le  calcul 
de  longueurs  et  d'angles.  —  Lct^s  de  plans. 

Reprösentations  axonometriques.  —  Perspective  cavalifere. 

Evaluation  des  yolumes.  —  Application  au  m6tr6  et  au  cubage. 

Courbes  usuelles;  leur  application  dans  la  repr^sentation  des  corps. 

Dessin,  —  3  h.  —  Dessin  de  solides  et  d'objets  d'aprfes  les  coupes  ej  les 
croquis  cot^s. 

Croquis  cot^s.  —  Constniction  de  perspective  cavaü^re  faite  d'aprfes  ces 
croquis. 

Etüde  de  types  choisis  dans  le  but  de  faire  connaitre  la  nature  des  fonnes 
ouvr^es,  savoir:  formes  assembl^es,  formes  superposöes. 

D6coration  de  ces  types  suivant  la  mati^re  et  Tusage. 

Deuxi^me  ann^e. 

Tenue  des  livres.  —  2  h.  —  Tenue  des  livres  en  partie  double.  —  Livres 
indispensables ;  livres  auxUiaires.  —  Comptes  g^n^raux ;  comptes  personnels.  — 
Ecritures  des  Operations  d'une  maison  de  commerce.  —  Balance  de  verification.  — 
Bilan.  —  Compte  de  liquidation.  —  R^ouverture  des  comptes. 

Notions  il4mentaires  de  physique  et  de  chimie.  —  3  h.  —  Chimie  eiemeii- 
taire.  —  Notions  sur  la  Constitution  de  la  mati^re.  —  Nomenclature  chimiqne; 
formules.  —  Equations. 

EtudQ  des  principaux  metalloKdes  et  de  leurs  deriv6s.  —  Etüde  des  princi- 
paux  metaux  et  de  leurs  sels. 

Physique  eiementaire.  —  Pesanteur.  —  Etüde  des  corps  solides.  —  Hydro- 
fitatique.  —  Etüde  des  corps  gazeux.  —  Barom^tres.  —  Manom^tres.  —  Etüde 
de  la  chaleur.  —  Machines  k  vapeur.  —  Notions  sommaires  sur  la  lumi^re  et 
Tacoustique. 

Notions  spiciales  d'ilectricite  et  d'optique.  —  3  h.  —  Physique.  Electricite.  — 
Electricite  statique.  —  Magnötisme.  —  Electricite  dynamique.  —  Mesures 
eiectriques.  —  Construction  des  piles.  —  Action  chimique  du  courant.  —  Gal- 
vanoplastie.  —  Accumulateurs.  —  Action  du  courant  sur  Taignille  aimant^e.  — 
Galvanom^tre.  —  Action  du  courant  sur  le  fer.  —  Electro-aimants  et  leurs  appli- 
cations. —  Teiegraphie.  —  Action  calorifique  du  courant.  —  Eclairage  elec- 
trique.  —  Electro-dynamique.  —  Induction.  —  Telephone.  —  Notions  speciales 
d'optique. 

M4canique  avec  application  de  dessin  industriel.  —  4  h.  —  I.  Introduction.  — 
Temps,  mouvement,  vitesse,  force,  inertie.  —  Mesure  des  forces,  dynanometres. 

Statique. — Composition  et  decomposition  des  forces. —  Construction  graphique 
de  la  resultante  et  des  composantes.  —  Application  k  la  repartition  des  efforts 
dans  les  charpentes  (cas  les  plus  simples).  —  Centres  de  gravite.  — ■  Leviers, 
balances,  treuils,  crics. 

Dynamique.  —  Lois  du  mouvement.  —  Pesanteur.  —  Travail  mecanique 
et  forces  vives.  —  Resistances  passives. 
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IL  M^caniqae  appliqa^e.  —  Transformation  et  transmission  des  mouvements.  — 
Organes  ^l^mentaires  des  machin  es. 

Classification  des  machines.  —  Moteurs  hydranliques.  —  Machines  k  vapeiir. 

Dessin.  —  3  h.  —  Etade  et  dessin  de  types  choisis   dans  le  but  de  faire 
connaitre  les  formes  model^es  et  taill^es,  tonm^es  et  martel^es. 
Decoration  snivant  la  mati^re  et  Tasage. 
Elements  de  perspective  normale. 

Jeunes  ßlles. 

Premi&re  ann6e. 

Francis.  —  2  h.  par  semaine.  —  Dict^es.  Leciure  de  morceanx  choisis 
ayec  remarques  sur  l'orthographe  et  le  style.  Comptes  rendus  oraux.  —  Exer- 
cices  de  rßdaction. 

AUemand.  —  2  h.  —  Eagles  de  grammaire  les  plus  indispensables.  —  Exer- 
cices  de  conjugaison  et  de  d^clinaison  ^l^mentaires.  —  Lectures.  —  Exercices 
de  r6daction  portant  sur  des  sujets  usuels.  —  Conversation  au  moyen  de  phrases 
simples. 

Ärithmdtique  cammerciale,  —  2  h.  —  Calcul  rapide,  par  formule,  des  nombres 
d^cimaux,  des  nombres  mixtes  et  des  nombres  complexes  combin^s.  —  R^gle  de 
trois,  rfegle  d'int6r§t.  —  Escompte  commercial  (m6thodes  abr6g6es).  —  Regles 
de  soci^t^,  de  partage  proportionnel  et  de  m^langes. 

Factures.  —  Effets  de  commerce  d'apr^s  les  prescriptions  du  Code  des 
Obligations. 

Oalligraphie,  —  2  h.  —  Exercices  d'^critüre  anglaise,  fran^aise,  ronde  et 
gothique.  —  Application  k  la  tenue  des  livres  de  commerce. 

Dessin.  —  3  h.  —  Dessin  g^omötrique.  —  Dessin  en  vue  de  la  coupe  et 
de  la  confection.  —  Dessin  de  broderies.  —  Application  k  Tomement  de  la  lingerie 
et  des  vetements. 

Deuxi^me  ann6e. 

Allemand.  —  2  h.  —  Verbes  irr6guliers  et  verbes  compos^s.  —  Lectures.  — 
Exercices  de  conversation  et  de  rMaction. 

Tenue  des  livres.  —  3  h.  —  Tenue  des  livres  en  partie  double.  —  Livres 
indispensables ;  livres  auxiliaires.  —  Comptes  g^nöraux ;  comptes  personnels.  — 
Ecriture  des  Operations  d'une  maison  de  commerce.  —  Balance  de  v6rification.  — 
EiLan.  —  Compte  de  liquidation. 

Economie  domestique.  —  1  h.  —  Principes  qui  doivent  diriger  une  maitresse 
de  maison. 

Logement.  —  Choix  d'un  appartement.  —  Installation  et  entretien.  —  Pro- 
prete,  iM&ration.  —  Pr6cautions  k  prendre  k  la  suite  d'une  maladie  contagieuse.  — 
Proc^d^s  divers  d'6clairage  et  de  chauffage. 

Mobilier.  —  Choix  et  conditions  d'un  mobilier. 

Vetements  et  lingerie.  —  Notions  sur  les  divers  tissus  et  leur  emploi.  — 
Entretien  et  conservation  des  vetements. 

Provisions  de  manage.  —  Achat  et  conservation.  —  Recettes  diverses. 

Comptabilite  d'un  manage.  —  Epargne.  —  Assurance. 

Hygikne.  —  2  h.  —  Principaux  organes  du  corps  humain  et  leurs  fonctions.  — 
Natrition.  —  Les  aliments  et  les  boissons.  —  Falsification  des  aliments.  — 
Poisons  et  contre-poisons. 

Fonctions  de  la  peau. 

Respiration.  —  Composition  de  l'air  atmosph^rique.  —  Conditions  pour  une 
respiration  normale.  —  Conditions  hygiöniques  d'une  bonne  habitation.  —  Chauffage, 
Ventilation,  a^ration.  —  Gaz  toxiques. 

Consequences  pour  le  corps  humain  des  variations  de  la  temp6rature.  — 
Mojens  de  les  neutraliser.  —  Adaptation  des  v§t  ements  et  de  ralimentation  au 
climat. 


52  Kantonale  Gesetze  und  Verordnungen. 

Systeme  nervenx.  —  Travail  intellectuel. 
Hygiene  de  la  vne.  —  Eclairage. 

Locomotion.  —  Os   et  muscles.  —   Exercices   corporels,   gymuastiqae. 
Fatigue  et  repos. 

Soins  k  donner  en  cas  d'accidents. 

Soins  k  donner  aux  malades  et  aux  enfants. 

Dessin,  —  3  h.  —  Suite  du  programme  de  premi^re  ann^e. 


IV.  Lehrerseminarien. 

18.  1.  Lehrplan  fflr  das  Lehrerseminar  des  Kantons  Schwyz.  (Erlass  des  Regienmgs- 
rates  vom  8.  Januar  1890.) 

I.  Religionslehre. 

Vorkurs,  a,  Katechismus:  Die  Lehre  Ton  Gott  und  die  Gehote  im  allge- 
meinen (2  Std.).  b.  Bihlische  Geschichte:  Auswahl  aus  dem  Alten  und  Neuen 
Testamente  mit  steter  Berücksichtigung  der  Glauhenslddre  (1  Std.). 

I.  Klasse,  a.  Katechismus,  gemeinsam  mit  dem  Vorkurs,  aber  in  konzent- 
rischer Erweiterung  (2  Std.).  b.  Biblische  Geschichte  im  Anschluss  an  den 
Katechismus  (1  Std.). 

II.  Klasse,  a.  Katechismus  und  Liturgik:  Die  Gebote  im  besondem  und 
die  Gnadenmittel.  Erklärung  der  wichtigsten  hl.  Orte,  Geräte  und  Handlungen 
(2  Std.).  b.  Biblische  Geschichte*  mit  steter  Hinweisung  auf  den  Unterricht  in 
der  Volksschule  (1  Std.). 

in.  Klasse,  a.  Glaubenslehre  und  Liturgik:  Das  Wichtigste  aus  der  Lehre 
von  den  hl.  Schriften  und  der  Kirche.  Einfährung  in  den  Kirchendienst  (1  Std.). 
6.  Geschichte  der  christlichen  Kirche  (2  St4.). 

IL  Erziehungs-  und  ünterrichtslehre. 

A.  Erziehungslehre. 

I.  Klasse.    Zweck,  Mittel,  Ideal  und  Grundlagen  der  Erziehung.    Die  Er- 
ziehungsfaktoren.    Die  Schule  und  der  Lehrer.    Pflege  und  Ausbildung  des  ^ 
Körpers. 

n.  Klasse.  Die  Seelenkräfte  des  Menschen,  ihre  Entwicklung  und  Büdung 
im  Kinde. 

m.  Klasse.  Geschichte  der  Erziehung  und  des  Unterrichts  mit  eingehender 
Behandlung  der  grossen  Pädagogen  der  neuem  Zeit. 

B.  ünterrichtslehre. 

n.  Klasse.    Allgemeine  Unterrichtskunde  und  Schulordnung. 

in.  Klasse,  a.  Theorie:  Das  Lehrverfahren  in  den  einzelnen  Fächern  auf 
Gnindlage  des  Lehrplans  und  der  vorgeschriebenen  Lehrmittel  der  sch^^T^zerischen 
Volksschulen  (3  Std.).  b.  Praxis:  Lehrübungen  in  der  Musterschule  nach  der 
alphabetischen  Reihenfolge  der  Lehramtskandidaten  unter  Aufsicht  und  Leitung 
des  Fachlehrers.    Besuch  der  Schulen  in  der  Umgebung  (4  Std.). 

m.  Sprachfächer. 

Ä.  Dsutschs  Sprache. 

Vorkurs,  a.  Grammatik:  Abriss  der  Wortlehre,  b.  Lesen  und  Erklären 
entsprechender  Musterstücke.  Memoriren  und  Übungen  im  freien  Vortrage, 
r.  Schriftliche  Arbeiten:  Wöchentlich  ein  Aufsatz.  Häufige  grammatikalische 
Übungen.    Korrektur. 
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L  Klasse,  a.  Grammatik:  Eingehende  Behandlung  der  Satzlehre,  h.  Lesen 
nnd  Erklären  von  leichtem  prosaischen  und  poetischen  Musterstücken.  Memoriren 
und  Übungen  im  freien  Vortrage,  c.  Aufsatzlehre  und  Anleitung  zu  Geschäfts- 
an&ätzen.  d.  Schriftliche  Arbeiten:  Wöchentlich  ein  Aufsatz  in  stetem  An- 
schlnss  an  Lektüre  und  Fächer.  Sc>«riftliche  Wort-  und  Satzanalysen.  Ge- 
schäftsanfsätze  und  grammatikalische  Übungen.    Korrektur. 

Ü.  Klasse,  a.  Grammatik:  Kurze  Wiederholung  der  Satzlehre.  Einläss- 
liche  Behandlung  der  Wortlehre..,  h.  Lesen,  Erklären  und  Zergliedern  von 
Mnsterstücken.  Memoriren  und  Übungen  im  freien  Vortrage,  c.  Stilistik, 
Benklehre  und  Fortsetzung  der  Anleitung  zii  Geschäftsaufsätzen  (Verträge). 
d.  Schriftliche  Arbeiten:  Wöchentlich  ein  Aufsatz  (Schilderungen,  Schönerzäh- 
Inngen.  Abhandlungen)  im  Anschluss  an  die  Lektüre  und  an  die  Fächer,  be- 
sonders an. .die  Erziehungslehre.  Grammatikalische  und  stilistische  Übungen. 
Verträge.    Übungen  aus  der  Denklehre.    Korrektur. 

IIL  Klasse,  a.  Abriss  der  Poetik  und  der  Literaturgeschichte,  h.  Lesen 
und  Erklären  klassischer  Dramen  und  charakteristischer  Proben  der  neuen 
Literatur,  e.  Schriftliche  Aufgaben  mit  schriftlicher  Verbesserung  von  selten 
'^,es  Lehrers  und  mündlicher  Besprechung  in  der  Schule,  d.  Memoriren  nnd 
Übungen  im  freien  Vortrage. 

B.  Französische  Sprache, 
(Die  Zöglinge  werden  je  nach  ihren  Kenntnissen  einer  der  4  Klassen  zugewiesen.) 

Vorkurs.  Aussprache,  Konjugation  der  Hülfszeitwörter  und  das  .Not- 
wendigste auB  der  übrigen  Formenlehre.  Mündliche  und  schriftliche  Über- 
setzungen. 

L  Klasse.  Die  regelmässige  Konjugation  und  Erweiterung  der  übrigen 
Formenlehre.  Mündliche  und  schriftliche  Übungen.  Memoriren  kleinerer  Gedichte. 

IL  Klasse.  Rückbezügliche  und  unregelmässige  Zeitwörter  und  Fort- 
setzung der  übrigen  Formenlehre.  Mündliche  und  schriftliche  Übungen.  Lesen 
nnd  Memoriren  prosaischer  und  poetischer  Musterstücke. 

HL  Klasse.  Das  .Wichtigste  aus  der  Syntax.  Mündliche  und  schriftliche 
Übungen.    Lesen  und  Übersetzen  klassischer  Werke.    Memoriren. 

IV.  Mathematik. 
A,  Arithmetik  und  Algebra, 

Vorkurs,  a.  Arithmetik  gemeinsam  mit  der  I.  Klasse,  h,  Algebra:  Die 
vier  Grundrechnungsarten  mit  ein&chen  und  zusammengesetzten,  positiven  und 
negativen,  ganzen  und  gebrochenen  Zahlen.  Leichte  Gleichungen  des  ersten 
Gmdes. 

I.  Klasse,  a.  Arithmetik :  Wiederholung  der  gemeinen  und  Dezimalbrüche. 
Abgekürztes  Rechnen.  Einfache  und  zusammengeseszte  Regeldetri.  Zinsrech- 
nungen, b,  Algebra:  Wiederholung  der  vier  Grundrechnungsarten.  Mass  der 
Zahlen.  Gleichungen  des  ersten  Grades  mit  einer  und  mit  mehreren  Unbe- 
kannten. 

II.  Klasse,  a,  Arithmetik:  Verhältnisse  und  Proportionen.  Rabatt-,  Ge- 
»ellschafts-,  Mischungs-,  Termin-,  Waren-  und  Wechselrechnungen,  b,  Algebra: 
Potenzen  und  Wurzeln,  Quadrat-  nnd  Kubikwurzelausziehen.  Gleichungen  des 
zweiten  Grades,  c.  Buchhaltung:  Rechnung»-  und  einfache  Buchführung.  Das 
Kontokorrent  mit  Zinsberechnung  nach  verschiedenen  Methoden. 

m.  Klasse,  a.  Arithmetik:  Der  Kettensatz.  Münzrechnung.  Aktien, 
Renten;  Wechsel-,  Waren-  und  Effektenarbitrage.  Übungen  und  Wieder- 
holungen ans  dem  bisher  behandelten  Stoff,  b.  Algebra:  Gleichungen  höheren 
Grades,  welche  sich  auf  quadratische  zurückführen  lassen.  Arithmetische  und 
geometrische  Progressionen.  Die  Logarithmen  und  deren  Anwendung  zur  Lösung 
von  Exponentialgleichungen,  Zinseszins-,  Renten-  und  Amortisationsrechnungen. 
Wiederholung  der  wichtigsten  Kapitel  der  Algebra. 
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B,  Geometrie. 

Vorkurs.  Linien  und  Winkel  an  parallelen  Linien.  Das  Dreieck,  Kon- 
gruenz der  Dreiecke.    Konstruktionen  und  Berechnungen. 

L  Klasse.  Wiederholung  der  Lehre  vom  Dreiecke.  Vier-  und  Vielecke. 
Kreifilehre  und  Inhaltsgleichheit  der  Figuren.  Konstruktionen  und  Berechnungen. 

II.  Klasse,  a.  Planimetrie:  Proportionalität,  Ähnlichkeit  und  Inhalts- 
bestimmung der  Figuren.  Berechnung  des  Kreises,  h.  Stereometrie.  Konstruk- 
tionen und  Berechnungen. 

m.  Klasse,  a.  Ebene  Trigonometrie.  Wiederholung  der  Planimetrie  und 
Stereometrie.  Konstruktionen  und  Berechnungen,  b.  Feldmessen  in  besondern 
Stunden:  Vermessungen  und  Aufiiahmen  von  Messkette,  Messlatte  und  Krenz- 
scheibe.    Nivelliren. 

V.  Realfächer. 

A.  Geographie. 

Vorkurs.    Das  Wichtigste  aus  der  Geographie  der  Schweiz. 

I.  Klasse.  Schweizergeographie:  Allgemeines.  Anleitung  zum  Karten- 
lesen.   Eingehende  Beschreibung  der  Schweiz  und  der  einzelnen  Kantone. 

n.  Klasse.  Allgemeine  Geographie:  Erklärung  der  allgemeinen  geogra- 
phischen Begriffe  am  Globus  und  auf  der  Karte.  Das  Weltmeer,  die  fllnf  Erd- 
teile und  ihre  Bewohner.  Einlässliche  Behandlung  jSuropas.  Abriss  der  Staaten- 
kunde der  übrigen  Weltteile. 

in.  Klasse.  Kurze  Wiederholung  der  allgemeinen  Geographie  und  aus- 
führliche Beschreibung  der  Schweiz.    Kartenzeichnen  in  allen  Klassen. 

B.  Geschichte, 

Vorkurs.  Schweizergeschichte:  Vom  Bunde  der  Waldstätte  bis  zur  Ee- 
formation. 

L  Klasse.  Schweizergeschichte:  Eingehende  Behandlung  der  ältesten  und 
alten  Zeit. 

n.  Klasse,  a,  Schweizergeschichte:  Von  der  Reformation  bis  zur  neuesten 
Zeit  (1  Std.).  b.  Weltgeschichte:  Geschichte  des  Altertums  und  des  Mittel- 
alters (2  Std.). 

III.  Klasse,  a.  Weltgeschichte:  Geschichte  der  neuern  und  der  neuesten 
Zeit  bis  auf  die  Gegenwart,  b.  Schweizergeschichte  und  Verfassungskunde: 
Wiederholung  der  Schweizergeschichte.  Allgemeine  Grundsätze  der  Verfassungen; 
Einrichtung  des  Staates  im  allgemeinen  und  der  Schweiz  im  besondern. 

C.  Naturkunde. 

Vorkurs.  Abwechslungsweise  das  Wichtigste  aus  dem  Tier-  oder  Pflanzen- 
reiche. 

I.  Klasse.  Anthropologie:  Bau  und  Pflege  des  menschlichen  Körpers. 
Zoologie:  Wirbeltiere.    Gliedertiere,  besonders  £e  wichtigsten  Insekten. 

II.  Klasse,  a.  Botanik:  Das  Hauptsächlichste  aus  der  Anatomie,  Morpho- 
logie, Physiologie  und  Systematik  der  Pflanzen.  Übungen  im  Beschreiben  und 
Bestimmen  derselben  auf  Grund  der  Anschauung.  Anlegen  einer  Sammlung 
(2  Std.).    b.  Physik:  Mechanik  und  Wärme  (1  Std.). 

in.  Klasse,  a.  Mineralogie:  Allgemeine  Mineralogie  und  Betrachtung  der 
wichtigem  Mineralien  (1  Std.).  b.  Chemie:  Anorganische  Chemie.  Kenntnis 
der  wichtigsten  Elemente  und  ihrer  Verbindungen.  Aus  der  organischen  Chemie  : 
Zucker,  Gährungen,  die  alkoholischen  Getränke  und  die  Nahrungsmittel  (1  Std.)- 
c.  Physik.    Magnetismus,  Elektrizität,  Akustik  und  Optik  (1  Std.). 
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VL  Kunstfächer. 

A.  Musikunterricht. 

a.   Musiktheorie  und  Gesang. 

1.  Musiktheorie. 

Vorkurs.    Allgemeine  Musiklejire. 

L  Klasse.  Allgemeine  Musiklehre,  Fortsetzung.  Darstellung  des  Tones 
nach  seiner  Zeitdauer,  seiner  Höhe  oder  Tiefe  und  seinen  verwandtschaftlichen 
Beziehungen.    Lehre  von  dem  Vortrage,  der  Skalen  und  Intervallen. 

n.  Klasse.  Akkordlehre:  Der  Dreiklang,  dessen  Versetzungen  und  Lagen. 
Kadenzen.  Die  Vierklänge  im  allgemeinen  und  der  Dominantseptimenakkord 
im  besondem,  die  Versetzungen,  Lagen,  die  Vorbereitung  und  Auflösung  des- 
selben. Praktische  Anwendung  dieser  Akkorde  zu  leichten  Modulationen. 
Analysen. 

JH.  Klasse.  Wiederholung  des  in  der  n.  Klasse  behandelten  Lehrstoffes. 
Lehre  von  den  Vorhalten,  Durchgangs-  und  Wechseltönen.  Der  Orgelpunkt. 
Abschluss  und  Wiederholung  der  gesamten  Harmonielehre.  Analysen.  Anleitung 
zum  Harmonisiren  von  Choralgesängen.  Das  Wichtigste  aus  der  Modulations- 
theorie. 

2.  Gesang. 

Vorkurs.    Elementarübungen.    Leichte  Lieder. 

L  Klasse.  Tonbildungs-,  ünterscheidungs-,  Treff-  und  rhythmische  Übungen. 
Die  Tonarten,  leichte  Lieder.  Choralgesänge  mit  besonderer  Rücksicht  auf  selbst- 
ständiges Singen  jedes  einzelnen  Schülers.  Übung  der  einschlägigen  Chorgesänge 
für  den  Gottesdienst. 

n.  Klasse.  Fortgesetzte  Übung.  Schwierigere  Stücke  mit  besonderer 
Rnckaicht  auf  Sicherheit  und  Ausdruck  im  Vortrage.  Vorbereitung  der  ein- 
schlägigen Chorgesänge,     r 

ni.  Klasse.  Schwierigere,  insbesondere  vierstimmige,  polyphone  Gesänge, 
Motetten,  Messen,  Choralgesänge,  weltliche  Gesänge,  vorzügliche  Volkslieder. 
Übungen  im  Singen  vom  Blatt.  Direktionsübungen.  Behandlung  des  Gesang- 
nnterrichts  in  der  Volksschule.  Kurzer  Unterricht  über  die  liturgischen  Gesetze 
der  Kirchenmusik  und  des  Kirchengesanges. 

Vorkurs,  L,  ü.  und  m.  Klasse.  Chorgesang.  Choralgesang  nach  dem 
Graduale  und  Vesperale  Komanum.  Figuralgesang:  Vierstimmige  Messen, 
Litaneien,  Motetten  für  Männerchor.  Mehrstimmige  weltüche  Gesänge  für 
Männerchor. 

b.  InstrumentalmusliL 

Der  Instrumentalmusik-Unterricht  wird  mit  steter  Berücksichtigung  der 
Vorbildung,  des  Fleisses  und  Fortschrittes  der  Schüler  erteilt.  Jeder  Zögling 
des  Vorkurses  und  der  I.  Klasse  erhält  in  der  Woche  wenigstens  acht  halbe, 
jeder  der  II.  Klasse  12  und  jeder  der  III.  Klasse  15  halbe  Stunden  für  die  Übung. 

1.  Violin. 

Vorkurs.  Die  Anfangsgründe  des  Violinspiels  mit  entsprechenden  Übungen. 

I.  Klasse.  Elementar-Übungen,  die  leichtem  Tonarten  mit  steter  Rück- 
sicht auf  Haltung  des  Körpers  und  Instrumentes,  richtige  BogenfÜhrung  und 
reine  Intonation. 

II.  Klasse.  Fortsetzung  obiger  Übungen  zur  Erlangung  grösserer  Fertig- 
keit und  reiner  Intonation.  Sämtliche  Tonleitern.  Lieder,  Opernmelodien, 
Duette. 

in.  Klasse.  Gesteigerte  Übungen  in  der  I.  Lage.  Beginn  der  verschie- 
denen Lagen.  Abschluss  der  Violinschule.  Schwierige  Etüden,  Duette,  Salon- 
stöcke, Sonaten  etc.  für  Violin  und  Klavier. 
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Die  Geübtem  sämtlicher  Klassen  werden  hie  und  da  zur  Ausführung  leichter 
Ensemblesätze  yereinigt.  Desgleichen  üben  die  auf  gleicher  Stufe  Stehendea 
wöchentlich  1  Stunde  zusammen. 

2.  Klavier. 

Vorkurs.  Die  Anfangsgründe  des  Klavierspiels  mit  fortschreitenden  Übungen. 

I.  Klasse.  Elementarübungen  nach  der  eingeführten  Klavierschule  mit 
besonderer  Rücksicht  auf  richtige  Haltung  und  schönen  Anschlag.  Volksmeiodien. 
Leichte  Etüden.    Vierhändige  Klavierstücke. 

•  II.  Klasse.  Fortsetzung  obiger  Übungen  mit  steter  Rücksicht  auf  richtiges 
und  schönes  SpieL  Chorlieder  für  gemischten  und  Männerchori  Opemmelodien, 
Etüden,  Sonatinen,  Übungsstücke  für  vier  Hände. 

III.  Klasse.  Fortsetzung  und  Abschluss  der  eingeführten  Klavierschaie. 
Lieder,  Etüden,  Sonaten,  Unterhaltungsstücke,  Symphonien,  Ouvertüren  ftir 
vier  Hände. 

3.  OrgeL 

IL  Klasse.  Anfangsgründe  des  Orgelspiels,  zuerst  leichtere  Manualübungen 
an  zwei-,  drei-  und  vierstimmigen  Sätzen,  später  etwas  schwierigere  Stücke  f&r 
Manual.  Beginn  des  Pedalspiels.  Orgelstücke  mit  Pedal,  leichte  Kirchenlieder 
und  Choralmessen. 

ni.  Klasse.  Präludien,  Fughetten,  Choral-  und  deutsche  Messgesänge. 
Lieder,  vierstimmige  Messen,  Litaneien  und  Vespern.  Belehrung  über  Bau  und 
Registrirung  der  OrgeL  Das  Orgelspiel  beim  Seminargottesdienst  (täglich  ab- 
wechselnd Choralmessen,  Requiem  und  deutsche  Messgesänge,  entsprechend  dem 
Diözesandirektorium)  wird  von  den  fähigen  Zöglingen  der  Reihe  nach  besorgt 
öftere  Übungen  auf  dem  Harmonium  und  auf  der  Orgel. 

B.  Zeichnen, 
1.  Freihandzeichnen« 

Vorkurs.    Gemeinsam  mit  der  I.  Klasse. 

I.  Klasse.  Übungen  im  Proportioniren  und  Konturiren  nach  geomet- 
rischen Körpennodellen.  Zeichnen  einfacher  Ornamente  nach  Vorlagen  und 
Gipsmodellen. 

II.  Klasse.  Fortsetzung  des  Zeichnens  nach  omamentalen  Gipsmodellen 
und  nach  der  Natur.    Schattiren.    Figuren-  und  Landschaftszeichnen. 

ni.  Klasse.  Farbenlehre.  Zeichnen  und  Koloriren  nach  antiken  Motiven. 
Übungen  an  der  Wandtafel  und  praktische  Anleitung  zum  Zeichnenunterricht 
in  der  Volksschule. 

2.  Technisches  Zeichnen, 
in.  Klasse.    Geometrisches  und  perspektivisches  Zeichnen.  Planzeichnen. 

C.  Schlhtschreiben, 

Vorkurs.    Gemeinsam  mit  der  l.  Klasse. 

I.  Klasse.  Übung  der  deutschen  und  lateinischen  Kurrentschrift.  Takt- 
schreiben. 

IL  Klasse.  Fortsetzung  der  Übungen  der  ersten  Klasse.  Vorgerücktere 
beginnen  die  Zierschriften. 

ni.  Klasse.  Zierschriften:  Rund-  und  gothische  Schrift.  Schreibübungen 
an  der  Wandtafel  und  Anleitung  zum  Schreibunterrichte  in  der  Volksschale. 

Vn.  Turnen. 

Vorkurs,  l.  und  IL  Klasse.  Erste  und  zweite  Stufe  der  Tumschule  für 
den  militärischen  Vorunterricht  Zusammengesetzte  Frei-,  Ordnungs-  und  Stab- 
Übungen.    Tumspiele. 
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m.  Klasse.  Dritte  Stufe  der  Tnmschnle.  Zusammengesetzte  Frei-,  Ord- 
niiiigs-  nnd  Stabübnngen.  Übungen  am  Reck  und  Barren.  Anleitung  zur  £r- 
teilong  des  Turnunterrichts  an  Volksschulen  in  Verbindung  mit  Kommandir- 
und  Instmktionsübungen  in  den  unteren  Klassen. 

VUL  Landwirtschaftslehre. 

Fflr  sämtliche  Klassen.  Der  Gemüse-  und  Obstbau:  Anlage  einer 
Saat-  und  Baumschule  für  Feld-  und  Zwergobstbäume.  Veredlungen.  Jung- 
baiUDzacht.  Frziehung  und  Behandlung  der  Formenbäume.  Das  Beerenobst  und 
seine  Behandlung.  Kenntnis  und  Behandlung  der  Krankheiten  nnd  Feinde  der 
Obstbäume.  Theoretische  und  praktische  Anleitung  zur  Bienenzucht.  Der 
theoretisch  behandelte  Sto£f  wird  praktisch  verwertet,  indem  jedem  Zöglinge 
ein  Teil  des  Schulgartens  zur  Bebauung  und  Besorgung  zuge^iiesen  wird, 
(rrössere  Arbeiten  werden  gemeinschaftlich  ansgeftihrt. 

Schlussbestimmungen. 

1.  Die  im  Lehrplane  enthaltenen  Fächer  sind  für  alle  Schüler  der  be- 
treffenden Klasse  obligatorisch. 

2.  Jeder  Lehrer  wird  am  Anfange  des  Schuljahres  den  Unterrichtsstoff  des 
Lehrplanes  so  einteilen,  dass  er  das  Jahresziel  der  einzelnen  Klassen  in  gleich- 
müsigem  Fortschritte  vollständig  erreicht  und  zwei  Monate  fär  die  Wieder- 
holong  erübrigt. 

3.  Der  Erziehnngsrat  bestimmt  auf  Vorschlag  der  Seminardirektion  die 
Lehrbficber,  Lehrmittel  und  Schulgeräte. 

4.  Die  Seminarlehrer  einigen  sich  über  den  Gebrauch  einer  gleichförmigen 
Terminologie  und  halten  sich  genau  an  die  von  der  zuständigen  BehOrde,  vor- 
geschriebene Orthographie. 

5.  Das  Lehrerkollegium  sorgt  durch  gegenseitige  Besprechung,  dass  die 
ZQghnge  mit  Haus-  und  Ferienarbeiten  nicht  überladen  werden. 

6.  Auf  Grundlage  des  Lehrplanes  wird  jedes  Semester  ein  besonderer 
Stundenplan  aufeestellt. 

7.  Die  Seminardirektion  ist  mit  der  Vollziehung  dieses  Lehrplanes  beauftragt. 

Verteilung  des  Unterrichts. 

Religionsunterricht 

Erziehungslehre 

Unterrichtslehre  ^) 

Deutsche  Sprache 

Französische  Sprache 

Arithmetik  und  Algebra    .... 

Geometrie 

Geographie 

Geschichte    , 

Naturkunde 

Gesang  und  Musiklehre 

Violin 

Klavier 

Orgelspiel 

Zeichnen 

Schönschreiben 

Turnen 

Landwirtschaft^)       ..<,...     
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Vorkurs. 

I. 
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2 
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.— . 
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2 
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2 

2 

1 

2 

2 

3 

2 

1 

1 

1 

1 

M  Dazu  kommen  in  der  III.  KlAsse  vier  Stunden  Praxis. 

*)  DtLzn  kommen  in  Allen  Klassen  noch  wenigstens   zwei  Stunden  fQr  landwirtbchaft- 
Mdw  Artietten  und  Versuche. 
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19.  2.  Reglement  particulier  d'admission  dans  Töcole  normale  froBbeiienne,  sous 
section  des  ölöves-institutrices  du  canton  de  Neuchfttel.  (Arret^  du  Conseil 
d'Etat  du  7  f6vrier  1890.) 

Art.  l**"-  L'öcole  nonnale  froebelienne  est  Institute  dans  le  but  de  pr^parer 
k  la  carriäre  p^dagogique  les  jeunes  filles  qui  d^sirent  se  vouer  ä  Tenseignemeiit 
dans  les  ^coles  enfantines. 

Art.  2.  L'enseignement  comprend  deux  ann^es  d'^tudes :  la  1>^  a  pour  but 
de  donner  aux  61dyes-institutrices  la  culture  g^n^rale  exig^e  des  candidats  am 
brevets  Instituts  par  la  loi  et  la  2®  de  les  former  k  la  pratique  de  Penseignement 

Art.  3.  Sont  admises,  en  l''«  annde  d^s  Page  de  16  ans  rövolus,  les  Kleves 
sortant  d'une  6cole  secondaire-industrielle  du  canton  avec  un  certificat  satis- 
faisant,  ou  qui  prouvent,  dans  un  examen,  qu^elles  possädent  des  connaissances 
süffisantes. 

Les  ölfeyes  pr6par6es  dans  les  öcoles  de  district  pourront,  des  17  ans  rövolns, 
^tre  admises  directement  dans  la  2^  ann^e  si  elles  justifient,  par  un  examen, 
ou  sur  Präsentation  de  titres  et  de  certificats  reconnus  valables,  qu'elles  possMent 
une  pr^paration  th^oriqne  süffisante. 

Art.  4.  Le  nombre  des  41Sves-institutrices  de  cette  ^cole  est  dans  la  r^le 
de  45. 

Art.  5.  Si  le  nombre  des  ^l^ves  qui  se  pr6sentent  k  Tinscription  d^passe  45, 
11  sera  fait  un  cboix  apr^s  examen. 

Art.  6.    Cet  examen  portera  sur  les  brancbes  suivantes: 

1®  Orthographe;  7^  Dessin; 

2^  Composition;  8®  Notions  ^l^mentaires  des  sciences 

3^  Pödagogie;  naturelles; 

49  Calcul;  9^  Histoire  et  g6ographie  nationales; 

5®  Lecture ;  10^  Oouvrages  manuels. 

&^  Ecriture; 

Art.  7.  Si,  k  la  suite  de  cet  examen,  le  nombre  des  61^ves  ayant  obtenn 
un  cbiffre  reconnu  süffisant  d^passe  le  nombre  r^glementaire,  le  choix  se  fera 
d'aprfes  la  rägle  suivante: 

Seront  admises: 

1^  Les  ^l^ves  neuchäteloises  ou  les  ^l^ves  suisses  dont  les  parents  sont 
domicili^s  dans  le  canton. 

2fi  Les  ^l^ves  des  autres  cantons.    • 

3^  Les  ^trang^res  k  la  Suisse. 

Art  8.  Les  inscriptions  et  P examen  auront  lieu  dans  la  semaine  qui  pr^c&de 
le  jour  fix^  pour  les  inscriptions  au  gymnase  cantonal. 

Dispositions  concemant  les  enfants  admis  ä  friquenter  VScole, 

Art.  9.   Le  minimum  d'äge  pour  Pentr^e  k  P6cole  est  fixö  k  4  ans. 

Toutefois,  ne  pourra  ^tre  admis,  en  aucun  cas,  tout  enfant  qui  ne  saurait 
pas  parier  ou  dont  le  manque  de  d^veloppement  aurait  pour  effet  d'entraver  la 
bonne  marche  des  legons. 

Art.  10.  Les  demandes  d^admission  doivent  §tre  adress^es  k  la  directiice 
de  P^cole  normale  au  commencement  de  Pann6e  scolaire. 

Art.  11.  En  vue  de  Padmission,  les  parents  devront  remplir  nn  formolaire 
imprim^  portant  les  noms  et  pr^noms  de  leurs  enfants,  leur  filiation,  leor  fige, 
leur  nationalit^,  leur  domicile,  et  Pattestation  d'un  m^decin  certifiant  qu*ils  ont 
^t^  yaccin^s  et  qu^ils  ne  sont  atteints  d'aucune  maladie  contagieuse. 

Art.  12.  Tout  enfant,  dont  la  malpropret6  serait  persistante  ou  dont  les 
absences  fr^quentes  ne  seraient  pas  jnstifi^es  par  les  parents,  pourra  etre  ou 
temporairement  ou  d6flnitivement  renvoyö  de  P^cole. 

Art.  13.  Un  enfant  qui,  apr^s  son  admission,  serait  atteint  d'nne  maladie 
Sans  gravit^,  mais  contagieuse  (maladie  cutan6e,  par  exemple),  deyra  etre  retir^ 
de  P^cole  jusqu'ä  compllte  gu^rison  certifi^e  par  un  m^decin. 

Art.  14.  D^une  maniöre  g^n6rale,  au  premier  indice  d^une  Indisposition  ayant 
quelque  analogie  avec  les  symptömes  d'une  maladie  contagieuse,   la  directrice 
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de  r^cole  nonnale  est  temie  de  se  conformer  anx  dispositions  du  r^glement 
sanitaire  da  31  d^cembre  1886. 

Art.  15.  Lorsqu^an  enfant  est  retir^  temporairement  ou  d^finitivement  de 
r^cole,  les  parents  doiyent  en  avertir  la  directrice. 

Art.  16.    L'^cole  compte  au  maximum  60  enfants. 

An.  17.  L'^cole  est  ouverte  pour  les  enfants  de  9  ä  11  heures  et  de  2  k 
i  heiires,  le  jeudi  et  le  samedi  apr^s-midi  except^s. 


20. 3.  Reglement  pour  l'Acole  normale   frobelienne  du   canton   de   Neuchfttel. 

(Arret6  du  Conseil  d'Etat  du  7  fövrier  1890.) 

Art.  1^>'*  L^ecole  normale  froebelienne,  destin^e  k  former  des  institutrices 
desirant  se  vouer  k  Tenseignement  dans  les  ^coles  enfantines,  comprend  deux 
annees  d'^tudes. 

Art.  2.  Sont  admises  k  T^cole  nonnale  frcebelienne  les  Kleves  sortant  d'une 
ecole  secondaire-industrielle  du  canton  pourrues  d'un  certiiicat  satisfaisant,  ou 
eelles  qui  prouvent  dans  un  examen  qu^lles  poss^dent  les  connaissances 
süffisantes. 

Art.  3.  L'enseignement  donh^  en  l^^  ann^e  est  en  partie  th6orique  et  en 
Partie  pratique. 

L-enseignement  th6orique  est  destin^  k  donner  la  cultnre  g6närale  et  Ten- 
seignement  pratique  a  en  vue  la  pr^paration  k  Tenseignement  de  2«  ann^e. 

L'enseignement  de  la  2^  ann^e  est  exclusivement  pratique. 

Tontefois  les  Kleves  de  2«  ann^e  dont  la  preparation  th^orique  se  r^y^lerait 
insnffisant«  seront,  suivant  le  cas,  astreintes  k  suivre  k  nouveau,  tout  ou  partie 
des  cours  de  V^  ann^e. 

£o  Tue  des  legons  pratiques,  T^cole  admet  un  certain  nombre  d^enfants  de 
^  ik  7  ans  diyis^s  en  trois  groupes. 

Art.  4.  Les  6Uves  de  1''«  ann^e  sont  tenues  de  suivre  les  cours  suivants 
a  la  sous-section  des  ^l^ves-institutrices : 

1^  Histoire  nationale ;  6^  Dessin  ; 

't^  P^dagogie  th^orique;  7®  Chant; 

3®  Sciences  natureDes;  8^  Ouvrages; 

4^  Ci^ographie;  9^  Gymnastique. 

5^  Litterature ; 

Art  5.  En  dehors  des  heures  consacr6es  aux  branches  ^num^rdes  ci-dessus, 
les  ^lives  de  2^  ann^e  sont  tenues  de  suiyre  les  cours  de  p^dagogie  frcebelienne 
6t  d'assister  aux  le^ons  pratiques  inscrites  k  Thoraire  de  la  classe. 

Art.  6.  Les  ^l^ves  de  2^  ann^e  sont  appel^es  k  donner  des  le^ons  dans  les 
diff^rentes  divisions.  Ces  le^ons  seront  donn^es,  soit  en  pr^sence  de  la  direc- 
trice, soit  en  pr^sence  de  l'institutrice-a^jointe.  Toutes  les  Kleves  de  cette 
2^aim6e  doiyent  assister  k  ces  le^ons. 

• 

Discipline. 

Art.  7.  La  surveillance  et  la  discipline  des  61öyes  appartiennent  k  la  direc- 
trice de  r^cole. 

Art.  8.  Les  ^l^ves  sont  aetreintes  k  la  fr^quentation  des  cours.  Leurs 
Absences,  not^es  chaque  jour  dans  un  registre  spicial,  doivent  etre  justifi^es. 

Art.  9.  n  pourra  etre  accord^e  l'usage  d^une  salle  aux  ^l^ves  qui  en  feront 
la  demande  dans  le  but  de  trayailler  en  dehors  des  heures  des  cours. 

Art.  10.  Ces  ^Ifeyes  sont  responsables  personnellement,  de  tout  le  mat^riel 
ffiia  k  leur  disposition. 

Examen  de  promotion. 

Art  11.  L'examen  comprend: 

1®  Une  composition  (causerie  destin^e  aux  enfants)  seryant  de  dict^e  ortho- 

graphique. 
2®  Une  question  de  p^dagogie  fircebelienne. 
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3^  üne  qnestion  de  g^om^trie  äl6mentaire  avec  ex^cution  des  fignres. 

4^  Lecture  d'un  morceau  choisi. 

5^  R6citation  d*une  po^sie  enfantine. 

6®  Calcul  mental. 

7^  Une  occupation  de  la  m^thode. 

Examen  de  soriie. 

Art.  12.   L'examen  de  sortie  se  fait  conform^ment  an  Programme  indiqo^ 
anx  articles  63  ä  66  du  r^glement  g^n^ral  pour  les  Cooles  primaires. 


21.  4.  Seminarordnung  des  Kantons  8t.  Gallen.    (Beschluss  des  Kegiemngsrates 
vom  31.  März  1890.) 

In  teilweiser  Abänderung  der  Seminarordnung  vom  17.  November  1864  in 
dem  Sinne,  dass,  bebufs  Erzielung  der  Übereinstimmung  mit  dem  BegulatiT  f&r 
die  Prüfon^en  der  Primär-  und  Reallehrer,  wird  die  in  den  Art.  30  und  42  tot- 
gesebene  ^otenskala  für  die  Prüfungen  durch  eine  fünfteilige  mit  folgendem 
Wortlaut  ersetzt: 

1  =  sehr  gut,  2  =  gut,  3  =  genügend,  4  =  gering,  5  =  sehr  gering. 


22.  5.  Programme  des  le^ons  de  travail  manuel  au  Gymnase  cantonal  de  NeucUtel. 

(Section  P^dagogique.)   (Arret^  du  Departement  de  Tlnstruction  publique  da 
28  mars  1890.) 

1^  Objets  simples  en  carton  mince,  non  recouvert. 

A,  Dicoupage  et  pliage  du  carton  en  patrons  divers,  1.  ModMe  d^euveloppe 
de  lettres.  2.  Module  de  poche  ä  papier  de  valeur. 

2P  Objets  simples  en  carton,  bord6s  et  recouverts. 

B,  Formea  variSes,  3.  Etiquette  rectangulaire.  4.  Etiquette  fantaisie  (ä  6 
angles,  etc.).  5.  D6cim5tre  carr6  divis^.  6.  Tableau  de  le^ons.  7.  Dessous  de 
lampe  (forme  octogone). 

3^  Objets  ordinairejs  d'une  seule  pi^ce. 

C,  Asaemhlage  des  angles  ä  la  colle  forte,  8.  Boite  non  recouverte,  mais 
bördle  sur  les  angles.  9.  Boite  dite  ä  min6raux,  recouverte.  10.  Etui  de  livre, 
recouvert. 

4^  Objets  en  plusieurs  pi&ces. 

D,  Poaage  des  angles  (en  teile)  ä  la  colle  forte,  carton  courert,  11.  Cartable 
en  2  pi^ces  r^unies  par  des  lacets.  12.  Portefeuille  avec  dos  et  angles  en  teile. 

E,  Formes  fantaisie,  carton  hordi  et  recouvert,  13.  Plateau  ä  bijoux  avec 
filets  aux  angles.  14.  Porte-allumettes. 

F,  Formes  -g^omStriques,  prismes  ou  polyidres  riguliers,  15.  Boite  ä  cigares 
(base  hexagonale,  r^gulifere).  16.  Tirelire  (cube  sur  socle).  17.  Porte-montre 
(pyramide  ä  base  triangulaire).  18.  Boite  d'^colier,  angles  en  toile,  papier  fanx 
bois.  19.  Etui  d'^colier,  corps  et  tiroir,  papier  faux  bois. 

G,  Fantaisie,  objets  trhs  varies,  20.  Cadre  pour  Photographie,  etc. 

H,  Objets  ä  soufftets,  en  toile,  21.  Porte-joumaux  simple,  avec  poche.  22.  Porte- 
joumaux  d^coup^,  avec  cadre. 

7.  Combinaison  de  la  menuiserie  et  du  cartonnage,  23.  Boite-livre  mont^ 
avec  cadre  en  bois. 

Les  ei^ves  qui '  ex^cutent  ce  travail  avant  d'avoir  fait  la  menuiserie,  re- 
^oivent  le  cadre  en  bois  pr^par^  ä  Tavance. 
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Ayant  d'^tre  ex^cut^,  tous  ces  objets  sont  dessin^s  aa  tableau  noir  et  cot^s 
par  le  mutre,  puls  report^s  par  les  61^yes  snr  leurs  cahiersr  Les  dessins  se 
fönt  an  crayon,  k  main  levee  oa  k  la  r^gle,  et  si  on  veut  les  conserver,  on  les 
passe  k  Feuere. 


F.  Lehrerschaft 

28. 1.  Reglement  Ober  die  FahigkeitsprOfungen  der  glarneriechen  Priniarlehrer. 

(Erlass  des  Regierangsrates  Tom  13.  März  1890.) 

/.  Anordnung  und  Gang  der  Fähigkeitsprüfungen. 

§  1.  Jeder  Lehrer,  der  an  einer  öffentlichen  Lehranstalt  des  Kantons  ange- 
stellt werden  will  nnd  hiezn  nach  §  19  des  Schulgesetzes  eines  glamerischen 
Patentes  bedarf,  hat  die  Wahlf&higkeitserklärung  bei  der  Erziehangsdirektion 
naehznsnchen,  welche  sie  anf  Gmnd  einer  wohlbestandenen  Prüfung  erteilen  wird. 
§  2.  Die  ordentlichen  F&higkeitsprüfon^en  für  Kandidaten  auf  Primarschnl- 
stellen  sind  öffentlich  nnd  nnentgeltlich.  Sie  werden  alljährlich  von  der  £r- 
ziehnngsdirektion  anf  Schlnss  des  Wintersemesters  angeordnet  nnd  jeweilen 
3—4  Wochen  vor  ihrem  Beginn  im  Amtsblatt  angekündigt. 

Ansnah^ns weise  können  yon  der  Erziehnngsdirektion  in  besonders  dringlichen 
Fällen  anch  ausserordentliche  Prüfungen  bewilligt  werden.  Hiebei  fallen  die 
Prnfhngskosten  zu  Lasten  der  Examinanden.. 

§  §.  Zur  Vornahme  der  Prüfungen  ernennt  der  Regierungsrat  je  am  Beginn 
einer  Amtsdauer  eine  aus  Fachmännern  bestehende  Kommission  yon  fünf  Mit- 
gliedern und  bezeichnet  deren  Präsidenten. 

§  4.  W^er  eine  Prüfung  zu  bestehen  wünscht,  hat  sich  spätestens  14  Tage 
TOT  Beginn  derselben  beim  Präsidenten  der  Prüfungskommission  schriftlich 
anzomelden. 

Die  Anmeldunfi^,  welche  als  kalligraphische  Probeleistung  gilt,  soll  eine 
Darstellung  des  Lebens  und  Bildungsganges  enthalten.  Femer  sind  beizulegen : 
1.  ein  Geburtsschein ;  2.  Zeugnisse  aus  den  besuchten  Bildungsanstalten ;  3.  Zeug- 
nisse über  allfälligen  praktischen  Schuldienst. 

§  5.  Die  Teilnahme  an  den  Fähigkeitsprüfungen  ist  auch  Kantonsfremden 
gestattet.    Dagegen  können  zu  denselben  nicht  zugelassen  werden: 
a.  Solche,  welche  im  Aktivbürgerrecht  eingestellt  sind; 
h.  solche,    welche    die  Wahlfähigkeitsprüfung    bereits   zweimal    erfolglos 

bestanden  haben; 
c,  solche,  die  auffallende  körperliche  Gebrechen  besitzen,  welche  die  Aus- 
übung* des  Lehrerberufes  beeinträchtigen. 
Denjenigen,  welche  wegen  des  in  lit.  c.  genannten  Grandes  yon  der  Prüfungs- 
kommission abgewiesen  werden,  steht  der  Rekurs  an  den  Regierungsrat  offen. 
§  6.  Wer  zu  seiner  Ausbildung  ein  Stipendium  aus  der  Landeskasse  bezogen 
luit,  ist  nach  Vollendung  der  Seminarstudien  yerpflichtet,  die  nächstfolgende 
Fähigkeitsprüfnng  zu  bestehen,  und  zwar  gilt  diese  Verpflichtung  auch  in  dem 
Falle,  dass  ^ich  ein  Lehramtskandidat  nach  dem  Austritt  aus  dem  Seminar  ent- 
schliesst,  Sekundarlehrer  zu  werden. 

Besucht  ein  Kandidat  nach  dem  Austritt  aus  dem  Seminar  zu  seiner  weitem 
Aosbildnng  noch  andere  Anstalten,  so  wird  ihm  gestattet,  erst  die  zweitfolgende 
Prüfung  zu  bestehen. 

§  7.  Die  Prüfiing  erstreckt  sich  auf  die  in  §  13  genannten  Fächer  und 
zer&Ut  in  eine  theoretische  und  eine  praktische.  Die  theoretische  Prüfung 
findet  an  zwei  auf  einander  folgenden  Tagen  statt  und  zerfällt  wieder  in  eine 
Khriftliche  und  eine  mündliche. 

Der  mündlichen  und  der  praktischen  Prüfung  haben  in  der  Regel  alle  Mit- 
glieder der  Prüfungskommission  beizuwohnen. 

§  8.  Die  schriftliche  Prüfung  geht  in  der  Regel  voran  und  besteht  in  der 
Ab&^ung  eines  deutschen  Aufsatzes  nnd  in  der  Lösung  yon  mathematischen 
Angaben. 


L 


62  Kantonale  Gesetze  und  Verordnungen. 

Die  Themata  zu  den  schriftlichen  Arbeiten  werden  von  der  ganzen  Prufiings- 
kommission  in  einer  vorberatenden  Sitzung  bestimmt.  Es  sind  den  Examinanden 
wenigstens  drei  Themata  aus  verschiedenen  Gebieten  zur  freien  Auswahl  vor- 
zulegen. 

Für  jede  der  beiden  schriftlichen  Arbeiten  wird  ein  Zeitraum  von  2  bis  3 
Stunden  angesetzt.  Sie  werden  ohne  weitere  Hülfsmittel  unter  der  Anfaichi 
eines  Mitgliedes  der  Prüfungskommission  angefertigt.  Die  Anwesenheit  toü 
Drittpersonen  ist  nicht  gestattet. 

§  9.   Die  praktische  Prüfung  umfasst: 

a.  Probelektionen  mit  Schülern  der  Primarschule ; 

b.  Probelektionen  im  Turnen; 

c.  Probeleistungen  in  den  Kunstfächem. 

Die  Themata  für  die  Probelektionen  werden  von  der  Prüfungskommission 
bestimmt,  unter  die  Examinanden  verloost  und  denselben  am  Tag  vor  der  prak- 
tischen Prüfung  mitgeteilt. 

§  10.  Wenn  von  Lehrern,  welche  das  Wahlfähigkeitspatent  eines  andern 
Kantons  besitzen  und  schon  längere  Zeit  im  praktischen  Schuldienst  gestanden 
haben,  eine  Prüfung  verlangt  wird  (§  19  des  Schulgesetzes),  so  können  die 
Anforderungen  in  den  einzelnen  Fächern  angemessen  reduzirt  werden. 

IL  Umfang  und  Inhalt  der  Prüfungen. 

§  11.  Die  Prüfung  erstreckt  sich  auf  folgende  Fächer  und  Fachabteilungen: 

1.  Pädagogik,  a.  Allgemeine  Pädagogik  und  Methodik,  b.  Hauptmomente 
aus  der  Geschichte  der  neuem  Pädagogik,    c.  Probelektion. 

2.  Deutsche  Sprache,  a.  Grammatik.  Grundzüge  der  Poetik  und  Stilistik. 

b.  Lesen   und   Erklären:    Literaturkunde   (Kenntnis   der    zweiten   klassischen 
Periode;  genauere  Kenntnis  einiger  Hauptwerke),    c,  Aufsatz. 

3.  Französische  Sprache.  Lesen,  Übersetzen  und  grammatisches 
Erklären. 

4.  Mathematik,  a.  Arithmetik  und  Algebra  bis  zu  den  Gleichungen 
zweiten  Grades,    b.  Schriftliche  Lösung  arithmetisch-algebraischer  Aufjgaben. 

c,  Kenntnis  der  Planimetrie  und  Stereometrie,    d.  Geometrische  Berechnungen 
und  Konstiniktionen. 

5.  Geschichte,  a.  Spezielle  Kenntnis  der  vaterländischen  Geschichte. 
b.  Übersichtliche  Kenntnis  der  allgemeinen  Geschichte,  genauere  Kenntnis  der 
Hauptmomente  derselben. 

6.  Geographie,  a.  Spezielle  Kenntnis  der  vaterländischen,  sowie  6.  Kenntnis 
der  physikalischen  und  politischen  Geographie  der  fünf  Erdteile ;  Grundzüge  der 
mathematischen  Geographie. 

7.  Naturkunde,  a.  Das  Wichtigste  aus  der  Botanik,  Zoologie  und  Anthro- 
pologie,   b.  Physik,  sowie  die  Anfangsgründe  der  Chemie. 

8.  Zeichnen.  Freihandzeichnen  und  Linearzeichnen.  Früher  gefertigte 
Zeichnungen  sind  als  acht  beglaubigte  vorzulegen.  Die  Prüfungskommission 
kann  auch  eine  besondere  Prüfting  anordnen. 

9.  Schönshreiben.  Fliessende  Darstellung  der  deutschen  und  der  eng- 
lischen Kurrentschrift.  Die  Examinanden  haben  die  Anmeldung  in  deutscher, 
den  Aufsatz  in  englischer  Kurrentschrift,  oder  umgekehrt,  abzufassen. 

10.  Musik,  a.  Das  Wichtigste  aus  der  Musiktheorie,  b,  Vortrag  eines 
leichten  Musikstückes  für  Gesang,  Violine  oder  Klavier. 

11.  Turnen,  a.  Methodische  Kenntnisse;  Probelektion,  b.  Praktische 
Fertigkeit  im  Geräteturnen. 

III.  Feststellung  der  Pnlfungsergebnisse  und  Paientirung. 

§  12.  Jedes  Mitglied  der  Prüfungskommission  erhält  eine  Tabelle,  in  deren 
Rubriken  Namen,  Alter,  Wohn-   und  Bildungsort  der  Kandidaten,   sowie   cüe 
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einzelnen  Prilfnngsf&cher  angegeben  sind  nnd  die  Prilfangsergebnisse  einge- 
tragen werden. 

§  13.  Zur  Taxation  der  Leistungen  sollen  die  ganzen  Zahlen  von  1  bis  5 
znr  Anwendung  gebracht  werden.    Die  Ziffern  haben  folgende  Bedeatnng : 

Die  Grade  1  =  sehr  schwach  und  2  =  ungenügend  können  för  sich  allein 
nie  eine  Wahlfähigkeitserklärung  zur  Folge  haben.  Der  Mittelgrad  3  =  ge- 
nügend soll  solchen  Leistungen  entsprechen,  welche  nach  dem  Urteil  der 
Kommission  noch  hinreichend  sind,  um  für  diesen  Teil  der  Prüfung  ein  Wahl- 
fihigkeitszeugnis  zu  rechtfertigen.  Die  Grade  4  =  gut  und  5  =  sehr  gut 
drücken  die  besten  Besultate  der  Prüfung  aus. 

§  14.  Die  Mitglieder  der  Prüfungskommission  erteilen  den  Examinanden, 
fftr  jede  in  der  Prüfung  auftretende  fachliche  Abteilung  die  entsprechende 
Fähurkeitsnote. 

§  15.  Sobald  die  Prüfung  in  einem  Fach  beendigt  ist,  stellen  die  Mit- 
glieder der  Prüfungskommission  durch  gemeinsame  Beratung  die  endgültigen 
Noten  fesrt. 

Für  jede  Lit.  in  §  11  wird  eine  Note  erteilt.  Die  Summe  derselben,  divi- 
dxrt  durch  die  Zahl  der  Fachabteilungen,  gibt  die  Gesamtzensur. 

§  16.  Bei  Beurteilung  dieser  Ergebnisse  gelten  folgende  Grundsätze: 

a.  Diejenigen  Kandidaten,  welche  wenigstens  die  volle  Gesamtzensur  3 
erreicht  haben,  werden  zur  Patentimng  empfohlen ;  die  übrigen  sind  abzuweisen. 

b.  Wenn  ein  Kandidat  die  Gesamtzensur  3  zwar  erreicht  hat,  aber  in 
einem  der  Hauptfächer:  Pädagogik,  Deutsch,  Mathematik,  Naturkunde  und 
Probelektion,  eine  geringere  Note  als  3  aufweist,  so  hat  er  in  diesem  Fache 
bei  der  nächstfolgenden  Prüfung  eine  Nachprüfung  zu  bestehen. 

§  17.  Die  aus  den  Beratungen  der  Prüfungskommission  hervorgehenden 
B^Itate  nnd  Anträge  werden,  nebst  allen  schriftlichen  Arbeiten  der  Exa- 
minanden, der  Erziehungsdirektion  übermittelt,  welche  die  Patentimng  beim 
Begierangsrat  einleitet. 

§  18.  Lehramtskandidaten,  welche  in  Folge  mangelhafter  Leistungen  abge- 
lesen werden  müssen  (§  16,  a),  können  zu  einer  zweiten  Prüfung  zugelassen 
werden. 

Stellen  sie  sich  zu  dieser  Prüfung  im  nächstfolgenden  Jahre,  so  können 
sie  von  den  Fächern,  in  denen  sie  bei  der  ersten  Prüfung  wenigstens  die  Durch- 
schnittsnote (in  a,  5,  e  etc.)  4  erreicht  haben,  dispensirt  werden. 

§  19.  Der  als  wahlfähig  erklärte  Lehramtskandidat  erhält  ein  Patent, 
welches  ausser  der  Wahlfähigkeitserklämng  einfach  die  Gesamtzensur  enthält. 

V.  SchlusS'  und  Ühergangshestimmungen, 

§  20.  Vorstehendes  Reglement,  durch  welches  dasjenige  vom  5.  Mai  1884 
au%ehoben  wird,  soll  jedem  Seminarstipendiaten  beim  Eintritt  ins  Seminar, 
ebenso  jedem  Lehramtskandidaten  bei  der  Anmeldung  zum  Examen,  zugestellt 
werden. 


24.  2.  Reglement  Ober  die  FähigkeitsprOfungen  zur  Patentirung  zürcherischer 
Sekundarlehrer  und  Fachlehrer.  (§§  3—4  des  Gesetzes  betreifend  die  Au$l- 
biidung  und  Prüfung  von  Sekundarlehrem  vom  27.  März  1881.)  (Erlass  des 
Begiemngsrates  vom  24.  Mai  1890.) 

Erster  Ähsehnitt,     Anordnung  und  Einleitung  von  Prüfungen. 

§  1.  Die  ordentlichen  Fähigkeitsprüfnngen  für  Sekundarlehrer  und  Fachlehrer 
auf  der  Seknndarschnlstufe  werden  alljährlich  durch  den  Erziehungsrat  auf 
Schluss  des  Wintersemesters  angeordnet  und  mindestens  vier  Wochen  vor  ihrem 
Beginn  durch  die  Kanzlei  des  Erziehungswesens  öffentlich  angekündigt. 

§  2.  Der  Anmeldung  zur  Sekundarlehrerprüfung  sind  folgende  Ausweise 
beizulegen : 
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a.  über  unbedingte  Wahlfähigkeit  för  zürcherische  Primarlehrerst eilen  (äehe 
Reglement  betreffend  die  Prüfungen  für  Primarlehrer) ;  b.  über  mindestens  ein- 
jährigen Schuldienst  auf  der  Primarschulstufe ;  c.  über  zweijähriges  akademisches 
Studium. 

Ausnahmsweise  können  dem  Kandidaten  einzelne  dieser  Erfordernisse  Tom 
Erziehungsrat  erlassen  werden,  sofern  derselbe  das  entsprechende  Alter  besitzt. 
In  diesem  Falle  ist  ein  besonderes  Gesuch  um  vorläufige  Zulassung  zur  Prttfdng 
einzureichen,  und  soll  die  Patentirung  nur  dann  ausgesprochen  werden,  wenn 
die  Prüfong  in  allen  Richtungen  vollständig  befriedigend  ausgefallen  ist. 

§  3.  Der  Erziehungsrat  bezeichnet  eine  Gesamtprüfungskommission.  Fftr 
ledes  Fach  haben  wenigstens  zwei  Mitglieder  als  besondere  Sektion  die  betreffende 
Prüfung  abzunehmen.  Die  Themata  zu  den  schriftlichen  Arbeiten  werden  von 
der  Sektion  bestimmt. 

§  4.  Die  Direktion  des  Erziehungswesens  oder  ein  von  ihr  bezeichneter 
Stellvertreter  übernimmt  jeweilen  die  Organisation,  sowie  die  allgemeine  Atif- 
sicht  über  die  Prüfungen  und  leitet  die  Schlussberatungen  der  Prüfongs- 
kommission. 

Das  Aktuariat  der  Prüfungsbehörde  wird  vom  Sekretär  der  Erziehnngs- 
direktion  besorgt. 

§  5.  Für  jedes  Fach  sollen  auf  den  einzelnen  Kandidaten  in  der  Seknndar- 
lehrerprüfung  25,  in  der  Fachlehrerprüfung  50  Minuten  Prüfungszeit  fallen. 

§  6.  Die  Mitglieder  und  der  Aktuar  der  Prüfungskommission  beziehen  ein 
Taggeld  von  8  Fr.  nebst  Reiseentschädigung. 

§  7.  Als  Beitrag  an  die  Prüfungskosten  haben  die  Kandidaten  für  die 
Sekundarlehrerprüfung  folgende  Gebühren  zu  entrichten: 

Kantonsangehörige  Fr.  10   —  Kantonsfiremde  Fr.  20. 

Für  die  Fachlehrerprüfung  ist  eine  Gebühr  von  Fr.  10  per  Fach  zu  entrichten. 

Für  die  Nachprüfung  in  einem  einzelnen  Fach  wird  die  Hälfte  dieser  Ge- 
bühren berechnet. 

§  8.  Es  können  auch  ausserordentliche  Patentprüfungen  für  Sekundär-  und 
Fachlehrer  vom  Erziehungsrat  bewilligt  werden.  Hiebei  fallen  die  Prüfungs- 
kosten zu  Lasten  der  Examinanden. 

§  9.  Die  Fähigkeitsprüfungen  für  Sekundär-  und  Fachlehrer  sind  öffentlich. 

Zweiter  AhschnüL    umfang  der  Studien  und  Prüfungen.' 

§  10.  Die  Fähigkeitsprüfung  für  Sekundarlehrer  erstreckt  sich  im  allgemeinen, 
unter  Vorbehalt  der  Bestimmungen  von  §  11,  auf  nachfolgende  Fächer  und 
Fachabteilungen : 

1.  Pädagogik,  a.  Allgemeine  Pädagogik  und  Psychologie,  b.  Geschichte 
der  Pädagogik. 

2.  Methodik,  a.  Methodik  des  Sekundarschulunterrichts.    b.  Probelektion. 

8.  Deutsche  Sprache,  a.  Historische  Grammatik  in  ihren  Hauptmomenten. 
b.  Literaturgeschichte:  Eingehende  Besprechung  je  eines  Hauptvertreters  oder 
einer  Gruppe  von  Dichtem:  aa,  der  mittelhochdeutschen;  S6.  der  neuhoch- 
deutschen Zeit.    c.  Aufsatz. 

4.  Französische  Sprache,  a.  Grammatik.  &.  Literaturgeschichte,  insbe- 
sondere eingehende  Besprechung  einzelner  Hauptwerke,  c.  Aufsatz  und  schrift- 
liche Übersetzung  aus  dem  Deutschen. 

5.  Englische  Sprache  (wie  bei  4). 

6.  Italienische  Sprache  (wie  bei  4). 

7.  Lateinische  Sprache,  a.  Übersetzen  und  grammatikalisches  Erklären 
eines  Abschnittes  aus  einem  Prosaiker,  z.  B.  Cäsar,  Livius,  Cicero,  b.  Lesen 
und  Übersetzen  aus  einem  Dichter,  z.  B.  Ovid,  Vergil,  Horaz.  c.  Schriftliche 
Übersetzung  aus  dem  Deutschen  ins  Lateinische. 

8.  Geschichte,  a.  Allgemeine  Geschichte  und  Kulturgeschichte  bis  auf  die 
Gegenwart,    b,  Schweizergeschichte  und  schweizerische  Verfassungsknnde. 
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9.  Mathematik,    a.  Algebraische  Analysis  and  Differential-  und  Integral- 
reehnong,   letztere  für   Sekimdarlehrer  fakaltativ.    b.  Analytische   Geometrie. 

c.  Desknptiye  Geometrie. 

10.  Physik,  a.  Mechanik  (inklosiye  Aknstik)  and  Wärmelehre,  h.  Optik 
imd  Elektrizit&t.    e.  Physikalisehe  Übangen. 

11.  Chemie,  o.  Unorganische  Chemie,  b.  Organische  Chemie.  <?.  Chemische 
Pbnngen. 

12.  Geographie,  a.  Mathematische  and  physikalische  Geographie,  b.  Staaten- 
uid  Völkerknnde. 

13.  Mineralogie  and  Geologie,    a.  Mineralogie,    b.  Geologie. 

U.  Botanik,  a.  Allgemeine  Botanik  and  mikroskopische  Übangen.  b.  Spe- 
lielle  Botanik. 

15.  Zoologie,  a.  Allgemeine  Zoologie  and  zootomische  Übangen.  b.  Spe- 
zielle Zoologie. 

16.  Anatomie  and  Physiologie  des  Menschen,  o.  Anatomie.  6.  Physio- 
logie, e.  Hygieine. 

17.  Zeichnen,  a.  Freihandzeichnen,  b.  Technisches  Zeichnen  and  Plan- 
zeichnen. 

18.  Mnsik.  a.  Theorie,  b.  Gesang  and  Instramentalmnsik. 

19.  Tarnen,  a.  Methodik  des  Sekandarschnltamens.  b.  Praktische  Fertigkeit. 

§  11.  Die  F&higkeitsprfifong  des  einzelnen  Sekandarlehrers  nmfasst  folgende 
Fächer: 

1.  Pädagogik,  Methodik,  deatsche  Sprache  and  französische  Sprache. 

2.  Je  eine  der  nachstehenden  Fächer-Grappen,  bezw.  Fächer:  a.  Englische 
oder  italienische  oder  lateinische  Sprache,  b.  Allgemeine  Geschichte 
and  Schweizengeschichte,  c.  Staaten-  and  Yölkerkande  and  physikalische 
Geographie,  d.  Mathematik  and  mathematische  Geographie,  e,  Physik 
and  physikalische  Geographie.  /.  Chemie,  g.  Mineralogie  and  Geologie. 
h,  Botanik,    t.  Zoologie. 

3.  Aasweis  über  weitere  Aasbildang  während  der  Stadienzeit  in  einem 
der  folgenden  Fächer,  sofern  in  demselben  in  der  Primarlehrerprüfang 
nicht  die  Darchschnittsnote  5  (sehr  gat)  erreicht  wurde:  Zeichnen, 
Mosik,  Tarnen. 

§  12.  Diejenigen  Kandidaten,  welche  in  der  Primarlehrerprüfang  in  der 
(tesdbichte  der  Pädagogik  mindestens  die  Note  4  (gat)  erhalten  haben,  sind  der 
Prüfung  in  diesem  Fache  enthoben,  dagegen  haben  sie  sich  über  den  regelmässigen 
Besuch  der  betreffenden  Vorlesungen  durch  Kollegienzeugnisse  auszuweisen. 

Sämtliche  Kandidaten  haben  den  Nachweis  über  den  regelmässigen  Besuch 
der  Vorlesungen  und  die  fleissige  Teilname  an  den  Übungen  in  den  ihrer 
Gruppe  (§  11,  2  a— t  nächstverwandten  Fächern  zu  leisten,  und  zwar :  a.  in 
Gesehichte,  b.  in  einer  zweiten  neuem  Sprache  oder  in  Latein,  c,  in  Geologie, 

d.  und  /.  in  Physik,  e.  in  Mathematik,  g,  in  Chemie,  h.  und  t.  in  Anatomie  und 
Physiologie  des  Menschen. 

§  13.  Der  Examinand  hat  in  Klausur  anzufertigen :  a.  den  deutschen  Auf- 
satz; b.  den  französischen  Aufsatz;  c.  die  schriftliche  Arbeit  in  einem  weitem 
Spraehfach  (§  11,  2  a)  oder  die  Lösung  von  Aufgaben  aus  den  übrigen  Gebieten 
(§  11,  2  fr-i). 

Ln  weitem  haben  sämtliche  Examinanden  eine  freie  Arbeit  aus  dem  Gebiete 
des  gewählten  Hauptfaches  vorzulegen. 

§  14.  Der  Erziehungsrat  ist  befugt,  ausnahmsweise  auch  eine  andere  Zu- 
sammenstellung von  Fächern  statt  der  in  den  §§  11  und  12  bezeichneten  bei 
der  Sekundarlehrerprüfnng  zuzulassen,  jedoch  in  der  Meinung,  dass  der  umfang 
der  Prüfling  nicht  geschmälert  werde. 
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§  15.  Die  Fachlehrerprüfung  auf  der  Sekundarschulstufe  nmfasst  mmde&tens 
zwei  Fächer  nach  Auswahl  der  Kandidaten. 

Der  Anmeldung  sind  folgende  Ausweise  beizulegen:  a.  über  majoreaneä 
Alter;  6.  über  den  Besuch  einer  über  die  Sekundarschulstufe  hinausreichenden 
Mittelschule;  c.  Zeugnisse  über  ein  zweijähriges  Studium  für  die  betreffenden 
Fächer,  wobei  für  das  Examen  in  neuern  Fremdsprachen  ein  Jahr  Aufenthalt 
in  dem  betreffenden  Lande  als  Studienjahr  angerechnet  wird. 

Über  die  Zulassung  zur  Prüfung  entscheidet  nach  bei  der  Prüfongssektion 
eingeholtem  Gutächten  im  einzelnen  Fall  der  Erziehungsrat. 

Ein  Patent  ist  nur  dann  zu  erteilen,  wenn  der  Kandidat  in  den  betreffenden 
Fächern  mindestens  die  zweitbeste  Note  erhalten  hat. 

Dritter  Ähachnitt.  Feststellung  der  Prüfungsergebnisse. 

§  16.  Die  Prüfongssektion  erteilt  dem  Examinanden  für  jede  Fachabteilung 
(§  10)  die  entsprechende  Fähigkeitsnote. 

§  17.  Zur  Bezeichnung  der  Prüfangsergebnisse  werden  die  Zahlen  von 
1 — 5  in  Anwendung  gebracht  und  denselben  folgende  Bedeutung  beigelegt: 

Der  Grad  3  (genügend)  entspricht  solchen  Leistungen,  welche  die  Erteilung 
eines  Wahlfähigkeitszeugnisses  noch  rechtfertigen. 

Die  Grade  1  und  2  (schwach  und  ungenügend)  k(Snnen  keine  Wahlfähig- 
keitserklärung zur  Folge  haben. 

Die  Grade  4  und  5  (gut  und  sehr  gut)  drücken  die  besten  Resultate  der 
Prüfung  aus. 

§  18.  Nach  vollendeter  Prüfung  werden  die  Ton  den  Sektionen  erteilten 
Noten  der  Gesamtkommission  vorgelegt. 

Diejenigen  Kandidaten,  deren  Durchschnittszensur  in  mehr  als  einem  Fache 
nicht  den  Grad  3  erreicht  hat,  können  nicht  patentirt  werden ;  dagegen  ist  ihnen 
gestattet,  die  Prüfung  frtlhestens  nach  Jahresfrist  zu  wiederholen.  Der  Er- 
ziehungsrat ist  befugt,  die  Wiederholung  in  denjenigen  Fächern  zu  erlassen,  in 
welchen  der  Kandidat  wenigstens  die  Durchschnittsnote  4  (gut)  erreicht  hat. 

Eine  zweite  Wiederholung  kann  vom  Erziehungsrat  nur  ausnahmsweise  ans 
besondern  Gründen  gestattet  werden. 

§  19.  Die  aus  den  Beratungen  der  Gesamtkommission  sich  ergebenden 
Prüfungsnoten  und  Anträge  werden  dem  Erziehungsrate  übermittelt,  welchem 
der  letzte  Entscheid,  sowie  die  Erklärung  der  Wahlfähigkeit  zusteht. 

§  20.    Das  Wählbarkeitszeugnis  enthält: 

1.  Das  Examenzeugnis  mit  den  in  den  Prüfungsfächern  erhaltenen  Noten. 

2.  Das  Verzeichnis  der  Vorlesungen  und  Übungen,  deren  Besuch  nachzu- 
weisen ist  (siehe  §  12). 

3.  Die  Benennung  des  in  der  freien  Arbeit  behandelten  Themas  (§  13  e  AI.  2), 

§  21.    Dieses  Eeglement  tritt  an  Stelle  desjenigen  vom  11.  Juni  1881. 


25.  3.  Statuten  der  Witwen-  und  Waisenstiftung  für  zarcherisehe  Volksschullehrer. 

(Vom  29.  Oktober  1890.) 

§  1.  Die  gesamte  Volksschullehrerschaft  des  Kantons  Ztlrich,  die  gregen- 
wärtige  und  die  künftige  —  mit  Ausnahme  der  Lehrerinnen  —  tritt  für  jedes 
einzelne  Mitglied  obligatorisch  in  die  Witwen-  und  Waisenstiftung  ein,  (§  310 
des  Unterrichtsgesetzes.) 

§  2.  Jedes  Mitglied  des  zürcherischen  Volksschullehrerstandes  (§  1)  hat  an 
die  Stiftung  einen  Jahresbeitrag  von  Fr.  64  zu  entrichten. 

§  3.  Die  Stiftung  bezahlt  nach  dem  Ableben  jedes  Lehrers  an  seine  Wifwe, 
so  lange  sie  lebt  oder  bis  sie  sich  wieder  verheiratet,  oder  in  Fällen,  wo  keine 
Witwe  überlebt  oder  als  solche  stirbt,  an  die  Waisen  gemeinsam,  bis  das  jüngste 
aus  der  Ehe  des  Lehrers  stammende  Kind  das  16.  Altersjahr  zurückgele^.  bat, 
eine  Jahresrente  von  Fr.  400.  Die  Rente  ist  zum  ersten  Mal  fällig  am  Todes- 
tage des  Lehrers  und  von  dort  an  je  am  Jahrestage  des  genannten  Termins. 
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§  4.  Tritt  ein  Lehrer  aus  dem  Lehrerstande  aus,  so  steht  ihm  die  weitere 
Mitgliedschaft  frei.  Entschliesst  er  sich,  hei  der  Stiftung  zu  verhleihen,  so  hat 
er  ohne  Unterbruch  alljährlich  auf  den  1.  Januar  den  Beitrag  von  Fr.  64 
franko  an  die  Kantonalbank  beziehungsweise  an  eine  ihrer  Filialen  zu  Händen 
der  Stiftung  einzusenden.  Erklärt  er  den  Austritt  oder  bezahlt  er  den  Jahres- 
beitrag nicht,  80  verliert  er  alle  Ansprüche  an  die  Witwen-  und  Waisenstiftung. 

§  5.  Wird  ein  Lehrer  in  den  Ruhestand  versetzt,  so  steht  ihm  der  Aus- 
tritt ans  der  Stiftung  ebenfalls  offen  (§  4).  Bleibt  er  auch  weiterhin  Mitglied, 
so  leistet  der  Staat  den  festgesetzten  Beitrag  (§  8). 

§  6.  Die  Erziehungsdirektion  in  Verbindung  mit  der  Kantonalbank  filhrt 
über  die  Witwen-  und  Waisenstiftung  eine  besondere  Verwaltung.  Die  Auf- 
sicht übt  eine  von  der  Schulsynode  zu  bestellende  und  alle  vier  Jahre  zu  er- 
neaernde  Kommission  von  vier  Mitgliedern  aus,  welche  unter  dem  Präsidium 
der^Erziehungsdirektion  steht. 

§  7.  Für  die  Verwaltung  der  Witwen-  und  Waisenstiftung  gelten  folgende 
Bestinunungen : 

a.  Die  Summe  der  Jahresbeiträge  bildet  die  Jahreseinnahme,  aus  welcher 
jede  neue  Witwe  nach  einem  bestimmten  Tarif  für  eine  lebenslängliche 
Rente  von  Fr.  400  beziehungsweise  das  jüngste  Kind  für  eine  Rente 
bis  und  mit  dem  16.  Altersjahr  eingekauft  wird.  Der  Unterschied  zwischen 
Einnahmen  und  Ausgaben  zeigt  vorläufig  den  Gewinn  oder  Verlust  des 
Rechnungsjahres. 

h.  Die  also  erstellten  Gewinn-  oder  Verlustergebnisse  werden  je  zu  fünf 
Jahren  zusammengerechnet.  Lautet  das  Resultat,  welches  dannznmal 
für  das  Quinquennium  als  definitiv  zu  betrachten  ist,  auf  Verlust,  so 
trägt  denselben  der  Reservefonds;  lautet  es  auf  Gewinn,  so  gehört  der 
letztere  zur  Hälfte  dem  Reservefonds  und  zur  Hälfte  dem  Hülfsfonds. 

c.  Verheiratet  sich  eine  Witwe  wieder  oder  sterben  die  Kinder,  welche 
die  Rente  beziehen,  vor  dem  16.  Altersjahre,  so  fällt  die  Einkaufssumme, 
abzüglich  der  bereits  ausbin  bezahlten  Renten,  zurück.  Dieselbe  soll 
zunächst  den  allfalligen  Verlust  des  betreffenden  Quinquenniums  decken ; 
soweit  aber  ein  solcher  Verlust  bereits  gedeckt  oder  gar  nicht  vorhanden 
ist,  gehört  die  teilweise  beziehungsweise  ganze  Rückfallssumme  zur  Hälfte 
dem  Reservefonds  und  zur  Hälfte  dem  Hülfsfonds. 

d.  Bei  Ausmittlung  von  Gewinn  oder  Verlust  und  Rückfallssummen  fällt 
der  Zins  ausser  Betracht. 

e.  Der  Hülfsfonds,  sowie  allfällige  Geschenke  und  Legate,  welche  demselben 
zufallen,  wird  zur  Unterstützung  der  hinterlassenen  Witwen  oder  Kinder 
in  besondem  Notfällen,  zur  Ermässigung  der  Beiträge  oder  zur  Er- 
höhung der  Renten  verwendet.  Die  bezüglichen  Beschlüsse  werden  von 
der  Aufsichtskommission  gefasst  und  unterliegen  der  Genehmigung  des 
Erziehungsrates. 

/.  Würde  der  anzulegende  Reservefonds  durch  allfällige  Verluste  aufgebraucht 
werden,  so  wären  die  dem  Hülfsfonds  zugewiesenen  Gewinnanteile  zur 
Deckung  des  Ausfalls  demselben  zu  entnehmen,  jedoch  ohne  Zinsen- 
berechnung. 

§  8.  Zur  Unterstützung  der  von  der  Volksschullehrerschaft  des  Kantons 
Zarich  gegründeten  Witwen-  und  Waisenstiftung  leistet  der  Staat  einen  Jahres- 
beitrag von  je  Fr.  24  für  jeden  zur  Teilnahme  an  der  Stiftung  obligatorisch 
verpflichteten  Lehrer,  sowie  für  die  bei  der  Stiftung  verbleibenden  Lehrer  im 
Bnhestande. 

§  9.  Der  vom  Lehrer  alljährlich  auf  1.  Januar  zu  entrichtende  Beitrag  an 
die  Witwen-  und  Waisenstiftung  im  Restbetrage  von  Fr.  40  \^ird  durch  Abzug 
vdn  Fr.  10  an  jeder  Quartalbesoldung  erhoben. 
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Einkaufstabelle  für  die  Witwen  und  Waisen 
fflr  eine  vorauszahlbare  jährliche  Rente  Ton  Fr.  400. 


Alter 

Einkauf 

Alter 

Einkauf 

Alter 

Einkaut 

Alter 

Einkauf 

Jahre 

Fr. 

Jahre 

Fr. 

Jahre 

Pr. 

Jahre 

Fr. 

/  0 

3,920 

26 

7,880 

51  • 

5,520 

76 

2,320 

1 

4,560 

27 

7,800 

52 

5,360 

77 

2,240 

2 

4.440 

28 

7,720 

53 

5,240 

78 

aieo 

1  3 

4,240 

29 

7,640 

54 

5,120 

79 

2:040 

1  4 

4,040 

30 

7,600 

55 

5,000 

80 

1,960 

1  ^ 

3,000 

31 

7,520 

56 

4,840 

81 

1,880 

-  s 

3,520 

32 

7,440 

57 

4,680 

82 

1,760 

<»  /  7 

3,240 

33 

7,360 

58 

4,520 

83 

1,680 

2,960 

34 

7,320 

59 

4,360 

84 

1,640 

•2\  9 

2,640 

35 

7,240 

60 

4,240 

85 

1,600 

W  1  10 

2,280 

36 

7,160 

61 

4,120 

86 

1^ 

1 11 

1,920 

37 

7,080 

62 

3,960 

87 

1,520 

1 12 

1,560 

38 

7,000 

63 

3,840 

88 

1,440 

f  13 

1,200 

39 

6,880 

64 

3,680 

89 

1,360 

1  14 

800 

40 

6,800 

65 

3,560 

90 

1,320 

.  15 

400 

41 

6,720 

66 

3,400 

91 

1,240 

;  16 

42 

6,640 

67 

3,240 

92 

1,200 

/  lö 

8,600 

43 

6,520 

68 

3,120 

93 

1,160 

l  17 

8,560 

44 

6,400 

69 

3,000 

94 

1,080 
1,000 

l  IB 

8,480 

45 

6,280 

70 

2,880 

95 

fl  1  19 

8,400 

46 

6,160 

71 

2,760 

96 

920 

S/  20 

8,320 

47 

6,040 

72 

2,640 

97 

800 

«\  21 

8,240 

48 

5,920 

73 

2,600 

98 

680 

£  22 
^1  23 

8,160 

49 

5,800 

74 

2,480 

99 

560 

8,080 

50 

5,680 

75 

2,360 

100 

400 

f  24 

8,040 

25 

7,960 

1 

^.  4.  Statuten  des  Schweizerischen  Lehrervereins.  (Vom  30.  September  1890.) 

§  1.  Der  Schweizerische  Lehrerverein  bezweckt  die  Förderung  des  Er- 
ziehungs-  und  Unterrichtswesens  in  Schule  und  Haus  durch  alle  Teile  unseres 
Vaterlandes. 

§  2.  Jedem  Lehrer  und  jedem  Freunde  der  Volksbildung  steht  der  Beitritt 
zum  Allgemeinen  Schweizerischen  Lehrervereine  frei.    Hitglied  des  Vereins  isl : 

1.  Jeder  Abonnent  der  „Schweiz.  Lehrerzeitung";  oder 

2.  wer  jährlich  Fr.  1  an  die  Vereinskasse  zahlt. 

§  3.    Als  Mittel  zur  Erreichung  seiner  Zwecke  veranstaltet  der  Verein: 

a.  Regelmässig  wiederkehrende  Versammlungen  seiner  Mitglieder  zur  Be- 
ratung wichtiger  pädagogischer  Fragen  und  zur  Erledigung  der  Vereins- 
geschäfte ; 

b.  die  Herausgabe: 

1.  der  wöchentlich  erscheinenden  „Schweiz.    Lehrerzeitung^    als 
Organ  des  Vereins  und  wenn  möglich 

2.  einer  pädagogischen  Zeitschrift  zur  Sammlung  und  Verbreitung 
theoretischer  und  praktischer  Fachstudien, 

3.  der  Mitteilungen  über  Jugendliteratur; 

c.  Gründung  von  Sektionen; 
(i.   Verbindung  mit  dem  Verein  der  romanischen  Schweiz. 
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Abteilang  der  Kantonsschule. 

§  4.  Der  Verein  yersammelt  sich  in  der  Regel  alle  drei  Jahre  je  anf  zwei 
Tag^.  Er  behandelt  nnd  erledigt  seine  Geschäfte  in  allgemeinen  Versamm- 
lungen, Spezialkonferenzen  nnd  Vereinsyersammlnngen. 

§  5.  Zu  den  allgemeinen  Versammlangen,  in  welchen  die  pädagogischen 
Themate  behandelt  werden,  haben  anch  Nichtmitglieder  freien  Zutritt.  Das 
Recht,  verbindliche  Beschlüsse  zu  fassen,  kommt  nur  der  Vereinsversammlung 
zn.  —  Spezialkonferenzen  zur  Besprechung  besonderer  Fachfragen  finden  ausser- 
luJb  der  fQr  die  allgemeine  Versammlung  bestimmten  Zeit  statt. 

§  6.  Die  Vereinsversammlung  wählt  einen  Zentralausschuss  von  neun 
Mitgliedern.  Derselbe  wird  in  jeder  ordentlichen  Vereinsversammlung  in  der  Art 
teilweise  erneuert,  dass  das  eine  mal  fUnf,  das  andere  mal  die  vier  übrigen  Mit- 
glieder in  Emeuerungswahl  fallen.  Austretende  Mitglieder  sind  wieder  wählbar. 

§  7.  Der  Zentr^ausschuss  hat  den  Verein  nach  aussen  zu  vertreten  und 
die  Innern  Angelegenheiten  desselben  zu  besorgen.  Er  bestimmt  den  Ort  der 
nächsten  Versammlung  und  genehmigt  die  Bestellung  des  Organisationskomite 
und  das  Programm  des  Lehrertages;  ihm  kommt  insbesondere  zu: 

1.  Die  Redaktion  des  Vereinsorgans  und  der  Zeitschrift  zu  bestellen  und 
zu  honoriren; 

2.  die  Rechnungs-  und  Kassageschäfte  des  Vereins  zu  besorgen; 

3.  die  Vereinsbeschlüsse  selbst  in  Ausführung  zu  bringen  oder  zur  Aus- 
führung derselben  die  erforderlichen  Spezialkommissionen  zu  ernennen 
und  ihre  Arbeiten  mit  seinem  Gutachten  dem  Vereine  vorzulegen; 

4.  alle  diejenigen  Fragen  zu  begutachten,  welche  ihm  der  Verein  zu  diesem 
Zwecke  überweisen  wird; 

5.  die  Vereinsversammlung  zu  leiten  und  ihr  einen  Bericht  über  seine 
Tätigkeit  zu  erstatten; 

6.  Vorschläge  von  Diskussionsthematen  entgegenzunehmen. 

§  8.  Das  Organisationskomite  hat  die  für  die  Versammlungen  nötigen 
Anordnungen  zu  treffen,  insbesondere: 

a.  die  Themate,  Referenten  und  die  Tagesordnung  fElr  die  allgemeine 
Versammlung  in  Verbindung  mit  dem  Zentralausschuss  zu  bestimmen; 

b.  die  allgemeine  Versammlung  zu  leiten; 

e.  Fürsorge  für  Quartier  und  Unterhalt  der  Teilnehmer  zu  tragen. 

§  9.  Wer  eine  Abänderung  der  Statuten  wünscht,  hat  wenigstens  zwei 
Monate  vor  der  allgemeinen  Versammlung  seine  Vorschläge  dem  Zentralausschuss 
mitzuteilen,  worauf  dieser  der  Versammlung  seine  gutachtlichen  Anträge  vorlegt. 


VL  MiUelschtden. 

27.  1.  Errichtung  einer  vierten  Klaese  an  der  pädagogischen  Abteilung  der  Kuitone- 
•chale  in  Selethurn.  (Kantonsratsbeschluss  vom  2.  Juni  1890.)  (Art.  81  B, 
Ziffer  10  der  Verfassung.) 

Art.  1.  Die  Unterrichtszeit  an  der  pädagogischen  Abteilung  der  Kantons- 
schule wird  auf  vier  Jahre  verlängert. 

Art.  2.  Der  Unterricht  in  der  vierten  Klasse  soll  hauptsächlich  der  beruf- 
lichen Ausbildung  der  Zöglinge  gewidmet  sein. 

Art  3.  Das  Nähere  über  den  Unterricht  wird  durch  den  Lehr-  und  Lektions- 
p.lan  der  Kantonsschule  festgesetzt. 


Sl  2.  Aufnahme  und  Promotion  der  SchDier  an  der  Kantonsschule  In  Solothurn. 

(Regierongsratsbeschluss  vom  21.  März  1890  betr.  Abänderung  des  Reglements 
vom  23.  Juni  1882.) 

§  9.    Über  die  Promotion  der  Schüler  in  eine  höhere  Klasse  entscheidet 
aiQ  Schlüsse  des  Schu^ahres  der  Professorenverein.    Hiebei  gilt  als  Regel: 
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1.  Znm  Aufsteigen  in  eine  nächstfolgende  höhere  Klasse  an  der  untern 
Abteilung  des  Gymnasiums  und  der  Gewerbeschule,  sowie  aus  dem 
I.  Kurs  der  pädagogischen  Abteilung  in  den  U.  Kurs  ist  wenigstens  die 
Durch  Schnittsnote  3*  (mittelmässig  «)  in  den  Hauptfächern  erforderlich. 

2.  Znm  Aufsteigen  aus  der  untern  Abteilung  des  Gymnasiums  und  der 
Gewerbeschule  in  die  obere  Abteilung,  sowie  aus  dem  II.  Kurs  der 
pädagogischen  Abteilung  in  den  III.  Kurs  ist  wenigstens  die  Dorch- 
schnittsnote  4b  (ziemlich  gut  *>)  erforderlich. 

3.  Zum  Aufsteigen  in  eine  nächstfolgende  Klasse  der  obem  Abteilung  ist 
wenigstens  £e  Durchschnittsnote  4*>  (ziemlich  gut  b)  erforderlich. 

§  11.  Wer  in  einem  der  genannten  Hauptfächer  eine  geringere  Note  als 
3*^  (mittelmässig  *>)  erhält,  dem  ist  das  Aufsteigen  in  die  nächst  höhere  Klasse 
nicht  gestattet. 

§  12.  Das  Aufsteigen  in  eine  nächst  höhere  Klasse  an  der  untern  Ab- 
teilung des  Gjrmnasiums  und  der  Gewerbeschule,  sowie  aus  dem  I.  Kurs  der 
pädagogischen  Abteilung  in  den  II.  Kurs  ist  nur  bedingungsweise,  d.  h.  mit 
Examen  in  dem  betreffenden  Fache  gestattet,  wenn  ein  Schüler  in  einem  der 
Hauptfächer  eine  Note  unter  3*  (mittelmässig  *)  erhält;  an  der  obem  Abteilang 
des  Gymnasiums  und  der  Gewerbeschule,  sowie  vom  U.  in  den  in.  Kurs  der 
pädagogischen  Abteilung  in  dem  Falle,  w^enn  ein  Schüler  in  einem  der  Haupt- 
fächer eine  Note  unter  4*»  (ziemlich  gut  b)  erhält. 

§  13  hat  wegzufallen. 


29.  3.  Noten  in  den  Jahreszeugnissen  der  KantonsschOler  in  Solothurn.    (Eegie- 
rungsratsbeschluss  vom  21.  März  1890.) 

Auf  Vorschlag  des  Professoren  Vereins  und  nach  Antrag  des  Erziehungsrates 
werden  die  Noten  in  den  Jahreszeugnissen  der  Kantonsschüler  folgen^ermassen 
ausgedrückt : 

I.  Fortgangsnoten.  Note  6  =  sehr  gut,  5  =  gut,  4  =  ziemlich  gut, 
3  =  mittelmässig,  2  =  schwach,  1  =  sehr  schwach. 

II.  Fleissnoten.  Note  1  =  sehr  befriedigend,  2  =  ziemlich  befriedigend, 
3  =  nicht  befriedigend. 

m.  Betragensnoten.  Note  1  =  sehr  befriedigend,  2  =  ziemlich  befrie- 
digend, 3  =  nicht  befriedigend. 

Die  Abstufungen  zwischen  den  einzelnen  Noten  werden  festgestellt  durch 
a  und  h. 

Zur  Vermeidung  des  störenden  Unterschiedes  von  fallender  und  steigender 
Notenskala  sollen  in  den  Zeugnissen  inskünftig  alle  Noten  ausgeschrieben  und 
nicht  mehr  durch  die  Zahlen  dargestellt  werden. 


dO.  4.  Lehrplan  fOr  die  Waffenfibungen  an  der  Kantonsscbule  in  ZQrieh.    (Erlass 
des  Erziehungsrates  vom  5.  November  1890.) 

/.   Allgemeint  Bestimmungen. 

§  1.  Der  Unterricht  in  den  Waffenübungen  ist  obligatorisch  und  wird  in 
drei  Kursen  möglichst  klassenweise  erteilt.  Die  Schüler  der  IV.  Klasse  des 
untern  Gymnasiums  und  der  II.  Klasse  der  Industrieschule  bilden  den  I.,  die 
der  I.  Klasse  des  obem  Gymnasiums  und  der  III.  Klasse  der  Industrieschale 
den  II.,  und  diejenigen  der  II.  Klasse  des  obem  Gymnasiums  und  der  IV.  Klasse 
der  Industrieschule  den  m.  Kurs.  Die  Schüler  der  III.  Klasse  des  obem  Gym- 
nasiums und  der  V.  Klasse  der  Industrieschule  sind,  so  lange  die  Kurse  nur 
halbjährige  Dauer  haben,  von  den  eigentlichen  Waffenübungen  befreit,  dagegen 
haben  sie  an  einzelnen  Ausmärschen  und  Schiessttbungen  des  III.  Kurses  Teil 
zu  nehmen. 
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§  2.  Der  Unterricht  erstreckt  sich  auf  Soldatenschule,  Gewehrkenntnis, 
Schiesstheorie,  Schiessen,  Kartenlesen  und  Terrainlehre  und  Ausmärsche. 

Die  Schüler  des  11.  und  III.  Kurses  erhalten  das  Schweiz.  Ordonnanzgewehr, 
diejenigen  des  I.  Kurses  den  Eisenstab  und  die  Armbrust. 

§  3.  Für  die  Waffenübungen  wird  folgende  Zeit  eingeräumt:  L,  II.,  HI. 
Kars :  1  wöchentliche  Stunde  im  Sommerhalbjahr,  II.  Kurs :  1  wöchentliche 
Stunde  im  Winterhalbjahr,  hiebei  ist  die  Zeit  filr  die  Schiessübungen  mit  dem 
Gewehr  und  fär  die  Ausmärsche  nicht  inbegriffen. 

§  4.  Die  Schiessübungen  finden  nach  dem  Regulativ  des  eidg.  Militär- 
departementes  an  schulfreien  Halbtagen  statt.  Vorbehaltlich  der  Genehmigung 
dnrch  die  Rektorate,  können  von  der  Leitung  der  Waffenübungen  weitere  Schiess- 
übmigen  angeordnet  werden. 

§  5.  Zur  Förderung  der  Marschleistung  und  der  Gesundheit  der  Schüler 
sollen  alljährlich  4 — 6  Ausmärsche  stattfinden;  wovon  1 — 2  auf  das  Winter- 
halbjahr fallen  dürfen.  Es  werden  hiefÜr  besondere  Halbtage  von  der  Schul- 
leitung bewilligt.  An  Samstagnachmittagen  dürfen  die  Schüler  nur  für  die 
Schiessübungen  in  Anspruch  genommen  werden. 

Mit  diesen  Ausmärschen  sind  Bewegungsspiele,  Distanzenschätzen,  Unter- 
richt im  Patronillendienst,  im  Meldungswesen,  im  Orientiren  nach  der  Karte, 
in  der  Terrainbeurteilung  und  Terrainbeschreibung  und  im  Croquiren  zu  ver- 
binden. 

§  6.  Während  in  den  zwei  wöchentlichen  Turnstunden  insbesondere  auf 
die  Entwicklung  der  körperlichen  Kräfte  und  Anlagen  der  Schüler,  auf  die 
Steigerung  des  Mutes,  der  Ausdauer,  der  Gewandtheit  und  Besonnenheit  Rück- 
sicht genommen  werden  soll,  sollen  die  militärischen  Übungen  eine  Vorschule 
für  den  spätem  Wehrdienst  sein.  Es  ist  daher  auf  exakte  militärische  Aus- 
Mhrnng  derselben  hinzuarbeiten. 

IL    Unterrichts  -  Programm. 
I.  Kurs.    (Klasse  IV  unteres  Gymnasium  und  Klasse  II  Industrieschule.) 

1.  Stabgriffe. 

2.  Soldatenschule,  I.  Teil,  mit  dem  Eisenstab.  —  Richtung,  Rotten- 
kolonne, Drehungen  im  Marsche,  Direktionsveränderungen,  Schrittarten  (Feld-, 
Lauf-  und  Sturmschritt),  Frontmarsch,  Schrägmarsch,  Schwenken,  Aufinarsch 
und  Abbrechen. 

3.  Schiessübungen  mit  der  Armbrust.  —  a.  Vorübungen,  Kenntnis  der 
Annbrust,  Spannen  und  Entspannen,  Fertmachen,  Anschlagen,  Zielen,  b.  Schiessen 
auf  verschiedene  Distanzen,  besonders  stehend,  Einschiessen  der  Armbrust. 

4.  Ausmärsche,  verbunden  mit  Bewegungsspielen.  —  Militärische  Ord- 
nungsübungen im  Terrain  und  Überwindung  von  Hindernissen. 

n.  Kurs.    (Klasse  I  oberds  Gymnasium  und  Klasse  III  Industrieschule.) 

1.  Soldatenschule.  —  Repetition  der  Soldatenschule,  I.  Teil,  namentlich 
Frontmarsch,  Schrägmarsch,  Schwenken,  Aufinarsch  und  Abbrechen.  —  IL  Teil. 
Grundstellung  mit  Gewehr,  Gewehrgriffe,  Pyramide  formiren,  Fertmachen,  Laden, 
Feuereinstellen,  Anschlag  und  Zielübungen  (stehend,  knieend  und  liegend). 

2.  Gewehrkenntnis.  —  a.  Die  Hauptbestandteile  und  deren  Zweck. 
h.  Zerlegen  und  Zusammensetzen.  Die  Funktionen  des  Verschlusses  und  der 
Vorrichtung  zum  Zuführen  der  Patrone.  Die  Abzugsvorrichtung,  c.  Reinigen 
und  Instandhalten  des  Gewehres,    d.  Die  Störungen  und  deren  Abhülfe. 

3.  Zielübnngen  auf  dem  Bocke.  —  Die  drei  Kräfte,  die  drei  Linien,  die 
Visireinrichtung,  Verderben  des  Gewehres,  Fassen  des  Kornes,  Einfluss  der  Be- 
leuchtung und  des  Windes. 

4.  Schiessübungen  nach  dem  Regulativ  des  eidg.  Militärdepartementes. 

5.  Ausmärsche.  —  Distanzenschätzen,  Meldeübungen,  Patrouillendienst. 
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6.  Theoretischer  Unterricht  (Vorbereitung  för  die  Ausmärsche  des 
in.  Kurses).  —  a.  Elemente  des  Kartenlesens  und  der  Terrainlehre.  6.  Elemente 
der  Schiesstheorie. 

in.  Kurs.   (II.  Klasse  oberes  Gymnasium  und  IV.  Klasse  Industrieschule.) 

1.  Soldatenschule,  I.  und  n.  Teil.  —  Repetition  der  Übungen  des  Vor- 
jahres, namentlich  Anschlag  und  Zielübungen,  auch  mit  Berttcksichtigung  des 
Terrains  und  erhöhter  Visirstellung.  —  Gebrauch  des  Gewehres  als  Stosswaffe, 
Feuerarten,  Gewehrgymnastik. 

2.  Gewehrkenntnis.  —  Wiederholung  der  Theorie  des  Voijahres,  das 
Patronenmagazin,  namentlich  die  Funktionen  der  einzelnen  Teile,  die  Störungen 
und  die  Instandhaltung,  der  Lauf,  die  Munition. 

8.  Zielübungen  auf  dem  Bocke  und  Schiesslehre.  —  Wiederholung  des 
früher  behandelten  Stoffes,  Korrektur  der  Visirstellung  (Haltepunkt  und  Halte- 
punktwechsel). 

4.  Schiessübungen  nach  dem  Regulativ  des  Schweiz.  Milit&rdepart«mentes. 

5.  Ausmärsche  zur  Übung  in  Kartenbenutzung  und  angewandter  Schiess- 
theorie. —  Distanzenschätzen,  Orientirung  nach  der  Karte,  Vergleidi  des  Terrains 
mit  der  Karte,  Rekognoszirung  von  Terraingegenständen,  Cioquiren,  Terrain- 
beurteilung hinsichtlich  Deckung  und  Waffenrichtung. 


31.  5.  Ordnung  fflr  die  Maturitätsprüfungen  in  Basel.    (Erlass  des  Regierungs- 
rates  vom  22.  Febr.  1890.)   (§  30  des  Unterrichtsgesetzes  vom  30.  Jan.  1866.) 

§  1.  Wer  ein  Zeugnis  der  Reife  (Maturitätszeugnis)  zum  Bezug  der  Uni- 
versität zu  erhalten  wünscht,  hat  sich  einer  Prüfung  zu  unterziehen. 

§  2.  Die  Prüfungskonmiission  besteht  aus  fünf  Mitgliedern,  und  zwar  aus 
den  Bektoren  des  obem  Gymnasiums  und  der  obem  Realschule,  sowie  aus  drei 
Lehrern  dieser  Anstalten,  und  wird  mit  ihrem  Präsidenten  vom  Krziehungsrat 
auf  die  Dauer  von  drei  Jahren  ernannt. 

Sie  ist  befugt,  weitere  Lehrer  der  genannten  Anstalten  als  Examinatoren  , 
beizuziehen. 

§  3.  Anmeldungen  zur  Prüfang  haben  beim  Präsidenten  der  Kommission 
unter  Vorlegung  von  Zeugnissen  über  den  bisherigen  Bildungsgang  zu  geschehen. 

Wer  ein  bis  zur  Universität  führendes  Gymnasium  vor  dessen  Abschlnss 
verlassen  hat,  kann  sich  zur  Maturitätsprüfung  erst  nach  Ablauf  desjenigen 
Zeitraumes  melden,  welchen  er  zur  Vollendung  seiner  Gymnasialstudien  noch 
hätte  verwenden  müssen. 

§  4.    Die  Prüfung  erstreckt  sich  über  folgende  Fächer: 

A,  Sprachen, 

1.  Latein.  Sprachliches  und  sachliches  Verständnis  der  Schriften  von 
Livius,  Cicero  und  Virgil,  und  schon  gelesener  Abschnitte  des  Horaz,  Plautus 
und  Tacitus.    Schriftliche  Übersetzung  ins  Lateinische. 

2.  Griechisch.  Sprachliches  und  sachliches  Verständnis  des  Homer  und 
Xenophon  und  schon  gelesener  Abschnitte  aus  den  Schriften  der  Redner,  des 
Plato  und  Sophokles.    Schriftliche  Übersetzung  ins  Griechische. 

3.  Muttersprache.  Kenntnis  der  Haupterscheinungen  der  Literatur.  Eine 
grossere  schriftliche  Arbeit  literarischen,  historischen  oder  naturhistorischen 
Inhaltes. 

4.  Eine  zweite  schweizerische  Nationalsprache.  Einige  Fertigkeit 
im  mündlichen  und  schriftlichen  Ausdruck.  Übersetzung  und  Ei^lämng  eines 
leichten  Klassikers. 

5.  Für  künftige  Theologen:  Hebräisch.  Übersetzung  eines  leichtem 
hebräischen  Textes. 
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6.  Für  künftige  Mediziner  kann  das  Griechische  durch  eine  dritte  schwei- 
zerische Nationalsprache  oder  das  Englische  ersetzt  werden;  es  werden  dafür 
die  gleichen  Anforderungen  gestellt  wie  für  die  Ziffer  4. 

B,   Geschichte  und  Geographie. 

7.  Ältere,  mittlere  und  neuere  Geschichte.    Geographie. 

C    Mathematik. 

8.  Algebra.  Gleichungen  des  zweiten  Grades.  Arithmetische  und  geo- 
metrische Progressionen.    Binomischer  Lehrsatz  mit  ganzen  Exponenten. 

9.  Geometrie:  Planimetrie.  Stereometrie.  Ebene  Trigonometrie  und  die 
einfEkchsten  Sätze  der  sphärischen.    Kegelschnitte. 

2>.    Naturwissenschaften. 

10.  Naturgeschichte.  Haupttypen  des  Tierreiches.  Allgemeine  Kenntnis 
des  menschlichen  Kdrpers.  Organe  der  höheren  Pflanzen.  Die  wichtigsten 
Pflanzenfamilien  des  natürlichen  Systems.    Die  wichtigsten  Mineralien. 

11.  Physik.  Allgemeine  Eigenschaften  der  Körper.  Mechanik  der  festen, 
flfliMigen  und  luftfSrmigen  Körper.  Die  Hauptgesetze  von  Schall,  Licht,  Wärme, 
Elektrizität  und  Magnetismus. 

12.  Chemie.    Die  wichtigsten  chemischen  Elemente  und  Verbindungen. 

§  5.  Von  dieser  Prüfung  können  durch  die  Kommission  diejenigen  g^nz 
oder  teilweise  befreit  werden,  welche  ein  Maturitätszeugnis  einer  auswärtigen 
Anstalt  Torlegen,  4a8  den  Anforderungen  dieser  Ordnung  Tollständig  oder 
grösstenteils  entspricht. 

§  6.  Für  die  Schüler  der  obersten  Klasse  des  hiesigen  obern  Gymnasiums 
gilt  die  Abgangsprüfdng  als  Maturitätsprüfung. 

§  7.  Für  Schüler,  welche  von  der  obersten  Klasse  der  hiesigen  obern 
Realschule  mit  dem  Zeugnis  der  Beife  entlassen  sind,  gilt  dieses  Zeugnis  als 
Maturitätszeugnis  für  die  Immatrikulation  in  die  philosophische  Fakultät. 

Es  berechtigt  auch  zur  Immatrikulation  in  die  medizinische  und  die-  juris- 
tische Fakultät,  wenn  eine  ergänzende  Prüfung  in  den  unter  §  4  A  aufgeführten 
Fächern  bestanden  worden  ist,  wobei  das  Griechische  durch  eine  dritte  schweize- 
rische Nationalsprache  oder  das  Englische  ersetzt  werden  kann ;  zur  Immatriku- 
Ution  in  die  theologische  Fakultät  ist  eine  ergänzende  Prüfung  im  Lateinischen, 
Griechischen  und  Hebräischen  zu  bestehen. 

§  8.  Wer  die  Maturitätsprüfung  mit  Erfolg  bestanden  hat,  erhält  von  der 
Prttlungskommission  ein  Zeugnis  der  Beife  zum  Bezug  der  Universität  (Ma- 
turitätszeugnis). 

§  9.  Bei  der  Anmeldung  zur  Prüfung  ist  eine  Gebühr  yon  zwanzig  Franken 
zu  entrichten,  welche  unter  die  Examinatoren  zu  yerteilen  ist.  Die  Gebühr 
wird  ermässigt,  wenn  die  Prüfung  sich  auf  einzelne  Fächer  beschränkt.  Abitu- 
rienten der  obern  Realschule  haben  keine  Gebühr  zu  entrichten. 

§  10.  Die  Prüfungen  finden  jährlich  zweimal  gegen  Ende  eines  Semesters 
statt;  die  Prüfbngskommission  >nrird  die  Zeit  der  Abhaltung  und  den  Termin 
der  Anmeldung  im  Kantonsblatt  anzeigen. 

§  11.  Die  Prttfnngskomimssion  erstattet  jedes  Jahr  Bericht  an  das  Er- 
aehungsdepartement. 


t2.  6.  Reflement  Ober  die  MaturHitsprOfungeii  fOr  Abiturienten  des  Lyzenmt  in 
Lnzem.    (Erlass  des  Regierungsrates  vom  11.  April  1890.) 

§  1.  Jeder  Studirende,  welcher  bei  seiner  Berufsprüfiing  (Staatsexamen) 
ein  Maturitätszeugnis  yorzuweisen  hat,  soll  vor  Beginn  seines  Berufsstudiums 
eine  Maturitätsprüfung  bestehen.  Ausser  auf  Grund  einer  PrtLfung  wird  kein 
Maturitätszeugnis  erteilt. 
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Die  Nachholung  einer  versäumten  Maturitätsprüfung  kann  ausnahmsweise 
vor  Ablegung  des  Staatsexamens  durch  den  Erziehungsrat  bewilligt  werden. 

§  2.  Der  Zweck  dieser  Prüfung  ist,  auszumitteln,  ob  der  Abiturient  den 
erforderlichen  Grad  allgemeiner  Bildung  erlangt  habe,  um  sich  mit  Erfolg  einer 
Berufswissenschaft  widmen  zu  können. 

§  3.  Die  3Iaturitätsprüfnng  ward  alljährlich  ordentlicher  Weise  im  Verlaufe 
der  zwei  letzten  Wochen  des  Schuljahres  gehalten  und  ersetzt  so  die  Jahres- 
prüfung des  zweiten  Lyzealkurses. 

Dieselbe  wird  jeweilen  öffentlich  ausgeschrieben;  die  Bewerber  hiesiger 
Anstalt  haben  ihre  Anmeldungen  mit  Angabe  des  von  ihnen  gewählten  wissen- 
schaftlichen Berufes,  unter  Beilage  der  Studien-  und  Sittenzeugnisse,  wenigstens 
acht  Tage  vor  der  Prüfung  dem  Erziehungsrate  einzureichen. 

Solche  Schüler,  welche,  ohne  an  der  hiesigen  Anstalt  zu  studiren,  an  der 
ordentlichen  MaturitHtsprüfung  derselben  teilnehmen  wollen,  haben  ihre  Anmel- 
dung jeweilen  bis  längstens  Ende  Juni  zu  machen  und  hiebei  Fr.  30  zu  erlegen. 

AllföUige  Begehren  für  Abhaltung  einer  ausserordentlichen  Prtifung  sind 
der  nämlichen  Behörde  einzureichen. 

§  4.  Die  Fächer,  aus  denen,  zum  Teil  bloss  mündlich,  zum  Teil  aber  münd- 
lich und  schriftlich  geprüft  wird,  sind:  deutsche,  lateinische,  griechische  (fdr 
letztere  eventuell  englische  oder  italienische)  und  französische  Sprache,  Philo- 
sophie, Geschichte  und  Geographie,  Mathematik,  Physik,  Chemie  und  Natur- 
geschichte. 

§  5.  Die  schriftliche  Prüfung  erstreckt  sich  auf  deutsche,  lateinische  und 
französische,  eventuell  italienische  oder  englische  Sprache,  und  auf  Mathematik. 
Für  dieselbe  werden  in  den  einzelnen  Fächern  folgende  Anforderungen  gestellt: 

a.  Deutsche  Sprache:  Vorgelegt  wird  ein  im  Kreise  der  Gymnasial-  und 
Lyzcalstudien  liegendes  historisches,  naturhistorisches  oder  literarisches 
Thema.  Der  Examinand  soll  dasselbe  richtig  auffassen,  den  Stoff  mit 
einiger  Vollständigkeit  in  den  Hauptsachen  beherrschen,  logisch  und 
sachgemäss  disponiren  und  in  richtiger,  klarer  und  angemessener  Sprache 
behandeln. 

b.  Lateinische  Sprache:  Für  die  Abfassung  eines  lateinischen  Aufsatzes 
wird  ein  Stoff  gewählt,  der  im  Gesichtskreise  der  Schüler  liegt  und 
dessen  Behandlung  keine  besondere  Vorarbeiten  erfordert.  Statt  eines 
freien  lateinischen  Aufsatzes  kann  auch  die  Übersetzung  eines  deutschen, 
vom  lateinischen  Ausdrucke  sich  nicht  zu  sehr  entfernenden  Textes  ge- 
fordert werden.  Diese  schriftliche  Arbeit  soll  vom  Examinanden  mit 
einiger  Gewandtheit,  ohne  wesentlichen  Verstoss  gegen  die  Grammatik, 
sowie  ohne  grobe  Germanismen  abgefasst  werden. 

c.  Französische  Sprache :  Übersetzung  eines  zusammenhängenden  Stückes 
aus  dem  Deutschen.  Bei  der  Beurteilung  der  Arbeit  ist  besonders  auf 
die  Vokabelkenntnis,  die  Sicherheit  in  der  Formen-  und  Satzlehre  and 
die  Vermeidung  von  Germanismen  zu  achten. 

d.  Englische  oder  italienische  Sprache:  Übersetzung  eines  leichtem  zu- 
sammenhängenden Stückes  oder  eines  Übungsstückes  aus  dem  Deutschen 
in  eine  der  genannten  Sprachen. 

e.  Mathematik:  Der  Examinand  soll  imstande  sein,  sowohl  geometrische 
als  arithmetische  Aufgaben,  erstere  aus  dem  Gebiete  der  Planimetrie, 
Stereometrie,  ebenen  Trigonometrie  und  elementaren  Astronomie,  die 
arithmetischen  aus  der  Lehre  von  den  Gleichungen  zweiten  Grades  and 
Progressionen  zu  lösen. 

§  6.  FfXr  jede  schriftliche  Arbeit  werden  vom  Fachlehrer  zwei  oder  drei 
Aufgaben  vorgeschlagen,  von  welchen  der  Präsident  der  Prüfungskommission 
eine  auswählt.  Alle  zugleich  zu  Prüfenden  erhalten  die  nämlichen  Aufgaben 
und  jede  derselben  erst  in  dem  Augenblicke,  in  welchem  ihre  Bearbeitung  be- 
ginnen soll.  Hiebei  sind  ihnen  keine  andere  Hülfsmittel  als  die  mathematischen 
Tafeln  zu  gestatten.  Die  Benutzung  unerlaubter  Hülfsmittel  wird  mit  sofortiger 
Zurückweisung  von  der  Prüfung  bestraft.  Hievon  sind  die  Kandidaten  jedesmal 
vor  Beginn  der  Priifung  in  Kenntnis  zu  setzen. 
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in  Luzern. 

Die  Schüler  haben  eine  jede  Arbeit  —  ohne  sie  zu  verlassen  —  in  einer 
von  der  Prüfangskommisaion  bestimmten  Zeit  zu  verfertigen,  nnter  beständiger, 
in  bestimmter  Folge  wechselnder  Aufsicht  eines  Mitgliedes  der  Prüfungskommission. 
Jeder  Aufseher  wird  in  einem  besondem  Verzeichnisse  bemerken,  in  welcher  Zeit 
und  bei  welchem  Gegenstande  er  die  Aufsicht  geführt,  sowie  wann  jeder  Exa- 
minand die  aufgegebene  Arbeit  beendigt  hat.  Wer  nach  Ablauf  der  vorgeschrie- 
benen Zeit  mit  der  Arbeit  noch  nicht  fertig  ist,  muss  dieselbe  unvollendet  ab- 
liefern. 

§  7.  Die  schriftlichen  Arbeiten  werden  von  den  betreffenden  Examinatoren 
durchgesehen  und  mit  Rücksicht  auf  die  an  den  Abiturienten  im  allgemeinen 
zn  stellenden  Forderungen  beurteilt.  Gehört  die  Arbeit  einem  Schüler  der  hie- 
sigen Anstalt  an,  so  sollen,  wenn  es  nötig  erscheint,  die  bisherigen  Leistungen 
des  Schülers  in  dem  mündlichen  Gutachten  des  betreffenden  Examinators  Erwäh- 
nung finden.   Die  übrigen  Examinatoren  können  von  der  Arbeit  Einsicht  nehmen. 

§  8.  Die  mündliche  Prüfung  erstreckt  sich  auf  alle  in  §  4  bezeichneten 
Fächer.  Sie  dauert  für  den  einzelnen  Prüfling  in  einem  einzelnen  Fache  in 
der  Regel  10  bis  15  Minuten  und  soll  womöglich  auf  mehrere  Teile  des  letztern 
ausgedehnt  werden.  Ihre  Leitung  steht  dem  Lehrer  des  betreffenden  Faches 
zn,  jedoch  bleibt  es  dem  Präsidenten  unbenommen*  selbst  auch  Fragen  zu  stellen. 

Die  mündliche  Prüfung  ist  öffentlich. 

§  9.  Für  die  mündliche  Prüfung  werden  in  den  einzelnen  Fächern  folgende 
Anforderungen  gestellt: 

a.  Deutsche  Sprache:  Kenntnis  der  Haupterscheinungen  der  deutschen 
Literatur.  Fähigkeit,  die  deutsche  Sprache  in  zusammenhängender  Rede 
grammatikalisch  richtig  und  stilistisch  gewandt  zu  handhaben. 

d.  Lateinische  Sprache :  Der  Examinand  soll  im  stände  sein,  eine  Stelle  aus 
einem  am  Lyzeum  gelesenen  Klassiker  mit  Gewandtheit  ins  Deutsche 
zu  übertragen.  Der  Examinator  ist  zudem  befugt,  ihm  eine  leichtere 
Stelle  aus  einem  beliebigen  andern  Autor  zur  Übersetzung  vorzulegen. 
Der  Examinand  soll  die  Geschichte  der  römischen  Literatur  im  Abriss 
kennen.  Über  die  am  Lyzeum  gelesenen  Klassiker  soll  er  eingehende 
literarische,  sowie  auch  sachliche  Kenntnisse  aufweisen. 

(.  Griechische  Sprache:  In  betreff  derselben  gelten,  mit  der  Ausnahme, 
dass  an  Stelle  der  römischen  die  griechische  Literaturgeschichte  tritt, 
die  gleichen  Anforderungen  wie  bezüglich  der  lateinischen  Sprache. 

d.  Französische  Sprache:  Der  Examinand  soll  ohne  Vorbereitung  und  mit 
einiger  Geläufigkeit  französische  Prosa  oder  Poesie  ins  Deutsche  übertragen 
können,  sowie  ziemliche  Fertigkeit  im  mündlichen  Ausdrucke  beweisen. 

e.  Englische  oder  italienische  Sprache :  Der  Examinand  soll  im  stände  sein, 
korrekt  und  mit  Verständnis  englische  oder  italienische  Prosa  zu  lesen 
und  bereits  behandelte  oder  leichtere  noch  nicht  behandelte  Stücke  ins 
Deutsche  zn  Übersetzen. 

/.  Philosophie:  Logik,  Anthropologie,  Geschichte  der  Philosophie. 

g.  Geschichte  und  Geographie:  Übersichtliche  Kenntnis  der  allgemeinen 
Geschichte  des  Altertums,  des  Mittelalters  und  der  Neuzeit  und  genauere 
Kenntnis  der  vaterländischen  Geschichte;  physikalische  und  politische 
Geographie. 

h,  Mathematik:  Dasselbe  Gebiet  wie  bei  der  schriftlichen  Prüfung;  des 
weitem  Kenntnis  des  binomischen  Lehrsatzes  mit  ganzen  Exponenten, 
der  Hauptsätze  der  sphärischen  Trigonometrie  und  der  analytischen  Geo- 
metrie der  Ebene. 

t.  Physik:  Kenntnis  desjenigen  Lehrstoffes,  der  am  Lyzeum  behandelt 
wird :  die  allgemeinen  Eigenschaften  der  Körper,  die  Mechanik  der  festen, 
flüssigen  und  luftförmigen  Körper,  Akustik,  Optik,  Wärmelehre,  Magnetis- 
mus und  Elektrizität. 

Is,  Chemie:  Grundgesetze  der  Chemie;  die  wichtigsten  einfachen  Körper 
und  unorganischen  und  organischen  Verbindungen. 
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/.  Naturgeschichte :  Allgemeine  Kenntnis  des  menschlichen  KOrpers ;  Kennt- 
nis der  Haupttypen  des  Tierreiches ;  Kenntnis  der  Organe  der  höheren 
Pflanzen,  der  wichtigsten  Pflanzenfämilien  des  natürlichen  Systems; 
Kenntnis  der  wichtigsten  Mineralien. 

§  10.  Unmittelhar  nach  Schlnss  der  Prttfhng  tritt  die  gesamte  Prüfimgs- 
kommission  zusammen,  um  in  freiester  Weise  üher  die  zu  erteilenden  Noten  zu 
beraten,  wobei  der  Gesamteindruck  der  Prüfung  und  der  bisherigen  Leistungen 
eines  jeden  Abiturienten  mit  in  Betracht  gezogen  werden  darf.  Daraaf  geben 
die  Examinatoren,  jeder  in  seinem  Fache,  jedem  der  Maturanden  eine  Note  nach 
der  Skala  6  (beste)  bis  1  (geringste) ;  in  deigenigen  Fächern,  in  welchen  münd- 
lich und  schriftlich  geprüft  worden  ist,  wird  nur  eine  Note  erteilt. 

Nachher  erstattet  die  Prüfungskommission  dem  Erziehungsrate  einen  Ton 
dessen  Kanzlei  in  ein  besonderes  Protokoll  einzutragenden  schriftlichen  Bericht, 
in  welchem  enthalten  sein  sollen: 

1.  Familien-  und  Personenname  und  Heimatsort  jedes  einzelnen  Maturanden 
(in  alphabetischer  Beihenfolge),  für  Schüler  des  hiesigen  Lyzeums  ausser- 
dem eine  Zensur  über  Fleiss  und  Betragen  während  des  Aufenthaltes 
an  demselben. 

2.  Angabe  der  bei  der  Prüfung  gestellten  schriftlichen  Aufgaben. 

3.  Prüfungsnote  in  jedem  einzelnen  Fache. 

4.  Antrag,  welchen  Prüflingen  ein  Maturitätszeugnis  auszustellen  sei  und 
welchen  nicht,  und  wenn  ja,  mit  welcher  Note.  • 

5.  Allfällige  Bemerkungen  über  einzelne  Matnranden  u.  drgl. 

§  11.  Bei  der  Festsetzung  der  Maturitätsnoten  erhält  ein  Matnrand : 

A.  Die  Note  I  (sehr  gut),  wenn  a.  die  Durchschnittsnote  sämtlicher  Fächer 
nicht  unter  5;5  und  b.  keine  einzelne  Fachnote  unter  4  sinkt. 

B.  Die  Note  n  (gut),  wenn  a.  die  Durchschnittsnote  nicht  unter  4,8  und 
b,  keine  einzelne  Fachnote  unter  3  sinkt. 

C.  Die  Note  III  (genügend),  wenn  a.  die  Durchschnittsnote  nicht  unter  4 
und  b.  keine  einzelne  Fachnote  unter  2  sinkt. 

Wer  nicht  zum  mindesten  die  Maturitätsnote  in  erhält,  wird  nicht  als 
matur  erklärt. 

§  12.  Das  Maturitätszeugnis  soll  enthalten:  a.  die  Noten  der  einzelnen 
Fächer ;  b,  die  Gesamtmaturitätsnote ;  c,  —  bei  den  Schülern  des  hiesigen  Lyzeums 
—  eine  Zensur  über  den  Fleiss  und  das  Betragen  während  der  betreffenden 
Studienzeit. 

§  13.  Wenn  ein  Examinand  den  im  §  11  gestellten  Anforderungen  nicht 
entspricht,  wird  beim  Erziehungsrate  auf  Nichterteilung  des  Maturitätszeug- 
nisses angetragen. 

Dem  Examinanden  kann  im  Falle  der  Nichterteilung  des  Maturitätszeugnisses 
vom  Erziehungsrat  gestattet  werden,  in  den  Fächern  mit  einer  unter  4  sinkenden 
Prüfungsnote  binnen  Jahresfrist  ^ne  Ergänzungsprüfung  zu  bestehen,  zu  wdcher 
er  sich  unter  Entrichtung  einer  Gebühr  yon  Fr.  10  für  jedes  einzelne  der  be- 
treffenden Prüfungsfächer  rechtzeitig  bei  genannter  Behörde  anzumelden  hat. 

Eine  dritte  Prüfung  wird  nicht  gestattet. 

§  14.  Der  Erziehungsrat  bezeichnet  aus  den  Professoren  des  Gymnasioms 
und  Lyzeums  die  nötige  Zahl  Mitglieder  der  Prüfungskommission.  Präsident 
derselben  ist  ein  Mitglied  des  Erziehungsrates  oder  ein  Delegirter  desselben. 

§  15.  Die  Prüfungskommission  versammelt  sich  auf  die  Einladung  ihres 
Präsidenten.  Für  eine  ausserordentliche  Prüfung  erhält  jedes  Mitglied  eine 
Entschädigung  von  Fr.  6.  Die  daherigen  Kosten  fallen  zu  Lasten  des  oder 
der  betreffenden  Maturanden  und  sind  gleich  bei  der  Anmeldung  (§  3)  zu 
deponiren. 

§  16.  Dieses  Reglement  tritt  sofort  in  Wirksamkeit.  Die  nach  Massg^abe 
bisheriger  Verordnungen  ausgestellten  Maturitätszeugnisse  yerbleiben  in  Kraft. 
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dn  dit  examen. 

Wer,  ohne  im  Besitze  eines  solclien  Zeugnisses  zu  sein,  ein  Bernfsstndinm 
bereits  ailgetreten  hat,  soU  die  M atniitätsprüfnng  nach  Anleitung  des  §  2  nach- 
holen, wenn  f&r  Bestehnng  der  Staatsprflfiing  ein  Matnritätszengnis  not- 
wend^  ist. 

§  17.  Durch  vorstehendes  Reglement,  welches  in  die  Sammlung  der  Ver- 
Ordnungen  aui^enommen  und  urschriftlich  ins  Staatsarchiv  niedergelegt  werden 
soU,  werden  das  Regulativ  Aber  Maturitätsprttfiingen  vom  3.  September  1875, 
Bonde  die  §§  54  bis  74  der  zum  Erziehungsgesetz  vom  26.  September  1879 
erlassenen  Yollziehungsverordnung  vom  22.  November  1880  angehoben. 


Sl  7.  Rifiement  relatif  au  Gortifieat  da  maturiti  avec  pregramme  du  dH  examen. 

(irr^t^  du  Conseil  d^Etat  du  canton  du  Valais  du  13  Juin  1890.) 

Disposition^  ginhxUes.  Art.  1^^-  Pour  obtenir  le  certificat  de  Maturiti, 
deia  examens,  distiiicts  en  rfegle  g6n6rale,  sont  n^cessaires:  le  premier  a  lieu 
apres  la  seconde  rhötoriqne  dans  chaque  coll6ge  de  TEtat;  le  deuxiöme,  apr^s 
les  deux  annöes  du  Lyc6e,  ä  Sion. 

Art.  2.  Les  examens  ont  lieu  k  la  fin  de  Fannie  scolaire.  Une  seconde 
Session  pourra  avoir  lieu  ä  Fouverture  de  chaque  coU^ge  pour  les  Kleves  qui 
aoraient  6chou^  k  la  premi^re  session. 

Art  3.  La  premi^re  session  est  gratuite:  la  seconde  est  k  la  Charge  des 
Kleves.  Cependant  les  frais  pour  chaque  61^ve  ne  devront  pas  d^passer  la  somme 
de  fr.  20. 

Art  4.  La  comnüssion  des  examens  se  compose  de  membres  du  conseil  de 
llnstmction  publique;  eile  est  pr6sid^e  par  le  Prüfet  des  6tudes.  Des  pro- 
fessenrs  ou  autres  personnes  comp6tentes,  d6sign6es  chaque  fois  par  le  Chef  du 
Departement  de  Flnstruction  publique,  feront  aussi  partie  de  la  commission. 

Art.  5.    Les  ^preuves  sont,  les  unes  ^crites,  les  autres  orales. 

Eprtuves  icrites.  Art.  6.  Les  ^preuves  6crites  du  premier  examen  com- 
prennent:  a.  Une  composition  de  langue  matemelle.  h.  Une  composition  latine. 
c.  Une  Version  grecque.  d,  Une  composition  de  mathtoatiques.  e.  Un  thäme 
allemand  pour  les  candidats  de  langue  fran^aise,  et  un  theme  fran^ais  pour  les 
caadidats  de  langue  allemande. 

Art.  7.  n  est  accord^:  a.  Deux  heures  pour  la  composition  de  langue 
matemelle.  h.  Une  heure  et  demie  pour  la  composition  latine.  c.  Une  heure 
et  demie  pour  la  composition  de  math^matiques.  d.  Une  heure  pour  la  Version 
grecque.    e.  Une  heure  pour  le  thtoe  allemand  ou  fran^ais. 

Art  8.  Les  6preuves  6crites  du  second  examen  comprennent:  a.  Une 
dissertation  latine  sur  un  siget  de  philosophie.  h.  Une  composition  de  sdences 
(plkysique  et  chimie).  c.  Une  composition  de  math6matiques.  d,  Un  th^me  alle- 
mand pour  les  candidats  de  langue  fran^aise,  et  un  th^me  fran^ais  pour  les 
candidats  de  langue  allemande. 

Art.  9.  D  estaccord^:  a.  Deux  heures  pour  la  dissertation  latine.  h,  Deux 
heures  pour  la  composition  de  sciences.  c.  Deux  heures  pour  la  composition  de 
math^matiques.    d,  Une  heure  pour  le  th^me  allemand  ou  frangais. 

Art.  10.  Les  candidats  ne  pourront  se  servir  d'aucun  livre,  si  ce  n'est  d'un 
dictionnaire  ^tc  et  d^une  table  de  logarithmes. 

Art.  11.  Un  membre  de  la  commission  dicte  les  st^jets  sans  commentaire 
et  sorveiUe  les  candidats. 

Art  12.  D  est  interdit  aux  candidats  de  quitter  la  salle  de  l'examen  pen- 
dant  le  temps  assign6  k  chaque  composition,  ainsi  que  de  communiquer  entre  eux. 

Art.  13.  Les  compositions,  corrig^es  chacune  par  un  membre  de  la  com- 
Biission,  sont  jug^es  ensuite  par  la  commission  tout  entiöre,  qui  d^cide  quels 
sont  les  eifeves  admis  k  subir  ^preuves  orales. 
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Epreuves  orales.    Art.  14.    Les  6preuves  orales  sont  publiques. 

Art.  15.  Les  6preuves  orales  du  premier  examen  comprennent  les  matieres 
suivantes:  a.  Instruction  religieuse.  h.  Langue  matemelle.  c.  Langue  latine. 
d.  Langue  grecque.  e»  Langue  allemande  pour  les  candidats  de  langue  iran^ise, 
et  langue  frangalse  pour  les  candidats  de  langue  allemande.  /.  Mathematiques. 
<7.  Histoire  et  gßographie.  h.  Histoire  naturelle. 

Art.  16.  Les  Epreuves  orales  du  second  examen  sont :  a,  Philosophie,  ft.  Phy- 
sique.  c,  Chimie.  d^  Math^matiques.  e.  Histoire  de  la  litt^rature  g^eeque^  avec 
traduction  d'un  poete  et  d'un  prosateur  grecs.  /.  Histoire  de  la  litt^rature  latine, 
avec  traduction  d'un  prosateur  et  d'un  po^te  latins.  g,  Histoire  de  la  litt6ntiire 
fran^aise  pour  les  candidats  de  langue  fran^aise,  et  de  la  litt^ratnre  allemande 
pour  les  candidats  de  langue  allemande.  h.  Histoire  contemporaine.  t.  Histoire 
naturelle. 

Art.  17.  La  dur6e  des  6preuves  orale*  est  d'une  heure  pour  chaque  c^ndidat. 

Art.  18.  Chaque  mati^re  marqu6e  par  une  lettre  alphab^tique  et  appreci^e 
de  la  mani^re  suivante: 

10  et  9  =  tr^s-bien.  8  et  7  =  bien.  6  =  süffisant.  5  et  4  =  insuffisant 
3  et  2  =  mal,  1  ^=  trfes-mal. 

Art.  19.  La  note  des  Epreuves  ^crites  sur  une  brauche  se  combine  avec 
celle  des  Epreuves  orales  sur  la  meme  brauche. 

Art.  20.  Les  Epreuves  ^crites  valent  le  double  des  epreuves  orales  sur  la 
meme  brauche. 

Ädmission  et  ajoumement  Art.  21.  Pour  etre  admis  aux  Epreuves  orales,  le 
candidat  doit  obtenir  au  moins  la  note  moyenne  6  pour  les  Epreuves  ^crites. 

Art.  22.  Pour  etre  admis  ä  fr^quenter  le  cours  de  philosophie  comme  äl^ve 
regulier,  la  candidat  doit  obtenir  au  moins  la  note  moyenne  6  aux  ^preuye« 
du  premier  examen. 

Arr.  23.  Pour  avoir  droit  au  certificat  de  Maturitä,  le  candidat  doit  obtenir 
la  note  moyenne  6  aux  Epreuves  orales  et  6crites  des  deux  examens. 

Art.  24.  La  note  1  (trSs-mal)  sur  une  brauche  quelconque,  soit  du  premier, 
soit  du  deuxieme  examen,  entraine  rajoumement. 

Art.  25.  L'ajoumement  est  encore  prononc^,  quelle  que  soit  la  note  moyeuDe, 
lorsque  la  note  2  ou  3  (mal)  est  attribu^e  k  deux  branches  principales, 

Art.  26.  Le  candidat  ajourn6  doit  refaire  Texamen  sur  tout«s  les  branches. 

Premier  Examen  aprhs  la  IL  Rhitorique. 

1^  Langue  matemelle. 

a,  Une  composition.  6.  Pr^ceptes  de  litterature  et  de  rh^torique.  c.  Etüde 
d'auteurs  classiques. 

2^  Langue  ^trang^re. 

A.  Pour  les  candidats  de  langue  frangaise.  a.  JJii  th^mc  allemand.  b.  Gram- 
maire  allemande  tout  enti^re.  c.  Traduction  orale  d'un  auteur  allemand. 

B.  Pour  les  candidats  de  langue  allemande,  a.  Un  thfeme  fran^ais.  b.  Gram- 
maire  fran^aise  tout  entiere.  c.  Traduction  orale  d'un  auteur  fran^ais. 

3^  Langue  latine. 

a.  Une  composition.  b.  Traduction  et  explication  d'un  prosateur  et  d'un  poete 
latins.  (Voir  le  programme  des  etudes.) 

4^  Langue  grecque. 

(z.  Une  Version  grecque.  b.  Grammaire  grecque.  c.  Traduction  et  expücation 
d'un  prosateur  et  d'un  poöte  grecs. 
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da  dit  examen. 

5^  Math^matiqnes. 

A.  Alghhre,  Revue  generale  des  quatre  Operations.  —  Fractions.  —  Equations 
dn  Premier  degre  k  nne  et  ä  plusieurs  inconnues.  —  Des  quantit^s  negatives. 

Carr^  d'un  nombre  compose  de  dizaines  et  d*unit6s.  —  Carr^  d'un  produit, 
d'nn  monome,  d'un  trinöme,  d*une  fraction.  —  Calcul  des  radicaux.  —  Quatre 
Operations  appliqu^es  aux  radicaux.  —  R^duction  au  meme  exposant.  —  Reso- 
lution de  requation  du  2™«  deg^e.  —  Propriöte  d'un  trinöme. 

B.  Geometrie  plane,  Angles.  —  Polygones.  —  Triangles ;  cas  d'^galite.  — 
Principales  propriet^s  des  perpendiculaires  et  obliques.  —  Triangle,  rectangle, 
bissectrice.  —  Lieu  geometrique.  —  Theorie  des  paralleles.  —  Somme  des  angles 
d'nn  triangle  et  des  angles  d'un  polygone.  —  Paralieiogrammes. 

Definition  de  la  circonference  du  cercle.  —  Intersections.  —  Contact.  — 
Cordes  et  arcs.  —  Cordes  par  rapport  au  centre.  —  Secantes.  —  Tangentes.  — 
Positions  relatives  de  deux  circonferences.  —  Angle  au  centre.  —  Angles  inscrits. 

Lignes  proportionnelles.  —  Similitude  des  polygones.  —  Triangles  sem- 
blables.  —  Relations  entre  les  cötes  d*un  triangle  rectangle,  triangles  quelcon- 
qoes.  —  Proprietes  des  cordes  tangentes  et  secantes  partant  d'un  meme  point.  — 
Quatrieme  proportionnelle.  —  Moyenne  proportionnelle.  —  Moyenne  extrßme 
raison.  —  Tangentes  communes  k  2  circonferences.  —  Polygones  semblables.  — 
Polygones  reguMers.  —  Pentagone,  bexagone,  carre,  decagone.  —  Inscrire  et 
circonscrire  nn  polygone  regulier.  —  Calcul  de  TT. 

Mesure  des  aires.  —  Carre  et  rectangle  construits  sur  la  somme  ou  la 
diff^rence  de  deux  lignes.  —  Carre  de  Thypotenuse.  —  Aire  des  polygones  re- 
guliers.  —  Du  cercle  et  des  portions  du  cercle.  —  Rapport  des  aires  de  deux 
figores  semblables.  —  Surface  du  triangle  equilateral.  —  Hexagone,  triangl«  en 
fonctions  de  ces  c6tes.  —  Construction  des  figures  equivalentes. 

60  Histoire. 

A.  Histaire  ancienne,  La  Grhe.  Sparte.  —  Atb^nes.  —  Guerres  mediques.  — 
Gnerre  du  Peioponfese.  —  Traite  d*Antalcidas.  —  Suprematie  de  Thöbes.  — 
Philippe  de  Macedoine.  —  Alexandre-le-Grand.  —  (Ligues  acheenne  et  etolienne.)  — 
Intervention  des  Romains. 

Rome.  La  royaute.  —  Etablissement  de  la  Republique.  —  Lüttes  pour  re- 
galite  politiqne.  —  Conquete  de  l'Italie.  —  Guerres  puniques.  —  Les  Gracques.  — 
Hanns  et  Sylla.  —  Pompee.  —  Jules-Cesar.  —  Octave-Auguste.  —  Etablisse- 
ment de  PEmpire.  —  Tibere  et  Neron.  —  Constantin-le-Grand.  —  Julien  Ta- 
postat.  —  Theodose-le-Grand. 

B.  Moyen  äge,  Invasion  des  Barbares.  —  Les  Merovingiens  et  les  Carlo- 
vingiens.  —  L'Eglise  et  les  premiers  conciles.  —  Mahomet  et  les  Califes.  — 
Photius  et  TEglise  grecque. 

Demembrement  de^  Etats  de  Charlemagne.  —  L'empire  romain-germanique.  — 
Querelle  des  investitures. 

Avenement  des  Capetiens.  —  La  societe  feodale.  —  Les  communes.  — 
St-Louis.  —  Philippe-le-Bel. 

Les  croisades;  leurs  resultats. 

Guillaume-le-Conquerant.  —  Jean-sans-Terre.  —  La  grande  Charte  des  libertes. 

Les  Hohenstauffen.  —  Rodolphe  de  Habsbourg.  —  Les  Valois.  —  Guerre 
de  Cent  ans. 

Le  grand  schisme  d'occident;    conciles  de  Constance  et  de  Bäle. 

Etat  politiqne  de  TEspagne  et  de  l'Italie  au  commencement  du  XY«  siede. 

Fin  de  Tempire  grec. 

C.  Histoire  moderne.  Mahomet  IL  —  Guerre  des  deux  Roses.  —  Ferdinand 
et  Isabelie.  —  L'Inquisition.  —  Louis  XI,  Charles  VIII  et  Louis  XII.  —  Decou- 
▼ertes  geographjques.  —  La  reformation.  —  Charles-Quint  et  Frangois  I«'.  — 
Soliman-le-Magnifique.  —  La  reforme  catholique. 
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L'Angleterre  depuis  Henri  VIII  k  l'ay^nenient  de  George«  I«'.  —  Gnerres 
de  reli^on  en  France.  —  Henri  IV. 

Philippe  n. 

Gnerre  de  Trente  ans.  —  Bicheliea  et  Macarin.  —  Louis  XIV. 

Charles  Xn.  —  Pierre-le-Grand.  —  Catherine  11.  —  FrÄdöric  IL  —  Marie- 
Th^r^e.  —  Partage  de  la  Pologne.  —  Joseph  n.  —  Lonis  XV.  —  Gnerre  de 
Sept  ans. 

Etats-Unis  de  TAni^rique  du  Nord. 

D.  Hiatoire  de  la  Suisse.  Penples  primitifs.  —  Domination  romaine.  —  In- 
vasion des  Barhares.  —  Premier  et  second  royaume  de  Bourc'ogne.  —  Propa- 
gation  du  christianisme.  —  Les  ZsBhringen,  -^  Bodolphe  de  Hfäsbourg.  —  L'em* 
pereur  Albert;  les  baillis.  —  AUiance  des  Waldstaetten.  —  Morgarten.  —  Laupen.— 
Sempach  et  Nsefels.  —  D^veloppement  de  Talliance.  —  Combats  de  ValaisanB 
pour  rind^pendance.  —  Gnerre  de  Bonrgogne.  —  Guerre  dltalie ;  Arbedo,  Giomico, 
Pavie,  Novarrei  Marignan.  —  Le  cardinid  Schinner.  —  La  r^forme  dans  la  Suisse 
allemande  et  fran^aise. 

Chute  de  la  Conf§d^ration  des  13  cantons.  —  B^publique  helT^tique.  — 
Acte  de  mSdiation.  —  La  restauration.  —  Troubles  en  1890  et  en  1844.  — 
Gnerre  du  Sonderbund. 

7®  Geographie. 

1.  Europe.  a.  Etüde  g^nörale.  —  Bornes  et  superficie;  mers,  lacs,  fleuves, 
riyi&res  principales,  iles,  montagnes,  description  des  cdtes.  6.  Etüde  detaill6e 
de  chaque  Etat  de  TEuro^e  et  de  la  Suisse  en  particnlier;  ironti^res;  dirisions 
principales ;  capitales  et  vüles  les  plus  remarquables ;  population ;  races,  luigues, 
religions.  Productions  les  plus  importantes. 

2.  Afrique,  Aste,  AmMque,  Ocianit,  Principaux  Etats.  —  Fronti^res.  — 
Mers,  lacs,  fleuves,  iles,  montagnes.  —  Capitales  et  villes  les  plus  remarqnables.  — 
Population,  langues,  r61igions.  —  Productions  les  plus  importantes.  —  Colonies 
enrop^enes. 

8^  Histoire  naturelle. 

a.  Histologie  (ou  ^tude  des  organes  simples).  Cellules,  tissus,  fibres,  yais- 
seaux.  h,  Morphologie  (ou  6tude  des  organes  compos6s).  Racines,  tiges,  feuilles, 
fleurs  et  firuits.  c.  Physiologie  (ou  6tude  de  la  vie  des  plantes).  Ph^nomönes 
gen^raux;  nutrition  et  föcondation.  d.  Classification  de  Linn6  et  classifications 
naturelles. 

Second  examen  apr^s  la  clasae  de  Fhysique, 

1^  Philosophie. 

Ex  Criteriologia,  De  veritate,  certitudine,  evidentia,  veri  singulis  criterüs 

Ex  Dialecttca,  De  idea,  termino,  judicio,  propositione,  ratiocinio,  argumento, 
sophismatibus. 

Ex  Methodologia.  De  initio  methodi  ac  termino. 

Ex  Anthropoloffia.  De  potentiis  animae,  earum  principio,  objecto  ac  numero. 
De  Tita  ejusque  gradibus.  De  sensationis  subjecto  ac  genesi.  De  intellectus  dis- 
crimine  a  sensu,  objecto,  idearum  origine,  earumqne  universalitate  ac  objectivi- 
tate.  De  principiis  hominem  constituentibus  eorumque  unionis  modo.  De  animie 
unitate,  smiplicitate,  spiritualitate  et  immortalitate. 

Ex  Ontologia,  De  ente,  actu  et  potentia,  essentia  ac  existentia.  De  finito 
ac  infinito  et  utriusque  notionis  origine  in  animo  nostro.  De  substantia  completa 
et  incompleta.  De  persona.  De  quantitate,  spatio,  tempore.  De  actione,  passione, 
principio,  causa  et  causarum  yariis  speciebus. 

Ex  Coamologia.  De  mundi  origine,  fiue  et  ordine.  De  possibilitate  ordinis 
supematuralis.  De  corporum  constitutione.  De  vita  plant^rum  earumqne  prin- 
cipio yitali.  De  belluinae  animse  natura,  origine  ac  exitu. 
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Ex  Theodicea.  De  Dei  notione;  existentia.  perfectione  relativa  et  absoluta, 
nnicitate,  simplicitate ,  eetemitate,  immensitate  intelligentia,  voluntate,  Provi- 
dentia et  mundi  gubematione. 

Ex  Ethica.  De  mortalitate  actuum  hnmanomm.  De  normis  quibus  actus 
httmanns  subjicitur.  De  actus  moralis  imputatione.  De  jure  et  officio  in  univer- 
ma.  De  offieiis  hominis  erga  Deum.  De  übertat e  proeli,  conscientiae  et  cultuum. 
De  societatis  civilis  origine ,  fine,  nexu  cum  religione.  De  suprema  auctoritate, 
ejasqne  subjecto  in  societate  civili. 

Ex  tractatu  de  vera  religione:  a,  parte  priore.  De  definitione  religionis.  De 
religione  natnrali  et  supernaturali.  De  eriteriis  revelationis,  maxime  de  miraculo. 
h.  Parte  posteriore.  De  authenticitate,  integritate  et  veritate  Evangeliorum.  De 
eriteriis  proprie  dictis  revelationis  christianae. 

2^  Physiqne. 

Notions  ginSrales.  Matieres ,  corps ,  mol6cules ,  atomes.  —  Propri6t6  de  la 
mati^re. 

M^canique.  Notibns  sur  les  forces,  leur  mesure.  Composition  et  d^composition 
des  forces,  ^quilibre. 

Mouvement  rectiligne,  curviligne ;  uniforme,  uniform6ment  vari^,  ses  causes ; 
fumnles  y  relatives.  Proportionnalit^  des  forces  aux  acc^l^rations.  Masse  des 
corpg.  quantit^  de  mouvement.  Force  vive,  travail,  iinit6  de  travail. 

Theorie  et  Utility  des  machines  les  plus  simples:  levier,  poulie,  treuil, 
roneä  dent^es,  plau  inclin6,  vis,  coin,  transmission  du  mouvement. 

Attraction  universelle,  ses  lois.  Pesanteur.  Poids  des  corps.  Centre  de  gra- 
Tite.  Equilibre.  Balance.  Diif^rents  genres  de  balance.  Lois  de  la  chute  des 
corps ;  v^rification  par  divers  appareils.  Pendule,  ses  lois ;  mesure  de  l'intensit^ 
de  la  pesanteur  par  le  pendule.  Pendule  de  Foucault.  Force  centrifique,  ses  lois. 

Hydrostatique,  Principe  d^^galit^  de  pression  dans  les  fluides.  Pression  sur 
le  fond  des  vases.  Consäquences  et  applications  an  principe  de  Pascal ;  6quilibre 
de  liquides,  vases  communicants ,  presse  hydraulique,  turbines,  niveau  d'eau, 
niveaa  &  bulle  d'air.  Cours  d'eau,  jets  d'eau.  Principe  d'Archimede.  Poids  sp6- 
eifiques.  Divers  areomätres  en  usage,  Capillarit^. 

Airostatique.  Application  des  principes  de  Pascal  et  d'Archimede  aux  gaz. 
Atmosphäre,  barometre,  ses  diverses  esp^ces.  Loi  de  Mariotte.  A^rostats.  Ma- 
ehine  pneumatique.  Pompe  de  compression.  Siphon.  Pompes. 

Acoustique.  Cause  du  son.  Propagation.  Vitesse.  R^flection  et  r^fraction. 
IntensitÄ.  Vibrations,  appareils  pour  la  mesure  des  vibrations.  Theorie  physique 
de  la  musique.  Vibrations  des  cordes,  lois ;  Vibration  de  l'air  dans  les  tuyaux 
sonores,  lois. 

Ckaleur.  Theorie  dynamique  de  la  chaleur.  Dilatation  des  corps  (thermo- 
metres  divers);  coefficients  de  dilatation  des  corps  solides,  liquides  et  gazeux. 
Pendule  compensateur.  Fusion.  Dissolution.  Solidification,  M^langes  r6fng6rants. 
Vaporisation.  Force  ^lastique  des  vapeurs;  formation  des  vapeurs  dans  le  vide. 
Vapeurs  satur^es.  Maximum  de  tension.  Evaporation ;  firoid  produit  par  l'^vapo- 
ration,  ses  lois.  Ebullition.  Distillation.  Hygrom6trie.  Calorimötrie.  Conductibilit^ 
des  Corps.  Machines  &  vapeur,  chauffage. 

Optique.  Hypoth^ses  sur  la  nature  de  la  lumi^re.  Ombre  et  p^nombre. 
Vitesse  de  la  lumifere.  Reflexion.  Miroirs  plans  et  courbes.  Formation  des  images 
reelles  et  virtuelles.  R^fraction.  Prismes.  Lentilles.  Dispersion  de  la  lumifere, 
pouToirs  dif^rents  des  rayons  du  spectre.  Achromatisme ;  notions  sur  Tanalyse 
spectrale.  Instruments  d'optique.  Vision.  Divers  ph^nom^nes  se  rapportant  h  la 
Tision. 

Magnitisme  et  electricitS.  Aimants  naturels  et  artificiels.  Poles,  aimantation 
par  iniluence,  magn6tisme  terrestre.  Bou8.soles  de  d^clinaison  et  d'inclinaison. 
Lois  des  actions  magn^tiques.  Proced^s  d'aimantation.  Döveloppement  de  Tölec- 
tiicit^  par  le  frottement.  Conductibilit6  ölectrique.  Electricit6  positive  et  n^ga- 
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tive.  Sourcea  d*61ectricit6.  Mesure  des  forces  ^lectriques.  Lois  de  Coulomb. 
Electrisation  par  influence.  Electroscopes.  Machines  ^lectriques.  Electrophore. 
Electricit^  condens^e.  Bouteille  de  Leyde.  Batterie.  DilT^rents  effets  de  Mec- 
tricitö,  statiqne.  Electricitö  i  F^tat  dynamique.  Pile  de  Volta.  Tension  61ectrique. 
Pdles,  ^lectrodes,  conrant.  Modifications  de  la  pile.  Theorie  chimique  de  la  pile. 
Force  ^lectromotrice.  Piles  diverses  i  deux  liquides.  Effet  des  courants.  Elec- 
trolyse,  galvanoplastie.  Action  des  courants  sur  les  courants.  Courant  terrestre. 
Action  des  courants  sur  les  aimants.  Sol^noi'des.  Theorie  d' Ampere  sur  le  magn^- 
tisme.  Aimantation  par  les  courants.  Mesure  de  Tintensit^  des  courants.  Galvano- 
m^tre.  Induction  61ectrodynamique.  Bobine  de  Ruhmkorff.  Electromagn^tisme. 
Machine  magn^to-^lectrique.  Moteurs  ^lectriques.  Lumi^re  ^lectrique.  T^l^ 
graphe.  T616phone. 

aoChimie. 

Mati^re,  atömes,  mol^cules.  Coh^sion.  Ai&nit^.  Corps  simples  et  compos^s. 
Lois  des  proportions  d^finies  et  multiples.  Theorie  atomique.  Lois  de  Gay-Lussac 
sur  la  combinaison  des  corps  gazeux  sous  le  rapport  des  yolumes.  Rapport 
entre  la  chaleur  sp^cifique  et  le  poids  atomique.   Isomorphisme.  Nomenclatnre. 

Etüde  de  tous  les  corps  simples  k  Texception  des  corps  rares.  Etat  natnrel 
Pr^paration.  Propri6t68  physiques  et  chimiques.  Combinaison  des  corps  simples 
entre  eux. 

4:^  Histoire  naturelle. 

A.  Mineralogie.  Caract^res  servant  &  la  d^termination  des  min^raux.  Carac- 
t^res  physiques,  cristallographiques  et  chimiques.  Description  des  min^raux  (sur- 
tout  au  point  de  vue  suisse  et  valaisan).  Nom  du  min^ral,  composition  chimique, 
duret^,  poids  sp^cifique.  Systeme  crystallin,  autres  caract^res  physiques  (s'ils 
sont  distinctifs).  R^actions  chimiques,  principalement  &  la  voie  s^che.  Gisement, 
usage. 

B.  OMogie,  Ph^nomönes  actuels.  Ph^nom^nes  anciens.  Notions  sur  la  p^tro- 
graphie.  Mötamorphisme.  Fossiles.  Epoques  g^ologiques. 

C.  Zoologie,  Caractäres  gßn^raux  des  animaux.  Principaux  tissus.  Nutrition. 
Appareil  digestif.  Digestion.  Ph^nom^nes  m^caniques  et  chimiques  de  la  diges- 
tion.  Circulation.  Appareil  circulatoire  sangnin.  M^canisme  de  la  circulation. 
Lymphe  et  circulation  lymphatique.  Respiration;  ph^nom^nes  m^canlques  et 
physiques  de  la  respiration.  Branchies,  trach^es,  chaleur  animale. 

Appareils  d'61imination ;  glandes. 

Squelette;  os;  muades.  Systeme  nerreux;  moeUe,  6piniäre,  nerfs. 

Sens:  tact,  goüt,  odorat,  oui'e,  yue. 

Notions  de  Classification.  Etüde  des  principaux  ordres. 

5^  Math6matiques. 

A.  Älgkhre,  Representation  g^om^trique  des  variations  du  trin6me  du 
2me  degr^.  Equations  reductibles  du  2"^®  degr6 ;  ^quations  r^ciproques,  6qaations 
binömes,  trinömes,  irrationnelles.  Systeme  d'^quation  du  2™^  degre  k  2  inconnues. 
Maximum,  minimum;  m^thode  directe  et  indirecte.  Progressions  arithmßtiques 
et  g6om6triques.  Logarithmes.  Annuit^s. 

B.  Giom^trie  dans  Vespace.  Perpendiculaires  et  obliques  ä  un  plan.  Parall6- 
iisme  des  droites  et  des  plans.  Angles  di^dres.  Notions  sur  les  angles  di&dres 
et  poly^dres. 

Polyfedres.  Mesure  de  volume.  Parall61ipip6des.  Volume  des  prismes.  Pyra- 
mides.  Sym6trie.  PolyMres  semblables. 

Cyündre.  Cöne.  Tronc  de  cöne.  Surface  et  volumes.  Sphäre.  Sections  planes. 
Grands  et  petits  cercles.  Poles.  Plan  tangent  Surface.  Volume.  Notions  sur  les 
figures  sphlriques. 

Ellipse:  Surfaces.  Hyperbole:  Axes.  Sommets.  Asymptote.  Parabole:  Dfifini- 
tions,  axe,  sommets,  rayons  vecteurs.  H^lice :  d^finitions,  pas  de  l'h^lice,  tangente 
et  sous-tangente. 
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C.  Trigonometrie  rectiligne.  D^flnitions  et  formnies  g^n^rales.  Tables.  R6so- 
Itttions  des  triaugles:  triangles  rectangles,  triaugles  quelconques.  Application  ä 
i'arpentage. 

6^  Histoire  contemporaine. 

Canses  ^loign^es  de  la  R^yolntion  fran^aise.  Etat  politiqne  et  religienx  de 
TEnrope  k  T^poqne  de  la  B^volntion.  Etat  de  la  France  ayant  la  B^volntion: 
i'aocien  regime,  la  Conr  et  le  Parlement;  la  l^gislation;  les  impöts;  Tarm^e; 
les  trois  ordres ;  priyil^ges  de  la  noblesse. 

Premi^res  r^formes  de  Lonis  XVI.  Election  des  d^pnt^s  anx  Etats  g^n^ranx. 
fi^daction  des  cahiers.  Onyerture  des  Etats  g6n6ranx. 

Assembl6e  Constituante.  Serment  du  Jen  de  panme.  Prise  de  la  Bastüle. 
Seance  du  4  aoüt.  Jonm^es  des  5  et  6  octobre.  FSte  de  la  F6d6ration.  Emi- 
gration. Fnite  dn  roi.  D^claration  des  droits.  Constitution  ciyile  da  clerg^.  Le 
serment.  Le  comtat  yenaissin. 

Assembl^es  l^gislatiye.  Jonm^es  da  20  join  et  da  10  aoüt.  Massacres  de 
septembre.  Campagne  de  1792. 

Convention  nationale.  Chnte  de  la  royaat^.  La  Commune  de  Paris.  Girondins 
et  Hontagnards.  Proces  et  mort  de  Louis  XVI.  Le  comit6  du  Salut  public. 
Proscription  et  supplice  des  Girondins.  La  Terreur.  Le  culte  de  la  raison. 
Joum6e  du  9  Tbermidor. 

Premiere  coalition.   Campagnes  de  1793,  1794  et  1795.  Guerre  de  Yend^e. 

Constitution  de  l'an  ni. 

Le  Directoire.  Joum^e  du  18  fructidor.  Mesures  financi^res.  Campagne  de 
1796  en  Italie  et  en  Allemagne.  Trait^  de  Campo-Formio.  Congrös  de  Rastadt. 
Gaerre  eontre  le  Saint-Si6ge. 

Expedition  d'Egypte.  Deuxi^me  coalition.  Campagne  de  1799.  Captiyit^  de 
Pie  VI.  Le  18  brumaire. 

Le  Consulat.  Constitution  de  Tan  VJil.  Le  Concordat;  les  articles  orga- 
niques. 

Campagne  de  1800.  Paix  de  Lun^yille  et  d'Amiens.  Consulat  k  yie.  L'em- 
pire.  Constitution  imperiale.  S6nat;  haute  Cour.  Le  Sacre.  L'Uniyersit^.. 

Caract^re  de  la  politiqne  ext6rieure.  Le  royaume  d'Italie ;  Essling  et  Wagram. 
Guerre  de  1804  k  1809:  Austerlitz,  Jena,  Friedland.  Trait^s  de  Pressbourg 
de  Tilsit  et  de  Yienne.  Cr^ation  d'Etats  feudataires.  Blocus  continental.  Guerre 
d'Espagne.  Perte  de  PEspagne. 

L'Europe  en  1808.  Difficult^s  religieuses.  Pie  VII.  Campagnes  de  Russie, 
d'Allemagne  et  de  France.  Chute  de  Pempire.  La  Restauration.  Charte  de  1814. 
Traitö  de  Paris. 

Les  cent-jours.  Congrfes  de  Vienne.  Trait6s  de  1815.  L'Europe  en  1815. 
La  Sainte-alliance.  R^gne  de  Louis  XVIII.  La  Terreur  blanche.  Le  regime 
parlementaire.  Assassinat  du  duc  de  Berry.  Les  soci^t^s  secr^tes.  Les  uniyersit^s 
allemandes.  Le  carbonarisme.  Mouyements  r^yolutionnaires  en  Espagne,  en 
Portugal,  en  Italie.  Intervention  de  1' Antriebe  en  Italie.  Le  Congres  de  V6r6ne. 
Intervention  de  la  France  en  Espagne.  Mort  de  Louis  XVIII. 

RhpiQ  de  Charles  X.  Les  partis.  Chute  du  ministfere  Villöle.  Expedition 
d'Alg6ne.  Les  ordonnances.  Revolution  de  juillet.  Jugement  sur  la  Restauration. 

Evönements  exterieurs.  Politiqne  exterieure  de  l'Angleterre.  Emancipation 
des  cathoiiques.  Le  Zollverein  en  Allemagne.  Affranchissement  de  la  Grece. 
Navarin.  Traitös  d'Andrinople.  Emancipations  des  colonies  espagnoles.  Le  Bresil. 

Louis-Philippe.  Emeutes  k  Paris  et  k  Lyon.  Le  gouvemement  parlemen- 
taire. Tentative  de  la  duchesse  de  Berry.  Tentatives  do  Louis-Napollon.  Lois 
d'apana^e  et  de  r^gence.  Liberte  d'enseignement.  La  campagne  reformiste. 
Äevolution  de  F^vrier. 

Caractere  de  la  politiqne  exterieure  de  Louis-Philippe.  Intervention  en 
Belgique.  Insurrection  en  Pologne.  Mouvements  liberaux  en  Suisse,  en  Allemagne, 
en  Italie.  Occupation  d'Ancöne. 

Etablissement  du  regime  constitutionnel  en  Espagne  et  en  Portugal.  La 
quadruple  alliance.  Les  mariages  espagnols.  Abd-el-Xader. 
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Question  d'Orient.  Le  sultan  Mahmoud.  M^hemet-Ali.  Guerre  entre  le  snltan 
et  M6hemet-Ali.  Intervention  europöenne.  Progr^s  des  Kusses  et  des  Anglais 
en  Asie. 

Angleterre.  Robert  Peel.  Cromwel.  Progrös  du  catholicisme.  L'AUemagne 
et  ritalie  de  1830  ä  1848. 

La  rögence.  La  republique  de  1848.  L'assemblöe  Constituante.  Les  journ^es 
de  juin.  L*61ection  prösidentielle. 

Mouvements  de  1848  en  Antriebe  et  en  Prusse.  Parlements  de  Francfort 
et  d'Erfnrt.  La  grande  et  la  petite  Allemagne. 

GueiTe  de  Hongrie  (1848-1849).  Guerre  dltalie  (1848-1849). 

Ev^nements  de  Rome.  Question  danoise. 

L'assembl6e  legislative  en  France.  Lois  sur  Tenseignement.  Coup  d'Etat 
du  2  d^cembre. 

Pr^sidence  d^cennale.  R^tabUssemeut  de  Tempire.  Modification  de  la  Con- 
stitution. 

La  Russie  et  TAllemagne.  La  Russie  et  la  Pologne.  Question  des  Saints- 
Lieux.  La  Russie  et  la  Turquie.  AUiance  anglo-frangaise.  Guerre  de  Crim6e. 
Congres  de  Paris. 

Guerre  d'Italie  (1859).  Trait6  de  Zürich.  Annexion  de  Nice  et  de  la  Savoie. 
Cr^ation  du  royaume  d'Italie.  Convention  de  septembre. 

Affaires  d'Amerique.  Progrös  des  Etats-Unis.  La  Constitution.  Guerre  de 
sdcession. 

Expedition  des  Fran^ais  au  Mexique.  Maximilian  1«^ 

Guerre  d'Abyssinie.  Le  roi  Theodore. 

Guerre  de  Schleswig-Holstein.  Guerre  austro-prussienne.  Dissolution  de  la 
Confed^ration  germanique. 

Revolution  d'Espagne.  Le  roi  Amedöe.  La  republique.  Alphonse  Xu. 

La  question  romaine.  Mentana. 

Guerre  franco-prussienne.  Chute  du  second  empire.  Sedan.  Jugement  snr 
Tempire.  Sifege  et  capitulation  de  Paris.  La  Commune  de  Paris.  Traite  de  Francfort. 

Le  concile.  Le  kulturkampf.  Creation  de  Tempire  allemand. 

Guerre  turco-russe.  Congrfes  de  Berlin. 

7*^  Histoire  de  la  litterature  grecque. 

Auteurs  paiens.  PoHes:  Homäre,  Hesiode.  Pindare.  Eschyle.  Sophocle.  Euripide. 

Prosateurs :  Aristote.  Piaton.  Herodote.  Thucydide.  Xenophon.  Demosthenes. 
Plutarque. 

Auteurs  chrStiens.  St-Basile.  St-Gregoire  de  Naziance,  St-Jean  CTirysostöme. 
Textes  k  traduire. 

8®  Litterature  latine. 

Auteurs  paüens.  Pontes:  Piaute.  Terence.  Lucrfece.  Horace.  Virgile.  Ovide. 
Phfe'dre.  Lucain.  Martial.  Juvenal. 

Prosateurs:  Ciceron.  Cesar.  Salluste.  Cornelius  Xepos.  Tite-Live.  Les  Seneques. 
Quintilien.  Tacite.  Pline-le-Jeune. 

Auteurs  chretiens.  Prosateurs:  Tertullien.  Saiut-Cyprien.  Lactance.  Minudus 
Felix.  St-Ambroise.  St-Jer6me.  St-Augustin.  St-Gregoire-le-Graftd. 

Pokes:  Juvencus.  St-Hilaire  de  Poitiers.  St-Paulin  de  N61e.  Prudence. 
Fortunat.  —  Textes  k  traduire. 

9^  Litterature  frangaise. 

Foimation  de  la  langue  fran^aise.  Langue  d'oc  et  langue  d'oil.  Troubadours 
et  trouveres.  Pontes  du  XV^  siecle:  Charles  d'Orieans.  Villon.  Prosateurs  avant 
le  XVl^  siecle :  Villehardouin.  Joinville.  Froissard.  Philippe  de  Commines. 

XVP  sücle,  La  Renaissance.  Prosateurs:  Rabelais.  Amyot.  Montaigne, 
St-Fran^ois  de  Sales,  la  satire  Menippee. 

PoHes:  Marot.  Ronsard  et  la  pieiade.  Regnier.  Malherbe. 
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du  dit  examen. 

XVIF  siede.  Id^e  g6n^rale  de  la  litt^rature  au  XVn«  sifecle.  Hotel  de  Ram- 
bouillet. Port-Royal.  Acad^mie fran^aise.  —  Prosateurs:  Balzac.  Voiture* Descartes. 
Pascal  Bossuet.  Bourdalone.  F16chier.  Föneion.  Massillon.  M"»e  de  S6vign6.  La 
Bruyere.  Saint-Simon. 

Pontes:  Boileau.  Corneille.  Racine.  Möllere.  La  Fontaine. 

XVIIP  sücle.  Caractfere  de  la  littörature  au  X\T[I«  siöcle.  Prosateurs: 
Voltaire.  Montesquieu.  J.-J.  Rousseau.  Buffon.  Beaumarchais.  Mirabeau. 

Foetes :  Voltaire.  J.-B.  Rousseau.  Andrö  Chönier.  Gresset.  L'abbö  Delille. 

XrXf  sücle.  Prosateurs :  Chateaubriand.  J.  de  Maistre.  Thiers.  Böranger. 
Tillemain.  Lacordaire.  Montalembert.  Louis  Veuillot.  Mgr.  Dupanloup. 

Poktes:  Ecole  classique  et  6cole  romantique.  Lamartine.  V.Hugo.  Böranger. 
A.  de  Musset. 

10^  Litt^rature  allemande. 

Bildung  und  Entwicklung  der  deutschen  Sprache  und  Schrift. 

^  Erste  Periode.  (Von  der  Urzeit  bis  1150.)  Heidnische  und  christliche  Dichter: 
Alteste  Sagen.  (Hildebrandslied,  Wessobrunner  Gebet,  Muspilli.)  Ülfila's  Bibel- 
übersetzung und  der  sachsische  Heliand. 

Zweite  Periode.  (Vorfrühling  der  deutschen  Poesie  1150 — 1190.)  Konrad 
^.  Fnssesbrunn.  Das  Annolied.  Kaiserchronik.  Reinhard  der  Fuchs  (v.  Heinrich 
<iem  Glichesäre).  Rolandslied  (v.  Pfaffen  Chunrat).  Alexanderlied  (v.  Pfaffen 
Lambrecht). 

Dritte  Periode.  Deutsche  Poesie  in  voller  Blüte,  1190-1300.  (Dichter 
ans  dem  Ritterstande.)  Nibelungen  und  Gudrunlied.  Arius  und  Gralsage.  Hart- 
fflann  von  der  Aue.  Wolfram  v.  Eschenbach.  Gottfried  v.  Strassburg.  Minne- 
sänger: Walther  von  der  Vogelweide. 

Tiefte  Periode.  (Verfall  der  deutschen  Poesie  1300 — 1500.)  Dichter  aus 
dem  Meisterstande :  Schmied  Regenbogen,  Hans  Rosenblüt,  Hans  Folz,  Hans 
i>achs.  —  Das  deutsche  Passionsspiel. 

Fünfle  Periode.  (Verwilderung  der  deutschen  Poesie,  von  1500 — 1618.) 
Volksbficher :  Der  ewige  Jude,  Faust,  Laienbuch  und  Schildburger.  —  Das 
katbolische  und  protestantische  Kirchenlied. 

Sechste  Periode.  (Die  deutsche  Poesie  unter  geistiger  Fremdherrschaft,  von 
1618—1748.)  Die  Opitz'sche  Schule.  Die  Schule  von  Gottsched.  —  Vorboten 
der  Besserung:  Bodmer,  Breitinger,  Albrecht  v.  Haller,  (Ueim,  Ewald  v.  Kleist  etc. 

Siebente  Periode.  (Klassische  Poesie  der  Deutschen,  von  1748  bis  1832.) 
Klopstock,  Lessing,  Wieland,  Herder,  Goethe.  Schiller.  —  Humoristen:  Jean 
PanL  —  Romantiker:  Novalis,  Gebrüder  Schlegel,  Tieck,  Römer,  Arndt,  von 
Görres,  von  Arnim,  Brentano,  Kleist,  von  Eichendorf,  ühland,  Kemer,  Schwab, 
Rückert,  Voss,  von  Platten,  Pyrker,  Musäus,  Seume. 

Achte  Periode.  (Poesie  der  allgemeinen  Bildung.)  Das  junge  Deutschland: 
H.  Heine  etc.  —  Politisch-revolutionäre  Dichter :  Herwegh,  Fallersleben,  Freilig- 
Tath  etc.  —  Oesterreichische  Dichter:  Zedlitz,  Lenau,  Grün  etc.  — ^  Dichter 
neuerer  Bestrebungen :  Kopisch,  Mosen,  Scheffel,  Auerbacher,  Simrock,  (fotthelf, 
Alban  Stolz  etc.  —  Positiv  christliche  Dichter:  Redwitz,  Görres,  Bolandeu, 
Geibel,  v.  Schmid,  Weber,  Kolping,  P.  Gall  Morel,  Diel  und  Kreiten.  —  Rück- 
ständige Dichter:  Jordan,  Gottschall,  Richard  Wagner  etc.  —  Dichter  der 
Mundart :  Fritz  Reuter,  J.  G.  Seidl.  —  Dichterinnen :  Annette  v.  Drost-Hülshoff. 
Ida  Hahn-Hahn,  Elise  Polko  etc. 

Cours  special 
de  mathhnatiques  pour  les  SUves  que  se  disposent  ä  entrer  ä  V Ecole  polt/technique. 

Gfom4trie.  Geometrie  dans  l'espace,  soit  st^r6om6trie.  De  la  droite  et  du 
plan.  Droites  et  plans  paralleles  et  perpendiculaires.  Angles  diedres.  Projections 
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d'une  figure.  Trifedres.  Angles  solides  ou  polyfedres,  Polyfedres.  Prisme,  pyramide, 

polyedres  r6guliers,  tronc  de  prisme  et  de  pyramide.   Des   trois  corps  ronds. 

Cylindre  et  tronc  de  cylindre.  Cöne  et  tronc  de  c6ne.  Sphfere.  Triangles  t^tra^dres 

J9pli6riques.  Polyedres  semblables.  Courbes  usuelles.  Ellipse,  parabole,  hyperbole 

et  h^lice. 

• 

GionUtrie  descriptive,  Projections  octogonales  du  point  et  de  la  droite.  Traces 
de  la  droite.  Vraie  grandeur  d'une  droite.  Droites  concouranteSf  paralleles  et 
perpeudiculaires.  Angle  de  la  droite  avec  les  plans  de  projection.  Eepr^sentation 
du  plan.  Traces  du  plan.  Droites  situ^es  dans  un  plan.  Determination  d'nn  plan 
dans  diff^rents  cas.  Droite  perpendiculaire  k  un  plan.  Plans  paralleles.  Angles 
d'un  plan  avec  les  plans  de  projection. 

Babattement  d'un  plan  sur  les  plans  de  projection.  Intersection  de  dem 
plans,  d'une  droite  et  d'un  plan,  de  trois  plans.  Distance  d'un  point  k  un  plan, 
d'un  point  k  une  droite,  de  deux  plans  paraUeles.  Distance  de  deux  droites  non 
situ6es  dans  le  m6me  plan.  Angle  de  deux  droites,  d'une  droite  et  d'un  plan, 
de  deux  plans.  Circonförence ;  d^termination  de  ses  projections.  Construction 
du  triMre  au  moyen  de  trois  donn^es.  Representation  des  corps.  Prismes,  pyra- 
mides,  polyedres  r^guliers.  Intersection  de  ces  corps  avec  des  plans  et  entre 
eux.  Representation  du  cylindre  et  de  la  sphfere.  Leur  intersection  avec  des 
droites  et  des  plans.  Plans  tangents  au  cylindre  et  k  la  sphere. 

Älgkhre,  Les  six  premieres  Operations  avec  des  quantites  positives  et  nega- 
tives. Calcul  des  radicaiix.  Equations  du  l^*"  et  du  2«»«  degre.  Question  de 
maxima  et  de  minima  pouvant  se  resoudre  au  moyen  des  equations  du  2™*^  degre. 
Progressions  arithmetiques  et  geometriques.  Logaritbmes.  Analyse  indeterminee 
du  &^  degre.  Arrangements,  permutations  et  combinaisons.  Calculs  de  quantites 
imaginaires;  formules  de  Moior.  Equations  du  3»»®  degre.  Les  series:  caracteres 
de  convergence  et  developpement  de  quelques  fonctions  en  series.  Theorie  gene- 
rale des  equations.  Regula  Falsi. 

Trigonomitrie  rectiligne»  Fonctions  circulaires,  definitions  et  relations  fon- 
damentales.  Logarithme  des  fonctions  circulaires.  Resolutions  des  triangles  plans. 

Trigonometrie  sphSrique,  Formules  fondamentales.  Resolutions  des  triangles 
spheriques,  rectangles,  rectilateres  et  quelconques. 

Giomitrie  analytique.  Coordonnees  cartesiennes  et  polaires  du  point.  Piinci- 
pales  formes  de  l'equation  de  la  ligne  droite.  Le  cercle :  equations  de  la  tan- 
gente  et  de  la  polaire.  Discussion  generale  de  l'equation  du  2™«  degre.  —  Tan- 

fentes ,  polaires ,  diametres  conjugues.  —  Proprietes  principales  et  construction 
es  courbes  du  2™«  degre. 

Micanique,  Notions  sur  les  forces.  —  Composition  de  deux  et  de  plusieurs 
forces  agissant  sur  un  point.  —  Forces  paralleles.  —  Couple.  —  Centre  de  gra- 
vi te.  —  Composition  d'un  systfeme  quelconque  de  forces  appliquees  k  un  corps 
solide.  —  Theorie  de  machines  simples.  —  Elements  de  cinematique  et  de  dyna- 
mique. 


84.  8.  Reglement  fOr  das  KantonsschQler-Kosthaus  in  Aarau.  (Erlass  des  Eegierunga- 
rates  des  Kantons  Aargau  vom  21.  Februar  1890.) 

§   1.     Das  Kantonsschttler- Kosthaus  wird  von  einem  vom  Regierangsrat 

gewählten  Vorsteher  geleitet,  der  womöglich  aus  der  Lehrerschaft  zu  nehmen  ist. 

Demselben  ist  ein  von  der  gleichen  Behörde  gewählter  ^pektor  vorgesetzt. 

§  2.    Der  Vorsteher  ist  verpflichtet: 

a.  Den  Zöglingen  je  viermal  täglich  eine  einfache  ^  aber  gesunde  und 
nahrhafte  Kost  zu  verabfolgen.  Ein  hiefür  angestellter  Speisezeddel 
verordnet  das  Nähere. 

h.  Täglich  vormittags  sämtliche  Schülerzimmer  in  Ordnung  bringen, 
lüften  und  im  Winter  heizen,  sowie  das  Schuhwerk  der  Schüler  reinigen 
zu  lassen. 
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c.  Die  Schiller  im  allgemeinen  zn  beaufsichtigen,  sie  zu  anständigem  und 
Terträglichem  Benehmen,  sowie  zur  Arbeit  anzuhalten  und  häusliche 
Unterhaltung,  besonders  an  den  Sonntagen,  unter  ihnen  zu  fördern. 

Er  sieht  auch  bei  den  gemeinsamen  Mahlzeiten  darauf,  dass  Anstand 
und  gute  Ordnung  herrschen. 

Er  achtet  im  fernem  besonderß  darauf,  dass  die  Schüler  abends  und 
nach  dem  Nachtessen  ungestört  in  ihren  Zimmern  arbeiten  können.  Es 
ist  deshalb  notwendig,  dass  er  zu  dieser  Zeit  in  der  Anstalt  anwesend, 
oder  im  Falle  der  Abwesenheit  durch  eine  passende  Persönlichkeit  er- 
setzt sei. 

d.  Übertretungen  der  Hausordnung,  Ungehorsam,  Boheiten  und  Wider- 
setzlichkeit wird  er  durch  Belehrung,  durch  Verweise,  im  Wieder- 
holungsfalle mit  Zimmerarrest  bestrafen,-  schwerere  Fälle  aber  gemein- 
sam mit  dem  Inspektor  erledigen,  oder  je  nach  Umständen  der  Erziehungs- 
direktion zur  Entscheidung  vorlegen.  Biese  kann  die  Ausweisung  des 
Schülers  verfügen. 

e.  Er  nimmt  die  Anmeldungen  entgegen  und  besorgt  die  allfällig  notwen- 
digen Korrespondenzen  mit  den  Eltern  der  Schüler. 

§  3.  Der  Vorsteher  hat  auf  gute  Qualität  der  anzukaufenden  Lebensmittel, 
sowie  auch  auf  schmackhafte  Zubereitung  und  ausreichende  Menge  derselben  zu 
sehen.    Bei  grossem  Einkäufen  soll  Konkurrenz  walten. 

Die  Frau  desselben  leitet  und  beaufsichtigt  die  Küche,  die  Wäsche,  sowie 
die  Beinhaltung  der  Zimmer  und  des  Hauses  überhaupt. 

§  4.  Der  Vorsteher  hat  das  für  den  Betrieb  nötige  Dienstpersonal  anzu- 
stellen und  dabei  %uf  Leute  von  zuverlässigem  Charakter  und  gutem  Benehmen 
211  sehen. 

§  5.  Er  zieht  jeweilen  mit  Beginn  eines  jeden  Quartals  die  Kostgelder 
ein,  aus  welchen  er  den  Ankauf  der  Lebensmittel  und  der  nötigen  Vorräte, 
die  Bezahlung  des  Dienstpersonals  und  den  Unterhalt  des  Gartens  zu  be- 
streiten hat. 

§  6.     Über  seine  Einnahmen  und  Ausgaben  führt  er  die   erforderlichen 
Bücher  und  legt  auf  Ende  jeden  Jahres  Bechnung  ab. 
§  7.    Der  Lispektor  hat  folgende  Obliegenheiten: 

o.   Er  hat  den  Vorsteher  in  der  Handhabung  der  Ordnung  nach  Kräften 
zu  unterstützen  und  zu  diesem  Zwecke  die  Anstalt  wöchentlich  wenig- 
stens einmal,  und  zwar  zu  verschiedenen  Tageszeiten,   zu  besuchen. 
h.  Er  hat  sich  mit  dem  Vorsteher  über  allfällig  nötige  Vorkehren,  neue 
Einrichtungen,  über  Massregeln  zur  Aufrechthaltung  der  Ordnung,  über 
zu  verhängende  schwerere  Strafen  zu  verständigen. 
e.   Er  erstattet  auf  Ende  eines  jeden  Quartals,  und  in  der  Zwischenzeit  so 
oft  er  es  för  nötig  findet,  der  Erziehungsdirektion  Bericht  über  den  Gang 
der  Anstalt,  über  die  von  ihm  gemachten  Beobachtungen,  und  fügt  an- 
fällige Wünsche  und  Anträge  bei. 
d.   Er  vertritt  in  Verhinderungsfällen  den  Vorsteher. 
§  8.  Der  Vorsteher  geniesst  ftlr  seine  Geschäftstühmng  freie  Wohnung  und 
Beköstigung  für  sich  und  seine  Familie  aus  der  gemeinsamen  Küche,  sowie 
Wäsche,  Heizung  und  Beleuchtung. 

Der  Inspektor  bezieht  eine  Jahresentschädigung  von  Fr.  200. 

Vorstehendes  Reglement  soll  fEb:  einmal  provisorisch  eingeführt  werden. 


%.  9.  Hausordnung  fflr  das  Kantonsschfller-Kosthaus  in  Aarau.  (Erlass  des  Be- 
gierongsrates  des  Kantons  Aargau  vom  21.  Februar  1890.) 

-  §  1.  Das  Kosthaus  hat  den  Zweck,  Kantonsschülem  auswärtswohnender 
Eltern  zu  billigem  Preise  gesunde  und  freundliche  Wohnung  und  einfache,  aber 
nahrhafte  Kost  zu  gewähren. 

§  2.    Das  Kos&aus  steht  unter  der  Leitung  eines  Vorstehers  und  unter  der 
AuMcht  eines  Inspektors. 
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§  3.    Die  Anmeldung  filr  dasselbe  geschieht  bei  dem  Vorsteher. 
Über  die.  Aufnahme  entscheidet  auf  den  Vorschlag  des  Vorstehers  und  das 
Gutachten  des  Inspektors  die  Erziehungsdirektion. 

§  4.  Die  Zöglinge  des  Kosthauses  gemessen  so  viel  Freiheit,  als  mit  dem 
Zweck  ihres  Hierseins  und  mit  guter  Ordnung  und  Sitte  vereinbar  ist. 

Es  wird  namentlich  auf  Fleiss ,  Ordnung ,  Reinlichkeit,  Anstand,  Verträg- 
liclikeit  und  Geselligkeit  gehalten. 

Die  Zöglinge  bewohnen,  je  nach  Eaum  und  Bedürfnis  einzeln  oder  mehrere 
zusammen  ein  Zimmer.  Die  Einzelzimmer  werden  vorzugsweise  den  vorge- 
rücktem Schülern  eingeräumt.  Ein  Wechsel  der  Zimmer  während  des  Schul- 
l'ahres  ist  nur  ausnahmsweise  und  auf  gewichtige  Gründe  hin  vom  Vorsteher 
zu  gestatten. 

§  5.  Jeder  Schüler  (resp.  dessen  Eltern)  ist  für  das  in  seinem  Zimmer 
befindliche  Mobiliar,  sowie  für  allfällige  von  ihm  verschuldete  Beschädigungen 
der  Anstalt  und  ihres  Eigenthums  haftbar. 

§  6.  Den  Schülern  steht  der  das  Haus  umgebende  Garten  zu  freiem  Auf- 
enthalt offen;  derselbe  ist  ihrem  Schutze  empfohlen. 

§  7.  Das  Rauchen  innerhalb  des  Hauses  ist  durchaus  untersagt,  ebenso 
allzuhäufige  Zusammenkünfte  in  den  Schülerzimmem,  sei  es  zum  Zwecke  ge- 
meinsamer Arbeit  oder  unpassender  Spiele. 

Der  Vorsteher  ist  verpflichtet,  zu  beliebigen  Tageszeiten  in  den  Zimmern 
öfters  Nachschau  zu  halten  und  Ordnungswidriges  zu  beseitigen. 

§  8.  Das  Frühstück  wird  im  Sommer  um  ^Jzl  Uhr,  im  Winter  um  ^oSUhr 
im  gemeinsamen  Speisesaal  eingenommen,  das  Mittagessen  um  12^ Ui  das  Abend- 
brot um  4  resp.  5  Uhr,  das  Nachtessen  um  7^/4  Uhr.  Zu  spät  Kommende  haben 
kein  Recht  auf  nachträgliche  Bedienung.  Zum  Aufstehen  und  Essen  wird  ein 
Zeichen  gegeben. 

§  9'.  Um  10  Uhr  nachts  werden  die  Lichter  gelöscht:  sofern  ein  Schüler 
länger  arbeiten  will,  bedarf  es  vorheriger  Anzeige  an  den  Vorsteher. 

§  10.  Um  IOV4  Uhr  wird  die  Haustüre  geschlossen,  ein  längeres  Ausbleiben 
kann  nur  in  Ausnahmsföllen  vom  Vorsteher  gestattet  werden. 

§  11.  In  bezug  auf  die  Verwendung  ihrer  Zeit  A\ird  den  Zöglingen  volle 
Freiheit  gewährt,  nur  ist  darauf  zu  sehen,  dass  sie  einen  genügenden  Teü 
derselben  auf  ihre  Schularbeiten  verwenden.  An  Sonn-  und  Feiertagen  haben  sie 
Gelegenheit,  den  Gottesdienst  zu  besuchen. 

Ueber  jede  längere  Abwesenheit  ist  dem  Vorsteher  vorher  Anzeige  zu 
machen. 

§  12.  Für  ihre  persönlichen  Bedürfnisse  an  Kleidern,  Leibwäsche  und 
Beleuchtung  haben  die  Schüler  selbst  zu  sorgen;  sie  haben  auch  ihre  Kleider 
mit  Ausnahme  des  Schuhwerkes  selbst  zu  reinigen. 

Jeder  Eintretende  hat  folgende  Effekten  mitzubringen:  a.  Wenigstens  eine 
sonntägliche  und  eine  werktägliche  Kleidung,  b.  Sechs  gute  Tag-  und  drei 
Nachthemden,  c.  Sechs  Paar  gute  Strümpfe,  d.  Sechs  Nastücher  und  ebensoviele 
Waschtücher,  e.  Zwei  Paar  gute  Schuhe  oder  Stiefel.  /.  Kämme,  Kleider- 
bürste und  Zahnbürste,  g.  Eine  Lampe  (zum  Selbstkostenpreis  beim  Vorsteher 
zu  beziehen). 

Der  Vorsteher  sorgt  für  allfällig  nötige  ärztliche  Behandlung  auf  Kosten 
des  betreffenden  Zöglings. 

§  13.  Der  Austritt  aus  dem  Kosthaus  ist  nur  auf  Ende  eines  Quartals 
zulässig;  Ausnahmen  hievon  können  nur  aus  dringenden  Gründen  von  der  Ei- 
ziehungsdirektion  gestattet  werden.  Ein  Rückersatz  des  voraus  bezahlten  Kost- 
geldes findet  unter  keinen  Umständen  statt. 

§  14.  Der  Regierungsrat  wird  jährlich  vor  Beginn  des  Schuljahres  die 
Höhe  des  Kostgeldes  nach  Massgabe  der  Schülerzahl  und  der  Lebensmittelpreifee 
festsetzen.  Die  Kostgelder  sind  je  vierteljährlich  vorauszubezahlen. 

Für  notwendige  Abwesenheit  von  mehr  als  5  Tagen  wird  ein  Abzug  von 
Fr.  1  per  Tag  gemacht. 


Konyikt-Ordnung  fiir  die  bündnerische  Kantonsschule. 
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§  15.  Answärtswohnende  Schiller,  welche  nur  den  Mittagstisch  oder  das 
Abendbrot  oder  beides  zusammen  zu  erhalten  wünschen,  zahlen  für  ersteres 
60  Cts.,  für  letzteres  20  Cts.,  mit  wöchentlicher  Abrechnung.  Es  soll  diesen 
Schülern  im  Kosthaus  ein  Arbeitszimmer  eingeräumt  werden. 

§  16.  Die  Fehler  der  Schüler  werden  durch  Belehrung  und  Zurechtweisung 
M  bessern  gesucht  und  in  Fällen  der  Wiederholung  bestraft.  Sittliche  Fehler, 
wie  Ungehorsam,  Lüge,  Roheit,  Widersetzlichkeit  gegen  die  Hausordnung  werden 
strenge  geahndet  und  in  ernsten  Fällen  der  Lehrerschaft,  eventuell  den  Eltern 
nnd  der  Erziehungsdirektion  zur  Kenntnis  gebracht.  Letztere  kann  die  Aus- 
weisung der  Schüler  aus  dem  Kosthaus  verfügen. 

Vorstehende  Hausordnung  soll  für  einmal  provisorisch  eingeführt  werden. 


»>  'i 
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36. 10.  Konvikt-Ordnung  für  die  bflndnerische  Kantonsschule.    O'om  10.  und  11. 
Dezember  1890.) 

§  1.  Mit  der  Kantonsschule  zu  St.  Luzi  ist  ein  Konvikt  verbunden,  das  in 
Begie  betrieben  wird. 

§  2.  Die  ganze  Leitung  des  Konvikts  wird  Konvikteltern  übertragen,  die 
^nter  Aufsicht  des  Rektors,  des  Direktoriums  und  des  Erziehungsrates  stehen. 

Dieselben  haben  sich  in  der  Weise  in  die  Arbeit  zu  teilen,  dass  dem  Haus- 
vater die  Rechnungsführung,  die  allgemeine  Leitung  des  ganzen  Hauswesens, 
sowie  die  spezielle  Aufsicht  über  (üe  Konvikts chüler  obliegt,  während  die  Haus- 
fnw,  unterstützt  vom  nötigen  Dienstpersonal,  die  Küche,  die  Wäsche  und  die 
Lingerie  im  Schlafeaale  zu  besorgen  hat. 

Dem  Hausvater  kann  zudem  der  Unterricht  in  einzelnen  Schulfächem  über- 
tragen werden. 

§  3.  Die  Aufnahme  in  das  Konvikt  erfolgt  nach  stattgefundener  Anmeldung 
nnd  nach  bestandener  Aufnahmsprüfang  in  der  Regel  nur  bei  Beginn  des  Schui- 
j'aiires,  soweit  die  Raumverhältnisse  es  gestatten. 

Über  die  Au&iahme,  wobei  Bündner  immer  den  Vorrang  haben,  entscheiden 
der  Rektor  und  der  Hausvater.  Dabei  sollen  die  Vermögensverhältnisse  in  der 
Welse  berücksichtigt  werden,  dass  bei  Überfüllung  weniger  Bemittelte  den  Vor- 
zog erhalten. 

Sofern  es  der  Platz  an  der  Tafel  erlaubt,  können  auch  Schüler,  welche  nicht 
im  Konvikte  wohnen,  zu  den  gleichen  Bedingungen  wie  die  Internen  im  Konvikt 
die  Kost  nehmen. 

§  4.  Beim  Eintritt  in  das  Konvikt  haben  die  Zöglinge  mitzubringen:  a.  4 
Leintücher  und  4  Kissenanzüge,  b.  6  Taghemden  und  8  Nachthemden,  dazu  die 
allfiülig  erforderlichen  Hemdeakragen.  c.  6  Waschtücher,  4  Handtücher  und 
6  Servietten,  d.  8  Paar  Strümpfe  für  Winter  und  Sommer,  e.  12  Nastücher. 
(Sämtliche  Wäsche  ist  mit  Namenszügen  und  Nummern  zu  bezeichnen.)  /.  2  Paar 
'Schuhe,  g.  Eine  gute  Kleidung  und  eine  Uniform;  der  Stoff  zu  einer  neuen 
Uniform  ist  von  der  Kantonsschule  zu  beziehen. 

Jeder  Zögling  ist  verpflichtet,  der  Hausfrau  über  seine  sämtlichen  Effekten 
ein  genaues  Verzeichnis  einzureichen. 

§  5.  Jedem  Zögling  wird  beim  Eintritt  in  die  Anstalt  eine  besondere 
Schlafstätte,  und  zur  Aufbewahrung  seiner  Effekten  ein  Schrank  angewiesen. 

•Der  Hausvater  macht  die  Zöglinge  auf  alles  aufmerksam,  was  sie  in  bezug 
auf  Ordnung,  Reinlichkeit  und  sittliches  Betragen  zu  beobachten  haben. 

Die  Hausfrau  nimmt  Einsicht  von  den  Effekten  jedes  Zöglings,  und  falls  sie 
dieselben  ungenügend  findet,  wird  sie  auf  ungesäumte  Vervollständigung  dringen. 

§  6.  Der  Betrag  für  Logis  und  Wäsche  ist  bei  Beginn  der  Schule,  das 
Kostgeld  trimesterweise  an  den  Hausvater  vorauszubezahlen,  nämlich  zu  Anfang 
des  Schuljahres,  sowie  nach  den  Weihnachts-  und  Osterferien.  Es  wird  per 
Woche  berechnet  und  versteht  sich  ausdrücklich  für  die  Zeit,  während  der  tn 
der  Schule  Unterricht  erteilt  wird.  Innerhalb  eines  Schuljahres  darf  das  Kon- 
vikt an  kein  Privatlogis  vertauscht  werden,  mit  Ausnahme  des  Falles,  wenn  de 
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Eltern  oder  nächste  Verw^andte  des  betreffenden  Schülers  während  dieser  Zeit 
in  Chur  ihren  Wohnsitz  aufschlagen.  Wenn  ein  Zögling  wegen  Krankheit  oder 
anderer  dringender  Umstände  die  Anstalt  für  längere  Zeit  verlassen  muss,  so 
ist  Rückvergtitung  für  Kost  und  Wäsche  für  diese  Zeit  gestattet.  Zöglin^e^ 
welche  die  Weihnachts-  und  Osterferien  im  Konvikt  zubringen,  haben  für  diese 
Zeit  das  Kostgeld  extra  zu  bezahlen  nach  Massgabe  der  gewöhnlichen  Ansätze. 

§  7.  Der  Hausvater  besorgt  aus  den  eingenommenen  Geldern  den  Ankauf 
der  Lebensmittel  und  der  nötigen  Vorräte  etc.,  und  bezahlt  das  Dienstpersonal, 
bei  dessen  Anstellung  er  besonders  auf  zuverlässigen  Charakter  und  g^tes  Be- 
nehmen zu  sehen  hat.    . 

Kleinere  Einkäufe  besorgen  die  Hauseltern  direkt.  Bei  grösseren  Einkäufen 
soll  Konkurrenz  walten  und  bedürfen  die  notwendigen  Verträge  der  Genehmigung 
des  Direktoriums. 

Für  alle  Ausgaben  müssen  die  bezüglichen  Belege  und  Quittungen  bei- 
gebracht, gesammelt  und  aufbewahrt  werden. 

Der  Hausvater  darf  nicht  selbst  Lieferant  für  die  Anstalt  sein. 

§  8.  Aller  Verkauf  von  Lebensmitteln,  Abfällen  etc.  auf  eigene  Hechnimg 
des  Hausvaters  ist  verboten.  Ausnahmen  können  nur  vom  Direktorium  bewilligt 
werden. 

§  9.  Über  seine  Einnahmen  und  Ausgaben  führt  der  Hausvater  die  erfor- 
derlichen Bücher  und  legt  am  31.  August  jeden  Jahres  zu  Händen  des  Erziehungs- 
rates Rechnung  ab. 

§  10.  Die  Zöglinge  werden  an  Schultagen  um  5  Uhr  geweckt  und  haben 
innert  einer  halben  Stunde  gewaschen,  gekämmt  und  gehörig  angekleidet  im 
Studiensaal  zur  Arbeit  sich  einzufinden. 

§  11.  ^4  nach  6  Uhr  nehmen  alle  Schüler  das  Frühstück  ein,  um  den 
katholischen  Zöglingen  zu  ermöglichen,  um  ^/27  Uhr  die  hl.  Messe  zu  besuchen. 

§  12.  Mittags  12  Uhr  wird  das  Mittagsmahl  und  abends  7  [Ihr  das  Nacht- 
essen eingenommen. 

§  13.  Nach  dem  Mittagessen  sind  die  Schüler  bis  2  Uhr  und  nach  dem 
Nachtessen  bis  8  Uhr  frei. 

§  14.  Am  Morgen  vor  dem  Unterricht,  femer  Abends  von  6 — 7  Uhr,  an 
Sonn-  und  Festtagen  und  am  Donnerstag  (wenn  nicht  exerzirt  wird)  von  5—7 
Uhr,  und  von  8  Uhr  an  haben  sich  die  Schüler  im  Studiensaal  mit  ihren  Auf- 
gaben zu  beschäftigen. 

Auch  die  einzelnen  freien  Stunden  der  ordentlichen  Unterrichtszeit  am  Vor- 
und  Nachmittage  hat  der  Zögling  mit  Arbeit  im  Studiensaal  zuzubringen,  oder 
der  Lektüre  nützlicher  Bücher  zu  widmen. 

§  15.  Jeder  Tag  wird  mit  Gebet  begonnen  und  geschlossen.  Das  Tage- 
werk schliesst  um  9  Uhr  abends,  und  die  Zöglinge  haben  sich  still  und  rahig 
zum  Schlafsaale  zu  begeben. 

§  16.  An  Sonn-  und  Festtagen  wird  das  Zeichen  zum  Aufstehen  eine  Stunde 
später  gegeben.  Die  Zöglinge  haben  mit  den  übrigen  Schülern  beider  Konfes- 
sionen den  Vormittagsgottesdienst  zu  besuchen.  Über  die  übrige  Zeit,  soweit 
dies  im  Einklang  mit  {^  14  steht,  dürfen  die  Zöglinge  frei  verfügen,  jedenfalls 
aber  nur  in  der  Weise,  dass  die  Beschäftigung  und  das  Vergnügen  mit  den 
Bestimmungen  der  Konviktordnung  und  der  Feier  des  Tages  im  Einldang  stehen. 

§  17.  Während  der  Arbeitszeit  haben  sich  die  Zöglinge  still  und  ruhig 
zu  verhalten  und  mit  Ernst  und  Fleiss  der  Arbeit  obzuliegen.  Es  ist  untersagt, 
ohne  Bewilligung  von  seite  des  Hausvaters  das  Arbeitszimmer  für  längere  Zeit 
zu  verlassen.  Der  Hausvater  überwacht  die  Schüler  in  den  festgesetzten  Arbeits- 
stunden. 

§  18.  Auf  das  mit  der  Glocke  gegebene  Zeichen  zum  Essen  begeben  sich 
die  Zöglinge  in  den  Speisesaal,  nehmen  ruhig  die  ihnen  angewiesenen  Plätze 
ein,  und  haben  sich  bei  Tische  eines  bescheidenen  und  anständigen  Benehmens 
zu  befleissen.    Der  Hausvater  überwacht  bei  den  Hauptmahlzeiten  die  Schüler. 

§  19.  Es  wird  eine  einfache,  gut  zubereitete  und  ausreichende  Kost  nach 
Massgabe  des  bürgerlichen  Mittelstandes  verabreicht. 
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Kaffee  mit  genügend  Milch  nebst  Brot  nnd  K&se  bildet  gewöhnlich  das 
Frühstück.  In  der  Pause  um  9  Uhr  erhält  jeder  Zögling  ein  Stück  Brot;  zu 
Mittag  Suppe,  Fleisch  und  Gemüse  mit  Brot  (an  den  katholischen  Fasttagen 
vertritt  eine  Mehlspeise  die  Stelle  des  Fleisches) ;  abends  4  Uhr  ein  Stück  Brot, 
und  zn  Nacht  Suppe,  Fleisch  und  Gemüse,  oder  statt  Fleisch  eine  Mehlspeise, 
oder  dann  Kaffee  mit  Milch  und  Brot.  An  hohen  Festtagen  kommt  noch  eine 
Zuspeise  hinzu.  Wenn  mehrere  Zöglinge  es  verlangen,  kann  denselben  am 
morgen  Suppe  verabreicht  werden. 

§  20.  Die  Erholung  der  Zöglinge  besteht  wesentlich  im  Spazieren,  in 
körperlichen .  Spielen  und  geselliger  Unterhaltung.  Soweit  es  Witterung  und 
Tageszeit  erlauben,  ist  die  Zeit  der  Erholung  im  Freien  zuzubringen.  Im  übrigen 
wird  den  Zöglingen  ein  eigenes  Rekreationszinmier  zur  Verfügung  gestellt.  Der 
Hausvater  wird  Bedacht  darauf  nehmen,  den  Zöglingen  Anleitung  in  nützlicher 
Interhaltung  zu  geben,  ohne  dass  dabei  die  Schulaufgaben  vernachlässigt 
werden. 

§  21.  Den  Zöglingen  wird  im  Sommer  und  Winter  zur  Benützung  der 
ßadeeinrichtungen  im  Waschhause  Anlass  geboten ;  dieselben  können  je  nach 
Imständen  auch  von  nicht  im  Konvikte  wohnenden  Schülern  benutzt  werden. 

§  22.  Die  Zöglinge  haben  sich  inner-  und  ausserhalb  des  Konvikts  eines 
anständigen,  gesitteten  Betragens,  gegen  jedermann  der  Höflichkeit  und  gegen 
üire  Vorgesetzten  insbesondere  der  Zuvorkommenheit  und  Ehrerbietung  zu  be- 
äeissen.  Den  Konvikteltem  sind  sie  Ergebenheit,  pünktlichen  Gehoi*sam  und 
kindliche  Achtung  schuldig.  Unter  sich  haben  sie  Friedfertigkeit  und  freundliches 
Wohlwollen  gegen  einander  zu  beobachten. 

§  23.  Mit  bezug  auf  die  Gewährung  der  erweiterten  Freiheit  sind  die 
Konviktschüler  den  nämlichen  Bestimmungen  unterworfen,  wie  die  Abrigen 
Kantonsschüler,  immerhin  in  der  Meinung,  dass  in  sämtlichen  Räumlichkeiten 
der  Eantonsschule  und  des  Konviktes,  sowie  in  der  Nähe  des  Schulgebäudes  nicht 
geraucht  werden  darf. 

Auch  ist  den  Zöglingen  untersagt,  ausser  der  Erholungszeit  ohne  Vorwissen 
des  Hausvaters  für  irgend  einen  Zweck  die  Anstalt  zu  verlassen.  Für  die  Ab- 
wesenheit eines  oder  mehrerer  Tage  bedarf  es  der  Bewilligung  des  Rektors. 

§  24.  Die  Zöglinge  sind  zur  Handhabung  der  Ordnung  und  Reinlichkeit  in 
den  verschiedenen  Räumlichkeiten  der  Anstalt,  sowie  zur  sorgfältigen  Behand- 
Jong  der  Hausgeräte  verpflichtet.  Jeder  Zögling  hat  für  durch  Bosheit,  Mut- 
willen oder  Fahrlässigkeit  verursachte  Beschädigung  des  Eigentums  der  Anstalt, 
sowie  desjenigen  der  Mitschüler  Ersatz  zu  leisten. 

§  25.  Fühlt  sich  ein  Zögling  unwohl,  so  hat  er  dies  dem  Hausvater  sofort 
anzuzeigen.  Letzterer  wird  für  sorgfältige  Verpflegung  und  nötigenfalls  ärzt- 
liche Hülfe  besorgt  sein.  In  ernstlichen  Fällen  und  bei  jeder  ansteckenden 
Krankheit  muss  der  Zögling  sofort  in  ein  Krankenhaus  gebracht  werden.  Auch 
hat  in  bedenklichen  Krankheitsfällen  der  Hausvater  den  Eltern  oder  dem  Vor- 
munde von  dem  Befinden  des  Zöglings  beförderlichst  Kenntnis  zu  geben.  Die 
Kosten  ftLr  ärztliche  Hülfe  und  besondere  Verpflegung  hat  der  betreffende  Zög- 
ling zu  tragen. 

§  26.  Die  Kleider,  Schuhe  der  Zöglinge  werden  durch  diese  selbst  gereinigt. 

Die  unreine  Wäsche  wird  den  Schülern  wöchentlich  abgenommen  und  monat- 
lich gereinigt.  Die  Hausftau  föhrt  über  die  getragene  und  von  den  Zöglingen 
je  am  Sonntag  Morgen  nach  dem  Ankleiden  abzugebende  Wäsche  eine  genaue 
Kontrole  auf  Grund  eines  von  jedem  Zögling  einzureichenden  Wäschezeddels  und 
besorgt  die  Austeilung  der  reinen  Wäsche  selbst. 

Sie  nimmt  auch  von  Zeit  zu  Zeit  von  der  Ordnung  in  den  Schränken  Ein- 
sieht und  leitet  die  Zöglinge  zu  zweckmässiger  Behandlung  der  Kleider  an. 

Sie  ist  den  Zöglingen  bei  allfHlliger  Anschaffung  neuer  Kleider  behülf lieh 
und  sorgt  auf  Kosten  derselben  für  die  Ausbesserung  schadhafter  Kleidungs- 
stücke und  Linge. 

§  27.  Die  Hanseltem  sorgen  für  gehörige  Heizung  und  Beleuchtung,  sowie 
f&r  Reinhaltung  der  Konvikträumlichkeiten.  Mindestens  dreimal  im  Jahr,  nämlich 
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in  den  Weihnachts- ,  Oster-  und  grossen  Ferien  sollen  sämtliche  Konirikt- 
lokalitäten  gründlich  gefegt  werden.  —  Diese  Arbeit  wird  durch  den  Schuldiener 
besorgt. 

§  28.  Die  Beaufsichtigung  der  Zöglinge  hat  den  Zweck,  dieselben  in  ihrem 
ganzen  Sein  und  Tun,  sowie  speziell  in  ihren  Arbeiten  zu  überwachen ,  sie  bei 
den  letztem  angemessen  anzuleiten  und  ihnen  in  der  Erziehung  das  Eltemhaos 
zu  ersetzen. 

Die  Hauseltern  werden  also  namentlich  darauf  achten,  dass  ohne  Eintrag 
für  die  Oifenheit  des  Charakters  und  die  freie,  individuelle  Entwicklung  des 
Zöglings  Fleiss,  Keinlichkeit ,  Ordnung,  Zucht,  Anstand,  Verträglichkeit  und 
frohe  Geselligkeit  gefördert  und  in  deren  Interesse  die  Bestimmungen  der  Konvikt- 
Ordnung  genau  innegehalten  werden. 

§  29.  Die  spezielle  Aufsicht  värd  vom  Hausvater  besorgt  und  besteht  in 
der  Überwachung  der  Zöglinge  im  allgemeinen,  und  namentlich  beim  Aufstehen, 
in  den  obligatorischen  Arbeitsstunden,  beim  Essen  und  Schlafengehen,  sowie  in 
der  geeigneten  Benützung  der  freien  Zeit. 

§  30.  Der  Hausvater  ist  verpflichtet,  an  denjenigen  Lehrerkonferenzen  der 
Kantonsschule  teilzunehmen,  in  welchen  von  den  Schülern  im  allgemeinen  in 
bezug  auf  Fleiss  und  Betragen  gesprochen  wird,  teils  um  zu  erfahren,  waa  von 
seinen  Zöglingen  gesagt  wird,  teils  um  seine  eigenen  Erfahrungen  zur  Kenntnis 
der  Lehrer  zu  bringen. 

Er  wird  auch  über  den  Gang  und  das  Ergebnis  der  Aufsicht,  sowie  über 
wahrgenommene  Übelstände,  Mängel  in  der  Disziplin  etc.  auch  in  der  Zwischen- 
zeit dem  Rektor,  eventuell  zu  Händen  des  Direktoriums,  Bericht  erstatten. 

§  31.  Die  unmittelbare  Oberaufsicht  über  das  Konvikt  in  jeder  Hinsicht 
übt  der  Rektor  aus.  Er  überzeugt  sich  namentlich  von  der  richtigen  Hand- 
habung der  Konviktordnung  und  entscheidet  auch  nach  Vorschlag  des  Hau!^- 
vaters  über  Ersatzleistungen  nach  Massgabe  des  §  24. 

§  32.  Fehler  der  Zöglinge  werden  durch  Belehrung  und  Zurechtweisung 
zu  bessern  gesucht  und  in  Fällen  der  Wiederholung  nachdrucksamst  bestraft. 
Sittliche  Fehler,  wie  Ungehorsam,  Lüge,  Roheiten,  auffallender  Leichtsinn  etc. 
werden  strenge  geahndet  und  in  ernstern  Fällen  durch  den  Rektor  den  Eltern 
zur  Kenntnis  gebracht. 

Die  Bestrafungen  in  gewöhnlichen  Fällen  gehen  vom  Hausvater  aus.  In 
ernstem  Fällen  ist  nach  der  allgemeinen  Disziplinarordnung  für  die  KantonsschiÜer 
zu  verfahren. 

Als  Strafarten  gelten  diejenigen,  welche  als  solche  in  §  43  der  Disziplinar- 
ordnung für  die  Kantonsschüler  genannt  sind. 

Zur  Ausweisung  eines  Zöglinges  aus  dem  Konvikt  ist  die  Zustimmung  des 
Direktoriums  erforderlich. 


87. 11.  Reglement  über  die  BenQtzung  der  aargauischen  Kantonsbibliothek.  (Erlass 
des  Regierungsrates  vom  6.  Mai  1890.) 

§  1.  Die  Kantonsbibliothek  ist  eine  öffentliche,  am  Hauptort  des  Kantons 
errichtete  Staatsanstalt,  welche  den  Zweck  hat,  das  geistige  Leben  zu  fordern 
und  der  allgemeinen  Bildung,  wie  der  wissenschaftlichen  Tätigkeit  so  viel  als 
möglich  die  notwendigen  Hülfsmittel  an  die  Hand  zu  geben.  Zu  diesem  Zwecke 
kann  sie  unter  Beobachtung  folgender  Bestimmungen  benützt  werden. 

§  2.  Zur  Benützung  der  Bibliothek  sind  nur  Volljährige  berechtigt.  Von 
Mindeij  ährigen  dürfen  bloss  die  Schüler  bezw.  Schülerinnen  der  zwei  obem 
Klassen  der  Kantonsschule  und  der  beiden  Seminarien,  welche  eine  bezügliche 
Bescheinigung  der  betreffenden  Rektorate  vorzuweisen  haben,  die  Bibliothek 
benützen. 

§  3.  Für  die  Benützung  der  Kantonsbibliothek  haben  die  im  Kanton  nieder- 
gelassenen Abonnenten  einen  Jahresbeitrag  von  Fr.  3,  die  ausserhalb  des 
Kantons  wohnenden  einen  solchen  von  Fr.  4  zu  entrichten.  Dieser  Jahresbeitrag 
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wird  von  den  Abonnenten  bei  ihrem  Eintritt  nnd  später  je  weilen  nach  Yerfluss 
eines  Jahres  bezogen. 

§  4.  Wer  die  Bibliothek  zu  benätzen  wünscht,  hat  sich  als  Abonnent  ein- 
tragen zu  lassen,  sowie  einen  Revers  zu  unterzeichnen,  laut  welchem  er  die 
Verpflichtung  eingeht,  jeden  der  Bibliothek  durch  seine  Schuld  verursachten 
Schaden  zu  ersetzen  und  sich  den  Bestimmungen  dieses  Reglements  zu  unter- 
ziehen. 

Diejenigen  Unterzeichner  eines  Reverses,  deren  Vermögensverhältnisse  nicht 
bekannt  sind,  oder  deren  bürgerliche  Stellung  sonst  eine  weitere  Sicherheit 
erfordert,  haben  entweder  die  amtlich  legalisirte  Bürgschaft  einer  bekannten 
und  habhaften  Person  beizubringen,  oder  nach  Umständen  eine  Real-Kaution  zu 
leisten. 

§  5.  An  Personen,  welche,  ohne  sich  als  Abonnenten  einzuschreiben,  die 
Bibliothek  nur .  vorübergehend  zu  benützen  wünschen,  dürfen  Bücher  mit  Be- 
willigang  des  Bibliothekars  nur  gegen  volle  Sicherheit  und  nur  auf  kurze  Zeit 
zur  Einsicht  übergeben  und  anvertraut  werden.  Dieselben  können  übrigens  wie 
auch  durchreisende  Gelehrte  die  Bibliothek  zu  den  reglementarischen  Stunden 
und  unter  Beobachtung  der  Bestimmungen  des  Reglementes  unentgeltlich  im 
Lesezimmer  benützen. 

§  6.  Ausser  den  Kanton  dürfen  Bücher  direkt  nur  an  solche  Personen  ge- 
sandt werden,  welche  festen  Wohnsitz  haben  und  volle  Sicherheit  bieten. 

In  Fällen,  wo  diese  Bedingungen  nicht  als  erfüllt  gelten,  können  Interessenten 
Gewünschtes  nur  durch  Vermittlung  und  unter  Verantwortlichkeit  einer  öflfent- 
lichen  Bibliothek  oder  einer  andern  wissenschaftlichen  Anstalt  beziehen. 

§  7.  Wer  ein  Buch  aus  der  Eantonsbibliothek  zu  erhalten  wünscht,  hat 
dasselbe  zur  Zeit  der  Bücheransgabe  (§  16)  bei  der  Bibliothek  zu  bestellen  und 
dasselbe  entweder  persönlich  in  Empfang  zu  nehmen  oder  durch  eine  zuverläsige 
Person  abholen  zu  lassen.  Auswärtige  Leser  haben  ihre  Wünsche  unter 
^naner  Angabe  der  Büchertitel  (und  wenn  immer  möglich  des  Bandes  und  der 
Seite  des  vorhandenen  Kataloges)  direkt  und  schriftlich  an  das  Bibliothekariat 
zu  richten,  das  die  Übermittlung  der  gewünschten  Bücher, durch  die  Post 
besorgt. 

Sendung  und  Zurücksendung  der  Bücher  geschehen  auf  Kosten  und  Verant- 
wortlichkeit der  Besteller. 

§  8.  Für  jedes  erhaltene  W^erk  hat  der  Leser  einen  besonderen  und  zwar 
eigenhändig  unterzeichneten  Empfangschein  auszustellen,  auf  welchem  die  Sig- 
natur, der  abgekürzte  Titel  und  die  Zahl  der  empfangenen  Bände  eines  mehr- 
bändigen Werkes  genau  bezeichnet  ist. 

§  9.  Der  Abonnent  darf  die  von  ihm  bezogenen  Bücher  nicht  andern  Per- 
sonen zur  Benützung  übergeben. 

§  10.  Wer  ein  Buch  empfängt,  hat  sich  sofort  von  seinem  Zustande  zu 
überzeugen  und  jede  Schädigung  desselben,  sofern  sie  nicht  bereits  im  Buche 
selbst  angemerkt  ist,  dem  Bibliothekariat  unverweilt  anzuzeigen. 

Für  Beschädigungen  ist  jeweilen  der  letzte  Benutzer,  der  das  Buch  ohne 
besondere  Anzeige  an  die  Bibliothek  zurückgestellt  hat,  verantwortlich. 

§  11.  Wer  ein  Buch  verliert  oder  durch  Beschreiben  etc.  verunreinigt  und 
beschädigt,  hat  dafür  vollen  Ersatz  zu  leisten.  Jeder  beschädigte  Band  wird 
ihm  nach  Leistung  des  Ersatzes  zur  Verfügung  gestellt. 

Gehen  einzelne  Bände  eines  mehrbändigen  Werkes  verloren,  so  sind  die- 
selben entweder  binnen  sechs  Wochen  zu  beschaifen,  oder  es  ist  das  ganze  Werk 
zu  ersetzen. 

§  12.  An  einen  und  denselben  Leser  werden  gleichzeitig  nicht  mehr  als 
vier  Bände  auf  einmal  ausgeliehen. 

Von  dieser  Beschränkung  sind  nur  diejenigen  Abonnenten  ausgenommen, 
welche  vorübergehend  die  Bibliothek  zum  Zwecke  einer  wissenschaftlichen  Ar- 
beit zu  benützen  wünschen  und  welche  ein  diesbezügliches  Gesuch  an  das 
Bibliothekariat  gerichtet  haben,  das  in  jedem  einzelnen  Falle  die  nötige  Er- 
laubnis zur  eventuellen  Mehrbenützung  erteilen  wird. 
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§  13.  Die  Lesezeit  für  ein  Buch  bezw.  die  auf  einmal  bezogene  Bände- 
zahl  (§  12)  beträgt  in  der  Kegel  fttnf  Wochen;  ausgenommen  sind  die  belle- 
tristischen Werke  und  die  periodischen  Zeitschriften,  welche  nur  auf  zwei 
Wochen  ausgeliehen  werden.  Nach  Verfluss  dieser  Zeit  hat  der  Emp&nger  das 
Bezogene  zurückzugeben. 

Eine  längere  Benützung  kann  nur  gestattet  werden,  wenn  das  Werk  nicht 
inzwischen  von  einem  andern  Leser  verlangt  worden  ist. 

Die  Leser  haben  allfäUig  nötig  gewordenen  Mahnungen  des  Bibliothekars 
zur  Rücksendung  bezogener  Werke  unverzüglich  Folge  zu  leisten,  ansonst  gegen 
sie  der  §  24  dieses  Beglementes  in  Anwendung  gebracht  werden  müsste. 

§  14.  Handschriften,  Incunabeln,  seltene  und  kostbare  Bücher,  wertvolle 
Sammelbände,  Kupfer-  und  Kartenwerke,  sowie  einzelne  Karten  dürfen  unter 
ausschliesslicher  Bewilligung  der  Erziehungsdirektion  nur  an  öffentliche  Biblio- 
theken und  andere  wissenschaftlichen  Anstalten  des  In-  und  Auslandes,  welche 
die  gleiche  Vergünstigung  gewähren,  für  sichere  Aufbewahrung  sorgen  und  f&r 
den  Schaden  haften,  nicht  aber  an  Private  ausgegeben  werden. 

§  15.  Gar  nicht  ausgegeben  werden  die  im  Lesezimmer  aufgestellten 
Werke,  Wörterbücher,  Encyclopädien,Konversationslexica,  die  allgemeine  deutsche 
Biographie  etc.,  die  Sammelbände  der  Zurlauben'schen  Sammlung,  sowie  die  ffir 
die  Bibliothekverwaltung  erforderlichen  Nachschlagebücher  (Bibliographien  etc.) 
der  Handbibliothek. 

§  16.  Für  die  Zeit  zum  Abholen  und  Zurückbringen  der  Bücher  sind  fol- 
gende Stunden  bestimmt: 

Vom  1.  April  bis  1.  Oktober,  Mittwoch  und  Samstag  je  nachmittags  von 
2  bis  5  Uhr,  und  vom  1.  Oktober  bis  1.  April,  Mittwoch  und  Samstag  je  nach- 
mittags von  2  bis  4  Uhr. 

§  17.  Die  Abonnenten  werden  ausdrücklich  darauf  au6nerksam  gemacht, 
dass  Bücher  zu  andern  als  den  hier  bezeichneten  Stunden  weder  zurückgenommen, 
noch  ausgegeben  werden. 

Während  der  ganzen  Dauer  einer  Bevision  bleiben  die  Bibliothek  und  das 
Lesezimmer  vol&tändig  geschlossen. 

§  18.  Das  Wartezimmer  der  Bibliothek  ist  zugleich  Lesezimmer,  wo 
während  der  ordentlichen  Bücherausgabe  zu  den  in  §  16  genannten  Stunden, 
ausserdem  Montag  nachmittags,  im  Sommer,  von  2  bis  5  Ubr,  im  Winter  von 
2  bis  4  Uhr,  Bücher  der  Bibliothek  gelesen  und  excerpirt  werden  können.  Im 
Lesezimmer  sind  die  von  der  Bibliothek  gehaltenen  Zeitschiiften  je  3  bis  4 
Wochen  lang  zur  Einsicht  aufgelegt. 

Noch  nicht  eingebundene  Bücher,  sowie  einzelne  Hefte  und  Lieferungen 
von  Sammelwerken  können  nur  auf  dem  Lesezimmer  benützt  werden. 

§  19.  Diejenigen  Leser,  welche  Bücher  zur  Benützung  im  Lesezimmer 
verlangen  und  erhalten,  haben  für  jedes  Werk  einen  Empfangschein  mit  ihrer 
Namensunterschrift  zu  hinterlegen. 

§  20.  Im  Lesezimmer  ist  ein  Desiderienbuch  aufgelegt,  in  welches  jeder 
Abonnent  seine  Wünsche  über  Anschaffungen,  über  die  Benützung  oder  andere 
Verhältnisse  der  Bibliothek  einschreiben  kann. 

§  21.  Von  Katalogen  sind  die  vier  Bände  des  alphabetischen  Katalogs 
(1857  bis  1868)  zum  Preise  von  Fr.  8  und  die  drei  Bände  des  Fachkataloges 
(mit  Ausschluss  der  Helvetica)  (1880  bis  1888)  zum  Preise  von  Fr.  15  dem 
Bibliothekariate  zu  beziehen. 

§  22.  Das  Betreten  der  Säle  der  Bibliothek  ist  dem  Publikum  nur  unter 
Begleitung  des  Bibliothekars  oder  seines  Stellvertreters  gestattet ;  jedem  Besucher 
ist  die  Herausnahme  von  Büchern  aus  den  Gestellen  untersagt. 

§  23.  Alljährlich  einmal  werden  zur  Vopahme  einer  Revision  sämtliche 
ausgeliehene  Bücher  ohne  Ausnahme  durch  öffentliche  rechtzeitige  Bekannt- 
machung unter  Ansetzung  einer  Einlief erungsfrist  und  unter  Androhung  des  §  24 
zurückgefordert.  In  der  Kegel  soll  die  Bevision  unter  Berücksichtigung  der 
Ferien    an    den   kantonalen   Lehranstalten    auf  die  Sommermonate    angesetzt 
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werden.  (Bibliothek  and  Lesezimmer  bleiben  während  der  Revision  geschlossen. 
Vergl.  §  17.) 

§  24.  Zuwiderhandlungen  gegen  dieses  Reglement  können  von  der  Er- 
ziehongsdirektion  mit  Ordnungsbussen  von  Fr.  2  bis  Fr.  5  und  mit  zeitweisem 
oder  gänzlichem  Entzug  des  Rechtes  zur  Benützung  der  Bibliothek  geahndet 
werden. 

§  25.  Durch  diese  neue  Benätzungsordnung  treten  die  Abschnitte  m  und 
IV  (Benützung  und  Revision  der  Bibliothek),  d.  h.  die  §§  24  bis  48  des  Regle- 
mentes  für  die  Eantonsbibliothek  vom  16.  Januar  1888  ausser  Kraft. 


VIL  Hochschulen. 

88. 1.  Loi  tur  rinttrnctioii  publique  supirieure  ä  PUniversiti  de  Lausanne.  (Canton 
de  Vaud.)  (Du  10  mai  1890.) 

ChapUre  premier,  Dispositions  g6n^rales.  —  Objets  d'^tudes.  — 
Enseignement. 

Art  1«'-  LTniversit6  a  pour  but  de  pr6parer  aux  carri^res  qui  exigent  une 
instniction  sup^rieure,  d'entretenir  dans  le  pays  une  culture  scientifique  et  litt^- 
raire,  et  de  concourir  au  d^veloppement  de  la  science  en  g6n^ral. 

Art.  2.  L'üniversit^  est  placke  au  chef-lieu  du  canton.  Elle  est  ä  la  Charge 
del'EUt. 

Art.  3.  L'Universit^  comprend:  1^  Une  facult^  de  theologie  protestante. 
2^  Une  facult^  de  droit.  3^  Une  facult^  de  mddecine.  4^  Une  facult^  des  lettres. 
5^  Une  facult6  des  sciences. 

La  facult^  des  sciences  se  divise  en  trois  sections: 

a.  La  section  des  sciences  mathömatiques,  physiques  et  naturelles. 

h.  La  section  des  sciences  pharmaceutiques,  soit  Ecole  de  phannacie. 

c.   La  section  des  sciences  techniques,  soit  Ecole  d'ing^nieurs. 

Art.  4.  Les  principaux  objets  d^enseignement  de  la  facult6  de  theologie  sont : 
1°  La  theologie  exeg6tique  de  TAncien  Testament.  2^  La  theologie  ex^g^tique 
du  Nouveau  Testament.  8^  La  theologie  historique.  4^  La  theologie  syst^matique. 
5^  La  theologie  pratique. 

Art  5.  Les  principaux  objets  d^enseignement  de  la  facult^  de  droit  sont: 
1®  L'encyclopödie  du  droit.  2^  La  philosophie  du  droit.  ^  L^histoire  du  droit. 
4®  Le  droit  romain.  5®  Le  droit  civil.  6®  La  procMure  civile.  7®  Le  droit  com- 
merciaL  8®  Le  droit  industriel.  9®  Le  droit  public.  10*^  Le  droit  administratif. 
11®  Le  droit  p^nal.  12^  La  proc^dure  p6nal.  13^  Le  droit  international.  14<^  La 
l^gislation  compar^e.  15^  Les  sciences  sociales  et  politiques.  16^  La  m^decine 
legale. 

Art.  6.  Les  principaux  objets  d'enseignement  de  la  facult^  de  m^decine  sont : 
1®  L'anatomie.  ^  L'embryologie.  3®  L'histologie.  4P  La  physiologie.  5^  L'ana- 
tomie  et  la  physiolologie  pathoAgique,  la  bact^riologie.  6^  La  pathologie  interne  et  la 
clinique  m^dicale.  7^  La  pathologie  externe  et  la  clinique  chirurgicale.  8^  La  m^de- 
cine  op^ratoire.  ^  L^obst^trique.  10®  La  gyn^cologie.  11**  L'ophtalmologie.  12<*  La 
Psychiatrie.  13®  Les  maladies  v^n^riennes  et  cutan^es.  14®  La  m^decine  legale. 
15®  La  toxicologie.  16®  L'hygifene.  17®  La  th6rapeutique.  18®  La  matifere  m6di- 
cale.  19®  La  chimie  physiologiqne  et  pathologique.  20®  L'histoire  de  la  mödecine. 

Art  7.  Les  principaux  objets  d'enseignement  de  la  facult6  des  lettres  sont : 
P  La  langne  et  la  litt^rature  fran^aises.  2®  La  philologie  romane.  3®  Les  langues 
et'  les  littüratures  des  peuples  du  Midi.  4®  La  langne  et  la  litt^rature  allemandes. 
5®  Le8  langues  et  les  litt^ratures  des  peuples  du  Nord.  6®  La  langue  et  la 
litt6ratnre  latines ;  les  antiquit^s  romaines.  7®  La  langue  et  la  litt^rature  grecques ; 
les  antiquit^s  grecques.  8®  Les  langues  et  les  antiquit^s  orientales.  9®  La  philosophie, 
rhistoire  de  la  phüosophie  et  la  philosophie  du  droit.  10®  L'histoire  et  les  sciences 
auxiliaires  de  Thistoire.  11®  Les  sciences  sociales  et  politiques.  12®  La  p^dagogie. 
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Art.  8.  Les  principanx  objets  d'enseignement  de  la  facnlt6  des  sciences  sont 
les  snivants  dans  chacune  des  sections: 

A.  Section  des  aciences  tnath^matiques,  physiques  et  naturelles.  1^  Le  calcnl 
infinitesimal  et  la  th^orie  des  fonctions.  2^  La  g^om^trie  pure  et  appliqnee. 
3^  La  m^caniqne  rationnelle  et  appliqu^e.  4^  L'astronomie.  5^  La  physique  mathe- 
matiqne.  6^  La  physique  experimentale.  7^  La  m^t^orologie.  8^  La  chimie  in- 
organique.  9^  La  chimie  organique.  10^  La  chimie  analytique.  11^  La  min^ralogie. 
12^  La  p^trographie.  13^  La  g^ologie.  14^  La  pal^ontologie.  15^  La  botanique. 
16<^  La  Zoologie  et  Tanatomie  compar^e.  17^  L'anatomie  et  la  physiologie  g^n^ 
rales.  18®  L'hygifene.  19®  La  microscopie.  20®  La  g^ographie. 

B.  Seetion  des  sciences  pharmaceutiques,  sott  Ecole  de  pharmticie.  1^  La 
physique.  2®  La  m6t6orologie.  3®  La  chimie  inorganique.  4®  La  chimie  organiqne. 
5®  La  chimie  analytique.  6®  La  chimie  industrielle.  7®  La  chimie  phannacentiqae. 
8®  La  chimie  biologique.  9®  La  toxicologie.  10®  La  min6ralogie.  11®  La  p6tro- 
graphie.  12®  La  glologie.  13®  La  botanique  generale  et  systömatique.  14^  La 
botanique  pharmaceutique.  15®  La  Zoologie  et  Tanatomie  compar^e.  16®  L'ana- 
tomie et  la  Physiologie  g^n^rales.  17®  La  microscopie.  18®  La  pharmacognoäie. 
19®  La  pharmacie.  20®  L'hygifene. 

C.  Section  des  sciences  techniques,  soit  Ecole  d'ingSnieurs,  1®  Le  calcnl 
difF6rentiel  et  integral.  2®  La  g6om6trie  descriptive  et  ses  applications.  3®  La 
g^om^trie  analytique.  4®  La  g6om6trie  de  position.  5®  La  statique  graphiqne. 
6®  La  m^canique  thöorique.  7®  La  m^canique  industrielle.  8®  La  physique  experi- 
mentale. 9®  La  physique  industrielle.  10®  L'^lectrotechnie.  11®  Les  travaux 
publics.  12®  L'architecture.  13®  La  g6od6sie.  14®  La  topographie  pratiqne.  15^  La 
chimie  organique  et  inorganique.  16®  La  chimie  analytique.  17®  La  chimie  indus- 
trielle. 1^  La  m^tallurgie  de  fer.  19®  La  glologie  et  la  min^ralogie  techniques. 
20®  Le  dessin  technique.  21®  La  l^gislation  et  la  comptabilit6  industrielles. 

Art.  9.  L'enseignement  universitaire  comprend: 

a.   Des  cours  th6oriques  et  pratiques. 

h.   Des  Conferences  et  des  exercices  faits  par  les  etndiants. 

c.  Des  travaux  pratiques  Oaboratoires). 

d.  Des  excursions  scientifiques. 

Art.  10.  II  y  a  trente-six  chaires  de  professeurs  ordinaires,  savoir:  cinq 
pour  la  faculte  de  th^ologie ;  sept  pour  la  faculte  de  droit ;  sept  pour  la  facnlt^ 
de  m6decine;  sept  pour  la  facultö  des  lettres;  dix  pour  la  faculte  des  sciences. 

II  y  a  ä  la  faculte  de  m^decine  et  ä  la  facult6  des  sciences  le  nombre 
n^cessaire  d'assistants  et  de  pr^parateurs ;  il  y  a  en  outre  k  TEcole  d'ingenienrs 
un  chef  des  travaux  graphiques. 

Art.  11.  Les  r^glements  d^terminent  les  objets  d'^tude  qui  appartiennent 
ä  chaque  chaire. 

L'enseignement  des  objets  qui  ne  rentraient  pas  dans  cette  distribntion 
sera  donne  par  des  professeurs  extraordinaires. 

Des  professeurs  extraordinaires  pourront  en  outre  etre  charg^s  de  cours, 
meme  sur  des  objets  trait^s  par  des  professeurs  ordinaires. 

Art.  12.  Des  cours  libres  peuvent  etre  ouvlferts  k  l'Universite.  Les  regle- 
ments  d^terminent  k  quelles  conditions  ces  cours  sont  donn6s. 

Art.  13.  La  distribution  et  le  nombre  des  heures  consacr^es  aux  divers 
ours  sont  fix6s  par  nn  programme.  —  Ce  Programme  est  semestriel,  etabli  par 
l'LJniversite  et  soumis  k  Tapprobation  du  Departement  de  Tlnstmction  publique 
et  des  Gultes. 

Chapitre  IL  Des  professeurs. 

Art.  14.  L'enseignement  universitaire  est  donne  par  les  professeurs  ordi- 
naires, des  professeurs  extraordinaires  et  des  privat-docents. 

Art.  15.  Les  professeurs  ordinaires  ne  peuvent  remplir  ancune  antre  fonc- 
tion  publique  retribuee  par  TEtat  ou  les  communes.  Toutefois  ils  peuvent  etre 
chafges  de  missions  temporaires,  ou  d'emplois  qui  sont  directement  en  rapport 
avec  leur  enseignement. 
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Ils  ne  penvent  donner  des  coars  on  des  le^ons  dans  d'antres  Etablissements 
saus  raatorisaüon  dn  Departement  de  Tlnstruction  publique  et  des  Cultes. 

Art.  16.  Les  professeurs  de  rUniversitE  peuvent  etre  tenus,  chacun  dans  sa 
specialite,  de  donner  des  le^ons  dans  d'autres  Etablissements  cantonanx  d'instruc- 
tion  publique. 

Art  17.  Les  professeurs  ordinaires  peuvent  etre  tenus  de  donner  jusqu'ä 
qninze  heures  de  cours  par  semaine,  y  compris  leur  enseignement  dans  d'autres 
Etablissements  cantonaux. 

Art  18.  Le  traitement  des  professeurs  ordinaires  est  ^z,^f  par  le  Conseil 
d'Etat,  dans  les  limites  de  fr.  4000  k  ir.  5000.  Dans  cette  somme  peuvent  etre 
compris  les  traitements  payEs  aux  professeurs  pour  les  emplois  qui  sont  directe- 
ment  en  rapport  avec  leur  enseignement.  II  leur  est  allou6  une  part  de  la  finance 
de  leurs  cours. 

Dans  les  cas  exceptionnels,  le  Conseil  d'Etat  peut  porter  ce  traitement  au 
double  du  minimum. 

Art.  19.  Lorsqu'une  place  de  professeur  est  vacante,  le  Conseil  d'Etat  la 
repourvoit  en  s'adressant  aux  hommes  avantageusement  connus  par  des  travaux 
ou  par  des  cours  publics  sur  Tobjet  ä  enseigner.  L'avis  de  TUniversitE  est  requis; 
ainsi  que  celui  de  la  commission  synodale  lorsqu'il  s'agit  d'un  professeur  de  la 
facnltE  de  thEologie. 

Art.  20.  Le  Conseil  d'Etat  peut  aussi  procEder  k  la  repourvue  par  voie  de 
coBcours.  Dans  ce  cas  le  Departement  de  Tlnstruction  publique  et  des  Cultes 
annonce  la  vacance  trois  mois  avant  TEpoque  oü  la  nomination  doit  avoir  lieu. 

Art.  21.  Un  jury  composE  de  sept  membres  choisis  par  le  Conseil  d'£tat, 
qni  en  dEsigne  le  prEsident,  examine  les  titres  des  candidats.  U  d6cide  s'il  y  a 
fieu  DU  non  de  faire  subir  aux  postulants  des  examens  publics  dont  la  forme  est 
determinEe  par  le  r^glement. 

Lorsqu'ü  s'agit  de  la  nomination  d'un  professeur  de  la  facultE  de  thEologie, 
deux  membres  du  jury  sont  dEsignEs  par  la  Commission  synodale. 

Art  22.  Le  jury  fait  un  rapport  dEtaillE  sur  Texamen  des  titres  ou  sur  les 
eprenves  subies  par  les  candidats. 

II  donne  son  prEavis. 

Art.  23.  Les  professeurs  sont  nommEs  par  le  Conseil  d'Etat  parmi  les  can- 
didats dEclarEs  Eligibles. 

Si  le  Conseil  d'Etat  juge  qu'il  n'y  a  pas  lieu  de  nommer,  il  peut  provoquer 
un  nouveau  concours  ou  pourvoir  provisoirement  &  l'enseignement. 

Art.  24.  Le  Conseil  d'Etat  dEtermine  le  traitement  et  la  durEe  des  fonctions 
des  professeurs  extraordinaires. 

Art.  25.  Lorsqu'un  professeur  est  momentanement  emp^chE  de  remplir  ses 
fonctions,  le  ConseU  d'Etat  pourvoit  &  l'enseignement  aux  frais  de  ce  professeur. 

Toutefois,  si  le  professeur  est  empecbe  de  remplir  ses  fonctions  pour  cause 
de  maladie  ou  pour  tonte  autre  cause  indEpendante  de  sa  volonte,  il  est  pourvu 
ä  Tenseignement  aux  frais  de  l'Etat. 

Si  Tempechement  est  de  nature  k  se  prolonger,  il  peut  y  avoir  lieu  k  l'appli- 
cation  de  1  art.  28. 

Art.  26.  Tonte  plainte  contre  un  professeur  doit  §tre  portEe  au  Departe- 
ment de  rinstruction  publique,  qui,  apres  avoir  entendu  le  plaignant  et  l'inculpe, 
prononce,  sauf  recours  au  Conseil  d'Etat. 

Art.  27.  Le  Conseil  d'Etat,  apr^s  avoir  entendu  l'Universite,  peut  prononcer 
la  Suspension  ou  la  destitution  d'un  professeur  pour  cause  d'incapacite ,  d'insu- 
bordination  ou  d'immoralite. 

Le  professeur  inculpe  doit  etre  entendu  dans  ses  moyens  de  defense. 

Art  2S.  Lorsqu'un  professeur  ne  remplit  plus  utilement  ses  fonctions,  le 
Conseil  d'Etat  peut,  aprfes  l'avoir  entendu,  mettre  ce  professeur  hors  d'activite 
de  Service. 

II  peut  etre  alloue  une  indemnite  k  l'interesse. 

Art.  29.  Les  assistants,  les  preparatears  et  le  chef  des  travaui  graphiques 
sont  nommes  par  le  Conseil  d'Etat  sur  preavis  des  professeurs  Interesses. 
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Art,  30.  Le  titre  de  profeseeur  honoraire  peut  etre  accord6  par  le  Conseil 
d'£tat  a  des  hommes  qui  ont  fait  preuve  de  connaissances  snp^rieures  dana 
quelques  brandies  des  sciences.    L'avis  de  rUniversitä  est  requis. 

Art.  31.  Les  dispositions  prövues  par  la  loi  du  l«''  septembre  1882,  allouant 
des  pensions  de  retraite  aux  professenrs  de  TAcad^mie  et  aux  instituteurs  des 
Etablissements  secondaires,  s^appliquent  aux  professeurs  de  rUniversitE. 

Chapitre  IIL    Etudiants. 

Art.  32.  Les  cours  de  l'üniversitÄ  sont  suivis :  1®  Par  les  Etudiants  imma- 
triculEs.  2®  Par  les  auditeurs. 

Art.  33.    Pour  etre  immatricule,  l'Etudiant  doit  Etablir : 

Qu'il  est  bachelier  es-lettres  du  gymnase  de  Lausanne  ou  qu'il  a  subi  des 
exauiens  satisfaisants  sur  le  programme  de  la  division  supErieure  (section  in- 
dustrielle) de  l'Ecole  industrielle  cantonale. 

S'il  n'a  pas  re^u  Tinstruction  secondaire  dans  le  canton  de  Yaud,  l'Etudiant 
doit  justifier  qu'il  est  porteur  d*attestations  dEmontrant  qu'il  peut  suivre  ayec 
fruit  Tenseignement  supErieur. 

Le  Departement  de  Tlnstruction  publique  et  des  Cultes  apprEcie  ces  attesta- 
tions  sur  le  preavis  de  l'üniversitE. 

Les  Etudiants  dEjä  immatriculEs  et  regulierement  ex-matriculEs  dans  one 
autre  UniversitE  sont  admis  de  droit. 

Art.  34.  L'immatriculation  ne  prEjuge  en  rien  les  conditions  requises  pour 
Tobtention  des  grades  universitaires  et  des  diplömes  d'Etat. 

Art..  35.  Les  auditeurs  sont  dispensEs  de  toutes  fonnalitEs  spEciales  autres 
que  leur  inscription  au  secrEtiiriat  de  TUniversitE.  Sont  rEservEes  les  dispositions 
rEglementaires  des  diverses  facultEs. 

Alt.  36.    Les  conditions  d'admission  sont  les  m§mes  pour  les  deux  sexes. 

Art.  37.  Les  finances  d'immatriculation,  d^ex-matriculation,  d'inscription  k 
titre  d'auditeur  et  Celles   des  cours  sont  fixEes  par  le  rEglemeut  universitaire. 

Art.  38.  Le  Conseil  d'Etat  peut  dispenser  de  tout  ou  partie  des  finances 
les  Etudiants  mEritants  qui  en  fönt  la  demande,  et  dont  les  circonstances  de 
famille  justifient  cette  faveur. 

Art.  39.  II  est  portE  chaque  annEe  au  budget  une  somme  destinEe  ä  rEcom- 
penser  les  laurEats  des  concours,  et  k  accorder  des  bourses  k  des  Etudiants 
mimatriculEs.  Ces  bourses  sont  accordEes  par  le  Conseil  d'Etat  qui  tient  compt« 
de  rage  de  l'Etudiant,  de  ses  aptitudes  et  de  sa  position  de  fortune. 

Chapitre  IV,    Grades  universitaires. 

Art.  40.  L'UniversitE  confEre  les  grades  et  diplömes  suivauts:  a.  Licence 
en  thEologie.  h.  Licence  en  droit,  c.  Licence  es-lettres.  d.  Licences  es-sciences 
(matbEmatiques,  pbysiques  ou  naturelles),  e.  Licence  es-sciences  pharmacentiques. 
f.  Diplome  d'ingEnieur-constructeur.  g.  Diplome  d'ingEnieur-mEcanicien.  h.  Di- 
plome d'ingEnieur-cbimiste.  u  Doctorat  en  thEologie.  j.  Doctorat  en  droit. 
k,  Doctorat  en  mEdecine.   L  Doctorat  es-lettres.   m.  Doctorat  es-sciences. 

Art.  41.  Les  programmes  pour  l'obtention  'des  grades  universitaires  sont 
rEdigEs  par  le  SEnat  et  soumis  au  DEpartement  de  Tlnstruction  publique  et  des 
Cttltes. 

Art.  42.  Les  grades  universitaires  sont  confErEs  k  la  suite  d'examens 
dEtermiuEs  par  les  rEglements  des  facultEs.  Les  Emoluments  k  percevoii  & 
Toccasion  de  la  collation  des  divers  grades  universitaires  sont  Egalement  fixEs 
par, ces  rEglements. 

Art.  43.  Sur  le  prEavis  d'une  des  facultEs,  l'UniversitE  peut  exceptionnelle- 
ment  confErer  le  grade  de  docteur  k  des  hommes  distinguEs  qui  ont  rendu  des 
Services  k  la  science. 

Chapitre  KDirection. 

Art.  44.  Les  professeurs  ordinaires  et  extraordinaires  fonnent  le  Senat 
universitaire. 
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Art.  45.  Une  Commission  universitaire,  dont  la  composition  est  d^termin^e 
par  le  reglement,  est  charg^e  d'expedier  les  affaires  coarantes. 

Art.  46.   Le  S^nat  universitaire  nomme  dans  son  sein,  ponr  deux  ans,  son  * 
President,  qoi  porte  le  titre  de  Recteur.    II  n'est  pas  imm^diatement  r^^ligible 
et  il  est  antant  qne  possible  choisi  successivement  dans  les  diverses  facalt(§s. 

Le  Eecteur  sortant  de  charge  est  Prorecteur  de  l'Universite. 

Art.  47.  Les  professeurs  ordinaires  et  extraordinaires  d'une  faculte  forment  le  Con- 
»eilde  cette  faculte.  Les  professeurs  d'une  section  forment  le  Conseil  de  cette  section. 

Art.  48.  Dans  chaque  Gonseil  de  faculte,  11  y  a  un  pr^sident,  qui  porte  le 
titre  de  Doyen;  il  est  nomm^  par  le  conseil  pour  le  terme  de  deux  ans. 

La  section  des  sciences  pharmaceutiques  et  cclle  des  sciences  techniques 
sont  dirig^es  chacune  par  un  professeur  qui  porte  le  titre  de  Directeur.  Ces 
Directeurs  sont  nomm^s  par  le  Conseil  d'Etat  pour  le  terme  de  deux  ans. 

Art  49.  Le  Recteur  et  les  deux  Directeurs  de  section  re^oivent  une  in- 
demnit^  annuelle  de  fr.  500. 

Art.  50.  L'Universite  a  un  secr^taire-caisBier.  II  est  nomm^  par  le  Gonseil 
d'Etat,  sur  le  pr^avis  de  rUniversit^  et  re<;oit  un  traitement  annuel  de  fr.  1500. 

Art  51.  L'Universite  a  un  bedeau  nomm^,  sur  pröavis  de  rUniversitö,  par 
le  Conseil  d'Etat  qui  fixe  son  traitement. 

Art  52.  Le  S6nat,  la  Commission  universitaire,  les  Conseils  de  facultas 
soBt  oharg^s  de  la  direction  et  de  Tadministration,  sous  Tinspection  et  la  direction 
snpeiieures  du  Departement  de  Tlnstruction  publique  et  des  Cnltes. 

Art.  53.  La  surveillance  et  la  discipline  appartiennent  au  Departement  de 
I'IiLstruction  publique  et  des  Cultes,  au  Senat,  k  la  Commission  universitaire, 
anx  Conseils  de  facultes,  aux  Conseils  de  sections,  au  Recteur,  aux  Doyens  et  aux 
Directeurs,  conformement  aux  r^glements. 

Chapitre  F7.  Constitution  de  l'Universite  en  personne  morale. 

Art.  54.  L'Universite  constitue  une  personne  morale.  Elle  a,  en  consequence. 
la  capacite  civile  et  entre  autres  le  droit  de  posseder,  d'aliener,  d'ester  en  droit, 
d'acquerir  par  donations  entre  vifs  et  par  dispositions  k  cause  de  mort. 

Toutefois  eile  ne  pourra  ni  accepter  une  succession  ou  donation  modales, 
ni  ester  en  droit,  ni  faire  aucune  acquisition  ou  alienation  excedant  mille  francs 
«ans  Tautorisation  du  Conseil  d'Etat. 

Art  55.  Le  Senat  administre,  par  Tintermediaire  d'une  commission,  la  for- 
tune  de  rUniversite,  ainsi  que  les  fondations  speciales  ayant  un  but  universi- 
taire.   Le  Recteur  et  k  son  defaut  le  Prorecteur  representent  l'Universite. 

Art.  56.  Chaque  annee,  le  Senat  dresse  retat  des  sommes  dont  l'Universite 
peut  disposer  en  dehors  du  budget  cantonal.  II  en  determine  Temploi  sous 
reserve  de  l'approbation  du  Conseil  d'Etat. 

Art  57.  Les  titres  et  les  valeurs  dont  l'Universite  a  la  propriete  ou  l'ad- 
ministration  sont  deposes  au  Departement  des  Finances. 

Art.  58.  Les  paiements  sont  effectues  par  les  soins  du  service  de  la  compta- 
biUte  de  l'Etat. 

Art  59.  Les  comptes  sont  soumis  chaque  annee  au  contröle  et  k  Tappro- 
bation  du  Conseil  d'Etat. 

Chapitre  VH.   Dispositions  transitoires  et  finales. 

Art.  60.  Le  Conseil  d'Etat  prendra  toutes  les  dispositions  transitoires  qui 
seront  necessaires  k  la  mise  en  vigueur  de  la  presente  loi.  II  lui  est  en  parti- 
culier  accorde  des  pleins  pouvoirs  pour  l'administration  du  Gymnase  jusqu'ä 
Tadoption  de  la  loi  prevue  sur  Instruction  secondaire. 

Art.  61.  Les  professeurs  tituls^res  de  l'Academie  seront  soumis  k  confir- 
mation  avant  Tentree  en  vigueur  de  la  loi. 

Art.  62.   Sont  et  demeurent  abroges: 

1^  Le  Titre  V  de  la  loi  du  12  mai  1869  sur  l'instruction  publique  superieure, 
modifiee  par  celle  du  20  janvier  1881. 

2^  Toutes  autres  dispositions  contraires  k  la  presente  loL 

Art.  63.  Le  Conseil  d'Etat  est  charge  de  la  publication  et  de  l'executiou  de 
la  presente  loi  qui  sera  executoire  le  15  octobre  1890. 
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S9.  2.  Riglement  gönöral  de  rUniversitö  de  Lausanne.  (Arretd  du  Conseil  d'Etat 
du  canton  de  Vaud  du  19  juillet  1890.)    (Art.  63  de  la  loi  du  10  mai  1890.) 

1.  Dispositions  g^n^rales.  —  Enseignement. 

Art.  1^^-  LlJniversitö  comprend:  1®  Une  facult^  de  th^ologie  protegtante. 
2^  Une  facult6  de  droit.  3^  Une  facult6  de  m^decine.  4^  Une  facult^  des  lettres. 
5®  Une  facultö  des  sciences. 

La  facult6  des  sciences  se  divise  en  trois  sections: 

a.  La  section  des  sciences  math^matiques,  physiques  et  naturelles. 

b.  La  section  des  sciences  pharmaceutiques,  soit  Ecole  de  pharmacie. 

c.  La  section  des  sciences  techniques,  soit  Ecole  d'ing6nieurs. 

Art.  2.  II  n*est  admis  d'autres  cours  k  TUniversit^  que  ceux  inscrits  dans 
le  Programme  ou  afßch6s  h  l'Universit^,  sous  le  visa  du  Recteur,  apr^s  appro- 
bation  du  Departement  de  Tlnstruction  publique  et  des  Cultes. 

Art.  3.  L'ann^e  unlyersitaire  est  divis^  en  deux  semestres. 

Le  semestre  d^hiver  commence  le  15  octobre  et  finit  le  25  mars. 

Le  semestre  d'6t6  commence  le  8  avril  et  finit  le  25  juillet. 

Les  cours  ne  sont  interrompus  que  les  jours  de  fgt^s  religienses  ou  civües 
et  durant  8  jours  au  nouvel-an.  Les  examens  de  diplömes  ont  ordinairement 
lieu  dans  la  demiere  semaine  de  chaque  semestre  ou,  le  cas  ^ch^ant,  au  com- 
mencement  du  semestre  d'hiver.  Les  soutenances  de  th^ses  et  les  examens  de 
doctorat  penvent  seuls  avoir  lieu  en  dehors  de  ces  p^riodes. 

Art.  4.  Le  programme  semestriel  des  cours  est  eiabor6  par  les  conseils  de 
facultas  et  par  la  Commission  unlyersitaire;  ils  le  soumettent  k  rapprobatiou 
du  Departement  de  Tlnstruction  publique  et  des  Cultes.  Le  programme  dn 
semestre  d'biver  doit  etre  Stabil  pour  le  1er  jum^  et  celui  du  semestre  d'^te 
pour  le  15  janvier. 

Les  cours  annonc^s  apr^s  cette  date  ne  peuTent  etre  donn^s  qu'avec  Fappro- 
bation  du  Becteur,  de  la  Commission  universitaire  et  du  Departement  de  Tina- 
truction  publique  et  des  Cultes.  Ces  cours  sont  annonces  par  afßches  au  debut 
du  semestre. 

Art.  5.  Le  Recteur  elabore  pour  chaque  semestre  un  tableau  normal  de  la 
repartition  des  heures  de  cours.  Ce  tableau  est  soumis  k  Tapprobation  de  la 
Commission  unlyersitaire  et  du  Departement  de  Tlnstruction  publique  et  des 
Cultes. 

Art.  6.  Le  programme  et  le  tableau  des  cours  sont  eiabores  de  fa^on  ä  ce 
que  le  cycle  complet  des  etudes  necessaires  pour  Tobtention  des  grades  uniyersi- 
taires  et  des  diplömes  puisse  etre  parcouru  dans  les  deiais  suiyants: 

a,  Licence  en  theologie,  8  semestres. 

b,  r,  droit  6  „ 

c,  „  es-lettres  4  „ 
rf.  „  es-sciences  4  „ 
c.  Diplömes  d'ingenieurs  7  „ 
/.  Propedeutique  m6dicale  4  „ 

g.  Examen  federal  de  medecine,  5  semestres  k  partir  du  propedeutique. 
h,   Examen  federal   de   pharmacie ,   4  semestres,  k  partir  de  Texamen  de 

commis. 
Toutefois  retudiant  est  libre  dans  le  choix  des  cours  et  des  exercices  qu  11 
yeut  suiyre;  il  regle  k  son  gre  la  marche  de  ses  etudes. 

n.   Professeurs. 

Art.  7.  Les  professeurs  ordinaires,  les  professeurs  extraordinaires  et  les 
priyatdocents  jouissent  de  la  liberte  d^enseignement.  Ds  sont  responsables  de 
leurs  cours  et  du  choix  des  matiäres  enseignees. 

Cette  disposition  ne  soustrait  pas  les  professeurs  ordinaires  et  extraordinaires 
k  l'obligation  de  parcourir  le  cycle  complet  de  leur  enseignement  pendajit  le 
temps  minimum  fixe  k  Fart.  6. 
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Art.  8.  La  r^partition  des  objets  d'^tades  entre  les  professears  ordinaires 
et  extraordinaires  est  confonne  au  gronpement  le  plus  natorel  des  enseignements. 
Le  Departement  de  Plnstruction  publique  et  des  Cultes  indiqne  dans  les  brevets 
de  nomination  des  professeurs  les  objets  de  leur  enseignement ;  il  veille  k  ce 
qne  cette  r^partition  soit  6quitable  et  ä  ce  que  le  nombre  des  heures  hebdoma- 
d&ires  qu'entrune  un  groupement  de  discipUnes  ne  soit  pas  un  obstacle  ä  la 
])oime  marcbe  de  Tenseignement. 

Art.  9.  Lorsqu'une  place  de  professenr  est  vacante  et  qu'il  n^a  pas  pu  y 
€lre  pourYU  par  la  voie  normale  de  Tappel,  un  concours  est  ouvert  par  le  De- 
partement de  rinstruction  publique  et  des  Cultes. 

Le  concours  est  annonc^  par  la  yoie  des  joumaux  durant  trois  mois. 

Art.  10.  Si  le  jury  impose  aux  concurrents  des  examens  pnblics  (loi  art.  21), 
cenx-ci  comprendront : 

o.  La  soutenance  d'une  dissertation  dont  le  sujet  est  laiss^  an  cboix  du 
candidat.  Dans  la  discussion  les  concurrents  ne  peuvent  pas  s'attaquer 
r^ciproquement. 

h.  Une  le^on  publique  profess^e  sur  un  siget  impos^  par  le  jury,  et  pour 
la  pr^paration  dnquel  il  est  accord^e  un  deiai  de  24  heures. 

c.  Une  le^on  publique  au  choix  du  candidat. 

d,  Si  le  jury  n'est  pas  suftisamment  renseign^  il  peut  compieter  ces  ^preuves 
par  un  coUoquium  k  buis  clos. 

Art.  11.  Les  professears  ordinaires  nouvellement  nomm^s  sont  präsentes  k 
rUniyersite  en  s^ance  publique  par  le  chef  du  Departement  de  rinstruction 
publique  et  des  Cultes. 

Les  professeurs  extraordinaires  sont  presentes  au  Senat  et  aux  etudiants 
par  le  Eecteur,  le  Prorecteur  ou  le  Doyen  de  la  faculte  interessee. 

Art.  12.   Le  professenr  momentanement  empecbe  de  donner  ses  cours  en 

avertit  immediatement  le  Kecteur  qui,  avec  le  Doyen,  avise  aux  mesures  k  prendre 

en  referant,  sUl  y  a  iieu,  au  Departement  de  rinstruction  publique  et  des  Cultes. 

Art.  13.   En  cas  de  demission,  le  professenr  ordinaire  ou  extraordinaire  est 

tenu  d'avertir  l'Universite  trois  mois  k  l'avance. 

Art.  14.  Pour  enseigner  k  titre  de  privat-docent  le  candidat  doit  en  ex- 
primer  le  desir  par  ecrit  au  Departement  de  rinstruction  publique  et  des  Cultes, 
en  etablissant: 

o.   Qu'il   est  porteur  des  grades  universitaires  de  licencie  ou  de  docteur, 

ou  d'un  titre  juge  equivalent. 
b.   Qu'il  a  fait  des  travaux  serieux  sur  la  matiere  qu'il  desire  enseigner, 

ou  qu41  a  deja  professe  avec  succ^s  dans  ce  domaine. 
Art.  15.  En  cas  de  notoriete  scientifique  reconnue,  l'Universite  et  le  Departe- 
ment de  rinstruction  publique  et  des  Cultes  accordent  l'autorisation  d'etre  privat- 
docent,  en  dehors  des  conditions  fixees  k  Tart.  14. 

Art.  16.  La  demande  et  les  pi^ces  annexes  sont  transmises  par  le  Departe- 
ment, pour  preavis,  k  l'Universite. 

Ensnite  de  ce  preavis  le  Departement  de  rinstruction  publique  et  des  Cultes 
pronouce  sur  le  sort  de  la  demande. 

£n  cas  de  refus  les  motifs  sont  communiques  au  candidat  par  ecrit. 
Art.  17.   Le  candidat  agree  est  presente  par  le  Doyen  aux  etudiants  de  sa 
&calte.  n  fait  devant  le  Conseil  de  la  faculte  et  en  seance  publique  une  legon 
d^omrerture  qu'il  doit  faire  imprimer. 

n  depose  au  bureau  de  Tuniversite  200  exemplaires  de  sa  le^on  inaugurale, 
pour  servir  aux  echanges  officiels. 

Le  candidat  peut  remplacer  Timpression  de  sa  legon  inaugurale  par  celle 
d'an  aatre  travail  de  son  choix. 

Art.  18.  Un  privat-docent  perd  le  droit  d'enseigner  si  pendant  deux  semestres 
de  snite  il  n'a  fait  inscrire  aucuh  cours  dans  le  Programme  ou  si  pendant  ce 
temps  11  a  neglige  les  cours  annonces  par  Ini. 

Dans  ce  cas,  notification  en  est  faite  par  le  Senat  au  Departement  de  rins- 
truction publique  et  des  Cultes  qui  avise  l'interesse.  Ce  demier  peut  faire  valoir 
ses  raisons  aupräs  du  Departement  qui  les  apprecie  sur  le  preavis  de  l'Universite. 
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Art.  19.  Leg  articles  26,  27  et  28,  de  la  loi  sur  Tinstruction  publique  supe- 
rieure,  concemant  les  plaintes  contre  les  professeurs  ou  leur  r^vocation,  sont 
applicables  aux  priyat-docents. 

in.  Etudiants. 

Art.  20.  Pour  §tre  immatricul6,  T^tudiant  doit  6tablir:  qu'il  est  bachelier 
es-lettres  du  Gymnase  de  Lausanne  ou  qiiil  a  subi  des  examens  satisfaisants 
sur  le  Programme  de  la  division  supörieure  (section  industrielle)  de  l'Ecole  in- 
dustrielle cantonale. 

S'il  n'a  pas  regu  l'instruction  secondaire  dans  le  canton  de  Vaud,  r^tudiant 
doit  justifier  qu'il  est  porteur  d'attestations  dömontrant  qu'il  peut  suivre  avec 
fruit  Fenseignement  sup6rieur. 

Le  Departement  de  Flnstruction  publique  et  des  Cultes  appr^cie  ces  attes- 
tations  sur  le  pr6avis  de  l'Universit^. 

Les  etudiants  d6j&  immatricul^s  et  r^guli^rement  exmatricuies  dans  ime 
autre  Universit6  sont  admis  de  droit  (Loi,  art.  33). 

Art.  21.  Pour  §tre  immatricule,  T^tudiant  doit  en  adresser  la  demande  au 
Recteur  de  TUniversite  avant  le  15  novembre  pour  le  semestre  d'hiver,  avant 
le  8  mai  pour  celui  d*ete.  II  Joint  &  sa  demande  les  attestations  requises  par 
l'article  15. 

En  cas  de  circonstance  majeure,  le  recteur  peut  autoriser  rimmatriculation 
apr^s  ces  dates. 

Art.  22.  Les  etudiants  dont  les  titres  ne  sont  pas  jug^s  Qompl^tement  eqni- 
valents  peuvent  demander  une  inscription  provisoire. 

Sur  preavis  de  la  Commission  universitaire  le  Departement  de  Flnstruction 
publique  et  des  Cultes  peut  accorder  un  deiai  k  ces  etudiants  pour  qu*ils  com- 
plfetent  leurs  titres  en  vue  de  Fimmatriculation. 

Art.  23.  Les  etudiants  immatricuies  jouissent  seuls  du  droit  ä  Fobtention 
d'un  grade ;  ils  sont  au  beuefice  de  dispositions  speciales  pour  les  etudes  et  les 
recherches  dans  les  coUections  publiques. 

Art.  24.  La  finance  d'immatriculation  est  fr.  20 ;  eile  est  reduite  de  moitie 
pour  les  etudiants  regulierement  exmatricuies  d^une  autre  universite. 

Cette  finance  est  payee  dans  le  meme  delai  que  celle  des  couis.  Elle  est 
affectee  aux  achats  de  la  bibliotheque. 

Art.  25.  Les  etudiants  expulses  d'uue  autre  universite  deyront  se  munir, 
pour  etre  immatricuies,  d'une  autorisation  speciale  du  Departement  de  Flnstrac- 
tion  publique  et  des  Cultes,  qüi  prendra  Favis  de  Fetablissement  d'oü  Fetudiant 
a  ete  renvoye  et  appreciera  sur  le  preavis  de  FUniversite. 

Art.  26.  Toute  personne  qui  desire  suivre  les  cours  ä  titre  d'auditeur  doit 
se  faire  inscrire  au  secretariat  en  acquittant  la  finance  des  cours  plus  une  finance 
d'inscription  de  fr.  2.  Les  finances  d'iuscriptions  appartiennent  k  la  bibliotheque. 

Art.  27.  Chaque  etudiant  ou  auditeur  est  tenu  d'indiquer  son  adresse  au 
bureau  de  FUniversite  et  d'aviser  immediatement  celui-ci  de  ses  changements 
d'adresse. 

Art.  28.  En  demandant  leur  immatriculation  lea  etudiants  laissent  en  depdt 
au  secretariat  leurs  certificats  d^etudes.  Ils  en  regoivent  un  recepisse  sur  leur 
carte  d'immatriculation.  Les  certificats  sont  rendus  aux  etudiants  lorsque  ceux-ci 
se  fönt  exmatriculer,  contre  une  finance  de  fr.  5.  Cette  finance  d'exmatriculation 
appartient  &  la  bibliotheque. 

Art.  29.  Aucune  association  d^ etudiants  ne  peut  se  former  saus  Fautorisation 
de  FUniversite.  II  y  a  recours  au  Departement  de  Flnstruction  publique  et  des 
Cultes. 

Art.  30.  Les  Statuts  de  ces  associations  sont  deposes  ä  FUniversite.  Le 
Eecteur  regoit  communication  de  la  composition  de  leurs  comites. 

Art.  31.  L'association  qui  commettrait  des  abus  ou  donnerait  lieu  k  des 
plaintes  graves  peut  etre  suspendue  ou  dissoute  par  le  Departement  de  Flns- 
truction publique  et  des  Cultes,  sur  le  preavis  de  FUniversite. 
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IV.  Conrs. 

Art.  32.   II  y  a  ä  rUniversitö  trois  sortes  de  cours: 

a.  Les  conrs  pnblics  (collegia  publica)  ponr  lesqnels  il  n'est  pergn  aucnne 

finance. 
h.  Les  conrs  universitaires  proprement  dits  (collegia  privata)  destin^s  senle- 

ment  anx  6tndiants  et  anx  anditenrs. 
c.   Les   conrs  particnliers  (collegia  privatissima)  r^gis  par  des  dispositions 

speciales. 

Art.  33.  La  r^tribntion  des  conrs  nniversitaires  (collegia  priyata)  est  fix^e 
ä  fr.  5  par  semestre  ponr  chaqne  henre  hebdomadaire. 

Art.  34.  Des  r^glements  sp^cianx  fixent  les  r^tribntions  ponr  les  travanx 
pratiqnes  et  ponr  les  excnrsions  scientifiqnes. 

Art.  35.  Dans  les  dix  jonrs  qni  snivent  son  immatricnlation,  T^tndiant  doit 
s'inscrire  ponr  les  conrs  qn'il  vent  prendre ;  il  acqnitte  dans  ce  d61ai  les  finances 
reglementaires. 

Lors  de  son  inscription  l'^tndiant  re^oit  nn  livret  portant  la  mention  et  la 
qnittance  de  ses  conrs.  An  d^bnt  et  ä  la  fin  dn  semestre  ce  livret  est  pr^sent^ 
an  Visa  des  professenrs. 

Ce  livret  est  ^galement  vis^  par  le  Rectenr  an  moment  de  Texmatricnlation. 

Art  36.  Cliaqne  ^tndiant  immatricnl^  doit  s'inscrire  ponr  denx  conrs  nni- 
versitaires (collegia  privata)  an  moins. 

Art  37.   Un  livret  d'anditenr  est  remis  anx  anditenrs  qni  le  r^clament.- 

Art.  38.  Les  ^tudiants  qni  d^sirent  Stre  dispens^s  de  la  finance  des  conrs 
Goi  article  38)  doivent  en  adresser  la  demande  an  Bectenr  qni  transmet  cette 
reqnete,  avec  le  pr^avis  dn  Conseil  de  la  facnlt^  int6ress6e,  an  Departement 
de  rinstmction  publique  et  des  Cnltes.  Ces  formalit6s  doivent  §tre  remplies  dans 
les  dix  jonrs  qni  snivent  l'onvertnre  du  semestre. 

Une  demande  de  ce  genre  ne  dispense  pas  T^tudiant  dn  paiement  pr^vn 
i  Tarticle  35;  snivant  le  sort  de  la  reqnete  les  finances  pay^es  sont  rendues 
en  totalite  on  en  partie. 

Art  39.  Les  professenrs  ordinaires  et  extraordinaires  penvent  inscrire  an 
Programme  nniversitaire  tons  les  conrs  qu'ils  estiment  en  rapport  avec  lenr 
sp^cialite  et  qni  ne  rentrent  pas  dans  Tenseignement  dont  ils  sont  ofßciellement 
eharg^s.  Cette  extension  des  conrs  est  sonmise  k  Tapprobation  dn  Conseil  de  la 
facolte  interess^e  et  k  celle  du  Departement  de  Tlnstmction  publique  et  des 
Cnltes. 

Art.  40.  Les  professenrs  ordinaires  et  extraordinaires  toncbent  une  part  de 
]a  finance  de  lenrs  cours.  Cette  part  est  fix^e  par  le  Conseil  d'£tat. 

Les  privat-docents  toncbent  la  totalite  de  la  finance  de  lenrs  conrs,  moins 
la  Provision  r6glementaire  du  caissier. 

Art.  41.  Les  professenrs  qni  d^sirent  inscrire  au  programme  nniversitaire 
des  conrs  particnliers  (collegia  privatissima)  doivent  en  faire  une  demande  speciale 
an  Conseil  de  la  facnlte,  qni  requiert  Tantonsation  du  Departement  de  Uns- 
tmction  publique  et  des  Cnltes. 

La  qnotite  de  la  finance  de  ces  conrs  est  laiss^e  ä  l'appreciation  du  profes- 
seor  et  Ini  appartient  La  perception  en  est  faite  par  les  soins  dn  caissier  qui 
re^it  ponr  cela  la  provision  r^glementaire. 

Art.  42.  Les  conrs  sont  donn^s  dans  les  locanx  de  TUniversite.  En  cas  de 
conflit  ponr  Tutilisation  d'un  meme  local,  les  professenrs  ordinaires  passent  avant 
les  professenrs  extraordinaires  et  ces  derniers  avant  les  privat-docents. 

Les  cours  particnliers  penvent  etre  donn^s  &  domicile. 

Art.  43.  Les  cours  libres  pr^vus  ä  Tarticle  12  de  la  loi  sur  Tinstmction 
snpärienre  penvent  §tre  donn^s  k  des  conditions  arretees  entre  le  Departement 
de  l'Instmction  publique  et  des  Cnltes,  TUniversite  et  Tinteresse. 

Ces  conrs  rentrent  dans  Tnne  des  trois  categories  prevnes  k  1' article  32. 
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V.  Grades.  —  Dipiames.  —  EiBmens.  —  Certificats. 
Art.  44.  Ponr  obtenir  an  grade  on  nn  diplSme  ä  t'Universitä  de  Lansaiue. 
le  candidat  doit  y  £tie  on  ;  avoir  6ti  immatricnl^. 

Art.  45.    Lea  onditinna  requises  ponr  robteotion  des  grades  et  diplomH 
sniTersitaires  sont  fix^es  par  lea  reglementa  des  facnLt^s.  Le  candidat  doit  joe- 
iiflcr  nji'ii  a  acqnifl  dana  la  diacipline  i  laqnelle  il  dfisire  se  TOner  lea  connaü- 
eiig^ea  par  lea  progTammes  dea  facultäa. 
8  coars  peuvent  avoir  *t^  suiris  dans  d'autreg  nniversitfB, 
t.  46.   Leg  droits  de  grades  et  de  diplömea  aont  Rxia  comme  snit:  Licences 
Diplomes  d'inginienrs  fr.  100.  Doctorata  fr.  200. 
a  droits  appartiennent  par  moitiä  au  fonds  univeraitaire  et  aux  facnlt^ 
:a  facnltäa  rfpartiasent  leur  part  de  la  fa^.on  suirante:   ''g  an  Bectenr, 
re  lea  profeasenra  qui  out  pria  part  ä  la  collatioo  dn  grade, 
t.  47.    Les  titres  nniversitaires   et  les  diplümes  aont  d^livröa  par  l'Uii- 
,  eur  le  pr^avis  de  la   Commission  universitaire.   IIa  aont  sign^a  par  le 
r,  te  Doyen  de  la  facultö  intfireasfie  et  le  Secrßtaire  de  l'Universit*. 
:s  noms  dea  gradu^a  sont  proclamäa  eu  a£ance  pobliqne  du  S^nat.  dans 
I  prochaine  rfunioD. 

t.  48.  L'ötndiant  qui  le  diaire  regok  i  la  fin  dn  semestre  un  certificaC 
'S;  aar  sa  demande,  il  est  admia  k  anbir  devant  les  profeasenra  respectiä 
renves  anr  les  branches  suiviea  par  lui.  It  paje  par  esamen  une  äasnce 
3 ;  eile  appartient  au  profesaeur  du  coors. 

VI.   Administration, 
t.  49.  Le  SSnat  est  coinposö  des  profesaenra  ordinaires  et  eitraordinaiies. 
1.  50.   Le  Conseil  de  facnlt^  on  de  section  eat  composä  des  professenra 
res  et  eitraordinaires  de  cette  facult6  on  de  cette  section. 
't.  51.   La   Commisgion   uniyeraitaire    eat   composfe   dn  Rectenr  et  des 
) ;  le  Prorectenr  et  les  Diret^tenra  de  aectiona  y  ont  vois  con^tatlTe. 
"t.  52.  Le  Rectenr  est  ^lu  par  le  S^nat  k  la  fin  dn  aemeatre  i'6t6.  Cette 
a  a  lien  au  st^rutin  secret  et  ^l  Ib  majorit^  absolue  dea  anffrages:  si,  apr^ 
'oara  de   scmtin,  il  ne  s'eat  pas  forma  de  majoritä  abaolne,  l'^lection  se 
la  m^'oritg  relative  an  trnisi^me  tour, 

't.  53.  Chaqne  Conseil  de  faculte  £lit  son  Doyen  k  la  m^me  ^poqne. 
flection  a  lieu  an  acmtin  aecret  et  i  la  majoritä  absolue  des  snffrages. 
ka  deux  toura  de  scmtin,  il  ne  s'eat  pas  form^  de  ni^orit^  abaolne,  l'eleC' 

faiC  i  la  mt^'oritg  relative  an  Itoiaieme  tour. 
■t.  54.   Les   difffrentes  autorit^s  nniversitaires  (Rectenr,  Conunission  nni- 
ire,  Doyens,  Secr^tajrea  de  facnltf,  Commiasion  tinanci^re)   demenrent  en 
na  pendant  2  ana  ä  partir  dn  15  octobre  qui  suit  lear  nominatJon. 
'nat.  Art.  55.  Le  S^nat  ae  r^unit  obligatoirement  une  tois  cbaqne  aemeatre. 
rt.  56.  Le  S^nat  ne  peut  dflibärer  on  faire  des  nomisations  qne  dans  mie 

rgguliferement  convoqnSe. 

1  präaence  de  la  majorit^  des  profesaenra  est  n^ceasaire.  Tontefois,  pendant 
;anuea,  le  qnorum  de  dix  membrea  auilit. 

"t.  57.  Loraqne  le  S^nat  est  appelf  h  statner  anr  ime  affaire  importante 
t^resae  l'nne  dea  facultas,  le  burean  demande  un  prSavis  an  Conseil  de 
^ult^. 

rt.  58.  Chaqne  annfe,  le  Becteur  ^tablit,  aonmet  an  S4nat  et  adre^e  an 
;en)ent  de  Tlnatmction  publique  et  des  Cultes  un  rapport  genärol  et  ii- 
anr  la  marche  de  l'UniversiÜ.  Ce  rapport  est  accompagnS  des  comptes 
üsier  de  l'Universit^. 

rt.  59.  Si  nn  tiers  des  membres  du  Sinat  demande  la  räunion  de  ce 
;ionr  nn  objet  däterminä.  le  S^nat  doit  etre  conyoqnä  sans  retard. 
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Art.  60.  La  Commission  nnirersitaire  peut  demander  en  tont  temps  la 
r^nnion  dn  S^nat  qnand  eile  le  jage  n^cessaire. 

Recteur.  Art.  61.  Le  Rectenr  repr^sente  TUniversit^.  II  est  pr^sent^  anx 
(Stadiants,  en  s^ance  publique,  par  l'ancien  Recteur  et  en  pr^sence  du  S^nat. 

Art.  62.  Le  Recteur  fait  observer  la  loi  et  les  rfeglements.  II  pourvoit  ä 
Tex^cution  des  decisions  du  S^nat,  et  il  a  une  surveillance  g^n^rale  sur  tont 
le  personnel  de  l'üniversitö. 

Dans  les  cas  grayes,  il  d^nonce  le  fait  au  S^nat. 

Art.  63.  Aucune  communication  officielle  ne  peut  avoir  lieu,  avec  les  au- 
torit^s  sup^rieures,  sans  passer  par  Tinterm^diaire  du  Recteur;  ce  demier  pent 
tontefois  autoriser  un  Doyen  k  traiter  directement  une  alfaire  avec  le  Departe- 
ment de  rinstruction  publique  et  des  Cultes. 

Art.  64.  n  est  fait  exception  ä  l'article  63  pour  les  Directeurs  de  sections 
et  de  laboratoires  dans  les  questions  d^administration  int^rieure. 

Art.  65.  Le  Prorecteur  remplace  le  Recteur  chaque  fois  que  ce  demier  est 
empeche  de  remplir  ses  fonctions. 

Commission  untversitaire.  Art.  66.  La  Commission  universitaire  est  pr^sid^e 
par  le  Recteur;  eile  s'occupe  de  toutes  les  affaires  courantes  qu'il  lui  soumet. 

Art.  67.  La  Commission  uniYersitaire  est  convoqu^e  par  les  soins  du  Rec- 
teur chaque  fois  qu'il  le  jnge  n^cessaire,  ou  si  deux  de  ses  membres  lui  en  fönt 
la  demande. 

Art.  68.  Elle  tient  un  proc^s-verbal  de  ses  Operations,  et  communique  au 
Senat,  dans  sa  plus  prochaine  s^ance,  les  mesures  qu'elle  a  prises. 

Art.  69.  La  Commission  universitaire  ne  peut  prendre  aucune  d^cision  si 
le  nombre  des  membres  pr^sents  ne  repr^sente  pas  la  majorite  des  voix  deiib^ra- 
tives  de  la  Commission. 

Art  70.  Le  S^nat  seul  pent  casser  ou  röformer  une  d^cision  de  la  Com- 
mission universitaire.  Tout  d^cision  de  la  Commission  peut  etre  deter^e  au 
S^nat  par  le  Recteur,  lorsqu'il  estime  que  la  Commission  est  sortie  de  ses 
attribations. 

Conseils  de  facultSs  et  doyens.  Art.  71.  Le  conseil  de  facultö  est  convoquö 
par  le  Doyen,  soit  de  son  propre  mouvement,  soit  k  la  demande  dn  S^nat,  de 
la  Commission  universitaire,  du  Recteur  ou  d'un  membre  de  la  faculte. 

Art.  72.  Les  Conseils  de  faculte  ne  penvent  deiiberer  que  s'ils  ont  ete 
r^guli^rement  convoques  et  s'il  y  a  trois  membres,  au  moins,  pr^sents  k  la 
s^ance. 

Art.  73.  Tonte  d^cision  d*un  Conseil  de  faculte  peut  §tre  def^r^e  au  Sönat 
par  le  Recteur,  lorsqu'il  estime  que  le  Conseil  est  sorti  de  ses  attributions.  II 
consiüte,  k  cet  effet,  la  Commission  universitaire. 

Art.  74.  Chaque  membre  d'un  Conseil  de  faculte  a  le  droit  de  demander 
qu^e  affaire  soit  soumise  au  S^nat. 

Art.  75.  Les  Conseils  de  facultas  consignent  leurs  Operations  dans  un  proc^s- 
verbal  tenu  par  le  secretaire  du  Conseil. 

Art.  76.    Le  Conseil  de  Faculte  ßlit  son  secrötaire  pour  deux  ans  (art.  53). 

Art.  77.  Le  Doyen  est  charge  de  Texpedition  des  affaires  courantes  de  sa 
&culte,  sauf  reconrs  au  Con^il  de  facnlte  et  au  Senat,  s'il  y  a  lieu. 

Art.  78.  Le  demier  Doyen  sorti  de  charge  porte  le  titre  de  „Vice-Doyen"; 
il  remplace  le  Doyen  de  la  faculte  chaque  fois  que  ce  demier  est  empeche  de 
remplir  ses  fonctions. 

Art.  79.  En  cas  de  depart  ou  de  mort  d'un  Doyen  de  faculte,  c'est  le  Vice- 
Doyen  qui  est  charge  de  le  remplacer.  Tontefois,  si  la  periode  decanale  restante 
est  de  plus  d'un  semestre,  la  faculte  est  appeiee  k  eiire  un  nouveau  Doyen. 

Art.  80.  Les  r^glements  de  facnltes  prevoient  ce  qui  est  relatif  aux  conseils 
de  sections  et  anx  directeurs. 
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SterHaire.    Art.  81.    Le  secritaire  de  riTniversiti  expMie  les  affaires  dn 
reau  sous  la  aiurveillance  du  Recteur. 
Art..  82.  II  tieat  les  registres  n^cessaires  &  radmiaistrationde  ITnivenite; 

et  enfretient  les  archives.  —  II  est  ckar^  du  serrice  d'^chaoge  dei 

uns  et  autres  publications  universitaires. 

83.  Comme  caissier  de  rUniversit^,  le  secr^taire  est  chai^^  det  föic- 

perijoit  tontes  les  finances   pay^es   par  les   ^tadiants  &  qaelqne  titre 
e  ce  Boit; 

tient  lea  registres  n^cessaires-  i,  la  comptabilit^  de  l'Universit^.  Cetie 
mptabilitä  doit  €tre  conforme  anz  exigeaces  de  celle  de  l'Etat. 

84.  Le  secr^taire- caissier  touche  noe  prorision  de  2''|o  sar  tonte  finance 
ir  loi  pour  le  compte  de  1*  Uni  versitz. 

Dche  en  ontre  ane  sonune  de  fr.  5  pour  cbaque  titre  ou  diplfime.  CeCte 
)t  pay^e  par  le  gradu^. 

85.  En  Gas  d'absence,  de  maladie  ou  d'auire  emp^ehement,  le  secrf- 
ait  remplacer  par  nn  suppl^ant  agr^£  par  le  Recteur. 

ine  le  secrätaire  est  empfchä  de  remplir  ses  fonctions  par  une  maladie 

nt«  aotre  cause  ind^p^ndante  de  sa  volontS,  il  est  pourru  ä  son  rem- 

;  8HJ  frais  de  lEtat.    Dans  les  autres  cas,  le  trait«nient  dn  snppWsnt 

cbarge  du  secr^taire. 

96.  A  1h  fin  de  chaqae  annfie  universitaire  les  comptes  de  ITniversit*  «int 

ar  une  commission  composße  du  Becteur  et  de  trois  professeuis  d^rignfä 

nat. 

iant».  —  Chef  de»  traeaux  graphique».  —  Frfparateure.  —  Aidu  't 

le  litboratoirex.    Art.  87.    Les  ri^glements  des  facultas  d^termiDent  les 

IS  et  avantagea  de  cea  employös. 

lu.    Art.  88.    Le  bedeau  remplit   l'ofBce   de    concierge,    i-  ce  titre  il 


89.  Le  bedean  est  huissier  de  rUnirersit^;  ä  ce  titre  il  est  ctia^: 
.  Service  du  bnreau  de  rUniversitfi; 

Service  des  Conaeils  de  facultas. 

90.  En  qualite  d'hnissier  de  l'Universiti  le  bedeau  regoit: 
chaqne  licenci^  ou  ing^nieur  une  gratiücntiou  de  fr.  5; 
cbaque  docteur  une  gratification  de  fr.  10. 

91.  Un  reglement  de  service  fixe  le  detail  des  obligations  da  bedean. 

Vn.  Discipline. 

92.  Les  ätndiants  doivent  ae  conduire  avec  ordre  et  d^ence.  n  lenr 
rticnlier  interdit  de  troubler  la  tranquilHt^  des  conrs,  de  fnmer  dans 
itres  et  dans  les  salles  de  desain,  de  commettre  des  d^gäta  dans  les 
,  laboratoires,  salles  de  dessin,  ou  Instituts  dana  lesquels  ils  sout  admis. 

93.  Les  professeurs  veilleut  au  maintien  de  l'ordre  dans  leurs  le^ns; 
lent  au  devoir  les  £tndiants  qui  s'en  ^cartent.  Ils  peuvent  exclnre  de 
es  ätndiants  qui  tronblent  l'ordre  et  prolooger  cette  eiclnsions  jusqn'& 
n  dn  Doyen  de  lenr  facnlt^,  anqnel  ils  doivent    inun#diatement   fiui* 

94.  Les  piaintes  eontre  les  ätudiants  doivent  Stre  däpos^es  par  ^crit 
I  Recteur;  elles  entrainent  les  peines  disciplinaires  auivantes: 
nsures  par  le  Dojeu  on   le  Directeur,  par  te  Conseil  de  facnlt^,   le 
ectenr,  la  Cotomission  unirersitaire,  le  S^nat; 

nendes; 
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c.  Suspension; 

d.  renToi  temporaire  (consilinm  abenndi); 

e.  expulsion  (relegatio). 

Art  95.  Le  Becteur,  nanti  d'nne  plainte,  provoque  l'application  de  l'ane 
des  dispositions  pr^c^dentes. 

Art.  %.  Tout  d^gät  commis  dans  les  locanx  de  rUniversit^  par  nn  on 
plnsienrs  ^tndiants  entraine  le  payement  des  frais  de  r^paration  et  celui  d'nne 
amende  de  fr.  5  ^  50  par  ^tndiant  snivant  la  gravit^  da  cas. 

Les  amendes  sont  inflig^es  par  la  Commission  oniversitaire ;  elles  doivent 
etre  Ters^es  en  mains  du  caissier  dans  les  quinze  jonrs  qui  suivent  la  coin- 
manication  du  prononc6.  —  Elles  sont  la  propri^t^  de  la  bibliotb^que. 

Art.  97.  La  Suspension  peut  etre  prononc^e  pour  tous  les  cas  m^ritant  une 
peine  plus  forte  que  la  censure  devant  le  S^nat.  II  esX  accord6  au  Conseil  de 
&calt6  une  comp^tence  de  quinze  jours,  k  la  Commission  universitaire  une 
comp6tence  d'un  mois,  au  S^nat  une  comp^tence  de  trois  mois. 

Art.  98.  Tout  ^tudiant  censur^  plnsieurs  fois  peut  ^tre  de  ce  cbef  frapp6 
de  Suspension. 

Art  99.  Si  une  amende  prononc^e  n'est  pas  pay^e  dans  le  d^lai  fix^, 
r^tudiant  fautif  peut  etre  frappö  de  Suspension. 

Art.  100.  Une  faute  trfes  grave  ou  des  suspensions  r6p^tees  peuvent  motiver 
le  renyoi  temporaire  (Consilium  abeuudi)  ou  l'explusion  du  rUniversit6  (Kelegatio). 

Art.  101.  Les  renvois  temporaires  et  les  expulsions  de  rUniyersit6  sont 
prononc^s  par  le  Departement  de  rinstruction  publique  et  des  Cnltes  sur  pr^avis 
du  S^nat. 

Art.  102.  Le  renvoi  temporaire  (Consilium  abeundi)  ne  peut  pas  6tre  in- 
flig^  pour  moins  d'un  semestre,  non.compris  la  fin  de  celui  en  cours  au  moment 
dn  pronone^. 

Par  cette  disposition  T^tudiant  puni  perd  tont  droit  d'immatriculation  ou 
d'inscription  pendant  la  dur^e  de  sa  peine. 

Art.  103.  L'expulsion  (Relegatio)  est  definitive ;  F^tudiant  perd  pour  tou- 
jours  le  droit  d'immatriculation  ou  d'inscription. 

Art  104.  Les  suspensions,  les  renvois  temporaires  et  les  expulsions  sont 
communiqu^s  aux  parents  et  aux  tuteurs  des  etudiants  mineurs.  Les  renvois 
temporaires  (Consilium  abeundi)  et  les  expulsions  (Relegatio)  sont  ^galement 
communiques  k  toutes  les  Universites  en  rapport  officiel  avec  TUniversites  de 
Lausanne. 

Art.  105.  Les  suspensions,  les  renvois  temporaires  et  les  expulsions  sont 
affiches  au  tableau  de  TUniversite.  —  Ils  sont  notifies  par  ecrit  &  retudiant. 

Art  106.  Les  citations  envoy^es  k  un  etudiant  sont  remises  par  le  bedeau ; 
celni-ci  toucbe  de  retudiant  cite  une  finance  de  fr.  1  par  citation.  Les  etudiants 
absents  sont  iniirmes  par  lettre  cbarg^e. 

Art.  107.  Tonte  citation  qui  reste  saus  r^ponse  entraine  une  aggravation 
de  peine  qui  k  la  troisieme  citation  demeur^e  saus  r^ponse  peut  aller  jusqu'au 
Consilium  abeundi. 

Art  108.  Si  un  acte  contraire  aux  bonnes  moeurs,  k  Thonneur  ou  k  la 
probite,  donne  lieu  k  une  action  civile  ou  pönale  contre  l'etudiant  qui  s'en  est 
rendu  conpable,  TUniversite  suspend  son  enquete  et  son  jugement,  jusqu'ä  ce 
que  les  tribunaux  aient  prononci  definitivement. 

Vlll.  Prix  de  facultas.  —  Concours. 

Art.  109.  Chaque  ann^e,  pour  encourager  le  travail  individuel  des  etudiants, 
ITniversite  deceme  des  Prix  de  faculte  et  ouvre  des  Concours. 

Art.  110.  Les  etudiants  immatricuies  depuis  un  semestre  au  moins  avant 
le  d^pot  de  leu/  travail  ont  seuls  le  droit  de  recevoir  des  prix  de  faculte  ou 
des  recompenses  de  concours.  —  Les  etudiants  porteurs  d'un  grade  universitaire 
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ou  d'un  diplöme,  perdent  ce  droit,  k  moins  qu'ils  n*aient  acquis  lern  titre  dans 
le  semestre  oü  ils  ont  deposö  leur  travail  de  concours. 

A.  Prix  de  factUt4,  Art.  111.  Les  prix  de  facult^  sont  d^cem^s  ponr  des 
travaux  scientifiques  ou  litt^raires  sur  des  sujets  dont  le  choix  est  laiss^  anx 
concurrents. 

Art.  112.  Les  sujets  trait^s  doivent  präsenter  des  diflicalt^s  d'^tude  en 
rapport  avec  un  enseignement  supörieur  et  les  travaux  doivent  etre  originaux. 

Art.  113.  Tont  6tudiant  qui  a  Tinten tion  de  d^poser  un  travail  de  ce 
genre  doit  Tannoncer  au  Recteur  avant  le  premier  mai. 

Art.  114.  Les  travaux  doivent  ^tre  d^pos^s  au  bureau  de  TUniversit^  avant 
le  15  mai;  ils  sont  d^s  lors  la  propri6t^  de  TUniversit^. 

Sauf  autorisation  speciale  de  la  facult^  int^ress^e,  les  travaux  doivent  £tre 
Berits  en  fran^ais. 

Art.  115.  Les  travaux  sont  jug6s  par  des  Jurys  sp^ciaux.  Chaqne  jory 
est  de  trois  membres,  dont  un  au  moins  n'appartient  pas  k  TUniversit^  et  est 
d6sign6  par  le  Departement  de  Tlnstruction  publique  et  des  Cultes. 

Les  candidats  qui  presentent  un  travail  sont  tenus  de  donner  ä  la  com- 
mission  les  explications  qn'elle  juge  •&  propos  de  leur  demander. 

Art.  116.  Le  jury  d^pose  ses  conclusions  dans  un  rapport  6crit  adresse  an 
Becteur. 

Art.  117.    Les  r6compenses  accord^es  sont  des  prix  et  des  accessits.  — 

Chaqne  facult6  ne  peut  d^cerner  qu'nn  prix  et  deux  accessits.    Les  prix  sont 

de  fr.  200  et  les  accessits  de  fr.  100  et  au  dessous.  A  ^galit^  de  merite  le 
prix  est  partag6  entre  les  concnrrents. 

Art.  118.  Les  concurrents  recompens^s  re^oivent  un  diplöme  portant  la 
mention  de  leur  concours.  Ces  diplömes  sont'  d61ivr6s  par  Tüniversitls,  ils  sont 
signös  par  le  Recteur,  le  Doyen  int^ressö  et  le  Secr^taire. 

Les  candidats  r^compens^s  d*un  prix  re^oirent  le  titre  de  „Laureat  de 
rUniversite  de  Lausanne". 

Art.  119.  Les,  travaux  qui  ont  un  merite  remarquable  peuvent  Stre  publies 
par  les  soins  de  Tüniversite  sur  le  pr^avis  des  Jurys. 

Ces  publications  servent  aux  Behanges  avec  les  Etablissements  en  rapport 
avec  rUniversite  de  Lausanne. 

L'auteur  a  droit  k  50  exemplaires  de  cette  publication. 

Art.  120.  Les  noms  des  candidats  r^compensEs  sont  proclamEs  en  s^ance 
publique  devant  le  SEnat  et  les  Etudiants.  Ils  sont  pnbliEs  dans  le  Programme 
nniversitaire  qui  suit  imm^diatement  la  proelamation. 

B.  Concours,  Art.  121.  Les  concours  sont  des  travaux  faits  par  les  Etu- 
diants  sur  des  sujets  proposEs  par  les  facultas. 

Chaqne  professeur  a  le  droit  de  proposer  annuellemeut  un  siyet  de  con- 
cours pris  dans  le  cadre  de  son  enseignement. 

Art.  122.  Les  sujets  de  concours  sont  publiös  en  brochure  speciale  et  a  la 
meme  date  que  le  programme  d'6t6. 

Ils  sont  approuvEs  en.  meme  temps  par  le  Departement  de  rinstruction 
publique  et  des  Cultes. 

Art.  123.  Les  travaux  de  concours  doivent  ßtre  d^posEs  au  bureau  de 
rUniversite  avant  le  premier  novembre  de  rannte  oü  les  concours  sont  ouverts. 

Art.  124.  H  peut  etre  d6cem6  pour  chaque  sujet  de  concours  trois  recom- 
penses.  Le  total  de  röcompenses  ne  peut  dßpasser  fr.  150,  et  il  ne  peut  y 
avoir  de  recompenses  superieures  k  fr.  80  ou  införieures  k  fr.  40. 

Art.  125.  Un  reglement  special  detennine  le  mode  dappr^ciation  des 
concours. 

Les  resultats  sont  proclam6s  en  sEance  publique  du  Senat. 
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IX.  Bonrses. 

Art.  126.  Des  bonrses  penvent  etre  accord^es  anx  ^tndiants  m^ritants  qni 
en  fönt  la  demande  Ooi  art.  B9).  Un  r^glement  special  dötermine  les  conditions 
anxqnelles  ces  bonrses  sont  obtennes. 

X.  Administration  de  la  fortnne  de  l'Universit^. 

Art.  127.  La  fortnne  de  rUniversit^  est  g^r^e  par  le  S^nat  avec  le  conconrs 
d'one  Conunission  financiere,  compos^e  dn  Eectenr  et  de  denx  antres  membres 
dn  S^nat,  ^Ins  par  Ini  et  imm6diatement  r661igible8  (art.  54). 

Cette  Commission  adresse  ses  propositions  an  S6nat  qni  prend  les  r^so- 
Intions  n^cessaires. 

Art.  128.  Vis-ä-vis  des  tiers,  la  signature  dn  Bectenr  (on  k  son  d^fant 
Celle  dtt  Prorectenr)  jointe  k  celle  dn  Secr^taire  engage  l'Universit^. 

Art.  129.  Ponr  proc6der  anx  Operations  pr^vnes  k  Tarticle  54,  denxi^me 
ali]i6a,  de  la  loi,  rUniversit^  adresse  la  demande  d'antorisation  an  Conseil  d*Etat 
par  rinterm^diaire  du  Departement  de  Tlnstmction  publique  et  des  Cnltes. 

Art.  ISO.  LTniversite  fonmit  chaque  ann^e  au  Departement  de  Tlnstmction 
publique  et  des  Cultes  dans  le  conraut  de  septembre: 

1^  le  compte  des  depenses  de  ITniversite  pendant  Tannee  6coniee ; 

2^  le  projet  de  budget  des  d^penses  speciales  pr^vues  k  Fart.  56  de  la  loi. 

Art.  131.  Tons  les  paiements  universitaires  sont  ordonnanc^s  par  le  De- 
partement de  rinstmction  publique  et  des  Cultes  sur  la  demande  du  Rectenr 
ou  des  professeurs  Interesses. 

XL  Dispositions  transitoires. 

Art.  132.  Les  etudiants  qui  ont  ete  immatricnies  k  TAcademie  de  Lausanne 
dans  Tannee  academique  1889/90  sont  au  benefice  de  cette  immatriculation  dans 
rUniversite. 

Art  133.  Les  reglements  de  facultes  prevoient  les  antres  dispositions  transi- 
toires, particuli^rement  celles  relatives  k  Fobtention  des  grades. 

Art.  134.  Ce  r^glement  sera  imprime  et  publie  ponr  etre  executoire  des 
le  15  octobre  1890. 

Appendice. 
L  Principaux  objets  d'enseignement  de  l'Universite. 

Les  principaux  objets  d^enseignement  de  la  faculte  de  tbeologie  sont:  la 
theologie  exegetiqne  de  rAncien  Testument ;  la  tbeologie  exegetique  du  Nouveau 
Testament;  la  tbeologie  bistorique;  la  tbeologie  systematique ;  la  tbeologie 
pratiqne. 

Les  principaux  objets  d'enseignement  de  la  faculte  de  droit  sont:  L'ency- 
clopedie  du  droit;  la  pbilosopbie  du  droit;  Thistoire  du  droit;  le  droit  romain; 
le  droit  civil;  la  procedure  civile;  le  droit  commercial;  le  droit  industriel;  le 
droit  public ;  le  droit  administratif ;  le  droit  penal ;  la  procedure  penale ;  le  droit 
international;  la  legislation  comparee;  le  droit  diplomatique  et  consulaire;  les 
Sciences  sociales  et  politiques;  la  medecine  legale. 

Les  principaux  objets  d'enseignement  de  la  faculte  de  medecine  sont :  Tana- 
tomie;  Tembryologie ;  l'histologie;  la  pbysiologie;  l'anatomie  et  la  pbysiologie 
pathologiqne,  la  bacteriolo^e ;  la  pathologie  interne  et  la  clinique  medicale;  la 
Pathologie  externe  et  la  clinique  cbimrgicale;  la  medecine  operatoire;  Tobstetrique ; 
la  gynlcologie;  Topbtalmologie ;  la  Psychiatric;  les  maladies  veneriennes  et 
entanees;  la  medecine  legale;  la  toxicologie;  Thygiene;  la  therapeutique ;  la 
mati^re  medicale;  la  chimie  physiologique  et  pathologique ;  Tbistoire  de  la 
nedicine. 
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Les  principanx  objets  d'enseignement  de  la  facult^  des  lettres  sont:  la  langue 
et  la  litt^rature  frangaise;  la  Philologie  romane;  les  langues  et  les  litt^ratures 
des  penples  du  Midi;  la  langue  et  la  litt^rature  allemandes;  les  langnes  et  les 
litteratures  des  peuples  du  Nord;  la  langue  et  la  litt^ratnre  latines;  les  anti- 
quit^s  romaines ;  la  langue  et  la  litt^rature  grecques ;  les  antiquit^s  grecqnes : 
les  langues  et  les  antiquit^s  Orientale» ;  la  philosophie,  Thistoire  de  la  philosophie 
et  la  Philosophie  du  droit;  Thistoire  et  les  sclences  auxiliaires  de  Thistoire: 
les  sciences  sociales  et  politiques;  la  p6dagogie. 

Les  principanx  objets  d^enseignement  de  la  facult^  des  sciences  sont  les 
suivants  dans  chacnne  des  sections: 

A.  Section  des  sciences  mathSmatiques,  physiques  et  naturelles,  Le  calcnl 
infinitesimal  et  la  th^orie  des  fonctions;  la  geom^trie  pure  et  appliqu^e;  la 
m^canique  rationnelle  et  appliqu6e ;  l'astronomie ;  la  physique  math^matique;  la 
physique  exp^rimentale ;  la  mit^orologie ;  la  chimie  inorganiqne;  la  chimie  or- 
ganique;  la  chimie  analytique;  la  chimie  agricole;  la  min^ralogie;  la  p^tro- 
graphie;  la  geologie;  la  pal6ontologie ;  la  botanique;  la  Zoologie  et  Tanatomie 
comparäe;  Tanatomie  et  la  Physiologie  g^n^rales;  Thygiäne;  la  microscopie;  la 
g6ographie. 

B.  Section  des  sciences  pharmaceutiqueSf  sott  Ecole  de  pharmade.  La  phy- 
sique; la  m6t6orologie ;  la  chimie  inorganiqne;  la  chimie  organique;  la.  cbunie 
analytique;  la  chimie  industrielle;  la  chimie  pharmaceutique ;  la  chimie  biologiqne: 
la  toxicologie ;  la  min^ralogie ;  la  p^trographie ;  la  geologie ;  la  botanique  g^n^rale 
et  syst^matique ;  la  botanique  pharmaceutique;  la  Zoologie  et  Tanatomie  compar6e; 
Fanatomle  et  la  physiologie  g^n^rales;  la  microscopie;  la  pharm acognosie ;  la 
pharmacie;  Thygi^ne. 

C.  Section  des  sciences  techniques,  soit  Ecole  dHng^nieurs,  Le  calcul  diff<6- 
rentiel  et  integral;  la  g^om^trie  descriptive  et  ses  applications ;  la  g^ometrie 
analytique;  la  g^om^trie  de  position;  la  statique  graphiqne;  la  mecanique 
thöorique;  la  mecanique  industrielle:  la  physique  exp^rimentale;  la  physique 
industrielle;  l'ölectrotechnie ;  les  travaux  publics ;  rarchitecture ;  lag^od^sie;  la 
topographie  pratique ;  la  chimie  organique  et  inorganiqne ;  la  chimie  analytique ; 
la  chimie  industrielle ;  la  m^tallurgie  du  fer;  la  gloiogie  et  la  min^ralogie  tech- 
niques;  le  dessin  technique;  la  legislation  et  la  comptabilit6  industrielles. 

L'enseignement  universitaire  comprend: 

a.    des  cours  th^oriques  et  pratiques; 

h,   des  Conferences  et  des  exercices  faits  par  les  etudiants; 

c,  des  travaux  pratiques  (Laboratoires) ; 

d.  des  excursions  scientifiques. 

n.  Etablissements  annexes  de  Püniversite. 

L'üniversite  a  comme  annexes;  1®  les  laboratoires  necessaires  aux  coiirs 
scientifiques;  2^  les  hopitaux  necessaires  aux  cliniques;  3^  la  Bibliotbdque  can- 
tonale:  4^  les  coUections  scientifiques,  soit:  Mus^e  de  Zoologie  et  d-anatomie 
comparee ;  Musee  de  botanique ;  Mus^e  de  geologie,  de  paieontologie  et  de  mine- 
ralogie;  5®  les  collections  artistiques,  soit:  Mus6e  des  antiquites  et  mMailles, 
Musee  des  Beanx-Arts ;  6^  TEcole  de  dessin ;  7^  la  Salle  de  gymnastique ;  8^  la 
Salle  d'armes;  9^  le  Manege. 

Les  etudiants  sont  admis  dans  ces  etablissements  conformement  anx  lois  et 
aux  reglements  speciaux  qui  les  regissent. 


40.  3.  Loi  modifiant  les  articies  166, 168,  169,  170  et  176  de  la  Lei  sur  rinstniction 
publique  du  canton  de  Genöve  (du  5  juin  1886  0-    (I>ii  14  novembre  1890.) 

Ecole  dent<iire,  Art.  166.  D'une  manifere  generale,  Tenseignement  com- 
prend les  branches  suivantes :  Physique,  Chimie,  Botanique,  Zoologie  et  Ana- 
tomie comparee;  Travaux  pratiques  de  Chimie. 

*)  Jahrbuch  1886,  pag.  ti. 
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Anatomie  hnmaine,  Physiologie,  Histologie  normale,  Embryologie,  Anatomie 
nonnale,  Histologie  et  Evolution  de  la  bouche  et  des  dents  chez  l'homme  et  dans 
la  s^rie  animale;  Travaux  pratiqnes  d'anatomie  humaine,  Travaux  pratiques 
d'histologie  normale. 

Anatomie  pathologiqne,  Anatomie-  pathologiqne  speciale  de  la  cavit^  bnccale 
et  de  Fappareil  dentaire,  Pathologie  chirurgicale  g^n^rale,  Clinique  chirurgicale, 
Pathologie  speciale  de  la  cavit^  bnccale,  Cliniqne  dentaire,  th^rapentiqne  et 
mati^re  m^dicale  en  rapport  avec  l'art  dentaire,  Hygiene  de  la  bouche,  Obtu- 
ration,  Prothese;  Travaux  pratiques  dans  les  ateliers. 

Art.  168.    Sont  inscrits  comme  ^Ifeves  r^gnliers: 

o«  Les  jeones  gens  sortis  de  Tune  des  sections  du  Gymnase  avec  un  certi- 
ficat  de  maturit^. 

b.  Les  jeunes  gens  qni  sans  avoir  suivi  les  cours  du  Gymnase,  subissent 
neanmoins  d'nne  maniäre  satisfaisante,  devant  une  commission  nomm^e 
par  le  Departement  de  Tlnstruction  publique,  des  examens  sur  le  champ 
d'^tudes  d'une  des  sections  du  Gymnase. 

c.  Ceux  qui  prouvent  par  des  diplömes  ou  certificats  le  meme  degr^  d'ins- 
truction. 

Art.  169.  Les  ^l^ves  r^guliers  de  l'Ecole  dentaire  sont  appel^s  ä  passer 
trois  examens:  L'examen  prop6deutique,  comprenant  Texamen  des  sciences 
physiques  et  naturelles  et  Texamen  d'anatomie  et  de  Physiologie. 

Art.  170.    Beste  le  m^me,  sauf  le  demier  alin^a : 

Le  Departement  peut  dans  des  cas  sp^ciaux,  dispenser  les  ei^ves  r^guliers 
snisses  de  tont  ou  partie  des  r^tributions  concemant  les  cours  th^oriques  donn^s 
dans  rUniversite,  ou  les  cours  th^oriques  et  pratiques  donn^s  ä  l'Ecole  dentaire. 

Art.  176.  La  direction  scientifiqne  de  l'Ecole  dentaire,  ainsi  que  le  main- 
tien  de  Pordre  et  de  la  discipline,  sont  confi^s  k  une  direction  de  7  membres, 
portant  le  nom  de  Commission  de  FEcole  dentaire.  Elle  est  nomm^e  tous  les 
denx  ans  par  le  Conseil  d'Etat,  qui  en  d^signe  le  Präsident.  Elle  doit  contenir 
denx  professeurs  de  l'Universite  et  deux  professeurs  de  l'Ecole  dentaire. 


41. 4.  Bescbluss  des  Regierangsrates  des  Kantons  Baselstadt  betr.  Zulassung  von 
weiblichen  Studirenden  an  der  Universitftt  Basel.    (Tom  8.  März  1890.) 

Das  Erziehnngsdepartement  wird  ermächtigt,  die  Bestimmungen  des  §  30 
des  Universitätsgesetzes  versuchsweise  und  bis  auf  weiteres  auszudehnen,  aul 
Schweizerinnen,  welche  das  18.  Altersjahr  zurückgelegt  haben,  sowie  auf  solche 
Ausländerinnen  von  gleichem  Alter,  welche  ihre  Vorbildung  im  hiesigen  Kanton 
erbalten  haben. 

Im  Fall  der  noch  nicht  erlangten  Mehrjährigkeit  ist  die  Zustimmung  der 
gesetzlichen  Vertreter  erforderlich. 

Zuhörerinnen  im  Sinn  des  §  31  des  Universitätsgesetzes  werden  nicht  zu- 
gelassen. 

i2.  5.  Statuten  der  Universität  Freiburg  i.  d.  Schweiz.    Allgemeine  Gliederung 
(Organisation)  der  Universität. 

§  1.  Die  Universität  Freiburg  L  d.  Schweiz  soll  in  ihrer  Ausgestaltung  vier 
bezw.  fünf  zu  einem  Ganzen  verbundene  Fakultäten  (eine  theologische,  juristische, 
philosophische,  mathematisch-naturwissenschaftliche  und  medizinische)  umfassen. 
Einstweilen  bestehen: 

1.  eine  juristische ; 

2.  eine  philosophische  Fakultät. 

§  2.    Das  Personale  der  Universität  umfasst: 

1.  den  Lehrkörper; 

2.  die  Studirenden; 

3.  die  zur  Verwaltung  notwendigen  Hülfsbeamten. 
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§  3.    Der  Lehrkörper  der  Universität  besteht  aus: 

1.  den  ordentlichen,  d.  h.  vollberechtigten  Professoren; 

2.  den  ausserordentlichen  Professoren,  welche  in  den  Angelegenheiten  der 
Uniyersität  und  der  Fakultäten  wohl  Stimm-  oder  Wahlrecht  haben, 
nicht  aber  selbst  gewählt  werden  können; 

3.  den  Privatdozenten,  welche  nur  zu  Vorlesungen  an  der  Universität  be- 
rechtigt sind. 

§  4.  An  der  Spitze  des  Lehrkörpers  und  der  gesamten  Universität  steht 
der  Bektor. 

Dieser  vertritt  die  Universität  in  ihrer  Gesamtheit  gegenüber  den  Behörden 
und  der  Öffentlichkeit.  Ihm  steht  die  Geschäftsführung  in  allen  gemeinschaft- 
lichen Angelegenheiten  der  Universität  zu. 

Der  Rektor  hat  demgemäss  den  Verkehr  der  Universität  mit  der  Erziehnngs- 
direktion  zu  vermitteln,  das  Siegel  der  Universität  zu  verwahren,  die  Aufsicht 
über  die  Universitätsakten  zu  führen. 

Der  Rektor  besorgt  die  Im»  und  Exmatrikulation  der  Studirenden  und  flbt 
in  Verbindung  mit  dem  Senate  (siehe  §§  7  und  8,  sowie  den  besondem  Abschnitt 
über  die  Studirenden)  die  allgemeine  Aufsicht  und  disziplinarische  Auktorität 
über  dieselben  aus.  In  der  ersten  Hälfte  des  Monats  November  setzt  er  den 
Tag  der  feierlichen  Eröffnung  des  Studienjahres,  sowie  Ort  und  Stunde  des 
feierlichen  Eröifiiungsgottesdienstes  fest.  Ihm  liegt  die  Zusammenstellung  und 
Herausgabe  des  Verzeichnisses  der  Vorlesungen  für  jedes  Semester  ob. 

Im  übrigen  ergeben  sich  seine  Befugnisse  und  Aufgaben  aus  den  nach- 
folgenden Bestimmungen  (Vgl.  §§  9,  10  und  11). 

§  5.  Der  Rektor  wird  jeweilen  in  einer  am  15.  Juli  stattfindenden  Sitzung 
aus  den  ordentlichen  Professoren  aller  Fakultäten  gewählt.  Die  Wahl  erfolgt 
durch  absolute  Mehrheit  der  Stimmen  auf  ein  Jahr.  Nach  Bestätigung  durdi 
die  Erziehungsdirektion  tritt  der  neugewählte  Rektor  am  1.  August  sein  Amt  an. 

§  6.  Der  am  1.  August  abtretende  Rektor  fährt  während  des  folgenden 
Jahres  den  Titel  „Prorektor".  Der  Prorektor  vertritt  in  Verhinderungsfällen 
seinen  Nachfolger  im  Amte. 

§  7.  Aus  dem  Rektor,  dem  Prorektor,  den  Dekanen,  den  Prodekanen  und 
je  einem  Delegirten  sämtlicher  Fakultäten  (Vgl.  den  Abschnitt  über  die  Fakul- 
täten §§  2  bis  5)  setzt  sich  der  akademische  Rat  zusammen. 

Jeder  ordentliche  Professor  ist  verpflichtet,  die  auf  ihn  fallende  Wahl  zum 
Mitgliede  des  Senats  anzunehmen,  falls  er  nicht  durch  gewichtige  Gründe  ver- 
hindert ist. 

§  8.  Dem  Senat  liegt  die  Beschlussfassung  in  allen  denjenigen  Angelegen- 
heiten der  Universität  ob,  welche  nicht  dem  Rektor  oder  den  einzelnen  Fakul- 
täten bezw.  ihren  Dekanen  zur  ausschliesslichen  Erledigung  überwiesen  sind. 

Der  Senat  beschliesst  über  die  vom  Rektor  im  Namen  der  Universität  an 
die  Erziehungsdirektion  zu  erstattenden  Berichte  und  wahrt  in  Verbindung  mit 
dem  Rektor  (siehe  oben  §  4)  die  allgemeine  Aufsicht  und  disziplinarische 
Auktorität  über  die  Studirenden. 

Der  Senat  hat  jeweilen  Anfang  und  Schluss  des  folgenden  Studien- 
Semesters  zu  bestimmen  und  für  Bekanntmachung  dieser  Beschlüsse  im  Pro- 
gramm zu  sorgen. 

§  9.    Regelmässige  Versammlungen  des  Senats  finden  statt: 

1.  in  der  ersten  Woche  des  Novembers; 

2.  in  der  zweiten  Woche  des  Januars ; 

3.  in  der  Woche  nach  dem  dritten  Fastensonntag; 

4.  in  der  letzten  Woche  des  Juni. 

Ausserdem  hat  der  Rektor  das  Recht,  den  Senat  jederzeit  zu  berufen. 

§  10.  Die  Versammlungen  des  Senats  haben  in  dem  hieför  bestimmten  Saale 
stattzufinden.  Der  ordnungsmässig  versammelte  Senat  ist  jedoch  nur  dann  beschluss- 
fähig, wenn  ausser  dem  Rektor  wenigstens  fünf  Mitglieder  anwesend  sind. 

Der  Rektor  führt  in  den  Versammlungen  des  Senats  den  Vorsitz  und  leitet 
die  Verhandlungen. 

Eine  Abstimmung  mittelst  Rundschreiben  ist  unstatthaft. 
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§  11.  Über  jede  Senatssitzung  ist  ein  Protokoll  aufzunehmen,  welches  am 
Schlüsse  derselben  von  dem  Rektor  und  den  übrigen  anwesenden  Senatsmit- 
gliedem  zu  unterschreiben  ist. 

Die  Protokolle  sind  vom  Rektor  zu  den  Akten  der  Universität  zu  legen. 

§  12.  Jedes  einzelne  Mitglied  des  Lehi'körpers  gehört  einer  bestimmten 
Fakultät  an. 

§  13.  Die  Ernennung  der  ordentlichen  und  der  ausserordentlichen  Pro- 
fessoren der  einzelnen  Fakultäten  geschieht  durch  den  Staatsrat  des  Kantons 
Freiburg  auf  Vorschlag  derjenigen  Fakultät,  welcher  der  betreflfende  Professor 
angehören  soll. 

§  14.  Die  Ernennung  zum  Professor  erfolgt  für  ein  bestimmtes  Lehrfach. 
Über  dieses  Lehrfach  muss  der  Ernannte  einen  vollständigen  Kursus  lesen.  Es 
steht  indes  jedem  Professor  frei,  mit  Genehmigung  des  Rektors  auch  über 
andere  Fächer  Vorträge  zu  halten. 

§  15.  über  die  Zulassung  von  Privat<lozenten  entscheidet  die  Fakultät, 
welcher  der  Zuzulassende  sich  anschliessen  will.  Die  Zulassung  erfolgt  unter 
Genehmigung  der  Erziehungsdirektion  des  Kantons  Freiburg. 

Von  den  Fakultäten  und  ihren  Dekanen. 

§  1.  Jede  Fakultät  umfEisst  zunächst  die  ihr  zugeteilten  ordentlichen  und 
ausserordentlichen  Professoren;  in  diesem  engem  Sinne  des  Wortes  wird  die 
Fakultät  als  Behörde  betrachtet.  Im  weiteren  Sinne  begreift  jede  Fakultät  als 
Lehrkörper  auch  die  ihr  aggregirten  Privatdozenten  in  sich. 

§  2.    An  der  Spitze  jeder  Fakultät  steht  ein  Dekan. 

Derselbe  ist  in  allen  offiziellen  Angelegenheiten  der  Vertreter  der  Fakultät 
Er  führt  in  ihren  Versammlungen  den  Vorsitz  und  erstattet  die  im  Namen  der 
Fakultät  abzugebenden  Berichte. 

§  3.  Der  Dekan  wird  jeweilen  in  einer  am  20.  Juli  stattfindenden  Sitzung 
ans  den  ordentlichen  Professoren  der  Fakultät  gewählt.  Die  Wahl  erfolgt  durch 
absolute  Mehrheit  der  Stimmen  auf  ein  Jahr.  Nach  erhaltener  Bestätigung  der 
Erziehnngsdirektion  tritt  der  neugewählte  Dekan  am  1.  August  sein  Amt  an. 

Das  Dekanat  kann  nicht  nach  Willkür  abgelehnt  werden. 

§  4.  Der  am  1.  August  abtretende  Dekan  führt  während  des  folgenden 
Jahres  den  Titel  „Prodekan". 

Der  Prodekan  vertritt  in  Verhinderungsfällen  seinen  Nachfolger  im  Amte. 

§  5.  Ausser  dem  Dekan  und  dem  Prodekan  sendet  jede  Fakultät  in  den 
akademischen  Senat  noch  einen  besondern  Delegirten,  w^elcher  wie  der  Dekan 
in  der  Sitzung  vom  20.  Juli  gewählt  wird. 

§  6.  Die  Fakultät  wird  vom  Dekan,  so  oft  er  sich  hiezu  veranlasst  sieht, 
znsammenberufen.    Drei  Sitzungen  finden  regelmässig  statt: 

a.  in  der  Woche  nach  Dreikönigen; 
h,  in  der  ersten  Woche  des  Juni; 
e,  am  20.  JulL 

In  den  beiden  zuerst  genannten  Sitzungen  werden  die  Vorlesungen  der 
Fakultät  für  das  nächste  Semester  bestimmt,  in  der  letztgenannten  die  Wahlen 
getroffen-  (Vgl  §§  3  und  5.) 

Die  Verzeichnisse  der  nach  den  Beschlüssen  der  Fakultäten  im  nächsten 
Semester  zu  haltenden  Vorlesungen  werden  von  den  Dekanen  dem  Re'vtor  ein- 
gereicht, welcher  darnach  das  Gesamtverzeichnis  zusammenstellt. 

§  7.  Privatdozenten,  welche  sich  bei  der  philosophischen  oder  juristischen 
Fakultät  habilitiren  wollen,  haben  sich  bei  dem  Dekan  der  betreffenden  Fakultät 
schriftlich  zu  melden  unter  Angabe  des  Faches  (bezw.  der  Fächer),  für  welches 
sie  die  „Venia  legendi"  erwerben  wollen.  Dem  Anmeldungsschreiben  ist  eine 
kurze  Skizze  des  Lebens-  und  Bildungsganges  beizufügen.  Der  Bewerber  hat 
sodann  nachzuweisen: 
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a,  dass  er  rite  zum  Dr.  phil.  bezw.  Dr.  jur.  promovirt  ist.    An  Stelle  des 
erstgenannten  Titels  genügt  auch  der  Grad  eines  nLicenci^  es-Lettres" 
der  französischen  Fakultäten; 
h.  dass  nach  dem  Verlaufe  seines  akademischen  Trienniums  mindestens  zwei 

Jahre  verflossen  sind. 
Das  Doktor-  bezw.  Licentiaten-Diplom,  sowie  die  zur  Erlangung  desselben 
verfSasste  Dissertation  ist  beizulegen. 

Von  der  einen  oder  andern  der  erwähnten  Bedingungen  kann  nur  in  beson- 
deren Fällen  dispensirt  werden.  Zu  einem  solchen  Beschlüsse  sind  zwei  Drittel 
der  Stimmen  der  Fakultät  erforderlich. 

§  8.  Der  Anspruch  auf  die  Habilitation  selbst  wird  zunächst  begründet 
durch  Vorlegung  einer  Abhandlung  aus  dem  Fache,  für  welches  sich  der  Be- 
werber zu  habilitiren  wünscht. 

§  9.  Zur  Prüfung  und  Begutachtung  dieser  Habilitationsschrift  ernennt  die 
Fakultät,  nachdem  jene  bei  sämtlichen  Mitgliedern  der  letztem  zirkulirt  hat, 
einen  Referenten  und  einen  Korreferenten.  Auf  Grund  der  bezüglichen  Referate 
entscheidet  die  Fakultät  in  einer  besonders  hiefür  anberaumten  Sitzung,  ob  der 
Bewerber  abzuweisen  oder  zum  „CoUoquium^  zuzulassen  sei. 

§  10.  Zu  diesem  Colloquium  werden  vom  Dekan  sämtliche  Mitglieder  der 
Fakultät  eingeladen.  Die  Fragestellung  übernehmen  hiebei  die  in  §  9  genannten 
Beferenten. 

Das  Colloquium  erstreckt  sich  über  das  Fach,  für  welches  der  Bewerber 
sich  habilitiren  will,  und  über  die  demselben  benachbarten  Fächer.  Der  Dekan 
fährt  über  das  Resultat  des  CoUoquiums  ein  Protokoll,  das  von  sämtlichen 
anwesenden  Mitgliedern  der  Fakultät  unterzeichnet  werden  muss. 

§  11.  Ist  das  Colloquium  zu  Gunsten  des  Bewerbers  ausgefallen,  so  folgt 
die  öffentliche  Probevorlesung. 

Für  diese  bestimmen  die  in  §  9  genannten  Referenten  mehrere  Themata, 
aus  welchen  sich  der  Kandidat  eines  wählt.  Spätestens  acht  Tage  nach  Mit- 
teilung der  Themata  an  den  Kandidaten  ist  die  Vorlesung  zu  halten. 

Zu  dieser  Vorlesung  hat  der  Kandidat  durch  Anschlag  am  schwarzen  Brett 
öffentlich  einzuladen. 

§  12.  Nach  der  Probevorlesung  erfolgt  das  Schlussurteil  der  Fakultät 
über  die  Frage,  ob  und  für  welche  Fächer  dem  Bewerber  die  „Venia  legendi" 
zu  erteilen  sei. 

Die  Fakultät  erstattet  hierüber  der  Erziehungsdirektion  Bericht ;  diese  ent- 
scheidet definitiv  über  die  Zulassung  des  Bewerbers. 

§  13.    Die  Gebühren  für  die  Habilitation  betragen  Fr.  50. 

§  14.  Bevor  der  zugelassene  Dozent  seine  Lehrtätigkeit  an  der  Universität 
eröffnet,  hat  er  einen  Revers  zu  unterzeichnen,  dass  ihm  aus  der  Habilitation 
keinerlei  Ansprüche  auf  Besoldung  und  Beförderung  erwachsen. 

§  15.  Wenn  ein  Privatdozent  ohne  genügende,  von  der  Fakultät  anerkannte 
Gründe  während  dreier  Semester  keine  Vorlesungen  hält,  so  hat  die  Erziehungs- 
direktion auf  Bericht  der  Fakultät  zu  entscheiden,  ob  er  noch  als  Privatdozent 
zu  betrachten  sei  oder  nicht. 

Anmerkung.  Seit  Ausarbeitnng  obiger  Stataten  ist  eine  theologiRche  Faknltlt  zu  den 
in  I  1  genannten  hinzugetreten  (Herbst  1890).  Ob  und  inwiefern  dadurch  Ab&ndemngen  dieser 
Statuten  bedingt  sind,  wird  später  entsehieaen  werden. 


43.  6.  Statuten  der  Universität  Freiburg  i.  d.  Schweiz.    Vorschriften  fOr  die  Stu- 
direnden. 

§  1.    Die  Aufnahme  der  Studirenden  geschieht  durch  die  Immatrikulation. 

§  2.  Wer  immatrikulirt  werden  will,  hat  sich  zunächst  bei  dem  Rektor, 
sodann  bei  dem  Dekan  deijenigen  Fakultät,  welcher  er  angehören  will,  im  An- 
meldungsbuche einzuschreiben  und  dem  Dekane  seine  Studien-  und  Sittenzeugnisse 
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zu  Überreicben.  Diese  legt  der  Dekan  der  Fakultät  vor,  welche  über  die  Frage, 
ob  sie  zur  Immatrikulation  genügen,  dem  Bektor  ihr  Gutachten  abgibt.  Auf 
Grund  dieses  Gutachtens  entscheidet  der  Rektor  ilber  die  Zulassung  des  Studi- 
renden znr  Immatrikulation. 

§  3.  Die  Immatrikulation  wird  dadurch  bewirkt,  dass  der  Aufzunehmende, 
nachdem  er  durch  sein  Handgelübde  dem  Eektor  und  den  Satzungen  der  Uni- 
versität, so  lange  er  ihr  angehört,  Gehorsam  versprochen  hat,  sich  eigenhändig 
in  das  Matrikelbuch  der  Universität  einzeichnet. 

§  4.  Die  Anmeldtingszeit  zur  Immatriknlation  für  das  Wintersemester 
beginnt  am  15.  Oktober  und  dauert  bis  zum  15.  November.  Die  Anmeldungs- 
zeit zur  Immatrikulation  für  das  Sommersemester  wird  im  Lektionsverzeichnisse 
bekannt  gemacht. 

§  5.  Nach  Ablauf  der  Anmeldungszeit  wird  kein  Studirender  mehr  im- 
matnkulirt.  Ausnahmen  hiervon  für  den  Fall  nachgewiesener  Krankheit  oder 
anderer  ausserordentlicher  Ursachen  sind  in  das  Ermessen  des  Rektors  gestellt. 

§  6.  Die  für  die  Immatrikulation  zu  entrichtende  Gebühr  beträgt  Fr.  30. 
Dieser  Betrag  wird  um  ein  Drittel  ermässigt  für  diejenigen,  welche  sich  zum 
zweiten  Male  immatrikuliren  lassen,  vorausgesetzt,  dass  sie  bei  ihrem  früheren 
Abgange  ein  Abgangszeugnis  genommen  haben. 

Die  Gebühr  ist  vor  der  Immatrikulation  an  den  Universitätssekretär  zu 
entrichten. 

§  7.  Unmittelbar  nach  der  Immatrikulation  wird  jedem  Studirenden  ver- 
abfolgt : 

1.  eine  Matrikelurkunde; 

2.  eine  Legitimationskarte;  dieselbe  hat  nur  für  das  laufende  Semester 
Gültigkeit  und  muss  bei  Beginn  eines  neuen  Semesters  im  Universitäts- 
sekretariate umgetauscht  werden; 

3.  ein  rubrizirtes  Zeugnisbuch,  in  welches  eingetragen  werden: 

a.  durch  den  Studirenden  (bei  Beginn  eines  jeden  Semesters) :  die  Vor- 
lesungen, die  er  zu  hören  wünscht; 

b.  durch  die  betreifenden  Dozenten :  die  Bescheinigung  der  geschehenen 
Anmeldung  und  (am  Schlüsse  des  Semesters)  der  erfolgten  Abmel- 
dung, und  zwar  jedesmal  unter  Beifügung  von  Datum  und  Unterschrift. 

§  8.  Die  zur  Immatrikulation  erforderlichen  Zeugnisse  bleiben  bis  zum 
Abgange  von  der  Universität  auf  dem  Universitätssefietariate  deponirt.  Sie 
können  auf  Verfügung  des  Rektors  vorübergehend  nur  gegen  Einlage  der  Matrikel 
ausgehändigt  werden. 

§  9.  Verliert  ein  Studirender  seine  Legitimationskarte,  so  hat  er  binnen 
24  Stunden  gegen  Entrichtung  einer  Gebühr  von  Fr.  1  eine  neue  zu  lösen. 

§  10.  Beim  Abgange  von  der  Universität  erhält  jeder  Studirende  von  dem 
Rektor  ein  Abgangszeugnis,  wofür  vorher  Fr.  15  auf  dem  Universitätssekretariate 
einzuzahlen  sind. 

Die  Aushändigung  des  Abgangszeugnisses  erfolgt  nur  gegen  Vorlage: 

1.  eines  Scheines  des  Bibliothekars,  dass  der  Abgehende  keine  Verpflich- 
tungen gegen  die  Universitäts-  und  Kantonalbibliothek  hat: 

2.  des  Zeugnisbuches  mit  den  gehörigen  Bescheinigungen  der  Dozenten: 

3.  der  Quittung  des  Universitätssekretärs  über  die  entrichtete  Gebühr  für 
das  Abgangszeugnis. 

§  11.  Das  mit  der  Unterschrift  des  Rektors  und  des  Universitätssekretär^ 
versehene  Abgangszeugnis  hat  zu  enthalten: 

1.  Namen-,  Alter,  Geburts-  und  Heimatsort  des  Studirenden; 

2.  die  auf  der  Universität  gehörten  Vorlesungen; 

3.  die  Dauer  des  Aufenthaltes  an  der  Universität; 

4.  ein  Zeugnis  über  das  sittliche  Verhalten. 

§  12.  Die  Vorlesungen,  welche  sämtlich  unentgeltlich  gehalten  werden, 
zerfeUen  in  öifentliche  und  private. 
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§  13.  Der  Besuch  einzelner  Vorlesungen,  sowohl  privater  als  öffentlicher, 
kann  auch  Nichtimmatrikulirten,  welche  das  17.  Lehensjahr  vollendet  haben, 
gegen  Lösung  einer  Karte  gestattet  werden. 

Solche  ausserordentliche  Hörer  bedürfen,  um  Privat  Vorlesungen  beizuwohnen, 
ausser  der  Genehmigung  des  Rektors  der  ausdrücklichen  Zustimmung  des  be- 
treffenden Dozenten;  zur  Teilnahme  an  den  öffentlichen  Vorlesungen  genügt 
fdr  sie  die  Anmeldung  bei  dem  Rektor. 

§  14.  Jeder  Studirende  darf  in  jeder  Vorlesung  dreimal  hospitiren.  Will 
er  eine  Vorlesung  öfter  besuchen,  so  hat  er  sich  auf  dieselbe,  auch  wenn  sie 
eine  Öffentliche  ist,  in  Gemässheit  des  §  7,  Ziffer  3,  anzumelden. 

§  15.  Studirende,  welche  an  die  Universität  kommen,  um  zu  promoviren, 
sind  verpflichtet,  sich  immatrikuliren  zu  lassen. 

§  16.  Akademische  Prüfungen  finden  nur  statt  behufs  Erlangung  akade- 
mischer  Grade,  und  in  Fällen,  in  welchen  das  Privatinteresse  eines  Studirenden 
eine  Prüfung  wünschenswert  erscheinen  lässt  oder  fordert,  z.  B.  zur  Erwerbung 
oder  zum  Fortgenusse  eines  Stipendiums.  Li  solchen  Fällen  werden  die  Do- 
zenten über  des  Studirenden  Fleiss  und  Fortschritte  eine  Bescheinigung  aus- 
stellen. 

§  17.  Disziplinarvergehen  werden  aus  dem  Gesichtspunkte  der  Ordnung, 
Sitte  und  Ehre  des  akademischen  Lebens  vom  Rektor  und  vom  Dekan  der  be- 
treffenden Fakultät  untersucht,  und  in  Gemässheit  der  unten  folgenden  Bestim- 
mungen bestraft. 

Beschwerden  über  Beleidigungen  der  Studirenden  untereinander  sind  bei 
dem  Rektor  vorzubringen.  Bezüglich  der  Beschwerden  von  Studirenden  über 
Nichtstudirende  ist  es  wünschenswert,  dass  sie  zur  Kenntnis  des  Rektors  ge- 
bracht werden,  damit  dieser  nach  Umständen  des  Falles  interveniren  könne. 

§  18.  Zur  Handhabung  der  Disziplin  an  der  Universität  werden  folgende 
Strafen  angewandt: 

1.  Einfacher  Verweis;  derselbe  wird  vom  Rektor  in  dessen  Amtszimmer 
erteilt ; 

2.  geschärfter  Verweis ;  derselbe  wird  vom  Rektor  vor  versammeltem  Senate 
erteilt ; 

.  3.   Androhung  der  Entfernung  von  der  Universität; 

4.  zeitweilige  Entfernung  von  der  Universität  für  ein  oder  zwei  Semester ; 

5.  Relegation;  dieselbe  besteht  in  der  öffentlich  am  schwarzen  Brett  an- 
zuschlagenden Entscheidung,  dass  der  Relegirte  für  immer  unfähig  ist^ 
der  Universität  anzugehören. 

Über  sämtliche  Strafen  wird  bei  ihrer  Vollziehung  ein  Protokoll  angenom- 
men, welches  vom  Disziplinaten  zu  unterschreiben  ist. 

§  19.  Der  Beschluss,  die  in  §  18  unter  Ziffer  1  normirte  Strafe  zu  ver- 
hängen, erfolgt  durch  den  Rektor;  die  Anwendung  der  übrigen  Strafen  wird 
durch  den  Senat  beschlossen. 

§  20.  Gegen  denjenigen  Studirenden,  welcher  sich  nach  einer  Vorladung 
der  gegen  ihn  eingeleiteten  Untersuchung  entzieht,  wird  per  contumaciam  ver- 
handelt. 

§  21.  Über  die  Wiederaufiiahme  von  Studirenden,  welche  von  der  Universität 
entfernt  worden  sind,  entscheidet  der  Senat.  Derselbe  hat  auch  die  Entschei- 
dung über  Aufnahme  solcher  Studirenden,  die  von  andern  Universitäten  entfernt 
worden  sind. 

§  22.  Von  allen  gegen  Studirende  verfügten  Strafen  von  der  „zeitweiligen 
Entfernung  von  der  Universität"  an  aufwärts  soll  den  Eltern  oder  Vormündern 
der  Bestraften  Nachricht  gegeben  werden. 

§  23.  Versammlungen  der  Studirenden,  welche  in  den  Räumen  der  Uni- 
versität abgehalten  werden,  bedürfen  der  vorher  einzuholenden  Genehmigung 
des  Rektors. 

§  24.  Den  Studirenden  ist  es  gestattet,  unter  sich  Vereine  oder  Gesellschaften 
zu  bilden.   Will  eine  solche  Gesellschaft  äussere  Abzeichen  tragen,  so  muss  sie- 
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solche  wählen,  welche  von  den  in  den  bereits  bestehenden  Gesellschaften  üblichen 
Abzeichen  verschieden  sind. 

§  25.  Jede  Studentengesellschaft  ist  verpflichtet,  sofort  nach  ihrer  Grün- 
dung dem  Rektor .  die  Statuten  zur  Genehmigung  vorzulegen  und  die  Namen 
der  gewählten  Vorstandsmitglieder  anzuzeigen.  Von  jeder  Abänderung  der 
Statuten  ist  spätestens  binnen  einer  Woche  dem  Rektor  behufs  Genehmigung 
Xenntnis  zu  geben.  Ausserdem  sind  in  den  ersten  vier  AVochen  jedes  Semesters 
dem  Rektor  anzuzeigen:  Ort  und  Zeit  der  regelmässigen  Zusammenkünfte,  die 
Namen  der  derzeitigen  Vorstände  und  aller  Mitglieder  der  Gesellschaft. 

§  26.  Die  Studenten,  sowie  die  Studentengesellschaften  unterstehen  übrigens 
den  allgemeinen  Landesgesetzen. 

§  27.    Duell  und  Mensur  werden  mit  der  Relegation  bestraft. 


44.  7.  Statuten  der  Universität  Freiburg  i.  d.  Schweiz.    Promotionsordnung  der 
juristischen  Fakultät. 

§  1.  Die  juristische  Fakultät  erteilt  zwei  Grade:  den  eines  Licentiaten 
und  den  eines  Doktors. 

A.  Licentiaten-Promotion. 

§  2.  "Wer  den  Grad  eines  Licentiaten  erwerben  will,  hat  sich  schriftlich 
beim  Dekan  anzumelden.    Der  Anmeldung  sind  beizufügen : 

1.  eine  kurze  Skizze  des  bisherigen  Lebens-  und  Bildungsganges; 

2.  beglaubigte  Zeugnisse  über  die  bisherigen  Studien  des  Bewerbers; 

3.  ein  von  den  bisherigen  Vorgesetzten  ausgestelltes  Sitten-Zeugnis. 
Die  sub  2  genannten  Zeugnisse  haben  nachzuweisen 

a.  das«  die  wissenschaftliche  Vorbildung  des  Bewerbers  den  Bedingungen 
genügt,  welche  für  die  Immatrikulation  an  hiesiger  Hochschule  gestellt 
werden  und 

h.  dass  der  Bewerber  während  drei  Jahren  an  einer  Universität  oder  einer 
entsprechenden  höhern  Lehranstalt  studirt  hat. 

§  3.    Das  Licentiaten-Examen  ist  nur  ein  mündliches. 

§  4.  Die  genaueren  Bestimmungen  über  diese  Prüfung  enthält  ein  von 
der  Fakultät  entworfenes  Reglement.  Sie  erstreckt  sich  über  die  an  dev  Fakultät 
gelehrten  Disziplinen,  nämlich: 

Encyklopädie  des  Rechts;  Naturrecht;  Pandekten;  Institutionen  und  Rechts- 
geschichte ;  Zivilrecht ;  Zivilprozes^ ;  Strafrecht  und  Strafprozess ;  Internationales 
Privatrecht;  Völkerrecht;  Staatsrecht;  Nationalökonomie. 

§  5.  Die  Prüfung  kann  in  einer  oder  mehreren  Sitzungen  abgenommen 
werden.  Der  Dekan  setzt  jeweilen  die  Zeit  fest  und  bezeichnet  die  Professoren, 
welche  die  Prüfung  abzunehmen  haben;  die  Fragestellung  in  jedem  der  ge- 
nannten Fächer  darf  nicht  länger  als  eine  halbe  Stunde  dauern. 

§  6.  Das  Licentiaten-Examen  wird  abgekürzt  für  diejenigen  Bewerber, 
welche  jeweilen  am  Ende  ihrer  beiden  ersten  Studienjahre  oder  doch  am  Ende 
eines  derselben  über  die  bis  dahin  gehörten  Vorlesungen  bereits  eine  Prüfung 
bestanden  haben.  In  diesem  Falle  erstreckt  sich  das  Licentiaten-Examen  nur 
anf  diejenigen  Fächer,  in  welchen  der  Bewerber  noch  nicht  geprüft  worden  ist. 

Die  Teilprüfungen,  welche  so  der  Studirende  anticipando  bestehen  kann, 
werden  von  den  Professoren  abgenommen,  welche  der  Dekan  bezeichnet.  Die 
Fragestellung  dauert  in  jedem  Fache  eine  Viertelstunde. 

§  7.  Nach  dem  Licentiaten-Examen,  sowie  nach  jedem  Teil-Examen  ent- 
scheidet die  Kommission,  ob  und  mit  welchem  Prädikate  der  Kandidat  jeweilen 
die  ganze  Prüfung  bestanden  hat. 

Die  Prädikate  lauten:  1  egregie;  2  cum  laude;  3  legritime. 

Das  Resultat  wird  vom  Dekan  am  schwarzen  Brett  bekannt  gegeben. 
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§  8.  Die  Promotion  erfolgt  durch  Überreichung  des  Diploms  von  selten 
des  Dekans. 

Das  Diplom  ist  vom  Dekan  eigenhändig  zu  unterzeichnen  und  mit  dem 
Fakultätssiegel  zu  versehen. 

Der  Promovirte  hat  seinen  Namen  beim  Dekan  in  ein  eigens  dazu  bestimmtes 
Album  eigenhändig  einzutragen,  wobei  der  Dekan  die  übrigen  Umstände  der 
Promotion  hinzufügt. 

§  9.    Die  Gebühren  für  die  Promotion  zum  Licentiaten  betragen  Fr.  100. 
Die  Gebühren  fllr  ein  Teilexamen  betragen  Fr.  30.  Diese  Gebühren  werden 
von  der  für  die  Promotion  festgesetzten  Gesamtsumme  abgezogen. 

Der  Betrag  muss  jeweilen  dem  Universitätssekretär  eingehändigt  werden. 

B.  Doktor-Promotion. 

§  10.  Der  Grad  des  Doktors  ist  höher  als  derjenige  des  Licentiaten.  Zur 
Erlangung  des  ersteren  ist  indes  die  des  letzteren  nicht  erforderlich. 

§  11.  Wer  den  Grad  des  Doktors  erwerben  will,  hat  zunächst  dieselben 
Bedingungen  zu  erfüllen,  welche  in  §  2  an  den  Kandidaten  für  das  Licentiat 
gestellt  werden. 

§  12.    Von  dem  Kandidaten  für  das  Doktorat  werden  sodann  gefordert: 

a.  Eine  grössere  wissenschaftliche  Abhandlung  (Dissertation); 

b.  vier  schriftliche  Arbeiten  über  Themata,  welche  von  der  Fakultät  ge- 
geben werden ; 

c.  ein  mündliches  Examen. 

§  13.  Die  Dissertation  ist  zugleich  mit  der  Anmeldung  und  den  in  §  11, 
bezw.  §  2  genannten  Schriftstücken  beim  Dekan  einzureichen.  Dieselbe  muss 
im  Manuskript  vorliegen;  dieses  soll  deutlich  geschrieben  und  paginirt  sein. 

Ausnahmsweise  kann  unter  Genehmigung  der  Fakultät  an  die  Stelle  einer 
handschriftlichen  Dissertation  ein  Druckwerk  treten. 

Der  Gegenstand  der  Dissertation  ist  der  freien  Wahl  des  Kandidaten  über- 
lassen; er  muss  indes  im  Kreise  der  an  der  juristischen  Fakultät  gelehrten 
Fächer  liegen. 

Die  Dissertation  kann  in  lateinischer,  französischer  oder  deutscher  Sprache 
abgefasst  sein.  Sollte  vom  Kandidaten  eine  andere  Sprache  gewünscht  werden, 
äo  hat  die  Fakultät  über  ihre  Znlässigkeit  zu  entscheiden. 

§  14.'  Der  Dissertation  ist  eine  Erklärung  beizulegen,  in  welcher  der  Be- 
werber auf  Ehrenwort  versichert,  dass  die  Arbeit  von  ihm  selbst  verfasst  sei. 

§  15.  Der  Dekan  legt  die  Dissertation  der  Fakultät  vor.  Diese  ernennt 
zur  Prüfung  und  Begutachtung  der  Arbeit  zwei  Referenten  (einen  Haupt- 
referenten und  einen  Korreferenten)  aus  der  Zahl  derjenigen  Professoren,  in 
deren  Fach  der  Gegenständ  der  Dissertution  fällt.  Im  Falle  des  Bedürfnisises 
kann  auch  ein  Hitglied  einer  anderen  Fakultät  um  Übernahme  eines  Referates 
ersucht  werden. 

Mit  den  motivirten  schriftlichen  Urteilen  der  Referenten  versehen,  zirkulirt 
die  Arbeit  bei  den  einzelnen  Professoren  der  Fakultät  und  ^eht  sodann  an  den 
Dekan  zurück.  Unter  Zugrundelegung  der  Anträge  der  Referenten  entscheidet 
die  Fakultät  auf  Zulassung  oder  Abweisung  des  Bewerbers ;  im  erstem  Falle 
trifft  der  Dekan  die  erforderlichen  Einleitungen  zur  schriftlichen  und  mündlichen 
Prüfung. 

§  16.  Als  Grundlage  für  die  Anträge  der  Referenten  selbst  hat  die  For- 
derung zu  gelten,  dass  die  Arbeit  Zeugnis  ablege  von  der  Vertrautheit  des 
Veidfassers  mit  dem  betreffenden  Gegenstande,  von  Klarheit  und  Selbständigkeit 
des  Urteils  und  sprachlicher  Gewandtheit.  Angabe  der  wichtigeren  vom  Ver- 
fasser benutzten  Hülfsmittel  wird  vorausgesetzt. 

§  17.  Das  schriftliche  Examen  besteht  in  vier  Arbeiten;  von  diesen  be- 
schlägt 

die  erste  ein  Thema  aus  dem  Gebiete  des  Pandektenrechts  oder  des  Zivil- 
rechts, je  nach  der  Wahl  des  Kandidaten; 
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die  zweite  ein  Thema  aus  dem  Gebiete  des  römischen  Rechts  (Institutionen) ; 

die  dritte  ein  Thema  aus  dem  Gebiete  des  Strafrechts  oder  des  Straf- 
prozesses ; 

die  vierte  ein  Thema  aus  einem  Gebiete,  das  der  Kandidat  unter  den  an  der 
Fakultät  gelehrten  Fächern  frei  wählen  kann. 

Die  Themata  für  diese  Arbeiten  werden  durch  eine  Kommission  bestimmt, 
welche  der  Dekan  ernennt.  Diese  Kommission  gibt  auch  das  Urteil  über  die 
Arbeiten  selbst  ab. 

Für  jede  Arbeit  sind  sechs  Stunden  eingeräumt.  Der  Kandidat  darf  dabei 
nur  die  verschiedenen  Gesetzbücher  zur  Hand  haben. 

Diejenigen  Kandidaten,  welche  an  hiesiger  Fakultät  den  Grad  des  Licen- 
tiaten  erworben  haben,  oder  ein  von  dieser  Fakultät  als  gleichwertig  aner- 
kanntes Diplom  vorweisen  können,  sind  vom  schriftlichen  Examen  dispensirt. 

§  18.  Für  das  mündliche  Examen  gelten  die  Bestimmungen  der  §§  4  und  5. 
Es  unterscheidet  sich  indessen  von  der  Licentiatenprüfung  darin,  dass  von  dem 
Kandidaten  für  die  Doktorwürde  eine  umfassendere  und  tiefere  Kenntnis  der 
Prüfungsföcher  gefordert  wird. 

§  19.  unmittelbar  nach  der  mündlichen  Prüfung  geben  die  Examinatoren 
ihr  Urteil  ab,  und  der  Dekan  teilt  das  Resultat  dem  Kandidaten  mit. 

§  20.  Es  werden  für  die  Dissertation,  die  schriftliche  und  die  mündliche 
Prüfung  besondere  Zensuren  erteilt.  Dieselben  lauten  (vorausgesetzt,  dass  die 
Prüfung  überhaupt  mit  Erfolg  bestanden  worden  ist):  1  egregie;  2  cum  laude; 
3  legitime. 

§  21.  Hat  der  Kandidat  die  schriftliche  oder  die  mündliche  Prüfung  nicht 
bestanden,  so  kann  ihm  die  Fakultät  eine  Frist  setzen,  vor  deren  Ablauf  er  sich 
nicht  von  neuem  zur  Prüfung  melden  kann.  Diese  Frist  darf  nicht  weniger 
als  vier  und  nicht  mehr  als  sechs  Monate  betragen. 

Aus  besonderen  Gründen  kann  die  Fakultät  die  Wiederholung  einer  Prüfung 
ohne  weiteres  versagen. 

Nach  zweimaliger  Abweisung  eines  Kandidaten  wird  keine  weitere  Meldung 
angenommen. 

§  22.  Die  Promotion  erfolgt  durch  Überreichung  des  Diploms  von  selten 
des  Dekans. 

Das  weitere  wie  bei  §  8. 

§  23.  Die  Gebühren  für  die  Doktorpromotion  betragen  Fr.  350.  Über 
Entrichtung  und  Verteilung  dieser  Summe  gelten  folgende  Bestimmungen : 

a.  für  die  Prüfung  der  Dissertation  werden  Fr.  100  entrichtet,  welche  der 
Kandidat  bei  seiner  Anmeldung  (bezw.  bei  der  Eiureichung  der  Disser- 
tation) dem  Universitätssekretär  einzuhändigen  hat.  Diese  Summe  bleibt 
verfallen,  auch  wenn  die  Dissertation  zurückgewiesen  und  der  Kandidat 
nicht  zur  schriftlichen  und  mündlichen  Prtlfung  zugelassen  wird. 

b.  Die  Gebühren  für  das  schriftliche  Examen  belaufen  sich  auf  Fr.  100, 
welche  unmittelbar  nach  Ansetzung  des  Termins  für  dasselbe  zu  ent- 
richten sind.  Hievon  wird  die  Hälfte  zurückgegeben,  wenn  der  Kandidat 
die  Prüfung  nicht  besteht. 

Die  vom  schriftlichen  Examen  befreiten  Kandidaten  haben  die  für  das- 
selbe angesetzten  Gebühren  nicht  zu  bezahlen. 

e.  Die  Gebühren  für  die  mündliche  Prüfung  betragen  Fr.  150,  welche  eben- 
falls unmittelbar  nach  Ansetzung  des  bez.  Termins  zu  entrichten  sind. 
Wenn  der  Kandidat  das  mündliche  Examen  nicht  besteht,  werden  ihm 
zwei  Drittel  der  genannten  Summe  zurückerstattet. 

§  24.  Ausserordentlicher  Weise  kann  die  Fakultät  den  Doktortitel  ohne 
Prüfung  „honoris  causa^  erteilen  als  eine  freiwillig  von  ihr  bezeigte  Aner- 
kennung ausgezeichneter  Verdienste  um  die  Wissenschaft.  Der  Antrag  zu  einer 
solchen  Promotion  muss  von  drei  Mitgliedern  der  Faknltät  gestellt  und  schriftlich 
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werden,  und  nur  wenn  zwei  Drittel  der  Mitglieder  der  Fakultüt  in  ge- 
Abstimmung  den  Vorschlag  billigen,  erfolgt  durch  Übersendung  des 


motivirt 

heimer 

Diploms  die  Promotion. 

Die  Promotion  „honoris  causa"  geschieht  gebührenfrei. 


45.  8.  Statuten  der  Universität  Freiburg  i.  d.  Schweiz.     Promotionsordnung  der 
philosophischen  Fakultät. 

§  1.  Wer  die  Doktorw'ürde  erwerben  will,  hat  sich  schriftlich  beim  Dekan 
anzumelden.    Der  Anmeldung  sind  beizufügen: 

1.  eine  kurze  Skizze  des  bisherigen  Lebens-  und  Bildungsganges; 

2.  beglaubigte  Zeugnisse  über  Studien  und  eventuelle  Prüfimgen; 

3.  ein  von  den  bisherigen  Vorgesetzten  ausgestelltes  Sittenzeugnis. 
Die  sub  2  genannten  Zeugnisse  haben  nachzuweisen,  dass 

a.  die  wissenschaftliche  Vorbildung  des  Bewerbers  den  Bedingungen 
genügt,  die  fiir  die  Immatrikulation  an  hiesiger  Hochschule  gestellt 
werden,  und 

b.  der  Bewerber  während  drei  Jahren  an  einer  Universität  oder  einer 
entsprechenden  höheren  Lehranstalt  studirt  hat. 

In  zweifelhaften  Fällen  entscheidet  der  Rektor  über  die  Zulässigkeit  der 
Bewerbung. 

§  2.    Die  Promotion  erfolgt  auf  Grund: 

1.  einer  wissenschaftlichen  Abhandlung  (Dissertation); 

2.  eines  mündlichen  Examens. 

§  3.  Die  Dissertation  ist  zugleich  mit  der  Anmeldung  und  den  in  §  1  ge- 
nannten  Schriftstücken  einzureichen.  Dieselbe  muss  im  Manuskript  vorliegen. 
Ausnahmsweise  kann  jedoch  unter  Genehmigung  der  Fakultät  an  die  Stelle 
einer  handschriftlichen  Dissertation  ein  Druckwerk  treten. 

Der  Gegenstand  der  Dissertation  ist  der  freien  Wahl  des  Kandidaten  über- 
lassen ;  er  muss  indes  im  Kreise  der  an  der  philosophischen  Fakultät  gelehrten 
Fächer  liegen  (vgl.  §  9). 

Die  Dissertation  kann  in  lateinischer,  französischer,  deutscher,  italienischer 
oder  englischer  Sprache  abgefasst  sein.  Sollte  vom  Kandidaten  eine  andere 
Sprache  gewünscht  werden,  so  hat  die  Fakultät  über  ihre  Zulässigkeit  zu  ent- 
scheiden. 

Das  Manuskript  soll  deutlich  und  sauber  geschrieben,  paginirt  und  ge- 
heftet sein. 

§  4.  Der  Dissertation  ist  eine  Erklärung  beizulegen,  in  welcher  der  Be- 
werber auf  Ehrenwort  versichert,   dass  die  Arbeit  von  ihm  selbst  verfasst  sei. 

§  5.  Der  Dekan  legt  die  Dissertation  der  Fakultät  vor.  Diese  ernennt 
zur  Prüfung  und  Begutachtung  derselben  zwei  Referenten  <einen  Haupt-  und 
einen  Korreferenten)  aus  der  Zahl  derjenigen  Professoren,  in  deren  Fach  der 
Gegenstand  der  Dissertation  fällt.  ..Im  Falle  des  Bedürfnisses  kann  auch  ein 
Mitglied  einer  andern  Fakultät  um  Übernahme  eines  Referates  ersucht  werden. 

Mit  den  motivirten  schriftlichen  Urteilen  der  Referenten  versehen,  zirkulirt 
die  Arbeit  bei  den  einzelnen  Professoren  der  Fakultät  und  ffeht  sodann  an  den 
Dekan  zurück.  Unter  Zugrundelegung  der  Anträge  der  Referenten  entscheidet 
die  Fakultät  auf  Zulassung  oder  Abweisung  des  Bewerbers ;  in  ersterem  Falle 
trifft;  der  Dekan  die  erforderlichen  Einleitungen  zur  mündlichen  Prüfung. 

§  6.  Als  Grundlage  für  die  Anträge  der  Referenten  selbst  hat  die  For- 
derung zu  gelten,  dass  die  Arbeit  Zeugnis  ablege  von  der  Vertrautheit  des 
Verfassers  mit  dem  betreffenden  Gegenstande,  von  Klarheit  und  Selbständig- 
keit des  Urteils  und  sprachlicher  Gewandtheit.  Angabe  der  wichtigeren  vom 
Verfasser  benützten  Hülfsmittel  wird  vorausgesetzt. 

§  7.  Der  Kandidat  verpflichtet  sich  für  den  Fall,  dass  er  das  mündliche 
Examen  besteht,  die  Dissertation  innerhalb  Jahresfrist  auf  seine  Kosten  drucken 
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zu  lassen  und  200  Exemplare  derselben  der  Fakultät  abzuliefern.    Auf  dem 
Titelblatt  müssen  Zeit  und  Ort  der  Promotion  anges:eben  sein. 

Ist  die  Arbeit  umfangreich,  so  kann  es  dem  Bewerber  gestattet  werden, 
einen  Teil  derselben  als  Dissertation  dnfcken  zu  lassen.  Indessen  muss  der  be- 
zügliche Abschnitt  zum  mindesten  zwei  Druckbogen  umfassen  und  der  Verfasser 
hat  denselben  schon  bei  der  Einreichung  der  Arbeit  genau  zu  bezeichnen. 

§  8.  Die  mündliche  Prüfung  erstreckt  sich  zunächst  auf  dasjenige  Fach, 
welchem  der  Gegenstand  der  Dissertation  entnommen  ist  (Hauptfach),  sodann 
auf  zwei  weitere  Fächer  (Nebenfächer),  welche  der  Kandidat  aus  den  in  §  9 
genannten  auswählen  kann. 

§  9.  Prüfungsfächer  sind:  1.  Philosophie  und  Pädagogik;  2.  griechische 
Philologie;  3,  lateinische  Philologie;  4.  germanische  Philologie;  5.  romanische 
Philologie;  6.  slavische  Philologie;  7.  Sanskrit;  8.  indogermanische  Sprachwissen- 
schaft; 9.  orientalische  Philologie ;  10.  Geschichte;  11.  Archäologie  und  Kunst- 
geschichte; 12.  Nationalökonomie. 

Ob  ein  hier  nicht  genanntes  Fach  gewählt  oder  eines  der  genannten  anders 
begrenzt  werden  könne,  entscheidet  in  jedem  Falle  die  Fakultät. 

§  10.  Die  Prüfung  wird  von  je  einem  Vertreter  *  der  drei  Prüfungsfächer 
vorgenommen.  Ist  ein  Fach  an  der  Universität  durch  mehrere  Professoren 
vertreten,  so  bestimmt  der  Dekan  unter  billiger  Berücksichtigung  der  Wünsche 
des  Kandidaten  den  Examinator. 

Ausser  den  drei  Examinatoren  ist  bei  der  Prüfling  als  Vertreter  der  Fakultät 
der  Dekan  anwesend,  welcher  den  Gang  der  Prüfung  leitet,  bei  der  Festsetzung: 
des  Urteils  mitwirkt  und  über  die  Prüfung  ein  Protokoll  aufiiimmt.  Ist  der 
Dekan  selbst  Examinator,  so  tritt  an  seine  Stelle  der  Prodekan. 

§  11.  Die  Prüfung  dauert  für  das  Hauptfach  eine  ganze,  für  jedes  der 
beiden  Nebenfächer  eine  halbe  Stunde. 

Das  Urteil  wird  unmittelbar  nach  der  Prüfung  durch  die  drei  Examinatoren 
unter  Vorsitz  des  Dekans  festgestellt  und  sodann  durch  den  Dekan  (bezw. 
Prodekan)  dem  Kandidaten  mündlich  bekannt  gegeben. 

§  12.  Für  die  mündliche  Prüfung  einer-,  die  Dissertation  anderseits 
werden  besondere  Zensuren  gegeben.  Die  Ausdrücke  hiefilr  sind  indessen 
gleichlautend,  nämlich :  1  egregie ;  2  cum  laude ;  3  legitime. 

§  13.  Weist  die  Prüfungskommission  den  Kandidaten  infolge  der  münd- 
lichen Prüfung  ab,  so  kann  sie  ihm  hiebei  für  eine  Wiederholung  derselben  eine 
Frist  setzen,  die  jedoch  nicht  weniger  als  vier  und  nicht  mehr  als  sechs  Monate 
betragen  darf. 

Aus  besonderen  Gründen  kann  die  Fakultät  die  Wiederholung  einer  Prü- 
fung versagen. 

Nach  zweimaliger  Abweisung  eines  Kandidaten  wird  keine  weitere  Meldung 
desselben  angenommen. 

§  14.  Die  Promotionsurkunde  (Doktordiplom)  wird  erst  nach  Ablieferung 
der  200  Exemplare  der  Dissertation  verabfolgt. 

§  15.  Die  Gebühren  fiir  die  Promotion  betragen  Fr.  300.  Über  die  Ent- 
richtung und  Verteilung  derselben  gelten  folgende  Bestimmungen: 

•  ö.  Für  die  Prüfung  der  Dissertation  werden  Fr.  100  bezahlt,  welche  der 
Kandidat  bei  der  Einreichung  der  Dissertation  dem  Universitätssekretär 
einzuhändigen  hat.  Diese  Summe  bleibt  verfallen,  auch  wenn  die  Disser- 
tation zurückgewiesen  und  der  Kandidat  nicht  zur  mündlichen  Prüfung 
zugelassen  werden  sollte. 

b.  Für  die  mündliche  Prüfung  werden  Fr.  200  entrichtet  und  zwar  un- 
mittelbar   nach    Ansetzung    des    Teiiuins    derselben.     Davon  *  werden 
Fr.  150  zurückerstattet,  wenn  nach  der  Prüfung  eine  Abweisung  des 
Bewerbers  erfolgt. 
Falls  die  Dissertation  eine  von  der  Fakultät  mit  dem  Preise  gekrönte  Arbeit 
ist,  sind  keine  Promotionsgebührien  zu  entrichten. 
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§  16.  Ausserordentlicher  Weise  kann  die  Fakultät  den  Doktortitel  ohne 
Prüfung  „honoris  causa''  erteilen  als  eine  freiwillig  von  ihr  bezeigte  Aner- 
kennung ausgezeichneter  Verdienste  um  die  Wissenschaft.  Der  Antrag  zu  einer 
solchen  Promotion  muss  von  drei  Mitgliedern  der  Fakultät  gestellt  und  schrift- 
lich motiyirt  werden,  und  nur  wenn  zWei  Drittel  der  Mitglieder  der  Fakultät  in 
geheimer  Abstimmung  den  Vorschlag  bill^en,  wird  das  Diplom  erteilt. 

Die  Promotion  „honoris  causa''  geschieht  gebührenfrei. 


if. 


46.  9.  Reglement  Ober  die  Erteilung  der  Doktorwürde   an  der  philosophischen 
Fakultät  der  Hochschule  Bern.  (Erlass  des  Kegierungsrates  vom  21.  Mai  1890.) 

§  1.  Die  Anmeldung  zur  Erlangung  der  Doktorwürde  in  der  philosophischen 
Fakultät  geschieht  schnftlich  bei  dem  Dekan  der  Fakultät. 

§  2.    Dem  Anmeldun^sschreiben  sind  beizufügen : 

a.  eine  Dissertation  im  Manuskript  in  lateinischer  Sprache  oder  in  einer 
der  modernen  Haupt  sprachen.  Ausnahmsweise  kann  jedoch  an  Stelle 
der  Dissertation  im  Manuskript  eine  Druckschrift  angenommen  werden; 

fr.  eine  Lebensbeschreibung  des  Kandidaten,  die  in  derselben  Sprache  wie 
die  Dissertation  zu  verfassen  ist ; 

c.  ein  Sittenzeugnis  und  Zeugnisse  über  den  Gang  der  wissenschaftlichen 
Ausbildung ; 

d.  eine  Summe  von  Fr.  300,  welche  bei  der  Anmeldung  zu  erlegen  ist. 

§  3.  Die  philosophische  Fakultät  zerfällt  in  Rücksicht  der  Doktorprüfungen 
in  zwei  Sektionen: 

1.  in  die  philosophisch-historische  und 

2.  in  die  mathematisch-naturwissenschaftliche. 

Der  Kandidat  bestimmt  drei  Fächer,  in  denen  er  examinirt  werden  will, 
indem  er  eines  derselben  als  Hauptfach  bezeichnet. 

§  4.    Als  Prüfungsfächer  gelten: 

a,  in  der  philosophisch-historischen  Abteilung:  1.  Philosophie;  2.  griechische 
Philologie ;  3.  lateinische  Philologie ;  4.  deutsche  Philologie  oder  Literatur; 
5.  romanische  Philologie  und  Literatur ;  6.  slavische  Philologie ;  7.  orien- 
talische Philologie ;  8.  vergleichende  Sprachwissenschaft  u.  Sanskrit ;  9.  Ge- 
schichte;   10.  Archäologie  und  Kunstgeschichte;   11.  Nationalökonomie; 

h.  in  der  mathematisch-naturwissenschaMichen  Abteilung:  1.  Mathematik; 
2.  Astronomie;  3.  Physik ;. 4.  Chemie ;  5. Mineralogie ;  B.Geologie;  T.Bo- 
tanik ;  8.  Zoologie ;  9.  Geographie. 

Zugelassen  sind  ausserdem  Dissertationen  pharmakognostischen  Inhalts; 
jedoch  haben  die  Bewerber  für  das  mündliche  Examen  drei  der  sub  h,  genannten 
Fächer  zu  bezeichnen. 

§  5.  In  den  einzelnen  Fächern  examiniren  diejenigen  Professoren,  welche 
für  den  Vortrag  derselben  angestellt  sind.  Wenn  jedoch  mehrere  Professoren 
desselben  Faches  an  der  Hochschule  tätig  sind,  so  examiniren  sie  abwechsehid. 

§  6.  Vor  dem  mündlichen  Examen  werden  dem  Kandidaten  drei  Fragen 
vorgelegt,  die  er  schriftlich,  ohne  Hülfsmittel,  unter  Klausur  zu  beantworten 
hat.  Es  werden  ihm  zur  Lösung  jeder  dieser  Fragen  drei  Stunden  Zeit  gegönnt. 
Über  die  Beantwortung  erstattet  der  Professor,  von  welchem  die  Frage  gestellt 
wurde,  der  Fakultät  vor  Beginn  des  mündlichen  Examens  Bericht. 

§  7.  Die  Beurteilung  des  mündlichen  Examens,  bei  welchem  für  das  Haupt- 
fach 45  Minuten,  für  jedes  Nebenfach  30  Minuten  verwendet  werden,  geschieht 
in  der  Sitzung  der  Fakultät  durch  die  Professoren,  welche  das  Examen  ab- 
gehalten haben.  Wenn  die  Mehrzahl  ihrer  Stimmen  sich  für  den  Doktoranden 
entscheidet,  so  wird  dem  Kandidaten  die  Doktorwürde  entweder  summa  cum 
laude  oder  magna  cum  lande  oder  cum  laude  erteilt. 

Kandidaten,  welche  das  schweizerische  Staatsexamen  für  Pharmaceuten 
bestanden  haben,  können  von  den  Klausurarbeiten  dispensirt  werden.  Ebenso 
können  Kandidaten,   welche  als  Mitglieder  eines  der  bei  der  philosophischen 
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Fakultät  der  Universität  Bern  bestehenden  Seminarien  eine  preisgekrönte  Arbeit 
geliefert,  und  solchen,  welche  das  bemische  Gymnasiallehrerexamen  mit  Erfolg 
bestanden  haben,  die  Klausurarbeiten  erlassen  werden. 

§  8.  Ergibt  sich  Stimmenmehrheit  für  den  Kandidaten,  so  wird  ihm,  sobald 
seine  Dissertation  gedruckt  und  der  Fakultät  in  150  Exemplaren  eingereicht 
ist,  das  Doktordiplom  ausgehändigt. 

Erhält  der  Kandidat  nicht  die  Mehrheit  der  Stimmen,  so  wird  er  abgewiesen ; 
er  erhält  dabei  die  Hälfte  der  nach  §  2  erlegten  Summe  zurück.  Eine  Wieder- 
holung des  Examens  wird  ihm  nicht  vor  AbUuf  eines  halben  Jahres  gestattet. 

§  9.  Die  Ton  dem  Kandidaten  bezahlte  Gebühr  wird,  nach  Abzug  der  Kosten 
far  den  Druck  des  Diploms,  unter  die  Examinatoren,  den  Dekan  und  den  Sekretär 
gleichmässig  verteilt.  Der  Abwart  der  Hochschule  erhält  Fr.  10;  weitere  Fr.  20 
sollen  der  Bibliothek  der  Hochschule  zufallen. 

§  10.  Die  Formel,  welche  der  Dekan  dem  Doktoranden  nach  beendigter 
Pröfdng  vorspricht  und  auf  welche  der  Doktorand  das  Handgelübde  an  Eidesstatt 
ablegt,  lautet: 

„Ich  gelobe  der  akademischen  Würde,  die  mir  heute  verliehen  worden  ist, 
Stetsfort  Ehre  zu  machen;  ich  verspreche  der  Wissenschaft,  der  ich  mich  ge- 
widmet habe,  stets,  so  viel  ich  vermag,  zu  dienen  und  ihre  Würde  aufrecht  zu 
erhalten;  ich  gelobe,  die  wissenschaftliche  Erforschung  der  Wahrheit  stets  als 
eine  hohe  und  ernste  Angabe  zu  betrachten." 

§  11.  Die  philosophische  Fakultät  behält  sich  vor,  aus  eigenem  Antrieb 
an  Männer  von  vorzüglicher  Gelehrsamkeit  und  ausgezeichneten  Verdiensten 
durch  einstimmigen  Beschluss  die  Würde  eines  Doktors  der  Philosophie  honoris 
causa  zu  erteilen. 

§  12.    Hiemit  wird  das  Reglement  vom  5.  November  1884  au%ehoben. 


47.  10.  Promotionsordnung  der  ersten  Sektion  der  philosophischen  Fakultät  der 
Hochschule  ZOrich.    (Vom  31.  Mai  1890.) 

§  1.  Gemäss  §  139  des  Gesetzes  über  das  gesamte  Unterrichtswesen  des 
Kantons  Zürich  vom  23.  Christmonat  1859  steht  jeder  der  beiden  Sektionen  der 
philosophischen  Fakultät  das  Eecht  zu,  die  Würde  eines  Doktors  der  Philosophie 
zu  erteilen. 

§  2.   Die  erste  Sektion  der  philosophischen  Fakultät  erteilt  die  Doktorwürde : 

1.  Infolge  einer  bei  ihr  eingereichten  Bewerbung  auf  Grundlage  einer 
Dissertation  und  einer  Pr^ng; 

2.  ohne  vorangegangene  Bewerbung  von  sich  aus  und  unentgeltlich  auf 
Grund  anerkannter  Verdienste  um  die  Wissenschaft  (Ehrenpromotion). 

I.   Promotion  infolge  eingereichter  Bewerbung. 

§  3.  Die  Bewerbung  geschieht  bei  dem  Dekan  der  Sektion  durch  ein  schrift- 
liches Ansuchen,  in  welchem  der  Bewerber  sein  Haupt-  und  Nebenfach  zu  be- 
zeichnen und  welchem  er  beizulegen  hat: 

1.  Einen  kurzen  Abriss  seines  Büdungs-  und  Studienganges  (curriculum  vitae) ; 

2.  genügende  Zeugnisse  darüber,  dass  er  ein  Triennium  des  akademischen 
Kurses  zurückgelegt  hat; 

3.  ein  genügendes  Sittenzeugnis; 

L  eine  Dissertation  in  Manuskript,  deren  Gegenstand  dem  vom  Kandidaten 
vorgeschlagenen  Hauptfach  entnommen  sein  muss. 

In  besonderen  Fällen  kann  das  sub  2  bemerkte  Erfordernis  durch  Sektions- 
beschluss  erlassen  werden. 

In  Ausnahmefallen,  welche  jedoch  einem  Spezialbeschluss  der  Sektion  unter- 
liegen, kann,  an  Stelle  der  unter  4  geforderten  Dissertation  in  Manuskript,  eine 
Druckschrift  angenommen  werden. 

§  4.  Der  Dekan  übermittelt  diese  Eingabe  zur  Prüfung  und  Begutachtung 
einem  oder  wenn  möglich  zwei  Referenten  aus  der  Zahl  derjenigen  Professoren, 
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in  deren  Fach  der  Gegenstand  der  Dissertation  fällt.  Falls  dieselbe  das  vom 
Dekan  vertretene  Fach  berührt,  kann  derselbe  unter  Mitteilung  an  die  Sektion 
in  die  Stelle  eines  Referenten  eintreten.  Ebenso  ist  er  im  Falle  des  Bedürf- 
nisses befugt,  einen  Privatdozenten  oder  ein  Mitglied  einer  andern  Fakultät  um 
Übernahme  eines  Referates  zu  ersuchen. 

Die  Referenten  stellen  die  Akten,  begleitet  von  ihren  motivirten  schrift- 
lichen Gutachten  und  einem  darauf  begründeten  Antrag,  dem  Dekan  zu  Händen 
der  Sektion  zurück. 

§  5.  Ist  der  Antrag  auf  Zulassung  von  Seite  der  (des)  Referenten  erfolgt, 
so  gilt  dieselbe  als  beschlossen,  und  der  Dekan  trifft  die  erforderlichen  Einlei- 
tungen zur  Prüfung,  indem  er  zu  gleicher  Zeit  die  Akten  in  Zirkulation  setzt. 
Sind  dagegen  die  Referenten  geteilter  Meinung  oder  wünschen  sie  selbst  einen 
Entscheid  der  Sektion,  so  bestimmt  die  letztere  über  die  Zulassung  zur  Prüfung. 

Im  Falle  der  Nichtzulassung  steht  dem  Bewerber  nach  Verfluss  von  sechs 
Monaten  das  Recht  zu  neuer  Bewerbung  zu,  vorbehalten  die  Bestinunung  von  §  17. 

§  6.  Die  Prüfung  ist  zweifach,  eine  schriftliche  und  eine  mündliche;  die 
schriftliche  geht  stets  voran. 

§  7.    Die  schriftliche  Prüfung  besteht: 

1.  In  der  Bearbeitung  einer  Aufgabe,  welche  der  Kandidat  innerhalb  dreier 
Tage  zu  Hause,  unter  freier  Benützung  der  wissenschaftlichen  Hül&- 
mittel  zu  lösen  hat; 

2.  in  einer  Klausurarbeit,  die  in  einem  halben  Tage  anzufertigen  ist. 

Die  Aufgaben  für  die  schriftliche  Prüfnng  und  die  Sprache,  in  der  sie  zu 
bearbeiten  sind,  werden  von  denjenigen  Professoren  bestimmt,  welchen  dekret- 
gemäss  die  Lehrstellen  des  vom  Examinanden  bezeichneten  Hauptfaches  (§  3) 
übertragen  sind. 

Die  Hausarbeit  soll  in  der  Regel  dem  Nebenfach,  die  Klausurarbeit  in  der 
Regel  dem  Hauptfach  entnommen  sein. 

§  8.  Die  schriftlichen  Arbeiten  werden  von  den -Professoren,  welche  das 
Thema  derselben  stellten,  schriftlich  zensirt,  samt  der  Beurteilung  dem  Dekan 
eingehändigt  und  von  diesem  bei  der  Sektion  in  Umlauf  gesetzt. 

§  9.  Die  mündliche  Prüfung  besteht  in  einem  CoUoquium  vor  versammelter 
Sektion,  welches  sich  auf  das  Hauptfach  des  Kandidaten  (§  3)  und  überdies  auf 
ein  weiteres  in  der  philosophischen  Fakultät  vertretenes  vom  Examinanden  aus- 
zuwählendes Fach  bezieht. 

§  10.  Der  Dekan  bestimmt  den  Termin  der  mündlichen  Prüfung  und  setzt 
die  Mitglieder  der  Sektion  durch  besondere  Einladung  von  demselben  in  Kenntnis. 

§  11.  Als  Examinatoren  wechseln  die  Vertreter  jedes  Faches  in  regel- 
mässiger Reihenfolge  ab.  Der  Dekan  ist  befugt,  nötigenfalls  Mitglieder  der 
zweiten  Sektion,  beziehungsweise  einer  andern  Fakultät,  als  Examinatoren 
zuzuziehen. 

§  12.  Nach  Beendigung  der  auf  nicht  länger  als  2^2  Stunden  auszudeh- 
nenden Prüfung  nimmt  die  Sektion  die  Beratung  und  Abstimmung  über  die 
Befähigung  der  Kandidaten  vor. 

§  13.  Denjenigen  Bewerbern,  welche  die  hier  bestehende  Diplomprüfung 
für  Kandidaten  des^  höheren  Lehramtes  in  den  philologisch-historischen  Fächern 
mit  Erfolg  bestanden  haben,  wird  die  schriftliche  Prüfung  ganz  erlassen,  die 
mündliche  auf  die  Dauer  von  1^/2  Stunden  beschränkt.  Modifikationen  in  dieser 
teilweisen  Erlassung,  oder  Ausdehnung  derselben  auf  solche  Kandidaten,  die  für 
das  zürcherische  Diplom  ein  Äquivalent  zu  bieten  im  stände  sind,  unterliegen, 
als  Ausnahmefälle,  einem  Spezialbeschluss  der  Fakultät,  zu  welchem  zwei  Drittel 
der  Sektionsmitglieder  ihre  Zustimmung  geben  müssen. 

§  IL  Der  Dekan  macht  dem  Kandidaten  das  Resultat  der  Abstimmung 
mündlich  bekannt. 

§  15.  Die  Zensurausdrücke  für  die  Prüfdag  sind:  1.  summa  cum  laude; 
2.  magna  cum  laude ;   3.  cum  laude ;  4.'  rite. 
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der  Hochschule  Zürich. 

Ausserdem  wird  auf  Grundlage  eines  Antrages  der  (des)  Referenten  ein 
Urteil  über  die  Dissertation  in  bestimmte  Ausdrücke  formulirt. 

§  16.  Weist  die  Sektion  den  Kandidaten  infolge  des  Ausganges  der  münd- 
lichen Prüfung  ab,  so  kann  sie  ihm  hiebei  eine  Frist  setzen,  die  nicht  weniger 
als  drei  und  nicht  mehr  als  sechs  Monate  betragen  darf,  nach  deren  Ablauf  er 
sich  Yon  neuem  zur  mündlichen  Prüfung  melden  kann.  Auch  ist  der  Dekan 
verpflichtet,  dem  Kandidaten  die  einzelnen  t'ächer  zu  bezeichnen,  in  welchen 
dieser  nach  dem  Urteile  der  Sektion  nicht  die  nötige  Befähigung  bewiesen  hat. 

§  17.  Nach  zweimaliger  Abweisung  eines  Kandidaten  in  der  Prüfang  wird 
keine  weitere  Meldung  desselben  mehr  angenommen. 

§  18.  Nach  bestandener  Prüfung  hat  der  Doktorand  150  Exemplare  seiner 
Dissertation,  auf  deren  Titel  Ort  der  Promotion  und  Name  des  die  Arbeit  begut- 
achtenden und  den  Verfasser  zur  Promotion  empfehlenden  Referenten  angegeben 
und  welcher  das  curriculum  vitae  beigedruckt  sein  muss,  an  den  Pedellen  ab- 
znliefem.  Vor  dem  definitiven  Druck  ist  dem  Dekan  ein  Probeabdruck  des 
Titelblattes  und  des  curriculum  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

§  19.  Von  den  eingereichten  Exemplaren  werden  dem  Dekan  zwei  und 
nnd  jedem  Mitglied  der  Sektion,  sowie  jedem  Mitgliede  des  Erzieh nngsrates  je 
ein  Exemplar  eingehändigt.  Ein  Exemplar  kommt  in  das  Archiv  der  Sektion, 
eines  in  dasjenige  des  Senates.  Der  Rest  wird  an  die  Kantonalbibliothek  ab- 
geliefert. 

Ein  Titelblatt  der  Abhandlung  kommt  an  das  schwarze  Brett. 

§  20.  Sobald  die  Exemplare  vollzählig  abgeliefert  sind,  erfolgt  durch  den 
Dekan  die  Bekanntmachung  der  Promotion  im  Amtsblatte ;  sie  Avird  datirt  vom 
Tage  der  Ablieferung  der  Pflichtexemplare. 

§  21.  Das  von  den  (dem)  Referenten  festzustellende  Diplom  soll  die  Zensur- 
ansdrücke über  die  Prüfung  und  das  Urteil  der  Sektion  über  die  Dissertation 
(§  15)  enthalten. 

§  22.  Das  Diplom  wird  datirt  vom  Tage  der  Publikation  im  Amtsblatt 
(§  20),  einerseits  vom  Rektor,  anderseits  von  dem  Dekan  und  dem  Aktuar  der 
Sektion  unterzeichnet,  mit  dem  Siegel  der  Hochschule  und  demjenigen  der  philo- 
sophischen Fakultät  versehen  und  dem  kreirten  Doktor  zugestellt. 

§  23.  Von  dem  Diplom  werden  50  Separatabdrücke  angefertigt ;  von  dem- 
selben erhält  der  Doktorand  20  Exemplare,  jedes  Mitglied  der  Sektion  eines, 
je  eines  kommt  in  das  Archiv  der  Sektion,  in  dasjenige  des  Senates  und  an  das 
schwarze  Brett. 

§  24.    Die  Gebühren  für  die  Promotion  betragen  im  ganzen  Fr.  310. 

a.  Für  die  Prüfung  der  Dissertation  und  der  schriftlichen  Arbeiten  werden 
Fr.  80  entrichtet,  welche  der  Examinand  zugleich  mit  der  Einreichung 
der  in  §  3  bezeichneten  Aktenstücke  dem  Pedellen  zu  Händen  des 
Dekans  einzuhändigen  hat.  Diese  Summe  bleibt  verfallen,  auch  wenn 
der  Bewerber  wegen  mangelhafter  Dissertation  nicht  zu  den  weiteren 
Prüflingen  zugelassen  werden  sollte.  Im  Falle  der  Bewerber  sich  später 
wieder  meldet,  gilt  diese  Gebühr  als  bezahlt. 

b.  Für  die  mündliche  Prüfung  und  die  Promotion  werden  Fr.  230  entrichtet^ 
welche  der  Examinand  dem  Pedellen  zu  Händen  des  Dekans  spätestens 
drei  Tage  nach  Empfang  der  Einladung  zur  mündlichen  Prüfung  einzu- 
händigen hat.  Davon  bleiben  Fr.  120  verfallen,  auch  wenn  nach  statt- 
gehabter Prüfung  eine  Abweisung  des  Bewerbers  erfolgen  sollte;  da- 
gegen ist  eine  erneuerte  mündliche  Prüfung  unentgeltlich. 

§  25.  Die  Gebühren  verteilen  sich  in  folgender  Weise: 
a.  Von  den  für*  die  Prüfung  der  Dissertation  und  der  schriftlichen  Arbeiten 
eingegangenen  Fr.  80  erhalten  die  Referenten  (resp.  der  Referent), 
welcher  .die  schriftlichen  Arbeiten  (resp.  die  schriftliche  Arbeit)  stellten 
und  beurteilten  (g§  7  und  8)  Fr.  20  zu  gleichen  Teilen.  Die  übrigen 
Fr.  60  kommen  den  (dem)  Referenten  über  die  Dissertation  zu. 
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b.  Von  den  fdr  die  mündliche  Prüfung  und  die  Promotion  zu  entrichtenden 
Fr.  230  erhalten :  1.  die  Mitglieder  der  Sektion  als  Präsenzgeld  Fr.  120 ; 
2.  der  Rektor  Fr.  30 ;  3.  der  Sekretär  der  Hochschule  Fr.  15 ;  4.  der 
Pedell  Fr.  20 ;  5.  die  Kantonalbibliothek  Fr.  35 ;  6.  die  Sektionskasse 
Fr.  10 ;  Summa  Fr.  230. 
Bei  Abweisung  des  Bewerbers  nach  der  mündlichen  Prtlfdng  fallen  die  vier 
letzteren  Beträge  dahin. 

Die  Präsenzgelder  werden  unter  die  anwesenden  Mitglieder  der  Sektion  so 
verteilt,  dass  der  Dekan  zwei  Teile,  die  übrigen  Mitglieder  je  einen  Teil  erhalten. 

n.  Promotion  ohne  vorangegangene  Bewerbung  (Ehrenpromotion). 

§  26.  Der  Antrag  zu  einer  Ehrenpromotion  muss  von  einem  Mitglieds  der 
Sektion  schriftlich  bei  dem  Dekan  gemacht  und  begründet  werden. 

§  27.  Der  Dekan  setzt  die  Mitglieder  der  Sektion  von  dem  Antrage  in 
Kenntnis  und  bestimmt  den  Termin  tilr  die  entscheidende  Versammlung  der 
Sektion. 

§  28.  Zur  Fassung  eines  gültigen  Beschlusses  ist  die  Anwesenheit  von 
mindestens  drei  VierteUen  der  Sektionsmitglieder  erforderlich.  Die  schliess- 
liche  Entscheidung  über  den  Antrag  findet  durch  geheime  Abstimmung  statt. 
Erklärt  sich  dabei  mehr  als  eine  Stimme  gegen  die  Promotion,  so  wird  dieselbe 
nicht  vollzogen. 

§  29.  Mit  Bezug  auf  die  Bekanntmachung  der  Promotion  und  auf  das 
Diplom  finden  die  Bestinmiungen  von  §§  20—23  Anwendung.  Die  Kosten  des 
Diploms  trägt  die  Staatskasse. 

§  30.  Durch  gegenwärtige  Promotionsordnung  wird  diejenige  vom  18.  Angnst 
1877  aufjgehoben. 


Anhang. 


1.  Verordnung  fflr  die  Auestellung  der  vom  Bunde  subventionirten  gewerblichen  Fort- 
bildungsschulen, Handwerkerschulen  und  gewerblichen  Zeichenkurse.  (Vom 
Schweizer.  Industrie-  und  Landwirtschaftsdepartement  genehmigt  am  5.  März 
1890.) 

Art.  1.  Auf  Veranstalten  des  Schweizerischen  Indnstriedepartements  findet 
Tom  14.  bis  28.  September  1890  eine  Öffentliche  Ausstellung  der  vom  Bunde 
snbyentionirten  gewerblichen  Fortbildungsschulen,  Handwerkerschulen  und  ge- 
werblichen Zeichenkurse  in  den  Räumen  des  eidgenössischen  Polytechnikums  in 
Zürich  statt. 

Art.  2.  Die  Beteiligung  an  dieser  Ausstellung  ist  fär  sämtliche  Anstalten 
der  genannten  Schulkategorie  obligatorisch. 

Art.  3.  Die  Ausstellung  soll  eine  vergleichende  Übersicht  über  die  an  den 
einzelnen  Anstalten  üblichen  Lehrmethoden  und  die  erzielten  Unterrichtserfolge 
ermöglichen.  Sie  ist  in  erster  Linie  für  die  Aufisichtsbehörden,  Vorstände  und 
Lehrer  der  ausstellenden  Anstalten  berechnet. 

Art.  4.  Zur  Ausstellung  gelangen  die  Arbeiten  der  Schüler  sowohl  der 
zeichnenden  Unterrichtsföcher  mit  Einschluss  des  freien  und  des  konstruktiven 
Modellirens,  als  auch  die  schriftlichen  Arbeiten  in  den  theoretischen  Disziplinen. 
Ausgeschlossen  von  derselben  sind  die  sogen.  Handarbeiten  der  weiblichen  Fort- 
bildungskurse. Die  Art  und  Weise  der  Beschickung  der  Ausstellung  durch  die 
Anstalten  wird  durch  ein  besonderes  Reglement  festgestellt. 

Art.  5.  Gleichzeitig  mit  der  Schulausstellung  und  in  demselben  Gebäude 
ist  die  Sammlung  von  Lehrmitteln  für  gewerbliches  Fortbildungsschulwesen  der 
Permanenten  Schulausstellung  Zürich  zur  Darstellung  zu  bringen. 

Art.  6.  Ein  gedruckter  Katalog  wird  den  Besuchern  die  erforderliche  Weg- 
leitnng  für  die  Schulausstellung  bieten. 

Art.  7.    Der  Zutritt  zu  der  Ausstellung  ist  fUr  jedermann  frei. 

Art.  8.  Mit  der  Vorbereitung  und  Leitung  der  Ausstellung  ist  eine  vom 
Schweizer.  Industriedepartement  bestellte  Allgemeine  Ausstellungskommission 
von  11  Mitgliedern  betraut.  Dieselbe  besteht  aus  einem  Vertreter  des  Schweizer. 
Industriedepartements,  den  fünf  Mitgliedern  der  Expertengruppe  für  gewerbliche 
Fortbildungsschulen,  Handwerkerschulen  und  gewerbliche  Zeichenschulen,  und 
aus  je  einem  Delegirten  des  schweizer.  Vereins  von  Lehrern  an  gewerblichen 
Fortbildungs-  und  Fachschulen,  des  schweizer.  Vereins  zur  Förderung  des 
Zeichenunterrichts,  der  ständigen  Spezialkommission  der  schweizer.  Gemein- 
nützigen Gesellschaft  für  gewerbliches  Fortbildungswesen,  des  Zentralvorstandes 
des  Schweizer.  Gewerbevereins  und  aus  einem  Vertreter  der  gewerblichen  Bil- 
dnngsanstalten  der  romanischen  Schweiz. 

Art.  9.  Die  Durchführung  und  der  Betrieb  der  Ausstellung  ist  einem  aus 
dem  Schosse  der  Allgemeinen  Kommission  vom  Schweizer.  Industriedepartement 
ernannten  engem  Komite  zugewiesen.  Dasselbe  besteht  aus  fünf  Mitgliedern 
und  wird  präsidirt  vom  Vorsitzenden  der  Allgemeinen  Kommission. 

Art.  10.  Die  Ausstellung  wird  von  Fachexperten,  die  das  Schweizer.  In- 
dustriedepartement auf  Vorschlag  der  Allgemeinen  Kommission  ernennt,  geprüft. 
Die  Ergebnisse  der  Prüfting  sind  in  Gestalt  schriftlicher  Berichte  einerseits  dem 
Schweizer.  Industriedepartement  zu  übermitteln,  anderseits  einer  auf  Schluss 
der  Ausstellung  zu  veranlassenden  allgemeinen  Konferenz  von  Vertretern  der 
Behörden,  von  Vorstehern  und  Lehrern  der  ausstellenden  Anstalten  mitzuteilen 
und  eventuell  einer  Besprechung  zu  unterziehen.  Von  Prämirung  der  aus- 
stellenden Schulen  und  Schüler  vrird  abgesehen. 
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Art.  11.  Frachten  und  Porti  der  Her-  und  Bückseudung  der  Ausstellungs- 
gegenstände, die  Kosten  für  Verpackung  anlässlich  der  letztem,  sowie  alle 
übrigen  Betriebskosten  des  Unternehmens  bestreitet  der  Bund.  Derselbe  über- 
nimmt jedoch  keine  Gewähr  gegen  Beschädigung  oder  Verlust  der  zur  Aus- 
stellung bestimmten  Arbeiten  und  Gegenstände.  Die  Kosten  für  die  Zurüstung 
und  Verpackung  der  einzusenden  Schülerarbeiten  haben  die  Schulen  selbst  zu 
tragen. 

Für  die  uneingeschriebenen  Briefpostgegenstände  bis  zum  Gewicht«  von 
2  kg.,  welche  die  Mitglieder  der  Ausstellungskommission  und  des  engem  Komite 
sowohl  unter  sich  als  auch  mit  den  ausstellenden  Bildungsanstalten  und  vioe 
versa  wechseln,  ist  Portofreiheit  bewilligt. 

Also  angenommen  in  der  ersten  Sitzung  der  Ausstellungskonunission  in 
Zürich,  den  26.  Febraar  1890. 


3.  Reglement  Ober  die  Beschickung  der  Ausstellung  der  gewerblichen  Fortbiidunfs- 
schulen,  Handwerkerschulen  und  gewerblichen  Zeichenkurse.  (Vom  Schweizer. 
Industrie-  und  Landwirtschaftsdepartement  genehmigt  am  5.  März  1891.) 

Art..  1.  Die  Beschickung  der  Ausstellung  hat  seitens  der  einzelnen  Schulen 
in  der  Weise  zu  erfolgen,  dass  die  Unterrichtsmethode  und  das  erreichte  Unter- 
richtsziel, in  jedem  Unterrichtsfache  zur  übersichtlichen  und  klaren  Darstellung 
gelange. 

Art.  2.  Zur  Ausstellung  dürfen  nur  solche  Schülerarbeiten  gelangen,  welche 
nach  dem  1.  Mai  1889  fertiggestellt  worden  sind. 

Art.  8.  Schülerarbeiten,  welche  das  Gepräge  blosser  Schaustücke  aufweisen 
und  somit  dem  Unterrichtszwecke  dieser  Schulkategorie  feme  bleiben,  können 
vom  engem  Komite  zurückgewiesen  werden. 

Art.  4.  Die  Ausstellung  ist  von  den  einzelnen  Anstalten  zu  beschicken 
wie  folgt: 

I.  Vorbildende  Zeichen fä eher  (Freihandzeichnen,  geometrisches  Zeich- 
neu  und  Projektionszeichnen). 

a.  Jedes  dieser  Fächer  ist  durch  2 — 8  Lehrgänge,  zusammengestellt  ans 
den  Zeichnungsblättem  je  eines  und  desselben  Schülers,  zur  Darstellung  zu 
bringen.  Zu  berücksichtigen  sind  hiebei  Schüler  von  verschiedener  Vorbildung 
und  Begabung.  Die  einzelnen  Zeichenblätter  eines  Lehrganges  sind  der  Reihen- 
folge ihrer  Entstehung  nach  geordnet  in  einen  soliden  und  einheitlichen  Um- 
schlag zusammenzufassen.  Auf  dem  letztern  ist  der  vollständige  Name  des  Schülers, 
dessen  Bemf,  Alter  und  Vorbildung  anzugeben  und  sodann,  wann  derselbe  in 
die  betreffende  Schule  eingetreten  ist.  Ferner  ist  auf  dem  Umschlag  der  Name 
des  Lehrers,  dessen  Berufsstellung  und  die  Schülerzahl  des  Kurses  (Gesamtzahl 
der  eingeschriebenen  und  der  am  Schlüsse  des  Kurses  verbliebenen  Schüler)  zu 
verzeichnen  und  anzugeben,  ob  die  Arbeiten  das  Resultat  des  Klassen-  resp. 
Gruppen-  oder  Einzelunterrichtes  seien  und  ob  der  Unterricht  zur  Tages-  oder 
Nachtzeit  stattgefunden  habe.  Die  einzelnen  Blätter  endlich  sollen  das  Datum 
der  Fertigstellnnpf  und  eine  Bemerkung  tragen,  ob  sie  nach  Wandtafelvorzeich- 
nung oder  nach  individueller  Vorlage  in  gleichem  oder  verändertem  Massstabe, 
ob  nach  einem  Modell  oder  nach  Natur  angefertigt  wurden.  Diese  Lehrgänge 
werden  auf  Tischen  aufgelegt. 

b.  Aus  den  übrigen  Schülerarbeiten  in  den  genannten  Fächern  ist  für  jede 
Disziplin  ein  Lehrgang  von  den  Elementen  bis  zu  den  abschliessenden  Auf- 
gaben zusammenzustellen,  dessen  Zweck  ist,  die  erzielten  Unterricht serfolg-e 
darzutun.  Diese  Arbeiten  werden  ausgehängt  und  es  sind  daher  die  einzelnen 
Blätter  in  der  Reihenfolge  zu  nummeriren,  in  der  sie  ausgehängt  werden  sollen. 

n.  Technisches  und  berufliches  Zeichnen  (so  viel  als  möglich  ge- 
schieden nach  den  durch  den  Unterricht  berücksichtigten  Berufsrichtungen  ia 
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Zeichnen  der  Mechaniker  und  Dreher,  der  Schlosser,  der  Spengler,  der  Stein- 
hauer und  Maurer,  der  Zimmerleute,  der  Bauschreiner,  der  Möbelschreiner  und 
Drechsler,  der  Tapezierer,  der  Dekorationsmaler,  der  Lithographen,  der  Schuh- 
macher, der  Schneider,  der  Gärtner  u.  s.  w.). 

Ans  sämtlichen  Zeichnungen  dieser  Fachkurse  sind  mit  tunlichster  Berück- 
sichtigung der  einzelnen  Berufsrichtungen  entsprechende  Jahrgänge  zusammen- 
zustellen, welche  ausgehängt  werden  sollen.  Die  übrigen  Blätter  sind  nach 
Bemftarten  und  Kursen  geheftet  einzusenden  und  werden  auf  Tischen  aufgelegt. 

Wenn  für  die  Feststellung  der  Keihenfolge*  der  auszuhängenden  Arbeiten 
die  methodische  Aufeinanderfolge  derselben  in  erster  Linie  bestimmend  sein  soll 
so  ist  dabei  doch  eine  günstige  Gesamtwirkung,  die  Zusammenfassung  zu  einem 
abgerundeten  Bilde  nadi  Möglichkeit  zu  berücksichtigen. 

Jedes  Blatt  muss  an  leicht  sichtbarer  Stelle  folgende  Angaben  enthalten: 
Name,  Beruf  und  Alter  des  Schülers,  Zeit  seines  Eintrittes  in  die  Anstalt  und 
den  betreffenden  Kurs  und  Angabe  des  Semesters,  in  dem  die  Arbeit  angefertigt 
wurde,  sodann  die  Bezeichnung,  ob  die  Arbeit  nach  Vorzeichnung,  nach  Vorlage 
in  gleicher  oder  abweichender  Grösse,  nach  Modell  oder  Skizze,  nach  Natur 
oder  nach  gestellter  Aufgabe  und  gegebenen  Motiven  angefertigt  wurde,  endlich 
ob  sie  Tages-  oder  Nachtarbeit  und  ob  sie  das  Ergebnis  des  Klassen-  oder 
Einzelunterrichts  seL 

m.  Freies  Modelliren  (in  Ton,  Gips  und  Wachs).  Die  Arbeiten  zweier 
Schüler  sind  in  Gestalt  je  eines  einheitlichen  Lehrganges  in  diesem  Fach  zur 
Vorweisung  zu  bringen. 

Den  Anstalten  ist  es  überdies  freigestellt,  noch  je  eine  Gruppe  Ton  den 
übrigen  Schülerarbeiten  dieses  Faches  auszustellen. 

rV.  Konstruktives  Modelliren  (in  Gips,  Holz  und  Metall).  Aus  den 
Schülerarbeiten  dieser  Kurse  ist  wo  möglich  je  ein  Lehrgang  zusammen  zu  stellen 
und  einzuliefern.  Li  analoger  Weise  sind  den  sub  III  und  IV  genannten  Arbeiten 
die  nähern  Bezeichnungen  über  Name,  Alter  und  Beruf  des  Schülers,  Zeit  der 
Entstehung  der  Arbeit  und  spezielle  Natur  der  Aufgabe  (ob  nach  Modell  oder 
Zeichnung  in  gleichem  oder  verändertem  Massstabe  oder  nach  Skizze  oder  ob 
freie  Komposition,  ob  Tages-  oder  Nachtarbeit)  beizufügen. 

V.  Schriftliche  Arbeiten  der  theoretischen  Fächer  (Geschäftsauf- 
satz und  Korrespondenz,  gewerbliches  Rechnen,  geometrische  Berechnungen, 
gewerbliche  Buchführung,  Volkswirtschaftslehre,  gewerbliche  Physik  und  Chemie, 
StiUehre,  Zierschreiben). 

Für  jede  dieser  an  einer  Anstalt  gepflegten  Disziplinen  ist,  sofern  in  der- 
selben schriftliche  Schülerarbeiten  angefertigt  werden,  eine  Anzahl  von  4—6 
Schülerbefben  zusammengeheftet  einzusenden. 

•  Der  Umschlag  soll  enthalten  den  Namen  des  Unterrichtsfaches  und  die  Zahl 
der  Schüler  des  betreffenden  Kurses  (Gesamtzahl  der  eingeschriebenen  und  der 
am  Schluss  des  Kurses  verbliebenen  Schüler)  nebst  der  Angabe,  ob  die  Arbeiten 
nach  Diktat  oder  nach  freier  Aufzeichnung  der  Schüler,  ob  in  oder  ausser  der 
Schule  entstanden  seien.    Reinschriften  sind  als  solche  zu  bezeichnen. 

Jedes  Heft  soll  Name,  Beruf,  Alter  und  Vorbildung  des  betreffenden  Schülers, 
sowie  den  Zeitpunkt  angeben,  wann  derselbe  in  den  betreffenden  Kurs  auf- 
genommen wurde. 

Art.  5.  Den  Anstalten  werden  für  alle  erforderlichen  Angaben  einheitliche 
Etiquetten  mit  einer  Anleitung  für  ihre  richtige  Verwendung  gratis  geliefert 
werden. 

Art.  6.  Jede  Anstalt  erscheint  auf  der  Ausstellung  in  sich  einheitlich  ab- 
geschlossen. Eine  Tafel  nennt  ihren  Namen  und  die  zur  Darstellung  gelangten 
Unterrichtsfächer  unter  Hinweis  auf  die  im  Katalog  gebotenen  nähern  Auf- 
schlüsse betreffend  Organisation  und  Betriebseinrichtung.  Die  Schulen  sind, 
soweit  immer  möglich,  nach  den  Kantonen,  denen  sie  zugehören,  zu  gruppiren. 

Art.  7.  Den  Schulvorständen  steht  es  frei,  den  Schülerarbeiten  gedruckte 
Statuten,  Reglemente  und  Anstaltsberichte  beizulegen. 

9 


'Pf  •- ■  ^ 


fT,'   -i 


;-»/. 


S:^^ 


[V/ 


130    Reglement  über  die  Beschickung  per  Ausstellung  der  gewerblichen 
Fortbildungsschulen,  Handwerkerschulen  u.  gewerbl.  Zeichenkurse. 

Art.  8.  Die  Vorstände  der  zur  Ausstellung  verpflichteten  Schulen  haben 
bis  spätestens  den  15.  Juli  das  Mass  der  nach  Art.  4  erforderlichen  Wandflächen 
dem  Präsidenten  der  Ausstellungskommission  (Herrn  H.  Bendel  in  Schaffhausen) 
bekannt  zu  geben.  Das  engere  Komite  behält  sich  vor,  mit  den  Schulen  eine 
allfällig  notwendige  Eeduktion  der  gewünschten  Wandfläche  zu  vereinbaren. 

An  die  angegebene  Adresse  sind  auch  die  sonstigen,  die  Ausstellung  be- 
treffenden Korrespondenzen  zu  richten. 

Art.  9.  Die  Arbeiten  sind  zweckgemäss  und  sorgfältig  verpackt  so  recht- 
zeitig abzusenden,  dass  sie  bis  spätestens  den  4.  September  an  dem  Bestimmungs- 
ort eintreffen.  Die  Adresse  lautet:  Schweizer.  Ausstellung  der  gewerblichen 
Fortbildungsschulen  in  Zürich,  Polytechnikumsgebäude.  Jeder  Sendung  ist  ein 
nach  den  Fächern  angelegtes  genaues  Detailverzeichnis  der  zur  Ausstellung 
eingesandten  Schülerarbeiten  beizugeben.  Überdies  soll  jede  Kiste  auf  der  Innen- 
seite des  Deckels  ein  Verzeichnis  ihres  Inhaltes  bieten.  Während  der  Dauer 
der  Ausstellung  dürfen  ohne  Genehmigung  des  engem  Komites  keine  Schnler- 
arbeiten  zurückgezogen  werden. 

Art.  10.  Der  Katalog  soll  eine  Übersicht  der  Entwicklung  des  gewerb- 
lichen Fortbildungsschulwesens  in  der  Schweiz,  sowie  der  gegenwärtigen  Ein- 
richtungen der  einzelnen  Schulen  auf  Schluss  des  Schuljahres  1889/90  darbieten. 
Die  nähere  Durchführung  dieser  Arbeit  erfolgt  nach  einem  von  dem  engern 
Komite  dem  Schweizer.  Industriedepartement  zu  unterbreitenden  und  von  diesem 
zu  genehmigenden  Plane. 

Die  Schulvorstände  sind  verpflichtet,  diesbezügliche  Formulare,  die  ihnen 
zugestellt  werden,  sorgfältig  auszufüllen  und  bis  spätestens  den  15.  Mai  1890 
an  die  kundzugebende  Stelle  einzusenden. 

Art.  11.  Nach  Schluss  der  Ausstellung  werden  die  Arbeiten  den  einzelnen 
Anstalten  zurückgesandt. 

Art.  12.  Die  mit  der  Schulausstellung  zu  verbindende  Lehrmittelausstellung 
be'schränkt  sich  auf  die  Lehrmittelabteilung  für  gewerbliches  Fortbildungsschul- 
wesen der  Permanenten  Schulausstellung  Zürich.  Dieselbe  wird  mögüclst  um- 
fassend Vorlagenwerke  und  Modelle  für  die  zeichnenden  Disziplinen  und  Lehr- 
bücher, sowie  eventuell  Veranschaulichnngsmittel  für  die  theoretischen  Unter- 
richtsfächer darbieten. 

Im  Einverständnis  mit  dem  Schweizer.  Industriedepartement  kann  das  engere 
Komite  Massnahmen  treffen,  welche  eine  allfällige  Ergänzung  dieser  Sammlung 
zum  Zwecke  der  Ausstellung  zum  Ziele  haben. 

Also  angenommen  in  der  ersten  Sitzung  der  Ausstellungskommissiou  in 
Zürich,  den  26.  Februar  1890. 
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Beilage  IL 


Aufsichtsorgane 

für  das 

ünterriehtswesen  in  der  Schweiz  1890, 


I.  Organe  der  allgemeinen  kantonalen  Oberaufsicht. 

A.  Erziehungsdirektion  (Mitglied  des  Regiernngsrates) :  Bern,  Baselland,  Thurgan, 

Waadt. 

B.  Erziehungsrat:  üri,  Obwalden,  Nidwaiden,  Zug,  Appenzell  A.-Rh.  (Landes- 

schulkommission),  Granbünden. 

C.  Erziehungsdirektion  und  Erziehungsrat :  Zürich,  Schwyz,  Luzern,    Freiburg 

(Studienkommission),  Glams  (Kantonsschulrat),  Solothum, 
Baselstadt,  Schaffhausen,  Appenzell  I.-Rh.  (Landessohul- 
kommission),  St.  Gallen,  Aargau,  Tessin  (Studienkommission;, 
Wallis,  Neuenburg  (Schulrat),  Genf  (Schulkommission). 

II.  Organe  spezieller  kantonaler  oder  Bezirksanfsieht. 

Ä.  Kantonalinspektor:  Luzern,  Uri,  Obwalden,  Nidwaiden,  Glarus,  Baselstadt  (4 ';, 

Baselland,  Appenzell  I.-Rh.  (2),  Tessin,  Waadt,  Neuenburg  (2). 
Genf  (2—4). 

%  B,  Bezirks-  oder  Kreisinpektoren :  Bern  (12),  Luzern  (19).  Schwyz  (4),  Freiburg  (7), 

Solothum  (10),  Schaffhausen(3),  Appenzell  A.-Rh..  Graubünden 
(7),  Thurgan,  Tessin  (22),   Waadt  (Pr^fets2),  Wallis. 

C.  Bezirksschülpflegen  oder  Bezirksschulräte:  Zürich  (11),  Solothum  (Bezirks- 
schulkommissionen), St.  Gallen  (Bezirksschulrat,  5),  Aargau 
(Bezirksschulrat,  11). 

III.  Lokale  Aufsiclitsorgane. 

Sehulpßegen  (Primär-,  Gemeinde-):   Zürich,  Luzern,  Baselland,  Aargau. 

Sehulhommission  (Orts-,  Gemeinde-):  Bern,   Zug,    Solothum,    Appenzell  A.-Rh., 

Neuenburg. 

Schulrat  (Orts-,  Gemeinde):  Uri.  Schwyz,  Obwalden,  Nidwaiden,  Glarus,  Frei- 
burg ^),  Appenzell  I.-Rh.,  St.  Gallen,  Graubünden. 

Schulbehörde  (Orts-):   Schaff  hausen. 

Gemeinderat  (bezir.  Schul  kommission^):  Tessin,  Waadt,  Wallis  (Gemeindeschnl- 

ausschuss  ^). 

Seh uhorsteh erschaft :   Thurgan. 

'l  1  für  Knaben  und  ftlr  Mädchen  auf  der  Primär-  und  auf  der  Sekundarsohnl stufe. 
')  Fflr  die  administrative  Anfnieht. 
')  Vom  Gemeinderat  gewählt. 


Beilage  III.        ] 


Wahlart  und  Amtsdauer  der  Primarlelirer 
Schweiz  1890. 

(Nach  den  kantonalen  Unterrichts-Gesetzen.) 


rieh 

Schulgemeinde  dnrch  Urne 
oder  in  offener  Veraamin- 
Inng 

6  Jahre. 

(perlod.  Oewntenielie- 

NbMlate  Mehrheit  der 

■ü 

Schul-    oder    Einwohner - 
Gemeinde 

6  Jahre. 

niiK  nnterlles-  bemnd. 

=ern 

Pnli tische  Gemeinde  oder 
Ausschnss 

4  Jahre. 

In  der  Btadt  Luimi  itt 
dflrUroaseStadlrddie 
Wihlbebarde. 

Gemeinde 

keine  Vorschrift 

iwyz 

Gemeinde  oder  von  dieser 
betraute  Behörde 

keine  Vorschrift 

walden 

Gemeinde 

keine  Vorschrift 

Iwalden 

Gemeinde  od.  Ortsschnlrat 

3  Jahre. 

tros 

Gemeinde 

3  Jahre. 

r 

Gemeinde  od.  Gemeinderat 
und  Sclinlgenossenschaft 

1-5  Jahre. 

dte  Dnaer  de«  Pxenu. 

;iburg 

Staatsrat    auf    Untachten 
desOemeind  erata  und  der 
Schulkommission 

4  Jahre. 

ProrlMriMh,  nuUier 
deflniÜT    auf   Leben»- 

wlt. 

othnrn 

Gemeinde 

4  Jahre. 

tel-Stadt 

Erziehnngarat 

Unbestimmt. 

teUand 

Gemeinde 

5  Jahre. 

erfolgt  nnr  aaf  du  Ver- 
rate« od.  der  Mehrheit 
der  WXhler  »  MonMr 
tat  Ablauf  der  AmM- 

laffhansen 

Schnigemeinde  oder  Wahl- 
ausschnas 

8  Jahre. 

penzell  L-ü.  GemeiDile 

Unbestimmt 

penzelt  l.-t 

Gemeinde 

Daner^M  Patents 

^ 

N 
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Kuntone 

Wahlart 

Amtsdaner 

St.  Gallen 

Gemeinde    oder    Schulrat 
oder  Erziehnngsrät 

Unbestimmt. 

Graubünden 

Gemeinde 

keine  Vorschi 

Aargau 

Gemeinde 

6  Jahre. 

Thurgau 

Schulgemeinde 

Unbestimmt. 

Tessin 

Gemeinderat 

4  Jahre. 

Waadt 

Gemeinderat    und    Schul- 
kommission 

• 

Unbestimmt. 

Wallis 

Gemeinderat  (unter  Geneh- 
migung des  Staatsrates) 

1  Jahr. 

Neuenburg 

Schulkommission 

Unbestimmt. 

Genf 

Staatsrat 

Min.  1  Jahr. 

Bemerkung'en 

Abberufung  durch  Ge- 
meindebeschluss. 


Jahr. 


Abberufungsrecht  der 
Gemeinde  auf  Antrag 
von  *,*  der  Stimmbe- 
rechtigten. 


Abl)erufting  durch  den 
Staatsrat  auf  Antrag 
der  WahJbehörde. 


Gmonatliche  Kündigung 
von  Seite  der  Schul- 
kommissiun  unter  Vor- 
behalt d.  Genehmigung 
durch  den  Staatsrat. 


Beilage  IV, 


n:  'T 


Verzeichnis  der  Programm-Arbeiten 


als  Beilagen 


zu  den 


Jahresberichten  schweizer.  Vnterrichtsanstalten 

1890.     , 


A.   Philosophie  nnd  Eeligionsgeschichte. 

1.  Le  tr^sor  de  Tarne  chrestienne  par  H.-B.  de  la  Rochelle.  1588.  Publik  par 
M*^  A.  Perrochet,  Professeur. 

Beilage  zum  Programm  der  Acad6mie  de  Nenchätel  1889/90. 

2.  Wesen  und  Notwendigkeit  der  Philosophie  von  C.  Müller. 

Beilage  zum  Jahresbericht  der  kanton.  Industrieschule  und  des  städt. 
Obergymnasiums  in  Zug  1889/90. 

B.   Sprachwissenschaften. 

3.  Die  Wespen  des  Aristophanes.    In  den  Versmassen  der  Urschrift  übersetzt 
von  Professor  Dr.  Lang. 

Wissenschaftl.  Beilage  zum  Jahresbericht  des   Gymnasiums  in  Schaff- 
hausen 1889/90. 

4.  Fünf  Kapitel  aus  der  Geschichte  der  Sprache  von  P.  Leo  Fischer,  0.  S.  B., 
Professor. 

Beilage   zum   Jahresbericht   über   die   Kantonallehranstalt    in    Samen 
(Obwalden)  1889/90. 

5.  Lateinische  Bedeutungslehre  för  den  Schulgebrauch  von  Prof.  K.  Maurer. 

Wissenschaftl.  Beilage  zum  Programm  der  St.  Galler  Kantonsschule  1890. 

6.  Die  Orestie  des  Aeschylos  von  Georg  Finsler. 

Wissenschaftliche  Beilage  zum  Jahresbericht  über  das  städtische  Gym- 
nasium in  Bern  1890. 

7.  Des  recherches  phon^tiques  et  de  leur  application  k  l'enseignement  des 
langues  Vivantes  von  Professor  Frangois  Guex. 

Beilage  zum  Programm  der  Kantonsschule  in  Zürich  1890. 

C.   Geschichte. 

8.  Jacques  Louis  David  und  die  französische  Revolution  von  Karl  Bmn. 

Litterarische  Beigabe  zum  Programm  der  höh.  Töchterschule  und  des 
Lehrerinnenseminars  in  Zürich  1890. 

D.  Mathematik. 

9.  Versuch  einer  wissenschaftlichen  Behandlung  der  Buchhaltung  von  J.  Fr.  Schär. 

Wissenschaftl.  Beilage  zum  Bericht  der  Realschule  in  Basel  1889/90. 
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10.  Über  schweizerische  Landesvermessung  von  Prof.  F.  Raymond  Netzkammer. 

Beilage  zum  Jahresbericht  ttber  die  Lehr-  und  Erziehungsanstalt  des 
Benediktinerstiftes  Maria  Einsiedeln  1889/90. 

E.   Naturwissenschaften. 

11.  Zur  Chronik  der  Witterung  und  verwandter  Naturerscheinungen  von  Prof. 
B.  Amberg. 

Beilage  zum  Jahresbericht  über  die  höh.  Lehranstalt  zu  Luzem  1889/90. 

F.   Pädagogik  und  Schulgeschichte. 

12.  Pestalozzi-Studien  I.  von  0.  Hunziker. 

Beilage  zum  Jahresbericht  der  Schweiz,  permanenten  Schulausstellung 
in  Zürich  1890. 

13.  Verzeichnis  der  Programm-Beilagen  der  Schweiz.  Mittelschulen.  Zusammen- 
gestellt von  G.  Büeler. 

Beilage  zum  Programm  der  thurgauischen  Kantonsschule  in  Frauenfeld 
1889/90. 

IL  Fürsorge  für  Epileptische  von  Dir.  F.  KöUe. 

Beilage  zum  5.  Jahresbericht  der  Schweiz.  Anstalt  für  Epileptische  1890. 

15.  Das  Jubiläum  des  Gymnasiums  zu  Basel  zur  Feier  seines  300)  ährigen  Be- 
standes von  A.  Gessler. 

Beilage  zum  Jahresbericht  des  Gymnasiums  Basel  1889/90. 
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Beilage  V. 


Publikationen 

betreffend  das 

Unterriehtswesen  in  der  Schweiz  1890. 


/.  Lehrmittel. 

A.  Deutsche  Sprache. 

1.  Fibel  für  das  I.  Schuljahr.  I.  und  11.  Lesebuch  für  das  IL — HI.  Schul- 
jahr, von  H.  Wegmann,  Lehrer  in  Zürich.  Obligatorisches  Lehrmittel  der 
zürcherischen  Pnmarschulen.  Verlag  der  Erziehungsdirektion.  Preis:  Fibel 
4  Hefte  k  10  Cts.,  I.  Lesebuch  30  Cts.,  n.  Lesebuch  40  Cts. 

2.  Li  vre  de  lecture  destin6  aux  6coles  primaires  du  Jura  bemois  par  H.  Gobat 
et  F.  Allemand.  Lausanne,  Payot.  fr.  1. 25. 

3.  Excercices  de  lectures  et  Manuel  gradu6  de  r^citation  par  Jeanneret.  Lau- 
sanne, Mignot.  4  Parties :  fr.  1 ;  1. 25 ;  — .  50 ;  — .50. 

4.  Lesebuch  für  die  Volksschule,  von  L.  Schmid.    Fibel.    Chur,  Eich.  55  Cts. 

5.  Viertes  Schulbuch  für  Primarschulen.  Im  Auftrage  des  Erziehungsrat«« 
des  Kantons  Schwyz.    Einsiedeln,  Benziger.   Fr.  1. 

6.  Rechtschreibebüchlein  zur  Erzielung  einer  einheitlichen  Orthographie  in  den 
deutsch-schweizerischen  Schulen.  Im  Auftrage  des  Schweiz.  Lehrervereins. 
St.  Gallen,  Huber.  50  Cts. 

7.  Der  Sprachschüler.  Übungsstoff  für  die  Rechtschreibung,  die  Wort-  und 
Satzbildung,  von  Ferd.  Eggenschweiler,  Musterlehrer  in  Zuchwyl. 

8.  Materialien  für  den  Unterricht  in  der  Volksschule.  Ein  Lesebuch  für  die 
ländl.  Fortbildungsschule  und  den  Vorkurs  der  Militärdienst-Stellungspflich- 
tigen und  das  Haus,  von  Ant.  Plet scher,  Lehrer  in  Schieitheim.  Zürich, 
Fr.  Schulthess.    Preis  Fr.  1. 20. 

9.  Der  Lesefreund,  von  Job.  Erni,  Sekundarlehrer.  Zürich,  A.  Müller.  Preis 
40  Cts. 

10.  Der  junge  Landwirt.  Ein  landwirtschaftliches  Lesebuch,  von  S.  Engel. 
Bern,  Wyss.   Preis  Fr.  3. 40. 

11.  Lesebuch  für  die  Sekundärschulen  des  Kantons  Baselstadt.  HL  Teil. 
7.  Schuljahr.    Fr.  1*.  20. 

12.  Praktische  Stilschule,  Handbuch  für  den  deutschen  Unterricht  in  mitüern 
und  hohem  Schulen,  von  0.  Sutermeister.  Zürich,  Schulthess.  I. — U.  Teil 
k  Fr.  2. 40. 

13.  Die  Kunst  der  Rede.  Lehrbuch  der  Rhetorik,  Stilistik  und  Poetik,  von 
A.  Calmberg.  Neu  bearbeitet  von  H.  Utzinger.  Zürich,  Orell  Fttssli  &  Co. 
Preis  Fr.  3. 

B.  Französische  Sprache. 

14.  Fräulein  v.  La  Seigli^re  von  Jules  Sandeau.  Zum  Rückübersetzen  aus  dem 
Deutschen  in  das  Französische  bearbeitet  von  H.  Breitinger.  Zürich,  Fr. 
Schulthess.    1890. 
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C.   Italienische  Sprache. 

15.  Ans  Italien.  Material  für  den  Unterricht  in  der  italienischen  Sprache  Ton 
Sophie  Heim.    2.  Heft.    Zürich,  Schnlthess.    Fr.  1. 60. 

16.  Italienische  Sprechschale.  Ein  Hülfsbnch  znr  EinfÜhrong  in  die  italienische 
Konversation  für  den  Schul-  nnd  Privatgebrauch,  von  J.  Lardelli,  Professor 
der  italienischen  Sprache  in  Chur.  Zürich,  Schnlthess.  1890.  Preis  Fr.  2. 80. 

D.   Eechnen. 

17.  Nene  Methode  für  den  Rechnenunterricht  auf  der  Elementarstufe,  von  Th. 
Reinhard.    Bern,  Schmid,  Francke  &  Co.    60  Cts. 

18.  Praktisches  Rechnen  für  Oberklassen  von  Mädchenschulen  und  weiblichen 
Fortbildungsschulen  (200  Aufgaben),  von  A.  Oberholzer,  Frauenfeld,  Huber. 
50  Cts. 

19.  Zählrahme  mit  Hundertern,  Zehnem  und  Einem,  von  F.  Möschlin,  Lehrer 
in  Basel.    Preis  Fr.  28,  ohne  Rahme  Fr.  22. 

20.  Aufgaben  für  den  Unterricht  im  Rechnen  für  Gemeinde-  und  Bezirksschulen, 
von  H.  Wydler.    Aarau,  Sauerländer.    Per  Heft  15—70  Cts. 

21.  Aufgaben  zum  praktischen  Rechnen  für  Schweiz.  Volksschulen,  von  Zähringer. 
Bearbeitet  von  Enholz.  Zürich,  Meyer  &  Zeller.  10.  Heft,  kaufinännisches 
Rechnen,  30  Cts. 

22.  Elemente  der  Arithmetik  und  Algebra  von  A.  Pfenninger.  Zürich,  Schnlthess. 
Fr.  3. 

E.  Geschichte. 

23.  Übersichtstafeln  der  Schweizergeschichte  von  Dr.  K.  Dändliker.  Zttrich, 
Schnlthess.    Preis  80  Cts. 

24.  Lehrbuch  der  allgemeinen  Geschichte  von  J.  J.  Müller  und  Dr.  K.  Dändliker. 
Zürich,  Schnlthess.    Fr.  4. 

25.  Bilder  ans  der  Weltgeschichte.  Ein  Lehr-  und  Lesebuch  für  Gymnasien, 
Lehrerseminarien,  Bezirks-  nnd^Sekundarschulen,  sowie  zum  Selbstunterricht, 
von  Dr.  W.  Oechsli.  Winterthur,  Ehrich.  1890.  Preis :  I.  Teil  geb.  Fr.  3., 
n.— m.  Teil  geb.  Fr.  5. 

26.  Schweizerisches  Verfassungsbüchlein  von  J.  Strickler.    Bern,  Wyss.    Fr.  2. 

27.  Schweizergeschichte  zum  Schul-  und  Privatgebrauch,  von  J.  Sterchi.  Bem, 
Kaiser.    Fr.  1. 

28.  G^graphie  de  la  Suisse  et  g^n^raUt^s  sur  les  5  parties  du  monde,  par 
M.  Duchosal.    Genfeve,  Burkhardt.    80  Cts. 

F.  Naturkunde. 

29.  Materialien  für  den  naturgeschichtlichen  Unterricht  in  der  Volksschule,  von 
G.  Stucki.    n.  Teil,  Zoologie.    Bem,  Schmid,  Francke  &  Co.    Fr.  1. 50. 

G.   Zeichnen. 

30.  Tabellenwerk  fflr  das  Eunstzeichnen  an  Primär-,  Sekundär-  und  gewerbl. 
Fortbildungsschulen.  48  Tafeln  in  zwei  Serien  ä  24  Tafeln.  Heiyiusgegeben 
unter  Mitwirkung  einer  Kommission  bemischer  Schul-  und  Fachmänner.  Bern, 
Lehrmittelanstalt  W.  Kaiser.  Preis :  I.  Serie  Tafel  1—24  Fr.  8. 50.  11.  Serie 
Tafel  25—48  Fr.  10. 

H.   Schreiben. 

l  Schreibkurs  für  die  Schulen  der  Stadt  Bern.  Im  Auftrag  der  Primarlehrer- 
konferenz  bearbeitet  von  J.  Marthaler,  Fr.  Ray  und  A.  Reist.  Bern,  W. 
Kaiser.    Preis  60  Cts. 


i 


n 

r.    Zürich,         I 
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J.   Turnen, 
[ygieiuische  Gymnastik  für  die  weibliche  Jugend,  von  G.  Ealler. 
»rell  Füaali  &  Co.    Fr.  1. 
0  Übuttgsgmppen    am    Stemmbalken    (Pferd),    von    Fritz    Flück.    Bern, 
chmid,  Francke  &  Co.    Preia  Fr.  1.20. 

[ethodiscbe  Übnngsgrnppen  fUr  den  Stemmbalken  nnd  da»  Springen,  von 
;.  Heier.    Ärbon,  Siegenthaler,    Preis  60  Cts. 

IL  Handbücher. 
lehrbnch  der  Pädagog:ik  fiir  Lehrer-  und  Lehrerin nenseminarien,  sowie  zum 
elbstnnt«rrichte,  vou  E.  Martig,  Seminardirektor  in  Hofwyl.  Bern,  Schmid, 
■rancke  &  Co.    Preis  geb.  Fr.  2. 

[andbnch  für  den  Turnunterricht  in  Mild  che  nschnlen,  von  Bollinger-Aoer. 
[it  102  lUostrationen.    Zflri.h,  Orell  Füssli  &  Co.    1890.    Preis  Fr.  2.50. 

112.  Ai^ndlunffen. 
A.    Scbulgescbicbte. 
iwei  ostschweizerische  Lehrerbildangsanstalten  ans  dem  Anfange  des  nenn- 
ehnten  Jahrhunderts,  voo  Dr.  H.  Morf  in  Winterthur. 
leachichte  des  Freihandzeichnens  in  der  Schweiz,  von  0.  Fnpikofer.  I.  Teil. 
t.  Gjillen,  Huber.    Fr.  1.  60. 

leschichte  der  Mathematik  nnd  Naturwissenschaften  in  berneriscben  Landen, 
on  Dr.  J.  H.  Graf.    III.  Heft.    2.  Abt.    Bern,  Wyss. 
lie  Bestrebungen  zur  Gründung   einer  eidgen.  Hochschule  (1758—1874), 
on  K.  Geiser.     Bern,  Wyss.     Fr.  2.    ■ 

>ie  Schweizerische  Kartographie  an  der  Weltansstellnug  in  Paris  1889  und 
ire  ueuen  Ziele,  Ton  Fr.  Becker.  Frauenfeld,  J.  Hnber.  1890.  Preis  l'r.  2. 40. 

IV.  OfßxUlle  Berichte. 
ifSxielter  Katalog  der  Ansstellnng  des  Schweiz,  gewerblichen  Fortbildni^- 
cbnlweaens  in  Zürich  1890,  von  Professor  Bendel  in  Schaffhanaen.  Zürich, 
lüller.    Preis  50  Cts. 

erbandlun^en  der  Schlusskonferenz  über  die  I,  Schweizerische  Ansstellnng 
es  gewerblichen  FortbildungsscbulweBens  in  der  Schweiz  vom  27.  September 
390.  Auf  Veranstalten  des  Schweiz.  iBdnatriedepartements  veröffentlicht 
on  der  Ansstellungskommiasion. 

lie  Schul  gartenfrage  mit  Berücksichtigung  ihrer  historischen  Entwicklung 
nd  ihres  gegenwärtigen  Standes  in  Oesterreich.  Bericht  über  eine  Studien- 
eise, dem  Schweiz.  Landwirlschaftsdepartement  und  dem  Erziehnn^ate 
es  Kantons  Zürich  erstattet  von  Fr.  Zollinger,  Lehrer  in  Hottingen. 
eparatabzng  aus  dem  Landwirtschaftlichen  Jahrbuch  1890. 
lie  Frage  der  Schulhvgieine  in  der  Stadt  Bern.  Im  Auftrage  der  städtischen 
olizeidirektion  in  Bern  zasemmengestellt  nach  den  Verhandlongen  der 
ieflir  gebildeten  Sektionen  von  Dr.  Ost,  SanitätssekretSr.  Bern,  Schmid, 
'rancke  &  Co.    Preis  Fr.  3. 

ädagogische  Prüfung  bei  der  Rekrutimng  im  Herbst  1890.    Eidgen.   sta- 
stisches  Bureau  in  Bern.    Zürich,  Orell  Füssli  &  Co.    1891. 
ahreabericht  des  bündnerischen  Lehrervereins,  herausgegeben  vom  Vereins- 
erstand.     Chur,  Rieh.    Fr.  1.50. 

litteilnngen  über  Jugend  Schriften  an  Eltern,  Lehrer  nnd  Bibliothekvorstande, 
ra  der  Jugendschriftenkoniinissioa  des  Schweiz.  Lehre rvereius.  Aaran, 
auerltmder.    Fr.  1. 80. 
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Titel 

1.  Amtliches  Schnlblatt  des  Kan-1 

tons  Zürich  i) | 

2.  Amtliches  Schulblatt  des  Ean-\ 

tons  St.  Gallen      .    .    .    .| 

3.  Aargaaer  Schalblatt     .    .    . 

4.  Berner  Schalblatt     .... 

5.  Blätter  für  die  Fortbildangs-\ 

schule I 

6.  Blätter  für  den  Zeichnungs-^ 

Unterricht | 

7.  Bulletin  p^dagogique    .     .     . 

8.  Citoyen,  le  jeune      .... 

9.  L'Ecole,  recueil  p^dagogique 

10.  L'Educateur 

11.  L'Educatore 

12.  L'Ecole  primaire      .... 

13.  Fortbildungsschüler    (6ratis-1 

beilage :    Der    gewerbliche  [ 
Fortbildongsschüler) .    .    .) 

14.  Le  Gymnaste  suisse      .    . 


Ort  der 
Herausgabe 


Zürich 

St.  Gallen 

Aarau 
Bern 

Winterthnr 


Redaktion 

(£rziehang^) 
\  Sekretariat ) 

fErziehungt-^ 
l  Sekretariat  ( 

E.  Hunziker 

Grünig 

Steiner 


h   C   h 

Jahr-  •«  S  «     g 
gang    2  S  fc;    ^ 

^»     Fr.Ct. 

V  12    1.70 

VI      12    -.80 

IX      26    2.50 
XXIII   52    5.20 

VI  10    1.— 


St.  Gallen  Pupikofer  XV  12  3.— 

Freibarg  Homer  —  12  3. — 

Lausanne  Gaillard-Poiiu  VI  12  1.50 

—  Gaülard-Powii  XVIH  24  5.— 

Chaux-de-Fond«  Clerc  XXVI  24  5.— 

BelUnzona  Buzzi  XXXII  24  5.20 

Sitten  Pignat  IX  12  2.50 


Solothum       Gunzinger 


10    1.— 


15.  Hlustrirte  Jugendblätter  . 

16.  Kinderfireund,  Schweiz,  illustr 

Schülerzeitung      .    .    . 

17.  Luzemer  Schulblatt     .    . 


1 


18.  Monatsblätter  für  Schulturnen 


Genf 
Aarau 

Bern 

Luzem 
Basel 


Band  XXXI   24    4.50 

{^■%'t?"^}   X^^    ^2    5.- 

SiUrauiUr  VI      26    1.50 


(  T^nttid  dir 


\  KuttitUelirer- 
{     bifenu 

Ferd.  Riehm 


} 


Vn      12    2.20 
I       12    2.— 


*)  Das  amtliche  Schnlblatt  des  Kantons  Zürich  enthält  folgende  Gratisbeilagen: 

Jahresbericht  der  Ersiehnngsdirektion.  und  der  Schul synode,  neue  Gesetze  und 

Verordnungen. 
Die  Schnlbehörden  und  Lehrer  erhalten  das  Blatt  unentgeltlich. 
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Titel 

19.  Pionier,  Organ  der  Schweiz. 

permanenten  Schulausstel- 
lung u.  des  Schweiz.  Vereins 
für  Arheitsunterricht      .    . 

20.  Praxis   der    Schweiz.   Volks- \ 

schule ) 

21.  Schweiz.   Blätter    für    erzie-\ 

henden  Unterricht  ^) .     .    .) 

22.  Schweiz.  Erziehungsfreund  2)  . 

23.  Schweiz,   evang.    Schulblatt, 

Organ    des   evang.    Schul-  ^ 
Vereins  der  Schweiz  ®)  .    . 

24.  Schweiz.  Blätter  für  Gesund- ( 

heitspflege ) 

25.  Schweiz.  Fortbildungsschule  . 

26.  Schweiz.  Schularchiv,  Org.  der^ 

Schweiz,  perm.  Sehulannt^iloog.l 

Beilagen:  Pestaloziibl&lUr,  Die| 

gewerbliche  Fortbildongssehnle.  j 

27.  Schweiz.  Lehrerzeitung,  Orginl 

des  Schweiz.  LehrervereinsJ 

28.  Schweiz.  Tumzeitung   . 

29.  St.  Galler  Schulblätter  . 


•         • 


Ort  der 
Herausgabe 


Bern 

Zürich 

Chur 
Gossau 

Bern 

Zürich 
Zürich 

Zürich 


Redaktion 


Lüthy 


J.  Bühlmann 


I 


Wiget  (lUneh.)  \ 
0.  lonrad  (Chur)/ 

Banngirtner,  Zog 
Howald 

Dr.  Güster 
C.  Führer 


Fr.Ct. 

XI      26    1.50 


vm 

XV 


12   6.- 

10   3.- 
52    4.50 


XXV    52    4.20 


V 
I 


26    4.80 
24    4.- 


Dr.Hunziker       XI      12   2.- 


Frauenfeld    {^"*SJ^*'}   ^^^  ^^   5.- 


Zürich 


Rorschach         Balsiger  IX       12   2.50 


»)  Trat  an  Stelle  der  „Bündner  Seminarblätter''. 

»)  Trat  an  Stelle  der  „Kath.  Seminarblätter*'. 

*)  Trat  an  SteUe  der  „Blätter  für  die  christliche  Schale'*. 


mm^' 


Beilage 


Verzeichnis 

der 

FriTatsdinlen  in  der  Schweiz  1890 '). 


I.  All^meine  VoterriehtsaDatalten. 

1.  PrimarschuUtufe. 
a.  Gemischte  (Knaben-  nnd  Hftdcheii)-Schulei). 

Fwie  eTaDgelische  Schnlen:    Zflrieh:    Zürich,  Anssersihl,   L'nteratrasa,  I 

Wädensweil,  Üster.  —   Bern.  —  Botel.  — 

Privat  schul  en :     Bern:  Bern,  Biel,  Burgdorf,   Chatelat,  Corg^mont,   Co 

Epiqaerez,  KSniz,  Les  Brenknx,  Hontmelon,  NenTeville, 

raoDt,  Porrentruy,  SoiyilUer,  Sonvillier,  Sumiswald.  —  i 

Freiburg.  —  St.  Gallen.  —   Teagin:  Ästftno  (Milooi),  Bei 

(Bacilieri,    Chicherio,    Bemasconi) ,    Biasca   (Ferrari) ,    ' 

(Franzetti),  Lineacio  (Zanolini),  Lugano  (Sala  Cbiara,  Cal 

Tarabola).  —  Waadt:  Ormont-Deasua,  Terreaui. 

Tiofergchnlen :    öcm;  Brnniers,  Cortfibert,  Mont  Tramelao,  St.  Immer,  Vai 

Dentiche  Schulen:  Bern:  Bellelay,  Challnet,  Fränois,  Montbantier,  Plai 

Soaboz. 
Kilholische  PriTatschnleo :    Tessin:    Bellinzona    (2),    Bosco.     —     Graut 
Ilanz.  —  Waailt:  Vevey,  Yverdon.  —  Neuenl 
Genf. 

b.   Knabenschulen. 
Bern:  Köniz.  —  Baeel. 


Bern:  KOtÜK.  —  Luzern:  Hochdorf. —  Nidtealden:  Rickenbach. —  i 
Mollia.  —  Basel  (Frl.  Gmaaiier,  Mojou,  Oser).  —  St.  Gallen :  Ragaz,  Mela,  Fl 
Tofin:  BelUnzona,  Lugano,  Ärogno  (Oroppi),  Mamg^ia  (Manzoni). 

3.   HSkere  Schulen, 
a.  Gemischte. 

Cham    (PriTatseknndarschi] 


<}  Du  Venelehnis  ist  gnvollttündig,  weil  nietat  in  allfn  Jäh 
uifD  EnivhaiiK»ilrektlanrn  Über  dl«  PrlvHtechu]«n  AufMtalnsa  ertei 
nnUatiichen  ErhebaiiKeii  Ton  1881  die  beiHKlichen  Angaben  nicht  Qb 
"enl«n  Itonnten.  Erilehnngsdirekt Ionen  und  Vorsteher  soloher  Inglil 
AiiffilluDK  ■llfilliKsr  LUcken  b«bilirilch  la  Kln. 


Verzeichnis  der  Privatachnlen. 
b.    KnabenechDleu. 


n 


Zürich :  Hiralanden  (Dr.  Bertsch).  Fluntern  (Dr.  Keller),  Unterstrasa  (Niederer 
I  Dr.  Weuk)  und  EvanKel.  Lehrerseminar,   Stfifa   (Dr.  Bodmer).    —   Bm: 

m  {Lerbergjmnasiam),  Mnrlstalden  (Evang.  Lehrerserainar),  Nenveville.  — 
ol/ium:  Grenchen  (Breidenatein).  —  St.  (lallen:  St.  Gallen  (Lnte-Schlattert. 
rschach  (Kauftn.  nnd  techn,  Institut  von  Wjget),  WattwU  (Bande Isachnle).  — 
lubSnden:  Schiere  (Lehrerseminar u.  Realschule),  Davos-Platz  (FriedericiamiDi), 
feredo  (St.  Anna).  —  Aargau:  Aarhnrg  (Welti-Kettiger).  —  Tegsin:  Fsido 
Lzzi),  Olivone  (Pio  Istitnto),  Lugano  (von  Landriani  nnd  von  L.  Hassieri). — 
mdt:  Lanaanne  (Galliard).  —  Neuenburg:  Peseni  (Evang.  Lehrerseminar). 

e.   MUdclienschalen. 

znrich .-  ZOrich  (von  Grebel),  Hottingen  (Tnbler-Hattemer),  Enge  (Hoche), 
nnedorf  (Waldner),  Winterthur  (Steiner).  —  Bern :  Bern  (Neue  Mftdchen- 
nle  mit  Lehrerinnenseminar),  Neuveville  (4  Institute).  —  Basel:  PriTat- 
bterschule  von  Pfarrer  Schwarz,  Ecole  Fran^aise  von  Frl.  Panllj,  ftanzSsbche 
I  englische  Kurse  für  Jünglinge  und  für  Töchter.  —  St.  Oalten :  Eonrhach 
Idcheninatitut  zur  Biene),  Kath,  MUdcheninstitut.  —  Graubanden:  TBchier- 
titnte  in  Ilanz,  Laax,  Thusis.  —  Aargau :  AarbuTK  (Zuberbühler  n.  Kettiger.  — 
urgau:  Komanshom  (Zollikofer).  —  Tessin:  Belliuzona  (Binmi  nnd  Boccnni). 
:aTno  (EIzi),  Lugano  (Ferrario,  Vanoni),  Mamggia  (Manzoni).  Mendrii^in 
izzoni).  —  Neuenburg:  TOchterinatitut  in  Montmirail. 

(f.  Eloaterschulen. 
Schiryz:  Schwjz  (KoUegiuni  Maria  Hilf,  Gymnasium  nnd  RealschDlel,  Ein- 
ieln  (Gymnasium  und  Lyzeum),  Ingetibohl  (Tüchterpensiouat  nnd  Lelirerinnen- 
linar).  —  Obiuaidea :  Engelberg  (Gymnasium  des  Benediktinerstifts).  — 
irux:  Näfels  (Klnaterschule).  —  Zug:  Zug  (Pension  St.  Jlichael  und  Katho- 
;hes  Lehrerseminar),  Menzingen  (Töchterpensionat  und  Lehrerinnenseminar)-  — 
eiburg:  Freiburg:  Kollegium  St.  Michael  (Deutsches  und  französisches  (!ym- 
lium,  Lyzenm,  Industrieschule).  —  Si.  Gallen:  Jona  (Töchterinatitut  des  Klosters 
innsbach).  —  Grauhilnäen :  Kazis  (Tüchterinatitut  des  Frauen k lost ers),  Disentiä 
lostersthule),  Chur  (Tlieol.  Lehranstalt).  —  Tessin:  Locamo:  Collegio  S.  Giu- 
>pe  und  S.  Engenio  (Gymnasium  und  Realschule),  Ascona  (Collegio  Pontilicale), 
gano:  Tüchterinatitut  zu  St.  Joseph,  Istitnto  Sant'Anna  und  Monaehe  Ca- 
;cine,  Bellinzona  (Istitnto  Santa  Maria),  PoUegio  (Seminario  di  Santa  Maria). 

II,  Walsenschnlen. 


ZflricA .■  Wädensweil,  Stäfa.  —  Bern:  Courtelary,  Gottstadt,  Porrentniy. - 
tiburg:  Auborangea  -  Promaaens.   —    BaselsladI:    Basel  (Waisenanstalt).  — 

Gallen:  St.  Gallen,  Altstätten,  Schännis,  Wildhans.  Wattn-il,  Idabeim.  — 
tubilnden:  Chur,  Schteuis.  —  Thurgau:  Idazeil.  —  Neuenbürg.  —  Gtnf. 

b.  Knabenschulen. 
Bern.  —    Waailt:  Lausauna.  —  Neuenbürg. 

c.  Mädchenschulen. 

Bern:  Bern,  Muri.  —  Schiryi:  Ingenbohl.  —  Tefilin:  Lugano.  —  Waadt: 
ithay.  —  Neuenburg. 

III.  BettnngsansUlten. 

a.  Gemischte  Anstalten. 
Zarieh:  Freienstein,  Friedheim,  Sonnenbiihl.  —  Bera:  BDmplitz.  —  Bntrl- 
d:   Gelterkinden,  —  Sl.  Gallen:    St.  Galleu,   Balgack,   Grabs,  Wattwil.  — 
rgau :  Friedberi;,  Kasteln,  Hermetsweil. 


Verzeichnis  der  Privatschuleu. 
b,  Knabenanstalten. 
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Zürich :  Ringweil  (Staatl.  Korrektionsanstalt),  Schlieren  (Pestalozzistiftnng), 
Brattisellen  (Fabrik-  nnd  Erziehungsanstalt).  —  Bern :  Bächtelen  und  Landorf, 
Wabern,  Muri  (Eettungsanstalten).  —  Glarus:  Eilten  (Kolonie),  Niederumen 
(Linthkolonie).  —  Baselland:  Basel-Augst  (Annenanstalt).  —  Appenzell  A,-Rh,: 
Wiesen  (bei  Herisau).  -  St,  Gallen :  Oberbüren.  —  Aargau :  Olsberg  u.  Effingen.  — 
Thurgau:  Bemrain  (landwirtschaftliche  Armenschule). 

c.   Mädchenanstalteu. 

*  Zürich:  Richtersw^eil  (Rettungsanstalt  filr  kath.  Mädchen),  Wangen  und 
Tageiswangen  (Fabrik-  und  Erziehungsanstalten).  - —  Bern :  Köniz  (2),  Kehrsatz, 
Steinhölzli,  Wabern,  Muri  (Armen-  und  Rettungsanstalten).  —  St.  Gallen: 
StraubenzeU.  —  Baselland:  Frenkendorf.  —  Baitelstadt :  Richter  Linder'sche 
Anstalt.  —  Aargau:  Baden. 

IT.  Blinden-  und  Tanbstnmmen-Anstalten. 

a.    Taubstummenanstalten. 

Bern:  Wabern  (Mädchen),  Münchenbuchsee.  —  Luzem:  Hohenraiu.  —  Frei- 
hurg:  Greyerz.  —  Baselstadt:  Riehen.  —  St.  Gallen:  St.  Gallen.  —  Aargau: 
Landenhof  bei  U.-Entfelden,  Zofingen,  Baden  (Mädchen).  —  Tessin :  Locarno.  — 
Waadt:  Moudon  (Knaben).  —  Genf:  Genf  (2). 

b,   Blindenanstalten. 
Bern:  Köniz.  —  Waadt:  Lausanne. 

c.   Blinden-  und  Taubstummenanstalten. 
Zürich:   Zürich. 

y.  Anstalten  für  Schwachsinnige. 

a.    Gemischte. 
Basel.   —   Aargau:   Biberstein,   Bremgarten. 

b.  Knaben. 
Zürich:   Regensberg. 

c.  Mädchen. 
Zürich :  Hottingen. 

YI.  Anstalten  fftr  kränkliche  Kinder. 

Gemischte. 

Zürich:  Riesbach  (Schweiz.  Anstalt  für  Epileptische),  Zürich  (Mathilde 
Escher-Stiftung). 
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Qrellftlssli-Yerlag,  Zürich. 

Itt  tmsere]ii  Terlage  erscheint: 

Schweizerische  Lehrerzeitung 

Organ  des  Schweizerischen  Lehrerrereins  und  des  Pestalozzianum«  in  Zürich. 

37.  Jahrgang.  —  1892. 

Redigirt  von  F.  Fritsclii,  Sel^nndarlehrer,  Neumünster-Zfirich ;  6.  Sfucki, 
Sekundarlehrer, Bern;  C. Balaiger,  Schnldirektor, Bern;  P. Conrad, Seminardirektor, 

Chur;  Dr.  Th.  Wiget,  Seminardirektor,  Korschach. 

Preis  per  Jahrgang  5  Fr. 

Schweizerische  pädagogische  Zeitschrift 

Heransgegehen  vom  8ehiittlx«rlsohttii  Lehp^rvsrttin. 

nnter  der  Bedaktion  von  F.  Fritachi,  Sekundarlehrer,  Neumünster;  E.  Batsiger, 
Schuldirektor,  Bern;  6.  Stückig  Sekundarlehrer,  Peru;  P.  Conrad^  Seminardirektor, 

Chur;  Pr.  Tb.  Wiget,  Seminardirektor,  Börschach. 

Jfthrlioh  vier  Hefte  zu  fiXnt  BoffelL 
Beilage:  Pe«t  slomztblftaer, 

redigirt  von  Profe$8or  Dr.  0.  Hunziker  in  Zärich. 

Abomieaientspfrels  0  Fninken« 

Die  bei  der  Verlagsbuchhandlung  eingeschriebenen  Abonnenten  der  „Schweiz. 

Lehrerzeitnng^  erhalten  diese  Zeitschrift  zum  reduzirten  Preise  von  2  Fr. 

Die  Bestellungen  sind  zu  adressiren  an  den  Verleger. 

Die  Rfl&st  der  Rede. 

Lehrbuch  der  Bhetorik,  Stilistik,  Poetik, 

*Vou 
Dr.  Adolf  Calmberr. 

Dritte  Auflage,  neu  bearbeitet  von 

H.  Utzinger, 

Lehrer,  der  deutschen  Sprache  nad  Literatur  aiii  ittrcherLachen  I/ehrerttemtnar. 

Xn.  u.  238  Seiten.    Broch.  Preis  8  Framkeo. 

*♦*  Der  Herr  Bearbeiter  hat  zwar  die  Grundlage  des  Lehrbuches  im  all- 
gemeinen beibehalten,  aber  an  der  Einteilung  uud  dem  Inhalte  eine  Beihe 
zum  teil  tiefgreifender  Änderungen  vorgenommen.  Der  Plan  ^nxrde  bedeutend 
vereinfacht  und  theoretische  Erörterungen  gekürzt,  um  dadurch  Raum  für 
praktische  Beispiele  zu  schaffen.  Die  Abschnitte  über  Tropen  und  Bedefiguren 
sind  vervollständigt  und  das  Kapitel  über  den  mündlichen  Vortrag  ist  ganz 
neu  bearbeitet. 

Das  Buch  ist  aufs  sorgfältigste  ausgestattet. 

Statistisclies  JabrbDcli  der  Scbf  eiz. 

I.  Jahrgang.    XIV  und  265  Seiten  4^ 

imiugeiielRg  im  EUgeBissM-Mstisdieii  Bnreao  li  Ben. 

Mit  zwei  kolorirten  Tafeln. 

Dichtigkeit  der  BevfillceruRg  und  militärische  Diensttauglichlceit. 

Preis  5  Franken. 


Bedeutende  Preisermässigung. 

«  •  m.  t 

Durch  besonderes  JSntgegenkommen  des  Verfaesefs  sind  wir  in  den 
Stand  ^eset^t,  allen  Abnehmern  diese»  IT^  JTalurbaclies 

die  nachstehend  verzeichneten  Werke  des  ^leiöhen  Verfassers  zu 
folgenden,  bedeutend  reduzirten  Preisen  abzugeben,  sofern  die  Be- 
stellung der  Verlagsbuchhändltiug  direkt  zugeht  und  von  dem 
entspreeheliden  Betrage  in  BriefinaJken  begleitet  ht. 

Bei  Bezug  durch  die  Buchhandlungen  bleibt  der  bekannte  Laden- 
preis aufrecht. 

Grob|  C.y  Das  Ubrecseminar  des  Kantons  Zürich  in  Küsnacht. 
Zur  Feier  des  ftlnfzigjährigen  Jubiläunis  der  Anstalt,  iu 
dankbarer  Erinnerung   gewidmet   von   ihrem    ehemaligen 
'  Schüler.     '  ■       . 

Statt  Fr.  I.  50  nur  50  Centimes. 

._.    —  .Saramlungen  .  neuer    Gesetze    und    Verordnungen    nebst 
statistischen  Übersichten  über  das  gesamte  Unterrichtswesen 
in  der  Schweiz  iu  den  Jahren  1883 — 1885. 
Statt  0  Franken  nur  2  Franken. 

—  -      Sammlung  neuer  Gesetze  und  Verordnungen  nebst  statistüchen 

Übersichten   über   das   gesamte   Unterrichtswesen   in   der 
Schweiz  im  Jahre  1886. 

Statt  4  Franken  nur  2  Franken. 

—  —    Jahrbuch  des  Unterrichtswesens  in  der  Schweiz  1887. 

Statt  4  Franken  nur  2  Franken. 

—  —    Statistik  Ober  das  schweizefisohe  Unterrichtswesen.  7  Bände. 

Statt  12  Franken  nur  .4  Franken. 

*^*  Ein  fUr  die  Beamten,  wie  flir  die  pädagogische  Welt  unent- 
behrliches Nachsehlagebüch,  das  über  Schuleinrichtung,  Zahl  und  Art 
der  Schulen,  Lehrer-  und  ScMlerschaft,  ßesoldnngsverhältuisse  und  die 
Schulgesetzgebnngen  der  Schweiz  alle  nur  nir)gliche  Auskunft  gibt. 


Ferner  erschien: 

Jahfbacli  des  ünterriciitsfesens  in  der  Scbweiz  1888. 

Bearbeitet  und  mit  Bundesunt  er  Stützung  herausgegeben  von  C.  Groh, 
Redaktor  der  Schweiz.  Unterrichtsstatistik  fiir  die  Landesausstellung 

iu  Zürich  1883. 

80  brochirt.    VI  und  228  Seiten.    4  I^anken. 


Jahrbuch  des  ünterrichtsw esens  in  der  Schweiz  Ml 

Bearbeitet  von  C.  Grob. 

•   80  brochirt.    XVI  und  36G  Seiten.    4  Franken. 

***  „Nation'al-Zeitung"  in  Basel  schreibt:  "Wir  sind  tiberzeugt, 
dass  die  pädagogische  Welt  nicht  nur  der  Schweiz,  sondern  auch  des 
Auslandes  diej?es  vortrefflielio  und  mit  einem  enormen  Aufwände  von 
Zeit,  Mühe  und  Geduld  erstellte  Werk  freudig  begrüssen  wird. 


Jahrbuch 


des 


Unterrichtswesens  in  der  Schweiz 


1891 


von 


Msktor  Jkr  scäi eix.  VitemcbtsUiktik  fir  «lie  UitounMloig  ii  Krich  188). 


—>' 


PIr  das  Jahr  1891  l)earl)eitet  aad  mit  BiBdtsimterstiltzug  heransgegeben 


von 


D'  jup.  ALBERT  HÜBER, 

Sekretär  des  Erziehiiugswesens  des  Kantons  Zürich. 


Zarich. 

Verlag  des  Art.  Institut  Orell  Füssli. 

1893. 
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Jahrbuch 


des 


Unterrichtswesens  in  der  Schweiz 


1891 


von 


O.  GROB, 

Redaktor  itt  sehweii.  Diterricktsstotisttk  für  dio  Undeiamstflliuig  ii  Zirick  18S3. 


Für  das  Jalir  1891  bearbeitet  und  mit  Bnndesnnterstntznng  heraasgegeben 


yon 


D^  jur.  ALBERT  HUBER, 

Sekretär  des  Erziehungswesens  des  Kantons  Zürich. 


ZQrich. 

Verlag  des  Art.  Institut  Orell  Füssli. 

1893. 


Bnchdrickerei  des  Seh  weis.  GriilliTereiM,  Zirieh. 


Vorwort. 


Das  Jahrbuch  des  Unterrichtswesens  in  der  Schweiz  pro  1891 
ist  des  Werkes  fünfter  Jahrgang.  Der  Begründer  desselben,  Herr 
C.  Grob,  gewesener  Erziehungssekretär  des  Kantons  Zürich  und 
Verfasser  der  Schulstatistik  für  die  Schweiz.  Landesausstellung  1883, 
sah  sich  infolge  seiner  Wahl  in  den  Stadtrat  von  Neu-Zürich  und 
der  daherigen  intensiven  Inanspruchnahme  durch  die  Reorganisation 
des  Schulwesens  in  der  erweiterten  Stadt  gezwungen,  auf  die 
Fortführung  des  Jahrbuches  zu  verzichten. 

Er  trennte  sich  nur  mit  schwerem  Herzen  von  seinem  Werke, 
iBs  er  als  Sorgenkind  während  einer  Reihe  von  Jahren  gehegt 
und  gepflegt  hatte  und  das  ihm  so  recht  ans  Herz  gewachsen  war. 

Er  hat  an  demselben  mit  selbstloser  Liebe  und  hervorragendem 
Geschick  gearbeitet  und  es  darf  an  diesem  Orte  wohl  gesagt  werden, 
dass  er  als  Verfasser  der  umfangreichen  siebenbändigen  schwei- 
zerischen Schulstatistik  für  die  schweizerische  Landesausstellung 
1883  und  durch  seine  jahrzehntelange  Arbeit  auf  dem  Gebiete  des 
schweizerischen  Schulwesens  wie  wenige  berufen  war,  sich  über 
das  schweizerische  Schulwesen  auszusprechen.  Seiner  Bericht- 
erstattung ist  allseitig  das  Lob  der  Objektivität  gezollt  worden, 
eine  Eigenschaft,  die  ilire  Begründung  in  der  innigen  Vertrautheit 
mit  den  zahllosen  Details  unserer  25  buntscheckigen  kantonalen 
Schiilorganisationen  hat,  ohne  dass  die  allgemeinen  Gesichtspunkte 
ausser  Acht  gesetzt  worden  wären. 

Wenn  der  Unterzeichnete  es  unternommen  hat,  an  die  schwie- 
rige Arbeit  heranzugehen,  so  war  es  der  Umstand,  dass  ihm  der 
freundliche  Rat  des  Herrn  Vorgängers  im  Amt  jederzeit  zur  Ver- 
fügung stand  und  dass  eine  Reihe  systematischer  Vorarbeiten  bereits 
gemacht  waren. 

Der  Verfasser  hat  sich  im  Aufbau  des  Jahrbuches  im  grossen 
und  ganzen  an  die  durch  den  Begründer  desselben  im  letzten 
Jahre  gezogenen  Grundlinien  gehalten.  Bei  der  Beurteilung  des- 
selben bittet  er  um  freundliche  Nachsicht  und  er  ist  für  Bemerkungen 
und  Winke,  die  eine  Verbesserung  und  weitere  Ausgestaltung  der 
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Arbeit  ennögliclieii;  jederzeit  dankbar.  Erst  durch  diese  gemein- 
same Arbeit  kann  ein  Werk  entstehen,  das  immer  mehr  dazu 
geeignet  sein  Avird,  die  Kantone  über  ihre  gegenseitigen  Schulver- 
hältnisse zu  Orientiren  und  damit  ein  weiteres  Glied  zur  Verbindimg 
unter  einander  zu  bilden. 

Den  kantonalen  Erziehungsbureaux,  den  betreffenden  eidg. 
Verwaltungsabteilungen  und  einer  Reihe  von  Schulfreunden  in  den 
verschiedenen  Kantonen  spricht  der  Verfasser  für  ihre  freundliche 
Mithülfe  an  dem  gemeinsamen  schweizerischen  Werke  seinen  herz- 
lichen Dank  aus.  Nur  in  einigen  wenigen  Fällen  ist  die  gewünschte 
Auskunft  ausgeblieben.  Er  lässt  sich  aber  dadurch  nicht  entmutigen 
und  hat  die  frohe  Zuversicht,  dass  die  Türen  und  Herzen,  die  ihm 
diesmal  verschlossen  blieben,  beim  Anklopfen  im  nächsten  Jahre 
sich  öffnen  werden.  Es  ist  ja  ein  allgemein  schweizerisches  Werk 
und  der  Verfasser  darf  daher  wohl  an  den  Patriotismus  seiner 
Miteidgenossen  appelliren. 

Das  Ziel  ist  ein  schönes,  ein  hehres :  in  der  Ferne  winkt  die 
allgemeine  schweizerische  Volksschule. 

Was  nun  das  vorliegende  Jahrbuch  anbetrifft,  so  ist  zu  bemerken, 
dass  es,  wie  seine  Vorgänger,  nur  die  im  betreffenden  Berichtsjahre 
in  Betracht  fallenden  Verhältnisse  zur  Darstellung  bringt  und  regi- 
strirt.  Wenn  man  ein  einigermassen  vollständiges  Bild  bestimmter 
Bestrebungen  oder  der  statistischen  Entwicklung  gewisser  Schul- 
verhältnisse erhalten  will,  ist  es  notwendig,  auch  die  betreffenden 
Aufzeichnungen  der  frühern  Jahrbücher  zu  Rate  zu  ziehen. 

Mit  Bezug  auf  die  einleitende  Besprechung  der  Frage  der 
Unentgeltlichkeit  der  Lehrmittel  und  Schulmaterialien  in  der  Schweiz 
musste  sich  der  Verfasser  dem  Charakter  des  Jahrbuches  ent- 
sprechend darauf  beschränken,  bloss  die  Verhältnisse  zu  konsta- 
tiren,  und  es  musste  auf  eine  eingehendere  Würdigung  derselben 
verzichtet  werden. 

So  sind  denn  die  verschiedenen  Seiten,  welche  diese  Frage  fiir 
die  Betrachtung  bietet,  bloss  gestreift  worden.  Eine  erschöpfende 
Abhandlung  akademischer  Art  wird  übrigens  auch  niemand  hier 
finden  wollen;  wohl  aber  die  faktischen  Verhältnisse  in  möglichster 
Vollständigkeit. 


Zürich,  im  Februar  1893. 


Ä.  H. 
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Erster  Teil. 


AUgemeineF  Jahresbericht 


über  das 


Unterrichtswesen   in  der  Schweiz 


im  Jahr  1891. 


Erster  Absctinitt. 


Die  UnentgeltlicIiM  der  indindaellen  Lehrmittel 
and  Schnlmaterialien  in  der  Schweiz. 


Seit  Jahren  bildet  die  Frage  der  Unentgeltlichkeit  der  Lehr- 
mittel and  Schalmaterialien  ein  ständiges  Traktandam  in  den 
Ratssälen  and  in  der  Presse. 

In  Kantonen,  wo  man  sich  ihr  gegenüber  vor  einem  Jahrzehnt 
noch  kahl  verhalten  hatte,  hat  sie  siegreichen  Einzag  gehalten. 
So  konnte  der  Begründer  dieses  Jahrbuches  in  seinem  Rückblick 
auf  die  bezüglichen  Bestrebungen  im  Jahr  1890  mit  Eecht  sagen : 
„Die  Frage  der  Unentgeltlichkeit  der  Lehrmittel  und  Schulmate- 
riahen  an  der  obligatorischen  Volksschule  geht  um  in  allen 
Schweizergauen".  Es  ist  ein  guter  Geist,  der  sich  im  Lande 
bemerkbar  macht.  Daraus  erklären  sich  auch  seine  Erfolge.  Diese 
Bewegung  auf  sozialem  und  pädagogischen  Gebiete  wird  sobald 
flieht  zur  Ruhe  kommen,  denn  sie  hat  ihre  tiefinnere  ideale  Be- 
grfindang;  es  ist  der  Gedanke  der  sozialen  Gerechtigkeit  und 
Billigkeit  —  der  Nächstenliebe.  Mit  elementarer  Gewalt  hat  er 
rieh  Geltung  verschafft.  Grosse  Ideen  lassen  sich  nicht  eindämmen. 
Und  der  Gedanke  der  Unentgeltlichkeit  des  Schulmaterials  für 
alle  muss  gewiss  als  eine  solche  erscheinen,  denn  durch» ihre 
Bealkirung  ist  ein  Teil  der  sozialen  Frage  —  wenn  auch  in  be- 
scheidenem Rahmen  —  gelöst. 

In  allen  Teilen  unseies  Vaterlandes  hat  er  sich  unbestrittenes 
Heimatrecht  verschafft  und  in  einer  ganzen  Reihe  von  Kantonen 
bereits  gesetzliche  Fixirung  erlangt. 
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In  den  siebenziger  Jahren  war  Glarus  der  einzige  Kantou, 
welcher  die  Unentgeltlichkeit  und  zwar  nur  für  die  SchulmateriaUen 
obligatorisch  fiii*  alle  Gemeinden  durch  Landsgemeiudebeschluss 
einführte.  Dieses  kleine  Bergländchen  hat  sonach,  wie  seiner  Zeit 
auf  dem  Gebiete  der  Fabrikgesetzgebung,  die  Frage  der  ünent- 
geltlichkeit  zuerst  in  grundsätzlicher  und  allgemein  verbindlicher 
Weise  gelöst. 

Zwar  bestand  schon  damals  in  der  schweizerischen  Hochebene 
in  einzelnen  fortgeschrittenen  Gemeinwesen  die  obligatorische, 
unentgeltliche  Abgabe  der  individuellen  Lehrmittel  an  die  Schul- 
kinder in  Kraft,   allein  es  waren  dies  sporadische  Erscheinungen. 

Heute  sind  es  bereits  neun  Kantone,  welche  dem  Obligatorium 
der  teilweisen  oder  vollen  Unentgeltlichkeit  für  die  Primarschule 
Einlass  in  ihre  Gesetzgebung  verschafft  haben  und  die  Last  voll- 
ständig auf  sich  nelimen  oder  dann  mit  den  Gemeinden  sich  in 
dieselbe  teilen. 

Andere  Kantone  sind  daran,  das  Problem  in  der  ihren  be^ou- 
dern  Verhältnissen  entsprechendsten  Form  einer  Lösung  entgegen- 
zuführen. Und  welche  Mannigfaltigkeit  in  der  DuixhfiUirung  dieser 
Bestrebungen ! 

Es  ist  im  Grunde  gut  so ;  denn  nirgends  taugt  Uniformität  so 
wenig  wie  auf  dem  Gebiete  des  Schulwesens  und  der  werktätigen 
Nächstenliebe.  Überall  ist  ja  das  Endziel  ein  einheitliches:  für  die 
Schuljugend,  auf  der  die  Zukunft  ruht,  alles  zu  tun,  wozu  die 
Kräfte  ausreichen.  Alle  Kantone  —  und  dieser  Eindruck  muss 
sich  jedem  aufmerksamen  Beobachter  auf  dem  Gange  durch  das 
Schulw^esen  unserer  25  Kantone  und  Halbkantone  mit  Notwendig- 
keit aufdrängen  —  sehen  in  der  Schule  ihr  teuerstes  Kleinod,  das 
sie  alle  mit  derselben  Liebe  hegen  und  pflegen. 

Unter  diesem  höhern  Gesichtspunkt  aufgefasst,  werden  in  der 
nachfolgenden  Arbeit  auch  scheinbar  bescheidene  Bestrebungen 
und  Aufwendungen  ihre  richtige  Wertschätzung  erfahren  können. 
Nicht  die  Höhe  der  Summen  allein,  sondern  auch  die  besondern 
Verhältnisse  jedes  einzelnen  Kantons  müssen  für  die  Beurteilung 
der  Bestrebungen  im  einzelnen  in  Betracht  fallen. 

Und  wie  es  sich  bei  unsem  bundesstaatlichen  Verhältnissen 
jeweilen  von  selbst  ergibt,  dass  das,  was  in  den  kleinem  Ver- 
hältnissen der  Kantone  bereits  erprobt  ist,  seine  Wellen  auch  auf 
Bundesgebiet  hinüberschlägt,  so  scheint  es  auch  mit  der  Frage 
der  Unentgeltlichkeit  der  Lehrmittel  und  Schreibmaterialien  der 
Fallen  sein. 

Im-  Nationalrat  ist  nämlich  untenn  20.  Juni  1892  folgende 
Motion  (Nr.  67)  durch  Nationalrat  Curti  und  Konsorten  einge- 
bracht worden: 

„Der  Bundesrat  wird   eingeladen,   zu  untersuchen  und  darüber  Bericht 
und  Antrag  einzubringen: 


k 


Die  Unentgeltlichkeit  der  individ.  Lehrmittel  nud  Schulmaterialien.  3 

„1.  ob  nicht  zur  Ausführung  der  Bestimmungen  des  Artikels  27  der 
Bundesverfassung,  welche  genügenden  Primarnuterricht  vorschreibt,  die  Kan- 
tone vom  Bund  finanziell  unterstützt  werden  soUeDi  und 

„2.  ob  nicht  durch  das  Mittel  der  Bundesbeiträge  auch  die  Unentgelt- 
lichkeit  der  Lehrmittel  und  Schulmaterialien  für  den  Primar- 
nuterricht einzuführen  sei." 

Vielleicht  schou  in  der  nächsten  Frühjahrssession  dürfte  die 
Frage  in  den  eidgenössischen  Räten  zur  Besprechung  gelangen 
raid  es  erscheint  daher  schon  aus  diesem  Grunde  als  wünschens- 
wert, zu  vernehmen,  was  im  Schweizerlande  bereits  in  der  Rich- 
tung der  ünentgeltlichkeit  getan  worden  ist. 

So  werden  denn  die  nachfolgenden  Notizen  entsprechend  der 
Aufgabe  und  bisherigen  Haltung  des  Jahrbuches  alles  dasjenige 
beizubringen  suchen,  was  zur  Beurteilung  der  vorwürfigen  Frage 
als  wissenswert  und  notwendig  erscheint,  und  hiezu  möge  eine 
Umschau  in  den  Kantonen  das  nötige  Material  und  damit  auch 
die  nötige  Wegleitung  bieten. 


Die  Kantone,  welche  im  Zeitpunkt  des  Erscheinens  des  Jahr- 
buches pro  1891,  also  im  I.  Quartal  18Ö3,  die  Unentgeltlichkeit 
der  Lehrmittel  und  Schulmaterialien  für  alle  Schulkinder  der  Pri- 
marschulstufe  auf  dem  Wege  des  Obligatoriums  entweder  durch 
Yerfassnng,  Gesetz  oder  Verordnung  geregelt  haben,  sind  folgende : 

1.  Unentgeltlichkeit  der  Lehrmittel  und  Schul- 
materialien. 

Olarus:  Durch  Landsgemeindebeschluss  vom  Jahre  1885  modi- 
fizirter  Art.  16  des  Schulgesetzes  vom  12.  Mai  1873  (seit  1873 
bestand  bloss  die  Unentgeltlichkeit  der  Schulmaterialien).  — 
Beteiligung  von  Staat  und  Gemeinden, 

Solothurn:  Verfassung  vom  23.  Oktober  1887  (Art.  48)  und  Ver- 
ordnung vom  2.  Dezember  1887  (Art.  1  und  2),  in  Kraft  ge- 
treten  auf  1.  Mai  1888.  —  Beschaffung  durch  die  Geaneinden, 

Baselstadt:  Grossratsbeschluss  vom  11.  Juni  1888  und  provi- 
sorische Ordnung  für  die  unentgeltliche  Abgabe  der  Lehr- 
mittel in  den  untern  und  mittlem  Schulen  vom  23.  Februar 
1889,  in  Kraft  getreten  auf  Frühjahr  1889.  —  Schulgesetz 
vom  21.  Juni  1880  und  8.  Juni  1891  TArt.  63—67)  und  defi- 
nitive Ordnung  vom  23.  September  1891. 

Unentgeltlichkeit  der  Schulmaterialien  schon  seit  1881.  — 
Beschaffung  durch  den  Staat, 

Baselland:.  Verfassung  vom  4.  April  1892,  §  52,  und  Verordnung 
vom  19.  November  1892;  in  Kraft  seit  1.  Januar  1893.  — 
Lehrmittel  zu  Lasten  des  Staates,  —  Schubnaterialien  zu  Last&n 
der  Gemeinden. 
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Waadt:  Unterrichtsgesetz  vom  9.  Mai  1889  (Schulmaterialien) ; 
Beschluss  des  Grossen  Rates  vom  31.  Januar  1891.  Unterm 
17.  November  1891  wird  der  Regierungsrat  durch  den  Grossen 
Rat  ermächtigt,  vom  15.  April  1892  an  auch  die  Unentgelt- 
lichkeit der  Lehrmittel  (manuels)  einzuführen,  und  es  wurde 
ihm  hiefur  ein  Kredit  von  Fr.  60,000  bewilligt.  —  Zu  Lasten 
der  Gemeinden  und  des  Staates. 

Neuenburg:  Schulgesetz . vom  27.  April  1889  (Art.  115);  Gesetz 
über  die  Unentgeltlichkeit  der  Schulmaterialien  vom  21.  Mai 
1890,  in  Kraft  getreten  am  1.  September  1890,  —  2k4,  Lasten 
des  Staates  und  der  Gemeinden. 

Genf:  Unterrichtsgesetz  vom  5.  Juli  1886,  Art.  70,  1.  2.  —  Be- 
schaffung zu  Lasten  des  Staates. 

2.  Unentgeltlichkeit  der  Lehrmittel  allein. 

Zug:  Kantonsratsbeschluss  vom  10.  Dezember  1891.  —  Verord- 
nung vom  30.  März  1892.  —  In  Kraft  getreten  auf  Beginn 
des  Schuljahres  1892/93.  —  Auch  gültig  für  die  Sekundär- 
schulen. —  Zu  Lasten  des  Staates. 

St.  Gallen:  Verfassung  vom  16.  November  1890,  Art.  6  und  Re- 
gulativ vom  5.  und  16.  Februar  1891.  —  Zu  Lasten  des  Staaieff. 


In  den  nachfolgenden  Kantonen  besteht  das  Fakultativum 
der  Unentgeltlichkeit  für  die  Gemeinden  unter  finanzieller  Bei- 
hülfe des  Staates: 

a.   Durch  Lehrmitteldepois  und  direkte  Subventionirung 
der  bezuglichen  Ausgaben  der  Getneinden: 

Zürich:  Unterrichtsgesetz  vom  23  Dez.  1859,  Art.  78  (Lehrmittel- 
verlag); Art.  87  u.  88  (Beschaffung  durch  die  Schulgemeinden); 
Verordnungen  betr.  Verabreichung  von  Staatsbeiträgen : 

a.  Vom  6.  Juli  1878,  b.  Beiträge  an  Lehrmittel  §§  8,  9. 

b.  Vom  25.  Febr.  1892,  Abschnitt  III,  Staatsbeiträge  an  die 
Unentgeltlichkeit  der  Lehrmittel  und  Schreibmaterialien. 

Appenzell  A.-Rh.:  Verordnung  über  das  Schulwesen  vom  1.  und 
2.  April  1878,  Art.  36. 

b.  Durch  Staatsbeiträge  allein: 
Thurgau:  Unterrichtsgesetz  vom  29.  August  1875^  §  58. 

Diejenigen  Kantone,  welche  die  Unentgeltlichkeit  im  allgemeinen 
freigeben,  d.  h.  sie  ins  Ermessen  der  einzelnen  Gemeinden 
stellen  und  dieselbe  nur  in  wenigen  Fällen  an  gewisse  Vorbehalte 
knüpfen,  haben  in  ihren  Verfassungen  oder  Schulgesetzen  zum  Teil 
Bestimmungen,    die   a.  eine   billigere  Beschaffung  der  Lehrmittel 
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oder  Sehreibmaterialien  in  Aussicht  nehmen  oder   6.  die  Verab- 
reichung derselben  an  arme  Schuler  fordern: 

Bern:  Gesetz  über  den  öffentlichen  Primarunterricht  vom  1.  Mai 
1870,  §  19  (a). 

Luzern:  Erziehungsgesetz  vom  26.  September  1879,  §  183; 
Vollzieh ungs Verordnung  vom  30.  September  1891  zum  Er- 
ziehungsgesetz vom  26.  September  1879  (Volksschulwesen). 
§§  57  und  58  (b). 

Uri:  Schulordnung  vom  24.  Februar  1875,  §  22. 

Schwyz:  Organisation  des  Volksschulwesens  1878;  §  25  (bj. 

Obwalden:  Zinsen  aus  Fonds. 

Nidwaiden:  Schulgesetz  vom  10.  Sept.  1879,  Art.  37  (axm^b). 

Freiburg:  Gesetz  über  das  Primarschulwesen  vom  17.  Mai 
1884,  Art.  51 ;  allgemeines  Reglement  für  die  Primarschulen 
1886,  Art.  95.  —Reglement  vom  24.  Aug.  1889  für  die  Zentral- 
stelle für  Lehrmittel  und  Schulmaterial  (Lehrmittelverlag). 

Schaffhausen:  Schulgesetz  vom  24.  September  1879,  Art.  29. 

Appenzell  I.-Rh.:  Schulverordnung  vom  8.  April  1875,  Art.  16. 

Graubunden:  Schulordnung  fiir  die  Volksschulen  vom  2.  Mai 
1859  (a), 

Aargau:  Schulgesetz  vom  1.  Juni  1865,  §  46. 

Tessin:  Legge  sul  riordinamento  generale  degli  studi  vom 
14.  Mai  1879  und  4.  Mai  1882,  Art.  77. 

Wallis:  Gesetz  über  den  öffentlichen  Unterricht  vom  4.  Juni 
1873,  Art.  25. 

« 

Nachdem  in  vorstehender  Aufzählung  die  verschiedenen  Systeme 
der  Betätigung  von  Staat  und  Gemeinden  in  der  Frage  der  Un- 
en^eltlichkeit  der  Lehrmittel  und  Schulmaterialien  namhaft  ge- 
macht worden  sind,  mögen  diese  Bestrebungen  eine  einlässlichere 
Besprechung  finden. 

I.  Primarschxile. 

A.   Obligatorium  der  Unentgeltlichkeit. 

a,  Lehrmittel  und  Schulmaterialien, 

Die  Kosten  der  Beschaffung  der  Lehrmittel  und  Schulmate- 
rialien trägt  der  Staat  allein  in  den  Kantonen  Baselstadt  und 
Genf. 

1.  Baselstadt. 

Schulmaterialien.  Bis  zum  Jahre  1880  entrichteten  die  Schüler 
der  verschiedenen  Schulen  jährlich  eine  Taxe  (das  sog.  „Papier- 
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geld")  zur  Bestreitung  der  Ausgaben  für  die  Schreib-  und  Zeich- 
nungsmaterialien, welche  von  den  Schulen  geliefert  wurden.  Das 
Schulgesetz  von  1880  hat  auch  diese  Taxe  aufgehoben.  Am 
16.  Februar  1881  gelangte  dann  durch  den  Eegierungsrat  fol- 
gendes Postulat  des  Grossen  Rates  an  den  Erziehungsrat  zur 
Berichterstattung : 

„Der  Regierungsrat  wird  eingeladen,  zn  berichten,  ob  es  nicht  angemessen 
wäre,  die  Lieferung  der  Schreibmaterialien  filr  die  Schulen  nach  öffentlicher 
Ausschreibung  submissions weise  zu  vergeben."^ 

Daraufhin  beschloss  der  Erziehungsrat  am  5.  Juli  1881:') 

,.Den  Schülern  der  untern  und  mittlem  Schulen  mit  Inbegriff  der  nntem 
Abteilung  der  Töchterschule  sind  sämtliche  Schreib-  und  Zeichnungsmaterialien, 
namentlich  Tinte.  Stahlfedern,  Fedemhalter,  Papier,  Griffel,  Bleistifte,  Gummi 
vom  Staate  zu  liefern.  Den  Schtllem  der  obeni  Realschule  und  des  obem 
Gymnasiums  wird  vom  Staat  bloss  die  Tinte  geliefert.  In  der  Beschaffcing 
auf  Staatskosten  bleiben  ausgenommen  die  Schiefertafeln,  über  deren  fernem 
Gebrauch  die  Inspektion  der  Primarschulen  eingeladen  wird  zu  berichten. 
Die  Anschaffung  der  Schreib-  und  Zeichnungsmaterialien  ist  an  den  Primar- 
schulen von  einer  Zentralstelle  aus  zu  besorgen.  Die  Anschafiting  dieser 
Bedürfnisse  filr  die  mittlem  Schulen  wird  den  betreffenden  Rektoren  über- 
lassen. Dem  Erziehung^departement  sind  jeweilen  Muster  und  Preise  der 
einzelnen  Lieferungen  mit  Angabe  der  Bezugsquellen  mitzuteilen.** 

Auf  diesen  Beschluss  hin  wurde  der  Kredit  für  Anschaffung 
von  Schreib-  und  Zeichnungsmaterialien  festgestellt.  Derselbe 
betrug  in  den  Primai-schulen  Fr.  2.  —  per  Kind.  Für  die  Sekundär- 
schulen (5. — 8.  Schuljahr),  das  untere  Gymnasium,  die  untere  Real- 
schule und  untere  Töchterschule  betrug  der  per  Schüler  ausge- 
setzte Kredit  Fr.  3.  50  resp.  Fr.  4.  —  per  Jahr  (Fr.  4.  —  bloss  für 
die  untere  Realschule).  Diese  Durchschnittsansätze  gelten  auch 
heute  noch.  Zu  bezahlen  waren  die  Schreibmaterialien  also  bloss 
von  den  Schülern  des  Obergvmnasiums,  der  obem  Realschule  und 
der  allgemeinen  Gewerbeschule,  welche  sämtlich  nicht  mehr  schul- 
pflichtig sind.  Zugleich  wurde  für  die  Primarechulen  in  einem 
Schulgebäude  (Steinenschulhaus)  ein  Zentralmagazin  eingerich- 
tet, ein  Lehrer  als  Verwalter  gewählt  und  für  denselben  eine  be- 
sondere Amtsordnung  aufgestellt.  2) 

LehrmitteL  Nachdem  die  Uneutgeltlichkeit  der  Schreibmate- 
rialien seit  1881  bestanden  hatte,  ersuchte  das  Erziehungsdeparte- 
ment mit  Kreisschreiben  vom  15.  Nov.  1887  die  Schulinspektionen. 

')  Ordnung  fiir  die  Primarschulen  der  Stadt  Basel  vom  11.  März  1882,  §8. 
.,       „  Sekundärschulen  „       „        „         .,      3.  Mai    1882,  §  9. 
„  Schulen  in  den  Landgemeinden   „    10.  Juni   1882,  §  8. 
„       ^  untere  Realschule  vom  27.  Mai  1882,  §  6. 
.,     das  untere  (Tymna«ium  vom  27.  Mai  1882,  S  7. 
„  .,     die  Töchterschule  vom  28.  Juni  1882,  §  6. 

2)  Per  die  Verwaltung  besorgende  Lehrer  geniesst  eine  reduzirte  Anzahl 
von  Lehrstunden  (28  statt  des  Maximums  von  32)  und  eine  in  dem  obigen 
Kredit  festgesetzte  Besoldung  von  Fr.  500  per  Jalir.  Er  muss  jährlich  zweimal, 
im  Juni  und  Dezember,  detaillirte  Rechnung  ablegen  und  hat  alle  Primarschul- 
häuser durch  die  Schulabwarte  mit  den  nötigen  Papiervorräten  u.  dgl.  zu  versehen. 
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die  Lehrerschaft  zu  einer  Äusserung  ihrer  Ansicht  über  die  Frage 
der  unentgeltlichen  Überlassung  der  obligatorisch  eingeführten, 
gedruckten  Lehrmittel  zu  veranlassen,  den  Betrag  der  bisherigen 
Ausgabe  für  unentgeltliche  Verabfolgung  von  Lehrmitteln  an  be- 
dürftige Schüler  anzugeben  und  eine  Kostenberechnung  für  unent- 
geltliche Überlassung  der  Lehrmittel  an  sämtliche  Schüler  aufzu- 
stellen. 

Die  Konferenz  der  Knabenprimarlehrer  beschloss  mit  33  gegen 
1  Stimme,  es  möchten  die  Lehrmittel  an  sämtliche  sich  dafür 
meldende  Eltern  gratis  verabfolgt  werden;  in  der  Konferenz  der 
Mädchenlehrer  waren  30  Stimmen  gegen  und  nur  13  Stimmen  für 
unentgeltliche  Abgabe  der  Lehrmittel  an  sämtliche  Schulkinder. 

Die  Primarschulinspektion  entschied  sich  in  ihrer  Mehrheit 
sodann  für  Empfehlung  der  Unentgeltlichkeit  der  Lehrmittel  an 
sämtliche  Schulkinder  und  ebenso  das  Erziehungsdepartement 
und  der  Regierungsrat.  Der  Bedarf  dafür  wurde  damals  auf 
Fl'.  8510  geschätzt  (für  »Knaben-  und  Mädchenprimarschulen),  i) 

Die  unentgeltliche  Abgabe  der  gedruckten  Lehrmittel 
wurde  sodann  durch  Grossratsbeschluss  vom  11.  Juni  1888,  sowie 
die  pronsorische  Ordnung  für  die  unentgeltliche  Abgabe  der  Lehr- 
mittel in  den  untern  und  mittlem  Schulen  vom  23.  Februar  1889 
auf  das  Frühjahr  1889  eingeführt. 

Unterm  5.  Januar  1889  ersuchte  das  Erziehungsdepartement 
die  Schulinspektionen  um  ihr  Gutachten  über  den  Modus  der  be- 
schlossenen unentgeltlichen  Abgabe  der  Lehrmittel  an  die  Schüler 
der  Primär-  und  Mittelschulen  und  insbesondere  darüber,  ob  die 
Abgabe  durch  Vermittlung  der  Basler  Buchhändler  stattfinden  oder 
eine  Zentralstelle  geschaffen  werden  solle,  welche  die  Bücher  direkt 
bei  den  Verlegern  beziehe  und  an  die  Schulen  abliefere. 

Auf  die  Unentgeltlichkeit  haben  die  §§  63 — 66  im  neuen  Schul- 
?:esetz  des  Kantons  Baselstadt  vom  21.  Juni  1880  mit  Einfügung 
der  Grossratsbeschlüsse  vom  13.  April  und  8.  Juni  1891  Bezug, 
imd  zwar  insbesondere  §  64,  lautend: 

„Für  die  einmalige  allgemeine  Abgabe  der  gedruckten  obligatorischen 
Lehrmittel  in  den  untern  und  den  mittlem  Schulen,  für  Anschaffung  und 
Unterhaltung  der  allgemeinen  Lehrmittel,  sowie  für  andere  Bedürfnisse  der 
Schule,  soweit  sie  nach  Bestimmung  des  Erziehungsrates  von  der  Schule 
aus  geliefert  werden  sollen,  wird  der  Regierungsrat  auf  den  Antrag  des 
Erziehungsrates  die  erforderlichen  Kredite  festsetzen. 

„Der  Regierungsrat  wird  auf  den  Antrag  des  Erziehungsrates  die  nähern 
Bestimmungen  über  die  Abgabe  der  Lehrmittel  erlassen." 


^)  Die  bisherige  Ausgabe  für  Schulbücher  betnig  in  den  vier  Jahren  der 
Primarschulzeit  per  Kind  Fr.  5.  75  oder  Fr.  1.  44  per  Jahr. 

In  den  Jahren  1884,  1885  und  1886  sind  in  den  Knabenprimarschulen  fftr 
Fr.  144,  in  den  Mädchenprimarschulen  Fr.  131  per  Jahr  Schulbücher  an  un- 
bemittelte Schüler  und  Schülerinnen  verabfolgt  worden. 
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In  Ausführung  dieser  Gesetzesbestimmungen  wurde  unterm 
23.  September  1891  folgende  „Ordnung  betr.  die  unentgeltliche 
Abgabe  der  Lehrmittel  in  den  untern  und  mittlem  Schulen  des 
Kantons  Baselstadt^  erlassen: 

* 

Der  Regierungsrat  des  Kantons  Baselstadt'  hat  in  Ausführung  des  §  64 
des  Schuljjpesetzes  vom  21.  Juni  1880  und  vom  8.  Juni  1891  beschlossen 
was  folgt: 

§  1.  Die  Schüler  der  untern  und  der  mittlem  Schulen  des  Kantons 
Baselstadt  erhalten  durch  die  Behörde  einmal  und  unentgeltlich  diejenigen 
gedruckten  obligatorischen  Lehrmittel,  welche  sie  im  Laufe  eines  Schuljahres 
nötig  haben. 

§  2.  Die  Schüler  haben  zu  den  ihnen  übergebenen  Lehrmitteln  Sorge 
zu  tragen  und  unsaubere,  unbrauchbar  gewordene  oder  verloren  gegangene 
Exemplare  auf  eigene  Kosten  in  säubern  Stand  zu  steUeUi  beziehungsweise 
durch  neue  zu  ersetzen.  Die  Lehrer  werden  auf  die  sorgsame  Behandlung 
der  Lehrmittel  ein  wachsames  Auge  richten  und  Zuwiderhandlungen  an- 
gemessen bestrafen. 

§  3.  Den  Schul  Vorstehern  bleibt  es  vorbehalten,  in  besondem  Fällen 
die  Lehrmittel  beim  Austritt  der  Schüler  zurückzuziehen. 

§  4.  Bei  Einführung  neuer  obligatoriscKer  Lehrmittel  unterliegt  die 
dadurch  bedingte  Mehrausgabe  der  Genehmigung  des  Regierungsrates. 

Die  unentgeltlich  verabreichten  Lehrmittel  bleiben  Eigentum 
der  Schüler;  doch  wird  den  Schulvorstehern  vorbehalten  (§  3 
der  Vollziehungsverordnung),  in  einzelnen  Fällen  die  Bücher  zurück- 
zunehmen, insbesondere  wenn  ein  Schüler  nur  kurze  Zeit  in  einer 
Klasse  verweilt  hat  und  von  Basel  wegzieht  oder  in  eine  andere 
Klasse  oder  Schule  übergejit. 

Die  Gesamt-Ausgaben  für  die  unentgeltliche  Beschaffung 
der  Lehrmittel  ^)  und  Schulmaterialien  betrugen  im  Jahre  1891 : 


Sehüler- 
zahl 

Schreibmaterial 
uer 
Schnier 

Schnlbücher 
T)6r 
Schüler 

Alljf.  I^hniilttel 
ScEüler 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

FV. 

Knabenprimarschule  . 
Mädchenprimarschule 
Knabensekund.-  Schile 

2830 
2822 
1524 

7732 
7732 
5392 

2.73 
2.74 
3.40 

3775 

3775 
5615 

1.33 
1.34 
3.70 

3150 
3161 

3669 

1.11 
1.47 
2.40 

Mädchensekund.-  Schilt 

1934 

6383 

3.30 

6414 

3.32 

4300 

2.22 

Untere  Realschule     . 

659 

2500 

3.64 

4227 

6.11 

2000 

3.04 

Obere  Realschule  .     . 

169 

2200  13.  - 

Töchterschule  .     .     . 

777 

2500 

3.22 

2879 

3.70 

2500 

3.34 

Unteres  Gvmnasium  . 
Oberes  Gymnasium    . 
Landschulen     .     .     . 

324 
145 
541 

1050 

3.24 

4072  12. 57  \ 

-        -    1 
1041     1.92 

1995 
1054 

4.04 
2.- 

Sekundarsch.   Riehen 

147 

— 

914 

6.21 

— 

Total  . 

11872 

33289 

3.06 

32712 

2.80 

24029 

2.13 

')  Für  die  Primarschulen  besteht  folgender  Modus  :  Bezug  der  Schulbücher 
bei  Basler  oder  auswärtigen  Buchhändlern;  sodann  muss  in  den  verschiedenen 
Primarschulhäusern  den  Schul inspektoren  schriftlich  mitgeteilt  werden,  wie  viele 
Lehrmittel  für  die  verschiedenen  Klassen  des  betreffenden  Schulgebäudes  not- 
wendifif  seien,  worauf  die  Inspektoren  bei  den  betreifenden  Buchhandlmigen 
bestellen  und  diese  das  Bestellte  in  die  einzelnen  Schulhäuser  abliefeni. 
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So  wird  denn  im  Kanton  Baselstadt  an  individuellen  Lehrmitteln 
und  Schujmaterialien  eine  Summe  von  Fr.  66,001  unentgeltlich  an 
11,872  Schöler  und  Schülerinnen  verabreicht.  Dazu  kommen  noch 
for  Arbeitsmaterial  Fr.  3875  (per  Schuler  Fr.  1.20),  Total 
Fr.  69,876,  für  alldem.  Lehrmittel  Fr.  27,654  -  Fr  97,530. 

In  vorstehender  Zusammenstellung  sind  nicht  bloss  die  Ver- 
hältnisse der  Primarschule,  sondern  auch  der  höhern  Schulstufen 
(Sekundärschule,  untere  Realschule,  unteres  Gymnasium  und  Töchter- 
schule), für  welche  die  obligatorische  Unentgeltlichkeit  von  gesetzes- 
wegen  eingeführt  ist,  zur  Darstellung  gelangt,  um  von  den  Be- 
strebungen des  Kantons  Baselstadt  in  der  bezeichneten  Richtung 
ein  abschliessendes  Bild  geben  zu  können. 

In  den  Landschulen  (Riehen,  Bettingen)  bestanden  im  Jahre 
1881  noch  besondere  Verhältnisse.  Sie  hatten  Schulfonds  zur 
Bestreitung  der  allgemeinen  Schulbedürfnisse,  woran  der  Staat 
einen  Beitrag  leistete. 

Jetzt  ist  das  ganze  Landschulwesen  zu  Lasten  des  Staates. 
Das  Budget  für  1893  hat  folgende  Ziifern: 

Schulen  m  Riehen  und  Bettingen    .     .        Fr.  1750        Fr.  1250        Fr.  750. 

Kleinhüningen  ist  mit  der  Stadt  verschmolzen. 

2.  Genf. 

Die  unentgeltliche  Verabreichung  der  Lehrmittel  und  Schreib- 
materialien wird  durch  Art.  70  des  Schulgesetzes  vom  5.  Juli  1886 
ermöglicht,  welcher  lautet: 

„Les  soins  de  propret6,  le  chanffage  et  IVclairage  des  bätiments  scolaires 
j*ont  k  la  charg:e  des  coinmnnes  oü  se  tronvent  cea  bätiments. 

„Le«  lirreSj  le  matMel  et  les  foumitures  pour  Venseignement  sont  ä  la 
Charge  de  VEtat.*' 

Die  Beschaffung  der  Schulmaterialien  für  die  Schüler  ist 
im  Kanton  Genf  sonach  vollständig  Sache  des  Staates,  so  dass  die 
Gemeinden  hiefür  in  keiner  Weise  in  Anspruch  genommen  werden 
müssen. ') 

Die  genannten  Schulmaterialien  sind  Federn,  Bleistifte, 
Hefte,  Arbeitsmaterial  für  Mädchen  etc.  und  zwar  werden  sie  voll- 
ständig durch  den  Staat  geliefert,  so  dass  die  Schüler  nichts  hiefür 
auszugeben  haben. 

Die  Lehrmittel  werden  nicht  ausschliesslich  vom  Staate 
j^eliefert,  sondern  er  teilt  sich  hierin  mit  den  Schülern,  bezw. 
deren  Eltern  und  zwar  in  folgender  Weise  im  Laufe  der  sechs 
Primarschuljahre : 

')  Die  Gemeiiiden  haben  für  den  Primarnnterricht  nichts  weiter  als  die 
f^chullokalitäten  zur  Verfüjirun^  zu  stellen,  die  zum  Teil  mit  erheblichen  Staats- 
beiträ^en  ersteUt  worden  sind,  im  fernem  für  das  Schulmobiliar  (Bänke.  Pulte, 
'Stühle,  AVandtafeln  etc.),  Heizung  und  Beleuchtung,  sodann  einen  Viertel  des 
Anfanff8g:eha]te8  der  Lehrer  (für  die  Stadt  Genf  die  Hftlfte)  aufzukommen. 
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Durch  den  Htaat  beschallt 


Hehal- 
jahre 

I.     Livre  de  lecture  phonötique,  Domp- 
martin. 

IL      Seines  entautines,  Dompmartin. 

in.     Livre  de  lecture  Gobat  et  Alle- 
mand. 


IV. 


Livre  de  lecture   (ravard,    degre 
intermödiaire. 


V. 


Livre  de  lecture  Dussaud  et  Ga- 

vard. 
Manuel  d'allemand  L.  Favre. 


VI. 


Livre  de  lecture  Dussand  et  (ia- 

vard, 
Manuel  d*alleraand  L.  Favre» 


Durch  die  Schüler  besohaflt 

ProblÄmes  Ducotterd.  II<*  serie. 

Probl^mes  Ducotterd,  n^  serie. 

Cours  de  langue  materneDe  Dns- 
saud, I«  partie.  —  G^ogfraphie 
Dussaud  et  Eosier.  —  Cahier  de 
problemes  Ducotterd,  III«'-  — 
Problfemes  Duchamp,  ni«*  aferie. 

Cours  de  langue  matemelle  Dus- 
saud, l«  partie.  —  Geographie 
Mouchet.  —  Petite  carte  de  la 
Suisse.  —  Cahier  Ducotterd, 
IV«  serie.  Problemes  Duchamp. 
IV®  s6rie.  —  Atlas  Issleib. 

Cours  de  langue  matemelle  Dus- 
saud, il®  partie.  —  Manuel  de 
göographie  de  Dnchosal. — Prob- 
lemes Ducotterd,  Y^  cahier.  — 
Problfemes  Duchamp.  —  Atlas 
Issleib. 

Cours  de  langue  matemelle  Dus- 
saud, II<*  partie.  —  Problemes 
Duchamp.    V«'  s^rie.    —    Atlas 


Issleib. 

Die  vom  Staate  p:elieferteii  Lehrmittel  bleiben  Eigentum  der 
Schule. 

Das  Erziehungsdepartemeut  liefert  denjenigen  Schülern  die 
notwendigen  Lehnnittel  gratis,  welche  ihm  von  den  betreffenden 
LehreiTi  und  Lehrerinnen  als  dürftig  angemeldet  worden  sind  und 
zwai'  gemessen  diese  Vergünstigung  von  den  8000  Genfer  Piimar- 
schülern  zirka  300,  d.  h.  8,7  %. 

Die  jährlichen  Gesamtausgaben  für  die  Unentgeltlichkeit  der  Lehr- 
mittel und  Schulmaterialien  auf  der  Primarechulstufe  belaufen  sich 

1892  auf:  Fr.  22000    für  die  Schulmaterialien, 

„  12000    für  die  Lehrmittel. 
„  10000_  für  das  Arbeitsmaterial  für  Mjldchen. 

Total   Fr.  44000;»)  ausserdem  noch  Fr.  4000  fllr  4056  Schüler  der 

Xleinkinderschnlen. 


In  die  Kosten  der  Beschaffung  der  Lehrmittel  und  Schul- 
materialien teilen  sich  Staat  und  Gemeinden  in  den  Kantonen 
Glarus,  Basel-Landschaft,  Waadt,  Neuenburg. 

3.  Glarus. 

§  16  des  Schulgesetzes  des  Kant.  Glarus  vom  11.  Mai  1873  lautet: 
,.Der  Unterricht  in   der    Elementar-    und    Repetirschule    ist 
unentgeltlich.     Gleicherweise    sind    den    Kindern    die    Schreib- 
materialien gi*atis  zu  verabreichen." 

»)  Es  betruffPii  ilio  bezüff liehen  Summen  1887:  Fr.  1ö,50()  [U]  und  Fr.  :}3,000  (8.);  isss: 
Vr.  17,800  (L.J  und  24,(K)0  [8.];  1889:  Fr.  16,000  (1..)  und  Vt.  27,000  [8.);  1890i  Fr.  18,.W)  (I-i 
n.  Fr.  19,5<KI  (8.):  1891:  Fr.  lfl,000  (U]  u.  Fr.  S4,:><>0  [H.];   ISflä:  Fr.  17,000  [L.)  u.  Fr.  S7,00<>  18. 
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Im  Jahre  1878  wurde  von  zwei  Gemeinden  auch  die  ünentgelt- 
lichkeit der  Lehrmittel  verlangt,  allein  ohne  Erfolg. 

Die  Landsgemeiude  des  Jahres  1885  erweiterte  auf  eine  An- 
regung des  kantonalen  Arbeiterbundes  diese  Bestimmung  dahin : 

„Der  Unterricht  in  der  Elementar-  und  Kepetirschule  ist  unentgeltlich. 
Gleicherweise  sind  den  Kindern  die  Schreihmaterialien  und  Lehr- 
mittel gratis  zu  verabreichen." 

Eine  Verordnung  zu  dieser  Gesetzesbestimmung  besteht  noch 
nicht  und  soll  die  Ausarbeitung  einer  solchen  erst  nach  genügenden 
Erfahrungen  an  Hand  genommen  werden. 

Die  Kosten  der  Lehrmittel  und  Schreibmaterialien  werden  in 
denjenigen  Gemeinden,  in  welchen  nicht  das  Maximum  der  Schul- 
steuer (Fr.  1.  50  vom  Tausend  des  Vermögens  und  Fr.  1.  50  vom 
Kopf)  erhoben  werden  muss,  ausschliesslich  von  der  Schulgemeinde 
getragen.  —  Wo  das  Erträgnis  des  Schulgutes  nebst  dem  Ergebnis 
des  gesetzlichen  Maximums  der  Schulsteuer  zur  Deckung  der  lau- 
fenden Ausgaben  der  Schule  nicht  ausreicht,  leistet  der  Kanton  an 
die  jährlichen  Defizite  einen  Beitrag  von  ^/^  des  Defizits.  Ein 
bestimmter  Beitrag  des  Kantons  an  die  Kosten  der  Lehrmittel  und 
Schreibmaterialien  wird  also  auch  in  diesem  Falle  nicht  geleistet, 
sondern  es  richtet  sich  derselbe  nach  der  Höhe  des  Defizits,  das 
nicht  nur  durch  die  Lehrmittel  und  Schreibmaterialien,  sondern 
durch  alle  laufenden  Ausgaben  verursacht  wird.  Eine  Ausscheidung 
der  Kosten  für  Lehrmittel  und  Schreibmaterialien  ist  also  schwierig. 

Die  Lehrmittel  bleiben  nach  dem  Austritt  der  Schüler 
im  Eigentum  derselben. 

Wir  lassen  nachstehend  einige  detaillirtere  Angaben  betreffend 
die  Kosten  der  Lehrmittel  und  Schulmaterialienbeschaffung,  in 
diesem  Kanton  folgen. 

Daraus  ergibt  sich  schon  auf  diesem  kleinen  (iebiet  eine  auf- 
fallende Verschiedenheit  in  den  durchschnittlichen  Aufwendungen. 

Schreibmaterialien  und  Lehrmittel.     1891. 


Ausgaben 

nach  den 

Schulgutsrechnung( 

m. 

Total    per  Schüler») 

1 

Total 

per  Schüler') 

Ft. 

Fr.  Cts. 

Fr. 

1^^.  Ct8. 

Mühlehom  .     . 

148 

1.97 

Nidfum  .     .     . 

267 

6.67 

Obstalden  .     . 

237 

3.48 

Leuggelbach    . 

279 

7.97 

Filzbach     .     . 

128 

2.13 

Luchsiugen 

424 

4.71 

Bilten    .    .     . 

165 

2. 32 

,  Haslen    .     .     . 

392 

3.92 

NiederQrnen    . 

834 

3.56 

:  Hätzingen  .     . 

543 

7.33 

Obemmen  .     . 

808 

3.46 

Diesbach     .     . 

357 

4.57 

Näfels     .     .     . 

1150 

3.44 

Betschwanden 

130 

3.  51 

Näfelserberg   . 

125 

3.12 

Braunvvald  .     . 

75 

4.68 

Mollis     .     .     . 

1075 

4.84 

Rtiti 

439 

5.  42 

Netstal  .    .     . 

1384 

5.  22 

Lintthal      .     .     . 

1165 

3.93 

Cilanis    .    .     . 

2815 

2.09 

1   Enffi  .... 

816 

4.02 

Ennenda     .     . 

1577 

4.30 

Matt 

321 

3.  60 

Mitlödi  .    .     .     . 

4.57 

5.25 

'   Weissenberff   .     . 

25 

1.92 

Sool 

224 

3.  73 

Elra 

226 

1.28 

Schwändi    .     . 
Schwanden 

252 
1736 

2.  52 

4.89 

1891 : 

1 

18074 

3.  21 

')  Zahl  der  Schüler  .')628,  wovon  45»5  Alltaj^aschfller  iiiul  1038  Rcpetirschüler. 


■Jr*'-^ 
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Total  per  Schüler 
Fr.  Fr. 

1887 :         16769  2,941 

1888:        15182  2,«o2 

1889 :        15962  2,806 


Total 
Fr. 

per  Sehfiler 
Fr. 

1890: 
1891  : 

15245 
18074 

2,478 
3»21 

4.  Basel-Landschaft. 

Die  Verfassung  des  Kantons  Basel -Landschaft  vom  4.  April 
1892,  welche  auf  1.  Januar  1893  in  Kraft  getreten  ist,  setzt  in 
§  52,  Ziffer  5,  fest,  dass  bis  zum  Erlass  eines  neuen  Primarschul- 
gesetzes u.  a.  auch  folgende  Bestimmung  gelten  soll: 

„Die  Lehrmittel  werden  den  Schülern  unentgeltlich  verabfolgt  Die 
Kosten  der  gedruckten  Lehrmittel  trägt  der  Staat.  Die  Auslagen  für  die 
übrigen  SchuLbedürfniase,  mit  Ausnahme  derjenigen  für  die  Anstaltsschnlen, 
werden  von  den  Gemeinden  zurück  vergütet. 

Der  Staat  bezahlt  also  die  gedruckten  Lehrmittel,  ebenso  die 
Schulmaterialien;  allein  die  Gemeinden  haben  fiir  letztere  dem 
Staat  die  Ausgaben  zurückzuzahlen. 

In  Ausführung  dieser  Verfassungsbestimmung  wurde  imterm 
19.  November  1892  das  „Reglement  betreffend  die  Beschaffung  der 
Lehrmittel  und  Schulmaterialien,  sowie  die  Abgabe  derselben  au 
die  Schüler"  erlassen. 

» 

Darnach  erhalten  die  Schüler  und  Schülerinnen  der  Primär-, 
Halbtags-  und  Repetirschulen,  sowie  der  drei  Anstaltsschulen  Angst, 
Sommerau  und  Frenkendorf  vom  1.  Januar  1893  an  die  Schul- 
materialien unentgeltlich  und  vom  1.  Mai  1893  auch  die  ge- 
druckten Lehrmittel  und  das  Material  für  die  Arbeits- 
schulen 0  (§  1). 

Die  Unentgeltlichkeit  der  Lehrmittel  und  Scliulmaterialien 
kommt  zu  gute  zirka  11,000  Schülern  der  Primarschulstufe,  nämlich 
in  der  I.  Klasse  1650;  IL  Klasse  1550;  IIL  Klasse  1480;  IV.  Klasse 
1450;  V.  Klasse  1420;  VI.  Klasse  1430;  Repetir-,  bezw.  Halbtags- 
schule 2020  Schülem. 

\)  Als  Schulmaterial  wird  bezeichnet  (§  2): 

a.  Schiefertafeln  für  das  L,  EL.  und  III.  Schuljahr  je  eine ;  b.  Grüfel  je 
zirka  20  für  das  L,  IL  und  IIL  Schuljahr;  c.  Griffelhalter  für  das  L,  n.  und 
III.  Schuljahr,  per  Klasse  zirka  15 ;  d.  Hefte,  Schreib-  und  Rechenhefte,  zirka 
15  für  ein  Jahr,  vom  IIL  Schuljahr  an ;  e.  Zeichenpapier  und  Zeichenhefte,  zirka 
15—20  Blatt  oder  ein  Heft,  vom  IV.  Schuljahr  an;  /.  Federhalter  je  ein  per 
Jahr,  vom  III.  Schuljahr  an ;  g.  Bleistifte  je  drei  per  Jahr,  vom  IV.  Schuljahr 
an ;  h.  Kadirgummi  (Naturgummi  oder  Gummi),  je  ein  per  Jahr,  vom  IV.  Schul- 
jahr an ;  i.  Stahlfedern  nach  Bedarf,  vom  III.  Schuljahr  an ;  k,  ein  Lineal  vom 
III.  Schuljahr  an  für  die  ganze  Schulzeit :  /.  Tinte  (wird  vom  Lehrer  nach  Be- 
darf abgegeben ;  m.  1  Federkasten  zur  Aufbewahrung  der  Schulmaterialien  für 
die  ganze  Schulzeit. 

Als  Arbeitsschulmaterial  wird  bestimmt: 

a.  Garn  zum  Strickstreifen  und  zum  ersten  Strumpfpaar ;  h.  Stoff  zu  Näli- 
und  Flickarbeiten;  c.  Stramin  und  Garn  zum  Sticken;  d.  Zuschneidepapier: 
e,  Zeichenhefte ;  /.  Stricknadeln  (I.  Schuljahr) ;  g.  Nähnadeln  u.  Faden ;  h.  Knöpfe, 
Haften  und  Bänder  für  das  Nähtuch:    /.  verkleinerter  Masstab. 


A^IMrf 
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Schüler,  welche  während  des  Schuljahres  die  Schule  verlassen 
oder  in  eine  andere  Klasse  versetzt  werden,  haben  ihre  Schul- 
bücher abzugeben;  den  übrigen  verbleiben  sie  als  Eigentum.  Die 
abgegebenen  Bücher  werden  an  Schüler  verabreicht,  welche  wäh- 
rend der  Schulzeit  eintreten  (§  8  des  Reglements). 

Die  Ausgaben  für  das  erste  Jahr  der  Einführung  werden  in 
diesem  Kanton  auf  eine  höhere  Summe  ansteigen,  als  in  den  spätem 
Schuljahren  und  zwar,  weil  das  Schulmaterial  im  Jahre  dreimal 
verabfolgt  werden  muss,  nämlich  für  den  Rest  des  Schuljahres  1892/93 
(1.  Jan.  Ms  30.  April  1893),  für  das  Sommersemester  und  fiir  das 
Wintersemester  des  Schuljahres  1893/94;  vom  Jahre  1894  an  finden 
nur  zwei  jährliche  Bezüge  statt.  Sodann  waren  in  vielen  Gemeinden 
die  Schüler  mit  denjenigen  Lehrmitteln,  die  fiir  mehrere  Schuljahre 
zu  dienen  haben  (geographische  Handkarten,  biblische  Geschichte, 
Liederbuch  etc.),  nur  ungenügend  versehen,  und  das  fehlende  Ma- 
terial muss  daher  im  ersten  Jahre  ersetzt  werden.  —  Die  Kosten  für 
die  Lehrmittel  werden  für  das  erste  Jahr  Fr.  15,000  betragen. 

Gegenwärtig  sind  die  Lieferungsverträge  für  das  Schul- 
material bereits  abgeschlossen,  und  die  bezüglichen  Ausgaben 
werden  vom  Schulinspektorat  auf  rund  Fr.  15,000  berechnet. 

Was  das  Material  für  die  Arbeitsschulen  anbetriflft,  so  dürften 
die  Kosten  hiefür  auf  zirka  Fr.  2500  ansteigen. 

Das  Schulinspektorat  des  Kantons  Baselland  schreibt  am 
Schlüsse  einer  Reihe  von  verdankenswerten  Mitteilungen  über  die 
Frage  der  ünentgeltlichkeit: 

„Wir  werden  im  ersten  Jahre  manche8  erfahren  nnd  lernen  müssen, 
und  auch  Enttänschnngen  werden  nns  wohl  kaum  erspart  bleiben.  Doch 
hoffen  wir  bestimmt,  die  Ünentgeltlichkeit  der  Lehrmittel  werde  sich  als 
eine  Wohltat  und  ein  wichtiger  erzieherischer  Faktor  erweisen." 

5.  Waadt. 

Schvlmaterialim,  Am  29.  November  1888  beschloss  der  Grosse 
Rat  des  Kantons  beinahe  einstimmig  die  unentgeltliche  Abgabe 
der  Schulmaterialien  an  die  Schüler  der  Primarschulen.  Das  neue 
UnteiTichtsgesetz  vom  9.  Mai  1889  statuirte  dieselbe  in  seinem 
Art.  28  folgendermassen : 

„Le  reglement  d^termine  le  mat^riel  d'enseignement  obligatoire ;  celui-ci 
est  foumi  par  les  communes.** 

In  Ausführung  dieser  Bestimniung  und  nachdem  vom  Staatsrat 
bezügliche  Studien  gemacht  worden  waren,  beschloss  der  Grosse 
Rat  unterm  19.  Nov.  1890,  die  gewöhnlichen  Schulmaterialien 
vom  15.  April  1891  an  unentgeltlich  zu  liefern  und  setzte  zu  diesem 
Zwecke  für  das  Jahr  1891  einen  Kredit  von  Fr.  38,000  aus.  Am 
31.  Januar  1891   stellte  der  Regierungsrat  das  Verzeichnis^)  der 

0  Art.  3  stellt  mit  Bezug  hierauf  fest :  ^Les  fournitures  scolaires  gratuites 
>ont:  les  cahiers  avec  buvard,  les  plumes,  les  porte-plumes,  les  crayons,  les 
r^les,  les  encriers,  Teuere,  les  ardoises,  les  crayons  d'ardoise,  les  albums  k  dessin, 
la  gomme  et  les  boites  d'^cole. 
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gratis  zu  verabreichenden  Materialien  and  die  hauptsächlichsten 
Bestimmungen  betreffend  diesen  neuen  Geschäftszweig  fest,  es  dem 
Erziehungsdepartement  überlassend,  die  nähern  Ausführungsbestim- 
mungen mit  Bezug  auf  die  Kompetenzen  der  neuen  Amtsstelle, 
die  Gemeinde-  und  Schulbehörden,  die  Depotverwalter  in  den 
Gemeinden  und  das  Lehrerpersonal  zu  erlassen.  Aufl.  Februar  1891 
sodann  trat  das  neue  Bureau  ins  Leben. 

Unterm  17.  November  1891  war  sodann  der  Regierungsrat 
durch  den  Grossen  Rat  ermächtigt  worden,  nach  Möglichkeit  die 
Unentgeltlichkeit  des  Schulmaterials  auch  auf  die  Lehr- 
mittel vom  15.  April  1892  an  auszudehnen  ^)  und  setzte  den  Kredit 
für  beide  auf  Fr.  60,000  pro  1892  fest. 

Was  die  Organisation  dieses  neuen  Geschäftszweiges  anbetriift, 
so  ist  zu  bemerken,  dass  die  Materialien  durch  die  Lieferanten 
direkt  an  die  einzelnen  Gemeinden  expedirt  werden.  In  jeder 
Gemeinde  hat  ein  auf  den  Vorschlag  der  Schulkommission  vom  Ge- 
meinderat gewählter  Verwalter  die  Bestellung  beim  Zentralbureau, 
sowie  die  Abgabe  derselben  an  die  Lehrerschaft  zu  banden  der 
Schüler  zu  besorgen,  nachdem  er  sich  überzeugt  hat.  dass  die  ihm 
von  den  Lieferanten  zugestellten  Objekte  mit  den  ihm  vom  Zenti-al- 
bureau  übermittelten  Mustertypen  übereinstimmen.  Regelmässig 
findet  der  Versandt  der  Materialien  zweimal  per  Jahi*  statt,  nämlich 
vor  dem  31.  März  flir  das  Material  f&r  das  Sommersemester  und 
vor  dem  15.  Oktober  für  das  im  Wintersemester  notwendige  Material. 

Den  Schulkommissionen  liegt  insbesondere  die  Überwachung 
dieses  Dienstes  in  den  Gemeinden  ob  und  sie  sind  per  Jahr  zu 
mindestens  einmaliger  Inspektion  des  Materials  und  des  Geschäfts- 
ganges im  allgemeinen  verpflichtet  und  haben  eventuellen  Miss- 
bräuchen und  der  Verschleuderung  zu  steuern. 

Im  Schuljahr  1891/92  sind  die  nachfolgenden  Quantitäten  von 
Schülmaterialien  zu  den  beigesetzten  Ausgabensummen  unentgeltlich 
an  die  Primarschulen  abgegeben  worden: 

(ieliefertes  Material  Mengen  Per  Tausend  Suuiine 

Pr.  Cts.  Fr.  Ct». 

Cahiers  n«  1 81730  66.  —  4576. 88 

n»  2 103990  59.  —  6185. 41 

no  3 489630  56.  —  27419. 28 

n»  4 23180  59. 50  1379. 21 

Boites  d'ecole 42813  150.  —  6421. 95 

de  plnmes  ....  10159  971. 19  9866. 31 

Porte-plumes 43335  25.—  1083.38 

Crayons  ordinaires     .     .    .  140150  26.—  3643.90 

R^gles  carr^es 43096  10.  —  430. 96 

Encriers 36960  77.50  2864.40 

Encre  (litres) 4734  270.  —  1278. 18 

Ardoises  rögrl^es   ....  14667  200.  —  2933. 40 

0  Dnrch  Kreisschreiben  des  Erziehnngsdepartements  vom  20.  Oktobe)*  1891 
au  die  Schulkommiasionen  and  an  die  Depötverwalter  in  den  Gemeinden  suchte 
sich  dasselbe  über  den  Bedarf  an  Lehrmitteln  Klarheit  zu  verschaffen. 
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(ieüpferteM  Material 

Menjireii 

Per  Tausend 

Summe 

Fr.  Ct8. 

Fr.  Cts. 

Ardoises  non  r^gl6es 

.     .          25463 

180.— 

4583.34 

Crayons  d'ardoise  .     . 

.     .        101950 

20.— 

2039. 

Albnms  vfi  1      ... 

.    .          29547 

75. 

2216. 02 

„       n«2     ... 

49883 

70. 

3491.  81 

Gommes 

42725 

52.50 

2243. 06 

Camets  scolaires  .     . 

.    .            4631 

200.— 

926. 20 

Livreta  scolaires  .     . 

5654 

50.— 

282. 70 

(^ahiers  romande,  inf. 

6835 

75. 

512.63 

„               -        moyeii 

7442 

75. 

558. 15 

Total    . 

84886.16 

Dara: 

D  partizipirt  der  Staat  mit    .    . 

42443. 08 

Die  Gesamtzahl  der  Primarschulkinder,  denen  die  Uneutgelt- 
lichkeit  zu  gute  kam,  belief  sich  1891  auf  40,260,  so  dass  sich  die 
durchschnittliche  Ausgabe  fiir  den  Schüler  auf  Fr.  2. 10  stellt.  Das 
Erziehungsdepartement  bemerkt  hiezu,  dass  wenn  man  nicht  über 
den  Voranschlag  hinaus  geliefert  hätte,  die  Ausgabe  Fr.  1 .  90 
nicht  überschritten  hätte.  Im  Budget  hatte  man  für  den  Schüler 
Fr.  2.  —  in  Anschlag  gebracht  (Fr.  1 .  —  zu  Lasten  des  Staates 
und  Fr.  1.  —  zu  Lasten  der  Gemeinde). 

Für  das  Jahr  1892  stellt  sich  die  bezügliche  Ausgabe  für  Staat 
und  Gemeinde  auf  je  Fr.  20,611,  zusammen  auf  Fr.  41,222. 

Nach  einer  Mitteilung  des  Erziehungsdepartements  des  Kan- 
tons Waadt  beträgt  die  durchschnittliche  Ausgabe  per  Schüler  an 
Schulmaterialien  für  das  Schuljahr  1892/93  Fr.  1.  02  (je  51  Cts. 
für  Staat  und  Gemeinde).  Diese  erhebliche  Reduktion  der  Aus- 
gaben um  51  %  gegenüber  dem  Vorjahr  hat  ihren  Grund  zum  Teil 
darin,  dass  im  ersten  Jahre  notwendige  Anschaffungen  nicht  wieder- 
kehren, im  fernem  in  der  gewissenhaften  Kontrole  von  selten  der 
Zentralstelle  und  der  betreffenden  (xemeindebehörden. 

Wie  schon  oben  l)emerkt,  ist  durch  Grossratsbeschluss  vom 
17.  November  1891  der  Regierungsrat  ennächtigt  worden,  die 
Unentgeltlichkeit  der  Schulmaterialien  vom  15.  April  1892  an  auch 
auf  die  Lehrmittel  (manuels)  auszudehnen  „dans  la  mesure  du 
possible*',  nachdem  schon  der  für  die  Unentgeltlichkeit  gi-und- 
legende  Beschluss  vom  19.  November  1890  die  Gratisverabreichung 
der  Lehrmittel  in  seinem  Artikel  4  in  Aussicht  genommen  hatte, 
lautend : 

„La  remise  gratuite  des  manuels  devra  faire  Tobjet  d'un  decret 
nlt6rieur." 

Durch  Beschluss  vom  2.  Februar  1892  sodann  werden  als  Lehr- 
mittel, die  für  das  Schuljahr  1892/93  unentgeltlich  geliefert  werden 
sollen,  bezeichnet: 

Für  die  untern  Klassen :  „Les  syllabaires,  les  vocabulaires  et 
les  livres  de  lecture",  für  die  mittlem  und  obem  Klassen:  „Les 
livres  de  lecture". 
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Durch- ein  Zirkular  vom  21.  Januar  1893  wurde  der  Kreis 
init  Beginn  des  Scliuljahres  1893/94  gratis  zn  verabreichenden 
Lehrmittel  erweitert.  Darnach  erhalten  die  nnteni  Klassen  (de^e 
ar)  die  Buebstabirbücher  (syllabaires),  die  Wörter-  (voca- 
;s)  und  Lesebücher,  Den  mittlem  und  obern  Klassen  (degr^s 
et  supörieur)  werden  die  Wörterbücher  (vocabulaires),  die 
ittel  für  (jframmatik,  Geograpliie  nnd  (-reschiebte,  sowie  die 
jbücher  unentjieltlicb  verabreicht,  nui-  die  obem  Klassen 
■n  die  Lehnnittel  für  den  bürgerlichen  Unterricht. 
3  besteht  denn  vom  Frühjahr  1893  an  für  den  Kantnn  Waadt 
lle  UnentgeltUchkeit  der  Lehrmittel  und  Schreibmaterialien, 
hin  wird  das  Lehrmittel  für  den  Religionsunterricht  nicht 
rt. 

ie  Ausgaben  für  Lehrmittel  betrugen  im  Jahr  1892  im 
1  Fr.  33,372,  für  welche  Snmme  Gemeinde  nnd  Staat  zu 
511  Teilen  anfkommen. 

ie  durchschnittliche  Ausgabe  für  Lehrmittel  stieg  per  SchiUer 
r.  1.  08,  für  die  untern  Klassen  (degr6  inferieur),  und 
.  69,  für  die  mittlem  und  obem  Klassen  (degr6s  moyen 
firieur). 

ti.  Neuenbürg. 

nterm  24.  März  1888  war  für  den  Kanton  Neuenbürg  ein 
für  Unterrichts-  und  Schnlmaterialien  (Döpöt  central  dn 
el  d'enseignement  et  des  foumitures  scolaires)  beschlossen 
nterm  18.  September  1889  eröffnet  worden,  gewLssermassen 
irläufer  flir  die  darauf  folgende  Unentgeltüchkeit, 
as  von  demselben  in  seinem  ersten- Rechnungsabschnitt  ge- 
Material wird  vom  Erziehungsdepartement  mit  Fr.  70,147 
iben,  entsprechend  einer  sonst  beim  Detailbezug  ausznwer- 
.  Aiisgabensumme  von  Fr.  112,000.  Es  ergaben  sich  sonach 
durch  den  Bezug  en  gros  für  die  Schulgemeinden  ganz 
rbare  Vorteile. 

urch  das  neue  vom  Grossen  Rat  anterm  27.  April  1889 
)mmene  Gesetz  über  den  Primarunterricht  wurde  bezüglich 
nentgeltlichkeit  folgendes  festgesetzt; 

„Les  coinmunes  d^livreut  grataitement  ans  i\kve3  des  äcotes  pnbliqnes 
fonniitnTes  scolaifea  it  lenr  usage,  qui  aeront  dfiterniin^es  par  nne  loi 
ia!e.  L'Etat  contribue  poiir  trois  cinquitmea  an  moins  am  frais  de  ce» 
uitures  (art.  llö)," 

m  21.  Mai  1890  sodann  wurde  das  Spezialgeset-z  betreffend 
entgeltlichkeit  der  Schulmaterialien  erlassen  und  auf  l.Septem- 
isselben  Jahres  in  Kraft  gesetzt.  Die  Organisation  der  Ver- 
ig  dieses  Dienstzweiges  ist  im  grossen  ganzen  identisch  mit 
igen  im  Kanton  Waadt,  welche  wir  bereits  oben  besprochen 
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Damach  liefert  der  Staat  den  Gemeinden  dasjenige  Schul- 
materiaP)  (Klassen-  und  individuelles  Material),  das  sie  unentgeltlich 
an  die  Schüler  abzugeben  haben.  Die  letztem  erstatten  dem  Staat 
V5  der  ihm  erlaufenen  Ausgaben  (Art.  1),  d.  h.  genauer  Vs  der 
Kosten  der  von  ihnen  aushingegebenen  Materialien  zurück: 

Vom  1.  September  bis  31.  Dezember  1890  wurden  Fr.  84,024 
verausgabt,  die  sich  folgendermassen  verteilen: 

-_K«i  "**>•  ^^  ^^^  Verteng. 

«.J*fpi.iu«        Lehrmittel   derselb.  zur  Verfüg.        Total 
materlailen  ^^^  Gemeinden 

Fr.  Fr.  Fr.  Fr. 

Total    .  33226  45301  5497  84024 
Davon  zn  Lasten  von 

Staat  (^'5) 27581  36241  4397  67219 

Gemeinden  C/s)  .    .    .  6645  3020«)  1100  10765 

Für  die  18,356  Schulkinder  des  Kantons  sind  sonach  durch- 
schnittlich Fr.  4.  58  für  die  unentgeltliche  Verabreichung  der  Lehr- 
mittel und  Schulmaterialien  ausgegeben  worden. 

Der  Dui'chschnitt  variirt  füi*  die  einzelnen  Gemeinden  ungemein; 
er  beträgt  im  Minimum  Fr.  2.  17  für  die  Gemeinde  Buttes  und 
Fr.  8.  64  für  die  Gemeinde  Bevaix.  Der  Grund  hiefür  liegt  darin, 
dass  eine  Beihe  von  Gemeinden  an  Hand  des  Gesetzes  vollständig 
neue  Lehrmittel  und  Schulmaterialien  beansprucht  hatten,  während 
andere  Gemeinden  das  bereits  im  Gebrauche  stehende  nach  Tun- 
lichkeit  noch  zu  Kate  zogen. 

Für  die  Vorberatung  der  Beschaflfung  der  Lehrmittel  und  der 
Schulmaterialien  besteht  je  eine  Kommission;  dasselbe  ist  der  Fall 
for  die  Auswahl  des  Arbeitsmaterials  der  Mädchen. 

7.  Solothurn. 

Im  Kanton  Solothurn  wurden  schon  im  Jahre  1887  von  den 
242  Schulen  des  Kantons  in  82  derselben  die  Lehrmittel  und 
Schulmaterialien  ganz  unentgeltlich  geliefert  und  in  44  Schulen 

')  Art.  2  lantet :  Ce  mat^riel  se  divise  en  mat^riel  de  classe  et  mat^riel 
indiTidneL  —  Le  matMel  de  classe  qni  ne  pent  pas  sortir  de  la  saUe  d^^cole 
comprend:  o.  les  objets  n^cessaires  k  Tenseignement  Froebel;  h,  les  manneis  de 
lectare;  c,  les  encriers,  Tencre,  les  plnmes,  les  porte-plames,  les  crayons,  les 
gommes  ^lastiqueSf  les  ardoises,  les  crayons  d'ardoise  et  les  r^gles ;  d.  les  ciseaux, 
les  aigniUes,  les  d^s,  les  mbans  m^triqnes,  ainsi  qne  les  foumitnres  n^cessah'es 
&  Tenseignement  th^oriqne  des  travanx  manneis  des  jennes  filles :  toile,  laine, 
coton  et  fil. 

Le  matSriel  individuel  comprend :  a.  les  manneis  de  r^p^titiou  et  les  atlas 
inscrits  an  programme  g^n^ral  et  adopt^s  par  les  commlssions  scolaires;  h,  les 
cahiers  et  1^  papier;  c.  tons  antres  objets  de  materiel  scolaire,  soit  nouveanx, 
soit  appartenant  an  materiel  de  classe,  ^n  le  Grand  Conseil  deciderait  d'igonter 
i  la  präsente  liste.    (Directions  anx  commlssions,  etc.  vom  19.  Nov.  1890.) 

*)  Infolge  von  SpesiAlabmachang^en  mit  den  Lieferanten  hat  sich  der  Staat  vorliehaltea, 
•lie  Lehrmittel  in  %  bis  S  Jahren  sn  bezahlen,  so  dass  Jene  Fr.  5080  also  nur  den  Drittel  des 
'finfteils  der  Lehrmittel  aasmachen. 


Die  Unentgeltlichkeit  der  indWid.  Lehnnittel  und  SchnlmateriKÜen. 

iBd  eine  teilweise  ErlelchteniDg.  Vom  Erziehuiig:sdeparteiiieni 
Kantons  wnrde  im  Jahre  1886  eine  Anfrage  an  sämtliche 
'kräfte  des  Kantons  bezüglich  der  Unentgeltlichkeit  gerichtet, 
prachen  sich  für  gänzliche  üuentgeltÜchkeit,  Vs  dagegen  aas.') 
Die  neue  Verfassung  vom  23.  Oktober  1887  setzte  in  ihrem 
das  Obligatorium  der  Unentgeltlichkeit  für  die  Gemeinden  fest: 

„Die  (icmeinden  liefern  die  Lehnnittel  nnd  Schnlmaterialien  ffir  dit 
riraarschulen  nneutgeltlich.' 

In  Art,  1  und  2  der  bezüglichen  „Verordnung  betreffend  Un- 
eltUchkeit  der  Lehrmittel  und  Schulmaterialien  in  den  Primar- 
ien" vom  2.  Dezember  1887  wiid  festgesetzt: 

Art.  1.  Die  Schulgemeinden  haben  die  Lehnuittel  and  Schnlmftterialien 
r  die  Prininrs(?lialen  vom  Beginn  des  ktlnftlgen  Schutjalires,  d.  h.  Tom 
Mai  1888  an,  nneutgeltUch  zu  liefern. 

Art,  2.  Die  Lehrer  nnd  Lebrerinnen  der  Priniarecbnlen  sind  gebalten, 
>er  die  an  die  Schiller  nnd  Schnierinnen  nnentffeltlich  abingebenden  Lehr- 
Ittel  und  Srhulmaterialien  eine  (^ennue  Kontrole  zu  führen. 
Der  Staat  beteiligt  sich  nicht  an  der  Beschaffung  des  Materials. 
Die  Lehrmittel  weiden  nach  geschehenem  Gebrauche  wieder 
ckverlangt. 

Im  Jahre  der  Einföhrnng.  1887.  wurden  die  Kosten  auf 
J7,000  berechnet. 

Mit  einer  Firma  in  Solothum  ist  ein  Abkommen  getroffen, 
he  die  genannten  Materialien  den  Gemeinden  zu  möglichst 
[igen  Pi-eisen  liefert. 

b.  Lehnnittel. 
8.  Zug. 

Im  Kanton  Zug  reichten  die  GrütUvereiue  unterm  20.  April 
eiue  Petition  um  Unentgeltlichkeit  der  Lehrmittel  an  den 
»nsrat  ein.  Einige  Gemeinden  hatten  damals  bereits  teilweise 
itgeltlichkeit.  In  Baar  erhielten  die  Schüler  des  I. — IV. 
les  Lesebücher  und  Schreibtafeln  gratis.  In  Cham  bestand 
Jnentgeltlichkeit  ebenfalls  seit  längerer  Zeit. 
Das  Obligatorium  der  unentgeltlichen  Verabreichung  der  Schul- 
ler  für  die  Primär-,  Repetir-  und  Sekundärschulen  wurde  so- 
vom  Kantonsrate  unterm  10.  Dezember  1891  beschlossen  und 
a^enannte  Beschluss  auf  1.  Januar  1892  in  Kraft  erklärt. 
Vom  Beginne  des  Schuljahres  1892/93  liefert  darnach  der 
t  den  Gemeinden  fUr  die  genannten  Schiilstnfen  die  nötigen 
Ibücher  unentgeltlich.  Kein  Schüler  hat  Anspruch  auf  mehr 
>in  Exemplar  der  für  die  betreffende  Abteilung  obligatorisch 
eschriebenen  Lehrmittel  (Art.  1). 

■)  Beilage  znm  Programm  der  stildtischen  Schalen  in  Aaran  pro  1886.'^. 
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Die  bezügliche  Vollziehungsverordnimg  vom  30.  März  1892 
sieht  znm  Zwecke  tnnlicbster  Ersparnisse  und  behufs  leichterer 
Ausübung  der  nötigen  Kontrole  ein  vom  Erziehungsrat  auf  der 
Eantonskanzlei  zu  errichtendes  und  unter  dessen  Aufsicht  stehendes 
kantonales  Schulbficherdepot  vor  (§  1).  Dieses  liefert  den  Gemeinde- 
schulpflegen ihren  jährlichen  Bedarf  gegen  Empfangschein  r§  4) 
und  diese  letztem  übermitteln  die  Bücher  auf  schriftliche  Bestellung 
hin  und  gegen  Empfangschein  den  betreifenden  Klassenlehrern  und 
erstatten  dem  kantonalen  Depot  am  Schlüsse  des  Schuljahres  Be- 
richt über  den  Bestand  ihres  gemeindlichen  Verlages  (§  5).  Noch 
gut  erhaltene  und  brauchbare  Bücher,  welche  die  Schüler  in  einer 
hohem  Schule  nicht  mehr  verwenden  müssen,  sind  mit  Ausnahme 
des  VI.  Primär-  und  Eepetirschulbuches  oder  auch  im  Falle  von 
Domizilwechsel  der  Schüler  zurückzugeben,  um  sie  sukzessive  für 
folgende  Klassen  verwenden  zu  können. 

9.  St.  Gallen. 

Lehrmittd.  Art.  6,  lit.  2  der  Verfassung  des  Kantons  St.  Galleu 
vom  16.  November  1890  lautet: 

„Er  (der  Staat)  liefert  unentgeltlich  die  obligatorischen  ge- 
druckten Lehrmittel." 

Die  Unentgeltlichkeit  erstreckt  sich  demnach  über  die  Sprach-, 
Bechnungs-  und  Gesangbüchlein,  das  Ergänzungsschulbuch  und  die 
Schülerhandkarte. 

Durch  Verordnung  vom  5./16.  Febraar  1891  wurde  vei-fugt, 
dass  diese  Lehrmittel  bei  Beginn  des  Schulkui-ses  1891  durch  die 
Lehrer  an  die  Schüler  je  nach  deren  Klasse  einmal  unentgeltlich 
zu  verabfolgen  seien. 

Vom  Erziehungsrat  des  Kantons  wurden  zwei  Buchhandlungen  >) 
(Huber  &  Co.  und  A.  &  J.  Koppel  in  St.  Gallen)  mit  der  Lieferung 
der  obligatorischep  Lehimittel  beauftragt,  welche  für  genügenden 
Vorrat  und  umgehende  Erledigung  sämtlicher  Bestellungen  zu 
sorgen  haben. 

Die  Abgabe  von  Lehrmitteln  erfolgt  nur  auf  Grund  amtlicher 
Bestellformulare,  welche  durch  die  Bezirksschulratspräsidenten  von 
der  Erziehungskanzlei  bezogen  werden  können. 

Die  obligatorischen  gedi*uckten  Lehrmittel  sind  im  einzelneu 
folgende : 

a.  Rüeggs  Lehr-  und  Lesebücher  ftlr  Klasse  I — VII; 
(.  Ergänzangsschnlbtich ; 

c.  Webers  Gesanghefte; 

d.  Schänblins  Liederbuch,  oder  statt  der  unter  lit.  c.  und  d.  bezeichneten 
Lehrmittel : 

e.  das  tJbungs-  und  Liederbuch  für  den  Gesangunterricht  an  Volksschulen. 
I.  und  n.  Heft,  von  Otto  Wiesner ; 

f.  die  Schülerhandkarte  des  Kantons  St.  Gallen. 

*)  Vertrag  Tom  21.  Januar  1891. 
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Über  die  Resultate  der  Unentgeltlichkeit  im  ersten  Jahre  nach 
der  Einführung  (Schuljahr  1891/92)  spricht  sich  der  Geschäfts- 
bericht des  Erziehungsdepaitements  folgendermassen  aus: 

„Über  Gratisabgabe  obligatorischer  Lehrmittel  an  .die  Primarschfller 
brachte  das  erste  Jahr  die  nicht  gerade  angenehme  Überraschung  weit 
grösserer  Kosten  für  den  Staat,  als  vorgesehen  war.  Dieselben  betrugen 
nämlich  im  Jahre  1891  im  ganzen  Fr.  52,124. 48,  worin  die  für  Erstellung 
von  Schülerhandkarten  vom  Staate  verausgabte  beträchtliche  Summe  nicht 
inbegriflfen  ist." 

Durch  eine  Bekanntmachung  im  November  1892  teilte  das 
Erziehungsdepartement  den  Schulbehörden  mit,  dass,  nachdem  der 
Grosse  Eat  den  Budgetposten  für  „obligatorische  gedruckte  Lehrmittel 
für  die  Primarschulen"  auf  Fr.  30,000  pro  1893  herabgesetzt  habe, 
es  nicht  mehr  möglich  sei,  an  der  Bestimmung  des  Regulativs  vom 
16.  Februar  1891,  wonach  die  dort  näher  bezeichneten  Lehrmittel  „bei 
Beginn  des  Schuljahres  durch  den  Lehrer  an  die  Schüler  je  nach 
deren  Klasse  einmal  unentgeltlich  zu  verabfolgen  seien",  indem 
Umfange  festzuhalten,  dass  jeder  Schüler  jeweilen  auf  ein 
neues  Exemplar  Anspruch  hätte.  Vielmehr  werde  man  ganz 
allgemein  zu  dem  Ersparnismittel  greifen  müssen,  dass  die  bei 
Beginn  des  Schuljahres  ausgeteilten  Lehrmittel  am  Schlüsse  des- 
selben wieder  eingezogen  werden  und,  soweit  sie  noch  brauchbar 
sind,  neuerdings  zur  Austeilung  gelangen. 

Die  Zahl  der  verlangten  und  abgegebenen  Lehrmittel  durfte 
w^eitere  Kreise  interessiren  und  deshalb  hier  aufgenommen  werden. 

I.  Lehr-  und  Lesebücher  von  ßüegg: 

Fibel  der  1.  Klasse 

Zweites  Sprachhnch,  2.  Klasse    . 
Drittes  „  3.       „        . 

Viertes  „  4.      „        . 

Fünftes  „  5.       „        . 

Sechstes  „        6.(7.      „ 

n.  Ergänznngsschulbuch :  « 

für  2  Jahreskurse  und  Klassen  4842  Stück  k  160  Rp. 

III.  Schülerhandkarte  des  Kantons  St.  GaUen : 

für  4.-7.  Klasse  10,397  Stück  k  55  Rp. 

IV.  Eechenlehrmittel : 

Zähringer-Hefte 9023  Stück  &  10  Rp. 

Churer  Hefte 10629      „      ä  13—38  Rp. 

Hefte  von  Fäsch 9588      „      k  11—35    „ 

Hefte  von  Stöcklin 10288      „      k  11  Rp. 

Daraus  ergibt  sich,  dass  beträchtlich  mehr  Hefte  bezogen 
wurden,  als  der  Kanton  Alltags-  und  ErgänzungsschiUer  zählt, 
eine  Erscheinung,  die  sich  übrigens  auch  im  Kanton  Neuenbürg 
in  ähnlicher  Weise  bei  der  Einführiing  der  Unentgeltlichkeit  der 
Lehrmittel  zeigte.  Es  wird  dieser  Übelstand  kaum  wiederkehren 
und  am  besten  gehoben  werden  durch  Beschränkung  dieser  Lehr- 
mittel auf  ein  einziges. 


6374  Stück  kSVl2  Rp. 
5990      „      ä  45       „ 
5743      „      ^  54 
5547      „      &  63 
5397      „      k  67'/2    „ 
5734      „      k  67'/2    „ 
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Ähnlich  verhält  es  sich  mit  den  Gesanglehrmitteln.  Es  stehen 
zur  Zeit  im  Gebrauch  die  Lehrmittel  von  Weber,  Schäublin  und 
Wiesner  und  wurden  bezogen: 

Weber,   Gesanghefte    ....    10025  Stück  k  15-45  Bp. 
Sch&ublin,  Liederbuch      .    .    .     10392      n      ^  ^^  7> 

Wiesner,  1./2.  Heft 4822      „      k  45-^    „ 

Schulmaterialien.  Für  die  unentgeltliche  Verabreichung  von 
Schulmaterialien  (Schreib-  und  Zeichnungsmateiialien)  besteht 
keine  gesetzliche  Grundlage;  dagegen  geben  eine  Reihe  von  Gemein- 
den dieselben  freiwillig  auf  eigene  Kosten  ab.  Den  vom  Erziehungs- 
departement St.  Gallen  uns  in  verdankenswerter  Weise  überlässenen 
statistischen  Materialien  konnte  folgendes  entnommen  werden: 


Bezirk 


Gossan 


Tablat 


Rorschach 


Ausgaben  für  Schreib-  und  Zeichenmaterial. 

1890,91         1891/92      Beraerkanffen  betr. 
Fr. 

45 


Gemeinde 


die  SchuliiiHterialien 


Werdei^erg 


Unterrheinthal     . 

Seebezirk     .     .    . 

Obertoggenburg  . 
Nentoggenburg    . 

• 

üntertoggenburg  . 


Wü 


St.  Josephen  *) 
BemhardzeU  . 
StraubenzeU    . 
Gossan  (kath.) 
Tablat  (kath.) 
Rotmonten  .    . 
Wittenbach 
Goldach      .    . 
Tübach*)   .    . 
Untereggen     . 

Grub.     .     .    . 
Rorschacherberg 

Wartau*)  .  . 
Sevelen  *)  .  . 
Buchs  .  .  . 
Grabs  .  .  . 
Frümsen  .  . 
Salez  .  .  . 
Sennwald  .  . 
Rhemthal*)  . 
Balgach  (kath.) 
Rapperswil-Jona  *) 

(seit  1887/88) 
Ebnat*)  .  .  . 
Wattwil  (evang.) 
Wattwil  (kath.)  . 
Bundt  .... 
Lichtensteig  .  . 
Degersheim  *) .     . 

Magdenau  *)  .  . 
Flawil  (evang.)  *) 
Flawil  (kath.)  ♦)  . 
Niederuzwil  *)     . 

Wil 

Zuzwii   .... 


Ft. 

52 

?  V     (Examenblätter,    Zelcli- 

75  75 (     nanf^blätter,  Tinte. 

841  204 

149  204)  Griffel/  Federn,  Bleist., 

10  15  >    Schreibhefte  n.  Zeich. 

15  15)     nangspapier. 

123  112  Sämtl.  Schulmaterial. 

5  5  Tinte, 

9  9  Tinte  u.  Pap.  f.  sohriftl. 
Arbeiten  an  d.  Prüf. 

17  '           21  Schreibhefte. 

30  26  Hefte,    Federn,   Bleist., 

Tinte,  Lineale. 

ca.  194  ca.  194  am  Examen, 

ca.    21  ca.    25  am  Examen, 

ca.    10  ca.    10 

20—25  20—25  und  ExamenWätter. 

5  5  Griffel. 

12  12  Hefte  and  Bleistifte. 

16  16  Hefte,  Bleistifte,  Griffel. 
690  452   1889/90:  Fr.  456. 

76  110  Hefte  u.Zeichnonf^spap. 

257  275   1887/8« :  Fr.  277 ;  1888/89 : 

Fr.  246 ;  1889/90 :  Fr.2ö5. 

547  636  nir  ea.  ^hO  Schflier.  *) 

•  • 

?  ? 

V  V 

240  272  an6öanne(ca.V.)8ehül. 
V       seit  1.  Januar  1893  jähr- 
lich ca.  Fr.  600. 
46  87  schon  seit  Jahrzehnten. 

860  1100 

--  370 

560  636 

?  80—100 

?  20-40 


*)  An  samtliche  Schulkinder:  die  flbrlgen  hier  aufgeführten  Gemeinden  verabreichen 
>M  Sehulmaterial  nur  an  arme  Senulkinder,  zum  Teil  aus  Mitteln  der  Annenvereine,  teil.s 
MS  Fonds,  teils  ans  der  Gebrauchskasse. 

')  1887/88:  !•>.  664;   1888  89:  Fr.  590;    1889,90:  Fr.  450. 
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• 

Bezirk 

(lenieinde 

1890/91 

1891/92      Bemerkungen  betr. 

XV^aBtl  ^ 

X*  «^ASA^^A  Aft^a>X/ 

Fr. 

Fr.        die  Scbnlmaterialien 

St.  Gallen    .    . 

.    St.  Gallen*)    .    .     . 

10562 

11819 

Sargans  .    .    . 

.    Sargans*)  .... 

50 

57 

Wangs*)    .... 

d2 

130 

Ragaz  *)     .... 

182 

Vättis*)     .    .    .    . 

82 

84 

Aieis  ...... 

ca.  40 

ca.  40  am  Examen. 

Flnms-Grossberg  *) . 

15 

20 

Walenstadt  *) .    .    . 

40 

80  seit    1868    bis    1889/99 
dorohsehnittl.  Fr.Sl««. 

Berschis*).    .    .    . 

150 

135 

Tscherlach  *)  .     .     . 

26 

20  Taf.,  Tinte,  £zamenpftp. 

Oberterzen      .    .    . 

ca.  55 

59 

Mnrg 

104 

100 

Oherrheinthal  . 

.    Rebstein  (kath.)  *)   . 

54 

76 

Rebstein  (evang.) 
Marbach  (kath.)  ♦)   . 

10-20 

10—20 

ca.  70 . 

ca.  70 

Altstädten  (kath.)    . 

ca.  160 

ca.  160  an  sämtl.  7  Schulen. 

Altstädten  (evang.) . 

70 

90 

TTinterforst-Eichberg 

ca.  10 

ca.  10 

Eriesem     .... 

ca.  30 

ca.  30 

Total  ca.  16001        17758 

Es  haben  sonach  zirka  23  Schulgemeinden  die  unentgeltliche 
Abgabe  der  Schulmaterialien  eingeführt.  In  einer  grossen  Zahl  der 
andern  Gemeinden  werden  dieselboji  en  gros  eingekauft  und  zum 
Selbstkostenpreise  abgegeben. 

Wir  lassen  noch  zwei  Beispiele  folgen,  wo  die  Vergleichungs- 
reihe eine  längere  ist. 

Stadtgemeinde  St.  Gallen: 

Schnllfthr©  Ausgaben  fUr 

öcnuganr©  SchuJmateriallen 

1884/85  .  .  .  3293.12 

1885/86  .  .  .  9471.46 

1886/87  .  .  .  10142.88 

1887/88  .  .  .  9539.08 

1888/89  .  .  .  8898.80 

1889/90  .  .  .  10591.35 

1890/91  .  .  .  10562.35 

1891/92  .  .  .  11319. 40 

Total    .  73818.44  21275  1364 

Durchschnitt  per  Schüler  in  den  letzten  acht  Jahren  Fr.  3.  i 

Dagegen  hatte  die  evang.  Schulgemeinde  Niederuzwi! 

seit  der  Gratisabgabe  von  Schulmaterialien  nur  folgende  Kosten: 

Rechnungsjahr 

1887/88 

1888/89 

1889  90 

1890/91 

1891/92 


Alltagsschttler 

Ersftnxungs- 
Schüler 

2443 

140 

2371 

157 

2408 

119 

2579 

162 

2729 

165 

2819 

205 

2894 

232 

3032 

184 

Fr.  Cts. 

Schaler 

497. 90 

248 

603. 47 

252 

617. 50 

256 

560.20 

252 

636. 45 

288 

Zusammen  in  5  Jahren    2915. 52   an   1296  Schüler, 

also  durchschnittlich  jährlich  per  Schüler  Fr.  2.  25. 

*)  An  sämtliche  Schulkinder:  die  übrigen  hier  apfgeföhrten  Gemeinden  verabreichen 
das  Schulmaterial  nur  an  arme  Schulkinder,  zum  Teil  aus  Mitteln  der  ArmenTcreine,  teils 
aus  Fonds,  teils  aus  der  Oebrauchskasse. 


k^ 
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B.  Fakultativufii  der  Gemeinden  unter  finanzieller  BelhUlfe 

des  Staates. 

10.  Zürich. 

Die  gesetzlichen  Grundlagen,  welche  die  Unentgeltlichkeit  im 
Kanton  möglich  machten,  bezw.  vorbereitet  haben,  sind  folgende: 

Der  Staat  sorgt  für  möglichste  Wohlfeilheit  der  Lehrmittel  (in  der  all- 
gemeinen Volksschnle),  zn  welchem  Zwecke  er,  soweit  tunlicb,  den  Verlag 
selbst  übernimmt  (Gesetz  tlber  das  gesamte  Unterrichtswesen  vom  23.  De- 
zember 1859,  Art.  78). 

Die  Anschaffung  der  Schnlbücher  nnd  der  Schreibmaterialien  für  die 
einzelnen  Schulen  geschieht,  zn  möglichster  Verminderung  des  Preises  und 
Erzielung  wünschenswerter  Gleichmässigkeit,  durch  die  Gemeindeschulpflege, 
bezw.  unter  Aufsicht  derselben,  jedoch  auf  Kosten  der  Eltern.  Für 
Almosengenössige  zahlt  das  Armengnt  der  Kirchgemeinde  (§  87). 

Es  steht  in  der  Befugnis  der  Schulgenossenschaften,  zu  Gunsten  der 
schulpflichtigen  Familien  Erleichterungen  eintreten  zu  lassen  durch . . .  wohl- 
feilere Verabreichung  Ton  Lehrmitteln  oder  Schreibmaterialien,  sofern  keine 
Schulsteuem  für  die  Schulkasse  bezogen  werden  müssen  (§  88). 

Verordnung  betreffend  die  Verabreichung  von  Staat«beiträgen  etc.  vom 
6.  Juli  1878.    h,  Beiträge  an  Lehrmittel,  §  8,  9. 

Die  neue  Verordnung  vom  25.  Febr.  1892  betreffend  Staats- 
beiträge für  das  Volksschulwesen  enthält  in  Abschnitt  3  (Staats- 
beiträge an  die  Unentgeltlichkeit  der  Lehrmittel  und  Schreib- 
materialien) folgende  Bestimmungen: 

§  24.  Diejenigen  Schulgemeinden  und  Sekundarsch  ulkreise,  welche  den 
sämtlichen  Schulkindern  die  Lehrmittel,  sowie  die  Schreib-  und  Zeichnungs- 
materialien, bezw.  die  erstem  oder  die  letztern  allein  unentgeltlich  verab- 
reich en,  erhalten  an  die  bezüglichen  Ausgaben  einen  Staatsbeitrag. 

§  25.  Für  die  Berechnung  der  Staatsbeiträge  an  die  ganze  oder  teil- 
weise TJnentgeltlichkeit  der  Lehrmittel  und  Schreibmaterialien  werden  ent- 
sprechend dem  Gesamtsteuerfuss  der  betreffenden  Gemeinden,  bezw.  Kreise 
nachfolgende  10  Klassen  aufgestellt: 

Gesamtsteuerfuss  •/••  a*...«.<.K^i4..  i«  6>  Gesamtsteuerfuss  •/•o  OAa„foK«j*»   s«  o 

Klasse       Durchschnitt  In       ®^if!l*J:ir„''   KJasse      Durchschnitt  in        ®*?*i*?^*^k,^„  " 
den  letzten  5  Jahren      «er  Ausgraben  den  letxten  5  Jahren       der  Ausgaben 

I  0.0—2  10  VI           7,6-8.5  35 

II  2,1—3,5  15  Vn           8,«— 9  40 

in  3,6-5  20  VIII           9,1—9,5  45 

IV  5,1—6,5  25  IX           9,6—10  50 

V  6,6—7,5  30  X  über  10  60—75 

§  26.  Um  den  Staatsbeitrag  erhältlich  zu  machen,  haben  die  Schul- 
pflegen alljährlich  nach  einem  bei  der  Erziehungskanzlei  zu  beziehenden 
Formular  einen  Rechnungsauszug  unter  genauer  Angabe  der  Kosten  der 
während  des  abgelaufenen  Jahres  in  den  verschiedenen  Klassen  gebrauchten 
Lehrmittel,  Schreib-  und  Zeichnungsmaterialien  an  die  Erziehungsdirektiou 
zn  übermitteln. 

§  27.  Es  wird  nur  an  die  Ausgaben  für  obligatorische  oder  vom  Er- 
ziehungsrat zur  Einführung  empfohlene  Lehrmittel  ein  Staatsbeitrag  verab- 
reicht. 

Die  Unentgeltlichkeit  der  Lehrmittel  und  Schreibmaterialien 
ist  im  Kanton  Zürich  also  nicht  obligatorisch,  dagegen  unterstützt 
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derselbe  die  bezüglichen  fteiwilligen  Leistungen  der  Gemeinden 
gemäss  der  obzitirten  Verordnung  vom  25.  Februar  1892  in  wirk- 
samer Weise  durch  namhafte  Staatsbeiträge,  die  je  nach  dem 
durchschnittlichen  Gesamtsteuerfuss  der  letzten  fünf  Jahre  von 
10  ®/o  bis  auf  75  ^/^  der  Gemeindeleistungen  ansteigen  können. 
Diese  staatliche  Unterstützung  hauptsächlich  hat  die  Einführung 
der  vollen  ünentgeltlichkeit  (Lehrmittel  und  Schulmaterialien)  im 
Kanton  in  erheblicher  Weise  gefördert,  so  dass  seit  1887  und 
insbesondere  im  Jahr  1892  die  Zahl  der  Schulgemeinden,  welche 
derselben  Einlass  gewählt  haben,  bedeutend  zugenommen  hat. 

Der   gegenwärtige    Stand   der   ünentgeltlichkeit   im   Kanton 
(anfangs  1893)  ergibt  sich  aus  folgender  Zusammenstellung: 


Schulgefneinden 

Zahl  der  Schüler 

Zahl  der  SchOler  in  •/. 

Bezirk 

e 

mit  voller 
Unentgeltl. 

nur  Schul- 
inuterialien 

1 

Total 

mit  voller 

Unent^felt- 

liehkeit 

nur  Schul- 
materialien 

mit  voller 
Unentgeltl. 

1  c 

öi: 

s  s 

Zürich     .     . 

33 

20 

6 

7 

15880 

13891 

905 

1084 

87,84 

&>«9 

6?97 

Aifoltem 

23 

6 

6 

11 

2234 

780 

783 

671 

34,91 

35^» 

30,05 

Morgen    .    . 

23 

12 

1 

10 

5419 

3441 

285 

1693 

63,49 

5,25 

31,» 

Meilen     .     . 

19 

8 

9 

2 

2992 

1256 

1567 

169 

41,98 

52.37 

5t65 

Hin  weil  .     . 

50 

22 

5 

23 

5599 

2971 

658 

1970 

53,0 

11,77 

35,28 

üster .    .     . 

30 

8 

11 

n 

2942 

1145 

1026 

771 

38,92 

B4^7 

26,2t 

Pfäffikon     . 

42 

10 

12 

20 

3203 

1092 

978 

1133 

34,09 

30,58 

30,87 

Winterthur . 

51 

42 

3 

6 

7652 

7165 

103 

384 

91,68 

1,77 

6j60 

Andeliingen 

35 

21 

7 

7 

3133 

1740 

643 

750 

55,21 

20,52 

24,27 

Bülach    .    . 

32 

17 

4 

11 

4213 

2884 

238 

1091 

68,46 

5,66 

25,89 

Dielsdorf     . 

33 
371 

29 

3 

1 

2773 

2424 

196 

153 

87,41 

7,06 

5j58 

Total  . 

195 

67 

109 

56040 

38789 

7382 

9869 

69,22 

13,17 

17,61 

Von  den  371  Schulgemeinden  des  Kantons  haben  also  195 
(52„2^/o)  die  volle  Unentgeltlichkeit  (Lehrmittel  und  Schulmateria- 
lien), 67  (18,06%)  die  Unentgeltlichkeit  der  Schulmaterialien  und 
2  (0,54  ^/o)  für  Lehrmittel  eingeführt,  109  (29,38  ^/o)  Schulgemeinden 
haben  in  der  bezeichneten  Richtung  noch  gar  nichts  getan. 

Die  Unentgeltlichkeit  kommt  zusammen"  46171  Schulkindern 
zu  gute;  davon  gemessen  38,789  (83,37%)  die  volle  Unentgeltlich- 
keil, 7382  (16,30  ^/o)  die  Ünentgeltlichkeit  der  Schulmaterialien  und 
151  (0,33^/0)  die  ünentgeltlichkeit  der  LehrmitteL 

Von  den  195  Primarschulgemeinden  mit  Unentgeltlichkeit  der 
Lehrmittel  betrachten  172  (88,71%)  die  an  die  Schulkinder  verab- 
reichten Lehrmittel  als  Eigentum  der  Schule  und  bloss  23  Ge- 
meinden ')  (11,29%)  überlassen  die  Lehrmittel  den  Schülern  als 

*)  Zürich,  Anssersihl,  Enge,  Wädensweil,  Langrüti,  Ort,  Stocken,  Wald 
(teilweise),  Hinteregg,  Baiima  (teilweise),  Altikon,  Dickhuch,  Neftenbach  (teil- 
weise), Wülflingen.  Neuburg,  Dorf  (teilweise),  Laufen-Uh wiesen  und  Nohl  (teil- 
weise). Bachenbülach  (teUweise),  Bassersdorf  (teilweise),  Billach  (teilweise). 
Höri,  (lerli^berg  (Alltagsschule). 
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Eigentum  und  zwar  nur  einen  Teil  der  Lehrmittel  ohne  weiteres 
(regehnässig  das  Zürcher-  und  Schweizerkärtchen,  sodann  auch  die 
Gesanglehrmittel). 

Die  erstem  Gemeinden  ziehen  am  Schlüsse  eines  jeden  Schul- 
jahres die  Lehrmittel  wieder  ein,  lassen  die  zum  Teil  defekten 
Exemplare  wieder  repaiiren,  um  dann  die  folgende  Klasse  mit  den 
bereits  gebrauchten  Exemplaren  zu  versehen.  Dje  Gemeinden,  die 
dieses  System  eingeführt  haben,  erklären  sich,  abgesehen  von  den 
erheblichen  Erspaniissen,  welche  durch  dasselbe  zu  realisiren  sind, 
auch  nach  der  pädagogischen  Seite  hin  als  befriedigt. 

In  der  Grosszahl  der  Schulen  werden  die  zwei  bis  drei  Jahre 
gebrauchten  Exemplare  der  Lehrmittel  den  Schülern  schliesslich 
gratis  oder  dann  gegen  ein  ganz  geringes  Entgelt  (Inventarwert 
oder  regelmässig  V4 — Vs  des  Ankaufspreises)  erlassen. 

Die  Gesamtausgaben  fiir  die  Unentgeltlichkeit  der  Lehrmittel 
und  Schulmaterialien  zusammen  beliefen  sich  im  Jahre  1892  auf 
rund  Fr.  80,000,  woran  der  Staat  mit  Fr.  29,430  partizipirte,  und 
wurden  per  Alltagschüler  auf  Fr.  2. 45  berechnet. ') 

Schliesslich  ist  noch  auf  den  seit  dem  Jahre  1851  bestehenden 
kantonalen  Lehrmittelverlag  hinzuweisen,  der  die  ganze  Reihe 
der  obligatorischen,  im  Staatsverlag  erscheinenden  Lehrmittel  2) 
zum  Selbstkostenpreis  abgibt.  Der  jährliche  Absatz  desselben 
beträgt  über  Fr.  100,000. 

11.  Appenzell  A.-Rh. 

Art.  36  der  Verorcbiung  über  das  Schulwesen  des  Kantons 
Appenzell  A.-Rh.  vom  1.  und  2.  April  1878  setzt  folgendes  fest: 

„Der  Regierungsrat  ist  ermächtigt,  anf  Gutachten  der  Landesschul- 
kommission  obligatorisch  eingeführte  Lehrmittel  zu  ermässigtem  Preise 
oder  unentgeltlich  an  die  Gemeinden  zu  verabfolgen  und  die  Einführung 
empfohlener  Lehrmittel  durch  Leistung  von  Beiträgen  oder  durch  Über- 
nahme auf  Depot  zu  erleichtern.^ 

Eine  weitere  gesetzliche  oder  verordnungsgemässe  Festsetzung 
für  die  Unentgeltlichkeit  der  Lehrmittel  im  Kanton  ist  nicht  vor- 
handen. 

Mit  der  Beschaifung  der  Lehrmittel  und  Schreibmaterialien 
befasst  sich  der  Staat  in  keiner  Weise ;  es  ist  dies  vollständig  Sache 
der  Gemeinden,  wie  dieselben  ja  überhaupt,  abgesehen  von  den 
allgemeinen  Bestimmungen  der  kantonalen  Schulordnung,  nach  denen 
sie  sich  zu  richten  haben,  in  Schulsachen  autonom  sind. 

Die  Gemeinden  können  je  auf  Grund  von  Beschlüssen  der 
Schulkommission,  des  Gemeinderates  oder  der  Gemeindeversammlung 
Unentgeltlichkeit  der  Lehrmittel  und  Schreibmaterialien  ganz  oder 
teilweise  einfuhren. 

*)  Amtliches  Schnlblatt  des  Kantons  Zürich  vom  1.  Januar  1893,  Nr.  1. 
*)  Siehe  Verzeichnis  in  der  Beilage  am  Schluss  dieser  Arbeit. 
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Lehrmittel.  Die  Unentgeltlichkeit  der  Lehrmittel  ist  ein- 
gefährt  in  Schönengrund,  Btthler,  Heiden,  Lutzenberg,  Walzenhaasen, 
Umäsch,  Herisau,  Schwellbrunn,  ^)  Hundwil,  Stein,*)  Teufen,  Grais, 
Speicher,  Trogen,  Rehetobel,  Wald,  8)  Grub,  Wolfhalden. 

In  Herisau,  Hundwil,  Gais,  Heiden  und  Lutzenberg  dürfen  die 
Lelirmittel  mit  nach  Hause  genommen  werden,  verbleiben  aber 
Eigentum  der  Scljule;  ebenso  findet  dieses  letztere  statt  in  den 
übrigen  Gemeinden,  und  die  Lehrmittel  werden  nur  zum  Gebrauch 
in  der  Schule  zur  Verfügung  gestellt. 

Ausser  diesen  Gemeinden,  welche  die  Unentgeltlichkeit  voll- 
ständig oder  doch  zum  grossen  Teil  durchgeführt  haben,  gibt  es 
noch  solche,  welche  derselben  noch  nicht  oder  nur  zum  kleinen 
Teil  Eingang  verschaflft  haben: 

Die  Schüler  in  Waldstatt  und  Reute  müssen  alle  Lehrmittel, 
diejenigen  in  Stein  nur  die  Lesebücher  und  diejenigen  in  Wald 
Lesebücher,  Landeskunde,  Kirchengesangbuch  und  Kärtlein  des 
Kantons  auf  ihre  Kosten  erwerben  und  zwar  erfolgt  deren  Abgabe 
um  den  halben  Kostenpreis. 

Wollen  Schüler  die  Lehrmittel  eigentümlich  erwerben,  so  tritt 
vielorts  Preisreduktion  ein  und  zwar  die  Hälfte  in  Umäsch,  Schwell- 
brunn (Schäublin),  Hundwil,  Teufen  (ausgenommen  Fibel  von  Rüegg, 
Churer  Rechnungshefte  und  Gesangbuch  von  Weber  IV.  Klasse), 
Gais,  Speicher  (nur  die  Gesangbücher  zur  Hälfte,  die  übrigen  zu  V4 
der  Kosten),  Trogen  und  Rehetobel,  Stein,  Waldstatt,  Wald  und 
Reute. 

SchtdmateriaL  Hinsichtlich  der  Unentgeltlichkeit  der  Schul- 
materialien ist  zum  voraus  zu  bemerken,  dass  die  Schreibtafeln 
von  den  Gemeinden  geliefert  werden,  die  wie  die  von  ihnen  zur 
Verfügung  gestellten  Lehrmittel  Eigentum  der  Schule  verbleiben. 

Die  unentgeltliche  Verabreichung  der  Schreibmaterialien  hat 
Eingang  gefunden  in  Schönengrund,  Bühler,  Heiden,  Lutzenberg, 
Walzenhausen  und  Waldstatt  (exclusive  Schreibhefte). 

In  Herisau  geschieht  die  Beschaifung  der  Schieibmaterialien 
en  gros  durch  die  Gemeinde,  so  dass  aus  diesem  Giiinde  die  Ab- 
gabe an  die  einzelnen  Schüler  zu  billigerm  Preise  erfolgen  kann. 

In  den  übrigen  Gemeinden  geschieht  Anschaffung  und  Abgabe 
durch  die  Lehrer  und  haben  die  Schüler  nach  altem  Usus  das 
sogenannte  Monatsgeld  dafür  zu  entrichten,  das  je  nach  Klasse  und 
je  nach  Art  der  zur  Verwendung  gelangenden  Materialien  von 
5—25  Cts.  per  Schüler  wechselt. 


')  Ohne  Schäublin  (siehe  Lehrmitteiverzeichnis). 
2)  Nur  Rüegg,  Gattiker,  Churer  Rechnungshefte. 
^)  Nur  biblische  Geschichte  und  Liederbuch  von  Weber. 
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Die  Ausgaben  für  die  Unentgeltlichkeit  beliefen  sich  pro  1891 :  ^) 


Primarschiüe 

ReAl- 

Primarschnle 

Real- 

Lehnnittel 

schule 

I^ehrniittel 

schule 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr.  • 

Umäsch 

SOO 

100 

Trogen 

ca.  225 

Herisan 

1300     ' 

50«) 

Rehetobel 

100 

SchweUhrmm  * 

250 

Wald* 

110 

Hnndwil 

320 

Grab* 

220 

Stein* 

ca.  3002) 

Heiden 

1800*) 

Schönengrund  * 

.   120 

Wolfhalden 

380«) 

Waldstatt  ♦ 

„  260») 

Lntzenberg  * 

430 

Teufen 

900 

Walzenhausen  * 

650 

350 

Bllhler 

720*) 

Reute 

350 

Gais 
Speicher 

450 
300 

Tc 

>tal  9485 

*)  Ijehrniittel  nnd  Schalmaterialien. 

*)  Aus  dem  Stipendienfonds  für  die  ReaJ schule.  —  *)  lu  drei  Jahren  Vr,  880.  —  ')  In 
sechs  Jahren  Fr.  1568.  ~  •)  Davon  ffir  Schreibmaterialien  Fr.  380.  -  ')  Davon  Fr.  1050  für 
Materiaiien.  —  *)  Davon  Fr.  80  für  Materialien. 

Der  Kanton  Appenzell  A.-Kh.  hat  in  Trogen  ein  Lehrmittel- 
depöt^)  errichtet,  von  welchem  die  Lehrmittel,  darunter  eine  Partie 
mit  Staatsbeitrag  im  Preise  bedeutend  ermässigte,  bezogen  werden 
können  (siehe  Verzeichnis  unter  den  Beilagen  am  Ende).  Die  dem 
Kanton  aus  dieser  Preisreduktion  erlaufenen  Ausgaben  stiegen  im 
Jahr  1892  auf  Fr.  1825  an. 


12.  Thurgau. 

Über  die  Frage  der  Unentgeltlichkeit  im  Kanton  Thurgau  ist 
gegenwärtig  nur  wenig  zu  berichten ;  es  ist  dort  in  dieser  Richtung 
noch  alles  im  Werden  begriffen. 

Das  Unterrichtsgesetz  vom  29.  August  1875  setzt  in  §  58 
bezuglich  der  Frage  der  Unentgeltlichkeit  folgendes  fest: 

§  58.  Die  Sorge  für  die  allgemeinen  Bedürfnisse  der  Schule  liegt  der 
Vorsteherschaft,  die  Anschaffung  der  für  den  Gehrauch  der  einzelnen  Schüler 
dienlichen  Hülfsmittel  dagegen,  wie  Schreihmaterialien,  Bücher  u.  dgl.,  zunächst 
den  Eltern,  Pflegeeltern,  Vormündern  oder  Dienstherren  oh.  Wenn  diese  das 
Erforderliche  gar  nicht  oder  nicht  in  gehöriger  Qualität  auschaffen  würden, 
so  erfolgt  deren  Anschaffung  durch  die  Vorsteherschaft  entweder  auf  Rech- 
nung der  Pflichtigen  oder  in  Fällen  von  Armut  auf  Kosten  der  Schulkasse. 

Das  Erziehungsdepartement  sorgt  dafür,  dass  die  für  die  Schulen  vor- 
geschriehenen  Lehrmittel  um  möglichst  hillige  Preise  und  in  hinreichenden 
Vorräten  zum  Verkaufe  vorhanden  seien ;  zu  diesem  Zwecke  erhält  dasselbe 
von  dem  Staat  die  erforderlichen  Beiträge. 

Es  ist  dieser  Bestimmung  beizufügen,  dass  der  Staat  die  Lehr- 
mittel der  Primarschule  mit  50%  Rabatt  abgibt  und  an  diejenigen 

^)  Die  Mehrzahl  der  aufgeführten  Summen  ist  der  Jahresrechnung  von 
1891  entnommen.  Es  ist  anzunehmen,  dass  dieselben  mit  den  Jahren  wechseln, 
je  nachdem  es  sich  um  Neueinführung  von  Lehrmitteln  oder  nur  um- eine  Er- 
gänzung des  Bestandss  derselben  handelt. 

^)  Mietpreis  för  das  Lokal  Fr.  50  jährlich ;  Entschädigung  des  Lehrmittel- 
verwalters Fr.  100.    Aufsichtsinstanz:  Landesschulkommission. 
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der  Sekundärschule  25%  Beitrag  leistet.  Überdies  hat  das  Er- 
ziehungsdepartement behufs  Lieferung  von  mögliehst  guten  und 
billigen  Schulmaterialien  mit  einer  Handlung  en  gros  seiner  Zeit 
einen  Vertrag  abgeschlossen. 

Die  Frage  der  unentgeltlichen  Beschaffung  der  Lehrmittel  und 
Schulmaterialien  ist  seit  der  Sitzung  des  Grrossen  Kates  vom 
23.  November  1892  in  ein  neues  Stadium  getreten.  Mit  grosser 
Mehrheit  wurde  folgende  Motion  erheblich  erklärt : 

Der  Begierungsrat  wird  eingeladen,  dem  Grossen  Rat  beförderlichst 
Bericht  und  Antrag  darüber  zu  bringen,  ob  und  auf  welche  Weise  die 
unentgeltliche  Verabfolgung  der  Lehrmittel  in  den  Primarschulen  durch- 
zuführen sei. 

Bei  diesem  Anlasse  wurde  auch  festgestellt,  zu  welchen  Resul- 
taten die  Erhebungen  des  Erziehungsdepartementes  bei  den  Schul- 
vorsteherschaften  in  dieser  Angelegenheit  geföhi-t  hatten.  Damach 
hatten  sich  von  182  dieser  Behörden  103  für  Beibehaltung  des 
gegenwärtigen  Systems,  53  für  Gratisabgabe  dui*ch  den  Staat  und 
15  für  Unentgeltlichkeit  auf  Kosten  von  Gemeinde  und  Staat  aus- 
gesprochen. ^) 

Trotz  dieses  im  gi'ossen  ganzen  ablehnenden  Votums  der  Schul- 
vorsteherschaften,  hat  nun  inzwischen  der  demokratisch-freisinnige 
Verein  die  Forderung  der  Unentgeltlichkeit  auf  sein  Progi^amm 
gesetzt,  so  dass  die  oben  zitirte  Motion  von  Nationalrat  Heitz  wohl 
in  einer  nächsten  Sitzung  des  Grossen  Rates  zur  Verhandlung  kom- 
men wird.  Der  demokratisch-volkswirtschaftliche  Verein  dagegen 
will  den  Weg  der  Initiative  beschreiten  und  sammelt  Unterschriften, 
über  deren  Erfolg  bis  anhin  noch  nichts  verlautete. 

Unser  Gewährsmann  aus  dem  Kanton  Thurgau  schreibt  uns 
über  den  gegenwärtigen  Stand  der  Frage  in  seinem  Kanton: 

„Wir  haben  im  Thurgau  gar  nicht  diese  aufgehäuften  Reichtümer,  auch 
weniger  diese  grosse  Armut  und  diese  „Arbeiter"- Massen  wie  in  Zürich, 
sondern  noch  mehr  Mittelstand,  der  mit  Arbeit  und  Sparsamkeit  sich  zn 
halten  vermag,  aber  auch  rechnet,  bevor  er  den  Batzen  ausgibt.  An  der 
deutschen  Grenze  kommt  noch  ein  anderes  Moment  in  Erwägung.  Z.  B.  in 
Kreuzlingen,  Emmishofen,  Egelshofen  haben  wir  viele  Zuztiger  von  schwä- 
bischem Proletariat.  Diese  bringen  kein  Steuerkapital  in  die  Gemeinde, 
nötigen  diese  aber  mitunter,  neue  Lehrstellen  und  neue  Schullokale  zu  er- 
richten. Diesen  „Fremden"  soll  man  nicht  nur  das  Schulgeld  erlassen,  heisst 
es,  sondern  auch  Schreibmaterialien  etc.  unentgeltlich  verabreichen,  während 
uns  kein  Gegenrecht  geboten  wird!  Ein  Schweizerkind  muss  in  Konstanz 
nicht  nur  für  Lehrmittel  aufkommen,  sondern  auch  bedeutendes  Schul- 
geld bezahlen,  und  wenn  es  dürftig  ist,  so  muss  die  schweizerische  Gemeinde 
herhalten  etc.!  Ich  mache  diese  Andeutungen  nur,  um  zu  sagen,  dass  man 
gar  nicht  voraussehen  kann,  wie  schliesslich  bei  der  Volksabstimmong  der 
Entscheid  ausfallen  wird." 


■)  ,,Lehrerzeitung"  vom  3.  Dezember  1892. 
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C.  FakuKativum  für  die  Gemeinden  ohne  finanzielle  Beteiligung 

des  Staates. 

In  nachfolgenden  12  Kantonen  nnd  Halbkantonen:  Bern,  Lnzein, 
üri,  Schwyz,  Obwalden,  Nidwaiden,  Freiburg,  Schaffhausen,  Appen- 
zell I.-Kh.,  Graubünden,  Aargau,  Tessin.  Wallis  ist  die  Betätigung 
auf  dem  Gebiete  der  ünentgeltlichkeit  vollständig  ins  freie  Er- 
messen der  Gemeinden  gestellt.  Bloss  in  einigen  dieser  Kantone 
hat  eine  Reihe  von  Gemeinden  die  unentgeltliche  Verabreichung 
Von  Lehrmitteln  oder  Schulmaterialien  für  alle  Schulkinder  ein- 
geführt; in  allen  aber  waltet  freundliche  Fürsorge  in  der  bezeich- 
neten Richtung  für  die  armen  Schulkinder. 

So  weisen  denn  auch  alle  Schulgesetze  oder  -Verordnungen 
Bestimmungen  auf,  welche  diese  freiwillige  Füi-sorge  verlangen 
oder  vorsehen,  wie  die  nachfolgende  Besprechung  dartun  wird. 

13.  Bern. 

Bis  jetzt  existirten  im  Kanton  Bern  keinerlei  gesetzliche  Vor- 
schriften betreffend  die  Unentgeltlichkeit  der  Lehrmittel.^)  Der 
Staat  leistete  in  dieser  Hinsicht  direkt  nichts.  Anlässlich  der 
Einführung  neuer  Lesebücher  (deutsches  Oberklassen-Lesebuch  1886, 
französisches  Oberklassen-Lesebuch  1887,  französisches  Mittel-  und 
Oberklassen  -  Lesebuch  1892)  wurden  den  Gemeinden  Beiträge 
geleistet  und  zwar  die  Hälfte  des  Preises,  wenn  die  Gemeinde  die 
andere  Hälfte  tibernahm  und  die  Lehrmittel  armen  Schülern  gratis 
verabfolgte.    Die  bezuglichen  Ausgaben  waren  nicht  unbedeutend. 

Die  Gemeinden,  welche  im  Kanton  Bern  von  sich  aus  die 
Unentgeltlichkeit  eingeführt  haben,  sind:  Beni,  Biel,  Burgdorf, 
Rüdtligen,  sowie  einige  jurassische  Gemeinden.  Wir  lassen  über 
diese  nachstehend  einige  statistische  Notizen  folgen. 

1.  Bern.  Primarschule  ([5119  Schüler): 

Ijehrmittel  nnd  ArDeitsstoflT 

Schalniaterialien       für  Unbemittelte. 
Fr.  Ft. 

1889 :  2167  747 

1890:  1804  1052 

1891 :  15114  1086 

1892:  15418  979 

2.  Burgdorf.  Lehrmittel  und  Schulmaterialien  (936  Schüler): 

Lehrmittel  Sohnlmaterial  Total  per  Schüier 

Kr  Vt  Pr  Kr 

1891/92:     1142  1940  3082  8,s 

3.  Rüdtligen.  Schreib-  und  Zeichenmaterialien  (92  Schüler) 
mit  folgenden  Ausgabensummen:  1890:  Fr.  163;  1891:  Fr.  164; 
per  Schüler  Fr.  1.  78. 

^)  Das  Gesetz  über  den  öffentlichen  Primaranterricht  vom  1.  Mai  1870, 
§19,  sagt  bloss:  „Die  Erziehnngsdirektion  wird  Vorsorge  treffen,  dass  die  obli- 
gatorischen Schnlbücher  nnd  allgemeinen  Lehrmittel  nm  möglichst  billige  Preise 
zn  erhalten  sind." 


Total 

per 

Schaler 

Pr. 

Fr. 

2914 

? 

2856 

9 

• 

16200 

3»15 

16397 

«'^.20 
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4.  Blei.  Primarschule,  Sekundärschule,  Progfymnasium  (2161 
Schüler).  Jährliche  Totalausgaben  seit  dem  Bestände  der  Uuent-- 
geltlichkeit: 

flir  I^hmiittel  per  Schiller 

Fr.  Fr. 

1888 :  7164 

1889 :  8457 

1890 :  6164 

1891:  5841  2,« 

In  der  Primarschule  bleiben  die  Lehrmittel  nach  dem  Austritt 
aus  der  Schule  im  Besitz  der  Schüler;  in  der  Mädchensekundar- 
schule  und  im  Progymnasium  werden  diejenigen,  die  nur  ein  Jahr 
in  der  Klasse  gebraucht  worden  sind,  abgefordert  und  weiter  ver- 
wendet, bis  sie  abgenutzt  sind;  dann  werden  sie  ebenfalls  den 
Schülern  überlassen. 

Ausser  diesen  Gemeinden  sind  noch  folgende  Gemeinden  des 
Kantons  Bern  namhaft  zu  machen,  welche  entweder  die  ünentgeltüch- 
keit  der  Lehimittel  oder  der  Schreibmaterialien  oder  beides  einge- 
führt haben:  St-Imier,  Corg6mont,  Plague,  Grellingen,  Duggingen  etc. 

Im  Laufe  des  vergangenen  Jahres  ist  die  Frage  der  Unentgeltlich- 
keit im  Kanton  Bern  in  ein  neues  Stadium  getreten. 

Sie  wurde  bei  der  zweiten  Beratung  des  neuen  Gesetzes- 
entwurfes über  den  Primarunterricht  im  Grossen  Rate  vom  15. 
bis  23.  November  1892  eingehend  besprochen.  Schliesslich  ging 
dieselbe  nach  zäher  Opposition,  zum  Teil  von  selten  des  Regierungs- 
rates, siegreich  aus  dem  Kampfe  hervor.  Der  Staatsbeitrag  ist 
zwar  in  §  29  0  des  Entwurfes  unbestimmt  gelassen,  allein  es  ist 
alle  Aussicht  vorhanden,  dass  der  Grosse  Rat,  der  in  der  Mehrheit 
der  Frage  günstig  gesinnt  ist,  steigende  Summen  vielleicht  bis  zur 
Hälfte  der  Kosten  bewilligen  dürfte.  Vorläufig  ist  allerdings  nur 
ein  Beitrag  von  Fr.  60,000  oder  zirka  50  Cts.  per  Schüler  in 
Aussicht  genommen ;  feraer  Fr.  24,000  für  die  Kinder  bedüi-ftiger 
Familien  2),  zusammen  also  Fr.  74,000. 

14.  Luzern. 

Das  Erziehungsgesetz  vom  26.  September  1879  setzt  in  §  183 
fest:  „Aus  der  Schulkasse  werden  bestritten: 

„7.  Allfällige  Anschaffangen  von  Lehrmitteln  für  arme  Kinder." 

Die  bezügliche  Vollziehungsverordnung  vom  30.  September  1891 
stellt  folgende  Normen  auf: 

§  57.  Unentgeltliche  Lehrmittel.  Allf&llige  GemeindebeschWsse 
betreffend  nnentgeltliche  Verabfolgung  der  Lehrmittel  oder  wenigstens  eines 
Teiles   derselben   erlangen  inskünftig   erst   nach   vorheriger   denehmignng 

0  §  29,  lit.  2:  Wenn  eine  Gemeinde  die  ünentgeltlichkeit  der  Lehrmittel 
einführt,  so  leistet  der  Staat  hieran  einen  Beitrag. 

*)  §  17 :  Den  Kindern  bedürftiger  Familien  sind  von  der  Gemeinde  die 
nötigen  Lehrmittel  unentgeltUch  zu  verschaffen. 

Der  Staat  wird  diese  Lehrmittel  zur  Hälfte  der  Selbstkosten  liefern. 
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seitens  der  Oberbehörde  Rechtskraft.  Die  unentgeltlich  verabfolgten  Lehr- 
mittel sollen,  soweit  die  Schnlkinder  im  nächstvorhergegangenen  Schuljahr 
resp.  Semester  derselben  noch  bedurften,  ihnen  auch  während  der  Ferien 
zum  Gebranche  und  beim  Schulaustritte  als  Eigentum  überlassen  werden. 

§  58.  Lehrmittel  für  arme  Schulkinder.  Soweit  die  Lehrmittel 
an  der  Primär-  und  Sekundärschule,  sowie  an  der  Arbeits-,  Fortbildungs-  und 
Rekrutenwiederholungsschule  nicht  unentgeltlich  yerabfolgt  werden  und  der 
Lehrer  von  den  Schülern  für  das  ihnen  verabfolgte  Material  bis  zum  Schlüsse 
des  betr.  Schulhalbjahres  resp.  bei  der  Fortbildungs-  und  Rekrutenwieder- 
holungsschule bis  zum  Schlüsse  des  betr.  Kurses  noch  nicht  bezahlt  ist,  stellt 
er  den  Eltern  (Pflegeeltern)  alsdann  eine  speziflzirte  Rechnung  zu,  mit  der 
Mahnung,  den  Betrag  innert  vier  Wochen  zu  entrichten.  Bleibt  diese  Mah- 
nung erfolglos,  so  hat  dem  Lehrer  die  betreffende  Forderung  nunmehr  binnen 
14  Tagen  der  Schul  Verwalter  derjenigen  Gemeinde  zu  bezahlen,  in  welcher 
das  Schulkind  wohnt.  Dieser  mag,  wenn  die  Eltern  nicht  notorisch  arm  sind, 
dieselben  nochmals  zur  Bezahlung  auffordern  und  nötigenfalls  Betreibung 
gegen  sie  anheben. 

Wenn  Eltern,  die  noch  Lehrmittel  schuldig  sind,  aus  dem  Schulkreise 
in  eine  andere  Gemeinde  fortziehen,  so  hat  der  Lehrer  dies  dem  Schul- 
verwaHer  ungesäumt  anzuzeigen,  der  in  einem  solchen  Falle  die  Lehrmittel- 
schulden zu  banden  des  Lehrers  einkassirt,  eventuell  ihm  dieselben  von 
sich  aus  bezahlt. 

Über  allfallige  Anstände  zwischen  dem  Lehrer  nnd  dem  Schulverwalter 
entscheidet  der  Bezirksinspektor. 

Die  Unentgeltlichkeit  besteht,  soweit  dem  luz.  Erziehungsrate 
bekannt,  in  Luzern,  Buttisholz,  Meggen,  Marbach  und  Dopple- 
schwand. 

Was  speziell  Luzern  anbetrifit,  so  sind  die  Bücher  von  der 
Unentgeltlichkeit  ausgeschlossen  und  es  betriflft  dieselbe  bloss  die 
anderweitigen  Schulbediirfnisse. 

15.  Uri. 

Besondere  Bestimmungen  über  die  ünentgeltlichkeit  bestehen 
nicht,  dagegen  wird  in  den  meisten  Gemeinden  den  unbemittelten 
Schülern  das  nötige  Schulmaterial  gratis  verabfolgt. 

Die  Ausscheidung  der  Ausgaben  für  Lehrmittel  und  Schul- 
materialien ist  nicht  genau  möglich,  da  mit  denselben  auch  die 
Aasgaben  für  £leidungsstficke  an  arme  Schulkinder  aufgeführt  sind. 

Die  bezügliche  Gesamtausgabe  der  Gemeinden  stieg  1891 
auf  rund  Fr.  3000  an. 

16.  Schwyz. 

„Die  Organisation  des  Volksschulwesens"  1878,  §  25,  schreibt 
folgendes  vor: 

„Armen  Schulkindern  schafft  der  Schnlrat  nach  Tnnlichkeit  nnd  6e- 
dfirfhis  die  nötigen  Schnlbilcherf  Schreib-  nnd  Zeichnnngsmaterialien,  den 
Mädchen  anch  den  Stoff  und  die  Werkzenge  für  die  Aroeitsschule  unent- 
geltlich nnd  zu  eigen  an.'' 

Irgendwelche  Notizen  statistischer  und  in  anderer  Eichtung 
orientirender  Natur  über  den  gegenwärtigen  Stand  der  Unentgeltlich- 
keit«frage  im  Kanton  Schwyz  waren  nicht  erhältlich. 
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17.  Obwalden. 

Im  Kanton  Obwalden  werden  die  Lehrmittel  zum  Selbstkosten- 
preise den  Gemeinden  überlassen.  Armen  Schulkindern  werden 
sie  unentgeltlich  verabfolgt  und  zwar  wie  sich  aus  dem  soeben 
erschienenen  Jahresberichte  über  das  Erziehungswesen  dieses  schul- 
freundlichen Kantons  ergibt,  in  ganz  erheblichem  Umfange. 

So  sagt  der  Berichterstatter,  Herr  Schulinspektor  Ludwig 
Omlin,  Pfarrer  in  Sachsein: 

„Wie  eine  Zusammenstellung  der  freiwilligen  und  wohltätigen 
materiellen  Unterstützungen  der  armen  Schulkinder,  die  wir  dies 
Jahr  (1891)  zum  ersten  Male  angelegt,  die  aber  eben  deshalb  noch 
nicht  auf  Selbständigkeit  Anspruch  macht,  nachweist,  so  sind  im 
letzten  Jahre  für  Bekleidung,  für  Mittagssuppe,  für  Arbeitsstoff 
in  den  Arbeitsschulen  und  für  Schulmaterialien  an  arme 
Schulkinder  nahezu  Fr.  10,000  verausgabt  worden.** 

Diese  freiwilligen  Unterstützungen  erreichten  im  Jahre  1891 
in  den  einzelnen  Gemeinden  die  nachfolgenden  Summen: 

«..K»u<,c»^4r  ..»<i  u<.i..,i. «««<..>»!        Fonds  für  Arbeitsschulmiitcml 
Arbeitsstoff  und  Schul inateriaJ  ^„  ^^^^  j^i^^^. 

Fr.  Ft. 

Samen      .....  212  — 

Kerns 633  9500 

Sachsein 220  918 

Alpnach 75  — 

Giswil ?  — 

Lungern 32  2439 

Engelberg     .     .     .  219  — 

Total  .    1391  -  12857 

Mit  Bezug  auf  die  übrigen  freiwilligen  Leistungen  wird  auf 
den  Abschnitt  „Fürsorge  fiir  dürftige  Schulkinder"  verwiesen. 

18.  Nidwaiden. 

Gesetzlich  ist  die  Unentgeltlichkeit  im  Kanton  Nidwaiden  nicht 
vorgesehen.  Dagegen  erhalten  dürftige  Schulkinder  der  Primar- 
und Sekundärschulen  die  Lehrmittel  und  Schreibmaterialien  gratis. 

Diese  armem  Primarschüler  behalten  die  ihnen  verabreichten 
Lehrmittel,  während  die  Sekundai-schüler  zur  Zurückerstattung  der 
von  der  Schulkasse  beschafften  Lehrmittel  und  Karten  verhalten 
werden,  da  die  Sekundärschulen  ausschliesslich  Privatanstalten  sind. 

19.  Freiburg. 

Das  Schulmaterial  wird  im  Kanton  Freiburg  nicht  gratis 
verabreicht,  sondern  den  Schülern  von  der  Schule  zum  Selbstkosten- 
preise abgegeben. 

Arme  Schüler  ohne  Untei-schied  erhalten  übrigens  die  Schul- 
materialien gratis. 
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Alle  Gemeinden  des  Kautons  sind  verpflichtet,  ihre  Bezüge 
an  Schulmaterialien  bei  dem  im  Jahre  1888  gegründeten  kantonalen 
Lehrmittelverlag  (Zentralstelle  für  Lehrmittel  und  Schulmaterial)  ^ 
zu  machen  und  können  diese  Materialien  zu  keinem  hohem  Preise 
verkaufen,  als  er  durch  die  kompetente  Zentralstelle  festgestellt 
und  zur  Kontrole  in  allen  Schulen  angeschlagen  ist. 

Der  Lehrmittelverlag  bezieht  seine  Lehrmittel  und  Schul- 
materialien en  gros  bei  Verlegern  bezw.  bei  Fabrikanten  und  be- 
absichtigt keinen  Gewinn,  sondern  begnügt  sich  mit  der  Deckung 
der  Verwaltungskosten. 

Durch  ein  Eeglement  vom  24.  August  1889  ist  der  Lehrmittel- 
verlag  organisirt  worden  und  er  vermittelt  den  Ankauf  von  Vor- 
räten im  grossen.  Derselbe  soll  soviel  als  möglich  Verleger  der 
dem  Kanton  eigenen  Lehrbücher  sein  (Art  6). 

Das  Schulmaterial  wird  den  Schülern  vom  Lehrer  soweit  möglich 
gegen  Barbezahlung  abgegeben. 

Über  den  Betrieb  des  kantonalen  Lehrmittelverlags  im  Jahre 
1891  geben  wir  die  nachfolgenden  Notizen*),  welche  einen  Vergleich 
zwischen  dem  alten  und  neuen  System  im  Bezug  der  Lehrmittel 
bringen : 

Ankaofspreis  der  Materialien Fr.    70147 

Handelswert  derselben  (im  Detailverkehr) Fr.  112838 

Einnahmen  ans  dem  Verkauf Fr.  37568 

Vorräte  im  Magazin „    40968  78436 

Mithin  Gewinn  zu  Gunsten  der  Schulen,  bezw.  Familien  auf  ~      '^ 
den  gekauften  Schulmaterialien  und  Lehrmitteln  ...      Fr.    34402 

Die  Lekrmittel  hätten  beim  Verkauf  durch  den  Buchhändler 

gekostet „      54057 

Verkauf  durch  das  kantonale  Depot „      37569 

Gewinn  aus  dem  Verkauf  pro  1891 Fr.    16488 

d.  h.  es  entspricht  dies  einer  Ersparnis  von  43,8^/«. 

Die  Zahl  der  Schüler,  für  welche  die  Schulen  die  Lehrmittel  be- 
ziehen, betrug  1891:  19,280.  Die  Ausgabe  belief  sich  auf  Fr.  19,280 
und  die  durchschnittliche  Jahresausgabe  per  Schüler  somit  auf 
Fr.  1.  95. 

20.  Schaffhausen. 

Art.  29  des  Schulgesetzes  vom  24.  September  1879  schreibt 
folgendes  vor: 

„Sämtliche  Lehr-  und  Htilfsmittel  sind  von  den  Ortsschulbehörden  auf 
Rechnung  der  Schulkasse  anzuschaffen.  Fär  Materialien  und  Bücher,  welche 
Eigentum  der  Schüler  werden,  kann  Ersatz  gefordert  werden." 

^)  Reglement  vom  24.  August  1889. 

*)  ^S^- '  „L'Educatore  della  Svizzera  italiana",  Nr.  23  und  24  vom  15. 
und  31.  Dez.  1891 :  7,Sulla  somministrazione  gratuita  del  materiale  scolastico 
agliaUievi  delle  scuoie  primarie",  dal  professoje  Nizzola. 
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Die  Stadt  Schaffliausen  liefert  den  Schülern  die  Schreib- 
materialien, indem  die  Stadtkasse  dieselben  ankauft  und  die  Klassen- 
lehrer sie  unter  die  Schüler  verteilen.  Dafür  werden  die  Preise 
fixirt  und  die  Stadtverwaltung  lässt  dieselben  bei  Beginn  des  Wintei*s 
einziehen,  doch  so,  dass  die  Armen  beim  Bezüge  übergangen  werden. 5) 
Die  erste  Klasse  bezahlt  nichts,  die  zweite  Fr.  1,  die  dritte  Fr.  1. 50. 
die  vierte  Fr.  2,  die  fünfte,  sechste,  siebente  und  achte  je  Fr.  3. 
Es  ist  also  hier  ein  Mittelding  zwischen  Selbstbeschaffung  und 
Unentgeltlichkeit  vorhanden.  (Vergleiche  auch  das  Programm  der 
städtischen  Schulen  in  Aarau  von  1886/87.) 

21.  Appenzell  I.-Rh. 

Als  einschlägige  Bestimmung  aus  der  Schulverordnung  dieses 
Kantons  vom  8.  April  1875  fuhren  wir  Ai't.  16  an,  lautend: 

,,I)ie  notwendigen  Schulsachen  hat  jedes  Kind  seihst  mitznhringen.  Solchen 
Kindern,  die  wegen  Armut  die  Anschaifnng  derselben  nicht  besorgen  Itönnen. 
sowie  auch  demjenigen,  denen  es  zum  Schulbesuch  an  den  nötigen  Kleidern 
und  am  Unterhalt  gebricht,  ist  hei  Unvermögenheit  der  Eltern  Ton  seitf 
der  Armenbehörde  nachzuhelfen.'' 

Laut  einer  Mitteilung  des  Präsidiums  der  Landesschulkom- 
mission  werden  Lehrmittel  und  Schulmaterialien  nur  an  arme 
Schulkinder  verabreicht.  Zur  Zeit  wird  die  Frage  der  Gratis- 
abgabe der  Lehrmittel  an  die  Schulkinder  ventilirt  und  „es  dürfte 
ein  Beschluss  hierüber  im  April  oder  Mai  zu  erwarten  sein". 

22.  Graubttnden. 

Für  diesen  Kanton  ist  §  21  der  Schulordnung  für  die  Volks- 
schule vom  2.  Mai  1859  aufzuführen: 

„Der  Schulrat  hat  daftir  zu  sorgen,  dass  Schulbücher,  welche  auf  Kosten 
der  Schule  angeschafft  werden,  den  Kindern  zur  Benutzung  auch  ausserhalb 
der  Schule  überlassen  werden." 

Detaillirte  Angaben  über  den  Umfang  der  Unentgeltlichkeit 
im  Kanton  Graubünden  waren  nicht  erhältlich.  Der  Staat  beteiligt 
sich  an  den  bezüglichen  Bestrebungen  der  Gemeinden  in  keiner 
Weise;  dagegen  werden  die  durch  den  Erziehungsrat  in  seinem 
Verlag  erscheinenden  Schulbücher  zu  reduzirten  Preisen  abgegeben. 

23.  Aargau. 

Im  Kanton  Aargau  haben  einzelne  Gemeinden  von  sich  aus 
die  unentgeltliche  Verabfolgung  der  Lehrmittel  eingeführt.  Aber 
die  Mehrzahl  derselben  beschafft  sie  nadi  Massgabe  der  bezüg- 
lichen Gesetzesvorschrift  (§  46),  d.  h.  die  Schulgiitsverwaltungen 

*)  Vergleiche:  „Die  ünentgeltlichkeit  der  Lehrmittel",  Beferat  von  Pro- 
fessor Meyenberg  an  der  kantonalen  Lehrerkonferenz  in  Zug  den  16.  Nov.  1887. 
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kaufen  sämtliche  Lehrmittel  an  und  verabfolgen  sie  an  die  ärmern 
Schuler  unentgeltlich,  während  die  vermöglichem  sie  zu  bezalilen 
haben. 

Einer  Mitteilung  der  kantonalen  Erziehungsdirektion  ist  zu 
entnehmen,  „dass  Studien  über  die  obligatorische  Einführung  bereits 
gemacht  seien  und  es  nicht  mehr  lange  anstehen  dürfte,  bis  eine 
bezogliche  Gesetzesvorlage  dem  Grossen  Rate  eingereicht  wird". 

Sicherm  Vernehmen  nach  hat  die  Kommission  zur  Prüfung 
des  Rechenschaftsberichtes  des  Regierungsrates  im  Beginne  des 
Jahres  1893  das  Begehren  um  Einbringung  einer  Gesetzesvorlage 
betreffend  Einfähmng  der  Unentgeltlichkeit  der  Lehrmittel  gestellt, 
so  dass  die  gesetzliche  Regulirung  dieser  Frage  im  Kanton  Aargau 
nicht  mehr  lange  auf  sich  warten  lassen  dürfte. 

24.  Tessin. 

Ln  Gesetze  betreffend  die  allgemeine  Neuordnung  der  Studien 
vom  14.  Mai  1879/4.  Mai  1882  wurde  in  Art.  77  festgesetzt: 

„II  comune  deve  fornire  gratuitamente  agli  allievi  poveri  tutto  ciö  che 
e  necessario  per  leggere  e  scrivere.  senza  che  questa  somministrazione  possa 
in  nessun  caso  essere  ritenuta  come  assisteuza  ai  poveri." 

Die  Verordnung  für  die  Primarschulen  des  Kantons  Tessin 
vom  4.  Oktober  1879  sagt  in  Art.  13: 

„II  comune  e  tenuto  a  provvedere  gratuitamente  1  fanciuUi,  che  appar- 
tengono  a  famiglie  povere,  di  tutto  11  materiale  necessario  all'  istruzione 
primaria,  libri,  cartolari,  penne,  calamai,  ardesie,  matite  ecc.*' 

Im  Jahi-e  1888  hatte  sich  der  Grosse  Rat  des  Kantons  Tessin 
mit  einem  von  seinem  Mitgliede  Dr.  Battaglini  von  Lugano  ein- 
gebrachten Vorschlage  zu  beschäftigen,  es  möchte  für  alle  Ge- 
meinden des  Kantons  die  unentgeltliche  Abgabe  der  Lehrmittel 
und  Schulmaterialien  als  obligatorisch  erklärt  werden. ') 

Der  zui*  Vernehmlassung  hierüber  eingeladene  Staatsrat  be- 
antragte, dem  Vorschlage  keine  Folge  zu  geben,  mit  der  Begrün- 
dung: „miglior  cosa  che  una  simile  somministrazione  venga  spon- 
taneamente  adottata  lä  dove  h  possibile  e  ne  6  sentita  la  necessitä, 
piuttosto  che  imposta  pei  leggi  a  tutti  i  Comuni,  e  quindi  anche 
a  quelli  che  di  questo  provvedimento  non  sentono  bisogno." 

Der  Grosse  Rat  trat  dieser  Auffassung  bei,  indem  er  beschloss, 
„für  den  Augenblick"  nicht  in  die  Behandlung  der  Frage  einzu- 
treten. 

25.  Wallis. 

Für  Kinder  armer  Eltern  macht  Art.  25  des  Reglements  für 
das  Volksschulwesen  des  Kantons  Wallis  vom  12.  November  1874 
eine  Ausnahme,  indem  er  stipulirt,  dass  die  Gemeinden  den  armen, 

0  Vgl.:  „L'Educatore",  Nr.  23  vom  15.  Dezember  1891. 
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dort  wohnhaften  Kindern  die  notwendigen  „Schulsachen"  unent- 
geltlich zu  liefern  haben.  In  diesen  Schulsachen  sind  wohl  auch 
die  Lehrmittel  mit  inbegriifen. 

Gegenwärtig  beschäftigt  man  sich  mit  der  Frage,  ob  es  nicht 
angezeigt  wäre,  eui  kantonales  Depot  zu  enichten,  welches  die 
Bücher  zum  Selbstkostenpreis  an  die  Schüler  abliefern  würde. 
„Diesbezügliche  Reglemente  und  Verordnungen  sind  noch  nicht 
ausgearbeitet,  sollen  aber  in  der  nächsten  Maisitzung  (1893)  dem 
Grossen  Rate  zur  Besprechung  vorgelegt  werden." 


n.  Sekundärschule  etc. 

Im  allgemeinen  geht  die  Unentgeltlichkeit  in  der  Schweiz 
nicht  über  den  Rahmen  der  Piimarschule  hinaus;  denn  nur  wenige 
Kantone  beziehen  auch  die  gehobene  Volksschule  (Sekundär-  und 
Realschule)  in  den  Kreis  derselben  ein. 

In  erster  Linie  ist  hier  der  „Schulkanton  par  excellence", 
Baselstadt,  zu  nennen,  der  die  allgemeine  Unentgeltlichkeit  der 
Lehrmittel  und  Schulmaterialien  auf  die  Sekundärschule  (5.-8. 
Schuljahr),  die  untere  Realschule  und  das  untere  Gymnasium,  sowie 
die  Töchterschule  erstreckt  hat.  Die  gesetzlichen  Bestimmungen 
finden  sich  unter  dem  Abschnitt  „Primarschule". 

Für  die  über  die  Primaii5chule  hinausgehenden  Schulstufen 
würden  im  Jahre  1891  für  die  Verabreichung  der  individuellen 
Lehimittel  und  Schulmaterialien  nachstehende  Summen  verausgabt : 

Schüler-  ^ii>S^*B  ^^  ^^  ÜMitgtItlichktit  dtr  j^^| 

zahl  I/ehnnittel        Schulmaterialien 

Fr.     p.  Schüler     Fr.       p.  Schüler    ¥t.      p.  Schüler 

Bueliitdt:  Sekundärschule  .  3458  11775  3.40  12029  3.48  23804  6.88 

Uiit.  Realschule  .  659  2500  3. 64  4227  6. 11  6727  10. 21 

Töchterschule      .  777  2500  3. 22  2879  3. 70  5379  6. 20 

Unt.  Gymnasium .  324  1050  3.24  4072  12.57  5122  15.81 

Für  die  Sekundarschülerinnen  gibt  die  Staatskasse  zur  An- 
schaffung des  Materials  einen  Vorschuss,  der  aber  zurückbezahlt 
werden  muss,  weil  die  gemachten  Arbeiten  einen  Verkaufswert 
haben,  was  mit  denen  der  Primarschülerinnen  noch  nicht  der 
Fall  ist. 

Von  den  acht  übrigen  Kantonen,  welche  das  Obligatorium 
der  unentgeltlichen  Verabreichung  der  Lehimittel  und  Schulmate- 
rialien an  die  Schüler  für  die  Stufe  der  Primarschule  eingeführt 
haben,  ist  es  bloss  noch  Zug,  welches  auch  die  Sekundärschule  bei 
der  gesetzlichen  Lösung  der  Frage  berücksichtigt,  hat. 

Da  die  Unentgeltlichkeit  in  diesem  Kantone  aber  ei-st  auf 
Beginn  des  Schuljahres  1892/93  zur  Einführung  gelangt  ist,  so 
können  zur  Stunde  noch  keine  statistischen  Notizen  beigebracht 
werden. 
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Wir  müssen  uns  in  folgendem  darauf  beschränken,  noch  kurz 
anzufahren,  was  uns  über  die  freiwilligen  Leistungen  von  andern 
Kantonen  und  Gemeinden  zur  Kenntnis  gebracht  worden  ist. 

Im  Kanton  Genf,  wo  der  Staat  für  den  Sekundarschulunter- 
richt  alle  Leistungen  mit  Ausnahme  der  Schullokale  übernimmt 
und  insbesondere  auch  die  allgemeinen  Lehr-  und  Unterrichts- 
mittel für  die  einzelnen  Klassen,  als:  Wandkarten,  Sammlungen, 
Instrumentarium,  Apparate  etc.  liefert,  müssen  die  individuellen 
Lehrmittel  und  Schreibmaterialien  auf  dieser  Stufe  von 
den  Schülern  selbst  bestritten  werden.  Dagegen  können 
dürftigen  schweizerischen  Schülern  Stipendien  im  Betrage  von 
Fr.  50 — 200  verabreicht  werden. 

Einer  Notiz  im  Geschäftsberichte  des  Regierungsrates  des 
Kantons  Basel-Landschaft  entnehmen  wir,  dass  zur  Anschaffung 
von  Lehrmitteln  pro  1891  an  Schüler  von  Bezirksschulen  die 
folgenden  Summen  ausgerichtet  worden  sind: 

An    34  Schüler  der  Bezirksschule  Therwil .... 

,.        4a  ,.  „  f.  JuieSvAi     .... 

^      20       ,,         •  Bökten  .... 

j.      21       ^  „  ,.  Waldenhurg    .     , 

An  117  Schüler  von  vier  Bezirksschulen     .... 

Im  Kanton  Appenzell  A.-Eh.  werden  an  den  Realschulen 
Bühler,  Heiden  und  Walzenhausen  die  Lehrmittel  unentgeltlich  an 
die  Schüler  abgegeben;  in  den  übrigen  Realschulen  Urnäsch, 
Teufen,  Gais,  Speicher,  Heiden  und  Herisau  dagegen  nicht.  Bloss 
in  Herisau  findet  die  Gratisverabfolgung  an  arme  Schüler  statt, 
welche  Ausgabe  aus  einem  besondem  Stipendienfonds  bestritten  wird. 

Im  Kanton  Thurgau  gibt  der  Staat  an  die  für  die  Schüler 
der  Sekundärschulen  beschafften  Lehrmittel  einen  Beitrag  von  25  ^/o- 
Daten  über  die  hieraus  erwachsenden  Ausgaben  können  keine  bei- 
gebracht w^erden. 

Im  Kanton  Bern  hat  nach  den  uns  gewordenen  Mitteilungen 
einzig  Biel  die  Unentgeltlichkeit  der  Lehrmittel  auch  für  die  Stufe 
der  Sekundärschule  und  des  Progymnasiums  durchgeführt. 

Von  den  99  Sekundarschulgemeinden  im  Kanton  Zürich  haben 
30  die  volle  Unentgeltlichkeit  durchgeführt,  wovon  8  den  Schüleni 
die  Lehrmittel  nach  wenigstens  zweijährigem  Gebrauch  als  Eigen- 
tum überlassen.  6  Schulgemeinden  haben  der  Unentgeltlichkeit  der 
Schulmaterialien  (regelmässig  mit  Ausschluss  der  teurem  Zeichen- 
materialien :  Reisschiene,  Equerre,  Reisszeug  etc.)  Einlass  verschafft. 
Bezüglich  der  Verwendung  derjenigen  Lehrmittel,  welche  als  Eigen- 
tum der  Schule  betrachtet  werden,  gelten  im  allgemeinen  die- 
selben Grundsätze,  wie  sie  (pag.  25)  bei  den  Primarschulen  skizzirt 
worden  sind. 
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Die  einzelnen  Bezirke  sind  in  folgender  Weise  an  der  Unent- 
geltlichkeit auf  der  Sekundarschulstufe  beteiligt : ') 


SchuIgMi^iiiilM 
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60 
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36,M 

Affoltern 

.    .      4 

4 

140 

140 

100 

Horgen 

.    .      9 

2»)- 

7 

571 

122 

449 

21,w 

78,64 

Meilen 

.    .      6 

6 

332 

332 

100 

Hinweil 

.    .    10 

2      2 

6 

415 

118 

161 

136 

28.« 

38,g 

32,77 

Uster  . 

.    .      6 

1    — 

0 

295 

167 

128 

56t6I 

— . 

43.»i 

Pfaffikon . 

.    .      7 

1 

6 

220 

30 

— 

190 

13,ft8 

86,87 

Winterthi 

ar.    15 

9    — 

6 

1134 

878 

179 

77 

77,« 

15,87 

6,71 

Andelfing 

en.      7 

1«)- 

6 

295 

74 

221 

25,08 

74,„ 

BtUach 

.    .    10 

3    — 

7 

353 

96 

257 

27,1, 

72,8, 

Dielsdorf 

.    .      7 

1      2 

4 

241 

32 

85 

124 

13,27 

35,27 

51,46 

Total 

l    .    99 

30      6 

63 

6397 

2985 

485 

2927 

4«.« 

7,&a 

45,75 

')  Eine  Gemeinde  nur  an  anne  Schüler  (zirka  */*  der  gresamten  Schülerzahl). 
*)  Nur  Lehrmittel  und  Arbeitsmaterial  für  die  Mädchen. 

Die  Unentgeltlichkeit  auf  der  Sekundarschulstufe  kommt  von 
der  Gesamtzahl  von  6397  Schülern  (auf  1.  Mai  1892)  nachfolgenden 
Schülerzahlen  zu  gute: 

VoUe  Unentgeltlichkeit 2985  Schülern  {^^%) 

UnentgeltUchkeit  der  Schulmaterialien   .      485 _^ (  7,&8%) 

Total    .    3470  Schülern  (54,25  %) 

Die  Gesamtausgabe  belief  sich  im  Jahre  1892  auf  rund  Fr.  33,600, 
woran  der  Staat  einen  Beitrag  von  Fr.  10,430  leistete.  Die  durch- 
schnittliche Ausgabe  per  Schüler  betrug  Fr.  10.  10. 


in.  Arbeitsschule. 

Wir  hätten  gerne  auch  über  diese  Institution  einige  bezügliche 
Notizen  gebracht;  allein  das  bei  uns  eingegangene  Material  ist 
ungenügend,  so  dass  auf  eine  Berichterstattung  hierüber  verzichtet 
werden  muss;  übrigens  sind  die  Aufwendungen  hiefür  in  den  Kan- 
tonen gegenwärtig  noch  verhältnismässig  bescheidene. 

Bei  der  Besprechung  der  bezüglichen  Bestrebungen  für  die 
Stufe  der  Primarschule  sind  die  Mädchenarbeitsschulen,  bezw.  die 
Beschaffung  des  Arbeitsmaterials  gelegentlich  berührt  w^orden. 


0  Vgl. :  Amtl.  Schulblatt  Nr.  2,  vom  1.  Februar  1893. 
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SchlussbemerkuQgen. 

Nachdem  wir  den  Rundgang  durch  die  Kantone  beendet  und 
uns  umgesehen  haben,  wie  man  überall  daran  ist,  die  obligatorische 
Volksschule  in  Tat  und  Wahrheit  auch  zur  unentgeltlichen 
zu  machen,  wie  es  die  idealere  Auffassung  von  Art.  27  1.  2  der 
Bundesverfassung  wünscht,  mögen  noch  einige  zusammenfassende 
Bemerkungen  folgen. 

Von  vielen  Schulfreunden  ist  die  Notwendigkeit  zur  Einfuhrung 
der  Unentgeltb'chkeit  in  den  schweizerischen  Kantonen  aus  dem 
Wortlaut  von  Art.  27  1.  2  der  Bundesverfassung  deduzirt  worden. 
Dieses  Lemma  lautet: 

„Der  Primarunterricht  ist  obligatorisch  und  in  den  öflfent- 
lichen  Schulen  unentgeltlich." 

Wir  stehen  nun  nicht  auf  dem  skizzirten  Standpunkte,  der 
aus  der  Fassung  des  Art.  27  die  Verpflichtung  für  den  Staat  ab- 
zuleiten sucht,  auch  für  das  Material  in  der  Volksschule  zu  sorgen, 
„was  notwendig  ist,  damit  der  einzehie  dem  Obligatorium  und  der 
Staat  der  Unentgeltlichkeit  genüge".  Diese  staatsrechtliche  Kon- 
struktion erscheint  uns  zu  gewagt,  um  so  mehr,  wenn  man  auf  die 
Verhandlungen  der  eidgenössischen  Räte  während  der  Beratung  der 
Bundesverfassung  zurückgeht.  Damals  wurde  dem  Gedanken  der 
uuentgeltlichkeit  der  Lehnnittel  nicht  oder  jedenfalls  nur  beiläufig 
Ausdruck  gegeben.  Nach  damaliger  Ansicht  bezog  sich  die  Be- 
stimmung der  Uuentgeltlichkeit  bloss  auf  die  Abschaffung  des  Schul- 
geldes. Dass  man  nicht  an  die  von  uns  behandelte  Unentgeltlich- 
keit dachte,  dafür  spricht  auch  der  Umstand,  dass  sie  anfangs  der 
Siebenziger  Jahre  kaum  erst  in  einigen  wohlhabenden  Gemeinwesen 
Heimatrecht  erlangt  hatte  und  dass  an  eine  verfassungsmässige  Ver- 
allgemeinerung dieser  fürsorglichen  und  hunmnen  Institution  für 
das  Gebiet  der  ganzen  Schweiz  nicht  gedacht  werden  konnte,  da  man 
sich  damit  ja  auf  einer  vollständigen  terra  incognita  befand.  Und 
bevor  der  Gesetzgeber  P>agen  von  so  prinzipieller  und  finanzieller 
Tragweite  zu  lösen  sich  anschickt,  so  muss  er  doch  bereits  auf  einen 
(THindstock  zuverlässiger  Erfahrungen  abstellen  können.  Das  war 
damals  aber  aus  den  oben  angeführten  Gründen  noch  nicht  möglich. 

Wenn  wir  nun  noch  die  rein  formelle  Seite  der  Frage  streifen, 
ob  nach  dem  oben  zitirten  Wortlaut  von  Art.  27  die  gedachte  Auf- 
fassung zulässig  sei,  so  müssen  wir  sie  auch  von  diesem  Standpunkte 
aus  verneinen.  Denn  durch  den  Ausdruck  „der  Primarunterricht 
Lst  unentgeltlich",  ist  bloss  gesagt,  dass  von  Staat  und  Gemeinden 
m  Entgelt  für  den  Unterricht,  der  erteilt  wird,  von  den  Schülern 
nicht  gefordert  werden,  darf.  An  die  individuellen  Hülfsmittel  zur 
Unterstützung  des  Unterrichts  (Lehrmittel  und  Schulmaterialien) 
ist  wenigstens  von  dieser  Formulirung  aus  nicht  zu  denken.  Der 
ArtUcel  27  1.  2  der  Bundesverfassung  ist  sonach  wenigstens  in  der  be- 
zeichneten Richtung  nicht  als  imperative  Bestimmung  aufzufassen. 
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Für  die  Betätigung  der  Kantone,  in  denen  schliesslich  doch, 
und  gerade  für  das  Volksschulwesen,  die  Wurzeln  der  Kraft  imd 
die  Möglichkeit  eines  gesunden  Ausbaues  rulien,  ist  also  noch  eiii 
weiter  Spielraum.  Und  diese  Freiwilligkeit  hat  die  Frage  der 
Unentgeltlichkeit  der  Lehrmittel  und  Schulmaterialien  aus  äusserst 
bescheidenen  Anfängen  innerhalb  eines  Jalirzehntes  zum  kräftigen 
Baume  emporwachsen  gesehen. 

Es  ist  nun  aber  nicht  ausgeschlossen,  dass.  nachdem  die  Kaji- 
tone  ihre  Versuche  in  den  verschiedensten  Eichtungen  in  der  vor- 
würfigen Frage  gemacht  haben,  der  Bund  von  seinem  Standpnnkte 
aus  der  Frage  näher  trete,  um  insbesondere  jenen  Gliedern,  denen 
es  nach  ihren  Mitteln  und  Kräften  bis  heute  nicht  möglich  war. 
in  der  bezeichneten  Richtung  etwas  für  ihre  Schulen  zu  tun,  in 
tatkräftiger  Weise  unter  die  Arme  zu  greifen. 

Es  möge  sich  auch  bei  der  Lösung  dieser  Frage  der  Ausspruch 
mit  seinen  verschiedenen  Konsequenzen  bewahrheiten :  Der  Bund 
ist  nichts  ohne  starke  Kantone  und  die  Kantone  nichts  ohne  starken 
Bund.  Das  ist  alte,  vieUiundertj ährige  Erfahrung.  Ein  jeder  Teil 
an  seinem  Orte! 

Auch  ohne  die  gewünschte  bundesmässige  Nötigung  zur  Ein- 
führung der  Unentgeltlichkeit  hat  sich  die  Idee  in  erfreulicher 
Weise  entwickelt  und  zwar  haben  hiezu  hauptsächlich  auch  Er- 
wägungen sozialer  Gerechtigkeit  und  mit  ihr  die  humane  Erfassung: 
des  Lebens  mitgewirkt. 

Heute  besteht  bereits  in  neun  Kantonen  mit  zusaimnen 
967,656  (33,2  ^/o)  Einwohnern  die  Unentgeltlichkeit  der  Lehr- 
mittel (L.)  oder  Schulmaterialien  (S.)  oder  beider  zusanimeu,  näm- 
lich in:  Glarus  (L.  und  S.),  Zug  (L.),  Solothum  (L.  und  S.). 
Baselstadt  (L.  und  S.),  Basel -Landschaft  (L.  und  S.),  St.  Gallen 
(L.),  Waadt  (L.  und  S.),  Neuenburg  (L.  und  S.),  Genf  (L.  und  S.). 

Sie  kommt  nachfolgenden  Schülerzahlen  in  den  genannten 
Kantonen  zu  gute: 

_„_,!  rund  per 

ia«iVnu...  AuRffabeu       Schiller        Beiiierkunjcen 

öcünier  ^,j.  p^. 

(Jlanis  (1891/92)      ....  oßOO  18000  3.2  L.  und  S. 

Zug  (1892'93) 3r>(K)  ca.  6000  ca.  1,7  L. 

Solothum  (1887)      ....  14000  37000  ')        2,6  L.  und  S. 

Basehtadt  (1891)     ....  5650  23000  4,i  L.  und  S. 

Basel-Landschaft  (1893)  .     .  110(K)  30000  2,8  L.  und  S. 

St.  Gallen  (1891/92)     .     .     .  36300  520(H)  1,5  L. 

Waadt  (1891 40300  85000  2,i  L.  und  S. 

Neuenburg  (1891)  *)     .     .    .  18350  84000  .       4.6  L.  und  S. 

(lenf  (1891) _^_  9000  ^'^^  3,9  L.  nnd  S. 

Total    .  143700  369000  2.« 

')  Berechnete  Summe:  sehMtznnjfswelse  ermittelt. 

')  Mir  cIrs  Jahr  IS92  stellt  sich  das  Ergebnis  ftir  20,755  Schuler  folKendenuassi'n- 
AusffRben.  Total:  Fr.  68,72i»,  wovon  Fr.  50.988  auf  den  Staat  nnd  Fr.  12,746  auf  die  (»e- 
meinden  entfallen.  Der  Durchschnitt  per  Schüler  stellte  sich  pro  189ä  auf  Vr.  8.  07  (Maxmi. 
Fr.  ö.  29  [Valangin];  Minimum  Fr.  3,  03  {Locle})  und  fKr  die  Jahre   1890—93  auf  Ft.  3.  95. 
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Dazu  kommen  nun  noch  die  Ausgaben  der  übrigen  Kantone, 
welche  das  Obligatorium  der  Unentgeltlichkeit  nicht  haben.  Die 
Anjaraben  haben  wir  zum  Teil  direkt  erhalten,  zum  Teil  durch 
Schätzung  ermittelt. 

1  rund  per 

Schüler  Ausjcaben       Scnüler        Reinerkungren 

Zürich 43000 1)        80000  U  L.  und  S. 

Bern 10000^)       {^^sy        ^j!  ^-  ''''^  ^^ 

Lnzern —  —  — 

[•ri ?  3000  V 

Schwyz —  — 

Obwalden —  1400  — 

Xidwalden —  —  — 

Freiburg: —  —  — 

Schaffhauseu 

AppenzeH  A.-Eh —  11300*)  — 

Appenzell  I.-Rh —  —  — 

St.  Gallen  .' —  18300  —     8chulmaterialien 

(jraubüuden —  —  — 

Aargan —  —  — 

Thurgau —  —  — 

Te«sin —  —  — 

WaUis —  —  — 

Total    .  218000 

Wir  dürfen  diesen  Posten  von  Fr.218,000  füglich  auf  Fr.250,000 
erhöhen,  wenn  wir  auch  diejenigen  Bestrebungen  etwelchermassen 
berücksichtigen  wollen,  über  die  keine  Angaben  erhältlich  waren, 
oder  die  unserer  Sammelarbeit  entgangen  sind.  So  wird  denn 
eine  Summe  von  Fr.  600 — 650,000  als  Ausdruck  desjenigen,  was 
auf  dem  Gebiete  der  Unentgeltlichkeit  der  Lehrmittel  und  Schul- 
materialien  in  den  schweizerischen  Primarschulen  gegenwärtig 
getan  wird,  der  Wahrheit  ziemlich  nahe  kommen. 

Für  die  über  die  Primarschule  hinausgehenden  Schulstufen 
(Sekundär-  und  Realschulen  etc.)  dürften  die  Ausgaben  auf  rund 
Fr.  80,000—100,000  und  damit  die  gegenwärtige  Gesamt- 
ausgabe für  die  Unentgeltlichkeit  der  Lehrmittel  und 
Schulmaterialien  in  der  Schweiz  überhaupt  auf  Fr.  700 — 750,000 
oder  sagen  wir  rund  dreiviertel  Millionen  ansteigen. 


Aus  der  Zusammenstellung  der  Kantone  mit  Obligatorium  der 
Unentgeltlichkeit  geht  hervor,  dass  die  durchschnittliche  Ausgabe 
für  Lehrmittel  und  Schulmaterialien  per  Primarschüler  auf  Fr.  27« — 3 
zu  veranschlagen  ist,  d.  h.  die  bezügliche  Gesamtausgabe  für  die 
schweizerischen  Primarschulen  würde  bei  einem  Bestände  von 
470,000  Schülern  (Durchschnitt  der  letzten  fünf  Jahre)  auf  l,i— 1,4 
Millionen   Franken   ansteigen,    oder   wenn   wir   den   berechneten 

Von  der  Gesamtzahl  der  Primarschüler  von  ')  55,100  —  *)  von  101,000.  —  •)  Kredit  pro 
imi  Fr.  60,000  (öO  Cts.  per  Schüler)  plus  Fr.  24,000  fiir  die  Kinder  bedürftlgrer  Eltern.  —  •)  In- 
klnsive  Fr.  1825  Anslagen  für  auf  den  Lehrmitteln  des  kantonalen  Depots  eingetretene  Preis- 
rwlnktion. 
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Durchschnitt  per  Schüler  von  Fr.  2.  60  als  Basis  der  Berechnung 
nehmen,  auf  rund  1,250,000  Franken  '). 

Einige  Kantone  haben  in  ihren  Angaben  Lehrmittel  und  Schul- 
materialien auseinander  gehalten.  Hiebei  zeigt  sich  denn  bezüglich 
der  durchschnittlichen  Ausgabe  für  die  Schulmaterialien  per  Schüler 
frappante  Übereinstimmung  (zirka  Fr.  1. 35),  während  dieselben  für 
die  Lehnnittel  mehr  variiren: 

Ausgaben  für  die  Unentgeltlichkeit  der 


Schnlmaterialien 

I^hrnilttel 

Schüler 

Total 

per  Schüler 

Total 

per  Schüler 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Ft. 

Baselstadt  (1891) 

.        5652 

7550 

1.S4 

15465 

2,74 

Basellaud  (1893) 

.     11000 

15000 

1»86 

15000 

1.36 

St.  Gallen  (1891) 

.    36286 

52124 

1,44 

Genf  (1891)    .     . 

8952 

12000 

lvH4 

22000 

2,45 

Waadt  (1892)      . 

33372 

1.02 

41222 

1.08  (d«grt  iififfinr). 
0,69  (d«gre  Mp«ri«r). 

In  den  vorstehenden  Ausführungen  haben  wir  beiläufig  die 
staatsrechtliche  Seite  der  Frage  der  Unentgeltlichkeit  gesti-eift 
und  sind  sodann  etwas  näher  auch  auf  die  finanzielle  Seite  der 
Frage  eingetreten.  Wir  fügen  hier  noch  bei,  dass  die  Unentgelt- 
lichkeit ohne  weiteres  die  Beschaffung  der  Materialien  en  gros  zur 
Voraussetzung  hat.  Dadurch  verbürgt  sie  bedeutend  niedrigere 
Preise  und  zwar  stehen  dieselben  nach  gemachten  Erfahrungen 
und  uns  gewordenen  Auskünften  durchschnittlich  30 — 50<>/o  unter 
den  Detailpreisen.  Diese  niedrigem  Preise  werden  für  das  Gebiet 
der  Schulmaterialien  regelmässig  durch  direkte  Lieferungs- 
verträge mit  leistungsfähigen  Fabrikanten  unter  Umgehung  des 
Zwischenhandels  zu  erreichen  gesucht.  Für  die  Beschaffung  billigerer 
Lehrmittel  bestehen  entweder  Verträge  mit  Buchhandlungen 
(St.  Gallen,  Solothuni,  Baselstadt,  Baselland,  Thurgau),  oder  die 
Kantone  verlegen  die  Lehrmittel  teilweise  selbst  in  ihren  Lehr- 
mitteldepöts  (Zürich,  Freiburg,  Zug,  Appenzell  A.-Kh.,  Neuenburg), 
oder  sind  daran,  es  in  nächster  Zeit  zu  tun. 

Was  den  Verbleib  der  an  die  einzelnen  Schüler  unentgeltlich 
verabreichten  Lehrmittel  anbetrifft,  so  ist  es  Regel,  dass  'die- 
selben als  Eigentum  der  Schule  betrachtet  und  jeweilen  am 
Jahresschluss  eingezogen  werden,  um  an  folgende  Klassen  wieder 
verabreicht  werden  zu  können  (Solothurn,  Baselland,  Zug,  Appen- 


*)  Wir  dürfen  um  so  eher  diesen  Ansatz  annehmen,  als  derselbe  immer 
noch  als  verhältnismässig  hoch  angesehen  werden  mnss.  Der  Grund  hieven 
liegt  in  der  Tatsache,  dass  die  grössere  Anzahl  der  Kantone  die  Unentgeltlich- 
keit eben  erst  eingeführt  haben  und  infolge  dessen  teurer  arbeiten.  Auch  abgesehen 
hievon  verlangen  die  ersten  Jahre  des  Bestandes  einer  solchen  Einrichtung  in 
der  Regel  grössere  einmalige  und  zum  Teü  nicht  wiederkehrende  Ausgaben, 
so  dass  der  Durchschnitt  für  die  spätem  Jahre  sich  bedeutend  günstiger  zu 
gestalten  vermag.  Wir  verweisen  zum  Beweise  hiefür  auf  die  verhältnismässig: 
niedrigen  Durchschnittszahlen  für  Waadt  u.  Neuenburg  (oblig.)  und  Zürich  (fak.). 
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Zell  A.-Eh.,  St.  Gallen,  Zürich,  Waadt,  Genf);  Glarus  und  Basel- 
stadt allein  lassen  dieselben  regelmässig  ins  Eigentum  der  Schüler 
übergehen;  im  Kanton  Zürich  kommt  dies  nur  in  einem  verhältnis- 
mässig kleinen  Teil  der  Gemeinden  vor,  welche  die  Unentgeltlich- 
keit eingeführt  haben  (zii-ka  11%).  Diese  Art  der  Vei-wendung 
der  Lehrmittel  hat  neben  den  Ersparnissen,  welche  durch  dieselbe 
zu  realisiren  sind,  auch  unbestreitbare  pädagogische  Vorteile. 

Der  Kanton  St.  Gallen,  der  im  ersten  Jahre  der  Unentgeltlich- 
keit die  Lehi-mittel  den  Schülern  überliess,  ist  bereits  im  zweiten 
Jahre,  hauptsächlich  aus  finanziellen  Erwägungen,  dazu  gekommen, 
ins  andere  Lager  überzugehen. 

Die  Erfahrungen,  die  man  mit  dieser  sukzessiven  Benutzung 
gemacht  hat,  werden  von  allen  Seiten  als  befriedigende  verzeichnet. 

Schliesslich  bleibt  uns  noch  übrig,  auch  der  pädagogischen 
Seite  der  Frage  mit  einigen  Worten  zu  gedenken. 

Man  hat  schon  oft  die  Behauptung  aufgestellt,  dass  bei  der 
Einfohning  der  Unentgeltlichkeit  eine  Verschleuderung  der  Ma- 
terialien Platz  greife  und  dass  die  Kinder  zu  denselben  nicht 
Sorge  tragen  werden.  Diese  Befürchtung  hat  sich  aber  durchaus 
nicht  bewahrheitet.  Es  hängt  übrigens  der  Erfolg  in  dieser  Be- 
ziehung hauptsächlich  von  den  kontrolirenden  Organen,  den  Schul- 
kommissionen und  Lehrern  ab.  Insbesondere  kann  der  Lehrer 
bei  einer  richtigen  Überwachung  in  den  Kindern  durch  geeignete 
Einwirkung  die  Tugenden  der  Sparsamkeit,  Ordnungsliebe  und  das 
(refähl  der  Pflicht  wecken. 

Die  Mitteilungen,  die  dem  Verfasser  des  Jahrbuches  über  diese 
Seite  der  Frage  von  allen  Seiten  gemacht  wurden,  sind  einstimmig 
darin,  dass  der  Materialverbrauch  durch  die  Unentgeltlichkeit  nicht 
grösser  geworden  ist  und  dass  auch  die  beiürchteten  nachteiligen 
Folgen  ffir  die  Schüler  nicht  eingetreten  sind.  Die  beste  Empfeh- 
lung für  das  System  der  Unentgeltlichkeit  ist  übrigens  wohl  der 
Umstand,  dass  man  dieselbe  an  den  Orten,  wo  sie  eingeführt  ist, 
nicht  mehr  fahren  lassen  würde. 

Zu  diesem  Schlüsse  wii^d  jeder  aufmerksame  Beobachter  selbst 
gelangen,  wenn  er  die  Verhältnisse  an  irgend  einem  bestimmten 
Orte,  wo  die  ünentgeltlichkeit  eingeführt  ist,  näher  untersucht. 

Die  gemeinsame  Anschaflfung  und  damit  die  gleichartige  Be- 
schaffenheit der  Materialien  ermöglicht  dem  Lehrer  auch  eine 
gerechte,  gleichmässige  Kontrole  über  die  Behandlung  derselben 
durch  die  Schüler  mit  Bezug  auf  Reinlichkeit  und  Sauberkeit. 

Wir  haben  an  a.  0.  darauf  hingewiesen,  dass  die  Einführung 
der  ünentgeltlichkeit  ein  Gebot  der  sozialen  Gerechtigkeit  sei. 
Jener  Einwand,  dass  die  Eltern  in  den  Ausgaben  für  die  Schule 
es  doch  auch  empfinden  sollen,  dass  sie  die  erste  und  nächste  Pflicht 
ffir  die  Erziehung  und  Bildung  ihrer  Kinder  auf  sich   haben   und 
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darum  nicht  alle  Opfer  für  die  Schulung  derselben  auf  die  Schultern 
des  Staates  und  der  Gemeinden  abladen  sollen,  dürfte  im  gegen- 
wärtigen Stadium  der  Frage  kaum  mehr  ernsthaft  genommen  werden, 
wenn  man  sich  den  armen,  mit  vielen  Kindern  gesegneten  Familien- 
vater vorstellt,  der  für  die  von  Jahr  zu  Jahr  wachsenden  Schul- 
bedürfaisse  seiner  Kinderscliar  aufzukommen  hat.  Denn  diese  Aus- 
gaben sind  selbst  für  den  nicht  eigentlich  dürftigen  Hausvater 
sehr  drückende. 

Es  muss  zugegeben  werden,  dass  man  Unbemittelten  in 
vielen  Gegenden  des  Landes  diese  Last  abnimmt  —  auf  gestelltes 
Begehren  hin  — ;  aber  es  ist  hiezu  zu  bemerken,  dass  mancher 
würdige  Hausvater  aus  berechtigtem  Stolz  sich  zu  einer  solchen 
Anmeldung  nicht  entschliessen  kann. 

„Bei  dem  Modus  der  Unterstützung  der  armen  Schüler  wird 
zudem  eine  Schranke,  ein  Klassenunterschied  aufgerichtet,  der  dem 
kindlichen  Gemüte  sich  oft  schmerzlich  einprägt  und  sich  lange 
nicht  vei'wischen  kann  und  mag.  Darum  sollte  die  Möglichkeit 
solcher  Eindrücke  in  der  Schule  so  gut  als  möglich  vermieden 
werden."  ^) 

Diese  letztere  Erwägung  ist  wohl  mit  eine  der  Haupttriebfedem 
zur  Einführung  des  Obligatoriums  der  Unentgeltlichkeit.  Jener 
Unterschied  zwischen  reich  und  arm  darf  nicht  schon  auf  dem 
Gebiet  der  Schule  sich  bemerkbar  machen.  Denn  das  ist  geheiligtes 
Land,  auf  das  des  Lebens  wilde  Stürme  nicht  hinüberschlagen 
dürfen. 

Der  Unentgeltlichkeit  aber,  eben  weil  sie  auch  in  sozialer 
Hinsicht,  in  verhältnismässig  bescheidenem  Umfange  zwar,  als  eine 
Versöhnerin  der  Gegensätze  auftritt  und  im  stillen  ihre  nicht  hoch 
genug  anzuschlagende  Liebesarbeit  vollbringt,  wünschen  wir  von 
Herzen,  dass  sie  ihren  Siegeszug  durchs  Land  ungehindert  vollende. 


*)  Dr.  F.  Curti,  Rttck-  und  Ausblicke  auf  die  st.  gaUische  Volksschule. 
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aus  einigen  Kantonen,  in  welchen  das  Obligatorium  der  Unentgeltlichkeit  derselben 
bestellt,  oder  welche  dieselben  zu  reduzirten  Preisen  oder  durch  ihre  Lehrmittel- 
Depots  abgeben. 


a.  Obligatorium:   1.  Solothurn;   2.  Baselstadt;   3.  Basel-Land- 
schaft; 4.  St.  Gallen;  5.  Waadt;  6.  Genf;  7.  Glarus;  8.  Neuenburg. 

b.  Fakultatüum.  9.  Appenzell  A.-Kh. ;  10.  Zürich. 


« 

•  I 


I.  Obllgatoriam* 

1.  Solothurn. 


Einzel pr.  Cts. 

Buegg,  I.  Fibel 35 

„       n.  Sprach bftchlein 

«     m. 

Mittelklasseniesebach      .    . 
Oberklassenlesefonch  .    .    . 

1.  Gesangbuch  für  die  untern  Kl 

2.  „  n      n  mittl. 

3.  „  n      n   obern 

Christkatholisches  Gesangbuch 

Knrze  Religionslehre  (alt-kath.) 

Schreibheft,  Lineatur  Nr.  1    . 

o 


n 
n 


50 
60 
90 
125 
35 
45 
55 
50 
20 
10 
10 


Einzelpr.  Cts. 


n 


n 

11 


Schreibheft,  Lineatur  Nr.  3 

4  .     . 

5  .    . 

6  .    . 
Rechnungsheft  (Mittelschule)  Nr.  7 

„  (Oberschule)     „  8 

Musterschriften-Blätter  .... 
Zeugnisbtichlein  für  £.  und  M.  . 
Gerster,  Soloth.  Handkärtchen  . 
Wandkarte  d.  Kt.  Solothurn,  roh  . 
„     „  „      aufgez. 

Fortbildungsschüler,  Jahrgang    . 


10 
10 
10 
10 
10 
10 

21/2 

05 

50 

220 

720 

100 


Preis  Fr.  Cts. 

1. 10     III.  U.  IV.  Kl. 

.    — .  60       I.  Kl. 
IL 

m. 

IV. 
III. 
IV. 


n 
n 
n 

»7 


2.  Baselstadt. 

Primarschule: 

Biblische  Geschichte,  Verlag  von  H.  Georg 

Fibel.    F.  Schneider 

Lesebuch    I.\  —.80 

IL  \  E.  Reich —.90 

»     m.)  1.- 

J.  J.  Schäublins  Kinderlieder — .75 

J.  J.  Schäublins  Choräle —.60 

Knabensekun  dar  schule: 

Biblische  Geschichte 1. 10 

Lesebuch  für  die  Sekundärschulen.  Verlag  y.  Reich 

(Carl  Detloffs  Nachfolger).    1.  Teil      .        .        .      1. 10 

2 1.20 

3. 
4. 
H.  Bufer,  Cours  61^mentaire  de  la  langue  frangaise. 

(Antenen,  Bern.)    1.  Teil —.90       I.     „ 

3.    , 1. 30  III.  u.  IV.  Kl. 

J.  Bertholet,  Liyre  de  lecture. ,,  H.  Georg        .        .      1. 40  IV.  Kl. 
J.  Schnlthess,    Übungen  zum  tJbersetzen   aus  dem 

Deutschen  ins  Französische          .        .        .        .2.  —  Fortbildungskl. 


r> 


n 


L  u.  n.  KI. 

I.  Kl. 
IL    « 


L20    m. 
L40    IV. 


."kj 
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Preis  Fr.  Cte. 


4.50  Fortbildungskl. 

1.  —    I.— m.  Kl. 
—.60  I.— m,    ^ 
— .  50  I.— n.  Kl. 

2.  —  in.  u.  IV.  Kl. 
— .  40    I.  u.  II.  KL 


Mol^,  Dictionnaire  de  poche      .... 
J.  J.  Schäublin,  Lieder  für  jang  und  alt    (Detloff) 

J.  J.  Schäublin,   Choräle 

Leuzinger,  Karte  der  Schweiz.    Dalp,  Bern 

H.  LangCf  Volksatlas.    G.  Westermann    . 

M.  Waser,  Schweizergeographie.    Gebr.  Benziger 

E.v.Seidlitz,  Grundzüge  d.  Geographie.  F.  Hirt,  Breslau      1.35    III.  u.  IV.  Kl. 

H.  Kttegg,  Bilder  aus  d.  Schweizergeschichte.  Schult- 

heas,  Zürich 1.  20    I.  u.  E.  Kl. 

Spiess  und  Beriet,   Weltgeschichte  in  Biographien. 

Kesselring,  Hildbnrghausen 3. 90    HI.  n.  IV.  Kl. 

Mädchensekundar  schule: 

Biblische  Geschichte  I      .     ..     u^      i      a       v.  i 
Basler  Lesebuch         }   ^^^  Knabensekundarschule. 

Franz.  Elementarbuch,  von  A.  Baumgartner.    Orell 

Füssli  &  Cie.    1.  Teil 1. 20    I.  u.  IL  Kl. 

2.     „ 1. 20    IIL  u.  TY.  Kl, 

Choix  de  lectures,  von  Cherbuin.    B.  Schwabes  Verl.      2. 50    IV.  Kl. 

Schulthess,  Übungsstücke 2.  —      V.     j. 

J.  J.  Schäublins  Lieder  (wie  Knabensekundarschulen). 

Leuzinger,  Karte  der  Schweiz  1 

H.  Lange,  Volksatlas  >  wie  Knabensekundarschule. 

H.  Rüegg.  Bilder  aus  der  SchweizergeschichteJ 


8.  Basel-Landschaft. 

(Vom  1.  Mai  1893  an.) 

1.  Deutsche  Sprache  und  Realien: 

rt.  in  den  drei  Unterklassen :  Sprachbüchlein  I,  II  und  III  für  schweizerische 
Elementarschulen  von  H.  R.  Rüegg; 

h.  in  den  drei  OberJclassen :  Lehr-  und  Lesebuch  I,  II  und  in  für  die  mitt- 
lem Klassen  schweizerischer  Volksschulen  von  H.  R.  Rüegg;  von  Teil 
II  und  in  für  Klassen  V  und  VI  die  st.  gallische  Ausgabe  und  zwar 
Teil  II  (Klasse  V)  für  Baselland  umgearbeitet; 

c.  in  den  Halbtags-  und  Repetirschülen :  Lesebuch  für  die  Oberklasseu  der 
Primarschule  des  Kantons  Basselland. 

Die  Erziehungsdirektion  wird  ermächtigt,  in  Gesamtschulen  die  Ein- 
führung dieses  Buches  an  Stelle  von  Rüeggs  Lehr-  und  Lesebuch 
III.  Teil,  schon  in  der  VI.  Klasse  zu  gestatten. 

2.  Geographie: 

a.  von  Klasse  IV  an:    Karte   der   Kantone  Baselland  und  Baselstadt   von 

J.  S.  Gerster  1  :  100,000 ; 
ft.  von  Klasse  Van:  Karte  d.  Schweiz  für  Schulen  v.  R.  Leuzinger  1 :  700,000. 

3.  Rechnen: 

a.  Alltagsschulen:  Aufgaben  zum  schriftlichen  Rechnen  für  schweizerische 

Volksschulen  von  J.  Stöcklin,  L,  IL,  III.,  IV.,  V.,  VI.  Schuljahr; 

b.  Halbtags-   und   Repetirschülen:    Rechenbuch   für   schweizerische   Volks- 

schulen von  J.  Stöcklin,  VII.,  VIEL,  und  IX.  Schu^ahr. 

4.  Gesang: 

von  Klasse  IV  an :  Lieder  für  jung  und  alt  von  J.  J.  Schäublin. 

5.  Religion: 

von  Klasse  IV  an:   a.  biblische  Geschichte  für  den  Religionsunterricht  in 

Baselstadt  und  Basellaud; 
b.  biblische  Geschichte    für  katholische  Volksschulen  von  L.  C.  Bnsinger, 

neu  bearbeitet  von  A.  Walther. 
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4.  St.  Gallen. 

Verzeichnis  der  gratis  zu  beziehenden  obligatorischen  Lehrmittel. 

^tiegg,  FibeL    1.  Schuljahr.  |   Schänblin,  Lieder  für  jang  and  alt. 

Zweites  Sprachbuch.  2.  Schnlj.  |   Schülerhandkarte  des  Kant.  St.  Qalleu. 

Drittes  „  3.      ^  ;   ♦Churer,  Übungsaufgaben  im  Rechnen. 

Lehr-  und  Lesebuch.    1.,  2.  u.  1.— 7.  Heft.    1.— 7.  Schu^ahr. 

3.  TeiL    4.,  5.  und  6.  Schuljahr.  '   *Fäsch,  Rechenfibel.    1.  Schuyahr. 

Eberhard,  Lesebuch.  3.  Teil.  7.  Schulj.  ,         „       Aufgaben   zum   Zifferrechnen. 

Lesebuch  für  Ergänznngsschulen.  I       Ausg.  A.     1.— 6.  Heft.   2.-7.  Schulj. 

Zähringer  -  Enholtz,  Aufgaben.     1.— 7.      ♦Fäsch,  AnijB:aben  zum  Ziflferrechnen. 

Heft.    1.— 7.  Schuljahr.  Ausg.  B.    1.— 7.  Heft.    1.— 7.  Schulj. 

Weber,  Gesangbuch.   Heft  1,  2  und  3.  j   *Stöcklin,  Aufgaben  zum  schriftlichen 


3.,  4.  und  5.  Schuljahr.' 
Weber,  Gesangbuch.    Heft  3  mit  Anh. 
5.  Schuljahr. 


Rechnen.   1.— 5.  Heft.   1.— 5.  Schulj. 
'Wiesner,    Übungs-   und  Liederbuch. 
1.  und  2.  Heft. 


Die  mit  *  beseichneten  I^hrmittel  sind,   lant  Pablikation  im  ^.Amtlichen  Sehulblatt*' 

»binar  1S91,  für  einstweilen  und  bis  auf  Widerruf  snm  Gratisl>ezu{^e  fiir  solche  Bohulen 
zugelassen,  welche  densell)en  den  Vorzug^  fireben. 

5.  Waadt. 

Manuels. 

Degr6-  inf^rieur.  i.^ 

Stfllabaire.  Le  syllabaire  illustre,  cartonn^,  dos  en  toile,  ä   .        -        .  — .30 

Les  Premiers  pas,  premier  recueil,  cartonn^,  dos  en  toile,  k  .  — .  5() 

Yoedbulaire.  Pautex.  Recueil  de  mots  fran^ais  (petit)  broche  sur  carton,  a  — .  15 

Pa.sche,  F.-L.  Vocabulaire  fran^ais,  orthog.  et  gramm.,  ä  — .60 

Lecture.  Les  premiers  pas,  deuxi^me  recueil,  cartonne,  dos  en  toile,  ä  — .  80 

Jeanneret.   Seconds  exercices  de  lecture.  cartonn6,  dos  en  toile,  a  — .90 

Petit  k  petit,  cartonn^,  k — .55 

Degr6  moyen. 

Lecture,  Renz.  Livre  de  lecture,  cartonn^,  dos  en  toile,  a     .  1. 10 

Jeanneret.  Premier  livre  de  lecture,  cartonn6,  dos  en  toile,  k       .  — .90 

Gobat  et  Allemand.  Livre  de  lecture,  cartonn6,  dos  en  peau,  ä    .  —  90 

Vocabulaire.  Carey,  6dit.  Abrege  du  recueil  de  mots,  cart,  dos  en  toile,  k  — .  55 

Grammaire.  Larive  et  Fleury.  La  l*"^  ann6e  de  gramm.,  cart.,  dos  en  toile,  k  — .  52 

Larousse.   Petite  grammaire  du  l®"*  &ge,  car tonne,  dos  en  toile,  k  — .52 

Geographie.  Cornuz.  Premier  cours  616ment.  de  g6ogr.,  cart.,  4ds  en  toile,  k  — .  38 

HUtoire.  Magnenat.  Petite  histoire  de  la  Suisse,  cartonn^,  dos  en  toile,  k  — .  70 

Daguet.  Abr6g6  de  l'hist.  de  la  Conf6d.  suisse,  cartonn^,  dos  en  toile,  k  — .  70 

Chant.  L'Ecole  musicale,  F«  partie,  cartonnö,  dos  en  toile,  k        .        .  — .  56 

L'Ecole  musicale,  compl^te  (JT^  et  IP  partie),  ä     ....  1. 10 

Degr6  supörienr. 

Lecture.  Dnssaud  et  Gavard.  Livre  de  lecture,  cartonn^,  dos  en  toile.  ä  1. 10 

Jeanneret.  La  Patrie,  cartonn^,  dos  en  toile,  k       .        .        .        .  1. 10 

Renz.  Livre  de  lecture,  meme  manuel  que  pour  le  degr6  moyen,  k  1. 10 

Vocabulaire.  Pautex.  Recueil  de  mots  frany.  (grand),  cart.,  dos  en  toile,  k  — .  70 

Grammaire.  Larive  et  Fleury.  La  2»n<*  ann^e  de  gramm.,  cart.,  dos  en  toile,  k  — .  87 

Larousse.  Grammaire  616ment.  lexicologique,   cart.,  dos  en  toile,  k  — .87 
Ghgraphie.  Magnenat.   Premiers  elements  de  g^ographie  avec  abr^gö 

de  geographie  de  la  Suisse,  cartonne,  dos  en  toile,  k        .        .  — .  70 

Uistaire.  Magnenat.  Meme  manuel  que  pour  le  degr^  moyen,  k    .        .  — .70 

Daguet.  M6me  manuel  que  pour  le  degr^  moyen,  k                        .  — .70 
Instruction  civtque.  Droz.  Cours  616mentaire  d'instruction  civique,   car- 

tonn4,  dos  en  toile,  k — .62 

Corth^sy.  Le  citoyen  vaudois,  cartonne,  dos  en  toile,  k         .        .  — .42 

Chmt.  Ecole  musicale,  2"»«  partie,  cartonn^,  dos  en  toile,  ä         .  — .84 

Ecole  musicale.  compl^te,  meme  manuel  que  pour  le  degr4  moyen,  k  1. 10 
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6.  Genf. 

Durch  den  Stnut  bMchafll. 

Livre  de  lectnre  phon^tiqne,  Domp- 

martin. 
Seines  enfantiues,  Dompmartin. 
Livre  de   lecture  Gobat  et  Alle- 


Dnreh  dip  «fhOipr  bpschaffl. 

Problfemes  Dncott«rd.  II*  serie. 

Probldmes  Dncotrerd,  U^  strie. 
Cours  de  laiigne  matenielle  Dus- 
sand,   I'  Partie.  —   Geographie 


DnBS 


-  Cfthier  de 


Livre  de  lecture  Dussaud  et  Ga- 
Haunel  d'allemand  L.  Favre. 


Livre  de  lecture  Dussand  et  Gti- 
Mannet  d'allemand  L.  Favre. 


probltraes    Dncolterd.    m^-  ■ 
Problfemes  Diichamp,  III'  serie. 

Conra  de  lanpue  maternelle  Dn»- 
sand,  If  Partie.  —  Urographie 
Monchet.  —  Petite  carte  de  la 
Snisse.  —  C'ahier  Ducotterd. 
IV^  sSrie.  —  ProblSmes  Du- 
champ.  IV"  :46rie.  —  Atlas 
Issleib. 

Conrs  de  lanjfue  matemelle  Dns- 
aand,  II»  partie.  —  Mannel  de 
giographiedeDnchosal.— Prob- 
l^mcB  Dncotterd,  7»  cahier.  — 
Probl&ines  Duchamp.  —  Atlas 
Issleib. 

Cours  de  laogiie  toatenielle  Dns' 
Saud,  11«  partie.  —  Problemea 
Duchamp,  V"  sfirie.  —  Atlas 
Issleib. 


7.  Glarus. 

o.  Lesebüther:  1.  Eberhard  I,  II.  III,  TV,  V,  VI,  und  VII;  2.  Eberhard-Heer; 
3.  Rttegg  I,  II,  III  und  IV;  4.  ErgUnzun^sschulhuch  des  Kantons  St.  Oallen; 
5.  Thurgauisches  Lesebuch  für  das  7.-9.  Schuljahr  (Hausfreund);  6.  Beli- 
gions- Lehrmittel,  heransK,  von  glamerischen  Geistlichen  CBuss,  Heer  etc). 

6.  SechnungulfhnHitUl:  1.  Heer,  Anfg.  V;  2.  Zähringer;  8.  VoUmar;  4.  Churer- 
heftc ;  5.  Fäsch ;  6.  St^IckUn ;  7.  StreifT  I  und  II ;  8.  Streiff,  Bncbhaltnngsheft. 

c.  Geographie  und  l'aterlandalcunde..  1.  Bilder  ans  der  Geographie  und  Geschichte 
des  Kantons  Glarus  von  Herold;  2.  Glarnerkarte,  alho,  von  Herold;  3.  liU 
aufgezogen ;  4.  Schweizerkarte  von  Kandegger  A  und  B. 

rf.  Geaang:  1.  Schänblin;  2.  Ructstuhl  III  und  IV— VL 

S.  Neuenbürg. 


II  est  loisible  ans  Cnmmissions  scotaires  de  mettrc  k  la  disposition  de  vhaqne 
classe  dcnx  manuels  de  lecture,  i.  la  cnndition  qne  le  nnrabre  total  de  ces  mannels 
ne  d^passe  pas  le  norabre  des  elfeves  de  chaqne  classe. 

Lecture. 
Degri  inferieur. 

Les  Premiers  pas,  2"'"  recneil. 

ou  „  Ä    ä""'  recueil. 

ou  Seconds  exercices  de  lecture,  C.-W.  Jeanneret. 

ou  L'aunee  enfantine     -  Guyau  n"  L 

ou  Premiferes  le;ouB  de  choses  usuelles,  de  Dupuis. 


»sar- 
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D^gr^  moyen.    Patrie.  de  C.-W.  Jeanneret. 

QU  L'annee  pr^paratoire  de  lecture  =^  Guyau  n"  2. 

Ott  LiTre  de  lectnre,  par  Gobat  et  Allemand. 

ou  Livre  de  lecture,  de  Renz. 
I>egre  »tipMeur,    La  premifere  ann6e  de  lecture  courante        Guyau  n"  3. 

ou  La  premiöre  ann^e  scientifique,  de  Paul  Bert. 

ou  Francinet,  par  Bruno. 

ou  Le  tr^sor  de  Töcolier,  par  Gobat. 

ou  Livre  de  lecture,  par  Dussaud  et  Gavard  (provisoirement). 

ou  Le  livre  de  T^cole,  par  Lebaigue,  cours  moyen. 

ou     „       „       „        ,,         „  ,,  cours  sup^rieur. 

R^citations.  Degre  inßrieur.  Livrets  de  recitations,  C.-W.  Jeanneret,  n^sl  et  2. 

Degre  moyen.    Livrets  de  recitations,  C.-W.  Jeanneret,  n««  3  et  4. 

Degre  superieur.    Livrets  de  recitations,  de  C.-W.  Jeanneret,  n«  5. 

Degrett  moyen  et  supMeur.    ou  Le  fablier  des  ecoles. 
Vocabulaire.    Degri  inßrieur.  Vocabulaire,  de  P.  Dubois. 

DegrS  tfwyen.    Vocabulaire,  de  C.-W.  Jeanneret. 

Degr^s  moyen  et  supMeur.  Grand  recueil  de  mots     -  Pautex  n®  2. 
(rrammaire.   Degr^  moyen.  Grammaire  n»  1.  -=  1^^  et  2»"^  parties. 

Degr4  HupSrieur.    Giammaire  n»  2   -  -  compl^te. 

Arithm^tique.  Degre  moyen.  Livrets  d'arithm^tique,  de  Ducotterd  n»»  5  et  6. 
Degri  supirieur.  La  deuxieme  ann^e  d'arithm^tique,  de  Leys^enne. 

Geographie.  Degri  inßrieur.  Carte  du  canton,  de  Randegger. 
Degr^  moyen.  Carte  de  la  Suisse,  sur  toile,  de  Leuzinger. 
Degre  supSrieur.  Atlas  g^ographique,  par  Issleib,  cartonn^. 
Atlas  geographique,  par  Andröe,  cartonne  (texte  allemand). 

Histoire.   Degris  moyen  et  sup4rieur.  Histoire  abr^göe  de  la  Confederation  suisse, 
par  A.  Daguet. 
DegrS  supSrieur.  LcQons  d^hißtoire  suisse  et  d'histoire  generale,  par  Elzinger. 

Instruction  civique.  Degre  superieur.  Instruction  civique  (abrege),  par  N.  Droz. 
ou  Besame  des  iustitutions  cantonales  et  föderales,  par  A.  Calame. 

Chant.  Degris  moyen  et  supirieur.   Chants  populaires,  publies  par  le  Departe- 
ment de  rinstruction  publique  du  canton. 
Allemand.  Degris  moyen  et  supirieur.  Chrestomathie  allem.,  par  Bevaclier  (extrait). 

ou  Grammaire  allemande,  par  Eugene  Favre. 

Lectures  allemandes  enfantines  par  Scherdlin. 

II.  Fakultät  lY  am. 

9.  Appenzell  A.-Rh. 

a.  Lehrmittel,  die  vom  Verwalter  des  staatlichen  Depots  in  Trogen 
zu  den  beigesetzten  Preisen  bezogen  werden  können. 

Preise  iiefto  franko  Troffen  Fr. 

Biblische  Geschichte  von  Baden — .90 

Lehrbuch  für  den  Religionsunterricht  in  der  Volksschule,  von  a.  Pfr. 

Martig,  gut  cart — .75 

fieligiöses  Gedächtnisbuch  für  Schule  und  Unterweisung,  cart.  .  .  — .22 
Auszug  aus   vorstehendem   Gedächtnisbuch  für   die   Unterklassen   der 

Primarschule,  cart.  per  Stück — .11 

Eberhard,  illustrirte  Fibel,  gut  cart — .35 

—  Lesebuch  für  die  Unterklassen,  2.  Teil,  gebunden  .        .        .        .  — .50 
Eberhard.  Lesebuch  für  die  Unterklassen,  3.  Teil,  gebunden          .        .  — .60 

—  „  „      „    Mittel-  und  Oberklassen,  1.  Teil,  gebunden      — .  75 

_■  9  QA 

n                 n         rt             n              rs                     n                  ^«n                  n                          •  "^ 
—  R  1    

--  Bilder  aus   der  Landeskunde  und  Geschichte  des  Kantons  Appen- 
zell, verbesserte  Auflage,  brochirt  Fr.  — .  25,  gut  cart.       .        .      — .35 

4 


«»'I 


■-  M 
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^lii. 


50       I^ie  Unentgeltlichkeit  der  individ.  Lehrmittel  uud  Schulniaterialien. 

Preise  netto  franko  Trogen  Fr. 

Eberhard,  Die  neuere  Schweizergeschichte  fdr  die  Schulen  von  Glarus 

und  Appenzell,  cart —.20 

Bemisches  Lesebuch  für  3.  Primarschulstufe,  gebunden        .        .        .  l.W 
Thurgauisches  Lesebuch,  7. — 9.  Schuljahr,  gebunden      .        .        .        .2.25 

Rttegg,  Fibel.  Erstes  Sprachbüchlein  für  Schweiz.  Elementarschulen,  cart.  — .  35 

—  Zweites  Sprachbüchlein  für  Schweiz.  Elementarschulen,  gebunden  —.50 

—  Drittes                „                „          ,,                       „                        ,.  —.60 

—  Lehr-  und  Lesebuch  für  die  mittlem  Klassen,  I.Teil,  gebunden  .  —.70 

2.  und  3.  Teil,  gebunden,  je  —.75 
Führer,  kantonale  und  eidgenössische  Verfassungskunde  für  die  Übun^s- 
und  Fortbildungsschulen  des  Kantons  Appenzell  A.-Rh.,  zweite 

verbesserte  Auflage,  solid  cart —.10 

Weber,  Gesangbuch  für  die  Volksschulen:  1.  Heft.  3.  Schuljahr,  cart.  —.15 

3.  Heft  mit  Anhang.  5.         „               >  — .  45 
G.  Weber,  Gesangbuch   für  Ergänzuugs-,  Sing-  und  Sekundärschulen, 

solid  gebunden l.HO 

h.  Zur  Anschaffung  empfohlene,  durch  Staatsbeitrag  im  Preise 

bedeutend  ermässigte  Lehrmittel. 

Schweizergeschichte  in  Bildern,  eingebunden 3.  - 

auf  Karton  gezogen  4.  - 

Lehmann-Leutemann,  15  Tierbilder 16.  — 

Kehr-Pfeiffer,  12  Bild,  zu  Kehrs  Fabeln  nebst  Kommentar  v.  Hey-Spekter  18.  - 

J.  Randegger,  orohydrographische  Wandkarte  der  Schweiz    .        .        .  8.  - 

—  Handkarten  (Doppelkarten),  auf  japanesisches  Papier  gedruckt     .  -  .  HO 

—  Schulwandkarte  des  Kantons  Appenzell  auf  Rahmen      .        .  25.  - 

—  Schülerkarte  St.  Gallen-Appenzell  auf  japanesischem  Papier  .  .  — .  50 
Antenen,  Skizzen  der  Kantone  Appenzell  und  St.  Gallen,  per  Dutzend  50.  -- 

—  Skizzen  der  Schweizerkantone,  in  Kollektionen  von  16  Blättern  .  —.45 
Droz  über  den  bürgerlichen  üntemcht,  brochirt I.- 
Neues Gesangbuch  für  die  deutsche  reformirte  Kirche  der  Schweiz      .  —.50 

10.  Zürich. 


A.  Im  Staatsverlage  erscheinende  obligatorische  Lehrmittel. 

Preise 
/.  Alltagsschule. 

Wegmann,  Fibel  für  das  I.  Schuljahr,  4  Hefte,  per  Heft 

—  Sprachtabellen  (24  Tafeln) 

—  Lesebuch  für  das  II.  Schuljahr 

•■  •«  ••      X  A.X«  «^  •  •  •  •  • 

I^mHii«        ••  ••«•!.¥•  «•  •  •  •  •  • 

V 

—  VI  M 

—  Anleitung  zum  Lesebuch  für  das  IV.  Schuljahr . 

—  V 

—  VI  ') 
Hug,  Rechnungslehrmittel  für  das  III. — VI.  Schuljahr,  per  Heft 

—  „  Resultate  von  Morf 

—  Geometrische  Aufgabensammlung,  IV. — VI.  Schulj.,  per  Heft 
Kuckstuhl,  Anleitung  ziun  Gesangunterricht.  IL  Schuljahr 

—  Singbüchlein  für  das  III.  Schuljahr    .... 

—  Singbuch  für  das  IV. — VI.  Schuljahr  .... 

—  Anleitung  zum  Gesangunterricht,  IV. — VI.  Schuljahr 

—  Gesangtabellenwerk  (8  Tafeln) 

*)  Erscheint  auf  Mftte  März  189S. 
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Verzeichnis  der  Lehrmittel. 


51 


Preise 
albo  }(eb. 


Bande^ger,  Schnlkarte  des  Kantons  Zürich 

—  Schnlkarte  der  Schweiz  (ohne  Flächenkolorit)   . 

—  ^  p  „        (mit  Flächenkolorit) 
Wettstein,  Zeichnungstabellenwerk  (85  Tafeln) 

—  Kartonmodelle  (20  Stück) 

—  Gipsmodelle  (12  Stück  ohne  Kiste)    . 

—  Anleitung  zum  Freihandzeichnen 

2.  ErgämungaschtUe  (7.  bis  9.  Schuljahr). 

Hag.  Bechnungslehrmittel,  nebst  ein.  Anh.  von  geometr.  Aufg 

—  Bechnungslehrmittel,  Resultate  von  Frick 
Schönenberger  und  Fritschi,  Lesebuch  für  deutsche  Sprache 
Weber,  Gesangbuch 

—  Anleitung  zum  Gesangunterricht        .... 
Wettstein,  Lehr-  und  Lesebuch,  Naturkunde  und  (xeographie 

—  Atlas  in  32  Blättern 

—  Naturkundliches  Wandtabellenwerk  (105  Tafeln) 

S.  Sekundärschule, 

rtzinger,  deutsche  Graminatik 

Bodmer,  Rechnungslehnnittel.    I.  Heft       .... 

—  II 

—  ^                  Resultate  von  Lutz    . 
Weber,  Gesangbuch 

—  Anleitung  zum  Gesangunterricht         .... 
Pfenninger,  Elemente  der  Geometrie         .... 

—  ,...,.  Schlüssel  von  Freitag 

Ernst,  Geschichtslehrmittel  ^) 

Wettstein,  Leitfaden  für  den  Unterricht  in  der  Naturkunde 

—  Leitfaden  für  den  geographischen  Unterricht 

—  Atlas  in  32  Blättern 

—  Anhang  zum  Atlas  (20  Blätter  geographische  Ansichten) 

—  Atlas  und  Anhang  zusammengebunden 

—  Naturkundliches  Wandtabellenwerk  (105  Tafeln) 

—  Zeichnungstabellenwerk  (44  Tafeln)    . 

—  Gipsmodelle  (20  Stück) 

—  Anleitung  zum  Freihandzeichnen 
Wiesmann,  Zeichnungstabellenwerk  f.  geometrisch-technisches 

Zeichnen  (32  Tafeln) 

—  Anleitung  zum  Tabellenwerk  fftr  geometr.-techn.  Zeichnen 
Randegger,  Orohydrographische  Karte  der  Schweiz  (auf  japa- 
nesischem Papier) 

4.  Fortbildungsschule. 
Bundesverfassung  u.  Verfassung  des  Kantons  Zürich,  broschirt 


Fr. 

Kr 

■                     •                              • 

24.' 

, 

26. 

20. 

•                •                       • 

lu. 

—.70 


40 

40 
50 


—.80 

—.50 

—.85 

1.— 

-  -.  65 

1.20 

.75 

1.  20 

• 

35 

2. 

2.90 

2.20 

3.40 

20. 

• 

.60 

1.- 

.25 

.35 

.35 

—.50 

1.60 

L80 

— .  75 

1.20 

• 

35 

.90 

1.30 

1.30 

1.50 

1.40 

2.20 

—.60 

1.— 

2.20 

3.40 

1.20 

1.80 

■ 

4.80 

20.— 

50.  — 

50. 

— .  -     10.  — 
35.  —     — .  — 


-.60 


—     —.10 


B.  Ausserhalb  des  Staatsverlages  erscheinende  obligatorische  und 
empfohlene  Lehrmittel  für  zürcherische  Schulen. 


P  r  e  I  8  (i        ß^,,^ 
Alb«.        jfeb.     **?"? 
Fr.  Fr.        *>«» 


1.  Alltagssehule, 

Erzählungen,  biblische,  für  die  Realschule.  3  Hefte  (empfohlen) 

broschirt,  per  Heft        .        .        .        .        .        .        .  — .  30  — .  40  S. 

ßüegg,  Saatkörner,  3  Hefte,  per  .Heft  (empfohlen)       .        .  — .  40  — .50    „ 

Ziegler,  Wandkarte  des  Kantons   Zürich,    lackirt  (obligat.)  — .  —  18.  —  W. 

—                ,,           der  Schweiz,  lackirt  (obligatorisch)       .  — .  —  18.  —    „ 

')  Erscheint  auf  Mai  1898. 
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50       I^ie  Unentgeltlichkeit  der  individ.  Lehrmittel  und  Schulmaterialien. 


'O 


Preise  netto  fhinko  Trojfen  Fr. 

Eberhard,  Die  neuere  Schweizergeschichte  für  die  Schalen  von  ftlams 

und  Appenzell,  cart —.20 

Bernisches  Lesebuch  für  3.  Primarschulstufe,  gebunden        .        .        .  l.ftO 

Thurgauisches  Lesebuch,  7. — 9*  Schuljahr,  gebunden      ....  2.2;) 

Rüegg.  Fibel.  Erstes  Sprachbüchlein  für  Schweiz.  Elementarschulen,  cart.  — .  3ö 

—  Zweites  Sprachbüchlein  für  Schweiz.  Elementarschulen,  gebunden  — .öli 

—  Drittes                „                „          „                       „                        ,.  — .  6(^ 

—  Lehr-  und  Lesebuch  für  die  mittlem  Klassen,  1.  Teil,  gebunden  .  —.70 

2.  und  3.  Teil,  gebunden,  je  — .  7.^ 
Führer,  kantonale  und  eidgenössische  Verfassungskunde  fiir  die  Übun^s- 
und  Fortbildungsschulen  des  Kantons  Appenzell  A.-ßh..  zweite 

verbesserte  Auflage,  solid  cart —.10 

Weber,  Gesangbuch  für  die  Volksschulen:   1.  Heft.  8.  Schuljahr,  cart.  — .  lo 

3.  Heft  mit  Anhang.  5.        „              ..  — .  4o 
G.  Weber,  Gesangbuch   für  Ergänzungs-,  Sing-  und  Sekundärschulen. 

solid  gebunden 1.  HO 

b.  Zur  Anschaffung  empfohlene,  durch  Staatsbeitrag  im  Preise 

bedeutend  ermässigte  Lehrmittel. 

Schweizergeschichte  in  Bildern,  eingebunden 3.  - 

auf  Karton  gezogen  4.  - 

Lehmann-Leutemann,  15  Tierbilder 16.  — 

Kehr-Pfeiffer,  12  Bild,  zu  Kehr's  Fabeln  nebst  Kommentar  v.  Hey-Spekter  18.  — 

J.  Randegger,  orohydrographische  Wandkarte  der  Schweiz    .        .        .  8.  - 

—  Handkarten  (Doppelkarten),  auf  japanesisches  Papier  gednickt     .  — .  -^^ 

—  Schulwandkarte  des  Kantons  Appenzell  auf  Rahmen      .        .  25.  - 

—  Schülerkarte  St.  Gallen- Appenzell  auf  japanesischem  Papier  .  — .  50 
Antenen,  Skizzen  der  Kantone  Appenzell  und  St.  Gallen,  per  Dutzend  50.  — 

—  Skizzen  der  Schweizerkantone,  in  Kollektionen  von  16  Blättern  .  —.45 
Droz  über  den  bürgerlichen  Unterricht,  brochirt I.- 
Neues Gesangbuch  für  die  deutsche  reformirte  Kirche  der  Schweiz      .  —.50 

10.  Zürich. 


A.  Im  Staatsverlage  erscheinende  obligatorische  Lehrmittel. 

Preise 
/.  ÄlHagsschule. 

Wegmann,  Fibel  für  das  L  Schuljahr.  4  Hefte,  per  Heft 

—  Sprachtabellen  (24  Tafeln) 

—  Lesebuch  für  das  II.  Schuljahr 

«■  «•  «•      ^^^  •  «^  ■  •  •  •  • 

liMiini«      ••  ••       «•    X  V  •  ,.  •  •  •  •  • 

_  V 

—  VI  *) 

Anleitung  zum  Lesebuch  für  das  IV.  Schuljahr. 
_  V 

•  •  •«  %«  ^tt  «•  W        •  M  •  • 

—  VI  M 
Hug,  Rechnungslehnnittel  für  das  III. — VI.  Schuljahr,  per  Heft 

—  „  Resultate  von  Morf 

—  Geometrische  Aufgabensammlung,  IV. — VI.  Schulj..  per  Heft 
Kuckstuhl,  Anleitung  zum  Gesangunterricht,  IL  Schuljahr 

—  Singbüchlein  für  das  III.  Schuljahr    .... 

—  Singbuch  für  das  IV.— VL  Schuljahr  .... 

—  Anleitung  zum  Gesangunterricht,  IV. — VI.  Schul^jahr 

—  Gesangtabellenwerk  (8  Tafeln) 


alb«> 
Fr. 

r 
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•)  Erscheint  auf  Mitte  März  1898. 
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Preise 
Fr.  Fr. 


Bande^^er,  Schnlkarte  des  Kantons  Zürich 

—  Schulkarte  der  Schweiz  (ohne  Flächenkolorit)   . 

—  ,,  ^5,        (mit  Flächenkolorit) 
Wettstein,  Zeichnnngstahellenwerk  (85  Tafeln) 

—  Kartonmodelle  (20  Stück) 

—  Gipsmodelle  (12  Stück  ohne  Kiste)    .... 

—  Anleitung  zum  Freihandzeichnen        .... 

2.  Ergänzung sschtUe  (7.  bis  9.  Schuljahr). 

Hag.  Bechnungslehrmittel,  nebst  ein.  Anh.  von  geometr.  Aufg 

—  Rechnungslehrroittel,  Kesultate  von  Frick 
Schönenberger  und  Fritschi,  Lesebuch  für  deutsche  Sprache 
Weber,  Gesangbuch 

—  Anleitung  zum  Gesangunterricht        .... 
Wettstein,  Lehr-  und  Lesebuch,  Naturkunde  und  Geographie 

—  Atlas  in  32  Blättern 

—  Naturkundliches  Wandtabellenwerk  (105  Tafeln) 

3.  Sekundärschule. 

rtzinger,  deutsche  Graminatik 

Bo<lmer,  Rechnungslehnnittel,   I.  Heft       .... 

—  -                  Resultate  von  Lutz    . 
Weber,  Gesangbuch 

—  Anleitung  zum  Gesangunterricht         .... 
Pfenninger,  Elemente  der  Geometrie  .... 

—  „  -  ,.  Schlüssel  von  Freitag 

Ernst,  Geschichtslehrmittel  *) 

Wettstein.  Leitfaden  für  den  Unterricht  in  der  Naturkunde 

—  Leitfaden  für  den  geographischen  Unterricht 

—  Atlas  in  32  Blättern 

—  Anhang  zum  Atlas  (20  Blätter  geographische  Ansichten) 

—  Atlas  und  Anhang  zusammengebunden 

—  Naturkundliches  Wandtabellenwerk  (105  Tafeln) 

—  Zeichnungstabellenwerk  (44  Tafeln)    .... 

—  Gipsmodelle  (20  Stück) 

—  Anleitung  zum  Freihandzeichnen        .... 
Wiesmann,  Zeichnungstabellen  werk  f.  geometrisch-technisches 

Zeichnen  (32  Tafeln) 

—  Anleitung  zum  Tabellenwerk  für  geometr.-techn.  Zeichnen 
Randegger,  Orohydrographische  Karte  der  Schweiz  (auf  japa- 
nesischem Papier) 

4.  Fortbildungsschule. 
Bundesverfassung  u.  Verfassung  des  Kantons  Zürich,  broschirt 
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40 
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Bezog 
bei 


B.  Ausserhalb  des  Staatsverlages  erscheinende  obligatorische  und 
empfohlene  Lehrmittel  für  zürcherische  Schulen. 

Preis« 
1.  Alltagsschule.  »!•>"       fffb. 

Erzählungen,  biblische,  für  die  Realschule,  3  Hefte  (empfohlen) 

broschirt,  per  Heft — .  30  — .  40  S. 

Ruegg,  Saatkörner,  3  Hefte,  per  .Heft  (empfohlen)       .        .  — .  40  — .  50    „ 

Ziegler,  Wandkarte  des  Kantons   Zürich,    lackirt  (obligat.)  — .  —  18.  —  W. 

—  „  der  Schweiz,  lackirt  (obligatorisch)       .  — .  —  18.  —    „ 

')  Erscheint  aaf  Mai  1808. 


52       Di<?  Unentgeltlichkeit  der  individ.  Lehrmittel  und  Schiilmaterialien. 


Preise 
albo        geh. 


bei 


?7 


n 


Fr.         Kr. 

Korrodi,  Schreih vorlagen,  deutsche  Schrift,  9  Hefte,  zu- 
sammen (empfohlen) — . —  2.  — H.II 

—  Schreib  vorlagen,  franz.  Schrift,  4:  Hefte,  zus.  (empf.)     .  — .  —  1.  —   ^ 

—  Schreib  vorläge,  Rundschrift.  1  Heft  (empfohlen)    .        .  — .  —  -  .  oü  .. 

—  „  griechische  Schrift,  1  Blatt  (empfohlen) 

2.  Ergänzungsschule. 

Keller,  Wandkarte  von  Europa  (empfohlen),  unlackirt         .  10.  — 

—  „  der  Schweiz,  unlackirt    .  .        .10.  — 

—  „  der  Erde,  unlackirt  ....  — 
Eberhard,  Lesebuch,  IV.  Teil  (empfohlen)  ....  — 
Rüegg,  Bilder  aus  der  Schweizergeschichte  (empfohlen)  .  1 
Ziegler,  orohydrograph.  Wandkarte  der  Schweiz  (empfohlen)  — 

Ein  Globus  (obligatorisch) 

Apparat,  physikalisch-chemischer 

3.  Sekundärschule. 
Scherr,  Schweiz.  Bildungsfreund  v.  Dr.  Geilfuss  u.  Dr.  Keller, 

L  u.  IL  Teil  zusammen  (empfohlen)    ....     — 
Wiesendanger,  deutsches  Sprachbuch,   I.  Kl.  (empfohlen)    .       1.  60 

IL    .  .  .       L75 

III.    „  „  .2 

Spörri,  deutsches  Lesebuch,   I.  Teil,  IL  Auflage  (empfohlen) 

Baumgartner  u.   Zuberbühler,    Neues   Lehrbuch  der  franz. 
Sprache  (obligatorisch)         ...... 

Baumgartner,  französisches  Lese-  und  Übungsbuch 

Ziegler,  Wandkarte  des  Kantons  Zürich  (obligatorisch)        .     — 

—  „  der  Schweiz — 

—  orohydrographische  Karte  der  Schweiz  ....    — 
Keller,  Wandkarte  von  Europa,  unlackirt  (empfohlen)         .     10 
Apparate,  physikalische  und  chemische  (obligatorisch) 
Sammlung,  botanische,  zoologische  u.  mineralogische  (oblig.), 

alle  drei   Sammlungen  zusammen  (Schenk,   Ramsen, 

Schaffhausen) 

Einzelne        ......... 

--  67  mikroskop.  Präparate,  botanische  und  zoologische,  in 
Etuis  (obligatorisch)  (R.  R.  Wvlfeniberger,  Lehrer,  Züricli) 

4.   Fortbildungsschule. 

Rüegg,  der  Handwerker,  Anleitung  zur  Vermessung  und 
Zeichnung  von  Flächen  und  Körpern,  broschirt  &)  Cts., 
in  Partien  60  Cts.  (empfohlen) 

Blätter  für  Fortbildungsschulen,  10  Nummern       .        .        .    — .75 

—  Im  Einzelabonnement 1. —    — .  —   r 

Aufgabensammlung  f.  d.  Rechn.-  u.  Geometrieunterr.,  L  Stufe    — .30    — .  —   ^ 

r,  „  „        „        .,  „  IL  Stufe    — .  20    — .  —  „ 

Auszug  aus  der  Schweizergeschichte — .35    — .  —   ., 

Aufgaben  f.  d.  stilistischen  Unterricht  (f.  d.  Lehrer)  I.  Stufe    — .  15    — .  —  ^ 

Anmerkan^.     W.       Wurster  &  Oie.,  f^eof^r.  Verlag,  Bahnhofstr.  91,  Zürich.  —  Kl. 
Keller,  g:eogpr.  Vorlag,  untere  Zftane,  ZUrieh.  —  Kr.       Krämer,  Optiker,  Sptegelgasse,  Zürich. — 
A.  1.       Art.  Institut  Örell  ("üssli  Verlag,  Zürich.  —  8.       Scholthegs,  Zwingliplats.  ZSricJi.  - 
H.  H.    -  Hofer  &  Bürger,  Lithographie,  Zürich.  —  8t.=  Stelner,  Lehrer,  Wlnterthur. 

Alle  ausserhalb  des  Stnatsvcrlags  erscheinenden  obligatorischen  oder  empfohlenen  I^ebr- 
mittel  mit  Ausnahme  des  Neuen  Lehrbuchs  ttir  französische  Sprache  können  nicht  beim  kan- 
tonalen I^hnnittel  Verlag  bestellt  werden,  sondern  sind  direkt  bei  den  Verlegern  zu  beziehen. 


— .  80     — .    -    . 


17. 50  Kl. 
16.-  , 
18.50  . 

1.6Ü  S. 

1.20   . 
14.  —  W. 

Kr. 


4.  -  il. 
2.-  S. 
2.25  r 
2.50   . 
3.  -  iL 

Q    

ff.  nf 

3.50  , 

L80  . 

1.20  „ 
18.  -  W. 
18.-  - 
14.-  , 
17. 50  Kl. 
Kr. 


120.- 
45.- 

32.- 


S. 
-.  -  St. 


_">..   "N..*^^  *    N 


Zureiter  Abschnitt. 


Fordernng  des  Unterrichtswesens  dorch  den  Bund 


im  Jahre  189L 


I.  Eidgenössische  polytechnische  Schule  in  Zürich. 

1.  Frequenz.  Im  Schuljahr  1890/91  OVintersemester  1890/91 
und  Sommersemester  1891)  gestaltete  sich  der  Besuch  des  schweize- 
rischen Polytechnikums  folgendermassen : 


1 

1           1 

Nei-AifB&hmen 

Qeiaint-Freqnenz 

Differenz 

Schlier 

F tchschule 

1890/91 

1889,90 

1H90/91  i  1S.S9,1'0 

Schweixer 

Aulinder 

Bauschule      .... 

19 

15 

44 

34 

10 

28 

16 

Ingenieurschule      .     . 

52 

48 

170 

163 

7 

65 

105 

Itcbuaeli.i««]iiiisdi«  Sckile    . 

79 

72 

210    1    180 

30 

— 

104    '    106    1 

Ckewt«b-tc€hDiic)i«  Schale 

70 

66 

158    '    147 

11 

— 

58 

100 

Porstschule   .... 

6 

11 

20    '      19 

1 

1 

18 

2 

LaidvirtichafUiche  Sehale .     . 

11 

18 

35    i     41 

6 

24 

11 

Kultaringenieur-Schtle . 

1 

1 

3           4 

— 

1 

2 

1 

:  Schale  für  Fachlehrer 

1 
1 

1 

20 

15 
246 

36 
676 

34 

2 
61 

7 

29 
328 

7 
348  ' 

258 

622 

Von  den  258  Neuaufgenommenen  hatten  110  (38  Schweizer, 
72  Ausländer)  die  Aufnahmsprüfung  zu  bestehen.  Die  übrigen  148 
(92  Schweizer,  56  Ausländer)  w  urden  auf  Grund  ilirer  Maturitäts- 
zeugnisse und  anderer  Studienausweise  als  Schüler  aufgenommen. 
Vorher  hatten  50  Angemeldete  ihre  Anmeldungen  zurückgezogen 
und  weitere  50  (31%  der  Geprüften)  konnten  die  Aufnahmsprüfung 
nicht  bestehen. 

Ausser  den  676  Schülern  wurde  das  Polytechnikum  noch  von 
408  Zuhörern  einzelner  Vorlesungen  (inklusive  die  Studenten  der 
Zürcher  Hochschule)  besucht,  so  dass  sich  die  Gesamtfrequenz 
auf  1084  gegenüber  961  im  Vorjahre  1889/90  stellt. 
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Die  Yerschiebungen  in  den  Schülerzahlen  durch  Austritte, 
Promotionen  und  Übergangs -Diplomprüfungen  ergeben  sich  ans 
folgender  Zusammenstellung : 


Fachschul« 

zahl        1 

E 

a 
o 

omotion. 

Übei^augs* 

diploniprüftinsren 

im  Oktober  1890 

und  April  1891 

8 

OQ 
'S 

J 

a 
S  5 

• 
1- 

Diplome               1 

s 

ES 
< 

o 
B 

2 

h4 

'S 
B 

•p-5   -  ? 

.S:5  ["3  5 

Bauschule     .... 
Ingenieurschule    .    . 
Mechan.-techn.  Schule 
Chem.-techn.  Schule  . 
Forstschule  .... 
Landwirtschaft!,  ^hile 
Kulturingenieur  -  Sehile 
Fachlehrer    .... 

1891: 

40 
120 
170 
107 

16 

23 
3 

27 

516 

2 

.8 
8 
6 

2 

1 

27 

30 
93 
127 
90 
12 
21 
3 
26 

402 

8 
28 
35 
11 

4 

1 
87 

6 

30 

28 

26 

9 

8 

107 

1 

8 
10 

7 
1 
1 

28 

5 

22 

18 

19 

8 

7 

79 

4 
36 
38 
36 

4 
11 

5 

_   . 

134 

1 
26 
16 
21 

3 

4 

— 

5 
76 

4 
2 
2 



8 

1 

22 
14 
19 

3, 

4 

5 

68 

1 

Die  Zahl  der  aus  der  Chätelain'schen  Stiftung  erteilten 
Stipendien  betrug  15  im  Gesamtbetrage  von  Fr.  3800.  Der  gewährte 
Schulgelderlass  erstreckte  sich  auf  24  Studirende,  wovon  3  nur 
halben  Erlass  erhielten;  von  diesen  24  Studirenden  gehörten  14 
der  Schweiz,  10  dem  Auslande  an. 

2.  Lehrerschaft.  Das  Lehrpersonal  bestand  auf  Beginn  des 
Sommersemesters  1891  aus  49  ordentlichen  Professoren,  29  Hülfs- 
lehrern  und  festangestellten  Assistenten,  aus  5  anderweitigen  mit 
Lehraufträgeu  bedachten  Dozenten,  sowe  36  Privatdozenten,  iin 
ganzen  aus  119  Dozenten.  4  Professoren  der  Anstalt  befinden 
sich  im  Euhestand. 

3.  Organisationsverhältnisse.  Die  mechanisch -technische 
Schule  brachte  mit  Eröffnung  des  neuen  Physikgebäudes  zum  ersten 
Male  ihren  auf  7  Semester  ausgedehnten  und  besonders  nach  der 
Seite  der  angewandten  Elektrotechnik  hin  erweiterten  und  vertieften 
Studienplan  zu  voller  Ausführung.  Ebenso  wurde  für  die  chemisch- 
technische  Schule  der  Studienplan  auf  7  Semester  ausgedehnt. 

4.  Anstalten  für  Übungen,  Versuche  und  wissen- 
schaftliche Arbeiten.  Die  Laboratorien  der  verschiedenen 
Abteilungen  des  Polytechnikums  zeigten  folgende  Frequenz: 


FhtfHikalisches  Inntitut :  Winter  i«W),tti 

Wissenschaftliches  Laboratorium 7 

Elektrotechnisches  Laboratorium 44 

Allgemeines  Übungslaboratorium 42 


Summer  1801 

7 

12 
24 
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Chemiseh'iechnittche  Schule:  Winter  isvooi    Bummer  1S91 

Chemisch-analytisches  Lahoratorium 117  85 

Chemisch-technisches  Lahoratorinni 74  75 

Phannazeatisches  Lahoratorium 5  5 

Photographisches  Lahoratoriimi 12  21 

Forst'  und  landwirtschaftliche  Schule: 

Agrikultur-chemisches  Lahoratorium 7  11 

Forstliches  Lahoratorium 10  10 

Hiezu  kommen  noch  die  Verstichsfelder  der  landwirtschaftlichen 
Abteilung,  der  Versuchsgarten  fiir  Obstbau  und  der  Versuchs- 
Weinberg, 

5.  Sammlungen.  Von  den  hieher  gehörenden  Instituten 
erhielt  die  Kupferstichsammlung  eine  wertvolle  Bereicherung  durch 
die  Erwerbung  der  sog.  Bühlmann'schen  Sammlung. 

Bei  den  „vereinigten  naturwissenschaßlichen  Sammlungen'^  macht 
sich  in  immer  fühlbarerer  Weise  der  Raummangel  bemerkbar, 
der  überhaupt  „zum  chronischen  Übel  der  polytechnischen  Samm- 
lungen geworden  ist"  und  dem  in  der  Folge  wohl  nur  durch  die 
Errichtung  eines  eigenen  Sammlungsgebäudes,  wie  dies  übrigens 
bereits  projektirt  ist,  gesteuert  werden  kann. 

6.  Annexanstalten.  Die  Frequenz  und  die  Geschäfte  der 
polytechnischen  Annexanstalten  sind  in  stetiger  Zunahme  begriffen, 
so  dass  deren  Existenz  von  weitern  Kreisen  und  nicht  bloss  Schul- 
kreisen als  Bedürfnis  angesehen  wird. 

Die  Afistalt  für  Prüfung  der  Baumaterialien  hat  im  Berichts- 
jahre ein  neues  Gebäude  bezogen. 

Die  Ausgaben  für  die  eidgenössische  polytechnische  Schule 
betrugen  Fr.  675,295.  Wir  verweisen  übrigens  für  weitere  Details 
auf  den  statistischen  Teil. 

II.  Eidgenössische  MedizinalprUfungen  1891. 

Das  medizinale  Prüfungswesen  hat  im  Laufe  des  Berichtsjahres 
eine  Erweiterung  erfahren.  Einmal  wurden  infolge  der  Erhebung 
der  Akademie  Lausanne  zur  Universität  statt  der  bisherigen  medi- 
zinisch-propädeutischen  Prüfungen  vollständige  ärztliche  Prüfungen 
eingeführt.  Sodann  wurde  eine  eidg,  Mattiritätskommissian  für  die- 
jenigen Kandidaten  der  Medizin  aufgestellt,  welche  nicht  einen 
regelmässigen  Maturitätsausweis  im  Sinne  der  Ziffer  1  der  Voll- 
ziehungsbestimmungen zur  Prüfungsverordnung  vom  18.  März  1888 
zu  erbringen  vermögen. 

Das  eidg.  Departement  des  Innern  hatte  mit  Hülfe  einer 
Expertenkommission  das  Verzeichnis  ^)  derjenigen  Schulanstalten 
aufgestellt^  deren  Keife-,  bezw.  Abgangszeugnisse  im  Sinne  der 
obgenannten  Vollziehungsbestimmungen  als  Maturitätsausweise  fiir 
Mediziner  gelten  können. 

0  Jahrbuch  1889,  Beilage  I,  pag.  1  und  2. 
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Zur  Überv^'achung  der  Leistungen  der  auf  erwähntem  Ver- 
zeichnis stehenden  Schulen  wurde  eine  fachmännische  Kommission 
niedergesetzt,  bestehend  aus  einem  Präsidenten  und  zwei,  oder 
wenn  nötig,  vier  Mitgliedern,  deren  Kompetenzenkreis  folgender- 
massen  umschrieben  wurde  (vgl.  Beilage  Y) : 

1.  Die  Maturitätskommission  überwacht  in  geeigneter  Weise 
die  Leistungen  aller  derjenigen  Lehranstalten  der  Schweiz,  welche 
darauf  Anspruch  machen,  den  im  Maturitätsprogramm  für  Äi'zte, 
Apotheker  und  Tierärzte  vom  19.  März  1888  verlangten  An- 
sprüchen zu  genügen,  d.  h.  ganz  oder  teilweise  gültige  Keifezeugnisse 
im  Sinne  der  Ziffern  1  und  2  der  Vollziehungsbestimmungen  aus- 
zustellen. 

Sie  stellt  bezüglich  Aufnahme  neuer  Schulen  in  das  offizielle 
Verzeichnis  oder  Streichung  von  Schulen  aus  demselben  an  das 
Departement  des  Innern  die  nötigen  motivirten  Anträge. 

2.  Sie  ist  die  Prüfungsbehörde  für  alle  Maturitätskandidaten. 
welche  ihre  Ausbildung  nicht  an  einer  der  im  offiziellen  Verzeichnis 
stehenden  Schulen  genossen  oder  solche  nicht  vollständig  durch- 
gemacht haben,  oder  welche  nur  teilweise  gültige  Maturitätsausweise 
besitzen,  oder  welche  in  eine  der  bestehenden  Tierarzneischulen 
eintreten  wollen. 

3.  Sie  begutachtet  zu  Händen  des  leitenden  Ausschusses  die 
Maturitätsausweise  auswärtiger  Schulanstalten. 

4.  Als  verbindlicher  Masstab  für  die  Kontrole  und  die  Prüfung 
gilt  das  in  Kraft  bestehende  Maturitätsprogramm  von  1888  *)  nebst 
Ergänzung  von  18892). 

5.  Zur  nähern  Ordnung  dieser  Piiifungen  wird  das  Departe- 
ment des  Innern  nach  Analogie  des  Abschnittes  II,  Art.  18  und  39 
der  Verordnung  2)  für  die  Medizinalprüfungen  ein  besonderes  Re- 
gulativ aufstellen  und  überhaupt  die  zur  Vollziehung  erforderlichen 
Instruktionen  erlassen. 

.  Dieses  in  Ziffer  5  vorgesehene  Regulativ  wurde  sodann  in 
provisorischer  Weise  vom  eidg.  Departement  des  Innern  aufgestellt 
(vgl.  Beilage  I,  pag.  5 — 8). 

Auf  Grundlage  desselben  bestanden  im  September  und  Oktober 
in  Zürich  und  Bern  die  ersten  Maturitätsprüfungen: 

Total  mit  KrtVil^  olinr  Erfolg; 

Zürich I     \l,l  l  ^ 

Bern H*)  2  1 

Mit  dieser  eidgenössisch en  Matnritätsprüfung  ist  wieder  ein 
Gebiet  des   Schulwesens   grösserer  Einheitlichkeit  näher    gerückt 

»)  Jahrbuch  1888,  Beilage  I,  pag.  20-22. 

2)  Jahrbuch  1882,  Beilage  J,  pag.  3—20. 

8)  Maturitätsprüfung  für  Arzte,  Zahnärzte  und  Apotheker. 

^)  Maturitätsprüfung  für  Veterinäre. 
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und  es  ist  dies  insofern  zu  begrüssen.  Das  eidg.  Gesetz  betreifeud 
die  Medizinalprüfungen  erwähnt  zwar  mit  keinem  Worte  der  Ma- 
turitätsprüfungen. Trotzdem  sind  dieselben  sukzessive  auf  dem 
Verordnungswege  ins  Leben  gerufen  worden.  Durch  die  eidge- 
nössische Maturitätsprüfung  sind  nun  die  besondern  kantonalen  Ma- 
turitätsprüfungen, welche  ausserhalb  des  Rahmens  der  vom  Bunde 
anerkannten  Mittelschulprüfungen  für  alle  diejenigen  zugänglich 
waren,  die  nicht  einen  regelmässigen  Gymnasialkursus  durch- 
gemacht haben,  nicht  anerkannt.  Es  trifft  dies  insbesondere  die 
Hochschulkantone . 

Über    das    Ergebnis    der    im    Berichtsjahre    stattgefundeuen 
Prüfungen  gibt  die  nachstehende  Tabelle  Auskunft: 

(+  —  Prüfungen  mit  Erfolg.    —  =  ohne  Erfolg.) 


1 

PrQfungen 

Basel 

Ben 

+   !- 

Uenf 

1         1 

UisaiiBe 

1 

Zürich 

ZisamniB 

-t- 

1 
Total 

'              1  lutarwisi. 

31;    2 

24'     2 

33 

3 

14     2 

48.     9 

150    18 

1681 

'  Medizin.   |  aoat.-phjs. 
!             l  Faehprüfiig 

201    2 

30     4 

16 

1 

12     3 

35:  ,9 

113    19 

132 

U04; 

lOl    2 

27    12 

5 

— 

5     2 

39     2 

86i  18 

104 

1 
1 

'«^■»"«•IhÄ 

1 

1 

1 

1 

1 

-       1 

^^_ 

„ 

1 
1 

1 
1 

21      4 
21      ^ 

i^^'ÜÄ 

3   — 
2     - 

k- 

2 
2 

2 

1 
3     1 

3 
3 

1 

10    — 
15     4 

^^\    29 
19(    ^ 

Veteriiir 

latiriiss. 

22i     2 

_ 

1 
1 

9!     7 

31 

9 

40| 

mar  in  . 
Bern  a. 
!  Zfiricli) 

anat.-phji. 
FackprifiDg 

lo;   5 

11      3 

— 



1 

1 

8 
8 

18 
19 

0 

3 

23     85 
22 

1891 : 

66!     6 

131    28 

59 

7 

35,     9 

153.  28 

444 

78 

522 

72 

159 

6( 

> 

44 

181 

522 

1890: 

49   10 

123!  21 
144 

56 
6J 

_2 

26i     6 

135!  32 

389   78 
467 

467 

59 

0 

32 

11 

S7 

Sämtliche  Prüfungen,  genügende  und  ungenügende,  verteilen 
.sich  nach  der  Heimatangehörigkeit  der  geprüften  Personen  folgender- 
massen : 

Schweiz. 

Zürich 67 

Bern 89 

Luzeni 31 

Uri 2 

Schwyz 8 

Obwalden  ....  2 

Nirlwalden.     ...  1 

Glams 8 

Zug 6 

Transport  214 


Transport 

214 

Tra 

iisport 

333 

Freibnrg    .... 

10 

(tranbnnden    . 

.     .     23 

Solotlium  .... 

12 

Aargau  .     .     . 

25 

Basel-Stadt     .     .     . 

39 

Thurgau     .     . 

18 

Basel-Landschaft    . 

5 

Tessin   .     . 

.       8 

Schaffhausen  .     .     . 

11 

Waadt  .     .     . 

.     36 

Appenzell  A.-Rh.     . 

8 

Wallis    .     . 

8 

Appenzell  I.-Rh. 

2 

Neuenburg. 

.     19 

St.  Gallen  .... 

32 

Genf.     .     . 

- 

.     18 

Transport  333 

f 

ro 

tal 

i  488 

•-.-''l       ■, 


.'.*'« 


58 


Förderung  des  rntenrichtswesens  durch  den  Bund. 


Deutschland  .     .     .  10 

Frankreich     ...  5 

Oesterreich- Ungarn  5 

Russland    ....  5 

Transport    25 

Zusammen  522. 


Ausland. 

Transport  25 

Holland      ....  1 

£ngland     ....  4 

Schottland      ...  1 


Transport    31 


Transport  31 

Italien 1 

Bulgarien  ....  1 

Yer.  Stutei  toi  NordaHtrikA  1 

Total  34 


III.  Eidgenössische  RekrutenprUfungen  1891.0 

Nach  dem  Bericht  des  eidg.  Statist.  Bureau  zeigten  die  Prüfuugeu 
vom  Herbst  1891  wieder  einen  erheblichen  Fortschritt  gegenüber 
dem  Vorjahre,  wie  sich  aus  nachfolgender  Zusammenstellung,  die 
zugleich  die  Resultate  eines  Jahrzehnts  zur  Verfügung  stellt,  ergibt : 


Von  je  100  Geprüften  hatten 

sehr  gute  salir  schlechte 

Gesamtli'istungen,  tl.  h.  die  Note 
1  in  mehr  als  zroei    4  oder  6  in  mehr 
Fächern  nls  einem  Faehe 

1891  22  12 

1890  19  14 

1889  18  15 

1888  19  >      17 

1887  19  17 

1886  17  21 


Von  je  100  Geprüften  hatten 

sehr  gute  sehr  schlechte 

GesamtJeistDagen,  d.  h.  die  Note 
1  in  mehr  als  s^vei    4  oder  6  in  mehr 
Fächern  als  eitum  Farbe 

1885  17  22 

1884  17  23 

1883  17  24 

1882  17  25 

1881  17  27 


Für  die  einzelnen  Kantone  ergibt  sich  hieraus  folgendes  Bild 


Von  je  100  Geprüften  hatten 

M  e  li  r    }?  n  t  e  8  e  h  r    s  c  h  1  e  c  h  t  e 

Uenamtleistunj^tMi,  d.  h.  die  Note 


1  in  mehr  als 

zwei  FKchern 

4  od 

er  6  in  mehr  als  eiurm  Y 

'achf 

1891 

1890 

1889 

1888 

1887 

1886 

1891 

1890 

1889 

1888 

1887 

188C 

Schweiz    .    . 

22 

19 

18 

19 

19 

17 

12 

14 

15 

17 

17 

21 

Zürich  .    .     . 

31 

27 

29 

29 

27 

26 

8 

9 

8 

12 

12 

14 

Bern     .    .     . 

18 

15 

13 

15 

11 

11 

15 

17 

•19 

19 

22 

25 

Luzem      .    . 

20 

14 

13 

15 

16 

14 

16 

21 

25 

24 

26 

27 

Uri  .... 

9 

7 

7 

5 

8 

7 

23 

22 

29 

36 

41 

31 

Schwyz     .     . 

13 

11 

11 

12 

13 

12 

23 

23 

26 

23 

28 

32 

Ob  Waiden  .     . 

22 

12 

17 

15 

11 

9 

5 

:i7 

12 

15 

17 

.14 

Nidwaiden 

15 

15 

15 

15 

18 

13 

9 

11 

18 

9 

16 

18 

Glarus  .     .    . 

23 

26 

23 

24 

21 

22 

0 

8 

10 

12 

12 

17 

Zug.     .     .    . 

16 

18 

18 

14 

21 

11 

13 

11 

19 

15 

10 

18 

Freiburg   .     . 

17 

9 

12 

12 

14 

14 

11 

19 

18 

24 

19 

28 

Solothurn  .     . 

19 

17 

20 

17 

22 

19 

12 

12 

10 

12 

11 

15 

Baselstadt 

53 

44 

44 

48 

43 

46 

3 

4 

5 

3 

3 

4 

Baselland .     . 

19 

14 

21 

21 

16 

16 

11 

15 

12 

11 

16 

14 

Seh  äff  hausen 

28 

28 

28 

30 

3(» 

26 

8 

2 

3 

7 

8 

8 

Appenzell  A.-Rh. 

22 

16 

14 

16 

16 

16 

12 

14 

12 

13 

12 

19 

Appenzell  I.-Rh. 

10 

6 

5 

10 

4 

7 

37 

30 

31 

36 

30 

52 

St.  Gallen      . 

24 

18 

19 

18 

16 

17 

13 

15 

11 

13 

14 

24 

(i raubenden  . 

20 

16 

16 

16 

18 

16 

12 

16 

20 

22 

20 

22 

Aargau      .     . 

17 

17 

15 

13 

14 

15 

13 

11 

12 

17 

13 

17 

Thurgau    .     . 

33 

30 

26 

28 

22 

22 

7 

5 

4 

4 

9 

9 

Tessin  .     .     . 

17 

11 

13 

12 

11 

11 

14 

32 

28 

30 

27 

38 

Waadt .     .     . 

21 

19 

17 

20 

22 

16 

10 

11 

\i 

14 

10 

18 

Wallis.     .     . 

13 

10 

8 

8 

6 

0 

16 

21 

27 

37 

36 

39 

Neuenburg    . 

38 

28 

28 

27 

25 

22 

5 

8 

10 

12 

12 

16 

Genf     .     .     . 

36 

42 

34 

28 

30 

24 

8 

6 

7 

10 

9 

11 

*)  Siehe  Bericht  des  eidg.  statistischen  Bureau. 
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Diese  sichtliche  und  konstante  Besserung  in  einer  Reilie  von 
Kantonen  lässt  den  Rückschluss  zu,  dass  dieselbe  nicht  bloss  eine 
Folge  von  Zufälligkeiten  sei,  wie  sie  auf  statistischem  Gebiete  ja 
oft  von  Einfluss  sind,  sondern  dass  sie  ihre  Begründung  findet  in 
dem  Eifer  und  der  Tätigkeit  der  Kantone  in  der  Heranziehung 
ihrer  Jungmannschaft.  Wir  sind  zwar  mit  diesen  sichtlichen  Erfol- 
gen noch  lange  nicht  am  Ziele,  aber  sie  gewähren  doch  die  tröst- 
liche Hoffiiung,  dass  das  Streben  in  der  bezeichneten  Richtung 
nicht  nachlassen  und  auch  weiterhin  erfreuliche  Erfolge  zeitigen 
werde. 

In  der  Unterscheidung  nach  den  einzelnen  Fächern  erzeigt 
das  letzte  Jahrzehnt  die  folgende  Entwicklung: 


Prüfan^rs- 
jähr 

Hrnte  Noten, 
I^esen     Aufsatz 

Von  |e  100  GeprOften  hatten 
d.  h.  1  oder  2                     Hchleehte  Noten 

Rechnen  \**"ip"            Lesen     Aufsatz 

,  d.  h.  4 
Rechnen 

o<ler  6 

Vaterl. 
künde 

1891 

78 

55 

62 

45 

4 

11 

10 

21 

1890 

76 

53 

57 

41 

6 

13 

12 

24 

1889 

75 

52 

53 

42 

6 

13 

15 

23 

1888 

71 

51 

54 

40 

8 

16 

14 

25 

1887 

72 

52 

58 

38 

8 

16 

13 

28 

1886 

69 

48 

54 

35 

9 

19 

18 

32 

1885 

67 

48 

54 

34 

10 

18 

18 

34 

1884 

66 

48 

54 

34 

10 

21 

18 

36 

1883 

66 

46 

51 

32 

11 

23 

19 

38 

1882 

63 

47 

55 

31 

13 

24 

18 

40 

1881 

62 

43 

49 

29 

14 

27 

20 

42 

Für  das  Jahr  1891  stellen  sich  für  die  einzelnen  Kantone  die 
bezüglichen  Verhältnisse  folgendermassen : 


Geprüfte 
Rmruten 

Von  je    100  Rekruten   hatten                   1 

■             ■■             ■                        ■"             ■•■ 

Kanton 

des  letzten 

Lesen 

Aufsatz 

Rech- 
nen 

Vaterl.- 
kunde 

die  Noteneumme 

die  Nete 

OB 

Primarschnl- 

1      4 

1      4 

1     4 

1      4 

4    7    11   16  19 

1   ,lodd 
•      11 

«9 

besuehes 

^      1  .  •  J- 

o4er  oder 

oder  od«r 

od.  oder 

oder  oder 

bis  bis  bis  bis  bis 

m  nebr  iIh 

2       1 

F&ch  Pich 

s 

P 

2      6 

2      6 

2     6 

2  1   6 

6    10  14  18  20 

1      ;      1 

»9 

Zürich  .     .     . 

2629  1048 

83'    2 

58     8 

73    6 

50 

15 

38'36  2l'  5   0 

31 

8 

40 

Bern     .     .     . 

5325-576 

75     5 

51    14 

58  12 

39 

25 

24  37  29   9    1 

18    15 

11 

Lazern      .     . 

1299  ]365 

75     8 

53,14 

54  15 

40 

25 

26  35  29 

9    1 

20 

16 

28 

üri  .    .     .     . 

186,  20 

47   12 

26  ;  20 

42  20 

20 

41 

9  25  51114    1 

9 

23 

11 

•  Schwyz     .     . 

441 

57 

65     9 

37   23 

47  16 

31 

31 

18  32  37111    2 

13 

23 

131 

1  Obwaiden .     . 

140 

7 

74     3 

59     6 

73     5 

55 

7 

3140  25.  3    1 

22 

5 

r> 

.  Nidwaiden 

126    14 

85     2 

56     8 

69    9 

47 

13 

24|47  23'  4   2 

15,    9 

11 

'  Glarus  .    .     . 

293 

55 

89:    1 

67     5 

69    5 

43 

11 

30  46  22    li  1 

23     5 

19 

Zug.    .     .     . 

215 

56 

84  i    5 

50    11 

64:    9 

43 

22 

22  45  28 

41  1 

16 

13 

26 

Freibnrg  .     . 

1152  126 

68     5 

51    11 

60  10 

49 

15 

23|41  29 

61  1 

17    11 

11 

Solothum .     . 

853 

160 

82.    3 

53    13 

66    7 

50 

17 

2544  26 

5    0 

19 

12 

id 
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Geprüfte 

RAkfiitAn 

V 

on  je 

100  R 

ekruten  hatten                H 

Kanton 

nvuruioii 

C        1-'   f. 

Lesen 

Aufsatz 

Rech- 
nen 

Vaterl.- 
kunde 

die  Notensumme 

dieNete 

di'H  letzten 

PriniarMchiil- 

1 

CS      ,  :3  1- 

1 

1 

1   4 

1 

4 

1   \kfÄ% 

'      t    1 

4 

1 

4 

4     7 

1     1 

11;  15  19 

boHuehPs 

tc 

■  •  .f. 

oder  oder 

oder  oder 

od.  oder 

oder! oder 

bis  bit 

bii  biiibii 

11  Beirut 

2      1 
Fäcbifub 

2 

! 

£ 

2 

6 

2 

6 

2 

6 

2 

5 

6    10 

1 

14  18  20 

^g  1 

Baselstadt 

431  175 

98 

0 

87 

2 

81 

3 

67 

9 

63  27   9   1 

53!    3 

41 

Baselland  .     . 

576   86 

88 

2 

60 

10 

64 

7 

46 

19 

27  45  25   3   0 

19  j  11 

1& 

;  Schaff  hausen 

372,104 

85 

3 

65 

8 

77 

6 

55 

14 

39  3917   5  • - 

28 

8 

28i 

•  Appenzell  A.-KI1. 

491,  87 

78 

3 

46 

13 

57 

12 

52 

15 

29  35129    7 

22 

i2ia| 

Appenzell  I.-Rb. 

126|  11 

52 

21 

28' 

39 

42 

28 

18 

55 

14  23  33  21   9 

10 

37 

91 

'  St.  Gallen  .     . 

1854,380 

79 

4 

53 

10 

57 

13 

46 

27 

30  33 

28 

8   1 

24  i  13 

20 

:  (Traubünden  . 

780 

162 

84 

2 

52 

10 

65 

10 

38 

27 

28'36 

29 

6;  1 

20    12 

21; 

1  Aargau      .     . 

1835 

279 

76 

5 

51 

13 

57 

13 

45 

20 

23  39 

30   7    1 

17    13 

15 

1  Thurgau    .     . 

863211 

92 

2 

72 

6 

79 

6 

52 

16 

44  37  14   4   1 

38      7 

24j 

;  Tessin  .    .    . 

847121 

82 

5 

54 

12 

49 

12 

28 

33 

243731    7    1 

17    14 

Ü 

Waadt .     .     . 

2165  238 

81 

4 

58 

7 

59 

11 

42 

19 

28,4027;  5   0 
183636   9,  1 

21  '  10  llj 

',  Wallis  .     .     . 

836    51 

9 

38 

15 

52 

17 

44 

17 

131  16 

H 

:  Neuenbürg     . 

960  156 

89 

3 

67 

6 

80 

3 

67 

9 

46138  14 

2- 

88      5 

le 

1  Genf     .     .     . 

461188 

90 

3 

71 

7 

78 

6 

51 

15 

47  35  13 

5 

0 

36      8141 1 

,  ÜHgescholte  ohne  be- 

! 

stimmteD  Wohoort 

1 

2 

100 

100 

— 

100 

100 

—  50  501 

— 

100 

, 

Schweiz  . 

2525S  i;33 

78 

4 

55 

11 

62 

10 

45 

21 

29  37  27 

6 

1 

22    12 

19 

Hievon  Besucher 

1      höherer  Schulen  ,  \in 

99 

— 

95 

0 

96 

0 

88 

1 

81:17   2;  0- 

1     '     1 

71:   0 

und  zwar  von  :         , 

'     1     1     1 

Sekundär-  und  ahn- ' 

1 
1 

1 

liehen  Schulen   .   3059 

99 

94 

0 

95 

0 

83 

1 

74  24   2   0 

61       0 

Mittlern  Fachschnlen  465 

100 

99 

99 



97 

0 

95   5.  0 

91    — 

Gymnasien  u.  ähn- 

1      ! 

t 

lichen  Schulen    .    105t 

100 

99 

98 

0 

95 

0 

94 

5    1 

—  — 

88      0 

1 
1 

Hochschulen      .     .  155 

100 



100 

— 

100 

— 

99 

100 





95 

j    (^berdles  mit  5 

Aigl&odiseliem  l'ri- 

, 

manehiilort 

301 

77 

88 

6 

70 

12 

70 

11 

46 

24 

39 

3715 

2| 

38 

12 

26 

Von  den  149  nicht  geprüften  Rekruten  waren  87  schwachsiunnig,  24  taub, 
schwerhörig  oder  taubstumm,  4  blind,  1  sehr  kurzsichtig,  7  epileptisch,  8  wurden 
von  der  Prüfung  befreit,  weil  sie  wegen  Krankheit  die  Schule  nie  oder  nur 
sehr  kurze  Zeit  besucht  hatten  und  bei  18,  wovon  17  im  Kanton  Zürich,  war 
vorgerücktes  Alter  als  Befreiungsgrund  angegeben. 


Wir  habeu  im  letzten  Jahrbuch  darauf  aufmerksam  gemacht 
dass  es  in  den  Verhältnissen  begriindet  liege,  dass  in  ausschliesslich 
landwirtschaftlichen  Bezirken  in  den  verschiedenen  Teilen  des 
Landes  das  Resultat  der  Rekrutenprttfnngen  zu  wünschen  übrig  lasse. 

Das  eidg.  statistische  Bureau  hat  nun  seit  zirka  3  Jahren 
die  Prüfungsergebnisse  der  landwirtscJwßlkhen  Rekrufen,  die  all- 
jährlich beinahe  die  Hälfte  des  Rekrutenkontingentes  ausmachen^ 
getrennt  aufgeführt  und  sie  besonders  für  das  Berichtsjahr  ergänzt 
und  für  die  Benutzung  geeigneter  gemacht. 
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Die  nachfolgende  Zusammenstellung  enthält  sonach  die  Ergeb- 
nisse von  drei  Jahren. 


c 

Von  je  100  Und- 

f^ 

Von  je  100  Land-   1 

V 

tL 

Wirten  hatten 

Wirten  hatten       | 

'S  « 

die  ] 

S  ü  t  e 

die  Note 

Kanton 

a 

U 

Kanton 

Il 

"^•^  '  .Ä  ^  •** 

«  0 

SD   S 

,.-fi 

K  ►.  « 

t   z 

30    S 

uijA    h  »,  4 

Zahl  d 
La 

höhere 
bes 

.5    N 

4  ode 

in  meh 

einem  ¥ 

-      X 

.6 
:© 

ja 

Zürich .     .     . 

2083 

18 

14 

13 

App«Bieli  A.-Kii.  . 

266 

4 

4  1    25 

Bern    .     .     . 

7492 

3 

6 

23 

ippenull  I..Ek.   . 

186 

1 

2  '    45 

Lüzem     .     . 

2159 

12 

6 

30 

St.  Gallen     . 

1799 

3 

5  !    22 

Uri .     .     .     . 

371 

2 

2 

31 

Graubünden . 

1361 

8 

7  ;    20 

:  Schwyz    .     . 

779 

3 

3 

31 

Aargau     .     . 

1929 

4 

6      19 

'  Obwalden     . 

261 

11 

13 

Thurgau  .     . 

823 

9 

16  !    11 

'  Nidwalden    . 

208 

3 

8 

17 

Tessin .     .     . 

727 

4 

5      35 

-  Glams     .     . 

224 

1 

5 

10 

Waadt     .     . 

3202 

2 

11       14 

Zug     .     .     . 

262 

14 

8 

20 

Wallis      .     . 

2136 

1 

6      23 

Freibnrg .     . 

2220 

3 

7 

18 

Neuenburg   . 

559 

4 

16  1    16  1 

]  Solothurn      . 

706 

9 

12 

18 

Genf   .     .     . 

170 

24 

18  !    14 

.  Baselstadt 

48 

8 

21 

25 

Dn^eicbilte   ohne 

1  Baselland     . 

548 

3 

11 

16 

bestinnt.Wohnort 

2 

— 

100 

j  Schaffhausen 

370 

9 

12 

7 

Schweiz   .    . 

30891 

0 

8 

21 

Wenn  diese  Zahlen  auch  wegen  der  kurzen  Vergleichungsreihe 
noch  keine  durchaus  zuverlässigen  Rückschlüsse  gestatten,  so 
enthalten  sie  doch  einen  deutlichen  Fingerzeig,  dass  es  allerwärts 
im  Schweizerlande  die  ernste  Obsorge  der  Behörden  sein  muss, 
immer  mehr  für  die  allgemeine  Ausbildung  des  landwirtschaftlichen 
Teils  der  Bevölkerung  zu  sorgen,  wie  es  übrigens  von  allen  Ein- 
sichtigen und  insbesondere  von  den  weitschauenden  Landwirten 
selbst  schon  längst  erkannt  worden  ist. 

Im  Jahr  1891  ist  durch  das  eidg.  Militärdepartement  in  Berück- 
sichtigung von  Bedenken,  die  von  verschiedenen  Seiten  geltend 
gemacht  wurden,  mit  Bezug  auf  die  Ergebnisse  der  pädagogischen 
Rekrutenprüfungen  verfugt  worden,  es  seien  die  Nachschulen  in 
den  Jahren  1892  und  1893  versuchsweise  fallen  zu  lassen.  Den 
Ausgehobenen  ist  jeweilen  am  Schlüsse  der  Prüfung  zu  eröffnen, 
dass  es  ihnen  anheimgestellt  bleibe,  an  der  nächstjährigen  l^rüfung 
wiederum  teilzunehmen,  in  der  Meinung,  dass  ein  allfällig  besseres 
Ergebnis  der  zweiten  Prüfung  ins  Dienstbüchlein  einzutragen  ist. 
(Geschäftsbericht  des  eidg.  Militärdepartements  pro  1891.) 

IV.  Unterstützung  der  gewerblichen  und  industriellen  Berufsbildung. 

Das  industrielle  und  gewerbliche  Bildungswesen,  das  in  so 
hohem  Masse  berufen  ist,  die  Produktivkraft  unseres  Volkes  und 
damit  die  Konkurrenzfähigkeit  unserer  Mittelindustrien  und  Hand- 
werke zu  fördern,  hat  auch  im  Berichtsjahre  von  seiten  der  Bundes- 
und Kantonalbehörden  wachsende  Beachtung   gefunden.     Man  ist 
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sich  überall  klar  geworden,  dass,  weuii  sich  die  schweizerische 
industrielle  und  gewerbliche  Tätigkeit  nicht  auf  die  Dauer  von 
ihren  KonkuiTenten  in  den  Grenzstaaten  überflügelt  sehen  will,  ein 
bedeutender  Schritt  nach  von^ärts  gemacht  werden  muss.  üas ist 
insbesondere  geschehen,  seitdem  der  Bund  das  gew^erbliche  Bilduugs- 
wesen  in  den  Kantonen  subventionirt.  Die  seither,  in  einem  ver- 
hältnismässig kurzen  Zeitraum  gemachten  Fortschritte  sind  unver- 
kennbar. Es  waren  diese  um  so  eher  möglich  und  sie  versprechen 
auch  wirtschaftliche  Nachhaltigkeit,  als  Hand  in  Hand  mit  den 
gewerblichen  Bildungsbestrebungen  auch  eine  rationelle  Zollpolitik 
inaugurirt  wurde.  Sie  hat  für  den  Aufschwung  gewisser  Gewerbe 
bescheidene,  aber  unumgänglich  notwendige  Schutzzollmomente 
beigebracht,  die  Förderungsmittel  derselben  sind. 

Dass  in  den  vom  Bunde  subventionirten  Anstalten  gearbeitet 
werde,  hatte  schon  die  im  Jahre  1890  im  Polytechnikum  in  Zürich 
veranstaltete  Ausstellung  der  Schülerarbeiten  der  gewerblichen 
Fortbildungsschulen,  Handwerkerschulen  und  gewerblichen  Zeich- 
nungsschulen bewiesen. 

Im  Berichtsjahr  wurde  sodann  auf  Grund  der  gemachten  Er- 
fahrungen vom  schweizerischen  Industriedepartement  unterm  31  .März 
eine  Verordnung  und  ein  Reglement  „für  die  Ausstellung  der  vom 
Bunde  subventionirten  kunstgewerblichen  und  technischgewerb- 
lichen  Fachschulen,  Kurse  und  Lehrwerkstätten**  erlassen  und  die- 
selbe 10  Kantonsregierungen,  welche  zusammen  33  aussteUungs- 
pflichtige  Anstalten  vertraten,  zur  Vollziehung  für  die  Vorbereitung 
auf  die  im  Herbst  1892  in  Basel  abzuhaltende  bezügliche  Aus- 
stellung zugewiesen. 

Pro  1891  ergibt  sich  nach  den  einzelnen  Kategorien  der  sub- 
ventionirten Anstalten  mit  11,172  Schülern  und  251  Hospitanten 
folgende  Zuteilung  der  Bundesbeiträge: 

Anstalten  Anzahl  BundesbeitriMfe 

Technikum  Winterthur 1  39000 

Allgemeine  Gewerbeschule  Basel 1  17000 

Eisenbahnschule  Biel 1  7000 

Kunstgewerbe-  u.  kunstgewerbl.  Zeichnungsschulen  7  49289 

Gewerbliche  Zeichnungsschulen 33  14371 

Gewerbliche  Fortbildungs-   und  Handwerkerschulen  63  52173 

Webschulen  für  Seide  und  Baumwolle 2  10000 

Uhrenmacherschulen 7  55901 

Lehrwerkstätten  fftr  Schuhmacher.  Schreüier.  Metall- 
arbeiter etc 8  27945 

Schnitzlerschule  Brienz 1  2500 

Schulen  für  weibliche  Handarbeit 5  8700 

Industrie-  u.  Gewerbemuseen.  Lehrmittelsammlungen  13  79878 

142  363757 

Um  den  Lehrern  Gelegenheit  zu  bieten,  sich  immer  mehr  tur 
die  Unterrichtserteilung  an  gewerblichen  Fortbildungsschulen  aus- 
zubilden, fand  im  Sommersemester  am  Technikum  in  Winterthur  ein 


p^ 


Unterstützung  der  gewerblichen  n.  indnätriellen  Berufsbildung. 
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V.  Instruktionskurs  mit  Bundesunterstützung  statt.  Es  beteiligten 
sich  an  demselben  12  Teilnehmer  aus  4  Kantonen.  Der  Kurs  galt 
im  Berichtsjahr  der  Ausbildung  im  bautechniscben  und  mechanisch- 
technischen Zeichnen. 

Die  nachfolgende  Übersiclit  gibt  Aufschluss  über  die  Bestim- 
mung^ Anzahl  und  Betrag  der  bewilligten  Bundesstipendien: 


Kanton 


BMnch  von 
Schulen 


diitei  ;  ^''*^ 


Roiton 


a  i  ""'H 


Inttruktlont- 

kurt 

am 
Tochniknui 
Winterthur 


ai  ^ 


VII 

Court  normal 

de  travaux 

manuell 

a  I^  Chaux- 

de-Fohds 


Stipen- 
diitoi 


Betrag 


Total 


Zürich 

Bern    .     . 

Glarus 

Zug     .     . 

Solothurn 

Baselstadt 

Baselland 

Appenzell  A. 

St.  Gallen 

Graubünden 

Aargau 
i  Thurgau  . 
1  Waadt      . 
I  Neuenbürg 

i  Genf    .     . 

I 

Total 


Fr. 

6    i  1940 

8    I    800 

—    '     .__ 

1    '     200 


Fr. 

200 


Ft. 
1000 


9 

11 

2 


Fr. 

900 
800 
200 


1400 


150 


2 

9 
1 


200 

900 

50 


1  500 

3  I     900 
1  250 

4  1200 


750 


1    .     300 


250 


4 
3 


400 
300 


500 


20      6540 


3        600 


11    '  3200 


5 

12 

28 

1 

87 


400 

1200 

2100 

50 


4040 
1600 

200 

200 

1600 

1050 

50 

500 
1600 

800 
1200 

900 

1200 

2850 

50 


7500 


17840 


Anderweitige  Subventionen  respektive  Vergütungen  erhielten : 

Fr. 


1.  Schweiz.  Gewerbe  verein  für  Lehrlingsprufungen 

2.  (iewerbemuseum  Winterthur  für  Abgabe  von  Farbenblätfem  an  die 
vom  Bnnd  subventionirten  gewerblichen  Fortbildungsschulen .     .     . 

3.  Subvention  eines  Vorlagenwerkes  für  mechanisch-technisches  Zeichnen 

4.  Handfertigkeitsunterricht  am  Seminar  Hofwyl  (1891) 

5.  Zusehneidekurs  der  ÄcÄ««r/«rge werkschaft  Bern 

6.  Fachkurs  der  Ä'cÄMÄwkicÄergewerkschaft  Luzem 

7.  Faehkurs  des  ÄcÄMÄmacÄ^rmeistervereins  Andelfingen 

S.   Handstickereikurs  in  Appeuzell 

^.  Zeitschriften :  Blätter  für  den  Zeichen-  und  gewerbl.  Berufsunterricht 

Die  gewerbliche  Fortbildungsschule 

8400 

Wir  treten  insbesondere  noch  auf  den  ersten  Posten  von 
Fr.  5900  betreffend  die  Lehrlingsprüfungen  ein,  da  dieselben  in  den 
letzten  Jahren  eine  erhebliche  Ausdehnung  gewonnen  haben,  und  ein 
bedeutender  Hebel  für  die  gewerbliche  Fortbildung  geworden  sind. 

Dieselben  werden  vom  Bunde  in  tatkräftiger  Weise  unterstützt, 
indem  derselbe  im  Berichtsjahre  einen  Beitrag  von  Fr.  5900  hiefür 


5900 

50 
400 
400 

50 
100 
100 
300 
800 
300 


FHriiening  des  l  Int  errieb  tsweseiiB  rtnrcli  deu  Bund. 
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f.    Kantonale  Regierungen  haben  die  Snbventionen  für  di« 
■em  Gebiete  stattgeftmdenen  Prüfungen  beträchtlich  eihölit. 
;.  St.  Gallen  von  Fr.  600  auf  Fr.  1500. 
Der  die  finanziellen  Leistungen  für  die  LehrlingsprüfuDgeD 
irigens  die  nachfolgende  Zusanimenstelinng  Aufscblass: 


:  AfTolteni  ()l<lt«iDittlliB|  .     . 

1H8* 

;  Priflikon 

1881 

;  Uster 

1887 

rthur 

1880 

[  Zürich 

1882 

BF  Oberland  (KBIJ)    .    .     . 

1886 

.  Seeverband  (Tli4liriil)  .     . 

1882 

1883 

orf 

1880 

Ä&TU  Hilden  (lM|tJilkal) 

1886 

1881 

Konolüngen  (W«b) 

1889 

1890 

n  Lnzern 

1883 

n  Vn  {Alld«t; 

1889 

n  Glarus  CicIiRudM) 

1890 

«  ?ug 

bolothnm 

1890 

n  BaseNtadt 

1877 

n  Baaelland  (Litildi 

1879 

11  Schaffliansen 

1882 

n  Appeuzell  A  Rh  (I.111) 

n  St  Callen 

1885 

Chur 

1886 

1890 

1891 

ii  Thnre«u  trmttm) 

1886 

1887 

iz  (  eiffeurverband 

1890 

i   im    Jahre    1891   geprüften  Lehrlinge  resp.    Lehrtöehter 
1  folgenden  Berufsart«n  an  r 


Gärtner 

Gieaser 

Glaser  .  .  .  .  . 
Glasmaler  .  .  .  . 
Goldschmied    .     .     . 

Graveur  

Gürtler  und  Giesser  . 

Hafner 

HobbildhHuer  .  .  . 
Hufschmied .    .     .     , 

Käser 

Kaminfeger.  .  .  . 
I  Kleiumechaniker  .     . 


16  I  Konditor.    .    .    . 

5  Korbmacher     .    . 

6  Küfer  und  Kubier 

4  Kupferschmied 

1  Lichtdrucker    .    . 

2  Lithograph .    .    . 

2  Haler 

6    Marmorist    .     .    . 

1     MaBchinenschluaser  . 

5  Maschinenzeichner   . 

3  Maurer    .     .     . 
1  ',  Mechaniker .    . 

11  1  Melzger  .     .    . 


Unterstützung  des  landwirtschaftlichen  Bildungewesena. 
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Mdbelarbeiterin    . 

2 

Modellächreiner    .     . 

2 

Modistin 

Mosaikleger     .     . 
Optiker   .... 
Photograph .     .    . 
Posamenter .     .     . 

Sattler 

.    26 

Schlosser     .     .     .     . 

76 

Schmied  .  . 
Schneider  . 
Schneiderin  . 
Schreiner  .  . 
Schahmacher  , 
Spengler .  . 
Steindrucker 
Steinhaner  . 
Steinschneider 


17 
21 
17 
82 
20 


Stereotypeur    . 
Tapezierer 
Uhrmacher  .     . 
WaflFeuschmied 
Wagenlackirer 


32  I  Wagner 


2 

14 

3 


Weissnäherin 

Zeichner .    . 

Zimmermann 


1 
20 
10 

1 

1 
28 
11 

2 
12 


V.  Unterstützung  des  landwirtschaftlichen  Bildungswesens. 

(Vgl.  übrigens  auch  den  statistischen  Teil.) 

a.  Stipendien.  Stipendien  (Art.  2  des  Bundesbeschlusses 
betreffend  die  Förderung  der  Landwirtschaft  durch  den  Bund,  vom 
27.  Juni  1884)  wurden  an  7  Schüler  im  Betrage  von  Fr.  1550  aus- 
gerichtet, ebenso  Reisestipendien  im  Betrage  von  Fr.  2236  an  9  Bewer- 
ber, wovon  je  drei  auf  die  Kantone  Freiburg  und  Bern  und  je  einer 
auf  die  Kantone  St.  Gallen,  Graubünden  und  Neuenburg  entfallen. 

h.  Ackerbauschulen.  Die  drei  Ackerbauschulen  der  Kantone 
Zürich,  Bern  und  Neuenburg  haben  pro  1891  die  folgenden  Staats- 
beiträge erhalten: 

Für  Für        ^*'  Deckung 

Frequenz     Lehrkräfte    Lehrmittel  A*^»  ^"?f*"Ä        ^"^ 


j^icut  ikr«iic 

jL«vuruiii.ic 

an  Schnli^eld 

Schüler 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Strickhof  (Zürich    .    . 

51 

873 

7000 

7873 

Rütti  (Bern)       .     .    . 

44 

10143 

515 

10658 

Cemier  (Neuenhurg)   . 

26 

1H032 

2054 

7000 

18086 

1891: 

121 

26175 

3442 

36617 

1890: 

121 

15707 

4858 

11775 

32340 

Differenz:  —        +10468      —1416        —4775       +4277 

Den  Anstalten  Rütti  und  Cernier  ist  die  Hälfte  der  fili'  Lehr- 
mittel und  Lehrki'äfte  gemachten  Auslagen  vergütet  worden,  während 
der  Schule  Strickhof,  für  welche  einzig  noch  die  Schulgelder  ausser- 
kantonaler  Schweizerbüi'ger  gesetzlich  höher  als  diejenigen  der 
Kantonsbüi'ger  sind,  der  Ausfall  vergütet  wurde,  welcher  aus  der 
Gleichstellung  aller  Schüler  mit  Bezug  auf  das  Schulgeld  entstand. 
Die  Frequenz  war  dieselbe  wie  im  Vorjahre. 

c.  Landwirtschaftliche  Winterschulen.  Die  pro  1891 
für  die  Winterschulen  gemachten  Aufwendungen  ergeben  sich  aus 
folgender  Zusammenstellung: 


I^hr- 
krafte 

■1  ucr  ouu 

Lehr- 
mittel 

uirii  lur 

Ver- 
Bchiedeues 

Total 

Bnndes- 
subveiition 

Frequenz 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Schüler 

Sursee  (Lnzem)    . 

5715 

529 

1569 

7813 

3122 

41 

Bmgg  (Aargau)    . 

7050 

959 

620 

8629 

4004 

27 

Lausanne  (Waadt) 

11840 

1318 

789 

13947 

6579 

51 

1891: 

24605 

2806 

2978 

30389 

13705 

119 

1890: 

24016 

3843 

2482 

30351 

12461 

106 

Differenz : 

-f589 

-37 

-f  496 

-f  38 

-+1244 

-^13   . 

•* 
m 


"M 

"^:> 
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Förderang  des  Unterrichtswesens  dnrch  den  Bnnd. 


Der  Bundesbeitrag  beträgt  die  Hälfte  der  Auslagen  ffii-  Lehi-- 
kräft^  und  Lehrmittel. 


d.  Gartenbauschule  in  Genf. 


1891 
1890 


Theoret.  Unterricht 

lind  Lehrmittel 

Fr. 

10905 

10021 


Praktischer 

Unterricht 

Fr. 

7768 

8395 


Total 

Fr. 

18673 
18416 


Bandes- 

sabvention 

Fr. 

7894 

7109 


Frequenz 

SchUer 

33 
32 


Differe«:  -f-884  —627  +257  +786  +1 

Diese  Anstalt  ist  im  Juli  des  Berichtsjahres  vom  Kant.  Genf  über- 
nommen worden  und  wird  als  kantonale  Anstalt  weitergeführt  werdea 

e.  Deutschschweizerische  Versuchsstation  und  Schule 
für  Obst-,  Wein-  und  Gartenbau  in  Wädensweil. 

Es  ist  dies  eine  neugegründete  Anstalt.  Der  eigentliche  Anfang 
des  Anstaltsbetriebes  datirt  vom  1.  Dezember  1890,  der  Unterricht 
begann  am  9.  März  1891.  Die  Kurse  über  Obst-,  Wein-  und  Gaitenbau 
wurden  von  16  Schülei:n  besucht. 

Aus  der  ersten  Rechnung  der  Anstalt  vom  1.  September  1890 
bis  31.  August  1891  ergibt  sich  eine  Gesamtausgabe  von  Fr.  35,043, 
an  welche  Summe  ein  Bundesbeitrag  von  Fr.  15,000  verabfolgt 
würde.  Die  Kosten  der  baulichen  Einrichtungen  betrugen  Fr.  95,439, 
woran  sich  der  Bund  mit  Fr.  39,500  beteiligte. 

Die  alljährlich  nach  Abrechnung  des  vom  Bunde  erhältlichen 
Beitrages  zu  deckenden  Betriebskosten  von  Fr.  18,000  werden  auf 
die  beteiligten  Stände  unter  Berücksichtigung  ihres  Bebareals  und 
der  Zahl  der  Obstbäume  laut  Vertrag  repaitirt  wie  folgt: 


1.  Zürich     .     .    . 

36,0  % 

Fr. 

6480 

2.  Thiirgau 

•      14,5     „ 

,1 

2610 

3.  St.  GaUen    . 

■     14,6   „ 

n 

2610 

4.  Bern  .    .    .    , 

10,0    r^ 

n 

1800 

5.  Luzern    .    .    . 

4,26  V 

•n 

765 

6.  Schaff  bansen   . 

4,25  „ 

n 

765 

7.  Baselstadt  .    . 

3,0    n 

n 

540 

8.  Baselland     .     . 

3,0    n 

n 

540 

9.  Granbünden  . 

3,0  % 

Fr.    540 

10.  Schwyz      .     . 

2,0  V 

^      360 

11.  Solothum  .     . 

li6     r 

„      270 

12.  Appenz.  A.-Rh 

1?5     r 

^      270 

13.  Glarns   .    . 

1,5     .. 

.      270 

14.  Zug  .     .    . 

1»0     r 

r         180 

Total 

.  100^% 

Fr.  18000 

/.  Molkereischulen.  Die  Ausgaben  der  Kantone  und  des 
Bundes  für  diese  Anstalten  erreichten  im  Jahre  1891  die  nach- 
folgenden Summen: 

AusKAben  für 
U^hrkräfte  Lehrmitt.  Verschied. 


Rütti    .     . 

Freiburg  . 
Somthal  . 
Moudon  . 


1891 
1890 


11900 

11040 

7200 

8791 

38931 
28001 


Ft. 

2461 
2225 

887 
2583 


Fr. 

2718 
350 


Total 

Fr. 

17079 

13615 

8087 

11374 


Bande»-  i.^^„«^„, 
Subvention  ^'eqiieBx 


Vt. 

7180 
6633 
4044 
5687 


SchtUer 

18») 

6«) 

19») 

4*) 


8156 
6927 


3068 


50155 
39390 


23544 
17464 


40 


Differenz:   H-10930  +1129 


-h  10765 


■1-6080 


*)  In  2  Klassen  (Jahreskurse).  —  ^)  Ausserdem  12  Teilnehmer  an  Kursen.  — 
••*)  Halbjährige  Kurse  (7  +  12  Schüler).  —  *)  Zulässiges  Maximum  der  Schtilerzahl. 


Unterstütcnng-  des  landwirtschaftlichen  Bildnngswesens.  (J7 

Zu  den  obigen  Bnndesbeiträgen  kommt  noch  eine  Subvention 
von  Fr.  25,000,  als  zweit-e  Hälfte  der  dem  Kanton  Bern  an  die 
Neubauten  der  Molkereischule  RQtti  bewilligten  Summe.  Die  Gesamt- 
kosten dieser  Neubauten,  bestehend  aus  Anstaltsgebäude,  Fabri- 
kationsgebäude und  Käsespeicher,  betragen  Fr.  152,590. 

g.  Landwirtschaftliche  Wandervorträge  und  Spezial- 
kurse.  In  12  Kantonen  (1890:  13)  wurden  108  (93)  Kurse  und 
in  11  (1890:  11)  635  (581)  Wandervorträge  abgehalten  und  von 
den  Kantonen  Fr.  37,206  (1890:  Fr.  28,385)  verausgabt^  wovon 
Fr.  24,830  für  Kurse  und  Fr.  12,376  für  Voiträge.  Der  Bundes- 
beitrag betrug  Fr.  14,435  (1890:  Fr.  12,818)  als  Hälfte  der  Aus- 
lagen für  Lehrkräfte  und  Lehrmittel.  Sieben  Kantonen  (Zürich, 
Bei-n,  Luzern,  St.  Gallen,  Graubünden,  Thurgau,  Tessin)  hat  der 
Bund  an  die  Auslagen  für  377  Käserei-  und  Alpinspektionen  Fr.  2988 
ausbezahlt  als  Hälfte  der  bezüglichen  Ausgaben,  exklusive  die 
von  den  Kantonen  für  Prämien  ausgeworfenen  Beiträge. 

VI.  Förderung  der  kommerziellen  Bildung. 

Indem  wir  an  die  Ausfuhrungen  im  letzten  Jahrbuch  anknüpfen, 
haben  wir  hier  mitzuteilen,  dass  der  Bundesrat  unterm  18.  November 
1890  den  Räten  eine  Botschaft  und  einen  Beschlussesentwurf  be- 
treffend die  Förderung  der  kommerziellen  Bildung  vorlegte.  Dieser 
Entwurf  verlangte  die  Ermächtigung  für  den  Bund,  die  kommer- 
ziellen Bildungsanstalteu,  sowie  auch  die  kaufmännischen  Vereine 
zu  sabventioniren  und  im  fiernern  die  Aussetzung  eines  Kredits 
von  Fr.  60,000  zu  dem  genannten  Zwecke.  Die  Vorlage  wurde  im 
April  1891  von  den  eidg.  Räten  angenommen. 

Dieser  Bundesbeschluss  0  betreffend  die  Förderung  der  kommer- 
ziellen Bildung  und  die  bezügliche  Vollziehungsverordnung ')  traten 
am  24.  Juli  1891  in  Kraft. 

Von  dem  dem  Bundesrat  zur  Verfügung  gestellten  Kredit  von 
Fr.  60,000  wurden  1891  verwendet: 

far  Handelsscbukn     .    .      Fr.  22917  {  ^^^^JJJ'   Chaux-de-Fonds.  Neaenbnr^, 

kaufmäimiachß  Tereine  15950  '  ^  Sekti.>nen  und  an  das  Zentralkomi te 

„   Raulmftnniscne  lewioe  .        ^    ^^  |      des  Schweiz,  kanfmänn.  Vereins. 

Total     .      Fr.  38667. 

Um  der  Subvention  teilhaftig  werden  zu  können,  sind  für  die 
Handelsschulen  ziemlich  rigorose  Bestimmungen  aufgenommen 
worden;  insbesondere  wurde  verlangt,  dass  der  Eintritt  in  diese 
Schulen  erst  nach  zurückgelegtem  15.  Altersjahr  und  nach  bestan- 
dener Aufnahmsprüfung  erfolgen  könne,  und  dass  der  Unterricht 
in  mindestens  drei  aufeinanderfolgenden  Jahreskursen  erteilt  werde. 

0  Beilage  L,  pag.  1—5. 
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Förderung  des  Unterricht«wesens  durch  den  Bund. 
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Zürich,  Technikum  Winterthur,  Bern  und  Solothurn  haben 
ihre  Schulen  den  Bestimmungen  des  Bundesbeschlusses  schon  ange- 
passt,  teils  sind  sie  daran,  es  zu  tun. 

Was  die  Subventionirung  der  kaufmännischen  Vereine  anbe- 
trifft, so  hat  der  Bund  pro  1891  die  folgenden  Summen  zur  Unter- 
stützung ihrer  Unterrichtsbestrebungen  ausgeworfen: 

Dem  Zentralkomite  des  Schweiz,  kaufmännischen  Vereins     .    .    Fr.    2000  " 
An  27  Sektionen        „  „  „  „  .     .      „    11150 

An    6  Sektionen,  welche  dem  obigen  Verbände  nicht  angehören      „      2800 

Total    Fr.  15950 

Diese  Subventionen  haben  den  Zweck,  für  die  Ausgaben  für 
Kurse,'  Vorträge,  Preisaufgaben,  Erwerbungen  für  die  Bibliothek  etc. 
teilweise  aufzukommen. 

Der  Bundesrat  ist  durch  den  Bundesbeschluss  auch  ermächtigt, 
Stipendien  an  Schüler  in-  und  ausländischer  Handelsschulen,  soAvie 
an  Sammlungen  zu  verabreichen. 

Seit  dem  Inkrafttreten  des  Bundesbeschlusses  macht  sich  unter 
den  beteiligten  Anstalten  eine  eifreuliche  Entwicklung  und  ein  reger 
Wetteifer  in  den  Bildungsbestrebungen  bemerkbar. 

Im  statistischen  Teil  finden  sich  detaüliitere  Angaben  über 
die  ökonomischen  Verhältnisse  etc.  der  einzelnen  Anstalten,  so 
dass  wir  bloss  hierauf  verweisen  können. 


1"^^ 


VII.  Förderung  des  militärischen  Vorunterrichtes. 

1.    Militärischer  Vorunterricht. 

a.    Obligatorischer   Unterricht 
I.— II.  Stnfe  (10.-15.  Altersjahr). 

Auch  für  das  Berichtsjahr  sind  wieder  nennenswerte  Fort- 
schritte zu  verzeichnen,  da  die  Erziehungs-  und  Schulbehörden 
dem  Turnunterrichte  ihre  fortgesetzte  Aufmerksamkeit  zuwenden 
und  den  gesetzlichen  Vorschriften  Nachachtung  verschaffen  Mehrere 
Kantone,  wie  Zürich,  Baselland,  Solothurn,  Aargau  und  Genf  Hessen 
schon  seit  Jahren  regelmässig  Turnprüfungen  durch  Fachinspektoren 
abhalten,  von  andern  Kantonen  ist  die  Vornahme  spezieller  Inspek- 
tionen des  gesamten  Turnwesens  durch  Fachexperten  in  Aussicht 
genommen  und  zum  Teil  bereits  durchgefühlt  (Schaflfhausen,  Grau- 
bünden) oder  in  Aussicht  genommen  (Appenzell  A.-Eh.).  Beinahe 
überall  gibt  sich  reges  Streben  zur  Förderung  dieses  Untemchtes 
kund. 

Um  zu  ermöglichen,  dass  auch  die  Knaben  der  zweiten  Stufe 
das  vom  Bund  geforderte  Minimum  von  60  Turnstunden  jährlich 
erhalten,  hat  beispielsweise  der  Erziehungsrat  des  Kantons  Schaff- 
hauspu  angeordnet,  dass  in  allen  den  Gemeinden,  welche  die  Schul- 
pflicht auf  6  ganze  und  3  teilweise  Schuljahre  nonnirt  haben,  im 
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Somtnersemester  die  Knaben  IL  Stufe  wöchentlich  mindestens  eine 
Stande  Turnunterricht  neben  dem  im  Lehrplan  vorgesehenen  andern 
Unterricht  erhalten  sollen.  Unter  allen  Umständen  sollen  aUe  Knaben 
jährlich  mindestens  60  Stunden  Tumuntemcht  haben. 

Im  einzelnen  ergibt  sich  folgendes: 

I.  Primarschulen. 


Schi. 

Von  d.  Sehttlgemeinden  besitzen 

Priair- 

AU  urii  x-riiiii»nH:-uuirii 

wird  Tumunterr.  ertollt 

Kantone 

1 

paiiidii 

Genflgende 
l        Tum- 

Voll- 
stündifire 

Genfiji^ende 
Turn- 

ithilti 

das  sranse 
Jahr 

mindest. 
60  Stund. 

plütze 

Geräte 

lokale 

per  Jahr 

Zürich  .     .     . 

396 

375 

179 

31 

396 

33 

135 

Bern     .    .     . 

815 

543 

276 

58 

1300 

270 

168 

Lnzem      .     . 

168 

83 

13 

4 

275 

54 

20. 

üri  .    .    .     . 

20 

9 

3 

3 

20 

1 

1 

Schwyz     .    . 

30 

24 

6 

4 

30 

4 

Obwalden ,    . 

7 

7 

7 

7 

— 

Nidwaiden 

16 

8 

7 

1 

16 

Glanis  .    .    . 

29 

27 

23 

3 

29 

1 

1 

Zug     ... 

11 

5 

2 

1 

11 

2 

2 

Freiburg  .     . 

237 

143 

48 

7 

237 

17 

23 

Solothnrn .     . 

126 

89 

46 

5 

202 

22 

22 

Baselstadt 

4 

3 

3 

3 

4 

4 

4 

Baselland .    . 

72 

60 

50 

6 

72 

6 

24 

Schaff  hangen 

36 

31 

33 

10 

36 

28 

27 

AppenztU  i.-Rk. 

111 

83 

97 

49 

111 

29 

35 

Appenzell  I.-Rh. 

15 

10 

15 

— 

8t  Gallen      . 

214 

132 

48 

17 

344 

72 

78 

Oraubtinden  . 

213 

87 

8 

18 

346 

15 

15 

Aargan     .     . 

285 

257 

207 

39 

478 

74 

152 

Thurgau   .     . 

186 

183 

184 

8 

186 

10 

30 

Tessin  .    .     . 

250 

55 

7 

8 

250 

18 

71 

Waadt .     .     . 

388 

359 

264 

107 

578 

332 

332 

Wallis.    .     . 

165 

124 

64 

9 

251 

— 

21 

Neuenbürg    . 

68 

64 

47 

26 

230 

180 

185 

«iira.ilntl.S€lil. 

53 

41 

16 

16 

54 

20 

52 

6.PriTabekilei 

15 

5 

8 

8 
441 

15 
5493 

15 
1207 

15 

1890/91 : 

3930 

2807 

1646 

1413 

1889/90 : 

3876 

2736 

1616 

415 

5327 

1173 

1432 

Differenz : 

-f54 

+71 

-f-30 

+26 

+166 

+34 

-19 

Von  den  3930  Primarschulgemeinden 

besitzen 

VngenÜg. 

Noch  keinen 

Unvollständisre 

Keine 

Kein 

Total 

Turnplätze 

Turnplatz 

Geräte 

Geräte 

Tumlokal 

Zahl 

•/• 

Zahl       V« 

Zahl 

•/o       Zahl 

•/• 

Zahl       •/• 

Zahl       V« 

189091:  5a5 

15,8 

538    13,7 

1501 

38,2 

783 

19,9 

3270  83,2 

3930  100 

188990:  629 

16,2 

511    13,2 

1422 

36,7 

838 

21,6 

3281   84,7 

3876  100 

BilKtti:  — 44 

+-27 

+79 

-55 

11     — 

-54 

Von  5493  Primarschulen  erteilten  Unterricht: 

Nar  im  Sommer 

Gar  nicht 

Minimum  von  60  Stunden 
nicht  erreicht 

Zahl              •/• 

Zahl 

0 

/• 

Zahl 

7o 

1891 : 

3580          65,2 

706 

12,« 

4080 

74,8 

1890: 

3484          65,4 

670 

12.6 

3895 

73,1 

1 

96 

--36 

— 

185 

•\:vT^' *.■»?) 


.*  - 


yy^-y 


fe>> 
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IL  Höhere  Volksschulen. 


^mtf'^ 

Zahl  der 
Schnlfiii 

Von  den  höhern  Volksschal,  beiits. 

Es  wird  UBt«rr.  erteilt 

^^KfS^'^ 

Kaiitont 

Genfifpenden 

Alle 

Turn. 

. 

da«  ipaB^e  MiRiB.T.«D 

^R'-' ' 

TnrnplaU 

Geräte 

lokal 

Jahr 

8td.  erreicht 

^^v. 

Zürich     .     . 

95 

94 

69 

24 

29 

62 

W&' 

Bern  .     .    . 

72 

70 

50 

39 

62 

70 

^^^BS^V 

Lnzern    .    . 

.      33 

26 

8 

6 

15 

7 

^^^^■fJV^ 

üri      ... 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

^^DE  '■'^''^ 

Schwyz    .     . 

8 

8 

4 

2 

— 

^HE^\ 

Obwalden    . 

2 

1 

1 

1 

1 

— 

^HHb^^«. 

Nidwaiden  . 

2 

2 

1 

— 

Olaros     .     . 

8 

8 

8 

3 

1 

1 

Zug    .    .    . 

6 

6 

2 

2 

2 

2 

^^^r-'^. 

Freiburg 

8 

8 

7 

4 

4 

4 

^H^bT'*.*' 

.  8olothum 

13 

11 

9 

4 

3 

2 

^DkT  *' 

Baseistadt   . 

3 

3 

3 

3 

3 

3 

Kf"  ■• 

Baselland 

4 

4 

4 

3 

3 

4 

^ 

Schaffhausen 

8 

8 

8 

7 

» 

7 

7 

Ev- 

Appenzell  A.-Rh. 

.      10 

8 

9 

5 

2 

3 

p^» 

St.  Gallen    . 

.      29 

26 

21 

10 

15 

18 

BS^ 

Graubünden 

12 

9 

16 

6 

1 

1 

HCw''"- 

Aargau    .     . 

25 

24 

23 

15 

18 

21 

lE^u 

Thurgau  .    . 

24 

24 

24 

4 

6 

16 

fe- 

Tessin     .     . 

32 

25 

13 

3 

16 

28 

Waadt    .     . 

20 

20 

20 

20 

20 

19 

MüLt 

Walüs     .     . 

4 

4 

4 

4 

4 

4 

^•; 

Neuenburg  . 

9 

9 

9 

8 

9 

9 

R- 

Genf  .     .     .     .     . 
1890|91 : 

14 

3 

3 
307 

3 
175 



3 

3 

B4>^  . 

442 

402 

227 

285 

1; 

1889/90: 

443 

401 

306 

166 

280 

285 

1- 

1 

-r-1 

H-1 

-^9 

—3 

— 

P    ■ 

V. 

Es  haben 

V 

on: 

r»  „  l.  1     j 

k 

einen         1 

'nvollständiKe 

keine 

keinen 

Nicht  «0 

*/■■ 

Zahl  der 

Tu 

rnplatz 

Gerjite 

Turngeräte      Unterricht 

Standen 

^^\/ABUl  VBB 

Za 

hl     •/. 

Zahl 

Zahl 

•/•         Zahl 

•y. 

Zahl 

•;. 

t-/ 

1891:    442 

16 

J       3,6 

106      24,0 

29 

6,5 

21 

4,7 

157 

35^ 

"li^'V 

1890:     443 

1£ 

►       4,8 

105     23,7 

32 

7,4 

21 

4,7 

158 

35^ 

Difereii:     -1       —3      —       +1       —        —3      -         —      —         — 1       — 

Zusammenfassende  Übersicht. 

Altersjahres  besuchten  den 


Von  den  Knaben  des  10.  bis  15 
Turnunterricht : 


a. 


Kantoaa 

Das 
j^anze  Jahr 

Zürich     .    .     . 

6400 

Bern   .... 

.       10305 

Luzem    .     .     . 

1607 

üri      .... 

80 

Schwyz    .     .     . 

378 

Obwalden    .    . 

Nidwaiden   .    . 

Nur 
einen  Teil 
des  JahrcM 

8500 
21325 

3702 
504 

1044 
468 
265 


c. 


Zusammen        <iar  nicht 


14900 

31630 

5309 

584 

1422 

468 

265 


4000 
2908 
3101 

187 

57 

228 


Tvtal 

18900 

34538 

8410') 

584 

1609«) 

525 

493 


*)  Bei  6  sind  :iifi,  bei  c  117«  Kortbildungsschaier 
tnjcasohüler. 


inbegritfen.  —  *)  t  sind  meistens  Halb- 
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a. 


KaotoAe 

Glams     .     .     .    . 

Zxig 

Freiburg.  .  .  . 
Solothum  .  .  . 
Baaelstadt  .  .  . 
Baselland  .  . 
Schaffhausen  .  . 
Appenzell  A.-Rh.  . 
Appenzell  I.-Rh.  . 
St.  Qallen  .  .  . 
Granbünden  .  . 
Aargan  .... 
Thorgan  .... 
Tessin  .... 
Waadt  .... 
Wallis  .  .  .  . 
Nenenbnrg  .  .  . 
Genf:t.$AiU.Schiltt. 
\.  PrirataiitaltiB 


Das 
Kanxe  Jahr 

252 

429 

511 

740  ' 
4152 

832 
1506 

711 

3179 

301 
3460 

852 

804 
9050 

4945 

4209 

850 


1890/91 :   55553 
1889)90 :   53157 


6. 

Nur 
einen  Teil 
des  Jahres 

1125 

525 

4647 

3992 

2640 

673 
2465 

397 
5874 
2626 
8200 
4531 

917 
5500 
55dO 

719 


Zasammen 

1377 

954 

5158 

4732 

4152 

3472 

2179 

3176 

397 

9053 

2927 

11660 

5383 

1721 

14550 

5500 

5664 

4209 

850 


86139 
84464 


141692 
137621 


Oar  nicht 

434 
36 


30 

9 

1533 

1621 

161 


350 

2000 

102 

491 


17239 
16331 


Total 

1811 ») 
954 

5158 

4768 

4152 

3472 

2179 

3206») 
397 
10586») 

4548 
11821 

5383 

1721 
14900 

7500 

5766  *) 

4700 
850 


158981 
153952 


-1-2396         +1675         4-4071 


908         -f-4919 


b,    FreüciUiger  militärischer  Vorunterricht, 

Der  freiwillige  militärische  Vorunteiricht  III.  Stufe  wurde  im 
Berichtsjahre  iH  10  Mheni  Kursorten  fortgesetzt  und  in  einer 
Ortschaft  (Wald)  neu  eingeführt..  Die  Beteiligung  und  die  an  jedem 
einzehien  Kursorte  war  folgende: 

SohQltrzahl 
Kurttirt«  Kurs  am  Anfiinf?      am  Ende       Htunden 

des  KurHes 

1.  Zürich  iid  19  laehWgeaeiDd«!  VIII  340  299      35  bezw.  42 

2.  Wüiterthnr  (Beiirka  AiMfii- 
%vk,  BSlach,  rnUlkti,  Diier,  Hiiweit 
iid  WiiUrthir)  nikit  20  Mm  toi 

SekafluueB Vni  801  714       40  bezw.  73 

3.  M&nnedorf IV  70  67  36 

4.  üster n  33  29  62 

5.  Bern IV  268  196  80 

6.  Lazem lU  64  57  66 

7.  Nidwaiden  (4  GineiiJii)    .  n  45  45  22 

8.  Einsiedeln n  39  35  48 

9.  Basel H  237  138  146 

10.  Chur n  76  46  ? 

11.  Wald    .......  I  56  46        _39^_ 

1891 :      2029         ''l672 

1890:      1789  1535  

4-240         -H37 

In  Zug  ist  der  Unteiricht  eingegangen. 

*)  In  den  Repetirschulen  wird  nirg^ends  geturnt.  —  *)  <r  meistens  wejfen  Gebrechen  ärzt- 
nch  dlgpenslrt.  —  •)  Bei  <r  sind  1186  Ergänzungeschiller.  —  »)  r  sind  dlspensirt. 


.1  . 


72 


Förderung  des  Unterrichtswesens  dnrch  den  Bond. 


'X^n. 


^>^.• 


lf( 


L*"' 


-•k 


Am  Unterricht  beteiligtien  sich  im  ganzen  90  Offiziere,  120 
Unteroffiziere  und  20  Lehrer  und  Vorturner  von  Tui-nvereioen, 
zusammen  230  Instruii-ende. 

Der  Inspektionsbefund  über  diesen  Unterricht  lautet  sehr 
günstig,  so  dass  das  eidg.  Militärdepaitement  in  seinem  Geschäfts- 
bericht pro  1891  die  Organisation  desselben  in  der  nächsten  Zeit 
in  Aussicht  nimmt,  da  ihm  die  Grundlagen  hiefÜr  durch  die  in  den 
verschiedenen  Ortschaften  gemachten  Erfahi'ungen  als  hinlänglich 
genügend  erscheinen. 

2.   Schweizerischer  Turnlehrerbildungskurs. 

Die  Abhaltung  des  beabsichtigten  III.  schweizerischen  Tarn- 
lehrerbildungskui'ses  musste  ungenügender  Beteiligung  halber  aut 
1892  verschoben  werden. 

3.    Vorturnerkurse. 

Aus  einem  Berichte  des  Zentralkomites  des  Schweizerischen 
Turnvereins  geht  hervor,  dass  im  Jahre  1891,  nachdem  zuerst  ein 
Zentralkurs  für  die  Kursleiter  der  Vorturaerkui-se  abgehalten  wm-de, 
diese  letztem  nachher  an  33  Kui-sorten  mit  62  Kursen  und  von 
41  Kursleitern  dirigiit  stattfanden  und  dass  an  diesen  Km*sen 
2001  Vorturner  aus  373  Tumsektionen  teilnahmen. 

In  ganz  ähnlicher  Weise  sind  die  Vorturnerkurse  des  Schwei- 
zerischen Grütlivereins  organisirt. 

Diese  Bestrebungen  des  Schweizerischen  Turnvereins  und  des 
Gi'ütliturnvereins  sind  durch  Bundessubventionen  untei-stützt  wordeu. 

VIII.  Hebung  der  schweizerischen  Kunst 

Mit  Bezug  auf  die  Subventionirung  des  Teildenkmals  ist  zu 
berichten,  dass  dem  Initiativkomite  für  dasselbe  grundsätzlich  ein 
Beitrag  von  50%  an  die  Kosten  des  Denkmals,  dessen  Fundamen- 
tirung,  des  Konkurses  und  der  Jury  zur  Beschaffung  des  künstlerischen 
Modells  und  der  Renovation  des  alten  Turmes  in  Altdorf  zugesichert 
werden  konnte.  Im  Berichtsjahre  wurden  sodann  die  Vorbereitungen 
für  die  vom  1.  Mai  bis  12.  Juni  1892  zu  eröffnende  II.  nationale 
Kunstausstellung  in  Bern  getroffen. 

Bezüglich  der  Regelung  der  Nachbildung  von  Kunstwerken, 
die  dem  Bunde  gehören,  wurde  ein  Reglement  erlassen.^) 

Aus  dem  Kredit  von  Fr.  12,000  an  den  Schweiz.  Kunstverein 
wurden  vier  Ölgemälde  und  eine  Marmorbüste  angeschafft. 

Für  die  im  letzten  Jahrbuch  behandelte  Gottfried  Keller-Stiftung 
ist  im  Berichtsjahre  ein  Reglement  aufgestellt  worden.*)  Der 
Stiftungsurkunde  gemäss  überträgt  dasselbe   der   Kommission  die 

>)  A.  S.  n.  F.  XII.  103. 

2;  Bnndesblatt  1891,  Bd.  HI,  1052. 
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selbständige  Terwendung  des  Eeinertrages  des  Stift ungsveiinögens. 
Für  die  Ankäufe  ist  als  Norm  aufgestellt,  dass  zeitgenössische 
Kunstwerke  nur  ausnahmsweise  berücksichtigt  werden  dürfen.  —  Im 
Berichtsjahre  sind  an  der  Auktion  der  Kunstsammlung  Vincent  in 
Konstanz  für  Fr.  40,000  Glasgemälde  erworben  worden.  —  Die 
Stifterin,  Frau  Lydia  Welti  -  Escher,  ist  am  12.  Dezember  1891 
unvermutet  aus  dem  Leben  geschieden.  In  hochherziger  Weise 
hat  sie  die  Eidgenossenschaft  testamentarisch,  abgesehen  von  einigen 
Legaten,  zur  Erbin  ihres  noch  übrigen  Vermögens  eingesetzt. 

Der   Bestand   der  Gottfried  Keller -Stiftung   stellte  sich  auf 
31.  Dezember  1891  auf  Fr.  2,706,126. 

IX.  Erhaltung  vaterländischer  Altertümer. 

Die  im  Berichtsjahre  gemachten  Anschaffungen  sind  sehr  be- 
deutende und  werden   dem  Landesmuseum   zur  Zierde  gereichen. 

a.  Anschaffungen    von   Altertümern    von    getneineidgenössischem 
Ifiteresse,  die  Eigentwn  des  Bundes  bleiben. 

1.  Zwei  aus  der  Kirche  von  Heremence  (Wallis)  stammende 
Altarflügel. 

2.  Dreizehn  zum  Teil  kolorirte  Handzeichnungen  zu  Glasgemftlden 
aus  dem  17.  Jahrhundert. 

3.  Drei  Glasgemälde  aus  einer  Kirche  des  Wallis  stammend, 
aus  dem  Ende  des  15.  und  Anfang  des  16.  Jahrhunderts. 

4.  Eine  goldene  Kette,  Ehrengeschenk  Ludwigs  XIV.  an  das 
Haupt  der  Walliser  Gesandtschaft  bei  Enieuerung  des  Bundes 
in  Solothum  1715. 

5.  36  Glasgemälde  aus  englischem  Privatbesitz,  schweizerischen 
Ursprungs,  aus  dem  16.  Jahrhundert  (darunter  2  Rundscheiben 
mit  Familienwappen,  die  übrigen  Standesscheiben  und  Dar- 
steUungen  aus  der  Heiligenlegende. 

;  6.  Ein  Tischtuch  mit  Leinenstickereien  aus  dem  Ober  Wallis,  mit 

Jahrzahl  1574. 

7.  Ein  Flügelaltar  der  Blarer  von  Wartensee  (St.  Gallen),  aus 
dem  16.  Jahrhundei-t. 

8.  73  Glasgemälde  nebst  einer  Sammlung  Bruchstücke  von  solchen 
'  (gewesener  Privatbesitz  der  Familie  Vincent  in  Konstanz)  aus 

dem  16.  und  17.  Jahrhundert,  zum  Teil  herrührend  aus  dem 
I  Zisterzienser  Kloster  Dänikon  (Thurgau),  zum  Teil  Arbeiten 

I  des  Andreas  Hös  etc. 

I  9.  6  Glasgemälde  auf  dem  Gemeindehause  von  Teufen  (Appen- 

I  zell  A.-ßh.)  aus  der  ersten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts. 

I  10.  Ein  römisches  Schwert,  aufgefunden  in  Port  bei  Nidau. 

b.  Beteiligung  an  der  Erhaltung  historisch  oder  hlnstlet^Vfch  bedeut- 
samer Baudenkmäler. 

1.  Erhöhung  des  Beitrages  an  die  Herstellung  der  alten  Sprengi- 
brücke  in  der  Schöllenen  bei  Göschenen. 


sr 
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2.  Ausrichtuiig  des  Beitrages  von  Fr.  1000  für  die  Herstellung: 
des  St  Gallusturmes  bei  Schännis. 

3.  J'r.  2750  (Hälfte  des  zugesicherten  Beitrages)  für  HersteUung  der 
Kirche  St.  Johannes  Baptista  bei  der  Burg  ob  Altendorf  (Schwyz). 

c.  Unterstützung  kantonaler  Altertumersamrnlungen.  Beitrag  von 
Fr.  2250  an  den  historischen  Verein  des  Kantons  Freiburg  fBr 
den  Ankauf  von  vier  Glasgemälden. 

Im  fernem  ist  den  kantonalen  antiquarischen  Sammlungen  von 
Basel,  Bern,  St.  Gallen,  Genf,  Luzem,  Neuenburg,  Solothum,  Thurgau 
und  Zürich,  sowie  den  historisch-antiquarischen  Gesellschaften  von 
Appenzell  I.-Rh.,  Graubünden  und  Schwyz  für  Erwerbungen,  die 
sie  im  Verein  mit  den  Bevollmächtigten  des  Bundes  an  der  Auktion 
der  Kunstsammlung  Vincent  in  Konstanz  machten,  ein  Zuschuss  aus 
Bundesmitteln  im  Gesamtbetrage  von  Fr.  30,314  gegeben  worden. 

Dem  Bunde  sind  im  Berichtsjahre  eine  Reihe  von  Geschenken 
antiken  oder  kulturhistorischen  Wertes  von  hochherzigen  Gebern 
zugegangen  und  zwar  von  Herrn  Oberst  A.  Keller,  Chef  des  eidg. 
Generalstabsbureaus  in  Bern  (eine  Anzahl  historisch  wertvoller 
Gegenstände,  die  Vereinseigentum  der  helvetischen  Gesellschaft 
gewesen) ;  von  Herrn  Konsul  H.  Angst  in  Zürich  (eine  reichhaltige 
Sammlung  altschweizerischer  bemalter  und  Belieföfen  des  17.  und 
18.  Jahrhunderts,  sodann  eine  Sammlung  von  einzelnen  schwei- 
zerischen Kacheln  und  Ofenteilen  des  15.  bis  18.  Jahrhunderts, 
mit  einziger  Ausnahme  der  Serien,  die  zur  Ausschmückung  der 
Wohnräume  des  Schenkers  dienen);  von  der  Familie  des  Herrn 
Bildhauer  Schlöth  sei.  in  Zürich  (Gipsbüste  des  Malers  Bühlmann  sei); 
von  Frau  Marie  Hüni  in  Thunstetten  (ein  antiker  Schrank  aus  dem 
Schloss  Greifensee,  aus  der  Grenzscheide  des  17.  und  18.  Jahr- 
hundert«); von  Herrn  Dr.  G.  Amsler  in  Wildegg  (25  Stück  alter 
Ofenkacheln). 

Prof.  Dr.  Ferdinand  Vetter  in  Bern  erbot  sich,  auf  das  ihm 
gehörende  Klostergebäude  St.  Georgen  in  Stein  a.  Rh.  eine  Servitut 
in  dem  Sinne  zu  errichten,  dass  jenes  Gebäude  niemals  eine  bauliche 
Veränderung  erleiden  dürfe,  die  ihm  den  jetzigen  altertümlichen 
Chai*akter  rauben  würde.  Ebenso  nahm  er  die  Unterhaltungspflicht 
des  Gebäudes  auf  sich. 

X.  Schweizerisches  Landesmuseum. 

Durch  Beschluss  vom  18.  Juni  1891  wurde  Zürich  als  Sitz 
des  schweizerischen  Landesmuseums  erkoren  und  die  Stadt  erkläite 
sich  zur  Erfüllung  der  durch  den  Bundesbeschluss  vom  27.  Juni 
1890  0  an  den  Sitz  der  Anstalt  geknüpften  Verpflichtungen  bereit. 
Im  Berichtsjahr  wurde  sodann  auch  die  durch  den  zitirten  Bundes- 
beschluss vorgesehene  Verwaltungskommission  der  Ansta,lt  bestellt, 
in  welche  der  Bund  5,  Stadt  und  Kanton  Zürich  je  ein  Mitglied 

')  Jahrbnch  1890.  Beilajare  I..  pag.  1—2. 
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Abordneten.  —  Dei*  Merian'Bche  MuMumfcnds,  der  dem  Bunde  „zur 
Erwerbung  oder  Vermehrung  eines  schweizerischen  Nationalmuseums 
für  künstlerische  oder  kunstgewerbliche  Gegenstände  frfiherer  Zeiten^ 
von  Baumeister  L.  Merian  sei.  in  Basel  hinterlassen  worden  war, 
weist  auf  31.  Dez.  1892  einen  Vermögensbestand  von  Fr.  137,268  auf. 

XL  Nationale  Erinneningsfeier  der  Gründung  der  schweizerischen 

Eidgenossenschaft  (den  I.  August  1891). 

Die  Säkularfeier  nahm  einen  erhebenden  und  hochpatriotischen 
Verlauf.  In  allen  Kirchen  ertönte  am  I.August  Festgeläute^  Freuden- 
feaer  flammten  auf  den  Hohen  und  am  Sonntag  den  2.  August  wurde 
der  Grottesdienst  überall  zu  einer  patriotischen  Feier  gestaltet. 

Die  Zentralfeier  in  Schwyz  hat  unter  allgemeiner,  begeisterter 
Teilnahme  stattgefunden,  und  es  hat  hiezu  insbesondere  die  Auf- 
führung des  Festspiels  y  sowie  die  denkwürdige  Feier  auf  dem 
Rütli  beigetragen  und  es  durften  jene  Festtage  für  unser  gesamtes 
öffentliches  Leben  und  Fühlen  wohl  nicht  ohne  gute  Nachwirkung 
bleiben.  —  Der  Verwendung  der  auf  den  Festanlass  von  der  Eid- 
^nossenschaft  erstellten  Erinnerungszeichen  —  Gedenkblatt,  Denk- 
münzen und  Festschriften  —  haben  wir  schon  im  letzten  Jahrbuch 
gedacht. 

Xil.  Unterstützung  von  Werken  der  iiffentlichen  Gemeinnützigkeit 

und  Wohltätigkeit. 

1.  Schweizerische  naturforschende  Gesellschaft. 

Die  geodätische  Kommissioft  hat  die  9.  und  10.  Lieferung  ihrer 
Publikation  „Nivellement  de  pr^cision  de  la  Suisse",  welche  einen 
vorläufigen  Abschluss  der  grundlegenden  Nivellementsarbeiten 
enthalten,  herausgegeben.  —  Von  der  geologischen  Gesellschaft  ist 
während  des  Berichtsjahres  die  XXXI.  Lieferung  der  „Beiträge 
zur  geologischen  Karte  der  Schweiz"  herausgegeben  worden,  sodann 
smd  in  Vorbereitung  eine  Reihe  von  Erläuterungen  zu  den  geolo- 
^chen  Blättern.  —  Die  Denkschriftenkommission  publizirte  eine 
meteorologische  Arbeit  des  Hemi  Prof.  Dr.  A.  Riggenbach  in  Basel : 
,Die  Niederschlagsverhältnisse  in  Basel".  —  Der  Arbeitstisch  am 
internationalen  zoologischen  Institut  des  Hm,  Prof  Dohrer  in  Neapel 
war  im  Berichtsjahre  von  zwei  schweizerischen  Gelehiten  während 
fünf  Monaten  besetzt. 

2.  Schweizerische  geschichtsforschende  Gesellschaft. 

VeröflFentlichungen : 

Xn.  Band  des  „Jahrbuches  für  Schweizergeschichte". 
X,— XIL  Band  der  „Quellen  zur  Schweizergeschichte". 
XXn.  Jahrg.  (in  6  Numm.)  des  „ Anzeigei-s  für  Schweizei-geschichte**. 
XX.  und  XXI.  Lieferung  vom  Idiotikon  der  deutschschweizerischen 
Mundai-ten. 
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Der  Zentralkominission  für  schweizerische  Landeskunde  ist  füi* 
die  Dauer  von  ftinf  Jahren  ein  jährlicher  Beitrag  von  Fi\  3000 
zugesichert  worden.  Sie  hat  auf  Schluss  des  Jahi-es  die  erste 
Lieferung  der  „Bibliographie  der  schweizerischen  Landeskunde^  ver- 
öffentlicht. 

3.  Schweizerische  statistische  Gesellschaft 

Die  von  der  Gesellschaft  unternommene  Statistik  des  Annenr 
Wesens  in  der  Schweiz  ist  in  Bearbeitung  und  ^s  ist  hiefur  eine 
tüchtige  Kraft  gewonnen  worden. 

Das  subventionirte  „  Völkswirtschafislexikon  der  Schweiz^  von 
A.  FuiTer  ist  seinem  Abschluss  nahe. 

4.  Verschiedenes. 

Das  als  Anschauungsmittel  für  die  Schulen  berechnete  Ta- 
bellenwerk  über  die  essbaren  und  giftigen  Schwämme  von  F.  Letiba 
und  ff.  Furrer  ist  durch  einen  Beitrag  yon  Fr.  1  per  Blatt  imter- 
sttttzt  worden  (1891 :  Fr.  1848). 

XIII.  Schweizerische  permanente  Schulausstellungen. 

Die  vier  permanenten  Schulaussteüiingen  in  Zürich  (Pesta- 
lozzianum),  Bern,  Freibm-g  und  Neuenburg  erhalten  je  einen 
Bundesbeitrag  von  Fr.  1000.  Diejenige  in  Freiburg  hat  sich  im 
Laufe  des  Jahres  konsolidirt  und  wird  mit  Beginn  des  Jahres  1892 
den  Namen  Schulausstellung  mit  demjenigen  eines  „Musee  peda- 
gogique"  vertauschen. 

Die  Schulausstellungen  Zürich  und  Bern,  getreu  ihrer  Auf- 
gabe als  Sammelstellen  aller  Unterrichtsmittel  und  ftti*  die  dem 
SchulunteiTicht  zunächst  dienenden  Wissenschaften,  haben  sich 
gemeinsam  an  der  geographischen  Ausstellung  anlässlich  des  inter- 
nationalen Geographenkongresses  in  Bern  beteiligt  und  zwar  durch 
Übernahme  der  Darstellung  des  schulgeschichtlichen  Entwicklungs- 
ganges des  Geographieunterrichtes  in  der  Schweiz. 

Im  Berichtsjahre  hat  das  Pestalozzianum  in  Zürich  sein 
Tätigkeitsgebiet  weiter  ausgebreitet,  wie  sich  aus  der  nachfolgenden 
Aufstellung  ergibt: 

GeBchJiftHnumiiieru  TotAl  ^^^^  ^^^  Direktion 

ElnjiraiiK      AuBganK  «i»  Besucher         Sitzung.   Traktan4. 

1991:     3291    5273      8564      3674      47    298 
1890:     2809    4914      7723      3329      30    154 

Verwaltungskomniissiun  Fachkommissionen 

Sitznngren      Traktandeii  Sitzungen       Traktanden 

1891:  3  21  6  19 

1890:  2  8  11  26 

Der  vom  Pestalozzianum  angeordnete  XIIL  Zyklus  von  Vor- 
trägen für  Lehrer  erstreckte  sich  auf  7  Themata  geschichtlichen 
und  naturwissenschaftlichen  Inhalts. 
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Im  Lesezimmer  lagen  75  (1890: 77)  Zeitschriften  auf.  Die  Biblio- 
thek erfreute  sich  in  diesem  Jahre  eines  bedeutenden  Zuwachses. 

Der  Vermögensbestand  auf  31.  Dezember  1891  ist  Fr.  51,535 
(exklusive  Pestalozzistübchen).  Die  Gesamteinnahmen  betragen 
Fr.  13,383,  die  Ausgaben  Fr  17,770,  der  Passivsaldo  somit  Fr.  4387, 
bezw.  nach  Abzug  einer  Ausgabe  auf  Rechnung  der  gewerblichen 
Fortbildung  für  1892  nur  Fr.  4343. 

Es  haben  für  die  Anstalt  folgende  Behörden  ihre  Subventionen 
erhöht : 

Zürich,  Regierangsrat,  von Fr.  2250    auf  Fr.  3000 

Stadtrat,  von „    1000     „       „    1500 

Schweiz.  Indus triedepartement  von     .    .      .,      700      „       „      900 

Das  Schweiz.  Departement  des  Innern  hat  wie  bis  anhin  Fr.  1000 
beigetragen,  die  Stadtschulpflege  Zürich  Fr.  350,  die  ziirch.  Lieder- 
buchanstalt Fr.  250,  40  Primär-  und  Sekundarschulpflegen  des  Kan- 
tons Zürich  Fr.  815. 

Die  Beiträge  des  Ausstellungs  Vereins  sind  von  Ft.  460  auf  Fr,  1059, 
die  Geldgeschenke  und  Legate  von  Fr.  1207  auf  Fr.  1810  gestiegen. 

Die  schweizerische  permanente  Schulausstellung  in 
Bern  hat  sich  auch  im  Berichtsjahre  in  erfreulicher  Weise  weiter 
entwickelt. 

Die  Zahl  der  eingeschriebenen  Besucher  beträgt  etwas  über  1500. 
Die  Zahl  der  Ausleihungen  hat  sich  gegenüber  dem  Vorjahre  ver- 
vierfacht.   Es  sind  im  ganzen  2046  Nummern  ausgeliehen  worden. 

Die  Rechnung  weist  an  Einnahmen  Fr.  3553  (worunter 
Fr.  1000  Subvention  des  eidg.  Departements  des  Innern)  und  an 
Ausgaben  Fr.  3489  auf. 

Das  blühende  Institut  wird  sich  im  Laufe  der  nächsten  Jahre 
genötigt  sehen,  seine  seit  zirka  12  Jahren  in  der  „alten  Kavallerie- 
kaseme"   in  Bern   innegehabte  Stätte  wegen  Verkaufs   derselben 
!        durch  den  Staat  verlassen  zu  müssen. 

Möge  sie  im  neuen  Heim  nicht  an  demselben  Baummangel 
leiden,  an  welchem  übrigens  beinahe  alle  vier  schweizerischen 
permanenten  Schulausstellungen  kranken. 

Auch  die  permanente  Schulausstellung  in  Neuenburg 
wird,  wie  ihre  Schwesteranstalten  in  der  übrigen  Schweiz,  nach 
und  nach  zu  einem  Mittelpunkt  für  Auskunftserteilung  an  die  Schul- 
kommissionen und  Lehrer  für  das  Gebiet  des  Volksschulwesens. 

Das  Anstaltsvermögen  betrug  am  31.  Dezember  1890  Fr.  8782. 
Der  Kanton  beteiligte  sich  mit  einer  Subvention  von  Fr.  2000 
(Fr.  800  in  bar  und  stellte  das  Lokal,  sowie  die  Heizung  zur  Ver- 
fügung, zirka  Fr.  1200),  der  Bund  mit  einem  Beitrag  von  Fr.  1000. 

Die  permanente  Schulausstellung  (mus^e  pödagogique) 
in  Freiburg  hat  sich  aus  ganz  bescheidenen  Anfängen  im  Jahre  1884 
bereits  zu  achtunggebietender  Vollständigkeit  entwickelt,  wie  sich 
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aus  den  nachfolgenden  Angaben  schliessen  lässt.    Das  Vermögen 
der  Anstalt  betrug  auf  31.  Dezember  1884 :  Fr.  907 ;  1890 :  Fr.  24^361. 

Es  betrugen: 


EJnnahmwi  von 

1884  1890 

Fr.  Fr. 


ffir 

1884  18Q0 

Fr.  Fr. 


Blind ») —        1000  I  Lokal —  38 

Kanton 138        1000  i  Installation  u.  Mobiliar  .  5  425 

Stadt —          250  Ankaufvon  Objekten  und 

Verschiedenes  ....      —        1058  ;  Transport      ....  107  493 

I  Besoldungen     ....  21  458 

Bureaukosten    ....  5  37 

:  Literarische  Produkte*)  —  2118 

Total  .     138        3308  Total  .    138       3569 

XIV.  Vollziehung  der  Bundesverfassung  (Art.  27). 

1.  Primarschule. 

Im  Berichtsjahre  bildete  die  konfessimeUe  Seite  des  Primar- 
unterrichts  Gegenstand  einer  Entscheidung  des  Bundesrates. 

Die  Väter  einiger  schulpflichtiger  Kinder  in  Saxon  (WaUis) 
beschwerten  sich  bei  der  Ortsschulbehörde  und  den  hohem  kan- 
tonalen Instanzen  erfolglos  gegen  die  Verwendung  des  Katechismus 
und  der  biblischen  Geschichte  als  Lehrbücher  in  der  öffentlichen 
Primarschule  und  rekurrirten  daher  gegen  den  abweisenden  Bescheid 
an  den  Bundesrat.  Gestützt  auf  die  Erwägung,  dass  ein  Teil  des 
Unterrichts,  der  vom  Lehrer  an  Hand  jener  Lehrmittel  erteilt  wird, 
nämlich  soweit  sich  der  Unterricht  auf  die  Gebete,  die  Religions- 
übung und  den  Katechismus  bezieht,  als  konfessioneller  Religions- 
unterricht zu  qualifiziren  sei,  hat  der  Bundesrat  den  Rekurs  zum  Teü 
als  begründet  erklärt  3),  und  den  Staatsrat  von  Wallis  eingeladen, 
dafür  zu  sorgen,  dass  die  Kinder  der  Rekurrenten  insoweit  vom  Unter- 
richt in  der  Primarschule  befreit  werden,  als  derselbe  die  Gebete, 
die  Religionsübung  und  den  Katechismus  zum  Gegenstande  habe. 

2.  Höherer  Unterricht. 

Die  Frage  der  Unterstützung  der  kantonalen  Hochschulen  durch 
den  Bund  ist  im  Berichtsjahre  von  der  Schweizerischen  gemein- 
nützigen Gesellschaft  und  dem  Schweizerischen  Juristenverein  zum 
Gegenstand  von  Verhandlungen  an  ihren  Jahresversammlungen 
gemacht  worden.  Der  Bund  nahm  hiegegen  eine  zuwartende 
Stellung  ein ,  und  es  bleibt  abzuwarten ,  ob  die  Subventionsfrage 
schon  in  den  nächsten  Jahren  ihi-e  Erledigung  finden  werde.  Bei 
den  gegenwärtigen  Staatsrechnungsabschlüssen  des  Bundes  scheinen 
die  Aussichten  hiefür  geringe  zu  sein. 


»)  1886:  Fr.  500;   1887:  Fr.  700;    1888—1890:  je  Fr.  1000. 

^)  Die  Schnlansstellnn^  hat  ein  eigenes  Organ :  „Le  Bnlletin  pMagogiqae' 


8)  Bundeshlatt  1891,  II,  pag.  340. 
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Das  üntemcIitsweseD  in  den  Kantonen  1891 


I.  Primarschule. 

1,  Gesetze  und  Verordnungen, 

a.  Gesetze. 

Ini  Kanton  Basel-Stadt  sind  am  Schulgesetz  vom  21.  Juni  1880 
einige  Abänderungen  vorgenommen  worden.  Durch  Grossratsbeschluss 
vom  13.  April  1891  wurde  die  seit  1888  provisorisch  bestehende  Ein- 
richtung der  Spezialklassen  für  Schwachbegabte  Primarschulkinder 
durch  einen  Zusatz  zu  §  9  des  Schulgesetzes  gesetzlich  geregelt 
und  sodann  ist  der  Regierungsrat  auch  ermächtigt  worden,  Wieder- 
holungsunterricht für  schwächere  Kinder  einzufiihren. 

Durch  die  vom  Grossen  Rate  am  8.  Juni  1891  beschlossene 
Revision  des  Schulgesetzes  wurden  gegenüber  früher  folgende  Ver- 
änderungen getroffen: 

Die  gesamten  Kosten  des  Landschulwesens  werden  vom  Staat 
übernommen.  Die  bisherigen  Schulkommissionen  in  Riehen,  Bettingen 
imd  Kleinhüningen  wurden  aufgehoben,  flir  die  Schulen  in  Riehen 
tmd  Bettingen  wurde  eine  gemeinschaftliche  Inspektion  vom  Re- 
gierungsrat  bestellt;  die  Schulen  von  Kleinhüningen  wurden  den 
städtischen  Inspektionen  direkt  zugewiesen.  Die  bisherige  Primar- 
schnlinspektion  wurde  in  eine  Knabenprimarschul-  und  eine  Mädchen- 
primarschul-Inspektion  von  je  sechs  Mitgliedern  geteilt;  die  In- 
spektionen der  Knabensekundarschule  und  der  Mädchensekundar- 
schule  wurden  um  je  zwei  Mitglieder  verstärkt,  und  die  Besol- 
dungen der  Lehrer  in  den  obgenannten  drei  Gemeinden  mit  denen 
der  Stadt  gleichgestellt.  Die  Leitung  der  Schulen  in  Riehen  und 
Bettingen  kann  einem  Fachmann  als  besonderm  Inspektor  über- 
tragen werden.  Über  die  Verwaltung  der  Schulfonds  in  den  drei 
genannten  Gemeinden  hat  der  Regierungsrat  das  nähere  festzusetzen. 

Das  in  seiner  Durcharbeitung  ausgezeichnete  Gesetz  ist  wegen 
seiner  allgemein  schweizerischen  Bedeutung  in  Beilage  I,  pag.13 — 24, 
in  extenso  zum  Abdruck  gebracht  worden. 

Im  Kanton  Bern  sind  die  Vorberatungen  betreffend  den  vom 
ßegierungsrat  eingebrachten  neuen  Unterrichtsgesetzesentwurf  in 
den  beteüigten  Kreisen  fortgesetzt  worden.    Der  Grosse  Rat  hat 
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sich  bereits  mit  demselben  befasst,  ohne  denselben  aber  im  Berichts- 
jahre zum  Abschluss  zu  bringen. 

Im  Kanton  Zürich  werden  die  Behörden  kaum  vor  Verfluss 
einiger  Jahre  von  neuem  an  die  Revision  des  Unterrichtsgesetzes 
gehen,  nachdem  am  9.  Dezember  1888  das  Volk  in  der  Abstimmung 
gezeigt  hat,  dass  es  einen  Ausbau  der  Volksschule  —  in  der  von 
den  Behörden  beantragten  Form  —  vorläufig  nicht  wünscht. 

Eine  durchgreifende  Revisionsarbeit  auf  dem  Gebiete  der  Volks- 
schulgesetzgebung ist  sonach  für  das  Jahr  1891  nicht  zu  verzeichnen 
und  es  bleibt  auch  für  dieses,  wie  für  das  letzte  Jahr  zu  konsta- 
tiren,  dass  die  westschweizerischen  Kantone  gegenüber  der  Ost- 
schweiz einen  Vorsprung  in  der  bezeichneten  Richtung  haben. 

b.  Verordnungen. 

Durch  den  Regierungsrat  des  Kantons  Luzern  ist  unterm 
30.  September  1891  eine  Vollziehungsverordnung  zum  Erziehungs- 
gesetz vom  26.  September  1879,  Abteilung  Volksschulwesen  (Bei- 
lage I,  pag.  24 — 40)  erlassen  worden,  die  sich  in  sehr  einlässlicher 
Weise  über  die  Schul-  und  Lehrerverhältnisse  im  allgemeinen,  über 
Absenzenordnung,  Besoldungen  etc.  verbreitet  und  insbesondere  auch 
Vorschriften  betreffend  die  Schullokalitäten  und  Turnplätze,  die 
Bestuhlung,  sowie  Schulhausbauten  enthält,  in  welchen  die  An- 
forderungen der  Schulgesundheitspflege  berücksichtigt  erscheinen. 
Überhaupt  geht  dieselbe  in  mancher  Beziehung  erheblich  über  den 
Rahmen  der  früher  geltenden  Bestimmungen  hinaus. 

In  Appenzell  A.-Rh.  ist  durch  ein  Reglement  vom  August  1891 
die  Inspektion  der  Schulen  des  Kantons  genau  umschrieben  w^orden, 
um  dieselbe  möglichst  einheitlich  und  für  die  Schulen  fruchtbringend 
zu  gestalten. 

Sodann  hat  die  Landesschulkommission  dieses  Kantons  auch 
eine  „Instruktion  zur  Führung  der  Schultabellen,  Ahndung  der 
Schul  Versäumnisse  und  Zensur  der  Tabellen  und  des  Schulbesuches 
in  den  Primarschulen"  erlassen. 

Ebenso  gab  der  Regierungsrat  des  Kantons  Waadt  in  einem 
Erlass  betreffend  das  Absenzenwesen,  die  Erhebung  der  bezüglichen 
Schulbussen,  und  die  Umwandlung  derselben  in  Gefängnisstrafe  seinen 
Organen  zum  Zwecke  der  einheitlichen  Durchführung  der  Straf- 
bestimmungen des  neuen  Unterrichtsgesetzes  detaiUirte  Anweisung. 

Der  Kanton  St.  Gallen  hat  durch  sein  revidirtes  Regulativ 
über  die  Verwendung  der  Staatsbeiträge  für  das  Volksschulwesen 
am  23.  Januar  1891  eine  andere  Zuteilung  der  Staatsbeiträge  im 
Sinne  der  Konsolidirung  der  ökonomischen  Verhältnisse  der  Schul- 
gemeinden und  der  Erleichterung  der  Steuerleistungen  derselben 
ins  Werk  gesetzt.  (Beilage  I,  pag.  57 — 60).  Es  werden  darnach 
erhebliche  Staatsbeiträge  für  die  Äufnung  der  kleinern  Schulfonds 
und  Deckung  der  Rechnungsdefizite  vorgesehen. 
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2.  Schüler  und  Schtdabteäungen. 

Der  Schülerbestand  der  Volksscliule  (Alltags-,  Ergänzungs-, 
Repetir-  und  Singschule)  der  letzten  fünf  Schuljahre  ergibt  sich  aus 
nachfolgender  Zusammenstellung : 


SchnUahr 

Schüler 

Ztt  wac 
Zahl 

h8 

Vermindernnjr 
Zahl                 •/• 

1886/87    .    . 

467597 

5975 

1.0 

1887,88    .    . 

471016 

3419 

0.7 

1888.89    .    . 

475012 

3996 

0,« 

—                — 

188990    .    . 

476101 

1089 

0,2 

—                 — 

1890/91    .     . 

467193 

8908            l,o 

Appenzell  A.-Rh.  hat  nunmehr  in  seinem  Jahresberichte  voll- 
standige  Auskunft  über  die  Anzahl  der  Knaben  und  Mädchen  in 
seinen  Volksschulen  erteilt.  Diese  vollständig  genaue  Unterschei- 
dung durch  alle  Volksschulstufen  wird  daher  gegenwärtig  bloss 
noch  in  den  Jahresberichten  der  Kantone  Glarus,  Schaffhausen 
und  Thurgau  unterlassen  und  es  ist  daher  in  den  bezüglichen  Zu- 
sammenstellungen zu  Näherungswerten  Zuflucht  genommen  worden. 

Nach  den  Geschäftsberichten  der  Erziehungsdirektionen  ist 
auch,  soweit  dies  nach  den  darin  enthaltenen  Angaben  überhaupt 
möglich  war,  eine  Übersicht  der  Knaben-,  Mädchen-  und  gemischten 
Schulabteilungen  erstellt  worden. 

a.   Schulabteilungen  nach  Greschlejchtern. 


Kant 

,0  n 

Gemischte 

Knaben 

Mädchen 

Total 

Zürich  .     . 

684 

23 

24 

731 

Bern 

1902 
260 

76 
32 

81 
33 

2059 

Luzem .    . 

325 

Uri  . 

34 
69 
15 

13 
37 
13 

12 
32 
13 

59 

Schwyz     . 
Obwalden . 

138 
41 

Nidwaiden 

22 

7 

10 

39 

Glarus  .     . 

91 

91 

Zug .     .     . 

20 

25 

25 

70 

Freiburg  . 
Solothum  . 

242 
233 

110 
11 

114 
10 

466 
254 

BaseLstadt 

12 

47 

54 

113 

Basel  1  and . 

143 

6 

6 

155 

Schafifhausen 

98 

15 

15 

128 

Appenzell  A. 
Appenzell  I.- 
St  GaUen 

-Rh.  .    .    . 
Rh.    .    .    . 

111 

16 

455 

6 
34 

6 
40 

111 

28 
529 

Graubünden 

451 

7 

7 

465 

Aarerau 

528 
280 
149 

26 
148 

32 
218 

586 

Thurgau  . 
Tessin  .     . 

280 
515 

Waadt .     . 

733 

115 

113 

961 

Wallis.     . 

192 

164 

160 

516 

Neuenburg 
Genf     .    . 

280 
100 

79 
70 

78 
75 

437 
245 

189091 : 

7120 

1064 

1158 

9;U2 

1 

1889  90: 
Differenz : 

7135 

1041 

1068 

9244 

-15 

+  23 

+90 

+98 
6 

H-hQldlKt 

nrnUrhulillRt 

9,. 

0.» 

la,- 

11.* 

1.4 

0.ä 

6,, 

0.S 

6.8 

8,6 

0.J 

«.< 

1.1 

7,» 

0.1 

15* 

l.L 

10.^ 

3,4 
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b.  Abseuzen. 

Was  in  den  Jahresberichten  an  verwertbarem  Zahlenmaterial 
vorhanden  war,  ist  bn  statistischen  Teile  des-vorliegeoden  Jahr- 
buches zur  Darstellung  gelangt.  Darnach  entfielen  im  Laufe  des 
Schuljahres  auf  einen  Schüler  durchschnittlich: 


ZttrK'h       .... 

Bern 

Lnzeni  .... 
Uri    .        .        . 

Nidwalden 

Zog  .'.'.!! 

Freiburg  .... 
Solorhiirii  .... 
Bsselstsdt. 

Baselland 7,^  Kl,,  17.a 

SfLaffliansen     ....  10.,  O.j  IO.9 

St.  tJaUeii           ....  9,s        ■  l.a  lU.s 

'iranliündeii       ....  —  —  7,$ 

Aargan 9.,  l.„  lO., 

Thnrga« 9,s  a,s  II,* 

Tessin S.,  .S,,  11,, 

Walli»       . 4.S  l^  5* 

Neuenbiirjf         ....  22,n  l.j  23.» 

Die  Abseiizenzahl  ist  von  zu  vielen  Faktoren  der  versehiedensteu 
Art  abhängig,  als  dass  diese  Zusammenstellung  einen  wahrhaft 
sichern  Kdckscbluss  auf  das  Schulwesen  im  allgemeinen  zuliesse. 
Derselbe  wäre  unter  übrigens  gleichen  Umständen  nur  mOglich  bei 
im  grossen  ganzen  ähnlichen  Scliuleinrichtungen  (Schuldauer,  Schul- 
organismus etc.).  Immerhin  ist  ans  dem  Absenzenwesen  zu  er- 
sehen, wieweit  die  Einsicht  ins  Volk  gedrungen  ist,  dass  ein  be- 
friedigender Schnlerfolg  nur  denkbar  ist  bei  geregelten  Absenzeu- 
verhältnissen.  So  sind  in  der  obigen  Zusammenstellang  die  hohen 
dnrchscbnittlichen  Absenzenzahlen  da  und  dort  weniger  auf  Kechnung 
luangelliaften  Schulbesuches,  als  vielmehr  einer  strengen  und  gewissen- 
haften Kontrole  desselben  zu  setzen. 

Aus  den  Jahresberichten  ist  im  allgemeinen  das  löbliche  Be- 
streben zu  erkennen,  im  Absenzenwesen  Wandel  zu  schaffen,  und 
auch  die  mitfolgende  Beilage  I  enthält  einige  Verschärfungen  bereits 
bestehender  Erlasse  betreffend  das  Absenzenwesen. 

So  genehmigte  der  Kantonsrat  von  Appenzell  A,-Rh.  am 
16.  März  1891  den  Antrag  auf  Verschärfung  der  Ahndung  vou 
Absenzen,  sodass  künftig  im  gleichen  Schuljahre  nur  einmal 
Warnung,  nachher  aber  bis  zum  Ende  des  Schuljahres  jedesmal 
Einleitung  beim  Gerichte  eintreten  soll,  wenn  die  Zahl  der  Absenzen 
seit  der  Warnung,  beziehungsweise  seit  der  letzten  Einleitung,  gleich 
der  Hälfte  der  Absenzen  vor  der  Warnung  ist. 
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Statt  halbjährlicher  Versäumnistabellen  sind  nun  solche  für 
das  ganze  Jahr  eingef&hrt. 

Die  „Instruktion  zur  Führung  der  Schultabellen"  wurde  ent- 
sprechend revidirt. 

Wir  lassen  nachstehend  noch  einige  Auszüge  aus  Jahresberichten 
folgen  zum  Beweise,  wie  sehr  eine  richtige  Durchführung  der  Ab- 
senzenordnungen  als  im  eigensten  Interesse  der  Schulen  und  Schüler 
liegend  allgemein  als  notwendig  anerkannt  wird. 

„Hinsichtlich  der  an  verschiedenen  Orten  stets  noch  allzu  zahl- 
reichen unentschuldigten  Versäumnisse  haben  wir  auch  dies  Jahr 
die  betreffenden  Schulräte  zu  strengerm  Aufeehen  und  genauenn 
Bnsseneinzug  in  besonderm  Kreisschreiben  gemahnt ;  doch  wird  es 
nichts  schaden,  auch  hier  nochmals  die  Erinnerung  daran  zu  wieder- 
holen, dass  alle  unentschuldigten  Versäumnisse  mit  der  gesetzlichen 
Busse  zu  belegen  und  der  Einzug  derselben  mindestens  alle  vierzehn 
Tage  zu  bewerkstelligen  ist.  Der  Umstand,  dass  in  manchen  Tabellen 
bei  den  Repetir-  und  Fortbildungsschulen  die  Versäumnisrubriken 
nicht  ausgefüllt  erscheinen,  veranlasst  uns  zu  der  Bemerkung,  dass 
wir  uns  vorbehalten,  hiefür  an  den  Staatsbeiträgen  einen  Abzug 
vorzunehmen,  wenn  die  Versäumnislisten  nicht  genau  geführt  und 
in  den  Tabellen  eingetragen  werden. 

„Es  scheint  aber  auch  hie  und  da  der  entschuldigten  Ver- 
.säumnisse  zu  viel  zu  geben;  wenigstens  begegnen  wir  in  einem 
Inspektoratsberichte  der  Klage,  dass  allzuleicht  Urlaub  erteilt  und 
ungenügende  Entschuldigungen  und  Ausreden  angenommen  werden. 
Wir  haben  femer  Grund  zu  der  Vermutung,  dass  beim  Auftreten 
ansteckender  Krankheiten  ohne  Not  Schulen  mitunter  mehrere 
Wochen  lang  geschlossen  wurden.  Wir  erwarten  auch  hierin  seitens 
der  Schulräte  strengere  Aufsicht  und  verlangen  ausdrücklich,  dass 
Schulschluss  iiur  auf  besondere  bezirksärztliche  Verordnung  hin 
imd  unter  gleichzeitiger  Anzeige  an  Inspektorat  und  Erziehungsrat 
.stattfinde. "  (Graubünden.) 

„Der  Schulbesuch  von  seite  der  Kinder  dürfte  da  und  dort 
noch  besser  sein.  Der  Lehrer  halte  sich  hiebei  strenge  ans  Regle- 
ment. Je  besser  der  Schulbesuch,  um  so  erfolgreicher  ist  der 
Unterricht,  während  viele  Absenzen  für  Schule  und  Kinder  ungemein 
schädlich  wirken,  fär  die  letztern  besonders  auch  deshalb,  weil  sie 
dadurch  das  Pflichtgefühl  schwächen."    (Zug.) 

Wo  mit  Strenge  und  in  energischer  Weise  gegen  allzu  säumige 
Eltern,  bezw.  Schüler  eingeschritten  wird,  haben  die  Strafmittel 
auch  den  entsprechenden  Erfolg.  So  berichtet  ein  Kanton  folgendes : 

...  „Tausend  Eingaben  des  Lehrers  hatten  725  Strafurteile 
mit  einer  Busse  von  Fr.  955  und  einer  Kostensumme  von  Fr.  209. 40, 
also  einen  Totalstrafbetrag  von  Fr.  1164.  40  zur  Folge;  das  trifft 
auf  ein  Strafurteil  die  minime  Summe  von  Fr.  1.  59.  Eine  so 
niedrige  Strafe  muss  als  unwirksam  angesehen  werden  und  hat  zur 
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Folge,  dass  für  Kinder,  welche  dem  Verdienst  nachgehen  (Fabrik- 
arbeit der  Arbeitsschulmädchen  des  letzten  Schuljahres,  Be^ren- 
pflücken  etc.),  der  kleine  Betrag  als  eine  Art  Schulenthebungsgebühr, 
als  ein  Loskauf  von  der  Schulpflicht  bezahlt  wird.  —  Aus  den  Ver- 
zeichnissen der  Oberamtmänner  geht  ferner  hervor,  dass  von  den 
725  ausgefällten  Strafurteilen  61  unvoUzogen  blieben  und  zwar  in 
Solothurn  von  5  Urteilen  1,  in  Lebern  von  120  Urteilen  12,  im 
Thal  11  von  204,  im  Gäu  33  von  111,  in  Dorneck  4  von  46.  Sämtlich 
vollzogen  wurden  die  Strafurteile  in  Bucheggberg  und  Kriegstetten» 
in  Olten-Gösgen  und  in  Thierstein.  Je  rascher  der  Strafvollzug, 
um  so  wirksamer  die  Strafe."  (Solothurn.) 

Das  AbsenzenuDwesen  hat  aber  als  Grund  nicht  bloss  die 
Nachlässigkeit  der  Schüler,  weiten  Schulweg  und  wie  die  direkten 
Veranlassungen  alle  heissen  mögen,  sondern  da  und  dort  liegt  die 
Ursache  in  der  Lehrerschaft  selbst.  So  schreibt  ein  Kanton  darüber: 

„Mit  der  Frage  der  Versäumnisse  hängt  auch  die  noch  immer 
nicht  verstummende  Klage  über  zu  viele  Nebenbeschäftigungen  der 
Lehrer,  vorzugsweise  durch  Übernahme  verschiedener  Amtsst^Uen, 
zusammen,  und  wir  müssen  auch  hier  wieder  die  Schulräte  ernst- 
lich einladen,  schon  bei  der  Lehrerwahl  auf  diesen  Umstand  ihr 
Augenmerk  zu  richten  und  namentlich  daran  festzuhalten,  dass 
seitens  der  Lehrer  keine  Versäumnisse  vorkommen  ohne  Erlaubnis 
des  Schulrates  oder  dessen  Präsidenten.  Die  Herren  Inspektoren 
aber  ersuchen  wir,  falls  noch  solche  Unregelmässigkeiten  vorkom- 
men sollten,  uns  davon  in  ihrem  nächsten  Amtsberichte  unter 
namentlicher  Anführung  der  Schuldigen  Kenntnis  zu  geben."  (Grau- 
bünden.) 

Einige  Kantone  haben  im  Jahre  1891  verschärfte  Bestimmungen 
betreffend  das  Absenzenwesen  erlassen,  soLuzern  in  seiner  VoU- 
ziehungsverordnung  vom  30.  September  zum  Erziehungsgesetz, 
Waadt  einen  „  Arrete  concemant  la  röpression  des  absences  scolaires, 
la  perception  des  amendes  scolaires  et  la  conversion  de  celles-ci 
en  emprisonnement"  (du  26  septembre). 

3.  Lehrer  und  Lehrerinnen, 
a.  Verordnungen. 

Über  die  Stellung  der  Lehrer  sind  im  Berichtsjahr  einige  Ver- 
ordnungen erschienen. 

Im  Kanton  Baselstadt  wurde  die  Ordnung  für  die  Vika- 
riatskassen  vom  Eegierungsrate  dahin  abgeändert,  dass  der 
Erziehungsrat  ermächtigt  wird,  die  Mitgliederbeiträge  vorübergehend 
zu  erhöhen  oder  zu  erniedrigen,  sofern  der  Stand  einer  Vikariats- 
kasse  es  rechtfertigt ;  ferner  dass  der  Staat  die  Kosten  eines  Vika- 
riats  ganz  übernehmen  kann,  wenn  infolge  langandauemder  Krank- 
heit eines  Lehrers  eine  Kasse  unverhältnismässig  stark  belastet 
wird.  —  Sodann  behandelte  der  Erziehungsrat  Gesetzesentwürfe 
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betreflfend  Einrichtung  von  Fach k Ursen  zur  Ausbildung  von 
Primarlehrern. 

Nach  einem  Beschluss  des  thurgauischen  Regiernngsrates 
vom  31.  Dezember  1891  hat  die  Alters-  und  Hülfskasse  der  thur- 
gauischen Lehrerschaft,  an  die  der  jährliche  Staatsbeitrag  um 
Fr.  3000  erhöht  wurde,  die  Verpflichtung,  für  jeden  Lehrer,  der 
wegen  unverschuldeter  Krankheit  Stellvertretung  nötig  hat,  den 
gesetzlichen  Vikariatsgehalt  von  Fr.  20  per  Woche  zu  entrichten. 

Sodann  ist  nicht,  zu  vergessen,  dass  das  revidirte  Schulgesetz 
des  Kantons  Baselstadt  vom  8.  Juni  1891  für  den  Lehrerstand 
in  verschiedenen  Richtungen  eine  Reihe  von  Verbesserungen  ent- 
hält (vgl.  Beilage  I,  pag.  20  flf),  so  bezüglich  der  Besoldungen,  der 
Pensions-  und  Nachgenussverhältnisse  etc. 

Ebenso  enthält  die  umfangreiche  Vollziehungsverordnung 
vom  30.  September  1891  zum  Erziehungsgesetz  des  Kantons 
Luzern  eine  Reihe  von  Bestimmungen  über  Lehrerverhältnisse 
(Prüfungen,  Wahlen  etc.). 

Durch  eine  Verordnung  betreffend  Ruhegehalte  vom 
3.  Septenaber  1891  hat  der  Regierungsrat  des  Kantons  Zürich  das 
Pensionswesen  der  Lehrer  in  gewisse  Regeln  gebracht  und  er 
vindizirt  sich  das  Recht,  die  Berechtigung  zum  Fortbezuge  eines 
Ruhegehaltes  jederzeit  einer  neuen  Prüfung  zu  unterziehen,  um 
offenbare  Missverhältnisse  korrigiren  zu  können,  die  sich  daraus 
ergeben,  dass  pensionirte  Lehrer  nachher  noch  einträgliche  Stel- 
lungen zu  bekleiden  im  stände  sind. 

b.  Bestand. 

Gegenfiber  dem  Vorjahre  beträgt  der  Zuwachs  im  Bestände 
des  Lehrerpersonals  91  und  zwar  sind  hievon  29  Lehrer  und  62 
Lehrerinnen.  In  den  letzten  fünf  Jahren  gestaltete  sich  die  Zu- 
nahme folgendennassen: 


Jahr 

Total 

liChrer 

•/« 

l/ehrerinnen 

'/• 

1886/87   .    .    . 

9013 

6128 

67,6 

2890 

32,4 

1887  88    .    . 

9031 

6127 

67,8 

2904 

32,2 

1888/89   .    . 

9151 

6180 

67,5 

2971 

32,5 

1889,90   .    .     . 

9239 

6196 

67.0 

3043 

33,0 

1890/91    .     .     . 

9330 

6225 

66,7 

3105 

33,3 

In  den  sämtlichen  Seminarien  der  Kantone  wurden  neu  patentirt 
297  Lehrer  und  263  Lehrerinnen,  zusammen  560  Lehrkräfte  (1890 : 
606,  wovon  385  Lehrer  und  221  Lehrerinnen).  Diese  Schulkandi- 
daten bilden  6,^0/^  des  im"  aktiven  Schuldienst  wirkenden  Lehrer- 
personals. 

Die  Beteiligung  der  Lehrerschaft  weltliclien  und  geistlichen 
Standes  am  Unterricht  an  unsern  Volksschulen  ergibt  sich  aus 
folgender  Zusammenstellung.  Hiebei  sind  bloss  die  Kantone  auf- 
gefflhrt,  in  welchen  die  beiden  Elemente  überhaupt  vertreten  sind. 
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Lehrer  nnd  Lehrerinnen. 
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Kanton 

Total 

Leh 
weltlich 

re  r 
9rei8tlich 

Lehrerinnen 
weltlich       geistlich 

Lnzem    .     .     . 

325 

269 

41 

15 

Uri      .... 

53 

15 

10 

28 

Schwyz   .     .     . 

140 

53 

3 

84 

Ohwalden    .     . 

41 

12 



2 

27 

Nidwaiden  .     . 

39 

6 

2 

1 

30 

Zug:    .... 

68 

33 

2 

33 

Appenzell  I.-Rh. . 

28 

17 

11 

St.  Gallen    .     .     . 

520 

497 

13 

10 

Tessin     .     .     .    , 

515 

171 

3 

339 

2 

Wallis     .     .     . 

521 
2250 

279 
1352 

184 
582 

58 

1990/91 

18 

298 

1889/90. 

2229 

1328 

24 

587 

290 

Differenz 

-1-21 

4-24 

—6 

5 

-h8 

c.  Pflichterfüllung. 

Die  Volksschule  ist  in  unsern  Kantonen  regelmässig  das  Lieb- 
lingskind der  Bevölkerung  und  wo  sie  es  noch  nicht  vollständig 
geworden  ist,  sind  redliche  Anstrengungen  vorhanden,  sie  zu  jenem 
Range  zu  erheben.  Es  ist  selbstverständlich,  dass  jenes  Streben  im 
Verhältnis  zu  den  zur  Verfügung  stehenden  ökonomischen  Mitteln 
und  äussern  Verhältnissen  und  nicht  nur  rein  nach  den  äusseni 
Erfolgen  gewertet  werden  muss.  Damit  will  nicht  gesagt  sein, 
dass  nun  alle  Kantone  das  Mögliche  an  Opfern  für  ihr  Schulwesen 
gebracht  haben;  im  Gegenteil,  es  bleibt  ja  da  und  dort  noch  viel 
zu  tun.  Will  der  Bund  einmal  Ernst  machen  mit  der  ganzen  oder 
teilweisen  Ausfuhrung  des  Artikels  27  der  Bundesverfassung,  so  wird 
es  sein  erstes  sein  müssen,  den  wirtschaftlich  schwachen  Kantonen 
unter  die  Arme  zu  gi'eifen,  damit  sie  eher  in  der  Lage  sind,  ihr 
Schulwesen  im  Sinne  einer  gesunden  Entwicklung  in  Anpassung  an 
ihre  gegebenen  Verhältnisse  auszugestalten.  —  Das  wird  aber  wohl 
in  den  meisten  Kantonen  im  Falle  einer  Bundessubvention  als  ge- 
geben erscheinen  müssen,  dass  ein  bedeutender  Teil  zur  Aufbesse- 
rung der  Gehalte  der  Lehrer  verwendet  werden  muss.  Denn  es  ist 
nicht  zu  läugnen,  dass  eine  wahre  Schaffensfreudigkeit  und*  ein 
wahrhaft  idealer  Zug  in  der  Lehrerschaft  eine  richtige  Grundlage 
erst  dann  finden  werden,  wenn  die  allergewöhnlichsten  Alltagssorgen, 
in  gewissen  Fällen  sogar  die  hohläugige  Not  vom  Lehrer  genommen 
werden.  Dann  wird  es  nicht  mehr  notwendig  sein,  dass  der  Lehrer 
in  der  Sorge  für  seinen  und  der  Seinen  Lebensunterhalt  zu  Neben- 
beschäftigungen greifen  muss. 

Wenn  wir  die  Jahresberichte  der  Verschiedenen  Erziehungs- 
behörden durchgehen,  so  sehen  wir  durchschnittlich  von  denselben 
konstatirt,  dass  eine  wissenschaftlich  gebildete  und  in  der  Richtung 
des  Charakters  und  des  Gemütes  vorzüglich  qualifizirte  Lehrerschaft 
die  beste  Garantie  für  einen  richtigen  Schulerfolg  bietet.  Ohne 
diese  ^'oraussetzung  nützt  auch  die  beste  und  durchdachteste  Schul- 
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organisatioB  nicht  viel.  —  WeoD  nun  im  allgemeioen  dem  Pflic 
eifer  und  d^  Fleiss  der  Lehrerschaft  volles  Lob  gespendet  w 
so  fehlen  doch  auch  in  jenen  Berichten  die  Stimmen  ernsten  Tat 
nicht,  und  es  werden  teilweise  betrübende  Erscheinungen  gestn 
Wir  lassen  hier  wie  in  den  frühem  Jahrbüchern  einifre  bezügli 
Bemerkungen  der  kompetenten  Erziehungsbehörden  über  die  Tä 
keit  der  Lehrerschaft  folgen: 

„Soviel  ich  wahrgenommen,  liegt  der  grfisste  Teil  der  Lein 
Schaft  dem  ebenso  wichtigen  als  schweren  Beruf  mit  lobenswert 
Fleiss  und  Eifer  ob.  Sie  lesen  und  studiren  Schriften,  die 
tjchulfach  einschlagen,  sie  fragen  und  nehmen  gerne  Winke 
sie  bereiten  sich  täglich  auf  den  Unterricht  vor,  haben  einen  PI 
fassen  das  Ziel  fest  ins  Auge,  sie  wissen,  was  sie  wollen  und  s 
über  die  Mittel  zum  Ziel  im  klaren.  Es  ist  nur  zu  beklagen,  d 
«iieses  Lob  nicht  allen  Lehrkräften  gespendet  werden  kann, 
sibt  solche,  die  es  mit  ihrem  Beruf  leicht  und  oberflächlich  nehni 
Sie  halten  Schule,  aber  für  die  Schule  tun  sie  nicht  viel. 
halten  Schule,  aber  ohne  bestimmten  Plan,  ohne  Eifer,  ohne 
freistemng,  ohne  tüchtige  Vorbereitung.  Am  Ende  des  Schuljah 
möchten  alle  das  gesteckte  Lehrziel  eiTeicht  haben.  Es  werden 
aber  nur  jene  erreichen,  die  dasselbe  gleich  im  Anfang  fest 
Ange  fassen,  es  stetsfort  im  Auge  behalten  und  ihm  vom  ers 
l)i.s  zum  letzten  Tag  zusteuern.  Die  Schulzeit  ist  kurz  und  es  f 
Zeiten,  besondei-s  in  den  Ber^egenden,  wo  ein  hedeutender  T 
der  Kinder  die  Schule  nicht  regelmässig  besuchen  kann.  Man 
Ifbder  sind  zudem  schwach  begabt,  manche  haben  einen  wei 
beschwerlichen  Schulweg,  viele  haben  daheim  keine  geistige  . 
regnng,  sind  daher  gedanken-  und  wortarm.  Mit  solchen  Kind 
anch  nur  ein  bescheidenes  Lehrziel  zu  erreichen,  erfordert  vi> 

„Von  grossem  Nachteil  für  die  Schule  ist,  wenn  der  Lehi 
wie  das  bei  uns  hin  und  wieder  der  Fall  ist,  von  Nebenbewchä 
Kimgen  viel  in  Ansprach  genommen  wird.  Ein  solcher  Leh 
findet  gewöhnlich  nicht  mehr  soviel  Zeit,  etwas  Erhebliches 
•iie  Schule  zu  tun  und  sich  gehörig  auf  den  Unten-icht  vorzii 
reiten."     (Uri.) 

„Über  das  sittlich-religiöse-  Verhalten  und  t]-eue  Pflichterflilli 
sprechen  sich  die  Berichte  der  Schulkommissionen  durchweg 
friedigend  ans.  Wir  können  dieses  Urteil,  soweit  unsere  Be 
achtung  reicht,  nur  unterstützen.  Die  Vorbereitung  auf  die  Seh 
ist  meist,  besonders  da,  wo  Klassenbücher  gefühlt  werden,  ^ 
trefflich.  Hierin  geben  die  Lehrerinnen,  wie  auch  einzelne  Sei 
Itommissionsherichle  hervorheben,  ein  nachahmungswürdiges  I 
spiel,  wie  sie  auch  überhaupt  den  im  Berichte  gegebenen  Winl 
aufs  gewissenhafteste  nacbzukümmen  suchen."     (Zug.) 

„Die  Tätigkeit  der  Lehrerschaft  darf  im  allgemeinen  als  e 
WEfiedigende  bezeichnet  werden ;    die  meisten  Lehrer  nehmen 
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mit  ihrer  Aufgabe  ernst,  ihr  Unterricht  zeugt  von  Fleiss  und  Ge- 
schick und  die  Erfolge  sind  vielfach  recht  erfreuliche.  Allein  es 
fehlt  auch  nicht  an  andern  Erscheinungen.  Erzieherisches  Wirken, 
Erziehung  zu  Ordnung,  Reinlichkeit  und  Pünktlichkeit  werden  ver- 
misst ;  noch  immer  wird  von  einzelnen  Lehrern  die  Schulzeit  nicht 
pünktlich  innegehalten  und  die  Schule  ohne  zwingende  Gründe  und 
die  vorgeschriebene  Anzeige  eingestellt. 

„Auch  der  Unterricht  will  oft  gar  nicht  befriedigen,  und  plau- 
mässiges,  zielbewusstes  Verfahren  und  eine  gute  Vorbereitung 
dürften  da  und  dort  nur  schwer  herauszufinden  sein."   (Baselland.) 

d.  Fortbildung. 

Die  nachfolgende  Aufzählung  der  für  die  Fortbildung  der 
Lehrerschaft  veranstalteten  Kurse  erhebt  nicht  den  Anspruch  auf 
Vollständigkeit;  immerhin  enthält  sie  diejenigen  Angaben,  welche  sich 
aus  den  offiziellen  Jahresberichten  und  Publikationen  zusammen- 
tragen Hessen.  Diese  Kurse  sind  einerseits  ein  Beweis  der  auf  allen 
Gebieten  gesteigerten  Anforderungen,  anderseits  legen  sie  auch 
Zeugnis  ab  von  der  Strebsamkeit  der  Lehrer  und  dem  Bemühen 
der  Behörden,  dem  Fortbildungsbedürfois  derselben  Befriedigung 
zu  bieten. 

Im  Berichtsjahre  fanden  folgende  Kurse  für  Lehrer  statt: 

Zahl  der 
Dauer  des  Kurses     TeiJ- 

nehiner 
(  Mathematik ,  Geschichte ,  Deutsch,  ^ 
J  Turnen,    Naturkunde,   (Jeogrraphie,  \     5.- 
(  Heimatkunde,   Zeichnen  n.  Gesang  | 

dito 
Turnen  20.— 25.  April 

Mädchentnmen  5. — 17.  Oktober 

Direktorenkurs  für  Gesangvereine 

Knaben-  und  Vereinstumen       12. — 31.  Oktober  ca.  40 

f  Einführung  in  die  neuen  Gesang- \  ^o ^7    oVfnKor        9 

t  lehrmittel  /  1^— !'•  UKtODer 

VII.  Handfertigkeitskurs         20.  Juli — 15.  Aug.    95 
4.    Unterricht, 


K  u  r  8  o  r  t 


Langnau 

Laufen  . 
Crlarus  . 
Basel 
Aar  au    . 
Baden    . 

Wettingen 

Chaux-de-Fonds 


Zahl  der 
Kurse 

1 

1 


Unterrichtsgegen  stand 


1 
1 
1 

1 

1 


17.  Oktober     44 

21 
56 
42 


a.  Turnen.  ^ 

In  den  Jahrbüchern  pro  1888  und  1889  sind  einige  Bemer- 
kungen über  Sprache,  Rechnen  und  die  Realien  aufgenommen 
worden.  Das  Jahrbuch  von  1890  befasste  sich  mit  den  sogenannten 
Kunstfächem  (Schreiben,  Zeichnen,  Singen).  In  diesem  Jahre  sollen 
einige  Bemerkungen  über  das  Turnen  und  Singen  Aufiiahme  finden. 

Dass  der  Turnunterricht  noch  nicht  in  gleichmässiger  Weise 
Heimatrecht  in  allen  schweizerischen  Schulen  erhalten  hat,  ist  aus 
den  meisten  Berichten  zu  konstatiren.  Doch  lassen  es  die  Behörden 
und  Lehrer  im  allgemeinen  nicht  daran  fehlen,  immer  mehi'  zur 
Einbürgerung  desselben  zu   tun  und  den  heilsamen  Einflnss,  flen 
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derselbe  auf  Körper  und  Geist  unserer  Schuljugend  ausübt,  dem 
Verständnis  der  Bevölkerung  näher  zu  bringen.  Dass  dabei  ins- 
besondere in  den  landwirtschaftlichen  Kantonen  eine  Reihe  von 
Vorurteilen  zu  überwinden  sind,  ist  bekannt. 

Wir  lassen  hier  einzelne  Äusserungen  aus  den  kantonalen 
Jahresberichten  folgen  und  verweisen  übrigens  für  die  mehr  stati- 
stische Seite  des  Faches  auf  den  Abschnitt  „Militärischer  Vor- 
unterricht", zu  welchem  die  nachfolgenden  Bemerkungen  in  ge- 
wissem Sinne  auch  einen  Kommentar  liefern  können: 

„Der  Turnunterricht  wird  meistens  flau,  mit  möglichst  wenig 
Lust  und  Liebe  betrieben.  An  vielen  Orten  fehlt  immer  noch  ein 
Turnplatz,  an  einigen  Orten  ist  es  ohne  sehr  grosse  Kosten  gar 
nicht  möglich,  einen  solchen  zu  erstellen  und  wo  die  Schule  bloss 
6—8  tumpflichtige  Knaben  zählt,  wird  man  schwerlich  auf  die 
Erstellung  eines  Turnplatzes  dringen  dürfen.  Wenn  die  Land- 
bevölkerung wenig  Begeisterung  für  das  Turnen  zeigt,  so  weiss 
sie  übrigens  wohl  warum.  Für  die  Landschulen  darf  man  füglich 
vom  Geräteturnen,  die  Stabübungen  abgerechnet,  Umgang  nehmen, 
die  Landbewohner  wittern  nur  Firlefanz  dahinter.  Sie  machen 
mit  Recht  geltend :  „Unsere  Buben  können  zu  Hause  genug  turnen, 
man  gibt  ihnen  eine  Sense,  eine  Gabel  oder  irgend  ein  Feldgerät 
in  die  Hand,  das  Arbeiten  mit  diesen  Geräten  rentirt  sich  besser 
als  alle  Turnübungen  und  erhält  den  Leib  ebenfalls  frisch  und 
gesund."  Dieser  Einwand  hat  entschieden  seine  Berechtigung. 
Anders  verhält  es  sich  in  den  Städten  und  Fabrikorten,  da  wird 
ein  guter  Turnunterricht  aus  mehr  als  einem  Grunde  zur  Not- 
wendigkeit. Allein  auch  auf  dem  Lande  soll  für  das  Turnen  mehr 
geschehen  als  bisher,  vor  allem  sind  die  Ordnungsübungen  zu 
empfehlen.  W^eil  im  Winter  Schnee,  Eis  und  Kälte  das  Turnen 
nnmöglich  machen  (Turnhallen  existiren  keine),  so  mögen  die 
Lehrer  im  Herbst  und  Frühling  dem  Turnunterricht  um  so  grössere 
Anfmerksamkeit  schenken."     (Luzern.) 

„Aus  den  eingegangenen  Berichten  geht  hervor,  dass  das 
Turnen  noch  lange  nicht  auf  der  wünschbaren  Höhe  steht.  Da 
waren  die  an  der  Prüfung  vorgeführten  Übungen  zu  kleinlich  und 
einförmig,  die  Anforderungen  an  die  Schüler  zu  gering,  zu  wenig 
anstrengend,  dem  Alter  der  Schüler  nicht  entsprechend ;  dort  waren 
die  vorgenommenen  Übungen  zu  schwierig,  zu  wenig  geübt  und 
vorbereitet,  so  dass  man  viele  hässliche  Zerrbilder  sehen  konnte. 
Die  Ausführung  der  Übungen  durch  die  einzelnen  Schüler  war 
meistens  eine  ungenaue;  das  feste  Stehen  bei  richtiger  Körper- 
haltung war  selten  zu  sehen;  die  Drehungen  im  Stehen  wurden 
langsam,  ungenau  und  lahm  ausgeführt.  Bei  den  Gangarten  und 
Marschübnngen  war  die  Haltung  nachlässig,  der  Oberkörper  gebeugt, 
der  Kopf  gesenkt ;  es  fehlte  der  richtige  Schritt ;  statt  ein  Gehen 
war  es  nur  ein  „Getrampe"  mit  unrichtiger  Fusshaltung.  Bei  den 
l^^rei-  und  Stabübungen  wurde  von  vielen  Lehrern  übersehen,  dass 
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die  Häuptbedingungen  einer  guten  Ausfiihrung  dieser  Übungen  die 
Raschheit  der  Bewegungen  und  die  Festigkeit  des  darauffo^enden 
Stehens  sind.  Nicht  selten  fehlt  es  an  der  rechten  Frische  und 
liebendigkeit,  an  der  Durcharbeitung  und  Ausnutzung  der  einzelnen 
Übungen.  Es  wird  zu  viel  versucht,  aber  wenig  mit  voller  Sicher- 
heit erlernt.     Hie  und  da  ist  das  Kommando  unrichtig. 

„Der  Grund,  warum  das  Turnen  immer  noch  damiederliegt,  ist 
ein  mehrfacher.  Fassen  wir  zuerst  die  Turnplätze  ins  Auge.  Diese 
sind  vielerorts  in  traurigem  Zustande,  zu  klein,  sumpfig,  uneben 
oder  schief;  bald  sind  sie  mit  Steinen  bedeckt,  so  dass  die  Knaben 
beim  Laufen  die  Beine  brechen  könnten ;  bald  sind  sie  mit  Scher- 
ben, Geröll,  Schutt  oder  Holz  bedeckt ;  hier  fehlen  die  Geräte,  dort 
sind  sie  verfault  und  unbrauchbar  oder  stehen  mitten  auf  dem  Turn- 
plätze, so  dass  dadurch  die  Ordnungs-  und  Freiübungen  beeinträchtigt 
werden.  Ziemlich  viele  Gemeinden  haben  noch  keinen  Turnplatz. 
Da  sind  die  Lehrer  genötigt,  auf  der  Strasse  zu  turnen,  wo  die 
Übungen  durch  Fuhrwerke  gestört  und  wo  sie  von  Passanten,  die 
dem  Turnen  nicht  gewogen  sind,   bekritelt  und  belächelt  werden. 

„Auch  die  Lehrer  haben  da  und  dort  die  pädagogische  Be- 
deutung des  Schulturnens  noch  nicht  erkannt.  Es  gibt  gut  aus- 
gewählte Turnplätze,  wo  die  Geräte  nicht  benutzt  werden.  Es  ist 
klar,  dass  solche  Erscheinungen  der  Popularisirung  des  Tuni- 
unterrichtes  nachteilig  sind. 

„Im  Hinblick  auf  die  vorhandenen  Übelstände  taucht  die  Frage 
auf,  wie  eine  Besserung  zu  erzielen  sei.  Viele  Gemeinden  und 
Lehrer  müssen  aus  der  Gleichgültigkeit  aufgerüttelt  und  zu  hohem 
Leistungen  angespornt  werden.  Weil  das  Turnen  in  der  Volks- 
schule als  obligatorisches  Schulfach,  durch  das  Gesetz  anerkannt 
ist,  so  sind  die  Gemeinden  verpflichtet,  geeignete  Turnplätze  zu 
erstellen.  Bei  jedem  Schulhause  muss  sich  ein  freier,  ebener, 
trockener,  schattiger  Spiel-  und  Turnplatz,  geschützt  gegen  scharfe 
Winde  und  Strassenstaub,  befinden.  Er  soll  ausgerüstet  sein  mit 
Springel,  Sprungbrett,  Stemmbalken  und  Eisenstäben;  auch  das 
Klettergerüst  mit  senkrechten  und  schiefen  Stangen  und  eine  wag- 
rechte Leiter,  vorzüglich  geeignet  für  die  l^nterschule,'  wären 
wünschenswert. 

„Die  Lehrer  sollten  sich  auch  in  diesem  Fache  w^eiter  ausbilden, 
sei  es  bei  Anlass  ihrer  gewöhnlichen  Konferenzen  oder  durch  be- 
sondere freiwillige  Wiederholungskurse.  Die  Fertigkeit  im  Turnen 
ist  für  sie  ebenso  notwendig,  wie  für  den  Zeichenlehrer  die  Kunst 
des  Zeichnens.  Nur  wenn  sie  selber  Tumer^^  sind,  erkennen  sie 
die  Grösse  der  Schwierigkeiten,  die  in  den  Übungen  liegen,  die 
sie  den  Schülern  zumuten,  und  nur  dann  ist  es  ilinen  möglich, 
eine  richtige  Methode  zu  befolgen  und  vom  Leichtem  zum  Schwerem, 
vom  Einfachem  zum  Zusammengesetzten  überzugehen.  Solche  Lehrer, 
die  wegen  Alter,  Kränklichkeit  oder  aus   einem  andem  Grunde 
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nichts  Rechtes  leisten  können,  sollten,  wenn  nötig,  unter  Vermitt- 
Ittng  des  Inspektors  oder  der  Schulkommission,  für  das  Turnen  bei 
ihren  Kollegen  einen  Vertreter  suchen. 

„Die  Turnstunden  müssen  in  den  Lektionsplan  aufgenommen 
und  genau  innegehalten  werden.  Da  der  Turnunterricht  auf  dem 
Lande  von  der  Witterung  abhängig  ist,  so  sollte  bei  gutem  Wetter 
jeden  Tag  wenigstens  eine  halbe  Stunde  dem  Turnen  zugedacht 
werden.  Auf  jede  Stunde  bereite  sich  der  Lehrer  gewissenhaft 
vor  und  er  führe  ein  Tagebuch,  um  die  vorgenommenen  Übungen 
nebst  den  dabei  erzielten  Erfolgen  zu  notiren.  Tut  er  das  nicht, 
so  läuft  er  Gefahr,  bei  der  Mannigfaltigkeit  der  im  Turnen  vor- 
kommenden Übungen  ziel-  und  steuerlos  umher  zu  irren. 

„Die  Mädchen  sollten  beim  Turnen  nicht  beiseite  gelassen 
werden.  Körperliche  Kraft,  Gewandtheit  und  Gesundheit  sind  ihnen 
zu  gönnen  wie  den  Knaben.  Von  den  Gerätübungen  passen  lur 
dieselben  vorzüglich  die  Stabübungen,  die  denselben  darum  nicht 
entzogen  werden  sollten.  Wo  mehr  als  ein  Lehrer  Unterricht 
erteilt,  sollten  die  Knaben  und  Mädchen  getrennt  werden,  besonders 
in  der  Oberschule.  Das  Turnen  der  Knaben  beruht  auf  Strammheit 
und  Schneidigkeit  in  der  Ausfiihrung  der  Übungen  und  hat  mehr 
militärischen  Charakter,  während  das  Mädchentumen  dem  weib- 
lichen Wesen  angepasst  sein  soll."     (Solothurn.) 

„Im  Turnen  sind  unsere  Schulen  noch  immer  in  einem  be- 
dauerlichen Rückstande,  indem  es  noch  gar  sehr  an  den  nötigen 
(reräten  und  Lokalen,  teilweise  auch  an  den  Turnplätzen  mangelt. 
Da  ein  Fortschritt  hierin  bedeutende  Kosten  erheischt,  welche  von 
den  bereits  sehr  belasteten  (Jemeinden  nicht  allein  getragen  werden 
können,  aber  auch  für  den  Kanton  schwer  fallen  möchten,  hat  das 
Erziehungsdepartement  nicht  unterlassen,  bei  der  geforderten  jähr- 
lichen Berichterstattung  an  den  Bund  diesen  um  Mithülfe  anzu- 
sehen."    (St.  Gallen.) 

„Den  Schulleistungen  erteilen  die  22  Turnexpei-ten  die  Noten 
befriedigend  bis  sehr  gut.  Die  Zahl  der  Schulen  (329),  an  welchen 
die  vorgeschriebene  Stundenzahl  von  60  noch  nicht  erreicht  wird, 
müsste  sich  bedeutend  vermindern,  wenn  an  Orten,  wo  keine  Turn- 
hallen sind,  die  betreffenden  Lehrer  sich  dazu  verstehen  würden, 
die  an  Regentagen  ausfallenden  Unterrichtsstunden  an  Schulhalb- 
tagen mit  günstiger  Witterung  nachzuholen.  Seitens  der  Schul- 
anfsichtsbehörden  würde  eine  zu  diesem  Zwecke  nötig  werdende 
Fächerverlegung  auf  keinen  Widerstand  stossen." 

b.  Singen. 

Im  Kanton  Appenzell  A.-Rh.  wurden  pro  1891  einzelne 
Lieder  bezeichnet,  welche  während  des  Schuljahres  in  allen  Schulen 
des  Kantons  so  einzuüben  waren,  dass  sie  auswendig  gesungen 
werden  können,  überhaupt  nach  Text  und  Melodie  zum  bleibenden 
Eigentum  der  Schüler  wurden. 
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Pro  1891  fiel  die  Auswahl  auf  folgende  drei  Lieder: 

1.  „Von  ferne  sei  herzlich  gegrüsset"  (Rütlilied); 

2.  „Lasst  hören  aus  alter  Zeit"  (Sempacherlied) ; 

3.  „Rufst  du,  mein  Vaterland". 

In  gleicher  Weise  verpflichtet  der  Erziehungsrat  des  Kantons 
Aargau  die  sämtlichen  Schulen  des  Kantons  ffir  das  Triennium 
1891/92-1893/94  zum  gründlichen  Studium  von  jährlich  \ier  der 
bekanntesten  Volkslieder. 

Der  Jahresbericht  des  Erziehungsdepartements  St.  Gallen 
sagt,  dass  dem  Wunsche,  der  Gesang  möchte  durch  Auswendigsingen 
von  Liedern  mehr  Gemeingut  des  Volkes  w^erden,  insbesondere  die 
Vorbereitungen  für  die  Bundesfeier  zu  Stadt  und  Land  sehr  zu  gute 
gekommen  seien. 

„Bezüglich  des  Gesangunterrichts  wird  von  allen  Seiten  berichtet, 
dass  die  vorgeschriebenen  vier  Lieder  überall  fleissig  eingeübt  und 
anlässlich  der  Prüfungen  auswendig,  gut  und  teils  sehr  gut  vor- 
getragen worden  seien.  Es  wird  diesfalls  gesagt:  ,Die  Kinder 
sind  mit  Lust  und  Liebe  bei  diesen  vaterländischen  Weisen*.  ,die 
Einübung  patriotischer  Lieder  hat  überall  sehr  guten  Eindruck 
gemacht*.  Betreft'end  die  übrigen  gesanglichen  Übungen  wird  vieler- 
orts wahrgenommen,  dass  der  Theorie  zu  wenig  Aufmerksamkeit 
geschenkt  und  der  Chorgesang  zu  wenig  geübt  werde,  die  Treff- 
sicherheit und  Treflfähigkeit  noch  besser  sein  sollten."   (Aargau.) 

„Chacun  s'accorde  ä  reconnaitre  que  cette  brauche  d'etnde  est 
moins  n6glig6e  que  prec^demment.  Cependant  il  existe  encore  un 
trop  grand  nombre  d'ecoles  oü  le  chant  est  plus  ou  moins  d61aisse, 
sous  pretexte  que  les  enfants  n'ont  pas  de  voix  ou  pour  divers 
motifs  qui  ne  trouvent  leur  explication  que  dans  le  peu  de  goüt 
du  maitre  pour  cette  etude,  ou  dans  la  nonchalance  avec  laquelle 
il  accomplit  tous  les  devoirs  de  sa  vocation."  (Waadt.) 


5.  Schullokalitäten  und  Sehulmobiliar, 

Die  Beteiligung  des  Staates  an  der  Errichtung  von  Schulhäusern 
belief  sich  nach  den  Angaben  der  Jahresberichte  und  Staatsrech- 
nungen auf  die  folgenden  Summen : 

Staatsbeiträge  an  Schulhausbauten  und  Reparaturen. 

Kanton  Zahl  der  Bauten         AiisRaben  Staatsbeit raffe 

Zürich 20  —  66000 

Bern 10  —  15000 

Luzern —  —  500 

üri -  -  600 

Schwyz —  —  352 

Nidwaiden 4  1100 

Glanis -  —  6000 


T-ar: 
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K«  nton 

Zug , 

Freiburg  .  .  .  . 
Baselstadt  .  .  . 
Appenzell  A.-Rh.  . 
St.  Gallen  .  .  . 
Graubünden  .  .  . 
Aargan  .  .  .  . 
Thurgau  .  .  .  . 
Waadt 


Zahl  der  Bauten         Auo^paben 


1 

20 
4 
6 

10 


Total 


Btaatsbeiträj^e 
Fr. 

1000 

5910 

68553 

1500 

28205 

42628 

10000 

28652  ') 

25941 

.  301941 


So  schwer  die  Erfüllung  der  Baupflicht  oft  den  Gemeinden 
fällt,  so  treten  sie  doch  in  den  meisten  Fällen  mit  anerkennens- 
werter Aufopferung  an  diese  Aufgaben  heran.  Es  ist  nicht  zu 
verkennen,  dass  auch  die  Kantone  ihre  Gemeinden  in  dieser  Richtung 
da  und  dort  oft  nicht  genügend  unterstützen.  Möge  der  Ausbau  von 
Art.  27  der  Bundesverfassung  einst  dazu  führen,  dass  es  auch  den 
ärmern  Gemeinden  im  Vaterlande  durch  das  Eingreifen  des  Bundes 
ermöglicht  werde,  für  ihre  Jugend  allen  billigen  Anforderungen  der 
Schulhygieine  entsprechende  Bildungsstätten  zu  schaffen,  und  dass 
jenes  Wort,  das  für  die  Grosszahl  der  schweizerischen  Kantone  gilt, 
schliesslich  auf  das  ganze  Schweizerland  Anwendung  finden  möge: 
dass  die  prächtigsten  Häuser  im  Lande  die  Schulhäuser  seien. 

Für  den  Erfolg  des  Unterrichts  dürfen  als  Faktor  gewiss  auch 
die  Schullokalitäten  nicht  unterschätzt  werden ;  auch  diese  bedingen 
zum  Teil  den  durch  den  obzitirten  Art.  27  der  Bundesverfassung 
vorgesehenen  „genügenden  Primarunterricht". 

In  den  Kantonen  bricht  sich  übrigens  die  Erkenntnis,  dass 
man  unserer  Schuljugend,  der  Zukunft  unsers  Volkes,  ein  wohnlich 
Heim  gestalten  müsse,  immer  mehr  Bahn,  und  jene  Fälle  sind 
glücklicherweise  selten,  da  man  sich  von  Staats  wegen  um  diese 
Angelegenheiten  nicht  besonders  kümmert  und  wo  für  die  Schul- 
kinder schliesslich  jeder  Winkel  zu  genügen  scheint.  So  haben  wir 
denn  alljährlich  in  unserer  Besprechung  von  Revision  von  Ver- 
*  Ordnungen  betreffend  die  Schulhausbauten,  bezw.  vom  Erlass  neuer 
zu  berichten.  Und  da,  wo  diese  Sorge  nicht  auf  diese  Weise  zum 
Ausdruck  kommt,  ist  das  Interesse  hiefür  nach  einer  Reihe  von 
Anzeichen  doch  sichtlich  im  Wachsen  begriffen.  Als  Beweis  führen 
wir  beispielsweise  eine  Äusserung  aus  dem  Kanton  Tessin  an: 

„Pur  troppo  qua  e  lä  vi  sono  ancora  scuole  umide  e  fredde: 
devono  essere  assolutamente  cambiate.  Altre  ve  ne  sono  di  in- 
sufßcienti  rispetto  alla  capacitä:  in  queste,  quando  non  e  possibile 
fare  altro,  si  curi  almeno  piü  rigorosamente  la  pulizia  et  la  venti- 
lazione. 

„I  medici  delegati  ordineranno  nel  modo  piü  reciso  che  venga 
tolto  qualsiasi  calorifero  difettoso,  e   perchfe  in  ogni   scuola  sia 

*)  Inklusive  Fr.  574  an*  10  Gemeinden  für  neue  Bestuhlung^. 
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mantenuta  una  temperatura  conveniente  si  assicureranno  se  in  ogniina 
esista.  un  termometro  esatto."  (Rapporto  della  direzione  d'igiene 
del  cantone  di  Ticino.) 

Der  Jahresbericht  des  Kantons  Uri  enthält  die  nachfolgende 
Mitteilung : 

„Von  den  16  Schulgemeinden  haben  nur  11  eigene,  zum  Teil 
prachtvolle  Schulhäuser,  die  allen  Anforderungen  in  Bezug  auf  Raum. 
Luft,  Licht  und  Bestuhlung  mit  geringer  Ausnahme  bestens  ent- 
sprechen dürften.  Fünf  Gemeinden  haben  ihre  Schulen  in  gemieteten 
Lokalen  oder  Pftnindhäusern  untergebracht;  diese  Lokale  lassen 
meistens  freilich  manches  zu  wünschen  übrig.  Einige  dieser  Ge- 
meinden sind  aber  so  klein  und  die  Schülerzahl  so  gering,  dass 
sich  der  Bau  eines  eigenen  Schulhauses  kaum  lohnt  und  in  finanzieller 
Beziehung  mit  fast  unüberwindlichen  Schwierigkeiten  verbunden 
wäre.  Die  Schulhäuser,  welche  gegenwärtig  bereits  für  die  Schule 
benutzt  werden,  haben  einen  Wert  von  zirka  Fr.  260,000.  Es  hat 
sich  in  jüngster  Zeit  ein  reger  Wetteifer  im  Bau  von  neuen,  schönen 
Schulhäusem  entwickelt,  wie  man  es  vor  fünfzig  Jahren  kaum  möglich 
gehalten  hätte.  Diese  erfreuliche  Tatsache  lässt  schliessen,  dass 
das  Interesse  für  das  Schulwesen  und  eine  gute  Schulbildung  in 
unserm  Lande  sich  bedeutend  gehoben  habe." 

Die  vielfachen  Klagen  über  sanitarisch  nachteilige  Wirkungen 
haben  dazu  geführt,  eine  Anzahl  von  Bestimmungen,  die  zum  Teil 
schon  faktisch  bei  Schulbauten  in  Anwendung  kamen,  auf  dem 
Verordnungswege  grundsätzlich  festzustellen  und  zu  kodifiziren. 

Für  dies  Jahr  haben  wir  eine  neue  Verordnung  des  Kantons 
Aargau  über  Schulhausbauten  vom  4.  Mai  1891  zu  erwähnen 
(Beilage  I,  pag.  40 — 44).  Dieselbe  enthält  einlässliche  Bestimmungen 
über  Bauplatz,  Bauart,  I^age,  Umgebung,  innere  Einrichtung  des 
Schulhauses  etc.,  wie  sie  der  heutige  Stand  der  Schulhygieine  als 
geboten  erscheinen  lässt. 

In  §  1  sagt  die  Verordnung:  „Das  Schulhaus  soU  vor  allem 
aus  der  Schule  dienen.  Soll  dasselbe  auch  zu  andern  Zwecken, 
z.  B.  für  Gemeindeverwaltung,  benutzt  werden,  so  sind  die  bezüg- 
lichen Lokale  soviel  als  möglich  zu  trennen." 

Es  i^  dies  eine  Bestimmung,  der  auch  anderswo  eher  nach- 
gelebt werden  sollte ;  kommt  es  ja  doch  nicht  selten  vor,  dass  die 
Schullokalitäten  zu  ganz  andern  als  Schulzwecken  Verwendung 
finden. 

Sehr  rationelle  Vorschriften  über  Schulhausbauten  und  Schul- 
mobiliar enthält  auch  die  an  anderm  Orte  erwähnte  Vollziehungs- 
verordnung vom  30.  September  1891  zum  Erziehungsgesetz  des 
Kantons  Luzern  und  es  ist  darin  unter  anderm  bis  ins  Detail 
ausgeführt,  dass  die  Bestuhlung  den  Altersstufen  der  Schüler  an- 
gepasst  und  überhaupt  zweckdienlich  eingerichtet  sei. 
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•  Im  Regulativ  des  Kantons  St.  Gallen  vom  23.  Januar  1891 
über  die  Verwendung  der  Staatsbeiträge  für  das  Volksschulwesen 
wird  festgesetzt,  dass  die  Staatsbeiträge  nur  für  „Bauten  und  Haupt- 
reparaturen  von  Primär-  und  BealschuUiäusem,  sowie  för  Schul- 
brunnen, Tumeinrichtungen  und  Anschaffung  von  „St.  Galler  Schul- 
bänken", eventuell  von  Schulbänken  „eines  mindestens  gleichwertigen 
Svstems"  verabreicht  werden  und  zwar  ausser  den  Realschulen 
nur  an  solche  Schulgemeinden,  die  30  Cts.  oder  mehr  per  Hundert 
Steuer  zu  entrichten  haben. 

6.   Vnenigeltlichkeit  der  Lehrmittel  und  Schulmaterialien, 

Der  rege  Wetteifer,  der  sich  unter  den  Kantonen  und  innerhalb 
der  Kantone  unter  den  Gemeinden  zeigt,  um  ihren  Schulkindern 
die  Lehrmittel  und  Schreibmaterialien  ganz  oder  teilweise  unent- 
geltlich zu  verabreichen,  ist  eine  freundliche  Erscheinung  in  unsenn 
Schulleben.  Es  greift  diese  Frage,  die  von  symptomatischer 
Bedeutung  ist,  über  den  Kreis  der  Schule  hinaus,  und  verdient 
daher  um  so  mehr  besondere  Beachtung.  Es  erscheint  uns  damit, 
ohne  dass  man  viel  Wesens  macht,  in  aller  Stille  ein  Teil  der  sozialen 
Frage  einer  Lösung  näher  gerückt  zu  sein.  Wie  viel  Gutes  hat 
man  nicht  damit  bereits  geschaffen  und  welch  weites  Feld  menschen- 
freundlicher Tätigkeit  bietet  sich  noch  für  die  Kantone  dar.  Im 
ersten  Abschnitt  haben  wir  es  unternommen,  über  den  gegenwärtigen 
Stand  der  Frage  in  der  Schweiz  zu  berichten.  Es  ist  notwendig, 
dass  man  sich  darüber  klar  werde,  um  einen  Überblick  zu  haben, 
was  noch  zu  tun  ist  und  was  bei  einem  allfölligen  Ausbau  von 
Art.  27  der  Bundesverfassung  bereits  als  vorhanden  und  erworben 
betrachtet  werden  kann. 

Im  Berichtsjahre  hat  sich  den  Kantonen,  welche  die  Unent- 
geltlichkeit bereits  gesetzlich  geregelt  hatten,  ein  weiterer  zugesellt, 
nämlich  Zug,  indem  der  Kantonsrat  dieselbe  für  •  die  Stufe  der 
Primär-  und  Sekundärschule  beschlossen  hat. 

Im  Jahrbuch  1890  ist  gemeldet  worden,  dass  die  Kantone 
Waadt  und  Neuenburg  in  ihren  neuen  Primarschulgesetzen  die 
Tnentgeltlichkeit  der  Lehrmittel  und  Schulmaterialien  prinzipiell 
ausgesprochen  haben. 

Die  Verabreichung  der  Schulmaterialien  im  Kanton  Waadt 
ist  durch  ein  Dekret  vom  19.  November  1890  ausgesprochen  worden. 
Nach  der  bezüglichen  Vollziehungsverordnung  vom  31.  Januar  1891 
werden  die  Schulmaterialien  den  Gemeinden  vom  Staate  geliefert 
durch  eine  unter  der  kantonalen  Erziehungsdirektion  stehende  Amts- 
stelle. Die  unentgeltlich  abgegebenen  Schulmaterialien  sind :  Hefte 
mit  Löschblatt,  Federn,  Federhalter,  Bleistifte,  Lineale,  Tinten- 
gefasse, Schiefertafeln,  Griffel,  Zeichenhefte,  Radirgummi,  Schüler- 
schachteln. 
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Durch  Dekret  vom  17.  November  1891  ist  sodann  den  Be- 
stimmungen in  den  Art.  21  und  119  des  Primarschulgesetzes  die 
weitere  Folge  gegeben  worden,  dass  die  Unentgeltlichkeit  auch 
auf  die  Lehrmittel  ausgedehnt  wurde.  Der  bezügliche  Gross- 
ratsbeschluss  lautet: 

„Art.  1.  Le  Conseil  d'6tat  est  autoris6  ä  6tendre  la  gratuit^ 
du  mat^riel  scolaire  k  la  fourniture  des  manuels  dans  la  mesure 
du  possible,  k  partir  du  15  avril  1892. 

„Art.  2.  L'Etat  et  les  Communes  supporteront  par  parts  6gales 
le  cout  de  ces  foumitures. 

„Art.  3.  Une  somme  de  fr.  60,000  est  allou6e  au  döpartement 
de  rinstruction  publique  et  des  cultes  pour  faire  face  ä  la  part 
qui  incombe  de  ce  chef  ä  l'Etat  pour  la  dite  annöe." 

Die  bereits  im  ersten  Halbjahre  nach  der  Einführung  der 
unentgeltlichen  Verabreichung  der  Schreibmaterialien  erreichten 
Erfolge  wurden  bereits  durch  ein  Kreisschreiben  des  Erziehungs- 
departements vom  3.  August  1891  als  befriedigende  anerkannt. 

Die  Unentgeltlichkeit  der  Lehrmittel  ist  ebenso  für  den 
Kanton  Neuenburg  definitiv  beschlossen.  Sie  kostet  per  Schüler 
Fr.  4.  58  und  den  ganzen  Kanton  zirka  Fr.  ,84,000,  an  welche 
Summe  der  Staat  Vs»  die  Gemeinden  Vö  bezahlen. 

Im  Kanton  St.  Gallen  ist  durch  Art.  6  der  neuen  Verfassung 
vom  16.  November  1890  die  unentgeltliche  Lieferung  der  obliga- 
orischen  gedruckten  Lehrmittel  für  die  Primarschule  von  selten 
des  Staates  vorgesehen.  Ein  bezügliches  Regulativ  vom  16.  Februar 
1891  (vgl.  Beilage  I,  pag.  44  und  45)  setzt  nun  fest,  dass  die 
Unentgeltlichkeit  sich  erstrecke  über  die  Sprach-,  ßechnungs-  und 
Gesangbüchlein,  das  Ergänzungsschulbuch  und  die  Schülerhandkarte. 

Die  Lehrmittel  sind  den  Schülern  als  bleibendes  Eigentum 
überlassen;  jedes  Kind  kann  seine  Bücher  behalten,  auch  wenn 
es  dieselben  infolge  Vorrückens  in  obere  Klassen  oder  Schul- 
entlassung nicht  mehr  im  Unterricht  zu  verwenden  hat.  Nunmehr 
strebt  man  eine  Änderung  in  der  Richtung  an,  dass  die  Lehrmittel 
den  Schulen  ausgefolgt  werden. 

Unterm  23.  September  1891  hat  Baselstadt  in  Ausfahrung 
des  Schulgesetzes  vom  8.  Juni  desselben  Jahres  eine  Verordnung 
erlassen,  nach  welcher  die  Schüler  der  untern  und  der  mittlem 
Schulen  des  Kantons  durch  die  Behörde  einmal  und  unentgeltlich 
diejenigen  gedruckten  obligatorischen  Lehrmittel  erhalten,  welche 
sie  im  Laufe  eines  Schuljahres  nötig  kaben. 

Ausser  der  bis  anhin  vollzogenen  gesetzlichen  Regelung  der 
unentgeltlichen  Abgabe  der  Lehrmittel  und  Schreibmaterialien  in 
den  Kantonen  Glarus,  Solothurn,  Baselstadt,  Genf,  Waadt,  Neuen- 
burg, St.  Gallen.  Zug  weisen  fast  alle  Kantone  eine  wachsende 
Zahl  von  Gemeinden  auf,  welche  auf  dem  Wege  der  Freiwilligkeit 
in  der  bezeichneten  Richtung  vorgegangen  sind. 
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So  liefern  im  Kanton  Frei  bürg  eine  Anzahl  Gemeinden  die 
Lehrmittel  bereits  gratis  und  es  ist  Aussicht  vorhanden,  dass  der- 
selbe in  nicht  allzu  ferner  Zeit  sich  der  Unentgeltlichkeit  der  Lehr- 
mittel zu  erfreuen  haben  wird.  Diesen  Bestrebungen  wird  Vorschub 
geleistet  durch  das  seit  dem  Herbst  1889  für  sämtliche  frei- 
bargischen  Schulen  bestehende  kantonale  Lehrmitteldepöt,  mit  dem 
man  in  den  wenigen  Jahren  seines  Bestandes  bereits  die  besten 
Erfahrungen  gemacht  hat. 

In  Zürich  macht  diese  Idee  ebenfalls  bedeutende  Fortschritte. 
Im  Laufe  des  Jahres  1891  sind  wohl  an  die  50  Primär-  und  Se- 
kundarschulgemeinden  neu  hinzugekommen,  welche  entweder  für 
üu-e  Schüler  die  Unentgeltlichkeit  der  Lehrmittel  oder  Schreib- 
materialien oder  beides  zusammen  ausgesprochen  oder  doch  zum 
wenigsten  deren  Bezug  erheblich  erleichtert  haben. 

In  der  Stadt  Bern  ist  die  im  Jahre  1890  beschlossene  Un- 
entgeltlichkeit der  Lehrmittel  und  Schreibmaterialien  mit  einem 
Kostenaufwand  von  zirka  Fr.  20,000  für  dieses  Jahr  zur  Ein- 
führung gelangt  und  ein  bezügliches  Reglement  erlassen  worden. 
Sodann  ist  es  wohl  auch  nicht  blosser  Zufall,  dass  sich  Bern  in 
dieser  Frage  in  voller  Eintracht  Biel  und  Burgdorf  zugesellte, 
welche  Städte  einander  in  der  Technikumsangelegenheit  die  Palme 
streitig  machten. 

Unterm  22.  März  wurde  an  der  in  Thun  abgehaltenen  kanto- 
nalen Delegirtenversammlung  des  Verbandes  der  bemischen  Grütli- 
vereine  auf  den  Antrag  der  Sektion  Langenthai  einstimmig  be- 
schlossen : 

„Der  Staat  soll  denjenigen  Gemeinden,  welche  die  Unentgelt- 
üchkeit  der  Lehrmittel  einführen,  dieselben  zur  Hälfte  der  Selbst- 
kosten liefern." 

Es  ist  dieser  Antrag  identisch  mit  demjenigen,  welchen  die 
zur  Begutachtung  des  Gobat'schen  Schulgesetzesentwurfes  bestellte 
Kommission  gestellt  hatte. 

Die  Stadt  Luzern  ist  ihren  Schwesterstädten  im  Lande  herum 
ebenfalls  gefolgt  und  hat  am  31.  Januar  1891  für  Lehrmittel  und 
Schreibmaterialien  die  Unentgeltlichkeit  beschlossen. 

Im  Kanton  Aargau  bildet  die  Unentgeltlichkeit  der  Lehr- 
mittel ein  Revisionspostulat  der  freisinnigen  Partei. 

Auch  unsere  ennetbirgischen  Eidgenossen  haben  in  der  be- 
zeichneten Richtung  einen  Anlauf  für  ihre  Schulen  gemacht,  allein 
bis  jetzt  ohne  den  gewünschten  Erfolg. 

7.  Fürsorge  für  arme  Schulkinder. 

a.  Spezialklassen  und  Anstalten  für  Schwachsinnige. 

Durch  das  revidirte  Unterrichtsgesetz  des  Kantons  Basel- 
stadt vom  8.  Juni  1891  ist  die  Errichtung  besonderer  Klassen 
für  schwach  begabte  Kinder  gesetzlich  sanktionirt  worden. 
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Die  Klasse  in  Grossbasel  zählte  20  Knaben  und  21  Mädchen, 
diejenige  in  Kleinbasel  15  Knaben  und  24  Mädchen.  Beide  Klassen 
wurden  in  je  zwei  Abteilungen  unterrichtet.  Der  Unterricht  wurde 
von  vier  Klassenlehrerinnen  und  zwei  Arbeitslehrerinnen  erteilt. 

In  Herisau  bestehen  ebenfalls  zwei  Klassen  für  Schwach- 
sinnige; femer  besteht  in  Speicher  eine  solche  Klasse  mit  z^^'ei 
Abteilungen,  jede  im  Maximum  aus  15  Schülern  bestehend  mit  je 
einem  Lehrer.  Ebenso  ist  im  Kanton  Aargau  für  die  besondere 
Schulung  jener  armen  Kinder  Vorsorge  getroffen.  Die  beiden  dor- 
tigen Bildungsanstalten  wiesen  im  Berichtsjahre  die  nacMolgende 
Frequenz  auf: 

Bremg^arten  (St.  Joseph) 31  Knaben,    18  Mädchen 

Schloss  Biberstein 20        „  15         „ 

Der  Unterricht  erstreckt  sich  auf  die  Elementarfacher  der 
drei  untern  Klassen  der  Volksschule  und  vor  allem  bei  den  altem 
Zöglingen  auf  die  praktische  Ausbildung  in  den  verschiedenen 
Handarbeiten.  Mit  Rücksicht  auf  die  letztere  Betätigung  der  Zög- 
linge hat  die  Anstalt  Biberstein  einen  grossem  Komplex  angekauft 
und  den  Landwirtschaftsbetrieb  in  derselben  eingefühlt. 

Die  beiden  Schulen  im  Kanton  Zürich  wiesen  die  folgende 
Frequenz  auf: 

Regensberg 43  Knaben,     —  Mädchen 

Zürich 7        „  10 

Mit  der  Ausgestaltung  von  Neu-Zürich  denkt  man  auch  darafl, 
die  ganz  schwachen  Schüler  in  verschiedene  Klassen  —  für  jeden 
der  fünf  Schulkreise  eine  —  zu  vereinigen;  um  denselben  einen 
ihrem  Fassungsvermögen  angepassten  und  vertieften  Unterricht  zu- 
kommen zu  lassen.  Alle  uns  zur  Verfügung  stehenden  Berichte 
wissen  von  recht  erfreulichen  Erfolgen  des  Unterrichts  zu  berichten. 

Eine  allgemeine  Statistik  über  die  schwachsinnigen  Kinder 
würde  zeigen,  wie  verhältnismässig  viele  derselben  der  Wohltat 
irgendwelchen  Unterrichts  verlustig  gehen,  indem  sie  einmal  wegen 
ihrer  Gebrechen  nicht  die  Schule  besuchen  und  sodann  auch  nicht 
in  Anstalten  untergebracht  sind.  Um  eine  Versorgung  und  eine 
bessere  Ausbildung  dieser  unglücklichen  Kinder  möglich  zu  machen, 
sollten  menschenfreundliche  Männer  in  den  Kantonen  zusammen- 
stehen, wie  dies  übrigens  bereits  schon  in  einigen  Landesteilen 
geschehen  ist.  Die  betreifenden  Kantonsregierungen  T^üixlen  den 
humanen  Bestrebungen  Herz  und  Hand  gewiss  nicht  verschliessen. 

b,  Unterbringung  von  Minderjährigen  in  Besserungs- 
anstalten. 

Der  Erziehungsrat  des  Kantons  Baselstadt  behandelte  einen 
Gesetzesentwurf  betreifend  Errichtung  einer  kantonalen  Besserungs- 
anstalt für  verwahrloste  Kinder  und  beschloss  dessen  Vorlage  an 
den  Regierungsrat. 
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Im  Kanton  Bern  zählte  die  schweizerische  Eettungsanstalt 
ffir  Knaben  in  der  Bächtelen  bei  Bern  vier  Lehrer  mit  59  Zög- 
lingen (7  Berner,  14  Zürcher,  11  Basler,  18  St.  Galler,  je  2  Aar- 
gauer.  Schaifhauser,  Appenzeller  und  je  einen  Thurgauer,  Bündner 
mid  Glamer). 

Eine  ähnliche  Anstalt  für  katholische  Knaben  findet  sich 
mit  vier  Lehrern  auf  dem  Sonnenberg  bei  Luzern  mit  52  Zög- 
lingen, wovon  24  aus  dem  Kanton  Luzern,  8  Solothurn,  je  3  Basel- 
stadt, Tessin,  je  2  Aargau,  Baselland,  Obwalden,  Schwyz  und  Zug, 
je  1  Bern,  Glanis,  St.  Gallen  und  Zürich. 

Die  Zahl  der  ausgetretenen  Zöglinge  beträgt  15.  Von  diesen 
wurden  Landknechte  4,  Schlosser  1,  Spengler  1,  Geometer  1,  Uhren- 
macher 1,  Buchbinder  1,  Hafner  1,  Schreiner  1,  Sattler  1,  Schüler 
sind  noch  3. 

Im  Kanton  Zürich  sorgten  ausser  der  Pestalozzistiftung  in 
Schlieren  und  der  Korrektionsanstalt  in  King^^eil  die  Kommissionen 
„für  die  Versorgung  verwahrloster  Kinder"  in  den  Städtebezirken 
Zürich  und  Winterthur  in  segensreicher  Weise  dafür,  einzelne  dieser 
Kinder  in  guten  Familien  unterzubringen,  um  ihnen  die  Wohltat 
einer  richtigen  Familienerziehung  zukommen  zu  lassen, '  die  ihnen 
im  Eltemhause  versagt  ist.  Würden  sie  ja  doch  daheim,  wo  sehr 
oft  zerrüttete  Familienverhältnisse  infolge  bitterer  Armut  die  Regel 
sind,  vollständiger  Versumpfung  anheimfallen. 

In  Winterthur  wurden  im  Berichtsjahr  8  dieser  armen  Kinder 
durch  die  Kommission  versorgt.  Im  Bezirk  Zürich  beträgt  die 
Zahl  der  patronirten  Kinder  72  (46  Zürcher,  18  Schweizer  aus 
andern  Kantonen,  8  Ausländer),  nämlich  56  Knaben  und  16  Mäd- 
chen, die  zum  Teil  in  Privatfamilien,  besonders  auf  dem  Lande, 
zum  Teil  in  Anstalten  untergebracht  sind,  so  auch  in  ausserkan- 
tonalen  Anstalten  wie  im  Thurhof  bei  Utzwyl,  in  Wiesen 
bei  Herisau  und  in  der  Pestalozzistiftung  Olsberg. 

Auch  andere  Kantone  sorgen  in  weitherziger  Weise  für  diese 
Kinder.  W-'ir  werden  uns  bemühen,  im  nächsten  Jahre  über  diese 
Bestrebungen  im  Schweizerlande  eine  möglichst  vollständige  Dar- 
stellung zu  geben. 

Für  den  Sammler  ist  es  eine  Freude,  diese  Bestrebungen 
werktätiger  Nächstenliebe  zu  registriren,  und  dies  um  so  eher,  als 
sie  in  einer  grossen  Eeihe  von  Fällen  zum  Teil  auf  erhebliche 
private  Opfer  abstellen.  —  Zwar  hat  der  Staat  in  den  letzten 
Jahren  in  wirksamerer  Weise  zu  unterstützen  angefangen  und  eine 
Reüie  von  Kantonen  vei-i^^enden  einen  Teil  des  „Alkoholzehntels" 
in  durchaus  zweckentsprechender  Weise  zur  Förderung  dieser  Be- 
strebungen, indem  die  Sorge  um  die  Verwahrlosten  doch  wohl  so 
wichtig  erscheinen  muss  als  die  Fürsorge  für  alte  Trinker.  So 
hat  beispielsweise  der  Kanton  Zürich  der  obgenannten  Kommission 
im  Bezirke  Zürich  für  die  Versorgung  verwahrloster  Kinder  einen 
Betrag  von  Fr.  1000  verabreicht. 
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0.  Kinderhorte. 

In  der  Stadt  Zürich  bestehen  zur  Zeit  zwei  Anstalten,  ein 
Knaben-  nnd  ein  Mädchenliort,  in  welchem  schulpflichtige  Kinder, 
deren  Eltern  sie  während  des  Tages  nicht  beaufsichtigen  können, 
während  der  schulfreien  Zeit  aufgenommen  und  angemessen  betätigt 
werden,  und  wo  ihnen  ein  Abendessen,  bestehend  aus  guter  warmer 
Milch  und  Brot  verabreicht  wird.  Der  Zweck  dieser  Anstalten 
ist  also,  Kinder  von  Eltern,  welche  bis  zur  späten  Abendstunde 
dem  Verdienste  nachgehen  müssen,  zu  überwachen  und  sie  vor 
Verrohung  nnd  Vei-wahrlosung  zu  schützen. 

Nach  dem  Berichte  der  Kommission  wurden  die  beiden  Horte 
in  folgender  Weise  besucht: 

Knabenhort 25  Knaben      f    ^^l  Kanton  verabreichte 

-.^,  ,      ,     ^  rtc  ^ruj  1.        \  aus  dem  Alkoholzehntel  eine 

Mädchenhort ca.  25  Mädchen    (      Subvention  von  Fr.  100. 

Ebenso  besteht  ein  solcher  Hort  in  Winterthur,  der  im  Zu- 
sammenhang mit  den  Ferienkolonien  ebenfalls  staatlich  unterstützt 
wurde. 

In  den  Kinderhorten  in  Basel,  über  deren  detaillirte  Organi- 
sation im  Jahrbuch  pro  1889  das  nähere  zu  finden  ist,  fanden  sich 
ungefähr  400  Kinder  ein. 

Im  bernischen  Stadtrate  wurden  sodann  die  zwei  folgenden, 
die  Kinderaufsicht  zwischen  der  Schulzeit  betreffenden  Motionen 
gestellt  und  von  der  Behörde  erheblich  erklärt: 

1.  Ist  es  nicht  angezeigt,  für  die  Stadt  Bern  sogenannte 
Kinderhorte  einzurichten? 

2.  Sind  nicht  beschränkende  Bestimmungen  über  den  Aufenthalt 
der  Kinder  auf  der  Gasse  während  der  spätem  Abendstunden  auf- 
zustellen? 

Für  die  Bestrebungen  in  der  bezeichneten  Richtung  in  andern 
Teilen  unsers  Landes  verweisen  wir  auf  die  frühern  Jahrbücher. 

d,  Ferienkolonien. 

Das  Bestreben,  durch  die  Verbringung  der  Schulkinder  in  die 
Ferienkolonien  den  kindlichen  Geist  von  der  Schularbeit  ausruhen 
und  arme,  schwächliche  Kinder  durch  Kräftigung  ihrer  Gesundheit 
die  echte,  rechte  Lebensfreudigkeit  wieder  gewinnen  zu  lassen, 
findet  in  unsem  Industriezentren  immer  mehr  begeisterte  Anhänger 
und  allgemeine  Anerkennung. 

Im  Sommer  1890  nahmen  vom  15.  Juli  bis  8.  August  (25  Tage) 
255  Kinder  (115  Knaben  und  140  Mädchen)  aus  der  Stadt  Zürich 
und  Umgebung  an  den  Ferienkolonien  teil.  Dieselben  standen  unter 
der  Leitung  von  25  Erwachsenen,  fast  ausschliesslich  Lehrern  und 
Lehrerinnen.  Die  280  Personen  waren  auf  fünf  Stationen  im  Kanton 
Appenzell   untergebracht.    Gleichzeitig  machten  von  den   zurück- 
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bleibenden  Schulkindern  zirka  120  eine  Ferienmilchkur  in  Zürich 
^selbst  durch.  Das  letztere  geschah  auch  in  Hottingen,  und  zwar 
kam  diese  Ferierimilchkur  67  Schülern  zu  gute.  Einem  Teil  der 
Schüler  Hottingens  (18  Mädchen  und  11  Knaben)  konnte  auch  die 
Wohltat  der  Ferienkolonie  im  Zürcher  Oberland,  in  Bäretsweil. 
zugewendet  werden. 

Töss  bei  Winterthur  sandte  ebenfalls  24  Mädchen  und  15 
Knaben  für  einige  Wochen  zur  Erholung  ins  zürcherische  Oberland. 

Der  Pestalozzi  verein  in  Wädensweil  schickte  seine  Pfleglinge 
zur  Kur  nach  Hütten. 

Alle  Leiter  dieser  Ferienaufenthalte  sind  des  Lobes  voll  über 
die  erreichten  Erfolge  der  Ferienkolonien  im  Gesundheitszustand 
der  Kinder. 

Aus  dem  Alkoholzehntel  verabreichte  der  Kanton  Zürich  die 
nachfolgenden  Beiträge  an  die  in  der  Hauptsache  doch  auf  die 
Privatwohltätigkeit  angewiesenen  Ferienkolonien : 


Zürich    .    . 
Winterthur 


Fr.  1500        Töss Fr.  100 

„      800    :    Hottingen „100 


n 


Die  Gemeinde  Bern  spendete  dies  Jahr  zum  ersten  Male  eine 
Unterstützung  für  die  Ferienversorgung  und  zwar  in  dem  ansehn- 
lichen Betrage  von  Fr.  1000,  wodurch  zirka  270  Kindern  die  Sommer- 
frische in  fünf  Kolonien  ermöglicht  wurde. 

Zum  dritten  Male  ist  es  sodann  den  Bemühungen  von  Menschen- 
freunden in  Biel  gelungen,  für  eine  Anzahl  ärmerer  und  erholungs- 
bedürftiger Kinder  einen  Ferienaufenthalt  zu  ermöglichen.  Vor 
drei  Jahren  hatten  bei  30  Kinder  auf  dem  Steinerberg  (zwischen 
Ilfingen  und  Sonceboz)  Unterkunft  gefiinden,  letztes  Jahr  ebensoviele 
auf  dem  Vion  (Sonnenberg)  bei  Dachsfelden.  Die«es  Jahr  wurde 
es  möglich,  40  Kinder  in  mit  guten  Betten  versehenen,  säubern 
Wohnräumen  daselbst  zu  verpflegen.  Ein  Lehrer  mit  seiner  Gattin, 
ebenfalls  Lehrerin,  und  einer  weitern  solchen,  dem  Samariterverein 
angehörend,  fuhren  mit  einer  eigenen  Köchin  und  Magd  das  Haus- 
wesen. Das  Mobiliar  ist  Eigentum  der  Ferienkolonie-Kommission, 
beziehungsweise  der  Gemeinde  Biel.  Die  Pfleglinge  sind  deutscher 
nnd  französischer  Zunge. 

27  Knaben  besser  situirter  Eltern  in  St.  Gallen  bildeten  am 
Fusse  des  Säntis  ebenfalls  eine  Privatferienkolonie. 

Wie  Basel  auf  allen  Gebieten  seines  Schulwesens  in  muster- 
hafter Weise  zu  sorgen  im  stände  ist  und  dies  auch  tut,  so  hat  es 
auch  im  Berichtsjahi'e  einen  grossen  Teil  seiner  dürftigen  Schul- 
kinder wieder  in  die  Ferienkolonien  gesandt  und  zwar  72  Knaben 
ttnd  7?  Mädchen ')  der  Sekundärschulen,  sowie  60  Knaben  und  60 
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*)  Weitere  60  Mädchen  befanden  sich  in  der  Erholungsstation. 


»,^  ■,;.f|iB« 


l*-*J^ 


,1 


102 


Das  Unterrichtswesen  in  den  Kantonen. 


Mädchen  der  Primarschulen;   ausserdem  beteiligten  sich  an  einer 
dreiwöchentlichen  Milchkur: 

Primarschale         Sekundarschulp 

Knaben    ...        444         231 
Mädchen   .    .    .        214 264 

Znsammen    .    658         495 


ii.\ 


e,  Fürsorge  für  Nahrung  und  Kleidung  im  Winter. 

Die  Palme  derWohltütigkeit  auch  auf  diesem  Gebiete  der  Schule 
gehört  Basel.  Für  Schälertuch  allein  konnte  das  Komite  der 
gemeinnützigen  Gesellschaft  den  Empfang  von  zirka  Fr.  14,600 
bescheinigen  und  konnten  1791  >)  Knaben  und  1290 ')  Mädchen  mit 
dem  Schülertuch  beschenkt  und  dafür  rund  Fr.  17,000  verausgabt 
werden.     Suppe  wurde  im  Winter  verteilt  an: 

Knabtüii  Mädcheu  Total 


Primarschule 
Sekundärschule 


ca.  300 


240 


940 
540 


Die  Mittel  für  diese  Austeilung  wurden  durch  Privatbeiträge 
aufgebracht. 

Von  der  Lukasstiftung  (zur  Erinnerung  an  das  E^-dbeben 
am  Lukastag  1356)  wurden  verteilt: 


Prmiarschule 


Paar 
neue  Schabe 

3000 


(TUtseheine 
tTir  Sohlen 

285 


In  Anlehnung  an  das  Beispiel  Basels  will  ein  Komit«  ge- 
meinnütziger Männer  in  Bern  eine  Stiftung  zur  Austeilung  von 
„ Zähringertuch'*  ins  Leben  mfen.  Die  vorgenommene  Sammlung 
von  Beiträgen  hat  bereits  guten  Erfolg  gehabt. 

Wie  seit  vielen  Jahren,  so  wurden  auch  diesen  Winter  an 
der  Schule  „Obere  Stadt"  an  die  armen  Schüler  und  Schülerinnen 
Brot-  und  Suppenkarten  ausgeteilt.  In  der  Speiseanstalt  im  Kom- 
haus  konnten  sie  dann  gegen  Abgabe  der  Karten  in  einem  besonders 
erstellten  Lokal  unter  Aufsicht  der  Lehrerschaft  das  ihnen  sehr 
angenehme  Mittagsmahl  abhalten.  An  148  Schüler  und  Schülerinnen 
wurden  vom  15.  Dezember  bis  24.  März  ausgeteilt:  6310  Brotkarten 
und  ebenso  viele  Suppenkarten  und  es  betrug  die  Ausgabe  dafür 
Fr.  946.  50.  welche  von  der  Stadtgemeinde  (Fr.  450)  von  Privaten 
und  dem  Ertrag  einer  Abendunterhaltung  der  Schüier  zusammen- 
gebracht wurde. 

Im  Kanton  Bern  finden  wir  übrigens  die  menschenfreundliclie 
„Speisung  der  armen  Schulkinder"  schon  seit  dem  Schuljahre  1883/84 
in  allgemeiner  Weise  praktisch  betätigt,  wie  sich  aus  der  nach- 
folgenden Zusammenstellung  ergibt:  % 


*)  Wovon  in  der  Primarschule :   884  Knaben  und  751  Müdchen. 
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bohnljahr 

Zahl  der 

unterstfitzt. 

Kinder 

Einnahmen 
Beitriüre       B«**J*«rP  ^ou  Prl- 
von  uenieinaen    (^^^^jj^pn^p  etc. 

AuftfCHben 

1883/84     . 

7941 

15229 

30471 

43951 

1884/85     . 

7738 

11300 

30066 

39155 

1885.86     . 

7323 

9895 

33202 

38106 

1886/87     . 

10452 

13260 

37080 

48556 

1887/88     . 

10524 

16110 

41566 

54643 

1888,'89     .     . 

11688 

14918 

42758 

55702 

1889|90     . 

11734 

18108 

41388 

57423 

1890,91     .     . 

11337 

21193 

48193 

66413 

1891/92     . 

13172 

27152 

43259 

67833 

VersorsraofB^  armer  Schulkinder  mit  Nahrnn^  und  Kleidung  im 

Kanton  Bern. 

Von  Privaten 

zu  Tische 

geladene 

Kinder 

379 
369 
389 
499 
358 
378 
603 
328 
488 

In  der  Folge  wird  nun  auch  diesem  Zweige  der  Fürsorge  flir 
die  Schulkinder  ein  grösserer  Staatsbeitrag  zugewendet  werden  und 
es  ist  beispielsweise  für  das  Jahr  1891/92  ein  Beitrag  von  Fr.  6000 
zu  diesem  Zwecke  ins  Budget  eingestellt  worden. 

In  Luzern  ist  der  Verein  zur  Unterstützung  anner  Schulkinder 
stets  eifrig  bestrebt,  die  Not  derselben  zu  lindem.  Zu  Weihnachten 
1890  wurden  an  den  Knabenschulen  allein  Fr.  1800  fiir  Ankauf 
von  Kleidungsstücken  verausgabt.  An  den  Knaben-  und  Mädchen- 
schulen wurden  für  die  Bekleidung  armer  Schüler  und  Schülerinnen 
im  »Jahre  1890  zirka  Fr.  4000  ausgeworfen. 

Der  Schulinspektor  des  Kantons  Luzern  schreibt  in  einem 
Berichte  an  das  Erziehungsdepartement  über  die  bezüglichen  Be- 
strebungen im  Kanton  folgendes: 

„Zur  Ehre  der  Freunde  und  (Tönner  der  Schulkinder  kann  ich 
mit  grösster  Freude  melden,  dass  in  recht  vielen  Gemeinden  den 
armen  Schulkindern  von  wohltätiger  Hand  eine  Mittagssuppe  ver- 
abreicht wird;  an  einigen  Orten  eine  Schüssel  voll  Milch  nebst 
einem  währschaften  Stück  Brot;  an  andern  Orten  ein  solides, 
schmackhaftes  Erdäpfelmus  und  etwas  Brot  dazu,  das  ist  das  Mittag- 
essen, das  die  Kinder  entgegennehmen  können;  sie  tun  es  mit 
Freuden  und  mit  dankbarem  Herzen.  Mögen  diese  Suppenanstalten 
nw  noch  etwas  zahlreicher  werden  und  kräftig  fortgedeihen!  Die 
wohltätigen  Spender  erweisen  sowohl  den  Kindern  als  der  Schule 
einen  gi-ossen  Dienst,  den  Kindern  durch  die  nahrhafte  Suppe,  der 
Schule,  weil  die  Mittagssuppe  zugleich  ein  kräftiges  Lockmittel 
zu  einem  fleissigem  Schulbesuche  ist,  und  ausserdem  sind  die  Schüler 
wieder  viel  besser  für  den  Unterricht  aufgelegt,  als  wenn  sie  nach 
Hause  und  zurück  einen  Weg  von  1 — IV2  Stunden  machen  und 
zwischen  hinein  schnell  ein  karges  Mittagsmahl  nehmen  müssten. 
Namens  der  lieben  Schuljugend  sei  an  dieser  Stelle  allen  denjenigen, 
welche  etwas  zu  der  währschaften  Mittagssuppe  beitragen,  der 
öffentliche  Dank  ausgesprochen." 

Im  Kanton  Neuenburg  hat  das  Erziehungsdepartement  an 
alle  Menschenfreunde  einen  Aufruf  zur  Bildung  einer  Gesellschaft 
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gerichtet  zur  Verabreichung  von  Schulsuppen  an  Kinder,  die  ent- 
weder zu  weit  vom  Schulhaus  wohnen  oder  überhaupt  schlecht 
genährt  sind. 

In  seinem  Jahresberichte  gibt  auch  das  Erziehungsdepartement 
des  Kantons  Uri  diesem  Gedanken  Ausdruck  mit  folgenden  Worten: 

,.Zu  wünschen  wäre  sehr,  dass  man  an  allen  Schulorten  den 
Kindern,  die  einen  weiten,  beschwerlichen  Schulweg  haben,  nach 
der  Schule  eine  gute  kräftige  Suppe  und  ein  Stück  Brot  geben 
könnte.  Es  fehlen  leider  oft  die  nötigen  Geldmittel;  hie  und  da 
fehlt's  am  guten  Willen.  Von  den  Berggemeinden  ist  es  Bürglen, 
wo  die  Bergkinder  eine  Suppe  erhalten.  In  Altdorf  bekommen 
alle  ärmern  Kinder  mittags  eine  gute  Suppe." 

Im  Kanton  Obwalden,  jenem  schulfreundlichen  Ländchen, 
sind  im  Jahre  1891  die  nachfolgenden  Summen  zu  dem  bezeichneten 
Zweck  verausgabt  worden: 

HekleiduiiK 

armer  Hehiilkiiidcr 

Fr. 

Samen    ....  200 

Kerns      ....  500 

Sachsebi ....  650 

Alpnach  ....  73 

Giswil     ....  ? 

Lung^ern ....  250 

Engelbei^^       ...  400 

Total  2073  6167  8240 

VjS  bestehen  die  nachfolgenden  Fonds,  aus  deren  Erträgnissen 
die  Ausgaben  teilweise  bestritten  werden: 

Mittaffssuppe    Bekleidan^  anuer  Sehiilkindrr 
Fr.  Fr. 

Kerns       ....  15200  — 

Sächseln  ....  5431  6400 

Oiswil      ....  7394 

So  sehen  wir  denn  aus  diesen  Beispielen  im  Zusammenhalt 
mit  den  in  den  frühem  Jahrbüchern  berichteten  Tatsachen,  dass 
in  den  verschiedenen  Teilen  unsers  Vaterlandes  freundliches  Wohl- 
wollen und  werktätige  Hülfe  dem  leidenden  und  armem  Teil  unsrer 
Schuljugend  sich  nicht  verschliesst  und  damit  der  zukünftigen 
Generation  die  Bedingungen  für  ihre  körperliche  und  geistige  Ent- 
wicklung erleichtei*t  oder  doch  deren  Verkümmerung  in  etwas 
vorbeugt. 

8.  Einzelne  Verfügungen  von  allgemeiner  Bedeidung, 

Da  es  an  verschiedenen  Orten  im  Kanton  Baselland,  wo 
die  Halbtagsschule  eingeführt  und  festgesetzt  ist,  dass  die  Kinder 
dieselbe  Ins  zum  vollendeten  14.  Altersjahre  zu  besuchen  haben, 
vorkam,  dass  Eltern  ihre  Kinder  dem  Schulunterrichte  mit  dem 
Tage  entziehen  wollten,  an  welchem  die  Schüler  die  oben  ange- 


Mittaf^sMuppe 

Total 

Fr. 

Fr. 

1530 

1730 

1300 

1800 

441 

1091 

200 

273 

1396 

1396 

250 

1300 

1700 
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gebene  Altersgi-enze  eiTeicht  hatten,  auch  wenn  derselbe  mitten 
in  das  Schuljahr  hineinfiel,  so  wurde  den  betreffenden  Schulpflegen 
die  Weisung  erteilt,  jene  Kinder  wieder  zum  Besuche  der  Schule 
anzuhalten  und  zwar  bis  zum  Schlüsse  des  Schuljahres,  in  welchem 
dieselben  das  14.  Altersjahi*  eiTeicht  haben.  Eine  Entlassung  mit 
dem  Geburtstage  vertrage  sich  mit  einer  gehörigen  Schulordnung 
nicht. 

Verschiedenen  Lehrern  an  Halbtagsschulen,  welche  einen  Ent- 
scheid darüber  wünschten,  wie  es  mit  der  Schulpflicht  solcher 
Schüler  zu  halten  sei,  welche  aus  einer  Gemeinde  mit  Repetirschule 
herkommen,  wurde  die  Antwort  erteilt,  dass  ein  Kind,  welches 
anderwärts  die  Repetirschule  besucht  habe,  noch  so  lange,  entweder 
wöchentlich  zweimal  oder  wöchentlich  sechsmal,  an  dem  Unter- 
richte der  Halbtagsschule  sich  beteiligen  müsse,  bis  es  die  den 
Eepetirschülern  vorgeschriebene  Stundenzahl  en-eicht  habe. 

Im  Kanton  St.  Gallen  hatte  ein  pensionirter  Lehrer  die 
Pensionsurkunde  gegen  ein  Anleihen  faustpfandrechtlich  versetzt. 
Der  Regierungsrat,  an  den  diese  Ang:elegenheit  geleitet  wurde, 
entschied  hiebei,  dass  der  Verkauf  oder  auch  nur  die  zeitweise 
Verhaftung  dieser  Urkunde  als  den  Zwecken  genannter  Unter- 
stützungskasse durchaus  widerstreitend  als  untunlich  und  unstatt- 
haft bezeichnet  werden  müsse  und  wies  das  Erziehungsdepartement 
an,  für  Aufnahme  einer  bezüglichen  Bestimmung  in  die  Statuten 
zu  sorgen. 

Von  Entscheiden  prinzipieller  Natur  aus  dem  Kanton  Aargau 
führen  wir  an :  Die  von  einer  Schulpflege  gestellte  Anfrage,  ob  es 
gesetzliche  Mittel  gebe,  die  Inhaber  der  elterlichen  Gewalt  zu  ver- 
halten, ihre  •  als  schwachsinnig  erklärten  schulpflichtigen  Kinder 
einer  Erziehungsanstalt  für  Schwachsinnige  übergeben  zu  müssen, 
wurde  dahin  beantwortet:  Der  Erziehungsbehörde  stehen  keine 
gesetzlichen  Mittel  zur  Verfügung,  ohne  weiteres  einen  Vater 
zwingen  zu  können,  sein  Kind,  statt  der  i)fi'entlichen  Schule,  einer 
Anstalt  für  Schwachsinnige  anzuvertrauen.  Wenn  aber  erwiesener- 
inassen  es  sich  herausstellt,  dass  ein  Vater  die  Erziehung  und 
Bildung  seines  schwachsinnigen,  aber  bildungsfähigen  Kindes  ver- 
nachlässigt, so  kann  ihm  die  väterliche  Gewalt  entzogen  werden 
nnd  die  zuständigen  Organe  können  alsdann  die  Unterbringung 
eines  solchen  Kindes  in  eine  bezügliche  Anstalt  verfügen.  Für 
die  Verpflegungs-  und  Bildungskosten  des  Kindes  hat,  je  nach 
den  Vermögensverhältnissen  der  Eltern,  diese  oder  jene  betreffende 
(Temeinde  aufzukommen. 

9.  Handarbeiten  der  Mädchen. 

Dieser  Zweig  des  Unterrichtes  erfreut  sich  immer  mehr  stei- 
gender Berücksichtigung,  was  sich  insbesondere  auch  aus  den 
wachsenden  Aufwendungen  ergibt,   wie  dieselben  in  den  Staats- 
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rechnungen  flguriren.  Die  Jahresberichte  der  Erziehungsdirektionett 
geben  zum  Teil  nur  eine  dürftige  Übersicht  über  die  statistischen 
Verhältnisse  dieser  Schulen.  Die  folgende  Übersicht  enthält  das, 
was  sich  da  und  dort  zerstreut  fand  und  durch  Anfragen  vervoll- 
ständigt werden  konnte. 

42826 
11645 


Kanton 

Schnlen 

Schüle- 
rinnen 

Lehre- 
rinnen 

Absensen 
entach.      nnentsch. 

Zürich 

367 

14636 

402 

39230 

3596 

Bern 

1945 

50141 

1482») 

Luzern 

239 

7221 

— 

8061 

3584 

Uri 

20 

500 

— 

Ohwalden.    .     .    . 

- 

— 

Nidwaiden     .     .    . 

15 

726 

15 

— 

— 

Glarns  

27 

2241«) 

35 

3411 

951 

Zug 

11 

1470 

28 

Freiburg   .... 

140 

115 

— 

— 

Solothiirn.     .    .     . 

236 

6370 

236 

13544 

9580 

Baselstadt      .     .     . 

21 

Baselland .... 

125 

3823») 

124 

— 

Schaffhansen.    .     . 

61 

Appenzell  A.-Rh.   . 

31 

3824 

31 

St.  Gallen .... 

13322 

238 

20942 

4908 

( Traubünden  .     .     . 

275 

5688 

Aargau      .... 

306 

12875 

286 

Thurgau    .... 

6442 

14280 

4658 

4362 


23124 


Kanton 

Zürich  .  . 
Bern .  .  . 
Solothurn  • . 
St.  GaUen  . 
Graubünden 
Aargau  .     . 


25850 


18938 

Die  Sorge  für  die  Hebung  des  Arbeitsschulwesens  ergibt  sich 
auch  aus  der  alljährlich  wachsenden  Zahl  von  Unterrichtskursen. 
So  wurden  nach  den  uns  zur  Verfügung  stehenden  Angaben  solche 
abgehalten : 

Knrsort  Dauer  Teilnehmerinn. 

Zürich  *)  20  Wochen  (Mai  bis  Okt.)  27 

Wimmis  3.  August  bis  19.  September  49 

Solothurn  18.  August  bis  13.  September  21 

St.  Gallen  Jahr  1891  — 

St.  Maria  (M&nsterthal)        11.  Mai  bis  4.  Juli  22 

Muri  17 

Brugg  22 

Insbesondere  niacheh  wir  auf  die  im  Kanton  St.  Gallen  be- 
stehenden Bestimmungen  betreffend  die  einjährigen  Arbeitslehre- 
rinnenkurse aufmerksam.  Das  Jahrespensum  ist  folgendermassen 
verteilt : 

a.  Januar-April:  Handnähen  und  Flicken  nebst  Musterschnitt; 

b.  Mai- August:  Maschinennähen  nebst  Musterschnitt; 

c.  September-Dezember:  Kleidermaclien  nebst  Musterschnitt; 

d.  das  ganze  Jahr  hindurch:  Pädagogik,  1  Stunde  per  Woche; 

e.  „        ,,         „  ,.  Methodik,   2  Stunden  per  Woche. 

Es  werden  auch  Schülerinnen  für  die  einzelnen  Kurse  auf- 
genommen. Der  Eintritt  hat  alsdann  jeweils  bei  Beginn  des  be- 
treifenden Kurses  (Pädagogik  und  Methodik  nur  Anfang  Januar) 
zu  erfolgen. 

'j  772  sind  zugleich  Primarlehreriiinen.  —  ')  Inkl.  r)99  Kepetirschülerinnen  mit  418  put- 
Kchiihligten  und  iü4  unentschuldigten  Absenzen.  —  ')  Inkl.  46\)  Repetirschttleriniien. 
*)  Schweizerische  Kachschule  flir  Danienschneiderei  und  Lingerie. 
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Für  die  Kandidatinnen  für  den  Beruf  der  Arbeitslehrerinnen 
ist  das  zurückgelegte  18.  Altersjahr  erforderlich,  fiir  Teilnehmerinnen 
an  den  sub  a. — e.  aufgeführten  Einzelkursen  das  zurückgelegte 
17.  Altersjahr.  Für  die  erstem  ist  der  Besuch  aller  obgenannten 
Korse  obUgatorisch.  • 

Unter  den  Arbeitslehrerinnen  ist  das  Solidaritätsgefühl  im 
Wachsen  begriffen.  Im  Kanton  A  arg  au  bestehen  seit  mehr  als 
20  Jahren  Konferenzen  der  Arbeitslehrerinnen.     Die  Oberarbeits- 

* 

lehrerinnen  kommen  zur  Besprechung  und  Beratung  der  gemein- 
schaftlichen Fragen  zusammen,  entweder  unter  Leitung  der  Er- 
ziehungsdirektion oder  als  selbständige  Versammlung.  Femer  hält 
jede  Oberlehrerin  der  11  Bezirke  mit  den  Arbeitslehrerinnen  ihres 
Bezirkes  zwei  Konferenzen  per  Jahi*  ab,  in  denen  u.  a.  die  Bücher 
ausgetauscht  werden,  welche  aus  der  Arbeitslehrerinnen-Bibliothek 
bezogen  worden  sind. 

Für  die  sachgemässe  Erteilung  des  Unterrichtes  hat  eine  Reihe 
von  Kantonen  eine  Inspektion  ihrer  Arbeitsschulen  angeordnet; 
so  hat  der  Kanton  Zürich  seit  Jahren  eine  eigene  kantonale  Arbeits- 
schulinspektorin,  welche  die  Bezirksvisitatorinnen  alljährlich  zu 
einer  Konferenz  zur  Besprechung  der  die  Arbeitsschulen  betreffenden 
Fragen  besammelt. 

Der  Jahresbericht  des  Kantons  Baselland  spricht  sich  über 
die  Notwendigkeit  einer  Inspektion  mit  folgenden  Worten  aus: 
„Für  die  Arbeitsschulen  zeigt  sich  die  Bestellung  einer  fachkun- 
digen Schulaufsicht  und  bessere  Fürsorge  für  Beschaffung  zweck- 
dienlicher Arbeitsstoffe  als  dringendes  Bedürfnis." 

Und  dieses  Bedürfnis  stellt  sich  um  so  eher  als  dringend  heraus, 
als  an  vielen  Orten  eben  die  untern  Schulbehörden  mit  der  strikten 
Durchführang  beispielsweise  der  Arbeitsschulpflicht  es  nicht  gerade 
aüzu  ernst  nehmen.  Dies  mag  durch  folgende  Mitteilung  des 
„Schweizerischen  Erziehungsfreund"  illustrirt  werden: 

„Aus  dem  Gebiet  der  Arbeitsschule  sei  zur  fröhlichen  Ein- 
leitung als  fast  unglaubliches  Kuriosum  erwähnt,  dass  laut  Inspek- 
toratsbericht  in  B.  im  Kanton  Solothurn  ein  12 — 13jähriges 
Mädchen,  das  ziemlich  regelmässig  die  Primarschule  besucht,  noch 
keinen  Fuss  in  die  Arbeitsschule  gesetzt  hat.  Ernster  ist  dann 
schon,  dass  es  immer  noch  34  Gemeinden  gibt,  in  welchen  ein 
Teil  oder  sämtliche  Schülerinnen  des  siebenten  (letzten)  Arbeits- 
schuljahres wegen  Fabrikbesuches  die  Arbeitsschule  versäumen 
resp.  ignoriren.  Wamm  aber  nicht  schon  vom  ersten  Schuljahr 
an  die  Mädchen  auch  in  die  Arbeitsschule  rangiren  und  ein  Jahr 
früher  sie  dann  auch  entlassen  ?  Bei  armen  Leuten  in  Fabrikorten 
gehört  das  mit  zur  sozialen  Frage,  und  warum  sollte  das  Mädchen 
mit  7  Jahren  für  seine  natürlichen  Berufsarbeiten  nicht  ebenso 
s:eschickt  und  verständig  sein  wie  für  die  Primarschule  ?  Tüchtige 
Arbeitslehrerinnen  geben  es  zu,  und  Ausnahmen,  die  da  und  dort 
vorkommen,  bestätigen  die  Kegel." 
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Dieses  Beispiel  steht  nicht  etwa  vereinzelt  da,  sondern  es 
Hessen  sich  noch  ähnliche  Stimmen  ans  verschiedenen  Kantooen 
aufführen. 

Über  die  Leistuno:en  in  den  kantonalen  Arbeitsschulen  spricht 
sich  der  Jahresbericht  des  Erziehungsdepartements  des  Kantons 
Solothurn  folgendermassen  aus: 

„Bezüglich  der  einzelnen  ünterrichtszweige  werden  von  den 
Inspektorinnen  die  Leistungen  im  Stricken,  Nähen,  Strumpf-  und 
Zeugflicken,  sowie  im  Wäschezeichnen  im  grossen  und  ganzen  als 
gute  und  lobenswerte  bezeichnet ;  weitaus  die  grosse  Mehrzahl  der 
Schulen  genügt  diesfalls  den  Anforderungen  des  Lehrplanes.  Immer- 
hin kommen  stellenweise  in  den  genannten  Unterrichtsgebieten 
noch  einzelne  Fehler  vor.  So  zeigen  sich  hie  und  da  beim  Stricken 
mangelhaftes  Rist-  und  Endeabnehmen,  zu  fest  gestrickte  Strumpfe 
und  unrichtige  Strumpfformen ;  auch  wird  nicht  selten  in  den  obem 
Klassen  das  Stricken  überhaupt  vernachlässigt.  In  einigen  Schulen 
charakterisirt  sich  ein  grosser  Teil  der  Näharbeiten  durch  nnexakte, 
flüchtige  Ausführung ;  da  und  dort  haben  die  Frauen-  und  Manns- 
hemden nicht  den  richtigen  Schnitt.  Häufig  bekunden  die  Schü- 
lerinnen in  der  Anfertigung  der  Knopflöcher  noch  wenig  Fertigkeit. 
Beim  Strumpfflicken  befriedigt  namentlich  das  Verstechen  (Ver- 
stopfen) nicht  überall;  auch  kommen  noch  Fehler  beim  Annähen 
der  Stückelten  vor.  Beim  Zeugflicken  ist  öfters  das  Verweben 
mangelhaft,  ein  Beweis,  dass  es  zu  wenig  geiibt  wird.  Das  Wäsche- 
zeichnen weist  einigerorts  unrichtige  Stellung  der  Kreuzstiche,  zu 
grosse  Entfernung  der  Buchstaben  und  unpassende  Farbenzusammen- 
stellung auf. 

„Was  das  Zuschneiden  betrifft,  so  wird  dasselbe  noch  in  gar 
vielen  Schulen  nur  an  Papier  ein  wenig  geübt.  Daher  fehlt  den 
Mädchen  das  bezügliche  Verständnis  und  die  wünschbare  Fertigkeit. 
Nur  in  einer  kleinen  Zahl  von  Schulen  sind  die  betreffenden  Lei- 
stungen befriedigend." 

Der  Wert  der  angefertigten  Arbeiten  bezifferte  sich  für  den 
Kanton  Solothurn  auf  Fr.  48,205  oder  Fr.  7.  57  per  Schülerin. 

10,  Handarbeiten  der  Knaben: 

Vom  schweizerischen  Verein  zur  Förderung  des  Arbeitsunter- 
richts für  Knaben  ist  unterm  28.  Juni  1891  folgendes  „Prüfungs- 
reglement für  Lehrer  im  Arbeitsunterricht  für  Kna- 
ben" erlassen  worden: 

§  1.  Die  Prüfung  hat  zum  Zweck,  den  Lehrern  ein  zuverlässiges  Doku- 
ment über  ihre  Befähigung  im  Knabenarbeitsunterricht  in  die  Hand  zu  ^eben. 

§  2.  Die  Prüfungen  finden  jeweilen  im  Laufe  der  letzten  Woche  eines 
durch  den  Bund  subventionirten  Kurses  statt. 

§  3.  Es  können  Diplome  und  Fachzeugnisse  erworben  werden.  Erstere 
werden  erteilt   an  solche  Lehrer,   die   in   den   zwei  Hauptfächern   (Kartonnage- 
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und  Uobelbankarbeiten)  eine  befriedigende  Prüfang  abgele^ft  haben.  Letztere 
werden  für  einzelne  Fächer  erteilt.  Die  Noten  sind  in  den  Diplomen  und 
Fähigkeitszeugnissen  einzuschreiben. 

§  4.  Die  Prüfung  ist  eine  theoretische  und  praktische.  Die  theoretische 
dauert  2  bis  3  Stunden  und  besteht  in  der  Abfassung  eines  Aufsatzes,  welcher 
den  Zweck  hat,   die  methodische  Befähigung  des  Examinanden  zu  konstatiren. 

In  der  praktischen  Prüfung  muss  der  Examinand  i»  der  Herstellung  eines 
Gegenstandes  nach  gegebenen  Massen  und  einer  von  ihm  gezeichneten  Skizze 
seine  Fähigkeit  im  Arbeiten  beweisen. 

Er  kann  während  der  Arbeit  auch  mündlich  geprüft  werden  über  Werk- 
zeug- und  Materialkunde. 

§  5.  Die  Kandidaten  haben  sich  acht  Tage  vor  der  Prüfung  beim  Prä^ 
sidenten  des  „Schweiz.  Vereins  zur  Förderung  des  Arbeitsunterrichts  für  Knaben" 
anzumelden.  Der  Tag  der  Prüfung  wird  im  Vereinsorgan  publizirt  und  ausser- 
dem in  der  „Schweiz.  Lehrerzeitung"^,  im  „Edacateur"*  und  „Educatore"  angezeigt. 

§  6.  Die  Examinatoren  werden  vom  Vorstand  des  „Schweiz.  Vereins  zur 
Förderung  des  Arbeitsunterrichts  für  Knaben"  gewählt  und  für  ihre  Bemühungen 
entschädigt. 

§  7.  Die  Examinatoren  fassen  über  die  Prüfung  zu  banden  derjenigen 
Erziehungsdirektion,  welche  die  Oberleitung  des  Kurses  besorgt,  und  des  Tit. 
schweizerischen  Handels-  und  Industriedepartements  einen  schriftlichen  Bericht  ab. 

Unter  der  Leitung  des  Herrn  Riidia  in  Basel  fand  sodann  vom 
20.  Jnli  bis  15.  August  in  Chaux-de-Fonds  der  Vil.  schweizerische 
Handfertigkeitskurs  für  Lehrer  statt;  ebenso  fand  im  Berichtsjahr 
ein  solcher  kantonaler  Kurs  am  Seminar  in  Hofwyl  statt,  welchen 
der  Bund  mit  Fr.  400  subventionirte.  Die  bisher  abgehaltenen 
schweizerischen  Kurse  zeigten  nachfolgende  Frequenz: 


1.1884:  Basel 40 

II.  1886 :  Bern 51 

ni.  1887 :  Zürich      ....  52 

IV.  1858 :  Freiburg  ....  66 


V.  1889:  Genf  .....     91 

VI.  1890 :  Basel 82 

VII.  1891 :  Chaux-de-Fonds  .    87 


Die  nachfolgenden  statistischen  Mitteilungen  enthalten  das, 
was  zusammengetragen  werden  konnte  Im  nächsten  Jahrbuch 
soll  versucht  werden,  eine  möglichst  volUitändige  Darstellung  der 
statistischen  Verhältnisse  dieses  neuen  Unterrichtsfaches  zu  bringen. 


Handarbeitsschulen  1890/91. 


Gemeinde 
Enge .     . 

Zürich    . 

Riesbach 

Hottingen 

Hirslauden 

Oberstrass 

Winterthur 

Morgen  . 

Murten  . 

Basel.    . 

St.  Gallen,  St.  Fiden 

St.  Georgen,  Buchs 

Rapperswyl     .     . 

Chaux-de-Fonds  . 


Total 

der        Klassen    Lehrer 
Teilnehmer 


} 


56 

127 

118 

64 

17 

25 

81 

40 

40 

548 


6 
7 
8 
4 
2 
3 
5 
3 
2 
32 


3 
5 
4 
2 
1 
1 
3 
1 
2 
16 


Schal- 
Jahre 

4—6 
4—6 

4-8 
4-6 
7—9 


4-8 


Dauer  des 

Wöchentliche 

Kurses 

Stund 

len 

Wochen 

8. 

W. 

40 

2 

4 

19 

2 

22 

2 

22 

2>/> 

40 

6 

6 

22 

2    3 

20 

2 

22 

2 

4 

— 

2 

238  — 

122  7 
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WintersemeBter  1891.'92. 

Unterrioht«- 


Nov. 

Okt. 


ji 


(i e in  e  i  iid  t* 

Zürich :  Hirslanden . 

Riesbach    .    .    . 

£n^e     .... 

Zürich  .... 

Hottingen  .     .    . 

Oberstrass .     .     . 

Wintert  hur    .     . 

Horgen  .... 
Bern:  Stadt  .    .     . 

Hofwjl,  Seminar 
St.  Maria,  Engadin 
Sent,  Engadin  .    .    Nov. 

Chur 

Stans Okt. 

Lintthal    ....    Nov. 
Basel : 

a.  Handarbeitssch. 

für  Knaben 

b.  Lnkasschulen    . 

c.  Werkstätte    filr 

Schulknaben    . 

Glarus Okt. 

St. Gallen:  Ripperswyl     Nov. 

St.  Gallen  ...       „ 

SchafiFhausen     .     .     Okt. 


lieidnn  Schmer  KJ,--,«"-?^ 

und  Klasse 

4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 


r  n  t  e  r  r  i  c  li  t 


Okt. 


n 


18 
220 
56 
127 
64 
25 
81 
40 
267 
60 
12 
20 
56 
14 
12 


520 
150 


Sept.  82 
16 
23 

175 

130 


2 
13 

^ 

o 
7 
4 
2 
5 
3 

31 
4 
1 
2 

•6 
2 
1 


31 
9 

3 
1 
2 

15 

10 


4 
4 
4 
4 
2 
3 


KerbschnittArbeiten 
Kartonn.,  Hobelbank- n.KeTbschnittarti. 
Kartonn.,  Hobel bankart).  n.  Laobsif^ea 
Kartonnapre  und  Kerbuchuittarbeitfo 
Kartonnag<p 
dito 
Kartonnafc«  ond  Kerbachnittarbeiten 
dito 

Kartonnaiir^,  Hobelbank-  u.  Hchneidearb. 
Kartonnai^e-  and  Holx 
Knrtonnai^  und  Hobelbankarbeiten 

KerbKhnittarbeiten 
KartonnÄ^  and  Hobelbankarbeiten 
Kerbsehnittarbeiten  und  Modelliren 
Kartonnafl^e 


4      Kartunn. ,  Hobelbank-  n.  Kertwchnittarii. 

1  f  Lanbsäffen.  Kartonnaipe,  Hobelbank- 

*  (  una  Bobneidearbeiten 

4      Kartona.,  Hobelbank-  n.  KeriwehnittaH). 

2  Kartonnaffe 

4  dito 

M  (    Kartonnaffe,  I^ubaft^e-,  Schreiner-, 

*  \     Kerbschnitt-  und  Modeüirarbeiten 

4      Kartonn.,  Schreiner-  n.  Kerbsehnittarl». 


Handfertigkeitsschulen  bestehen  nach  unseni  Informationen  in 
der  Schweiz  in  nachfolgenden  Kantonen: 

1.  Zürich:  Enge,  Winterthur,  Zürich,  Riesbach,  Hottirigen,  Hirs- 

landen, Oberstrass,  Horgen,  Unterstrass. 

2.  Bern:    Stadt  Bern  (7   Schulen  mit  20  Lehrern),   Burgdorf, 

Langenthai,    Seminar   Hofwyl,   Piiintrut,   St.  Immer,  Bonfol 
Nidau,  Breleux,  Rüeschegg. 

3.  Unterwaiden:  Stans  in  Nidwaiden. 

4.  Glarus:  ftlarus,  Lintthal. 

5.  Freiburg:  Stadt  Freiburg,  Murten,  Bulle,  Mont-elier. 

6.  Solothurn:  Ölten,  Starrkirch,  Zuchwyl. 

7.  Basel:  Stadt  Basel  und  Kleinhtiningen. 

8.  Schaff  hausen:  Stadt  Schaff  hausen. 

9.  St.  Gallen:  Stadt  St.  Gallen,  St.Fiden,  St.  Georgen  (11  Lehrer). 

Altstätten,  Buchs,  Rapperswyl. 

10.  Graubünden:  Stadt  Chur  (6  Lehrer),  Santa  Maria.  Sent  im 

Engadin. 

11.  Aargau:  Stadt  Aarau,  Zofingen,  Rheinfelden. 

12.  Thurgau:    Stadt  Frauenfeld,  Weinfelden,  Hauptwyl,   Kreuz- 

ungen (Übungsschule). 

13.  Waadt:  Stadt  LaiLsanne,  Freyvaux. 

14.  Neuenburg:  Stadt  Neuenburg, Chaux-de-Fonds,  Locle, Cernier. 


r 


Fortbildungsschulen,  Eekrutenkurse.  Hl 


15.  Genf:  In  25  Gemeinden  mit  50  Lehrern  und  1500  Schüleni. 
Staatsbeitrag  Fr.  10,000  für  Einrichtung. 

Für  weitere  ergänzende  und  berichtigende  Mitteilungen  sind 
wir  jederzeit  dankbar. 

In  Genf,  Neuenburg  und  Waadt  ist  dieser  Unterricht 
gesetzlich  geordnet.  Jede  Gemeinde  hat  das  Recht,  denselben 
einzufuhren,  und  es  muss  sodann  der  Staat  einen  bestimmten  Bei- 
trag verabfolgen.  Eine  ähnliche  Bestimmung  ist  in  den  neuen 
Schulgesetzesentwurf  des  Kantons  Bern  aufgenommen  worden. 
Im  Kanton  Thurgau  haben  die  Erziehungsbehörden  den  Hand- 
fertigkeitsunterricht auf  gleiche  Stufe  mit  den  gewerblichen  Fort- 
bildungsschulen gestellt.  Die  Staatskassa  gibt  an  die  Einrichtungs- 
kosten einen  Beitrag  und  zahlt  an  die  laufenden  Ausgaben  pro 
Unterrichtsstunde  Fr.  1.  50.  In  der  ganzen  Schweiz  bestanden  1891, 
(Tenf  nicht  inbegriffen,  50  Handfertigkeitsschulen  mit  148  Lehrern 
und  annähenid  3000  Schülern.  Die  Gesamtausgaben  mögen  sicli 
auf  zirka  Fr.  80,000  belaufen,  da  erfahi'ungsgemäss  die  Kosten 
per  Schüler  für  Material  und  Unterricht  Fr.  10  betragen.  Sie 
werden  von  Kantons-  und  Gemeindebehörden,  von  gemeinnützigen 
(resellschaften  und  Vereinen,  von  Privaten  und  teilweise  von  den 
Schülern  selbst  bestritten. 

11.  Schulgärten. 

Die  Angaben  über  diese  Institution  sind  äusserst  dürftig. 

Im  Kanton  Zürich  ist  ein  Schulgarten  in  Fehraltorf  eingerichtet 
worden;  in  der  Stadt  Bern  bestehen  deren  mehrere. 

Im  Kanton  St.  Gallen  wird  die  Institution  des  Schulgaitens 
an  drei  Orten  gepflegt,  nämlich  in  Lüchingen,  Buchs  und  Lichten- 
.^teig,  und  zwar  von  4  Lehrern,  73  Knaben  und  87  Mädchen. 

II.  Fortbildungsschulen,  Rekrutenkurse. 

Im  Berichtsjahre  war  man  bestrebt,  das  Fortbildungsschul- 
wesen in  gewissen  Richtungen  zu  saniren.  So  konnte  man  bei- 
spielsweise in  den  Kantonen  Thurgau  und  Baselland  kon- 
statiren,  dass  der  Unterricht  freiwillig  mehr  und  mehr  auf  die 
Tageszeit  verlegt  werde.  Man  komme  nach  und  nach  zur  Einsicht, 
dass  die  Schüler  bei  Tage  nicht  nur  frischer  und  zu  geistiger 
Arbeit  disponibler  zui*  Schule  kommen,  als  bei  Nacht,  nachdem  sie, 
bereits  durch  andere  Arbeit  ermüdet,  die  Schulzeit  mehr  als  Zeit 
der  Ruhe  und  Erholung  betrachten,  sondern  dass  ganz  besonders 
auch  die  Disziplin  leichter  zu  handhaben  ist. 

Von  den  gleichen  Ei-wägungen  geleitet,  hat  der  Regierungsrat 
des  Kantons  Aargau  die  Verordnung  betreffend  die  bürgerlichen 
Fortbildungsschulen  in  dem  Sinne  ergänzt,  dass  der  Unterricht  an 
denselben  vor  7  Uhr  abends  beendigt  sein  müsse  und  unter  keinen 


112  Dos  Uiiterrichtswesen  in  den  Kantonen. 

Umständen  mehr  auf  die  Zeit  nach  7  Uhr  angesetzt  werden  dürfe, 
während  der  Unterricht  früher  in  der  Regel  nachts  von  7 — 9  Uhr. 
ja  sogar  von  8 — 10  Uhr  erteilt  wurde.  Diese  Abänderung  trat  auf 
1.  November  1891  in  Kraft. 

In  gleichem  Sinne  lässt  sich  ein  Kreisschreiben  des  Erziehungs- 
rates des  Kantcfns  Baselstadt  vernehmen: 

„Unsere  Fortbildungsschulen  haben  sich  nun  eingelebt,  und 
es  miiss  zugegeben  werden,  dass  dieselben  teilweise  schon  recht 
ordentliche  Leistungen  aufgewiesen  haben.  Aber  es  sind  noch 
Mängel  vorhanden,  denen  abgeholfen  werden  sollte,  wenn  das  Ziel, 
das  der  Gesetzgeber  im  Auge  hatte,  von  diesen  Schulen  wirklich 
erreicht  werden  soll. 

„Einer  dieser  Mängel  ist  der,  dass  der  Untemcht  fast  aus- 
nahmslos zur  Nachtzeit,  ja  da  und  dort  erst  von  8 — 10  Uhr  ge- 
geben wird.  Wenn  aber  die  schulpflichtigen  Jünglinge  den  ganzen 
Tag  über  gearbeitet,  zum  Teil  im  Freien,  in  der  Kälte  gearbeitet 
haben,  so  sind  sie  am  Abend  oder  bei  Nacht  in  der  Schule  er- 
müdet, daher  geistig  nicht  frisch,  sogar  oft  schläfrig,  zeigen  wenig 
oder  gar  kein  Interesse  an  der  Sache  und  profitiren  nicht  viel 
vom  Unterrichte ;  auch  ist  die  Handhabung  der  Disziplin  in  Nacht- 
stunden schwieriger,  als  wenn  die  Schule  noch  bei  Tag  gehalten  wird. 

„Zur  Beseitigung  dieses  Übelstandes  könnten  und  sollten  Sie 
mithelfen.  Die  Verordnung  betreffend  die  Organisation  der  Fort- 
bildungsschulen vom  13.  Dezember  1882  sagt  bezüglich  der  Unter- 
richtszeit: „Tagesstunden  sind  den  Nachtstunden  vorzuziehen." 
Sie  haben  also  die  Befugnis,  die  Schulzeit  auf  Tagesstunden  zu 
verlegen  und  die  Lehrerschaft  ist  sicherlich  einverstanden  mit  einer 
derartigen  Änderung. 

„Die  Erziehungsdirektion  ersucht  Sie  deshalb,  von  dieser  Kom- 
petenz Gebrauch  zu  machen,  und  wenn  immer  möglich  anzuordnen, 
dass  die  Unterrichtsstunden  an  der  Fortbildungsschule  auf  die 
Tageszeit  zu  fallen  haben,  jedenfalls  nicht  zu  gestatten,  dass  die 
Schule  erst  nach  7  Uhr  beginne. 

„Wenn  ersteres  geschieht,  so  wird  der  Unterricht  nicht  nur 
ausgiebiger  werden,  sondern  es  werden  auch  manche  Rügen  oder 
Bussen  wegen  Mutwillens  oder  Nachtlärms  nicht  mehr  nötig  sein 
und  die  Besitzer  von  Nebenhöfen  sind  gewiss  dankbar  dafür, 
wenn  ihre  Söhne  oder  Knechte  rechtzeitig,  nicht  erst  in  später 
Nacht  bei  Hause  ankommen." 

Der  Erziehungsrat  des  Kantons  Solothurn  hat  ein  Reglement 
für  die  „Real-  und  Handwerkerschule  der  Stadt  Solothurn"  be- 
raten und  genehmigt.  Nach  demselben  werden  die  im  Jahre  1873 
errichteten  VII.  und  VIII.  Knaben-Realklassen  der  Stadtschule  mit 
der  im  Jahre  1860  gegründeten  Handwerkerschule  zu  einem  ein- 
zigen Institute  verschmolzen.  Diese  Anstalt  hat  den  Zweck,  durch 
systematischen  Unterricht  in  den  notwendigen  theoretischen  Fächern, 
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sowie  im  Zeichnen  und  Modelliren,  die  Berufsbildung  des  Hand- 
werkers zu  ermöglichen  und  zu  ergänzen  und  im  fernem  das  Inter- 
esse für  Handwerk  und  Kunst  zu  erwecken  und  zu  fördern.  Die 
gewerbliche  Fortbildungsschule  zerfällt  in  eine  obligatorische 
Schule  (zwei  Jahre  umfassend),  eine  Lehrlingsschule  (drei  Jahre 
umfassend)  und  eine  Freischule. 

In  der  obligatorischen  Schule  finden  neben  den  Fächern,  welche 
das  Gesetz  für  die  obem  Primarklassen  vorschreibt,  noch  Berück- 
sichtigung französische  Sprache,  Geometrie,  Physik,  Chemie,  tech- 
nisches Zeichnen  und  füi*  vorgerücktere  Schüler  Modelliren. 

Die  Lehrlingsschule  fasst  neben  dem  wissenschaftlichen  auch 
den  beruflichen  Unterricht  ins  Auge,  neben  deutscher  Sprache  und 
Bechnen  namentlich  Zeichnen  und  Modelliren. 

Der  Unterricht,  für  alle  Zöglinge  obligatorisch,  findet  an  sechs 
Wochenabenden  (je  zwei  Stunden)  und  zwei  Wochen-Nachmittagen 
(je  drei  Stunden)  statt. 

Die  Zöglinge  der  Lehrlingsschule  sind  vom  Besuche  der  nach 
Primarschulgesetz  obligatorischen  Fortbildungsschule  dispensirt. 

Die  Freischule  sieht  Modellarbeiten  in  Gips,  Holz  und  Metall  vor. 
Der  Unterricht  findet  an  zwei  Nachmittagen,  Dienstag  und  Donners- 
tag, von  IV2 — iUf  statt  und  ist  bestimmt  für  Schüler  öffentlicher 
Anstalten  und  Lehrlinge,  welche  über  die  nötige  freie  Zeit  verfügen 
kömien.  ^ 

Für  das  ganze  Institut  der  Real-  und  Handwerkerschule  sind 
vier  Hauptlehrer  und  zwei  Hülfslehrer  in  Aussicht  genommen, 
nämlich  ein  Lehrer  für  deutsche  und  französische  Sprache,  Geo- 
graphie und  Geschichte  (Besoldung  Fr.  2800);  ein  Lehrer  für  Ma- 
Öiematik,  Naturlehre,  Buchhaltung  und  Kalligraphie  (Besoldung 
Fr.  2800);  zwei  Zeichenlehrer,  der  eine  für  Freihand-  und  geo- 
metrisches, der  andere  für  technisches  und  Fachzeichnen  (Besoldung 
zusammen  Fr.  5(XX));  ein  Hülfslehrer  für  Modelliren  in  Holz  (Schrei- 
ner) und  ein  solcher  für  Modelliren  in  Metall  (Mechaniker).  Für 
die  beiden  Hülfslehrer  ist  eine  Besoldungsausgabe  von  zusammen 
Fr.  800  vorgesehen.  Üie  Hauptlehrer  werden  durch  die  Gemeinde- 
versammlung, die  Hülfslehrer  durch  den  Gemeinderat  gewählt. 

Im  Kanton  St.  Gallen  sind  im  Berichtsjahre  zu  den  beste- 
henden sechs  obligatorischen  B^rtbildungsschulen  zwei  weitere  obli- 
gatorisch erklärt  worden. 

Wo  sich  die  Gemeinden  der  Fortbildungsschulen  nicht  gehörig 
annehmen,  haben  dieselben  mit  finanziellen  S<»rgen  zu  kämpfen. 
So  drückt  sich  der  offizielle  Bericht  in  dieser  Richtung  folgender- 
massen  aus:  „Leider  sind  die  Hülfsquellen,  die  den  Fortbildungs- 
schulen offen  stehen,  sehr  gering.  Die  Lehrer  sind  an  den  Staats- 
beitrag gewiesen  und  haben  dahei  mitunter  noch  verschiedene  Aus- 
lagen selbst  zu  tragen.  Nur  wenige  Schulgeineinden  unterstützen 
die  Fortbildungsschulen  in  erheblicher  Weise." 
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Auch  der  Fortbildung  d e r  M ä d c h e n  wird  stetsfoit  grös- 
sere Aufmerksamkeit  zugewendet.  So  berichtet  St.  Gallen,  dass 
zur  Fortbildung  in  weiblichen  Handarbeiten  und  in  Hanshaltungs- 
kunde 23  Schulen  mit  25  Arbeitslehrerinnen  und  462  Schülerinnen 
bestanden  haben. 

Von  Herrn  Otto  Wyser,  Fabrikant  in  Schönenwerd,  sind  dem 
Erziehungsdepartement  des  Kantons  Solothurn  nachfolgende 
Wünsche  unterbreitet  worden,  welche  eine  obligatorische  Fort- 
bildungsschule für  Mädchen  in  Aussicht  nehmen: 

.1.  Das  Erziehungsdepartement  möge  ein  Gesetz  ausarbeiten, 
das  die  aus  der  Schule  tretenden  Töchter  noch  zwei  Jahre  ver- 
pflichtet, eine  zu  eirichtende  Fortbildungsschule  für  Mädchen  zu 
besuchen,  welche  die  Aufgabe  haben  soll,  denselben  eine  auf  den 
praktischen  weiblichen  Beruf  und  auf  wirtschaftliche  Tüchtigkeit 
gerichtete  Fortbildung  zu  geben. 

2.  Dasselbe  möge  als  Vorarbeit  zu  demselben  Erhebimgen 
anstellen : 

a.  wie  viele  Töchter  in  jeder  Ortschaft  zum  Besuche  solcher 
Schulen  verpflichtet  und 

b,  wie  viele  Lehrerinnen  zu  diesem  Behufe  jetzt  schon  vor- 
bereitet und  befähigt  wären. 

3.  Es  ist  jetzt  schon  darauf  hinzuzielen,  dass  möglichst  viele 
Arbeitslehrerinnen  oder  auch  andere  befähigte  Personen  Fachkurse 
besuchen,  um  solchen  Schulen  mit  Erfolg  vorstehen  zu  können. 

4.  Das  Erziehungsdepartement  möge  diese  Frage  allen  jenen 
Fachkreisen  zur  Erörterung  vorlegen,  die  berufen  sind,  ein  Urteil 
darüber  abzugeben. 

In  den  meisten  andern  Kantonen  sind  ähnliche  Bestrebungen 
vorhanden,  um  den  aus  der  Primär-  und  Sekundärschule  austre- 
tenden Töchtern  eine  auf  praktische  hauswirtschaftliche  Tüchtig- 
keit gerichtete  Fortbildung  zu  geben.  Etwelchen  Anfschluss  über 
die  wachsende  Betätigung  für  die  Fortbildung  der  Mädchen  gibt 
die  nachfolgende  Zusammenstellung  über  die  Frequenz  der  frei- 
willigen Fortbildungsschulen  in  der  Schweiz. 

Die  statistischen  Verhältnisse  der  Fortbildungsschulen  ergeben 
sich  aus  nachfolgenden  Übersichten: 

a.  Obligatorische   Fortbildungsschulen. 

Kanton  Schulen  Schüler  I^hrer 

Luzern 64  3197  97 

Obwalden 18  593  18 

Solothurn 196  2201  239 

Baselatadt      ....  1  46  1 

Baselland 70  1125  110 

Schaff  hausen . '  ...  29  182  29 

Appenzell  A.-B.h.    .     .  14  858  75 

St.  Gallen 8  179  8 
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Kanton 

Aargan      

Thnrgan 

Neuenbürg     .     .     .     . 

1890/91 : 
1889;90: 

Differenz : 


SohnJf^n 

149 

143 

62 


Schttlpr 

2881 

2512 

532 


754 
730 


14306 
15385 


+24 


1079 


I/ebrer 

212 

253 

62 


1104 
1073 


H-31 


Die   nachfolgenden  Kantone   geben   auch  Aufschluss  über  die 
Absenzen Verhältnisse  an  ihren  obligatorischen  Fortbildungsschulen : 


Schaler 


Absenzen 
entsch.    unentstrh. 

3934 
3667 
2347 


Total 


Dnrchschn.  Total  der 


1898 
3478 
2537 


per  Schill.  Unterr.-St. 

5832        2,e»       15828  i) 
7145        2,5        10234 
4884        i;94       11118 


Solothum  .  .  .  2201 
Aargaa  ....  2881 
Thnrgan  .    -    .    .        2512 

Die  im  Kanton  Solothürn  ausgefällten  Absenzenbussen  dürfen 
Hur  zur  Anschaffung  allgemeiner,  der  Fortbildungsschule  dienlicher 
Lehrmittel  verwendet  werden. 


b.  Freiwillige  Fortbildungsschulen. 


Kanton 

Schulen 

Schülc^r  Schülerinn. 

Total 

I^brer  Lehrerinn 

.  Total 

Zürich     .     .     . 

.      118 

3160 

463 

3623 

262 

16 

278 

Bern  .... 

27 

1384 

1384 

113 

113 

Lüzern    .     .     . 

1 

82 

82 

4 

4 

Uri     ...     . 

1 

31 

31 

2 

2 

Schwjz    .     .     . 

2 

116 

116 

6 

6 

Obwalden    .     . 

1 

59 

59 

1 

1 

Nidwaiden   .     . 

3 

156 

156 

3 

— 

H 

Glarns     .     .     . 

32 

749 

200 

949 

75 

17 

92 

Zug    ...     . 

1 

52 

52 

3 

3 

Freiburg      .     . 

5 

105 

105 

10 

— 

10 

Solothum     .     . 

4 

282 

282 

14 

14 

Baselstadt   .     . 

5 

617 

594 

1211 

21 

9 

30 

Baselland     .     . 

3 

122 

122 

9 

9 

Schaffhansen   . 

19 

290 

290 

19 

19 

Appenzell  A.-Rh. 

10 

201 

201 

1 

8 

9 

St.  Gallen    .     . 

.      151 

2749 

652 

3401 

302 

25 

327 

Graubünden 

3- 

170 

139 

309 

17 

4 

21 

Aargau    .     .     . 

11 

676 

— 

.  676 

43 

43 

Thurgau .    .     . 

35 

657 

328 

985 

48 

14 

62 

Teasin     .     .     . 

17 

613 

96 

709 

25 

2 

27 

Waadt     .     .     . 

3 

417 

417 

13 

13 

Neuenburg  .     . 

8 

875 

73 

948 

55 

55 

Genf  .    ."  .    .^ 

4 

705 

537 

1242 

48 

48 

1890/91 . 

464 

14067 

3283 

17350 

1094 

95 

1189 

1889/90: 

448 

12363 

2705 

15068 

1045 

82 

1127 

Differenz 

:    H-16   - 

--1704 

+  578     - 

-^2282 

+49  - 

+13 

^  62 

Die  Rekrutenvorkurse  gehen  in  der  Regel  weniger  aus  dem 
Trieb  zur  Fortbildung  hervor,  als  vielmehr  dem  Ehrgeiz,  in  den 
pädagogischen  Rekrutenprüfungen  als  Kanton  möglichst  ehrenvoll 


0  Dazu '86  Freikurse. 
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dazustehen.   Eine  ganze  Reihe  von  Kantonen  haben  daher  für  ihre 
Rekrutenmannschaft  obligatorische  Kurse  eingeführt. 


Kanton*) 

Zahl  der  Kurse 

Dauer 
Stunden 

Schfller 

Lehrer 

Bern  f.    .    .    -    - 

403 
54 

ca.  40 
30-40 

3fö6i) 

1299 

403 

Luzem  o.*) 

54 

Uli  0.      .    . 

24 

40 

270 

24 

Schwyz  0.    . 

30 

40 

457 

30 

Obwalden  o. 

8 

60») 

130 

8 

Nidwaiden  o. 

10 

48 

95 

10 

Zug  0. 

14 

75*) 

176 

16 

Freiburg  o..    . 

154 

70-150'^) 

1076 

154 

Baselland  /. 

V 

• 

loBtt  An« iit  ISIl 

ca.    120 

• 

Schaff  hausen/. 

*)". 

19 

200 

ca.   19 

Appenzell  A.-Rh. . 

— 

Appenzell  I.-Rh.  . 

V 

• 

40 

V 

* 

V 

• 

Tessln  o.     .    .    . 

47 

40—44'') 

523 

47 

Wallis  0.     .    .    . 

— 

48 

ca.    769 

• 

Neuenburg  o.^)    . 

15 

881 
ca.  9942 

15 

Total  1890/91: 

ca.  778 

ca.  780 

„       1889/90: 

648 

6838 

691 

Differenz: 

+130 

+3104 

ca.  -f-89 

*)  0.      obligat< 

)ri8ch ; 

f.-    freiwinig. 

Diese  Angaben  sind  selbstverständlich  mit  allen  übrigen  Schut- 
verhältnissen, Schulzeit  etc.,  zusammen  zu  halten. 


III.  Sekundärschulen. 

jf.  Organisation, 

Im  Kanton  Glarus  sind  die  Sekundärschulen  dadurch,  dass 
sich  die  Landsgemeinde  im  Jahre  1889  für  die  Unentgeltlichkeit 
des  Sekundarschulunterrichtes  ausgesprochen  hat,  in  ein  neues 
Stadium  der  Entwicklung  getreten.  Dieser  Beschluss  ermöglicht 
es  nunmehr  auch  intelligenten  Schülern  aus  armem  Familien,  ihren 
Bildungsgang  fortzusetzen. 

Die  seinerzeit  oft  ausgesprochene  Befürchtung,  es  möchte  infolge 
dessen  ein  übermässiger  Zudrang  zur  Sekundärschule  erfolgen,  hat 
sich  bis  jetzt  nicht  bewahrheitet. 

Die  Unentgeltlichkeit  des  Sekundarschulunterrichtes  hat  bereits 
auch  die  Kreirung  einer  Sekundärschule  in  Mollis  bewirkt,  wo  ohne 

1)  Am  Anfang  der  Kurse  4888.  —  •)  Verfügung  des  Regierungsrates.  — 
*)  Minimum;  kann  aber  auf  80 — 100  ausgedehnt  werden.  —  *)  65  im  Winter, 
10  im  Sommer.  —  ^)  Nach  der  Primarschule  ist  die  Wiederholungsschule  (seit  1884) 
obligatorisch  für  die  Knaben  vom  16. — 19.  Altersjahr  mit  der  obigen  Stunden- 
zahl. Inbegriffen  sind  in  den  genannten  Ziffern  20  Unterrichtsstunden  für  die 
Rekruten  allein  vor  der  Rekrutirung.  —  •)  Die  obligatorische  FortbUdungs- 
schule  ist  den  angehenden  Rekruten  während  des  ihrer  Stellungspflicht  voran- 
gehenden Winters  zu  fakultativem  Besuche  geöffnet.  —  '')  Während  12  Tagen.  — 
^)  Ergänzungsschule  (17.  und  18.  Altersjahr). 
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dieselbe  wohl  noch  lange  nicht  an  die  Errichtung  einer  Schule  hätte 
gedacht  werden  können. 

Durch  das  neue  Schulgesetz  in  Baselstadt  vom  8.  Juni  1891 
haben  auch  einige  organisatorische  Änderungen,  bezw.  die  gesetzliche 
Fixirung  bestimmter,  die  Sekundärschulen  betreffenden  Verhältnisse 
stattgefunden : 

Zur  unmittelbaren  Leitung  der  Sekundärschulen  werden  Rektoren 
mit  einer  Besoldung  von  Fr.  6000  ernannt,  einer  für  die  Knaben- 
mid  einer  für  die  Mädchenschulen,  welchen  in  der  Regel  auch  die 
Leitung  der  Sekundärschulen  in  den  Landgemeinden  zukommen 
soll.  Die  Besoldungen  sind,  übereinstimmend  mit  denjenigen  des 
untern  Gymnasiums,  der  untern  Realschule  und  der  untern  Töchter- 
schule auf  Fr.  100 — 140,  eventuell  bei  besondern  Leistungen  Fr.  160 
für  Lehrer  und  Fr.  40—60,  eventuell  Fr.  80  per  wöchentliche 
Lehrstunde  im  Jahr  für  Lehrerinnen. 

Die  neue  Vollziehungsverordnung  zum  Erziehungsgesetz  des 
Kantons  Luzern  bestimmt  bezüglich  der  Sekundärschulen  u.  a., 
dass  der  Erziehungsrat  den  im  Gesetze  vorgesehenen  Jahreskurs 
in  einen  Winterkurs  mit  mindestens  28  Wochen  und  einen  Sommer- 
kurs mit  mindestens  zehn  Wochen  zu  je  zehn  Schulhalbtagen  ab- 
ändern könne.  „Der  Sommerkurs  hat  den  Zweck,  einerseits  den 
im  Winterkurs  behandelten  Lehrstoff  zu  wiederholen  und  eingehender 
zu  verarbeiten,  und  anderseits  neu  eintretende  Schüler  auf  den 
Winterkurs  vorzubereiten." 


2.  Schüler  und  Lehrerpersonal, 

Die  Frequenz  der  Sekundärschulen  in  den  einzelnen  Klassen 
ergibt  sich  aus  nachfolgender  Zusammenstellung: 

Seknn  dar  schulen. 

IT.«»««  I.  Kl.  II.  Kl.  m.  Kl.         IV.  Kl.        V.  Kl.  8ohttl«r 

Zürich  .    .  1826  1087  1389  867  492  242  —    28  —  —  3707  2219  5926 

Luzern  .    .  498    244  213  149  —  ^  _    -  —  _  711    393  1104 

Schwyz.    .  137      79  48  32  9  —  —    —  —  -  194    111    305 

Nidwaiden  18      18  16  18  —  7  —    —  —  —  34      43      77 

Baselstadt .  529    577  494  607  386  501  175  285  25  56  1609  2026  3635 

BaseUand  .  179      51  117  34  58  13  —    —  —  —  354      98    452 

4tfgii(1l«irkiHh.)      869  734  489  258  —  —  _      _    2350 

Thu^an    .  303    172  245  116  139  43  —      1  —  —  687    332  1019 

Tessin  .    .  297    121  136  92  55  70  —    —  —  —    488    283    771 

Über    die   Absenzenverhältnisse,    soweit   sie    aus   den 
Jahresberichten  ersichtlich  sind,  geben  folgende  Daten  Aufschluss : 
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Ti> 


f '■  ■ 


Kanton 

Scbtiler 

AbHPnzen 
entsch.      unentsch. 

TotÄl  der 
Absenzen 

Durehschni 
per  Schttlei 
ent«<^h.  anentoch. 

tt 

Total 

Ztlrich     .     .     . 

5926 

75427 

1817 

77244 

12,8 

0,8 

13„ 

Lnzern   .    .    . 

1104 

10296 

768 

11064 

9m. 

0,7 

10* 

Uri     ...     . 

74 

445 

85 

530 

6>o 

1,1 

7.1 

Schwyz  .    .    . 

305 

1965 

90 

2055 

6,4 

0,« 

6,7 

Glarus    .    .    . 

377 

2159 

200 

2359 

Ö,7 

0,5 

6.J 

Zng   .... 

176 

1279  i) 

8 

1287 

7,t 

0,0 

7,s 

Solothurn    .     . 

635 

6181 

931 

7112 

9,7 

1,* 

11,1 

Baselstadt  .    . 

3635 

65646 

2080 

67726 

18,5 

0,5 

1»^, 

Baselland   .     . 

452 

— 

3440 

7,« 

Schaifhansen  . 

793 

9308 

32 

9340 

11,7 

0,« 

11.7 

St.  Gallen  .    . 

2074 

21090 

710 

21800 

10,1 

0,8 

10.4 

Thurgan     .     . 

1019 

9693 

1037 

10730 

9.5 

u 

10,5 

iftrgai(Beurb8di.). 

2350 

23042 

9,, 

Tessin    .    .     . 

771 

5032 

1155 

6187 

6* 

1,4 

7.» 

Die  Gesamtfrequenz  der  schweizerischen  Sekundärschulen 
betrug  1890/91:  28,536  (1889/90:  27,581),  wovon  16,346  Knaben 
und  12,190  Mädchen  (1889/90:  15,785  Knaben,  11,796  Mädchen). 

Das  Lehrerpersonal  bestand  aus  1178  Lehrern  und  192 
Lehrerinnen  (1889/90:  1180  Lehrer  und  201  Lehrerinnen). 

Unterm  20.  Januar  1891  ist  im  Kanton  Solothurn  ein  Regle- 
ment für  die  Patentprüfungen  von  Bezirkslehrern  erlassen  worden, 
das  gegenüber  früher  etwelchermassen  verschärfte  Bestimmungen 
enthält.  Als  Alter  für  die  Zulassung  zur  Prüfung  ist  das  zurück- 
gelegte 20.  Altersjahr  festgesetzt. 


/    IV.  Lehrerseminarien. 

1,   Organisation, 

Eine  lilr  den  Zweck  des  Jahrbuches  erschöpfende  Behandlung 
dieser  Anstalten  in  der  Schweiz  gibt  das  Jahrbuch  pro  1890  im 
einleitenden  Artikel,  und  wir  können  für  alle  organisatorischen 
Einzelheiten  hierauf  verweisen. 

Im  Berichtsjahr  ist  nur  wenig  von  Belang  zu  melden. 

Im  Kanton  Graubünden  sind  in  die  III.  Klasse  des  Lehrer- 
seminars Chur  nunmehr  die  ersten  Abiturienten  der  durch  Gross- 
ratsbeschluss  vom  7.  Juni  1888  neu  gegründeten  Fortbildungsschule 
und  Proseminar  in  Roveredo  eingetreten,  und  zwar  sechs  Mädchen 
und  zwei  Knaben.  Mit  dieser  Aufnahme  von  Schülerinnen  des 
Proseminars  Roveredo  ist  nun  die  Frage  der  Zulassung  von  Se- 
minaristinnen ins  kantonale  Lehrerseminar  prinzipiell  gelöst,  und 
es  wird  nicht  wohl  angehen,  diese  Vergünstigung  Töchtern  aus 
andern  Landesteilen  als  aus  der  Mesolcina  auf  die  Dauer  zu  versagen. 

Dem  Jahresbericht  des  Erziehungsdepartements  St.  Gallen 
entnehmen  wir  die  naclifolgenden  Mitteilungen  über  das  kantonale 
Lehrerseminar  in  Mariaberg-Rorschach : 

*)  Es  fehlen  die  Absenzen  von  Baar. 
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„Gegenüber  einem  alten  Schaden  der  Anstalt,  dass  neben  der 
allgemeinen  Bildung  die  Berufsbildung  des  künftigen  Lehrers  zu 
wenig  berücksichtiget  wurde,  geschah  ein  Schritt  zum  bessern, 
indem  acht  Stunden  per  Woche  darauf  verwendet  wurden,  um  die 
21  Seminaristen  der  dritten  Klasse  in  der  Übungsschule  im  prak- 
tischen Schulehalten  zu  beschäftigen.  Jedem  Seminaristen  wurde 
semesterweise  ein  bestimmtes  Fach  in  einer  bestimmten  Primar- 
sehulklasse  zugeteilt,  worin  er  während  dieses  Zeitraumes  unter- 
richtete. Die  Verarbeitung  der  pädagogischen  Ergebnisse  und  ihre 
Einordnung  in  das  System  der  Psychologie  und  Methodik  fiel  den 
Pädagogikstunden  zu.  Die  Kontinuität,  gegenüber  dem  früher  mehr 
sporadischen  Auftreten  der  pädagogischen  Versuche  bot  die  Mög- 
lichkeit, Erfahrungen  zu  machen  und  ein  Verständnis,  der  Erschei- 
nungen in  ihrem  ursachlichen  Zusammenhange  zu  erlangen.  Die 
Wechselbeziehung  zwischen  Übung  und  Lehre  schützt  die  eine  vor 
der  Ausartung  in  mechanische  Routine  und  benimmt  der  andern 
den  Charakter  einer  blossen  Theorie." 

„Mit  Vergnügen  entnehmen  wir  noch  dem  Jahresbericht  des 
katholischen  Religionslehrers  folgenden  Passus:  ,Die  katholischen 
9  Abiturienten  scheinen  auch  in  religiös-sittlicher  Beziehung  brave 
und  wackere  junge  Männer  zu  sein,  denen  man  getrost  die  Füh- 
rung unserer  Volksschulen  in  nächster  Zeit  anvertrauen  darf.  Auch 
die  andern  Seminaristen  geben  in  Bezug  auf  ihr  Verhalten  zu 
keinen  Klagen  Anlass.  Speziell  war  die  Beteiligung  am  Gottes- 
dienste und  sonstigen  religiösen  Übungen  der  katholischen  Kon- 
fession eine  erfreuliche.'  —  ,Ich  für  meinen  Teil  habe,  gestützt 
auf  bisher  gemachte  Beobachtungen,  das  vollste  Vertrauen  in  die 
gegenwärtige  Direktion  und  die  Lehrerschaft  überhaupt,  und  ich 
bin  der  Überzeugung,  die  Katholiken  dürfen  mit  grösserer  Beruhi- 
gung als  je  ihre  Söhne  unserem  Seminar  anvertrauen.'" 

Im  Kanton  Aargau  hatte  die  kantonale  Lehrerkonferenz  am 
1.  September  1890  beschlossen,  dem  Grossen  Rate  den  Wunsch  zu 
unterbreiten,  „das  kantonale  Lehrerseminar  in  Wettingen  sei  auf- 
zuheben und  die  Lehrer  durch  die  Kantonsschule  auszubilden." 

Der  Regierungsrat  beantragte  in  seinem  Gutachten  über  die 
Frage  Abweisung  des  Gesuches,  hauptsächlich  gestützt  auf  folgende 
Erwägungen : 

1.  In  Deutschland  wie  in  Osterreich  bestehen  zum  Zwecke 
der  Ausbildung  der  Volksschullehrer  überall  besondere,  getrennt 
geführte  Anstalten  —  Seminarien,  trotzdem  eine  Anzahl  der 
letztem  sich  an  Orten  befinden,  an  denen  Gymnasien,  Realgymnasien 
und  Realschulen  bestehen. 

2.  Da  wo  man  in  Deutschland  schon  Versuche  gemacht  hat, 
die  Seminarien  mit  den  Gymnasien  und  den  Realgymnasien  zu 
verschmelzen,  wie  in  Baden  und  Sachsen,  ist  man  wieder  davon 
zurückgekommen,  weil  die  Resultate  nicht  befriedigt  haben. 
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3.  Die  hervorragendsten  Schulmänner  Deutschlands,  wie  Diester- 
weg  und  Kehr,  fordern  für  die  Lehrerbildung  besondere  Anstalten 
—  Seminarien. 

4.  In  der  deutschen  Schweiz  bestehen  mit  Ausnahme  von 
Graubünden  und  Solothurn  überall  besondere  Lehrerbildmigs- 
anstalten.  In  Ghur  sind  die  Besultate  der  kombinirten  Anstalt 
nach  dem  Urteil  derjenigen  Männer,  die  an  derselben  gewirkt  haben 
und  noch  wirken,  nicht  befriedigend. 

Die  Erfahrungen  in  Solothurn  sind  noch  von  zu  wenig  langer 
Dauer,  um  darauf  abstellen  zu  können.  Die  Verhältnisse  des  Kan- 
tons Neuenburg  sind  von  den  unsrigen  zu  verschieden  und  können 
deshalb  nicht  als  Masstab  dienen.  Übrigens  bildet  die  dortige 
Lehrerbildungsanstalt  eine  für  sich  bestehende  besondere  Abteilung 
des  dortigen  Gymnasiums. 

5.  Die  Verschmelzung  von  Kantonsschule  und  Seminar  bringt 
nicht  nur  keine  Ersparnisse,  sondern  eine  ganz  bedeutende  Melu- 
ausgabe  für  den  Staat. 


2,  Schülerfrequenz  und  Lehrerschaft. 
Die  Gesamtfrequenz  gestaltete  sich  folgendennassen: 


«^»""-     finnet       ^^^ 

I^^hrer 

I^hre- 
rinnen 

ToUl 

N«iV»t»tirU        ^^ 
Lehrer    LchrenueB 

1889  90: 

1282 

777 

2059 

268 

58 

326 

385 

221       606 

1890  91 : 

1294 

735 

2029 

288 

70 

358 

297 

263       560 

Differenz :     -r  12      —42 

< 

30     +20   +12 

-h32 

—88     +42      -46 

Über  die  in  den  Jahresberichten  enthaltenen  statistischen  Ver- 

hältnisse gibt  die  nachstehende  Übersicht  die  nötige  Auskunft: 

I.  Klasse 

II.  Klasse 

III.  Klasse       iV. 

Klasse 

KantMii 

Seminar 

Scha- 

Schule 

i-  Schfl- 

Schüle- 

Schfi. Schflle-  Schü- 

Schflle- Tirtil 

ler 

rinnen     ler 

rinnen 

ler     rinnen      ler 

rinnen 

Zärich : 

Küsnacht  .    . 

35 

2 

48 

6 

28 

2        31 

1      153 

Zürich  .    .     . 

40 

18 

10        - 

7       75 

Unterst  rass 

16 

19 

16 

11 

62 

Bern: 

Hofwyl.    . 

35 

33 

32 

—        29 

129 

Hindelbank 

— 

_ — 

31 

.     31 

Delsberg    . 

— 

28 

— 

-       28 

Bern .     .    . 

— 

37 

30 

29        — 

—       96 

Muristalden 

15 

15 

19 

—        19 

—       68 

Bern .     .     . 

— 

33 

26 

— 

21 

^-       80 

Lai«ro: 

Hitzkirch  . 

11 

13 

15 

—        10 

49 

Schw\i: 

Rickenbach 

7 

13 

6 

14 

40 

• 

Ingenbohl . 

11 

10 

11 

4       36 

iig: 

Zng  .    .     . 

12 

10 

4 

—        — 

26 

Menzingen 

36 

— 

25 

28 

4       93 

freibarr: 

Hauterive  . 

26 

17 

19 

62 

Freiburg    . 

6 

6 

-       12 

SoUtkiri  : 

Solothurn  . 

18 

8 

— 

9 

—        — 

—       30 

Sl.  Oallen: 

Rorschach . 

.      26 

— 

21 

21 

-       68 

drtobiBdeB 

:(^hur      .     . 

25 

35 

— 

26 

-        22 

108 

Schiers  .    . 

9 

11 

9 

• 

—       29 

r 


'.'  -t^.'Ä'? 


•■'  ■ 


Höhere  Mädchenschalen. 
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I.  Kliume 

11.1 

Klasse 

in. 

Klasse 

IV. 

Klasse 

Kanton 

j^eminar 

Schü- 

Schaie- 

SchU- 

Schüle- 

Schü- 

Schüle- 

Schü- 

Schäle* 

Total 

ler 

rinnen 

1er 

rinnen 

ler 

rinnen 

ler 

rinnen 

larsu: 

Wettingen 

.    .      23 

17 

— 

19 

— 

18 

77 

Aaran    .    .    . 

13 

16 

13 

42 

tkiigii: 

Krenzlingen  . 

!      27 

30 

— 

28 

85 

Tttui: 

Locamo 

.    .      13 

23 

— 

6 

42 

n                       ' 

27 

— 

31 

4 

— 

62 

fudt: 

Lausanne  . 

.     .      22 

25 

17 

26 

90 

?? 

32 

31 

— 

— 

63 

fatlii: 

Brieg     .    . 
Sitten    .    . 

22 

5 

17 

9 

— 

14 
39 

n            • 

.    •.        9 

4 

— 

^— 

13 

r             • 

15 

12 

27 

w 

Neuenbnrg 

— ' 

6 

5 

— 

— 

11 

. 

n 

— 

— 

10 

10 

1 

Peseux  .    . 

17 

12 

8 

37 

Neuenburg  0 

2 

23 

— 

25 

«Hf: 

Genf.    .    . 

.    .      12 

8 

7 

8 

35 

n       •       •       • 

10 

10 

10 

— 

30 

1890) 

91:     386 

297 

395 

253 

304 

169 

208 

16 

2027 

*)  tVobelseminar. 

V.  Höhere  Mädchenschulen. 

Wir  geben  in  gewohnter  Weise  die  Angaben  einiger  der 
bedeutendem  hohem  Mädchenschulen.  Das  Material  ist  dürftig. 
Es  hat  dies  zum  Teil  darin  seinen  Grund,  dass  viele  dieser  Schulen 
Gemeindeschulen  sind  und  daher  in  den  Berichten  der  Erziehungs- 
direktionen nicht  zu  der  wünschbaren  detaillirten  Behandlung  ge- 
langen können,  andemteils  ist  in  gewissen  Fällen  eine  Ausscheidung 
der  statistischen  Verhältnisse  nicht  möglich,  da  sie  oft  mit  den 
Sekundärschulen  organisch  verbunden  sind  und  daher  mit  denselben 
zusammen  kompariren. 


Schul  ort 

Zürich  .  . 
Winterthur 
Bern .  .  . 
Basel  .  . 
Aaran  .  . 
Lausanne  . 
Neuenburg 
Oenf.    .     . 


JahreskurHe  Klassen  Sehiil(*rinn.    Lehrer    Lehrerinn.      Total 


1 

7 


21 


4 
16 


26 

802 
57 


192 
768 


20 


17 


37 


26 


o 


31 


VI.  Kantonsschulen. 

(Gymnasien,  Industrieschulen,  Handelsschulen.) 

1.  Organisation, 

Im  Berichtsjahre  ist  in  erster  Linie  mit  Bezug  auf  die  Organi- 
sationsverhältnisse im  schweizerischen  Mittelschulwesen  das  Gesetz 
betreffend  die  Erweiterung  der  zweiklassigen  Merkantil- 
abteilung an  der  solothurnischen  Kantonsschule  zu  einer 
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dreiklassigen  Handelsschule  vom  3.  Dezember  1891  zu  er- 
wähnen. (Beilage  I,  pag.  77.)  Diese  erweiterte  Abteilung  schliesst 
an  die  zweite  Klasse  der  Gewerbeschule  an.  Die  Unterrichtsgegen- 
stände der  Handelsschule  sind  neben  den  allgemein  bildenden  Fächern 
insbesondere  noch  folgende  Disziplinen  mit  praktischer  Äbzweckung: 
Kaufmännisches  Rechnen,  Buchhaltung  und  Kontorarbeiten,  Handels- 
und  Wechselrecht,  Volkswirtschaftslehre,  Handelsgeschichte  etc. 

Im  femern  sind  namhaft  zu  machen: 

a,  „Reglement  et  Programme  du  Baccalaureat  es  lettres  an 
CoUfege  Saint- Michel"  in  Freiburg,'  vom  22.  Juni  1892. 
(Beilage  I,  pag.  78—86.) 

h,  „Reglement  et  Programme  relatifs  aux  examens  de  maturite 
du  Gymnase  de  Geneve",  vom  2.  Juni  1891.  (Beilage  L 
pag.  87—92.) 

c,  „Reglement  beti  eflfend  die  M aturi tätsprüfungen  am  kantonalen 
Gymnasium  in  Zürich",  vom  8.  Juli  1891.  (Beilage  I,  pag. 
92  und  93.) 

d,  ^.Reglement  und  Hausordnung  für  das  aargauische  Kan- 
tonsschtilerhaus",  vom  24.  März  1891.  (Beil.  I,  pag.  93—96.) 

e,  „Beschluss  des  Erziehungsrates  betreffend  Ergänzung  der 
Instruktion  für  die  Rektoratskommission  der  Kantonsschule 
in  St.  Gallen",  vom  5.  Februar  1891.  (Beilage  I,  pag. 
96—98.) 

/.  „Regulativ  betreffend  die  Erteilung  von  Stipendien  gemä^ss 
Art.10,  zTveiter  Satz,  der  Verfassung  des  Kantons  StGallen". 
vom  16.  Februar  1891.  (Beilage  1,  pag.  98  und  99,) 

g,  „Regulativ  für  die  Verw- endung  der  Stipendien  und  Kranken- 
kasse der  Kantonsschule  St.  Gallen",  vom  11.  August  1891. 
(Beilage  I,  pag.  99  und  100.) 

Im  Berichtsjahr  gelangte  zwischen  dem  eidg.  Schulrate  und 
der  Regierung  des  Kantons  Bern  ein  Maturitätsvertrag  zum 
Abschluss,  nach  welchem  unter  der  Voraussetzung  der  sofort  in 
Angriff  zu  nehmenden  Reorganisation  der  Kantonsschule  Pruntrut 
und  des  Gymnasiums  Burgdorf  diesen  beiden  Anstalten  der  direkte 
Anschluss  ans  Polytechnikum  sofort  gewährt  wurde,  wie  dies  im  Vor- 
jahre mit  dem  städtischen  Gymnasium  in  Bern  der  Fall  gewesen  war. 

So  erweiterten  denn  die  genannten  beiden  Anstalten  ihren 
Kursus  um  ein  Schuljahr.  Am  städtischen  Gymnasium  in  Bern 
wurde  die  Realschule  durch  die  Erweiterung  um  ein  Jahr  der 
Literarabteilung  mitS'/s  Jahreskursen  gleichgestellt.  Ebenso  wui-den 
die  Realschulen  in  I^runtrut  und  Burgdorf  infolge  des  Maturitäts- 
vertrags  mit  dem  Polytechnikum  auf  8'/»  Jahreskurse  erweitert. 
An  diesen  beiden  Orten  schlössen  die  Literarabteüungen  mit  acht 
Jahreskursen  ab  und  es  wurden  dieselben,  um  die  Anomalie  gegen- 
über den  Realabteilungen  zu  heben,  um  ein  halbes  Jahr  verlängert. 
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Am  10.  März  des  Berichtsjahres  ermächtigte  der  Bundesrat 
das  Departement  des  Innern  zur  Ernennung  einer  Maturitäts- 
kommission  aus  drei  oder  fünf  Mitgliedern,  deren  Aufgaben  und 
Kompetenzen  umfassen: 

1.  Geeignete  Überwachung  aller  derjenigen  Lehranstalten  der 
Schweiz,  welche  darauf  Anspruch  machen,  den  im  Maturitäts- 
progi-amm  für  Ärzte,  Zahnärzte,  Apotheker  und  Tierärzte  vom 
19.  März  1888  verlangten  Ansprüchen  zu  genügen,  d.  h.  ganz 
oder  teilweise  gültige  Reifezeugnisse  im  Sinne  von  Ziffer  142 
der  Vollziehungsbestimmungen  auszustellen.  Antragstellung 
über  Aufiiahme  oder  Streichung  von  Schulen  im  offiziellen 
Verzeichnis  dieser  Anstalten. 

2.  Die  Maturitätskommission  ist  Prüfungsbehörde  für  alle  Maturi- 
tätskandidaten,  welche  ihre  Ausbildung  nicht  an  einer  der 
im  offiziellen  Verzeichnis  stehenden  Schulen  genossen  oder 
solche  nicht  vollständig  durchgemacht  haben,  oder  die  nur 
teilweise  gültige  Maturitätsausweise  besitzen  oder  welche  in 
eine  der  bestehenden  Tierarzneischulen  eintreten  wollen, 

3.  Begutachtung  der  Maturitätsausweise  von  auswärtigen  Schul- 
anstalten zu  banden  des  leitenden  Ausschusses. 

4.  Als  verbindlicher  Masstab  für  die  Kontrole  und  Prüfung  gilt 
das  in  Kraft  bestehende  Maturitätsprogramm  von  1888  nebst 
Ergänzung  von  1889. 

5.  Ein  Regulativ  0  wird  diese  Prüfungen  ordnen  und  die  nötigen 
Insti-uktionen  enthalten. 

Wir  lassen  nachstehend  noch  das  vom  thurgauischen  Erzie- 
hongsdepartement  genehmigte  Regulativ  für  Ferienreisen  an 
der  thurgauischen  Kantonsschule  folgen.  Es  beschlägt  das- 
selbe die  Verwendung  eines  von  Herrn  Minister  Dr.  Kern  zu  dem 
genannten  Zwecke  ausgesetzten  Legates: 

Hiii.sichtüch  der  Verwendung  des  Legates  von  Herrn  Minister  Dr.  Kern 
selig  wurde  ein  Regulativ  für  Ferienreisen  an  der  thurgauischen 
Kantonsschnie  vom  Lehrerkonvent  entworfen  und  vom  Regierungsrat  in  nach- 
folgender Fassung  genehmigt: 

§  1.  An  der  thurgauischen  Kantonsschule  finden  alljährlich  in  den  Sommer- 
resp.  Herbstferien  Schülerreisen  statt.  Die  Kosten  derselben  werden  aus  den 
Zingen  des  Kern'schen  Legates  bestritten. 

§  2.  An  diesen  Reisen  dürfen  sich  nur  Schüler  der  obersten  zwei  Klassen 
«ler  Industrieschule  und  des  Gymnasiums  und  zwar  höchstens  acht  Schüler  be- 
t«Uigen.  Die  Reisen  dauern  sechs  bis  acht  Tage  und  werden  je  von  einem  oder 
zwei  Lehrern  der  Anstalt  geleitet. 

§  3.  Es  können  nur  solche  Schüler  an  den  Reisen  teilnehmen,  welche  der 
Schule  schon  mindestens  ein  Jahr  vorher  angehört  haben;  Hospitanten  sind  davon 
ausgeschlossen.  Das  Mitreisen  Unberechtigter,  auch  auf  eigene  Kosten,  wird 
unter  keinen  Umständen  gestattet. 

§  4.  Die  Teilnahme  an  einer  solchen  Reise  muss  von  den  Schülern  durch 
Betragen,  Fleiss  und  Leistungen  verdient  werden.   Es  können  nur  solche  Schüler 

*)  Beilage  I,  pag.  5—8.  —  Vgl.  übrigens  auch  den  Abschnitt  „Eidgenös- 
sische Medizinalprüfungen". 
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in  Frage  kommen,  die  in  allen  drei  Zeugnissen  des  vorangegangenen  Jahres  im 
Betragen  die  erste  Note  nnd  in  Fleiss  und  Leistungen  je  keine  geringere  Dnrch- 
schnittsnote  als  2  aufweisen.  Zur  Bestimmung  der  Teilnehmer  soll  die  Mittel- 
note aus  den  Durchschnittsnoten  dienen,  in  dem  Sinne,  dass  die  Schfller  mit 
den  besten  Mittelnoten  zunächst  aus  den  beiden  VII.  und  dann  aus  den  VL 
Klassen  reiseberechtigt  sind.  Bei  gleicher  Mittelnote  wird  die  Reihenfolge  durch 
den  bessern  Fleiss  und  bei  gleichem  Fleisse  durch  die  bessern  Leistungen  bestimmt 

§  5.  In  der  Begel  kann  ein  Schüler  nur  eine  Beise  mitmachen.  Wird  in 
einem  Jahre  die  Normalzahl  der  zur  Beise  berechtigten  Schüler  nicht  erreiebt, 
so  kann  die  Beisedauer  in  entsprechender  Weise  verlängert  werden,  oder  es 
können  sich  ausnahmsweise  ganz  gute  Schüler  zum  zweiten  Mal  an  einer  solchen 
Beise  beteiligen. 

§  6.  Das  Verzeichnis  der  Schüler,  welche  nach  Massgabe  obiger  Bestim- 
mungen an  der  Beise  teilnehmen  dürfen,  wird  durch  den  Lehrerkonvent  auf- 
gestellt und  unterliegt  der  Genehmigung  der  Aufsichtskommission. 

§  7.  Für  jede  Beise  ist  von  den  leitenden  Lehrern  dem  Konvente  zu 
banden  der  Aufsichtskommission  ein  Beiseplan  zur  Genehmigung  vorzulegen. 
Bei  der  Aufstellung  desselben  sind  Alter  und  Kraft  der  Schüler  möglichst  zu 
berücksichtigen.  Von  dem  Plane  soll  auf  der  Beise  ohne  dringende  Gründe 
nicht  wesentlich  abgewichen  werden. 

§  8.  Die  Lehrer,  welche  die  Beise  geleitet  haben,  erstatten  dem  Konvent 
zu  banden  der  Auf  Sichtskommission  einen  summarischen  Bericht  nebst  B«chnung. 

§  9.  Auf  der  Beise  hat  jeder  Schüler  den  leitenden  Lehrern  unbedingten 
Gehorsam  zu  leisten,  Ungehorsam  oder  ein  anderer  erheblicher  Disziplinar- 
fehler  eines  Schülers  berechtigen  die  Lehrer,  denselben  auf  Kosten  der  Eltern 
nach  Hause  zu  schicken. 

§  10.  Privatausgaben  der  Siihüler  sind  auf  der  Beise  ohne  besondere  Er- 
laubnis der  Lehrer  nicht  gestattet. 

§  11.  Die  Eltern  oder  Vormünder  der  für  die  Beise  bezeichneten  Schüler 
werden  durch  Zirkular  von  der  Zulassung  zur  Beise  und  den  die  Schüler  be- 
treffenden Bestimmungen  dieses  Begulativs  in  Kenntnis  gesetzt  und  haben  steh 
schriftlich  über  Annahme  der  Einladung  und  der  damit  verbundenen  Bedingungen 
zu  erklären. 

Wir  führen  im  Anschlüsse  noch  einige  Verfugungen  an,  deren 
Mitteilung  uns  als  geboten  erscheint,  da  sie  auch  fiir  weitere  Kreise 
Interesse  haben  dürften: 

Der  Erziehungsrat  des  Kantons  St.  Gallen  beschloss  anläss- 
lich eines  Spezialfalles  grundsätzlich,  die  Studienkommission  zu 
ermächtigen,  Lehrern  der  Kantonsschule,  die  das  30.  Dienstjahr 
vollendet  haben,  die  Pflichtige  Stundenzahl,  von  welcher  an  weitere 
Stunden  besonders  entschädigt  werden,  nach  freiem  Ermessen  innert 
den  Grenzen  von  20 — 25  Stunden  per  Woche  ansetzen  zu  dürfen. 
Dadurch  ist  das  an  der  Kantonsschule  bestehende  System  der  Alters- 
zula<,'en,  wonach  der  Gehalt  eines  Hauptlehrers  in  den  ersten  fimf 
Jahren  um  je  Fr.  100  und  nach  20  Jahren  um  weitere  Fr.  500 
steigt,  vervollständigt,  anderseits  aber  auch  die  Möglichkeit  ge- 
boten worden,  ältere  Lehrer  angemessen  zu  entlasten. 

Da  in  Biel  wegen  der  anwachsenden  französischen  SchülerzaU 
die  Ausführung  des  deutschen  Unterrichtsplanes  auf  erhebliche 
Schwierigkeiten  stiess,  beschloss  die  dortige  Einwohnergemeinde- 
versammlung, es  sei  mit  Beginn  des  Schuljahres  1891/92  am  Pro- 
gymnasium eine  französische  Abteilung  zu  eröffnen. 


^^ 
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Auf  das  von  zwei  Vätern  am"  Aufnahme  ihrer  Töchter  in  die 
IV.  Klasse  des  Gymnasiums  in  Solöthurn  eingereichte  Gesuch 
beschloss  die  Professorenkonferenz  in  ihrer  Sitzung  vom  15.  April 
einstimmig,  der  h.  Erziehungsbehörde  zu  beantragen,  den  zwei 
Töchtern  den  Eintritt  in  das  Gymnasium  versuchsweise  zu  gestatten; 
vom  Regierungsrate  dagegen  wurde  das  Gesuch  auf  den  Antrag  des 
Erziehungsrates  durch  Beschluss  vom  1.  Juni  1891  abgewiesen. 

Die  bernische  Erziehungsdirektion  hatte  an  ihre  kantonalen 
Mittelschulen  die  Anfrage  gerichtet,  ob  nicht  für  diese  Anstalten 
die  Einfährung  des  Obligatoriums  der  Lehrmittel  als  zweckmässig 
erscheinen  möchte.  Die  allgemeine  Lehrerkonferenz  sprach  sich 
dagegen  aus,  da  sie  dafür  hielt,  dass  es  für  den  gedeihlichen  Gang 
des  Unterrichtes  notwendig  sei,  der  Lehrerschaft  in  der  Wahl  der 
Lehrmittel  etwelche  Freiheit  zu  lassen. 

2.  Schülerfrequenz. 

Wir  setzen  hier  die  im  letzten  Jahrbuch  begonnene  Frequenz- 
statistik der  Mittelschulen  fort,  soweit  in  den  Jahresprogrammen 
zuverlässige  Angaben  hierüber  enthalten  waren. 


Zürich: 

I.Kl. 

n. 

III. 

IV. 

V. 

VI. 

vn. 

vni. 

IX. 

Total 

Gymnasinm    .    .    . 

84, 

69 

60 

44 

39 

40 

40 

— 

376 

Indnstrieschnle  .    . 

■ 

— 

32 

37 

29 

34 

132 

Handelsschnle     .    . 

• 

— 

35 

14 



49 

84 

69 

127 

95 

68 

74 

40 

557 

Winterthur: 

, , 

Gymnasium    .     .    . 

.      37 

37 

30 

17 

12 

11 

10 

154 

Indastrieschule  .    . 

• 

37 

37 

— 

15 
32 

12 
24 

2 
13 

4 
14 

^^^" 

33 

30 

187 

Bern: 

Progymnasinm   .    . 

.      95 

82 

94 

61 

— 

— 

332 

Literarabteilung     . 

« 

— 

17 

21 

21 

19 

12 

90 

Realabteilnng     .    . 

• 

22 

10 

14 

9 

55 

Handelsabteilang    . 

• 

27 

11 

38 

95 

82 

94 

61 

66 

42 

35 

28 

12 

515 

Lerberschnle: 

Literarabteilung     . 

.      32 

14 

26 

17 

20 

13 

— 

— 

122 

Realabteilnng     .    . 

.      17 

6 

15 

15 

8 

61 

Obergymnasium .     . 

• 

— 

— 

22 

15 

8 

45  ' 

49 

20 

41 

32 

28 

13 

22 

15 

8 

228») 

Bnrgdorf: 

Literarabteilung     . 
Kealabteilung     .    . 

;}24 

26 

22 

7 
19 

15 
11 

10 
8 

14 
2 

19 
3 

- 

j  180 

24 

26 

22 

26 

26 

18 

16 

22 

180 

Prnntrut: 

Gymnasium    .     .     . 
Healschule      .    .    . 

:}2B 

25 

39 

2 
24 

5 

12 

9 

7 

4 
3 

7 
2 

j  162 

23 

25 

39 

26 

17 

16 

7 

9 

162 

')  An  der  Lerberschule  besteht  eine  Elementarschale  mit  9»)  Schülern. 
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X,^2ern-                                 l*^*-  "■    ^l^-    ^^'-     ^^-  ^^^-   VII.  Vin.  IX.  T«lal 

Gymnasium    ....      30    22    17    16    21  15    —    —    —  121 

Lyceum __-.___>-  —    20    23—  43 

^Realschnle     ....      40    49    39    10      8  3    —    ~    —  149 

Handelsschule    ...      —    —     16    —    —  —     —    —    —  16 


70  71  72  26  29  18  20  23  —  329 

Altdorf: 

Literarahteilung     ..      —  7271—3  —  —  20 

Realabteilung     ...      —  _7  J4 3 1^  —  —  —  —  25 

—  14  16  10  2  —  3  —  —  45 

Schwyz: 

Gymnasium    ....      14  31  28  26  25  23  —  —  —  147 

Philosoph.  Kurs  ...      —  —  —  —  —  —  14  —  —  14 

Realschule     ....      67  52  19  8  —  —  —  —  —  146 

81  as  47  34  25  23  14  —  —  307 

Einsiedeln: 

Gymnasium    ....      34  41  35  41  35  31  —      -  —  217 

Lyceum ------  41  21—  J2 

34  41  35  41  35  31  41  21  —  279 

Samen: 

Gymnasium    ....      19  17  23  23  19  25  —  —  —  126 

R'ealschule      ....      27  16  —  —  —  —  —  —  —  43 

46  33  23  23  19  25  —  —  —  169 

Zug: 

Industrieschule  ...       18  16  22  15  6  1  2  —  —  80 

Gymnasium    ....        86  ^  ^^ ^  ^  7  —  —  42 

26  22  28  24  9  4  9  —  —  122 
Freiburg: 

Literarabteilung      .     .      17  .  22  32  20  26  26  —  —  —  143 

Realabteilung     .     .     .       19  21  12  20  5  30  15      3  —  125 

36  43  44  40  31  56  15      3  —  268 

Solothurn: 

Gymnasium    ....      15  15  11  7  13  13  16  -  —  90 

Gewerbeschule    ...      35  27  22  20  6  2  —  — .  —  112 

Pädag.  Abteilung    .    .      —  —  —  13  13  8  —  —  — 34 

50  42  33  40  32  23  16  —  —  236 

Basel' 

Gymnasium    ....     104  89  68  71  43  40  34  37  —  486 

RealabteJlung    ...     187  173  145  111  60  43  27      i)  —  746 

Handelsabteilung    .     .  —  —  —  —  50  14  4  —  —  68 

291  262  213  182  153  97  65  37  —  1300 

Schaffhausen: 

Hum.  Abteilung .    ..      —  8  19  17  7  9  5  —  —  65 

Realistische  Abteilung  _  —  12  27  18  7  8  3  —  —  75 

—  20  46  35  14  17  8  —  —  140 

St.  Gallen: 

Gymnasium    ....      35  31  31  20  19  23  21  —  —  180 

Industrieschule  ...      —  —  22  24  26  13  —  —  —  85 

Handelsschule    ...      —  —  22  30  9  —  —  —  —  61 


35    31    75    74    54    36    21    —    —      326 

)  Die  oberste  Klasse,  die  im  Herbst  austrat,  xjlhlte  18  Schüler. 


antiiU98chDlen. 

I.  III.  IV.  V.  VI.  VU.  VIII.  IX. 

2  15  U  18  19  18    11  - 

ß  49  44  -----  - 

-  —  -2p  2--- 

-  j-  27  37  27  22      -  - 

O"  64"  "82  8»  4«  40    11  — 

0  17  11  12  9  12    -  — 

-  —  30  21  12  9  -  — 
0  17  41  "33  '21  21    —  — 

7  15  14  18  7  9    —  — 

8  38  9  11  6  4  -  - 
.  -  6  2  —  -  -  — 
5  53  29  3i  13  13    —  — 


1    27    19    49    21     20 


0  «1  3B  96  ai  11  -  —  379 
8  145  80  128  59  40  -  -  702 
'jehri:r personal. 

itiscfaeu  Übersichteii  am  Schlüsse  Aus- 
t  werden,  dass  eine  zutreffende  Statistik 
(fendnugsweise  einer  gössen  Anzahl 
:  Schwierigkeit  erstellt  werden  kann. 

951  {1889/90-  890)  Lehrkräfte  an  den 
90  (1889  90:  620)  an  denjenigen  mit 

270)  an  denjenigen  ohne  Anschlnss  an 
30  Abiturienten  bestanden  die  Maturi- 
hulen  und  Polytechniken. 

;haftlichB  Berufsschulen. 

lg  hierauf  auf  den  Abschnitt  betreffend 
chaftlichen  Bildungswesens  durch  den 
f  die  statistischen  Angaben, 
irerverhältnisse  der  kantonalen  land- 
m  Zürich  (Strickhof),  Bern  (ßütti), 
enf  (Gartenbauschnle)  sind  nugeßEbr 
in  Jahre. 

ie  ostschweizerische  Schule  für 
Wädensweil,  über  welche  wir  einige 
reiten  Abschnitt  bei  der  Förderung 
nngswesens  durch  den  Band  mitgeteilt 
'erweisen  können. 
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VIII.  Gewerbliche  Berufsschulen. 

1,  Technikum  in  Winterthur. 

Diese  Anstalt   erfreut   sich   stetsfort  wachsenden  Zuspruchs. 
Die  gegenwärtige  Frepuenz  ergibt  sich  aus  nachfolgender  Übersicht : 


Sommersemester  1890 

Wintersemester  1890,'91 

Schüler  Hospitanten 

Total 

Sehüler  Hospitanten   Total 

Bautechniker  .    .    . 

.      31              2 

33 

76                8            84 

Maschinentechniker  . 

.     186             4 

190 

158             6         164 

Elektrotechniker  .    . 

.      13           — 

13 

20                         20 

Chemiker     .... 

29             2 

31 

32             2          34 

Geometer     .... 

.      19 

19 

17                         17 

Kunstgewerbe      .    . 

26           14 

40 

27           23          50 

Handel 

.      36          145 

181 

45          119         164 

Total    .    340(4)    167(32)507  375(4)     158(29)533 

Unter  den  375  Schülern,  welche  sich  im  Wintersemester  an 
der  Anstalt  befanden,  waren  120  Kantonsbürger  (32%),  195  andere 
Schweizer  (52%)  und  60  Ausländer  (I60/0). 

Am  Schlüsse  des  Kurses  wurden  an  48  Geprüfte  45  Fähigkeits^ 
Zeugnisse  erteilt  und  zwar  an  Bautechniker  5,  Maschinentechniker 
15,  Elektrotechniker  10,  Geometer  2,  Chemiker  2,  Handelsschüler  11. 

2.  Kunstgewerbeschule  in  Zürich. 
Die  Anstalt  haft  folgende  Frequenz  aufzuweisen: 


Schaler 

Hospitanten 

34 

8 

53 

17 

Sommersemester  1890 

Wintersemester  1890/91    .... 

Die  Lehrwerkstätte  für  Möbelschreiner  wurde  im  Sommer-, 
sowie  im  Winterhalbjahr  von  14  Schülern  besucht. 

Der  Vergoldekurs  für  Buchbinder  setzte  seinen  erfreulichen 
Gang  fort  und  zwar  beteiligten  sich  im  ganzen  49  Buchbinder- 
gehülfen  und  Lehrjungen. 

Im  Wintersemester  1890/91  wurden  folgende  Spezialfächer 
benutzt:  Ornamentzeichnen  von  59,  Blumenzeichnen  von  44,  Figuren- 
zeichnen von  48,  Studienkopf  von  27,  Aktzeichnen  von  18,  dekora- 
tives Malen  von  15,  architektonisches  und  gewerbliches  Zeichnen, 
sowie  Kompositionsübungen  von  45,  Fayencemalen  von  29,  orna- 
mentale Kompositionsübungen  von  19,  Modelliren  von  7,  Holzschnitzen 
von  5,  Stillehre  von  25,  darstellende  Geometrie  von  20,  geometrisches 
Zeichnen  von  7,  Perspektive  von  23,  Werkzeichnen  von  14  und 
Kalkulation  swesen  von  9  Teilnehmern. 

Freiplätze  erhielten  im  Sommersemester  13  und  im  Winter- 
semester 11  Schüler,  ausserdem  wurden  7,  bezw.  5  Schweizerbüi^em 
Geldstipendien  im  Betrage  von  je  Fr.  20—50  bewilligt,  zusammen 
Fr.  420. 


Ue werbliche  Benifssthaten. 


3,  Kunstschule  in  Berti. 


Die  Lehrerschaft  blieb  unverändert.  Ein  nener  üuterri 
plan  ist  aufgestellt  worden,  der  eine  systematische  Einteilung 
Schule  nach  Jahresknrsen  bezweckt;  zugleich  wurde  eine  «trei 
Disziplinarordnung  eingeführt. 

Die  Frequenz  der  Schule  war  folgende:  Im  Sommerseni 
34  Herren  uod  26  Damen,  ziiaammen  60,  im  Wintersemest« 
Herren  und  25  Damen,  zusammen  58  Schüler,  darunter  20  ] 
amtskandtdaten ;  Freistellen  genossen  im  Sommer  29,  im  W 
24  Schüler. 

4.   Westschweizerisches  Technikum  in  Bid. 

Das  westschweizerisehe  Technikum  wurde  am   1.  Mai 
mit  dem  I.  Kurse  folgender  Fachschulen  erftffnet: 

1.  Schule  für  Uhrenmacher      mit  29  Schülern; 

2.  „         n    Mechaniker  „    23         „ 

8.       „         ,.    Elektrotechniker  „       7  ,.     nJ  Jf  Bh| 

4.  „         „    Bautechniker        „11  „ 

5.  „         „    Kunstgewerbe      „2         „ 

Ein  Jahr  später  wies  dasselbe  in  den  einzelnen  Fachscl 
folgende  Schülerzahl  auf:  UhrmacherschuleSO,  Schule  für  Mecbai 
33,  Schule  für  Elektrotechniker  7,  Kunstgewerblicli-bautechn 
Schule  14,  Eisenbahnschule  40,  zusammen  reguläre  Schüler 
Hospitanten  49,  total  173  Schüler.  Mit  der  Eröfitinng  der  Wi 
kurse  am  5.  Oktober  wird  sich  diese  Zahl  wieder  um  ein  betr 
liches  vermehren. 

Seitdem  ist  noch  eine  Eisenbahnschule  zur  HeranbÜ 
von  Esenbahnbeamten  hinzugekommen  und  im  Fernem  aucl 
kantonale  Technikum  in  Burgdorf  ins  Leben  gerufen  worde 
dass  nun  der  Kanton  Bern  zwei   technische  Mittelschulen  be 

5.  Kunstyetcerbesckule  in  Luzem. 

Die  Kunstgewerbesehule  zählte  laut  dem  betreffenden  Ja 
berichte  über  die  höhere  Lehranstalt  im  Schuljahre  1889 '90  83  Sc 
der  Abeud-  und  Sonntagskurse  und  32  permanente  oder  Tagesscl 
in  welchen  Zahlen  indessen  sowohl  die  vorzeitig  vrieder  auagetrel 
ftlä  auch  die  nachträglich  eingetretenen  inbegriffen  sind.  Im  folge 
Schuljahre  1890/91  zählte  die  Anstalt  in  den  Abend-  und  Sonn 
hrsen  97  Zöglinge;  von  den  48  Tagesschülem  gehörten  11 
Vorkurse  und  37  den  einzelnen  Fachschulen  an  und  zwar  befa; 
sich  von  den  letztern :  neun  mit  Dekorationsmalerei,  sieben 
'ilasmalerei,  sieben  mit  Bildhauerei,  sechs  mit  Holzschnitzen 
acht  mit  Schmiedearbeiten. 
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6.  Allgemeine  Geiverheschtde  in  Basel, 

Im  Sommer  1891  zählte  die  untere  Abteilung  der  Gewerbeschule 
194  Schüler,  die  obere  in  den  gewerblichen  Klassen  316,  in  den 
Kunstklassen  21  Schüler  und  104  Schülerinnen,  zusammen  635. 
Von  den  Schülern  waren  Basler  261,  aus  15  andern  Kantonen  193, 
Ausländer  181,  wovon  163  aus  dem  deutschen  Reich. 

Im  Winter  zählte  die  untere  Abteilung  197,  die  obere  in  den 
gewerblichen  Klassen  428  Schüler,  die  Kunstklassen  16  Schüler 
und  111  Schülerinnen,  zusammen  752.  Von  diesen  sind  Basler  320, 
aus  andetTi  Kantonen  der  Schweiz  212,  Ausländer  220,  wovon  201 
aus  dem  deutschen  Reich.  Es  waren  9  Lehrer  definitiv,  9  provi- 
sorisch resp.  aushülfsweise  angestellt. 

7.  Zeichnnngsschule  für  Industrie  und  Gewerbe  in  St.  GaUen. 

Die  schon  im  letzten  Jahr  erwähnte  neue  Abteilung  der  Anstalt 
zur  Heranbildung  von  Arbeitslehrerinnen  ist  im  Berichtsjahre  ins 
Leben  getreten.  Wir  verweisen  für  die  Organisations Verhältnisse 
derselben  auf  den  Abschnitt  „Handarbeiten  der  Mädchen"  in  vor- 
liegendem Jahrbuche. 

8,  Ecole  des  Arts  indtistriels  in  Genf. 

Ein  Reglement  vom  21.  April  1891  umschrieb  die  Bedingungen, 
unter  welchen  das  Diplom  dieser  Anstalt  erhalten  werden  kann. 

Die  verschiedenen  Abteilungen  wiesen  die  folgenden  Frequenz- 
ziffern auf: 

M Ollelage,  fignre  et  omement 48  Schäler. 

Sculptnre  sur  pierre  et  sur  bois      ....  17  „ 

Ciselure 25  „ 

Cerainique,  aquarelle  et  Komposition    ...  68 

Gravüre  sur  bois 18  ^ 

Fer  forge  (reguliers) 7  „ 

^        „      (externes) 14  ^ 

Total    .       197  Schüler. 

IX.  Tierarzneischulen. 

Die  Schülerfrequenz  war  folgende: 

Sonimerseinester  1S90  Wintersemester  1890/91 

Sehfller    Kantonsb.  «ojÄr    la^Xr     »^«»«^«'^     K*»*^'«''-  SclTwISer   lülider 

Zürich   .     .    32  5  23  4  38  9  25  4 

Bern      .    .    68  31  36  1  66  82  33  - 

Mit  Bezug  auf  das  zur  Verwendung  kommende  Krankenmaterial 
enthalten  die  Berichte  folgende  Mitteilungen: 

PaÄn       KonBultatlonen      Sektionen  Ambulat.  ^^ 

Zürich.  .  .    529       1386      228      1342       3485 
Bern  ...    369       1219      303      2232       4123 


*m 


Hochschulen. 
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Als  wichtigstes  Ereignis  für  die  Tierarzneischule  Bern  ist 
der  Beschluss  des  Grossen  Rates  vom  24.  Nov.  1890  anzuführen, 
es  sei  auf  dem  gegenwärtigen  Platze  die  Tierarzneischule  neu  auf- 
zubauen und  dafiir  ein  Kredit  von  Fr.  446,000  zu  bewilligen.  Da- 
durch wird  den  schon  so  lange  bestehenden  und  so  oft  beklagten 
ÜbelstÄnden  auf  gründliche  Weise  abgeholfen. 


•«. 


X.  Hochschulen. 

1.  Gesetze  und  Verordnunyen. 

Der  Kanton  Zürich  hat  ein  neues  Reglement  betreffend  die 
Aufnahme  von  Studirenden  an  der  Hochschule  erlassen  (Beilage  I, 
pag.  100 — 103)  und  im  fernem  die  Promotionsordnung  der 
staatswissenschaftlichen  Fakultät  der  Hochschule  revi- 
dirt  (Beilage  I,  pag.  104—106). 

Waadt  hat  seine  detaillirten  Reglemente  für  die  ein- 
zelnen Fakultäten  der  Hochschule  in  Lausanne,  sowie  der 
Schule  für  die  Ingenieure  erlassen  (Beilage  I,  pag.  106  bis  Schluss). 

Im  Berichtsjahre  wurde  an  der  Universität  Freiburg  die 
theologische  Fakultät  der  Hochschule  neu  hinzugefügt.  Nach  einem 
Vertrage  mit  dem  Dominikanerorden  übernimmt  der  letztere  den 
Unterricht  in  der  Theologie.  Jeder  der  Professoren  erhält  eine 
Besoldung  von  Fr.  2000. 

2.  Frequenz  und  Promotiotien, 

Der  Besuch  der  schweizerischen  Hochschulen,  inkl.  Polytechni- 
kum, gestaltete  sich  im  Wintersemester  1890/91  folgendermassen : 

Frequenz  Prumutionen 

Stud.     Andit.    Total     Theol.  Jnr.     Med.    Fhll.    Totml 

Schweiz.  Polytedmikum  Zürich      622  408  1030  _      —  —  _  ^ 

Hochschule  Zürich 538  97  63.5  3  i)    9  26  32 «)  70 

Bern 546  108  654  -        5  21  22  48 

Basel 388  37  425  1        3  9«)  28  41 

Genf 463  206  669  —        2  14  13  29 

Lausanne  ....      186  100  286  —      —  —  -  - 

Akademie  Neuenbürg  ....        56  57  113  —      —  —  —  — 

Theologische  Anstalt  Luzem     .43  —  43  —      —  —  —  — 

Philos.u.  Jurist.  Faknlt.Freibnrg:      138  17  155  —      _  —  _  — 

Cours  de  droit  in  Sitten  ...  ca.  14  —  ca.  14      — --  —  — 

189091:    2994    1080    4024        4      19      70*    95    188 
1889/90:    2873      970    3843      —      30      74      81     ia5 

Differenz:  4-121   +60+181   +4—11    —4+14   +3 

3.  Vorlesungen, 

Die  Zahl  der  im  Wintersemester  1890/91  angekündigten  und 
gehaltenen  Vorlesungen  ergibt  sich  aus  folgender  Zusammenstellung : 

')  Honoris  caasH.  —  ^)  l  Honoris  cansa. 
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Vorl( 

ßsaniren 

Zahl  der 

Total  der 

Zohdrer 

ang^ekündigt     gehalten 

wöch.  Stunden 

Zuhörer 

perVorlesiiDK 

Zürich      .     . 

.    .          255 

200 

3397 

17 

Bern   .     .    . 

.    .          291* 

225* 

576* 

— 

Basel  .... 

169 

603 

2748 

16 

Neuenbürg  .    , 

.    .            86 

148 

— 

Freiburg .     . 

.    .           98 

214 

— 

Genf  .    .    . 

147 

139 

322 

— 

*  Praktische  Knrse  und  Exkursionen  nicht  inbef^riflBn. 

4. 

Lehrpersonal, 

Der  Bestand  desselben  im  Wintersemester  1 890/91  ist  folgender: 


Professoren       Privat- 
ordentl.  ausserord.  dozent. 


Schweiz.  Polytechnikum  Zürich  49 

Hochschule  Zürich 41 

Bern 49 

Basel  (1891) ...  41 

„  Genf 48 

„.  Lausanne  ....  21 

Akademie  Neuenburg.    ...  29 

Universität  Freiburg'^)    ...  43 


0 


14 
14 
20 

9 
29 

1 


70«) 

50 

46 

22«) 

35 

7 

6*) 


j  1^  Studirende 
n. Auditoren 

119  1030 

105  635 

109  654 

76  425 

92  669 

57  286 

36  113 

40  155 


Zuhörer 
perDox. 

5* 
^a 
5,t 
3,i 
3,. 


1)  Inklusive  3  Honorarprofessoren.  —  ')  Wovon  36  Privatdozenten,  29  Hfllfe- 
lehrer  and  fest  angestellte  Assistenten,  sowie  5  mit  speziellen  LehraiifliSgen 
bedachte  Dozenten.  —  ')  Inklusive  1  Lektor.  —  *)  6  professeuia  »gtigtsi 
ausserdem  7  Honorarprofessoren.  —  ')  Sommersemester  1892. 


Vierter  Abschnitt. 


Schnlgesnndheitspflege. 


Znm  Schatz  und  als  Verhaltongsmassregel  im  Falle  ausge- 
krochener epidemischer  und  ansteckender  Krankheiten  in  den  öffent- 
lichen und  privaten  Schulen  hat  der  Regierungsrat  des  Kantons 
Waadt  unterm  3.  September  1891  eine  Verordnung  erlassen,  welche 
jene  Krankheiten  auffuhrt  und  die  nötigen  Direktiven  für  die  Ein- 
stellung der  Schule,  Desinfektion  etc.  erteilt.  Während  sich  diese 
skizzirte  Massnahme  als  Schutzvorkehrung  gegen  eine  bereits  vor- 
handene Krankheit  darstellt,  so  kommt  dem  ebenfalls  hier  zu 
erwähnenden  „Reglement  betreffend  den  Bade-  und  Schwimmunter- 
richt der  Knaben  an  den  Primarschulen  der  Stadt  Bern"  eher  der 
Charakter  einer  vorbeugenden  Massregel  zu,  indem  dadurch  die 
Gesundheit  und  körperliche  Kräftigung  der  Schuljugend  gefördert 
werden  will.  Dieser  Unterricht  ist  in  allen  Primarschulen  der  Stadt 
vom  dritten  Schuljahr  an  in  obligatorischer  Weise  eingeführt  und 
es  können  nur  infolge  durchaus  stichhaltiger  Gründe  Dispense  aus- 
gesprochen werden.  Wo  der  Jugend  nicht  die  erfrischenden  Fluss- 
und  Seebäder  in  unmittelbarer  Nähe  zur  Verfügung  stehen,  wird 
man  sich  gerade  in  den  Städten  bei  eventuellen  Neubauten  und 
Umbauten  der  Schulhäuser  dadurch  zu  behelfen  suchen,  dass  man 
Bade-  und  Doucheeinrichtungen  für  die  Schüler  in  den  Schulhäusem 
selbst  einrichten  wird,  wie  dies  beispielsweise  für  die  Schulhaus- 
neubauten  von  Neu-Zürich  projektirt  ist. 

Der  offizielle  Bericht  des  Kantons  Baselstadt  bringt  folgende 
Mitteilungen  über  die  dort  bereits  eingeführten  Schulbäder:  Vom 
27.  Januar  1890  an  wurden  im  Bläsischulhaus  an  51  Tagen  etwas 
zu  4000  Bäder  (Douchen)  verabreicht.  Von  den  Schülern  und 
Schülerinnen,  die  von  Woche  zu  Woche  wechselten,  nahmen  etwa 
SO^/o  freiwillig  teil.  Die  Einrichtungskosten  stellten  sich  auf 
Fr.  2427,  die  Betriebskosten  auf  Fr.  5.  57  im  Tag  oder  7  Cts.  per 
Bad.  Da  die  regelmässigen  Abwaschungen  für  die  Kinder  eine 
grosse  Wohltat,  auch  die  Kosten  massige  sind,  so  wird  gehofft, 
dass  die  Einrichtung  mit  der  Zeit  verallgemeinert  werde.  In  der 
Bläsischule  wurden  die  Bäder  mit  dem  10.  November  aufs  neue 
in  Betrieb  gesetzt. 
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Im  Kanton  Solothurn  haben  anlässlich  der  Frühlingsprafangen 
im  Jahre  1891  Erhebungen  über  die  sanitarischen  Ver- 
hältnisse der  Volksschulen  stattgefunden,  deren  Ergebnisse 
eventuell  als  Grundlage,  bezw.  als  Wegleitung  für  gesetzliche 
Erlasse  über  die  Schulgesundheitspflege  bestimmt  sind. 

Untersuchungen  und  Berichte  über  den  Stand  der  Schulgesund- 
heitspflege wären  an  allen  Orten  wünschenswert  und  durchaas 
zeitgemäss,  allein  es  könnte  diesen  Anforderungen  der  Schulhygieine 
nur  Genüge  geleistet  werden  durch  Anstellung  von  ständigen  sog. 
Schulärzten.  Sowohl  in  Deutschland  als  in  der  Schweiz  ist 
die  Kontrole  über  alle  Pflichten  der  Schulgesundheitspflege  durch 
eigene  Fachleute  zum  Teil  eingeführt,  zum  Teil  Gegenstand  ernste 
Studien.  Ein  Bericht  des  Sanitätssekretärs  Dr,  Ost  in  Bern  vom 
Jahr  1889  gibt  auf  die  Frage:  Empfiehlt  sich  die  Einführung 
von  Schulärzten,  welche  für  die  Durchführung  der  gesundheit- 
lichen Anordnungen  verantwortlich  wären,  der  Lehrerschaft  als 
Ratgeber  zur  Seite  stünden  und  über  die  Dispensation  von  Schülern 
zu  entscheiden  hätten?  —  folgende  Antwort  der  betieffenden 
Kommission : 

1.  Für  die  Gemeinde  Bern  werden  drei  Schulärzte  ernannt; 
ihre  Amtsdauer  ist  sechs  Jahre,  ihre  Besoldung  je  Fr.  1500. 

2.  Sie  haben  die  ihnen  unterstellten  Schulklassen  ordentlicher- 
weise monatlich  mindestens  einmal  zu  besuchen,  überdies  so  oft^ 
als  sie  von  den  zuständigen  Schulbehörden  dazu  berufen  werden. 

3.  Sie  haben  die  vorgeschriebenen  Prüfungen  der  Augen  der 
Schüler  auf  deren  Sehschärfe  und  Brechungszustand  selbst  vorzu- 
nehmen und  die  Körpermessungen  zu  leiten,  über  die  stattgefimdenen 
Messungen,  Augenprüfungen  und  andere  Beobachtungen  ein  genaues 
Journal  zu  führen  und  am  Ende  jedes  Jahres  einen  eingehenden 
Bericht  an  die  obern  Behörden  einzureichen  u.  s.  w. 


Es  ist  für  die  Fürsorge  der  Behörden  und  des  Volkes  mit 
Bezug  auf  die  sanitarischen  Verhältnisse  in  den  Volksschulen  noch 
ein  weites  Feld  offen,  und  wir  befinden  uns  in  dieser  Hinsicht  kaum 


über  die  ersten  Anßlnge  hinaus. 
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Fünfter  Abschnitt. 


Yerhandlangen  von  offiziellen  LehrerTersammlimgeii  nnd  freien 
Vereinigungen  betr.  das  ünterriclitswesen  (1891). 
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I.  Schulorganisation. 

1.  Ausbau  der  siebenklassigen  Primarschule  (Konferenz  des  glar- 
nerischen  Kantonallehrervereins  am  26.  Oktober  in  Glarus). 
Referenten:  Lehrer  S.  Wichser  in  Schwanden  und  Meier  in  Engi. 

Beschluss:  Die  kantonale  Konferenz  findet  in  Übereinstim- 
mung mit  Referent  und  Rezensent  den  Ausbau  unserer  Volks- 
schule in  verschiedener  Beziehung  wünschenswert,  sieht  jedoch 
heute  von  einer  Beschlussfassung  über  die  gestellten  Thesen  ab, 
weil  die  Hauptfragen  noch  nicht  genügend  abgeklärt  sind. 

2.  Ist  es  tunlich,  einen  eigenen  gemeinschaftlichen  Kurs  für  schwach- 
begabte  Primarschüler  unserer  Gemeinden  einzurichten  und  in 
welcher  Weise  könnte  solches  geschehen?  (Kantonale  Lehrer- 
konferenz in  Zug  am  18.  Nov.  1891.)  Referent:  Präfekt Henggeler. 

Beschluss:  Die  Lehrerschaft  unterstützt  die  Anregung  der 
städtischen  Schulkommission  und  erklärt  sich  bereit,  über  die 
Anzahl  Schwachsinniger  eine  Enquete  zu  veranstalten. 

3.  Über  die  Erziehung  schwachsinniger  Kinder  (Interkantonale 
Lehrerversammlung  in  Bätterkinden  am  31.  Oktober  1891  (Solo- 
ihurn  und  Bern).    Referent:  Prof.  Gunzinger  in  Solothum. 

Referent  teilte  die  Idioten  ein  in: 

1.  Blödsinnige,  Bildungsunfähige,  die  einfach  in  Verpflegungs- 
anstalten unterzubringen  sind. 

2.  Schwachsinnige,  leichtem,  mittlem  und  schwerern  Grades, 
bei  richtiger  Behandlung  alle  mehr  oder  weniger  bildungsfähig. 

3.  Schwachbegabte,  die  besonderer  Berücksichtigung  beim 
Unterrichte  bedürfen. 

Als  Ursachen  des  Idiotismus  werden  angegeben  in  erster 
Linie  das  Heiraten  in  zu  nahe  Verwandtschaft  (Wechselheirat), 
dann  der  Alkoholismus  und  geologische  Ui^sachen  (Trinkwasser). 

Als  Massnahmen  zur  Hebung  des  Übels  empfahl  der  Referent: 
1.  Für  die  Schwachbegabten  Errichtung  von  Spezialklassen, 

wie  sie  schon  in  verschiedenen  grossem  Ortschaften  der  Schweiz 

bestehen  (Herisau). 
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2.  Für  Schwachsinnige  die  Errichtung  eigener  Anstalten,  wie 
solche  bereits  in  Regensberg  (Zürich),  Biberstein  (Aargau)  und 
Weissenheim  (Bern)  existiren. 

4.  Über  den  Ausbau  der  gewerblichen  Fortbildungsschule  (Thur- 
gauische  Sekundarlehrerkonferenz  vom  30.  September  1891  in 
Frauenfeld).    Referent :  Inspektor  Pfr.  Christinger. 

5.  Unsere  basellandschaftliche  Fortbildungsschule  (Jahressitzung 
der  basellandschaftlichen  Lehrerschaft  in  Liestal).  Referent: 
Tschudin  in  Itingen;  Korreferent:  Schulinspektor  Zingg. 

Er  verlangt  gründliche  Reorganisation  der  basellandschaft- 
lichen Fortbildungsschule  und  wünscht: 

1.  Rationellere  Verteilung  der  in  Wirklichkeit  genügenden 
Zahl  von  Schulstunden  auf  die  verschiedenen  Stufen  der  Primar- 
schule, d.  h.  Beschneidung  der  Unterrichtszeit  der  Unterklassen 
zu  Gunsten  derjenigen  der  Oberstufe. 

2.  Vermehrung  der  Stunden  und  Fächer  in  der  Fortbildungs- 
schule, vorerst  auf  dem  Wege  der  Freiwilligkeit.  Das  Ziel  sei : 
Ein  dreijähriger  Kursus  mit  total  280  Stunden. 

3.  Einführung  der  einfachen  Buchfühnmg  als  neues  notwen- 
diges Fach. 

4.  Allgemeine  Verlegung  der  Schulzeit  auf  Tagesstunden. 

5.  Beschaffung  eines  zweckmässigen  Lesebuches  för  die  Fort- 
bildungsschule. 

6.  Aufstellung  eines  einheitlichen  Lehrplanes. 

7.  Erteilung  von  Abgangszeugnissen,  welche  von  den  Inhabern 
bei  den  öffentlichen  Anstellungen  vorgewiesen  werden  sollen. 

8.  Errichtung  von  Fortbildungsschulbibliotheken. 

6.  Die  Maturitätsexamen  (Versammlung  des  Schweiz.  Gyranasial- 
lehrervereins  am  4. — 6.  Oktober  1891  in  Neuenburg).  Refei-ent: 
Rektor  F.  Burckhardt  in  Basel. 

Thesen :  1.  Der  Staat  hat  das  Recht  und  die  Pflicht,  eine  an 
das  Ende  der  Gymnasialzeit  und  vor  den  Beginn  der  akade- 
mischen Studien  zu  verlegende  Reifeprüfung  anzuordnen. 

2.  Die  Reifeprüfung  berücksichtigt  das  künftige  akademische 
Studium  nicht. 

3.  Die  Reifeprüfung  soll  keine  das  ganze  ünterrichtsprogrammdes 
Gymnasiums  umfassende,  sondern  im  wesentlichen  eineVersetzungs- 
und  Abgangsprüfung  aus  der  obersten  Gymnasialklasse  sein. 

4.  Die  Reifeprüfung  wird  von  den  Lehrern  der  Schüler  abge- 
nommen; bei  dem  Entscheide  über  die  Reife  wirken  die  Lehrer  mit; 
hiebei  kann  eine  Kompensation  schwacher  Leistungen  in  einem 
Fache  durch  sehr  gute  Leistungen  in  andern  Fächern  eintreten. 

II.  Schule  und  Leben. 

1 .  Les  punitions  et  les  rßcompenses  ä  T^cole  primaire ;  leurs  effets 
sur  le  caractere  de  Tenfant.  Le  role  et  la  responsabilite  de 
Tecole  dans  Ueducation  populaire  (Kantonale  Lehrerkonferenz 
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in   Neuenburg  am   14.  und    15.  September  1891).     Referent: 
Lehrer  Numa  Girai'd. 

2.  L'importance  de  Tinstruction  civique  ä  Tecole  primaire  et  Ten- 
seignement  de  cette  brauche  (Kautonale  Lehrerversammlung  in 
Freiburg  am  9.  JaU  1891). 

3.  Erziehung  der  Jugend  zur  Vaterlandsliebe  (Luzemische  Kantonal- 
lehrerkonferenz vom  28.  September  1891  in  Malters).  Referent : 
Sekundarlehrer  A.  Troxler  in  Sprengi. 

III.  Methodik  des  Volksschulunterrichts. 

1.  Beziehungen  des  naturkundlichen  Unterrichtes  zum  praktischen 
Leben  (Thurgauische  Sekundarlehrerkonferenz ,  30.  September 
1891,  in  Frauenfeld).  Referent:  Sekundarlehrer  Engeli  in 
Ermatingen. 

2.  Der  Zeichenunterricht  an  den  schweizerischen  Seminarien. 
(Versammlung  des  Verbands  schweizerischer  Zeichen-  und 
Gewerbeschullehrer  am  13.  September  1891  in  Baden).  Refe- 
rent: Seminarlehrer  Schoop  in  Zürich. 

Angenommene  Thesen,  die  nach  der  Diskussion  in  folgender 
Weise  von  der  Versammlung  gebilligt  wurden: 

1.  Das  Freihandzeichnen  hat  im  Seminar  vorzuherrschen,  weil 
es  in  der  Volksschule  von  ungleich  höherem  Wert  ist  als  das 
Linearzeichnen. 

2.  Das  Zeichnen  nach  Naturkörpem  und  Modellen  ist  obenan- 
zustellen; in  den  obern  Klassen  sind  besondere  Skizzirübungen  zu 
pflegen.  Der  Unterricht  ist  soviel  wie  möglich  Klassenunterricht. 

3.  Die  oberste  Klasse  ist  in  die  Methode  des  Zeichenunterrichts 
einzuführen,  die  in  der  Übungsschule  ihre  Ergänzung  findet. 

4.  Dem  Wandtafelzeichnen  ist  mindestens  in  der  obern  Klasse 
besondere  Aufinerksamkeit  zu  schenken. 

5.  Das  Seminar  hat  soweit  tunlich  die  Bedürfnisse  der  gewerb- 
lichen Fortbildungsschulen  zu  berücksichtigen. 

6.  Der  Zeichenunterricht  am  Seminar  ist  in  die  Hände  eines 
Fachlehrers  zu  legen. 

3.  Stellung  des  Arbeitsunterrichtes  in  den  appenzellischen  Schulen 
(Kantonallehrerkonferenz  in  Stein,  den  25.  Mai  1891).  Referent: 
J.  Widmer  in  Heiden. 

4.  Das  eidgenössische  Exerzierreglement  als  alleinige  Norm  und 
Grundlage  für  die  Ordnungsübungen  an  den  schweizerischen 
Knabenschulen  (Jahresversammlung  des  Schweizerischen  Tum- 
lehrervereins  vom  3.  und  4.  Oktober  in  Basel).  Referenten: 
C.  Adler  in  Basel*  und  J.  Müller  in  Zürich. 

IV.  Schulhygieine. 

1. Les  exercices  physiques  k  l'ecole  primaire;  leur  Organisation, 
leur  part  dans  le  programme,  leur  place  dans  l'horaire  et  la 
mesure  de  leur  influence  dans  Teducation  de  Tenfant.  (Kautonale 
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Lehrerkonferenz  in  Neuenbürg  am  15.  und  16.  September  1891.) 
Referent:  Lehrer  Mader  in  Boudry. 

2.  Ziele  der  Schulhygieine  (Konferenz  des  solothurnischen  Kantonal- 
lehrervereins  in  Balsthal).    Referent :  Dr.  Walker  in  Solothurn. 

Als  unmittelbares  Resultat  des  Referates  ist  die  Eingabe  zu 
erwähnen,  durch  welche  die  Erziehungsbehörden  um  Auf- 
stellung von  Vorschriften  für  Neubau  und  Einrichtung  von 
Schulhäusern  etc.  ersucht  werden  sollen. 

3.  Welche  berechtigten  Anforderungen  stellt  die  Schulhygieine 
1.  an  die  Gesetzgebung,  2.  an  die  Sorge  des  Lehrers  im  all- 
gemeinen, 3.  an  den  Unterricht  im  besondern?  (Jahresversammlung 
der  bernischen  Schulsynode,  Samstag  den  3.  Oktober  1891  in 
Bern.)    Referent:  Sekundarlehrer  Grünig  in  Bern. 

Einleitende  These:  Die  in  den  letzten  Jahrzehnten  namentlich 
von  Seite  der  x^rzte  immer  lauter  gegen  die  Schule  erhobenen 
Anschuldigungen,  als  trage  diese  eine  Hauptschuld  an  der  mangel- 
haften körperlichen  wie  geistigen  P^ntwacklung  unserer  Schuljugend 
im  allgemeinen  und  an  den  sog.  Schulkrankheiten  im  besondern, 
müssen  hinsichtlich  unserer  bernischen  Volksschule  teils  als  unbe- 
gründet, teils  als  übertrieben  bezeichnet  werden. 

Unsere  Schule  ist  erst  in  der  Entwicklung  begriffen.  Damm 
stellt  sie  auch  in  hygieinischer  Beziehung  kein  vollkommenes 
Gebilde  dar.  Allein  die  wesentlichsten  Übelstände,  welche 
derselben  noch  anhaften,  liegen  nicht  sowohl  in  ihren  falschen 
Gnindlagen,  oder  ihrer  fehlerhaften  Organisation  und  unrichtigen 
Tätigkeit,  als  vielmehr  in  ungenügender  Obsorge  für  dieselbe 
und  mangelhafter  Pflege  und  Erziehung  der  Kinder  im  elter- 
lichen Hause.  Dass  dabei  auch  die  Vorsorge  der  Lehrer  für 
der  Kinder  leibliches  und  geistiges  Wohlbefinden  nach  ver- 
schiedenen Richtungen  hin  einer  wesentlichen  Steigerung  fähig 
sei,  kann  nicht  bestritten  werden. 

V.  Lehrerschaft. 

1.  Statutenrevision  der  Lehrer- Alters -Witwen-  und  Waisen- 
kasse. Kantonalkonferenz  in  Schwanden  den  25.  Mai  1891. 
Referent:  Lehrer  Tschudy  in  Schwanden. 

Hauptpunkte:  1.  Verdopplung  des  Jahresbeitrages  und  des 
Heiratsbeitrages,  d.  h.  Erhöhung  von  Fr.  10  auf  Fr.  20, 

2.  Hinausschiebung  der  Altersgrenze  für  die  Zugberechtigung  der 
Lehrer  im  Dienste  um  fünf  Jahre.  —  Bisanhin  erhielt  jedes 
Mitglied  der  Kasse  vom  55.  Altersjahre  weg,  wenn  es  noch 
kerngesund  war  und  ein  gutes  Einkommen  hatte,  pro  Jahr 
Fr.  lOü.  Dagegen  konnte  man  dem  Lehrer  ausser  Dienst  nur 
Fr.  200  geben.    In  Zukunft  werden  nun 

3.  invalide  Lehrer,  vom  Alter  abgesehen,  pro  Jahr  Fr.  300 
erhalten.  Auch  die  Witwen  und  Waisen  werden  in  Zukimft 
besser  bedacht  werden  können. 
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4.  Während  bisanhin  zwölf  Dienstjahre  im  Kanton  Glarus 
genfigten,  um  die  Mitgliedschaft  bleibend  zu  sichern,  bedarf  es 
künftig  hiezu  zwanzig  Dienstjahre.  Überdies  bestimmt  ein 
Paragraph,  dass,  wenn  ein  Mitglied  in  einem  andern  Kanton 
Lehrer  wird  und  ihm  dort  der  Eintritt  in  eine  Lehrer-Kasse 
noch  möglich  ist,  es  hier  aufhört,  Mitglied  zu  sein. 

2.  In  der  Konferenz  der  genferischen  „Soci^te  pedagogique''  vom 
12.  Februar  1891  kamen  zur  Behandlung: 

1.  Aufbesserung  der  Besoldungen.  2.  Abänderung  des  Gesetzes- 
artikels betreffend  die  Versicherungskasse  der  Primarlehrer. 

3.  Revision  der  Pensionsvereinsstatuten  (Kantonalkonferenz  in 
Aarau  am  10.  September  1891). 

Thesen:  a.  Der  Jahresbeitrag  der  Mitglieder  wird  von  Fr.  15  auf 
Fr.  20  erhöht  und  es  ist  sowohl  die  „Tabelle  über  die  statutarischen 
Jahresbeiträge"  als  auch  §  22  lit.  a.  entsprechend  zu  ändern. 

b.  Die  Pensionsberechtigung  beginnt  mit  dem  65.  Altersjahr. 
Durch  Übergangsbestimmungen,  die  den  bestehenden  analog 
sind,  sollen  Härten  vermieden  werden. 

Die  Statutenrevision  soll  diesen  beiden  Grundsätzen  gemäss  statt- 
finden unter  der  Bedingung,  dass  gleichzeitig  auch  der  Beitrag 
des  Staates  von  Fr.  8500  auf  mindestens  Fr.  10,000  erhöht  wird. 

c.  Der  Einkauf  von  Gattinnen  wird  beibehalten. 

d.  Der  Einzug  der  Jahresbeiträge  hat  im  April  zu  geschehen. 

e.  Die  Direktion  soll  der  nächsten  Generalversammlung 
Statuten  zur  Beratung  vorlegen,  welche  diesen  Grundsätzen 
gemäss  revidirt*  sind. 

4.  Stellvertretung  für  erkrankte  Lehrer  (Thurgauische  Schulsynode 
am  14.  September  in  Weinfelden)  Referent:  Seminardirektor 
Rebsamen  in  Kreuzlingen. 

Anträge:  1.  Die  Schulsynode  wendet  sich  in  einer  Eingabe 
an  die  hohe  Regierung  zu  banden  des  Grossen  Rates  mit  dem 
Gesuch,  den  jährlichen  Staatsbeitrag  an  die  Alters-  und  Hülfs- 
kasse  der  thurgauischen  Lehrer  um  wenigstens  Fr.  3000  zu 
erhöhen,  in  der  Meinung,  dass  diese  Kasse  dadurch  in  den 
Stand  gesetzt  werde,  kranken  Lehrern  die  Kosten  für  Stell- 
vertretung zu  ersetzen. 

2.  Sofern  diesem  Gesuche  entsprochen  wird,  übernimmt  die 
Alters-  und  Hülfskasse  die  Verpflichtung,  für  jeden  Lehrer, 
der  wegen  unverschuldeter  Krankheit  Stellvertretung  nötig 
hatte,  den  gesetzlichen  Vikariatsgehalt  von  Fr.  16  per  Woche 
an  die  betreffende  Schulkasse  zu  entrichten  und  zwar  bis  auf 
die  Dauer  eines  halben  Jahres,  in  der  Meinung,  dass  diese 
Entschädigung  nur  für  so  viele  Wochen  bezahlt  werde,  als  der 
Stellvertreter  wirklich  Schule  gehalten  hat. 

3.  Sollte  die  Krankheit  und  Erwerbsunfähigkeit  länger  als 
ein  Halbjahr  dauern,  so  kommen  §§  11  und  12  der  Statuten 
der  Lehrer-Alters-  und    Hülfskasse    vom   Juni  1887    zur  An- 
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Wendung ,  mit  der  Abänderung  jedoch,  dass  in  §  12  lit  a  der 
Ausdruck  ^länger  als  ein  Vierteljahr"  durch  „länger  als  ein 
Halbjahr"  zu  ei-setzen  sei,  und  die  verminderte  Nutzniessung 
von  jährlich  Fr.  50 — 200  erst  beginne,  nachdem  die  oben  für 
Stellvertretung  bestimmte  Entschädigung  aufgehört  habe. 

5.  Wehrpflicht   der   Lehrer   (interkantonale   Lehrerkonferenz  in 
Ölten  am  3.  März  1891).  Referent:  Prof.  Fisch  in  Aarau. 

Beschltiss:  Die  am  3.  März  in  Ölten  versammelte  inter- 
kantonale Lehrerkonferenz  aus  den  Kantonen  Aargau,  Basel- 
land und  Solothurn  spricht  dem  hohen  eidgenössischen  Militar- 
departement  den  Wunsch  aus ,  es  möchten  die  Art.  4  und  18 
der  Bundesverfassung  auch  in  Bezug  auf  die  schweizerische 
Lehrerschaft  in  ilirem  vollen  Umfange  gehandhabt  werden, 
beziehungsweise,  es  möchte  dafür  gesorgt  werden,  dass  der 
Lehrer  in  Bezug  auf  die  Militärdienstpflicht  und  hinsichtiich 
des  Avancements  nicht  wie  bis  anhin  der  Willkür  der  kanta- 
nalen und  kommunalen  Behörden  preisgegeben  sei. 

6.  Befreiung  der  Lehrer  vom  Militärdienst  nach  absolvirter 
Rekrutenschule  und  Ersetzung  des  weitem  Militärdienstes 
durch  periodisch  mederkehrende  Turnkurse.  (Luzernische 
Kantonallehrerkonferenz  vom  28.  September  1891  in  Malters.) 
Referenten :  F.  Studhalter,  Geuensee,  und  Fr.  Jos.  Untemährei-, 
Entlebuch. 

VI.  Verschiedenes. 

1.  L'6galite  d'humeur.  —  Comment  peut-on  Tacquerir  et  quelle 
influence  peuvent  avoir  ä  cet  egard  Tecole  normale  et  les 
Conferences  des  instituteurs  et  des  institutrices  ?  (Kantonale 
Lehrerversammlung  in  Freiburg  am  9.  Juli  1891.) 

2.  Hebung  und  Pflege  unseres  Volksgesanges.  (Kantonale  Lehrer- 
konferenz in  Aarau  am  10.  September  1891.) 

Thesen:  ,.Es  ist  eine  allgemeine  und  berechtigte  Klage,  dass 
unser  Volksgesang  im  Niedergange  begriflen  ist.  Am  Verfalle 
desselben  haben  namentlich  mitgewirkt: 

a.  Die  Kirche,  b.  die  Schule,  c.  die  Familie,  d.  die  Gesang- 
vereine und  der  vierstimmige  (Jesang,  e.  der  Liederbuch- 
schwindel, /.  die  Gesangfeste,  g.  unsere  dem  Idealen  abholde 
und  dem  Materiellen  nachjagende  Zeit,  h.  die  ungünstigen 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Zustände  der  Gegenwart. 

Wenn  dem  Volksgesang  wiederum  zu  dem  ihm  gebührenden 
Rechte  verholfen  werden  soll,  so  ist  es  notwendig,  dass  alle  diese 
Faktoren  zur  verbesseniden  Mitarbeit  herangezogen  werden.** 


Zweiter  Teil. 

Statistischer  Jahresbericht   1890191. 


A.  Personalverhältnisse. 


I.  Primarschulen  (1891). 

I.    SchnUn    and    Schüler 


ZBrich:  AlllagischUler 

ininjtMchOler  BMI  Knaben  i 
itrn.  Jahresknrs  SbiV  ttc 
:l.  US  RepetirBphQler,   nüiii 


Vmüü 

368 
816 
167 
20 
31 
7 

17 
80 
11 
285 
126 

36 
20 
16 
214 
215 
284 
185 
268 
390 
154 
67 
48 

..-« 

SdUtr 

m^ 

Total  1 

8847 

3847 

8239 

Sias 

234618 
238070 

232978 

238031 

467.596 
476101 

- 

+66 

—3452 

-6063 

-8606 

u  UKdi^bpn.  ' 
II  thniii{»itliUler.  — 


[tepetirachillfr.  —  Zuki  Inhl,  Ul  Rrnelli 
llknd:  Inkl.  Mw  HalbtuMhaier.  nlml. 

tml.  7iaKnalwDU.  MOMüdchfn.  —  Apiie 
len:  HH  Hftl1i)*hriichDlen,  4 


.mj.  »7H  Kn&D.  n.  ms  Hüapi 
)mpliiiiifn(Hlree  »119  BchDlcr 


lae  janrsrnnien.  ivn  vojie  janntr 
Müdpb.  -  Wall!»:  Inkl.  »0:1  Ri 


-Rh.: 


142 


Personalverhältnisse :  Primarschulen. 


b.   Lehrer   und   Schüler  (1891). 


« 

• 

f 

Total 

BfTCk. 

Kantone 

Lehrer 

Uhreriiiei 

Total 

in  Schiler 

sikutt 
p«r  Libcr 

Zürich 

685 

56 

741 

55484 

75 

Bern  .... 

1217 

828 

2045 

100868 

49 

Luzern    .    .    . 

• 

269 

56 

325 

16166 

49     1 

Uri     ...    . 

25 

28 

53 

3092 

58     1 

Schwyz    .    .     . 

56 

84 

140 

7256 

52 

Obwalden    .    . 

11 

32 

43 

2435 

56 

Nidwaiden  .     . 

8 

31 

39 

1886 

48 

Glarua     .    .    . 

91 

91 

5628 

62 

Zug    .... 

83 

36 

68 

3495 

51 

Freiburg .    . 

245 

185 

430 

20248 

47 

Solothurn 

238 

16 

254 

13836 

54 

Baselstadt    . 

79 

34 

113 

6150 

54 

Baselland     . 

141 

14 

155 

10897 

70 

Schaffhausen 

127 

127 

6667 

52 

1    Appenzell  A.-Rh. 

111 

111 

9981 

90 

Appenzell  I.-Rh. 

17 

11 

28 

1807 

64 

St.  Gallen    .     . 

497 

23 

520 

36286 

70 

Graubünden 

417 

48 

465 

14482 

31 

Aargau    .    . 

483 

103 

586 

31384 

53 

Thurgau 

273 

11 

284 

17727 

62 

Tessin     .     . 

174 

341 

515 

17413 

34 

Waadt     .    . 

501 

460 

961 

38155 

40 

Wallis     .    . 

279 

242 

521 

20590 

40    ! 

Neuenburg  . 

132 

303 

435 

16761 

39 

Genf  .    .     . 

115 

167 

282 

8952 

32 

1890/91 : 

6224 

3108 

9832 

467596 

50 

1889/90 . 
1                                    Differenz : 

6196 

3043 

9239 

476101 

51 

+28 

+65 

+93 

8505 

-1 

Uri:  Unter  den  53  Lehrkräften  befinden  sich  10  Geistliche  und  28  Lehr- 
schwestem.  —  Nidwaiden:  Von  den  8  Lehrern  gehören  2  dem  geistlichen 
Stande  an;  von  den  31  Lehrerinnen  sind  30  Lehrschwestem.  —  Tessin:  Unter 
den  515  Lehrkräften  sind  3  Geistliche  und  2  Lehrschwestem. 


I'rimRrschnlen. 


J« 

>!>«• 

.,.. 

Tolal 

DEihMki.rr.S<kibl1| 

MUitiKiil 

iiiiti<hil4i|l 

tllHh 

mit.  T.UI 

H 

523533 

52503 

576036 

9,1 

0,fl  '  10,8 

« 

1282640 

1159587 

2442227 

12,7 

11,4   24,1 

i6 

22551 

4995 

2754<i 

1.4 

0.3        1,7 

3(192 

21231 

2433 

23664 

6^ 

0,8  1     7,7 

7256 

48203 

lfi404 

64607 

6,« 

2,.!    8,s 

2435 

18210 

i6r>o 

19560 

9-4 

0,s    10,8 

1886 

8,fi 

0,5     9,, 

5628 

36341 

9458 

45799 

6,. 

l!,     8,1 

3495 

25616 

1588 

27204 

7,8 

0,s     7,8 

20248 

303442 

22289 

;i25731 

15,0 

1,1  ,  16., 

13aS6 

143654 

47127 

190781 

10„ 

3,4      13,8 

6150 

133763 

4528 

138291 

21,8 

0,7    22,6 

10897 

84321 

110420 

194741 

7,» 

10.1    I7.S 

6667 

710it7 

1717 

72754 

10,7 

0,,  1  10,, 

9981 

1807 

3«28fi 

.S42809 

37351 

380160 

9,5 

1,»     10.8 

«ranbUudeu   .     . 

14482 

101966 

7,8 

Aarjran.    -     .     . 

31384 

284.-«6 

50584 

.335150 

9-1 

1.« :  lo.T 

Thartrflii     .     .     . 

17727 

168313 

;«915 

208228 

9.S 

2,. 

11.8 

Tessin   .... 

17413 

I404H7 

64820 

205257 

8,1 

3,7 

11,8 

Waadl  .... 

;SS155 

VlMix  .... 

20590 

100205 

21549 

121754 

4,« 

5,, 

Neoenburc     ,     . 

16761 

37r.296 

22443 

;m739 

22;; 

ü '  23,g 

(traf      .... 

8952 

1890;91  : 

467596 

4126168 

I67i;«i 

5899195 

9,» 

3,7  ■  13rf,  ■ 

1889190  : 

476101 

Differenz : 

-8505 

ll 

Zflrich:  ÄlltaKXSchttler:  Knabe»  214931  ent^ic huldigte  (11. 1  per  Schüler) 
n.  I28fö  QoentBcbnldigte  (0,«  per  Scbttler)  Abnenzen,  Mädchen  254136  entschald. 
(12^  per  Schill.)  n.  9938  nnenUchnld.  (O..^)  Absenzen ;  Ergänzan^schitler :  Knaben 
10347  entechnld.  (2.4)  u.  5638  nnenUchnbl.  (U)  Absenzen,  Hüdchen  18183  ent- 
Mhald.  (2,8)  n.  5915  nnenUcbnld.  (0,»)  Abaenzen:  Singscbnier  (Stunden)  260;J6 
eniBchnld.  (1,«)  11.  18157  nnent^rhuld.  (l.i)  Absenzen.  —  Bern:  Entscbaldigle 
Abvenzen  im  Sommersemester  310944,  im  Wintersemester  971696,  nneDtachnld. 
Absenzen  im  Somniersemester  545079,  im  Wintentemester  614508.  —  Lnzern: 
Im  Soronierknrs  8563  entachald.  n.  2683  nnentschuld.  Abaenzen,  im  Winterkars 
11529  entschnld.  n.  2166  naentschnld.  Absenzen,  im  Jahreskurs  24.59  entscbald. 
ond  146  nnentschuld.  .\hsenzen.  In  170  Fallen  wnrden  för  nnentscbuld.  Absenzen 
Oeldbnsaen  verhängt  im  Qesamtbetrage  von  Fr.  725,  12  Fälle  wnrden  dem  Statt- 
lialteramt  überwiesen ;  ansaerdem  kamen  5018  Mahnungen  vor.  —  U  ri :  Inklnsive 
Sä  Repetirschdler  mit  465  entscbnld.  n.  425  unentscbnid.  Abaenzen.  ~-  Glarus: 
InkL  1033  Repetirschiller  mit  1434  entachuld.  n.  1236  unentscbnid.  Abaenzen.  — 
Zd^;  Inkl.  441  Repetir8chaier  mit  1084  entschnld.  n.  552  unentscbnid.  Absenzen. 
~  Bsselatadt:  lokl.  die  Absenzen  der  Seknndarscbnlen  Beggingen  u.  Klein- 
hflniueen.  —  Baaelland:  Inkk  Absenzen  der  RepetirschUler.  —  8t.  äallen; 
lokl.  20667  Abaenzen  der  ErgänznngsschUler.  nämlich  12345  entschuld,  n.  8322 
nnentflchnld.  Absenzen.  —  Tburgan:  Inkl.  24.500  Absenzen  der  Repetir-  und 
Oesangschäler,  nBmlich  12146  entschnld.  und  12354  onentNchnld,  Abaenzen.  — 
Waljia;  Von  8  Gemeinden  fehlen  die  Angaben. 


HekiindarHchiileii. 

II.  Sekundersohulen  (1891). 


u 

11 

30 
17 
28 
12 
23 
17 

21 
8 
8 
23 
33 
26 
20 
15 
34 
2i 
23 
19 
43 
35 
21 
20 
14 
10 
13 

1 

21 
20 

+1 

Lnzern;  Seknndarschalen  mit  Jahreskursen  bestehen  in  Lnzern,  Erii 
n.  Hitzkirch.  —  Dri:  Hfidchenschule  Aitdorf  (ßanzjahr  Oanztagsdiale)  SekiiDd 
schule  Ändennntt  (Ganzta^^-Halbjahrschnle),  Amsteg,  £ratfeld  u.  Wasen  (Halbti 
Halbjahrachnlen).  Von  den  6  Lehrkräften  sind  3  Geistliche  n.  3  Lehrschwestern. 
Schwyz:  Von  den  11  Schulen  sind  2  Enabenscbnleu,  8  HädchenBcbnlen  d 
6  gemischte  Schalen.  Von  den  11  Lehrkräften  sind  3  geistliche  Lehrer,  8  wt 
liehe  Lehrer  and  2  OrdensscbweRtern.  —  Zug:  Von  den  22  Lehrern  sind 
Httifslehrer.  —  Baselstadt:  Von  den  29  Lehrerinnen  sind  23  Arbeitslehrerinn 
—  St.  Gallen:  17  Lehrerinnen  gehören  dem  geistlichen  Stande  an.  —  Tessi 
Von  den  31  Schnlen  sind  20  Knabenschulen  und  11  Hldchenschnlen,  —  Gei 
13  Landsekundarschnlen  mit  206  Schülern  nebst  der  Ecole  profeasionnelle  i 
296  Schülern.  —  Waadt;  Sekundärschulen:  Cossonftj,  Lutry,  Vjlleaeu' 
Avenches.  —  Wallis:  MUchen schule  Sitten,  Knabenschulen  Bagnes  and  Boai 
St-Pierre.  —  Neuenburg:  Sekundärschulen  Bondrj,  Flearier,  Colombier  n 
Val-de-Rnz. 


FortbUduiigsschiüen  and  Rekruten  schulen. 


DI. 

Fortbildungs- 

und  n 

ekni 

tensch 

ulen 

(1891) 

Kuitona 

Raknrt. 
Knru 

1 

tnl*illlfl> 

Sihil. 

l«bH{lU<k 

Total 

Sckil. 

luhi  1  lUcb.  1   Totti 

Hi-hm, 

M 

zarioh  .   .   . 

_ 

-i- 

_ 

118 

3160     463 

3623 

_ 

3623 

Ben      ... 

— 

—     — 

27 

1384 

_ 

1384 

3856 

5240 

Luzern  .     .     . 

64    31971  - 

3197 

1') 

82 

~ 

82 

1299 

4578 

liri  .    .    .    . 

_ 

_     — 

_ 

1 

31 

31 

270 

301 

Scbwjz      .     . 

_ 

—  1  — 

_ 

2 

116 

_ 

116 

457 

573 

Obwalden  .     . 

18 

58ä  - 

593 

1 

59 

_ 

59 

130 

782 

Sidwalden      . 

— 

— ;  — 

— 

3 

156 

— 

156 

95 

251 

Glarus  .    .    . 

— 

_ 

— 

— 

32«) 

749 

200 

949 

— 

949 

Zug.    .    .     . 

_ 

- 

_ 

_ 

1 

52 

— 

52 

176 

228 

Freibnrg    .    . 

-       _ 

_ 

_ 

5 

105 

_ 

105 

1076 

1181 

Solothnni  .     . 

1961  2201 

_ 

2201 

i 

282 

— 

282 

— 

^483 

Baaelstadt.    . 

1 

46 

_ 

-tu 

5 

617 

594 

121] 

— 

1257 

Ba^elland  .     . 

70 

1125 

_ 

1125 

3 

122 

_ 

122 

_ 

1247 

SchaShausen  . 

29 

182 

— 

182 

19 

290 

_- 

290 

156 

628 

Appenzell  l.-U. 

14 

858 

— 

858 

10 

— 

201 

201 

— 

1059 

Appenzell  l-tk. 

— 

— 

— 

" 

— 

— 

—     [     — 

— 

— 

St.  Gallen  .     . 

8 

179 

— 

179 

151 

2749 

652 

3401«) 

— 

3580 

Oraabünden   . 

_ 

_ 

— 

„ 

3 

170 

139 

309 

_ 

309 

Aargan.     .     . 

149 

2881 

2881 

11 

676 

— 

676< 

— 

3557 

Thnrgan    .     . 

143 

2512 

35*) 

657 

328 

985« 

— 

3497 

Tessin   .     .     . 

_ 

_ 

_ 

_ 

17'| 

613 

96 

709 

523 

1232 

Wüadt  .    .     . 

Wallb  .     .     . 
Neuenbürg     . 

- 

- 

- 

~ 

S 

417 

- 

417 

- 

417 

62 

532 

I 

532 

8 

875 

73« 

948 

881 

3361 

Genf      ,     .    . 
1890191 ; 

754" 

— 

— 

— 

4 

464 

_705 
14067 

537 
3283 

1242 

17350 

8919 

1242 
4(1575 

14306!  — 

14306 

1889.'90: 
Differenz: 

730 !  143851  - 

14385 

448 

12363 

27re 

15068 

6838 

36291 

+24 

-79 

r^ 

-79 

+16 

+1704 

-i-578 

+2282 

+2(181 

+428* 

')  Fortbilduugtischule  für  techniaches  Zeichnen  an  der  böbem  Lebranstalt 
Lmem. 

*)  Inhluaive  5  weiblichen  Fortbildangsschnlen. 

')  Davon  den  Handfertigkeitaachnlen  n.  Schulgärten  angelifirend  533  Schäler. 

')  5882  Lebrstnnden. 

')  Inklusive  13  Tüehterticbnlen. 

')  5286  Lehrstunden,  1616  entschuldigte  u.  405  unentschuldigte  Absenzen. 

^  15  geuiifichte  und  2  Kuabenscbuten. 

^)  Die  ScbSlerinnen  „du  courtt  d'enseigneinent  professionnel"  iu  Loule 
lind  nicht  mitgerechnet. 
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Privatschuleii. 


'fiifr 


IV.  Privatschulen  (1891). 


Kantone 


SchB- 
lei 


Knibei 


Midshen 


Total 


Lekrer 


L«knr- 
iiin 


•fi 


Total 


I.  Privatschulen  für  allgem.  Bildungszwecke, 
a.  Knabenschulen. 


Zürich    . 
Bern  .     . 
Baselstadt 
St.  Gallen 
Aargau  . 
Tessin    . 


4  243 

3  317 

2  186 

3  86 
1  32 
8  543 

b.  Midchenschulen. 


Zürich    . 
Bern  .    . 
NidWalden 
Baselstadt 
St.  Gallen 
Aargau  . 
Tessin    . 


c. 


4  — 

10  — 

1  >  — 

7  ■  — 

1  ;  - 

1  I  — 

7  1  - 
Gemischte 


104 
600 

400  I 

85  ' 

19 
588  i 
Schulen. 


243 
317 
186 
86 
32 
543 

104 

600 
48 

400 
85 
19 

588 


39 

33 

8 

3 

1 

60 

11 
13 


Zug 


Zürich 

Bern 

Luzem 

Nidwaldeu 

^  Sekundärschulen    . 

1  Primarschulen  .    . 

Baselstadt 

Appenzell  A.-Rh.     .    .     . 

St.  Gallen 

Graubünden    

Tessin 

Neuenburg 

Tessin:  Inkl.  ä  x'emischte 


12 

467 

582 

1049 

36 

678 

767 

1445 

3 

20 

18 

38 

1 

3 

2 

5 

1 

17 

8 

25 

1 

3 

7 

10 

1 

76 

43 

119 

2 

76 

73 

149 

8 

124 

123 

247 

2 

48 

36 

84 

15 

218 

212 

430 

30 

663 

800 

1463 

4 

8 

29 

38 


3 

16 
1 
1 


3     — 
2  :  — 


9 
24 

1 
15 

4 

2  ! 

52  I 


10      13 

55     — 

1     — 


1      — 
-       1 


7 

1 

20 


42 

33 

8 

3 

4 

62 


37 

1 

22 

4 

6 

60 

52 

93 

1 

4 
1 
4 

23 

2 

21. 


Zürich    .     .     .     . 

Bern 

Luzem  .     .     ,     , 

Uri 

Baselstadt  .  .  . 
Baselland  .  .  . 
Appenzell  A.-Rh. 
St.  Gallen  .  .  . 
Aargau  .  .  .  . 
Thurgau     .     .     . 


rivatkindersehul.  mit  26  Schul.,  näml.  6  Knab.  u.  20  M«dch. 
2.  Privatschulen  für  besondere  Zwecke, 
a.  Rettungsanstalten. 


9 
3 


Bern 


Zürich  ^^1 

Bi.J 
T.  I 

Luzem  .    . 

Freiburg  T. 

Baselstadt  T. 

St.  Gallen   . 

Aargau  .     . 

Tessin    .     . 

Waadt    .     . 

Genf .     .     . 


b.  Bllnden- 


un 


184 

113 

26 

26 

46 

8 

57 

138 


f 


151 
57 
26 
25 
31 
28 
10 
56 
15 
61 


335 

170 

52 

51 

31 

74 

18 

113 

153 

61 


17 
7 


d  Taubstummenansta 

21  1   24  '   45 


14 
31 
24 

19 
24 
50 
10 
11 
9 


15 
31 
25 

17 
23 


4 

8 
8 


29 
62 
49 

36 
47 
83 
14 
19 
17 


6 
1 
5 


Iten. 
3 

1 
1 


3 

6 

2 

3 

1 

1 

1 

1 

3 

2 

26 
9 
3 

l 
8 

9 

8 


3 


2 

2 

1 

2 

1 

2 

___ 

1 

— 

2 
3 


—    4 

2 
3 


-^ 


ZttrifL    .... 

Bern 

Baselstadt  .  .  . 
GraabfindeD  .  . 
Aargttn  .... 
Appenzell  A.-Eh. 

Bern,  för  arme  Mä 
Lnzern  .... 
Schwyz  .... 
Freibnrif  .  .  . 
BaBelltutd  .  .  . 
Appenzell  A.-Rh. 
Appenzell  I.-Rh. 
St.  Gallen  .  .  . 
Asi^D  .... 
Thnrt^aa  .  .  . 
Xeneiibniir       .     . 


Baselxtadt | 


Zflrich ') 
Batielstadt  . 


2 

43  ,   25 

68 

2 

1 

1 

4  , 

2;   22    24 

46 

1 

1 

2 

1    12     5 

17 

1 

1 

2 

li   8     7 

15 

2 1   51    33 

84 

1  1 

d.  wa(««>i«>tuiii 

. 

;l 

2i   33    18 

51 

2 

2 

li  -    36 

3fi 

1 

2 

1 ;   27    27 

54 

, 

1^     M 

54 

_ 

1   — 

1 

2   44  ■   32 

76 

8 1  189  ■  139 

328 

1    19    18 

37 

7 

7 

1,   24    23 

47 

6 1  la^  i(ß 

210 

5 

4  - 

9 

3i   20    67 

87 

1 :    17      17 

34 

3 

4  - 

7 

1-40    40 

8(> 

5  !  243  ,   40 

2«;!|  2fi 

2  -  1  28 

1 :  177  1  383 

560   13 

5  -       18 

r   BO  !  - 

60   2 

-  :  —      2 

1 ,  179  :  179 

358   1* 

2  ,  —   16 

ZuBKiiiKeniRgr 

21 

1407   - 

1407 

144 

7  ■  1 

152 

31 

-   1844 

1844 

43 

107   2 

152 

112 

2393  2671 

5064 

92 

95  :  14 

201 

28 

598   460 

laiS 

37 

16   7 

60 

13 

213   188 

401 

10 

9   2 

21 

9 

136  1   94 

•230 

4 

3   1 

8 

23 

518  1  576 

1094 

18 

10  - 

28 

5 

243  ,   40 

283 

26 

2  .. 

3 '  416  1  562 

978 

29 

7  — 

36 

245 ;  5924  \   6435 

12359 

403 

256  ,  27 

686 

239 !  5751  |  6245 

119% 

336 

186  29 

551 

iTö" 

+173  1+190 

+363 

+67 

f70 

=^ 

q^ 

KnabenBcbiilen    .     .    . 
Midcbei)«cbalen  .     .    . 
Gemischte  Schulen  .    . 
RettnogBansCalten    .    . 
Blinden-  n.  Tanbst.-Anüt, 
Aosialten  f.  Schwachüina. 
Waüenanstalten .     .    . 
Hi^sionaHcbnlen  .     .     . 
emeine  Mnsikschnlen 
1890/91 
1889(90 
Differenz 

')  Iii  der  ganzen  AnsUlt  wnrdeii  zu.sanimen  7469'/*  rnterricbtsstundeci 
«neilt  and  zirar:  Klavier  US^'U,  Ori^el  and  Harmnninm  222,  Violine  1138Vt, 
Violancello  78''t,  Flöte  94'ft,  Znaummenapiel  118.  äolntr^saDg'  558<ij,  Cbor^sang 
423,  Theorie  314.  Geachichte  der  Musik  40,  Ilalieiiisob  19.  Die  Dilettanten- 
Mhnle  wurde  besncbt  im  Sommer  von  222  (—4),  im  Winter  von  240  (+21) 
Schfliem,  Vom  Lehre rinnenseminar  beteiligten  sich  im  Sommer  48  (+9).  im 
Winter  49  (+12)  Schülerinnen. 

Es  bestehen  nocb  Husikscbulen  in  Wintertbur.  Schaffbausen,  A^rau,  Lau- 
unne  und  Bern,  letztere  wurde  von  2705  Scbülem  besucht. 


'»»?" 
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Eleinkinderschnlen. 


V.  Kleinkinderschulen. 


Kantone 

Sehil«n 

Knibei 

Hidehei 

Total 

Lehrer- 
iuei 

Dirch.< 
sckiitt ' 
per    1 
Lekririi 

Zürich 

62 

1851 

1846 

8697 

88 

42 

1   Bern 

62 

1268 

1269 

2537 

66 

38 

Luzem 

6 

398 

398 

9 

44 

Vti 

1 

35 

35 

1 

35   I 

Schwyz 

5 

— 

101 

101 

5 

20   , 

.  Nidwaiden 

1 

— . 

38 

38 

1 

38 

Obwalden 

1 

45 

45 

1 

45 

Zug •. 

5 

101 

95 

196 

6 

33 

Freiburg  ....... 

12 

1130 

13 

87 

Solothurn 

8 

330 

10 

38 

Baselstadt 

32 

1057 

1088 

2145 

45 

47  : 

Baselland 

8 

469 

8 

58 

Appenzell  A  -Rh 

16 

377 

482 

859 

19 

45 

Appenzell  I.-Rh 

2 

74 

2 

37 

St.  Gallen 

82 

798 

933 

1731 

39 

44 

Graubänden      

4 

65 

58 

123 

5 

24 

Aargau 

13 

428 

16 

26 

Tessin 

22 

679 

765 

1444 

40 

36 

Waadt 

160 

4000 

160 

25 

Walüs 

4 

260 

6 

43 

Neuenburg   

45 

501 

605 

1106 

45 

25 

Genf 

1890/91 : 

62 

2124 

1932 

4056 

118 

34 

563 

25202 

703 

36 

1889/90 : 
Differenz : 

564 

24577 

681 

36 

1 

+625 

+22 

Bern:  Knaben  und  Mädchen  zu  gleichen  Teilen  genommen. 
Genf:  Von  den  118  Lehrerinnen  sind  33  Hülfsieh rerinnen. 


r  Schüler  anf  der  VoHugchnUtnfe. 


I.  Zusanitnflnzug 

if  der  Volksschulstaife  0e9l)- 


Kanton« 

»BUtr 

'»rt- 
-Jup- 
Khiitr 

»hllir 

?riTil- 
tdiltr 

Total 

"l.- 

II.~ 

111. 

1V.~ 

itlbiikii« 

,." 

Zarich    .... 

55434 

362:^ 

5926 

2455 

67438 

82 

Bern.    . 

1008Ö8 

5240 

5371 

2706 

114184 

88 

LnzerD  . 

16166 

4578 

1104 

253 

22101 

73 

Tri    .    . 

3092 

301 

74 

51 

3518 

88 

Scbwyz  . 

7256 

573 

305 

54 

8188 

89 

ObwaldCD 

2435 

782 

17 

— 

3234 

75 

Sidwalden 

1886 

261 

77 

53 

2267 

83 

ülanis    . 

5628 

949 

377 

— 

6954 

81 

Zmt  .    . 

3495 

228 

176 

35 

3934 

89 

Freiburg 

20248 

1181 

384 

76 

21889 

93 

Solothurn 

13836 

2483 

635 

_ 

16954 

82 

Biuelstadt 

6150 

1257 

3635 

14H0 

12472 

50 

Badelland 

10897 

1247 

452 

402 

12998 

85 

Schaffbansen 

6667 

628 

793 

_ 

8088 

83 

Appenzell  A.-Rh. 

9981 

1059 

361 

204 

11605 

86 

Appenzell  I.-Rh. 

1807 

— 

34 

47 

1888 

96 

St.  Gallen  .    .     . 

36286 

3580 

2074 

788 

4272« 

85 

Granbttnden 

14482 

309 

486 

99 

15376 

95 

ÄMgan  .     . 

31384 

3557 

3480 

458 

38879 

80 

Thurpran 

17727 

3497 

1019 

95 

22338 

79 

Tesm    . 

17413 

1232 

771 

•1675 

20991 

83 

Waadi   . 

38155 

417 

164 

19 

38755 

98 

WaUis    . 

20590 

_ 

73 

_ 

20663 

100 

Seuenhn^ 

16761 

2361 

247 

164S 

20912 

81 

Üenf.    . 

8952 

1242 

502 

17 

10713 

Sä 

1890/91 : 

467596 

40575 

28537 

12359 

549067 

85 

1889190 : 
Differenz i 

476101 

36291 

27581 

11996 

551969 

87 

-8505 

+4284 

-[-956 

+363 

-29(>2 

-2 
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L  ehr  erbildnngsanstalten . 


VII.  Lehrerbildungsanstalten  (1891). 

a.  Offienäiche  Seminarien, 


m 

Anstalten 

1- 

§ 

^^A        ■ 

1 

^P          ■          m 

Naopstflniiii« 

^9 

Total 

1 

4» 

Total 

Ukrar 

Lakrir- 

a 

Total  1 

oS 

J 

.Ja 

luea 

Zürich. 

Staatsseminar  in  Küsuacht 

142 

11 

153 

13 

13 

31 

1 

32  ! 

Städi  Lehrerinneouninar  io  Zürich    . 

75 

75 

12 



12 

6 

^  ! 

Bern. 

Lehrerseminar  Hofwyl  .    . 

129 

129 

10 

10 

28 

i 

28 

„             Pruntrut     . 

52 

52 

8 

8 

14 

14! 

Lehrerinn.-Sem.  Hindelbank 

31 

31 

2 

2 

4 

30 

30 

„             Delsberg    . 

28 

28 

2 

.  1 

3 

27 

27 

Mädch.-Sek.-Scbule  Bern    . 

96 

96 

11 

2 

13 

29 

29 

Luzern. 

Lehrerseminar  in  Hitzkirch 

49 

49 

6 

6 

10 

10  1 

Schwyz: 

Lehrtneminar  Schvjz  (RiekeDbaeb) 

40 

40 

5 

5 

9 

9 

Freiburg. 

Lehrerseminar  Hauterive  . 

62 

62 

7 

7 

13 

13 

Mädch.-Sek.-Schule  Preibarg 

12 

12 

2 

2 

4 

1 

'  ^ ! 

Solothurn. 

Lehrerseminar  Solothurn   . 

30 

— 

30 

17 

17 

— ' 

St.  Gallen. 

Lehrerseminar  Mariaberg  . 

68 

68 

10 

10 

21 

21  . 

Graubünden. 

t 

Lehrerseminar  Chur .    .    . 

108 

108 

13 

13 

21 

21 

Aargau. 

Lehrerseminar  Wettins:en 

77 

■   ■ 

77 

12 

1 

13 

18 

18 

Lehrerinnenseminar  Aar  au 

42 

42 

4 

2 

6 

13 

13 

,         Thurgau. 

Lehrerseminar  Kreuzungen 

85 

85 

8 

8 

24 

241 

Tessin. 

1 

Lehrerseminar  Locarno  .     . 

42 

42 

6 

6 

6 

6; 

Lehrerinnensemin.  Locarno 

62 

62 

1 

5 

6 

— 

4 

4 

Waadt. 

Lehrerseminar  Lausanne   . 

90 

90\ 

20 

1 

21 

66 

66 

Lehrerinnensem.  Lausanne 

63 

631 

Wallis. 

Deatsfihea  LehreriDBeniemiDar  Brieg    . 

14 

14 

4 

4 

f> 

H 

Franz.  Lehrerinn.-Sem.  Slttea 

27 

27 

4 

4 

— 

17») 

17 

Deutsch.  Lehrersem.  Sitten 

13 

( 

131 

10 

10 

16 

16 

Franz.Lehrerseminar  Sitten 

39 

39| 

Neuenburg. 

Gymnase  pödagogique   .     . 

11 

m 

13 

1 

14 

3 

t 

3 

Ecole  normale  des  filles    . 

10 

101 

X 

■ 

0 

5 

Fröbelseminar 

25 

25 

10 

2 

2 

22  , 

22 

1 

1         Genf. 

Gymnase  pedagogique  .     . 

35 

35 

10 

10 

9 

1 

9 

Ecole  sup^r.  des  jeunes  filles 

30 

30 

10 

6 

16 

■  ■■ 

8  ' 

8 

1 

0  Hievon  10  nach  Absolvirung 
rinnen. 


eines  Repetitionskurses  an  frühere  Schule- 


Mittelschulen. 
b.  Privatsetninarien. 


>^>..»iut..->jv»>.  Ingenbohl 

Zng. 
Katb.  Lehrerseminar  Zng  . 
LehreriDn.-Sem.  Menzingen 

Graabanden. 
Seminar  Schiera    .... 

Semeiibnrg. 
Ecole  normale  i  Pesenx    . 


,^i<-  ]| 

Ubrer 

Ukrit-i  '•■* 

62: 

Jn 

68, 

m 

-    u 

21     21 

- 

36i 

9       9 

m 

93; 

—  ■       4 
30j     30 

29' 

-' 

-       8 

_37| 
1294i 

1282' 

735  2Ü59 
777'  20&9 

288 
268 

70|    358 
58l    326 

297 
385 

— ;     6 
2fi3   560 
2211  606; 

4  12- 

-42  -30 

+20,- 

- 12-1-32 

-88 

"  42j-46 

VIII.  Mittelschulen  (1891). 
a.   Mit  Anfickluss  ans  akademische  Studium. 


. 

_ 

_. 

""¥ 

Ihliri- 

Sctiilorl 

Kut»i-|  udtct 

In- 

klrpr 

Sckwiiitr 

lüdtr 

Zflricb      .     . 

Kantonsschnle  .     . 
Gymnasium   .    . 
Industrieschule  . 
Handelsschnle    . 

557 
376 
132 

49 

500 

23 

34 

32 
15 

46     ; 

Winterthnr . 

Höhere  Scbaleu    . 
Tndaatrieschnle  . 

187 
154 
33 

173 

9 

10 

i 

17    : 

Bern  .    .    . 

Uymnaainra  .    .    . 
Progymnasiiun  . 
Literarabteilung 
Realabteilung    . 

515 
332 

90 
55 
3K 

348 

139 

28 

19 

33 

! 

Lerberschnl«     .    . 

327 

224 

85 

18 

13 

Literarebteiluug 

266 

61 

Burgdorf     . 

Gymnasinm  .    .     . 
Literarabteilnng 
Eealabteilnng    . 

180 
101 
79 

160 

10 

10 

19 

Pmutrut.    . 

Kantonsscbule  .     , 
Gymnasiam   .     . 

ßealschnle     .     . 

162 

27 
135 

3 

2 

14 

')  Damnter  8  Facblebrer. 
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Hittelschulen. 


A  ^.^A       BA 

^r       &       ■ 

S 

chOlei 

1 

Matiri- 

■  ■  ■ 

• 

1  L       i 

Schulort 

Anttalt 

Total 

Kantou- 

andere 

Au- 

•  * 

Uhm 

biirger 

Sehweiier 

lii4er 

prifiBg«! 

1 

Luzern    . 

Kantonsschule  .    . 

329 

30 

Gymnasium   .     . 

121 

81 

33 

7 

Lyzeum     .     .     . 

43 

31 

11 

1 

23 

Realschule     .     . 

149 

81 

61 

7 

3 

1 

Handelsschule    . 

16 

9 

5 

2 

Altdorf    .     . 

1 

1 

Kantonsschule  .    . 
Literarabteilung 
Kealabteilung    . 

45 
20 
25 

42 

1 

2 

6 

1 

Schwyz   .     . 

1 

Kollegium  Mariahilf 
Gymnasium   .     . 
Philosoph.  Kurs 
Realschule     .    . 

307 
147 
14 
146 

72 

148 

87 

13 

23 

1 

Einsiedeln   . 

Lehr-  o.  Kniehugs-iustalt 
Gymnasium   .    . 
Lyzeum     .     .     . 

279 
217 
62 

37 

202 

40 

25    1 

1 
1 

Sarnen     .     . 

Kant.  Lehranstalt 

169 

64 

83 

22 

13 

Gymnasium   .    . 

43 

33 

10 

1 

Realschule     .    . 

146 

• 

Zug    .     .     . 

Obergymnasium 
Industrieschule  . 
Gymnasium   .     . 

122 

80 
42 

51 

61 

10 

3 

14 

Freiburg .     . 

College  St-Michel 
Literarabteilung 
Realabteilung    . 

275 
163 
112 

173 

80 

22 

21 

32 

Soiothurn     . 

Kantonsschule  .,  . 
Gymnasium   .     . 
Gewerbeschule  . 
Pädagog.  Abteil. 

236 

90 

112 

34 

161 

57 

18 

16 

29 

1 

Basel  .    .     . 

Gymnasium  .     .     . 

486 

318 

102 

66 

35 

29 

Realschule    .     .     . 

814 

478 

195 

141 

18 

35 

Realabteilung    . 

746 

Handelsabteilnng 

68 

Schaffliausen 

Gymnasium  .    .     . 
Human.  Abteilflug 
Realist.  Abteiling 

140 

65 
75 

107 

29 

4 

10 
3 

16 

!  St.  Gallen    . 

Kantonsschule  .     . 

326 

27») 

Gymnasium    .     . 

180 

127 

47 

5 

23 

Industrieschule  . 

85 

51 

25 

9 

10    1 

r 

• 

Handelsschule    . 

61 

28 

28 

6 

1 

iChur  .     .     . 

Kantonsschule  .     . 

365 

14 

32 

1 
1 

1 

Gymnasium   .     . 

104 

101 

1 

2 

Realschule     .     . 

121 

117 

4 

1 

Handelsschule    . 

27 

27 

Pädagog.  Abteil. 

113 

113«) 

Aarau      .     . 

Kantonsschule  .     . 

143 

j 

24 

1 
1 

Gymnasium    .     . 

71 

61 

9 

1 

9 

1 

Gewerbeschule  . 

72 

55 

15 

2 

5 

Frauenfeld  . 

Kantonsschule  .     . 

223 

20 

Gymnasium    .     . 

76 

52 

23 

1 

10 

Industrieschule  . 

139 

89 

42 

8 

3 

1 

Handelsschule   . 

8 

5 

3 

>)  Inklusive  8  Hülf8lehrer. 

*)  Inklusive  6  Mncleheu  aub  tlem  Proseminar  Rovereüo. 


SolHiltrt 

s 

cMl.r 

■ 

Hitiri. 

Hwr 

Sitfiiut  1  liiiir  F'™S'" 

Luifano   .     . 

Gyiun.-L.vzeniii .    . 
Gymnasium   .    . 
Lyzeom     .    .     . 
Techn.  Abteiluf 

167 
124 
29 
14 

Laiuamie 

ColUge  cantonal  . 

233 

183 

24 

Gymn«se       .    .     . 

90 

76 

» 

f> 

Ecole  iDdastrielle 

379 

Re&tiüt.  Äbteilui 

.tos 

184 

80 

44 

Hilnde1Babtell■^ 

71 

12 

2fi 

Collfege  Lycfe  .    . 

72 

fi7 

■t 

9. 

fi 

XeuenbniTr  . 

Gymnsse  cantonal 

122 

73 

4t 

H 

24 

CoUige  caDtoDAl  . 
LiterarabteilunR 
Kealabteilnng    . 

67fi 
&48 
128 

434 

95 

147 

20 
5 

flandelgschule    . 

4ä 

la 

27 

6.    Ohne  Aiischluss  ans  akademische  Studium. 


SdMKrl 

Nntlall 

Sihiltr 

IkUt«» 

s<U.ii 

liidtr 

^'^"'iiSl 

Zürich 

Töchleraohnle  .    . 

36 

20 

« 

6 

8       1  1 

Winterth. 

Töebterechole  .     . 

32 

24 

7 

1 

3       4  '■ 

Thnn 

Progyranasiam  .     . 

13(> 

107 

20 

9 

8 

Biel 

Progymiiasium  .     . 

2*7 

161 

67 

19 

14 

S«...ilk 

Ptogymnasinm  .    . 

^8 

28 

25 

5 

4 

Delfmont 

Progymnasilira  .    . 

89 

79 

5 

5 

7 

Monster 

Progymnasimn  .    . 

59 

56 

3 

Süraee 

Mittelschule ,    .     . 

83 

80 

3 

6 

WUligan 

Mittelschule .    .     . 

43 

43 

4 

Mkri 

Gymnasium  .    .     . 

86 

8 

67 

li 

12 

_ 

SUne 

96 

22 

72 

2 

9 

Trogen 

79  ■ 

40 

25 

14 

6 

_ 

Sehiers 

Privatanstalt    .     . 

164 

71 

84 

9 

12 

Davos 

Fridericianuiii  .     . 

53 

15 

2 

;-i6 

8 

—  1 

Dissentis 

Prigimnasinm  .     . 

84') 

68 

11 

5 

U 

Roveredo 

Kollf-gium  St.Auiia 

21 

4 

13 

4 

6 

Locarao 

Technische  Schule 

59 

54 

3 

2 

9 

Mliiiiu 

Techniache  Schule 

93 

78 

9 

6 

9 

Mendrisio 

Technische  Schule 

129 

119 

6 

4 

7 

Waadt 

19  MlegH  ■OMiuii    , 

1  «32(1025» 

St-Iurit. 

College     .... 

120 

75 

38 

7 

15  '  — 

Brieg 

Collfege     .... 

62 

6U 

2 

9 

Neachätel 

Ecole  see.  industr. 
Ecole  conimerciale 

676 (441) 
83 

201 

320 

l.->5 

40 

— 

140 

98 

24 

18 

12 

_ 

Le  Locle 

Ecole  sec.  indnatr. 

160(82) 

92 

43 

25 

11 

1 

tlmdthrii 

Ecole  aec.  indnatr. 

270(161i 

119 

109 

42 

18 

Caroage 

CollSge     .... 
1890;91 ; 

26 
13029 

1889/90: 
Differenz: 

12799 

i        j 

4-230 

;  iMfw 

Mm\<!  IM  dnrrh  eine  nr 

11-  vi^rt..  <i. 

i.>i.'i>.j 

klHsM. 

nv..Hr 

Wn. 

•f,«»t  7"    "-T^ 
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Verhältnis  der  Mittelschulen  zu  den  Volksschnlen. 


'.if  '■ 


IX.  Zusammenstellung  der  Schiller  in  den  Mittel-  und  Berufsschulen. 


Kantone 


Uhnr-  I  Töchter- 
seHinar.  l  schilen 


Zürich  . 

Bern 

Luzeni . 

Uri  .    . 

Schwyz 

Obwalden 

Nidwaiden 

Zng.     . 

Freiburg 

Solothurn 

Baselstadt 

Schaffhausen 

Appensell  A.-Kh. 

St.  Gallen . 

Graubünden 

Aargau 

Thurgau 

Tessin  . 

Waadt  . 

Wallis  . 

Neuenburg 

Genf     .     . 

1890/91 
1889/90 

Differenz 


naiien 


Indnitrie- 
sehnlen 


Handels- 
sckalen 


Landw. 
Schilen 


Techn.     g  ^ 
Sehnlen 


290 

484 

49 

76 


119 
74 
30 


68 

137 

119 

85 

104 

153 

93 

83 

65 

2029 
2059 


—30 


68 

530 

730 

1290 

— 

349 

20 

440 

212 

48 

96 

— . 

42 

143 

124 

742 

486 

65 

180 

539 

24 

71 

76 

153 

•1025 

1130 

— 

254 

156 

262 

803 

548 

3596 

7010 

3473 

7036 

+123 

26 

165 
287 
149 

25 
146 

43 


80 

125 

112 

746 

75 

79 

85 

121 

72 

139 

295 

308 


950 
154 

4156 
4089 


-f-67 


49 

52 

38 

62 

16 

31 

— 

1 

1 

68 


61!  - 

27  1  — 

71  !  50 


83,  43 

871  32 


508 
515 


—7 


270 
271 


5191) 
108«) 


702 


71 


177 


1623 
1523 


■109 


M  Technikum  in  Winterthur  mit  361  Bchülern  und  158  Hospitanten. 
')  Technikum  in  Biel  mit  72  Bchülern  und  86  Hospitanten. 


40 

67 


46     — 


107 
104 


f  3 


Total 


1713 

3066 
640 
45 
662 
255 
144 
241 
342 
266 

2744 
140 
79 
465 
824 
286 
308 
552 

2737 
347 

1577 
J866 

19299 
19070 


4-229 


\ 


X.  Verhältnis  der  Mittelschulen  zu  den  Volksschulen  (1891). 

Kantone 

Volks- 
sehiiler 

Mittel- 
sehiiler 

Total 

Verhältnis  in 

% 

■ 

I. 

n. 

m. 

I. 

i     "• 

ni. 

Zürich 

67438 

1713 

69151 

97,« 

2,4 

'    lOO  1 

Bern  .     . 

114184 

3066 

117250 

97,ß 

2,4 

^   100  i 

Luzern  . 

22101 

640 

22741 

97,a 

1       2,7 

100 

Uri    .    .     . 

3518 

45 

3563 

98,8 

i    u 

100 

Schwyz  . 

8188 

662 

8850 

92,4 

'     7,e 

100 

Obwalden 

3234 

255 

3489 

91,8 

8,« 

100 

Nidwaiden 

2267 

144 

2411 

94„ 

'       5,9 

100 

Glarus    .     . 

6954 

6954 

100,0 

100 

Zug    .    . 

3934 

241 

4175 

94,3 

5,7 

100 

Freiburg 

21889 

342 

22231 

98,5 

u 

100 

Solothurn 

16954 

266 

17220 

98,5 

1^ 

100  1 

Baselstadt  . 

12472 

2744 

15216 

82,0 

18,0 

100 

Baselland    . 

12998 

12998 

100,0 

100 

Schaffhausen  . 

8088 

140 

8228 

98,8 

1,7 

100 

Appenzell  A.-Eh. 

11605 

79 

11684 

99,8 

0,7 

100 

Appenzell  I 

.-B 

Ih. . 

1888 

— 

1888 

100,0 

100 

Hochschalen. 


^  p'  •' 

loa 


Kantone 


Tolb- 
ukftkr 

1. 


Mittel- 
schiler 


11. 


Total 


III. 


TerhillBis  in  % 


I. 


11. 


III. 


St,  Gallen 

Graubünden 

Aargan 

Thurgau 

Tessin 

Waadt 

Wallis 

Neuenbürg 

Genf 

1890/91 : 
1889/90 : 

Differenz : 

XI 


42728 
15376 
38879 
22338 
20991 
38755 
20663 
20912 
10713 


465 

824 

286 

308 

552 

2737 

347 

1577 

1866 


43193 
16200 
39165 
22646 
21543 
41492 
21010 
22489 
12579 


549067'  19299 
5519691  19070 


568366 
571039 


99.1 
94,9 

99,8 
98,8 
97,5 
93,5 
98,3 
98,0 
85,5 

96,e 
96,« 


—2902 !  +229 


2673 


0,9 

5,1 

0,7 

1,2 

2,5 
6,5 

1.7 

7,0 

3,4 
3,4 


100 
100 
100 
100 
100  ! 
100  I 
100  ' 
100  ' 
100 


100 
100 


Hochschulen  (1891). 


. — _ — , 

Studlrende 



Von  den  Studironden  sind  | 

Hochschulen 

1 

Hoipi- 
tantei 

Total 

MUb- 

Weib. 

.Kuiois- 

andere 

iHÜidcr. 

liehe 

licke 

biirger 

Schweizer 

Schweiz.  Polytechnikum 

• 

1 
1 

in  Zürich. 

1 

, 

1891. 

Bauschule 

44 

-^— 

6 

22 

16 

1  Ingenieurschule     .... 

170 

7 

58 

105 

1  Mechanisch-techn.  Schule  . 

210 

27 

77 

106      ' 

Chemisch-technische  Schule 

158 

408       1084 

15 

43 

100 

Forstschule 

20 

___ 

4 

14 

2 

Landwirtschaftliche  Schule 

35 

1 

14 

10 

11 

Kultur-Ingenieur-Schule 

3 

i 
1 

2 

1 

Fachlehr  er- Abteilung     .     . 

36 

6 

23 

7      ■ 

Hochschule  in  Zürich. 

1 
1 

SommerseiiieKter  1890. 

i 

Theologische  Fakultät  .     . 

45 

1 

45 

28 

15 

2 

Staats wissensch.  Fakultät . 

48 

1      3 

9(1)   60(4) 

23 

20 

8(3) 

Medizinische  Fakultät   .     . 

249 

1    51 

1     8(3)308(54) 

70  (6) 

113  (1) 

117(44) 

Philosophische  Fakultät 

135 

;  18 

1 

■  34(15)187(33) 

39(1) 

48(2) 

66(15) 

Winterseniestpr  1800/91. 

1 

Theologische  Fakultät  .     . 

37 

1 

37 

25 

10 

2 

Staatswissensch.  Fakultät . 

60 

3 

,  16      i  79(3) 

27 

21 

15  (3) 

-  Medizinische  Fakultät   .     . 

230 

,    43 

29  (4)302(47) 

74(7) 

115(1) 

84(35V 

Philosophische  Fakultät     . 

142 

,    23 

52(17)|217  (40) 

41(1) 

54  (4) 

70(18); 

Hochschule  in  Bern. 

1 

1 

Soininerspme8ter  1890. 

, 

Evangel.-theolog.  Fakultät 

48 

1        — 

-       ,  48 

40 

7 

1 

Kathol.-theolog.  Fakultät  . 

6 

1 
1 

1      ,     7 

2 

2 

2 

Juristische  Fakultät      .     . 

124 

2 

2      il28(2) 

74 

47 

5  (2) 

Medizinische  Fakultät   .     . 

197 

=     49 

8      ;254  (49) 

75(1) 

96(1) 

75(47) 

1  Philosophische  Fakultät 

83 

7 

62(14)  152  (21) 

40(1) 

31(3) 

19  (3) 

1         Wlnteraemester  1890/91. 

I 

1 

1 

Evangel.-iheolog.  Fakultät 

42 

1 
1 

1       '43 

34 

8 

1 

Kath.-theolog.  Fakultät 

8 

119 

2 

1 

0 

1  Juristische  Fakultät      .     . 

133 

'      3 

j     5       141  (3) 

70 

62 

4(3> 

Medizinische  Fakultät  .     . 

197 

66 

1     6       269  (66) 

72 

,  96  (1) 

95(65) 
20  (3) 

Philosophische  Fakultät     . 

87 

1     10 

95(67) 

192(77) 

42(4) 

35(3) 

156 


Hochschalen. 


--                                 

Studirendo 

Von  den  Studirenden  sind  il 

Hochschulen 

1 

Hotpi- 

tanten 

Total 

KaotoBS- 

EBiere 

HilD- 

Weib- 

iuliidtf, 

liehe 

liche  1 

bürger 

Sehwaier 

aSaUBWI 

Hochschule  in  Basel. 

1 

1 

Soinmersemester  1890. 

• 

Theologische  Fakultät  .     . 

113 

3 

116 

24 

62 

27     1 

Juristische  Fakultät .    .     . 

41 

41 

24 

17 

Medizinische  Fakultät  .     . 

115 

1    !     4 

120  (1) 

43(1) 

58 

15 

Philosophische  Fakultät 

106 

26 

132 

52 

26 

28 

Wintersemestt^r  1890^91. 

{  Theologische  Fakultät  .     . 

114 

— 

3 

117 

25 

66 

23 

1  Juristische  Fakultät .     .     . 

40 

2 

42 

24 

16 

Medizinische  Fakultät  .     . 

124 

1        2 

127  (1) 

44(1) 

65 

16 

1  Philosophische  Fakultät     . 

109  ;          1  30 

139 

47 

32 

30 

UniversiU  de  Genhve. 

1 

'        '  SoramerseiTiester  1890. 

1 

Facultö  de  Philosophie.     . 

126      21    1  73(19) 

220(40) 

37 

30(1) 

80(20) 

Faculte  de  Droit  .... 

76  ;           i  23 

99 

10 

1 

65 

Faculte  de  Theologie    .     . 

39 

1(1) 

40 

11 

4 

24     ; 

Faculte  de  Medecine     .     . 

156      31 

45(4) 

232(35) 

24 

71 

92(31) 

Wintersemester  1890  91. 

1 

Faculte  de  Philosophie  .     . 

113  i    31 

157(72) 

301(108) 

35 

21(3) 

88(28 

Faculte  de  Droit  .... 

72  ;   - 

9 

81 

16 

3 

53 

Faculte  de  Theologie    .     . 

28  , 

28 

8 

2 

18 

Faculte  de  MMecine     .     . 

174  '    45 

40 

259 

24 

72 

123145) 

Acadhnie  de  Lausanne. 

1 

Sommeraeinester  1890. 

1 

Facultö  de  Theologie    .     . 

36 

36 

25 

7 

4 

Faculte  de  Droit  ...     . 

87 

10 

97 

16 

14 

57      , 

Faculte  des  Lettres  .     .     . 

22 

27 

49 

10 

12 

Sciences  natur.  et  math^m. 

15  '' 

3 

18 

7 

4 

4 

Sciences  mßdicales    .     .     . 

11        1 

1 

79(1) 

38 

27 

13  (1) 

Pharniacie 

12 

12 

3 

8 

1 

Faculte  technique      .     .     . 

34 

4 

38 

13 

7 

14 

WlntersemeHter  1890;9i. 

Facultö  de  Theologie    .     . 

26 

26 

16 

8 

2 

Facultö  de  Droit  .... 

55      -- 

9 

64 

16 

15 

24 

Faculte  des  Lettre«  .     .     . 

16  ' 

65 

81 

8 

3 

5 

Sciences  natur.  et  mathöm. 

20  ' 

25 

45 

7 

8 

5 

Sciences  m^dicales    .     .     . 

62        1 

3(2) 

66(3) 

37 

19 

7(1) 

Pharmacie 

11      - 

11 

2 

8 

1 

Faculte  technique      .     .     . 

31  ! 

3 

34 

13 

8 

10 

Academie  de  Neuchdtel. 

1 

Roiniiierseinester  1890. 

, 

Faculte  des  Lettres  .     .     . 

9 ;  - 

18 

27 

8 

— - 

1 

Faculte  des  Sciences     .     . 

21  ' 

12 

33 

13 

8 

— 

Faculte  de  Theologie    .     . 

23 

1 

24 

14 

7 

2 

Faculte  de  Droit  .... 

14 

9 

23 

9 

5 

Wintersemester  1890/91. 

■ 

! 

Facultö  des  Lettres  .     .     . 

15 

35 

50 

13 

2 

1 

Faculte  des  SciencPH     .     . 

12  ' 

10 

22 

5 

7 

Faculte  de  Theologie    .     , 

18 

1 

19 

12 

0 

1         1 

Faculte  de  Droit  .... 

11       — 

12 

23 

.  9 

1 

1 

AcadSmie  de  Frihourg. 

Wintersemester  1890/91. 

Faculte  de  Theologie     .     . 

64      — 

4 

68 

4 

46 

14 

\  Facnlt6  de  Droit  .... 

46      -    j     4 

50 

19 

22 

5 

,  Facult6  de  Philosophie 

28 

9 

37 

2 

11 

15      , 

Theolog.  Anstalt  Luzern   . 

32 

32 

14 

11 

-' 

1  Cours  de  Droit  in  Sitten  . 

14 

!    — 

14 

14 

Äusgahen  der  Kantone  für  das  Unterricht 

Zusammenzug. 

iveHeu. 

"■^"^t 

Uitii 

Von  Un  StUdlrMdl 

Inton-    uitn  L 

kirpr  IScb-tiitrl 

1.   Auf  Schiusa  des  SonimerKemesters  18!fO. 


Schweiz.  Polyterh.  Zflrifh 
Hochschnle  Zürich  .  .  . 
Hochschnle  Bern  .  .  .  . 
Hochschale  Basel .... 
Hochschule  Genf  .  .  .  , 
Aead^mie  de  Lnusaone .  . 
Äcadfimie  de  Neuchätel 
Acad.  de  Droit  de  Friboarg 
TheoloGf.  Anstalt  Lnzem  . 
Conra  de  Droit  in  Sitt«n  . 


(522 

1 

■s:-» 

9fil 

64 

215  j 

477 

73! 

51 

600 

160 

296  1 

458 

hH 

7.S 

549 

231 

183  1 

1  i 

41 W 

143 

1G3  ! 

;w7 

W/,' 

Ufl 

591 

82 

10«  1 

•m 

11 

45 

329 

112 

67  1 

67 

41) 

107 

44 

20 

m 

17 

155 

25 

7ft 

82 

39 

14 

11 

14 

— 

14 

14 

2869 

1S4 

740 

3747 

889 

1140 

2fi53 

156 

689 

3498 

882 

932 

+210 

+28 

+51 

+249 

+7 

+  108 

2.   Auf  Schluss  des  Wintersetneaters  1890191. 


Schweiz.  Polyiech.  Züri. 
Hochschule  Zürich  .  .  . 
Hochschule  Bern  .... 
Hochschule  Basel .... 
Hochschule  Genf  .... 
Aend^mie  de  Lsasanne.  . 
Acad^mie  de  Nenchätel  . 
Acad.  de  Droit  de  FribonrK 
Theolog.  Anstalt  Lnsem  , 
Conrs  de  Droit  in  Sitten  . 


408 

1084 

81 

247 

97 

6a5 

167 

m) 

108 

654 

220 

m. 

37 

425 

140 

179 

■^w 

669 

83 

98 

105 

327 

99 

69 

5M 

114 

39 

15 

17 

155 

25 

79 

—  1      32 

14 

11 

- !   u 

14 

1036  i  4079 

882 

1100 

970  1  3843 

888 

984 

+66 

+236 

—6 

+116 

B.  FinauzieUe  Schulverhältnisse  der  Kante 
.  Ausgaben  der  Kantone  für  das  Unterrichtswesen  (1890) 


1.  Primarschule» 

rriunikil» 

hmiMti 

UitpiüU, 

l.r.«lti. 

ütk■lku^ 

fr. 

littitkl  «k 

WMf. 

1 

Zürich  .     ,     .    . 

832766 

7875 

103450 

30491 

66000 

m 

29952 

15000 

w 

Luzern.     .     .    . 

3245 

500 

w 

Uri 

421 

600 

1 

Schwyz       .     .     . 

1000 

460 

.500        2982 

352 

Obwalden')    .    . 

4800 

^       1       500 

Nidwaiden      .     . 

lOüOO 

1100 

1 

Glams  .    .     .     . 

38304 

420 

4400   '     6108 

6000 

Zug 

13865 

748 

700    '     1841 

1000 

1 

Freiburg    -    .     ■ 

97650 

1017    !       4770    ,     3610 

5910 

11 

Soloihurn  .    .    . 

141058 

2620           3300   1     2646 

u 

Baselstadt ,     . 

431946 

10002)1     46405    1  490073 

68553 

5( 

r  rliu  AiTilsJH 

ir  iswirn.  —  ')  l^brvrkurs  tUr  Hk 

»n'i«™  Au  SR 

Art. 

158 


Sekundär-  und  Fortbildungsschulen. 


V«.' 


Pr  1  m  ftTCiili  ■  1  IUI 

roHbUdiBg 

Rnhegekaite, 

Terwdtg. 

Sckilku«. 

TaIiI 

Kantone 

1  llUIBlSvllllCII 

der  Lehrer 

AdditABente 

Aifiiekt  etc. 

beitrice 

1  will 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Vt. 

Fr. 

Fr. 

Baselland  .    .     . 

27541 

2000 

5370 

34911 

Schaffhausen  .     . 

89422 

842 

6050 

6844 



108158 

Appenzell  A.-Rh. 

22459 

.      250 

3765 

1666 

1500 

29640  1 

Appenzell  L-Rh. 

21365 

67 

584 

22016  1 

St.  Gallen .     .     . 

1442640 

8844 

11400 

28376 

28205 

221089 

Graubiinden 

90014 

25162) 

3910 

6459 

426283) 

145527 

Aargau .    . 

268258 

1089 

21660 

20184 

10000 

321191 

Thurgau 

113868 

4000 

15052 

28652 

161572  ' 

Tessin    .     . 

82800 

1000 

1000 

14300 

99100 

Waadt  .     . 

251958 

874 

110086 

25366 

25941 

414225 

Wallis   .     . 

11049 

500 

2500 

14049 

Neuenburg 

204500 

5500 

20000 

15600 

245600 

Genf      .    . 

392753 

38912 

403289 

10635  j 
284106 

301941 

40a%8 

1890/91 : 

4436108 

5464356  ' 

1889/90: 
Differenz : 

4488411 

47710 

404756 
1467 

257106 
+27000 

387935 

5585918  1 

52303 

8798. 

86094 

—121562 

')  Fr.  52184  für  oblif^at.  Kc^driiokte  I>ehrDiittel  nnd  Vt.  10695  fOr  Schiilerhandkarten. 
■')  Kurse  für  ArbeitHlehrerinnen  etx».  —  ')  Neue  Turnhalle. 


2,  Sekundär-  und  Fortbildungsschulen  (1890). 

Kantono 

BesoldoDgeD 
der  Lekrer 

Seknndarschiilei 

Total 

Fortkildongi- 
lokoleB 

Zusafflinon  t 

Ruhe- 

1  Schüler 

1 

l^elialte 

8t  inend. 

Fr.              Fr. 

1 

Fr. 

Fr. 

Vr. 

Fr. 

Zürich 

290748 

284000 

39731 

19800 

17668 

30640 

7045 

— 

341188 

308713 

39731 

35199 
5756 

376387  j 
308713 
45487 

Bern     .... 

Luzeru      .     .    . 

Uri 

1900 
3300 

— 

1900 
3300 

1064 
870 

2964 

4170 

Schwyz      .     .     . 

Obwalden      .     , 

—    ■ 

2700 

2700  ! 

Nidwaiden     .     . 

— 

609 

609 

Glarus  .... 

15000 

15000 

7164 

22164! 

Zug      .... 

6800 

6800 

1921 

8721 

Freiburg  .     .     . 

30190 

30190 

7685 

37875 

Solothurn  .     .     . 

58917 

58917 

13297 

72214  ; 

Baselstadt     .     . 

382395 

— 

382395 

5018») 

387413  j 

Baselland .    .    . 

13018 

800 

i      13818 

7371 

21189 

Schaifhausen 

63787 

63787 

? 

63787  1 

Appenzell  A.-Rl 

1.  . 

1800 

—     1       1800 

3820 

5620 

Appenzell  I.-Rh 

•       • 

— 

1 

1       .  _ 

1293*) 

1293 

St.  Gallen      .     . 

35000 

—     1      35000 

15000 

oOOOO 

Graubünden 

1 

5984 

5984  1 

Aargau     .     .     . 

118930 

-      ;    118930 

9900») 

128830, 

Thurgau   .     .     . 

36724 

—          36724 

24ia5 

60909  1 

Tessin  .... 

42450 

42450 

40050*) 

82500, 

Waadt.     .     .     . 

101373 

— 

101373 

2964 

104337 

Wallis  .... 

1000*) 
9000 

1000 

Neuenburg    .     . 

60600 

. 

60600 

69600 

Genf     .... 

38394 
1625057 

38268 

37685 

38394 

18080«) 
219930 

56474 

1890/91 : 

1701010 

1920940^ 

1889/90 : 
Differenz : 

1615479 

35940 

35589 

1687008 

227675 

1914683 

+9578 

+2328 

+2096 

+14002 

7745 

--6257 

*)  Fortbildunffsklassen ;  Verein  für  Haudarbeit88chulen.  —  »)  Rekrutenschulen.— ')  Hand- 
w-erkerschnlen  u.  Bürg^erschnlen.  —  ♦)  Zeiehnungrsschulen.  —  ')  Reisteuer  für  d.  Abendschalen 
der  HandwerkerlehrlinKe.  —  •)  Cours  fkcultatifs  du  solr  fr.  6288.  ecoles  coinpli^mentatrcs  fr.  11S42. 


Mittelschulen. 


159 


5.    Mittelschulen  (1890). 


. 

lidiiki«- 

R«k«^h«lto, 

' 

Kanton« 

GjBMsi«! 

eihil« 

Witirn-  iid 
Wiiuiitiftiig 

StipMdi» 

Total 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Zürich 

148462 

44233 

22662 

3100 

218457 

Bern  .... 

185098») 

9500  2) 

7234 

201832 

Luzem    .     . 

107762  3) 

-— 

2495*) 

110257  ' 

!  Uri     .... 

6734 

2320 

9054  i 

!  Obwalden    .     . 

4100 

— 

— 

1600 

5700  . 

Nidwaiden  .     . 

40 

— 

40 

Glarus     .    .     . 

— 

3000  5) 

3000 

j  Zug    ...     . 

400 

.     14227 

14627 

Freiburg      .     . 

34012 

4146 

38158 

Solothuni     . 

118126«) 

—  - 

- 

118126 

Baselstadt   . 

102274 

292839  '^) 

— 

— 

395113  : 

Baselland 

7217  «) 

.7217 

Schafifhausen 

55573 

— 

1550 

57123 

Appenzell  A.-Rb. 

6490 

6490 

;  Appenzell  I.-Rh.  . 

- 

450  •'i) 

450 

St.  Gallen   .     .     . 

141216») 

— 

2000 

143216  : 

i  Granbünden 

97664 

500 

98164  '' 

,  Aargau    .     . 

80218«») 

— 

15230 

95448 

1  Thnrgau.     .     . 

68500») 

— 

2290 

70790 

Tessin     .     . 

36100 

31950 

6700 

74750 

Waadt     .     .     . 

81511 

65162 

146673 

1  Walü»     .     .     . 

44806 

44806  ' 

.  Neuenbürg  .     . 

•  . 

10) 

j  Genf  .... 

171231 

1083(53' ») 

279594  i 

1890/91 : 

1490317 

556774 

32162 

59832 

2139085  1 

i                           1889/90 : 

Differenz : 

1554088 

635127 

55579 

54241 

2299035 

-63771 

+78353 

33417 

+5591 

159950 

1 

')  KantoiiHschnle  Bern  ("r.  8000  IViikiuiumi,  Pmntrat  Fr.  42500,  PrugyiniiaHhiin  Fr.  134598. 

^>  Wovon  ¥t.  8000  Pensionen  enthalten,  Rubrik  1,  nnd  Fr.  1500  Pensionen  an  Heminar- 
lehrer. 

')  Kantonsachnle   und  theologische  Lehranstalt,   inkl.  Kantonsbibliothek   und   wi.sHen- 
xohaftliche  Sammlungen  Fr.  98827,  Mittelschulen  in  Münster,  Sursee,  Willisau  Fr.  14.').35. 

*)  Stipendien  an  Realschüler  und  Studirende  an  Hochschulen. 

M  Stipendien  an  Seminaristen. 

')  Inkl.  Industrieschule,  Seminar,  Studentenpensionat  nnd  Kosthnus  für  das  Seminar. 

')  Allgemeine  Gewerbeschule  Fr.  53877,  Realschule  Fr.  140762,  Töchterschule  Fr.  98200 

')  Stipendien  an  Seminaristen  und  HochschUler. 

*)  Kantonsschule. 

^  Siehe  Hochschule;  für  das  Gymnasium  nicht  ausgeschieden. 

")  Ecole  secondaire  et  supdrieure  de  Jeunes  Alles. 


4.  Berufsschtden  (1890). 


Ukrtr- 

Uidiirt. 

^~~ 

Wihtkili 

KiMwi* 

StaJuri» 

Kr. 

Sckiln 

Kr. 

MklkM 

Fr. 

fl«<rktii 
Kr. 

Zürich  .... 

100200*) 

mi36')  176730') 

84464») 

31400 

Bern      .    .     .     . 

la'JSSÖ  s) 

109935  *)  379Bä8'') 

•) 

11500 

Lnzeni .... 

S4733') 

_ 

17146 

Schwyz.     .    .     . 

5928 

— 

Zuff 

— 

ß75"l 

600  "> 

lüil> 

Freiburg    .    .     . 

21350 

— 

1Ö792"! 

— 

— 

"  37142 

Appenzell  A.-Rh, 

5013') 

— 

— 

— 

_ 

5013 

!  St.  Gallen  .    .    . 

58525'*) 

_ 

15336"' 

— 

30191") 

io4(ßa 

(irnnbünden   .     . 

33479'=) 

— 

— 

„ 

— 

33479 

Aanmu.    .    .     . 

5+i27 

_.. 

— 

— 

200 

54627 

Thnrguu         .     . 

25587 

- 

— 

— 

— 

25587 

TessiD    .... 

30450 

_ 

__ 

_ 

3O450 

Waaflt  .... 

108419 

_ 

30225"! 

_ 

_ 

138644 

Wallis   .... 

31423 

_ 

— 

_ 

— 

314ä3 

Neuenbiirg     .     . 

— 

20000") 

27280 

— 

— 

47280 

Genf      .... 

— 

53879'") 

-~ 

— 

— 

53879 

1890(91 ; 

694889 

31495Ü 

t>45696 

84464 

91037 

1831036' 

18Ö9/90 : 
Differenz: 

749442 

368251 

385818 

81992 

130669 

17I61?2 

-54553 

-53301 

+259878 

+2472 

—39632 

+114864 

Ivp  Btl|wii.llpii, 
'IrtBchaftllchi'  Sphiili 


r  IJumenachiieidprpl  itnci  l.iDxrrle  Fr.  S 


■Ickhof  t'r.  171,748.    Schnle   für   Obot-,   Wpii 
Onrtfpbau  ir  "'"' "  '"-  ■'"■" 

')  BfldcnwebaelnHc  Kr.  BOOO,    t-Hchachnli 
«ewnrbeniDKPuiii  zarlrh  und  Wintirthar  Fr.  iihixi. 

■)  Hnfwyl  Vr.  S«B.1«,  l'runtritt  Fr.  60ÄM,  Minilvlhaiik  VT.  *SIM,  Dtlubern  Fr.  WÄTl. 

')  Fach-,  Kqn«-  nnd  Opwfrbesohnle,  nfwerblfchp  Mttppnclien. 

n  Inklniiri!  HuLkerelH!hulPii, 

•>  Blühe  Hochscbulc. 

'I  Mnstpr-  nnd  UodeJlsunmlune. 

')  KnnBtRCwRrlieiu^hule  Fr.  1R14«,   KBnlVnXnnl«[-he  KurtbildunKiucfaiil?  Kr.  lOOn. 

•|  BrltrÜKO  an  «««erbliche  Kaphkarw. 
'*)  Slipenülpn  tUr  den  Besuch  landwlrlArbuRIlrbcr  Kurse  Fr.  600. 


I>ltl»rp. 
'I  Mnlkpreiiu-hDle  SnmthftI  Fr. 

W,  SH|tendLpii  Fr,  900. 


E.  Obsl-, 


and<; 


lichr  Kura«. 

")  UhroniiiBPheri 
"1  Keule  prufeaai 


n 


Zusamiöenzng  der  Ausgaben  lier  Kautoue  f.  das  l'iiterrichtswsseii.       161 
5.  Hochschulen. 

(InUnKhi-  Antwubrn  iIfm  Bundes  fflr  dus  Polftn-liiiikHin.) 


1. 

II. 

lil.      ,        IV.       j       V. 

VI.              VII. 

ht»ld..|<. 

luii((it.i 

"-"^  S"iS,  '■'>"»■ 

LekrailM  Dratlutkti 

Zflrich     .     .    . 

206093' 

11375 1  1511X1  '     9950    '     775 

273Ü  '     3431   1 

Bern  .    . 

24M74 

18708 1  1(>138  1      —      1    — 

Freibnrg. 

6336« 

—      I     —      ■     2900    1    — 

Basel.     . 

1m946 

--     .    2812 

Waadt     . 

194263 

18174 i     —      1      --     ,     — 

WalUs     . 

3090« 

_           ._ 

9IÜ00 

_     j    «300  1      _     ■     - 

20U0 

Genf*)     . 

2:J3094 

3595(1 '    7600         —     ;     _ 

Polytechnikmn 

1890/91: 

407819     ■.Uhrtibn 

25300         —__!_•''•. 
70438  1  12850"i    926 

-     ;    3678» 

154311Ö 

84207 

2730  :  11921 

1889/90: 
Differeni: 

1171928 

8642B 1  59170  |  13609    ,     802 

10240     13770 

-71187 

-22191-1-11268,  —759    JH-124 

—7510  '—1849 

Kl.       1       Sil. 

HochMhulm 

mmA    ^^  jj^gjj, 

'&■ 

r<rwiltB» 

Total 

Kr.               Kr.        !      Fr. 

Kr. 

Kr. 

Zarich      .     .     . 

25768  i    75813^)'  5fliH«) 

29916 

10610 

_ 

411824 

Bern  .... 

8206   200877') 

52351 

5800 

547554 

fteibnrjT.     .     . 

53ß3 

4085 

18684 

3000 

51(i71 

8116 

27843 

249388 

13118 

17537 

3612     10150 

— 

— 

256854 
3090 

1300 

4800 

5000       2500 

3950 

116850 

UIOÖ 

35950 

3500 

32720;^ 

1 

8220 

119522 

:!i»«),    46167 

1276»! 
29176 

51672 

ß78545 

1- 

76084 

510255 

321251  149200 

86965 

2609992 

): 

73^3 

516820    1  64714    160394 

27300 

85078 

i574104 

s: 

+22311 

-6565 

—  Jiss) 

—11194 

+1876 

+1887 

+35888 

6.  Zusainmemug 
ben  lUr  Kantone  für  das  gmainle  Unlerriclilinpeinti  (1890). 


¥r.        \        Kr. 

lilltlMllICD 
Kr. 

BctifHCkllM 

Kr. 

Uothichalei 
Kr. 

Total 

Kr. 

1040582 

841188 

218457 

523930 

411824 

2534981  : 

984061 

308713 

201832 

686448 

547554 

2728608 

256839 

39731 

110257 

51879 

458706  1 

12469 

1900 

9054 

23423 

5294 

3300 

5928 

5300 

570« 

11467 

40 

11507! 

55232 

15000 

3000 

73232  1 

■18154 

6800 

14627 

1275 

40856 

112967 

30190 

38158 

37142 

18684 

237131  ; 

149624 

58917 

118126 

325667  i 

596911 

382395 

;»5113 

— 

246576 

1620995  ! 

Ausgaben  der  Gemeinden  för  Ans  Unterrichtswesen. 


Baselland . 
Schaffliaiisei 
Iprtuill  >^--^^ 
ippnuU  I.-Eb, 
St.  Gallen 
Grau1>ili)deu 

I  Aargan 

I  ThorffHti  . 
Te»sm  .  . 
Waniit  .  . 
Wallis  .  . 
NeuenbnrR 
Genf     .     . 


34911 

13818 

7217 

_ 

_ 

!^946 

103158 

63787 

57123 

224068 

29Ö40 

1800 

6490, 

5013 

42913 

2Ü016 

450 

22466 

221089 

35000 

14321G 

104052 

503357 

145527 

98164 

33479 

277170 

321191 

118930 

95448 

54627 

5901« 

161572 

36724 

70790 

25587 

294673 

99100 

42450 

74750 

80450 

246750 

iU225 

101373 

146673 

138644 

256854 

1059769 

14M9 

44806 

31423 

3090 

93368 

24560Ü 

60600 

47280 

116^0 

470330 

403388 

38394 

_27959^ 
2139085 

53879 
1831036 

327103^ 

1928535 

J.1^58^ 
13064022 

5464356 

1701010 

5585918 

1687008 

2299035 

1716172 

1946728 

13234861 

-121562 

H- 14002 

-159950 

■!-114864 

—18193 

-170839 

II.  Ausgaben  der  Gemeinden  für  das  Unterrichtswesen. 


Sdibdimhilj ''J^J_",^--'  IÜIWmW«]"  TBt 


40000') 

_ 

167382 

18912 

28750 

800«) 

40774 

900 

250790 

53000 

80910 

17810 

300000 

50000 

380000 

20000 

230948 

14520 

220OÜ0 

55000 

246344 

'  57084 

31000 

1153367») 

200000^) 

242800 

19500 

950000 

357000 

908850 

375420 

312950 

15000 

001500 

10000 

260000 

— 

500000 

15Ü00Ü 

167816 

_8_169  _ 

17920  11334285 

279754 

2661501 

|i829;M60  1 

004900 

2603652 

9918  1 1332679 

17951149  1 

funil*  Fr.  ■•«.Mit. 


-i-57849     1+8002    :  ^-1606    1+342311    1 

rmil.  ~  ■)  Die  Aiismlx'n  in  den  RerbiiunKen  drr 
Icrt  n'unlni:  KaplOlnnlHKen  Fr.  UTHW^,  8«'paral- 


ZusammeQzng  iler  Auagaheu  für  die  Primär-  n.  Sekundäre chnlen.        \{ 

III.  Zusammenzug  der  Ausgaben  für  die  Primarschulen  (1890). 


— 

~~ 

3197600 

42.tS182 

tr 

OurchKhnlltiwr  1 

Kr. 

Eii<<.b. 

Zürich      .... 

1040582 

55434 

76 

12.B 

Bern    .     . 

984061 

2199678 

3183739 

1-00868 

32 

&.« 

Lnzeni 

256839 

359295 

616134 

16166 

38 

4.fi 

Uri.    .    . 

12469 

40000 

52469 

3092 

17 

3,7 

Schwyz    . 

5294 

167382 

172676 

7256 

24 

3,1   ■ 

Obwiilden 

5300 

28750 

34050 

2435 

17 

a.s  ■ 

Nidnaldcn 

II 467 

40774 

52241 

1886 

2K 

■Irä 

Glams      . 

55232 

25079« 

3WJ022 

5628 

54 

9,0 

Zug     .    . 

181.54 

80910 

99064 

3495 

28 

4,s 

Freihni^  . 

112954 

30000(t 

412957 

20248 

20 

3,;. 

Solothiirn 

149624 

380000 

529624 

1.3a36 

38 

0,2 

Baselsta.It 

59(1911 

596911 

6150 

97 

8,, 

Basellaad 

.t491l 

239948 

274859 

10897 

25 

*.* 

lftSI58 

220000 

323158 

6667 

48 

",« 

Appenzell  A 

-Rh. 

29640 

246344 

275984 

9981 

28 

ä.i 

Appenzell  I. 

Rh. 

2a)i6 

.SlOOO 

53016 

1807 

29 

4,1    1 

.St.  Oallen 

2210fl9 

2153.S67 

2;(74456 

3tl286 

66 

!»,9 

Orenbünden 

145527 

242800 

.168327 

14482 

27 

4,1 

Aarg&a 

321191 

950(K)0 

1271191 

31.384 

41 

6,«    1 

Thai^n  . 

161572 

908850 

1070422 

17727 

60 

10.0 

Tessin      . 

99100 

312960 

412a50 

17413 

24 

;t,s 

Waadt      . 

414225 

1001500 

1415725 

.S8155 

37 

5.7 

Wallis     . 

14049 

260000 

274049 

20590 

13 

2,t 

SeuenbiirfT 

245600 

50000(1 

745600 

16761 

45 

6,9  ; 

Genf    .     . 

40.^1388 

167816 

571204 

_89.52 

64 

5,4  : 

189Üf91 

5464356 

14279754 

19744110 

4675<H> 

42 

6.8 

1889'90 
lüfferenz 

5685918 

14004900 

19590818 

476101 

41 

6!?  ■ 

-121562 

1 27^8.^4 

1  1.t;)292 

-8r>(ir> 

1  1 

iO„    1 

IV.  Zusammenzug  der  Ausgaben  für  die  Sekundärschulen  (1890). 

,..,... 

Kantftne 

Oemeinden 

Total 

Schüler 

batchKhiil 

Zflrich 

341188 

520695 

861883 

5926 

146    ' 

Bern     .     . 

808713     l     686191 

994it04 

5371 

185    ■ 

39731    ;      mm 

71731 

1104 

66    . 

Uri  .    .     . 

1900    -. 

1900 

74 

26    , 

Sehwyz     . 

.3300    ■        18912 

22212 

305 

73 

Obwaldeo 

-                   800 

800 

17- 

50 

Nidwalde« 

m.) 

!MH) 

77 

12    i 

Giams.     . 

15000    ;       53IHH) 

68000 

377 

181 

ZnR      .    . 

6800    1       17310 

24110 

176 

137 

;  Freibn^  . 

.30190    ■■       50000 

80190 

384 

209 

Solotharn  . 

58917            20000 

78917 

635 

124    . 

Baselstndt 

.382395 

382395 

3635 

106       : 

Baaelkiid . 

1.3818            14520 

28338 

452 

63 

Schaffhansen 

63787            5.50(Mt 

118787 

79:t 

149    ! 

Appenzell  A. 

K.h 

1800           57084 

[^3884 

361 

163 

AppenzeU  L- 

Kh 

— 

-- 

— 

34 

— 

Zusunmenziig  der  Ansgaben  ftir  <la»  gesamle  Unterrichuwesen, 


Kutan« 

Ktiiitone 

Fr. 

Qenteinden 

Kr, 

Tsttl 
Kr. 

Schüler 

Kr, 

35000 

200000 

235000 

2074 

19600 

19500 

486 

Äargnu 

118930 

357000 

475930 

3480 

137 

Thnrgau   . 

311724 

375420 

412144 

1019 

401 

Teasin  .    . 

424r.o 

ir>ooo 

57450 

771 

74 

Waadt.    . 

101373 

10000 

111373 

164 

68 

WaUis  .     . 

73 

Neoenbiirß- 

60600 

ir^ooo 

210600 

247 

853 

Genf     .    . 

38394 

8169 

466H3 

502 

92 

1890(91 : 

1701010 

2(!6i5Ul 

43H2511 

2a537 

1889,190; 
DiffpronK: 

1687008 

26036Ö2 

4290660 

275S1 

155 

1  14002 

1-57849 

171851 

-f-95(i 

-2 

V.  Zusamtnenzug 
der  Ausgaben  für  das  gesamte  Unterrichtswesen  (1890). 


Aosgrabeu  des  Buudes  für  diu  gewerbliche  Bildnngsvesea,  105 

Ausgaben  des  Bundes  filr  das  Unterrichts- 
wesen der  Kantone  (1891). 

I.  Für  das  gewerbliche  Bildungswesen  in  den  Kantonen. 


AiiNgaben  des  Bnudes  für  da»  tiewerblirhe  Bildasg^wef 


I  I^eichimiitn'i'cliuli 

|[H)t^iibl.ZiiEk.-&tfa. 

!  EiaenbiihiiBcliiile 

'  LibnrtrkiUlU  firSifaih- 

hrr  1.  StbriiHT  . 

rniturtiitiitbilt .    . 

Züic.hnnnj^gchule 

Schweiz.  ]iennaii. 

Sclialniuiitelliii 

Kanton  Lazrrn. 

Knngtgew  .-Schul« 

Kanlon   Uri. 
deiHU.  Zritkg.-^bil( 


Kant.  Ühiralilen. 


Hofdtetteii 


Kanlon  Zug. 

Handwcrktinthilt 
Kant.  Fretbiirg. 

Hute  Jidutrid  (idI*diI 

G*in  dt  diiiin  pceltii. 

Ectli  Mcoidiir«  pr*rgii. 

<::iri  ie  Jeiiii  prtfci- 
I  lioiBtl  li  riidiitridli 
'  V.Abildiijmhilt  fir 

I  boltdtlullHT  dtpitm 
Kanf.  fiolothur». 
I  Handwerke  neblig 

I  ['breuinarliendigl, 
«(■trbl  VorlbildiiguEb. 

KttnI.  Huxelsfadl. 
({«wcrltemimeiiin 
.\llg.Gewcrl)es(-li 

FniiucbNliiebgla .  .  \ 
lilldilleriitbi  Sunt;.  1 


Glarus 
Schwanden 

Mollis 
Xetatall 

ZuK 

Kribourg 
Fribourj: 
Kribourg 


'l  IYk  llei-. 


Siilotbnrii 
SidulbuTii 

(Uten 
Kriegstetttg 

Ka>iel 

Basel 

Kit  .IprJriiiR,-!.  [,rn 


35H2 

11886 

32 

40 

m»ra  'l6 
5696  60 
529  20 

»22 

97 

13008 

12 

346 

20 

1676 

2781 

61 
77 

2630 

15 

1868 
522 

07 
92 

4709 
1522 
750 

837 
818 

26 

67 

Ol 

1676 

VI 

4563 

580 

IW>59 

57 

11 

1230t 

25 

481 
8481 

09 

75rB 

15545 
5018 
2274 

02 
10 
97 

14293 
59019 
22754 
11903 

80 

ao 

39 

40 

2800J- 
8083170 
')  1 

1000- 
3900- 
7000'- 

33420!  Ifi 
2400 
250 

14495  - 
900- 
125|- 

400 

200- 

8435,53 

4645'- 

231.20 

90- 

700 
1437 

74 

315- 
650- 

1744 

15 

ätO- 

1196  21 
294  30 

"Si: 

3240 
820 
551 
635 

602 

35 
26 

27 

Ol 

1 
1385- 

400  - 

Si: 

200'- 

137« 

50 

300- 

3000 

- 

■wo!- 

des  Bandes  für  das  ^»'erbliche  Bildnogsweseu. 


Kanton 

Ttg^in. 

ZeichnnngKKchuli 

Akik) 

Bellinxntin 

Breno 

Cevio 

('blMHO 

Cresciano 

Curio 

Locarno 

Lugano 

777  ,97 

5<)*^- 

68»  04 

4Ni70 

im\  ü:> 

1215  W) 

liKi(i  ,&:. 

756,«6 

2tl4S  9-1 

19541- 

4Mfi  'r.4 

2000|- 

•it:m  H2 

1516  r« 

791  :!2 

5;)i  +2 

H«4  25 

665  45 

812  ;25 

612  25 

4at  ;7.'. 

351  !K) 

32H7,- 

anti  - 

.•m«' 

2801- 

iK-tii- 

1636- 

1381  !— 

1191- 

1848  m 

lfi57  50 

1516,- 

i;k5,- 

■Ä30  ,7« 

2388  78 

3517  - 

2896  — 

13185  l-- 

7474  — 

25r.  -I 

2(MI  —I 


Ans^kben  des  Baudee  filr  das  gewerbliche  Bildai 


Icolid'irUUt  pvnt 
Cuurs  d'enseigüe- 

Ecoled'horlogerie 


7  l  Ectlip(i>[tii.poirj(iiiti 


illa 

Kaiiloii  'ifnf. 
laui  du  irli  dtcoraliFs 
icidtnig  proftiiinMlIi 
bell  (uloid*  du  lib 

iidnitritlli  .  . 
Etole  d'horioget 
Ctin  fuillilifi  dl  H 


CUH-d.-Foiid. 

11 

3U 

■25706,4(> 

17078 

40 

7H0U 

_ 

Look- 
Neuchätel 
ChauLdoPiiidi 

Lock 

11 

6 
10 
7 

22 
42 

.t8 

2531)  10 
14626,90 
476(0171 
47090,71 

la^-i 

9422 
24936 

19631 

90 
16 

50 

600 
40(M 
10650 
95?2 

\ 

l'liigi.d(.>'oidE 

4 

73 

3356,70 

1300 

- 

500 

~ 

Geiiev.- 

Gehüvc 

Ifi 
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L  Beilage. 


Neue  Gesetze  and  Yerordnangen 

betreffend  das 

ünterrichtswesen  in  der  Schweiz 

im  Jahr  1891. 


A.  Eidgenössische  Gesetze  und  Ter  Ordnungen. 

1.  1.  Bundesbeschluss  betreffend  FSrdening  der  kommerziellen  Bildung.    (Vom 
15.  April  1891.) 

Die  Bundesversammlnng 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom  18.  November  1890, 

beschliesst: 

Art.  1.  Als  Anstalten,  welche  gemäss  Bnndesbeschlnss  vom  27.  Jnni  1884 
betreffend  die  gewerbliche  und  industrielle  Berufsbildung  Beiträge  aus  der 
Bundeskasse  erhalten  können,  sind  auch  die  kommerziellen  Bildungsanstalten 
za  betrachten,  und  es  finden  die  Bestimmungen  jenes  Beschlusses  auf  dieselben 
analoge  Anwendung. 

Art.  2.  Der  Bundesrat  wird  zugleich  auch  kaufinännischen  Vereinen  für 
&cbmännische  Ausbildung  Subventionen  ausrichten. 

Art.  3.  Ebenso  kann  der  Bundesrat  Schülern  mit  vorzüglichen  Fähig- 
keiten und  Leistungen  für  den  Besuch  der  oberen  Klassen  von  inländischen 
Handelsschulen  oder  für  den  Besuch  von  hohem  Handelsschulen  Stipendien 
gewähren. 

Solche  Stipendien  sollen  indessen  hauptsächlich  für  Schüler,  welche  sich 
als  Lehramtskandidaten  für  den  kommerziellen  Unterricht  ausbilden  wollen, 
ausgerichtet  werden. 

Art.  4.  Im  Yollziehungsreglemente  zu  gegenwärtigem  -Beschlüsse  wird  der 
Bundesrat  die  nahem  Bedingungen  aufstellen,  unter  welchen  Subventionen  an 
Handelsschulen  und  an  kaufinännische  Vereine,  sowie  Stipendien  an  Schüler 
aosgerichtet  werden  können. 

Art.  5.  In  das  Budget  des  Bundes  wird  ein  jährlicher  Kredit  für  die  ünter- 
stfitznng  der  kommerziellen  Berufsbildung  aufgenommen. 

FQr  das  Jahr  1891  wird  dem  Bundesrate  zu  diesem  Zwecke  als  Nachtrags- 
kredit eine  Summe  von  Fr.  60,000  zur  Verfügung  gestellt. 

Art.  6.  Der  Bundesrat  ist  beauftragt,  auf  Grandlage  der  Bestimmungen 
des  Bnndesgesetzes  vom  17.  Juni  1874,  betreffend  Volksabstimmung  über  Bundes- 
gesetze und  Bundesbeschlüsse,  die  Bekanntmachung  dieses  Beschlusses  zu  ver- 
anstalten und  den  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  desselben  festzusetzen. 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 


Bern,  den  9.  April  1891. 

Also  beschlossen  vom  Ständerate, 
Bern,  den  15.  April  1891. 


Per  Präsident:  Müller. 

Der  Protokollfahrer:  Ein  gier. 


Der  Präsident:  Keller sb erger. 
Der  Protokollführer:   Seh  atz  mann. 
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2  Eidgenössische  Gesetze  und  Yerordnungen. 

Der  schweizerische  Bundesrat  beschliesst: 
Vorstehender,  unterm  22.  April  1891  öffentlich  bekannt  gemachte  Bundes- 
beschluss  ^)  ist  in  die  eidg.  Gesetzsammlung  aufzunehmen    und   tritt   sofort 
in  Kraft. 

Bern,  den  24.  Juli  1891. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 
Der  Bundespräsident:  Welti. 
Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft:  Bingier. 


2.  2.  Vollziehungsverordnung  zum  Bundesbeschluss  betreffend  die  Fdrderung  der 
kommerziellen  Bildung  durch  den  Bund.    (Vom  24.  Juli  1891.) 

Der  schweizerische  Bundesrat, 
in  Vollziehung  des  Bundesbeschlusses  vom  15.  April  1891,  betreffend  die 
Förderung  der  kommerziellen  Bildung; 

auf  den  Antrag  seines  Departements  des  Auswärtigen,  Handelsabteiluig, 

beschliesst: 

I.  Handelsschulen. 

Art.  1.  Gesuche  um  Beiträge  aus  der  Bundeskasse  an  Handelsschule]!  sind 
jedes  Jahr  vor  Mitte  August  behufs  Aufstellung  des  Voranschlages  der  Eid- 
genossenschaft für  das  nächste  Jahr  an  das  schweizerische  Departement  des 
Auswärtigen,  Handelsabteilung,  zu  richten. 

Art.  2.  Bei  der  Subventionirung  durch  den  Bund  können  diejenigen  Handels- 
schulen berücksichtigt  werden,  welche  den  nachstehenden  Bedingungen  ent- 
sprechen : 

a.  Für  den  Eintritt  in  die  Handelsschule  ist  ein  Aufnahmsexamen  zu  ver- 
langen. Die  Bewerber  müssen  das  15.  Altersjahr  zurückgelegt  haben, 
um  zu  demselben  zugelassen  werden  zu  können. 

Durch  dieses  Examen  ist  festzustellen,  dass  die  Schüler  über  den- 
jenigen Grad  von  Kenntnissen  und  Fertigkeiten  verfügen,  welcher  nach 
erfolgreicher  Absolvirung  einer  Sekundär-,  Bezirks-  oder  Realschule,  oder 
der  entsprechenden  Klassen  der  hohem  Mittelschulen  bis  zum  zurück- 
gelegten 15.  Altersjahr  durch  einen  fähigen  Schüler  erreicht  werden  kann. 

Das  Reglement  über  das  Aufhahmsexamen  bedarf  der  Genehmigong 
des  genannten  Departements. 

b.  Sie  haben  den  Unterricht  in  wenigstens  drei  aufeinanderfolgenden  Jahres- 
kursen  fortzuführen  oder  sich  zum  Ausbau  zu  wenigstens  dreijährigen 
Kursen  zu  verpflichten. 

c.  Für  die  Abiturienten  derselben  sind  Abgangs-  beziehungsweise  Fähig- 
keitsprüfungen einzurichten  und  jenen  nach  befriedigendem  Erfolg  Diplome 
oder  Fähigkeitszeugnisse  auszustellen.  Die  Prüfnngsvorschriften  unte^ 
liegen  der  Genehmigung  des  Departements. 

d,Der  Lehrplan  der  vom  Bunde  subventionirten  Handelsschulen  ist  dem 
Departement  zur  Genehmigung  zu  unterbreiten. 

Art.  3.  In  den  Handelsschulen,  für  welche  Bundessubvention  verlangt  wird, 
müssen  die  Eintritts-  und  Schulgelder  für  alle  schweizerischen  Schüler  ohne 
Ausnahme  die  gleichen  sein. 

Der  in  den  Einnahmen  infolge  der  Durchführung  dieses  Grundsatzes  bei 
den  vor  dem  Jahre  1891  gegründeten  Anstalten  entstehende  Ausfall  kann  bei 
der  Berechnung  des  Bundesbeitrages  in  Berücksichtigung  gezogen  werden. 

Art.  4.  Die  Gesuche  um  Beiträge  aus  der  Bundeskasse  an  die  Handels- 
schulen, die  zum  ersten  Mal  gestellt  werden,  müssen  enthalten: 

a.    In  Bezug  auf  die  Organisationsverhältnisse : 

1.  Die  genaue  Bezeichnung  des  Domizils  und  des  Eigentümers,  sowie  den 
Zeitpunkt  der  Entstehung  der  Anstalt. 

*)  siehe  Bundesblatt  Tom  Jahr  1891,  Band  II,  Seite  196. 
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der  kommerziellen  Bildung  durch  den  Bund. 

2.  Eine  ausführliche  Beschreibung  der  Anstalt,  Angaben  über  Organisation, 
Einteilung  (des  Schuljahres,  der  Klassen,  Kurse  etc.,  Zahl  der  Schulwochen  und 
deren  Verteilung  im  Jahr),  Betrieb,  Frequenz,  Eecht  der  Benutzung,  Angaben 
über  das  Bestehen  beziehungsweise  die  Höhe  des  Schulgeldes,  Eintrittsgeldes  etc. 

3.  Angaben  betreffend  Aufsichtsbehörden  und  Anstaltspersonal. 

b.    In  Bezug  auf  die  ßnamiellen  Verhältnisse : 

1.  Spezifizirte  Bechnung  über  das  letzte  Betriebsjahr,  femer  den  spezifizirten 
Kostenvoranschlag  für  das  zu  subventionirende  Betriebsjahr. 

In  diesen  Dokumenten  sind  genau  auszuweisen: 
Die  Beiträge  und  sonstigen  Leistungen  des  Kantons. 
Die  Beiträge  und  sonstigen  Leistungen  von  Bezirken  und  Gemeinden. 
Die  Beiträge  und  sonstigen  Leistungen  von  Vereinen  und  Korporationen. 
Die  Beiträge  und  sonstigen  Leistungen  von  Priyaten. 
Das  Eintritts-  und   Schulgeld  für   kantonsangehörige   und   kantonsfremde 
Schüler. 

2.  Den  Betrag  des  Vermögens  der  Anstalt;   Bilanz. 

3.  Die  beabsichtigte  Verwendung  eines  Bundesbeitrages,  Aufstellung  einer 
bezüglichen  detaillirten  und  motivirten  Berechnung;  die  Ausgaben  für  einzu- 
fahrende Änderungen  und  Verbesserungen  müssen  aus  derselben  genau  ersicht- 
lich sein. 

Art.  5.  Gesuche  filr  bestehende  Anstalten,  welche  vom  Bunde  bereits 
subyentionirt  worden  sind,  müssen  enthalten: 

1.  Einen  ausführlichen  Bericht  über  den  Gang,  die  Leistungen  und  die 
Frequenz  der  Anstalt  während  des  abgelaufenen  Betriebsjahres,  auch  unter 
Berücksichtigung  der  Prüfungsresultate. 

2.  Ein  ausföhrliches  Programm  für  das  folgende  Betriebsjahr. 

3.  Die  in  Art.  4,  h  1 — 3  bezeichneten  Angaben,  sowie  einen  detaillirten 
Ausweis  über  die  Verwendung  des  Bundesbeitrages. 

Die  neu  erschienenen  Imprimate  sind  beizulegen. 

Art.  6.  Bei  der  Feststellung  der  eidgenössischen  Subvention  werden  nicht 
in  Berücksichtigung  gezogen : 

1.  Ausgaben  für  allgemeine  Administration,  Bureaukosten,  Bauten,  Lokal- 
miete,  Unterhalt  der  Lokale,  Beleuchtung,  Heizung. 

2.  Ausgaben  für  Schulmobiliar,  Mobiliar  (Schränke  für  Sammlungen  etc.), 
zum  Gebrauch  der  SchtUer  bestimmtes  gewöhnliches  Schulmaterial  (Papier  etc.). 

Dagegen  dürfen  subventionirt  werden: 

1.  Ausgaben  für  Lehrerbesoldungen,  Lehrmittel,  Unterrichtsmaterial,  Samm- 
lungen. 

2.  Ausgaben  für  gewisse,  dem  besondem  Zweck  des  kaufmännischen  Unter- 
richts dienend^  Installationen. 

3.  Ausgaben  für  besondere  Kurse  fiir  bildungsbedürftige  Handelsbeflissene, 
welche  nicht  als  Schüler  in  die  Handelsschule  aufgenommen  sind. 

Art.  7.  Die  Beiträge  des  Bundes  können  je  nach  dem  Ermessen  des  ge- 
nannten schweizerischen  Departements  bis  auf  die  Hälfte  der  jährlich  seitens 
der  Kantone,  Gemeinden,  Korporationen  und  Privaten  angebrachten  Summen 
sich  belaufen.  Auf  keinen  Fall  dürfen  die  bisherigen  Leistungen  von  Kantonen 
und  Gemeinden  dadurch  vermindert  werden. 

Art.  8.  Im  Falle  des  Eingehens  einer  vom  Bund  subventionirten  Anstalt 
behält  sich  das  Departement  das  Recht  vor,  über  den  Verbleib  der  mit  Bundes- 
snbvention  gemachten  Anschaffungen  nach  freiem  Ermessen  zu  verfügen,  um 
dieselben  öffentlichen  Zwecken  dienstbar  zu  erhalten. 

n.  Kaufmännische  Vereine. 

Art.  9.  Die  Gesuche  um  Bundesbeiträge  zur  Förderung  der  Bildungs- 
bestrebungen der  kaufinännischen  Vereine  sind  mit  gehöriger  Begründung  dem 
Departement  des  Auswärtigen,  Handelsabteilung,  einzureichen  und  müssen  ent- 
halten : 
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4  Eidgenössische  Gesetze  und  Verordnungen. 

a.   In  Bezug  auf  die  Organisationsverhältnisse: 

1.  Angaben  über  die  Zahl,  Art  und  Dauer  der  eingerichteten  Kurse,  Ein- 
teilung der  Kurse  in  Klassen  unter  Angabe  der  erteilten  Stundenzahl  für  jeden 
einzelnen  Kurs,  Frequenz  der  Kurse  und  Klassen,  HOhe  der  Stundengelder, 
Altersgrenzen  der  Schüler  etc. 

2.  Angaben  betreffend  das  Lehrpersoual  und  dessen  Entschädigungen. 

3.  Angaben  über  die  Zahl  der  yerschiedenen  ^tgliederkategorien  (Aktiv-, 
Passiv-,  Freie,  Ehrenmitglieder  etc.). 

6.   In  Bezug  auf  die  finanziellen  Verhältnisse: 

1.  Die  spezifizirte  Rechnung  über  das  letzte  Betriebsjahr,  femer  den  spea- 
fizirten  Kostenvoranschlag  für  das  zu  subventionirende  Betriebsjahr. 

In  diesen  Dokumenten  sind  genau  auszuweisen: 

Die  Beiträge  und  sonstigen  Leistungen  des  Kantons. 

Die  Beiträge  und  sonstigen  Leistungen  von  Gemeinden. 

Die  Beiträge  und  sonstigen  Leistungen  von  Vereinen  und  Korporationeo. 

Die  Beiträge  und  sonstigen  Leistungen  des  Handelsstandes  und  von  andern 
Privaten. 

Der  Betrag  der  Stundengelder  der  Kursteilnehmer,  der  Mitgliederbeiträge, 
der  Eintrittsgelder  etc. 

2.  Der  Betrag  des  Vermögens  des  Vereins;  Bilanz. 

Art.  10.  Die  vom  Bund  subventionirten  kaufmännischen  Vereine  über- 
nehmen die  Verpflichtung,  den  Besuch  der  Unterrichtskurse  auch  dem  Tn- 
bemittelten  durch  Herabsetzung  oder  Abschaffung  der  Stundengelder,  der  Monats- 
gelder zu  Unterrichtszwecken  etc.  leichter  zugänglich  zu  machen. 

in.   Stipendien. 

Art.  11.  Die  Gesuche  um  Erlangung  von  Stipendien  müssen  dem  genannten 
Departemente  eingereicht  werden. 

Denselben  sind  beizulegen: 

1.  Schulzeugnisse,  aus  denen  hervorgeht,  dass  der  Bewerber  diejenigen 
Vorkenntnisse  erworben  hat  und  diejenigen  Fähigkeiten  besitzt,  welche  Übe^ 
haupt  die  Zuteilung  eines  Stipendiums  rechtfertigen, 

2.  Ein  Ausweis  über  die  Vermögens-  und  Familienverhältnisse  des  Petenten 
beziehungsweise  seiner  Familie. 

Art.  12.    Die  Stipendien  des  Bundes  werden  ausgerichtet: 

1.  An  bedürftige  Schüler  der  obersten  Klasse  einer  vom  Bunde  subven- 
tionirten Handelsschule,  welche  sich  durch  vorzügliche  Fähigkeiten  tmd  Leistungen 
auszeichnen.  Nach  j^dem  Semester  ist  durch  den  Vorstand  der  betreffenden 
Schule  über  den  Stipendiaten  ein  Bericht  abzugeben,  von  welchem  es  abhängen 
wird,  ob  das  begonnene  Stipendium  auch  für  das  folgende  Semester  fort- 
gesetzt wird. 

2.  An  Besucher  von  hohem  ausländischen  Handelsschulen.  Das 
Departement  hat  das  Becht,  die  Anstalten,  welche  für  den  Besuch  gewählt 
werden  dürfen,  und  für  welche  die  Programme  vorzulegen  sind,  zu  bezeichnen. 
Die  Gesuchsteller  müssen  bezüglich  ihrer  Vorbildung  denjenigen  Reifegrad 
erreicht  haben,  welcher  durch  ein  Fähigkeitszeugnis  einer  vom  Bund  subven- 
tionirten Handelsschule  ausgewiesen  wird,  oder  welcher  zum  Eintritt  als  Schiller 
in  das  eidgenössische  Polytechnikum  berechtigt,  sei  derselbe  nun  durch  den 
Besuch  einer  hohem  Eealschule,  eines  Gymnasiums  oder  auf  andere  Weise 
erworben  worden.  Der  Empfänger  des  eidgenössischen  Stipendiums  verpflichtet 
sich,  über  seine  Studien  jedes  Semester  wenigstens  einmal  dem  Departement 
Bericht  zu  erstatten. 

Art.  13.  Die  Fortsetzung  des  Stipendiums  wird  nur  bewilligt  im  Falle 
befriedigender  Auskunft  über  den  Stipendiaten. 
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lY.  Sammlangen. 

Art.  14.  Gesuchen  am  Beiträge  an  Warensammlnngen  und  Museen,  die 
dem  Handel  und  der  kaufmännischen  Ausbildung  zU  dienen  bestimmt  sind,  sind 
die  Statuten,  Keglemente  und  Berichte  beizulegen,  welche  über  den  Zweck, 
über  das  Becht  zur  Benutzung,  über  die  bisherige  Frequenz  u.  s.  w.  derselben 
Ausschluss  geben. 

Die  Statuten  müssen  nähere  Bestimmungen  über  die  Verwendung  der  vom 
Bande  subyentionirten  Anschaffungen  enthalten. 

Y.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Art.  15.  Dem  Departemente  ist  von  den  eine  Subvention  beanspruchenden 
Gesuchsteilem  alle  Auskunft  zu.  erteilen,  welche  dasselbe  für  notwendig  hält. 

Dasselbe  wird  jeden  einzelnen  Fall  prüfen  und  je  nach  den  Verhältnissen 
den  Betrag  einer  auszurichtenden  Subvention  bestimmen. 

Art.  16.  Dem  Departemente  steht  das  Recht  zu,  von  den  Leistungen  der 
Tom  Bunde  nach  Massgabe  des  Bundesbeschlusses  vom  15.  April  1891  subven- 
tionirten  Anstalten  und  Einrichtungen  und  von  der  Verwendung  der  gewährten 
Subventionen  jederzeit  in  gutündender  Weise  selbst  oder  durch  Delegirte  Ein- 
sicht zu  nehmen  und  namentlich  auch  sich  an  abzuhaltenden  Aufii^ms-  und 
Schlussprüfungen  vertreten  zu  lassen. 

Zu  letzterm  Zwecke  ist  dasselbe  stets  zu  benachrichtigen,  wenn  solche 
stattfinden. 

Art.  17.  Das  Departement  des  Auswärtigen,  Handelsabteilung,  ist  mit  der 
Vollziehung  dieser  Verordnung  beauftragt. 

Bern,  den  24.  Juli  1891. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident:  Welti. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft:  Ringier. 
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8.  3.  Regulativ  fOr  die  eidgenössischen  MaturitätsprOfungen  der  Kandidaten  der 
Medizin.    (Vom  1.  Juli  1891.) 

Das  eidgenössische  Departement  des  Innern, 

in  Ausführung  von  Ziffer  5  des  Bundesratsbeschlusses  vom  10.  März  1891  ^), 
betreffend  AufsteUung  einer  eidgenössischen  Maturitätskommission, 

beschliesst: 

A.  Termin,  Anmeldung  und  Zulassung  zu  den  Maturitäts- 
prüfungen. 

§  1.  Für  diejenigen  Kandidaten  der  Medizin,  der  Zahnarzneikunde  und  der 
Pbarmacie,  welche  sich  später  den  eidg.  Medizinalprüfungen  zu  unterziehen 
gedenken,  und  welche  nicht  ein  gültiges  Maturitätszeugnis  im  Sinne  der  be- 
stehenden Vorschriften  besitzen,  veranstaltet  die  eidg.  Maturitätskommission 
besondere  Prüfungen,  auf  Grund  welcher  voUgÜltige  Maturitätszeugnisse  für 
luftige  Ärzte,  Zahnärzte  und  Apotheker  ausgestellt  werden. 

§  2.  Diese  Prüfungen  finden  jeweilen  im  Frühjahr  und  im  Herbste  vor 
Eröffiaung  der  Sommer-  und  der  Winter-Semester  der  schweizerischen  Universi- 
täten statt.    Es  ist  dafür  Sorge  zu  tragen,   dass  je  nach  dem  Wunsche  der 


*)  Das  Departement  des  Innern  wird  ermächtigt,  eine  stehende  fachmannische  Maturitäts- 
kommission, bestehend  aus  einem  Präsidenten  und  zwei,  oder  wenn  nötig,  vier  Mitgliedern, 
niedennsetzen. 

Zur  nähern  Ordnung  dieser  Prüfungen  wird  das  Departement  des  Innern  nach  Analogie 
des  Abschnitts  II,  Art.  IS  und  89,  der  Verordnung  für  die  Medizinalprtifüngen  ein  besonderes 
RegaUtiv  aufstellen  und  überhaupt  die  zur  Vollziehung  erforderlichen  Instruktionen  erlassen. 
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Aspiranten  die  Prüfung  in  der  deutschen  oder  in  der  französischen  Schweiz 
abgelegt  werden  kann. 

§  3.  Auf  Grundlage  der  erfolgten  Anmeldungen  wird  die  Kommission  Zeit 
und  Ort  der  Prüfungen  bestimmen  und  im  Einverständnisse  mit  dem  eidg. 
Departement  des  Innern  die  Examinatoren  bezeichnen,  sowie  die  weitem  nötigen 
Anordnungen  erlassen. 

§  4.  Die  Anmeldungen  sollen  für  die  Frü^jahrsprüfungen  spätestens  bis 
zum  1.  Februar,  für  die  Herbstprüfungen  spätestens  bis  zum  1.  August  an  den 
Präsidenten  der  Maturitätskommission  gerichtet  werden.  Jeder  Anmeldung 
sind  beizulegen: 

1.  ein  Heimatschein ; 

2.  ein  Altersausweis  (insofern  derselbe  nicht  durch  anderweitige  Dokumente 
geleistet  wird); 

3.  n^öglichst  vollständige  Zeugnisse  über  den  zurückgelegten  Bildungsgang 
(Nachweise  über  die  Leistungen  des  Kandidaten  in  den  besuchten 
Schulen  etc.). 

In  der  Anmeldung  ist  anzugeben,  in  welchen  Sprachen  der  Kandidat  die 
Prüfungen  abzulegen  verlangt. 

§  5.  Auf  Grund  dieser  Schriften  wird  vorerst  darüber  entschieden,  ob  der 
Aspirant  zu  der  Prüfung  zuzulassen  sei.  Aspiranten,  welche  das  achtzehnte 
Altersjahr  noch  nicht  zurückgelegt  haben,  können  zurückgewiesen  werden. 

über  die  Zulassung  von  Ausländem  entscheidet  in  jedem  einzelnen  Falle 
auf  den  Bericht  der  Kommission  hin  das  eidg.  Departement  des  Innern. 

§  6.  Der  Kandidat,  welcher  zur  Prüfung  zugelassen  wird,  hat  die  Gebühr 
von  50  Franken  für  die  ganze,  oder  von  25  Franken  für  die  Ergänzungsprttfnng 
zum  voraus  an  die  dafür  bezeichnete  Amtsstelle  zu  entrichten. 

h.  Prüfungen,  Zensuren,  Zeugnisse. 

,§  7.  Die  Prüfung  erstreckt  sich  im  Umfange  des  eidg.  Maturitätsprogrammes  1 
für  Ärzte,  Zahnärzte  und  Apotheker  über  fönende  Fächer: 

1.  Muttersprache;  2.  eine  zweite  schweizerische  Nationalsprache;  3.  Latein; 

4.  Griechisch  oder  eine  dritte  schweizerische  Nationalsprache,  eventuell  Englisch; 

5.  Geschichte  und  politische  Geographie ;  6.  Mathematik ;  7.  Physik  und  physi- 
kalische Geographie;  8.  Chemie;  9.  Naturgeschichte. 

§  8.  In  den  Fächern  1,  2,  3,  4,  6  (§  7)  findet  eine  mündliche  und  eine 
schriftliche,  in  den  übrigen  Fächern  nur  eine  mündliche  Prüfung  statt.  V\t 
schriftlichen  Arbeiten  bestehen:  filr  die  Muttersprache  in  einem  Aufsatze,  fnr 
die  übrigen  lebenden  Sprachen  und  Latein  in  einer  Übersetzung  aus  der  Mutter- 
sprache, für  Griechisch  in  einer  Übersetzung  in  die  Muttersprache.  Die  mänd- 
lichen  Prüfungen  sind,  soweit  die  Verhältnisse  dies  zulassen,  öffentlich. 

§  9.  Für  das  Ergebnis  jeder  der  Prüfungen  erhält  der  Kandidat  eine 
besondere,  in  einer  Zahl  ausgedrückte  Zensur.  Dabei  wird  auch  für  jedes  der 
Fächer  1,  2,  3,  4  und  6  nur  eine  einzige  Zensur  erteilt.  Die  AbstuSfung  der 
Zensuren  ist  folgende :  6  =  sehr  gut,  5  =  gut,  4  =  ziemlich  gut,  3  =  mittel- 
mässig,  2  =  schwach,  1  =  sehr  schwach. 

Es  dürfen  keine  Bruchzahlen  gegeben  werden. 

§  10.  Nach  beendigter  Prüfung  treten  die  Examinatoren  unt«r  Vorsitz 
eines  Mitgliedes  der  Maturitätskommission  zusammen,  um  rücksichtlich  der 
Erteilung  oder  Verweigerung  der  Maturitätszeugnisse  die  Anträge  an  die  Ma- 
turitätskommission festzusetzen.  Die  auf  Grund  dieser  Anträge  von  der  Ma- 
turitätskommission zu  erteilenden  Zeugnisse  werden  nach  dem  anliegenden 
Formular  I  ausgefertigt. 

§  11.  Eine  Fachzensur  1  schliesst  die  Erteilung  des  Maturitätszeugnisses 
aus.  Ebenso  darf  kein  Maturitätszeugnis  erteilt  werden,  wenn  die  Durch- 
schnittsnote unter  3,5  liegt. 
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Die  Benutzung  unerlaubter  Hülfsmittel,  sowie  jede  andere  Unredlichkeit 
wird  mit  Zurückweisung  von  der  Prüfung  resp.  mit  Verweigerung  des  Maturi- 
tätszeugnisses bestraft. 

§  12.  Ein  Kandidat,  der  die  Prüfung  nicht  mit  Erfolg  bestanden  hat,  kann 
sich  zu  einem  spätem  Prüfungstermin  wieder  melden.  Dabei  wird  ihm  die 
Prüfung  in  denjenigen  Fächern  erlassen,  in  welchen  er  mindestens  die  Note  5 
erworben  hat.  Die  auf  diese  Fächer  bezüglichen  Noten  der  früheren  Prüfung 
werden  zur  Berechnung  des  Gesamtergebnisses  der  spätem  zugezogen. 

Eine  dritte  Prüfung  ist  nicht  gestattet. 

C,   Ergänzungsprüfungen. 

§  13.  Für  die  in  der  Verordnung  für  die  eidg.  Medizinalprüfungen  (An- 
hang) vorgesehenen  Ergänzungsprüfungen  und  die  darauf  bezüglichen  Ausweise 
gelten,  soweit  sie  Anwendung  finden  kOnnen,  die  vorstehenden  Bestimmungen 
ebenfalls. 

Das  Ergänzungszeugnis  wird  nach  dem  anliegenden  Formular  n  ausgestellt. 

D.   Aufnahme  an  die  Tierarzneischule. 

§  14.  Die  Aufnahmsprüfungen  an  eine  der  bestehenden  Tierarzneischuleu 
werden,  insoweit  sie  zugleich  als  Maturitätsprüfungen  für  die  Kandidaten  der 
Tierheilkunde  gelten  sollen,  unter  der  Leitung  eines  Mitgliedes  der  Maturitäts- 
kommission  abgehalten.  Massgebend  für  dieselben  sind:  das  eidgenössische 
Maturitätsprogramm  n  für  die  Kandidaten  der  Tierarzneikunde  und  die  all- 
gemeinen Bestimmungen  des  vorstehenden  Regulativs. 

Die  Maturitätszeugnisse  werden  "nach  dem  anliegenden  Formular  HI  aus- 
gestellt. 

§  15.    Dieses  Regulativ  tritt  sofort  provisorisch  in  Kraft. 

Bern,  den  I.Juli  1891. 

Eidg.  Departement  des  Innern:  Schenk. 

Anhang:  8  Formularien  Maturitätszeugnisse. 

Formular  I. 

Maturitätszeugnis. 

Herr von 

(Kanton )  geboren  am  

hat  die  von  der  eidgenössischen  Maturitätskommission  in  Anwendung  des  §  1 
des  bezüglichen  Reglements  von  angeordnete 

Maturitätsprüfung  für  Ärzte^  Zahnärzte  und  Apotheker  am 

in bestanden  und  es  sind  ihm  in  den  einzelnen  Fächern 

die  nachstehenden  Zensuren  erteilt  worden: 

Muttersprache 

Zweite  Landessprache 

Latein 

Griechisch 

Dritte  Landessprache 

Englisch 

Geschichte  und  politische  Geographie 

Mathematik 

Physik  und  physikalische  Geographie 

Chemie 

Naturgeschichte 

Auf  Grundlage  dieser  Prüfungsergebnisse  wird  dem  Herrn 
das  Zeugnis  der  Reife  im  Sinne  der  Art.  41a,  56  und  64  a  der  Verordnung  für 
die  eidgenössischen  Medizinalprüfungen  vom  19.  März  1888  erteilt. 

: den 

Im  Namen  der  eidg.  Maturitätskommission, 

Der  Präsident: 
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Herr 


Eidgenössische  Gesetze  and  Yerordnangen. 


Eidgenössische  Medizin almaturität. 

(Er^änxan^szeugniis.) 


von 


Formular  IL 


»i. 


(Kanton )  gehören 

hat  der  eidgenössischen  Maturitätskommission  ein  von 

ausgestelltes  Maturitätszengnis  vorgewiesen,  das  im  Sinne  der  Ziffer  2  der  Voll* 
ziehongsbestimmungen  des  Anhangs  der  Verordnung  für  die  eidgenössiBchen 
Medizinalprüfungen  vom  19.  März  1888  anzuerkennen  ist.  Derselbe  hat  zndeiQ 
am zu eine  Ergänzungsprüfnng  bestanden 

und  es  sind  ihm  in  den  einzelnen  Fächern  folgende  Noten  erteilt  worden: 

Muttersprache     . 

Zweite  Landessprache 

Dritte  Landessprache 

Englisch 

Latein 

Griechisch 


Auf  Grundlage  dieser  Prüfungsergebnisse  wird  dem  Herrn. 

ein  Ergänzungszeugnis  ausgestellt,  welches  in  Verbindung  mit  dem  obengenannt«!! 
Maturitätszeugnis  als  Zeugnis  der  Reife  zum  Studium  der  Medizin,  der  Zahn- 
arzneikunde und  der  Pharmacie  im  Sinne  der  Art.  41  a,  56  und  64  a  der  Ver- 
ordnung für  die  eidgenössischen  Medizinalprüfungen  vom  19.  März  1888  gültig  ist 

: den 

Im  Namen  der  eidg.  Maturitätskommission, 

Der  Präsident : 


Formular  IlL 


Maturitätszeugnis. 


Herr von 

(Kanton )  geboren  am 

hat  die  von  der  eidgenössischen  3£aturitätskommission  in  Anwendung  von  Art.  U 
des  bezüglichen  Keglements  vom  angeordnete 

Maturitätsxyrüfung  für  Kandidaten  der   Tierheilkunde   am  

in  bestanden  und  es  sind  ihm  in  den  einzelnen  Fächern 

4ie  nachfolgenden  Zensuren  erteilt  worden : 

Muttersprache 

Zweite  Landessprache 

Latein 

Geschichte 

Geographie 

Mathematik 

Naturwissenschaften 

Auf  Grundlage  dieser  Prüfungsergebnisse  wird  dem  Herrn 

das  Zeugnis  der  Reife  im  Sinne  von  Art.  72  h  der  Verordnung  für  die  eidge- 
nössischen Medizinalprüfungen  vom  19.  März  1888  erteilt. 

den 

Im  Namen  der  eidg.  Maturitätskommission, 

Der  Präsident: 


r 


Reglement  über  die  Geschäftsordnung  der  eidg.  Kommission 

der  Gottfried  Kellerstiftung. 


L  4.  Reglement  Ober  die  Geschäftsordnung  der  eidg.  Kommission  der  Gottfried 
Kelierstiftung.    (Vom  9.  JuU  1891.) 

Der  schweizerische  Bundesrat, 
auf  den  Antrag  seines  Departements  des  Innern, 

beschliesst: 

Art.  1.  Die  Kommission  besteht  der  Stiftungsurkunde  gemäss  aus  fünf 
Mitgliedern,  welche  der  Bundesrat  auf  eine  Amtsdauer  von  drei  Jahren  ernennt. 

Art  2.  Die  Kommission  führt  den  Titel :  „Eidg.  Kommission  der  Gottfried 
Kelierstiftung.'' 

Die  Beschlussfähigkeit  der  Kommission  setzt  die  Anwesenheit  Ton  min- 
destens drei  Mitgliedern  voraus. 

Art.  3.  Die  Leitung  der  Geschäfte  führt  der  Präsident  und  in  Vertretung 
desselben  der  Vizepräsident. 

Art.  4.  Als  Beisitzer  fungirt  ein  aus  den  Stiftungserträgnissen  besoldeter 
ständiger  Sekretär,  der  nicht  Kommissionsmitglied  ist  und  auf  Antrag  des  Prä- 
sidenten von  der  Kommission  auf  unbestimmte  Zeit  gewählt  wird. 

Art.  5.  Die  Wahl  des  Präsidenten,  des  Vizepräsidenten-  und  des  Sekretärs 
erfolgt  durch  das  absolute  Stimmenmehr  der  anwesenden  Mitglieder  der  Kommission. 
•  Art.  6.  Die  Kommission  verwendet  den  Reinertrag  des  Stiftuhgsvermögens 
nach  Mitgabe  des  Art.  4  der  Stiftungsurkunde,  nämlich : 

a.zu  Anschaffung  bedeutender  Werke  der  bildenden  Kunst  des  In-  und 
Auslandes,  wobei  jedoch  zeitgenössische  Kunstwerke  nur  ausnahmsweise 
dürfen  berücksichtigt  werden.  Der  Bundesrat  hat  den  Ort  und  das  In- 
stitut zu  bezeichnen,  wo  die  Kunstwerke  aufzustellen  sind; 

h.  zu  Erstellung  von  neuen  und  Erhaltung  von  solchen  bestehenden  Kunst- 
werken, deren  öffentliche  Zweckbestimmung  dem  Lande  bleibend  zu- 
gesichert ist. 

Biese  letztere  Verwendung  (litt,  b)  ist  nur  zulässig,  wenn  sich  zu  den  An- 
schaffungen (litt,  a)  keine  Gelegenheit  bietet,  und  darf  auch  in  diesem  Falle 
höchstens  die  Hälfte  eines  Jahreserträgnisses  in  Anspruch  nehmen. 

Art.  7.  Die  Kommission  kann  in  ausserordentlichen  Fällen,  wo  die  Erfül- 
lung einer  Aufgabe  besondere,  in  ihrer  Mitte  nicht  vertretene  Sachkenntnis 
erheischt,  die  geeigneten  Hülfskräfte  beiziehen,  welchen  in  der  Regel  dieselbe 
Entschädigung  zukommt  wie  den  Mitgliedern  der  Kommission. 

Art.  8.  Ein  im  Verlaufe  des  Rechnungsjahres  nicht  verwendeter  Überschuss 
aus  den  Erträgnissen  des  Stiftungsvermögens  soll  nicht  kapitalisirt,  sondern 
zur  Verwendung  im  nächsten  Jahre  auf  neue  Rechnung  vorgetragen  werden. 

Art.  9.  Über  die  Tätigkeit  der  Kommission  und  die  durch  sie  vermittelten 
Anschaffungen  ist  dem  Bundesrate  am  Schlüsse  des  Jahres  Bericht  zu  erstatten. 
Dieser  Jahresbericht  soll  gedruckt  und  den  Mitgliedern  der  Kommission  zu- 
gestellt werden. 

Art.  10.  Der  Präsident  führt  ein  Inventar  der  auf  Antrag  der  Kommission 
darch  den  Bund  erworbenen  Kunstwerke.  Unter  seiner  Obhut  steht  das  Archiv 
der  Kommission. 

Art.  11.  Die  Kommission  geniesst  als  solche  für  iure  amtliche  Korrespon- 
denz Portofreiheit. 

Die  Mitglieder  der  Kommission  werden  nach  Massgabe  der  für  die  eidg. 
Kommissionen  bestehenden  reglementarischen  Bestimmungen  entschädigt. 

Je  nach  Umfang  der  Geschäfte  wird  am  Schlüsse  des  Jahres  auf  Bericht 
und  Antrag  der  Kommission  vom  Departement  des  Innern  eine  besondere  Ver- 
gütung für  die  eigentliche  Geschäfts^rung  geleistet. 

Bern,  den  9.  Juli  1891. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 
Der  Bundespräsident:  Welti. 
Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft:  Ringier. 
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5.  5.  Verordnung  fflr  die  Ausstellung  der  vom  Bunde  subventlonirten  kunstgewerb- 
lichen und  technisch-gewerblichen  Fachschulen,  Kurse  und  Lehrwerkstfttten,  von 
September  1892.    (Vom  31.  März  1891.) 

Art.  1.  Auf  Veranstalten  des  Schweiz.  Industriedepartements  findet  vom 
4. — 25.  September  des  Jahres  1892  eine  öffentliche  Ausstellung  der  silmtlichen 
vom  Bunde  subventlonirten  kunstgewerblichen  und  technisch-gewerblichen  Fach- 
schulen, Kurse,  Lehrwerkstätten,  sowie  Frauenarbeitsschulen  in  Basel  statt. 

Art.  2.  Die  Beteiligung  an  dieser  Ausstellung  ist  für  sämtliche  Anstalten 
der  in  Art.  1  genannten  Eichtungen  obligatorisch. 

Art.  3.  Die  Ausstellung  bezweckt  die  Darlegung  des  gesamten  Unterrichts- 
ganges, der  Lehrmethoden  wie  der  ünterrichtserfolge  der  einzelnen  Anstalten 
nach  den  Unterrichtsfächern  beziehungsweise  ünterrichtszweigen. 

Art.  4.  Zu  diesem  Behuf  sind  auszustellen  Schttlerarbeiten  in  den  zeich- 
nenden Disziplinen,  im  Modelliren  und  im  Mustersebneiden,  sodann  in  den 
praktischen  Unterrichtskursen  und  endlich  schriftliche  Arbeiten  der  theoretischen 
bezw.  wissenschaftlichen  Fächer.  Die  Art  und  Weise  der  Beschickung  der 
Ausstellung  seitens  der  einzelnen  Anstalten'  wird  des  nähern  durch  ein  Regle- 
ment bestimmt. 

Art.  5.  Ein  gedruckter  Katalog  wird  den  Besuchern  der  Ausstellung  die 
wünschenswerte  Wegleitung  bieten. 

Art.  6.    Der  Zutritt  zu  der  Ausstellung  ist  für  jedermann  frei. 

Art.  7.  Mit  der  Vorbereitung  und  Leitung  der  Ausstellung  wird  eine  Tom 
Schweiz.  Industrledepartemeut  bestellte  allgemeine  Ausstellungskommission  be- 
traut. Diesellje  hat  zu  bestehen  aus  zwei  Vertretern  des  genannten  Departe- 
ments (davon  einer  mit  Eücksicht  auf  die  Frauenarbeitsschulen),  aus  den  Mit- 
gliedern der  I.  und  IL  Gruppe  der  eidgenössischen  Experten  fiir  gewerblich- 
industrielles  Bildungswesen  und  aus  je  zwei  Delegirten  des  Schweiz.  Gewerbe- 
yereins  und  des  Schweiz.  Handels-  und, Industrievereins.  Den  Vorsitzenden  der 
allgemeinen  Kommission  bezeichnet  das  Schweiz.  Industriedepartement. 

Art.  8.  Die  Durchfuhrung  und  der  Betrieb  der  Ausstellung  ist  einer  ans 
dem  Schosse  der  allgemeinen  Kommission  durch  das  Schweiz.  Industriedeparte- 
ment zu  ernennenden  engem  Ausstellungskommission  zu  überweisen.  Dieselbe 
besteht  aus  fttnf  Mitgliedern  und  wird  präsidirt  vom  Vorsitzenden  der  all- 
gemeinen Kommission.  Im  Einverständnis  mit  dem  Schweiz.  Industriedeparte- 
ment kann  die  engere  Kommission  zu  den  einzelnen  Beratungen  auch  Sach- 
kundige, die  ihr  nicht  angehören,  beiziehen  und  eventuell  dieselben  auch  mit 
einzelnen  Aufträgen  betrauen. 

Art.  9.  Die  zur  Ausstellung  gelangten  Schüler  arbeiten  weMen  von  Fach- 
experten, welche  das  Schweiz.  Industriedepartement  auf  Vorschlag  der  allge- 
meinen Kommission  ernennt,  einer  Prüfung  und  Begutachtung  unterzogen.  Zu 
Händen  des  Schweiz.  Industriedepartements  werden  die  Experten  einen  schrift- 
lichen Bericht  über  den  Befund  der  ihnen  zugewiesenen  Anstalten  bezw.  Fächer 
abstatten  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Organisation,  des  Lehrganges 
und  der  Unterrichtserfolge  jeder  einzelnen  Anstalt.  Auf  den  Schluss  der  Aus- 
stellung ist  eine  Konferenz  zu  veranstalten,  bestehend  aus  Vertretern  der  Be- 
hörden und  aus  den  Vorstehern  und  Lehrern  der  ausstellenden  Anstalten,  zur 
Entgegennahme  summarischer  Berichte  einzelner  Experten  über  Unterrichts- 
methoden und  Unterrichtserfolge  der  verschiedenen  auf  der  Ausstellung  vor- 
geführten Anstaltsgruppen. 

Art  10.  Von  Prämirung  der  ausstellenden  Schulen  und  Schüler  wird  Um- 
gang genommen. 

Art.  11.  Ohne  Einwilligung  der  engern  Ausstellungskommission  dürfen 
während  der  Dauer  der  Ausstellung  keine  Arbeiten  zurückgezogen  werden. 

Art.  12.  Die  Frachteü  und  Porti  für  die  Einsendung  und  Rücksendung 
der  Ausstellungsgegenstände,  die  Kosten  der  Verpackung  anlässlich  der  letztem, 
diejenigen  der  Versicherung  gegen  Feuerschaden,  sowie  alle  übrigen  Kosten 
der  Vorbereitung  und  des  Betriebs  des  Unternehmens  bestreitet  der  Bund.  De^ 
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selbe  ttbemimmt  im  übrigen  keine  Gewähr  ge^en  Beschädigung  oder  Verlust 
der  zur  Ausstellung  bestimmten  Arbeiten  und  Gegenstände.  Die  Kosten  für 
die  Zurüstung  und  Verpackung  der  einzusendenden  Schülerarbeiten  haben  die 
Anstalten  selbst  zu  tragen. 

Für  die  uneingeschriebenen  Brietest  gegenstände  bis  zum  Gewichte  von 
2  Kilogramm,  welche  die  Mitglieder  der  beiden  AussteIlungi^kommi8sionen  sowohl 
unter  sich  als  auch  mit  den  ausstellenden  Anstalten  und  vice-versa  wechseln, 
ist  Portofreiheit  bewilligt. 

Bern,  den  31.  Harz  1891. 

Schweizerisches  Industrie-  und  Landwirtschaftsdepartement: 

Deucher. 


6.  6.  Reglement  fflr  die  Ausstellung  der  vom  Bunde  subventlonirten  kunstgewerb- 
lichen und  technisch-gewerblichen  Fachschulen,  Kurse  und  Lehrwerkstätten,  vom 
September  1892.    (Vom  31.  März  1891.) 

Art.  1.  Die  Beschickung  der  Ausstellung  hat  durch  die  einzelnen  Anstalten 
in  der  Weise  zu  erfolgen,  dass  der  gesamte  Unterrichtsgang  derselben  nach 
Lehrmethoden  und  Unterrichtszielen  durch  Schülerarbeiten  in  den  einzelnen 
Unterrichtsfächern  bezw.  Unterrichtszweigen  dargestellt  und  klargelegt  wird. 

Art.  2.  Die  zur  Ausstellung  gelangenden  schriftlichen  Arbeiten  müssen 
im  Laufe  de«  der  Ausstellung  unmittelbar  vorangehenden  Schuljahres  (1891/1892) 
angefertigt  worden  sein.  Die  Arbeiten  in  den  zeichnenden  Disziplinen,  im 
Modelliren  nnd  in  den  praktischen  Kursen  können  sich  über  die  zwei  letzten 
Schuljahre  (18901891  imd  1891.1892)  erstrecken. 

Art.  3.  Zugelassen  werden  nur  solche  Schülerarbeiten,  welche  sich  organisch 
in  die  einzelnen  Lehrgänge  einfügen  und  dem  Unterrichtszwecke  angemessen 
sind.  Der  engem  Ausbtellungskommission  steht  das  Recht  zu,  Arbeiten,  welche 
diesen  Anforderungen  nicht  entsprechen,  zurückzuweisen. 

Art.  4  In  denjenigen  Fächern,  in  welchen  Klassen-  oder  Massenunterricht 
erteilt  wird  —  ausgenommen  die  sog.  praktischen  Kurse  —  ist  der  Unterrichts- 
gang je  durch  die  Arbeiten  von  zwei  verschieden  beanlagten  Schülern  zur  Dar- 
stellung zu  bringen. 

Soweit  sich  diese  Lehrgänge  erstrecken  auf  die  theoretischen  bezw.  wissen- 
schaftlichen Disziplinen  und  auf  die  vorbildenden  Zeichenfächer  (elementares 
Freihandzeichnen,  geometrisches  und  projektives  Zeichnen,  Perspektive  und 
Schattenkonstruktion),  sind  sie  in  der  Reihenfolge  der  Entstehung  solid  geheftet 
einzusenden.  Von  den  Lehrgängen  der  übrigen  Fächer  mit  Klassen-  bezw. 
Massenunterricht  ist  je  der  eine  ebenfalls  zu  heften,  der  andere  ist  zum  Aus- 
hängen bezw.  Auflegen  bestimmt. 

In  denjenigen  zeichnenden  Fächern,  in  denen  der  Unterricht  ein  individueller 
ist,  sind  je  die  Arbeiten  von  ein  bis  zwei  Schülern  ebenfalls  in  Gestalt  gehef- 
teter Lehrgänge  einzuliefern ;  aus  den  übrigen  Schülerarbeiten  ist  ein  übersicht- 
liches Bild  der  Leistungen  des  betreffenden  Kurses,  für  die  Wand  bestimmt, 
zusammenzustellen. 

Die  Auswahl  der  zur  Ausstellung  gelangenden  Schülerleistungen  im  Mo- 
delliren und  in  den  sog.  praktischen  Kursen  ist  so  zu  treffen,  dass,  so  viel  als 
nur  möglich,  der  jeweilige  Unterrichtsgang  durch  die  Arbeiten  ein  und  desselben 
Schülers  veranschaulicht  werde.  Daneben  soll  durch  je  eine  zweckgemäss  aus 
den  übrigen  Arbeiten  des  Faches  ausgewählte  Gruppe  der  allgemeine  Gang  des 
betreffenden  Unterrichtskurses  dargestellt  werden.  Soweit  die  Modellirarbeiten 
oder  die  sog.  praktischen  Arbeiten  auf  Skizzen  und  Werkzeichnungen  des 
gleichen  Schillers  beruhen,  sind  letztere  gleichzeitig  mit  den  Modellen  bezw. 
ausgeführten  Arbeiten  vorzuführen.  Die  Arbeiten  des  Tonmodellirens,  welche 
aaszustellen  sind,  müssen  entweder  gebrannt  oder  in  Gips  abgegossen  sein. 
Anstalten,  welche  für  die  vorgerücktem  Schüler  periodische  Konkurse  veran- 


•^^I 


i      * 


r=4 


12 


T^y 


h 


''»c 

.'*. 


Eidgenössische  Gesetze  und  Verordnungen. 


stalten,  haben  die  Ergebnisse  je  des  letzten  Eonkurses  zur  Ausstellung  einzn- 
senden;  sofern  es  sich  dabei  um  Zeichnungen  handelt,  sind  diese  womöglich 
geheftet  zu  bieten. 

Art.  5.  Die  gehefteten  Lehrgänge  müssen  auf  dem  Umschlag  angeben  d&9 
Unterrichtsfach  und  den  Unterrichtskurs,  aus  dem  sie  entstammen,  den  Namen 
des  Schülers,  dessen  Alter,  Beruf  und  Vorbildung,  die  Gesamtschülerzahl  des 
Kurses  zu  Anfang  und  zu  Ende.  Bei  zeichnerischen  Arbeiten  bedarf  es  noch 
der  Angabe,  ob  dieselben  nach  Vorzeichnung  oder  Wandtabelle  oder  Skizze 
oder  Modell  enstanden  seien,  ob  zur  Tages-  oder  Nachtzeit.  Dazu  kommt  noch 
der  Name  und  Beruf  des  Lehrers.  Die  einzelnen  Hefte  bezw.  Zeichenblätter 
sollen  überdies  den  Namen  des  Schülers  aufweisen.  Sie  sind  genau  in  der 
Eeihenfolge  ihres  Entstehens  zu  heften. 

Die  auszuhängenden  Arbeiten,  die  Modelle  und  die  ausgeführten  Arbeiten 
sollen  auf  geeignet  augebrachten  Etiquetten  Aufschluss  geben  über  das  Unter- 
richtsfach und  den  Kurs,  dem  sie  entstammen,  über  Namen,  Alter.  Beruf  nnd 
Vorbildung  des  betrefifenden  Verfertigers,  über  die  Zeit  seines  Eintrittes  in  die 
Anstalt  und  speziell  in  den  betreffenden  Kurs,  femer  ob  die  Arbeit  nach  Vor- 
lage oder  Skizze  oder  Modell  oder  Natur  oder  nach  Angaben  des  Lehrers  an- 
gefertigt worden  sei,  ob  Tages-  oder  Nachtarbeit ;  endlich  Name  und  Beruf  des 
Lehrers.  Bei  schwierigem  oder  grossem  Arbeiten  ist  auch  das  Datum  des  Be- 
ginnes und  FertigsteÜens  beizufügen.  Die  gehefteten  Konkursarbeiten  sollen 
auf  dem  Umschlag  nennen:  das  Unterrichtsfach,  dem  sie  entstammen,  die  Natur 
der  gestellten  Aufgabe,  den  Namen  und  Bemf  des  Lehrers.  Jedes  Blatt  soll 
den  Namen  des  Verfertigers,  dessen  Beraf,  Alter  und  die  auf  die  Arbeit  ver- 
wendete Zeit  angeben. 

Art.  6.  Den  Anstalten  werden  für  sämtliche  auf  den  gehefteten  Lehrgängen 
und  Konkursarbeiten,  auf  den  einzelnen  Blättern,  an  den  Modellen  und  fertigen 
Arbeiten  darzubietenden  Angaben  einheitliche  Etiquettenformulare  gratis  zu- 
gestellt werden.  Über  deren  Ausfüllung  und  richtige  Verwendung  wird  eine 
Instraktion  erlassen  werden. 

Art.  7.  Den  Anstaltsvorständen  ist  freigestellt,  der  Ausstellung  ihrer  Schule 
resp.  Kurse  gedrackte  Statuten,  Beglemente,  Lehrpläne  und  Jahresberichte  bei- 
zugeben. 

Art.  8.  Jede  Anstalt  erscheint  auf  der  Ausstellung  einheitlich  in  sich  ab- 
geschlossen. Die  Reihenfolge  der  Anstalten  setzt  auf  Vorschlag  der  engem 
Kommission  die  allgemeine  Ausstellungskommission  fest. 

Art.  9.  Die  Vorsteher  der  ausstellenden  Anstalten  sind  verpüichtet,  bis 
spätestens  den  15.  Juni  1892  das  Mass  der  für  ihre  Schülerarbeiten  erforderlichen 
Wand-  und  Tischflächen  in  m^  dem  Präsidenten  der  Ausstellungskommission 
anzugeben.  Anstalten,  welche  ausser  den  schriftlichen  und  zeichnerischen 
Arbeiten  noch  grössere  Modelle,  dekorative  Malereien  und  sog.  fertige  Arbeiten 
ausstellen,  haben  für  diesen  Teil  ihrer  Arbeiten  bis  zu  demselben  Datum  ein 
Verzeichnis  dieser  Gegenstände  mit  den  Massangabeu,  eventuell  eine  genau  an 
die  wirklichen  Masse  der  Gegenstände  sich  haltende  Plauskizze  einer  allfällig 
gewünschten  Gmppirnng  und  Aufst^Uungsweise  einzusenden.  Gleichzeitig  ist 
mitzuteilen,  welche  verschliessbaren  Ausstell ungsmobilien  und  in  welcher  Aus- 
dehnung dieselben  erforderlich  seien  (z.  B.  für  die  Ausstellung  der  Arbeiten  der 
Uhrenmacherschulen,  der  Graveure,  der  Frauenarbeitsschulen  u.  s.  w.). 

Der  engem  Kommission  steht  das  Recht  zu,  erforderlichen  Falls  die  von 
den  einzelnen  Anstalten  gewünschten  Boden-,  Wand-  und  Tischmasse  zu  be- 
schränken. 

An  das  Präsidium  der  Ausstellungkommission  sind  auch  alle  weitem,  die 
Ausstellung  betreffenden  Mitteilungen  und  Erkundigungen  zu  adressiren. 

Art  10.  Die  sämtlichen  zur  Ausstellung  bestimmten  Arbeiten  sind  vor- 
schriftsgemäs  vorbereitet  und  sorgfältig  verpackt  so  rechtzeitig  zur  Ausstellung 
abzusenden,  dass  sie  bis  spätestens  den  22.  August  1892  an  ihrem  Bestini- 
mungsort  eintreffen  können.  Die  Adresse  für  die  Sendungen  lautet:  „Schwei- 
zerische Ausstellung  gewerblich-industrieller  Fachschulen  und  Lehrwerkstätten 
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in  Basel  1892,  Gebäude  der  Allgemeinen  Gewerbeschule".  Jeder  Sendung  ist 
ein  nach  den  Unterrichtsfächern  bezw.  Kursen  angelegtes  genaues  Detaiiver- 
zeichnis  der  abgesandten  Arbeiten  und  eine  allfällige  Wegleitung  für  die  In- 
stallation beiznfQgen.  Überdies  soll  jede  Kiste  bezw.  Mappe  auf  der  Innenseite 
des  Deckels  ebenfalls  ein  genaues  Verzeichnis  ihres  Inhaltes  bieten. 

Art.  11.  Die  gesamte  Installation  leitet  und  besorgt  die  engere  Kommission. 
Den  einzelnen  Anstalten  steht  es  jedoch  frei^  die  Ausstellung  ihrer  Schüler- 
arbeiten innerhalb  des  ihnen  zugewiesenen  Raumes  und  gemäss  den  Dispositionen 
des  allgemeinen  Installationsplanes  selbst  zu  besorgen.  Der  engem  Kommission 
steht  die  Kontrole  über  diese  von  den  einzelnen  Anstalten  zu  besorgenden  In- 
stallationen zu;  sie  hat  auch  die  Befugnis,  selbst  einzuschreiten,  wenn  eine 
Verzögerung  in  dieser  Arbeit  eintreten  sollte. 

Während  der  Dauer  der  Ausstellung  dürfen  ohne  Einwilligung  der  engem 
Kommission  weder  Änderungen  in  der  Installation  der  einzelnen  Anstalten 
vorgenommen,  noch  irgendwelche  ausgestellten  Schülerarbeiten  zurückgezogen 
werden. 

Die  engere  Konunission  ist  für  eine  sorgfältige  und  ausreichende  Beauf- 
sichtigung der  Ausstellung  besorgt. 

Art.  12.  Der  Katalog  wird  Aufschlüsse  geben  über  die  bisherige  Entwick- 
lung des  höhern  gewerblich-industriellen  Bildnngswesens  in  der  Schweiz,  über 
die  Organisation,  Unterrichtsfächer,  Frequenz  und  Lehrpersonal  der  ausstellenden 
Anstalten  u.  a.  m. 

Die  Vorstände  der  an  der  Ausstellung  beteiligten  Anstalten  sind  verpflichtet, 
die  Formulare,  welche  Dinen  zur  Erlangung  des  benötigten  Angabenmaterials 
zugestellt  werden,  gewissenhaft  auszufüllen  und  bis  spätestens  den  31.  Dezember 
1891  an  die  kundzugebende  Stelle  einzusenden. 

Art.  13.  Die  engere  Kommission  besorgt  nach  Abschluss  der  Ausstellung 
die  Eücksendung  der  Schülerarbeiten  an  die  einzelnen  Anstalten. 

Bern,  den  31.  März  1891. 

Schweizerisches  Industrie-  und  Landwirtschaftsdepartement: 

Deucher. 


B.  Kantonale  Gesetze  und  Terordnnngen. 


/.   Allgemeine   Vnterrichtsgeseize, 

7.  1.  Schulgesetz  des  Kantons  Baselstadt  0.   (Vom  21.  Juni  1880  mit  Einfügung 
der  Grossratsbeschlüsse  vom  13.  April  und  8.  Juni  1891.) 

Der  Grosse  Rat  des  Kantons  Baselstadt  beschliesst  zum  Zwecke  einheit- 
licher Gestaltung  des  Schulwesens  was  folgt: 

§  1.  Der  Staat  errichtet  die  zum  Unterricht  und  zur  Erziehung  der  Jugend 
nötigen  Schulen. 

§  2.    Es  sollen  folgende  Schulen  bestehen: 
fttr  die  untere  Stufe  des  Unterrichtes:   die  Primarschulen; 
für  die  mittlere  Stufe  des  Unterrichtes :  die  Sekundärschulen ;  das  untere 

Gymnasium;  die  untere  Realschule;  die  untere  Töchterschule; 
für  die   obere  Stufe  des  Unterrichtes:  das  obere  Gymnasium;   die  obere 

Realschule;  die  obere  Töchterschule. 

I.  Untere  Schulen  (Primarschulen). 

§  3.  Die  Primarschule  hat  die  Aufgabe,  die  Schüler  mit  den  Elementar- 
kenntnissen yertraut  zu  machen  und  sie  dadurch  auf  die  nachfolgenden  Stufen 
vorzubereiten. 

*)  Dag  Gesetz  wird  hier  um  seiner  allgemein  schweizerischen  Bedeutung:  wiJlen  voll- 
ständig abgedruckt. 
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§  4.-  In  die  unterste  Klasse  werden  die  Kinder  aufgenommen,  welche  vor 
dem  1.  Mai  des  betreffenden  Kalenderjahres  das  sechste  Alter»jahr  zurücklegen. 

§  5.  In  der  Stadt  soll  die  nötige  Anzahl  Primarschulen  fär  Knaben  und 
Mädchen  getrennt,  in  den  Landgemeinden  je  eine  für  Knaben  und  Mädchen 
gemeinsam  errichtet  werden ;  bei  Überfüllung  der  Klassen  kann  der  Eegierungs- 
rat  auf  den  Antrag  des  Erziehungsrates  auch  in  den  Landgemeinden  TrennaDg 
verfügen. 

§  6.  Jede  Primarschule  besteht  aus  vier  aufeinanderfolgenden  Klassen  mit 
einjährigem  Kurse;  der  Erziehungsrat  kann  Primarschulklassen  als  Simnlun- 
klassen  für  verschiedene  Alterstufen  einrichten. 

§  7.  Die  Schülerzahl  der  Abteilungen  einer  Primarschulklasse  soll  52 
bleibend  nicht  übersteigen. 

§  8.  Die  Unterrichtsgegenstände  sind  Lesen,  Schreiben,  Zeichnen,  Kechnen, 
deutsche  Sprache,  Heimatkunde,  Gesang,  und  für  die  vierte  Klasse  der  Knaben 
Turnen;  für  die  Mädchen  ausserdem  weibliche  Handarbeiten. 

§  9.    Die  wöchentliche  Unterrichtszeit  der  Schüler  beträgt  20—26  Stunden. 

(Grossratsbeschluss  vom  13.  April  1891.)  Der  Regierungsrat  kann  auf  An- 
trag des  Erziehungsrates  Wiederholungsunterricht  för  schwächere  Kinder  ein- 
führen und  besondere  Klassen  für  Schwachbegabte  Kinder  einrichten. 

§  10.  (Grossratsbeschluss  vom  8.  Juni  1891.)  Für  die  Leitung  der  Primar- 
schulen werden  zwei  Inspektoren  ernannt,  der  eine  für  die  Knabenschulen,  der 
andere  für  die  Mädchenschulen  der  Stadt;  die  Leitung  der  Primarschulen  der 
Landgemeinden  wird  durch  den  Erziehungsrat  unter  sie  auf  angemessene  Weii^e 
verteilt,  kann  aber  nach  BedtUfnis  auch  ganz  oder  teilweise  einem  andern  Fach- 
mann übertragen  werden. 

§  11.  Die  Verteilung  der  Schüler  in  die  verschiedenen  Schulgebäude  be- 
sorgt der  Schulinspektor  nach  den  Weisungen  des  Erziehungsdepartementes. 

II.  Mittlere  und  obere  Schulen. 

A.  Sekundärschulen, 

§  12.  Die  Sekundärschule  soll  die  Schüler  aufnehmen,  für  welche  ein 
einfacher,  nicht  über  das  schulpflichtige  Alter  hinausreichender  Lehrgang  in 
Aussicht  genommen  wird.  Sie  soll  die  in  der  Primarschule  erworbenen  Kennt- 
nisse so  erweitern  und  abschliessen,  dass  die  Schüler  befähigt  werden,  genügend 
vorbereitet  in  das  praktische  Leben  zu  treten. ' 

§  13.  In  die  unterste  Klasse  werden  die  Schüler  aufgenommen,  welche 
die  obere  Klasse  der  Primarschule  mit  Erfolg  durchlaufen  haben,  oder  welche 
sich  über  den  Besitz  der  entsprechenden  Kenntnisse  ausweisen  und  vor  dem 
1.  Mai  das  zehnte  Altersjahr  zurücklegen. 

§  14.  In  der  Stadt  soll  die  nötige  Anzahl  Sekundärschulen  für  Knaben 
und  Mädchen  getrennt  errichtet  werden,  in  Riehen  eine  für  Knaben  und  Mädchen 
gemeinsam.  Der  Regierungsrat  ist  ennächtigt,  auf  den  Antrag  des  Erziehungs- 
rates auch  in  Bettingen  und  Kleinhüningen  Sekundarschulklassen  im  Anschloss 
an  die  Primarschule  zu  errichten. 

§  15.  Jede  Sekundärschule  besteht  aus  vier  aufeinanderfolgenden  Klassen 
mit  einjährigem  Kurse ;  der  Erziehungsrat  kann  in  den  Landgemeinden  Sekundar- 
schulklassen als  Simultanklassen  für  verschiedene  Altersstufen  einrichten. 

§  16.  Die  Schülerzahl  einer  Klassenabteilung  soll  45  bleibend  nicht  flbe^ 
steigen. 

§  17.  Die  Uuterrichtsgegenstände  sind  deutsche  und  französische  Sprache, 
Mathematik,  Geschichte,  Geographie,  Vaterlandskonde,  Naturkunde,  Schreiben, 
Zeichnen,  Gesang,  Turnen ;  für  die  Mädchen  ausserdem  weibliche  Handarbeiten. 

§  18.  Der  Erziehungsrat  ist  ermächtigt,  über  Dispensation  vom  französischen 
Unterricht  und  über  Ersetzung  desselben  durch  andere  Unterrichtsfächer  die 
nötigen  Massnahmen  zu  treffen. 
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§  19.  Die  wöchentliche  UnterrichtsEeit  der  Schüler  beträgt  26—30  Stünden. 
Der  Begiemngsrat  kann  auf  den  Antrag  des  Erziehnngsrates  Wiederholungs- 
nnterricht  för  schwächere  Schüler  einführen. 

§  20.  (Grossratsbeschlnss  Tom  8.  Juni  1891.)  Znr  unmittelbaren  Leitung 
der  Sekundärschulen  werden  Hektoren  ernannt,  und  zwar  einer  für  die  Knaben- 
schulen und  einer  für  die  Mädchenschulen  der  Stadt ;  die  Leitung  der  Sekundär- 
schulen in  den  Landgemeinden  wird  durch  den  Erziehungsrat  den  städtischen 
Rektoren  zugeteilt,  kann  aber  nach  Bedürfnis  auch  ganz  oder  teilweise  einem 
andern  Fachmann  übertragen  werden. 

Den  Rektoren  kann  regelmässiger  Unterricht  an  ihren  Anstalten  übertragen 
werden. 

Der  Regiemngsrat  kann  auf  den  Antrag  des  Erziehungsrates  zur  Stell- 
Tcrtretung  und  Unterstützung  der  Rektoren  Lehrer  zu  Konrektoren  ernennen. 

§  21.  In  Bezug  auf  die  Zuweisung  in  die  Schulgebäude  gilt  die  Bestim- 
mung des  §  11. 

B.   Gymnasium. 

§  22.  Das  Gymnasium  soll  seinen  Schülern  eine  allgemeine  humanistische 
Bildung  erteilen  und  sie  auf  das  akademische  Studium  vorbereiten. 

§  23.  In  die  unterste  Klasse  werden  die  Knaben  aufgenommen,  welche  die 
oberste  Klasse  der  Primarschule  mit  Erfolg  durchlaufen  haben,  oder  welche  sich 
über  den  Besitz  der  entsprechenden  Kenntnisse  ausweisen  und  vor  dem  1.  Mai 
das  zehnte  Altersjahr  zurücklegen. 

§  24.  Das  Gymnasium  besteht  aus  einer  untern  und  einer  obem  Abteilung 
von  je  vier  aufeinanderfolgenden  Klassen  mit  einjährigem  Kurse. 

§  25.  Die  Zahl  der  Schüler  einer  Klassenabteilung  soll  im  untern  Gym- 
nasium 45,  im  obem  30  bleibend  nicht  übersteigen. 

§  26.  Die  Unterrichtsgegenstände  des  untern  Gymnasiums  sind  lateinische, 
deutsche  und  französische  Sprache,  griechische  von  der  vierten  Klasse  an,  Ge- 
schichte, Geographie,  Mathematik,  Naturkunde,  Schreiben,  Gesang,  Turnen; 
Zeichnen  fakultativ. 

Vom  Unterricht  in  der  griechischen  Sprache  können  die  Schüler  dispensirt 
werden,  welche  das  obere  Gymnasium  nicht  zu  besuchen  beabsichtigen;  diese 
erhalten  Ersatzstunden  in  der  englischen  Sprache  und  in  andern  Fächern. 

§  27.  Die  Unterrichtsgegenstände  des  obem  Gymnasiums  sind  griechische, 
lateinische,  deutsche  und  französische  Sprache,  Geschichte,  Mathematik,  Natur- 
wissenschaften, Tumen,  ausserdem  für  künftige  Theologiestudirende  hebräische 
Sprache. 

§  28.  Die  wöchentliche  Unterrichtszeit  der  Schüler  beträgt,  ausschliesslich 
des  Hebräischen,  26—32  Stunden. 

§  29.  Das  Gymnasium  steht  unter  der  unmittelbaren  Leitung  eines  Rektors ; 

demselben  kann  regelmässiger  Unterricht  an  seiner  Anstalt  übertragen  werden. 

'  Auf  den  Antrag  des  Erziehungsrates  kann  der  Regiemngsrat  für  das  obere 

Gymnasium  ein  besonderes  Rektorat  aufstellen.    Ebenso  kann  er  einen  Lehrer 

zum  Konrektor  ernennen. 

C.  Reahchule, 

§  30.  Die  Realschule  soll, ihren  Schülem  eine  allgemeine  realistische  Bil- 
dung geben  und  sie  auf  den  Übertritt  in  Handel,  Gewerbe  und  Industrie  vor- 
bereiten; insbesondere  ist  sie  auch  Vorbereitungsschule  für  höhere  technische, 
mathematische  und  natuirwissenschaftliche  Studien. 

§  31.  In  die  unterste  Klasse  werden  die  Knaben  aufgenommen,  welche 
die  oberste  Klasse  der  Primarschule  mit  Erfolg  durchlaufen  haben,  oder  welche 
sich  über  den  Besitz  der  entsprechenden  Kenntnisse  ausweisen,  und  vor  dem 
1.  Mai  das  zehnte  Altersjahr  zurücklegen. 

§  32.  Die  Realschule  besteht  aus  einer  untem  und  emer  obem  Abteilung ; 
die  imt^re  Abteilung  hat  vier  Klassen  mit  einjährigem  Kurse,  die  obere  vier 
Klassen,  wovon  drei  mit  einjährigem,  die  vierte  mit  halbjährigem  Kurse. 
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§  33.  Die  Zahl  der  Schüler  einer  Klassenabteilung  soll  in  der  untern  Real- 
schule 45,  in  der  obern  30  bleibend  nicht  übersteigen. 

§  34.  Die  Unterrichtsgegenstände  der  untern  Realschule  sind  deutsche  und 
französische  Sprache,  englische  in  der  vierten  Klasse,  Mathematik,  Geschiebte, 
Geographie,  Naturkunde,  Schreiben,  Zeichnen,  Gesang,  Turnen. 

§  35.  Die  Unterrichtsgegenstände  der  obern  Realschule  sind  deutsche, 
französische  und  englische  Sprache,  Mathematik,  Geschichte,  Geographie,  Natur- 
wissenschaften, Zeichnen,  Turnen. 

Für  Schüler,  welche  sich  dem  kaufmännischen  Berufe  widmen  wollen,  werden 
durch  ganze  oder  teilweise  ParalleUsation  besondere  Klassenabteilungen  mit 
Unterricht  in  der  italienischen  Sprache  und  in  Handelsfächem  eingerichtet 

§36.   Die  wöchentliche  Unterrichtszeit  der  Schüler  beträgt  26—32  Stunden. 

§  37.  Die  Realschule  steht  unter  der  unmittelbaren  Leitung  eines  RektorB; 
demselben  kann  regelmässiger  Unterricht  an  seiner  Anstalt  übertragen  werden. 
Auf  den  Antrag  des  Erziehungsrates  kann  der  Regierungsrat  für  die  obere 
Realschule  ein  besonderes  Rektorat  aufstellen.  Ebenso  kann  er  einen  Lehrer 
zum  Konrektor  ernennen. 

D.  Töchterschule. 

§  38.  Die  Töchterschule  hat  die  Bestimmung,  die  Mädchen  aufzunehmen, 
für  welche  ein  längerer  und  umfassenderer  Lehrgang  in  Aussicht  genonmien  wird. 

§  39.  In  die  unterste  Klasse  werden  die  Mädchen  aufgenommen,  welche  die 
oberste  Klasse  der  Primarschule  mit  Erfolg  durchlaufen  haben,  oder  welche  sich 
über  den  Besitz  der  entsprechenden  Kenntnisse  ausweisen,  und  Tor  dem  1.  Mai 
das  zehnte  Altersjahr  zurücklegen. 

§  40.  Die  Töchterschule  besteht  aus  einer  untern  und  einer  obern  Abtei- 
lung; die  untere  hat  vier,  die  obere  zwei  Klasseu  mit  eiijjährigem  Kurse. 

§  41.  Die  Zahl  der  Schülerinnen  einer  Klassenabteilung  soll  in  der  untern 
Töchterschule  45,  in  der  obern  30  bleibend  nicht  übersteigen. 

§  42.  Die  Unterrichtsgegenstände  sind  deutsche,  französische  und  englische 
Sprache,  Mathematik,  Geschichte,  Geographie,  Naturkunde,  Schreiben,  Zeichnen, 
Gesang,  Turnen,  weibliche  Arbeiten. 

§  43.  Die  wöchentliche  Unterrichtszeit  der  Schülerinnen  beträgt  26  bis  90 
Stunden. 

§  44.  Die  Töchterschule  steht  unter  der  unmittelbaren  Leitung  eines  Rek- 
tors; demselben  kann  regelmässiger  Unterricht  an  seiner  Anstalt  übertragen 
werden. 

Bezüglich  des  Konrektorates  gilt  die  Bestimmung  des  §  29. 

IIL  Religionsunterricht. 

§  45.  In  der  Primarschule  und  den  zwei  untern  Klassen  der  Mittelschulen 
wird  Religionsunterricht  durch  die  Lehrer  erteilt. 

In  den  obern  Klassen  der  Mittelschulen  und  in  den  hohem  Schulen  wird 
kein  Religionsunterricht  erteilt.  Dagegen  wird  der  Erziehungsrat  sich  mit  den 
Behörden  der  Landeskirchen  darüber  verständigen,  wie  im  Schulpensum  auf 
den  kirchlichen  Religionsunterricht  und  den  Konürmationsunterricht  Rücksicht 
zu  nehmen  ist. 

Der  Erziehungsrat  kann  in  einer  Klasse  des  obern  Gymnasiums  und  der 
obern  Realschule  Unterricht  in  Religionslehre  anordnen. 

Der  Religionsunterricht  ist  nicht  obligatorisch.  Jeder  Schüler  muss  auf 
das  von  den  Elteini  oder  deren  Vertretern  gestellte  Ansuchen  davon  entbunden 
werden  (Art.  49  der  Bundesverfassung). 

lY.  Fortbildungsunterricht. 

§  46.  Der  Regierungsrat  wird  im  Anschluss  an  die  Sekundärschule  nach 
Bedürfiiis  eine  oder  zwei  Fortbildungsklaasen,  sowie  einzelne  Kurse  einrichten 
für  solche  Knaben  und  Mädchen,  welche  nicht  mehr  schulpflichtig  sind. 
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§  47.  Der  Begiernngsrat  kann  auf  den  Antrag  des  Erziehungsrates,  im 
Anschlusa  an  die  oberste  Klasse  der  oberen  Töchterschule,  eine  oder  zwei  Fort- 
bildungsklassen mit  einjährigem  oder  halbjährigem  Kurse  einrichten. 

Der  Unterricht  kann  sich  auf  Sprachen  und  Literatur,  Geschichte,  Natur- 
kunde, Gesundheitslehre,  Pädagogik,  Zeichnen,  Rechnen  und  Buchhaltung  er- 
strecken. 

Die  Schülerinnen  sind  zum  Besuche  von  wenigstens  12  wöchentlichen  Stunden 
verpflichtet. 

§  48.  Der  Staat  kann  Einrichtungen  unterstützen,  welche  eine  über  den 
Bahmen  der  Schulorganisation  hinausgehende  Ausbildung  bezwecken,  nantent- 
lich  solche,  welche  die  theoretische  Ausbildung  junger  Kanfleute,  Gewerbe- 
treibender und  Handwerker  anstreben. 
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V.  Allgemeine  Bestimmungen. 

§  49.  Jedes  im  Kanton  Baselstadt  wohnhafte  bildungsfähige  Kind  ist 
während  acht  Jahren  schulpflichtig. 

§  50.  Die  Schulpflicht  tritt  mit  dem  Beginn  des  Schuljahres  ein  für  die 
Kinder,  welche  vor  dem  1.  Mai  das  sechste  Altersjahr  zurücklegen,  sie  endet 
mit  dem  Schlüsse  des  Schuljahres  für  die  Kinder,  welche  Tor  dem  1.  Mai  das 
vierzehnte  Altersjahr  zurücklegen. 

Über  eine  ausnahmsweise  frühere  Entlassung  aus  der  Schule  entscheidet 
der  Vorsteher  der  Erziehungsdepartementes  nach  Anhörung  der  betreffenden 
Schulbehörde,  über  einen  späteren  Eintritt  der  Schulinspektor  (§  56). 

§  51.  Es  sollen  keine  Kinder  vor  Erreichung  des  schulpflichtigen  Alters 
in  die  Schule  aufgenommen  werden. 

Kinder,  die  nach  Beginn  des  schulpflichtigen  Alters  in  die  Schule  eintreten, 
sollen  in  der  Regel  in  keine  höhere  Klasse  als  die  ihrer  Altersstufe  entsprechende 
zugelassen  werden. 

§  52.  Kinder,  die  nicht  im  Kanton  wohnhaft  sind,  können  die  Au&ahme 
in  die  öffentlichen  Schulen  nicht  beanspruchen;  sie  können  aber  aufgenommen 
werden,  sofern  sie  im  Besitze  guter  Zeugnisse  sind,  und  sofern  hierdurch  keine 
Vermehrung  der  Klassenabteilungen  nötig  wird. 

§  53.  Die  Schüler  sind  zur  Teilnahme  am  Unterricht  in  allen  Fächern  ver- 
pflichtet. Über  Dispensation  von  einzelnen  Unterrichtsföchem  oder  Stunden 
wird  der  Erziehiingsrat  die  nötigen  Vorschriften  erlassen. 

§  54.  Bei  andauernder  Widersetzlichkeit  oder  besonderen  Vergehen  können 
Schüler  durch  die  Aufsichtsbehörde  mit  Genehmigung  des  Vorstehers  des  Er- 
ziehungsdepartementes aus  der  Schule  verwiesen  werden. 

Sind  solche  Schüler  im  schulpflichtigen  Alter,  so  können  sie  vom  Regierungs- 
rat auf  den  Antrag  des  Vorstehers  des  Erziehungsdepartementes  für  £e  Dauer 
ihrer  Schulpflicht  auf  ihre  oder  ihrer  Familie  Kosten  in  einer  Erziehungs-  oder 
Besserungsanstalt  untergebracht  werden.  Handelt  es  sich  um  Kantonsbürger,^ 
80  gelten  hiefür  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  über  Versorgung  in  Arbeits- 
oder Besserungsanstalten  vom  7.  Februar  1854. 

§  55.  Das  Schuljahr  beginnt  in  der  zweiten  Hälfte  des  Monats  April  an 
dem  vom  Erziehungsrat  alljährlich  festzusetzenden  Tage. 

§  56.  Der  Regierungsrat  wird  auf  den  Antrag  des  Erziehungsrates  die 
näheren  Bestimmungen  über  die  Au&ahme  in  die  Schulen  und  die  Entlassung 
ans  denselben  erlassen. 

§  57.  Der  Erziehungsrat  wird  fär  jede  öffentliche  Schule  Unterrichtsplan,. 
Lehrziel  und  Schulordnung  erlassen  und  Bestimmungen  über  Beförderung  ia 
höhere  Klassen  und  Schulen  aufstellen. 

§  58.  Der  Erziehungsrat  kann  ausser  den  im  Gesetz  aufgestellten  Unter- 
richtsgegenständen  mit  Genehmigung  des  Regierungsrates  innerhalb  der  gesetz- 
lichen Stundenzahl  weitere  Unterrichtsgegenstände  aufstellen. 

§  59.    Alljährlich  findet  an  jeder  Schule  eine  Öffentliche  Prüfung  statt.. 
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§  60.  Der  Erziehungsrat  kann  mit  Genehmigung  des  Eegieningsrates 
Arbeitsklassen  und  Strafklassen  errichten. 

§  61.  Die  jährlichen  Ferien  betragen  für  die  unteren  und  mittleren  Schalen 
acht,  für  die  höheren  Schulen  zehn  Wochen;  der  Erziehungsrat  kann  mit  Ge- 
nehmigung des  Kegierungsrates  für  die  Zeit  der  Ferien  Klassen  zu  freiwilligem 
Besuche  einrichten. 

Der  Erziehungsrat  wird  eine  Ferienordnung  aufstellen. 

§  62.  Für  die  Erteilung  des  Unterrichtes  wird  in  jeder  Klassenabteilung 
je  ein  Lehrer  oder  eine  Lehrerin  verwendet.  Ausserdem  kann  der  Erziehnngsrat 
mit  Genehmigung  des  Regierungsrates  bei  vorhandenem  Bedürfnisse  in  den 
Mädchenschulen  zur  Aushülfe  bei  den  weiblichen  Arbeiten  oder  zur  Aufsicht  die 
Anstellung  von  Gehülfinnen  oder  Aufsichtslehrerinnen  anordnen. 

§  63.  (Grossratsbeschluss  vom  8.  Juni  1891.)  Die  Kosten  des  Schulwesens 
werden  vom  Staate  getragen.  Er  bestreitet  die  Ausgaben  für  die  Besoldung 
der  Lehrer  und  Schnlbeamten,  fdr  die  unentgeltliche  Abgabe  der  Lehrmittel 
(§  64),  für  die  Anschaffung  und  Unterhaltung  der  allgemeinen  Lehrmittel,  sowie 
für  andere  Bedürfnisse  der  Schulen,  soweit  sie  nach  Bestimmung  des  Erziehungs- 
rates von  der  Schule  aus  sollen  geliefert  werden. 

Ihm  liegen  auch  die  Erstellung,  Ausstattung  und  Unterhaltung  der  Schal- 
gebäude und  die  Heizung  und  Reinigung  der  Schullokale  ob. 

§  64.  (Grossratsbeschluss  vom  8.  Juni  1891.)  Für  die  einmalige  allgemeine 
Abgabe  der  gedruckten  obligatorischen  Lehrmittel  in  den  untern  und  den  mitt- 
leren Schulen,  für  Anschaffung  und  Unterhaltung  der  allgemeinen  Lehrmittel 
sowie  für  andere  Bedürfhisse  der  Schule,  soweit  sie  nach  Bestimmung  des  Er- 
ziehungsrates von  der  Schule  aus  geliefert  werden  sollen,  wird  der  Begierungsrat 
auf  den  Antrag  des  Erziehungsrates  die  erforderlichen  Kredite  festsetzen. 

Der  Regierungsrat  wird  auf  den  Antrag  des  Erziehungsrates  die  näheren 
Bestimmungen  über  die  Abgabe  der  Lehrmittel  erlassen. 

§  65.  Der  Unterricht  au  den  in  diesem  Gesetz  aufgestellten  öffentlichen 
Schulen  ist  unentgeltlich. 

Für  Fortbildungskurse  (§§  46,  47)  kann  der  Regierungsrat  auf  den  Antrag 
des  Erziehungsrates  angemessene  Beiträge  der  Schüler  festsetzen. 

§  66.  (Grossratsbeschluss  vom  8,  Juni  1891.)  Der  Ertrag  des  Schnl-Stipen- 
dienfonds  der  Stadt  soll,  vorbehaltlich  ausdrücklicher  Stiftungsbestimmnngen, 
zunächst  zur  Unterstützung  tüchtiger  Schüler  des  obem  Gymnasiums  und  der 
obern  Realschule  verwendet  werden. 

Ausnahmsweise  können  auch  tüchtige  Schüler  der  Knabenmittelschulen, 
welche  nicht  im  schulpflichtigen  Alter  stehen,  aus  denselben  unterstützt  werden. 

Sodann  können  an  die  Mittelschulen  Beiträge  für  Schülerbibliotheken  und 
andere  Schulzwecke  verabreicht  werden. 

Der  Erziehungsrat  stellt  im  Sinne  dieser  Bestimmungen  Vorschriften  über 
die  Verwaltung  und  Verwendung  des  Stipendienfonds  auf  und  legt  sie  dem 
Regierungsrat  zur  Genehmigung  vor. 

Über  die  Verwaltung  und  Verwendung  der  Schulfonds  in  Riehen,  Bettingen 
und  Kleinhtlningen  wird  der  Regienmgsrat  auf  Antrag  des  Erziehungsrates  das 
nähere  festsetzen. 

VI.  Schulbehörden. 

§  67.  Die  Aufsicht  über  alle  öffentlichen  und  privaten  Schulen  und  die 
Ausführung  der  Schulgesetze  liegt  dem  Erziehungsdepartemente  ob  (§  38  der 
Geschäftsordnung  des  Regierungsrates). 

§  68.  Der  Erziehnngsrat  (§  29  der  Geschäftsordnung  des  Regierungsrates) 
wirkt  mit  beim  Entscheide  aller  auf  die  Organisation  des  Unterrichtswesens 
bezüglichen  Fragen; 

er  erlässt  mit  Genehmigung  des  Regierungsrates  die  zur  Ausfahrnng  der 
Schulgesetze  erforderlichen  Ordnungen  und  Reglemente: 

er  trifft  die  ihm  durch  das  Gesetz  zugewiesenen  Wahlen  und  macht  die 
gesetzlichen  Wahlvorschläge ; 
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er  bestimmt  die  Besoldungen  und  bewilligt  die  Besoldungserhöhungen  inner- 
halb der  gesetzlichen  Grenzen,  und  stellt  die  geeigneten  Anträge  an  den  Re- 
gierungsrat bezüglich  Erleichterung,  Pensionirnng  und  Entlassung  von  Lehrern ; 

er  bestimmt  auf  Antrag  der  untern  Behörden  den  Gebrauch  der  obligato- 
rischen Lehrmittel; 

er  stellt  an  den  Eegierungsrat  Anträge  über  Parallelisation  und  Wieder- 
Tereinigung  Ton  Klassenabteilungen: 

und  übt  überhaupt  alle  ihm  durch  das  Gesetz  zugewiesenen  Befagnisse  aus. 

§  69.  (Grossratsbeschluss  vom  8.  Juni  1891.)  Zur  besonderen  Beaufsich- 
tigung und  Leitung  der  einzelnen  Schulanstalten  bestehen  folgende  dem  Er- 
ziehungsrate untergeordnete  Inspektionen: 

1.  die  Inspektion  der  Knabenprimarschule :  2.  die  Inspektion  der  Mädchen- 
primarschule;  3.  die  Inspektion  der  Knabensekundarschule ;  4.  die  Inspektion 
der  Mädchens ekundarschul e ;  5.  die  Inspektion  des  Gymnasiums;  6.  die  Inspek- 
tion der  Realschule ;  7.  die  Inspektion  der  Töchterschule ;  8.  die  Inspektion  der 
Schulen  in  Riehen  und  Bettingen. 

§  70.  (Grossratsbeschluss  vom  8.  Juni  1891.)  Die  Inspektionen  der  Primar- 
schulen und  der  Sekundärschulen  bestehen  aus  dem  Präsidenten  und  sechs 
weiteren  Mitgliedern,  die  übrigen  Inspektionen  aus  dem  Präsidenten  und  vier 
weiteren  Mitgliedern:  sie  werden  vom  Regierungsrat  nach  seinem  Amtsantritt 
auf  die  Dauer  von  drei  Jahren  gewählt. 

§  71.  (Grossratsbeschluss  vom  8.  Juni  1891.)  Die  Inspektionen  führen 
auch  die  Aufsicht  über  die  Privatschulen,  welche  ihnen  vom  Erziehungsrate 
unterstellt  werden. 

§  72.  (Grossratsbeschluss  vom  8.  Juni  1891.)  Die  Inspektoren  und  Rek- 
toren wohnen  den  Sitzungen  ihrer  Schulinspektion,  soweit  nicht  ihre  persön- 
lichen Verhältnisse  zur  Behandlung  kommen,  mit  beratender  Stimme  bei  und 
besorgen  das  Sekretariat. 

§  73.  (Grossratsbeschluss  vom  8.  Juni  1891.)  Die  Inspektionen  leiten  die 
ihnen  unterstellten  Schulen  nach  Vorschrift  der  Gesetze,  der  Schulordnungen 
und  der  Beschlüsse  des  Erziehungsrates; 

sie  berichten  über  Anstellung,  Erleichterung,  Pensionirnng,  Entlassung  der 
Lehrer  an  den  Erziehungsrat; 

sie  stellen  nach  Anhörung  der  Lehrerschaft  Anträge  an  den  Erziehungsrat 
über  den  Gebrauch  der  obligatorischen  Lehrmittel;  • 

sie  überzeugen  sich  von  der  Beobachtnng  der  Schulordnung,  der  Einhaltung 
des  Unterrichtsplanes  und  der  Erreichung  des  Lehrzieles,  und  sind  befugt,  dem 
Erziehungsrate  Vorschläge  über  Veränderungen  im  Gange  ihrer  Anstalten  zu 
machen ; 

sie  wählen  das  zum  Unterhalt  ihrer  Schulgebäude  erforderliche  Personal 
und  stellen  dessen  Amtsorduung  unter  Genehmigung  des  Erziehungsrates  auf; 

sie  erstatten  dem  Erziehungsrate  alljährlich  Bericht  über  den  Gang  ihrer 
Anstalten  und  die  Verhältnisse  der  ihrer  Aufsicht  unterstellten  Privatschulen, 
und  legen  ihm  die  Schulrechnung  zur  Genehmigung  vor. 

§  74.  Die  Lehrer  der  einzelnen  Schulanstalten  versammeln  sich  monatlich 
wenigstens  einmal  unter  der  Leitung  ihrer  Rektoren  und  Inspektoren  zu  Kon- 
ferenzen. 

Die  Lehrerkonferenzen  haben  im  Sinne  der  bestehenden  Vorschrift  die  Innern 
Angelegenheiten  ihrer  Schulen  zu  ordnen  und  die  von  den  Schulbehörden  ihnen 
überwiesenen  Fragen  zu  begutachten.  Sie  sind  befugt,  bei  ihren  Aufsichts- 
behörden in  Angelegenheiten,  welche  ihre  Schulen  betreffen,  Anträge  zu  stellen. 

§  75.  (Grossratsbeschluss  vom  8.  Juni  1891.)  Für  die  Verwaltung  des 
Schul-Stipendienfonds  und  anderer  Schulstiftungen  in  der  Stadt  und  die  Ver- 
wendung des  Ertrages  derselben  besteht  eine  Kommission  von  fünf  Mitgliedern. 
Dieselbe  ^ird  vom  Erziehungsrate  auf  eine  Amtsdauer  von  sechs  Jahren  ge- 
wählt. Sie  übt  ihre  Tätigkeit  gemäss  den  vom  Regierungsrate  aufzustellenden 
Vorschriften  (§  66)  und  legt  demselben  alljährlich  Bericht  und  Rechnung  zur 
Oenehmigung  vor. 
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Vn.  Lehrerverhältnisse. 

§  76.  Rektoren,  Konrektoren,  Inspektoren,  Lehrer  und  Lehrerinnen  werden 
durch  den  Erziehungsrat  ernannt  auf  Grund  eines  Gutachtens  der  betreifenden 
Inspektion  oder  Schulkoramission. 

Die  Inspektionen  oder  Sehulkommissionen  sollen  die  zu  besetzende  Stelle 
in  der  Regel  zu  freier  Bewerbung  ausschreiben ;  sie  können  aber  auch  die  Be- 
setzung durch  unmittelbare  Berui^ng  beantragen. 

Die  Wahl  von  Rektoren,  Konrektoren  und  Inspektoren  unterliegt  der  Be- 
stätigung des  Regierungsrates. 

§  77.    Lehrer  und  Lehrerinnen  werden  auf  unbestimmte  Zeit  angestellt. 

Im  Falle  von  Nachlässigkeit,  Pflichtverletzung  oder  anstössigem  Lebens- 
wandel können  sie  auf  Antrag  der  Inspektion  oder  Schulkommission  durch  den 
Erziehungsrat  aus  dem  Schuldienste  entlassen  werden ;  der  bezügliche  Beschluss 
des  Erziehungsrates  unterliegt  der  Bestätigung  des  Regierungsrates. 

In  allen  anderen  Fällen,  namentlich  im  Falle  unverschuldeter  Dienstunfihig- 
keit,  erfolgt  die  Entlassung  aus  dem  Schuldienste  unter  Beobachtung  derselben 
Formen,  doch  nur  mit  einer  Entschädigung,  welche  der  Regierungsrat  gemäss 
den  Bestimmungen  der  §§  101  und  102  auf  den  Antrag  des  Erziehnngsrates 
festsetzt. 

§  78.  Rektoren,  Konrektoren  und  Inspektoren  werden  auf  eine  Amtsdaaer 
von  sechs  Jahren  angestellt  und  sind  nach  Ablauf  dieser  Frist  wieder  wählbar; 
für  ihre  Entlassung  während  der  Amtsdauer  gelten  die  Bestimmungen  des  §  77. 
Werden  sie  nach  Ablauf  der  Amtsdauer  nicht  wiedergewählt,  so  können  sie 
nach  Ermessen  des  Erziehungsrates  wieder  als  Lehrer,  entsprechend  ihrer 
frühem  Stellung,  verwendet  oder  wegen  Entlassung  aus  dem  Schuldienste  ent- 
schädigt werden,  es  sei  denn,  dass  sie  die  NichtWiederwahl  durch  Nachlässig- 
keit, Pflichtverletzung  oder  anstössigen  Lebenswandel  verschuldet  haben. 

§  79.  Lehrer,  welche  ihre  Stelle  zu  verlassen  wünschen,  haben  hievon 
ihre  Schulbehörde  drei  Monate  vor  dem  Austritt  in  Kenntnis  zu  setzen. 

§  80.  (Grossratsbeschluss  vom  8.  Juni  1891.)  Die  Inspektionen  sind  befa^ 
Lehrer  probeweise  oder  zur  Aushülfe  vorübergehend  anzustellen.  Auf  solche 
finden  die  Bestimmungen  betreffend  Entschädigung  für  den  Fall  der  Entlassung 
keine  Anwendung. 

§  81.  Der  Erziehungsrat  hat  das  Recht,  die  an  einer  Anstalt  angestellten 
Lehrer  unter  Belassung  ihres  Gehaltes  ganz  oder  teilweise  an  einer  andern 
Anstalt  der  gleichen  Altersstufe  zu  verwenden. 

§  82.  Jeder  in  den  untern  oder  den  Mittelschulen  fest  angestellte  Lehrer 
ist  zur  Erteilung  von  24  wöchentlichen  Stunden  berechtigt  und  verpflichtet; 
mit  seiner  Zustimmung  kann  diese  Zahl  bis  auf  32  vermehrt  werden. 

Die  Stundenzahl  der  Lehrer  an  den  hohem  Schulen,  der  nicht  fest  ange- 
stellten Lehrer  und  der  Lehrerinnen  wird  durch  die  zu  ihrer  Anstellung  kom- 
petente Behörde  festgesetzt. 

§  83.  Die  Pflichten  und  Befugnisse  der  Rektoren,  Inspektoren  und  Lehrer 
werden  durch  Amtsordnungen  geregelt,  welche  der  Erziehungsrat  erlässt  nnd 
dem  Regierangsrate  zur  Genehmigung  vorlegt. 

§  84.  Der  Regieningsrat  kann  auf  den  Antrag  des  Erziehungsrates  die 
Abhaltung  von  Fortbildungskursen  für  Lehrer  und  Lehrerinnen  veranstalten. 

§  85.  In  sämtlichen  Schulanstalten,  mit  Ausnahme  des  obem  Gymnasiums 
und  der  obem  Realschule,  sollen  Vikariatskassen  bestehen,  aus  deren  Einnahmen 
das  Vikariat  für  die  vorübergehend  an  der  Erteilung  des  Unterrichtes  verhin- 
derten Lehrer  bestritten  wird. 

Der  Beitritt  zu  der  Vikariatskasse  ist  für  alle  fest  angestellten  Lehrer  nnd 
Lehrerinnen  obligatorisch. 

Der  Staat  leistet  an  jede  Vikariatskasse  denselben  Beitrag,  wie  die  Ge- 
samtheit der  an  der  Kasse  beteiligten  Mitglieder. 

Der  Erziehungsrat  wird  das  nähere  über  die  Verwaltung,  die  Beiträge  der 
Mitglieder  und  die  Entschädigung  der  Vikare  durch  Reglement  festsetzen. 
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§  86.  Für  die  Stellvertretung  der  Rektoren,  der  Inspektoren  nnd  der  Lehrer 
am  obern  Gymnasium  und  an  der  obem  Realschule  wird  der  Erziehungsrat  auf 
Antrag  der  Inspektion  das  Geeignete  im  einzelnen  Falle  anordnen. 

§  87.  (Grossratsbeschluss  Yom  8.  Juni  1891.)  Die  Besoldungen  an  den 
Primarschulen  betragen  für  Lehrer  90 — 120  Franken,  für  Lehrerinnen  40—55 
Franken  für  die  wöchentliche  Lehrstunde  im  Jahr.  Lehrerinnen,  welche  wissen- 
schaftlichen Unterricht  erteilen,  kOnnen  für  denselben  bis  zu  80  Franken  für 
die  wöchentliche  Lehrstunde  im  Jahr,  in  Ausnahmsfällen  auch  mit  der  Besol- 
dung eines  Lehrers  honorirt  werden. 

§  88.  (Grossratsbeschluss  vom  8.  Juni  1891.)  Die  Besoldungen  an  den 
Sekundärschulen,  dem  untern  Gymnasium,  der  untern  Realschule  und  der  untern 
Töchterschule  betragen  für  Lehrer  100—140  Franken  und  bei  besondem  Lei- 
stungen bis  160  Franken,  für  Lehrerinnen  40 — 60  Franken  für  die  wöchentliche 
Lehrstunde  im  Jahr. 

Lehrerinnen,  welche  wissenschaftlichen  Unterricht  erteilen,  können  für  den- 
selben bis  zu  80  Franken  im  Jahr,  in  Ausnahmsfällen  auch  mit  der  Besoldung 
eines  Lehrers  honorirt  werden. 

§  89.  Die  Besoldung  der  Lehrer  am  obern  Gymnasium,  an  der  obem  Real- 
schule und  an  der  obem  Töchterschule  beträgt  130 — 250  Franken. 

Für  Lehrerinnen  an  der  obern  Töchterschule  gelten  die  Bestimmungen  des 
§  88,  Lemma  2. 

§  90.  Die  Besoldung  der  fest  angestellten  Lehrer  wird  innerhalb  der  ge- 
setzlichen Schranken  durch  den  Erziehungsrat  bestimmt. 

Die  Besoldung  der  probeweise  oder  zur  Aushülfe  vorübergehend  angestellten 
Lehrer  bestimmt  die  betreffende  Schulbehörde ;  sofem  dieselbe  die  untere  Grenze 
des  Besoldungsansatzes  der  entsprechenden  Lehrstufe  Übersteigt,  ist  die  Geneh- 
migung des  Erziehungsrates  einzuholen. 

§  91.  Für  die  Festsetzung  der  Besoldung  fallen  in  Betracht  das  Unter- 
richtsfach, die  Altersstufe  der  Schüler  und  die  Tüchtigkeit  und  das  Dienstalter 
des  Lehrers. 

§  92.    (Grossratsbeschluss  vom  8.  Juni  1891.)    Für  den  Genuss  der  vor- 
handenen Rektor-  und  Lehrerwohnungen  wird  ein  Mietzins  berechnet,  der  auf 
Antrag  der  betreffenden  Inspektion  vom  Erziehungsrat  festgesetzt  wird  und  • 
von  der  Besoldung  in  Abzug  zu  bringen  ist. 

§  93.  Die  Lehrer,  deren  Dienstzeit,  von  der  Anstellung  durch  den  Er- 
ziehungsrat an  gerechnet,  zehn  volle  Jahre  übersteigt,  erhalten,  sofem  sie 
wenigstens  24  Stunden  wöchentlich  geben,  eine  jährliche  Alterszulage  von  400 
Franken.  Wenn  die  Dienstzeit  volle  fünfzehn  Jahre  übersteigt,  so  beträgt  die 
jährliche  Alterszulage  500  Franken. 

Die  Alterszulage  besteht  nur  aus  zwei  Dritteln  der  obigen  Summen,  wenn 
die  wöchentliche  Stundenzahl  weniger  als  24,  aber  mindestens  noch  20  beträgt ; 
sie  besteht  nur  aus  der  Hälfte  obiger  Summen,  wenn  die  wöchentliche  Stunden- 
zahl weniger  als  20  und  mehr  als  12  beträgt;  eine  Alterszulage  tritt  nicht  ein, 
wenn  die  wöchentliche  Stundenzahl  12  nicht  übersteigt. 

§  94.  Die  Lehrerinnen,  deren  Dienstzeit,  von  der  Anstellung  durch  den 
Erziehungsrat  an  gerechnet,  zehn  volle  Jahre  übersteigt,  erhalten,  sofern  sie 
wenigstens  22  Stunden  wöchentlich  geben,  eine  jährliche  Alterszulage  von  250 
Franken ;  übersteigt  die  Dienstzeit  15  Jahre,  so  beträgt  die  Zulage  350  Franken 
im  Jahr. 

Die  Alterszulage  besteht  aus  zwei  Dritteln  der  obigen  Summen,  wenn  die 
wöchentliche  Stundenzahl  weniger  als  22,  aber  wenigstens  15  beträgt;  sie  besteht 
ans  der  Hälfte  obiger  Summen,  wenn  die  Stundenzahl  10  bis  14  beträgt;  eine 
Älterszulage  tritt  nicht  ein,  wenn  die  wöchentliche  Stundenzahl  10  nicht  erreicht. 

§  95.  Die  Alterszulage  wird  von  dem  1.  Januar  oder  dem  1.  Juli  nach 
dem  Verfluss  der  vorgeschriebenen  Dienstzeit  gerechnet. 

§  96.  Für  Lehrer  und  Lehrerinnen,  welche  von  andern  hiesigen  oder  aus- 
wärtigen Anstalten   an   hiesige  öffentliche  Schulen  tibergehen,   kann  der  Er- 
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ziehungsrat  bei  ihrer  Anstellung^  auf  Antrag  der  betreffenden  Inspektion,  mit 
Rücksicht  auf  die  anderwärtige  Lehrtätigkeit,  einen  frühem  Zeitpunkt  als  den 
der  hiesigen  Staatsanstellung  zur  Berechnung  der  Alterszulage  und  der  Pen- 
sionirung  festsetzen. 

§  97.  Der  Regierungsrat  kann  auf  den  Antrag  des  Erziehungsrates  äUere 
Lehrer  um  einen  Teil  ihrer  Stunden  erleichtern  und  ihnen  den  Fortgenuss  des 
bisherigen  Gehaltes  einschliesslich  der  Alterszulage  ganz  oder  teilweise  be- 
willigen. 

§  98.  (Grossratsbeschluss  vom  8.  Juni  1891.)  Die  Besoldung  der  Rektoren 
der  Sekundärschulen,  des  Gymnasiums,  der  Realschule  und  der  Töchterschule 
beträgt  jährlich  6000  Franken. 

Die  Besoldung  der  Rektoren  des  obem  Gymnasiums  und  der  obem  Real- 
schule, sofern  für  diese  Anstalten  besondere  Rektoren  aufgestellt  werden,  betragt 
500 — 1500  Franken;  sie  wird  vom  Regienmgsrat  auf  Antrag  des  Erziehungs- 
rates  festgesetzt. 

Werden  Lehrer  als  Konrektoren  bezeichnet,  so  erhalt<»n  sie  eine  Gehalts- 
zulage von  200—1000  Franken;  dieselbe  wird  vom  Regierungsrat  auf  den  An- 
trag des  Erziehungsrates  festgesetzt. 

§  99.  (Grossratsbeschluss  vom  8.  Juni  1891.)  Die  Besoldung  der  Inspek- 
toren beträgt  jährlich  6000  Franken. 

Im  Falle  der  Übertragung  der  Inspektion  der  Landgemeindeschulen  von 
den  Inspektoren  oder  Rektoren  der  städtischen  Schulen  auf  einen  besonders 
hiefür  geeigneten  Fachmann  (§§  10,  20)  wird  eine  angemessene  Entschädigung 
durch  die  Amtsordnung  festgesetzt  werden. 

§  100.  Treten  Rektoren  und  Inspektoren  in  eine  Lehrstelle  zurück,  so 
fällt  ihre  Dienstzeit  als  Rektoren  oder  Inspektoren  für  die  Alterszulage  und  die 
Pensionirung  in  Berechnung. 

§  101.  (Grossratsbeschluss  vom  8.  Juni  1891.)  Wird  ein  Lehrer  aus  dem 
Schuldienste  vor  Vollendung  von  zehn  Dienstjahren  entlassen,  so  besteht  die 
gemäss  §  77,  Lemma  3,  ihm  zukommende  Entschädigung  in  einer  Aversalsumrae. 
welche  nicht  weniger  als  die  Hälfte  der  letzten  Jahresbesoldung  und  nicht  mehr 
als  eine  ganze  Jahresbesoldung  betragen  soll  oder  in  einer  jährlichen  Pen- 
sion (§  102). 

§  102.  (Grossratsbeschluss  vom  8.  Juni  1891.)  Wird  ein  Lehrer  nach  Vol- 
lendung von  zehn  Dienstjahren  entlassen,  so  hat  er  Anspruch  auf  eine  jährliche 
Pension  auf  Lebenszeit.  Die  Pension  beträgt  2  ®/o  der  bisherigen  Jahresbesol- 
dung einschliesslich  der  Alterszulage  für  jedes  vollendete  Dienstjahr  seit  der 
Anstellung  durch  den  Erziehungsrat  und  soll  den  jährlichen  Betrag  von  Fr.  4500 
nicht  übersteigen. 

Der  Regierungsrat  wird  ermächtigt,  in  Fällen,  wo  die  Festhaltung  der 
gesetzlichen  Normen  für  die  Berechnung  einer  Pension  einen  offenbar  unge- 
nügenden Betrag  ergeben  sollte,  über  dieselben  innert'  den  Grenzen  dieses 
Gesetzes  hinauszugehen. 

Fällt  der  Grand  der  Entlassung  aus  dem  Schuldienste  weg,  so  ist  der  Er- 
ziehungsrat befugt,  pensiouirte  Lehrer  in  die  frühere  Stellung  wieder  einzusetzen 
und  die  Pensionirung  aufzuheben;  desgleichen  kann  der  Regierangsrat  auf  An- 
trag des  Erziehungsrates  die  Pensionirung  einschränken  oder  aufheben,  wenn 
der  Pensionsberechtigte  in  einer  andera  Stellimg  ein  seiner  Besoldung  im  Schul- 
dienste entsprechendes  Einkommen  findet. 

§  103.  (Grossratsbeschluss  vom  8.  Juni  1891.)  Bei  Todesfällen  kann  der 
Erziehungsrat  den  Hinterlassenen  den  Fortbezug  der  Besoldung  oder  der  Pension 
auf  drei  Monate  vom  Todestage  an  bewilligen.  In  besondern  Fällen  kann  der 
Regierungsrat  über  den  Betrag  der  Besoldimg  oder  der  Pension  für  drei  Monate 
hinausgehen. 

VIIL  Privatschulen. 

§  104.  Zur  Errichtung  von  Schulen  oder  Erziehungsanstalten  durch  Private, 
Gesellschaften  oder  Korporationen  bedarf  es  einer  Bewilligung  des  Regieraugsrates. 
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§  105.    Die  Bewilligung,  ist  an  folgende  Bedingungen  geknüpft : 

1.  Leiter  und  Lehrer  sollen  sich  über  guten  Leumund  ausweisen,  die  Leiter 
überdies  über  den  Besitz  der  bürgerlichen  Rechte. 

2.  Zweck,  Organisation  und  Leitung  der  zu  errichtenden  Anstalt  dürfen 
mit  den  Bestimmungen  des  Artikels  51  der  Bundesverfassung  nicht  in 
Widerspruch  stehen. 

3.  Die  Schullokale  unterliegen  der  Prüfung  und  den  Vorschriften  der  Be- 
hörden in  sanitarischer  Hinsicht. 

4.  Handelt  es  sich  um  Anstalten,  welche  schulpflichtige  Kinder  aufiiehmen, 
so  haben  sich  die  Lehrer  über  den  Besitz  der  für  den  Unterricht  auf  der 
betreffenden  Altersstufe  nötigen  wissenschaftlichen  Kenntnisse  und  über 
ihre  Lehrbefähigung  auszuweisen. 

5.  Anstalten,  welche  schulpflichtige  Kinder  aufnehmen,  haben  sich  darüber 
auszuweisen,  dass  sie  das  gleiche  Lehrziel  erreichen,  wie  es  für  die  öffent- 
lichen Primär-  und  Sekundärschulen  vorgeschrieben  ist. 

Schulen  für  Taubstumme,  Blinde,  Schwachsinnige  u.  dgl.  werden  von  dieser 
Bestimmung  ausgenommen. 

§  106.  Alle  nicht  öffentlichen  Schulen  stehen  unter  der  Aufsicht  der  Schul- 
behörden und  haben  dem  Erziehungsrate  jährlichen  Bericht  in  der  von  ihm 
festzusetzenden  Weise  zu  erstatten. 

§  107.  Die  Anstalten,  welche  schulpflichtige  Kinder  aufiiehmen,  haben 
ihren  Unterrichtsplan  und  ihre  Lehrmittel  dem  Erziehungsrat  zur  Prüfung  nach 
Massgabe  der  Bestimmungen  des  §  105  vorzulegen  ;  ebenso  haben  sie  dem  £r- 
ziehungsdepartemente  von  der  Anstellung  neuer  Lehrer  und  von  Änderungen 
in  Unterrichts  plan  oder  Lehrmitteln  Kenntnis  zu  geben. 

Der  Erziehungsrat  ist  befugt,  für  solche  Schulen  öffentliche  Prüfungen  zu 
veranstalten. 

§  108.  Privatschulen  oder  Erziehungsanstalten,  deren  Leiter  sich  weigern, 
den  in  §  105  aufgestellten  Bestimmungen  oder  den  gesetzlich  berechtigten  Wei- 
sungen der  Schulbehörden  nachzukommen,  können  vom  Begierungsrat  auf  den 
Autrag  des  Erziehungsrates  aufgehoben  werden. 

§  109.  Die  Vorsteher  von  Privatschulen  und  Erziehungsanstalten  haben 
vom  Ein-  und  Austritt  schulpflichtiger  Kinder  dem  Erziehungsdepartemente 
regelmässig  Kenntnis  zu  geben. 

§  110.  Die  Aufsicht  über  die  Privatschulen  wird  vom  Erziehungsrat  den 
einzelnen  Inspektionen  und  den  Schulinspektoren  zugewiesen. 

§  111.  Eltern  oder  Vormünder,  welche  Kinder  im  schulpflichtigen  Alter 
zu  Hanse  unterrichten  lassen,  haben  hievon  jährlich  dem  Erziehungsdepartemente 
Mitteilung  zu  machen. 

§  112.  Kleinkiuderschulen  unterliegen  ebenfalls  der  Aufsicht  der  Behörden, 
namentlich  in  Bezug  auf  sani tarische  Verhältnisse. 

Einführungsbestimmungen. 

§  113.  Der  Regierungsrat  wird  den  Zeitpunkt  festsetzen,  mit  welchem  die 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes  in  kraft  treten,  und  ist  mit  der  Ausführung 
desselben  beauftragt. 

§  114.  Den  vor  Erlass  dieses  Gesetzes  lebenslänglich  angestellten  Rek- 
toren und  Lehrern  bleibt  die  lebenslängliche  Anstellung  gewahrt,  auch  für  den 
Fall,  dass  sie  in  der  Folge  eine  andere  Anstellung  im  Schuldienst  erhalten. 

§  115.  Für  die  bei  Likrafttreten  dieses  Gesetzes  pensionirten  Lehrer  bleiben 
bezüglich  ihrei  Pensionirung  die  sie  betreffenden  früheren  Beschlüsse  in  Kraft. 

§  116.    Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  treten  ausser  Kraft: 

1.  das  Gesetz  über  die  für  die  männliche  Jugend  bestimmten  Schulen  vom 
23.  März  1852  und  das  Ergänzungsgesetz  vom  7.  Februar  1870 ; 

2.  der  Grossratsbeschluss  vom  8.  März  1858  betreffend  das  Rektorat  der 
Gewerbeschule  j 
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3.  der  Grossratsbeschluss  vom  8.  April  1875  betreffend  das  Rektorat  des 
Pädagogiums ; 

4.  das  Gesetz  über  die  Mädchenschulen  in  der  Stadt  Basel  vom  7.  Febraar 
1870; 

5.  das  Gesetz  über  die  Stelle  eines  Schulinspektors  vom  7.  Februar  1870; 

6.  das  Gesetz  über  die  Schulen  im  Landbezirk  des  Kantons  Baselstadt  vom 
18.  Juni  1860  und  das  Ergänzungsgesetz  vom  4.  Dezember  1865: 

7.  die  Verordnung  betreffend  Schulordnung  für  die  Schulen  des  Landbezirks 
vom  18.  Februar  1861 ; 

8.  die  Paragraphen  1  bis  33  des  Lehrerbesoldungsgesetzes  vom  22.  Juni 
1874 ; 

9.  die  Verordnung  über  Beaufsichtigung  der  Privatschulen  vom  21.  Februar 
1838, 

und  alle  mit  diesem  Gesetz  in  Widerspruch  stehenden  gesetzlichen  Bestim- 
mungen. 

Basel,  den  21.  Juni  1880. 

Im  Namen  des  Grossen  Rates, 

Der  Präsident:   Aug.  Stähelin-Brunner. 
Der  Staatsschreiber:  .Göttisheim. 

Bemerkung^.    Siehe  auch  Sammlung  1SS8— Sf),  pag.  08. 


2,   Verordnungen  betr.  das  Volksschtdwesen. 

8.  1.  Vollziehungsverordnunq  zum   Erziehungsgesetz  des  Kantons  üizeni  vom 
26.  September  1879,  Abteilung  Volksschulwesen.    (Vom  30.  September  1891.) 

Der  Regierungsrat  des  Kantons  Luzern, 
mit  Hinsicht  auf  §  202  des  Erziehungsgesetzes  vom  26.  September  1879, 
sowie  auf  das  bezügliche  Postulat  des  h.  Grossen  Rates  vom  28.  Mai  1889, 
auf  den  Vorschlag  des  Erziehungsrates 

verordnet: 

§  1.  Aufnahme  und  Schulgeld  aussergenÖssiger  Schulkinder  (§  2  des 
Gesetzes).  Der  Gemeinderat  des  Schulortes  entscheidet  Über  die  Aufiiahme 
aussergenÖssiger  Schulkinder  und  setzt  das  von  ihnen  zu  entrichtende  Schul- 
geld fest.  Der  Schulpflege  und  dem  Bezirksinspektor  liegt  es  ob,  zur  Hebung 
von  allfällig  aus  der  Aufnahme  solcher  Kinder  erwachsenden  Übelstanden  beün 
Gemeinderate  und  eventuell  beim  Erziehungsrate  die  geeigneten  Schritte  zn  tun. 

Das  jährliche  Schulgeld  beträgt  im  Maximum  für  Primarschüler  Fr.  15  und 
für  Sekundarschüler  Fr.  20.  Solche  Gemeinden  indessen,  welche  ihrem  Lehr- 
personal zu  dem  gesetzlich  vorgeschriebenen  Besoldungsbetreffnisse  noch  eine 
Zulage  verabfolgen,  dürfen  im  Einverständnisse  des  Erziehungsrates  ein  höheres 
Schulgeld  fordern. 

§  2.  Religionsunterricht  (§§  5,  29).  Das  Recht  zur  Benutzung  des  Schul- 
lokals für  den  Religionsunterricht  und  auf  Einräumung  der  hiefür  nötigen  Zeit 
kommt  den  im  Kantone  staatlich  anerkannten  Konfessionen  zu.  Soweit  dieser 
Unterricht  auf  die  Schulzeit  (§  8,  Alinea  3  des  Gesetzes)  verlegt  wird,  dürfen 
für  denselben  wöchentlich  8  Stunden  in  Anspruch  genommen  werden. 

Der  im  Religionsunterricht  behandelte  Lehrstoff,  gleichviel  ob  derselbe  von 
einem  Geistlichen  der  betreffenden  Konfession  oder  vom  Lehrer  erteilt  werde, 
ist  in  dem  üblichen  Schulberichte  ebenfalls  anzugeben. 

Wenn  der  Inhaber  der  väterlichen  oder  vormundschaftlichen  Gewalt  eines 
Kindes  keine  gegenteilige  Erklärung  abgibt,  so  wird  vorausgesetzt,  es  liege  in 
seinem  Willen,  dass  dasselbe  den  Religionsunterricht  derjenigen  Konfession 
besuche,  in  welcher  es  bisher  erzogen  wurde.  Wer  ein  Kind  in  einer  andern 
Konfession  will  unterrichten  lassen,  hat  dies  demjenigen  Religionslehrer,  dessen 
Unterricht  es  sonst  besuchen  müsste,  rechtzeitig  anzuzeigen. 

Bezüglich  des  Religionsunterrichtes  an  Sekundärschulen  gilt  das,  was  in 
§  5  des  Erziehungsgesetzes  für  die  Primarschulen  vorgeschrieben  ist. 
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Es  soll  von  den  lokalen  Kirchen-  nnd  Schnlbehörden  darauf  Rücksicht 
genommen  werden,  dass  Kindern  solcher  Schalen,  welche  sich  in  Pfarrdörfem 
befinden,  der  tägliche  Besuch  des  Gottesdienstes  vor  der  Schule  unter  Aufsicht 
der  Lehrerschaft  ermöglicht  werde. 

§  3.  Schultrennung  nach  Geschlechtem  (§  6).  Hat  eine  Gemeinde  oder 
ein  Wahlausschiiss  an  einem  Primarschulorte  mit  bloss  drei  Lehrkräften  teil- 
weise Geschlechtertrennung  beschlossen,  so  sind  im  Falle  des  Nichteinverständ- 
nisses  die  Schulpflege  oder  der  Bezirksinspektor  zum  Rekurse  an  den  Erziehungs- 
rat berechtigt. 

§  4.  Jährliche  Schulzeit  an  Primarschulen  (§§  8  und  9).  Die  Schulwoche 
wird  zu  zehn  Schulhalbtagen  berechnet,  so  dass  der  Winterkurs  220,  der 
Sommerkurs  180  und  der  Jahreskurs  400  Schulhalbtage  zählt.  Von  diesen 
dürfen  für  gebotene  Feiertage  und  Konferenzen  15  halbe  Tage  in  Abzug 
gebracht  werden.  Die  gesetzliche  Zahl  der  Schulhalb  tage  beträgt  also  für  den 
Winterkurs  wenigstens  210,  für  den  Sommerkurs  wenigstens  175. 

In  den  Schalverzeichnissen  und  im  Schulberichte  sind  nur  diejenigen  Halb- 
tage zu  berechnen,  an  welchen  wirklich  Schule  gehalten  wurde. 

§  5.  Ferien  während  der  Heu-  und  Getreideernte  (§  10).  Für  die  Heu- 
und  Getreideernte  dürfen  zusammen  20  halbe  Tage  Ferien  gegeben  werden.  Es 
steht  der  Schulpflege  oder  dem  Bezirksinspektor  zu,  diese  nach  den  Örtlichen 
Bedürfnissen  airf  die  Heu-  und  Getreideernte,  auf  die  Vor-  und  Nachmittage 
zu  verteilen.  Lehrer  und  Schulpflege  haben  darüber  zu  wachen,  dass  die  Schul- 
jugend nicht  unter  dem  Vorwande  des  Ährenlesens  ausserhalb  der  Gemeinde 
respektive  der  Pfarrei  dem  Bettel  nachgeht. 

§  6.  Bildungsunfähige  und  taubstumme  Kinder  (§§  11  und  12).  Die  ins 
schulpflichtige  Alter  getretenen  Kinder  müssen  alle  ohne  Ausnahme  zum  Schul- 
eintritte angemeldet  resp.  in  das  bezügliche  Verzeichnis  eingetragen  werden. 

Wird  ein  Kind  entweder  gleich  beim  Schuleintritte  oder  im  Verlaufe  des 
Unterrichtes  vom  Lehrer  für  bildungsunfähig  befanden,  so  hat  der  Lehrer  dem 
Amtsarzte  hievon  Kenntnis  zu  geben.  Dieser  nimmt  auf  Kosten  der  Eltern, 
eventuell  des  Staates  einen  Untersuch  vor  und  trägt  das  Resultat  seines 
Befundes  —  ob  das  Kind  gar  nicht  oder  für  immer  oder  nur  einstweilen  und 
fftr  wie  lange  vom  Schulbesuche  zu  befreien  oder  einer  Anstalt  zu  übergeben 
sei  respektive  übergeben  werden  sollte  u.  s.  w.  —  in  das  vom  Lehrer  ihm 
zugestellte  Zeugnisbüchlein  ein.  Letzterer  fordert,  wenn  das  Kind  nur  für 
einstweilen  befreit  wurde,  dasselbe  s.  Z.  wieder  zum  Schulbesuche  auf;  im 
Falle  gänzlicher  Befreiung  bemerkt  er  dies  in  der  Schulchrouik. 

Ist  indessen  die  Bildungsunfähigkeit  eines  Kindes  ganz  augenfällig,  so  ist 
em  ärztlicher  Untersuch  nicht  nötig  und  der  Lehrer  trägt  einen  solchen  Fall 
unter  Anzeige  an  den  Bezirksinspektor  ohne  weiteres  in  die  Schulchronik  ein. 
Das  gleiche  ist  der  Fall  mit  Kindern,  die  wegen  schweren  körperlichen  Gebrechen 
die  Schule  nicht  besuchen  können. 

Die  Pflicht,  von  taubstummen  Kindern,  welche  das  schulpflichtige  Alter 
erreicht  haben,  dem  Erziehungsrate  Mitteilung  zu  machen,  liegt  nicht  nur  dem 
Gemeindeammann,  sondern  auch  dem  Lehrer  und  der  Schulpflege,  überhaupt 
jedem  Schulbeamten  ob,  der  von  dem  Vorhandensein  eines  solchen  Kindes  weiss. 

§  7.  Vorzeitiger  und  rersjyäteter  Schuleintritt  (§  11).  Melden  sich  Kinder 
zum  Eintritte  in  die  Schule  an,  die  bis  zum  nächstfolgenden  15.  Oktober 
respektive  wenn  es  eine  Schule  mit  Jahreskursen  betrifft,  bis  zum  31.  Dezember 
das  siebente  Altersjahr  noch  nicht  erfüllen,  so  hat  der  Lehrer  über  jeden  ein- 
zelnen Fall,  mit  Hinsicht  auf  die  körperliche  und  geistige  Entwicklung  des 
betreffenden  Kindes,  seinen  Schulweg  u.  s.  w.  dem  Bezirksinspektor  Bericht  zu 
erstatten,  welcher,  gestützt  auf  diesen  Bericht  und  allfällig  weitern  Untersuch, 
Aber  die  Aufnahme  oder  Nichtauftiahme  entscheidet. 

;!  Das  Recht,  ein  in  das  schulpflichtige  Alter  eingetretenes  Kind  wegen  körper- 
licher oder  geistiger  Schwäche  u.  s.  w.  auf  länger  als  ein  Jahr  vom  Schul- 
eintritte, oder,  wenn  dasselbe  die  Schule  bereits  besucht  hatte,  auf  länger  als 
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ein  Vierteljahr  vom  ferneren  Schulbesuche  zu  befreien,  steht  auf  Bericht  de8 
Arztes  dem  Bezirksinspektor  zu. 

§  8.  Wohnungsivechsel  während  der  Zeit  des  schulpflichtigen  Alters  (§  12). 
Dem  Gemeindeammann  liegt  nicht  bloss  die  Pflicht  ob,  jeweilen  bei  Beginn  eines 
Schulkurses  dem  Lehrer  ein  Verzeichnis  der  in  das  schulpflichtige  Alter  ein- 
getretenen Kinder  zu  tibergeben,  sondern  er  hat,  wenn  in  der  Zwischenzeit 
Kinder  dieses  Alters  in  die  Gemeinde  einziehen,  dies  dem  Lehrer  ebenfalls  und 
zwar  möglichst  bald  mitzuteilen. 

Die  nämliche  Pflicht  hat,  wenn  Mietsleute  mit  schulpflichtigen  Kindern 
einziehen,  auch  der  betreffende  Hausherr  und  zwar  bei  einer  Strafe  Ton  Fr.  2 
für  jede  Woche  der  versäumten  Anzeige. 

Zieht  ein  Schulkind  in  einen  andern  Schulkreis,  so  sendet  der  Lehrer,  wenn 
ihm  der  neue  Wohnort  desselben  bekannt  ist  —  und  er  soll  sich  darüber 
erkundigen  —  sofort,  sonst  aber  auf  Reklamation,  das  betreffende  Zeugnis- 
büchlein mit  Angabe  des  Austrittsdatums  u.  s.  w.  dem  Lehrer  des  neuen 
Schulortes. 

§  9.  Schulentlassung  (§  13).  Ein  Kind,  das  bei  Beginn  eines  Kurses  noch 
schulpflichtig  ist,  bleibt  dies  auch  bis  zur  Vollendung  desselben. 

Solche  Kinder,  welche  zwar  innert  der  im  Gesetze  (§  11,  Absatz  1)  ein- 
geräumten Frist,  immerhin  aber  so  spät  in  die  Schule  eingetreten  sind,  dass  sie 
bis  zum  Antritte  des  fünfzehnten  Altersjahres  noch  nicht  sechs  Winterknrse 
hindurch  die  Schule  besucht  haben,  dürfen  erst  nach  dem  sechsten  Winterkurse 
aus  der  Schule  entlassen  werden. 

Dagegen  ist  der  Bezirksinspektor  befugt,  solche  Kinder,  welche,  obgleich 
rechtzeitig  in  die  Schule  eingetreten,  wegen  schwacher  Begabung  biB  znm 
Antritte  des  13.  Altersjahres  die  Sommerschulkurse  noch  nicht  absolvirt  haben, 
vom  femern  Besuche  dieser  letztern  zu  befreien. 

§  10.  Arbeitsschule  (§  15).  An  Schulen  mit  Jahreskursen  und  Geschlechter- 
trennung darf  der  Arbeitsunterricht  schon  vor  der  dritten  Klasse  begonnen  und 
in  den  ordentlichen  Stundenplan  eingereiht  werden.  Die  Lehrerin  einer  Mädcheu- 
primarschule  hat  besagten  Unterricht  als  ordentliches  Lehrfach  zu  behandeln 
und,  soweit  die  Verhältnisse  es  gestatten,  die  Mädchen  der  andern  getrennten 
Schulabteilungen  zum  gemeinsamen  Unterrichte  beizuziehen.  In  allen  andern 
Fällen  ist  die  Arbeitsschule  selbständig. 

§  11.  Fflichtigkeit  zum  Besuche  der  Fortbildungsschule  (§  22).  Der  Besuch 
einer  Sekundär-  oder  h(^heru  Schule  während  wenigstens  eines  Jahres  respektite 
eines  Winterkurses  entbindet  nur  in  dem  Falle  von  der  Pflicht,  die  Fort- 
bildungsschule zu  besuchen,  wenn  der  betreffende  Schüler  vor  dem  Eintritte  in 
erstere  sämtliche  Klassen  der  Primarschule  durchgemacht  und  die  höhere 
Schule  mit  gutem  Erfolge  besucht  hat. 

§  12.  Organisation  der  Fortbildungsschule  (§  23).  Hinsichtlich  der  innem 
Organisation  der  Fortbildungsschule,  als :  Unterrichtsgegenstände,  Schulffthrung 
u.  s.  w.  ist  der  Lehrplan  massgebend.  In  Betreff  der  äussern  Organisation 
derselben  gelten  folgende  Bestimmungen: 

1.  Die  Fortbildungsschule  soll  in  der  Regel  als  selbständige  Schule  abge- 
halten, d.  h.  es  sollen  die  Fortbildungsschüler  nicht  zugleich  mit  den 
Schülern  einer  Primär-  oder  Sekundärschule  unterrichtet  werden.  Letzteres 
ist  bloss  für  entlegene  Gegenden  zu  gestatten  und  auch  dann  nur  in  dem 
Falle,  wenn  die  Zahl  der  Schüler  klein  ist;  immerhin  steht  es  dem 
Bezirksinspektor  zu,  in  Rücksicht  auf  die  örtlichen  Verhältnisse  gut- 
findende Vorschläge  zu  machen. 

2.  Die  Fortbildungsschulkreise  sollen  nicht  zu  klein  sein,  sondern  soweit 
tunlich  mit  den  Sekundarschulkreisen  zusammenfallen;  immerhin  aber 
sollen  in  der  Kegel  nicht  mehr  Primarschulkreise  zu  einer  Fortbildungs- 
schule vereinigt  werden,  als  dass  letztere  höchstens  etwa  40  bis  45 
Schüler  zählt.  Finden  sich  in  einem  verhältnismässig  kleinen  Gebiete, 
das  nicht  wohl  in  zwei  Fortbildungsschulkreise  zerlegt  werden  kann, 
mehr  als  50  Schüler,  so  soll  die  Schule  getrennt  werden,   sei  es,  dass 
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ein  zweiter  Fortbildungsschullehrer  bezeichnet  wird,  oder  dass  ein  und 
derselbe  Lehrer  zwei  aufeinander  folgende  Kurse  abhält. 

3.  Die  Schule  soll  im  Winter  abgehalten  werden,  die  nähere  Festsetzung 
der  Zeit  geschieht  auf  den  Vorschlag  des  Bezirksinspektors  durch  den 
Erziehungsrat.  Immerhin  haben  die  Gemeindeammänner  in  Verbindung 
mit  dem  Lehrer  das  Verzeichnis  der  jeweilen  im  nächsten  Winterkurse 
schulpflichtigen  Knaben  dem  Bezirksinspektor  bis  längstens  Mitte  Oktober 
und  dieser  sodann  auf  Ende  Oktober  dem  Erziehungsrate  seine  Vorschläge 
einzureichen  betreifend  Bezeichnung  der  Fortbildungsschulorte,  Wahl  der 
Lehrer,  überhaupt  über  alles,  was  nicht  zum  voraus  geregelt  oder  in 
seine  Kompetenz  gelegt  ist,  sei  es  denn,  dass  der  Erziehungsrat  durch 
einen  besondem  Beschluss  für  einen  einzelnen  Kurs  zum  voraus  alle  auf 
letztem  bezüglichen  Anordnungen  den  Inspektoren  übertragen  habe. 

4.  Soweit  die  nötigen  Lokale  und  Lehrkräfte  vorhanden  sind  und  die  Zahl 
der  Schüler  nicht  allzu  klein  ist,  d.  h.  wenigstens  etwa  20  beträgt,  sollen 
für  die  Fortbildungsschulen  eigene  Lehrer  angestellt  werden  und  diese 
sodann  ununterbrochen  Schule  halten.  Ist  dies  untunlich,  so  sollen 
Sekundär-  und  tüchtige  Primarlehrer  mit  der  Abhaltung  der  Fortbildungs- 
schule betraut  werden.  Auch  im  letztern  Falle  soll  die  Fortbildungs- 
schule in  der  Regel  gleichwohl  als  selbständige  Schule  abgehalten  werden, 
jedoch  nicht  ununterbrochen,  sondern  mit  wöchentlich  zwei,  höchstens 
drei  halben  Tagen,  so  zwar,  dass  für  die  betreffende  Primär-  oder 
Sekundärschule  höchstens  ein  halber  Tag  ausfällt. 

5.  Die  Schule  soll  mit  einer  Prüfung  geschlossen  werden,  die  entweder  der 
Bezirksinspektor  oder  in  seinem  Auftrage  ein  Mitglied  der  zuständigen 
Schulpflege  abnimmt.  An  der  Prüfung  soll  der  Lehrer  nebst  den  schrift- 
lichen Arbeiten  auch  einen  Schulbericht  vorlegen.  Auf  letzterm  hat  der 
Inspektor  seine  Bemerkungen  über  den  Erfolg  der  Schule,  allföllige 
Hindemisse  ihres  Gedeihens  u.  s.  w.  nachzutragen  und  denselben  sodann 
dem  Erziehungsrate  einzusenden. 

§  13.  Trennung  des  Sekundär  seh  ulkurses  in  einen  Winter-  und  einen 
Sommerkura,  wöchentliche  Schulzeit  (Jj  27).  Der  Erziehungsrat  darf,  auf  den 
Antrag  der  Schulpflege  und  das  Gutachten  des  Bezirksinspektors,  den  für  die 
Sekundärschule  im  Gesetze  vorgesehenen  Jahreskurs  in  einen  Winter-  und  einen 
Sommerkurs  trennen. 

Der  Winterkurs  zählt  mindestens  28  und  der  Sommerkurs  mindestens  10 
Wochen  zu  je  10  Schulhalbtagen.  Es  ist  indessen  im  Sommer  gestattet,  den 
Unterricht  auf  den  Vormittag  mit  je  4  Stunden  zu  beschränken,  in  welchem 
Falle  der  Kurs  wenigstens  65  halbe  Tage  umfassen  soll. 

Der  Sommerkurs  hat  den  Zweck,  einerseits  den  im  Winterkurse  behandelten 
Lehrstoff  zu  wiederholen  und  eingehender  zu  verarbeiten  und  anderseits  neu- 
eintretende Schüler  auf  den  Winter kurs  vorzubereiten. 

§  14.  Aufnahme  und  Entlassung  der  Sekundarschüler  (§  28).  Von  der  im 
Gesetze  vorgesehenen  Ausnahme,  wonach  der  Eintritt  in  die  Sekundärschule 
auch  solchen  Schülern  gestattet  werden  darf,  welche  zwar  die  letzte  Klasse 
der  Primarschule  noch  nicht  absolvirt  haben,  dagegen  durch  eine  vom  Bezirks- 
inspektor abzunehmende  Prüfung  sich  darüber  ausweisen,  dass  sie  das  Lehrziel 
derselben  dennoch  vollständig  erreicht  haben,  können  nur  solche  Gebrauch 
machen,  welche  den  vorhergegangenen  Sommerkurs  derselben  mitgemacht  haben. 
Die  AuÄiahme  solcher  Schüler,  welche  die  sechste  Klasse  der  Primarschule,  sei 
es  mit  Halb-  oder  Ganzjahreskursen,  noch  nicht  absolvirt  haben,  kann  nur  dann 
gestattet  werden,  wenn  das  Kind  Alters  halber  nicht  mehr  primarschulpflichtig 
ist  und  sich  über  genügende  Schulkenntnisse  ausweist. 

Entlassungsgesuche  während  der  Dauer  eines  Kurses  können  nur  bei  Jahres- 
schulen Berücksichtigung  finden.  Endgültig  entscheidet  hierüber  unter  Er- 
wägung der  vorgebrachten  Gründe  der  Bezirksinspektor. 

§  15.  Trennung  einer  Sekundärschule  (§§  26  und  30).  Wenn  eine 
Sekundärschule  wegen  zu  grosser  Schülerzahl  getrennt  werden  muss,  so  soll 
dies  nach  Geschlechtem  geschehen. 


28  Kantonale  Gresetze  nnd  Verordnungen. 

§  16.  Taubstummenaruitalf  (§§  32  bis  34).  Die  Taubstummenanstalt  wird 
von  einem  Direktor  geleitet  und.  der  Unterricht  von  diesem  nnd  dem  ihm  bei- 
gegebenen Lehrpersonal  erteilt. 

Zu  den  im  Gesetze  vorgesehenen  Unterrichtsgegenständen  treten  fakultativ 
Heimatskunde  und  Belehrungen  aus  der  Naturgeschichte  hinzu. 

In  der  Regel  werden  lünder,  welche  das  zehnte  Altersjahr  bereits  fiber- 
schritten haben,  nicht  mehr  in  die  Anstalt  aufgenommen. 

Innert  vier  Jahren  dürfen  keine  und  nach  bloss  vier  Schuljahren  nur  solche 
Kinder  wieder  entlassen  werden,  welche  wegen  schwacher  Begabung  nicht 
weiter  zu  fördern  oder  kränklich  oder  im  Alter  schon  zu  weit  vorgerückt  sind. 
Hinsichtlich  des  letztgenannten  Falles  kommt  immerhin  nicht  das  für  die  Ent- 
lassung aus  der  Primarschule  massgebende,  sondern  dasjenige  Alter  in  Betracht, 
in  welchem  die  Kinder  zur  Zeit  ihres  Eintrittes  sich  befanden. 

Wenn  Plätze  übrig  sind,  so  finden  auch  Kinder  aus  andern  Kantonen  Auf- 
nahme, sofern  die  Eltern  oder  Vormünder  derselben  hierüber  mit  der  Anstalta- 
behörde  einen  schriftlichen  Vertrag  abschliessen  und  das  Kostgeld  vierteljährlich 
vorausbezahlen  oder  für  sämtliche  Kosten  einen  vom  Gemeinderate  der  Heimats- 
gemeinde ausgestellten  Verpflichtungsakt  beibringen. 

Wenn  taubstumme  Kinder  aus  hiesigem  Kantone  in  einer  auswärtigen  An- 
stalt oder  privatim  gebildet  werden,  so  kontrolirt  der  Direktor  den  bezüglichen 
Unterricht. 

§  17.  Lehrersetninar  (§§  35  bis  41).  A.  Direktion.  Der  Direktor  hat 
die  Anstalt  unmittelbar  zu  leiten  und  zu  überwachen,  sowie  für  pünktliche 
Vollziehung  der  bezüglichen  Gesetze  und  Verordnungen  zu  sorgen.  Vorzüglich 
liegt  ihm  ob: 

1.  Die  Aufsicht  über  genaue  Einhaltung  der  täglichen  Schulzeit,  sowie  über 
gehörige  Erteilung  des  Unterrichtes  durch  die  Lehrer,  zu  welchem  Zwecke 
er  von  Zeit  zu  Zeit  dem  Unterrichte  derselben  beiwohnt; 

2.  die  Aufsicht  über  die  Zöglinge  in  und  ausser  der  Schule ; 

3.  die  Obsorge  für  gute  Instandhaltung  der  Bibliothek,  sowie  der  ander- 
weitigen Sammlungen; 

4.  die  Verfügung  über  den  im  Staatsbudget  be^villigten  Kredit  för  An- 
schaffung von  Lehrmitteln,  sowie  für  Beheizung  und  Beleuchtung  der 
Lokale  und  für  Unterhalt  des  Schulinventars,  der  Entwurf  des  Voran- 
schlages über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Anstalt  nnd  die  Rechnungä- 
Stellung;  bezüglich  der  Anschaffung  von  Lehrmitteln  hat  er  jew^eilen  bei 
Beginn  des  Jahres  die  Lehrer  einzuvernehmen  und  deren  Vorschlag 
sodann  zur  Prüfung  dem  Erziehungsrate  mitzuteilen; 

5.  die  Erteilung  von  Urlaub  an  Lehrer  bis  auf  drei  Tage  und  an  Zöglinge 
bis  auf  acht  Tage; 

6.  Gestattung  ausserordentlicher  Ferientage  für  einen  Spaziergang; 

7.  Erstattung  des  Jahresberichtes  über  die  Anstalt ; 

8.  der  Besuch  einiger  Volksschulen  des  Kantons,  um  sich  mit  dem  Zustande 
und  den  BedürSiissen  derselben  bekannt  zu  machen. 

B.  Lehrerschaft.  Die  Lehrer  sind  verpflichtet,  den  Direktor  in  seinen 
Obliegenheiten  auch  ausser  den  Lehrstunden  nach  besten  Kräften  zu  unter- 
stützen. Sie  bilden  unter  dessen  Vorsitz  die  Lehrerversammlung,  welch*  letzterer 
folgende  Befugnisse  zustehen: 

1. Die  Aufhahms-  und  Jahresprüfungen  der  Zöglinge; 

2.  Behandlung  der  vom  Erziehungsrate  zugewiesenen  Gegenstände ; 

3.  Beratung  des  Lehrplanes,  Anträge  auf  Abänderung  desselben  und  auf 
Anschaffung  neuer  Lehrmittel; 

4.  Besprechung  über  Verwendung  des  Kredites  zum  Unterhalt  und  zur 
Vermehrung  der  Sammlungen  und  des  Schulinventars; 

5.  Besprechung  der  geistig-sittlichen  Entwicklung  der  einzelnen  Zöglinge 
und  Ausstellung  der  vierteljährlichen  und  jährlichen  Noten  über  FleissT 
Fortschritt  und  Betragen  derselben; 

6.  Vorschläge  zur  Erteilung  von  Stipendien  und 

7.  Abwandlung  schwerer  Disziplinarfälle. 
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C  Lehrfächer.  Zu  den  im  Gesetze  genannten  Unterrichtsgegenständen 
kommt  als  Freifach  hinzu:  Unterricht  in  der  lateinischen  Sprache  für  die 
Schüler  der  Orgelkurse. 

/>.  Aufnahme  von  Zöglingen.  Der  Ausweis  über  den  Besitz  der  laut 
Gesetz  zum  Eintritte  erforderlichen  Kenntnisse  darf  nicht  bloss  durch  Zeugnisse 
geleistet  werden,  sondern  es  hat  eine  einlässliche  Aufhahmsprüfung  zu  erfolgen 
und  zwar  sowohl  für  Anfänger  als  auch  für  solche,  welche  aus  einer  Mittel- 
schule in  die  zweite  oder  dritte  Seminarklasse  eintreten  wollen.  Erst  ftlr  die 
letzte  Klasse  in  das  Seminar  einzutreten  wird  nicht  gestattet. 

Schülern  aus  dem  Gerichtskreise  Hitzkirch  ist,  wenn  sie  die  Sekundärschule 
mit  gutem  Erfolge  absolvirt  haben,  der  Eintritt  in  das  Seminar  gestattet,  auch 
wenn  sie  sich  nicht  für  das  Lehramt  ausbilden  wollen ;  in  diesem  Falle  werden 
sie  von  den  Lehrfächern  der  Methodik  und  Pädagogik  befreit  (Grossrats- 
be^chluss  vom  28.  August  1877). 

E.  Muster  schule.  Die  mit  dem  Seminar  verbundene  Musterschule 
dient  als  Übungsschule  für  die  Zöglinge  des  dritten  und  vierten  Kurses,  von 
denen  jeder  diese  Schule  drei  bis  vier  Wochen  während  jeden  Kurses  zu  be- 
suchen hat. 

F.  Wiederholungskurse.  Ein  Wiederholungskurs  für  bereits  ange- 
stellte Lehrer  findet  in  der  Regel  alle  zwei  Jahre  statt.  Zum  Besuche  des- 
selben werden  die  Lehrer  auf  das  Gutachten  der  Bezirksinspektoren  und  des 
Eantonalschulinspektors  vom  Erziehungsrate  einberufen  und  verpflichtet. 

G.  Heranbildung  von  Lehrerinnen.  So  lange  im  hiesigen  Kantone 
kein  eigenes  Seminar  für  Ausbildung  von  Töchtern  zum  Lehrberufe  besteht, 
kann  der  Erziehungsrat  mit  Bewilligung  des  Regierungsrates,  statt  solche  durch 
Stipendien  für  den  Besuch  von  auswärtigen  Anstalten  zu  unterstützen,  kanto- 
nalen Listituten,  welche  sich  mit  der  Heranbildung  von  Lehrerinnen  befassen 
m^  dem  Erziehungsrate  die  nötige  Mitwirkung  zu  einer  gedeihlichen  Organi- 
sation dieses  Unterrichtes  und  zur  Beaufsichtigung  desselben  einräumen,  einen 
Beitrag  an  die  daherigen  Kosten  verabfolgen. 

§  18.  Kurse  zur  Bildung  von  Arheitalehrerinnen  (§  42).  Diese  haben  den 
Zweck,  die  Teilnehmerinnen  mit  der  Methodik  des  Arbeitsunterrichtes  vertraut 
zn  machen.  Die  daherigen  Kandidatinnen  haben  sich  durch  eine  Aufnahms- 
prüimg  über  den  Besitz  einer  guten  Primarschulbildung,  sowie  über  entsprechende 
Kenntnis  und  Fertigkeit  in  den  weiblichen  Handarbeiten  auszuweisen.  Auch 
können  sie  zu  einem  angemessenen  Beitrage  an  die  Kosten  des  betreifenden 
Kurses  angehalten  werden. 

§  19.  Mittelschulen  (§§  47  und  48).  Wer  in  die  zweite  oder  eine  folgende 
Klasse  einer  Mittelschule  eintreten  will,  ohne  die  erste  Klasse  besucht  zu  haben, 
hat  sich  über  den  Besitz  der  erforderlichen  Kenntnisse  durch  eine  Aufnahms- 
prfifong  und  nicht  bloss  durch  Zeugnisse  auszuweisen. 

Die  dritte  und  vierte  Klasse  der  Mittelschulen  sind  so  zu  organisiren,  dass 
solche  Zöglinge,  welche  nachher  in  das  Lehrerseminar  oder  in  die  Realschule 
eintreten  wollen,  an  ersterm  wo  möglich  gleich  in  die  dritte  und  an  letzterer 
wenigstens  in  die  vierte  Klasse  aufgenommen  werden  können. 

§  20.  Schulverzeichnisse,  Schulchronik  und  Unterrichtshefi  (§  74).  Das 
Inventarverzeichnis  soll  nach  Zuwachs  und  Abgang  revidirt  und  bei  jeder 
Schlussprüfung  zu  Händen  der  Schulaufsicht  vorgelegt  werden.  Der  Lehrer 
hat  der  guten  Instandhaltung  des  Inventars  alle  Sorgfalt  zuzuwenden  und  ist 
der  Gemeinde  für  die  Folgen  diesbezüglicher  Nachlässigkeit  verantwortlich. 

Die  Schülerverzeichnisse  sollen  genau  nach  Massgabe  des  Formulars  geführt 
und  je  für  10  Jahre  gebunden  und  aufbewahrt  werden ;  der  Inspektor  wird  die- 
selben von  Zeit  zu  Zeit  sich  vorweisen  lassen. 

Das  Unterrichtsheft  soll  den  Anforderungen  der  Methodik;  den  speziellen 
Schul  Verhältnissen  und  den  Weisungen  der  Sehulaufsicht  entsprechen.  Bezügliche 
Nachlässigkeit  ist  mit  entsprechender  Note  in  der  Diensttreue  zu  ahnden  und 
der  Oberbehörde  kund  zu  tun. 
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In  das  zu  führende  Tagbnch  (Schul chronik)  sollen  Anfang  und  Schluss  der 
Schule,  Ferien,  Schulbesuche  von  Schulbeamten  und  Schulfreunden.  Anschaffung 
neuer  allgemeiner  Lehrmittel,  Geschenke,  wichtigere  Renovationen  am  SchTÜ- 
lokale  und  Schulgebäude,  Schulfestlichkeiten,  überhaupt  alle  nennenswerten  Vor- 
kommnisse des  Schullebens  eingetragen  werden.  Beleidigende  und  hämische 
Bemerkungen  und  Kritiken  über  Vorgesetzte  u.  s.  w.  sind  aus  dem  Tagbache 
fern  zu  halten  respektive  höhern  Orts  zu  verzeigen. 

§  21.  Amtsehrbeleidigung  des  Lehrers  (§  Ti).  Bei  schweren  Fällen  von 
Amtsehrbeleidigung  des  Lehrers  hat  dieser  sich  an  den  Bezirksinspektor  zn 
wenden,  der  nach  eingeholter  Zustimmung  des  Erziehungsrates  von  Amtswegen 
gegen  den  Schuldigen  einschreitet. 

§  22.  Wirtschaflsbetrieb  (§  73).  Das  Verbot  des  Wirtschaftsbetriebes 
durch  einen  Lehrer  gilt  sowohl  vom  direkten  Betriebe  als  auch  von  der  ver- 
traglichen oder  faktischen,  überhaupt  notorischen  Mitbeteilig^ung  an  demselben. 

§  23.  Lehrerprüfung  (§§  77  und  78).  Der  Erziehungsrat,  der  überhaupt 
alle  Lehrpatente  ausstellt  und  über  die  Zulassung  zu  daherigen  Prüfungen  ent- 
scheidet, kann  solchen  Lehrern  oder  Lehrerinnen,  welche  infolge  einer  hierorts 
bestandenen  Prüfung  ein  bloss  bedingtes,  d.  h.  nur  für  ein  Jahr  gültiges  Patent 
erhalten  oder  bereits  in  einem  andern  Kantone  eine  Prüfung  mit  guten  Leistungen 
abgelegt  haben,  ohne  nochmalige  Prüfung  ein  unbedingtes  (definitives)  Wahl- 
fäMgkeitszeugnis  erteilen,  wenn  dieselben  sich  durch  Zeugnisse  über  eine 
tüchtige  Schulführung  ausweisen. 

Solchen  Kandidatinnen,  denen  es  nicht  um  den  Schuldienst  in  hiesigem 
Kantone,  sondern  bloss  um  die  Erlangung  eines  Lehrpatentes  zu  tun  ist,  kann 
der  Zutritt  zur  Prüfung  ohne  vorhergehendes  Probejahr  gestattet  werden. 

Wer  die  Prüfung  bestehen  will,  muss  in  bürgerlichen  Rechten  und  Ehren 
und  im  Rufe  eines  unbescholtenen  sittlich-religiösen  Lebenswandels  stehen; 
femer  wenigstens  das  18.  Altersjahr  zurückgelegt  und  in  der  Regel  ein  Lehrtr- 
seminar  absolvirt  haben  und  sich  ausweisen,  dass  er  in  allen  in  §  8  des  Prüfangs- 
reglementes  vom  13.  November  1880  aufgezählten  Fächern  Unterricht  genossen 
habe;  ausgenommen  ist  für  Kandidatinnen  Algebra.  Ausnahmsweise  kann  der 
Zutritt  zur  Prüfung  auch  solchen  gestattet  werden,  welche  sich  die  verlangten 
Kenntnisse  durch  Privatunterricht  erworben  haben.  Dieser  Unterricht  mnss 
aber  nach  Absolvirung  einer  zweiklassigen  Sekundärschule  wenigstens  noch  %rei 
Jahre  gedauert  und  sich  über  alle  vorgeschriebenen  Prüfungsfächer  erstreckt 
haben. 

Ausser  wegen  Mangel  der  vorgenannten  Bedingungen  kann  die  Zurück- 
weisung auch  ei^olgen  wegen  körperlicher  Gebrechen,  sowie,  wenn  ein  Bewerber 
eine  frühere  Prüfung  mit  so  geringer  Note  bestanden  hat,  dass  ihm  gar  kein 
Patent  erteilt  werden  konnte. 

Wer  in  zwei  Prüfungen  jeweilen  bloss  bedingte  Kompetenz  erhalten  hat, 
wird  nur  in  Ausnahmsfällen  zu  einer  dritten  Prüfung  zugelassen  und  erhält, 
wenn  er  in  dieser  dritten  Prüfung  nicht  wenigstens  die  zweite  Note  sich  erwirbt, 
kein  Patent  mehr.  Desgleichen  wird  auch  der  Zutritt  zu  einer  Nachprüfung 
in  einzelnen  Fächern  nur  ausnahmsweise  gestattet. 

Die  am  Schlüsse  des  letzten  Kurses  des  kantonalen  Lehrerseminars  oder 
einer  in  §  17  G.  erwähnten  Anstalt  abgehaltene  Prüfung  gibt  in  Verbindung 
mit  den  Jahreszeugnissen  der  betreifenden  Anstalt  den  Massstab  zur  Beurteilung 
der  Frage,  ob  die  aus  derselben  abgehenden  Zöglinge  für  die  Erteilung  eines 
provisorischen,  d.  h.  bloss  für  ein  Probejahr  gültigen  Patentes  erforderlichen 
Kenntnisse  besitzen,  worüber  auf  das  Gutachten  der  Anstalt  der  Erziehungsrat 
entscheidet. 

In  der  Regel  wird  kein  Bewerber  zur  Sekundarlehrerprüfung  zugelassen, 
der  sich  nicht  vorher  unbedingte  Kompetenz  für  Lehrstellen  an  Primarschulen 
erworben  hat. 

Die  erste  und  zweite  Prüfungsnote  erklärt  den  Prüfling  filr  unbedingt,  die 
dritte  für  bedingt,  d.  h.  bloss  auf  ein  Jahr  wahlfähig.  Wer  in  die  vierte  Note 
sinkt,  erhält  kein  Patent. 
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Wenn  ein  Lehrer  wenigstens  sechs  Jahre  lang  nicht  mehr  Schnle  gehalten 
und  inzwischen  nicht  eine  Stelle  als  Schulaufsichtsbeamter  bekleidet  hat,  so 
erlischt  sein  Patent. 

^2^.  Anmeldung  auf  Lehrstellen  (§  80).  Die  Anmeldungen  auf  ausgeschriebene 
Lehrstellen  sind  der  £rziehungsratskanzlei  schriftlich  einzureichen.  Wer  eine 
erledigte  Lehrstelle  bereits  während  wenigstens  eines  ganzen  Jahres  innegehabt 
hat  und  noch  wahlfähig  ist,  wird  ohne  weiteres  als  wiederangemeldet  betrachtet, 
es  sei  denn,  dass  er  ausdrücklich  das  Gegenteil  verlange. 

Finden  sich  unter  den  auf  eine  bestimmte  Schule  angemeldeten  Lehrern 
solche,  von  denen  der  Erziehungsrat  findet,  dieselben  würden  wegen  ihres  Vor- 
lebens oder  vermöge  ihrer  individuellen  Begabung  für  das  Lehrfach  für  die 
betreffende  Stelle  respektive  Schulstufe  sich  nicht  gut  eignen,  so  darf  er  solche 
von  der  betreffenden  Bewerberliste  streichen,  jedoch  nur  soweit,  dass  das  Wahl- 
recht der  Gemeinde  dadurch  nicht  verkümmert  wird,  oder  statt  dessen  gegen 
die  Wahl  eines  angemeldeten  Lehrers  bei  der  Wahlbehörde  Yorstellnngen 
machen,   deren  Verlesung  im  Wahlverbale  ausdrücklich  erwähnt  werden  muss. 

Bei  der  Ausschreibung  der  Lehrstellen  sollen  diejenigen,  welche  nicht  in- 
folge Ablaufs  der  Amtsdauer  ledig  fallen,  jeweilen  durch  Fettschrift  hervor- 
gehoben werden. 

§  25.  Abänderung  der  durch  die  Gemeinde  festgesetzten  Amtsdauer  (§  81). 
Liegen  gegen  einen  Lehrer  begründete  Klagen  vor,  so  hat  der  Erziehungsrat 
das  Hecht,  die  Wahl  nicht  zu  genehmigen  oder  auch,  wenn  dieselbe  auf  vier 
Jahre  erfolgte,  die  Amtsdauer  auf  ein  Jahr  zu  beschränken. 

Wird  dagegen  ein  Lehrer  mit  unbedingter  Kompetenz  von  derjenigen  Ge- 
meinde, in  welcher  er  bereits  wenigsten»  ein  Jahr  lang,  sei  es  als  ordentlicher 
Lehrer  oder  aushülfsweise  gewirkt  hat,  nur  für  ein  oder  überhaupt  für  weniger 
als  vier  Jahre  gewählt,  so  hat  der  Erziehungsrat  das  Kecht,  die  Anstellungs- 
zeit auf  die  gesetzliche  Amtsdauer  zu  verlängern. 

§  26.  Umfang  der  mit  der  Annahme  einer  bestimmten  Lehrstelle  verbun- 
denen Schuldienstpflicht;  Eingehung  von  besondem  Verträgen  mit  der  Wahl- 
hehörde.  Die  Primarlehrer  und  -Lehrerinnen  werden  zwar  jeweilen  im  Sinne 
der  bezüglichen  Ausschreibung  für  eine  bestimmte  Lehrstelle  gewählt ;  sie  sind 
aber,  wenn  ihnen  im  Verlaufe  der  Amtsdauer  oder  auch  gleich  nach  der  Wahl 
vom  Erziehungsrate  oder  von  der  Wahlbehörde  eine  andere  Primarlehrstelle 
am  gleichen  Schulorte  resp.  in  der  gleichen  Gemeinde  angewiesen  wird,  ge- 
halten, einer  solchen  Versetzung  ohne  Anspruch  auf  Entschädigung  sich  zu  fügen. 

Ferner  sind  sowohl  Primär-  als  Sekundarschullehrer  zur  Übernahme  von 
allialligen  Fortbildungsschulen  verpflichtet. 

Besondere  im  Gesetze  nicht  vorgesehene  Verpflichtungen  und  Bedingungen 
dürfen  von  der  Wahlbehörde  nur  mit  Genehmigung  des  Erziehungsrates  mit 
einer  Lehrstelle  verbunden  werden  und  es  ist  dieser,  wenn  ein  Lehrer  ohne 
sein  Wissen  ein  den  Schuldienst  erschwerendes  oder  das  Einkommen  schmälerndes 
Abkommen  getroffen  hat,  berechtigt,  dasselbe  ohne  weiteres  für  ungültig  zu 
erklären. 

§  27.  Ausübung  des  Lehrerwahlrechtes  bei  ausnahmsu^eisen  Verhältnissen; 
Wahl  von  Lehrern  in  den  Wahlausschpss,  Wenn  das  einer  Gemeinde  zuge- 
hörige Schulhaus  ausserhalb  ihres  Gebietes  liegt  oder  wenn  ein  Sohulhaus  zwei 
oder  mehrem  Gemeinden  zugleich  angehört  oder  bei  ähnlichen  ausnahmsweisen 
Verhältnissen  haben  die  stimmfähigen  Bürger  deijenigen  Gemeinde  resp.  Ge- 
meinden das  Wahlrecht,  welche  das  betreffende  Schulhaus  besitzen  oder  benutzen. 

Lehrer  dürfen  weder  in  einen  allfälligen  Primarlehrerwahlausschuss  ihrer 
Gemeinde  noch  auch  in  den  betreffenden  Sekundarlehrerwahlausschuss  gewählt 
werden. 

§  28.  Wahlausschuss  für  Sekundarsch  ulkreise,  die  nur  eine  Gemeinde  um- 
fassen, Weun  ein  Sekundarschulkreis  nur  eine  einzige  Gemeinde  umfasst,  so 
darf  diese  von  der  Wahl  eines  besondem  Sekundarlehrerwahlausschusses  Um- 
^g  nehmen  und  das  Wahlrecht  direkt  ausüben  oder  auch  einem  allfälligen 
I*rimarlehrerwahlau88chus8e  übertragen. 
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§  29.  Entscheid  über  Waldhassationsgesuche  (§  89).  Anstatt  über  Gesuche 
nm  Kassation  einer  Lehrer-  oder  Aiisschusswahl  und  dergleichen  selbst  zu  ent- 
scheiden, kann  der  Erziehungsrat  derartige  Geschäfte  gleich  dem  Kegiemn^- 
rate  zum  Entscheide  vorlegen. 

§  30.  Besetzung  einer  Lehrstelle  durch  den  Erziehungsrat  (§  90).  Der  Er- 
ziehun^srat  hat  auch  ausser  in  den  vom  Gesetze  namentlich  angeführten,  Ober- 
haupt in  allen  Fällen  dafür  zu  sorgen,  dass  nicht  durch  verspätete  Wahlen  der 
Schulanfang  verzögert  oder  eine  Gemeinde  in  ihrem  Wahlrechte  beeinträch- 
tigt wird. 

Bereits  angestellte  Lehrer,  deren  Amtsdauer  noch  nicht  abgelaufen  ist, 
dürfen  sich  nur  bei  der  jeweilen  gegen  Ende  August  oder  anfangs  September 
erfolgenden  allgemeinen  Lehrstellen-Ausschreibung  auf  eine  andere  Schule  an- 
melden ;  spätere  Anmeldungen  werden  nicht  angenommen.  Ln  Falle  einer  Wahl 
auf  dem  Wege  der  Berufung  wird  der  Erziehungsrat  die  Wahl  nicht  geneh- 
migen, es  sei  denn,  dass  der  betreffende  Lehrer  von  der  Wahlbehörde  seines 
bisherigen  Schulortes  resp.  wenn  daselbst  kein  Wahlausschuss  besteht,  vom 
Gemeinderate  eine  Erklärung  beibringe,  dass  man  gegen  die  bezügliche  Wahl 
nichts  einzuwenden  habe. 

Wenn  zur  Zeit  der  Lehrerwahlen  für  das  erste  Schuljahr  einer  nenea 
Legislaturperiode  die  Neuwahl  eines  gesetzlich  vorgeschriebenen  Wahlausschusses 
noch  nicht  stattgefunden  hat,  oder  noch  nicht  genehmigt  ist,  so  werden  die  all- 
fallig  nötigen  Lehrerwahlen  vom  bisherigen  Ausschusse  vorgenommen.  Falls 
aber  letzterer  hiemit  zögert,  so  geht  das  Wahlrecht  für  das  betreffende  Schul- 
jahr an  den  Erziehungsrat  über. 

§  31.  Widerrechtlicher  Austritt  aus  einer  Lehrstelle  (§  92).  Verlässt  ein 
Lehrer,  obgleich  ihm  auf  Grund  des  Gesetzes  die  nachgesuchte  Entlassung  nicht 
erteilt  wurde,  seine  bisherige  Stelle  dennoch,  so  verliert  er  den  Anspruch  anf 
die  Besoldung  des  laufenden  Quartals  und  kann  Überhin  für  die  Kosten  der 
Stellvertretung  bis  zum  gesetzlichen  Entlassungstermine  persönlich  belangt 
werden. 

§  32.  Entlassung  von  Lehrerinneti  (§  93).  Verheiratete  Lehrerinnen  kann 
der  Erziehungsrat  zur  Kesignation  veranlassen  resp.  nötigenfalls  auch  ohne 
solche  entlassen  und  zwar  ohne  dass  dieselben  einen  Anspruch  auf  Entschädi- 
gung haben. 

§  33.  Festsetzung  der  Lehrerbesoldung  (§§  97,  105,  106,  109  und  110). 
Die  Besoldung  kann  auch  während  der  im  Gesetze  vorgesehenen  vierjährigen 
Periode  erhöht  oder  herabgesetzt  werden  —  wobei  in  erster  Linie  die  Note  in 
der  Diensttreue,  sodann  diejenige  der  Lehrtüchtigkeit  und  der  Stand  der  Schule 
sowie  übergrosse  Schülerzahl  und  sonstige  ausserge wohnliche  schwierige  SchuK 
Verhältnisse  zu  berücksichtigen  sind. 

§  34.  Wohnung  und  Holz  oder  daherige  Entschädigung  (§§  98,  99,  10b, 
107  und  109).  Als  Lehrerwohnungen  gelten  nur  Wohnungen  im  Schulhanse 
selbst;  sie  sollen  aus  mindestens  drei  Zinmiern,  wovon  wenigstens  zwei  heizbar, 
Küche,  sowie  entsprechendem  Anteil  Estrich  und  Keller  bestehen:  zudem  hat 
der  Lehrer  ein  Recht  auf  Anteil  an  einem  allfällig  zum  Schulhause  gehörigen 
Garten.  Die  Wohnung  soll  ihm  in  ordentlichem  Zustande  übergeben  werden. 
In  Bezug  auf  die  Benutzung  und  Instandhaltung  der  Wohnung  gelten  die  all- 
gemeinen gesetzlichen  Bestimmungen,  desgleichen  auch  in  Bezug  auf  Antritt 
und  Kündung  der  Wohnung,  soweit  die  Beobachtung  dieser  Bestimmungen  in 
der  Macht  des  Lehrers  Hegt. 

Der  Lehrer  hat  das  Recht,  zwischen  der  vorhandenen  Wohnung  oder  einer 
fixirten  Entschädigung  zu  wählen.  Bei  der  Zuteilung  der  Wohnungen  an  kon- 
kurrirende  Lehrer  hat  der  Gemeinderat  in  erster  Linie  den  Familienstand,  in 
zweiter  die  Dauer  ihres  Schuldienstes  in  der  betreffenden  Gemeinde  zu  berück- 
sichtigen. 

AllfHllige  Anstände  in  Betreff  der  Wohnung  sind  dem  Bezirksinspektor  zum 
Entscheide  vorzulegen. 
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Wenn  der  Gemeinderat  dem  Lehrer  die  Holzlieferung  in  natura  verabfolgen 
will,  so  bat  dies  bis  längstens  den  15.  November  zu  gescbeben,  nachber  bat  der 
Lebrer  das  Recbt,  die  daberige  Barentscbädigung  zu  verlangen. 

Unter  einem  Ster  ist  ein  Haummeter  zugerüstetes  Holz  verstanden  (§18 
der  Verordnung  vom  24.  November  15.  Dezember  1876  zum  Bundesgesetze  über 
Mass  und  Gewicbt  vom  Jabr  1876). 

§  35.  Einhaltung  der  gesetzlichen  Zahlungstermine  (§§  99,  107  und  109). 
Wenn  ein  Lebrer  das  von  der  Gemeinde  zu  leistende  Betreffnis  seiner  Besol- 
dung auf  den  gesetzlicben  Zahlungstermin  nicht  erhält,  so  ist  ihm  gestattet, 
sich  mit  einer  daberigen  Beschwerde  an  den  Erziehungsrat  zu  wenden,  der  den 
betreffenden  Gemeinderat  mahnen  resp.  einvernehmen  und  nötigenfalls  Exekution 
gegen  denselben  verfügen  wird. 

Beschwerden,  die  nicht  bis  in  längstens  zwei  .Monaten  nach  Ablauf  des 
gesetzlicben  Zahlungstermins  eingereicht  werden,  finden  keine  Berücksichti- 
gung mehr. 

Vorausbezahlungen  von  Seiten  des  Staates  finden  nicht  statt. 

§  36.  Ausserordentliche  Staatsbeiträge  (§  101).  Der  Staat  übernimmt  nur 
in  dem  Falle  die  Zahlung  der  gesamten  Barbesoldung,  wenn  ihm  von  Seiten 
der  Gemeinde  die  Wahl  des  Lebrpersonals  überlassen  wird. 

§  37.  Reduktion  der  Besoldung  eines  Sekundarl ehrers  bei  Ausfall  des 
Sommerkurses.  Wenn  an  einer  Sekundärschule,  deren  jährliche  Schulzeit  in 
einen  Winter-  und  einen  Sommerkurs  eingeteilt  ist  (siehe  §  13),  der  Sommer- 
kurs wegfällt,  so  setzt  der  Erziehungsrat  unter  Würdigung  der  Umstände  von 
Fall  zu  Fall  die  Besoldung  fest. 

§  38.  Bedeutung  des  Ausdruckes  „Htllfslehrer''  (§  112).  Als  Hülfs-Lebrkräfte 
gelten  alle  diejenigen  Lebrer  und  Lehrerinnen,  welche  in  solchen  Fächern,  die 
sonst  dem  ordentlichen  Lehrpersonal  Überbunden  sind,  Unterricht  erteilen  oder 
welche  mit  Genehmigung  des  Erziehungsrates  zur  Kompletirung  des  Unterrichts 
for  einzelne  Fächer  mit  beschränkter  Stundenzahl  beigezogen  werden,  z.  B. 
Gesang-,  Musik-,  Zeichnungs-,  Tum-  und  Scbönschreiblehrer  an  Primär-,  Seknndar- 
nnd  Mittelschulen,  sowie  Arbeitslebrerinnen  als  Gebülfinnen  an  nicht  selbstän- 
digen Arbeitsschulen  (§  10). 

§  39.  Änderung  einer  Lehrstelle,  Stundenmaximum  (§  113).  Falls  der 
Begierungs-  oder  Erziehungsrat  sich  veranlasst  findet,  einem  Lehrer  an  einer 
der  kantonalen  Anstalten  verwandte  andere  Fächer  zuzuweisen,  oder  sonstige 
Veränderungen  in  der  Fäcberverteilung  vorzunehmen  oder  die  Stundenzahl  zu 
erhöhen,  so  hat  derselbe,  sofern  dies  keine  wesentliche  Mehrbelastung  zur  Folge 
hat,  ohne  Anspruch  auf  eine  bezügliche  Entschädigung  sich  zu  fügen. 

Das  Maximum  der  Stundenzahl  beträgt  filr  Lehrer  an  der  Taubstummen- 
anstalt, am  Lehrerseminar  und  an  den  Mittelschulen  28  und  für  solche  an  der 
höhern  Lehranstalt  24  und  fttr  die  Vorstände  dieser  Schulen  20 ;  für  Lebrer  von 
Spezialfächern  kann  der  Erziebungsrat  besondere  Bestimmungen  festsetzen. 

§  40.  Besoldufig  für  beurlaubte  Lehrer,  für  Stellvertreter  und  Vertceser; 
Sterbequartal  (§§  115  und  116).  Urlaub  wird  vom  Erziehungsrate  erteilt,  und 
zwar  in  der  Regel  nur  in  Krankheitsfällen  mit  Belassung  der  ordentlichen  Be- 
soldimg,  ausnahmsweise  auch  zum  Zweck  weiterer  fachlicher  oder  wissenschaft- 
licher Ausbildung. 

Stellvertreter  und  Verweser  erhalten  für  die  Zeit  ihrer  Schulfübrung  die 
gleiche  Besoldung,  wie  wenn  sie  als  ordentliche  Lebrer  angestellt  wären.  Dauert 
die  Schulföbrung  nicht  wenigstens  ein  Quartal  oder  föllt  dieselbe  auf  ein  Quartal 
mit  weniger  als  zehn  Scbulwocheu,  so  wird  die  Besoldung  per  Scbulwocbe  be- 
rechnet und  für  diese  der  vierzigste  Teil  der  Jabresbesoldung  in  Anschlag 
gebracht;  sonst  wird  die  Besoldung  per  Quartal  berechnet. 

Wird  demjenigen  Lehrer,  für  welchen  ein  Stellvertreter  bezeichnet  wird, 
Wohnung  und  Ho£  oder  die  daberige  Entschädigung  belassen,  so  bat  der  Stell- 
vertreter keinen  Anspruch  hierauf,  dagegen  wird  in  diesem  Falle  seine  Bar- 
besoldung entsprechend  erhöbt  und  die  Gemeinde  hat  dann  auch  an  den  Mehr- 
betrag der  letztem  den  gesetzlichen  Viertelsbeitrag  zu  leisten. 
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Wird  dem  Stellvertreter  die  Holzberechtigung  nicht  entzogen,  oder  tritt 
während  des  Schuljahres  ein  Verweser  ein,  so  ist,  faUs  die  Gemeinde  die  daherige 
Schuld  durch  Naturalleistung  abträgt,  dem  neuen  Lehrer  wenigstens  so  viel 
Holz  anzuweisen,  als  es  im  Verhältnis  zu  der  noch  übrigen  Schulzeit  (Aniahl 
Schulwochen)  trifft.  Ist  der  noch  vorhandene  Vorrat  kleiner,  so  ist  der  Ausfall 
zu  ergänzen  oder  durch  Barentschädignng  auszugleichen;  ist  derselbe  gr&äser. 
so  kann  die  Gemeinde  den  Wert  des  Mehrbetrages  von  dem  anderweitigen  Be- 
soldungsbeitrage in  Abzug  bringen.  Eine  entsprechende  Abrechnung  darf  resp. 
soll  sie  auch  dem  Vorgänger  gegentlber  treffen. 

Bei  Sterbefällen  kann  der  Erziehungsrat  unter  Berücksichtigung  der  Fa- 
milienverhältnisse des  Verstorbenen  an  seine  Hinterlassenen  zu  der  von  Seiten 
des  Staates  verfallenen  Besoldung  eine  Zulage  verabfolgen,  die  indessen  den 
Betrag  eines  Quartalbeitrages  nicht  übersteigen  darf. 

§  41.  Pflichten  des  Lehrera  gegenüber  der  Schuljugend y  namentlich  in  Be- 
treff der  AufsicJit  über  dieselbe  (§  118).  Der  Lehrer  hat  alle  Pflichten,  die  ihm 
in  seiner  doppelten  Stellung  als  Schulmann  und  Erzieher  obliegen,  trea  nnd 
gewissenhaft  zu  erfüllen. 

Insbesondere  hat  er  die  Schulzeit  genau  einzuhalten  und  zu  diesem  Zwecke 
jeweilen,  wenn  nicht  die  Teilnahme  am  Morgengottesdienste  ihn  hindert  wenig- 
stens 10  Minuten  vor  Beginn  der  Schule  sich  im  Lehrzimmer  einzufinden,  den 
Unterricht  mit  Gebet  zu  beginnen  und  zu  schliessen  und  während  der  Schul- 
stunden sich  ausschliesslich  der  Lehrtätigkeit  zu  Avidmen.  Ungefähr  in  der 
Mitte  des  halbtägigen  Unterrichts  oder  jedenfalls  wenigstens  eine  Stunde  vor 
Schluss  desselben  lässt  er  eine  Pause  von  7  bis  10  Minuten  eintreten,  während 
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welcher  die  Schulkinder  ins  Freie  gehen  mögen,  immerhin  unter  Aufsicht  des 
Lehrers.  Dauert  der  Unterricht  nicht  länger  als  2  Stunden,  so  ist  diese  Pause 
nur  in  der  ersten  und  zweiten  Erlasse  innezuhalten. 

Für  das  Betreten  des  Schulhauses,  des  Lehrzimmers  und  der  angewiesenen 
Bänke  und  für  das  Verlassen  derselben,  sowie  für  all'  die  kleinem  Verrichtungen, 
die  einzelnen  Schülern  (als  Ordnern)  Überbunden  werden  können,  soll  der  Lehrer 
eine  bestimmte  Ordnung  festsetzen  und  sie  strengstens  handhaben,  sowie  über- 
haupt durch  Beispiel,  Lehre  und  Zucht  in  den  Schülern  den  Sinn  für  Ordnung 
und  Wohlanständigkeit  zu  wecken  und  auszubilden  suchen. 

Unter  den  nötigenfalls  anzuwendenden  Strafen  ist  als  körperliches  Straf- 
mittel einzig  die  Applizirung  einiger  Butenstreiche  auf  die  flache  Hand  gestattet. 

Die  Aufsichtspflicht  des  Lehrers  über  die  Schuljugend,  soweit  es  sich  um 
die  Volksschule  (Primär-,  Fortbildungs-  und  Sekundärschule)  handelt,  erstreckt 
sich  auch  auf  deren  gesamtes  Verhalten  ausser  der  Schule  und  Unterrichtszeit. 
Insbesondere  hat  er  ein  scharfes  Auge  auf  den  Fleiss  und  die  häusliche  Be- 
tätigung zu  richten,  auf  Verhinderung  von  unanständigen  Reden,  von  Fluchen 
und  Herumschwärmen,  von  Unanständigkeit  beim  Baden,  von  nächtlichem  Aus- 
bleiben nach  dem  Läuten  der  Betglocke,  Bettel,  Diebereien,  mutwilliger  Be- 
schädigung fremden  Eigentums  und  auf  Beobachtung  der  Vorschriften  über 
Tierschutz  und  Tierquälereien  u.  s.  w.  zu  dringen.  Der  Volksschu^'ugend  hi 
der  Besuch  von  Wirtschaften  und  Tanzböden,  sowie  das  Tabakrauchen  verboten. 

Zur  Verhinderung  solcher  Ausschreitungen  soll  der  Lehrer  warnend  nnd 
strafend  einschreiten  und  zu  diesem  Zwecke  mit  dem  Eltemhanse,  den  Schal- 
behörden und  Seelsorgern  sich  m  Verbindung  setzen.  Der  Lehrer  hat  daher 
auch  zur  Aufstellung  und  Durchführung  bezüglicher  Schulverordnungen  nach 
Kräften  beizutragen.  Wo  die  Schüler  in  grösserer  Zahl  zusammeiSionunen, 
sei  es  beim  Kirchenbesuche  oder  bei  festlichen  Anlässen  oder  Spaziei^ängen 
u.  s.  w.  hat  der  Lehrer  die  Pflicht  der  Überwachung.  Von  dieser  Pflicht  kann 
er  zeitweise  durch  den  Bezirksinspektor,  dauernd  nur  durch  den  Erziehungsrat 
dispensirt  werden. 

Anderseits  ist  es  Pflicht  der  Eltern  und  Pflegeeltern,  den  Lehrer  in  Er- 
füllung seiner  Obliegenheiten  zu  unterstützen,  namentlich  seine  Anzeigen  über 
den  Fleiss  und  das  Verhalten  ihrer  Kinder  entgegen  zu  nehmen  und  £e  ihnen 
vom  Lehrer  alle  14  Tage  zugestellten  Notenbüchlein  einzusehen  und  zu  unter- 
zeichnen.  Allfällige  Beschwerden  gegen  denselben  haben  sie  ausser  der  Schule 


r 


m 

Vollzieliangsverordnun*  zum  Erziehungsgesetz  des  Kantons  Luzem.       35 


Yorzubringen.  Das  Betreten  des  Schnllokales,  um  dem  Lehrer  vor  den  Kindern 
Vorwürfe  zu  macheu,  ist  durchaus  yerboten  und  zieht  polizeiliche  Strafe  nach 
sich.  Auch  in  das  Notenbüchlein  dürfen  keine  derartigen  Bemerkungen  ein- 
getragen werden. 

§  42.  Ahsenzen  fcegen  Krankheit  oder  Kleidermangel  (§§  120  und  121). 
Wenn  als  Entschuldigung  für  Schulversäumnisse  Krankheit  angegeben  wird,  so 
soll  der  Lehrer,  sofern  er  an  der  Bichtigkeit  der  ihm  gemachten  Angäbe  zweifelt, 
über  den  Tatbestand  sich  zu  vergewissem  suchen  und  er  kann  zu  diesem  Zwecke, 
wenn  seine  anderweitige  Erkundigung  nicht  zu  einem  sichern  Besultate  führt, 
die  Beibringung  eines  ärztlichen  Zeugnisses  verlangen.  Letzteres  hat  auf  jeden 
Fall  zu  geschehen,  wenn  die  Absenz  über  zwei  Wochen  andauert. 

Wird  ein  Kind  während  eines  Schulkurses  durch  den  Bezirksinspektor  für 
den  Rest  desselben  vom  Schulbesuche  dispensirt,  so  ist  es  als  ausgetreten  und 
sein  ferneres  Ausbleiben  nicht  mehr  als  Schulversäumnis  zu  betrachten  resp.  zu 
notiren. 

Werden  zur  Heilung  von  solchen  Schulkindern,  welche  mit  ansteckenden 
oder  ekelhaften  Krankheiten  oder  Ungeziefer  (Kopf-,  namentlich  aber  Gewand- 
lausen)  behaftet  sind,  von  Seiten  des  Elternhauses  trotz  daheriger  Aufforderung 
durch  den  Lehrer  keine  Anstalten  getroffen,  so  hat  dieser  hievon  sofort  dem 
Schulverwalter  Anzeige  zu  machen  und  letzterer  auf  Kosten  der  Eltern  oder 
im  Armutsfalle  auf  Kosten  des  zuständigen  Waisenamtes  die  zur  Heilung  resp. 
Reinigung  erforderlichen  Vorkehrungen  zu  treffen.  Nötigenfalls  macht  der  Lehrer 
dem  Erziehungsrate  zu  allfällig  weiterer  Behandlung  Anzeige. 

Müssen  wegen  epidemischen  Krankheiten  ganze  Schulen  eingestellt  werden, 
so  hat  diejenige  Amtsstelle,  welche  die  Schliessung  anordnet,  hievon  unter  An- 
gabe der  Gründe  sofort  dem  Erziehungsrate  Kenntnis  zu  geben  und  der  Lehrer 
macht  hievon  der  Schulpflege,  sowie  dem  Bezirks-  und  dem  Kantonalschulinspektor 
Anzeige. 

Sind  Kinder  durch  Kleidermangel  am  Schulbesuche  verhindert,  so  hat  der 
Lehrer  beim  Armenvereine,  oder,  wenn  am  betreffenden  Orte  kein  solcher  besteht 
oder  dieser  seinem  Gesuche  nicht  entsprechen  will,  beim  zuständigen  Waisen- 
amte  auf  Abhülfe  zu  dringen.  Bei  notorischer  Armut  der  Eltern  soll  er  in  drin- 
genden Fällen,  mit  Zustimmung  des  Präsidenten  der  gchulpflege,  bis  auf  den 
Retrag  von  Fr.  10  die  nötigen  Kleider  auf  Rechnung  des  Waisenamtes  von  sich 
aus  anschaffen  und  letzterm  die  Rechnung,  mit  dem  Visum  des  Bezirksinspektors 
oder  des  Schulpflegepräsidenten  versehen,  zustellen. 

§  43.  Schulpflegekreise,  Wahl  der  Schulpflegen  und  Anzahl  ihrer  Mitglieder 
<§§  125, 126  und  133).  Von  der  im  Gesetze  aufgestellten  Regel,  dass  die  Primar- 
schnlpflegekreise  mit  den  Friedensrichterkreisen  zusammenfallen,  sind  ausge- 
nommen der  Schulpflegekreis  Root,  welcher  aus  den  Gemeinden  Root,  Dierikon, 
Gisikon  und  Honau  besteht;  der  Kreis  Buchenrain,  welcher  nur  die  Gemeinde 
gleichen  Namens  umfasst;  der  Kreis  Ettiswil,  bestehend  aus  den  Gemeinden 
EttiswU,  Alberswil  und  Kottwil,  und  der  Kreis  Gettnau,  bestehend  aus  den 
Gemeinden  Gettnau  und  Ohmstal-Niederwil.  Wenn  ein  Primarschulpflegekreis 
siir  eine  oder  zwei  Schulen  umfasst,  so  genügt  es,  wenn  die  Schulpflege  aus 
drei  Mitgliedern  besteht;  zählt  derselbe  aber  mehr  Schulen,  so  sollen  in  die 
Schnlpflege  wenigstens  fünf  Mitglieder  gewählt  und  die  einzelnen  Ortsschnlkreise 
hiebei  entsprechend  berücksichtigt  werden. 

Wenn  ein  Primarschulpflegekreis  und  ein  Sekundarschulkreis  zusammen- 
faUen  und  nur  eine  einzige  Gemeinde  umfassen,  so  ist  es  nicht  nötig,  dass  zwei 
Schulpflegen  gewählt  werden,  sondern  es  kann  die  Aufsieht  über  beide  Schul- 
stafen  einer  und  derselben,  von  der  Gemeinde  zu  wählenden  Schulpflege  über- 
tragen werden. 

§  44.  Rechte  und  Pflichten  der  Schulpflegen  (§§  126—134).  Die  Schul- 
pflege hat  für  die  ihr  unterstellten  Schulen  von  sich  aus  oder  in  Verbindung 
mit  dem  Pfarramte  unter  Berücksichtigung  der  im  §  41  aufgestellten  Bestim- 
mungen eine  Schulverordnung  zu  erlassen,  welche  dem  Bezirksinspektor  zur 
Prüfung  und  Genehmigung  und  dem  Erziehungsrate  zur  Kenntnisnahme  mit- 
geteilt werden  soll.    Sie  hat  die  nämlichen  Strafkompetenzen  wie  der  Lehrer 
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und  darf  von  denselben  in  verschärftem  Masse  Gebrauch  machen.  Nach  frucht- 
losen Mahnungen  und  Strafen  von  ihrer  und  von  Seiten  des  Lehrers  kann  sie 
bis  auf  1  Tag  Einsperrung  über  ein  Schulkind  verhängen,  gegen  pflichtvergessene 
Eltern  an  zuständiger  Stelle  Klage  einreichen  und  der  Ortspolizei  zur  Hebung 
von  Übelständen  im  Sinne  der  Schulverordnung  verbindliche  Weisungen  erteilen. 
In  dringenden  schweren  Fällen  kann  sie  unter  sofortiger  Kenntnisgabe  an  den 
Bezirksinspektor  Verfügungen  treifen,  welche  sonst  in  die  Kompetenz  des  letz- 
tem fallen. 

Sofern  die  Fortbildungsschule  einem  Primarlehrer  des  Schulortes  übertragen 
wird,  fällt  die  Aufsicht  über  dieselbe  der  betreflfenden  Primarschulpflege  zn. 

Die  Schulpflege  erstattet,  abgesehen  von  ihren  Anzeigen  und  Berichten 
während  des  Schuljahres,  je  weilen  am  Schluss  desselben  und  zwar  bis  längstens 
Ende  Septem.ber  über  ihre  in  dessen  Verlauf  entfaltete  Tätigkeit  dem  Bezirks- 
inspektor nach  Massgabe  eines  hiefür  aufzustellenden  Schemas  einen  Gesamt- 
bericht. 

§  45.  Teilung  eines  Inspekforatsbezirkes  (§  135).  Wie  gemäss  dem  Ge- 
setze einem  und  demselben  Bezirksinspektor  zwei  oder  mehr  Inspektoratsbezirke 
übertragen  werden  können,  so  können  umgekehrt  auch,  wenn  die  Verhältnisse 
dies  wünschenswert  erscheinen  lassen,  einzelne  Bezirke  geteilt  und  zwei  In- 
spektoren für  dieselben  bestellt  werden. 

§  46.  Aufsicht  über  die  Schulbibliotheken  (§  138).  Das  Recht  zur  Anf- 
Bicht  über  die  Schulbibliotheken  steht  in  erster  Linie  der  Schulpflege  zn;  in 
zweiter  Linie  und  in  Überordnung  über  diese  ist  der  Bezirksinspektor  ermäch- 
tigt, nicht  bloss  vom  Stande  und  der  Besorgung  solcher  Bibliotheken  und  den 
däerigen  Neuanschaffungen  Kenntnis  zu  nehmen,  sondern  auch  behufs  Aas- 
scheidung von  allfiillig  in  religiöser  oder  sittlicher  Beziehung  schädlichem  Stoffe 
verbindliche  Verfügungen  zu  treffen. 

§  47.  Besolduna  und  Berichterstattung  der  Bezirksinspektoren  (§§  136, 
138  und  149).  Soweit  seit  Erlass  des  Erziehungsgesetzes  respektive  seit  dem 
Schuljahr  1878/79  neue  Primär-  und  Sekundärschulen  entstanden  sind  oder  noch 
entstehen  werden,  wird  der  Erziehungsrat,  um  die  betreffenden  Bezirks- 
inspektoren für  ihre  daherige  Mehrbelastung  einigermassen  entschädigen  zu 
können,  jeweilen  einen  bezüglichen  Posten  in  seinen  Budgetentwurf  aufnehmen. 

In  dem  jeweilen  bis  längstens  Mitte  Oktober  dem  Kantonalschulinspektor 
zu  Händen  des  Erziehungsrates  einzureichenden  Jahresberichte  der  Bezirks- 
inspektoren darf  alles  wegbleiben,  was  bereits  in  den  einzelnen  Schulberichten 
enthalten  ist.  Dringende  Gegenstände  sollen  aber  weder  in  die  Schulberichte 
noch  in  den  allgemeinen  Bericht  aufgenommen,  sondern  in  besonderer  Eingabe 
dem  Erziehungsrate  mitgeteilt  werden.  Auch  kann  letzterer  über  einen  sämt- 
liche Inspektoren  betreffenden  Gegenstand,  z.  B.  die  Schulbibliotheken,  einen 
Spezialbericht  von  denselben  verlangen. 

§  48.  Abwandlung  der  unentschuldigten  Schulversäumnisse  {§§  128,  129, 
133,  134  und  139  bis  142).  Wenn  unentschuldigte  oder  nicht  genügend  ent- 
schuldigte Schulversäumnisse  vorkommen,  so  ist  gegenüber  den  betreffenden 
Kindern  respektive  ihren  Eltern  folgendes  Strafverfahren  einzuschlagen: 

l.Der  Lehrer  soll  möglichst  bald,  jedenfalls  wenn  ein  Kind  binnen  14 
Tagen  zweimal  (an  zwei  Halbtagen)  oder,  falls  die  einzelnen  Absenzen 
weiter  auseinander  liegen,  seit  Beginn  des  Schulhalbjahres  dreimal  die 
Schule  versäumt  hat,  ohne  dass  ihm  von  Seiten  des  Elternhauses  eine 
Anzeige  gemacht  wird,  sei  es  direkt  oder  durch  benachbarte  Schulkinder 
u.  s.  w.  sich  über  die  Ursache  des  Wegbleibens  vergewissem.  Ist  letzteres 
ein  unbegründetes,  so  erlässt  er  sofort  eine  Mahnung  an  die  betreffenden 
Eltern  (Pflegeeltern  u.  s.  w.).  Kommt  das  Kind  gleichwohl  noch  nicht 
zur  Schule,  so  macht  er  ausserordentlicherweise  (Erziehungsgesetz  §  122) 
ungesäumt  Anzeige  an  die  Schulpflege  oder  gleich  an  den  Bezirks- 
inspektor. 

Als  Absenz  gilt  auch  wiederaoltes  unentschuldigtes  Zuspätkommen- 
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2.  Die  Schulpflege  erlässt  auf  die  Anzeige  des  Lehrers  sofort  auch  ihrer- 
seits eine  Mahnung  oder  statt  derselben  eine  Vorladung,  letzteres  beson- 
ders in  dem  Falle,  wenn  ihr  die  be treffenden  Eltern  bereits  als  nachlässig 
bekannt  sind.  Wenn  während  der  zur  Berichterstattung  an  den  Bezirks- 
inspektor eingeräumten  Frist  (£.  G.  §  122)  die  Absenzeu  infolge  offen- 
barer Renitenz  fortdauern  oder  in  auffallender  Weise  sich  mehren,  so 
fällt  die  Schulpflege  die  in  §  140  des  Gesetzes  vorgesehene  erste  Geld- 
busse aus,  immerhin  unter  sofortiger  Kenntnisgabe  an  den  Bezirks- 
inspektor. Daneben  bleibt  es  der  Schulpflege  anheimgestellt,  in  solchen 
Fällen  das  säumige  Kind  durch  die  Ortspol^ei  in  die  Schule  bringen  zu 
lassen. 

3.  Der  Bezirksinspektor  hat  sich  zunächst  bei  seinen  Schulbesuchen  von 
der  genauen  Führung  des  Absenzenverzeichnisses  zu  überzeugen,  sowie 
die  prompte  Ausführung  der  in  Bezug  auf  die  Absenzenabwandlung  dem 
Lehrer  und  der  Schulpflege  überbundenen  Verpflichtungen  zu  überwachen. 

In  allen  von  der  Schulpflege  ihm  überwiesenen  Fällen  schreitet  er 
sofort  strafend  ein,  sei  es  durch  Verhängung  einer  Geldbusse  (E.  G. 
§  140)  oder  aber  durch  Ueberweisung  an  das  Statthalteramt  (§  142). 
J*alls  er  von  der  regelmässigen  Berichterstattung  (§§  122,  130  und  142) 
her  Anlass  zum  Einschreiten  nimmt,  so  soll  er  ^ies  immer  im  Sinne 
rascher  Erledigung  und  möglichster  Forderung  eines  fleissigen  Schul- 
besuches tun. 

4.  Der  Schulverwalter  mag  behufs  Einzugs  der  von  den  obgenannten  Li- 
stanzen  ausgefällten  Bussen  die  Schuldigen  zuerst  mahnen;  erfolgt  die 
Bezahlung  nicht  bis  in  längstens  14  Tagen  nach  Zustellung  der  Straf- 
verfügung, so  hat  er  Betreibung  anzuheben  und  zwar  nach  dem  für  den 
Bussenbezug  zulässigen  beschleunigten  Verfahren.  Im  Falle  der  Unzahl- 
barkeit,  sei  diese  notorisch  oder  auf  dem  Betreibungswege  ermittelt,  hat 
er  hievou  sofort  dem  Bezirksinspektor  Anzeige  zu  machen,  der  seiner- 
seits den  Schuldigen  dem  Statthalteramte  überweist.  Wenn  der  Schul- 
verwalter innert  der  gesetzlichen  Frist  weder  die  Bussen  bezogen  noch 
anch  den  Nachweis  der  ünzahlbarkeit  geleistet  hat,  so  wird  er  selber 
Kechtsschuldner. 

5.  Der  Amtsgehülfe  wird  die  Tätigkeit  des  Schulverwalters  nach  Massgabe 
des  Gesetzes  (§  141,  Alinea  2)  überwachen  und  säumige  Beamte  dem 
Departemente  des  Gemeindewesens  verzeigen. 

6.  Der  Amtsstatthalter  hat  die  vom  Bezirksinspektor  ihm  überwiesenen  Fälle 
ohne  jegliche  Verschleppung  im  Sinne  des  Gesetzes  (§§  140  bis  142) 
abzuwandeln  und  hierüber  zu  Händen  der  Schulaufsichtsbehörden  eine 
eigene  Kontrole  zu  führen,  in  welche  einzutragen  sind: 

a. der  Name  des  betreffenden  Bezirksinspektors; 

b.  das  Datum  der  Überweisung; 

c.  der  Name  und  Wohnort  des  zu  Bestrafenden ; 

rf.  das  Datum,  unter  welchem  letzterer  die  Strafe  antritt  oder  leistet 

oder  unter  welchem  er  dem  Bezirksgerichte  überwiesen  wird; 
€.  die  Art  und  Grösse  der  festgesetzten  Strafe. 

7.  Unentschuldigte  Absenzen  von  Fortbildungsschülern  sind  ganz  gleich  wie 
diejenigen  anderer  Schüler  zu  bestrafen  und  es  sollen  die  versäumten 
Stunden  überhin  nach  Schluss  des  Kurses  in  der  Primär-  respektive 
Sekundärschule  desjenigen  Lehrers  nachgeholt  werden,  welcher  die  Fort- 
bildungsschule gehalten  hat.  War  fiir  letztere  ein  eigener  Lehrer  ange- 
stellt, so  haben  die  betreffenden  Schüler  sodann  diejenige  Primarschule 
zu  besuchen,  die  der  Inspektor  ihnen  anweist.  In  diesem  Falle  hat 
letzterer  dem  betreffenden  Primarlehrer  die  Namen  der  Nachschul- 
pflichtigen und  die  Anzahl  der  nachzuholenden  Schulhalbtage  anzugeben. 

S.Wenn  Pflegeeltern  wegen  Schulversäumnissen  ihrer  Pflegekinder  in  die 
zweite  Busse  verfallen  oder  dem  Statthalteramte  überwiesen  werden 
müssen,  so  hat  der  Bezirksinspektor  zum  Zwecke  besserer  Versorgung 
dieser  Kinder  hievon  dem  Erziehungsrate  Anzeige  zu  machen. 
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9.  Die  beim  Wechsel  des  Wohnortes  respektive  des  Schulkreises  gemachten 
unbegründeten  Absenzen  sind  am  neuen  Schulorte  strafbar. 

.§  49.  Aufsichtskommissionen  der  Tauhc-Uimnienanstaltj  des  Lehrersemimn 
und  der  MUteUchulen  (§§  153,  154  und  156).  Die  Aufsichtskommission  der 
Taubstummenanstalt,  sowie  diejenige  des  Lehrerseminars  haben  die  betreffende 
Anstalt  jährlich  wenigstens  zweimal  zu  besuchen.  Die  Aufsichtskommissionen 
der  Mittelschulen  sind  nicht  befugt,  von  obligatorischen  Lehrfächern  zu  dispen- 
siren,  sondern  es  sind  diesbezügliche  Gesuche  durch  den  betreifenden  Rektor 
mit  einem  Gutachten  des  Lehrervereins  dem  Erziehungsrate  einzureichen. 

§  50.  Schulhausbaupflicht  (§  173).  Wenn  das  einer  Gemeinde  zugehörige 
Schulhaus  ausserhalb  ihres  Gebietes  liegt,  oder  wenn  ein  Schulhaus  zwei  oder 
mehreren  Gemeinden  zugleich  angehört  oder  bei  ähnlichen  ausnahmsweiseu 
Verhältnissen  haftet  die  Pflicht  der  Erbauung  und  des  Unterhaltes  auf  der- 
jenigen Gemeinde  respektive  denjenigen  Gemeinden,  welche  das  betreffende 
Schulhans  besitzen  oder  benutzen. 

§  51.  Schulkosienbeitrag  (§  174).  Wenn  das  von  einer  Gemeinde  erstellte 
Schnlhaus  in  luxuriöser  Weise  gebaut  ist,  so  dürfen  bei  Berechnung  des  von 
einer  andern  Gemeinde  einzufordernden  Schulkostenbeitrages  die  Kosten  der 
Luxuszutaten  nicht  mit  in  Anschlag  gebracht  werden.  Das-  gleiche  ist  der  Fall 
bezüglich  der  von  eine?  Gemeinderverabfolgten  Zulagen  zu  der  vom  Regierungsrate 
festgesetzten  Besoldung  ihres  Lehrpersonals.  Die  Frage,  Avas  für  Lehnpittel 
zu  den  allgemeinen  gehören,  ist  nach  Massgabe  des  Lehrplanes  zu  entscheiden. 

Wenn  der  Schulverwalter  oder  Gemeinderat  des  Schulortes  den  beitrags- 
pflichtigen Gemeinden  die  auf  ein  Schuljahr  oder  ein  Kalenderjahr  bezügliche 
Rechnung  nicht  bis  in  längstens  zwei  Jahren  nach  Ablauf  desselben  mitteilt, 
so  wird  die  daherige  Forderung  als  erloschen  betrachtet. 

§  52.  Vertnietung  von  Schulhauslokalen  (§  175).  Bei  allfälliger  Ver- 
mietung von  disponiblen  Lokalen  eines  Schulhauses  ist  dem  erzieherischen 
Zwecke  der  Schule  möglichst  Rechnung  zu  tragen.  Der  Bezirksiuspektor  bat 
hierüber  zu  wachen  und  nötigenfalls  seine  Reklamationen  beim  Erziehungsrate 
anzubringen. 

§  53.  Äussere  und  innere  Einrichtung  des  Schulhausesy  Turnplatz  (§  176). 
Bei  der  Erbauung  neuer  und  der  Umänderung  bereits  vorhandener  Schulhäuser, 
desgleichen  auch  bei  der  Miete  von  Schullokalen  in  Privathäusern  sind  folgende 
Vorschriften  zu  beobachten: 

1.  Das  Schulhaus  soll  wenigstens  annähernd  in  der  Mitt«  des  Schulkreises 
an  einem  trockenen,  gesunden,  ruhigen,  dem  Lichte  freien  Zutritt  ge- 
stattenden Orte  stehen. 

2.  Bei  demselben  soll  ein  hinreichend  grosser  Spiel-  und  Turnplatz,  sowie 
in  möglichster  Nähe  ein  Brunnen  sich  befinden.  Für  jeden  Schüler  einer 
gleichzeitig  zu  unterrichtenden  Tumabteilung  soll  ein  Raum  von  wenig- 
stens 8  m^  zur  Verfügung  stehen. 

3.  Das  Erdgeschoss  soll  wenigstens  60  cm  über  der  Erdoberfläche  erhaben 
und  durch  Hohlräume  oder  gutes  Füllmaterial'  gegen  die  Einflüsse  der 
Bodenfeuchtigkeit  gesichert  sein.  Werden  Schulzimmer  ins  oberste 
Stockwerk  verlegt,  so  soll  letzterm  eine  sogenannte  Kniewand  angesetzt 
werden. 

4.  Die  Gänge  und  Treppen  sollen  geräumig,  letztere  nicht  st^il  angelegt 
werden  und  gut  beleuchtet  sein.  Die  Stockwerke  sind  durch  doppelten 
Boden,  die  Schulzimmer  durch  gute,  den  Schall  nicht  durchlassende 
Scheidewände  von  einander  zu  trennen. 

5.  Die  Fenster  müssen  nach  Zahl  und  Grösse  der  Zweckbestimmung  des 
Gebäudes  entsprechen.  Die  Minimalgrösse  betrage  1,1 : 1,8  m  und  es  ist 
für  die  Schulzimmer  je  ein  solches  auf  je  zehn  Schüler  anziibringen 
respektive  0,2  m^  auf  einen  Schüler  zu  berechnen,  bei  erschwertem  Licht- 
zutritte verhältnismässig  mehr.  Der  Raum  zwischen  Diele  und  Fenster 
betrage  höchstens  15  cm  und  die  Höhe  der  Feusterbrüstung  imgefähr  90 
cm.    Für  Schulzimmer  und  Lehrer  Wohnungen  dürfen  Jalousien  und  Vor- 
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fenster  nicht  fehlen;  im  Schulzimmer  erhalten  überhin  alle  Fenster  auf 
der  Sonnseite  Vorhänge  oder  Stören. 

6.  Das  Dach  ist  mit  Binnen  und  Röhren  zu  versehen,  welch'  letztere  bis 
zur  Erde  reichen.  Dort  ist  .das  Wasser  in  gepflasterten  Rinnen  oder 
geschlossenen  Röhren  fortzuleiten.  Auf  exponirten  Gebäuden  ist  ein 
Blitzableiter  anzubringen. 

7.  Die  Abtritte  sind  in  ein  Nebengebäude  zu  verlegen  oder  so  mit  dem 
Stiegenhause  zu  verbinden^  dass  zwischen  ihnen  und  dem  Hause  ein  nach 
einer  Seite  hin  offener  Vorplatz  sich  befindet.  Die  Gruben  sind  in  Zement- 
Beton  zu  erstellen  oder  wasserdicht  zu  mauern  und  mit  Platten  zu 
schliessen.  Die  Zahl  der  Abtritte  ist  auf  wenigstens  zwei,  bei  grösseren 
Schulen  auf  vier,  für  Knaben  und  Mädchen  getrennt,  bestimmt. 

8.  Vor  der  Hauptseite  des  Schulhauses  ist  der  Boden  wenigstens  1  m  breit 
mit  Platten  zu  belegen  oder  zu  pflastern,  ebenso  der  Weg  zum  Abtritte, 
zum  Holzhause  und  zum  Tumlokale.  Bei  allen  Eingängen  ins  Haus  sind 
je  zwei  Scharreisen  anzubringen. 

9.  Die  Schulzimmer  sind  so  anzubringen,  dass  das  Hauptlicht  von  links 
einfällt  und  die  Schüler  gegen  eine  fensterlose  Wand  hinsehen.  Die  Form 
sei  rechteckig,  im  Verhältnisse  von  2:3  bis  3:4;  die  Höhe  betrage 
wenigstens  2,7  m  und  der  auf  ein  Kind  entfallende  Flächenraum  wenig- 
stens 0,8  m^. 

10.  Der  Ofen  soll  so  gestellt  werden,  dass  er  die  Zweckbestimmung  des 
Lokales  nicht  beeinträchtigt.  Derselbe  soll  ohne  Überheizung  letzteres 
bis  auf  15^  C.  zu  erwärmen  vermögen.  Eisenöfen  ohne  vollständige,  gas- 
dichte Fütterung  dürfen  nicht  angebracht  respektive  belassen  werden. 

11.  Zum  Zwecke  der  Ventilation  sind  wenigstens  zwei  Vorfenster  zum  voll- 
ständigen Oflhen  einzurichten. 

12.  Die  Wände  sind  in  der  Regel  mit  einem  ungefähr  1,5  m  hohen  Täfer  zu 
versehen.  Der  Rest,  sowie  die  Decke  sind  entweder  zu  pflastern  oder 
ebenfalls  zu  vertäfem.  Alles  erhält  einen  hellen,  jedoch  nicht  grellen 
Anstrich,  wofür  auf  Holz  stets  Ölfarbe  zu  verwenden  ist. 

§  54.  Bestuhlung  (§  176).  Die  Schulbank  soll  solid  und  der  Altersstufe 
der  Schüler  angepasst,  überhaupt  zweckdienlich  sein.  Sie  wird  in  der  Regel 
ftir  vier  Sitzplätze  eingerichtet.  Letztere  haben  folgende  Minimalmasse :  für 
kleinere  Kinder  45,  für  grössere  55,  für  Arbeitsschülerinnen  50  bis  60  und  für 
Seknndarschüler  60  cm.  Rücklehnen  dürfen  nicht  fehlen.  Ausserdem  sind  fol- 
gende Masse  innezuhalten:  Tischbreite  mindestens  45  cm;  Sitzbreite  27  cm; 
Plus-Distanz  höchstens  7  cm ;  Neigung  der  Tischplatte  1 : 6  oder  7.  —  Bei 
Neuanschaffungen  ist  der  Schulverwalter  verpflichtet,  sich  mit  dem  Lehrer  und 
Inspektor  ins  Einvernehmen  zu  setzen. 

§  55.  Einschreiten  der  Aufsichtsbehörde  in  Schulhausbausachen  (§  176  und 
177).  Säumige  Gemeinden,  welche  trotz  Mahnung  die  im  Gesetze  respektive 
in  gegenwärtiger  Verordnung  ihnen  auferlegteif  Pflichten  betreffend  Neubau 
oder  Umbau  eines  Schulhauses,  Anweisung  eines  Turnplatzes,  Beschaffung  der 
Bestuhlung  u.  s.  w.  nicht  erfüllen,  kann  vom  Regierungsrate  auf  den  Antrag 
des  Erziehungsrates  zeitweise  der  Beitrag  des  Staates  an  die  Besoldung  ihres 
Lehrpersonals  entzogen  werden,  in  welchem  Falle  sie  das  daherige  Betreffnis 
selbst  zu  leisten  haben.  Jedenfalls  hat,  wenn  wegen  zu  kleinem  Flächeninhalt 
des  Turnplatzes  die  Knaben  einer  einzelnen  Schule  in  zwei  Tumabteilungen 
getrennt  werden  müssen  und  infolge  dessen  eine  Mehrbelastung  der  Lehrer  über 
die  im  Lehrplane  vorgesehene  Stundenzahl  eintritt,  die  Gemeinde  dieselben  auf 
bezügliche  Reklamation  von  sich  aus  hiefür  zu  entschädigen. 

§  56.  Reinigung  und  Beheizung  der  Schullokale  (§  180.  3).  Die  Schul- 
lokale sollen  wöchentlich  wenigstens  zweimal  gereinigt,  die  Fenster  monatlich, 
der  Pussboden  und  hölzerne  Wände  und  Decken  sollen  halbjährlich  gründlich 
ausgewaschen  wenden.  Diese  Reinigungsarbeiten  sollen  aber  nicht  den  Kindern, 
sondern  einer  eigens  hiefür  bestellten  Person  übertragen  werden. 

Die  Beschaffung  des  Beheizungsmaterials  darf  nicht  einem  Mieter  über- 
bunden  werden,  sondern  soll  durch  den  Schulverwalter  selbst  geschehen. 
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§  57.  Unentgeltliche  Lehrtnittel.  Allfallige  Gemeindebeschlusse  betreffend 
unentgeltliche  Verabfolgung  der  Lehrmittel  oder  wenigstens  eines  Teiles  der- 
selben erlangen  inskünftig  erst  nach  vorheriger  Genehmigung  seitens  der  Ober- 
behörde Rechtskraft.  Die  unentgeltlich  yerabfolgten  Lehrmittel  sollen,  soweit 
die  Schulkinder  im  nächstvorhergegangenen  Schuljahr  respektive  Semester  der- 
selben noch  bedurften,  ihnen  auch  während  der  Ferien  zum  Gebrauche  und 
beim  Schulaustritte  als  Eigentum  überlassen  werden. 

§  58.  Lehnnittel  für  antte  Schulkinder.  Soweit  die  Lehrmittel  an  der 
Primär-  und  Sekundärschule,  sowie  an  der  Arbeits-,  Fortbildungs-  und  Rekruten- 
wiederholungsschule nicht  unentgeltlich  verabfolgt  werden  und  der  Lehrer  von 
den  Schülern  für  das  ihnen  verabfolgte  Material  bis  zum  Schlüsse  des  betreffen- 
den Schulhalbjahres  respektive  bei  der  Fortbildungs-  und  Rekrutenwieder- 
holungsschule bis  zum  Schlüsse  des  betreffenden  Kurses  noch  nicht  bezahlt  ist, 
stellt  er  den  Eltern  (Pflegeeltern)  alsdann  eine  spezifizirte  Rechnung  zu,  mit 
der  Mahnung,  den  Betrag  innert  vier  Wochen  zu  entrichten.  Bleibt  diese 
Mahnung  erfolglos,  so  hat  dem  Lehrer  die  betreffende  Fordening  nunmehr 
binnen  14  Tagen  der  Schul  Verwalter  derjenigen  Gemeinde  zu  bezahlen,  in 
welcher  das  Schulkind  wohnt.  Dieser  mag,  wenn  die  Eltern  nicht  notorisch 
arm  sind,  dieselben  nochmals  zur  Bezahlung  auffordern  und  nötigenfalls  Be- 
treibung gegen  sie  anheben. 

Wenn  Eltern,  die  noch  Lehnnittel  schuldig  sind,  aus  dem  Schulkreise  in 
eine  andere  Gemeinde  fortziehen,  so  hat  der  Lehrer  dies  dem  Schulverwalter 
ungesäumt  anzuzeigen,  der  in  einem  solchen  Falle  die  Lehrmittelschulden  zu 
Händen  des  Lehrers  einkassirt,  eventuell  ihm  dieselben  von  sich  aus  bezahlt. 

Über  allfällige  Anstände  zwischen  dem  Lehrer  und  dem  Schulverwalter 
entscheidet  der  Bezirksinspektor. 

Die  dem  Lehrer  auf  Grund  der  vorstehenden  Bestimmungen  ausbezahlten 
Beiträge  hat  der  Schul  Verwalter  auf  Rechnung  seiner  Schulkasse  zu  stellen 
und  darf  sie  nicht  weiter  mit  einem  Waisenamte  oder  einer  andern  politischen 
Gemeinde  ausserhalb  des  Schulkreises  verrechnen. 

§  59.  Gegenwärtige  Verordnung,  welche  auf  den  1.  Oktober  uächsthin  ui 
Kraft  tritt  und  durch  welche  alle  mit  ihr  in  Widerspruch  stehenden  frühem 
Verordnungen,  Reglemente  und  sonstigen  Erlasse  aufgehoben  werden,  ist  in  die 
Sammlung  der  Verordnungen  aufzunehmen,  dem  Erziehungsrate  zur  Vollziehung 
mitzuteilen  und  urschriftlich  ins  Staatsarchiv  niederzulegen. 

Luzern,  den  30.  September  1891. 

Namens  des  Regierungsrates, 

Der  Statthalter:  Dr.  Ed.  Schumacher. 
Der  Staatsschreiber:  J.  Düring. 


9.  2.  Verordnung  des  Kantons  Aargau  über  Schulhausbauten.   (Vom  4.  Mai  1891.) 

L  Zweck  des  Sc  hui  haus  es. 

§  1.  Das  Schulhaus  soll  vor  allem  aus  der  Schule  dienen.  Will  dasselbe 
auch  zu  andern  Zwecken,  z.  B.  für  Gemeindeverwaltung,  benutzt  werden,  so 
sind  die  bezüglichen  Lokale  von  den  Unterrichtsräumen  so  viel  als  möglich  zu 
trennen. 

IL  Bauplatz,  Bauart,  Lage,  Umgebung. 

§  2.  Ein  Schulhaus  soll  auf  einem  trockenen  oder  trocken  gelegten  Platze, 
in  freier,  womöglich  zentraler  Lage  erbaut  werden. 

Bauplätze  mit  geräuschvoller,  gefährlicher  oder  gesundheitsschädlicher  Um- 
gebung sind  nicht  zulässig. 

§  3.  In  unmittelbarer  Umgebung  des  Schulhauses  ist  ein  ebener,  trockener 
Platz  für  Turn-  und  Spielzwecke  anzulegen  (Verordnung  des  Schweiz.  Bundesrates 
vom  16.  April  1883),  welcher  auf  jeden  Tunischüler  8  m-  Flächenraum  bietet. 
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§  4.    In  möglichster  Nähe  des  Schulhauses  soll  sich  ein  Bninnen  befinden. 

§  5.    Der  Massivbau  verdient  den  Vorzug  vor  andern  Bauarten. 

§  6.  Die  Schulzimmer  sollen  gegen  Osten,  Südosten  oder  Süden,  Zeichen- 
säle gegen  Norden  angelegt  werden. 

§  7.  Das  Gebäude  soll  wenn  möglich-  unterkellert  werden.  Der  Fiissboden 
des  Erdgeschosses  ist  wenigtens  0,60  m  und  bei  nicht  ganz  günstigem  Unter- 
grund 1,00  m  hoch  über  das  umgebende  Terrain  zu  legen. 

Die  Auffüllung  unter  dem  Fussboden  soll  nur  aus  trockenem  Material 
bestehen. 

§  8.  Für  Fundamente  und  Kellermauem  sind  harte,  die  Erdfeuchtigkeit 
nicht  fortleitende  Bausteine,  mithin  keine  Sand-  und  Tuffsteine  zu  verwenden. 

Gegen  das  Eindringen  aufsteigender  Bodenfeuchtigkeit  empfehlen  sich  fol- 
gende Massregeln: 

1.  Anbringen  einer  undurchdringlichen  Schicht  (Isolirschicht)  auf  Terrain- 
oder Sockelhöhe,  eventuell  in  ganzer  Ausdehnung  der  nicht  unterkellerten 
Lokalitäten.    Asphaltparquetböden  sind  empfehlenswert. 

2.  Schnee-  und  Regenwasser,  sowie  Abwasser  des  Hauses  müssen  sorgföltig 
und  direkt  in  geschlossenen  Leitungen  abgeführt  werden. 

in.  Innere  Einrichtung  des  Schulhauses. 

§  9.    Für  den  Unterricht  sind  notwendig: 
1.  Ein  Lehrzimmer  für  jede  Schulabteilung. 
.  2.  Ein  Arbeitsschulzimmer,  eventuell  auch  mehr. 

3.  Ein  Sammlungszimmer  oder  diesem  Zweck  entsprechende  Glasschränke 
im  Schulzimmer  oder  Vorraum  (Gang). 

4  Ein  Tumlokal,  wofür  Kellerräume  nicht  zulässig  sind. 

§  10.  Das  Schulhaus  soll  wenigstens  zwei  Ausgänge  haben.  Die  Haus- 
türe  darf  nicht  unter  1,20m  breit  angelegt  werden;  genügende  Beleuchtung 
des  Eingangs  ist  durch  die  Konstruktion  zu  ermöglichen. 

Die  Hauptgänge  müssen  hell  und  wenigstens  2,50  m  breit  sein. 

§  11.    Das  Treppenhaus  soll  hell  sein.   Die  Treppen  dürfen  nicht  in  einem 

Lanfe,  sondern  müssen  mit  Ruheplätzen  (Podesten)  auf  halber  Stock werkshöhe 

•  bequem  angelegt  werden;  gewundene  und  Wendeltreppen  sind  unstatthaft.  Die 

Breite  der  Treppen  darf  nicht  unter  1,20  m,  die  Stufenbreite  nicht  unter  0,25  m 

und  die  Stufenhöhe  nicht  über  0,17  m  betragen. 

Die  Treppen  sind  mit  sichern  Geländern  zu  versehen ;  auf  den  Handlehneu 
sind  vorstehende  Knöpfe  oder  andere  entsprechende  Vorrichtungen  anzubringen. 
Treppen  aus  Stein  sind  wünschenswert  und  werden  für  dreistöckige  Schulhäuser 
gefordert. 

Grosse  Korridore  und  Vorplätze  vor  den  Schulzimmem  sind  für  den  Auf- 
enthalt der  Schüler  bei  ungünstiger  Wittening  während  der  Pausen  notwendig; 
sie  enthalten  Vorrichtungen  zum  Aufhängen  von  Kopfbedeckungen  und  so  weiter, 
sowie  zum  Einstellen  der  Schirme. 

§  12.  Das  Schulzimmer  soll  in  Bezug  auf  Länge  und  Breite  so  angelegt 
werden,  dass  darin  die  nötige  Anzahl  zweiplätziger  Schultische  zweckmässig 
aufgestellt  werden  kann  und  dass  jeder  Platz  gut  beleuchtet  ist. 

Die  lichte  Höhe  des  Schulzimmers  soll  nicht  unter  3,50  m  und  die  Boden- 
fläche per  Schulkind  nicht  weniger  als  1,20  m^  betragen. 

§  13.  Die  Beleuchtung  soll  immer  von  links  und  soAveit  möglich  von  Osten 
oder  Südosten  stattfinden;  daneben  ist  auch  noch  Beleuchtung  von  der  Rück- 
seite zulässig,  von  der  rechten  Seite  aber  nur  ausnahmsweise  zu  gestatten :  Licht- 
einfall gegen  den  Blick  der  Schulkinder  ist  ganz  unzulässig. 

Bei  freier  Lage  des  Hauses  genügt  eine  Fensterfläche,  welche  zur  Boden- 
fiäche  im  Verhältnis  von  1  :  5  steht.  Bei  tiefen  Zimmern  oder  bei  Nachbar- 
schaft von  Gebäuden  ist  entsprechende  Vermehrung  der  Fensterfläche  notwendig. 

Die  Fensterbrüstung  soll  nicht  zu  niedrig  sein  und  deren  Höhe  zwischen 
0,80 — 1  m  betragen. 
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§  14.  Die  Fenster  sind  möglichst  nahe  an  die  Decke  zu  fuhren.  Winter- 
fenster sind  notwendig.  Innere  nnd  äussere  Fenster  sind  mit  Oblichtflügeln  zn 
versehen,  die  mit  Leichtigkeit  geöffnet  werden  können. 

Mindestens  die  Hälfte  sämtlicher  Oblichtflügel  ist  so  einzuri'jhten,  dass  je 
der  innere  und  äussere  Flügel  mit  einander  nach  innen  aufgeklappt  werden 
können,  wozu  aufwerfendes  Patentfischbandbeschläge  empfohlen  wird. 

Sämtliche  Fenster  müssen  vollständig  und  zwar  nach  innen  geöffnet  werden 
können,  die  Fensterpfeiler  müssen  möglichst  schmal  gehalten  werden. 

Das  Sonnenlicht  soU  durch  hellfarbige  Vorhänge  oder  Stören  abgehalten 
werden  können. 

§  15.  Die  Wände  der  Lehrzimmer  müssen  glatt  verputzt  und  mit  einfar- 
bigem, sanftem,  hellgrauem,  blassgrünem  oder  lichtblauem  Leimfarbanstricb 
versehen  sein.  Brusttäfel  oder  Hochtäfel  sind  anzubringen;  Decken  sind  am 
besten  weiss  zu  streichen. 

§  16.  Die  Schnlzimmertüren  sollen  nicht  unter  0,90  m  breit  und  2,00  m 
hoch  sein;  vorspringende  Mauerecken  sind  mit  rundkantigem  Winkeleisen  zu 
verkleiden. 

§  17.  Der  Fussboden  soll  aus  schmalen  Brettern  oder  Parquets  bestehen. 
Im  Parterre  ist  Asphaltparquetboden  (Riemenböden  mit  Asphaltunterlage)  zweck- 
mässig, wenn  Unterkellerung  fehlt. 

§  18.  Als  Bestuhlung  ist  das  zweiplätzige  System  mit  aufklappbaren  Tisch- 
blättern nach  den  von  der  Erziehnngsdirektion  genehmigten  Mustern  zu  ver- 
wenden. Bei  Umbauten,  darf  ausnahmsweise  auch  die  dreiplätzige  Schulbank 
Anwendung  finden. 

Die  Sitzbank  ist  durch  Schwellen  mit  dem  Tisch  fest  verbunden. 

In  jedem  Schulzimmer  soll  sich  vorfinden:  1  Lehrpult,  1  verschliessbarer 
Schrank,  1  Tisch,  3  Stühle,  eine  Anzahl  Spucknäpfe,  1  Thermometer,  1  Papier- 
korb, nebst  den  vorgeschriebenen  allgemeinen  Lehrmitteln.  Sehr  \^iln8chbar 
wäre  auch  das  Vorhandensein  einer  Wanduhr. 

§  19.  Die  Beheizung  kleiner  Schulhäuser  geschieht  am  zweckmässigsteii 
und  billigsten  mit  Öfen,  in  grossen  Schulgebäuden  kann  Zentralheizung  (Dampf- 
oder Warmwasserheizung)  mit  Vorteil  angewendet  werden.  Mit  der  Heizung 
ist  eine  Ventilation  zu  verbinden. 

§  20.  In  jedem  Schulzimmer  ist  eine  Vorrichtung  zum  W^aschen  der  Hände 
anzubringen,  sofern  keine  Hauswasserversorgung  vorhanden  ist. 

Bei  grossem  Anlagen  ist  die  Erstellung  eines  eigenen  Baderaumes  mit 
Einrichtung  von  warmen  und  kalten  Douchen  empfehlenswert 

§  21.  Der  Abtrittanlage  ist  die  möglichste  Sorgfalt  zuzuwenden.  Die  Ab- 
tritte sollen  womöglich  auf  der  Nordseite  und  wenn  möglich  in  einem  besondem 
Anbau  mit  gut  ventilirten  Vorplätzen  in  der  Weise  angebracht  werden,  dass 
die  Abtrittgase  weder  Gänge,  Treppenhäuser,  noch  Schulzimmer  infiziren  können. 

Es  sind  für  die  beiden  Geschlechter  gehörig  getrennte  Abtritte  mit  beson- 
dem Vorplätzen  und  Eingängen  anzulegen ;  die  Abschlusswände  sind  bis  an  die 
Decke  zu  führen. 

Für  die  Knaben  ist  auf  je  40  Schüler  ein  Abtritt  mit  einem  Sitz  und  einem 
Pissoir,  und  für  die  Mädchen  auf  je  20  Schülerinnen  ein  Abtritt  mit  einem  Sita 
zu  erstellen;   der  Lehrer  hat  einen  besondem  Abtritt. 

Abtritte  für  das  gleiche  Geschlecht  sollen  durch  Scheidewände  auf  wenigstens 
2,40  m  Höhe  von  einander  getrennt  und  vom  Vorplatz  auf  ganze  Etagenhöhe 
abgeschlossen  werden. 

§  22.  Abtrittanlagen  mit  Wasserspühlung  sind  andern  Einrichtungen  weit- 
aus vorzuziehen. 

Abfallröhren  müssen  aus  glasirtem  Ton  oder  Steingut,  Schüsseln  und 
Pissoirschalen  aus  glasirtem  Ton  oder  Porzellan  bestehen.  Die  Abfallröhren 
sollen  bis  auf  0,50  m  auf  den  Grubenboden  reichen  und  aufwärts  als  Dunst- 
leitungen bis  über  das  Dach  geführt  werden. 
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§  23.  Abtrittgruben  mtlssen  ganz  ausserhalb  des  Gebäudes  verlegt  und  gut 
zementirt  werden.   Sie  sollen  wasser-  und  luftdicht  und  sicher  verschlossen  sein 

§  24.  Jeder  Abtritt  soll  eine  Breite  von  mindestens  0,75  m  und  eine  Länge 
von  mindestens  1.50  m  erhalten,  die  Sitzhöhen  sollen  je  nach  Erfordernis  0,80 
bis  0,45  m  betragen. 

§  25.  Die  massiven  Wände  der  Aborte  sollen  zementirt  und  mit  einem 
Besenwurf  versehen  werden.  Bei  Massivbauten  sind  die  Böden  gewölbt  zu 
erstellen  und  mit  Asphalt  oder  Zement  zu  belegen. 

IV.  Turnhallen. 

§  26.  Im  Interesse  eines  regelmässigen  Unterrichts  wird  die  Erstellung 
eines  geschlossenen,  ventiHrbaren,  mindestens  5,00  m  hohen,  hellen  und  wo- 
möglich heizbaren  Lokales  von  3,5  bis  4  m^  Bodenfiäche  fiir  jeden  Schüler  einer 
Tamklasse  empfohlen.  (Verordnung  des  Schweiz.  Bundesrates  vom  16.  April  1883.) 

§  27.  Die  Turnhalle  kann  in  höchst  einfacher  Weise,  mnss  aber  stets  solid 
erstellt  werden. 

§  28.  Für  Gemeinde-  und  höhere  Schulen  können  gemeinschaftliche  Tum- 
lokale  erstellt  und  benutzt  werden. 

§  29.  In  der  Turnhalle  bezw.  auf  dem  Turnplätze  sind  nach  Vorschrift 
der  massgebenden  Normalien  die  in  Art.  10  der  Verordnung  vom  16.  April  1883 
näher  bezeichneten  Geräte  anzubringen. 

V.  Benutzung  und  Besorgung  der  Schullokalitäten. 

§  30.  Die  Benutzung  der  Schullokalitäten  zu  andern  als  Schulzwecken 
kann  auf  Ansuchen  und  unter  Verantwortlichkeit  des  Gesuchstellers  auf  den 
Vorschlag  des  Gemeinderates  vom  Erziehungsrate  bewilligt  werden.  (Schul- 
gesetz §  33.)  Es  ist  in  solchen  Fällen  von  den  Inhabern  der  Begünstigung  für 
nachherige  gehörige  Reinigung  zu  sorgen. 

Alle  Unterrichtslokalitäten,  welche  täglich  gebraucht  werden,  sind  wöchent- 
lich wenigstens  dreimal  auszukehren. 

Alljährlich  in  den  Frühlings-  und  Herbstferien  sind  sämtliche  Schullokali- 
täten einer  gründlichen  Reinigung  zu  unterziehen. 

Der  Reinlichhaltung  der  Abtritte  ist  besondere  Aufmerksamkeit  zuzuwenden. 
Es  sind  die  Abfallrohre  wöchentlich  zu  spülen  und  wenn  nötig  zu  desinfiziren. 

Gegen  das  Einfrieren  der  Abtrittrohre  sind  rechtzeitig  die  geeigneten  Mass- 
regeln zu  treffen. 

VI.  Auswahl  des  Bauplatzes  und  Genehmigung  der  Pläne. 

§  31.    Die  Wahl  des  Schulhaus-Bauplatzes  unterliegt,   nach   eingeholtem 

Gutachten  der  Baudirektion,  der  Genehmigung  der  Erziehungsdirektion  resp. 

des  Erziehungsrates;   bei  erhobenen  Anständen  entscheidet   darüber  der  Re- 
gierungsrat. 

§  32.  Die  zur  Erstellung  neuer  Bauten,  sowie  zur  Erweiterung  oder  zu 
wesentlichem  Umbaue  bestehender  Schulhäuser  der  Erziehungsdirektion  einzu- 
reichenden Pläne  sollen  in  den  Grundrissen,  im  Aufriss  und  Durchschnitt  bestehen. 

Es  soll  dabei  alles  Luxuriöse,  Überflüssige  oder  gar  Zweckwidrige  ver- 
mieden und  wo  es  projektirt  ist,  von  den  zuständigen  Behörden  nicht  zuge- 
lassen werden. 

§  33.  Mit  Angabe  der  bisherigen  Zahl  der  Schulen,  der  schulpflichtigen 
Kinder,  der  Bevölkerung  und  der  voraussichtlich  sich  gestaltenden  Schuleinrich- 
tung der  Gemeinde  Übermacht  die  Erziehungsdirektion  jeden  eingegangenen 
Plan  der  Baudirektion  zur  technischen  Prüfung.  Auf  das  Gutachten  der  letztem 
wird  die  Erziehungsdirektion  resp.  der  Erziehungsrat  den  Plan  definitiv  oder 
bedingungsweise  genehmigen,  oder  aber  nach  zu  erteilenden  Weisungen  zur 
Umarbeitung  dem  Gemeinderate  zurtickbieten. 

Wird  gegen  die  Genehmigung  oder  Nichtgen ehmigung  Einsprache  erhoben, 
so  entscheidet  darüber  der  Regierungsrat. 
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§  34.  Von  der  Vollendung  des  Baues  wird  der  Gemeinderat  unter  Beilage 
des  Bauplanes,  des  Baubeschriebes  und  der  Bauverträge  der  Erziehungsdirektion 
Kenntnis  geben  und  diese  nach  eingeholtem  Gutachten  der  Baudirektion  und 
eigener  Prüfang  der  Angelegenheit  den  Bau  entweder  genehmigen  oder  dessen 
Genehmigung  behufs  notwendiger  Ergänzungen  oder  Änderungen  sistiren. 

Unter  Beilage  der  genannten  Bauakten  erstattet  die  Erziehungsdirektion 
dem  Regierungsrate  über  den  genehmigten  Bau  Bericht  und  beantragt  bei  vor- 
schriftsgemässer  Ausführung  die  Ausrichtung  eines  entsprechenden  Staats- 
beitrages. 

§  35.  Die  Schulbehörden  sind  beauftragt,  nicht  nur  die  unternommenen 
Schuihausbauten  während  ihrer  Ausführung  gemäss  dieser  Anleitung  zu  beauf- 
sichtigen, sondern  auch  den  Zustand,  die  Unterhaltung  und  Reinlichkeit  der 
bestehenden  Schulhäuser  und  Schullokale  unter  fortwährender  Aufsicht  zu  halten 
und  dabei  auf  beförderliche  Beseitigung  wahrgenommener  Mängel  und  Übel- 
stände zu  dringen. 

Aar  au,  den  4.  Mai  1891. 

Namens  des  Erziehungsrates, 

Der  Präsident:  Dr.  F ah rl ander. 
Der  Sekretär:  N.  Stäuble. 

Der  Regierungsrat  des  Kantons  Aargau 

beschliesst: 

Die  vorstehende  Verordnung  über  Schulhausbauten  wird  genehmigt.  Die- 
selbe ist  in  die  Gesetzessammlung  aufzunehmen. 

Aarau,  den  19.  Mai  1891. 

Im  Namen  des  Regierungsrates, 

Der  Landammann:    Dr.  Fahrländer. 
Der  Staatsschreiber:  Dr.  A.  Zschokke. 


10.  3.  Regulativ  betreffend  Abgabe  der  obligatorischen  gedruckten  Lehrmittel  auf 
Rechnung  des  Staates  an  die  Primarschulen  des  Kantons  St.  Gallen.  (Vom 
5.  Februar  1891.)    (^^ora  Regierungsrat  genehmigt  den  16.  Februar  1891.) 

Die  neue  Verfassung  vom  16.  November  1890  gewährt  in  Art.  6  die  unent- 
geltliche Lieferung  der  obligatorischen  gedruckten  Lehrmittel  für  die  Primar- 
schulen von  Seiten  des  Staates.  Die  Unentgeltlichkeit  erstreckt  sich  demnach 
über  die  Sprach-,  Rechnungs-  und  Gesangbüchlein,  das  Ergänzungsschulbuch 
und  die  Schttlerhandkarte.  Diese  Lehrmittel  sind  bei  Beginn  des  Schulkurses 
durch  die  Lehrer  an  die  Schüler  je  nach  deren  Klasse  einmal  unentgeltlich  zn 
verabfolgen. 

Den  öffentlichen  Primarschulen  sind  in  dieser  Beziehung  die  kantonalen 
Waisen-  und  Rettungsanstalten  der  Primarschulstufe  gleich  zu  halten. 

Wenn  während  des  Schuljahres  neue  Schüler  eintreten,  so  ist  folgendem  zn 
beobachten :  Kommen  sie  aus  einer  st.  gallischen  Primarschule,  woselbst  sie  die 
Lehrmittel  ihrer  Klasse  schon  erhalten  haben,  so  ist  eine  nochmalige  Gratis- 
Abgabe  unstatthaft ;  trifft  dies  aber  nicht  zu,  oder  kommen  sie  von  auswärtigen 
Schulen,  so  sind  ihnen  die  obligatorischen  gedruckten  Lehrmittel  mit  der  Zu- 
weisung an  die  entsprechende  Schulklasse  gratis  zu  übergeben. 

Alle  Schüler  haben  zu  den  ihnen  übergebenen  Lehrmitteln  Sorge  zu  tragen 
und  unsaubere  oder  unbrauchbar  gewordene  Exemplare  auf  eigene  Kosten  in 
den  gehörigen  Zustand  bringen  zu  lassen,  oder  durch  neue  zu  ersetzen. 

Die  Lehrer  haben  auf  die  sorgsame  Behandlung  der  Lehrmittel  ein  wach- 
sames Auge  zu  richten  und  Zuwiderhandlungen  angemessen  zu  bestrafen. 

Der  Erziehungsrat  hat  die  beiden  Buchhandlungen  Huber  &  Co.  (Fehr'sclie 
Buchhandlang)  und  A  &  J.  Koppel  in  St.  Gallen  mit  der  Lieferung  der  obliga- 
torischen gedruckten  Lehrmittel  beauftragt,  nämlich: 

a.  Rüeggs  Lehr-  und  Lesebücher  für  Klasse  I— VII ; 

b.  Ergäuzungsschulbuch ; 


Eeglement  für  die  Schulinspektion  im  Kanton  Appenzell  A.-Rh.  45 

c.  Webers  Gesanghefte ; 

d.  Schäublins  Liederbuch ; 

oder  statt  der  unter  lit.  c  und  d  bezeichneten  Lehrmittel : 

e.  das  Übungs-  und  Liederbuch  für  den  Gesanguuterricht  an  Volksschulen, 
L  und  IL  Heft,  von  Otto  Wiesner; 

/.  die  Schülerhandkarte  des  Kantons  St.  Gallen. 

Bezüglich  des  Bechnungs-Lehrmittels  wollen  wir,  bis  und  so  lange  noch 
kein  eigenes  obligatorisches  Lehrmittel  erstellt  ist,  den  Schulräten  freie  Hand 
lassen,  die  ihnen  gut  scheinende  Auswahl  zu  treffen. 

Die  Schulräte  sind  befugt,  nach  fi-eier  Wahl  sich  der  einen  oder  andern 
der  beiden  genannten  Buchhandlungen  zu  bedienen.  Letztere  sorgen  dafür, 
dass  stets  genügender  Vorrat  auf  Lager  ist  und  garantiren  für  umgehende  und 
zuverlässige  Erledigung  sämtlicher  Bestellungen.  Die  Abgabe*  von  Lehrmitteln, 
soweit  für  solche  die  Berechtigung  zum  Gratis-Bezuge  vom  Staate  vorliegt, 
erfolgt  nur  auf  Grund  amtlicher  Bestellformulare,  welche  von  der  Erziehungs- 
kanzlei durch  die  Bezirksschulratspräsidenten  zu  beziehen  sind.  Die  Bestell- 
formulare dürfen  zu  keinerlei  andern  Bestellungen  von  Büchern  oder  Lehr- 
mitteln benutzt  werden,  und  es  müssen  ungenaue  oder  unrichtige  Bestellungen 
zurückgewiesen  werden. 

Die  Schul  Wandkarte  der  Kantone  St.  Gallen  und  Appenzell  kann  ebenfalls 
bei  den  genannten  Buchhandlungen  zum  Preise  von  Fr.  25  für  Primär-  und 
Kealschulen  des  Kantons  St.  Gallen  bezogen  werden. 

Sollten  von  den  oben  bezeichneten  obligatorischen  gedruckten  Lehrmitteln 
dato  noch  Vorräte  in  neuesten  Auflagen  in  Depots  bei  Buchhandlungen,  Buch- 
bindern oder  Schulbehörden  des  Kantons  sich  befinden,  so  sind  die  bezeichneten 
beiden  Buchhandlungen  bereit,  diese  Vorräte  unter  Vergütung  des  Netto-An- 
kaofspreises  bis  zum  Beginn  des  nächsten  Schuljahres  zu  übernehmen. 

St.  Gallen,  den  5.  Februar  1891. 

Für  den  Erziehungsrat  des  Kantons  St.  Gallen, 

Der  Präsident:  Dr.  F.  Curti. 
Der  Aktuar:   Dütschler. 
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11.  4.    Reglement  fflr  die  Inspektion  der  Schulen  des  Kantons  Appenzell  A.-Rh. 

(Von  der   Landesschulkommissiöh   erlassen  im  März   1879  und   revidirt  im 
August  1891.) 

A.  Organisation. 

§  1.  Die  Inspektion  umfasst  die  Kantonsschule  in  Trogen  und  sämtliche 
Primär-,  Real-  und  Privatschulen  des  Landes. 

§  2.  Die  Inspektoren  werden  auf  Vorschlag  der  Landesschulkommissiou 
Tom  Regierungsrate  gewählt. 

§  3.  Die  Inspektion  sämtlicher  Schulen  hat  im  Laufe  von  zwei  Jahren  zu 
geschehen.  Die  Abgrenzung  der  Inspektions-Bezirke  ist  Sache  der  Landes- 
schulkommission. 

§  4.  Die  Inspektoren  haben  über  die  von  ihnen  inspizirten  Schulen  mit 
tnnlichster  Beförderung  der  Landesschulkommissiou  einlässlich  Bericht  zu 
erstatten,  woraus  den  betreffenden  Gemeindeschulkommissionen  und  Lehrern 
das  Bezügliche  in  Abschrift  mitzuteilen  ist.  Nach  Schluss  der  zweijährigen 
Periode  hat  die  Landesschulkommissiou  dem  Eegierungs-  und  Kantonsrat  einen 
allgemeinen  Bericht  über  das  Ergebnis  der  Inspektion  einzureichen. 

§  5.  Die  Inspektoren  sollen  dem  Unterricht  in  jeder  Schulabteilung  und 
Klasse  so  lange  beiwohnen,  bis  sie  sich  über  den  Stand  der  Schule  im  allge- 
meinen und  die  Leistungen  des  Lehrers  und  der  Schüler  im  besondem  ein  mög- 
lichst sicheres  Urteil  gebildet  haben. 

§  6.  Die  Inspektion  erstreckt  sich  über  den  materiellen,  intellektuellen 
und  disziplinarischen  Teil  des  Schulwesens. 
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B.  Spezielle  Bestimmungen. 

/.  Materieller  Teil, 

§  7.  Alle  Schalhänser  und  Lehrzimmer  sind  an  der  Hand  der  Normalien 
für  Schulhausbauten  zu  prüfen.  Es  soll  auch  darauf  gesehen  werden,  ob  in 
den  Schulhäusem  irgend  welche  den  Unterricht  störende  Arbeiten  getrieben 
werden. 

§  8.  Die  Inspektoren  haben  sich  nach  dem  Schulvennögen,  der  Besoldung 
und  andern  die  Schule  betreffenden  Einnahmen  der  Lehrer,  sowie  auch  nach 
allfälligen  Nebenbeschäftigungen  derselben  und  nach  der  Unentgeltlichkeit  den 
Realschulunterrichtes  (Artikel'  37  der  Verordnung  über  das  Schulwesen)  sn 
erkundigen. 

§  9.  Ganz  besonders  sind  die  Aufnahme  und  Entlassung  der  Schüler,  die 
Beförderung  derselben  tou  einer  Schulstufe  zur  andern,  die  Klasseneinteilnng, 
die  Dauer  der  Schulzeit,  die  Ferien  und  Prüfungen  ins  Auge  zu  fassen  (Artikel  8 
und  22  der  Verordnung  über  das  Schulwesen). 

§  10.  Die  Inspektoren  sollen  im  weitem  ihr  Augenmerk  auf  die  Lebr- 
apparate  und  Lehrmittel  richten  und  speziell  darüber  berichten,  ob  beide  in 
genügender  Anzahl  vorhanden  seien,  ob  die  obligatorischen  Lehrmittel  gebraucht 
werden  und  ob  alle  von  der  Landesschulkommission  den  Schulen  als  Eigentum 
zugestellten  Lehrbücher,  Verordnungen  und  Instruktionen  sich  vorfinden. 

§  11.  In  Waisenschulen,  Rettungsanstalten  und  Pensionaten  ist  auf  die 
ganze  Hausordnung  und  besonders  auf  die  Beschäftigung  der  Schüler  ausser 
den  Schulstunden  Rücksicht  zu  nehmen.  In  Waisenschulen  und  Rettungs- 
austalten  soll  namentlich  darauf  geachtet  werden,  ob  dem  Unterricht  neben  der 
Arbeit  die  nötige  Zeit  und  Aufinerksamkeit  gewidmet  werde. 

//.  Intellektueller  Teil. 

§  12.  Die  Inspektoren  werden  sich  davon  überzeugen,  ob  der  vorgeschriebene 
allgemeine  Lehrplan  beobachtet  werde  und  ob  der  Lehrer  einen  darauf  sich 
stutzenden  speziellen  Lehrplan  für  jede  Klasse  und  jedes  Fach  ausgearbeitet 
habe  und  darnach  unterrichte,  femer,  ob  ein  Stundenplan  vorhanden  und  dieser 
nach  Massgabe  des  Lehrplans  eingerichtet  sei  und  den  einzelnen  Unterrichts- 
fächern die  entsprechende  Zeit  anweise. 

§  13.  In  jeder  Schule  sollen  während  der  Inspektion  sämtliche  Fächer 
behandelt  werden,  wobei  es  den  Inspektoren  frei  steht^  selbst  zu  prüfen  oder 
irgend  ein  Pensum  vom  Lehrer  durchführen  zu  lassen. 

///.  Disziplinarischer  Teil. 

§  14.  Die  Inspektoren  haben  auf  die  körperliche  Haltung  der  Schüler  und 
ihre  Reinlichkeit,  auf  die  Ordnung  im  Schulzimmer  und  auf  den  Zustand  der 
Lehrapparate  und  Lehrmittel  zu  achten  und  überhaupt  alles  ins  Auge  zu  fassen, 
was  die  Schulhygieine  betrifft. 

§  15.  Sie  sollen  sich  auch  nach  der  Art  und  Weise,  wie  der  Lehrer  die 
Disziplin  handhabt,  erkundigen  und  sich  davon  überzeugen,  ob  die  Instroktion 
zur  Führang  der  Schultabellen,  Ahndung  der  Schulversäumnisse  et«,  vom  5.  März 
1891  genau  beobachtet  werde. 

§  16.  Ganz  besonders  sollen  sie  ihr  Augenmerk  auf  den  sittlichen  Geist, 
der  in  der  Schule  herrscht,  auf  die  Aufmerksamkeit,  den  Gehorsam  und  die 
Tätigkeit  der  Schüler  richten. 

§  17.  Die  Inspektoren  haben  das  Recht,  die  Protokolle  der  Schulkommissionen 
«inzusehen. 

C.  Allgemeine  Bestimmungen. 

§  18.  Um  die  Inspektion  möglichst  einheitlich  zu  gestalten,  werden  diePrimar- 
flchulinspektoren  von  einer  Spezialkommission  der  Landesschulkommission,  welche 
die  Inspektion  überhaupt  zu  überwachen  hat,  zu  periodischen  Zusammenkünften 
■einbemfen. 
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§  19.  Sie  haben  die  von  der  Landesschnlkommission  ihnen  znr  Begut- 
achtung tlberwiesenen  Frt^en  zu  beantworten.  Anderseits  können  sie  Ton  sich 
aas  der  Landesschulkommission  Wünsche  und  Anträge  einreichen. 

§  20.  Die  Inspektoren  sollen  den  Lehrern  gegenüber  nicht  als  strenge 
Richter^  sondern  als  wohlmeinende  Freunde  und  Eatgeber  auftreten.  Zu  dem 
Ende  werden  sie  ihre  Wünsche  und  Bemerkungen  dem  Lehrer  unter  vier  Augen 
mitteilen  und  ihn  wohlwollend  auf  allfällige  Mängel  und  Gebrechen  in  der 
Schule  aufinerksam  machen,  damit  so  der  Hauptzweck  der  Inspektion  erreicht 
werde:  allseitige  Hebung  und  Förderung  des  Schulwesens. 


12. 5.  Instruktion  zur  Fahrung  der  Schultabellen,  Ahndung  der  Schulversäumnisse 
und  Zensur  der  Tabellen  und  des  Schulbesuches  in  den  Primarschulen  des 
Kantons  Appenzell  A.-Rh.  (Erlassen  von  der  Landesschulkommission  den 
5.  März  1891.) 

A.  Tabellenführung. 

■ 

1.  Anfertigung  der  Tabellen, 

§  1.  Bei  Beginn  jedes  Schuljahres  hat  der  Lehrer  die  Schüler,  nach  Klassen 
geordnet,  mit  ToUständigem  Tauf-  und  Familien-Namen  und  Wohnort  in  die 
entsprechenden  Rubriken  einzutragen.  £ine  Numerimng  findet  noch  nicht  statt. 
In  der  Rubrik  „Aufnahme  in  die  Schule^  ist  stets  das  Jahr  zu  bezeichnen,  in 
welchem  die  Auifnahme  in  die  Alltagsschule  stattgefunden  hat,  und  zwar  gleich- 
viel  wo.  In  der  Übungsschultabelle  ist  ob  der  Linie  der  Eintritt  in  die  JÜltag-, 
unter  der  Linie  der  Übertritt  in  die  Übungsschule  aufzuführen.  Die  verschie- 
denen Klassen  sollen  mit  Rücksicht  auf  die  im  Laufe  des  Semesters  Ein- 
tretenden durch  einen  angemessenen  Zwischenraum  von  einander  getrennt 
werden.  Halbtagschüler  neben  Ganztagschülem  und  Ganzta^schüler  neben 
Halbtagschülem  sind  gesondert  aufzuführen.  Das  gleiche  hat  m  den  Übungs- 
schulen  bei  denjenigen  Mädchen  zu  geschehen,  welche  wegen  Besuchs  einer 
obligatorischen  Arbeitsschule  die  Übnngsschule  nur  einen  halben  Tag  besuchen. 

§  2.  In  der  drittobersten  Horizontalkolonne  soll  in  jeder  Rubrik  die  Zahl 
der  in  der  betreffenden  Woche  wirklich  gehaltenen  halben  oder  ganzen  Schul- 
tage eingetragen  werden.  Es  darf  daher  in  dieser  Kolonne  z.  B.  bei  fünf  halben 
Schultagen  in  der  Woche,  wenn  nur  drei  halbe  Tage  Schule  gehalten  worden 
ist,  am  entsprechenden  Orte  nicht  die  Zahl  5,  sondern  es  muss  die  Zahl  3  gesetzt 
werden. 

In  den  Übungsschultabellen  ist  in  der  zweiten  Horizontalkolonne  oben  jeder 
wirklich  gehaltene  Schultag  nach  dem  Datum  des  Monats  zu  bezeichnen.  Eine 
Einstellung  ist  in  der  betreffenden  Kolonne  anzugeben. 

Es  genügt,  wenn  diese  Angaben  auf  der  ersten  Seite  der  Vormittags-, 
sowie  auf  der  ersten  Seite  der  Nachmittagsschüler  gemacht  werden. 

2,  Bezeichnung  der  Absenzen  und  Verspätungen. 

§  3.  Jeder  Lehrer  soll  bei  Verantwortung  alle  Absenzen  seiner  Schüler, 
entschuldigte  und  nicht  entschuldigte,  und  jede  Verspätung  genau  in  die  vor- 
geschriebenen Tabellen  eintragen.  Dispensation  tou  der  Verzeichnung  irgend 
welcher  Absenz  und  Verspätung  ist  untersagt. 

§  4.    Dabei  ist  folgendes  Verfahren  zu  beobachten: 

a.  Pünktlich  zu  Anfang  der  festgesetzten  Schulzeit  hat  der  Lehrer  die 
Namen  aller  Schüler  zu  verlesen  und  jede  Abwesenheit  in  der  betreffen- 
den Kolonne  mit  einem  senkrechten  Tintenstrich  (1)  zu  bezeichnen. 

6.  Am  Schlüsse,  oder  wenn  tunlich  im  Laufe  der  Schulzeit,  ist  bei  den- 
jenigen Schülern,  welche  sich  bloss  verspätet  haben,  an  den  senkrechten 
Strich  unten  ein  kleiner  Querstrich  (L)  anzusetzen.  Ist  die  Verspätung 
als  entschuldigt  zu  betrachten,  wobei  namentlich  schlechte  Witterung, 
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schlechte  Wege  und  grosse  Entfernung  von  der  Schule  hei  Kindern  in 
zartem  Alter  und  dringend  nötige  Htilfeleistung  hei  Krankheit  der  nächsten 
Angehörigen  im  Hause  in  Berücksichtigung  fallen,  so  ist  über  das  Ver- 
spätungszeichen ein  kleiner  Bogen  (t_J  zu  ziehen. 

c.  Entschuldigte  Ahsenzen  sind  durch  ein  -^  zu  bezeichnen,  ausgenommen 
diejenigen  für  Hülfeleistung  bei  der  Heu-  uüd  Emdemte,  welche  mit  I 
anzumerken  sind. 

Als  Entschuldigungsgründe  gelten: 

1.  Krankheit  des  Schülers ; 

2.  schlechte  Witterung,   schlechte  Wege  und  grosse  Entfernung  von  der 
Schule  bei  Kindern  in  zartem  Alter; 

3.  Hülfeleistung  bei  der  Heu-  und   Emdemte,  jedoch   dürfen   für  beide 
Ernten  zusammen  nicht  mehr  als  zehn  Ahsenzen  entschuldigt  werden; 

4.  dringend  nötige  Hülfeleistung  bei  Krankheit  der  nächsten  Angehörigen 
im  Hause  (§  15  der  Schulverordnung). 

d,  Ftlr  Kinder,  welche  der  katholischen  Kirche  angehören,  sind  Schulabsenzen 
ausser  an  den  allgemeinen  Festtagen  (Weihnacht,  Neujahr,  Giarfreitag, 
Auffahrt,  Oster-  und  Pfingstmontag)  auch  noch  an  folgenden  Tagen  ent- 
schuldigt :  Dreikönigsfest,  Lichtmess,  Frohnleichnamsfest,  Maria  Himmel- 
fahrt, Maria  Empfängnis  und  Allerheiligen. 

§  5.  Wenn  die  über  das  Ausbleiben  eines  Schülers  gemachten  Angaben 
nicht  zuverlässig  zu  sein  scheinen,  so  hat  sich  der  Lehrer  nach  dem  Sach- 
verhalte zu  erkundigen.  Ist  ihm  dies  nicht  möglich,  oder  glaubt  er  in  einem 
solchen  Fall  nicht  selbst  über  Entschuldigung  oder  Nichtentschuldigung  der 
Ahsenzen  entscheiden  zu  können,  so  hat  er  das  Präsidium  der  Schulkommission 
unverzüglich  davon  in  Kenntnis  zu  setzen  und  dann  nach  dessen  Anweisung  zn 
verfahren. 

§  6.  Zur  leichtem  Übersicht  und  zum  allfälligen  Nachweis,  welchen  Tages 
ein  Schüler  die  Schule  versäumt  oder  sich  verspätet  hat,  sind  die  Ahsenzen  an 
den  verschiedenen  Wochentagen  an  entsprechender  Stelle  zu  bezeichnen,  z.  B. 
am  Montag  ob  der  Linie  links,  am  Dienstag  in  der  Mitte,  am  Mittwoch  rechts, 
am  Donnerstag  unter  der  Linie  links  etc. 

Eine  ähnliche  Unterscheidung  ist  auch  in  der  Tabelle  der  Übungsschule 
und  Mädchenarbeitsschule  zu  beobachten,  indem  die  Absenz  am  Vormittag  ob 
der  Linie,  am  Nachmittag  unter  derselben  bezeichnet  wird. 

3,  Ein-  und  Austritt  von  Schülern  im  Laufe  des  Schuljahres. 

§  7.  Schüler,  die  im  Laufe  des  Schu^ahres  eintreten,  sind  in  der  Tabelle 
der  entsprechenden  Klasse  anzureihen.  Auf  der  betreffenden  Linie  ist  das 
Datum  des  ersten  Besuchs  und  die  Zahl  der  in  der  frühem  Schule  gemachten 
Versäumnisse  und  Verspätungen  vorzumerken,  z.  B.  „den  1.  Februar  aus  der 
Schule  Saien  in  Urnäsch  mit  sechs  entschuldigten,  drei  unentschuldigten  Ah- 
senzen und  vier  Verspätungen,  wovon  zwei  entschuldigte".  Zur  Abkürzung 
können  auch  nur  die  entsprechenden  Absenzzeichen  beigesetzt  werden,  z.  B. 

6  H-,  3  I,  2  L,  2  T- 

§  8.  Von  dem  durch  den  Ausweis  konstatirten  Austritt  an  bis  zum  Ein- 
tritt in  die  neue  Schule  sind  für  den  Umzug  zwei  Tage  als  entschuldigt  zu 
betrachten  und  auf  Rechnung  des  neuen  Bezirks  zu  nehmen. 

§  9.  Aus  dem  Bezirke  weggezogene  Schüler  sollen  in  der  Tabelle  nicht 
durchgestrichen  werden.  Auf  der  betreifenden  Linie  ist  sowohl  das  Datum  des 
letzten  Schulbesuchs  als  auch  (wenn  immer  möglich)  der  neue  Schulbezirk,  in 
welchen  der  Schüler  übersiedelt,  zu  bezeichnen,  z.  B.  „den  12.  Januar  1878 
nach  Speicher,  Oberschule  Dorf". 

§  10.  Zur  Kontrolirung  des  Ein-  und  Austrittes  von  Schülern,  die  den 
Schulbezirk  wechseln,  sind  Ausweise  nach  Formular  zu  fertigen. 

§  11.  Der  Ausweis  ist  portofrei  dem  Lehrer  der  betreifenden  Schule,  oder 
wenn  diese  nicht  bekannt  sein  sollte,  dem  Präsidium  der  Schulkommission  der 
betreffenden  Gemeinde  zuzusenden. 
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4.  Abschluss  der  Tabellen, 

§  12.  Am  Schlüsse  des  Schuljahres  hat  der  Lehrer  die  entschuldigten  und 
nnentschuldigten  Absenzen  und  Verspätungen  genau  zusammenzuzählen  und  in 
die  entsprechenden  Kolonnen  einzutragen.  'Bei  Schülern,  die  im  Laufe  des 
Schuljahres  aus  einem  andern  Schulbezirk  im  Kanton  eingetreten,  sind  die  in 
diesem  Bezirke  gemachten  und  auf  Grund  des  Ausweises  vorgemerkten  Absenzen 
imd  Verspätungen  mitzuzählen,  wie  wenn  sie  im  neuen  Bezirke  gemacht  worden 
wären.  Absenzen  und  Verspätungen,  die  in  einem  andern  Kantone  gemacht 
worden^  kommen  nicht  in  Rechnung.  Bei  Schülern,  die  keine  Absenzen  oder 
Verspätungen  haben,  wird  in  der  betreffenden  Kolonne  eine  Null  eingetragen, 
und  bei  solchen,  die  in  eine  andere  Schule  übertraten,  sind  die  Kolonnen  der 
Absenzen  und  Verspätungen  mit  einem  wagrechten  Striche  auszufüllen. 

Ausgetretene  Schüler  sind  bei  der  Xumerirung  nicht  mitzuzählen. 

§  13.  Auf  der  Rückseite  des  äussern  Tabellenbogens  sind  am  angewiesenen 
Orte  die  summarischea  Ergebnisse  einzutragen. 

Bei  Ganztagschülem  ist  die  Gesamtzahl  der  Absenzen  und  Verspätungen 
mit  2  zu  teilen.  Das  gleiche  hat  zu  geschehen  bei  denjenigen  Übungs-  und 
Arbeitsschülem ,  welche  die  Übungs-  bezw.  Arbeitsschule  den  ganzen  Tag 
besuchen. 

Die  Abgabe  der  Versäumnistabellen  hat  innert  zwei  Wochen  vom  Verfluss 
des  Schuljahres  an  stattzufinden. 

§  14.  Der  Präsident  der  Gemeindeschulkommission  hat  die  Pflicht,  die 
Tabellen  nach  Massgabe  der  Verordnung  über  das  Schulwesen  und  dieser  In- 
struktion zu  prüfen,  die  betreffenden  Lehrer  auf  allfällige  Mängel  und  Lücken 
aufmerksam  zu  machen  und  diesen  bestmöglich  abzuhelfen. 

Sechs  Wochen  nach  Schlnss  eines  Schuljahres  sind  sämtliche  Tabellen  an 
das  Aktuariat  der  Landesschulkommission  einzusenden. 

Allfällige  besondere  Bemerkungen,  Mitteilungen  oder  Wünsche  mit  Bezug 
auf  Tabellenführung,  Absenzen  etc.  sind  in  dem  Ausweis  anzubringen. 

B.  Warnungen  und  Ahndungen. 
1.  Obliegenheit  des  Lehrers. 

§  15.  Hat  ein  Schüler  im  Zeitraum  eines  Schuljahres  die  in  nachstehender 
Tabelle  für  eine  Warnung  festgestellte  Zahl  unentschuldigter  Absenzen  erreicht, 
so  ist  vom  Lehrer  dem  Präsidenten  der  Schulkommission  unter  Angabe  der  Zahl 
der  entschuldigten  und  unentschuldigten  Absenzen  und  Verspätungen  unver- 
züglich Kenntnis  zu  geben  und  hievon  auch  in  der  Versänmnistabelle  (am 
passendsten  nach  der  letzten  bezüglichen  Absenz  oder  Verspätung  durch  einen 
grossem  Strich)  Vormerkung  zu  nehmen. 

So  oft  nach  stattgehabter  Warnung  im  gleichen  Schuljahre  die  für  Straf- 
einleitung  festgesetzten  neuen  unentschuldigten  Versäumnisse  hinzukommen,  hat 
der  Lehrer  soK)rt  wieder  Anzeige  zu  machen  und  dies  durch  einen  grössern 
Strich  in  der  Tabelle  vorzumerken. 

Im  neuen  Schuljahre  tritt  zunächst  wieder  Warnung  ein. 

Warnung        8  trafeinleitung 
nach  nach  Je  weitern 

Halbtagschulen .  8  4  unentschuldigten 

Absenzen. 

Ganztagschulen 16  8 

Arbeitsschulen : 
Übungsschulen : 
Arbeits- Übungsschulen : 

a.  bei  einem  halben  Schultage  per  Woche  2  1 

b,  bei  zwei  halben  Schultagen  per  Woche  4  2 

NB.  Als  Absenz  xlblt  die  Versänmnis  eines  Schulhalbtages.  Vier  unentschuldigte  Ver- 
spStungen  sind  als  eine  Absenz  zu  rechnen. 
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§  16.  Der  Lehrer  hat  ein  Verzeichnis  seiner  nach  §  15  zu  machenden  An- 
zeigen zu  führen. 

2.  Obliegenheiten  des  Präsidiums  der  Schtdkommission. 

§  17.  Sohald  von  seiten  des  Lehrers  eine  Anzeige  nach  §  15,  Lemma  1, 
erfolgt,  so  hat  das  Präsidium  der  Schülkommission  dem  Vater  des  hetreffenden 
Schülers,  oder  wer  dessen  Stelle  vertritt,  sofort  eine  Warnung  zukommen  zu 
lassen. 

So  oft  nach  Massgahe  des  §  15,  Lemma  2,  im  gleichen  Schuljahr  aber- 
mals Anzeige  erfolgt,  ist  der  Fall  dem  Präsidenten  des  Gemeindegerichtes  211 
verzeigen. 

Warnung  und  Verzeigung  beim  Gericht  sind  nach  gedruckten  Fonnularien 
auszufertigen. 

§  18.  Über  diese  Warnungen  und  Verzeignngen  ist  ein  genaues  Verzeichnis 
nach  Formular  zu  führen. 

§  19.  Ergibt  es  sich  bei  Durchsicht  der  Tabellen,  dass  eine  Anzeige  znr 
Warnung  oder  gerichtlichen  Verzeigung,  oder  die  Warnung  oder  Verzeigun? 
selbst  unterlassen  worden,  so  ist  das  Versäumte  sofort  nachzuholen. 

Kann  eine  Warnung  oder  Verzeigung  wegen  Wegzuges  aus  der  Gemeinde 
nicht  mehr  vollzogen  werden,  so  ist  die  Schulkommission  des  neuen  Wohnortes 
(sofern  er  sich  im  Kanton  befindet)  sofort  davon  zu  benachrichtigen,  und  diese 
hat  dann  die  Warnung  oder  Verzeigung  zu  vollziehen. 

§  20.  Wenn  Schüler  bei  ihrer  Übersiedlung  vom  Tage  des  durch  den  Aus- 
weis konstatirten  Austrittes  an  bis  zum  Eintritt  in  die  neue  Schule  sich  so 
viele  unentschuldigte  Versäumnisse  haben  zu  Schulden  kommen  lassen,  dass 
diese  mit  den  in  der  frühern  Schule  gemachten  unentschuldigten  Absenzen  die< 
jenige  Zahl  erreichen,  welche  nicht  nur  Warnung,  sondern  auch  Strafeinleitnng 
zur  Folge  hat,  so  hat  die  Verzeigung  ans  Gericht  ohne  vorherige  Warnung  zn 
geschehen. 

§  21.  Kinder,  denen  gestattet  wird,  die  Schule  einer  andern,  als  ihrer 
Wohngemeinde  zu  besuchen,  stehen  unter  der  Kontrole  derjenigen  Schal- 
kommission, in  deren  Gebiete  die  betreffende  Schule  liegt  Warnungen  und 
Strafeinleitungen  aber  geschehen  nach  erfolgter  Anzeige  des  Präsidenten  der 
betreffenden  Schulkommission  von  den  Behörden  der  Wohngemeinde  (§  23  der 
S  chulverordnung) . 

§  22.  Bei  freiwilligem  Schulbesuch  über  die  gesetzliche  Schulzeit  hinaus 
findet  nur  Warnung  oder  Bückweisung,  letztere  jedoch  nur  auf  Beschluss  der 
Schulkommission,  statt. 

§  23.  Absenzen  wegen  Reisen  oder  infolge  Besuchs  bei  Verwandten  und 
Bekannten  ausserhalb  des  Wohnortes  kann  der  Präsident  der  Gemeindeschal- 
kommission bis  auf  acht  Tage  bewilligen.  Für  längere  Abwesenheit  muss,  wenn 
sie  nicht  geahndet  werden  soll,  die  Bewilligung  der  Gemeindeschulkommission 
eingeholt  werden. 

§  24.  Alles  Nachholen  von  Versäumnissen,  in  der  Absicht,  der  Ahndung 
zu  entgehen,  ist  untersagt. 

§  25.  Das  Präsidium  der  Schulkommission  hat  den  Tabellen  einen  Ausweis 
nach  gedrucktem  Formular  über  die  im  Laufe  des  Schuljahres  stattgehabten 
Warnungen  und  gerichtlichen  Verzeignngen  beizulegen.  Dieses  Verzeichnis 
soll  nach  Schulen  geordnet  sein  und  den  Namen  des  Schülers,  dessen  Nummer 
in  der  Tabelle  und  das  Datum  der  Warnung  oder  Verzeigung  enthalten. 

C.  Zensur  der  Tabellen. 

§  26.  Das  Aktuariat  der  Landesschulkommission  hat  sämtliche  Tabellen 
nach  allen  Richtungen  einer  genauen  Durchsicht  zu  unterstellen.  Es  hat  speziell 
darauf  zu  achten,  ob  nicht  Schüler  ohne  gehörige  Begründung  zu  spät  in  die 
Schule  eingetreten  oder  vor  der  gesetzlichen  Zeit  aus  der  Alltag-  in  die  Übuogs- 
schule  über,  oder  aus  letzterer  ausgetreten  seien. 
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Ferner  hat  es  die  Ausweise  der  Präsidenten  der  Schulkommissionen  über 
erlassene  Warnungen  und  gerichtliche  Verzeigungen  an  der  Hand  der  Tabellen 
zu  verifiziren.  Es  ist  ermächtigt,  instruktionswidrig  geehrte  Tabellen  an  die 
betreffende  Gemeindeschulkommission  zur  Verbesserung  zurückzuweisen. 

Wenn  Warnungen  oder  gerichtliche  Verzeigungen  nicht  vollzogen  worden 
sind,  so  hat  es  die  betreffenden  Präsidien  der  Schulkommissionen  hievon  in 
Kenntnis  zu  setzen. 

§  27.  Aus  den  Tabellen  und  Ausweisen  hat  das  Aktuariat  der  Landes- 
8chnU[ommission  zu  deren  Händen  folgende  Summarien  zu  ziehen: 

a.  die  Zahl  der  Alltag-,  t^bungs-,  Arbeits-,  Privat-  und  Realschüler  und  ihr 

Verhältnis  zur  Zahl  der  Gemeindeeinwohner,  sowie  die  Gesamtzahl  der 

Schüler   des  ganzen  Kantons  und   das  Verhältnis   derselben  zu   seiner 

Gesamtbevülkerung ; 
h.  die  Zahl  der  entschuldigten  und  der  unentschuldigten  Versäumnisse  und 

Verspätungen  der  Alltag-,  Übnngs-,  Arbeits-  und  BealschtUer  und  deren 

Durchschnittszahl,  sowie  auch  die  Zahl  der  Schüler,  die  gar  keine  oder 

nur  entschuldigte  Absenzen  haben; 
c,  die  Zahl  der  eingetretenen  Warnungen  und  gerichtlichen  Verzeigungen 

und  derjenigen,  welche  wirklich  vollzogen  wurden  sind; 
(?.  die  Durchschnittszahl  der  Einstellungen  in  jeder  Gemeinde  und  zwar 

der  Tag-,  Übungs-,  Arbeits-  und  Beabchulen  speziell; 
e.  die  ZaU  der  Schulbesuche  in  jeder  Gemeinde. 

Diese  Zusammenstellungen  sind  für  die  Alltag-,  Übungs-,  Arbeits-  und 
Bealschulen  gesondert  zu  fertigen. 

§  28.  Das  Aktuariat  hat  femer  über  den  Befund  der  Tabellen  Bericht  zu 
erstatten  und  auf  besondere  Mängel  aufmerksam  zu  machen. 

§  29.  Die  Landesschulkommission  erteilt  auf  Grundlage  der  Summarien 
imd  der  Berichterstattung,  nach  einer  festzustellenden  Norm  jährliche  Zensuren 
Über  den  Schulbesuch  und  die  Tabellenfdhrung.  Dabei  erlässt  sie  auch  die  in 
Bezug  auf  Schiilbesuch  und  Tabellenführung  nötigen  Weisungen,  Mahnungen 
und  Rügen. 

§  30.  Nach  Feststellung  dieser  Zensur  sendet  das  Aktuariat  die  Tabellen 
nnter  Mitteilung  der  Zensur  und  der  speziellen  Bemerkungen  an  die  Präsidien 
der  Schulkommissionen  zurück,  und  es  haben  diese  hievon  der  Schulkommission 
und  von  den  speziellen  Bemerkungen  in  Bezug  auf  die  Tabellenfährung  auch 
den  Lehrern  Kenntnis  zu  geben. 

§  31.  Die  Schultabellen  sind  in  den  Archiven  der  Gemeindeschulkommissionen 
wenigstens  sechs  Jahre  lang  aufzubewahren. 

§  32.  Die  vorgeschriebenen  Absenztabellen,  Verzeichnisse  und  Formulare 
nach  §  3,  10,  16,  17,  18  und  25  können  unentgeltlich  beim  Aktuariat  der 
Landesschulkommission  bezogen  werden. 

§  33.  Diese  Instruktion  gilt  für  die  Tabellenführung  sämtlicher  Schulen 
des  Kantons.  In  Bezug  auf  die  Behandlung  der  Absenzen  in  den  Mittelschulen, 
sofern  diese  von  Schülern  über  das  alltagsschulpilichtige  Alter  hinaus  besucht 
werden,  sowie  in  Real-  und  Privatschulen  und  beim  obligatorischen  Turnunterricht, 
gelten  die  Vorschriften  der  besondern  Regulative. 


18.  6.  Arrdtö  concernant  la  Repression  des  absences  scolaires,  la  perception  des 
amendes  scolaires  et  la  conversion  de  celles-ci  en  emprisonnement.    (Du  26 

septembre  1891.) 

Le  Conseil  d'Etat  du  canton  de  Vaud 

Vu  le  pr^avis  du  Departement  de  llnstruction  publique  et  des  Cultes; 

Vu  les  art.  92,  93,  94,  99,  100  et  101  de  la  loi  du  9  mai  1889  sur  l'ins- 
truction  publique  primaire,  et  les  art.  47,  172,  173,  174  et  175,  du  r^glement 
da  12  avril  1890  pour  les  6coles  primaires; 
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Consid^rant  qu'il  y  a  lieu  de  donner  des  Instructions  d^taillees  en  vne  d^assnrer 
Tapplication  uniforme  des  susdites  dispositions ; 

•  Arrete: 

Art.  1^^'  Dans  les  deux  jours  d^s  la  fin  de  chaque  semaine,  les  prdsidents 
des  commissions  scolaires  transmettent  au  prefet  du  district  le  rapport  heb- 
domadaire  des  absences  pr^yu  k  Tart.  171  du  r^glement  du  12  ayril  1890. 

Art.  2.  Le  prüfet  veille  k  ce  que  ces  rapports  lui  soient  adress^s  reguliere- 
ment,  qu'il  y  ait  ou  non  des  absences  sans  coug6;  il  rappeile  cette  Obligation 
aux  commissions  scolaires  qui  ont  n^glig^  cette  formalitl. 

Art.  3.  Aussitöt  aprös  röception  de  ces  rapports,  le  prüfet  cite  par  lettre 
charg^e  les  parents  ou  les  tuteurs  des  enfants  d6nonc6s  et  prononce  les  amendes 
pr^vues  aux  art.  92  et  93  de  la  loi  du  9  mai  1889. 

Art.  4.  Les  personnes  condamnees  peuvent  acquitter  jusqu'ti  la^  fin  du  mois, 
au  bureau  du  prüfet,  tont  ou  partie  des  amendes  et  des  frais  r^sultant  du  prononcd. 

Art.  5.  Dans  les  cinq  jours  qui  suivent  la  r6ception  des  rapports  de  la  demifere 
semaine  du  mois,  le  prüfet  transmet  au  receveur,  sur  formulaire  special,  le  bordereau 
des  sommes  pergues  par  lui  et  la  d^signation  des  amendes  et  des  frais  non  pajes. 

A  ce  moment,  il  verse  en  mains  du  receveur  le  produit  des  amendes  men- 
suelles  r6gl6es  k  son  bureau. 

Art.  6.  A  la  röception  de  cies  d^signations,  le  receveur  avise  les  interess^ 
par  lettre  officielle  d'avoir  k  s'acquitter  k  son  bureau  dans  un  d^lai  de  dix  jonrs. 

Art.  7.  En  cas  de  non  paiement  dans  le  d^lai  pr^vu  k  Tarticle  pr^c^dent, 
et  avant  le  20  de  chaque  mois,  le  receveur  renvoie  au  prüfet  les  pi^ces  n^ces- 
saires  pour  que  celui-ci  prononce  la  conversion  de  Tarnende  en  emprisonnement. 

Art.  8.  Pour  chaque  citation  et  pour  chaque  prononcö,  le  prüfet  pergoit  un  6molu- 
ment  de  25  Centimes.  La  conversion  des  amendes  en  emprisonnement  a  lieu  sans  frais. 

Art.  9.  Le  rapport  mensuel  des  pr^fets  pr6vu  k  Tart.  102  de  la  loi  du  9  mal 
1889  est  adress^  au  Departement  de  rinstruction  publique  et  des  Cultes  au  plus 
tard  35  jours  aprfes  le  dernier  prononc6. 

Art.  10.  Le  receveur  tient  un  compte  special  des  amendes  scolaires  pergnes 
et  des  frais  pay^s  en  cas  de  non  perception  de  ces  amendes. 

Art.  11.  Apr^s  approbation  de  ce  compte,  le  receveur  foumit  annuellement 
a  chaque  municipalit^  int^ress^e  la  note  des  amendes  scolaires  attribu6es  k  la 
commune,  ainsi  que  celle  des  frais  pay^s  en  cas  de  non  perception. 

Art.  12.  Le  receveur  transmet,  cas  ^ch^ant,  k  la  municipalit^  le  produit  des 
amendes  scolaires,  d6duction  faite  des  frais  de  perception  non  pay6s,  qui  sont  k 
la  Charge  des  communes ;  si  ces  frais  excedent  le  montant  des  amendes  pergues, 
la  diff^rence  est  support^e  par  l'Etat. 

Art.  18.  Le  Departement  de  l'Instruction  publique  et  des  Cultes  est  charg^ 

de  rexöcution  du  präsent  arrete,  qui  entrera  en  vigueur  le  1«^  novembre  1891. 

Donne,  sous  le  sceau  du  Conseil  d^Etat,  k  Lausanne,  le  26  septembre  1891. 

Le  President:  Luc.  Decoppet. 
Le  Chancelier:  Lecomte. 


14.  7.  Ordnung  betreffend  die  unentgeltliche  Abgabe  der  Lehrmittel  in  den  untern 
und  den  mittlem  Schulen  des  Kantons  Baselstadt.    (Vom  23.  September  1891.) 

Der  Regierungsrat  des  Kantons  Baselstadt  hat  in  Ausführung  des  §  64  des 
Schulgesetzes  vom  21.  Juni  1880  und  vom  8.  Juni  1891  beschlossen  was  folgt: 

§  1.  Die  Schüler  der  untern  und  der  mittlem  Schulen  des  Kantons  Basel- 
stadt erhalten  durch  die  Behörde  einmal  und  unentgeltlich  diejenigen  gedruckten 
obligatorischen  Lehrmittel,  welche  sie  im  Laufe  eines  Schuljahres  nötig  haben. 

§  2.  Die  Schüler  haben  zu  den  ihnen  übergebenen  Lehrmitteln  Sorge  zu 
tragen  und  unsaubere,  unbrauchbar  gewordene  oder  verloren  gegangene  Exem- 
plare auf  eigene  Kosten  in  säubern  Stand  zu  stellen,   beziehungsweise  durch 
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nene  zn  ersetzen.    Die  Lehrer  werden  auf  die  sorgsame  Behandlang  der  Lehr- 
mittel ein  wachsames  Ange  richten  und  Zuwiderhandlungen  angemessen  bestrafen. 

§  3.    Den  Schnlyorstehem  bleibt  es  vorbehalten,  in  besondem  Fällen  die 
Lehrmittel  beim  Austritt  der  Schüler  zurückzuziehen. 

§  4.   Bei  Einführung  neuer  obligatorischer  Lehrmittel  unterliegt  die  dadurch 
bedingte  Mehransgabe  der  Qenehmigung  des  Begierungsrates. 

Basel,  den  23.  September  1891. 

Im  Namen  des  Begierungsrates, 

Der  Präsident:  Zutt. 

Der  Sekretär:  Dr.  B.  Wackernagel. 


15.  8.  Lo  Dipartemant  de  Plnstniction  publique  et  des  Cultes  du  canten  de  Vaud 
aux  Municipaiit6s,  aux  Commissiens  scolaires  et  aux  d6positalres  communaux. 

(Du  3  f^vrier  1891.) 

Diredions  concemant  les  foumitures  scolaires, 

Municipalit^s. 

Chaque  Municipalit^  nomme,  sur  pr^avis  de  la  Commission  scolaire,  un  d^- 
positaire  responsable  chargä  du  service  des  foumitures. 

Elle  met  k  la  disposition  de  ce  service  une  ou  plnsieurs  armoires  bien  con- 
ditionn^es  et  fermant  k  clef,  et,  cas  ^ch^ant,  un  local  special. 

Elle  fixe  une  r^tribution  ^quitable  pour  la  personne  charg^e  de  ce  service, 
en  tenant  compte  du  temps  k  y  consacrer.  Cette  r^tribution  est  k  la  Charge  de 
la  commune. 

L'Etat  foumit  le  registre  des  r^quisitions  et  les  formulaires  pour  les  accus^s 
de  r^ception. 

Commissions  scolaires. 

Les  Commissions  scolaires  exercent  une  surveillance  active  sur  ce  service. 

Elles  s'assurent  de  la  qualit^  des  foumitures  et  de  leur  bonne  conservation ; 
elles  en  surveillent  la  remise  aux  ^l^ves  et  leur  usage ;  elles  r^priment  les  abus 
et  les  gaspi Hages  qu'elles  pourraient  constater. 

Elles  procident,  au  moins  une  fois  l'an,  k  Finspection  g^n^rale  du  mat^riel 
et  k  la  v^rification  des  ^critures. 

Le  President  de  la  Commission,  ou  son  rempla^ant,  signe  les  r^quisitions, 
les  accus^s  de  r^ception  donnant  lieu  k  des  observations,  les  avis  notifiant  un 
refns  de  foumitures,  et  enfin  tonte  la  correspondance  relative  k  ce  service. 

D^positaires  communaux. 

Le  d^positaire  est  responsable  des  foumitures  qui  lui  sont  confi^es. 

II  est  charg6: 

1^  de  les  r6qnisitionner  aupr^s  du  Departement  de  l'Instruction  publique, 

bureau  des  foumitures,  et  de  ^arder  copie  des  r^quisitions  adress^es ; 
2^  de  recevoir  les  foumitures  et  de  les  reconnaitre  d'aprfes  les  ^chantillons- 

types  et  les  factures-bordereaux ; 
3^  de  les  accepter  si  elles  sont  conformes  aux  6chantillons,  et  d'en  accuser 

reception  au  bureau  des  foumitures  avec  observations,  s'il  y  a  lieu; 
49  d'aviser  le  mßme  bureau  quand  les  foumitures  regues  sont  inacceptables : 
5*^  de  remettre  le  mat^riel  aux  dijfF^rentes  6coles,  suivant  le  mode  arfet^ 

par  la  Commission  scolaire,  apr^s  entente  avec  le  Corps  enseignant; 
6^  de  faire  le  u^cessaire  pour  le  renvoi  des  emballages,   si  cette  condition 

est  exig6e  par  le  foumisseur  (encre); 
7®  de  tenir,   par  ordre  de  dates,  un  registre  d'entröe  et  de  sortie,  dans 

leqnel  il  inscrit,  d'un  c6t6  les  objets  qu41  re^oit  et  le  nom  du  foumisseur, 

de  l'autre  ceux  qu'il  remet  k  chaque  classe; 
8^  de  v^rifier  les  factnres  semestrielles  de  paiement,  et  de  les  transmettre, 

dans  ce  but,  avec  pieces  k  l'appui,  au  boursier  communal; 
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c. 


d. 


9^  de  faire  la  correspondance  et  de  classer  ayec  soin  et  r^gnlarit^  tontes 
les  pi^ces,  lettres  et  ^chantillons  de  son  serrice. 

Les  r^quisitions  devront  ^tre  stabiles  en  tenant  compte  du  nombre  des  en- 
fftnts  de  chaque  degr^,  des  directions  donnäes  au  corps  enseignant  et  des  ren- 
seignements  snivants: 

a,  Les  foumitnres  gratuites  sont :  les  cahiers  avec  bnvard,  les  plnmes  d'acier 
ordinaires,  les  porte*plames,  les  crayons,  les  r^gles,  les  encriers,  l'encre, 
les  ardoises,  les  crayons  d'ardoise,  les  albnms  ä.  dessin,  les  gommes,  les 
boites  d'^cole  on  ^tois,  les  carnets  et  les  livrets  scolaires. 

h,  Les  r^qnisitions  seront  adress^es  au  bureau  des  foumitnres,  avant  le 
l^r  mars,  pour  le  mat^riel  du  semestre  d'4t^  et  ayant  le  15  septembre 
pour  celni  du  semestre  d^hiver. 

Les  cahiers,  les  albums,  les  plumes,  les  crayons  ordinaires,  ä  dessin  on 
d'ardoise  seront  demandSs  par  semestre;  les  autres  foumitures,  sauf 
Tencre,  dont  les  euvois  fönt  Tobjet  de  dispositions  speciales,  deTTont, 
dans  la  r^gle,  etre  r^quisitionn6es  avant  le  1^'  mars  pour  tonte  lann^e 
scolaire  suivante. 

Les  communes  de  35  enfants  et  moins  recevront  en  une  seule  fois  la 
Provision  annuelle  dienere,  soit  4  litres.  Pour  une  augmentation  de  1  & 
10  enfants  (36  &  45),  cette  Provision  annuelle  est  port^e  k  5  litres;  eile 
sera  de  6  litres  pour  un  nombre  de  46  ä  55  enfants,  et  ainsi  de  suite. 
Les  Provision s  annnelles  de  30  litres  ou  inf^rieures  se  fönt  en  nn 
seul  euvoi;  celles  sup6rieures  k  30  1.  se  feront  en  un  seul  ou  en  dem 
envois,  suivant  les  directions  k  donner  par  le  Departement,  d'apr^  les 
d^cisions  prises  par  les  Commissions*  scolaires  intlress^es. 

Le  genre  d'emballage  (bonbonnes,  tonneaux,  etc.),  est  laiss6  au  eboix 
du  Boumissionnaire.  Si  cet  emballage  doit  lui  etre  retoum^,  les  d^posi- 
taires  communaux  sont  tenus  de  le  faire  dans  les  5  jours  d^s  la  r^ceptton 
de  l'envoi.  Les  frais  de  retour  sont  Supportes  par  l'a^'udicataire. 
Les  soumissionnaires  s^engagent,  pour  le  prix  de  sonmission,  k  emballer 
les  foumitnres  dans  de  bonnes  conditions,  et  k  les  rendre  k  destination, 
franco  par  la  poste  ou  par  chemin  de  fer  (G.  V.)  et  par  camionuage,  anx 
diff^rentes  communes  du  canton. 

/.  Les  fonmisseurs  livrent  conform^ment  aux  bons  de  commande  du  bureau 
des  foumitures.  Ils  sont  tenus  d'exp^dier  les  commandes  dans  les  8  jours 
d^s  la  r^ception  de  Tavis  du  Departement. 

g,  Tout  envoi  d'un  fournisseur  doit  etre  accompagne  d'une  facture-borderean. 
Un  double  de  cette  facture  est  adressä  en  m§me  temps  au  bureau  des 
fournitures. 

h,  A  chaque  envoi,  le  fournisseur  d^bite  FEtat  et  la  commune  int^ress^e, 
chacun  de  la  moitie  du  montant  de  la  facture,  etablie  d'apr^s  le  prix  de 
sonmission. 

j.  Tons  les  six  mois,  et  sur  facture  generale  reconnue,  r^sumant  les  factures- 
bordereaux  du  semestre,  l'Etat  et  les  communes  r^glent  aux  foumisseurs, 
les  foumitures  exp^di^es  et  acceptöes. 

j,  Dans  la  rägle,  les  foumitures  sont  exp^di^es  deux  fois  Fan,  avant  le 
31  mars,  pour  le  mat^riel  n^cessaire  pendant  le  semestre  d'^te  et  avant 
le  15  octobre  pour  celui  du  semestre  d'hiver. 

Ar.  Les  foumitures  deterior^es  ou  de  valeur  moindre  que  celle  des  ßchan- 
tillons  admis  et  d^pos^s  dans  chaque  commune  du  canton  seront  rem- 
placees  par  le  Departement  de  l'Instruction  publique  aux  fhus  du  four- 
nisseur, si  celui-ci  ne  les  echange  pas  sur  avis  conforme. 

/.  Aprds  avertissement,  le  Departement  se  reserve  le  droit  de  resilier,  saps 
indemnite,  les  Conventions  passees  avec  les  foumisseurs  qui  ne  remplis- 
sent  pas  strictement  leurs  obligations,  cela  saus  prejudice  des  dommages- 
interlts  qui  pourraient  leur  etre  reclames. 

Le  depositaire  ne  peut  vendre  aucune  foumiture  scolaire.  La  vente  du  ma- 
teriel  k  remplacer  ou  k  acheter  par  les  parents  est  laissee  aux  commergants. 


e. 
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an  den  Primarschnlen. 

Les  membres  dn  corps  enseignant,  r^gents  on  r^gentes,  snivant  le  cas, 
penyent  accepter  les  fouctions  de  d^positaire. 

L  an  sänne,  le  3  f^vrier  1891. 

Le  Chef  dn  Departement  de  Tlnstmction  publique  et  des  Cultes, 

E.  Ruffj. 


16.  9.    Reglement  Ober  die  unentgeltliche  Abgabe  der  Lehrmittel  an  den  Primar- 
schulen der  Stadt  Bern.    (Vom  25.  März  1891.) 

Der  Gemeinderat  der  Stadt  Bern,  in  Ausführung  des  Gemeindebeschlusses 
Tom  31.  August  1890,  auf  Antrag  der  städtischen  Schuldirektion,  eriässt  über 
die  unentgeltliche  Verabfolgung  der  Bücher  und  Scbulmaterialien  an  die  Schüler 
der  Primarschulen  der  Stadt  nachfolgende  Vorschriften: 

§  1.    Die  unentgeltliche  Abgabe  bezieht  sich 

0.  auf  sämtliche  in  den  Primarschulen  des  Kantons  Bern  obligatorisch  einge- 
führten Schulbücher,  ferner  auf  ein  Lehrmittel  für  den  Unterricht  in  der 
französischen  Sprache  und  auf  die  notwendigen  Veranschaulichungsmittel 
für  die  Geographie; 

b,  auf  die  notwendigen  Materialien  für  das  Schreiben  und  Zeichnen. 
Alles  was  bloss  wünschenswert,  aber  von  der  städtischen  Behörde  nicht  vor- 
gesehen ist,  bleibt  ausgeschlossen. 

§  2.  Die  Schulbücher  der  Elementarschule  sind  je  für  einen  Jahreskurs 
berechnet.  Jeder  Schüler  erbält  demnach  nur  ein  Exemplar  eines  jeden  Schul- 
bucbes  zum  unentgeltlichen  Gebrauch.  Auf  der  zweiten  Schulstufe  (4.,  5.  und 
6.  Schuljahr)  und  auf  der  dritten  Stufe  (7.,  8.  und  9.  Schuljahr)  sind  die  Schul- 
bücher für  drei  Jahreskurse  bestimmt. 

Auch  auf  jeder  dieser  beiden  Schulstufen  soll  dem  Schüler  nur  je  ein 
Exemplar  eines  bestimmten  Lehrmittels  abgegeben  werden. 

Genügt  das  nicht  und  wird  ein  zweites  Exemplar  notwendig,  so  hat  der 
betreffende  Schüler  es  auf  allen  Schulstufen  auf  eigene  Kosten  anzuschaffen. 

Nach  Ablauf  der  Gebrauchszeit  sind  die  Schulbücher  dem  Schüler  als  Eigen- 
tum zu  überlassen. 

§  3.  Jeder  Schüler  der  städtischen  Primarschulen  erhält  folgende  Schul- 
bücher : 

1.  Schuljahr:  FibeL 

2.  „  II.  Sprachbüchlein. 

3.  „  III.  Sprachbüchlein  und  Gesangbuch. 

4.  „  Lesebuch,  Kinderbibel,  Kechnungsbuch,  Gesangbuch. 

5.  „  Bemerkärtchen. 

6.  „  Schweizerkärtchen. 

7.  „  Lesebuch,   Kinderbibel,   Gesangbuch,   Kechnungsbuch,  Fran- 

zösischbuch. 

8.  „  0. 

9.  „  0. 

§  4.  An  Schreib-  und  Zeichnungsmaterialien  wird  jedem  Schüler  das  Not- 
wendige verabfolgt. 

Über  nachfolgend  verzeichnete  Quantitäten  soll  nicht  hinausgegangen 
werden. 


BehnJjahr 

Hefte 

Federn 

HaJter 

Tinte 

Blätter 

Ganimi 

Bleistifte 

1. 

14 

15 

2. 

14 

15 

— 

— 

3. 

25 

35 

4. 

25 

35 

10 

1 

5. 

25 

40 

20 

3 

6. 

25 

40 

20 

3 

7. 

25 

40 

25 

4 

8. 

25 

40 

25 

4 

9. 

25 

40 

25 

2 

4 
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Wo  anfangs  noch  die  Schiefertafel  gebrancht  wird,  tritt  an  die  Stelle  der 
14  Hefte,  der  15  Federn,  des  Federnhalters  und  der  Tinte  per  Jahr  je  eine 
Schiefertafel  und  24  Griflfel. 

§  5.  Die  Abgabe  anderer  als  der  in  §§  3  und  4  genannten  Bücher  und 
Schulmaterialien,  sowie  die  Verabfolgung  grösserer  Quantitäten  der  letzten! 
unterliegen  der  ausdrücklichen  Genehmigung  der  Schuldirektion. 

§  6.  Die  Schüler  sind  verpflichtet,  die  erhaltenen  Bücher  und  Materialien 
mit  Sorgfalt  zu  behandeln.  Verlorene  und  verdorbene  Stücke  hat  der  Fehlbare 
2U  ersetzen. 

Die  Lehrerschaft  ist  angewiesen,  auf  die  sorgfältige  Behandlung  der  ans- 
geteilten  Lehrmittel  ein  wachsames  Auge  zu  halten  und  Widerhandlungen  ange- 
messen zu  bestrafen. 

§  7.  Verlässt  ein  Kind  die  Gemeinde  Bern,  so  hat  es  die  ihm  verabfolgten 
Bücher  zurückzugeben,  falls  solche  nicht  die  yorschriftsgemässe  Zeit  im  Ge- 
brauch gewesen  sind.  Beim  Übertritt  in  einen  andern  Primarschulkreis  der 
Gemeinde  Bern  nehmen  die  Kinder  die  Bücher  mit. 

§  8.  Die  verschiedenen  Lehrmittel  dürfen  den  Schülern,  nicht  vor  dem 
Zeitpunkt  verabfolgt  werden,  in  welchem  sie  dieselben  nötig  haben. 

§  9.  Die  gedruckten  Lehrmittel  sind  in  der  Begel  von  den  betreffenden 
Verlegern  direkt  zu  beziehen  und  zwar  roh,  wenn  die  einzelnen  Schulanstalten 
dieselben  zum  gleichen  Preise  besser  einbinden  lassen  können,  als  der  Verleger 
sie  verabfolgt. 

Die  Schulmaterialien  dagegen  liefern  diejenigen  stadtbemischen  Firmen, 
mit  welchen  die  Schuldirektion  bezügliche  Liefernngsverträge  abschUesst. 

Die  Lehrerschaft  hat  sich  für  jeden  einzelnen  Artikel  genau  an  den  bezeicli- 
neten  Lieferanten  zu  halten;  Kechnungen  über  anderswo  bezogene  Lehrmittel 
werden  nicht  angewiesen. 

§  10.  Die  einzelnen  Schulanstalten  beziehen  in  der  Begel  die  in  ihre 
sämtlichen  Klassen  erforderlichen  Schulmaterialien  für  ein  Halbjahr  zusammen. 
Die  mit  den  Waren  gleichzeitig  abzuliefernden  Bechnungen  der  Lieferanten 
sind  mit  dem  Visum  des  Schulkommissionspräsidenten  versehen  sofort  oder 
längstens  innert  Monatsfrist  der  Schuldirektion  einzureichen.  Ebenso  ist  die- 
selbe unverzüglich  zu  benachrichtigen,  wenn  Lieferungen  zu  berechtigten  Klagen 
Anlass  geben. 

§  11.  Die  Oberlehrer  respektive  Oberlehrerinnen  bestellen  die  verschiedenen 
Lehrmittel  bei  den  betreffenden  Lieferanten,  verteilen  dieselben  an  die  einzelnen 
Klassen,  nach  den  erhaltenen  Verzeichnissen  (siehe  §  12  hienach),  deren  Richtig- 
keit sie  zu  prüfen  haben.  Sie  führen  Über  das  Ganze  eine  genaue  Kontrole. 
worin  die  Abgabe  an  jede  Klasse  jederzeit  deutlich  ersichtlich  ist. 

§  12.  Die  einzelnen  Klassenlehrer  und  -Lehrerinnen  teilen  ihrem  Ober- 
lehrer oder  ihrer  Oberlehrerin  zu  Anfang  jedes  Schuljahres  die  Schülerzahl  jeder 
ihrer  Jahresklassen  mit  und  reichen  ihm  beim  Beginn  jedes  Semesters,  gestützt 
auf  die  Schülerzahl,  ein  genaues  Verzeichnis  derjenigen  Schulbücher  und  Schid- 
materialien  ein,  auf  welche  ihre  Schüler  nach  §§  3  und  4  Anspruch  haben. 
Bei  Anfertigung  dieser  Verzeichnisse  ist  auf  die  von  früher  noch  vorrätigen 
Lehrmittel  Bücksicht  zu  nehmen  und  diese  Vorräte  bei  den  neuen  Bezügen  in 
Abrechnung  zu  bringen. 

Bern,  den  25.  März  1891. 

Namens  des  Gemeinderates, 

Der  Stadtpräsident:  Müller. 
Der  Stadtöchreiber:  Band  euer. 


r 
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für  das  Volksschulwesen. 


17.  10.  Regulativ  Ober  die  Verwendung  der  Staatsbeitrige  fOr  das  Vollcsschul- 
wesen  im  Kanton  St.  Gallen  ^).  (Vom  2.  Dezember  1890.)  (Qenehmigt  vom 
Regierangsrate  den  23.  Januar  1891.) 

Der  Erziehungsrat  des  Kantons  St.  Gallen, 

in  Ausführung  der  Art.  6,  7  und  8  der  Verfassung  des  Kantons  St.  Gallen 
Tom  16.  November  1890; 

in  der  Absicht,  die  ökonomischen  Verhältnisse  der  Schulgemeinden  möglichst 
211  konsoUdiren  und  die  Steuerleistungen  derselben  zu  erleichtem, 

in  Bevision  des  Regulativs  vom  17./20.  Januar  1888, 

verordnet  was  folgt: 

I.  Staatsbeiträge  für  Primarschulen. 

A.  Für  Äufnung  der  kleinem  Schulfonde, 

Art.  1.  Zu  diesem  Zwecke  sind  zwei  Siebentel  bis  drei  Siebentel  des  vom 
Grossen  Rate  'für  die  Äufnung  der  Schulfonde  und  Deckung  der  Rechnungs- 
defizite bewilligten  Kredites  zu  verwenden. 

Art.  2.  Auf  einen  Fondsbeitrag  haben,  soweit  der  Kredit  ausreicht,  An- 
spruch: 

o.  Schulgemeinden  mit  vollen,  teilweisen  oder  geteilten  Jahrschulen,  ferner 
Hslbtagschulen  und  Dreivierteljahrschulen,  deren  Fonds  per  Schule  bezw. 
Lehrer  weniger  als  Fr.  20,000  beträgt, 
&.  Schulgemeinden  mit  Halbjahrschulen,  deren  Fonds   per  Schule  weniger 
als  Fr.  15,000  beträgt, 
and  zwar  in  dem  Sinne,  dass  die  geringsten  Fonde  zuerst  in  Berücksichtigung 
fallen,  die  grössern,  soweit  der  zur  Verteilung  gelangte  Kredit  hinreicht. 

Für  die  Schulgemeinden  unter  lit.  a  sind  in  der  Regel  vier  Fünftel  des- 
selben zu  verwenden. 

Art.  3.  Jede  der  in  Art.  2  genannten  Schulgemeinden  erhält  Fr.  200  per 
Schule,  jedoch  nicht  mehr  als  Fr.  600  im  ganzen. 

Diese  Beiträge  sind  sofort  dem  Fonde  einzuverleiben. 

Art.  4.  Die  Schulgemeinden,  welche  solche  Fondsbeiträge  erhalten,  haben 
ihrerseits  im  Verhältnis  ihres  Schulsteuerkapitals  ebenfalls  einen  Äufnungsbeitrag 
an  den  Schulfonds  zu  leisten,  sofern  ihre  Schulsteuer  insgesamt  40  Rappen  vom 
Hundert  nicht  übersteigt,  und  zwar  nach  folgender  Abstufung: 


Bei  einem 

Steuerkapitale 

per  Schule 


des 
Staatsbeitrages 


bis  auf  Fr.  200,000    50  «'o 

von  Fr.  200,000—300,000    75  % 

„      „   300,000—500,000  100% 

Bei  einem  höhern  Steuerkapital  als  Fr.  500,000  per  Schule,  sowie  an  solche 
Gemeinden,  welche  nur  1  per  mille  oder  weniger  Schulsteuer  zu  leisten  haben, 
erfolgt  in  der  Regel  kein  Staatsbeitrag. 

Art.  5.  Die  der  Schulgemeinde  überbundene  Leistung  kann  auch  teilweise 
oder  ganz  durch  freiwillige  Schenkung  seitens  der  betreffenden  Ortsgemeinde, 
einer  Korporation  oder  einzelner  Privaten  abgetragen  werden. 

Art.  6.  Die  Schulgemeinden  haben  innerhalb  2  Monaten  nach  erhaltener 
Anzeige  von  der  Zuteilung  eines  Staatsbeitrages  darüber  zu  beschliessen,  ob  sie 
denselben  unter  Gegenleistung  des  ihnen  zufallenden  eigenen  Fondsbeitrages 
annehmen  wollen  oder  nicht. 

Erklärt  eine  Schulgemeinde  innerhalb  dieser  Frist  die  Annahme  nicht,  so 
^rd  über  den  ihr  zugedachten  Staatsbeitrag  zu  Gunsten  der  nächstberechtigten 
Schalgemeinden  verfügt.  Beschliesst  sie  dagegen  die  Annahme,  so  bleibt  dieser 
Beschluss  so  lange  für  sie  verbindlich,  als  sie  in  der  Reihe  der  durch  Fonds- 
beiträge zu  unterstützenden  Schulgemeinden  steht. 


*)  Tritt  an  die  Stelle  von  Nr.  11,  7,  pay.  87,  I.  Beilage,  Jahrbuch  1888. 
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Art.  7.  Über  motivirt  gestellte  Begehren  um  Beduktion  bezw.  Nacblass 
des  von  einer  Schalgemeinde  zn  leistenden  Fondsbeitrages  entscheidet  die  £r- 
ziehungskommission.  Es  sollen  indessen  die  zn  nntersttttzenden  Schalgemeinden 
nar  aasnahms weise  and  im  Falle  allza  starker  anderweitiger  Steuerbelastang' 
ihrer  Gegenleistang  enthoben  werden. 

Wird  dem  bezüglichen  Qesach  einer  Schalgemeinde  nicht  entsprochen,  so 
bleibt  derselben  der  Verzicht  aaf  den  Staatsbeitrag  freigestellt. 

Art.  8.  Schalgemeinden,  welche  die  Fondsbeiträge  (Art.  3)  ohne  zareichende 
Gründe  ablehnen,  haben  keinen  Ansprach  aaf  Staatsanterstützang  aas  dem  far 
Beiträge  an  die  Jahresrechnang  aasgesetzten  Kredite. 

Art.  9.  Die  Schalgemeinden  sind  verpflichtet,  ihre  Gegenleistang  im  gleichen 
Kechnangsjahr,  in  welchem  sie  den  Staatsbeitrag  empfangen,  als  Bestandteil 
des  Fonds  za  verrechnen,  ohne  deshalb  einen  Fondsmangel  aaf  kommen  za  lassen. 

Die  Bezirksschalräte  haben  sich  bei  der  Prüfung  der  Schalrechnongen  Ton 
der  genaaen  Einhaitang  dieser  Vorschriften  za  überzeagen. 

B,   Für  die  Rechnungsdefizite  der  Schulgemeinden, 

Art.  10.  Für  Erleichterung  der  höchst  besteuerten  Schalgemeinden  sind 
aus  dem  in  Art.  1  genannten  J^edite  vier  Siebentel  bis  fönf  Siebentel  an  die 
jährlichen  Rechnungsdefizite  derselben  zu  verwenden. 

Art.  11.  Bei  Ermittlung  dieser  Defizite  bezw.  der  za  ihrer  Deckung  notwen- 
digen Steuerquote  fallen  sowohl  diejenigen  ausserordentlichen  Ausgaben  ausser 
Betracht,  für  welche  (wie  für  Schulhausbauten,  Fondsäufnung)  der  Staat  bereits 
einen  besondem  Beitrag  leistet,  als  auch  diejenigen  für  Bildung  von  besondern 
Fonden,  und  es  sind  bloss  die  ordentlichen  Ausgaben  in  Berechnung  zu  ziehen. 

In  den  Jahresrechnungen  der  Schulgemeinden  sind '  die  ordentlichen  und 
ausserordentlichen  Ausgaben  in  diesem  Sinne  genau  auseinander  zu  halten,  und 
ist  das  für  Deckung  der  letztem  allfällig  erforderliche  Steuerbetreffnis  besonders 
und  pünktlich  anzugeben. 

Art.  12.  Wenn  die  ordentlichen  Bechnungsdefizite  sämtlicher  durch  Schnl- 
steuern  stärker  belasteten  Schulgemeinden  zusammengestellt  sind,  so  ist  je  nach 
Massgabe  des  zur  Verfügung  gestellten  Kredites  festzusetzen,  wie  hoch  sich 
die  von  den  Schulgemeinden  zu  leistende,  gleichmässige  Schulsteuer  (Normal- 
steuer) belaufen  solle  bezw.  wie  hoch  sich  der  Staatsbeitrag  für  die  Defizite 
der  einzelnen  Schulgemeinden  stelle. 

Der  Defizitbeitrag  des  Staates  für  eine  Schulgemeinde  darf  Fr.  800  per 
Schule  und  Fr.  3400  im  ganzen  nicht  übersteigen. 

Von  diesem  Defizitbeitrag  fallen  in  Abzug: 

<tje  4^/0  vom  Fondsmangel,  von  ungesetzlichen  Kapitalanlagen  ond  von  An- 
leihen für  laufende  Bedürfnisse,  sofern  hiefur  nicht  höhere  Bewillignng 
erteilt  ist; 

&.  die  Verwaltungskosten,  soweit  sie  Fr.  50  per  Schule  übersteigen; 

(7.  die  Unkosten  für  Schulfestlichkeiten. 

Dabei  steht  es  im  Ermessen  der  Behörde,  ausnahmsweise  auch  solche  Schul- 
gemeinden,  welche  durch  ausserordentliche  Ausgaben  besonders  stark  belastet 
sind,  sowie  solche,  welche  sich  die  Hebung  ihres  Schulwesens  besonders  ange- 
legen sein  lassen  und  die  Schulfonde,  abgesehen  von  den  in  Art.  4  genannten 
Gegenleistungen,  durch  freiwillige  Dotationen  äufhen,  billig  zu  berücksichtigen. 

Art.  18.  Schulgemeinden,  welche  bis  zum  1.  Dezember  der  Oberbehörde 
ihre  Jahresrechnung  nicht,  oder  nicht  in  vorschriftsmässiger  Form  eingereicht 
haben  oder  in  denselben  ungerechtfertigte  Ausgaben,  Übertriebene  Spesen  und 
Fondsmängel  aufführen,  femer  solche,  welche  den  an  sie  ergangenen  Aufforde- 
rungen für  Verbesserung  ihres  Schulwesens,  Pflege  vernachlässigter  obligato- 
rischer Fächer,  Verminderung  und  Ahndung  der  unentschuldigten  Absenzen, 
Beschaffung  der  obligatoiischen  Lehrmittel,  Einhaltung  der  gesetzlichen  Schul- 
zeit oder  Vermehrung  derselben  keine  Folge  geleistet  haben,  sowie  solche, 
welche  die  Weisungen  der  Erziehungsbehörden  unbeachtet  lassen  und  überhaupt 
ihr  Schulwesen  vernachlässigen,  können  für  das  betreffende  Rechnungsjahr  teil- 
weise oder  ganz  von  der  Staatsunterstützung  ausgeschlossen  werden. 
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Ein  gleiches  gilt  für  solche  kleine  Schnlkorporationen,  welche  wegen  ihres 
geringen  Steuerkapitales  nnd  unzureichender  Schnldotation  eine  eigene  Schule  nur 
mittelst  fortwährender  Staatssubvention  zu  halten  yermögen  und  der  Einladung 
zum  Anschluss  an  eine  benachbarte,  ihren  Verhältnissen  entsprechende  Schul- 
genossenschaft behufs  ihrer  Ökonomischen  Erleichterung  und  der  Verbesserung 
ihres  Schulwesens  beharrlichen,  ungerechtfertigten  Widerstand  entgegensetzen. 

Die  Bezirksschulräte  haben  die  in  diesem  Artikel  genannten  Ausschluss- 
gründe ins  Auge  zu  fassen  und  bei  Anlass  der  Einsendung  der  Schulrechnungen 
sachbezügliche  Anträge  zu  stellen. 

Art.  14.  Es  steht  im  Ermessen  der  Behörde,  den  Staatsbeitrag  an  die 
Verbrauchskasse  der  Schulgemeinden  ganz  oder  teilweise  durch  Zuwendung 
obligatorischer  allgemeiner  Lehrmittel  (Schulwandkarte  etc.)  oder  Lehrgeräte, 
so  z.  B.  für  das  Turnen,  zu  verabreichen. 

n.  Staatsbeiträge  für  Realschulen. 

Art.  15.  Der  vom  Grossen  Rate  diesfalls  bewilligte  Kredit  ist  teils  zur 
Äufnung  neu  gegründeter  und  schwächer  dotirter  öffentlicher  Realschulen,  teils 
zur  Anstellung  vermehrter  Lehrkräfte  und  zur  Minderung  der  Defizite  überhaupt 
bestimmt  und  wird  nur  an  solche  Schulen  verabreicht,  welche  von  kantons- 
bürgerlichen Schülern  künftighin  höchstens  Fr.  20  Schulgeld  beziehen. 

Neugegründete  Realschulen  erhalten  einen  ersten  Fondsbeitrag  von  Fr.  2000. 

Schulen  mit  einem  Fonds  bis  auf  Fr.  25,000  erhalten  bei  einem  Hauptlehrer 
Fr.  700,  bei  mehreren  Hauptlehrem  bis  auf  Fr.  1500,  und  Schulen  mit  einem 
Fondsbestand  von  Fr^  25,000  bis  Fr.  50,000  bei  einem  Hauptlehrer  Fr.  500,  bei 
mehreren  bis  auf  Fr.  1000  Staatsbeitrag  zur  Fondsäufhung. 

Femer  erhalten  in  ökonomisch  ungünstigen  Verhältnissen  stehende  Real- 
schulen einen  Beitrag  bis  höchstens  Fr.  2500  an  das  Defizit  der  Jahresrechnung, 
wobei  die  Anstellung  vermehrter  Lehrkräfte  besonders  berücksichtigt  werden  soll. 

Der  Gesamtbeitrag  an  Fonds  und  Defizit  einer  Realschule  darf  zusammen 
Fr.  4000  nicht  übersteigen. 

Ausnahmsweise  kann  die  Verwendung  der  Fondsbeiträge  bis  zur  Hälfte  auf 
Erhöhung  und  Vermehrung  der  Lehrgehalte  für  einzelne  Realschulen  vom  Er- 
ziehungsrate bewilligt  werden. 

Ein  allfälliger  Überschuss  des  verfügbaren  Kredits  ist  solchen  Realschul- 
korporationen zuzuwenden,  welche  sich  durch  besondere  Leistungen  hervortun. 

Art.  16.  Realschulkorporationen,  die  während  der  letzten  drei  Jahre  zur 
Vermögensvermehrung  selbst  nichts  Namhaftes  beigetragen  haben  oder  ihre 
Schulen  in  einem  unbefriedigenden  Zustand  belassen,  können  je  nach  Umständen 
von  der  Staatsunterstützung  teilweise  oder  gänzlich  ausgeschlossen  werden. 

Art.  17.  Bei  Auflösung  einer  Realschule  fallen  sämtliche  erhaltene  Fonds- 
beiträge des  Staates  (ohne  Zins)  an  den  Staat  zurück  und  sind,  wenn  innerhalb 
drei  Jahren  am  gleichen  Orte  nicht  eine  neue  Realschule  gegründet  wird,  zur 
Fondsäufnung  anderer  Realschulen  nach  Art.  15  zu  verwenden. 

in.  Staatsbeiträge  für  Fortbildungs-  und  Handfertigkeits- 
schulen und  Schulgärten. 

Art.  18.  Auf  die  vom  Grossen  Rate  diesfalls  bewilligte  Staatsunterstützung 
haben  solche  Fortbildungsschulen  Anspruch,  welche: 

a.  auf  gehöriger  Organisation  und  auf  Beschlüssen  von  Schul-  oder  Orts- 
gemeinden, Schulräten,  Verwaltungsräten  oder  Vereinen  beruhen  und  von 
diesen  unterstützt  und  beaufsichtigt  werden, 

b.  wöchentlich  wenigstens  4  Stunden  (von  den  Gesangstunden  abgesehen) 
und  jährlich  während  wenigstens  20  Wochen  Unterricht  erteilen,  und 

c.  am  Schlüsse  des  Kurses  eine  öffentliche  Prüfang  ablegen. 

Art.  19.  Der  Staatsbeitrag  bezieht  sich  auf  das  letztverflossene  Schuljahr 
und  soll,  sofern  dies  der  verfügbare  Kredit  gestattet,  bei  80  Lehrstunden  Fr.  50 
und  je  für  10  fernere  Lehrstunden  weitere  Fr.  10  betragen  bis  zu  einem  Maxi- 
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rnum  von  Fr.  2500.   Die  obligatorischen  Fortbildungsschulen  sind  je  weilen  durch 
eine  Zulage  von  Fr.  20  bis  100  zu  begünstigen. 

Art.  20.  Fortbildungsschulen,  welche  bloss  Schülern  einer  bestimmten  Kon- 
fession offen  stehen  oder  in  Bezug  auf  ihre  Leitung  ein  besonderes  konfessionelles 
Gepräge  tragen,  werden  vom  Staate  nicht  unterstützt. 

Art.  21.  In  paritätischen  Gemeinden  sind  jeweilen  nur  gemeinsame,  ans 
dem  Zusammenwirken  der  vorhandenen  Schulräte  auf  dem  Fusse  voller  Gleich- 
berechtigung hervorgegangene  Schulen  zu  unterstützen. 

Weigern  sich  die  Schulräte,  zu  diesem  Zweck  und  in  solcher  Weise  zu- 
sammenzuwirken, so  tritt  eine  Staatsunterstützung  nicht  ein;  weigert  sich  nur 
die  eine  Schulbehörde,  so  wird  die  Staatsuuterstützung  deijenigen  zu  teil,  welche 
sich  zu  diesem  Zusammenwirken  bereit  erklärt  hat,  immerhin  nur  unter  der  Bedin- 
gung, dass  ihre  Schule  den  Schülern  beider  Konfessionen  gleichmässig  offen  steht. 

Art.  22.  Die  Behörden  oder  Vereine,  welche  eine  Fortbildungsschule  halten, 
haben  jeweilen  am  Ende  des  Kurses,  spätestens  aber  bis  Ende  April,  dem  be- 
treffenden Bezirksschulratspräsidenten  einen  kurzen  Bericht  über  den  Bestand 
der  Schule,  die  Dauer  und  den  Umfang  des  Unterrichtes,  die  Lehrer,  die  Schüler- 
^hl,  die  Absenzen  und  die  Ökonomischen  Verhältnisse  der  Schule  einzureichen. 

Erhebliche  Verspätungen  der  Berichtgabe  ziehen  den  Verlust  des  Staats- 
beitrages nach  sich. 

Die  Bezirksschulräte  haben  sodann  bis  Mitte  Mai  dem  Erziehun^departe- 
ment  auf  Grund  der  Einzelberichte  und  unter  Beilegung  derselben  emen  sum- 
marischen Generalbericht  über  die  Fortbildungsschulen  ihres  Amtskreises  und 
ihre  Beobachtungen  über  die  Leistungen  derselben  einzusenden. 

Art.  23.  Gleichzeitig  und  in  gleicher  Art  wie  die  Fortbildungsschulen 
werden  auf  befriedigende  Ergebnisse  und  Berichtgabe  die  Handfertigkeitsschulen 
und  die  Schulgärten  staatlich  unterstützt. 

IV.  Staatsbeiträge  bei  Schulhausbauten. 

Art.  24.  Der  zu  diesem  Zwecke  ausgesetzte  Kredit  ist  für  die  von  der 
Erziehungsbehörde  genehmigten  Bauten  und  Hauptreparaturen  von  Primär-  und 
Eealschulhäusern,  sowie  für  Schulbrunnen,  Turneinrichtnngen  und  Anschafiimg 
von  „St.  Galler  Schulbänken"  eventuell  von  Schulbänken  eines  andern  min- 
destens gleichwertigen  Systems  zu  verwenden.  Anspruch  auf  diese  Beiträge 
haben  nebst  den  Bealschulen  nur  solche  Schulgemeinden,  die  30  Bp.  oder  mehr 
vom  Hundert  steuern  müssen. 

Art.  25.  Der  Staatsbeitrag  soll  mindestens  2  und  höchstens  25  Prozent 
der  eigentlichen  Baukosten  mit  Hinzurechnung  der  Erwerbung  des  Bauplatzes 
und  unter  Abzug  des  allfälligen  Erlöses  aus  dem  alten  Schulhause  betragen. 

Bei  Ermittlung  des  Beitrages  fallen  die  Bereitwilligkeit  der  Schulgemeinden 
für  Anhandnahme  und  Förderung  des  Baues,  die  Höhe  des  Schulsteuerkapital^. 
die  Länge  der  Tilgungsfrist,  sowie  die  allseitige  Beobachtung  des  BauregulativM 
in  besondere  Berücksichtigung. 

Art.  26.  Die  erste  Hälfte  der  Staatsunterstützung  ist  zu  entrichten,  sobald 
das  Gebäude  unter  Dach  steht,  die  zweite,  sobald  die  Schluss-  eventuell  Nach- 
kollaudation  die  Erfüllung  aller  erforderlichen  Nachleistungen  ausweist. 

Art.  27.  Vorstehendes  Regulativ  ersetzt  dasjenige  vom  17./ 20.  Januar  1888 
und  tritt  sofort  resp.  schon  für  das  Schuljahr  1890;91  in  Kraft. 

St.  Gallen,  den  2.  Dezember  1890. 

Namens  des  Erziehungsrates, 

Der  Präsident:  Dr.  Curti. 
Der  Aktuar:  Dütschler. 

Vorstehendes  Regulativ  ist  heute  vom  Regierungsrate  genehmigt  worden. 

St.  Gallen,  den  23.  Januar  189L 

Der  Landammann:  Dr.  F.  Curti. 

Namens  des  Begierungsrates, 
Der  Staatsschreiber:   Müller. 
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Arrete  sur  les  mesnres  k  preudre  contre  la  propagation  des  maladies     61 
transmissibles,  dans  les  ^coles  pnbliques  et  priv6es  du  canton  de  Vand. 

18.  11.  AiT§tö  sur  les  mesures  k  prendre  contre  la  propagation  des  maladies 
transmissibles,  dans  les  Cooles  publiques  et  prlv6es  du  canton  de  Vaud.  (Du 

3  septembre  1891.) 

Le  Conseil  d'Etat  da  canton  de  Vaud, 

Vu  les  pr^avis  des  Departements  de  rint^rieur  et  de  Tlnstruction  publique 
et  des  Cultes; 

Vu  les  dispositions  de  la  loi  sanitaire; 

Consid^rant  que  F^cole  est  un  milieu  tres  favorable  ä  la  propagation  des 
maladies  transmissibles^  et  que  celles-ci  sont  propag^es  non  seulement  par  les 
malades  qui  en  sont  manifestement  atteints,  mais  eucore  et  surtout  par  ceux 
chez  lesquels  elies  sont  k  T^tat  d'incubation ; 

Considerant  que  les  mesures  k  prendre  k  l'^gard  du  chol^ra,  de  la  peste, 
du  typhus  petechial,  de  la  variole  et  de  la  varioloi'de  sont  prescrites  par  la  loi 
föderale  du  2  juillet  1886  et  les  arret^s  föd^raux  et  cantonaux  qui  en  d^coulent, 

Arrete: 

Art.  1^^'  Tont  enfant  paraissant  atteint  de  scarlatine,  dipht^rie,  rougeole, 
coqueluche,  oreillons,  ros^ole  et  varicelle,  ainsi  que  tout  enfant  atteint  de  Tune 
des  affections  parasitaire  6num6r6es  k  l'article  3,  doit  etre  renvoy6  de  Tecole 
par  rinstituteur. 

La  durSe  d'exclusion  de  la  classe  est  fixee,  pour  les  enfants  malades, 
comme  suit: 

a.  Pour  la  scarlatine,  k  6  semaines  d^s  le  d^but  de  la  maladie ; 

6. Pour  la  diphterie  (croup),  k  6  semaines  des  le  d^but  de  la  maladie; 

c.  Pour  la  rougeole,  k  3  semaines  d^s  le  d^but  de  la  maladie ; 

d,  Pour  la  coqueluche,  k  6  semaines  d^s  le  d^but  de  la  maladie,  et  en  tout 
cas  jusqu'i  disparition  des  quintes; 

^  «.Pour  les  oreillons,  k  3  semaines  d^s  le  d^but  de  la  maladie; 

/.  Pour  la  roseole  et  la  varicelle,  k  2  semaines  dfes  le  d^but  de  la  maladie. 

Lorsqu'il  s'agit  de  scarlatine  ou  de  diphterie,  les  enfants  ne  rentrent  en 

classe  que  sur  Präsentation  d'un  certificat  d61ivre  par  un  medecin,   certificat 

^tablissant  que  les  mesures  de  d^sinfection  ont  et^  ex^cut^es  conformement  k 

la  loi. 

Art.  2.  Les  fräres  et  soeurs  sont  renvoy^s  de  la  classe  en  meme  temps  que 
le  malade  ou  des  que  le  personnel  enseignant  a  connaissance  d'un  cas  de  maladie 
contagieuse  dans  la  famiUe. 

Le  renvoi  de  la  classe  s'applique  ögalement  aux  ecoliers  demeurant  dans  le 
voisinajs^e  imm^diat  de  l'^l^ve  malade,  ainsi  qu'ä  ceux  dans  le  voisinage  ou  dans 
la  üamüle  desquels  existe  un  cas  de  maladie  transmissible.  C'est  k  la  commission 
Bcolaire  qu*il  appartient  de  d6cider  des  cas  dans  lesi^^uels  le  voisinage  ofFre  des 
dangers. 

Les  maitres  ne  regoivent  en  classe  les  61feves  exclus  en  vertu  du  präsent 
article  que  lorsqu'il  est  6tabli  par  un  certificat  d61ivr6  par  un  medecin  ou  par 
la  commission  scolaire  que  les  relations  de  voisinage  qui  ont  motiv6  le  renvoi 
ont  cess^  d'exister. 

La  rSadmission  de  ces  ^l^ves  ne  saurait  toutefois  avoir  lieu  en  cas  de: 

Scarlatine,  qu'apr^s  12  jours  d'exclusion  et  en  l'absence  de  symptomes  d'angine; 

DiphUrie,  qu'apr^s  10  jours  d'exclusion  et  en  l'absence  de  symptomes  d'angine; 

Oreillons,  qu'apres  7  jours  d'exclusion; 

Coqueluche  et  rougeole,  qu'apres  15  jours  d'exclusion  et  en  l'absence  de  pb6- 
nom^nes  catarrhaux. 

Art.  3.  Les  affections  parasitaires,  soit  Celles  du  cuir  cbevelu,  la  gale,  etc., 
entrainent  le  renvoi  imm^diat  du  malade  et  la  visite  de  la  classe. 

En  cas  de  teigne,  la  commission  scolaire  fait  visiter  la  classe  par  un  medecin. 
Les  ei^ves  renvoy^s  de  P^cole  en  vertu  du  präsent  alin6a  ne  sont  admis  k  y 
rentrer  qu'ensuite  d'une  d^claration  m^dicale  6tablissant  leur  gu6rison. 

Art.  4.  La  pr^sence  simultan6e  de  plusieurs  cas  de  maladies  transmissibles, 
ainsi  que  la  succession,  k  bröve  6ch6ance,  de  plusieurs  cas  de  l'une  ou  de  l'autre 
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d'entre  elles,  entraine  la  fermeture  de  la  classe.  La  commission  scolaire  en  airise 
imm^diatement  le  Departement  de  Tlnstraction  publique,  qui  nantit  le  Departe- 
ment de  rinterieur. 

Lorsque  la  maladie  s^vit  dans  le  b&timent  scolaire,  les  malades  et  les  suspects 
sont  deiog^s,  ä  moins  que  la  fermeture  de  la  classe  n^ait  d^jä  6t€  ordonnee. 

La  fermeture  des  ^coles  matemelles  (enfantines)  a  lieu  des  la  constatation 
du  Premier  cas  de  scarlatine  ou  de  dipht^rie. 

La  fermeture  de  la  classe  est  ordonnee  par  la  commission  scolaire. 

La  classe  ne  sera  rouverte  qu'apr^s  avoir  ete  d^sinfect^e.  Cette  Operation 
est  faite  imm^diatement  par  les  soins  et  aux  frais  de  la  commune.  La  classe 
reste  ferm6e  pendant  trois  jours  au  moins. 

Art.  5.  Le  personnel  enseignant  re^oit  du  Departement  de  rinterieni  les 
directions  n^cessaires  k  Tapplication  du  präsent  rfeglement  et  celles  le  mettant 
ä.  m^ihe  de  donner  aux  ecoliers  et,  cas  ech^ant,  aux  parents  de  ceux-ci,  les 
notioA*»  d^hygi^ne  et  de  prophylaxie  des  maladies  transmissibles. 

II  donne  k  la  commission  scolaire  avis  immediat  des  renvois  prononces  en 
vertu  des  articles  1,  2  et  3,  et  a  droit  de  pr^avis  aupr^s  de  celle-ci  ponr  les 
cas  dans  lesquels  la  fermeture  de  la  classe  lui  parait  indiquee. 

Art.  6.  Les  municipalites  sont  charg^es  du  contröle  des  raccinations.  Elles 
fönt  connaitre  au  prüfet  les  mesures  prises  pour  assurer  Texecution  de  Farücle 
84  de  la  loi  sanitaire,  ainsi  que  celles  que  pourra  entrainer  pour  elles  l'appli- 
cation  du  präsent  r^glement. 

Art.  7.  Les  parents  ou  ayants-droit  dont  les  enfants  fr^quentent  les  ecoles 
publiques  ou  priv^es  sont  tenus  de  donner  k  la  commission  scolaire  connaissance 
des  cas  de  maladie  contagieuse  constates  k  leur  domicile. 

Art.  8.  Les  contraventions  au  präsent  r^glement  sont  r^primees  par  nne 
amende  prononc^e  par  le  prüfet,  amende  ne  pouvant  exender  20  francs,  sans 
pr6judice  de  Taction  pönale  qui  peut  §tre  intentee  k  toute  personne  entravant 
ou  empSchant,  par  de  fausses  dedarations,  l'application  de  ses  dispositious. 

Art.  9.  Les  Departements  de  Plnterieur  et  de  Tlnstruction  publique  et  des 
Cultes  sont  charges  de  veiller  k  l'execution  du  present  arrete. 

Donne  sous  le  sceau  du  Conseil  d'Etat,  k  Lausanne,  le  3  septembre  189L 

Le  President:  Luc  Decoppet. 

Pour  le  Chancelier, 
Le  Secretaire  chef  de  bureau:  Ch.  Milliquet. 


19.  12.  Reglement  betreffend  den  Bade-  und  Schwimmunterricht  der  Knaben  ai 
den  Primarschulen  der  Stadt  Bern.    (Vom  Mai  1891.) 

In  der  Absicht,  den  für  die  Gesundheit  und  die  körperliche  Kräftigung 
unserer  Jugend  so  notwendigen  Bade-  und  Schwimmunterricht  möglichst  za 
heben,  erlässt  die  städtische  Schuldirektion,  gestützt  auf  Art..  37  des  Gemeinde- 
reglementes  und  die  Art.  133  und  134  Ziiffer  10  der  Besonderen  Vorschriften 
für  die  einzelnen  Verwaltungsabteilungen,  die  nachfolgenden,  für  sämtliche 
Primarschulen  der  Stadt  verbindlichen  Vorschriften. 

Art.  1.  Der  Bade-  und  Schwimmunterricht  wird  in  allen  Primarschulen 
der  Stadt,  als  notwendige  Ergänzung  des  Turnunterrichtes,  eingeführt  und  be- 
ginnt mit  dem  3.  Schuljahr. 

Jeder  Schüler  ist  zum  Besuch  des  Badens  verpflichtet,  insofern  nicht  vom 
Inhaber  der  elterlichen  Gewalt  schriftlich  und  aus  einem  stichhaltigen  Grunde 
Dispensation  verlangt  wird.  Der  Entscheid  über  die  vorgelegten  Dispensations- 
gesuche  steht  den  betrefTenden  Schulkommissionen  zu.  Die  vom  Baden  nicht 
dispensirten  Schüler  haben  den  Unterricht  bis  zum  Schlüsse  regelmässig  zu 
besuchen. 
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der  Knaben  an  den  Primarschulen. 

Art.  2.  Für  diesen  Unterricht  werden  die  städtischen  Primarschulen  in 
folgende  9  Kreise  eingeteilt: 

1.  Sulgenbach.  2.  Friedbflhl.  3.  Länggasse.  4.  Obere  Stadt.  5.  Mittlere 
wad  untere  Stadt.    6.  Matte.    7.  Schosshalde.    8.  Lorraine.    9.  Breitenrain. 

Jeder  dieser  Kreise  hat  wöchentlich  wenigstens  drei  Badestunden. 

Art.  3.  Das  Baden  steht  unter  der  Oberleitung  der  städtischen  Schul- 
direktion und  der  Schulkommissionen.  Die  Aufsicht  und  der  Unterricht  werden 
den  Schwimmlehrern  übertragen,  deren  Zahl  durch  die  Schuldirektion  be- 
stimmt wird. 

Art.  4.  Die  Schwimmlehrer  werden  von  den  Schulkommissionen  gewählt 
und  zwar  in  der  Regel  aus  den  Lehrern  des  betreffenden  Schulkreises.  Ihre 
Besoldung  beträgt  70  Franken  per  Badesaison. 

Art.  5.  Das  Baden  wird  auch  während  den  Sommerferien  fortgesetzt.  Die 
Schwimmlehrer  haben  dafür  zu  sorgen,  dass  fortwährend  die  nötige  Anzahl  von 
ihnen  zur  Beaufsichtigung  der  badenden  Schüler  auf  dem  Platze  ist. 

Art.  6.  Die  Schuldirektion  fordert  alljährlich  vor  Beginn  der  Badesaison 
in  einer  amtlichen  Publikation  die  Knaben  sämtlicher  Primarschulen  zur  Teil- 
nahme am  Baden  auf.  Das  gleiche  geschieht  von  seite  der  Primarlehrer  in 
jeder  einzelnen  Klasse. 

Art.  7.  Über  die  Teilnehmer  werden  durch  die  Klassenlehrer  besondere 
Verzeichnisse  angefertigt  und  den  Schwimmlehrern  zugestellt.  Jeder  Klassen- 
lehrer hat  auch  über  den  Besuch  des  Badeunterrichtes  von  seite  seiner  Schüler 
eine  genaue  Kontrole  zu  führen. 

Art.  8.  Die  Schulkommissionen  haben  dem  Bade-  und  Schwimmunterricht 
ihre  besondere  Aufmerksamkeit  zu  schenken  und  mit  allen  Mitteln  auf  einen 
recht  zahlreichen  und  regelmässigen  Besuch  zu  wirken.  Die  Schuldirektion  wird 
sie  auf  allföllige  zu  Tage  tretende  Übelstände  aufmerksam  machen  und  in  ihren 
Bestrebungen  zur  Hebung  des  Unterrichtes  nachdrücklich  unterstützen. 

Art.  9.  Der  Beginn  der  Badesaison,  der  Badeplan,  sowie  die  Reihenfolge, 
in  welcher  das  Baden  der  einzelnen  Schulen  zu  geschehen  hat,  werden  nach 
Anhörung  der  Konferenz  der  Schwimmlehrer  durch  die  städtische  Schuldirektion 
bestimmt.  Sie  bezeichnet  aus  der  Zahl  der  Schwimmlehrer  einen  Vertreter  der- 
selben, welcher  den  Verkehr  mit  der  Schuldirektion  zu  vermitteln,  die  Kon- 
ferenzen der  Schwimmlehrer  zu  leiten  und  gemeinsame  Angelegenheiten  im 
Einverständnis  mit  der  Schuldirektion  zu  erledigen  hat. 

Art.  10..  Die  Badestunden  werden  vormittags  auf  10  bis  12  und  nachmittags 
anf  3  bis  6  Uhr  festgesetzt,  die  Sommerferien  inbegriffen.  Zu  jeder  andern 
Tageszeit  ist  den  des  Schwimmens  unkundigen  Schülern  der  Besuch  des  Bade- 
platzes untersagt,  es  sei  denn,  dass  sie  in  Begleitung  von  Erwachsenen  sind, 
von  denen  sie  beaufsichtigt  werden.  Der  Aufseher  ist  gehalten,  diese  Bestim- 
mung strengstens  zur  Ausführung  zu  bringen. 

Art.  11.  Die  Schwimmlehrer  haben  die  Aufgabe,  das  Baden  zu  überwachen, 
dabei  Ordnung  und  Disziplin  zu  handhaben,  bei  Gefahr  Hülfe  zu  leisten  und  die 
Schäler  das  Schwimmen  zu  lehren.  Im  Interesse  der  Sache  sollte  das  Baden 
nur  bei  ganz  ungünstiger  Witterung  und  Temperatur  ausgesetzt  werden.  Die 
Stundenzahl  pro  Woche  beträgt  für  jeden  Schwimmlehrer  3. 

Art.  12.  Verunreinigungen  des  Badeplatzes  sind  strengstens  untersagt  und 
sind  von  den  Lehrern  unnachsichtlich  zu  bestrafen. 

Art.  13.  Vor  Schluss  des  Badens  ist  für  jeden  der  9  Kreise  ein  Schwimm- 
examen abzuhalten.  Die  besten  Schwimmer  erhalten  zur  Auftnunterung  kleinere 
Preise,  die  aus  dem  Prämienfonds  bestritten  werden.  Zur  Erlangung  eines 
Preises  sind  fleissiger  Besuch  des  Badeunterrichtes  und  gutes  Betragen  während 
desselben  notwendige  Erfordernisse. 
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Art.  14.  Die  Schwimmlehrer  jedes  Kreises  fertigen  am  Ende  des  Bade- 
knrses  einen  kurzen  Bericht  über  Besuch  und  Erfolg  des  Badens  zu  Händen 
der  betreffenden  Schulkommissionen  und  der  städtischen  Schnldirektion  ans. 

Dieses  Reglement  tritt  mit  dem  1.  Juni  1891  in  Kraft. 

Bern,  im  Mai  1891. 

Der  städtische  Schuldirektor:  Kuhn. 


IlL  ForÜ)ildung8Schulen, 

20.  1.  Regulativ  für  die  BOndnertschen  Fortbildungs-  und  Repetirschulen.    (\'om 
Grossen  Rate  angenommen  den  25.  Mai  1891.) 

A.  Fortbildungsschulen. 

Art.  1.  Die  Fortbildungsschulen  schliessen  sich  unmittelbar  an  die  Primar- 
schule an,  und  haben  ebensowohl  die  Wiederholung  und  Erhaltung  des  in  der 
Primarschule  Erlernten,  als  auch  eine  weitere  Ausbildung  mit  besonderer  Rück- 
sicht auf  das  Berufsleben  ins  Auge  zu  fassen. 

Für  die  Romanen  wird  im  ersten  Kurs  die  deutsche  Sprache  als  Fremd- 
sprache angesehen. 

An  der  Schule  können  auch  Mädchen  teilnehmen.  Dieselben  sollen  überdies 
Unterricht  in  den  weiblichen  Handarbeiten  und  womöglich  in  der  Haushaltungs- 
kunde erhalten. 

Art.  2.    Die  Fortbildungsschule  umfasst  mindestens  zwei  Kurse. 

Art.  3.  Die  Dauer  des  einzelnen  Kurses  wird  auf  wenigstens  24  Wochen 
festgesetzt.  Die  Schule  muss  spätestens  mit  dem  ersten  Montag  des  Monats 
November  eröffnet  werden. 

Art.  4.   Das  Minimum  der  wöchentlichen  Unterrichtszeit  beträgt  28  Stunden- 
Art.  5.   Zum  Eintritt  in  die  Fortbildungsschule  ist  in  der  Regel  ein  Alter 
von  15  Jahren   erforderlich;   doch  können  auch  solche  Schüler   aufgenommen 
werden,  welche  das  13.  Altersjahr  erfüllt  und  im  vorherigen  Winter  Se  oberste 
Klasse  der  Primarschule  ihrer  Gemeinde  mit  Erfolg  absolvirt  haben. 

Art.  6.  Um  Anspruch  auf  eine  Staatsunterstützung  machen  zu  können, 
muss  die  Fortbildungsschule  mindestens  10  Schüler  zählen. 

Art.  7.  Die  Entlassung  aus  der  Fortbildungsschule  erfolgt  in  der  Regel 
am  Schlüsse  eines  Schulkurses.  Schüler,  die  vor  erfülltem  15.  Altersjahr  ein- 
getreten sind  und  vor  Absolvirung  der  beiden  Jahreskurse  und  vor  Erfüllung 
des  15.  Altersjahres  aus  der  Fortbildungsschule  austreten,  ohne  eine  höhere 
Schule  zu  besuchen,  sind  bis  zur  Erfüllung  dieses  Alters  zum  Wiedereintritt 
in  die  obligatorische  Gemeindeschule  anzuhalten. 

Art.  8.  Die  Wahl  der  Lehrer  steht  dem  Fortbildungsschulrate  zu,  insofern 
die  Schulordnung  der  Anstalt  nicht  etwas  anderes  bestimmt. 

Art.  9.  Jede  Fortbildungsschule  ist  der  unmittelbaren  Leitung  und  Auf- 
sicht eines  Schulrates  zu  unterstellen,'  der  aus  wenigstens  fünf  Mitgliedern 
besteht.  Die  Wahl  dieser  Schulräte  ist  Sache  der  an  der  Schule  beteüigtea 
Gemeinden  und  Privaten. 

Art.  10.  Die  Fortbildungsschulen  stehen  unter  der  Oberaufsicht  des  Er- 
ziehungsrates. Wofern  sie  Anspruch  auf  Staatsunterstützung  machen,  haben 
sie  die  Organisation,  die  Verwaltung,  die  SchuIgeldaiLsätze,  den  Lehrplan  und 
die  Lehrmittel  der  Genehmigung  des  Erziehungsrates  zu  unterstellen. 

Art.  11.  Der  an  eine  vom  Staate  anerkannte  und  allen  Bedingungen  ent- 
sprechende Fortbildungsschule  zu  verabreichende  Staatsbeitrag  wird  im  Maximum 
auf  Fr.  300  per  Jahr  festgesetzt.  Bei  der  Verteilung  des  hiefür  bestimmten 
Kredites  soll  auf  die  Leistungen  und  Dauer  der  Schule,  auf  die  Anzahl  der 
Lehrkräfte  und  auf  die  ökonomischen  Verhältnisse  im  allgemeinen  Rücksicht 
genommen  werden. 
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Art.  12.  Im  übrigen  gelten  anch  für  die  Fortbildungsschnlen  die  einschlä- 
gigen Bestimmnngen  der  kantonalen  Schulordnung  und  in  Bezug  auf  die  kon- 
fessionellen Verhältnisse  diejenigen  der  Kantons-  und  Bundesverfassung. 

B.  Repetirschulen. 

Art.  13.  Die  Repetirschulen  müssen  sich  unmittelbar  an  die  Primarschule 
anschliessen,  und  haben  ebensowohl  die  Wiederholung  und  Erhaltung  des  in  der 
Primarschule  Erlernten,  als  eine  weitere  Ausbildung  mit  möglichster  Rücksicht 
auf  das  Berufsleben  ins  Auge  zu  fassen. 

Art.  14.  In  die  Repetirschule  können  nur  solche  Schüler  und  Schülerinnen 
aufgenommen  werden,  welche  das  schulpflichtige  Alter  berjsits  zurückgelegt 
haben. 

Art.  15.  Bei  wenigstens  5  wöchentlichen  Unterrichtsstunden  müssen  die 
Repetirschulen'  mindestens  während  4 — 5  Monaten  dauern.  Ausnahmsweise  kann 
der  Erziehungsrat  die  Herabminderung  der  Schulzeit  auf  3^2  Monate  unter  der 
Voranssetzung  gestatten,  dass  die  Zahl  der  wöchentlichen  Unterrichtsstunden 
von  5  auf  6  erhöht  wird. 

Art.  16.  Anspruch  auf  Staatsunterstützung  für  Repetirschulen  haben  nur 
diejenigen  Gemeinden,  in  denen  der  Besuch  dieser  Schulen  für  die  gesamte 
männliche  Jugend  vom  Austritte  aus  der  Primarschule  bis  zum  erfüllten  17. 
Altersjahr  obligatorisch  erklärt  ist.  In  Gemeinden,  welche  Fraktionsschulen 
haben,  hat  das  Obligatorium  auch  für  letztere  zu  gelten,  sofern  die  Zahl  der 
schulpflichtigen  Knaben  nicht  unter  5  beträgt.  Allzuweit  entfernt  Wohnende 
können  vom  Schulrat  im  Einverständnis  mit  dem  Schulinspektor  dispensirt  werden. 

Art  17.  Die  an  eine  Repetirschule  zu  verabreichende  jährliche  Staats- 
onterstützung  beträgt  im  Maximum  Fr.  150  und  ist  unverkürzt  zur  Bezahlung 
der  an  der  Schule  wirkenden  Lehrer  zu  verwenden. 

Art.  18.  Die  Erteilung  von  Staatsbeiträgen  steht  dem  Erziehungsrate  zu 
nnd  es  sind  dabei  die  Leistungen  und  die  Dauer  der  Repetirschulen,  sowie  auch 
die  ökonomischen  Verhältnisse  der  betreffenden  Gemeinden  zu  berücksichtigen. 

Art.  19.  Weitere  Ausführungsbestimmungen  bleiben  dem  Erziehungsrate, 
unter  Einhaltung  obiger  Hauptgrundsätze,  vorbehalten. 

Art.  20.  Die  Staatsbeiträge  für  Fortbildungs-  und  Repetirschulen  sollen 
zusammen  den  Budgetposten  von  Fr.  8000,  der  je  zur  Hälfte  auf  beiderlei 
Schulen  zu  verteilen  ist,  nicht  übersteigen. 

Art.  21.  Durch  vorstehende^  Regulativ  wird  dasjenige  vom  16.  Januar  1884 
aufgehoben. 


31.  2.  Weisung  an  die  Bezirksämter,  Scliulräte  und  Lehrer  betreffend  die  Relcruten- 
seliulen.    (Vom  21.  Oktober  1891.) 

Der  Erziehungsrat  des  Kantons  Schwyz, 
in  Vollziehung  der  §§  7  und  8  der  kantonsrätlichen  Verordnung  vom  2.  Dez. 
18^  betreffend  die  kantonalen  Rekrutenschulen;  in  Abänderung  der  Verfügungen 
Tom  20./25.  Januar  1886, 

beschliesst 

nachstehende  Weisungen  an  die  Bezirksämter  und  Schulräte,  sowie  an  die  Lehrer 
der  Rekrutenschulen: 

1.  Die  Vorbereitungsschulen  für  die  angehenden  Rekruten  sollen  mit 'An- 
fang November  begonnen  werden  und  mit  Ostern  vollendet  sein. 

Mit  Rücksicht  auf  die  geringen  Leistungen  der  Rekrutenschüler  im  all- 
gemeinen werden  die  Schulräte  eingeladen,  die  Schulzeit  nach  Möglichkeit  aus- 
zudehnen, und  behufs  besserer  Vorbereitung  auf  die  Rekrutenprüfung  unmittelbar 
vor  Abhaltung  derselben  einen  Repetitionskurs  von  15 — 20  Stunden  anzuordnen. 
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2.  Der  Schulrat  hat  die  nötige  Anordnung  zu  treffen,  dass  jede  mit  oder 
ohne  Entschuldigung  versäumte  Unterrichtsstunde  von  den  Pflichtigen  nach- 
geholt werde. 

3.  Die  Schulräte  hahen  jährlich  die  sämtlichen  schulpflichtigen  Jünglinge 
aus  den  Zivilstandsregistem  und  aus  den  Kontrolen  der  Aufenthalter  und  Nieder- 
gelassenen genau  zu  erheben,  und  zum  Besuche  der  Rekrutenschule  anzuhalten. 

Bezüglich  abwesender  Schulpflichtigen  soll  deren  Aufenthaltsort  nach  Mög- 
lichkeit in  Erfahning  gebracht,  und  sofern  der  Wohnsitz  solcher  Abwesenden 
im  Kanton  Schwyz  ist,  soll  davon  unverzüglich  dem  Schulrat  des  betreffenden 
Wohnortes  schriftlich  Anzeige  gemacht  werden,  damit  diese  daselbst  zum  Schul- 
besuch angehalten  werden  können. 

Gegen  junge,  schulpflichtige  Leute,  welche  ausserhalb  dem  Kanton  wohn- 
haft sind,  haben  keine  weitern  Massnahmen  stattzufinden. 

4.  Die  G^meindeschulräte  sind  verpflichtet,  Jahr  für  Jahr,  unmittelbar  bei 
Beginn  der  Kekrutenschulen  auf  dem  ihnen  zuzustellenden  Formulare  dem  zu- 
ständigen Schulinspektorate  Bericht  zu  erstatten: 

a.  über  den  Zeitpunkt  des  Beginnes  der  Eekrutenschule,  über  die  Tage  nnd 
Stunden  des  Schulunterrichtes; 

b.  über  das  mit  dem  Unterricht  betraute  Lehrerpersonal ; 

c.  über  Anzahl  und  Verteilung  der  vorgesehenen  Unterrichtsstunden. 

5.  Die  Lehrer  der  Rekrutenvorschulen  werden  verpflichtet,  die  Tabelle 
über  den  Schulbesuch  und  die  Noten  ihrer  Schüler  genau  nach  den  Rubriken 
des  hiefür  aufgestellten  Formulars  zu  führen,  auf  den  amtlichen  Meldekarten 
regelmässig  über  sämtliche  Absenzen  dem  Kreisschulinspektor  Bericht  zu  geben, 
und  demselben  über  Fälle  von  Renitenz  Anzeige  zu  machen. 

Dem  Kreisschulinspektorate  liegt  ob,  jeden  einzelnen  Fall  von  Schulver- 
säumnis oder  Renitenz  je  nach  Ermessen  gemäss  §  8  der  Verordnung  vom 
2.  Dezember  1885  dem  Bezirksamte  zur  Bestrafung  zu  verzeigen. 

6.  In  der  Schülertabelle  müssen  sämtliche  Schulpflichtige  mit  Beifflgiing 
des  Vatemamens,  des  Geburtsjahres  und  allfälligen  Berufes  eingetragen  werden. 
Bei  abwesenden  Schulpflichtigen  müssen  in  der  vorgesehenen  Rubrik  der  Auf- 
enthaltsort und  allfällige  weitere  Bemerkungen  vorgemerkt  werden. 

7.  In  der  Abteilung  der  Schülertabelle  für  die  Noten  sollen  in  erster  Linie 
die  vom  betreffenden  Schüler  bei  seinem  Abgange  von  der  Primarschule  erhal- 
tenen Noten  verzeichnet  werden ;  in  der  zweiten  Rubrik  folgen  die  Noten,  die 
jeder  Vorbereitungsschüler  bei  Beginn  des  Kurses  in  jedem  Unterrichtsfache 
erhält;  in  der  dritten  Rubrik  sind  die  Fächernoten  zu  schreiben,  welche  dem 
Schüler  am  Ende  des  Kurses  zukommen,  und  endlich  sind  in  einer  Schlussrubrik 
auch  noch  die  Noten  aus  der  eidg.  Rekrutenprüfung  einzufügen. 

8.  Die  Tabellen  der  Rekrutenvorschulen  sind  jährlich  nach  Schluss  des 
Unterrichtskurses  und  während  des  Jahres  so  oft  es  verlangt  wird,  dem  Er- 
ziehungsdepartement einzusenden,  welches  auch  Jahr  für  Jahr  darin  die  von 
den  eidg.  Prüfungsexperten  den  Rekruten  erteilten  Noten  eintragen,  und  alsdann 
die  Schülertabellen  den  Gemeindeschulräten  zur  Kenntnisnahme  und  allfälligen 
Beschlussfassung  übermitteln  lässt. 

9.  Als  spezielles  Lehrmittel  für  die  Rekrutenschulen  muss  von  den  (re- 
meindeschulräten  angeschafft  werden  eine  sogenannte  „stumme"  Schweizerkarte. 
Empfohlen  wird  die  „Oro-Hydrographische  Karte"  der  Schweiz  von  J.  Randegger 
im  Massstabe  von  1  :  600,000,  beziehbar  bei  der  topographischen  Anstalt  Wurster, 
Randegger  &  Cie.  in  Winterthur  oder  bei  den  Buch-  und  Schreibmaterialien- 
handlangen im  Kantone. 

"Neben  der  „stummen"  Karte  kommt  auch  die  gewöhnliche  grosse  Schweizerr 
karte  in  Anwendung. 

10.  Als  Lehrmittel  für  die  Schulen  werden  vorgeschrieben: 

a.  Kleine  Schweizergeschichte  von  J.  Marty;  Verlag  von  Benziger  &  Cie. 
in  Eiusiedeln ;  verwendbar  für  den  Unterricht  im  Lesen  und  in  der  Wieder- 
gabe des  Gelesenen,  sowie  für  Geschichte,  Verfassungs-  und  Gesetzeskunde. 
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b.  Kleine  Schweiz ergeographie  von  M.  Waser ;  Verlag  von  Benziger  &  Cie. 
in  Einsiedeln,  nnd  die  Schnlkarte  von  Leozinger  für  den  geographischen 
Unterricht.  Zu  behandein  ist  namentlich  der  allgemeine  Teil  der  Geo- 
graphie. 

c. Die  Auswahl  des  Sto£fes  für  die  Aufsätze  wird  den  Lehrern  überlassen; 
für  ihren  persönlichen  Gebrauch  wird  empfohlen  der  „Bekrut^  yon  E.  Kälin. 

d.  Für  das  schriftliche  Rechnen  ist  vorgeschrieben :  Sammlung  der  Aufgaben 
im  schriftlichen  Rechnen  bei  den  schweizerischen  Rekrutenprüfungen ;  zu 
beziehen  bei  Buchdrucker  Huber  in  Altdorf. 

e.  Für  das  Kopfrechnen  wird  als  Lehrmittel  bezeichnet  die  im  Verlage  von 
Buchdrucker  Huber  in  Altdorf  erschienene  gleiche  Sammlung  von  Auf- 
gaben. Bezüglich  des  Kopfrechnens  wird,  statt  das  genannte  Aufgaben- 
heft in  die  Hand  jedes  Schülers  abzugeben,  besonders  auch  empfohlen  das 
Anschreiben  der  Aufgaben  an  eine  Wandtafel  und  die  mündliche  Lösung 
der  Angaben  von  der  Tafel  aus. 

Die  Verordnung  betreffend  die  kantonalen  Rekrutenschulen  vom  2.  Dezember 
1885,  sowie  die  Bestimmungen  dieser  Schlussnahmen,  soweit  sie  sich  auf  die 
Bekratenschüler  beziehen,  sollen  denselben  jedesmal  bei  Eröf&iung  des  Schul- 
kurses zur  Kenntnis  gebracht  werden. 

12.  Den  Schulräten  wird  auf  das  nachdrucksamste  empfohlen,  den  Rekruten- 
Torschulen  im  Interesse  der  Bildung  der  jungen  Männer  und  der  Ehre  ihrer 
Gemeinde  und  des  Kantons  volle  Aufimerksamkeit  zuzuwenden,  den  vorstehenden 
Vorschriften  genaue  Vollziehung  zu  geben,  die  Schulen  fleissig  zu  besuchen  und 
zu  überwachen,  die  Lehrer  tatkräftig  zu  unterstützen  und  die  Schüler  zum 
Fleisse  aufzumuntern. 

Schwyz,  den  21.  Oktober  1Ö91. 

Namens  des  Erziehungsrates, 

Der  Präsident:  A.  Win  et. 

Der  Sekretär:   Kälin,  Kanzleidirektor. 


23.  3.  Disziplinarordnung  für  die  Schüler  der  städtiechen  Fortbildungeschufe  in 
St.  Gallen. 

§  1.  Jeder  Schüler  hat  sowohl  in  als  ausser  der  Schule  ein  anständiges, 
gesittetes  Betragen  an  den  Tag  zu  legen  und  alles  zu  vermeiden,  was  ihm  den 
Vorwurf  eines  unordentlichen,  ungesitteten  Schülers  zuziehen  könnte.   ■ 

§  2.  Insbesondere  hat  er  die  Unterrichtsstunden  aller  Fächer,  in  welche 
er  sich  einschreiben  lässt,  während  der  ganzen  Dauer  des  Jahreshurses  regel- 
mässig und  rechtzeitig  zu  besuchen,  dem  Unterrichte  ungeteilte  Aufmerksamkeit 
zuzuwenden,  alle  von  dem  Lehrer  gestellten  Aufgaben  bis  zur  festgesetzten 
Zeit  80  vollkommen  als  möglich  auszuführen  und  den  Lehrern  in  jeder  Beziehung 
den  schuldigen  Gehorsam  zu  leisten. 

§  3.  Ist  ein  Schüler  wegen  Krankheit  oder  wegen  besonders  dringender 
Arbeit,  oder  aus  irgend  einem  andern  Grunde  am  Besuche  des  Unterrichtes  ge- 
hindert, so  hat  er  sich  für  alle  Stunden,  die  er  versäumt,  bei  dem  betreffenden 
Lehrer  durch  einen  vom  Meister  oder  Prinzipal  ausgestellten  schriftlichen  Aus- 
weis zu  entschuldigen. 

§  4.  Wer  aus  irgend  einem  Grunde  ohne  gehörige  Entschuldigung  aus- 
bleibt, wird  dem  Meister  oder  Prinzipal  resp.  den  Eltern  oder  dem  Vormunde 
verzeigt,  und  jeder  Schüler,  der  sich  eine  solche  Abwesenheitsanzeige  zuzieht, 
wird  mit  dem  Ausschluss  verwarnt  und  im  Wiederholungsfalle  wirklich  von  der 
Anstalt  ausgeschlossen. 

In  jedes  Semesterzeugms  wird  die  Zahl  der  Absenzen,  entschuldigte  und 
unentschuldigte,  eingetragen.  Schüler,  welche  mehr  als  einen  Vierteil  der  Jahres- 
stünden  versäumt  haben,  werden  nicht  promovirt. 

Je  drei  Verspätungen  gelten  für  eine  volle  Absenz. 
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§  5.  Sämtlichen  Schülern  ist  das  Rauchen  im  Schulgebäude,  sowie  in  der 
unmittelbaren  Nähe  desselben  strengstens  untersagt.  Dawiderhandelnde  mfissten 
sofort  von  der  Anstalt  entlassen  werden.  Dieselbe  Strafe  trifft  auch  jeden  Schuler, 
der  in  oder  ausser  der  Schule  wiederholt  mit  seinen  Mitschülern  Streit  anfängt, 
störenden  Lärm  verursacht,  den  Unterricht  mutwillig  stört,  die  Lehrmittel  oder 
das  Schullokal  beschädigt,  oder  sich  sonst  gegen  die  Disziplinarvorschriften  der 
§§  1  und  2  vergeht. 

§  6.  Das  Eigentum  der  Schule  an  Zeichnungsvorlagen,  Modellen,  Büchern, 
Vorschriften  und  überhaupt  an  sämtlichen  Lehrmitteln,  Werkzeugen  und  Uten- 
silien, die  den  Schülern  zur  Benutzung  übergeben  werden,  ist  sorgfaltig  vor 
Beschädigung  zu  bewahren.  Jede  mutwillige  oder  leichtsinnige  Verletzung  des 
Schuleigentums  zieht  nicht  nur  den  Ausschluss  des  betreff<enden  Schülern  von 
der  Anstalt  nach  sich,  sondern  verpflichtet  ihn  auch  bezw.  seinen  Vater  oder 
Vormund  zum  vollen  Schadenersatz. 

§  7.  Jeder  Schüler  ist  endlich  auch  verpflichtet,  dem  Vorstand  nicht  nur 
beim  Eintritt,  sondern  bei  vorkommenden  Änderungen  auch  während  der  Schul- 
zeit den  Meister  oder  Prinzipal,  sowie  den  Logis-  und  Kostherm  mitzuteilen. 

§  8.  Austrittserklärungen  im  Laufe  eines  Semesters  haben  durch  die  Meister 
und  Prinzipale  schriftlich  zu  erfolgen;  von  Schülern  ausgestellte  Abmeldungen 
werden  nicht  angenommen. 

Fächer  der  gewerblichen  Abteilung  sind:  Freihandzeichnen,  geometrisches 
Zeichnen,  projektives  Zeichnen,  bantechnisches  Zeichnen,  maschinelles  Zeichnen, 
Modelliren  in  Ton  und  in  Holz,  deutsche  Sprache,  Eechnen,  Schönschreiben,  ge- 
werbliche Physik,  Geometrie  und  Vaterlandskunde. 

Fächer  der  kaufmännischen  Abteilung  sind:  Deutsche,  französische  nnd 
englische  Sprache,  Itechnen,  Buchhaltung,  Schreiben  und  Vaterlandskunde. 


23.  4.  Statuten  der  obligatorischen  Fortbildungsschule  Garns,  (Von  der  Schnl- 
gemeinde  Gams  für  eine  neue  Amtsperiode  1891 — 94  angenommen  den  6.  No- 
vember 189t.    Genehmigt  vom  Eegierungsrat  den  1.  Dezember  1891.) 

Art.  1.  Schulpflichtig  sind  sämtliche  Jünglinge  vom  17.  bis  zum  19.  Altera- 
jahr,  d.  h.  diejenigen  zwei  Jahrgänge,  welche  der  Bekrutenprüfung  unmittelbar 
vorangehen.  Von  dieser  Verpflichtung  sind  diejenigen  dispensirt,  die  sich  über 
den  Besuch  von  drei  Jahren  Eealschnle,  Gymnasium  etc.  ausweisen  können. 
Über  Ausnahmsfälle  entscheidet  der  Schulrat. 

Axt.  2.  Einteilungen  unter  den  Schülern  werden  je  nach  BedürMs  errichtet 
und  unter  Zuzug  der  Lehrerschaft  vom  Schulrate  geordnet. 

Art.  3.  Das  Schu^ahr  beginnt  im  Herbste  und  zerföllt  in  zwei  Semester. 
Das  Wintersemester  dauert  vom  1.  November  bis  Anfang  April,  das  Sommer- 
semester vom  Juli  bis  Oktober. 

Art.  4.  Die  Unterrichtszeit  der  Schule  bezw.  ihrer  Abteilungen  beträgt 
mindestens  4  Stunden  per  Woche  und  wird  vom  Schulrate  bestinunt,  in  dessen 
Kompetenz  auch  die  Vermehrung  der  Stundenzahl  fällt. 

Art.  5.  Unterrichtsfächer  sind:  Deutsche  Sprache,  Zeichnen,  Bechnen,  Buch- 
führung, Geographie,  Geschichte,  Verfassungskunde,  Naturgeschichte  und  Land- 
wirtschaft. 

Art.  6.  Betreffend  die  Absenzenbehandlung  gelten  die  Art.  82 — 35  des  Er- 
ziehungsgesetzes und  Art.  150 — 152  der  Schulordbaung  für  die  Arbeits-  und  Er- 
gänzungsschule.  Je  drei  Verspätungen  (10  Minuten)  gelten  für  eine  volle  Absenz. 

Art.  7.  Als  Entschuldigungen  für  Ausbleiben  gelten:  Krankheit,  längere 
Ortsabwesenheit,  schwere  Erkrankung  oder  Todesfall  der  nächsten  Angehörigen. 

Art.  8.  Ist  ein  Schüler  aus  einem  Gninde  am  Besuche  des  Unterrichts 
gehindert,  so  hat  er  sich  für  alle  Stunden,  die  er  versäumt,  bei  dem  betreffenden 
Lehrer  durch  einen  von  den  Eltern  oder  vom  Meister  oder  Prinzipal  ausgestellten 
schriftlichen  Ausweis  sofort  zu  entschuldigen. 
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Art.  9.  Jeder  Schüler  hat  sowohl  in  als  ausser  der  Schale  ein  anständiges, 
gesittetes  Betragen  an  den  Tag  za  legen  and  alles  zn  Termeiden,  was  ihm  den 
Vorwarf  eines  unordentlichen,  angesitteten  Schülers  zuziehen  könnte. 

Art.  10.  Disziplinarvergehen  sind  dem  Schalrate,  eventuell  Gemeinderate, 
Zur  Behandlung  zu  überweisen. 

Art.  11.  Das  Eigentum  der  Schule  an  Zeichnungen,  Vorlagen,  Büchern, 
Vorschriften,  überhaupt  an  sämtlichen  Lehrmitteln  und  Schreibmaterialien,  die 
den  Schülern  zur  Benutzung  übergeben  werden,  ist  sorgfältig  vor  Beschädigung 
zu  bewahren.  Jede  mutwillige  oder  leichtsinnige  Verletzung  des  Schuleigen* 
tmns  verpflichtet  den  SchtUer,  bezw.  seinen  Vater  oder  Vormund  zum  vollen 
Schadenersatz. 

Art.  12.  Freiwillige,  ältere  oder  jüngere  Besucher  der  obligatorischen 
Fortbildungsschule  haben  sich  diesen  Statuten  ihrem  ganzen  Inhalte  nach  zu 
onterziehen. 

Art.  13.  Für  Erteilung  des  Unterrichtes  wird  eine  angemessene  jährliche 
Entschädigung  verabfolgt. 


ti.  5.  Instruktion  für  die  Inspeiction  des  Turnwesens  in  den  Gemeinden  des  Kan- 
tons QraubOnden.    (Vom  1.  März  1891.) 

§  1.  Der  Zweck  der  in  den  sämtlichen  Gemeinden  des  Kantons  vorzu- 
nehmenden Turninspektion  ist: 

a.  genaue  Kenntnis  der  in  den  einzelnen  Schulen  vorhandenen  Einrichtungen 
in  Bezug  auf  Tuiiiplatz,  Lokal,  Geräte,  Zahl  der  Unterrichtsstunden  und 
der  Lehrer,  Schüler  und  Leistungen; 

b.  in  den  Gemeinden,  wo  noch  wenig  oder  nichts  ftlr  das  Turaen  geschieht, 
Anregung,  Bat  und  Belehrung  zu  geben  über  den  Nutzen  des  Schul- 
turaens  auch  für  unsere  Bergbewohner,  unter  Hinweisung  auf  die  von 
der  eidg.  Militärordnung  gestellten  Forderungen  und  Vorschriften. 

§  2.    Zn  dem  Ende  werden  sich  die  Inspektoren 

a.  persönlich  in  die  einzelnen  Gemeinden  begeben,  sich  über  den  Stand  und 

Gang  des  Turaunterrichts  u.  s.  f.  überzeugen   und   das   Ergebnis   ihrer 

Beobachtungen  in  die  ihnen  übermittelten  Tabellen  eintragen,  am  Fusse 

derselben  ihre  sonstigen  Bemerkungen  anfügen; 
6.  durch  mündliche  Besprechung  mit  Vorständen,   Schalräten,  Lehrera  und 

andern   wohldenkenden   und   schul-  und  turnfrenndlichen   Männern    die 

Hebung  des  Turnunterrichtes  zu  fördern  suchen. 

§  3.  Da  bei  der  vorgerückten  Zeit  der  Besuch  sämtlicher  Gemeinden  je 
eines  Inspektionskreises  nicht  mehr  tunlich  ist,  so  genügt  es,  zunächst  etwa  die 
grössere  Hälfte  der  Schulen  durchzunehmen;  dabei  wird  gewünscht,  dass  die 
Gemeinden  je  eines  Landesteiles  der  Beihe  nach,  nicht  in  Kreuz-  und  Quer- 
zftgen,  besucht  werden.  Bezüglich  Vornahme  der  zweiten  Hälfte  der  Inspektion 
wird  spätere  Mitteilung  vorbehalten. 

§  4.  In  Gemeinden  mit  Fraktionsschulen,  in  denen  Turnunterricht  erteilt 
wird,  sind  dieselben  ebenfalls  zu  besuchen ;  wo  noch  kein  Turaunterricht  besteht, 
ist  auf  Einführung  desselben  hinzuwirken. 

§  5.  Es  ist  zweckmässig,  die  Schulräte  von  dem  zur  Inspektion  angesetzten 
Tage  zum  voraus  zu  verständigen. 

§  6.  Zu  weiterer  Wegleitung  wird  den  Inspektoren  das  eidg.  Reglement 
fttr  den  militärischen  Vorunterricht  und  die  bundesrätliche  Verordnung  vom 
16.  April  1883  zugestellt. 

§  7.  Über  ihre  Verrichtungen  und  Erfolge  werden  die  Inspektoren  einen 
Gesamtbericht  an  den  Erziehungsrat  einreichen,  nebst  Angabe  der  von  ihnen 
verwendeten  Zeit.  Der  Bericht  über  die  erste  Hallte  der  Inspektion  soll  bis 
anfangs  Mai  abgegeben  werden. 
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IV.  Lehrerseminarien. 

25.  1.  Ökonomie -Ordnung  fOr  das  Lehrerseminar  Mariaberg  (St.  Gallen.)    (Vom 
30.  September  1891.) 

Art.  1.  Die  Oberaufsicht  und  jährliche  Berichterstattung  über  die  Ökonomie 
ist  Sache  des  Seminardirektors  (Art.  15  und  16  der  Seminarordnung  vom  17. 
November  1864).  Er  reicht  die  ßudgetvorschläge  und  die  Vorschläge  für  Ver- 
teilung der  Stipendien  ein,  —  visirt  sämtliche  Eechnungen,  —  beantragt  und 
motivirt  vorzunehmende  Bauten  und  Eeparaturen  zu  banden  der  Aufsichtsbehörde 
(soweit  dies  nicht  —  siehe  unten  —  durch  das  Kantonsbauamt  geschieht),  be- 
stimmt die  Arbeitsvergebung  und  überwacht  die  Ausführung  der  Arbeiten. 

Art.  2.  Doch  ist  bei  allen  Arbeiten,  die  grössere  Kosten  verursachen,  oder 
die  konstruktiver  Natur  sind,  der  Kantonsbaumeister  um  seine  Mitwirkung  an- 
zugehen, welcher  dann  auch,  nach  erfolgter  Genehmigung  durch  die  Aufsichts- 
behörde, die  Arbeit  vergeben  und  überwachen,  sowie  Sie  eingehenden  Bech- 
nungen  visiren  wird. 

Art.  3.  Der  Okonomieverwalter  führt  die  Bücher,  das  Inventar  inbegriffen, 
und  besorgt  das  Rechnungswesen,  —  die  Verrechnung  mit  dem  Traiteur,  — 
den  Einzug  rückfälliger  Stipendien,  —  der  Pachtzinse  u.  dgl. 

Art.  4.  Vorstehende  Ökonomieordnung  wurde  heute  vom  Erziehnngsrat 
genehmigt;   sie  tritt  sofort  in  Kraft  und  ersetzt  diejenige  vom  12.  März  1881. 

St.  Gallen,  den  30.  September  1891. 

Im  Namen  des  Erziehungsrates, 

Der  Präsident:  Dr.  J.  A.  Kaiser. 
Der  Aktuar:   Dütschler. 


V,  Lehrerschaft 

26.  1.  Beschluss  betreffend  Tragung  der  aus  der  Steilvertretung  erkrankter  Lehrer 
erwachsenden  Kosten  (Kauton  Thurgau).    (Vom  31.  Dezember  1891.) 

Der  Regierungsrat  des  Kantons  Thurgau, 

nachdem  der  Grosse  Rat  anlässlich  des  Budgets  pro  1892  den  jährlichen 
Staatsbeitrag  an  die  Alters-  und  Hülfskasse  der  thurgauischen  Lehrer  um  Fr.  3000 
erhöht  hat,  in  der  Meinung,  dass  diese  Kasse  dann  erkrankten  Lehrern  die 
Kosten  der  Stellvertretung  zu  ersetzen  habe,  hat  in  Ausfühning  dieser  Mass- 
nahme beschlossen: 

1.  Vom  1.  Januar  1892  an  übernimmt  die  Alters-  und  Hülfskasse  die  Ve^ 
pflichtung,  fttr  jeden  Lehrer,  der  wegen  unverschuldeter  Krankheit  Stellvertre- 
tung nötig  hatte,  den  gesetzlichen  Vikariatsgehalt  von  Fr.  16  per  Woche  an 
die  betreffende  Schulkasse  zu  entrichten  und  zwar  bis  auf  die  Dauer  eines 
halben  Jahres,  in  der  Meinung,  dass  diese  Entschädigung  nur  für  so  viele  Wochen 
bezahlt  werde,  als  der  Stellvertreter  wirklich  Schule  gehalten  hat 

2.  Sollte  die  Krankheit  und  Erwerbsunfähigkeit  länger  als  ein  halbes  Jahr 
dauern,  so  kommen  S§  11  und  12  der  Statuten  der  Lehrer- Alters-  und  Hülfs- 
kasse vom  18.  Juni  iSSl  zur  Anwendung,  mit  der  Abänderung,  dass  in  §  12, 
lit.  a,  der  Ausdruck  „länger  als  1/4  Jahr"  durch  „länger  als  ^,'2  Jahr"  m  er- 
setzen sei  und  die  verminderte  Nutzniessung  von  jährlich  Fr.  50-— 200  beginne, 
nachdem  die  für  Stellvertretung  bestimmte  Entschädigung  aufgehört  haben  wird. 

3.  Die  Schulpflegschaften  sind  angewiesen,  bei  Erkrankung  eines  Lehrers 
den  Stellvertreter  vorläufig  aus  der  Schulkasse  z^  entschädigen  und  nach  Be- 
endigung der  Stellvertretung  über  die  Dauer  derselben  (Anzahl  der  Wochen) 
an  das  Präsidium  der  Lehrer- Alters-  und  Hülfskasse  (Herrn  Seminardirektor 
Rebsamen  in  Kreuzungen)  Bericht  zu   erstatten,  worauf  ihnen  der  gesetzliche 
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Beitrag  Ton  Fr.  16  per  Woche  dnrch  die  Verwaltung  der  Alters-  nnd  Hülfs- 
kasse  zurückerstattet  wird. 

4.  Mitteilung  dieses  Beschlusses  an  die  Verwaltungskommission  der  Lehrer- 
Alters-  und  Hülfskasse  und  an  das  Erziehungsdepartement,  sowie  Publikation 
im  Amtsblatt  zu  Händen  der  Schulvorsteherschaften  und  Lehrer. 

Frauenfeld,  den  81.  Dezember  1891. 

Der  Präsident  des  Eegierungsrates :  C.Vogler. 
Der  Staatsschreiber:  Dr.  J.  Wehrli. 


27.  2.  Verordnung  betreffend  Ruhegehalte  (Kanton  Zürich).    (Vom  3.  September 
1891.) 

§  1.    Jedem  Gesuche  um  Gewährung  eines  Ruhegehaltes  ist  beizulegen: 

1.  ein  vom  Zivilstandsbeamten  ausgestellter  Familienschein; 

2.  ein  amtliches  Zeugnis  über  das  steuerpflichtige  Vermögen  oder  Einkommen. 

Femer  ist,  wenn  der  Gesuchsteller  weniger  als  50  Jahre  im  Dienste  stand, 
ein  amtliches  ärztliches  Zeugnis  betreffend  den  Gesundheitszustand  einzuholen. 

§  2.  AUe  Beschlüsse  betreffend  Pensionirung  unterliegen  der  Genehmigung 
des  Regierungsrates. 

§  3.  Die  Berechtigung  zum  Fortbezuge  eines  Ruhegehaltes  kann  jederzeit 
einer  neuen  Prüfung  unterzogen  werden  und  es  ist  die  Ausbezahlung  des  Ruhe- 
gehaltes ganz  oder  teilweise  einzustellen,  wenn  sich  ergibt,  dass  die  Gründe, 
welche  bei  Gewährung  des  Ruhegehaltes  massgebend  waren,  ganz  oder  teilweise 
nicht  mehr  vorhanden  sind. 

§  4.  Sollte  ein  in  den  Ruhestand  versetzter  Beamter  oder  Angestellter 
durch  eine  besoldete  Öffentliche  Stelle  oder  anderweitig  ein  Einkommen  erlangen, 
welches  in  Verbindung  mit  dem  Ruhegehalte  den  Betrag  der  Besoldung  über- 
steigt, welche  er  vor  der  Gewährung  des  Ruhegehaltes  empfing,  so  ist  der  Ruhe- 
gehalt den  Verhältnissen  entsprechend  zu  vermindern. 

§  5.  Wenn  pensionirte  Beamte  oder  Angestellte  infolge  Besserung  der 
Gesnndheitsverhältnisse  wieder  in  den  Dienst  einzutreten  wünschen,  so  kann 
ihnen  dies  gestattet  werden.  Ist  durch  amtliches  ärztliches  Zeugnis  festgestellt, 
dass  sie  wieder  dienstfähig  sind,  so  können  sie  zu  vorübergehendem  Dienste 
einberufen  werden. 

§  6.  Der  Regierungsrat  ordnet  alle  drei  Jahre  eine  allgemeine  Revision 
der  Ruhegehalte  an. 

§  7.    Diese  Verordnung  tritt  sofort  in  Kraft. 

Zürich,  den  3.  September  1891. 

Vor  dem  Regiemngsrate, 
Der  Staatsschreiber:   Stttssi. 


28.  3.  Ordnung  fOr  die  Vikariatskaesen  des  Kantons  Baselstadt.    (Vom  30.  Dez. 
1891.) 

Der  Erziehungsrat  des  Kantons  Baselstadt  hat  in  Ausführung  von  §  85  des 
Schulgesetzes  vom  21.  Juni  1880  folgende  Ordnung  für  die  Vikariatskassen 
festgesetzt : 

§  1.  Es  soll  für  die  folgenden  Schulen  je  eine  Vikariatskasse  bestehen, 
aus  deren  Einnahmen  das  Vikariat  für  die  vorübergehend  an  der  Erteilung  des 
Cnterrichts  verhinderten  Lehrer  und  Lehrerinnen  bestritten  wird: 

1.  für  die  Primarschulen,  2.  für  die  Knabensekundarschulen,  3.  für  die 
Mädchensekuudarschulen,  4.  für  das  untere  Gymnasium,  5.  für  die  untere  Real- 
schule.  6.  für  die  Töchterschule,   7.  für  die  Schulen  in  den  Landgemeinden. 
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§  2.  Die  Bektoren,  sofern  »ie  regelmässigen  Unterricht  erteilen,  und  alle 
festangestellten  Lehrer  und  Lehrerinnen  sind  verpflichtet,  der  Vikariatskasse 
ihrer  Schule  heizutreten.  Die  mit  festem  Pensum  angestellten  Vikare  sind  znm 
Beitritte  berechtigt,  doch  hat  der  Beitritt  sofort  mit  ihrer  Anstellung  oder  am 
Anfang  eines  Schuljahres  zu  erfolgen. 

§  3.   Der  jährliche  Beitrag  der  Mitglieder  wird  nach  der  Zahl  ihrer  wöchent- 
lichen Schulstunden  berechnet,  Arbeits-,  Straf-  nnd  Elitenklassen  inbegriffen. 
Derselbe  beträgt: 

a.  in  den  Primarschulen  50  Cts.  für  den  wissenschaftlichen  und  25  Cts.  för 
den  Arbeitsunterricht  per  Stunde; 

b.  in  den  Knabensekundarschulen,  dem  untern  Gymnasium  und  der  nnt«m 
Eealschule  60  Cts.  per  Stunde ; 

c.  in  den  Mädchensekundarschulen  für  wissenschaftlichen  Unterricht  60  Cts., 
für  Arbeitsunterricht  30  Cts.  per  Stunde ; 

d.  in  der  Töchterschule  für  wissenschaftlichen  Unterricht  60  Cts.,  für  Arbeits- 
unterricht 30  Cts.  per  Stunde,  und  in  den  beiden  obem  Klassen  für  wissen- 
schaftlichen Unterrichts  90  Cts. 

Die  zur  Zeit  von  der  Beitragspflicht  enthobenen  Lehrer  und  Lehrerinnen 
bleiben  von  derselben  befreit. 

Der  Erziehungsrat  kann  nach  Anhörung  der  betreffenden  Inspektion,  sowie 
der  Lehrerkonferenz  die  Mitgliederbeiträge  vorübergehend  erhöhen  oder  ernie- 
drigen, sofern  der  Stand  einer  Vikariatskasse  es  rechtfertigt. 

§  4.  Der  Staat  bezahlt  jährlich  an  jede  Vikariatskasse  ebensoviel  als  die 
Gesamtheit  der  an  derselben  beteiligten  Mitglieder  und  kann  überdies,  wenn 
Infolge  langandauemder  £j*ankheit  eines  Lehrers  eine  Vikariatskasse  unverhältnis- 
mässig  stark  belastet  wird,  die  Kosten  des  betreffenden  Vikariates  ganz  über- 
nehmen. 

§  5.  Das  Eechnungsjahr  beginnt  und  schliesst  mit  dem  Schu^ahr.  Die 
Jahresbeiträge  werden  jeweilen  im  Mai  vorausbezahlt.  Für  Mitglieder,  die  un 
Laufe  eines  Schuljahres  eintreten,  wird  für  das  erste  Mal  der  Beitrag  nur  rom 
Tage  ihres  Amtsantrittes  an  gerechnet. 

§  6.  Rektoren,  Lehrer  und  Lehrerinnen,  welche  ihre  Stelle  au^ben  oder 
entlassen  werden,  haben  keinen  Anspruch  mehr  an  die  Kasse. 

§  7.  Die  Vikariatskasse  kann  in  folgenden  Fällen  in  Anspruch  genommen 
werden : 

rt.  bei  Krankheit  der  Lehrer  oder  Lehrerinnen ; 

b.hei  ansteckenden  Krankheiten,  infolge  deren  einem  Mitgliede  der  S'^.hnl- 

besnch  ärztlich  untersagt  wird; 
c.  bei  Todesfällen  von  Eltern,  Kindern,  Ehegatten  oder  Geschwistern ; 
rf. beim  Begräbnis  andrer  naher  Verwandter; 
«.bei  der  eigenen  Hochzeit; 
/.bei  der  Niederkunft  der  Gattin  eines  Lehrers; 
^.  bei  einer  Taufe,   Konfirmation  oder  Hochzeit,   welcher   man   als  Vater, 

Vormund  oder  Pate,  Mutter  oder  Patin  beiwohnt; 
h.  bei  Militärdienst ; 

t. bei  notwendigem  Erscheinen  vor  Behörden; 
k.  bei  Wohnungsveränderung ; 
l.  in  andern  Fällen,  über  deren  Gültigkeit  die  Konferenz  zu  entscheiden  hat. 

§8.    Das  Vikariatsgeld  beträgt: 

a.  in  den  Primarschulen  für  jede  Stunde  wissenschaftlichen  LTnterrichtes 
Fr.  1. 20,  für  Arbeitsunterricht  60  Cts. ; 

b,  in  den  Knabensekundarschulen,  dem  untern  Gymnasium  und  der  nntem 
Realschule  Fr.  1. 50  für  jede  Unterrichtsstunde ; 

c,  in  den  Mädchensekundarschulen  für  jede  Stunde  wissenschaftlichen  Unter- 
richtes Fr.  1. 50,  für  Arbeitsunterricht  75  Cts. ; 

d.  in  den  vier  untern  Klassen  der  Töchterschule  dasselbe,  in  den  beiden 
obem  Fr.  2. 50  für  eine  durch  einen  Lehrer  erteilte  Stunde  wissenschaft- 
lichen Unterrichtes. 
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§  9.  Die  Verwaltung  der  Yikariatskasse  ist  Sache  der  Lehrerkonferenz. 
Diese  w&hlt  di^ch  geheimes  absolutes  Stimmenmehr  auf  je  drei  Jahre  einen 
VerwalteFi  welcher  jährlich  anfangs  Mai  Rechnung  abzulegen  hat.  —  Vikariats- 
rechnungen  werden  erst  dann  bezahlt,  wenn  deren  Richtigkeit  vom  Rektor  bezw. 
Schalinspektor  bescheinigt  ist.  —  Für  Anlage  nnd  Abkündnng  von  Kapitalien, 
den  Verkehr  in  laufender  Rechnung  ausgenommen,  ist  die  Genehmigung  der 
Rechnungsreyisoren,  und  bei  Meinungsverschiedenheit  derselben  der  Entscheid 
der  Konferenz  einzuholen. 

§  10.  Die  Lehrerkonferenz  wählt  jeweilen  auf  ein  Jahr  zwei  Rechnungs- 
reyisoren.  Diese  haben  die  Pflicht,  die  Wertschriften  der  Kasse  einzusehen, 
die  Rechnung  genau  zu  prüfen,  und  dieselbe  bei  richtigem  Beftind  zu  unter- 
zeichnen. 

§  11.  Die  Rechnung  der  Vikariatskasse  wird  jährlich  im  Mai  der  Lehrer- 
konferenz zur  Genehmigung  vorgelegt,  vom  Rektor  bezw.  Schulinspektor  unter- 
schrieben, und  sodann  der  Inspektion  und  von  dieser  dem  Erziehungsdeparte- 
ment zugestellt. 


29.  4.  Reglement  fOr  die  Patent-PrOfungen  von  Bezirkslehrern  des  Kantons  Solo- 
thurn.    (Vom  20.  Januar  1891.) 

Der  Regierungsrat  des  Kantons  Solothurn 

auf  Begutachtung  des  Erziehungsrates  und  in  Ausführung  von  §  8  des  Bezirks- 
schulgesetzes vom  24.  April  1875  und  in  der  Absicht,  die  Bedingungen  zur  Er- 
langung eines  Patents  fär  Lehrstellen  an  den  Bezirksschulen  festzusetzen,  erlässt 
folgendes  Reglement  fdr  die  Prüfung  von  Bezirkslehrem : 

Erster  Abschnitt,    Allgemeine  Bestimmungen. 

§  1.  Als  Lehrer  an  einer  Bezirksschule  kann  definitiv  nur  angestellt  werden, 
wer  vom  Regierungsrate  für  die  ihm  zu  übertragende  Lehrstelle  wahlfähig  er- 
klärt worden  ist. 

§  2.  Die  Wahlfähigkeit  wird  vom  Regierungsrate  ausgesprochen,  entweder 
wenn  die  Bewerber  vorzügliche  Ausweise  über  ihre  wissenschaftliche  und  prak- 
tische Befähigung  für  den  zu  übernehmenden  Unterricht,  die  von  der  Prüfungs- 
kommission zu  begutachten  sind,  beibringen,  in  welchem  Falle  eine  Wahl  durch 
Ruf  stattfinden  kann,  oder  wenn  sie  vor  der  bestellten  Kommission  eine  Wahl- 
fähigkeitsprüfnng  mit  dem  in  §  18  verlangten  Erfolg  bestanden  haben. 

§  3.  Die  Prüfungskommission  besteht  aus  sieben  Mitgliedern  und  wird  vom 
Regiemngsrate  auf  vier  Jahre  gewählt.  Sie  ernennt  aus  ihrer  Mitte  einen  Prä- 
sidenten *und  einen  Aktuar. 

§  4.  Ordentlicherweise  finden  die  Prüfungen  in  der  ersten  Hälfte  des 
Monats  Oktober  statt;  ausnahmsweise  kann  eine  Prüfung  auch  auf  eine  andere 
Zeit  angesetzt  werden,  wenn  die  Wiederbesetzung  erledigter  Stellen  an  Bezirks- 
schulen es  nötig  macht  oder  wenn  die  Kandidaten  gewichtige  Gründe  dafQr 
geltend  machen  können. 

§  5.  Die  Kommission  versammelt  sich  vor  einer  Prüfung  zu  gemeinsamer 
Beratung  über  Einrichtung  und  Gang  derselben,  zur  Bezeichnung  der  allfällig 
beizuziehenden  Examinatoren  und  zur  Festsetzung  der  Themata  für  die  schrift- 
liche Prüfung  und  die  Probelektion. 

§  6.  Die  Bewerber  haben  sich  rechtzeitig,  d.  h.  mindestens  drei  Wochen 
vor  der  Prüfung  bei  dem  Erziehungsdepartement  schriftlich  anzumelden  und  die 
Fächer  genau  zu  bezeichnen,  in  welchen  sie  geprüft  werden  wollen. 

§  7.  Es  werden  nur  solche  Bewerber  zur  Prüfung  zugelassen,  welche  das 
20.  Altersjahr  zurückgelegt  haben.   Dieselben  haben  der  Anmeldung  beizulegen : 

1.  Einen  Geburtsschein,  sowie  Studien-  und  Sittenzeugnisse. 

2.  Eine  kurze  Darlegung  ihres  Lebens-  und  Bildungsganges. 
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S.Ausweise  über  eine  ausreichende  allgemeine  Vorbildung. 

Als  solche  gelten  das  solothumische  Maturitätszeugnis^der  das  Primar- 
lehrerpatent.  Wenn  die  Zeugnisse  über  allgemeine  Vorbildung  von  ausser- 
kantonalen  Anstalten  herrühren  oder  wenn  andere  Ausweise  als  Maturitäts- 
zeugnisse und  Primarlehrerpatente  vorgewiesen  werden,  so  entscheidet 
die  Prüfungskommission,  ob  dieselben  als  gleichwertig  zu  betrachten  oder 
zurückzuweisen  seien. 

4.  Ausweise  über  ein  zusammengerechnet  mindestens  ein  Jahr  umfassendes 
Studium  an  einer  Akademie,  Universität,  höhern  technischen  Lehranstalt 
oder  Fachschule ;  von  künftigen  Lehrern  der  französischen  Sprache  wird 
verlangt,  dass  sie  sich  zusammengerechnet  mindestens  ein  Jahr  in  der 
französischen  Schweiz  oder  in  Frankreich,  zum  Zweck  des  Studiums  oder 
als  Lehrer,  aufgehalten  haben. 

5.  Zeugnisse  über  ihre  Lehrtätigkeit,  sofern  sie  schon  als  Lehrer  an  Öffent- 
lichen Schulen  oder  an  Privatanstalten  gewirkt  haben. 

§  8.    Die  Prüfungskosten  sind  von  den  Bewerbern  zu  tragen. 

Zweiter  Abschnitt    Anforderungen  an  die  Bewerber. 

§  9.    Die  Prüfung  zerfallt  in  eine  schriftliche  und  in  eine  mündliche. 

§  10.    Die  schriftliche  Prüfung  besteht: 

a.  in  der  Abfassung  eines  deutschen  Aufsatzes  über  ein  allgemeines  oder 
ein  in  die  Fachrichtung  des  Bewerbers  einschlagendes  Thema; 

h,  in  der  Abfassung  eines  französischen  Aufsatzes  für  die  Bewerber  der  huma- 
nistischen Richtung,  und  in  der  Lösung  von  Aufgaben  aus  der  Mathe- 
matik für  die  Bewerber  der  technischen  Richtung. 

§  11.    Die  mündliche  Prüfung  unifasst  folgende  obligatorische  Fächer: 
a. für  die  Bewerber   der  humanistischen  Richtung:    Pädagogik,   deutsche 

Sprache,  französische  Sprache,  Geschichte,  Geographie; 
6. für  die  Bewerber   der   technischen  Richtung:    Pädagogik,   Mathematik, 

Physik  und  Chemie,  Naturgeschichte,  Zeichnen. 

§  12.  Fakultative  Prüfungsfächer  sind :  Gesang,  Turnen,  englische  Sprache, 
italienische  Sprache. 

§  13.  Für  Bewerber,  welche  den  Unterricht  in  Latein  und  Griechisch  zu 
erteilen  haben,  genügt  für  diese  Fächer  die  Vorweisung  des  Maturitätszeugnisses, 
sofern  sie  in  den  genannten  Sprachen  wenigstens  die  Note  gut  erhalten  haben. 

§  14.  Diejenigen  Bezirkslehrer,  welche  Fächer  zu  lehren  haben,  die  nicht 
der  Richtung  angehören,  in  der  sie  die  Prüfung  abgelegt  haben,  sind  gehalten, 
in  denselben  eine  Nachprüfung  zu  bestehen. 

§  15.  In  den  verschiedenen  Fächern  werden  nachstehende  Anforderungen 
gestellt : 

Jf.  Pädagogik. 

a.  Übersichtliche  Kenntnis  der  Erziehungsgeschichte  seit  der  Reformation, 
mit  Berücksichtigung  der  hervorragendsten  Pädagogen. 

h.  Kenntnis  der  Grundzüge  der  Entwicklungs-  und  Erziehungslehre;  Be- 
kanntschaft mit  den  Aufgaben  und  Mitteln  der  Schulgesundheitspflege  und  der 
Schulzucht,  sowie  mit  den  Hauptgrundsätzen  des  Unterrichts,  alles  mit  tunlicher 
Bezugnahme  auf  die  Sekundarschulstufe  und  die  Fachrichtung  des  Bewerbers. 

c.  Probelektion  in  einem  Fache  der  betreffenden  Richtung ;  das  Thema  der- 
selben soll  dem  Bewerber  wenigstens  einen  Tag  vorher  mitgeteilt  werden. 

2.  Deutsche  Sprache. 

a.  Bekanntschaft  mit  den  wichtigsten  Tatsachen  aus  der  Geschichte  der 
deutscheu  Sprache. 

h.  Sichere  Kenntnis  der  neuhochdeutschen  Grammatik  mit  Zugrundelegung 
des  Mittelhochdeutschen,  sowie  Kenntnis  der  Lehre  von  den  prosaischen  und 
poetischen  Darstellungsformen  CRbetorik,  Poetik,  Stilistik). 
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c.  Kenntaiis  der  Hanptmomente  aus  der  Literaturgeschichte  älterer  uud 
neuerer  Zeit  and  Bekanntschaft  mit  den  Hauptwerken  der  klassischen  Literatnr. 

d.  Fähigkeit,  ein  Lesestück  in  Bezog  auf  Inhalt  und  Form  zu  erklären. 

3.  Französische  Sprache. 

a.  Kenntnis  der  Grammatik  (Formenlehre  nnd  Syntax),  sowie  der  wich- 
tigsten Momente  der  nenfranzösischen  Literatur. 

b.  Fertigkeit  im  mündlichen  Gehranch  der  französischen  Sprache. 

c.  Gewandtheit  im  Übersetzen  aus  dem  Deutschen  ins  Französische,  sowie 
in  der  Übersetzung  und  Erklärung  eines  französischen  Lesestückes. 

4.  Geschichte, 

a.  Kenntnis  der  wichtigsten  Tatsachen  der  allgemeinen  Geschichte  bis  zur 
Gegenwart. 

h.  Insbesondere  Kenntnis  der  Schweizergeschichte  von  der  Entstehung  der 
Eidgenossenschaft  bis  zur  Gegenwart.  Yerfassungskunde  unter  Berücksichtigung 
der  Verfassungsgeschichte. 

5.  Geographie. 

a.  Kenntnis  des  Wesentlichen  aus  der  mathematischen  Geographie.  - 

b.  Kenntnis  der  physikalischen  und  politischen  Geographie  der  fünf  Erdteile, 
mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Schweiz. 

6.  Mathematik. 

a.  Algebra.  Progressionen,  Zinseszins-  und  Eentenrechnung.  Die  Kombina- 
tionslehre und  ihre  Anwendungen.  Die  Kettenbrüche  nnd  die  unbestimmte 
Analytik.  Die  komplexen  Zahlen  und  die  kubischen  Gleichungen.  Die  Regula 
falsi.    Die  unendlichen  Beihen.    Teorie  der  Ableitungen. 

b.  Stereometrie. 

c.  Trigonometrie.  Ebene  und  sphärische  Trigonometrie.  Anwendungen  auf 
die  mathematische  Geographie. 

d.  Analytische  Geometrie.    Die  Gerade  und  die  Kegelschnitte. 

e.  Darstellende  Geometrie.  Die  Elemente  der  Orthogonalprojektion:  Punkt, 
Gerade  und  Ebene  und  ihre  Verbindungen.  Dreikant,  Polyeder,  Kegel,  Zylinder 
und  Kugel,  ebene  Schnitte  und  Durchdringungen. 

/.  Prctktische  Geometrie.  Kenntnis  der  wichtigsten  Instrumente  (Kreuz- 
scheibe, Winkelspiegel,  Winkelprisma,  TheodoHth,  Messtisch)  und  der  gebräuch- 
lichsten Messyerfahren. 

7.  Physik  und  Chemie. 

a.  Kenntnis  der  Experimentalphysik  und  einige  Fertigkeit  im  Experimentiren. 

b.  Grundzüge  der  anorganischen  und  organischen  Chemie,  sowie  der  quali- 
tativen Analyse. 

8.  Naturgeschichte. 

1,  Mineralogie  und  Geologie. 

a.  Das  Wesentlichste  aus  der  Mineralogie  und  Gesteinslehre. 

&.  Das  Wichtigste  aus  der  Geologie,  besonders  derjenigen  der  Schweiz. 

2.  Botanik. 

a.  Kenntnis  der  wissenschaftlich  und  praktisch  wichtigsten  Phanerogamen 
und  Kryptogamen. 

b.  Sicheriieit  im  Bestimmen  nicht  allzuschwieriger  Pflanzen  nach  einer  be- 
liebigen Flora. 

c.  Die  Grundbegriffe  der  Anatomie  und  Physiologie. 
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3.  Zoologie. 

a.  Kenntnis  der  wichtigsten  Tierklassen  und  deren  Vertreter,  sowohl   der 
Wirbeltiere  als  der  Wirbellosen.    Systematische  Übersicht. 
6.  Übungen  im  Bestimmen. 

4.  Somatologie.  Das  Wesentlichste  tlber  Bau  und  Verrichtungen  des  mensch- 
lichen Körpers;  Gesundheitslehre. 

9.  Zeichnen. 

a.  Kenntnis  des  Wesentlichsten  aus  der  Stil-  und  Formenlehre. 

b.  Fähigkeit,  Gegenstände  oder  Vorlagen  frei  oder  mit  Benutzung  der  Ortho- 
gonalprojektion und  der  Parallelperspektive  darzustellen. 

10.  Gesang. 

a.  Kenntnis  der  Tonlehre  (Ehytmik,  Melodik,  Dynamik)  und  der  Element« 
der  Harmonielehre. 

h.  Kenntnis  der  Gesangsmethodik. 

c.  Genügende  Fertigkeit  auf  einem  Instrumente  (Klavier,  Harmoniiun  oder 
Violine),  um  ein  Lied  einzuüben  und  zu  begleiten. 

11.  Turnen. 

a.  Kenntnis  und  Fertigkeit  in  den  Frei-,  Ordnungs-  und  Geräteübungen. 

b.  Kenntnis  der  methodischen  Verwendung  des  Tumstoffes  für  die  verschie- 
denen Altersstufen  beider  Geschlechter. 

12.  Englische  und  italienische  Sprache. 

Kenntnis  der  Grammatik;  einige  Fertigkeit  im  Sprechen;  korrektes  Lesen 
und  Übersetzen  eines  Musterstückes  und  Übersetzen  aus  dem  Deutschen  in  das 
Englische  bezw.  das  Italienische. 

Dritter  Abschnitt.    Feststellung  der  Prüfungsergebnisse. 

§  16.  Sofort  nach  der  Prüfung  bestimmt  die  Kommission,  deren  sämtliche 
Mitglieder  nebst  allfällig  beigezogenen  Examinatoren,  letztere  mit  beratender 
Stimme,  anwesend  sein  sollen,  die  Noten  in  den  einzelnen  Fächern  und  das  Er- 
gebnis der  mündlichen  und  schriftlichen  Prüfung. 

§  17.  In  den  einzelnen  Fächern  werden  6  Notenstufen  unterschieden: 
6  =  sehr  gut,  5  =  gut,  4  =  ziemlich  gut,  3  =  mittelmässig,  2  =  schwach, 
1  r=:  sehr  schwach. 

§  18.  Zur  Patentirung  ist*  erforderlich,  dass  der  Bewerber  in  allen  obli- 
gatorischen Fächern  wenigstens  die  Note  4  erhalten  habe. 

Bewerber,  welche  in  höchstens  zwei  Fächern  eine  Note  unter  4  erhalten 
haben,  sollen  in  denselben  oder  in  den  betreffenden  Unterabteilungen,  in  denen 
sie  eine  Note  unter  4  erhielten,  zu  einer  Nachprüfung  angehalten  werden,  die 
innerhalb  eines  Jahres  stattzufinden  hat.  Erst  wenn  dieselbe  befriedigend  be- 
standen worden  ist,  wird  die  Wahli^higkeit  ausgesprochen;  inzwischen  kann 
ein  Kandidat  provisorisch  eine  Bezirkslehrerstelle  bekleiden. 

Die  provisorische  Anstellung  darf  auf  nicht  mehr  als  ein  Jahr  ausgedehnt 
werden. 

§  19.  Bewerber,  die  in  mehr  als  zwei  Fächern  eine  Note  unter  4  erhalten 
haben,  werden  nicht  als  wahlfähig  erklärt  und  müssen  in  allen  Fächern  eine 
neue  Prüfung  bestehen,  die  aber  nicht  vor  Ablauf  eines  Jahres  stattfinden  darf. 

§  20.  Der  Aktuar  führt  ein  genaues  Protokoll  über  die  erteilten  Noten; 
er  teilt  dem  Begierungsrat  das  vom  Präsidenten  zu  unterzeichnende  Ergebnis 
der  Prüfung  nebst  dem  Gutachten  der  Kommission  über  Patentirung  oder  Nicht- 
patentirung  des  Bewerbers  mit. 


Gesetz  betr.  die  Erweitemng  der  zweiklassigen  Merkantilabteilnng        77 
an  d.  solothom.  Eantonsschule  zu  einer  dreiMassigen  Handelsschule. 

§  21.  Nebst  dem  Patent  erhält  der  wahlfähig  Erklärte  ein  vom  Präsidenten 
der  Prüfangskommission  unterzeichnetes  Zeugnis  über  die  Prüfung,  in  welchem 
die  ihm  in  den  einzelnen  Fächern  erteilten  Noten  angegeben  sind. 

Vierter  Abschnitt.    Übergangs-  und  Schlussbestimmungen. 

§  22.  Die  vor  Inkrafttreten  dieses  Reglements  erteilten  Patente  behalten 
ihre  Gültigkeit. 

§  23.  Dieses  Beglement,  durch  welches  dasjenige  vom  14.  Februar  1880 
ersetzt  wird,  tritt  sofort  in  Kraft  und  ist  in  die  Sammlung  der  Gesetze  und 
Verordnungen  aufzunehmen. 

Gegeben  Solothurn,  den  20.  Januar  1891. 

Der  Landammann:  Dr.  Kyburz. 
Der  Staatsschreiber:  Ami  et. 


VI.  Mittelschulen. 

9ü.  1.  Gesetz  betreffend  die  Erweiterung  der  zweiklassigen  Merkantilabteilung  an 
der  soletburnischen  Kantonsschule  zu  einer  dreiklassigen  Handelsschule.  (Vom 
3.  Dezember  1891.) 

Der  Eantonsrat  von  Solothurn 

—  auf  den  Vorschlag  des  Kegierungsrates  und  nach  erfolgter  Beratung  und 
Begutachtung  durch  den  Erziehungsrat  — 

beschliesst: 

§  1.  Die  an  der  solothurnischen  Kantonsschule  bestehende  zweiklassige, 
sogenannte  Herkantilabteilung  (Unterabteilung  der  Gewerbschule)  wird  zu  einer 
Handelsschule  mit  drei  Klassen  erweitert  und  zwar  auf  Grundlage  des  Bundes- 
beschlusses betreffend  Förderung  der  kommerziellen  Bildung  vom  15.  April  1891 
und  der  bezüglichen  Vollziehungsverordnung. 

Dieselbe  beginnt  mit  der  dritten  Klasse  der  Gewerbschule. 

§  2.  Die  Unterrichtsgegenstände  der  Handelsschule  sind:  Beligionslehre, 
deutsche  Sprache,  französische,  englische  und  italienische  Sprache,  Geschichte, 
allgemeine  und  Handelsgeographie,  Physik,  Chemie,  Naturgeschichte,  Waren- 
kunde, Mathematik  und  kaufmännisches  Rechnen,  Buchhaltung  und  Kontor- 
arbeiten, Handels-  und  Wechselrecht,  Volkswirtschaftslehre,  Handelsgeschichte, 
Kalligraphie,  Gesang,  Turnen. 

§  3.  Für  den  Unterricht  in  den  neuern  Sprachen,  sowie  in  den  eigent- 
lichen kaufmännischen  Fächern  werden  zwei  neue  Lehrstellen  geschaffen. 

§  4.  Im  Übrigen  gelten  in  Bezug  anf  die  Handelsschule  die  einschlägigen 
Bestimmungen  des  Kantonsschulgesetzes,  sowie  die  bestehenden  Reglemente  und 
Verordnungen. 

§  5.  Alle  Bestimmungen  des  Gesetzes  über  die  Errichtung  der  Kantons- 
schule vom  18.  Juli  1874,  welche  mit  diesem  Gesetze  im  Widerspruche  stehen, 
insbesondere  §  13,  sind  aufgehoben. 

§  6.  Dieses  Gesetz  tritt  nach  Annahme  durch  das  Volk  mit  der  amtlichen 
Publikation  des  Abstimmungsresultates  in  Kraft. 

Gegeben  Solothurn,  den  3.  Dezember  1891. 

Der  Präsident:  J.  Stampfli. 
Der  Staatsschreiber:  Ami  et. 

Durch  Volksabstimmung  angenommen  den  3.  April  1892. 

Publikation  des  Abstimmungsresultates  und  Inkrafttretung  den  9.  April  1892. 
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81.  2.  Reglement  et  Programme  du  Baccalauröat  &8  iettres  au  College  Saint-Mteliel 
ä  Fribourg.    (Du  22  juin  1891.) 

REGLEMENT. 
Dispositions  g^n^rales. 

Art.  l^i'*  L'examen  k  subir  pour  obtenir  un  diplöme  de  bachelier  hs  Iettres 
est  dirige  par  un  Jury  special  nomm6  pour  un  an  par  la  Direction  de  rinstrnc- 
tion  publique.  Ce  Jury  est  compos^  de  cinq  membres  et  de  deux  suppl^ants.  La 
Direction  de  Tlnstruction  publique  d^signe  celoi  des  cinq  membres  qui  la  repre- 
sente  au  sein  du  Jury  et  pr^side  Texamen. 

Un  suppl^ant,  appel^  k  prendre  part  ä  une  Session  d'examen,  si^ge  an  meme 
titre  que  les  membres  pendant  toute  la  dur^e  de  la  Session. 

Art.  2.  Une  Session  d*examen  a  lieu  k  la  fin  de  Tann^e  scolaire.  Une  seconde 
Session  peut  avoir  lieu  dans  le  mois  d'octobre  pour  les  candidats  %joum^s  ioivDt 
la  premi^re  Session. 

Art.  3.  Le  candidat  au  baccalaur^at  es  Iettres  doit  d^poser  au  bnreau  de 
la  Direction  de  rinstruction  publique  les  pi^ces  suivantes: 

a,  Une  demande  d'admission  k  l'examen ; 

b.Son  acte  de  naissance ; 

c.  Un  certificat  constatant  qu'il  a  fait,  avec  succes,  toutes  les  ^tudes  indiqu^es 
au  Programme  de  Tune  des  sections  litt^raires,  pour  la  premiere  s^iie 
d'^preuves,  et  de  la  section  acad^mique  du  College  de  Fribourg,  pour  la 
seconde  s^rie  d'^preuves,  ou  des  ^tudes  äquivalentes.  Ces  piöces  dciveBt 
etre  remises  dans  les  d^lais  fix^s,  avant  la  session,  par  publication  dans 
la  Feuille  officielle. 

Art.  4.  Le  candidat  consigne,  en  mSme  temps,  entre  les  mains  du  Secr^- 
taire  de  la  Direction  de  rinstruction  publique,  le  montant  de  fr.  10  pour  chaqne 
s6rie  d'^preuves. 

Art.  5.    L'examen  comprend  deux  s6ries  d'^preuves; 
La  premiere  a  lieu  apr^s  les  six  premiferes  ann^es  d'^tudes  litt^raires;  la 
seconde,  apres  les  deux  ann^es  des  cours  acad^miques. 

Art.  6.  Les  notes  obtenus  k  la  premi&re  s^rie  d'^prenves  ne  donnent  droit 
k  aucun  diplöme.  Elles  sont  simplement  consign^es  au  protocole  et  combin^es 
avec  les  notes  obtenues  k  la  seconde  s6rie.  (Voir  art.  27.) 

Art.  7.  Exceptionnellemeut,  un  candidat  peut  §tre  admis  k  subir  les  deux 
£^ries  d'^preuves  dans  une  seule  session. 

Art.  8.    Chaque  s6rie  comporte  des  6preuves  ^crites  et  des  öpreuves  orales. 

Epreuves  6crites. 

Art.  9.    Les  sigets  de  compositions  sont  choisis  et  fix6s  par  le  Jury. 

Art.  10.    Les  Epreuves  ^crites  de  la  premiere  s6rie  comprennent: 

a.  Une  composition  de  langne  matemelle ; 

b.  Une  Version  latine ; 

c.  Un  th&me  latin ; 

d.  Une  Version  grecque ; 
€.  Un  thfeme  grec; 

/.  Un  thhme  allemand  pour  les  candidats  de  langue  fran^aise ;   un  theme 

frangais  pour  les  candidats  de  langue  allemande; 
^.  Une  composition  de  matbematiques. 

Art.  11.    II  est  accord6  aux  candidats  de  la  premiere  s6rie  d' epreuves: 

a. Trois  heures  pour  la  composition  de  la  langue  matemelle; 

&. Deux  beures  pour  la  Version  latine  et  le  th^me  latin; 

ü. Deux  heures  pour  la  version  grecque  et  le  tbeme  grec; 

d.  Une  heure  pour  le  th^me  allemand  ou  frangais ; 

«.Une  heure  pour  les  matbematiques. 
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Art.  12.    Les  ^preQTes  Gentes  de  la  seconde  s^rie  comprennent : 

n.  Une  dissertation  latine  snr  nn  si]get  de  Philosophie ; 

&.  Une  composition  d'allemand  ponr  les  candidats  de  langne  frangaise;  uiie 

compositiou  de  fran^ais  ponr  les  candidats  de  langne  allemande; 
e.XJne  composition  de  sciences  (phjsiqne  et  chimle). 
d.  Une  composition  de  math^matiqnes. 

Art.  13.    II  est  accord^  anx  candidats  de  la  seconde  s^rie: 
a. Trois  henres  ponr  la  dissertation  latine; 

b.  Denx  henres  ponr  la  composition  d'allemand  on  la  composition  de  fran^ais  ; 

c.  Denx  henres  ponr  la  composition  de  sciences  physiqnes ; 
d.Dexa  henres  ponr  la  composition  de  math^matiqnes. 

Art.  14.  Les  candidats  n'ont  ä  lenr  disposition  qne  des  dictionnaires  grecs 
et  nne  table  de  logarithmes  sans  formnies. 

Art.  15.  Les  aspirants  sont  plac^s  sous  la  snrveillance  constante  d'un  membre 
du  Jurji  qni  dicte  les  sigets,  sans  explication  ni  commentaire. 

Art.  16.  Les  candidats  ne  penvent  -avoir  ancnne  communication  entre  enx, 
ni  avec  le  dehors,  pendant  la  dnr^e  de  chaqne  composition.  II  lenr  est  interdit 
de  sortir  de  la  ;salle  de  Texamen  avant  d'avoir  livr^  lenr  travail. 

Art.  17.  Les  livres  u^cessaires  ponr  les  ^prenves  ^crites  ou  orales  sont  mis 
ä  la  disposition  des  candidats  par  le  Rectorat  du  College. 

Art.  18.  II  est  remis  anx  candidats,  ponr  ^crire  leurs  compositions,  des 
feuilles  revStues  du  sceau  du  Rectorat. 

Art.  19.  Chaqne  candidat  signe  sa  composition  et  la  d^pose  lni-m§me  entre 
les  mains  de  l'examinateur  surreillant,  qni  la  paraphe. 

Art.  20.  Les  compositions  corrig^es,  chacnne  par  un  membre  du  Jury,  sont 
jng^es  par  le  Jury  tont  entier. 

Le  Jury  donne  une  note  distincte  k  chacnne  des  sept  compositions  de  la 
premi^re  s^rie  et  k  chacnne  des  quatre  compositions  de  la  seconde  s6rie.  Si  la 
moyenne  4  est  pleinement  atteinte  (art.  29),  le  candidat  est  admis  aux  ^preuves 
orales. 

Epreuves  orales. 

Art.  21.    Les  Epreuves  orales  sont  publiques. 

Art.  22.    La  mati^re  de  ces  6preuTes  embrasse  les  objets  snivants: 

i'*'  sSHe  d^Spreures:  • 

a.  Langne  matemelle.  h.  Langne  latine.  c,  Langne  grecque.  d.  Langne 
^trangfere  (langne  allemande  ponr  les  candidats  de  langne  fran^aise  et  reci- 
proquement) ;  e.  Histoire.  /.  Geographie,  g.  Math^matiques.  h.  Histoire  naturelle.* 

2me  sSrie  d* epreuves: 

a.  Langnes  firangaise,  latine  et  grecque.  h.  Histoire  des  litt^ratures  grecque, 
latine  et  frangalse.  c,  Langne  ^trangere:  langne  allemande,  ponr  les  candidats 
de  langnie  fran^aise;  langne  frangaise,  ponr  les  candidats  de  langne  allemande. 
Les  interrogations  et  les  r^ponses  se  fönt  en  allemand  ponr  les  premiers  et  en 
fran^ais  ponr  les  seconds.  d.  Philosophie,  e.  Histoire.  /.  Math^matiques.  g,  Phy- 
siqne.   h,  Chimie.  t.  Histoire  naturelle. 

Art.  23.  Les  sujets  des  Epreuves  orales  doivent  etre  choisis  dans  les  ma- 
tieres  des  programmes  sp^cianx  qne  Ton  public  chaqne  ann^e  k  la  suite  du  Pro- 
gramme des  Etudes  du  College  Saint-Michel. 

Art.  24.  Les  qnestions  k  poser  sont  pröpar^es  par  le  membre  du  Jury 
Charge  d'interroger  snr  la  brauche  k  laquelle  elles  se  rapportent;  elles  sont 
arretees  par  le  Jury  tont  entier. 

Art.  25.    Chaqne  ^preuve  distincte,  ^crite  ou  orale,   est  appr^ciee  par  une 
des  notes  suivantes: 
6  signifiant  tres  bien;        4  signifiant  assez  bien;      2  signifiant  mal; 
5         „         bien;  3         „         insuffisant;       1         „         tr^s  mal. 

Les  notes  peuvent  etre  fractionnöes  en  dixifemes" 
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Art.  26.    Les  diverses  ^preuves  de  chaque  s4rie  se  groupent  comme  suit: 
a.  Langue  maternelle  et  histoire  des  litt^ratures  classiques.  b,  Langne  latine. 

c,  Langue  grecque.  d.  Langue  6trang^re.  e,  Philosophie.  /.  Histoire  et  ^ographie. 

g.  Math^matiques.  h,  Sciences  naturelles  (physique,  chimie  tt  histoire  naturelle). 

Art.  27.  A  la  fin  de  Texamen,  le  Jury  ^tablit  s^par^meut,  pour  chaque 
groupe,  la  note  moyenne  de  chacune  des  s^ries  d'^preuves.  Ces  deux  notes 
moyennes,  combin^es  entre  elles,  donnent  la  note  definitive  de  Texamen  pour 
les  6preuves  de  ce  groupe. 

Par  exception,  la  note  d'histoire  naturelle  de  la  premi^re  s^rie  se  combine 
avec  Celle  de  la  mSme  brauche  pour  la  seconde  s^rie. 

Les  notes  moyennes  sont  tonjours  calcul^es  jusqu'aux  dixi^mes. 

Art.  28.  La  moyenne  des  notes  definitives  des  groupes  est  la  note  defini- 
tive de  l'examen. 

Obtention  du  diplome.   Ajournement. 

Art.  29.  Pour  etre  admis  aux  öpreuves  orales,  le  candidat  doit  obtenir  au 
moins  la  note  moyenne  4  pour  les  epreuves  ecrites. 

Art.  30.  Le  candidat  qui  a  obtenu  au  moins  la  note  4,  comme  r^sultat 
definitiv  de  Texamen,  a  droit  k  un  diplome  de  bachelier  ^s  lettres. 

Art.  31.    Les  diplömes  deiivr^s  sont  de  trois  degr^s: 

a.  Le  diplome  de  premier  degre  est  accorde  lorsque  la  note  definitive  est 

superieure  ä.  5; 
5.  Le  diplome  de  deuxieme  degre,  lorsque  la  note  definitive  est  superieure 

k  4.5; 
c.  Le  diplome  de  troisi^me  degre,   lorsque  cette   note  ne  depasse  pas  4.5. 
Le  diplome  mentionne  le  degre,  saus  indiquer  la  note  moyenne. 
Le  candidat  n'obtient  jamais  un  diplome  de  premier  degre  lorsqu'il  a  echoue 
dans  une  serie  d'epreuves. 

Art.  32.  La  nuUite  sur  une  partie  quelconque  de  Fexamen  entraine  Ta- 
journement. 

Le  Jury  constate  la  nullite. 

Art.  33.  L'ajournement  est  encore  prononce  ä  la  fin  des  epreuves,  quelle 
que  soit  la  note  moyenne  generale  que  le  candidat  alt  obtenue: 

a.  Lorsque  la  note  definitive  attribnee  k  deux  groupes  ne  depasse  pas  2; 

b.  Lorsque  la  note  definitive  attribnee  k  trois  groupes  ne  depasse  pas  3. 

Art.  34.  Tonte  fraude  constatee  dans  l'examen  entraine  rajoumement,  qui 
est  prononce  par  le  Jury.  —  Lorsqu'il  n'y  a  que  des  indices  de  fraude,  le  can- 
didat est  soumis  k  une  nouvelle  epreuve  partielle,  dans  la  mSme  session. 

Art.  35.  Le  candidat  ajoume  doit  recommencer  en  entier  la  serie  d'epreuves 
insuffisant«. 

Apräs  trois  ajoumements,  il  ne  peut  plus  etre  admis  k  une  nouvelle  epreuve. 

Art.  36.  Les  dispositions  des  art.  32,  34  et  35  sont  applicables  aux  deux 
series  d'epreuves. 

Art.  37.  Apres  chaque  session  d'examen,  le  president  du  Jury  dresse  pour 
chaque  aspirant  un  formulaire  detailie  des  notes  obtenues.  Ce  formulaire,  signe 
par  tons  les  membres  du  Jury,  est  transmis  k  la  Direction  de  Tlnstruction  publique. 

A  la  fin  de  chaque  session,  le  president  fait  un  rapport  k  la  Direction  de 
l'Instruction  publique  sur  la  marche  de  l'examen. 

Art.  38.  Les  diplömes  sont  conferes,  au  nom  de  r£tat,  par  la  Direction 
de  rinstruction  publique. 

Art.  39.    Le  present  r^glement  annule  les  reglements  anterieurs. 

Le  conseil  d'Etat  du  canton  de  Fribourg. 

Vu  les  art.  69  et  70  de  la  loi  du  18  juillet  1882  sur  renseignement  litteraire, 
iudustriel  et  superieur; 
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Vn  le  pr^avis  du  Jury  d'examen  et  de  la  Commission  des  Stades; 
SuT  la  proposition  de  la  Direction  de  Flnstraction  publique, 

arTgt6: 

Le  r^glement  revis^  du  baccalaur6at  ^s  lettres  est  approuvä. 

Donn6  en  Conseil  d^Etat,  ä  Fribonrg,  le  22  juin  1891,  pour  etre  publik  par 
liyret,  avec  le  Programme  des  examens. 

Le  President:  Menoud. 
Le  chancelier:  E.  Bise. 

PROGBAMME. 

Premifere  s^rie  d'6preuves. 

Apr^s  la  VP  dasse  littSraire. 

1.  Laugue  maternelle. 

A.  Pour  les  candidats  de  langue  fran^aise:  a.  Une  composition.  h.  Pr^ceptes 
et  notions  de  litt^rature  et  de  rb^torique.  c.  Etüde  speciale  d'auteurs  classiques.^) 

B.  Pour  les  candidats  de  langue  allemande:  a.  Une  composition.  6.  Pr6- 
ceptes  de  rhßtorique  et  de  po^tique.  c.  Histoire  de  la  litt^rature.  —  Caract6ristique 
de  cbaque  6poque.  —  Connaissance  des  oeuvres  les  plus  importantes  des  auteurs 
marqnants  de  cbaque  6poque.    d.  Etüde  speciale  d'auteurs  classiques.  ^) 

2.  Langue  latine. 

a.  Un  tbeme  latin.  h.  Une  Version  latine.  c.  ExpÜcation  d'un  pofete  et  d'un 
prosateur  latins  cboisis  parmi  les  classiques.^) 

3.  Langue  grecque. 

a.  Un  tb^me  grec.  h.  Une  Version  grecque.  c.  Explication  d'un  poäte  et 
d'un  prosateur  grecs  cboisis  parmi  les  classiques  indiqu^s  au  Programme  annuel 
des  6tudes. 

4.  Langue  6trang^re. 

A.  Pour  les  candidats  de  langue  franqaise :  a.  Un  tb^me  allemand.  h,  Gram- 
maire  allemande;  explication,  ä.  livre  ouvert,  d'un  auteur  allemand. 

B.  Pour  les  candidats  de  langue  allemande :  a,  Un  tb&me  firan^ais.  b.  Gram- 
maire  fraui^aise;  explication,  ä  livre  ouvert,  d'un  auteur  frani^ais. 

5.  Histoire. 

A.  Histoire  ancienne.  La  Grfece.  —  Sparte.  —  Atbfenes.  —  Guerres 
mMiques.  —  Guerre  du  Pdloponfese.  —  Pbilippe  de  Macödoine.  —  Alexandre- 
le-Grand. 

Borne.  —  Les  rois,  la  röpublique  et  le  döveloppement  de  ses  institutions.  — 
Guerres  puniques.  —  Les  Triumvirats.  —  Les  premiers  C^sars  et  les  Antonius.  — 
Le  ebristianisme. 

B.  Moyen  age»  Invasion  des  Barbares:  nouveaux  Etats.  —  Les  Mörovin- 
giens  et  les  Carlovingiens. 

L'Eglise  cbr6tienne.  —  Mabomet  et  les  Califes.  —  La  soci6t6  ftodale.  — 
Conquetes  des  Normands.  —  Fondation  des  Etats  du  Nord. 

L'Empire  germanique;  la  Querelle  des  Investitures. 

Les  Croisades. 

Les  Cap^tiens.  —  Les  communes.  —  Phüippe-Auguste.  —  St-Louis.  — 
Pbilippe-le-Bel. 

La  Grande  Charte  de  libert^. 

Les  Hobenstauffen.  —  Eodolpbe  de  Habsbourg. 

')  n  est  pnbl!^,  ckagtu  annie,  k  la  fin  du  Programme  des  itudes  da  College  Saint-Michel, 
une  Ii«t«  des  antears  ftan^ais,  Jatins.  grecs  et  allemands,  dans  lesquels  seront  pris  les  textes 
a  ezpliqaer  oralement  par  les  candidats  an  baccalanr^at  h%  lettres.    Voir  ce  Programme. 

*)  Voir  le  Programme  annuel  des  dtndes  du  Coli  fege. 
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L'Eglise.  —  Les  Ordres  religieux;  Innocent  IQ;  Boniface  VIH:  le  grand 
schisme;  les  conciles  de  Constance  et  de  Bäle. 

Espagne.  —  Wisigoths ;  Arabes ;  Ferdinand  et  Isabelle.  —  Louis  XI.  —  La 
guerre  de  cent  ans.  —  La  guerre  des  deux  roses. 

L'empire  grec.  —  Prise  de  Constantinople. 

C.  Histoire  moderne.  Döcouvertes  g^ograpbiqnes.  —  La  Renaissance.  — 
La  E^formation.  —  Rivalit^  de  la  France  et  de  TEspagne:  Fran^ois  P""  et  Henri  II: 
Charles-Quint  et  Philippe  II. 

Le  Concile  de  Trente  et  les  J^suites.  —  L'Angleterre  depuis  Elisabeth 
jusqu'ä  Tavenement  de  Georges  l«f.  —  Henri  IV.  —  Guerre  de  Trent«  Ans.  — 
Louis  XIV.  —  Charles  XII.  —  Pierre-le-Grand  et  Catherine  II.  —  Fröderic  II.  — 
Marie-Thärfese.  —  Partage  de  la  Pologne.  —  Joseph  n.  —  Etats-Unis  de 
TAmörique  du  Nord. 

D.  Histoire  de  la  auisse.  Peuples  primitifs.  —  Domination  romaine.  — 
Invasions  germaniques.  —  Domination  des  Francs.  —  Second  Royaume  de  Bour- 
gogne.  —  L'Empire  germanique.  —  Les  Zsehringen.  —  Fribourg,  sa  fondation: 
ses  seigneurs  successifs.  —  Pierre  de  Savoie  et  Rodolphe  de  Habsbourg.  — 
Origine  de  la  Conf^d^ration  suisse;  Morgarten.  —  Laupen.  —  Rodolphe  Brun.  — 
Developpement  de  l'alliance.  —  Sempach  et  Naefels.  —  Appenzell.  —  Valais.  — 
—  Les  ligues  grisonnes.  —  Argovie  et  Thurgovie.  —  Guerre  civile  de  Zürich.  — 
Guerres  de  Bourgogne.  —  Guerres  de  Souabe.  —  Extension  de  Falliance.  — 
Guerres  d'Italie.  —  Reformation;  lüttes  religieuses.  —  Guerre  des  pajsans.  — 
Les  deux  guerres  de  ViUmergen.  —  Effets  de  la  R^yolution  fran^aise  en 
Suisse.  —  R^publique  helvetique.  —  Acte  de  m^diation.  —  La  Restauration. 

6.  Geographie. 

Giographie  politique.  a,  Etats  de  l'Europe,  de  l'Asie,  de  TAfrique,  de 
l'Amerique  et  de  rOc^anie:  capitales,  races,  langues,  religion  et  formen  de  gou- 
vernement. 

h.  Suisse.  —  Geographie  physique  et  politique. 

7.  Mathematiques. 

A.  Alghhre.  Equations  du  premier  degre  ä  une  et  plusieurs  inconnues.  — 
Des  quantites  negatives. 

Puissances  et  racines  des  monömes.  —  Carre  et  racine  carre.  —  Calcul  des 
radicaux.  —  Exposants  fractionnaires  et  nögatifs. 

Resolution  et  discussion  des  equations  du  second  degre  &  une  inconnne. 
Relations  entre  les  coefficients  et  les  racines  de  requation  du  second  degre.  — 
Decomposition  du  trinöme  du  second  degre  en  facteurs  du  premier  degre. 

A.  GiomHrie  plane.  Des  angles.  —  Des  triangles ;  cas  d'egalite.  —  Triangle 
isoc^le.  —  De  la  perpendiculaire  et  des  obliques.  —  Cas  d'egalite  des  triangles 
rectangles.  —  Droites  paralleles.  —  Angles  dont  les  cötes  sont  paralleles  ou 
perpendiculaires.  —  Somme  des  angles  d'un  triangle  et  d'un  polygone  qnel- 
conque.  —  Des  paralieiogrammes. 

De  la  circonference  du  cercle.  —  Dependance  mutuelle  des  arcs  et  des 
cordes,  des  longueurs  des  cordes  et  de  leurs  distances  au  centre.  —  Rayon 
perpendiculaire  ä  une  corde. —  De  la  tangente;  arcs  interceptes  par  des  paral- 
leles. —  Intersection  et  contact  de  deux  cercles.  —  Mesure  des  angles. 

Lignes  proportionnelles.  —  Droite  parallele  k  Tun  des  cötes  d'un  triangle.  — 
BLssectrice  de  l'angle  d'un  triangle  et  de  l'angle  exterieur.  —  Polygones  sem- 
blables.  —  Similitude  des  triangles.  —  Decomposition  des  polygones  semblable.« 
en  triangles  semblables.  —  Rapport  des  perimetres.  —  Relations  entre  la  perpen- 
diculaire abaissee  du  sommet  de  Tangle  droit  d'un  triangle  rectangle  snr 
rhypotenuse,  les  segments  de  Thypotenuse,  l'hypotenuse  elle-meme  et  les  cötes 
de  l'angle  droit.  —  Carre  du  cöte  d'un  triangle  oppose  k  un  angle  droit,  aigu  on 
obtus.  —  Somme  des  carres  de  deux  cötes  d'un  triangle  qnelconque.  —  Secantes 
du  cercle  issues  du  meme  point;  cas  oü  l'une  des  secantes  devient  tungente, 

Polygones  reguliers.  —  Polygone  regulier  inscrit  et  circonscrit.  —  Poly- 
gones reguliers  semblables;  rapport  des  perimfetres.  —  Rapport  d'une  circon- 
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f^rencc  ä  son  diam^tre.  —  Inscrire  dans  nn  cercle  un  carr^,  an  hexagone  regulier, 
an  d^cagone  et  an  pent4d6cagone  r^goliers.  —  NotionB  aar  le  calcal  da  nombre 
.T  k  Taide  des  p^rimetres  de  polygones  röguliew.  —  Aire  du  rectangle,  da 
Parallelogramme,  da  triangle,  da  trap^ze,  d'an  polygone  qaelconqae.  —  Carr6 
constrait  sar  Thypot^nase  d'an  triangle  rectangle.  —  Aire  d'un  polygone  r^galier, 
d'nn  cercle,  d'an  secteur  et  d'un  segment  de  cercle.  —  Rapport  des  aires  de 
denx  polygones  semblables,  de  deax  cercles. 

8.  Histoire  natarelle. 

Botanique,  —  Organisation  g^n^rale  des  y^g^tanx:  cellales,  fibres,  vaisseaax, 
tissas.  —  Racines;  natrition.  —  Tiges,  circulation.  —  Feailles;  respiration.  — 
Fleors;  f^condation.  —  Fraits;  graines;  germination. 

Notions  de  Classification;  systemes;  m^thodes;  famüles. 

Dicotyl^dones;  monocotyl6dones;  acotyl^dones ;  principales  familles. 

Seconde    s^rie    d'^preaves. 

Apris  la  classe  de  phyaique. 

10  Philologie»). 
2^  Histoire  de  la  littäratare. 

A.  Litt^ratares  anciennes. 

1.  LittSrature  sacrSe:  La  Bible. 
2,  Littirature  latine, 

PoHes:  Plante.  —  T6rence.  —  Lacr^ce.  —  Horace.  —  Virgile.  —  Ovide.  — 
Phedre.  —  Lacain.  —  Martial.  —  Juv6nal. 

Prosateurs:  Cicöron.  —  C^sar.  —  Sallaste.  —  Cornelias  Nepos.  —  Tite- 
Live.  —  Les  Senfeqae.  —  Pline  TAncien.  —  Qointilien.  —  Tacite.  —  Pline  le 
Jeane. 

3.  Littirature  greeque. 

Auteurs  paJens.  —  Pontes :  Homere.  —  H^siode.  —  Pindare.  —  Eschyle.  — 
Sophocle.  —  Enripide. 

Prosateurs:  Aristote.  —  Piaton.  —  H^rodote.  —  Thucydide.  —  X^nophon.  — 
Dlmosth^nes.  —  Platarqae. 

Auteurs  chretiens.  Saint  Basile.  —  Saint  Gr^goire  de  Nazianze.  —  Saint 
Jean  Chrysostome. 

B.  Litt6ratares  modernes. 

i.  Litth^atures  frangaise. 

Origine  et  premiers  d^veloppements  de  la  langae  frani^aise. 
Formation  de  la  langae  fran^aise.  —  Tronbadoars.  —  Trouvferes.  —  Essais  de 
po^sie  dramatiqae.  —  Pontes  da  XV«  sifecle:  Charles  d'Orlöans,  Villon.  —  Pro- 
satears avant  le  XVI®  sifecle:  Villehardoain,  Joinville,  Froissard,  Philippe  de 
Comines. 

Renaissance.  PoHes:  Marot  et  ses  disciples.  —  Ronsard  et  la  pläiade.  — 
Malherbe  et  les  po&tes  qni  Tont  pr6c6d6. 

Prosateurs :  Rabelais.  —  Amyot.  —  Montaigne.  —  Saint  Frangois  de  Sales. 

Dix-septi^me  siöcle.  PoHes:  Boileaa.  —  Corneille.  —  Racine.  — 
Molifere.  —  La  Fontaine. 

Prosateurs:  Hotel  de  Rambonillet.  —  Balzac.  —  Voitare.  —  L'Acad^mie 
fran^aise.  —  Descartes.  —  Pascal.  —  Bossnet.  —  F16chier.  —  Boordaloae.  — 
F^nelon.  —  Massillon.  —  La  Bruyfere.  —  Malebranche.  —  M"*«  de  S6vigni6.  — 
Min«  de  Maintenon.  —  Saint-Simon. 


*)  Voir  le  Programme  annael  des  Stades  de  la  Section  acad^miqne  dn  College  Saint* 
Michel. 
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Dix-huiti^me  sifecle.  Pontes:  L.  Bacine.  —  Voltaire.  —  Gilbert  ~ 
J.-B.  Rousseau.  —  Andr6  Ch^nier. 

Prosateurs:  Montesquieu.  —  Voltaire.  —  J.-J.  Rousseau.  —  Buffon. 

Dix-neuvi^me  sifecle.  Littirature  eontemporaine.  —  PiDites:  L'^cole 
classique  et  T^cole  romantique.  —  Lamartine.  —  V.  Hugo.  —  Casimir  Dcla- 
vigne.  —  Böranger.  —  A.  de  Musset. 

Prosateurs :  Chateaubriand.  —  J.  de  Maistre.  —  Lamennais.  —  Cousin.  — 
Guizot.  —  Thiers.  —  Berryer.  —  Augustin  Thierry.  —  Villemain.  —  Ozanam.  — 
P.  de  Ravignan.  —  P.  Lacordalre.  —  De  Montalembert.  —  L.  Veuillot.  —  Mgr. 
Dupanloud. 

2,  Langue  itranghre, 

A.  Th^me  allemand  ou  fran^ais.  6.  Explication  d'un  classique  ä  liyre  ouvert  ^). 

3.  Philosophie. 

A.  Logique.  Dialectique:  Tid^e,  le  terme,  le  jugement,  la  proposition,  le 
raisonnement,  Targumentation,  l'induction,  le  syllogisme  et  les  sophismes.  — 
Definition,  division,  d6raonstration,  m^thode  analytique  et  synth^tique.  —  Critique: 
la  connaissance,  sa  nature,  son  but;  la  connaissance  sensitive,  sa  formation,  ses 
diverses  manifestations,  sa  v^rit^;  la  connaissance  intellectuelle,  son  origine 
experimentale,  son  d^veloppement  par  l'abstraction,  Fanalyse  et  la  synth^se,  sa 
v6rit6.  —  L'övidence  et  la  certitude. 

B.  Ontotogie,  L'§tre,  l'existence  et  Tessence,  la  possibilite  et  la  r^alite.  le 
principe  matöriel  et  le  principe  formel,  degr6  de  perfection  des  ßtres.  —  L  acti- 
vite,  sa  nature  et  ses  termes  constitutifs,  les  principes  de  Tactivit^,  la  cause 
efficiente  et  la  cause  finale,  l'unit^  absolue  et  relative.  —  La  substance  simple 
et  compos^e,  la  puissance  et  Tacte,  l'^tendue,  l'inertie,  la  spontan^it^.  la  personna- 
lite,  la  dur^e,  la  succession,  le  temps,  le  mouvement,  la  vie,  le  fini  et  rinfini, 
le  vrai,  le  bien,  le  beau. 

C.  Thiodicie.  L'id^e  de  Dien,  existence  et  essence  de  Dien,  les  attributs 
de  Dieu,  l'unit^,  la  simplicit6,  Timmensit^,  l'^temite,  Tintelligence  et  la  volonte 
de  Dieu,  la  cr6ation  et  la  providence. 

D.  Cosmologie.  Les  corps,  leurs  ^l^ments,  leur  composition.  leurs  trans- 
formations,  leur  activit6,  leur  destination.  —  Les  v6g6taux:  nature,  vie,  but  — 
Unite  du  monde  pbysique. 

£.  Psychologie,  Nature  et  unit6  substantielle  de  Thomme;  spiritualit^  de 
räme  humaine;  la  vie  vegetative,  sensitive,  intellectuelle;  unite  de  l'äme  humaine; 
les  sens,  les  passions,  l'instinct,  Tentendement,  la  volonte,  la  raison;  origine  et 
destinee  de  Thomme. 

F.  Morale,  La  fin  de  Thomme,  le  libre  arbitre,  la  loi  naturelle,  la  con- 
science,  les  vertus.  —  (Droit  naturel.)  Nature  et  origine  du  droit  et  du  devoir; 
la  propriete,  Tautorite,  —  L'individu,  ses  devoirs  envers  Dieu  et  envers  ses 
semblables,  ses  droits ;  le  suicide,  Thomicide,  l'esclavage.  —  La  famille :  nature, 
Constitution,  origine,  dissolution,  droits  et  devoirs.  —  La  societe  civile  ou  TEtat; 
membres,  but,  pouvoir,  Organisation;  origine  du  gouvemement,  ses  differentes 
form  es,  ses  attributions. 

4.  Histoire, 

Histoire  eontemporaine,  Premifere  Revolution  fran^aise.  —  Consulat  —  Napo- 
leon l^f,  —  Traites  de  Vienne.  —  Restauration.  —  Monarchie  de  Juillet.  —  Re- 
volution beige.  —  Guerre  civile  d'Espagne.  —  Revolution  de  1848  en  France; 
son  contrecoup  dans  les  autres  pays  de  TEurope.  —  Second  Empire.  —  Ponti- 
ficat  de  Pie  IX.  —  L'Allemagne  de  1864  4  1871.  —  Les  Etats  des  Balkans; 
Congrfes  de  Berlin. 

5.  Mathimatiques, 

A.  Älgkhre,  Progressions  arithmetiques  et  g6ometriques,  Logarithmes.  —  In- 
terets  composes;  annuites.  —  Arrangements,  permutations,  combinaisons.  — 
Binome  de  Newton. 


^)  Votr  le  Programme  aimuel  des  etudes  da  College  Saint-MIchel. 
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B.  GSwnitrie  dans  Vespace.  Du  plan  et  de  la  ligne  droite.  —  Perpendicn- 
laires  et  obliques  au  plan.  —  Parall^lisme  des  droites  et  des  plans.  —  Angles 
di^dres;  mesure  des  angles  di^dres.  —  Plans  perpendiculaires  entre  eux.  — 
Notions  sur  les  angles  triedes  et  poly^dres. 

Des  polyfedres.  —  Parall^lipip^de.  —  Volume  du  parall^lipip^de  rectangle, 

du  parallölipip^de  quelconque,  du  prisme  triangulaire,  du  prisme  quelconque.  — 

Pyramide.  —  Volume  de  la  pyramide  triangulaire,  de  la  pyramide  quelconque, 

.da  tronc  de  pyramide  k  bases  paralleles.  —  Notions  sur  les  poly^dres  semblables; 

rapport  des  surfaces  et  des  volumes. 

C6ne  droit  k  base  circulaire.  —  Sections  paralleles  k  la  base.  —  Surface 
laterale  et  Yolume  du  c6ne,  du  tronc  de  c6ne  k  bases  paralleles.  —  Cylindre 
droit  k  base  circulaire.  —  Surface  laterale  et  volume. 

Sphäre.  —  Sections  planes;  grands  cercles,  petits  cercles.  —  Poles  d'un 
cercle.  —  Trouver  le  rayon  d'une  sph^re.  —  Plan  tangent.  —  Surface  et  vo- 
Imne  de  la  sphere. 

C.  Trigonometrie  et  giomStrie  analytique  plane.  Bapports  trigonom^triques.  — 
Eelations  entre  les  rapports  trigonomötriques  d'un  meme  arc.  —  Sinus,  cosinus, 
t&ngente  de  la  somme  et  de  la  diff6rence  de  deux  arcs.  —  Sinus  2a,  cos.  2a, 
tg.  2a,  sin.  a^,  cos  a^  en  fonction  de  cos.  a.  —  Bendre  calculables  par  logarithmes 
la  somme  ou  la  diff^rence  de  deux  sinus,  cosinus  ou  tangentes.  —  Usage  des 
tables.  —  B^solution  des  triangles  rectangles  et  des  triangles  quelconqnes.  — 
Aire  du  triangle  en  fonction  des  donn^es. 

Coordonnles  rectangnlaires.  —  Equations  de  la  ligne  droite.  —  Problfemes 
^Ißmentaires  sur  la  ligne  droite.  —  D^finitions  et  6quations  de  la  circonf^rence, 
de  Tellipse,  de  Thyperbole  et  de  la  parabole.  —  Tangentes  en  un  point  de  ces 
courbes,  d'un  point  ext^rieur  ou  paralieiement  k  une  direction  donn^e.  —  Pro- 
priet^  de  la  normale  k  Tellipse)  de  la  tangente  k  l'hjrperbole  et  k  la  parabole.  — 
Asymptotes  de  Thyperbole.  —  Aire  de  Tellipse,  d^in  segment  parabolique. 

D.  MScanique.  Statique.  —  Notions  sur  les  forces,  leur  mesure. 
Composition  des  forces  quelconques. 

Moments  des  forces  par  rapport  k  un  point. 

D^composition  des  forces. 

Formules  relatives  k  la  composition  et  k  la  d^composition  des  forces. 

Equilibre  du  point  mat^riel. 

Composition  des  forces  paralleles. 

Centre  de  gravite. 

Composition  et  equilibre  d'un  Systeme  quelconque  de  forces  appliqu^es  k 
on  Corps  solide. 

Application  aux  machines  simples :  levier,  balance.  poulie,  tour  ou  trenil, 
p]an  incline. 

Cinematique.  —  Mouvement  rectiligne  uniforme.  —  Mouvement  rectiligne 
varie.  —  Mouvement  rectiligne  uniformement  varie.  —  Chute  des  graves.  —  Com- 
position et  decomposition  des  mouvements.  —  Mouvement  de  rotation. 

6,  Physique, 

A.  Pesanteur.  Direction  de  la  pesanteur.  —  Centre  de  gravite.  —  Poids.  — 
Lois  de  la  chute  des  corps.  —  Machine  d'Atwood.  —  Pendule.  —  Intensite  de 
la  pesanteur.  —  Balance.  —  Principes  d'egalite  de  pression  dans  les  fluides.  — 
Pression  sur  le  fond  des  vases.  —  Presse  hydraulique.  —  Equilibre  des  liquides.  — 
Vases  commuuiquants.  —  Principe  d'Archimede.  —  Poids  specifiques.  —  Notions 
snr  les  areometres  k  poids  constant.  —  Barometres.  —  Loi  de  Mariotte.  —  Machine 
pneamatique.  —  Pompes.  —  Siphon.  —  A6rostats. 

B.  Chaleur.  Dilatation  des  corps  par  la  chaleur.  —  Thermometres.  —  Notions 
sur  les  coefficients  de  la  dilatation  des  solides,  des  liquides  et  des  gaz.  —  Chaleur 
rayonnante.  —  Fusion.  —  Solidification.  —  Chaleur  latente.  —  Melanges  refrige- 
rants.  —  Formation  des  vapeurs  dans  le  vide.  —  Maximum  de  tension.  —  Me- 
thode de  Dalton.  —  Evaporation ;  froid  produit  par  T^vaporation.  —  Ebullition.  — 
Distillation.  —  Notions  sur  le  chauffage  et  sur  les  machines  k  vapeur.  —  Notions 
d'hygrometrie.  —  Bosee. 
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C.  ElectricitS  et  ntagnitiame.  D^yeloppement  de  F^lectricit^  par  le  frotte- 
ment.  —  Electricitä  par  inflnence.  —  Electroscope.  —  Electrophore.  —  Machine 
electrique.  —  Condensateur.  —  Bouteille  de  Leyde.  —  £lectricit6  atmosph^riquc.— 
Foudre.  —  Paratonnerre. 

Aimants.  —  P61es.  —  D^clinaison  et  inclinaison  de  Taignille  aimant^e.  — 
Boussole. 

Files  voltai'ques.  —  Courants.  —  Effets  physiologiques,  m^caniques,  physiqnes 

et  chimiques  de  la  pile.  —  Galvanoplastie.  —  Dorure  et  argenture.  —  Piles. 

thermo-ölectriques.  —  Exp^rience  d'Oersteds.  —  GalvanomHre.  —  Action  des 

courants  sur  les  courants.  —  Solßnoi'de.  —  AJmantation  par  les  courants.  —  Electro- 

^-  aimants.  —  T^lägraphe  61ectrique.  —  Principes  de  Tinduction.  —  Bobine  de 

Knhmkorff.  —  Eclairage  Electrique.  —  Telephone  et  microphone. 

D.  Acoustique,  Du  son.  —  La  vitesse  dans  Tair.  —  Qualit^  du  son.  — 
Cordes.  —  Timbre. 

E.  Optique.  Propagation  de  la  lumi^re.  —  Ombre  et  pEnombre.  —  BEflexion 
de  la  lumi^re  et  ses  lois.  —  Miroirs  plans  et  sph^riques.  —  B6fraction.  —  Prismes.— 
Lentilles.  —  DEcomposition  de  la  lumi^re.  —  Spectre  solaire.  —  Principaux 
Instruments  d'optique.  —  Photographie. 

7.  Chimie. 

Matiäre,  atomes.  —  Corps  simples  et  compos6s.  —  Coh6sion.  —  Affinit^.  — 
Atomicit6.  —  Combinaisons,  m^langes.  —  Lois  des  proportions  döfinies  et  mul- 
tiples. —  Equivalents.  —  Nomenclature  parl6e  et  symbolique. 

Etüde  des  principaux  corps  simples  et  de  leurs  combinaisons  entre  enx. 

Oxygfene.  —  Hydrogfene.  —  Eau.  —  Azote.  —  Air.  —  Acide  azotique.  — 
Ammoniaque.  —  Soufre.  —  Acide :  sulfureux,  sulAirique,  sulf hydrique.  —  Chlore, 
iode,  brome,  fluor.  —  Acide  chlorhydrique,  fluorhydrique.  —  Phosphore.  —  Araenic. 
—  Acide  phosphorique  et  arsEnieux.  —  Hydrog^ne  phosphorö  et  arsEniE.  —  Car- 
bone.  —  Oxyde  de  carbone.  —  Acide  carbonique.  —  Sulfore  de  carbone.  — 
Hydrogfene  carbonE.  —  Gaz  de  r^clairage.  —  Flamme.  —  Cyanogfene.  —  Acide 
cyanhydrique. 

M^taux.  —  Caract^res  des  oxydes,  chlorures,  sulfures  et  sels  m^talliques.  — 
Etüde  des  principaux  m^taux,  leur  m^tallurgie,  leur  sels  princij)aux. 

8.  Histoire  naturelle. 

A.  Zoologie.  Caract^res  g^n^raux  des  animaux;  tissus  et  organes  qoi  les 
constituent;  fonctions.  —  Nutrition:  appareil  digestif;  digestion.  —  Organes  et 
fonction  d^absorption.  —  Circulation:  vaisseaux  sanguins:  art^res,  veines;  ccenr; 
saug.  —  Respiration:  poumons,  branchies,  trach^es,  air  atmosph6rique ;  chaleur 
animale. 

Fonctions  de  relation:  mouy erneut;  sensibilitE;  instinct,  —  Sqnelette;  os; 
muscles.  —  Systeme  nerveux;  encEphale;  moelle  Epini^re;  nerfs.  —  Sens:  tact; 
goüt;  odorat;  ouie;  vue.  —  Voix. 

Notions  de  Classification.  —  Etüde  des  principaux  ordres. 

B.  MinSralogie.  Caract^res  morphologiques  des  min^räux.  —  Elements  de 
cristallographie.  —  Caractferes  physiques  et  chimiques.  —  Connaissance  des  prin- 
cipales  esp^ces  min^rales. 

C.  Giologie.  Ph^nomänes  actuels :  Sediments,  transports,  torrents.  fleuves,  gla- 
ciers,  volcans,  tremblements  de  terre.  —  Constitution  g^n^rale  du  globe ;  nattire 
et  origine  des  rochers.  —  Chaleur  centrale;  roches  ign4es;  roches  stratifi^es; 
soulevements. 

Fossiles  en  g^n^ral;  horizons  g^ologiques,  —  Classification  sommaire  des 
terrains. 
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93L  3.  Reglement  et  programme  relttifs  aux  examen  de  maturiti  du  Gymnase  de 
Gen^ve.    (Du  2  juin  1891.) 

REGLEMENT. 

Art,  l^r-    Les  examens  de  matnrit^  ont  lien  anx  ^poqnes  snivantes: 

1^  A  la  fin  de  Tann^e  scolaire; 

2fi  Dans  la  premi^re  quinzaine  da  mois  d^octobre. 

Art.  2.     Sont  admis  h  snbir  l'examen  de  matnrit^: 

1®  Le»  61^Tes  sortis  r^gnliers  de  la  classe  snp^rienre  de  Tnne  des  sections 

dn  Gymnase; 
2^  Les  candidats  äg6s  d*aa  moins  19  ans,  sauf  dispense  d'äge  accord6e  par 

le  Departement. 

Art  3.  Le  candidat  qni  n'a  pas  d^pass^  le  chiffre  2  ponr  trois  branches  ä 
la  Session  qni  a  lien  ä  la  fin  de  l'ann^e  scolaire,  ne  peut  se  repr^senter  k  la 
Session  soivante. 

Tont  candidat  qni  a  ^chon^  trois  fois  dans  ses  examens,  ne  pent  plus  se 
präsenter. 

Art.  4.  Les  Kleves  sortis  r^gnli^rement  de  la  classe  snp^rienre  de  Tnne 
des  sections  dn  Gymnase,  ainsi  qne  les  externes  ayant  snivi  Tenseignement  com- 
plet  de  la  1^^  ann4e,  paient  nn  droit  de  10  francs  ponr  le  certificat.  Les  antres 
candidats  paient  nn  droit  de  20  francs  par  inscription  et  de  40  francs  ponr  le 
certificat. 

Art  5.  Le  titnlaire  dn  certificat  de  matnrit^  de  Tnne  des  sections  ponrra 
obtenir  celni  d^nne  antre  section  en  snbissant  les  ^prenves  r^glementaires  et  en 
payant  nn  droit  de  10  francs.  II  sera  tontefois  dispens^  des  examens  snr  les 
branches  mentionn^es  dans  le  certificat  dont  il  est  portenr,  s'il  y  a  ^quivalence 
dans  les  programmes  d'enseignement. 

Art.  6,  Un  avis  officiel  indiqnera  an  moins  nn  mois  d^avance  la  date  exacte 
des  examens  de  matnrit^. 

Art.  7.  Les  inscriptions  seront  closes  nne  semaine  avant  ronvertnre  des 
examens.  Jl  ne  ponrra  etre  däroge  k  cette  r^gle  qne  dans  des  cas  sp^daux  et 
par  d6cision  dn  Departement. 

Art.  8.  Les  examens  de  matnrite  se  fönt  devant  nn  jnry  special  nomm^ 
par  le  Departement  an  mois  de  jnin  et  ponr  le  terme  d^nn  an.  Font  partie  de 
droit  de  ce  jnry:  le  directenr  et,  ponr  chaqne  brauche,  nn  des  maitres  charg^s 
de  l'enseignement  qni  s'y  rapporte. 

Le  jnry  d'examen  est  pr^side  par  le  directenr. 

Art.  9.  Ponr  chaqne  brauche,  les  qnestious  de  l'examen  ecrit  et  de  Texameu 
oral  sont  pr^par^es  par  le  maitre  charge  de  la  brauche  dans  la  demi^re  classe 
oü  eile  est  euseignee. 

Ces  qnestious  sont  soumises  an  jnry  la  veille  de  l'exameu.  II  a  le  droit 
de  les  modifier  et  d'en  introdnire  d'antres. 

Art.  10.  Dans  l'examen  ecrit,  tons  les  candidats  traitent  la  m^me  qnestion 
tir^e  an  sort.  Dans  Texamen  oral,  sauf  la  r^serve  stipniee  dans  Talinea  snivaut, 
chaqne  candidat  tire  sa  qnestion ;  il  pent  demauder  d'eu  tirer  nue  secoude,  mais 
dans  ce  cas,  il  perd  le  tiers  dn  chiffre, anquel  il  anrait  en  droit  par  sa  r^ponse. 

A  Texameu  oral,  les  deieguös  de  TEcole  polytechniqne  ont  le  droit  de  pro- 
poser  des  qnestious  lorsqn^il  s'agit  de  candidats  k  la  matnrite  techniqne. 

Art.  11.  Les  examens  Berits  se  fout  sous  la  surveillance  d'nne  personue 
dösignee  par  le  directenr. 

Art.  12.  Ponr  l'exameu  ecrit,  les  candidats  ne  penveut  se  servir  qne  de 
livres  antoris^s  par  le  jnry. 

Art.  13.  Les  eprenves  sont  corrig^s  par  les  maitres  desig^u^s  k  Tart.  8, 
lesqnels  sonmetteut  lenr  appr6ciation  anx  jnres ;  le  jnry  arrete  les  chiffres  definitifs. 

Art.  14.  Le  temps  accorde  dans  les  examens  Berits  est  de  trois  henres 
pleines  an  maximnm  ponr  la  composition  fran^aise  et  les  math^matiques,  et  de 
denx  henres  ponr  les  antres  branches. 
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Art.  15.  Dans  les  examens  oranx,  rinterrogation  d'nn  candidat  ne  pent 
d^passer  15  minntes. 

Art.  16.  Tonte  frande  on  tentative  de  firande  entraine  Fannolation  de  l'exa- 
men  entier. 

Art.  17.  Le  jnry  appr^cie  chaqne  6prenve  par  des  chiffres  qni  Tont  de 
0  =  nul  d.  6  =  tr^s  bien.  Le  chif&e  obtenn  ponr  chaqne  ^prenve  fignre  dans  le 
certificat. 

Art.  18.  Ponr  m^riter  le  certificat  de  matnrit^,  le  candidat  doit  avoir  obtenn 
an  moins  les  "^ln  dn  maximnm  total  compt6  snr  Tensemble  de  tontes  les  ^prenves. 
Tontefois  le  certificat  sera  refns^  anx  candidats  qni  n'anraient  pas  obt«nn  nne 
note  snp^rienre  ^  2  snr  denx  ^prenves  dans  des  branches  diff^rentes.  on  qni 
anraient  nn  z^ro  ponr  nne  ^prenve  qnelconqne. 

II  sera  ^galement  refns^  anx  candidats  qni,  dans  la  section  techniqne.  n'an- 
ront  pas  obtenn  an  moins  le  chif&e  3  ponr  les  math^matiqnes. 

Art.  19.  Le  candidat  dont  Texamen  n'est  pas  admis  est,  dans  les  sessions 
snbs^qnentes,  dispens^  des  ^prenves  ponr  lesqnelles  il  a  obtenn  an  moins  le 
Chiffre  4. 

Art.  20.  Sont  consid6r^s  comme  sortis  r^gnli^rement  dn  Gymnase  les  elhyes 
r^gnliers  qni,  dans  la  classe  snp^rienre,  ont  obtenn:  a.  dans  chaqne  brancbe 
plns  de  8  ponr  la  moyenne  des  examens  dn  premier  semestre  et  dn  trayail  de 
rannte;  h,  an  moins  la  note  g^n^rale  satisfaisant  ponr  la  condnite. 

Les  Kleves  sortis  r^gnli^rement  dn  Gymnase  sont  dispens^s  des  parties  de 
Texamen  indiqn^es  dans  le  Programme. 

Art.  21.  Le  certificat  est  signö  par  le  Conseiller  d*Etat  chargö  dn  Departe- 
ment de  rinstmction  pnbliqne  et  par  le  directenr;  il  est  mnni  dn  scean  dn 
Departement. 

Dispositions  speciales  attx  Slhvea  rSguliers, 

A  Fissne  de  la  II®  classe,  les  61öves  r^gnliers  de  la  section  classiqne  snbissent 
les  examens  de  g^ographie,  de  sciences  natnrelles,  de  chimie  et  Texamen  4erit 
de  math^matiqnes.  Geux  de  la  section  r^ale,  les  examens-  de  göographie.  de 
sciences  natnrelles  et  Texamen  öcrit  de  math6matiqnes.  Cenx  de  la  section 
techniqne,  les  examens  de  g^ographie  et  de  sciences  natnrelles.  Cenx  de  la 
section  p^dagosfiqne,  les  examens  de  g^ographie,  de  sciences  natnrelles.  de  gjm- 
nastiqne,  d'hygiäne  et  Texamen  6crit  de  math^matiqnes. 

.  Senls  les  61^ves  de  la  section  techniqne  penvent,  ä  lenr  sortie  de  l'ann^e 
snp^rienre,  refaire  cenx  de  ces  examens  ponr  lesqnels  ils  n'anraient  pas  obtenn 
plus  de  2. 

DispoaiHons  spicialea  concemant  les  Slh>t8  de  la  section  techniqne  qui  se 

destinent  ä  V^cole  polytechnique  fSdirale, 

Les  eifeves  qui  sortent  du  Gymnase, ayant  obtenn  le  certificat  de  matunt^ 
techniquCi  sont  admis  de  plein  droit  ä  TEcole  polytechnique  föderale,  i  condition 
qn'ils  aient  suivi  comme  rögnliers  Tenseignement  de  l'ann^e  snp^rienre  et  qne 
tous  les  examens  aient  6t6  snbis  dans  la  Session  de  fin  d'ann^e  scolaire. 

Dans  le  cas^oü  ces  conditions  sont  remplies,  le  certificat  porte  la  mention: 
„Valable  pour  l'Ecole  polytechnique  f6d6rale." 

PROGRAMME 
de  Texamen  de  maturit^. 

Fimr  U$  tUtaittt  les  programmt*  de  Pevamen  sont  con/ormes  ä  cenx  t/u  Gymnase. 

Section  classiqne. 
Examett  Serif . 

A.  Composition  fran^aise  snr  un  siyet  litt^raire  ou  historique  (histoire 
generale). 

B.  Thfeme  latin. 

C.  Thäme  grec. 
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D.  Version  grecqne  choisie  dans  nn  des  antenrs  snivants:  X^nophon, 
Plutarqne,  H^rodote. 

£.  Th^me  allemand. 

F.  Epreuve  sur  nne  on  plnsieurs  qnestions  de  math^matiqnes  (Alg^bre  et 
trigonomötrie.) 

NB.  1^8  ^li^ves  rignliers  sont  di8pcn8<$8  de8  lettre8  C  et  E. 

Examen  oral. 

I.  Fran^ais,  —  a.  Grammaire  frangaise.  —  h.  Histoire  de  la  langne  fran^aise.  — 

c.  Histoire  de  la  litt^rature  fran^aise. 

n.  Langue  latine,  —  a.  Grammaire  latine.  —  h,  Histoire  de  la  langne  et 
de  la  litt^rature  latine.  —  c.  Interpretation  d*nn  texte  pris  dans  les  antenrs 
snivants :  Plante,  T6rence,  Cic6ron,  Virgile,  Sallnste,  Horace,  Tite-Live,  Tacite.  — 

d.  Antiqnit^s  romaines. 

in.  Langue  grecque,  —  a.  Grammaire.  —  b,  Histoire  de  la  langne  et  de  la 
littöratnre  grecqnes.  —  e.  Interpretation  d'nn  texte  pris  dans  les  antenrs  snivants : 
Homäre,  H^rodote,  Plntarqne,  Thucydide,  X^nophon,  Sophocle,  Euripide,  Demosthfene, 
Piaton.  —  d.  Antiqnites. 

IV.  Langue  allemande.  —  a.  Grammaire.  —  6.  Histoire  de  la  litteratnre 
allemande  depnis  le  XVIII«  sifecle  (en  allemand).  —  c.  Interpretation  d'nn  texte 
pris  dans  les  antenrs  snivants:  Lessing,  Schiller,  Goethe  (oenvres  litteraires). 

V.  Histoire.  —  a.  Histoire  ancienne.  —  b.  Histoire  dn  moyen  &ge,  — 
c.  Histoire  moderne. 

VI.  Giographie.  —  a.  Geographie  generale.  —  b.  Geograqhie  physiqne. 

Vn.  MathSmatiques.  —  a.  Algfebre  et  trigonoraetrie  (programme  de  la  section 
classiqne).  —  b.  Geometrie  synthetiqne  et  geometrie  analytiqne  (programme  de 
la  section  classiqne).  —  c.  Notions  de  cosmographie. 

Vin.  Sciences  naturelles.  Notions  generales  snr  la  geologie,  la  botanique 
et  la  Zoologie. 

IX.  Chimie.  —  (Programme  de  la  section  classiqne,  II*  annee.) 

X.  Physique.  —  (Programme  de  la  section  classiqne.) 

XI.  Philosophie.  —  a.  Logiqne.  —  b.  Psychologie. 

NB.  1^8  ei2^ve8  regralier8  sont  dispensös  des  lettres  I  a,  b;  II  a  et  d:  III  a  et  d;  IV  a; 
vn  8. 

Section  reale. 

Examen  4crit. 

A.  Composition  fran^aise  snr  nn  snjet  litteraire  on  scientifique. 

B.  Composition  allemande  snr  nn  snjet  litteraire  on  scientifiqne. 

C.  Th^me  anglais. 

D.  Th^me  Italien  (facnltatif)» 

E.  Epreuve  sur  nne  on  plnsieurs  qnestions  de  mathematiques  (Algebre  et 
trigonom/trie). 

F.  Epreuve  snr  nne  on  plnsieurs  qnestions  de  botanique  on  de  Zoologie. 

G.  Epreuve  sur  nne  on  plnsieurs  qnestions  de  physiqne  on  de  chimie. 

NB.  Le8  eieve8  rdgraliers  sont  dispenses  des  lettres  C,  D,  F,  O. 

Examen  oral. 

I.  Langue  frangaise.  a.  Grammaire.  —  b.  Histoire  de  la  langne  fran^aise.  — 
c.  Histoire  de  la  litterature  frauQaise. 

n.  Langue  allemande.  —  a.  Grammaire.  —  b.  Histoire  de  la  litterature 
allemande  (en  allemand).  —  c.  Lecture  et  Interpretation  d'nn  texte  pris  dans  les 
auteurs  snivants:  Wieland  (Oberon),  Lessing,  Schiller,  Goethe,  Hauff  (Lichten- 
stein), Uhland  (poesies),  Chamisso  (Peter  Schlemihl),  Heine.  —  d.  Traduction 
d'un  anteur  fran^ais. 
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m.  Langue  anglaise,  —  a.  Grammaire.  —  h,  Histoire  de  la  litttotnre 
anglaise.  —  c.  Interpretation  d'un  texte  pris  dans  les  auteurs  snivants:  de  Foe 
(Robinson  Cmso^),  Tennyson.  Goldsmith  (le  ministre  de  Wakefield),  Macaulay^ 
Walter  Scott  (Waverly  novels),  Thackeray,  Dickens. 

IV.  Langue  italienne  (facnlt.)  —  a.  Grammaire.  —  h,  Histoire  de  la  litt^ratnre 
italienne.  —  c.  Tradnction  d'nn  texte  pris  dans  les  auteurs  suivants:  Manzonir 
Silvio  Pellico,  Leopardi,  Vincenzo  Monti,  Alfieri,  Machiavelli,  Ariosto. 

V.  Langue  latine.  —  a.  Grammaire.  —  h,  Histoire  abr^g^e  de  la  langue 
et  de  la  litt^rature  latines.  —  c.  Interpretation  d'un  texte  pris  dans .  les  auteors 
suivants:  Piaute,  Cic6ron,  Salluste,  Horace,  Virgile,  Tite-Live. 

VI.  Histoire,  —  a,  Histoire  ancienne,  histoire  du  moyen  &ge  et  histoire 
moderne.  —  h.  Histoire  nationale. 

NB.    Les  ^trans^ers  k  la  Baisse  sont  dispens^s  de  la  lettre  b. 

Vn.  GSographie.  —  a.  Geographie  generale.  —  b.  Geographie  physiqne. 

Vill.  MathStncttiques,  —  a.  Algfebre  et  trigonometrie.  —  h,  Geometrie  sin- 
thetique.  —  c.  Geometrie  analytique.  —  d.  Notions  de  cosmographie. 

IX.  Sciences  naturelles.  —  a.  Geologie.  —  h,  Botanique.  —  c.  Zoologie.  — 
d.  Histoire  naturelle  de  Thomme.  —  e,  Exercices  de  determination. 

X.  Physique, 

XI.  Ohimie. 

Les  eieves  qui  se  destinent  ä  TEcole  polytechnique  doivent  snbir  en  outre 
un  examen  de  Geometrie  descriptive  et  de  Mathematiques  speciales,  et  ceox  qoi 
veulent  entrer  dans  la  Faculte  de  droit  un  examen  de  Philosophie  Gogique  et 
Psychologie). 

NB.  Les  eifeves  r^guliers  sont  dispens^s  des  lettres  la,  b;  II  a,  nia;IVa;Va;  MII  s. 

Section  technique. 
Examen  4crit. 

A.  Frangais.    Composition  sur  un  stget  litteraire  ou  scientifiqne. 

B.  Allemand.    Composition  sur  un  sujet  litteraire  ou  scientifique. 

NB.  Les  candidats  dont  la  langue  maternelle  n^est  pas  le  fran^s  oo  Palleinand,  ponr- 
ront  remplacer  la  composition  allemande  par  ane  composition  en  italien^Toatefols  Teiampn 
d^allemand  est  obligatoire  poor  les  candidats  qni  dösirent  entrer  ä  TEcole  poljrtecJmique 
fuderale. 

C.  Composition  sur  une  ou  plnsieurs  questions  de  mathematiques. 

Examen  oral, 

1,  Langue  franfaise,  —  Abrege  de  Thistoire  de  la  litterature  fran^aise 
depuis  le  XVI™*  sifecle. 

n.  Langue  allemande.  —  a,  Grammaire.  —  b.  Abrege  de  Fhistoire  de  la 

litterature  allemande  depuis  Klopstock  (en  allemand).  —  c.  Interpretation  d'un 

texte  pris  dans  les  auteurs  suivants :  Wieland  (Oberon),  Lessing,  Goethe,  Schiller, 

Chamisso  (Peter  Schlemihl),  Hauff  (Lichtenstein), .  Uhland  (poesies),  Heine.  — 

d.  Tradnction  d'un  texte  scieiitifique. 

NB.  Les  candidats  dont  la  langae  matenielle  n'est  pas  le  firancais  oa  Tallemand,  ponrront 
remplacer  Tallemand  par  Titalien.  Tontefois  1*allemaud  est  oblignitoire  ponr  les  candidats 
qui  d^irent  entrer  k  1  £cole  polytechniqae  fed^rale. 

m.  Langue  anglaise,  —  a,  Grammaire.  —  b.  Abrege  de  Thistoire  de  la 
litterature  anglaise  depuis  Shakespeare.  —  c.  Tradnction  d'un  auteur  ou  dm 
texte  scientiHque. 

IV.  Histoire.  —  a.  Abrege  de   l'histoire  generale.  —  b,  Histoire  nationale. 

NB.    Les  etrangers  k  la  Suisse  penvent  ^trc  dispens^s  de  la  lettre  b. 

V.  GSographie.  —  Geographie  physique  et  politique. 

VI.  Mathematiques,  —  Programme  complet  de  la  section  technique  du 
(tymnase. 
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Vn.  —  Sciences  naturelles.  —  a.  Geologie.  —  b.  Botaniqne.  —  c.  Zoologie. 
Histoire  naturelle  de  rhomme. 

VUL  Physique. 

IX.  Chimie, 

X.  G^amÜrie  descriptive, 

NB.  I^es  ^Ifeyes  r^uliers  sont  dispens^  de»  lettres  II  a,  et  III,  a,  b. 

Section  p^dagogique. 
Examen  icrit. 

A.  Frangais.  —  Composition  sur  un  sujet  litt6raire  ou  scientifique. 

B.  Allemand,  —  Composition  en  allemand  sur  un  siget  litt^raire  ou  scientifique. 

C.  MathSmatiques,  —  Epreuve  sur  une  ou  plusieurs  questions  de  math6- 
matiques.    (Alg^bre  et  trigonom^trie). 

D.  Sciences  naturelles.  —  ^^preuves  sur  une  ou  plusieurs  questions  de 
botanique  ou  de  Zoologie. 

E.  Physique.  —  EpreuTe  sur  une  question  de  physique. 

F.  Chimie.  —  Epreuve  sur  une  question  de  chimie. 

G.  Pidagogie.  —  Epreuve  sur  une  question  de  psychologie,  de  p6dagogie  ou 
(Vhistoire  de  la  pidagogie. 

NB.    Les  ^l^ves  r^^liers  sont  dispensf^s  des  lettres  D,  E.  F. 

Examen  oral. 

I.  Langue  frangaise,  —  a.  Grammaire:  phon4tiqne,  morphologie,  syntaxe. 
Style,  yersification.  h.  Histoire  de  la  langue  frangalse.  —  c.  Lecture  et  Interpre- 
tation d'un  texte  de  vieux  fran^ais.  —  d.  Histoire  de  la  litt6rature  fran^aise. 

II.  Langue  allemande.  —  a,  Grammaire.  —  b.  Histoire  de  la  littörature 
allemande  (en  allemand).  —  c.  Interpretation  d'un  texte  pris  dans  les  auteurs 
saivants:  Wieland  (Oberon),  Lessing,  Goethe,  Schiller,  Hauff  (Lichtenstein),  Uhland 
(po^sies),  Chamisso  (Peter  Schlemihl),  Heine.  —  d.  Traduction  d'un  auteur 
^an^ais. 

III.  Histoire.  —  a.  Histoire  ancienne,  histoire  du  moyen  äge,  histoire  mo- 
derne. —  b.  Histoire  nationale. 

IV.  Geographie.  —  a,  Geographie  generale.  —  b.  Geographie  physique. 

V.  Mathimatiques.  —  a,  Algöbre  et  trigonom6trie.  —  b.  Geometrie  syn- 
thetique.  —  c.  Notions  de  cosmographie. 

VI.  Sciences  naturelles.  —  a.  Geologie.  —  b.  Botanique.  —  c.  Zoologie.  — 
d.  Histoire  naturelle  de  l'homme.  —  e,  Exercices  de  determination. 

VII.  Physique. 
Vm.  Chimie. 

IX.  Pidagogie.  —  a.  Psychologie.  —  b.  Pidagogie.  —  c.  Histoire  de  la 
pMagogie.  —  d.  Le^on  donn^e  par  le  candidat  aux  ei^ves  d'une  ecole  primaire 
8nr  im  siget  du  Programme  primaire. 

X.  Hygiene. 

NB.    Les  ^l^ves  rt^g^tiliers  sont  dispensös  de  n  a,  d;  V  a. 
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I.  Musique. 

IL  Traraux  manuels. 

HI.  Gymnastique. 

IV.  Calligraphie, 

V.  Dessin, 


Examens  spiciaux. 
—  a.  Cartonnage.  —  b.  Travail  sur  bois,  tour. 
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Le  Conseil  d'ifetat, 

Vu  Tarticle  108  de  la  loi^sur  rinstruction  publique  du  5  juin  1S86; 
Vu  la  Convention  avec  TEcole  polytechnique  f6d6rale  du  13  juUlet  1888; 
Yu  le  pr^avis  de  la  Commission  scolaire  en  date  du  15  mai  1891; 
Sur  la  proposition  du  Departement  de  rinstruction  publique: 

arrete: 

D'approuver  le  Reglement  revis^  et  le  Programme  relatifs  aux  Examens  de 
maturite  du  Gymnase. 

Certifi6  conforme: 
Du  2  juin  1891. 

P'  le  Chancelier, 
Le  Conseiller  d'Etat  d616gu6:  M.  Fleutet. 


88.  4.  Reglement  betreffend  die  Maturitätsprüfungen  am  kantonalen  Gymnasivm  in 
ZOricIi.    (Vom  8.  Juli  1891.) 

§  1.  Die  Maturitätsprüfung  der  Abiturienten  des  Gymnasiums  fflr  den  Ein- 
tritt in  die  Hochschule  findet  zugleich  als  Entlassnngsprüfnng  der  obersten 
Klasse  nach  Abschluss  des  Gymnasialkurses  statt.  Dieselbe  wird  unter  Mitwir- 
kung der  Lehrer  der  obersten  Klasse  als  Examinatoren  von  der  Aufsichtskoni- 
mission, eventuell  unter  Zuzug  weiterer  Experten  abgenommen. 

§  2.    Die  Prüfung  ist  je  weilen  öffentlich  auszuschreiben. 

§  3.  Die  Prüfung  erstreckt  sich  über  folgende  Fächer:  deutsche  Sprache, 
französische  Sprache,  lateinische  Sprache,  griechische,  eventuell  englische  Sprache, 
Geschichte  und  politische  Geographie,  Mathematik,  Physik  und  physikalische 
Geographie,  Chemie,  Naturgeschichte. 

In  den  Fächern  der  Religion,  des  Hebräischen,  des  Turnens  und  für  die  in 
Griechisch  Geprüften  des  Englischen  werden  die  von  der  Lehrerschaft  erteilten 
Noten  über  die  Leistungen  des  betreffenden  Schülers  während  der  Schulzeit  ohne 
Prüfung  in  das  Maturitätszeugnis  eingetragen.  Diese  Zensuren  haben  keinen 
Einfluss  auf  das  Gesamtergebnis. 

§  4.  In  der  deutschen,  französischen,  lateinischen,  griechischen,  eventuell 
englischen  Sprache  und  in  Mathematik  zerföllt  die  Prüfung  in  einen  mündlichen 
und  einen  schriftlichen  Teil.  In  den  übrigen  Fächern  beschränkt  sich  die  Prü- 
fung auf  das  mündliche  Examen. 

In  Geschichte  und  politischer  Geographie  einerseits  und  Physik  und  mathe- 
matisch-physikalischer Geographie  anderseits  wird  je  nur  eine  Note  erteilt. 

§  5.  Die  Arbeiten  in  den  Fremdsprachen  bestehen  aus  einer  Übersetzung 
aus  dem  Deutschen,  im  Griechischen  aus  der  Übersetzung  eines  diktirten  grie- 
chischen Textes,  ohne  Benutzung  von  Hülfsmitteln. 

Bei  Ausarbeitung  der  mathematischen  Aufgaben  ist  nur  die  Benutzung  loga- 
rithmischer und  trigonometrischer  Tafeln  zugelassen. 

Allfällige,  vom  Lehrer  für  nötig  erachtete  Erklärungen  sind  den  Schülern 
vor  Beginn  der  Arbeit  mitzuteilen  und  nachher  dem  Experten  vorzulegen. 

Die  Prüfangsarbeiten  werden  in  den  letzten  Wochen  vor  der  mündlichen 
Prüfung  gefertigt  und  zwar  unter  unausgesetzter  Aufsicht  der  betreffenden  Fach- 
lehrer. Für  die  einzelne  Arbeit  wird  eine  Zeit  von  höchstens  4  Stunden  an- 
beraumt. Die  Arbeiten  werden  nach  erfolgter  Beurteilung  durch  den  Lehrer 
rechtzeitig  dem  Experten  zur  Einsichtnahme  zugestellt. 

§  6.  Die  mündliche  Prüfung  findet  in  sämtlichen  Fächern  in  Gruppen  statt. 
Bei  Bildung  der  letztem  ist  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dass  jeder  Kandidat 
Gelegenheit  erhält,  sich  über  den  Umfang  seiner  Kenntnisse  und  die  Sicherheit 
der  Anwendung  derselben  auszuweisen. 

Die  schriftlichen  Arbeiten  des  letzten  Kurses  sind  aufzulegen. 

§  7.  Bezüglich  der  Anforderungen  in  den  einzelnen  Fächern  hat  sich  die 
Priifung  an  den  Lehrplan  der  Anstalt  mit  besonderer  Berücksichtigung  des 
letzten  Kurses  zu  halten. 
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§  8.  Die  Prüfung  in  Naturgeschichte  findet  am  Schlüsse  des  ersten,  die- 
jenige in  Chemie  am  Schlüsse  des  zweiten  Jahreskurses,  diejenige  in  sämtlichen 
übrigen  Fächern  am  Schlüsse  des  dritten  Kurses  des  obem  Gymnasiums  statt. 

§  9.  Am  Schlüsse  der  Prüfung  vereinbart  der  Experte  mit  dem  Lehrer  die 
einzelnen  Fachzensuren  des  Schülers,  wobei  neben  dem  Ergebnis  der  Prüfung 
auch  die  Leistungen  während  der  Schulzeit  in  Betracht  gezogen  werden.  Die 
Fachzensuren  werden  hierauf  in  gemeinschaftlicher  Sitzung  der  Prüfungskom- 
mission mit  den  betreffenden  Lehrern  zusammengetragen,  wobei  gleichzeitig  auf 
Antrag  des  Rektors  über  die  Bejahung  oder  Verneinung  der  Maturität,  sowie 
über  Sie  Betragensnote  entschieden  wird. 

Bei  den  Verhandlungen  haben  die  Examinatoren  beratende  Stimme. 

§  10.   Die  Abstufang  der  Zensuren  ist  folgende: 

6  =  sehr  gut,  5  =  gut,  4  =  ziemlich  gut,  3  =  mittelmässig,  2  =  schwach, 
1  =  sehr  schwach. 

Es  dürfen  keine  Bruchzahlen  gegeben  werden. 

§  11.  Bei  Berechnung  des  Gesamtergebnisses  schliessen  eine  Fachzensur 
unter  2,  zwei  Fachzensuren  unter  3  die  Erteilung  des  Maturitätszeugnisses  aus. 

Ebenso  wird  das  Maturitätszeugnis  nicht  ausgestellt,  wenn  der  Durchschnitt 
aller  Fachzensuren  unter  3,5  ist. 

§  12.  Das  Betragen  wird  als  „den  bestehenden  Vorschriften  entsprechend'* 
oder  „den  bestehenden  Vorschriften  nicht  immer  entsprechend"  bezeichnet. 

§  13.  Eine  Wiederholung  der  Prüfung  kann  frühestens  nach  einem  Jahre 
gestattet  werden. 

Die  zweite  Prüfung  erstreckt  sich  über  alle  Fächer  mit  Ausnahme  von 
Naturgeschichte  und  Chemie,  sofern  bei  der  Prüfung  in  den  letztem  beiden 
Fächern  mindestens  die  Note  4  erreicht  wurde. 

§  14.  Die  Benutzung  unerlaubter  Hülfsmittel,  sowie  jede  sonstige  Unred- 
lichkeit wird  mit  sofortiger  Zurückweisung  von  der  ganzen  Prüfung  bestraft, 
worauf  die  Kandidaten  vor  Beginn  der  Prüfang  aufmerksam  zu  machen  sind. 

Ein  aus  diesem  Grunde  abgewiesener  Aspirant  kann  erst  zu  der  folgenden 
ordentlichen  Prüfung  wieder  zugelassen  werden. 

§  15.  Das  Maturitätszeugnis  soll  folgende  Angaben  über  den  Geprüften 
enthalten : 

a.  Name,  Heimat,  Geburtstag  des  Kandidaten; 

b.  Klassen  und  Zeit  des  Aufenthalts  in  der  Schule; 

c.  Fachzensuren; 

d.  Note  über  das  Betragen. 

Das  Zeugnis  trägt  die  Unterschriften  des  Präsidenten  und  Aktuars  der  Auf- 
sichtskommission, sowie  des  Rektors  der  Anstalt. 

§  16.  Das  vorstehende  Reglement  hat  zum  ersten  Mal  Gültigkeit  für  die 
Maturitätsprüfungen  im  Jahre  1891,  und  es  werden  durch  dasselbe  die  Be- 
stimmungen über  die  Einrichtung  der  Entlassungs-  und  Maturitätsprüfung  der 
III.  Klasse  des  obem  Gymnasiums  vom  15.  November  XSlß  aufgehoben. 

Die  Übergangsbestimmungen  bleiben  besonderer  Beschlussfassung  der  Auf- 
sichtskommission vorbehalten. 

Zürich,  den  8.  Juli  1891. 

Namens  des  Erziehungsrates, 

Der  Direktor  des  Erziehungswesens:  Dr.  J.  Stössel. 
Der  Sekretär:  C.  Grob. 


.  * 


S4.  5.  Reglement  und  Hausordnung  für  das  aargauische  Kantonsschfllerhaus.  (Vom 
24.  März  1891.) 

I.  Reglement. 

§   1.     Das  Kantonsschülerhaus   hat   den   Zweck,   Kantonsschülem,    deren 
Eltern  nicht  in  Aarau  wohnen,  das  Elternhaus  zu  ersetzen  und  im  Vereine  mit. 
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der  Schale  die  AnBbildnng  nicht  allein  des  Geistes  nnd  des  Körpers,  sondern 
anch  die  des  Charakters  zn  fördern. 

§  2.  Der  Staat  stellt  zn  diesem  Zweck  nnentgeltlich  das  Gebände  samt 
Inventar  znr  Verfttgnng,  während  alle  übrigen  Ausgaben  ans  den  Pensions- 
geldem  der  Schüler  zu  bestreiten  sind. 

§  3.  Das  Kantonsschülerhans  wird  durch  einen  vom  Begierungsrat  wo 
möglich  aus  der  Lehrerschaft  der  Kantonsschule  gewählten  Vorsteher  geleitet 
und  Yon  einem  von  der  gleichen  Behörde  gewählten  Inspektor  beaufsichtigt 

§  4.  Der  Vorsteher  besorgt  die  gesamte  Verwaltung  des  Kantonsschüler- 
hauses. Er  zieht  jeweilen  auf  Beginn  des  Quartals  (§  12)  die  Pensionsgelder 
ein,  aus  welchen  die  Betriebskosten  zu  bestreiten  sind. 

§  5.  Über  seine  Einnahmen  und  Ausgaben  führt  er  Buch  und  legt  auf 
Ende  des  Jahres  der  Erziehungsdirektion  Rechnung  ab. 

§  6.    Der  Vorsteher  ist  dafür  verantwortlich: 

a.  dass  die  Verwaltung  der  Anstalt  eine  sorgfältige  und  sparsame  sei; 

b.  dass  den  Schülern  eine  gesunde  und  ausreichende  Nahrung  verabreicht 
werde; 

c.  dass  sämtliche  Wohn-  und  Schlafräume  den  Anforderungen  der  Gesond- 
heit  und  Ordnung  entsprechend  gehalten  werden. 

§  7.  In  das  Kantonsschülerhaus  können  nur  solche  Schüler  aufgenommen 
werden,  über  deren  sittliches  und  disziplinares  Verhalten  keine  ungünstigen 
Zeugnisse  vorliegen. 

§  8.  Die  Anmeldung  für  das  Kantonsschülerhaus  geschieht  scliriftlich  oder 
mündlich  spätestens  auf  Schluss  des  Quartals  beim  Vorsteher.  Über  die  Auf- 
nahme entscheidet  auf  den  Vorschlag  des  Vorstehers  und  das  Gutachten  de? 
Inspektors  die  Erziehungsdirektion. 

Für  Schüler,  welche  die  Aufnahmsprüfung  in  die  Kantonsschule  nicht  be- 
stehen können,  wird  die  Anmeldung  hinfällig. 

§  9.  Der  Austritt  aus  dem  Kantonsschülerhaus  während  des  Quartals  ist 
unzulässig.  Schüler,  welche  auszutreten  wünschen,  müssen  spätestens  14  Tage 
vor  Beginn  des  neuen  Quartals  ihre  Kündigung  einreichen,  andernfalls  sind  die 
Eltern  resp.  Vormünder  znr  Bezahlung  des  Pensionsgeldes  für  das  neue  Quartal 
verpflichtet.  Nur  wenn  der  Austritt  durch  Krankheit  oder  zwingende  Verhält- 
nisse veranlasst  wird,  kann  die  Erziehungsdirektion  die  Eltern  des  Schülers 
von  den  Vei'pflichtungen  dieses  Paragraphen  ganz  oder  teilweise  entbinden. 

§  10.  Falls  es  sich  als  gerechtfertigt  erweist,  dass  ein  Schüler  aus  irgend 
welchen  Gründen  (Charaktereigenschaften,  Disziplin,  Gesundheit)  aus  dem  Kantons- 
schülerhans ausscheide,  so  ist  den  Eltern  oder  deren  Stellvertreter  der  bezügliche 
Wunsch  auszusprechen.  Wird  letzterer  nicht  berücksichtigt,  so  steht  dem  Vorsteher 
im  Einverständnis  mit  dem  Inspektor  das  Recht  der  Kündigung  bis  spätestens  14  Tage 
vor  Beginn  eines  neuen  Quartals  zu.  Den  Eltern  des  betreffenden  Schülers 
bleibt  die  Berufung  an  die  Erziehungsdirektion  vorbehalten. 

§  11.  Die  Wegweisung  aus  dem  Kantonsschülerhans  kann  vom  Vorsteher 
im  Einverständnis  mit  dem  Inspektor  bei  der  Erziehungsdirektion  beantragt 
und  von  dieser  verfügt  werden,  wenn  sich  ein  Schüler 

a,  beabsichtigte  Unwahrheit, 

b,  Verletzung  der  öffentlichen  Sitte  oder  strafbare  Gesetzesübertretungen, 

c,  wiederholte  Übertretung  der  Hansordnung  hat  zu  Schulden  kommen  lassen. 
In  der  Kegel  soll  der  Ausweisung  die  Androhung  derselben  an  die  Eltern 

oder  deren  Vertreter  vorausgehen. 

Da,  wo  aber  das  Interesse  der  Anstalt  es  gebietet,  kann  der  Vorsteher  im 
Einverständnis  mit  der  Erziehungsdirektion  die  sofortige  Entfernung  des  Schülers 
aus  der  Anstalt  verfügen. 

Eine  volle  Rückvergütung  des  vorausbezahlten  Pensionsgeldes  pro  rata  ist 
in  den  Fällen  dieses  Paragraphen  unzulässig. 

§  12.  Die  Anstaltsquartale  richten  sich  nach  den  Kantonsschulquartalen.  Die 
genauen  Daten  werden  vom  Rektorat  der  Kantonsschule  rechtzeitig  bekannt  gegeben. 
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§  13.  Während  den  Ferien  bleibt  das  Kantonsschttlerliaus  ftlr  die  Schüler 
^schlössen. 

§  14.  Der  Regiemngsrat  wird  jährlich  vor  Beginn  des  Schuljahres  nach 
Massgabe  der  Lebensmittelpreise  die  Höhe  des  Pensionsgeldes  festsetzen.  Die 
Pensionsgelder  sind  zn  Beginn  des  Quartals  in  vier  gleichen  Katen  voranszn- 
bezahlen. 

§  15.  Auswärts  wohnende  Schüler,  welche  den  Mittagstisch  oder  das  Abend- 
hrot  zn  erhalten  wünschen,  bezahlen  für  erstem  60  Cts.,  für  letzteres  20  Cts. 
mit  wöchentlicher  Abrechnung.  Auch  im  Verhindemngsfalle  sind  sie  ver- 
pflichtet, den  Betrag  für  den  Mittagstisch  zn  entrichten,  falls  sie  nicht  spätestens 
24c  Stunden  vorher  abgesagt  haben.  Diese  Schüler  haben  das  Recht,  den  Garten 
und  das  Gesellschaftszimmer  des  Kantonsschülerhauses  mitzubenutzen. 

§  16.    Der  Inspektor  hat  folgende  Obliegenheiten: 

a.  Er  kontrolirt  die  Verwaltung  und  die  Hausordnung  der   Anstalt  und 

hat  daher  dieselbe  in  der  Regel  allwöchentlich  zu  besuchen. 
h.  Er  hat  in  den  Fällen  der  Paragraphen  8,  9,  10,  11   sein  Gutachten  an 

die  Erziehungsdirektion  abzugeben. 
e.  Er  erstattet  auf  Ende  eines  jeden  Quartals  an  die  Erziehungsdirektion 

einen  Bericht  über  den  Gang  der  Anstalt  und  fügt  alifällige  Wünsche 

und  Anträge  bei. 

§  17.  Der  Vorsteher  geniesst  für  sich  und  seine  Familie  freie  Wohnung 
und  Beköstigung  an  der  gemeinsamen  Tafel  der  Anstalt,  sowie  freie  Beheizung. 
Beleuchtung  und  Wäsche. 

Der  Inspektor  bezieht  eine  Jahresentschädigung  von  Fr.  200. 

n.  Hausordnung. 

§  1.  Die  im  Kantonsschülerhaus  wohnenden  Schüler  haben  den  Anord- 
nungen des  Vorstehers  Folge  zu  leisten.  Übertretungen  der  Disziplinarordnung 
der  Kantonsschule  sollen  dem  Rektorat  zur  Erledigung  überwiesen  werden; 
sonstige  Fehler  der  Schüler  werden  der  Vorsteher  und  seine  Frau  unter  sorg- 
samer Rücksichtnahme  auf  die  Verschiedenaitigkeit  der  Charaktere  durch  freund- 
liches Zureden  oder  ernstliche  Rüge  zu  bekämpfen  suchen. 

§  2.  Die  Zöglinge  bewohnen,  je  nach  Raum  und  Bedürfnis,  einzeln  oder 
mehrere  zusammen  ein  Zimmer.  —  Die  Einzelzimmer  werden  vorzugsweise  den 
vorgerücktem  Schülern  eingeräumt. 

Über  die  Verteilung  der  Zimmer  entscheidet  der  Vorsteher. 

§  3.  Die  Schüler  respektive  deren  Eltern  sind  für  das  in  den  Zimmern 
hefindliche  Mobiliar  haftbar;  auch  haben  sie  für  allfällige  von  ihnen  verschuldete 
Beschädigungen  am  übrigen  Eigentum  der  Anstalt  Schadenersatz  zu  leisten. 

§  4.  Der  Vorsteher  und  der  Inspektor  haben  jederzeit  die  Befugnis,  die 
Zimmer  der  Schüler  zu  besichtigen. 

§  5.  Das  Rauchen  ist  in  den  Schülerzimmem,  im  Speisesaal,  sowie  in  den 
Korridoren  strengstens  untersagt.  (Betreffend  die  Schüler  der  I.  Klasse  des 
Gymnasiums  und  der  Gewerbeschule  vergleiche  §  10  der  Disziplinarordnung  der 
Kantonsschule.) 

§  6.  In  den  Korridoren  der  beiden  obem  Stockwerke,  sowie  in  den  Schüler- 
zimmem sind  alle  Spiele  und  Unterhaltungen  untersagt,  durch  welche  einer 
der  Mitschüler  in  der  Arbeit  gestört  werden  könnte.  Es  sollen  vielmehr  aus- 
schliesslich die  zu  ebener  Erde  gelegenen  Räume  und  der  Garten  zum  Zwecke 
der  Geselligkeit  und  Erholung  benutzt  werden. 

§  7.  Der  Vorsteher  und  seine  Frau  werden  das  Familienleben  und  die 
Geselligkeit  im  Hause,  geistige  und  gemütliche  Anregung  aller  Art,  dann  aber 
auch  gesellige  Spiele  in  Haus  und  Garten  nach  Kräften  fördern  und  unter- 
stützen, um  so  die  Schüler  zu  veranlassen,  ihre  Erholung  vorzugsweise  in  der 
Anstalt  selber  zu  suchen. 

§  8.  Das  Frühstück  wird  im  Sommer  um  ^(27  Uhr,  im  Winter  um  '(28  Uhr, 
das  Mittagessen  um  ^i2l  Uhr,  das  Nachtessen  um  7*i4  Uhr  und  das  Abendbrot 
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nnter  Berücksichtigung  des  Stundenplanes  der  Schüler  eingenommen.  Mnss  ein 
Schüler  eine  der  Hauptmahlzeiten  versäumen,  so  hat  er  dem  Vorsteher  im 
voraus  davon  Mitteilung  zu  machen. 

§  9.  Um  10  Uhr  nachts  sollen  die  Lichter  gelöscht  werden;  sofern  ein 
Schüler,  im  Einverständnis  mit  dem  Vorsteher,  länger  zu  arbeiten  wünscht,  so 
ist  derselbe  verpflichtet,  jegliche  St<$rung  der  Ruhe  im  Hause  aufs  sorgföltigste 
zu  vermeiden. 

§  10.  Um  10^4  Uhr  wird  die  Hanstüre  geschlossen,  ein  längeres  Ausbleiben 
kann  nur  bei  besondem  Veranlassungen  vom  Vorsteher  gestattet  werden. 

§  11.  An  Sonn-  und  Feiertagen  ist  den  Schülern  Gelegenheit  geboten,-  den 
Gottesdienst  zu  besuchen. 

§  12.  Für  ihre  persönlichen  Bedürfnisse  an  Kleidern,  Leibwäsche  und  Be- 
leuchtung haben  die  Schüler  selbst  zu  sorgen;  sie  haben  auch  ihre  Kleider  mit 
Ausnahme  der  Schuhe  selbst  zu  reinigen. 

Jeder  Eintretende  hat  folgende  Gegenstände  mitzubringen: 

a.  Wenigstens  eine  sonntägliche  und  eine  werktägliche  Kleidung. 

h.  Sechs  gute  Tage-  und  sechs  Nachthemden. 

c.  Sechs  Paar  gute  Strtlmpfe. 

d.  Wenigstens  zehn  Taschentücher  und  sechs  Waschtücher. 

e.  Zwei  Paar  gute  Schuhe  oder  Stiefel. 

/.  Ein  Paar  leichte  Pantoffeln  (siehe  §  9). 

g.  Kämme,  Haarbürste,  Zahnbürste,  Kleiderbürste. 

h'  Eine  Lampe. 

Aar  an,  den  24.  März  1891. 

Namens  des  Erziehungsrates, 

Der  Präsident:  Dr.  Fahrländer. 
Der  Sekretär:  N.  Stäuble. 

Der  Eegierungsrat  des  Kantons  Aargau 

erteilt  dem  Reglement  und  der  Hansordnung  für  das  aargauische  Kantons- 
schülerhans seine  Genehmigung. 

Aar  au,  den  13.  April  1891. 

Im  Namen  des  Regierungsrates, 

Der  Landammann:  Dr.  Fahrländer. 
Der  Staatsschreiber:  Dr.  A.  Zschokke. 


35.  6.  Beschluss  des  Erziehungsrates  betreffend  Ergänzung  der  Instruktion  für  die 
Rektoratskommission  der  Kantonsschule  In  St.  Gallen.  (Vom  Erziehungsrate  er- 
lassen den  5.  Februar  1891.) 

In  der  Absicht,  die  Geschäfte  der  einzelnen  Mitglieder  der  Rektoratskom- 
mission genauer,  als  es  bisher  der  Fall  war,  von  einander  auszuscheiden,  nnd 
in  Revision  der  Instruktion  vom  8.  Juli  1884, 

wird  beschlossen: 

§  1.  Der  Rektor  steht  an  der  Spitze  der  ganzen  Anstalt  und  vertritt  die- 
selbe im  Verkehr  nach  aussen.  Er  wacht  über  genauen  Vollzug  aller  Anord- 
nungen der  Behörde,  deren  Organ  er  ist,  der  Rektoratskommission  und  des 
Lehrerkonvents ;  insbesondere  über  strenge  Handhabung  der  Schulordnung,  sowie 
des  Stundenplans  von  seite  der  Lehrer.  Er  sorgt  für  Abhaltung  der  Prüfungen, 
Ausfertigung  der  Zeugnisse  und  provisorische  Aushülfe  bei  Verhinderungsfällen 
von  Lehrern,  über  welche  er  ein  genaues  Verzeichnis  führt.  Er  führt  neu  ein- 
tretende Lehrer  in  die  Klassen  ein.  Er  nimmt  die  Meldungen  und  Austritts- 
erklämngen  der  Schüler  entgegen.  Er  eröffnet  den  Schulkurs  bei  Versammlung 
sämtlicher  Schüler  und  Lehrer  durch  eine  passende  Ansprache.  Er  sorgt  für 
die  Aufbewahrung  und  Wiederabgabe  der  ihm  abgegebenen  Answeisschriften. 

§  2.  Der  Rektor  ist  der  Vorsteher  sowohl  der  Rektoratskommission,  als 
des  Lehrerkonvents.    Er  hat  das  Recht,  die  Lehrstunden  aller  seiner  Kollegen 
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zn  besuchen,  um  sich  Einsicht  in  den  Gang  ihres  Unterrichtes  zu.  verschaifen. 
£r  erteilt  den  Lehrern  Urlaub  bis  anf  einen  Tag,  den  Schülern  bis  auf  drei  Ta^e. 
Wünscht  der  Bektor  selbst  Urlaub,  so  hat  er  fiir  denselben  beim  Vorstande  des 
Eiziehnngsdepartementes  einzukommen.  Bei  unentschuldigten  Schulversäum- 
nissen  und  leichtem  Disziplinarf&llen  handelt  er  allein  und  schwerere  Disziplinar- 
fäUe  bringt  er,  nachdem  der  nötige  Untersuch  von  ihm  geführt  worden  ist,  an 
die  Rektoratskommission.  Er  führt  über  aUe  in  der  Anstalt  verhängten  Strafen 
ein  genaues  Verzeichnis.  Er  ordnet  bei  gegebenem  Anlass  die  Versammlung 
mehrerer  oder  aller  Klassen  an  und  macht  denselben  die  von  der  Schulbehörde 
oder  Rektoratskommission  gewünschten  Mitteilungen.  Er  sorgt  für  die  Austei- 
lung der  Programme  und  Disziplinarordnung  an  die  Schüler  und  Lehrer.  Er 
gibt  jedes  Trimester  und  sonst,  so  oft  es  fi&  nötig  erachtet  wird,  der  Studien- 
kommission einen  zuvor  der  Rektoratskommission  mitgeteilten  Bericht  über  den 
Zustand  der  Anstalt  in  Hinsicht  auf  Lehrer  und  Schüler.  Die  Wünsche  ein- 
zelner Lehrer  leitet  er,  nach  Kenntnisnahme  derselben  durch  die  Rektorats- 
kommission, an  die  Behörde.  Er  sorgt  dafür,  dass  alljährlich  im  Januar  das 
Sehulprogramm  für  den  nächsten  Kurs  durch  den  Lehrerkonvent  vorberaten  und 
dann  dem  Erziehungsdepartement  eingereicht  werde. 

§  3.  Unter  der  Aufsicht  des  Rektors  und  zu  seiner  Verfügung  steht  zu- 
nächst der  Pedell.  Der  Rektor  gibt  ihm,  namentlich  morgens  8  Uhr  und  nach- 
mittags 2  Uhr,  die  die  Schule  betreffenden  Weisungen  und  Aufträge.  Er  hält 
täglich  eine  für  Lehrer,  Schüler  und  andere  mit  der  Schule  in  Beziehung  stehende 
Personen  passende  Audienzzeit  Er  gibt  nach  Übereinkunft  mit  der  Theater- 
direktion die  Marken  für  Besuch  des  Theaters  an  die  Schüler  ab  und  führt 
darüber  ein  Verzeichnis.  Er  sorgt  «für  die  Anordnungen  und  Einladungen  zum 
Konzert,  zur  Abendunterhaltung,  Schlussfeier  und  andern  Feierlichkeiten  der 
Kantonsschnle,  sowie  für  die  Aufrechthaltung  der  Disziplin  bei  diesen  Anlässen. 
Er  versammelt  die  Rektoratskommission  in  der  Regel  wöchentlich  einmal  und 
zwar  zu  einer  ausserhalb  der  gewöhnlichen  Schulstunden  liegenden  Zeit.  In 
▼ichtigem  Fällen  hat  jedes  Mitglied  der  Rektoratskommission  das  Recht,  eine 
Sitzung  zu  verlangen.  Der  Rektor  verwaltet  die  sogenannte  Reisekasse  der 
SchtUer  und  legt  al^ährlich  der  Rektoratskommission  zu  banden  des  Erziehungs- 
departementes  Rechnung  ab. 

§  4.  Der  Rektor  ist  bei  vollem  Jahresgehalt  nur  zu  20  wöchentlichen 
Unterrichtsstunden  verpflichtet. 

§  5.  Der  Konrektor  ist  der  Stellvertreter  des  Rektors  und  hat  besonders 
folgende  Geschäfte  zu  besorgen: 

Er  arbeitet  jeweilen  die  Stundenpläne  und  die  Programme  für  die  im  Kan- 
tonsschulgebäude vorzunehmenden  Piüfnngen  aus.  Er  beaufsichtigt  die  nötige 
Heizung,  Reinigung  und  Lüftung  der  Schullokale,  den  Unterhalt  der  Mobilien 
und  berichtet  über  nötige  Verbesserungen  und  den  Unterhalt  des  Gebäudes  an 
das  Erziehungsdepartement.  Er  visirt  die  bezüglichen  Rechnungen  und  führt 
über  die  Ausgaben  für  das  Heizen  und  Reinigen  monatlieh  abzulegende  Rech- 
nung. Er  nimmt  beim  Schulanfang  die  Personalien  aller  Schüler  auf,  besorgt 
davon  zwei  geschriebene  Verzeichnisse,  sowie  die  Drucklegung  derselben  und 
die  Veränderungen,  welche  sich  während  des  Schuljahres  ergeben.  Er  fertigt 
am  Schlüsse  des  Schuljahres  die  nötigen  statistischen  Tabellen  au.  Er  ordnet 
den  Einzug  der  Schulgelder  und  Beiträge,  sowie  der  Bussen  und  von  Vereinen  etc. 
zu  erhebenden  Entschädigungen  für  Gaskonsum  und  Bedienung  an.  Er  be- 
sorgt das  Verzeichnis  und  die  Auszahlung  der  vom  Staate  an  die  Schüler 
gewährten  Rückvergütungen  der  Spitalgebühren.  Er  kontrolirt  die  Sammlungen 
und  Bibliotheken  der  Fachlehrer,  sowie  die  Kantonsschulbibliothek,  führt  das 
Generalinventar  über  das  Mobiliar  und  sorgt  für  die  Versicherung  desselben 
gegen  Feuerschaden.  Er  stellt  die  Absenzen  der  Schüler  in  Tabellen  zusammen 
und  übermittelt  dem  Rektor  ein  Verzeichnis  der  nicht  entschuldigten  zum  w^eitem 
Untersuch  und  Bestrafung.  Er  fertigt  jedes  Trimester  ein  Verzeichnis  der  Mittel- 
noten in  Fleiss  und  Fortschritt  aller  Schüler.  Er  führt  ein  Verzeichnis  über 
die  Dispensationen  der  Schüler  von  einzelnen  Fächern. 
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§  6.  Der  Aktnar  besorgt  die  Protokolle  der  Sitzungen  der  Rektoratskom- 
mission, die  Ansfertignng  nnd  Kopiatnr  der  Schriftstücke  nnd  die  Redaktion 
des  Schulprogrammes. 

§  7.  Die  Rektoratskommission  steht  dem  Rektor  in  der  Leitung  und  Über- 
wachung der  ganzen  Anstalt  zur  Seite  und  unterstützt  ihn  nach  Exäften.  Sie 
behandelt  die  wichtigem  Disziplinarfälle  und  erledigt  solche  von  sich  ans  oder 
leitet  sie  mit  Gutachten  an  die  Studienkommission.  Sie  hat  die  Kompetenz, 
fehlbare  Schüler  mit  Arrest  bis  auf  vier  Stunden  zu  bestrafen.  Sie  bringt  An- 
träge für  strengere  Bestrafung  oder  Ausschluss  von  Schülern  an  die  Stodien- 
kommission.  Wenn  sich  Anstände  zwischen  einzelnen  Lehrern,  zwischen  Lehrern 
und  Eltern,  Lehrern  und  Schülern  oder  Schülern  und  Kostgeber  erheben,  so 
tritt  der  Rektor  oder  nach  Umständen  die  Rektoratskommission  in  erster  Linie 
als  vermittelnd  ein  und  leitet  in  zweiter  Linie  die  Anstände  an  die  Stndien- 
kommission.  Sie  genehmigt  die  vom  Konrektor  ausgearbeiteten  Stundenpläne 
und  bringt  die  von  demselben  entworfenen  Prüfungspläne  zur  Genehmignng  an 
die  Studienkommission. 

Vorstehende  Bestimmungen  haben  zunächst  einen  provisorischen  Charakter 
und  sollen  anlässlich  einer  Revision  der  Kantonsschulordnung  derselben  ein- 
verleibt werden. 

St.  Gallen,  den  5.  Februar  1891. 

Im  Namen  des  Erziehungsrates. 

Der  Präsident :  Dr.  F.  Curti. 
Der  Aktuar:  Dütschler. 


Genehmigt  vom  Regierungsrat. 
St.  Gallen,  den  16.  Februar  1891. 


Namens  des  Regierungsrates, 
Der  Staatsschreiber:   Müller. 


86.  7.  Regulativ  betreffend  die  Erteilung  von  Stipendien  gemäss  Art.  10,  zweHsr 
Satz,  der  Verfassung  des  Kantons  St.  Gallen  vom  16.  November  1890  0*  (Yom 
5.  Februar  1891.)    (Vom  Regierungsrat  genehmigt  den  16.  Februar  1891.) 

Art.  1.  Der  Staat  unterstützt  die  höhere  Ausbildung  talentvoller,  aber  nn- 
bemittelter  Schüler  auf  Fach-  und  Hochschulen  durch  Stipendien. 

Art.  2.  Tüchtige,  aber  unbemittelte  Kantonsangehörige,  welche  durch  Fleiss 
und  besondere  Begabung  sich  auszeichnen,  können  für  die  durchschnittliche 
Dauer  der  Studienzeit  mit  jährlichen  Stipendien  von  Fr.  100 — 500  unterstützt 
werden. 

Art.  3.  Die  Bewerbung  um  ein  Stipendium  hat'  innerhalb  der  jeweilen 
durch  öffentliche  Bekanntmachung  festgesetzten  Frist  bei  dem  Erziehimgs- 
departement  zu  geschehen,  und  zwar  durch  Einreichnng  eines  schriftlichen  Ge- 
suches unter  Beilegung  eines  Studienzeugnisses,  sowie  eines  Ausweises  über 
die  ökonomischen  Verhältnisse,  für  welch  letztem  die  Formulare  bei  der  Er- 
ziehungskanzlei zu  beziehen  sind.  In  der  Anmeldung  sollen  auch  allfallige 
anderweitige  Unterstützungen  unter  Angabe  des  Betrages  zur  Kenntnis  ge- 
bracht werden. 

Art.  4.  Der  Erziehungsrat  ist  verpflichtet,  die  Bewerber  um  ein  Stipendium 
einer  besondern  Prüfung  zu  unterstellen,  welche  sich  über  die  wesentlichen 
Fächer  der  bisherigen  Ausbildung  erstreckt.  Die  Prüfung  kann  je  nach  Vor- 
schrift der  Prüfungsbehörde  eine  mündliche  oder  nur  eine  schriftliche,  oder  aber 
mündlich  und  schriftlich  sein. 

Art.  5.  Als  Prüfungsbehörde  fnnktionirt  die  Studienkommission  mit  Zung 
von  den  durch  sie  bezeichneten  Experten.  Die  Experten  haben  bei  der  Frage 
der  Zuerkennung  der  Stipendien  beratende  Stimme. 


M  Jahrbuch  1890.    I.  Beilagre,  pa^.  2—1. 
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Art  6.  Maler,  Bildhaner  nnd  Mnsiker  sollen  zur  Schätzung  ihres  Biidnngs- 
^nges  und  der  notwendigen  Ausweise  für  di«  Erwerbung  eines  Stipendiums 
angehalten  werden,  sich  einer  Beurteilung  durch  eine  der  PrüfungsbehOrde 
genehme  Kommission,  z.  B.  vom  Kunstyerm,  oder  von  Lehrern  zu  unterziehen. 

Art.  7.    Von  der  Prüfling  kann  nur  Umgang  genommen  werden, 

a.  wenn  ein  Schtller  der  st.  gallischen  Kantonsschule  oder  des  kantonalen 
Lehrerseminars  nach  wohlbestandenem  Abgangsexamen  sich  auf  eine  Fach- 
oder Hochschule  begibt; 

b,  wenn  ein  mittelloser  Schfiler,  der  schon  früher  ein  Examen  gemacht  hat 
und  befriedigende  Ausweise  über  seinen  Studiengang  vorweist,  auch  wäh- 
rend den  Ferien  am  Orte  seiner  Ausbildung  zu  bleiben  gezwungen  ist. 

Art  8.  Die  Festsetzung  der  Stipendien  findet  al^ährlich  vor  Ostern  für 
das  folgende  Schuljahr  durch  den  Erziehungsrat  statt 

Art  9.  Die  Stipendien  werden  für  ein  Jahr  erteilt  und  kommen  je  für  ein 
halbes  Jahr  zur  Auszahlung. 

Art.  10.  Die  Stipendiaten  haben  nach  Ablauf  jedes  Semesters  einen  von 
Zeugnissen  begleiteten  eingehenden  Bericht  über  ihren  Stndiengang  dem  Er- 
ziehungsrat zu  übersenden. 

Wäre  der  Ausweis  nicht  befriedigend,  so  kann  der  Erziehungsrat  den  für 
ein  zweites  Semester  schon  zuerkannten  Beitrag  sistiren. 

Art.  11.  Das  Torstehende  Begulativ  tritt  sofort  in  Kraft  und  ist  in  die 
Gesetzessammlung  aufisunehmen. 


St  Gallen,  den  5.  Februar  1891. 


Genehmigt  vom  Begierungsrat. 
St  Gallen,  den  16.  Februar  1891. 


Im  Namen  des  Erziehnngsrates, 

Der  Präsident:  Dr.  F.  Curti. 
Der  Aktuar:  Dütschler. 


Namens  des  Begierungsrates, 
Der  Staatsschreiber:  Müller. 

Anmerkung.  Unter  Hinweis  auf  rorstehendes  Regulativ  werden  die  Bewerber  um 
ein  Stipendium  eingeladen,  ihr  Gesuch  nebst  erforderlich^  Beilagen  dem  Erziehungsdeparte- 
ment  ues  Kantons  St  Gallen  spätestens  bis  14.  Mars  1.  J.  einzureichen. 


S7.  8.  Reoiilativ  für  die  Verwendung  der  Stipendien-  and  Krankenicasse  der  Kantens- 
schule  St.  Gallen.  (Vom  Erziehungsrat  erlassen  den  5.  August  1891.)  (Vom 
Begiemngsrat  genehmigt  den  11.  August  1891.) 

Der  Erziehungsrat  des  Kantons  St.  Gallen, 

In  der  Absicht,  die  Verwendung  der  Stipendien-  und  Krankenkasse  der 
Kantonsschule  St.  Gallen  zweckgemäss  festzustellen, 
In  Revision  des  Regulativs  vom  26.  Februar  1880, 

verordnet  was  folgt: 

Art.  1.  Auf  Stipendien  haben  Anspruch  unvermögliche  Kantonsschüler  von 
guter  BeHUiigung,  ausgezeichnetem  Fleiss  nnd  tadellosem  Verhalten.  Kantons- 
bürgerliche Schüler  fallen  bei  Erteilung  von  Stipendien  zunächst  in  Berück- 
sichtigung. Die  Stipendien  werden  am  Schlüsse  eines  jeden  Trimesters  auf  den 
Vorschlag  des  Lehrerkonvents  von  der  Studienkommission  zuerkannt 

Art.  2.  Der  jährliche  Betrag  eines  Stipendiums  soll  nicht  unter  50  und  vor- 
läufig nicht  über  150  Franken  für  Schüler  unterer  Klassen  und  200  Franken  für 
Schüler  oberer  Klassen,  sofern  sie  bei  den  Eltern  wohnhaft  sind,  bemessen 
werden.  Für  *Schüler  von  auswärts,  die  nicht  bei  ihren  Angehörigen  wohnen 
können,  darf  das  Maximum  das  Doppelte,  also  300  resp.  400  Franken  betragen. 
Schülern,  welche  täglich  die  Eisenbahn  vom  Wohnort  der  Eltern  und  zurück 
benutzen  müssen,  kann  das  Abonnementsbillet  auf  begründetes  Ansuchen  bezahlt 
und  als  Zulage  zum  Stipendium  zugewendet  werden. 
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Art.  3.  Anf  Unterstützung  aus  der  Krankenkaese  haben  Ansprach  nnTer- 
mögliche  Schüler  in  l&ngera  oder  schwerem  Krankheitsföllen.  Die  Unterstützung 
wiiä  jeweilen  anf  Vorschlag  des  Rektorats  yon  der  Stndienkommission  zuerkannt. 
In  genannten  Krankheitsfällen  sind  die  Kantonsschüler  auf  Wunsch  im  Kantons- 
spital als  Pensionäre  aufzunehmen,  gemäss  Übereinkunft  mit  der  Spitalkommission 
vom  30.  Oktober  1884  (vide  Amtl.  Schulblatt  Dezember  1884),  und  den  weniger 
yermöglichen  die  Kosten  aus  der  Krankenkassde  der  Kantonsschule  zu  bezahlen. 

Art.  4.  Kantonsbürgerlichen  Schülern,  die  nicht  bei  ihren  Eltern  wohnen, 
sind  die  SpitcUgebühren  gegen  bezüglichen  Ausweis  aus  der  Krankenkasse  der 
Kantonsschule  zurückzuvergüten. 


St.  Gallen,  den  5.  August  1891. 


Im  Namen  des  Erziehungsrates. 

Der  Präsident:  Dr.  J.  A.  Kaiser. 
Der  Aktuar:  Dütschler. 
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VIL  Hochschulen. 

88.  L    Reglement  betreffend  die  Aufnahme  von  Studirenden  an  die  Hochschule  in 
Zflrich.  (§§  140—141  des  Gesetzes  vom  18.  Mai  1873.)  (Vom  25.  Juli  1891.) 

A.  Maturitätsprüfung. 

§  1.  Alle  Kantonsbürger,  welche  als  Stndirende  an  der  Hochschule  immatri- 
kulirt  zu  werden  wünschen  und  nicht  bereits  im  Besitze  eines  gültigen  Maturitäts- 
zeugnisses sind  (siehe  die  §§  5  und  7),  haben  sich  vor  der  Maturitätsprüfnngs- 
kommission  über  ihre  Reife  auszuweisen. 

§  2.  Die  Maturitätsprüfnngskommission  besteht  aus  drei  Mitgliedern.  Die- 
selbe wird  vom  Erziehungsrate  auf  drei  Jahre  mit  steter  Wiederwählbarkeit 
ihrer  Mitglieder  gewählt. 

§  3.  Die  Kommission  wählt  einen  Aktuar  aus  ihrer  Mitte  und  ist  ermächtigt, 
zur  Vornahme  der  Prüfungen-  die  erforderlichen  Fachmänner  aus  den  Lehrern 
der  Mittelschulen  oder  der  Hochschule  beizuziehen. 

§  4.  Die  Mitglieder  der  Kommission  und  die  beigezogenen  Lehrer  beziehen 
für  jeden  Prüfungstag,  für  die  Leitung  der  schriftlichen  Arbeiten,  sowie  für  die 
Anwesenheit  bei  der  Schlusssitzung,  sofern  die  letztere  nicht  auf  einen  Prüftmgs- 
tag  fällt,  je  ein  Taggeld  von  8  Franken;  die  erstem  erhalten  ausserdem  für 
die  Inspektion  bei  den  mündlichen  Prüfungen  ein  Taggeld,  und  das  Präsidium 
für  die  Besorgung  der  Präsidialgeschäfte  zwei  Taggelder. 

§  5.  Für  diejenigen  Aspiranten,  welche  mit  einem  Entlassungszeugnisse 
von  den  Gymnasien  Zürich  oder  Winterthur  an  die  Hochschule  übergehen, 
gelten  folgende  Bestimmungen: 

a.  Denjenigen,  welche  als  reif  für  die  Hochschule  entlassen  werden,  wird 
die  Prüfung  ohne  weiteres  erlassen. 

b.  Diejenigen,  welche  als  unreif  für  die  Hochschule  bezeichnet  werden,  sich 
aber  dennoch  zum  Übertritte  in  dieselbe  melden,  sind  von  der  Kommission 
der  vollständigen  Prtlfung  zu  unterwerfen,  die  aber  erst  nach  Ablaof 
eines  Jahres  stattfinden  darf. 

§  6.  Wer  ein  bis  zur  Universität  führendes  Gymnasium  vor  dessen  Ab- 
schluss  verlassen  hat,  wird  erst  nach  Ablauf  desjenigen  Zeitraumes  zur  Prü- 
fung zugelassen,  wTelcher  noch  zur  Vollendung  seiner  Gymnasialstndien  erfor- 
derlich gewesen  wäre.  Aspiranten,  welche  von  einer  öffentlichen  Schule  relegirt 
worden  sind,  können  nicht  früher  als  nach  Verfluss  eines  Jahres  zur  Prüfung 
zugelassen  werden. 

Wenn  es  sich  heransstellt,  dass  ein  Kandidat  in  seinem  Lebensabriss  an- 
richtige oder  zum  Zwecke  der  Täuschung  unvollständige  Angaben  gemacht  hat, 
so  kann  ihm  ein  bereits  erteiltes  Maturitätszeugnis  wieder  entzogen  werden. 
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§  7.  Diejenigen  Aspiranten,  welche  entweder  mit  einem  Reifezeugnis  der 
Industrieschulen  von  Zürich  oder  Winterthnr  für  das  Polytechnikum  oder  mit 
einem  befriedigenden  Entlassungszeugnis  von  der  obersten  Klasse  des  zürcheri- 
schen Lehrerseminars  oder  einer  andern  schweizerischen  Schule  von  gleicher 
HChe  in  die  Hochschule  eintreten,  können  nur  an  der  philosophischen  Fakultät 
unmatrikulirt  werden. 

Wollen  solche  Studirende  spftter  in  eine  andere  Fakultät  übergehen,  so 
haben  sie  sich  in  den  hiefür  nötigen  Fächern  nachträglich  noch  einer  Prüfung 
zu  unterwerfen. 

§  8.  Hat  der  Aspirant  eine  Anstalt  der  Schweiz  oder  des  Auslandes  be- 
sucht, welche  oben  nicht  ausdrücklich  aufführt  ist,  so  prüft  die  Kommission 
die  Qualifikation  derselben  und  entscheidet,  in  welchen  Fächern  die  Prüfung 
abzunehmen  seL 

§  9.  Vier  Wochen  vor  dem  gesetzlichen  Anfange  des  akademischen  Se- 
mesters macht  der  Präsident  der  Kommission  in  den  öffentlichen  Blättern  den 
Termin  bekannt,  bis  zu  welchem  die  schriftliche  Anmeldung  zur  PrÜfttng  er- 
folgen soll. 

§  10.  In  der  schriftlichen  Anmeldung  hat  der  Aspirant  ausdrücklich  zu 
erklären,  in  welchen  Fächern  von  denjenigen,  zwischen  welchen  er  die  Wahl 
hat,  er  geprüft  sein  will. 

Der  Anmeldung  sind  beizulegen: 

a.  Ein  in  deutscher  oder  französischer  Sprache  abgefasster  Lebensabriss ; 
h.  ein  von  einer  Behörde  in  der  letzten  Zeit  ausgestelltes  genügendes  Sitten- 
zeugnis ; 
c.  die  Bescheinigung  der  Kasse  der  Hochschule,  dass  der  Aspirant  die  ver- 
langten Gebühren  von  Fr.  10  für  Kantonsbürger,  Fr.  20  für  Kantons- 
fremde, entrichtet  habe. 
Nähere  Ausweise  über  die  erhaltene  Vorbildung,  sei  es  von  öffentlichen 
Schulanstalten  oder  von  Privatlehrem,  sind  erwünscht. 

§  11.  Die  Prüfung  ist  teils  schriftlich,  teils  mündlich,  und  soll  je  vor  dem 
gesetzlichen  Anfange  des  akademischen  Semesters  beendigt  sein. 

Solchen,  die  zu  einer  andern  als  der  gewöhnlichen  Zeit  die  Prüfung  zu 
machen  wünschen,  kann  dieselbe,  wenn  triftige  Gründe  vorliegen,  von  der  Kom- 
mission bewilligt  werden,  jedoch  auf  ihre  eigenen  Kosten. 

§  12.    Die  schriftliche  Prüfung  besteht: 

1.  In  einem  deutschen  Aufsatze,  dessen  Stoff  Gele^fenheit  gibt,  neben 
stilistischer  Korrektheit  auch  Übung  und  Gewandtheit  im  Denken  zu  be- 
weisen. Es  sind  für  denselben  den  Kandidaten  von  dem  Examinator 
einige  verschiedenartige  Themata  zur  Auswahl  vorzulegen; 

2.  in  einer  lateinischen  Arbeit,  besteheiid  in  der  Übersetzung  eines  deutschen 
Textes  ins  Lateinische; 

3.  in  einer  griechischen  Arbeit,  bestehend  in  der  deutschen  Übersetzung 
eines  diktirten  griechischen  Textes,  bei  welchen  beiden  Arbeiten  der 
Examinand  zu  zeigen  hat,  dass  er  mit  den  gebräuchlichen  Formen  ver- 
traut und  in  Kenntnis  und  Anwendung  der  gewöhnlichen  Syntax  sicher  ist; 

4.  in  einer  französischen  Arbeit,  bestehend  in  der  Übersetzung  eines  deut* 
sehen  Textes  ins  Französische; 

5.  für  künftige  Theologen  im  Nachschreiben  und  Übersetzen  eines  hebräi- 
schen Textes,  wobei  sie  zu  beweisen  haben,  dass  sie  mit  den  gewöhn- 
lichen Formen  bekannt  sind. 

Wenn  die  Muttersprache  des  Kandidaten  nicht  das  Deutsche  ist,  so  kann 
ihm  gestattet  werden,  den  Anflsatz  in  französischer  Sprache  abzufassen.  In 
diesem  Falle  besteht  die  unter  4  aufgeführte  Arbeit  in  der  Übersetzung  eines 
i^nzösischen  Textes  ins  Deutsche. 

Es  ist  den  Kandidaten  freigestellt,  die  Prüfung  im  Griechischen  abzulehnen 
und  dafßr  entweder  Englisch  oder  Italienisch  zu  wählen.  Die  schriftliche  Ar- 
beit besteht  alsdann  in  einer  Übersetzung  aus  dem  Deutschen  in  die  Fremd- 
sprache. —  Solche  Examinanden  können  jedoch  nicht  als  Theologen  immatri- 
kidirt  werden. 
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§  13.  Die  schriftlichen  Prüfungsarbeiten  werden  imt^r  Aufsicht  and  unter 
beständiger  Anwesenheit  des  Examinators,  welcher  in  dem  betreffenden  Fadie 
prüft,  angefertigt. 

§  14.  Die  schriftlichen  Prüftingsarbeiten  werden  von  denjenigen,  welche 
sie  aufgegeben  haben,  geprüft  und  mit  der  Zensumote  versehen  dem  Prftsidentoi 
der  Kommission  zugeschickt. 

Werden  sie  von  der  Kommission  genügend  befunden,  so  erfolgt  die  mflnd- 
liehe  Prüfung. 

§  15.    In  der  mündlichen  Prüfung  wird  verlangt: 
I.Kenntnis  der  Haupterscheinungen  der  deutschen  Literatur; 

2.  Übersetzung  eines  Abschnittes  aus  Cicero,  Livius  oder  Virgil,  ohne  Vor- 
bereitung; 

3.  Übersetzung  eines  Abschnittes  aus  Xenophon,  Herodot  oder  Homer,  ohne 
Vorbereitung; 

4.  Übersetzung  eines  Abschnittes  aus  einem  französischen  Schriftsteller  der 
Neuzeit; 

5.  von  den  künftigen  Theologen  Übersetzung  eines  leichtem  hebräischen 
Textes; 

6.  von  deig^nigen  Kandidaten,  welche  statt  Griechisch  Englisch  oder  Ita- 
lienisch gewählt  haben,  Übersetzung  eines  Abschnittes  aus  einem  leichtem 
Schriftsteller  der  von  ihnen  gewählten  Sprache; 

T.Kenntnis  der  Geographie  und  der  wichtigsten  Begebenheiten  ans  der 
alten,  mittlem  und  neuem  Geschichte; 

8. in  der  Mathematik:  a.  Algebra:  Gleichungen  des  ersten  und  zweiten 
Grades  mit  einer  und  zwei  Unbekannten,  Logarithmen,  arithmetische  und 
geometrisiihe  Progressionen  mit  Zinseszins-  und  Rentenrechnungen,  bino- 
mischer Lehrsatz  mit  ganzen  Exponenten,  b.  Geometrie:  Planimetrie, 
Stereometrie,  ebene  Trigonometrie,  analytische  Geometrie  der  Ebene; 

9.  in  der  Physik:  allgemeine  Eigenschaften  der  Körper,  Mechanik  der  festen, 
flüssigen  und  luftfSrmigen  Körper,  Hauptgesetze  von  Schall,  Licht,  Wärme, 
Elektrizität  und  Magnetismus; 
10.  in  der  Chemie:  wichtigste  chemische  Elemente  und  wichtigste  Verbin- 
dungen; 
11. in  der  Naturgeschichte:  Haupttypen  des  Tierreichs  und  allgemeine 
Kenntnis  des  menschlichen  Körpers,  Organe  der  höhern  Pflanzen  und  Ver- 
richtungen derselben,  die  wichtigsten  Pflanzenfamilien  des  natürlichen 
Systems,  die  wichtigsten  geologischen  Erscheinungen. 

§  16.  Nach  der  Prüfung  tritt  die  Kommission  mit  den  übrigen  Examina- 
toren zusammen,  um  das  Ergebnis  festzustellen. 

Die  Abstufung  der  Zensuren,  welche  von  den  einzelnen  Examinatoren  er- 
teilt werden,  ist  folgende: 

6  =  sehr  gut,  5  =  gut,  4  =  ziemlich  gut,  3  =  mittelmässig,  2  =  schwach, 

1  =  s^  schwach. 

Der  Kandidat  wird  für  unreif  erklärt,  wenn  der  Durchschnitt  aller  Zensoren 
unter  3,5  ist;  dasselbe  geschieht,  wenn  unter  den  Zensuren  eine  solche  unter 

2  oder  zwei  Zensuren  unter  3  sich  finden. 

§  17.  Wer  für  unreif  erklärt  wird,  kann  erst  nach  Verfluss  eines  Semesters 
sich  wieder  zur  Prüfung  melden,  wobei  er  die  gleichen  Gebühren  wie  das  erste 
Mal  zu  bezahlen  hat. 

§  18.  Nach  zweimaliger  Abweisung  ist  die  Zulassung  zu  einer  weitem 
Prüfung  unstatthaft. 

§  19.  Die  Zeugnisse,  welche  den  für  reif  Erklärten  erteilt  werden,  sind 
von  allen  drei  Mitgfledem  der  Kommission  zu  unterzeichnen. 

B.  Zulassungsprüfung. 

§  20.  Nichtkantonsbürger,  welche,  ohne  ein  gültiges  Maturität-szeugnis  zn 
besitzen,  an  der  Hochschule  immatrikulirt  zu  werden  wünschen,  haben  dem 
Eektor  zu  Händen  der  Hochschnlkommission  einzureichen: 
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1.  Einen  amtlichen  Answeis  über  das  anrfickgelegte  achtzehnte  Alter^ahr; 

2.  ein  genügendes  Sittenzengnis; 

3.  Ausweise  über  den  Besitz  von  Kenntnissen,  welche  den  in  den  nach- 
stehenden Prfifungsbestimmungen  geforderten  Leistungen  entsprechen, 
und  zwar  durch  Zeugnisse  in-  oder  ausländischer  höherer  Bildungs- 
anstalten. 

§  21.  Die  Hochschulkommission  entscheidet,  auf  Gutachten  des  Rektors, 
Aber  die  Hinlänglichkeit  der  vorgelegen  Ausweise;  findet  sie  dieselben  nicht 
genügend,  so  hat  der  Bewerber  um  die  Immatrikulation  sich  einer  Zulassungs- 
prüfimg  nach  §  22  gegenwärtiger  Verordnung  zu  unterziehen. 

Gegen  den  Entscheid  der  Hochschulkommission  kann  indessen  an  den  Er- 
ziehungsrat rekurrirt  werden  (§  141,  Lemma  3,  des  Gesetzes  vom  18.  Mai  1873). 

§  22.  Die  Zulassungsprüfung  zerfällt  in  einen  schriftlichen  und  einen 
mündlichen  Teil.    Die  schriftliche  Prüfung  besteht: 

a. In  einem  deutschen  Aufsatz; 

6.  entweder  in  der  Übersetzung  aus  einem  leichtem  lateinischen  Schrift- 
steller ins  Deutsche,  oder  in  einer  Übersetzung  aus  dem  Deutschen  ins 
Französische  und  einer  Übersetzung  aus  dem  Deutschen  in  eine  zweite 
moderne  Sprache. 

Die  mündliche  Prüfung  erstreckt  sich  auf  folgende  Fächer: 

a,  Deutsche  Sprache.  Die  Kandidaten  haben  sich  darüber  auszuweisen, 
dass  sie  des  Deutschen  genügend  mächtig  sind,  um  einen  Schriftsteller 
zu  verstehen  und  einem  mündlichen  Vortrag  folgen  zu. können; 

6. entweder  lateinische  Sprache:  Übersetzung  aus  einem  leichtem  lateini- 
schen Prosaiker  ins  Deutsche, 

oder  französische  und  eine  zweite  moderne  Fremdsprache :  Übersetzung 
aus  leichten  Schriftstellern  ins  Deutsche; 

c.  Mathematik  und  Physik:  Die  algebraischen  Operationen  bis  und  mit  den 
Logarithmen.  Gleichungen  des  ersten  Grades  mit  mehreren  Unbekannten 
und  des  zweiten  Grades  mit  einer  Unbekannten.  Planimetrie,  Stereo- 
metrie, ebene  Trigonometrie. 

Kenntnis  der  Hauptgesetze  der  Mechanik,  Wärme,  Optik  und  Elektri- 
zität ; 

<2. Naturgeschichte  und  Chemie:  Haupttypen  des  Tierreichs,  Organe  der 
hohem  Pflanzen,  die  wichtigsten  Pflanzenfamilien  des  natürlichen  Systems. 
Wichtigste  chemische  Elemente  und  wichtigste  Verbindungen. 

§  23.  Die  Zulassungsprüfung  wird  von  der  für  die  Maturitätsprüfung  be- 
stellten Kommission  abgenommen,  und  es  finden  auf  dieselbe  auch  die  gleichen 
allgemeinen  Bestimmungen  Anwendung  wie  für  die  Maturitätsprüfung. 

§  24.    Die  Prüfungskosten  sind  von  den  Kandidaten  zu  decken. 

§  25.  Durch  gegenwärtiges  Reglement  werden  folgende  frühere  Erlasse 
aufgehoben : 

Verordnung  betreffend  die  Aufnahme  von  Stndirenden   an  der  Hoch- 
schule vom  23.  August  1873; 

Reglement  betreffend  die  Aufnahme  von  Stndirenden   an  die  Hoch- 
schule vom  1.  September  1883. 

Die  Übergangsbestimmungen  bleiben  besonderer  Beschlussfassung  der 
Maturitätsprüfungskommission  vorbehalten. 

Zürich,  den  8.  Juli  1891. 

Namens  des  Erziehungsrates, 

Der  Direktor  des  Erziehungswesens:  Dr.  J.  Stössel. 
Der  Direktionssekretär:  C.  Grob. 

Vorstehender  Verordnung  wird  die  Genehmigung  erteilt. 

Zürich,  den  25.  Juli  1891. 

Vor  dem  Regierungsrate, 

Der  Staatsschreiber:  Stüssi. 
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89.  2.  Promotionsordnung  der  staattwissenschafilicheii  Fakultät  der  HechttMe 
Zürich.    (Vom  26.  November  1891.) 

§  1.  Wer  den  Grad  eines  Doctor  jnris  ntrinsqne  oder  eines  Doctor  juris 
pnblici  et  remm  cameralinm  erwerben  will,  hat  seine  Absicht  dem  Dekan  schrift- 
lich anzuzeigen  und  ein  mit  Zeugnissen  belegtes  Corricnlnm  vitm,  sowie  eise 
von  ihm  selbst  verfasste  Dissertation  fiber  einen  Gegenstand  ans  dem  Gebiete 
der  fOr  das  mttndliche  Examen  vorgeschriebenen  Disziplinen  beizulegen. 

§  2.  Ist  der  Dekan  gegen  die  Znlassnng  oder  erklärt  sich  bei  der  Ziikn- 
lation  des  Gesuchs  ein  Fakultfttsmitglied  ausdrücklich  dagegen,  so  entscheidet 
die  Fakultät  in  sofort  zu  berufender  Sitzung. 

§  3.  Die  Entscheidung  erfolgt  in  dieser,  wie  in  allen  auf  die  Promotion 
bezüglichen  Abstimmungen  durch  einfache  Stimmenmehrheit ;  bei  gleich  geteilten 
Stimmen  gibt  die  Stimme  des  Dekans  den  Ausschlag. 

§  4  Die  Dissertation  wird  vom  Dekan  zuerst  dem  Vertreter  der  betreffenden 
Disziplin  zur  Antragstellung  und  hierauf  den  Übrigen  Professoren  zur  Piäfhng 
zugeschickt. 

§  5.  Erscheint  sie  als  befriedigend,  so  wird  der  Kandidat  zu  den  Klausur- 
arbeiten, und  wenn  auch  diese  bei  ihrer  Zirkulation  für  befriedigend  erklirt 
werden,  zur  mündlichen  Prüfung  zugelassen. 

§  6.  Der  candidatus  juris  utriusque  erhält  eine  Frage  aus  dem  römischen, 
eine  aus  dem  deutschen  oder  schweizerischen  Privatrecht  und  eine  aus  dem 
Straf-  oder  Prozessrecht,  der  candid.  juris  public!  et  rerum  cameralinm  je  eine 
Frage  aus  dem  Gebiete  der  politischen  Ökonomie  und  des  Staatsrechts  inr 
schnfÜichen  Beantwortung  in  der  Klausur. 

§  7.  Die  Klausurarbeiten  sind  unter  Aufsicht  der  betreffenden  Examina- 
toren je  längstens  in  einem  Tage  anzufertigen,  und  der  Examinator  hat  die 
Httlfsmittel,  deren  Benutzung  er  gestattet,  bei  der  Frage  anzumerken. 

§  8.  Die  mündliche  Prüfung  des  candidatus  juris  utriusque  erstreckt  sich 
auf  folgende  Fächer: 

a.  römisches  Recht ;  b.  deutsches  oder  schweizerisches  Privatrecht,  e.  Kirchen- 
oder Völkerrecht;  d.  Staatsrecht;  e.  Handels-  und  Wechselrecht;  /.  Strafrecht; 
g.  Straf-  und  Zivilprozess ;  h,  Elemente  der  Nationalökonomie. 

Hiebei  soll  gegenüber  schweizerischen  Kandidaten  auf  Kenntnis  des  gel- 
tenden schweizerischen  Rechts  Gewicht  gelegt  werden. 

§  9.  Die  mündliche  Prüfung  des  candidatus  juris  publici  et  rerum  cameralinm 
erstreckt  sich  auf  folgende  Fächer: 

a.  Allgemeine  Rechtslehre  oder  Institutionen  des  römischen  Rechts ;  b.  Staats- 
recht und  Völkerrecht;  c.  theoretische  Nationalökonomie  (auch  Geschichte  der 
Nationalökonomie) ;  d,  praktische  Nationalökonomie  (auch  Sozialpolitik) ;  e.  Finanz- 
wissenschaft;  /.  Verwaltungslehre;  g.  Eisenbahn-  und  Assekuranzrecht. 

§  10.  Die  Fakultät  kann  nach  den  besondern  Umständen  eine  Dissertation 
als  genügend  erklären  für  die  Bewerbung  um  beide  Doktorgrade,  den  juristischen 
und  den  kameralistischen. 

§  11.  Zur  Gültigkeit  der  mündlichen  Prüfung  ist  die  Anwesenseit  von  mehr 
als  der  Hälfte  der  Professoren  notwendig.  Nach  der  Prüfung  findet  die  Be- 
ratung und  Abstimmung  über  die  Befähigung  des  Kandidaten  statt,  deren  Re- 
sultat der  Dekan  dem  Kandidaten  sofort  eröffnet. 

Auch  die  nicht  prüfenden  Professoren  können  den  Kandidaten  befragen, 
immerhin  nur  aus  dem  Bereich  der  Prüfungsfächer. 

§  12.    Es  werden  für  die  beföhigt  Erklärten  folgende  Zensuren  festgestellt: 
I.  Summa  cum  laude,  oder  als  geringerer  Grad:  magna  cum  laude; 
n.  cum  laude, 
III.  rite. 

§  13.  Im  Abweisungsfalle  kann  die  Fakultät  dem  Kandidaten  eine  Frist 
setzen,  die  nicht  kürzer  als  sechs  Wochen  und  nicht  länger  als  sechs  Monate 
sein  darf,  nach  deren  Ablauf  er  sich  abermals  zur  mündlichen  Prüfung  stellen  kann. 
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Der  Dekan  ist  verpflichtet,  dem  Kandidaten  die  einzelnen  Fächer  zu  nennen, 
in  denen  er  nach  dem  Urteil  der  Fakultät  nicht  die  nOtig;e  Befähigfung  be- 
wiesen hat. 

§  14.  Besteht  der  Kandidat  anch  znm  zweiten  Male  die  mündliche  Prflfang 
nicht,  so  ist  derselbe  für  immer  abzuweisen. 

§  15.  Nach  bestandener  Prüfting  hat  der  Kandidat  die  Dissertation  drucken 
zü  lassen  nnd  160  Exemplare  derselben  an  den  Universitätspedell  abzuliefern. 

§  16.  Hierauf  wird  vom  Dekan  Tag  und  Stunde  des  Promotionsaktes  durch 
Anschlag  am  schwarzen  Brett  bekannt  gemacht. 

§  17.  Der  Promotionsakt  wird  eingeleitet  durch  einen  kurzen  Vortrag  des 
Kandidaten  über  einen  rechts-  resp.  staatswissenschaftlichen  Gegenstand.  Hierauf 
wird  zur  Disputation  geschritten  über  die  vom  Kandidaten  selbst  aus  dem  Gebiet 
der  betreffenden  Disziplinen  gewählten  Streitsätze,  welche  gedruckt  in  einer 
genügenden  Anzahl  von  Exemplaren  vorliegen  und  am  schwarzen  Brett  an- 
geschlagen werden  müssen. 

§  18.  Der  Kandidat  hat  zwei  Opponenten  zu  wählen.  Nach  Beendigung 
der  Opposition  von  Seiten  dieser  steht  es  jedem  anwesenden  Dozenten  und 
Studenten  der  Hochschule  frei,  als  Opponent  aufzutreten. 

§  19.  Bei  mehr  als  einstündiger  Disputation  ist  der  Dekan  berechtigt,  den 
Schlnss  zu  verordnen. 

§  20.  Nach  beendigter  Disputation  nimmt  der  Dekan,  sofern  die  Fakultät 
zustimmt,  sofort  die  Ernennung  des  Kandidaten  zum  Doktor  vor. 

§  21.  Dem  Promotions-Akt  haben  sämtliche  Professoren  der  Fakultät  (bei 
Verlust  der  Präsenzgelder  im  Fall  der  Abwesenheit  ohne  genügende  Entschul- 
digung) beizuwohnen. 

§  22.  Für  hervorragende  Verdienste  um  die  Staatswissenschaften  in  theo- 
retischer oder  praktischer  Beziehung  kann  die  Fakultät  das  Doktordiplom 
honoris  causa  verleihen,  wofdr  indes  die  Zustimmung  von  wenigstens  zwei 
Dritteilen  ihrer  sämtlichen  Professoren  notwendig  ist. 

§  23.  Das  Diplom  wird  gedruckt  und  mit  dem  Siegel  der  Universität  und 
der  staatswissenschaftlichen  Fakultät,  sowie  den  Unterschriften  des  Rektors,  des 
Dekans  und  des  Aktuars  der  Fakultät  versehen. 

§  24.  Neben  dem  Hauptdiplome,  welches  dem  Promotus  eingehändigt  wird, 
sind  noch  20  Abdrücke  zu  veranstalten,  wovon  einer  am  schwarzen  Brett  anzu- 
heften, einer  beim  Rektorat  und  einer  beim  Dekanat  der  staatswissenschaft- 
lichen Fakultät  zu  hinterlegen  ist;  die  übrigen  werden  an  die  Professoren  ver- 
teilt.   Von  jeder  Promotion  ist  auch  im  Amtsblatte  Anzeige  zu  machen. 

§  25.  Für  die  mündliche  Prüfung  hat  der  Kandidat  Fr.  150,  und  zwar  vor 
der  Prüfung,  zu  entrichten. 

§  26.  Bei  einer  allfälligen  zweiten  Prüfdng  wird  die  Hälfte  der  Taxe  be- 
zogen; doch  kann  nach  Beschluss  der  Fakultö4  auch  eine  weitergehende  Er- 
mässigung eintreten. 

§  27.  Die  Gebühren  für  die  Promotion  betragen  Fr.  380,  die  in  §  25  be- 
zeichnete Vorausbezahlung  inbegriffen. 

Hievon  erhalten:  a.  der  Rektor  Fr.  30;  b,  der  Dekan  Fr.  15;  c,  der  Sekretär 
der  Hochschule  Fr.  15;  d.  der  Pedell  Fr.  15;  e,  die  Kantonsbibliothek  Fr.  35; 
/.  die  Fakultätskasse  Fr.  15;  der  Referent  über  die  Dissertation  Fr.  30. 

Der  Rest  wird  unter  die  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Professoren 
der  Fakultät  gleichmässig  verteilt. 

Erklärt  die  Fakultät  die  mündliche  Doktorprüfung  als  ungenügend,  so 
fallen  die  in  §  27,  lit.  a  bis  und  mit  e  bezeichneten  Gebühren  weg  und  wer- 
den dem  Kandidaten  zurückgegeben.  Wird  der  Bewerber  zur  mündlichen 
Doktorprüfung  nicht  zugelassen,  sei  es,  weil  die  Dissertation  oder  die  schrift- 
lichen Arbeiten  nicht  befriedigend  ausgefallen  sind,  so  erhält  der  Kandidat  das 
Bezahlte  zurück,  mit  Ausnahme  der  dem  Referenten  über  die  Dissertation  zu- 
kommenden Fr.  30. 
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§  28.  Überdies  hat  der  Kandidat  die  Kosten  für  den  Druck  der  Thesen,  der 
Dissertation  und  der  Diplome  zu  bestreiten. 

§  29.  Unbemittelten,  welche  wenigstens  4  Semester  mit  tadellosem  Fleiss 
an  der  hiesigen  Hochschule  studirt  haben,  kann  die  Fakultät  auf  ein  mit  Belegen 
versehenes  Gesuch  die  Gebühren  mit  Ausnahme  jener  für  den  Rektor,  den  Pedell 
und  die  Kantonsbibliothek  erlassen.  Jedoch  soll  dem  Gesuche  nur  entsprochen 
werden,  wenn  die  mit  demselben  einzureichende  Dissertation  von  dem  Beferenten 
als  eine  besonders  befriedigende  Arbeit  bezeichnet  wird. 

§  30.  Die  Gebühren  der  von  Prüfungen  oder  Promotionen  ohne  genügende 
Entschuldigung  wegbleibenden  Professoren  fallen  in  die  Fakultätskasse. 

,       §  31.  Durch  gegenwärtige  Promotionsordnung  wird  diejenige  vom  24.  August 
1881  aufgehoben. 

Vorstehende  vom  Erziehungsrate  auf  Antrag  der  staatswissenschaftlichen 
Fakultät  vorgelegte  Promotionsordnung  wird  vom  Eegierungsrate  genehmigt 

Zürich,  den  26.  November  1891. 

Vor  dem  Regierungsrate. 

Der 'Staatsschreiber:  Stüssi. 


40.  3.  Riglemeat  de  la  facultö  de  th^ologie  A  l'Uiiiversiti  de  Lausanne.    (Du 

15  septembre  1891.) 

Chapitre  premier.    Conseil  de  Facultö. 

Art.  1®'.  Le  Conseil  de  la  Facult^  de  th6ologie  est  compos^  de  professeurs 
ordinaires  et  extraordinaires  qui  enseignent  ä  cette  Facult^. 

Art.  2.  Les  professeurs  charg^s  de  cours,  les  privat-docents  et  les  lecteurs 
peuvent  Stres  convoqu^s  aux  s4ances  du  Conseil  pour  exprimer  leur  avis  sur  les 
questions  interessant  leur  enseignement. 

Chapitre  IL    Etudiants. 

Art.  3.  Les  etudiants  immatricul^s  sont'  admis  de  plein  droit  ä  suivre  les 
cours  de  leur  choix.  Les  auditeurs  qui  d6sirent  suivre  un  cours  universitaire 
ou  un  cours  particulier  peuvent  ^tre  tenus  d*en  faire  la  demande  au  professeur 
int^ressö.  La  Facult^  se  röserve  de  limiter  leur  nombre,  sur  la  proposition  de 
ce  demier. 

Art.  4.  Au  commencement  du  semestre,  les  etudiants  immatricul^s  se 
r^unisseut  pour  nommer  un  preteur,  qui  sert  d'interm^diaire  endre  eux  et  le 
Conseil  de  facultö. 

Art.  5.  Les  gages  Paris  et  Masset  et  le  prix  Levade,  Instituts  en  fayenr 
des  etudiants  en  th^ologie,  sont  administr^s  conform^ment  k  leur  destination  et 
Selon  les  dispositions  des  art.  55  et  56  de  la  loi  sur  TUniversitö  et  de  Tart  27 
du  r^glement  g^n^ral. 

Chapitre  IIL    Liceuce  en  th^ologie. 

Art.  6.  Le  diplöme  de  licenci^  en  th^ologie  atteste  la  possession  des  con- 
naissances  th^ologiques  qui  sont  requises  des  candidats  au  saint-ministfere. 

Art.  7.  Le  grade  de  licenci^  est  conf6r€  ä  la  suite  de  deux  s^ries 
d' Examens : 

1^  l'examen  dit  prop^deutique,  qui  est  subi,  dans  la  r^gle,  apr^s  quatre 

semestres  d'^tudes  universitaires ; 
2^  Texamen  thöologique  proprement  dit,  apr^s  huit  semestres  d^^tudes. 

A.  Examen  propSdeutique. 

Art  8.    Pour  §tre  admis  ä  l'examen  prop^deutiquo,  le  oandidat  doit: 
1*^  etre  bachelier  &s-1ettres  ou  porteur  d'un  acte  de  maturit^  äquivalent; 
2^  ^tablir  qu'il  possede  une  connaissance  süffisante  des  6Uments  de  la  langae 
h^braique ; 


r 


B^glement  de  la  facnlt^  de  th6ologie  ä  rUnivenit^  de  Laosanne.      107 

3^  prodaire  nne  attestation  officielle  des  conrs  qn'il  a  saivis,  dans  nne 
Facnltö  de  th6ologie,  sur  les  branches  qni  fönt  Tobjet  de  Texameiu 

Art.  9.    L'ezamen  6crit  comprend: 

1^  une  Version  en  firan^ais  d'nn  texte  facile  de  PAncien  Testament  (livres 

historiqnes  et  psanmes); 
2^  nne  yersion  d'nn  texte  dn  Nonvean  Testament  (Evangiles  et  Actes); 
3^  des  r^ponses  &  nne  on  plnsienrs  qnestions  d'histoire  eccl^siastiqne. 
Une  demi-jonm^e  est  accord^e  anx  candidats  ponr  cette  ^prenve.  Elle  se 
tait  ä  hnis  clos. 

Art.  10.  Les  examens  oranx  portent  snr  les  disciplines  on  gronpes  de  dis- 
ciplines  snivants:- 

1^  Histoire  de  la  litt^ratnre  fran9ai8e; 

2^  Philosophie  (histoire  de  ]a  phUosophie  et  droit  natnrel) ; 

8^  Histoire  g^n^rale  des  religions; 

4P  Introdnction  &  TAncien  et  an  Nonvean  Testament^  et  Histoire  dn  sifecle 
de  J^sns-Christ ; 

5^  Interpretation  de  TAncien  et  dn  Nonvean  Testament  (Ponr  TAncien  Testa- 
ment: portions  les  plns  importantes  des  livres  historiqnes  et  psanmes 
faciles;  ponr  le  Nonvean  Testament:  Evai^giles  et  Actes  des  Apötres); 

6^  Histoire  dn  christianisme. 

Art  11.  La  commission  d'examen  transmet  son  rapport  snr  le  r^snltat  des 
^prenves  k  la  Commission  nniversitaire.  Celle-ci  d^livre  an  candidat  dont  l'examen 
a  6t6  admis  nn  certiftcat  constatant  qn'il  a  snbi  avec  sncc^s  cette  premi^re 
s^rie  d'^prenves. 

B.  Examen  thMogique  propremerU  dit, 

Art.  12.    En  prenant  son  inscription,  le  candidat  doit  prodnire: 

1^  le  certificat  pr^vn  i  Fartide  pr^c^dent,  on  nne  pifece  constatant  qn'il 

a  snbi  avec  sncc^s  des  6prenves  correspondantes ; 
2^  nne  attestation  on  certificat  d'^tndes  analogne  ä  Tattestation  pr^vne  & 

l'art.  8,  no  3 ; 
3®  nn  cnrricnlnm  vitee. 

Art.  13.    II  doit  fonrnir  en  ontre  la  prenve: 

1®  qnll  a  fait,  an  conrs  de  ses  ^tndes  nniversitaires,  nn  travail  ^crit  relatif 

i  chacnne  des  qnatre  branches  th^oriqnes  de  la  th^ologie,  travail  vn  et 

appronv^  par  nn  professenr  de  la  sp^cialit^; 
2^  qn'il   a  pris  nne  part  active  k  des  exercices  pratiqnes  (tels  qn'analyses 

de  textes)  et  präsente  an  moins  qnatre  sermons  et  deux  cat^chismes. 

Art.  14.  Les  ^prenves  6crites  consistent  en  trois  compositions  snr  des  sujets 
tir^s  des  disciplines  ^nnm^r^es  &  l'article  snivant. 

€es  ^prenves  se  fönt  &  hnis  clos.  Une  demi-jonm6e  est  accord^e  an  can- 
didat ponr  chacnne  d'elles. 

Art.  15.    L'examen  oral  porte  snr  les  gronpes  de  disciplines  snivants: 
1^  Interpretation  de  l'Ancien  et  dn  Nonvean  Testament.  (Ponr  TAncien 

Testament :  principanx  livres  podtiqnes  et  prophetiqnes ;  ponr  le  Nonvean : 

Epitres) ; 
29  Theologie  bibliqne  de  TAncien  et  dn  Nonvean  Testament; 
3®  Histoire  des  dogmes  et  symboliqne; 
4®  Dogmatiqne,  morale  et  apologetiqne ; 
5*  Theologie  pratiqne  (histoire  et  theorie  de  la  predication  et  de  la  catechi- 

sation;  litnrgiqne,  theologie  pastorale  et  ecciesiologie). 
Art.  16.   Sur  le  preavis  de  la  commission  d'examen,  l'Universite  conf^re  an 
candidat  qni  a  snbi  avec  sncc^s  cette  seconde  serie  d'examens  le  dipldme  de 
licencie  en  theologie. 

C.  DUpositions  eammunea  aux  deux  seriea  d'examens, 

Art.  17.  Les  examens  ont  lien  k  la  fin  de  chaqne  semestre  on  au  com- 
mencement  du  semestre  d'hiver. 
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Art  18.  Le  candidat  doit  se  faire  inscrire  nn  moia  ayant  la  fin  da  semestre, 
on  qninze  joors  avant  les  yacaaces  d'4t^  si  Texamen  doit  avoir  Uen  an  commence- 
ment  du  semestre  d'hiver. 

.  Art.  19.  On  ne  peut  Stre  admis  aox  ^preuves  orales  qn^apr^s  aToir  snM 
avec  sücc^  l'examen  ^crit.  Le  candidat  dont  les  examens  oranx  n*ont  pas  €th 
admis  demenre  an  b^n^fice  de  ses  ^prenyes  ^crites. 

Art.  20.  Dans  les  examens  oranx,  les  candidats  sont  appel^s  k  rßpondre 
A  des  questions  portant  soit  sur  Pensemble  soit  sor  tels  points  particnliers  des 
disciplines  qui  fönt  Tobjet  de  Texamen. 

Art.  21.  La  commission  d'examen  appr^cie  chaqne  ^preuye  par  les  chif^ 
de  1  ä  5,  ayant  la  yaleor  sniyante:  l=tr^s  bien;  2  =  bien;  3  =  passable; 
4  =  insTiffisant ;  5  =  mal. 

Art.  22.  Dans  chacune  des  denx  parties  de  Texamen,  la  partie  ^crite  et 
la  partie  orale,  un  ,,mal"  ou  deux  „insuffisant''  entrainent  rajonmement  da  candidat 

Art  23.  Le  diplöme  indiqne  si  le  candidat  a  €t/^  admis  ayec  la  note: 
tr^s  bien. 

Art.  24.  La  commission  d^examen  est  compos^e,  ponr  chacune  des  deox 
s^ries  de  Texamen  de  licence,  du  Conseil  de  facultas  et  de  denx  experts,  ^trangers 
k  rUniyersit^,  choisis  par  le  Departement  de  Tlnstruction  publique  et  des  Coltes. 

Art.  25.  Pour  celles  des  disciplines  prop^deutique  qui  ne  rentrent  pas  dans 
les  objets  d^enseignement  de  la  Facult^  de  th^ologie,  Tinterrogation  est  diiigöe 
par  les  professeurs  cbarg^s  d'enseigner  ces  disciplines  k  rUniy ersitz.  Ces  exa- 
minateurs  ont  yoix  consultatiye  pour  Tappr^ciation  de  T^preuye  qui  les  conceme. 

Art.  26.  Les  droits  k  payer  pour  la  licence  sont  de  fr.  100,  dont  la  moitie 
est  d^posöe  en  mains  du  secr^taire  de  rUniyersit^  lors  de  Finscription  pour 
Texamen  prop6deutique,  Tautre  moitie  au  moment  de  Tinscription  pour  Texameo 
th^ologique  proprement  dit 

Art.  27.  Le  candidat  qui  s'est  präsente  sans  succ^s  k  Tune  des  deux  s^es 
d'examens  a  droit  k  la  restitution  de  la  moitie  de  la  ilnance  aff<6rente  &  cet 
examen. 

Chapitre  IV,    Doctorat  en  th^ologie. 

Art  28.  Le  grade  de  docteur  en  th^ologie  est  d4cem6  k  qui  fait  preuye, 
au  cours  des  examens  ci-apr6s  sp^cifi^s,  d^une  culture  th^ologique  d*nn  caractäre 
g^n^ral  et  scientifique. 

Art.  29.  Pour  Stre  admis  k  subir  ces  ^preuyes,  le  candidat  doit  adresser 
au  doyen  de  la  Facult4  une  demande  ^crite  accompagn^e  des  pi^ces  suiyantes : 

a.  l'immatriculation  k  rUniyersit^  de  Lausanne ; 

b.  les  diplömes  et  eertificats  d'^tndes  d6j&  acquis; 

c.  ^yentuellement,  un  exemplaire  des  trayaux  publiös  par  lui; 

d.  un  curriculum  yitse. 

Art.  30.  Les  6preuyes  sont  subies  deyant  le  Conseil  de  facult^,  qui  en  fixe 
r^poque. 

Art  31.    Ces  äpreuyes  comportent: 
1®  un  examen  6crit; 
2^  un  examen  oral; 

3^  la  Präsentation  d'une  dissertation  et  la  sontenance  publique  des  theses 
qui  Taccompagnent 

Art.  32.  L'examen  4crit  consiste  dans  la  rödaction  de  trois  compositionfl 
portant,  la  premi^re  sur  un  sujet  de  th^ologie  ex^g^tique,  la  seconde  sur  an 
sujet  de  th6ologie  historique,  la  troisi^me  sur  un  siget  de  thöologie  syst^matique. 

Le  candidat  dispose  d'une  demi-joum6e  pour  chacune  de  ces  compositions. 

Art.  33.  L'examen  oral  porte  sur  l'ensemble  des  disciplines  th6ologiques. 
II  dure  trois  heures  au  maximum.  Tous  les  professeurs  de  la  Facult^  y  prennent 
part  et  r^partissent  entre  eux  les  sujets  et  le  temps  d'interrogation. 
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Art  34.  On  n'est  admis  &  Texamen  oral  qn'apr^s  avoir  snbi  ayec  sncc^s 
leg  öpreaves  ^crites. 

Art.  35.  Le  candidat  qoi  a  sabi  nn  ^chec  k  l'nne  on  Tantre  de  ces  denx 
B^ries  d'^prenves  pent  se  präsenter  de  non^ean  an  bont  de  six  mois.  Dans  ce 
cas,  celni  qni  a  €t€  ajonm6  ponr  Texamen  oral  conserve  le  b6n6fice  de  ses 
^prenves  Gentes. 

Art.  36.  Les  portenrs  du  dipl6me  de  licenci^  de  l'Universit^  de  Lausanne, 
on  de  titres  Äquivalents,  penvent  etre  dispens^s  par  le  Conseil  de  facult^  d^une 
partie  des  ^prenves  mentionn^es  aux  art.  32  et  33. 

Art.  37.  Le  candidat  qni  a  snbi  avec  sncc^s  les  ^prenves  6crites  et  orale» 
est  admis  k  präsenter  sa  cQssertation  et  ses  th^ses  dans  le  t«nne  d'nn  an  au 
plns  tard. 

Art.  38.  Le  siget  de  la  dissertation  est  laiss^  an  choix  du  candidat.  Elle 
doit  pr^enter  le  caractöre  d'une  ^tude  personnelle  et  approfondie.  Les  th^ses 
qni  Faccompagnent  doivent  se  rapporter,  non  senlement  an  siiget  traitä,  mais 
anx  diverses  branches  de  la  science  th6ologique  et  Stre  de  nature  k  provoquer 
one  discnssion  sörieuse. 

Art.  39.  La  dissertation  et  les  th^ses  sont  pr^sent^es  mannscrites  au  doyen 
de  la  Facnlt6.  Celui-ci  les  examine  on  les  üait  cxaminer  par  le  professenr  de 
la  sp^cialit^,  et  accorde,  s'il  y  a  lien,  rantorisation  d'imprimer.  Cette  autori- 
sation  n'impllqne  aucun  jngement  snr  les  opinlons  du  candidat  et  ne  pr^juge 
en  rien  la  d^cision  de  la  Facultö. 

Art.  40.  Le  candidat  peut  präsenter  sa  dissertation  et  ses  thfeses  avant  les 
examens,  on  an  conrs  de  ceux-ci.  Dans  ce  cas,  Timpression,  si  Tautorisation  Ini 
est  accord6e,  se  fait  k  ses  risqnes  et  p6rils. 

Art.  41.  Denx  cent  cinquante  exemplaires  au  moins  de  la  dissertation  et 
des  th^ses  sont  d^posäs  an  secr^tariat  de  rUniversit^. 

Art.  42.  La  sontenance  a  lieu  pnbliquement  sons  la  pr^sidence  du  doyen 
de  la  Facnlt^.  Elle  est  annonc^e  par  un  avis  placard^  dix  jonrs  k  Tavance. 

Art  43.  Apres  la  sontenance,  le  Conseil  de  la  Facnlt^  d^lib^re  snr  Tad- 
mission  du  candidat.  Rapport  est  fait  par  le  doyen  k  la  Commission  universitaire 
et  par  eile  k  rUniversit^,  qni  d^livre  le  dipldme  dans  les  formes  consacr^es. 

Art.  44.  La  finance  k  payer  ponr  le  doctorat  est  de  fr.  200,  que  le  can- 
didat d^pose  en  mains  du  secr^taire  de  TUniversit^  au  moment  de  prendre  son 
inscription. 

Art.  45.  En  cas  d'insncc^s  aux  ^prenves  pr6c6dant  la  sontenance,  la  moiti6 
de  la  somme  vers^e  est  restitn^e  au  candidat. 

Art.  46.  La  Facnlt6  peut  proposer-ä  rUniversit^  de  conf^rer  le  grade  de 
docteur  en  th^ologie  honoris  causa  k  des  hommes  distingu6s  dont  eile  vent 
honorer  le  m6rite. 

Chapitre  V.    Dispositions  transitoires. 

Art.  47.  Les  candidats  qui  ont  commence  leurs  examens  de  Ueence  sons 
le  regime  du  r^glement  acad6mique  de  1882  restent,  quant  k  Tobtention  de  ce 
grade,  sonmis  aux  dispositions  du  dit  r^glement. 

II  en  est  de  meme  des  ^tudiants  en  th^ologie  qui  ont  achev^  en  juillet  1891 
lenr  qnatri^me  ann^e  d'^tudes. 

Tontefos  l'impression  de  la  dissertation  n'est  pas  obligatoire  ponr  eux.  Seules 
les  th^ses  seront  imprim6es  k  une  vingtaine  d'exemplaires  en  vue  de  la  son- 
tenance. 

Le  manuscrit  de  la  dissertation  et  des  theses  devra  §tre  remis  au  doyen 
denx  mois  avant  l'^poque  de  ladite  sontenance. 

Art.  48.  Les  ^tndiants  en  th^ologie  qui  ont  snbi,  aux  termes  de  l'ancien 
reglement  acad^mique,  l'examen  dit  du  premier  degr4  sont  sonmis,  ponr  Texamen 
th^logique  proprement  dit,  anx  dispositions  du  präsent  reglement  sous  les  r€- 
serves  snivantes: 
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1^  Hfl  sont  dispens^s  de  Texamen  snr  celles  des  disciplines  ^nnmdr^es  i 
Fart  15  qni  ont  däj&  fignr^  dans  Texamen  dit  dn  premier  degr6.  £n 
reyanche,  ils  aoront  &  passer  nn  examen  oral  snr  celles  des  branches  in- 
diqu^es  k  Tart.  10  snr  lesqnelles  ils  n*ont  pas  enoore  4t6  examin^s. 

2^  S'Us  se  pr^sentent  ä  l'examen  th^ologiqne  proprement  dit  k  Tnne  des 
sessions  de  1892,  ils  anront  k  foumir  la  prenve  qn*ils  ont  fidt  Tim  an 
moins  des  travaox  Berits  pr^vus  k  Fart.  13,  et  pr6sent6  an  conrs  de  lenn 
6tndes  six  sermons  et  trois  cat^ch^ses.  Pass^  ce  terme,  ils  sont  tenns 
d'avoir  fait  trois  desdits  travanx  et  präsente  au  moins  cinq  sermons  et 
denx  cat6ch^ses. 

3^  £n  prenant  lenr  inscription  ponr  Texamen  th^ologiqne  proprement  dit, 
ils  d^poseront  en  mains  dn  secr^taire  de  rUniversit^  nne  &iance  de  fr.  50. 

Art.  49.  Les  candidats  qni  se  proposent  de  passer  des  examens  k  la  rentr^ 
d'octobre  1891  ponrront  exceptionnellement  se  faire  inscrire  un  mois  avant  cette 
^poqne. 

Art.  50.  Les  antres  qnestions  qne  la  transition  an  regime  nniyeratdre 
ponrrait  faire  snrgir  seront  r^gl^es  par  la  Commission  nnirersitaire  snr  le  pr^ns 
dn  Conseil  de  facult^,  avec  reconrs,  s^il  y  a  lien,  an  Departement  de  llnstroc- 
tion  publique  et  des  Cultes. 

Lausanne,  aoüt  1891.         .»t 

Au  nom  de  la  Facult4  de  th^ologie, 
Le  doyen:  H  Vuilleumier. 

Le  Departement  de  Tlnstruction  publique  et  des  Cultes  approuve  le  regle- 
ment  de  la  Faculte  de  th^ologie. 

Lausanne,  le  15  septembre  1891. 

Le  Chef  du  Departement:  E.  Buffy. 


41.  4.  Reglement  de  la  Faculti  de  droit  k  PUniversM  de  Lausamie.  (Du  15  octobre 
1891.) 

Chapitre  L    Conseil  de  Faculte. 

Art.  1®!'-  Le  Conseil  de  la  Faculte  de  droit  est  compose  des  professems 
ordinaires  et  extraordinaires  qui  enseignent  k  cette  Faculte. 

Art.  2.  Les  professeurs  charg^s  de  cours  libres,  les  privat-docents  et  les 
lecteurs  peuvent  etre  convoques  aux  seances  dn  Conseil  ponr  exprimer  lenr  stis 
snr  les  questions  interessant  lenr  enseignement 

Chapitre  IL    Etudiants. 

Art.  3.  Les  etudiants  immatricuies  sont  admis  de  plein  droit  k  snlTre  ies 
cours.  Les  anditeurs  qui  desirent  suivre  un  cours  universitaire  ou  particulier 
peuvent  etre  tenns  d'en  faire  la  demande  au  professeur  Interesse.  La  Facult^ 
se  reserve  de  limiter  lenr  nombre  snr  la  proposition  de  ce  demier. 

Art.  4.  Dans  chaque  cours,  le  professeur  est  autorise  k  designer  nn  etudisut 
qui  sert  d^intermediaire  entre  lui  et  son  auditoire. 

Chapitre  IIL    Grades  et  examens. 

A.  Lieence, 

Art.  5.  Ponr  etre  admis  k  subir  les  examens  de  lieence,  le  candidat  doit 
foumir :  a.  un  certificat  d'immatriculation  k  rUniversite  de  Lausanne ;  h,  od 
curriculum  vitse;  e.  des  pifeces  etablissant  qu'il  a  suivi  les  cours  d'une  fftcnlt^ 
de  droit  snr  les  branches  qui  fönt  Fobjet  de  Fexamen.  Toutefois,  le  Departe- 
ment de  FInstraction  publique  et  des  cultes  peut,  en  ce  qui  conceme  cette  der- 
niere  Obligation,  accorder  des  dispenses,  sur  le  preavis  de  la  Faculte. 

Art.  6.  Les  examens  de  lieence  ont  lien  dans  la  derni^re  semaine  de  cbaqne 
semestre,  ou  au  commencement  du  semestre  d'hiver. 
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Art.  7.  Les  ^preuyes  k  snbir  sont  ponrsuiyies  devant  nne  commission  com- 
pos^e  du  Conseil  de  la  Facolt^  et  de  denx  experts  ^trangers  k  FUniversit^, 
choisis  par  le  Departement  de  Tlnstmction  publique  et  des  cnltes. 

Art.  8.  Les  ^preuves  comportent :  a,  nn  examen  6crit ;  b.  nn  examen  oral ; 
€.  la  Präsentation  et  la  sontenance  d'une  dissertation,  ainsi  que  de  th^ses. 

Art.  9.  Chaqae  ^prenve  est  appr^ci^e  par  les  chiffres  de  1  ä  5,  ayant  la 
Taleur  soiyante ;  1  =  trSs  bien,  2  ==  bien,  3  =  passable,  4  =  insuffisant,  5  =  mal. 

Art.  10.  L'examen  ^crit  comprend  la  r^daction  de  deox  compositions,  portant 
l'ane  snr  le  droit  romain,  Pautre  snr  le  droit  civil  föderal  et  yaudois. 

Art.  11.  Le  cboix  des  sujets  a  Heu  dans  une  premiäre  s^ance  laquelle  les 
«xperts  etrangers  peuvent  se  dispenser  d'assister,  en  d^clarant  par  6crit  s'en 
rapporter  au  choix  de  la  commission. 

Art.  12.  Trois  heures  sont  accord^es  pour  chaque  composition.  Le  candidat 
pent  consulter  les  textes  non  comment^s  du  droit  romain,  et  des  lois  modernes, 
k  Texclusion  de  tous  antres  ouyrages. 

Art.  13.  L'examen  oral  comprend  des  interrogations  et  r^ponses  sur  les 
l)ranches  suiyantes: 

1.  Le  droit  romain  systematique.  2.  Le  droit  ciyil  f^d^ral  et  yaudois.  3.  Le 
droit  commercial,  y  compris  celui  de  change.  4.  La  proc^dure  ciyile  föderale  et 
Taudoise.  5.  Le  droit  p^nal  föderal  et  yaudois.  6.  La  proc^dure  pönale  f6d6rale 
et  vaudoise.  7.  Le  droit  constitutionnel  f^d^ral  et  yaudois.  8.  Le  droit  administratif 
föderal  et  yaudois.  9.  Le  droit  international  priy6.  10.  L'^conomie  politique  ^1^- 
mentaire.  11.  La  m^decine  l^ale. 

Art.  14.  La  commission  peut  toujours  s'adjoindre,  pour  diriger  Texamen 
sur  tel  ou  tel  objet  d'enseignement,  le  professeur  ou  k  son  d^faut  le  priyat- 
docent  qui  donne  cet  enseignement. 

Art..  15.  Si  le  candidat  a  r^ussi  dans  les  deux  examens,  il  peut,  au  plus 
tard  un  an  apr^s  le  demier,  präsenter  k  la  Facult^  sa  dissertation  et  ses  th^ses. 
La  Commission  uniyersitaire  peut  n^anmoins,  sur  le  pr^ayis  de  la  Facult^,  accor- 
der  une  Prolongation  de  d^lai.  II  y  a  recours  contre  son  refiis  au  Departement 
de  l'instruction  publique  et  des  cultes. 

Art.  16.  Le  siget  de  la  dissertation  peut  etre  choisi  dans  l'une  des  dis- 
ciplines  juridiques  ou  ^conomiqnes.  Les  th^ses  doivent  porter  sur  chacune  des 
matieres  enonc^es  k  Tart.  13,  et  etre  de  nature  k  proyoquer  une  discussion. 

Art  17.  La  dissertation  et  les  th^ses  sont  pr^sentees  manuscrites  au  doyen, 
qui  les  examine  ou  fait  examiner  par  le  professeur  de  la  sp^cialite,  et  qui  ac- 
eorde,  s'il  y  lieu,  Fantorisation  d'imprimer  au  nom  du  Conseil  de  la  FacuU^,  et 
«ans  se  prononcer  sur  les  opinions  du  candidat.  Cette  autorisation  ne  pr^juge 
en  rjen  la  d^cision  de  la  commission  d'examen. 

^    Art.  18,    La  dissertation  est  imprim^e  au  minimum  de  250  exemplaires. 
Ces  exemplaires  sont  d^pos^s  au  Secr^tariat  de  l'Uniyersite. 

Art.  19.  Le  candidat  peut  präsenter  ^yentuellement  sa  dissertation  et  ses 
tb^ses,  ayant  les  examens,  ou  au  cours  de  ceux-ci.  Dans  le  cas  oü  il  est  autoris^ 
k  proceder  k  l'impression,  eile  se  fait  k  ses  risques  et  p^rils ;  et,  s'il  arrive  qu'il 
ne  soit  pas  admis  aux  demi^res  ^preuyes,  les  frais  d'impression  demeurent  k  sa 
Charge  en  totalite. 

Art.  20.  La  sontenance  de  la  dissertation  et  des  tb^ses  a  lieu  publique- 
ment,  et  k  la  suite  d'un  ayis  placarde  dix  jours  k  l'ayance.  £lle  se  fait  deyant 
une  commission  compos^e  comme  il  est  dit  k  Tart.  7. 

Art.  21.  Un  rapport  est  präsente  k  la  Commission  uniyersitaire  qui,  sur  le 
pr^ayis  du  Conseil  de  la  Faculte,  d^cide  si  le  candidat  est  admis. 

Art.  22.  Le  candidat  qui  6choue  k  une  s^rie  d'^preuves,  apr^s  ayoir  r^ussi 
k  une  präc^dente,  conserve  le  b6nefice  de  ce  r^sultat  favorable ;  mais  il  ne  peut 
refaire  la  s^rie  d'^preuves  manqu^es  qu'apres  un  d61ai  minimum  de  cinq  mois. 
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Art.  23.  Les  doetenrs  en  droit  de  la  Facnlt^  de  Lansanne  sont  dispeiiB^ 
des  examens  oranx  sur  les  branches  sur  lesqnelles  ils  ont  subi  lenr  examen  de 
doctorat. 

Art.  24.  Le  candidat  k  la  Ucence  qui  a  pr^sent^  et  sontena  avec  sncc^s 
nne  dissertation  de  doctorat  pent  ^tre  ^spens^  par  la  commission  de  licence 
de  fonrnir  la  dissertation  en  yue  de  ce  demier  grade. 

Art.  25.  Le  candidat  döpose  entre  les  mains  dn  Secr^taire-caissier  de  ITni- 
versite  la  somme  de  100  francs,  an  moment  oü  il  prend  son  inscription. 

Art.  26.  Le  montant  attribnö  k  la  Facnlt^  est  r6parti  par  les  soins  da 
doyen,  apres  les  examens  Berits  et  oranx,  entre  les  professenrs  qni  y  ont  con- 
conm,  et  en  tenant  compte  de  la  part  qn'ils  y  ont  prise. 

Art.  27.  En  cas  d'insncc^s  avant  la  sontenance,  la  ^(2  de  la  sonune  vers^e 
est  restitn^e  au  candidat. 

B.  Doctorat. 

Art  28.  Le  grade  de  doctenr  en  droit  est  d^ceme  k  celni  qni  fait  prenye 
de  connaissances  juridiques  d'nn  caractäre  gdn^ral  et  scientifiqne,  an  coors  des 
^prenves  indiqn^es  ci-apr^s. 

Art.  29.  Ponr  gtre  admis  k  sabir  les  examens  de  doctorat,  le  candidat  doit 
adresser  an  doyen  nne  demande  ^crite  accompagn^e  des  pi^ces  snivantes :  a.  Un 
certificat  d'immatricnlation  k  Tüni versitz  de  Lansanne;  b.  nn  cnrricnlnm  yits; 
e.  le  on  les  diplömes  on  certificats  d'etnde  d€jk  acqnis. 

Art.  dO.  Les  ^prenves  comportent:  a.  Un  examen  ^crit;  6.  nn  examen  oral; 
c.  la  Präsentation  et  la  sontenance  d'nne  dissertation  imprim6e.  ainsi  qne  de  th&aes. 

Art.  31.  EUes  peuvent  etre  snbies  k  nne  äpoqne  quelconque  de  rannte 
universitaire. 

Art.  32.  EUes  ont  lien  devant  le  Conseil  de  la  Facnlt^,  qui  pent  toiqonn 
s'a4joindre,  ponr  diriger  Texamen  snr  tel  on  tel  objet  d'enseignement,  le  pro- 
fessenr  on  k  son  d^faut  le  privat-docent  qni  donne  cet  enseignement. 

Art.  33.    L'art.  9  est  applicable  anx  6prenyes  dn  doctorat 

Art.  34.  L'examen  ^crit  consiste  dans  la  r^daction  de  trois  compositioi» 
qni  portent,  la  V^  sur  nn  si^jet  de  droit  romain,  la  2™®  de  droit  civil  on  coni* 
mercial,  la  S°^  de  droit  pnbUc  ou  p6nal. 

Art  35.  Le  candidat  dispose  de  48  heures  ponr  traiter  le  snjet  de  droit 
romain,  et  il  a  le  droit  de  consulter  tous  onvrages.  II  a  trois  heures  ponr  chacnne 
des  deux  antres  compositions,  et  ne  pent  consulter  qne  les  textes  non  commentea 
des  lois.  II  travaille  sons  la  surveillance  d'un  membre  de  la  commission. 

Art  36.  L 'examen  oral  porte  snr  des  branches  d'etnde  obÜgatoires  et  facultatires. 

Art.  37.  Les  branches  obligatoires  sont  les  snivantes:  1.  Le  droit  romain 
syst^matique  et  ex6g6tique.  2.  Le  droit  civil.  3.  Le  droit  commercial  y  c«mi8 
celni  de  change.  4.  Le  droit  p^nal.  5.  Le  droit  public.  6.  Le  droit  intemaflml 
public.  7.  Le  droit  civil  compar^.  8.  L'histoire  dn  droit.  9.  L'^conomie  politiine. 

Dans  les  ^preuves  mentionn^es  ci-dessus,  le  droit  suisse  pent  Itre  remfbc^, 
moyennant  Tassentiment  de  la  Facult^,  par  celni  d'un  grand  Etat  europ^ei. 

Art.  38.  De  plus  le  candidat  sera  interrog^  sur  deux  branches  q«'U  ehoisit 
au  nombre  des  snivantes:  1.  La  philosophie  du  droit.  2.  Le  droit  international 
priv§.  3.  Le  droit  diplomatique  et  consulaire.  4.  La  l^gislation  industrielle  et 
r^conomie  des  grandes  Industries  (fabriques,  chemins  de  fer,  etc.).  5.  Les  sys- 
t^mes  sociaux  et  la  science  des  finances.  6.  La  m6decine  legale. 

D'autres  branches  facultatives  peuvent  etre  ajout^es  snivant  les  enseigne- 
ments  donn^s  k  la  Facnlt6. 

Art.  39.  Le  candidat  indique  son  choix  an  doyen  au  moins  un  mois  ä 
l'avance. 

Art.  40.  Si  le  candidat  a  röussi,  il  est  admis  k  präsenter  et  k  soutenir  sa 
dissertation  et  ses  th^ses  dans  les  conditions  fixäes  pour  la  licence  (art  15  k  21 
inclusivement). 
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Art.  41.  Le  siget  de  la  dissertation  peut  etre  choisi  dans  Tune  des  dis- 
ciplines  juridiqnes  on  ^conomiqnes.  Elle  doit  präsenter  le  caract^re  d'ane  ^tude 
approfondie,  et  antant  qae  possible  personnelle.  Les  theses  doivent  porter  sar 
chacane  des  mati^res  objet  de  Texamen,  et  etre  de,  natnre  ä  provoquer  une  dis- 
cQssion. 

Art.  42.    L'art.  22  est  applicable  an  doctorat. 

Art.  43.  Leg  licenci^s  en  droit  de  la  Facult^  de  Lansanne  sont  dispens^s 
des  examens  oranx  snr  les  branches  sur  lesquelles  ils  ont  snbi  lenr  examen  de 
licence. 

Art  44.  Les  art.  25,  26  et  27  sont  applicables,  sanf  qne  la  somme  vers^e 
ponr  le  doctorat  est  de  200  francs. 

Chapitre  IV,    Dispositions  transitoires. 

Art.  45.  Les  bacbeliers  en  droit  de  TAcad^mie  de  Lansanne  sont  sonmis 
ponr  les  examens  de  licence  et  de  doctorat  anx  dispositions  dn  pr^ent  regle- 
ment.  Ils  sont  tontefois  dispens^s  des  ^preuves  qn1ls  ont  d^jk  snbies  dans  l'examen 
da  baccalanr^at. 

Art.  46.  Les  candidats  anx  diplömes  de  licenci^  on  de  doctenr  qni,  apr^s 
ayoir  snbi  lenrs  examens  sons  le  regime  acad6miqne,  pr^senteront  lenr  disser- 
tation  sons  celni  de  TUniversit^,  seront  gradn^s  par  cette  demiere. 

Lansanne,  septembre  1891. 

An  nom  dn  Conseil  de  la  Facnlt4  de  droit, 
Le  doyen:  Ernest  Rognin. 

Le  Departement  de  Plnstm^tion  pnbliqne  et  des  Cnltes  appronve  le  r^gle- 
ment  de  la  Facnltö  de  droit. 

Lansanne,  le  15  octobre  1891. 

Le  Chef  dn  Departement:  £.  Rnffy. 

Appendice. 

Les  principanx  objets  d^enseignement  de  la  facnlte  de  droit  sont : 
L ^ncyclop^die  dn  droit ;  la  Philosophie  dn  droit ;  Thistoire  dn  droit ;  le  droit 
romain;  le  droit  civil;  la  procMnre  civile;  le  droit  commercial;  le  droit  in- 
dnstriel;  le  droit  public;  le  droit  administratif;  le  droit  p^nal;  la  procödnre 
pönale;  le  droit  international;  la  l^gislation  compar^e;  le  droit  diplomatique 
et  consnlaire;  les  scienc«s  sociales  et  politiqnes;  la  m^decine  legale. 
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41  5.  Reglement  de  la  Facuiti  de  midecine  A  rUniversiti  de  Lausanne.  (Septembre 
1891.) 

Chapitre  premier,    Dispositions  g^n^rales. 

Art.  l«'-  Le  Conseil  de  facnlte  se  compose  des  professenrs  ordinaires  et 
extraordinaires  charg^s  de  Tenseignement  dans  cette  Facnlte  (art.  50  dn  rägl.  g^n.). 

Art.  2.  Le  bureau  de  la  Facnlte  se  compose  dn  doyen,  dn  vice-doyen  et 
dn  secretaire.  II  est  nomm^  ponr  denx  ans,  k  la  fin  dn  semestre  d'^te  et  entre 
en  fonctions  le  15  octobre  (art.  53,  54,  76  dn  r^gl.  g^n.). 

Chapitre  IL    Etndiants. 

Art  3.  Les  conditions  d^immatricnlation  dans  la  Facnlte  de  m^decine  sont 
Celles  de  l'üniversite  (art.  20—25  dn  r6gl.  g6n.). 

Art.  4.  Les  etndiants  immatricnies  sont  admis  de  plein  droit  k  snivre  les 
cours. 

Les  auditeurs  qni  d^sirent  snivre  nn  cours  universitaire  on  particnlier  sont 
tenas  d*en  faire  la  demande  au  professeur  Interesse.  La  Facnlte  se  reserre  de 
limiter  lenr  nombre,  sur  la  proposition  de  ce  demier. 
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Chapitre  IIL    Grades  et  examens. 

Doctorat  en  midecine, 

Art.  5.  Le  grade  de  doctenr  en  midecine  est  d^cem^  ä  celoi  qni  fait  preave 
de  connaissances  medicales  d'un  caractere  g^n^ral  et  scientifiqne  an  conrs  des 
^prenves  iudiqn^es  h  l'art.  7. 

Art.  6.  Ponr  etre  admis  ä  snbir  les  examens  da  doctorat  en  midecine,  le 
candidat  doit  adresser  an  doyen  de  la  Facnlt^  nne  demande  ^crite  accompagn^ 
des  pi^ces  snivantes: 

a.  L^iinmatricnlation  ä  l'Universit^  de  Lausanne ; 

h,  le  on  les  diplömes  on  certiiicats  d'^tndes  d^jä  acqnis ; 

c.  un  cnrrionlum  vitae; 

d.  le  mannscrit  de  sa  dissertation  ^crite  dans  Tnne  des  trois  langnes  natio- 
nales snisses,  snr  nn  snjet  relatif  aux  sciences  medicales. 

Art.  7.  Les  ^prenves  impos^es  anx  candidats  qni  postnlent  le  grade  de 
doctenr  en  midecine  sont: 

a.  Un  examen  oral  comprenant:  L'anatomie;  Thistologie ;  la  physiologie;  ia 
Pathologie  generale  et  Tanatomie  pathologiqne ;  la  pathologie  interne ;  la 
Pathologie  externe  (y  compris  Tophtalmologie ;  la  mati^re  m^dicale  et  la 
th^rapentiqne ;  l'obst^triqne ;  la  psychiatrie  et  la  m6decine  legale ;  Thygi^ne. 

Art.  8.  Les  m^decins  portenrs  dn  diplöme  f^d^ral  snisse  penvent^  snr  lear 
demande^  etre  dispens^s  de  Pexamen  oral  par  la  Facnlt^. 

Art.  9.  Les  personnes  qni,  par  des  certificats  on  des  diplömes,  jnstifient 
d'^tndes  äquivalentes,  penveut  ^galement  etre  dispens^es  par  la  Facnltä  de  tont 
on  partie  des  examens. 

Art.  10.  Les  öprenves  dn  doctorat  en  midecine  ont  lien  devant  nn  jury 
compos4  des  professenra  enseignants  et  pr^sid^  par  le  doyen  on,  k  son  d^faot, 
par  nn  antre  membre  dn  bnrean  de  la  Facnlt^. 

Art.  11.  En  cas  d'empechement  de  Tnn  des  examinatenrs,  le  doyen  ponr- 
voit  ä  son  remplacement ;  il  pent  appeler  un  expert  pris  en  dehors  du  corps 
enseignant. 

Art.  12.  Deux  professeurs  au  moins,  outre  le  pr^sident,  doivent  assister 
aux  ^preuves. 

Le  doyen  fixe  la  date  des  ^prenves;  il  convoqne  individuellement  les  exa- 
minateurs  et  le  candidat. 

Art.  13.  Le  procfes-verbal  des  examens  est  insör^  dans  un  registre  special, 
sign^  apräs  chaqne  s^ance  par  les  examinateurs  et  le  doyen. 

Art.  14.  Une  commission  de  trois  membres,  y  compris  le  doyen,  examine 
le  candidat  snr  le  contenn  de  sa  dissertation. 

Art.  15.  Le  doyen  autorise  l'impression  snr  le  pr^avis  du  professeur  d^signe 
comme  expert. 

Art.  16.  Le  candidat  remet  250  exemplaires  de  sa  dissertation  an  secre- 
tariat  de  TUniversite.  Cette  remise  doit  avoir  lien  dans  un  d^lai  de  six  mois  aa 
plus,  ä  dater  du  jour  oü  a  6t6  donn^e  rautorisation  d'imprimer. 

Art.  17.  Le  droit  de  graduation  exigö  ponr  le  doctorat  est  fix6  ä  200  frapcs. 
payables  en  mains  du  secr^taire-caissier  de  l'üniversit^,  au  moment  de  l'ins- 
cription. 

Art.  18.  Le  candidat  qni  se  präsente  ponr  la  seconde  fois  ne  paie  qne  cent 
cinquante  francs. 

Art.  19.    Le  grade  de  doctenr  est  conf6r6  an  titulaire  en  s^ance  de  Facnlt^. 

Art.  20.  Les  diplömes  sont  sign^s  par  le  recteur  de  rUniversit^,  le  doyen 
de  la  Facult^  de  midecine  et  le  secretaire  de  Tüniversit^  (r^glement  g^n^ral, 
art.  47). 
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Art.  21.  La  Facnlt^  pent  exceptionnellement  proposer  k  TUniversit^  de 
conf6rer  le  grade  de  doctenr  honoris  cansa  ä  des  hommes  distingn^s  qni  ont 
rendn  des  Services  k  la  science  m^dicale. 

Lausanne,  septembre  1891. 

An  nom  dn  Conseil  de  la  Facult^  de  m^decine, 
Le  doyen:  D'    Marc  Dnfonr. 
Le  secrö taire :  D^"  E.  B  n  g  n  i  o  n. 

Le  Departement  de  llnstraction  pnbliqne  et  des  Caltes  appronve  le  rägle- 
ment  de  la  Facult6  de  m^decine. 

Lausanne,  15  octobre  1891. 

Le  Chef  du  Departement:  £.  Rnffy. 

Appendice. 

Art.  7.  Les  principaux  objets  d'enseignement  de  la  Facnlte  de  m^decine 
sont: 

o.  Sciences  propSdeutiques :  1.  la  physique;  2.  la  chimie  inorganique  et  or- 
ganique;  3.  la  botanique;  4.  la  Zoologie  et  Tanatomie  compar6e;  5.  Tanatomie 
et  la  Physiologie  g^n^rales ;  6.  Tanatomie  humaine  et  la  dissection ;  7.  Tembryo- 
logie;  8.  Thistologie  et  la  microscopie;  9.  la  Physiologie. 

b,  Sciences  midicales  propremen/  dites :  10.  la  pathologie  generale ;  11.  l'a- 
uatomie  pathologique  et  la  bact^riologie ;  12.  la  pathologie  interne  et  la  clinique 
m^dicale;  13.  la  s^meiologie;  14.  la  pathologie  externe  et  la  clinique  chirurgi- 
cale;  15.  la  mödecine  oplratoire;  16.  Pobstetrique  et  la  clinique  obstetricale ; 
17.  la  gyn^cologie;  18.  Tophtalmologie  et  la  clinique  ophtalmologique ;  19.  les 
maladies  yeneriennes  et  cutan^es ;  20.  la  psychiatrie  et  la  clinique  psychiatrique ; 
21.  la  chimie  physiologique  et  pathologique ;  22.  la  mati^re  midicale  et  la  phar- 
macologie;  23.  la  th^rapeutique ;  24.  la  toxicologie;  25.  la  m^decine  legale; 
26.  rhygi^ne;  27.  Thistoire  de  la  mädecine. 

L  L^enseignement  de  la  physique,  de  la  chimie  inorganique  et  organique, 
de  la  botanique,  de  la  toxicologie,  de  la  Zoologie,  de  Fanatomie  compar^e,  ainsi 
que  de  Panatomie  et  physiologie  gen^rales.  est  donn^  aux  etudiants  en  m^decine 
par  la  Faculte  des  sciences.  Les  etudiants  sont  soumis  pour  ce  qui  concerne  ces 
conrs  au  rfeglement  de  la  dite  Faculte. 

IL  Le  Programme  des  cours  de  la  Faculte  de  m^decine  est  dispos^  de 
maniere  que  le  cycle  des  etudes  prop^deutiques  puisse  etre  parcouru  en  quatre 
semestres  et  le  cycle  des  etudes  m6dicales  proprement  dites  en  cinq  semestres 
(r^gl.  g6n.,  art.  6). 

m.  Le  prix  des  cours  th^oriques  est  fixe  par  le  röglement  g^n^ral  (art.  33), 
k  raison  de  5  francs  par  semestre,  pour  chaque  heure  hebdomadaire. 

IV.  Le  prix  des  travaux  pratiques  et  des  cliniqnes  est  ^x€  comme  suit: 
Cours  de  dissection  (pour  Thiver  entier)  fr.  70.  Travaux  anatomiques  (se- 
mestre  d'ete)  fr.  15.  Travaux  embryologiques  (un  aprfes-midi  par  semaine)  fr.  15. 
Technique  du  microscope  fr.  10.  Travaux  histologique  (deux  apräs-midi  par 
semaine)  fr.  30.  Travaux  au  laboratoire  de  physiologie  fr.  15.  Travaux  d'histo- 
logie  pathologique  fr.  25.  Demonstrations  d'anatomie  pathologique  et  cours  d'au- 
topsies  fr.  25.  Clinique  m^dicale  fr.  37.  50.  Clinique  chirurgicale  fr.  37.  50.  Mede- 
eine  operatoire  fr.  25  dont  fr.  5  au  domestique  de  Tamphitheätre  d'anatomie. 
Clinique  obstetricale  fr.  25.  Cours  d'operations  obstetricales  fr.  15.  Clinique  oph- 
t&tmologique  fr.  20.  Cours  d^ophtalmoscopie  fr.  10.  Psychiatrie  et  clinique  psychia- 
trique fr.  15.  Clinique  des  maladies  cutan^es  fr.  15. 
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43.  6.  Reglement  de  la  faeultö  des  lettres  k  TUniversiti  de  Lausanne.  (Du  15  sep- 
tembre 1891.) 

Chapitre  premier.    Conseil  de  Faculte. 

Art.  l«*".  Le  Conseil  de  la  Faculte  des  Lettres  est  compose  des  professeurs 
ordinaires  et  extraordinaires  qui  enseignent  k  cette  Faculte. 
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Art.  2.  Leg  professenrs  charg^s  de  conrs  libres,  les  privat-docents  et  \t» 
lecteurs  penvent  etre  convoqu^s  aux  s^ances  du  Conseil  ponr  exprimer  lenr 
avis  sur  les  questions  interessant  lenr  enseignement. 

Chapitre  IL    Etudiants. 

Art.  3.  Les  6tadiants  immatricul^s  sont  admis  de'  plein  droit  i  suivre  les 
conrs;  les  auditenrs  qui  d^sirent  snivre  nn  conrs  nniversitaire  en  particnlier 
penvent  ^tre  tenns  d'en  faire  la  demande  an  professeur  int^ress^..  La  Faciilt6 
se  r^serve  de  limiter  lenr  nombre  snr  la  proposition  de  ce  demier. 

Art.  4.  Dans  chaque  conrs  le  professenr  et  antoris^  k  d^signer  an  ^tndiant 
qni  sert  d'interm^diaire  entre  le  professenr  et  son  anditoire. 

Chapitre  IIL    Grades  et  examens. 

A.  Licence, 

Art.  6.    II  y  a  trois  ordres  de  licence  es  lettres : 
1^  Licence  äs  lettres  classiqnes. 
2^  Licence  fes  lettres  modernes. 
3^  Licence  mixte. 

Diapositions  communes  aux  trois  ordrea  de  licence. 

Art.  6.  Ponr  §tre  admis  k  snbir  les  examens  de  licence,  le  candidat  doit 
fonmir : 

a.   nn  certificat  d'immatricnlation  ä  TUniversit^  de  Lansanne; 

6.   nn  cnrricnlnm  vitse; 

c.  des  pieces  6tablissant  qn'il  k  snivi  les  conrs  d'nne  facnlt^  des  lettres 
snr  les  branches  qni  fönt  l'objet  de  l'examen. 

Tontefois,  en  ce  qui  conceme  cette  derniäre  Obligation,  le  Departement  de 
rinstmction  publique  peut,  snr  le  pr^avis  de  la  Faculte,  accorder  des  dispenses. 

Art.  7.  II  y  a  examen  ^crit  et  examen  oral.  On  ne  pent  etre  admis  an 
second  qn'aprös  avoir  subi  le  premier  avec  succäs. 

Art.  8.  Chaque  ^preuve  est  appr^ci^e  par  les  chiffres  de  1  &  5,  ayant  la 
valeur  snivante;  1«  träs  bien;  2,  bieiy;  3,  passable;  4,  insuffisant;  5,  mal. 

Art.  9.  Dans  chacnn  des  deux  ordres  d'examen,  nn  mal  on  denx  insoffisant 
entrainent  rajonmement  du  candidat. 

Art.  10.  Le  candidat  est  autoris^  k  präsenter  k  la  commission  les  travanx 
qn'il  a  faits  an  conrs  de  ses  6tndes  nniversitaires,  k  condition  qn^ils  soient 
revetus  du  yisa  du  professeur  int^ress^. 

Art.  11.  Le  candidat,  parmi  les  branches  d'ensei^ement  qui  fignrent  an 
Programme,  peut  en  choisir  une  on  deux  qu'il  ait  sp^cialement  etudiies  et  les 
indiquer  comme  branches  principales.    Mention  en  est  faite  an  diplöme. 

Art.  12.  Le  diplöme  indique  si  le  candidat  a  et6  admis  avec  la  note: 
Trfes  bien. 

Art.  13.  La  commission  d'examen  est  compos^e  de  cinq  membres,  k  savöir 
de  trois  professenrs  appartenant  k  la  Faculte  et  de  deux  experts  Strängen  k 
rUniversite,  d^sign^s  par  le  Departement  de  Pinstmction  publique.  Parmi  les 
trois  professenrs  fignre  de  droit  le  doyen,  pr^sident  et  rapporteur  de  la  com- 
mission. Le  doyen  designe  les  professeurs  qui  doivent  compieter  la  commission. 

Art.  14.  La  commission  peut  tonjours  s'adjoindre  ponr  diriger  l'examen 
snr  tel  on  tel  objet  d'enseignement  le  professeur  on,  k  son  defaut,  le  privat- 
docent  qui  donne  cet  enseignement. 

Art.  15.  Un  rapport.  est  präsente  k  la  commission  nniversitaire  qni,  snr  le 
pr^avis  de  la  Facnlte,  ddcide  si  le  candidat  est  admiä. 

Art.  16.  Le  candidat  doit  se  faire  inscrire  un  mois  au  moins  avant  repoqne 
reguliere  des  examens,  qui  est   la  demiäre  semaine  de  chaque   semestre,  oa 
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qain2e  joors  avant  les  vacances  d'^t^  si  les  examens  doivent  avoir  lien  an  com- 
mencement  dn  semestre  d^hiver. 

Art.  17.  n  d^pose  entre  les  mains  da  secrätaire  de  TUniversit^  la  somme 
de  100  frs.  an  moment  oü  il  prend  son  inscription. 

Art.  18.    £n  cas  d'insncc^s,  la  moiti^  de  la  somme  vers^e  Ini  est  rendue. 

Licence  ^s  lettres  classiqnes. 

Art.  19.  L^examen  porte  snr  six  objets  d'euseignement :  latin,  grec,  frangais, 
allemand,  histoire,  Philosophie. 

Art.  20.    L'examen  ^crit  comprend  quatre  eprenves: 

1^  üne  compoaition  fran^aise,  dont  le  siget  porte  snr  la  brauche  on  Tnne 
des  branches  d^sign^es  par  le  candidat  comme  branches  principales.  Ce 
sujet  est  tir^  an  sort  entre  trois  sigets  choisis  par  le  professenr  int^ress^ 
et  approuY^s  par  la  commission.  Le  candidat  indiqne  les  sonrces  qn'il 
d6sire  consnlter  pour  son  travail.  La  commission  les  met  &  sa  dispo- 
sition  dans  la  mesure  da  possible  (Temps  accord^:  4  henres). 

2^  Une  composition  en  prose  latine.  Le  snjet,  qui  sera  toigours  pris  dans 
Tantiqnit^  classique,  est  tir^  an  sort  ainsi  qn'il  est  indiqn^  an  paragraphe 
pr6c6dent  (4  henres). 

3®  La  traduction  d'un  texte  latin  de  moyenne  difficnlt4  (2  henres). 

4^  La  traduction  d'un  texte  grtc  de  moyenne  difficnlt^  (2  henres). 

Ces  trayaux  se  fönt  &  huis  clos,  sons  la  snrveillance  d'nn  membre  de  la 
commission. 

Art.  21.    L*examen  oral  comprend  denx  parties: 

1®  Interrogations  gSnirales  portant  snr  les  mati^res  snivantes: 

Latin.    Antiqnit^s  et  histoire  de  la  litt^rature. 

Gree,    Antiqnit^s  et  histoire  de  la  litt^ratnre. 

Franfais.  Interpretation  d'an  texte  en  yienx  frangals,  de  moyenne  diffienlt^.  — 
Eistoire  de  la  litt^ratare. 

AlUmand.  Tradnction  k  livre  onvert  d'un  texte  de  moyenne  ^ifficnlt^.  — 
Histoire  de  la  litt^rature  de  1770  k  1830. 

Histoire  grecqne  et  romaine. 

29  Interrogations  speciales,  portant  snr  des  mati^res  choisies  par  le  candidat 
et  sonmises  d'avance  k  Tapprobation  des  professenrs  enseignants: 

Latin.    Onvrages  on  fragments  d'onvrages,  2  en  prose,  2  en  vers. 

Grec.    Onvrages  on  fragments  d'onvrages,  2  en  prose,  2  en  vers. 

Vteux  frangaisi  Onvrages  on  fragments  d'onvrages,  2  en  prose  on  en  vers 
indiff^remment. 

Frangais  moderne,  Onvrages  on  fragments  d'onvrages.  2  en  prose, 
2  en  vers. 

Histoire.    Une  ^poqne. 

Philosophie,    Une  ipoqne  on  nn  Systeme. 

Licence  ^s  lettres  modernes. 

Art.  22.  L*examen  porte  snr  cinq  objets  d'enseignement :  fran^ais,  denx 
langxies  Vivantes,  histoire,  Philosophie. 

Art.  23.  Les  langnes  entre  lesqnelles  le  candidat  pent  choisir  sont  Falle- 
mand,  l'italien,  l'anglais,  et  exceptionnellement,  avec  l'agr^ment  de  la  Facnlt^, 
les  antres  langnes  qni  sont  enseign^es  k  l'Universit^. 

Art.  24.  Tont  candidat,  d^jä  portenr  dn  diplöme  de  la  licence  ^s  lettres 
classiqnes,  ponrra  obtenir  le  grade  de  licenci^  ös  lettres  modemes,  aprfes  nn 
examen  portant  snr  une  senle  langne  ^trang^re  qni  sera  tonjonrs  consid6r6e 
comme  ^tndi^e  sp^cialement  par  lui.  Les  frais  d'inscription  seront  r^dnits  dans 
ce  cas  ä  50  frs. 

Art.  25.  Tont  candidat,  d^sirenx  de  se  präsenter  en  meme  temps  anx  denx 
licences  ci-dessus   d^sign^es,   est  admis,   moyennant   une  seule  inscription  de 
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100  frs.,  &  snbir  l'examen  snppl^mentaire  pr^vn  par  Tarticle  pr^c^dent  (Epremres 
1  et  2,  article  26;  ^preaves  indiqn^es  ä  l'art.  27). 

Art.  26.    L'examen  6crit  comprend  trois  öpreuves: 

1^  Une  catnpoaition  frangaise  qni  se  fait  dans  les  m^mes  conditions  qne  U 
composition  analogne  exig^e  ponr  la  licence  ^s  lettres  classiqnes  (voir  Tart  20, 
paragraphe  1).    Temps  accord^:  4  henres. 

2^  Une  composition  dans  celle  des  langues  ^trang^res  qn'anra  indiqn^e  le 
candidat  (4  henres). 

3^  Une  Version  de  l'autre  langne  en  fran^ais  (2  henres). 

Art.  27.    L^examen  comprend  denx  parties: 

1^  Interrogations  genSixiles. 

Frangais.  Interpretation  d'un  texte  en  vieux  frangais,  de  moyenne  diffi- 
cnlt6.  —  Histoire  de  la  litt^ratnre. 

Langues  Stranghres,    Histoire  des  litt^ratnres  correspondantes. 

Histoire  de  la  nation  dont  le  candidat  a  indiqn^  la  langne  comme  speciale- 
ment  ^tudi^e  par  lui. 

2^  InterrogcUions  speciales, 

Langues  itranghres,  Ouvrages  on  fragments  d^onvrages  d^sign^  par  le 
candidat  et  ngr^^s  par  les  professeurs  enseignants.  (2  en  vers,  2  en  prose  poor 
chaque  langne.) 

Le  caüdidat  doit  de  plus  avoir  une  connaissance  historiqne  de  la  langae 
sp^cialement  ^tndi^e  par  Ini. 

Frangais,  histoire^  philosophie,  Meme  Programme  qne  ponr  la  licence  h 
lettres  classiqnes.  (Article  21,  paragraphe  2.) 

Licence  mixte. 

Art.  28.  L'examen  porte  snr  cinq  branches  choisies  par  le  candidat  panni 
les  objets  d^enseignement  de  la  Facult^.  Ces  cinq  branches  doivent  contenir 
nne  langne  vivante  et  nne  langne  ancienne.  Le  dipldme  mentionne  les  objets 
d'enseignement  snr  lesquels  a  ronl^  l'examen  et  dont  le  choix  a  6t6  sonmis  i  la 
ratification  de  la  Facnlt^. 

Art.  29.  Les  ^prenves  k  snbir  sont  d^termin^es  par  la  commission  d'examen 
dans  les  limites  snivantes:  Le  Systeme  sera  le  meme  qne  ponr  la  licence  b 
lettres  classiqnes.  II  y  aura  quatre  travaux  Berits.  L'examen  oral  comprendra 
nne  partie  generale  et  nne  partie  speciale. 

B.  Doctorat. 

Art.  30.  Le  grade  de  doctenr  6s-lettres  est  d^cem^  an  candidat  qoi  fait 
prenve  de  connaissances  approfondies  snr  nne  partie  restreinte  des  objets  d'eo- 
seignement  relevant  de  la  Facnlt^. 

Art.  31.  Ponr  6tre  admis  &  snbir  les  öprenves  dn  doctorat  fes-lettres,  le 
candidat  doit  adresser  au  doyen  de  la  Facnlt^  nne  demande  ^rit«  accompagn^ 
des  pieces  snivantes: 

a.  Un  certificat  d'immatricnlation  ä  TUni versitz  de  Lausanne; 

h.  un  cnrriculnm  vit« ; 

c,  une  dissertation  manuscrite,  en  fran^ais,  dont  le  sujet  se  rapporte  Ä  Ton 
des  objets  d'enseignement  de  la  Facnlt6; 

d.  la  faculte  peut,  snr  la  demande  dn  candidat,  rantoriser  ä  präsenter  sa 
dissertation  dans  une  langne  autre  qne  le  fran^ais. 

Art.  32.  Le  candidat  est  sonmis  k  un  examen  qni  porte  snr  trois  branches 
choisies  par  lui,  parmi  les  objets  d'enseignement  de  la  Facnlt^.  Son  choix  est 
souniis  k  la  ratification  du  Conseil  de  la  Facult^. 

Art.  33.  II  y  aura,  snr  chacnne  de  ces  trois  branches,  examen  6crit  et 
examen  oral. 

Art.  34.  Le  candidat  doit  obtenir  la  note  bien  ponr  la  brauche  qn'il  a  in- 
diqnöe  comme  sp^cialement  ^tudi^e  par  lui  et  la  note  passable  ponr  les  dem 
autres. 
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Art.  35.  S*ü  est  portenr  du  dipl6me  de  licenc^  fes-lettres  de  Füniversitö 
de  Lausanne  ou  d'un  titre  jug^  äquivalent  par  le  Conseil  de  la  Facnlt^,  il  peut 
etre  astreint  seulement  k  la  Präsentation  et  k  la  soutenance  de  la  dissertation. 

Art.  36.  Les  ^preuves  de  ce  grade  sont  subies  devant  le  Conseil,  qui  peut 
s'a^joindre  les  professenrs  charg^s  de  cours  libres  ponr  les  examens  portant  sur 
leurs  branches  d^enseignement. 

Art.  37.  La  dissertation  manuscrite  est  remise  au  doyen,  qui  la  fait 
circuler  parmi  les  membres  de  la  Facult^.  Deux  mois  apr^s  cette  remise,  le 
Conseil,  dans  une  s^ance  k  huis  clos,  entend  le  candidat  et  Fexamine  sur  le 
contenu  de  cette  dissertation ;  apr^s  quoi  il  autorise  on  refuse  Timpression,  mais 
Sans  86  prononcer  sur  les  opinions  du  candidat. 

Art.  38.  La  dissertation  est  imprim^e  k  250  exemplaires.  Ces  exemplaires 
sont  d^pos6s  au  secr^tariat  de  FUniversit^. 

Art.  39.  La  dissertation  est  discut^e  publiquement.  Apres  la  s6ance  de 
discussion,  qui  est  pr^sid^e  par  le  doyen,  le  Conseil  d^lib^re  sur  Fadmission 
du  candidat  et  le  doyen  fait  rapport  k  la  commission  universitaire. 

Art.  40.  Le  Conseil  de  la  Facult6  fixe,  suivant  les  cas,  F^poque  des 
examens  de  doct-orat. 

Art.  41.  Le  candidat  d6pose  entre  les  malus  du  secrdtaire  de  FUniversit^ 
la  sonune  de  200  frs.,  au  moment  oü  il  prend  son  inscription. 

Art.  42.  £n  cas  d'insuccfes,  la  moiti^  de  la  somme  vers^e  est  rendue  au 
candidat. 

Art.  43.  La  Facnlt^  peut  exceptionnellement  proposer  k '  FUniversit^  de 
conf^rer  le  grade  de  docteur  ^s-lettres  k  des  hommes  distingues  dout  eile  vent 
Honorar  le  m^rite. 

Chapitre  IV.    Dispositions  transitoires. 

Art.  44.  Les  candidats  qui  ont  subi  les  examens  Berits  et  oraux  de  la 
licence  d^aprös  Fanden  r^glement  sont  tenus  de  präsenter  leur  dissertation  de 
licence  pour  obtenir  le  grade  de  licenci^.  Suivant  la  valeur  de  cette  disser- 
tation, il  leur  sera  accord^  par  le  Conseil  de  la  Facult^  le  grade  de  licenci6 
et,  s'il  y  a  Heu,  celui  de  docteur. 

Art.  45.  Les  candidats  k  la  licence,  qui  ont  subi  des  examens  partiels  k 
la  Facult6  des  lettres  de  FAcad^mie  de  Lausanne,  sont  mis  au  b^nßfice  de  ces 
examens,  k  condition  quUls  subissent  le  reste  des  epreuves  exig^es  par  le  nouveau 
reglement  avant  le  31  d^cembre  1891. 

Lausanne,  le  22  juillet  1891. 

Au  nom  de  la  Facult6  des  lettres, 
Le  doyen:  G.  Renard. 

Le  Departement  de  FInstruction  publique  et  des  Cultes  approuve  le  regle- 
ment de  la  Facult6  des  lettres. 

Lausanne,  le  15  septembre  1891. 

Le  Cbef  du  Departement:  E.  Ruffy. 

Appendice. 

Les  principaux  objets  d'enseignement  de  la  Faculte  sont: 
1.  La  langue  et  la  litt^rature  fran^aises.  2.  La  philologie  romane.  3.  Les 
langnes  et  les  litt^ratures  des  peuples  du  Midi.  4.  La  langue  et  la  litt^rature 
allemandes.  5.  Les  langues  et  les  litt^ratures  des  peuples  du  Nord.  6.  La 
langue  et  la  litt^rature  latines;  les  antiquites  romaines.  7.  La  langue  et  la 
littörature  grecques;  les  antiquites  grecques.  8.  Les  langnes  et  les  antiquites 
orientales.  9.  La  philosophie,  l'histoire  de  la  philosopbie  et  la  philosophie  du 
droit.  10.  L'histoire  et  les  sciences  anxiliaires  de  Fhistoire.  11.  Les  sciences 
sociales  et  politiques.  12.  La  pedagogie. 
(Ldi  du  10  mai  1890,  article  7.) 
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44.  7.  Rftgiement  de  la  FaciiKö  des  sciences  ä  rUniversiti  de  Lausanne.  (Da  15 

octobre  1891.) 

Chapitre  premier.    Dispositions  gön^rales. 

Art.  l*'^-  Le  Conseil  de  la  Facnlt^  des  sciences  est  compo86  des  professeun 
ordinaires  et  extraordinaires  qni  enseignent  k  cette  Facolt^.    , 

Art.  2.  Les  professenrs  charg^s  de  conrs  libres  et  les  priTat-docents  peavent 
§tre  convoqn^s  aax  söances  da  Conseil^  ponr  exprimer  leur  avis  snr  les  questions 
interessant  lenr  enseignement. 

Art.  3.    Les  Conseils  de  section  sont  compos^s  des  professenrs  ordinaires 

et  extraordinaires  de  la  section.  Le  Conseil  de  la  section  des  sciences  math6- 

.matiqnes,  physiques  et  naturelles  est  pr68id6  par  le  doyen  de  la  Faculte;  ceuz 

des  autres  sections  le  sont  par  leur  directeur  respectif.  Ces  Conseils  ont  dans 

leur  comp^tence  les  questions  qui  Interessent  leur  section  seule. 

Art.  4.  La  section  des  sciences  techniques  est  r6gie  par  un  r^glement  spe- 
cial, approuve  pr6alablement  par  le  Conseil  de  la  Faculte. 

Art.  5.  Le  doyen  est  choisi  parmi  les  professenrs  qui  enseignent  dans  la 
section  des  sciences  mathematiques,  physiques  et  naturelles. 

Art.  6.  Le  Conseil  de  la  Faculte  et  les  Conseils  de  section  nomment  chacnn 
un  secretaire. 

Art.  7.  Le  doyen,  le  vice-doyen  et  le  secretaire  constituent  le  bureau  dn 
Conseil  de  la  faculte. 

Art.  8.  Tonte  decision  d^un  Conseil  de  section  peut  etre  deferee  au  Conseil 
de  la  faculte  par  le  doyen,  si  celui-ci  estime  que  le  Conseil  de  section  est  sorti 
de  ses  attributions.  Le  doyen  consulte  k  cet  effet  le  bureau  de  la  Faculte. 

Art.  9.  Chaque  raembre  d'un  Conseil  de  section  a  le  droit  d'exiger  quane 
affaire  soit  deferee  au  Conseil  de  la  Faculte. 

Art.  10.  Les  presidents  des  sections  preparent  le  rapport  annuel  de  lenr 
section  respective.  Apres  Tavoir  soumis  &  Tapprobation  de  leur  ConseU,  ils  le 
communiquent  au  Conseil  de  FacuHe.  Les  trois  rapports  sont  ensuite  reunls  et 
adresses  au  Recteur  par  le  doyen  de  la  Faculte. 

Art.  11.  Des  reglements  speciaux  approuves  prealablement  par  le  Conseil 
de  Faculte,  regissent  les  conditions  d'admission  et  de  travail  dans  les  divers  la- 
boratoires  de  la  Faculte. 

Chapitre  IL 

Art.  12.  Chaque  etudiant  est  tenu  d'indiqner,  lors  de  son  inscription,  celle 
des  trois  sections  k  laquelle  il  veut  se  rattacher. 

Art.  13.  Dans  chaque  cours,  le  professeur  est  autorise  k  designer  uh  etadiant 
qui  sert  dMntermediaire  entre  le  professeur  et  son  auditoire. 

Art.  14.  Les  etndiants  immatricuies  sont  admis  de  plein  droit  k  suivre  les  conrs. 

Art.  15.  Les  auditeurs  qui  desirent  snivre  un  cours  universitaire  on  parti- 
culier  peuvent  etre  tenus  d'en  faire  la  demande  au  professeur  Interesse.  La  Faenltä 
se  reserye  de  limiter  leur  nombre  sur  la  proposition  de  ee  demier. 

Chapitre  IIL    Grades  et  Examens. 
A.  Licences, 

Art.  16.    II  y  a  trois  licences: 

1.  Licence  es  sciences  mathematiques  et  physiques; 

2.  licence  es  sciences  physiques  et  naturelles; 

3.  licence  es  sciences  pharmaceutiques. 

Dispositions  communes  aux  trois  licences. 

Art.  17.  Pour  etre  admis  k  subir  les  epreuves  exigees  par  nne  licence,  le 
candidat  doit  adresser  au  doyen  de  la  Faculte  une  demande  ecrite  accompagnee 
des  pieces  suivantes: 
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0.  L'immatricnlation  k  TUni versitz ; 

h.\m  certificat  d'^tndes»  pronvant  qne  le  candidat  a  snivi  les  conrs  d'nne 
facttlt^  des  sciences  sur  les  branches  qui  fönt  Tobjet  de  son  examen.  Le 
Departement  de  Tinstniction  publique  peut  tontefois  accorder  des  dispenses 
h  cet  ^gard,  sur  le  pr^avis  de  la  Facnlt^; 

c.  un  cnrriculum  Titse ; 

d,  ^ventuellement,  ses  titres  et  travaux  scientiiiques. 

Art.  18.  Pour  chaque  licence,  il  y  a  des  äpreuves  th^oriques  (orales  et 
^critea)  et  des  ^preuves  pratiquös  (travaux  de  laboratoire). 

Art.  19.  La  r^ussite  des  äpreuves  th^oriques  est  conditionnelle  de  Tadmis- 
don  anx  ^preuTes  pratiques. 

Art.  20.  En  cas  d'insucc^s  dans  les  ^preuves  pratiques,  le  candidat  con- 
serre  le  droit  de  les  subir  k  nouveau  dans  Tune  des  deux  sessions  snivantes. 

Art.  21.  Les  ^preuves  orales  sont  subies  devant  un  jury  d'examen,  com- 
pos^  de  deux  professeurs  et  d^un  expert  d^sign^  par  le  Departement  de  Tinstruc- 
tion  publique. 

Art.  22.  Le  jury  appr^cie  chaque  epreuve  par  les  notes:  Tres  bien  =  1, 
bien  =  2,  passable  =  3,  insuffisant  =  4  et  mal  =  5. 

Art.  23.  Un  rapport  est  präsente  k  la  Commission  universitaire  qui,  sur  le 
pr^avis  du  Conseil  de  la  F^iculte,  d^eide  si  ie  candidat  doit  etre  admis. 

Art.  24.  Le  candidat  doit  se  faire  inscrire  un  mois  au  moins  avant  l'epoque 
reguliere  des  examens,  qui  est  la  demi^re  semaine  de  chaque  semestre,  ou  qninze 
jours  avant  les  vacances  d'ete,  si  les  examens  doivent  avoir  lieu  au  commence- 
ment  du  semestre  d'hiver. 

Art.  25.  Au  moment  oü  11  prend  son  inscription,  il  d^pose  entre  les  mains 
du  secretaire  de  rUniversite  la  somme  de  100  francs. 

Art.  26.  En  cas  d'insucc^s.  la  moitie  de  la  somme  vers^e  est  rendue  au 
candidat. 

Art.  27.  Le  candidat  n'est  admis  k  se  präsenter  que  trois  fois  pour  Tob- 
tention  d'une  m^me  licence. 

1.  Licence  hs  sciences  mathSmaiiques  et  physiques, 

Art.  28.    Les  ^preuves  orales  portent  sur  chacune  des  branches  suiTantes: 

Calcul  differentiel  et  integral.  —  Theorie  des  fonctions.  —  Geometrie  ana- 

lytique,   descriptive  et   de  position.  —  M^canique  theoriqne.  —  Astronomie.  — 

Physique  math^matique.  —  Physique  exp^rimentale.  —  Chimie  inorganiqne.  — 

Mineralogie. 

Art.  29.  L^examen  ecrit  consiste  en  deux  travaux,  tir^s,  Tun  de  Tanalyse, 
Tantre  de  la  g^ometrie. 

Art.  30.    L^examen  pratique  comprend: 

1.  Un  travail  graphique; 

2.  nne  manipulation  de  physique  ou  de  chimie. 

2,  Licence  hs  sciences  physiques  et  naturelles. 

Art.  31.    Les  ^preuves  orales  portent  sur  chacune  des  branches  snivantes: 

Physique  experimentale  et  m^teorologie.  —  Astronomie.  —  Chimie  inorganique, 

organique  et  analytique.  —  Mineralogie  et  petrographie.  —  Geologie  et  paieon- 

tolojp^ie.  —  Botanique.  —  Anatomie  et  Physiologie  generales.  --  Zoologie  et  ana- 

tomie  comparee. 

Art.  32.    L'examen  ecrit  consiste  en  trois  travaux  tires: 

a.  Du  groupe  des  sciences  physiqnes  (physique,  chimie,  astronomie) ; 

6. du  groupe  des  sciences  naturelles   (anatomie   et  Physiologie   generales, 

botanique,  Zoologie  et  anatomie  comparee) ; 
c.  du  groupe  des  sciences  geologiques  (geologie,  paieontologie,  mineralogie 

et  petrographie). 
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Art.  33.    L'examen  pratique  comprend: 

1.  Des  manipnlations  de  physique; 

2.  une  analyse  qualitative  et  nne  analyse  quantitative; 

3.  d6termination  de  min^ranx  et  de  roches; 

4.  d^termination  des  fossiles; 

5.  des  pr6parations  macroscopiques  et  microscopiqnes  d^anatomie  animale; 

6.  des  pr6parations  d'anatomie  v^g^tale  et  d^termination  de  v^g^tAox. 

3.  Licence  ha  sciencea  pharmaceutiques. 

Art.  34.  L^examen  theorique  consiste  en  deux  s^ries  d'^preuves  orales,  Tnne 
comprenant  les  branches  g6n6rales,  Tautre  les  branches  speciales. 

Art.  35.  La  rdussite  de  la  premi^re  s^rie  d'^preuves  est  seule  conditioimelle 
de  Tadmission  ä  l'examen  pratiqne. 

Art.  36.  La  premi^re  s^rie  d^^preuves  orales  porte  snr  chacune  des  branches 
suivantes :  Chimie  inorganiqne  et  organique.  —  Mineralogie.  —  Physique.  —  Bott- 
nique.  —  Anatomie  et  Physiologie  g^n^rales.  —  Zoologie. 

Art.  37.    L'examen  pratique  comprend: 

l.Une  analyse  toxique  avec  rapport  ^crit  et  d^taill^; 

2.  une   analyse  qualitative  d'un  m^lange  ne  renfermant  pas  plus  de  six 
substances ; 

3.  deux  analyses  quantitatives ;  Fune   par  la  m6thode  volum6triqne|  Tautre 
par  la  m^thode  gravim^trique ; 

4.  d6termination  microscopique  d'au  moins   cinq  substances,  drogues,  falsi- 
fications  de  denr^es  alimentaires,  etc.; 

5.  deux  pr^parations  de  chimie  pharmaceutique ; 

6.  un  memoire  snr  un  sujet  de  pharmacie,  de  pharmacognosie  ou  de  chimie 
appliqu^e. 

Art.  38.  La  deuxi^me  s^rie  d'^preuves  orales  porte  sur  les  branches  spe- 
ciales suivantes :  Chimie  analytique.  —  Chimie  pharmaceutique.  —  Botaniqae 
pharmaceutique.  —  Pharmacognosie.  —  Pharmacie.  —  Hygiene. 

B.  Doctorat,  ■ 

Art.  39.  Pour  etre  admis  ä  subir  les  6preuves  du  doctorat  ^s-sciences,  le 
candidat  doit  adresser  au  doyen  de  la  Facult^  des  seien ces  nne  demande  teilte 
accompagn^e  des  pi^ces  suivantes: 

a.  L'immatriculation  ä  TUniversit^  de  Lausanne ; 

6.  les  diplömes  ou  certificats  d'6tudes  d6j&  acquis; 

c.  un  curriculum  vitae; 

d.  le  mauuscrit  de  sa  dissert^tion.  dans  Tnne  des  troislangues  nationales.  Excep- 
tionnellement,  la  dissertation  pent  ^tre  remplac^e  par  un  travail  hnpnm^. 

Art.  40.  Deux  professeurs  sont  d^sign^s  par  le  Doyen  pour  apprecier  la 
dissertation  pr^sent^e  par  le  candidat,  ainsi  que  les  certiäcats  qui  raccompag- 
neut ;  ils  fönt  rapport  au  Conseil  de  Facult^.  Celui-ci  d^cide  sur  Tadmissibilite 
aux  ^preuves. 

Art.  41.  Les  öpreuves  pour  l'obtention  du  grade  de  docteur  comprennent, 
outre  la  dissertation  sus-indiqu^e,  un  travail  ^crit,  des  ^preuves  orales  et^  s'il 
y  a  lieu,  des  ^preuves  pratiques. 

Art.  42.  Le  travail  ^crit  est  fait  a  hnis-los,  et  dans  un  temps  donn^,  snr 
la  Science  que  le  candidat  d^clare  avoir  approfondie,  ou  sur  une  autre  branche 
choisie  par  lui.  Ce  travail  est  appr6ci6  par  deux  professeurs  d^signes  par  le  doyen. 

Art.  43.    II  y  a  trois  ordres  d'6prenves  orales  publiques: 

1.  Un  coUoquium  sur  la  science  principale  dont  est  tir^  le  sujet  de  la  disser- 
tation. A  cette  ^preuve  se  rattache  la  discussion  de  ce  travail; 

2.  une  äpreuve  sur  l'une  des  deux  sciences  compl^mentaires   de  la  science 
principale,  choisie  par  le  candidat  dans  la  colonne  h  du  tableau  ci-dessoos; 

3.  une  ^preuve  sur  une  autre  science ,   choisie  par  le  candidat  dans  la  co- 
lonne a  du  dit  tableau. 
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a.  Sciences  principales,  1.  Math^matiques ;  2.  M^caniqne;  3.  Physique;  4.  Astro- 
nomie; 5.  Chimie;  6.  Mineralogie;  7.  Geologie;  8.  Zoologie;  9.  Botaniqne. 

b.  Sciences  compl^entaires,  1.  M^caniqne  on  physique;  2.  Math^matiques 
ou  physique ;  3.  Math^matiques  ou  chimie ;  4.  Physique  ou  math^matiques ;  5.  Phy- 
sique ou  min^ralogie ;  6.  Chimie  ou  g^ologie ;  7.  Mineralogie  ou  Zoologie ;  8.  Geo- 
logie ou  botanique;  9.  Zoologie  ou  g^ologie. 

Art.  44.  Le  Conseil  de  Faculte  peut  dispenser  d'une  partie  de  ces  epreuves 
le  candidat  qui  presente  soit  un  diplöme  de  licencie  es-sciences  soit  d'autres 
titres  jug^s  suffisants. 

Art.  45.  L^examen  oral  se  fait  deyant  une  dei^gation  du  Conseil  de  faculte, 
presidee  par  le  doyen. 

Art.  46.  Le  procäs-verbal  des  examens  est  ins^re  aprfes  chaque  s^ance  dans 
un  registre  sp^cifü  signe  par  les  examinateurs  et  le  doyen. 

Art.  47.  Sur  le  rapport  des  professeurs  examinateurs,  le  Conseil  de  Facult6 
preavise,  ä  la  majorite  des  deux  tiers  des  membres  pr^sents^  sur  la  promotion 
du  candidat  au  grade  de  docteur.  Ce  pr^avis  de  la  Faculte  est  envoye  ä  la  Com- 
mission  universitaire. 

Art.  48.  Le  candidat  qui  n'a  pas  r^ussi  les  epreuyes  ecrites  et  orales,  ne 
peut  les  subir  k  nouveau  qu'apr^s  uu  deiai  minimnm  de  six  mois.  Apr^s  deux 
echecs,  le  candidat  ne  peut  plus  se  präsenter. 

Art.  49.  Le  candidat  ne  regoit  son  diplöme  de  docteur  qu'apr^s  avoir  d^pose 
au  secretariat  de  TUniversite,  250  exemplaires  imprimes  de  sa  dissertation.  Les 
exemplaires  sont  remis  au  Recteur  qui,  apr^s  en  avoir  preieve  le  nombre  n^ces- 
saire  pour  TUniversite,  remet  le  reale  au  Departement  de  l'Instruction  publique. 
Dans  le  cas  ou  un  ouvrage  imprime  aurait  remplace  la  dissertation  manuscrite» 
ce  nombre  pourra  etre  diminue  par  decision  de  rUniversite. 

Art.  50.  Le  droit  de  graduation  exige  pour  le  doctorat  est  fixe  k  200  francs, 
payables  en  mains  du  secritaire  de  FUniversite  au  moment  de  Tinscription. 

Art.  öl.  En  cas  d'insucc^s,  la  moitie  de  la  somme  versee  est  rendue  au 
candidat. 

Chapitre  IV,    Dispositions  transitoires. 

Art.  52.  Les  candidats  k  la  licence  qui  out  subi  des  examens  k  la  Facult6 
des  sciences  de  TAcademie  de  Lausanne,  peuvent  §tre  mis  par  le  Conseil  de 
Faculte  au  benefice  de  ces  examens,  k  condition  qn'ils  subissent  ayant  le  30  mars 
1892,  le  reste  des  epreuyes  exigees  par  le  nouyeau  r^glement. 

Lausanne,  le  24  juillet  1891. 

Au  nom  de  la  Faculte  des  sciences, 
Le  doyen:  Henri  Blanc. 

Le  Departement  de  Tlnstruction  publique  et  des  Cultes  approuye  le  r^gle- 
ment  de  la  Faculte  des  sciences. 

Lausanne,  le  15  octobre  1891. 

Le  Chef  du  Departement:  E.  Ruffy. 

Appendice. 

Principaux  objets  d'enseignement  de  la  FacUltS  des  sciences, 

A.  Section  des  sciences  mcUhSmatiques,  physiques  et  naturelles.  Calcul  in- 
finitesimal. —  Theorie  des  fonctions.  —  Geometrie  descriptive.  —  Geometrie 
analytique.  —  Geometrie  de  position.  —  Mecanique  rationnelle  et  appliquee.  — 
Astronomie.  —  Physique  mathematique.  —  Physique  experimentale.  —  Meteoro- 
logie. —  Chimie  inorganique.  —  Chimie  organique.  —  Chimie  analytique.  — 
Chimie  agricole.  —  Mineralogie.  —  Petrographie.  —  Geographie.  —  Geologie 
generale.  —  Stratigraphie.  —  Geologie  suisse.  —  Paieontologie.  —  Botanique 
generale.  —  Botanique  systematiqne.  —  Zoologie.  —  Anatomie  comparee.  — 
Anatomie  et  Physiologie  generales.  —  Hygiene.  —  Travaux  pratiques  dans  les 
diyers  laboratoires  dependant  de  la  Faculte. 
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B.  Section  des  aciencea  pharmaceutiques  soitEcoU  de  phamMcie.  Physiqne.— 
Meteorologie.  —  Chimie  inorganiqae.  —  Chimie  organiqne.  —  Chimie  analytiqne.— 
Chimie  pharmaceutique.  —  Chimie  biologiqne.  —  Toxicologie.  —  Mineralogie.— 
Geologie  generale.  —  Botanique  generale.  —  Botaniqae  sjstematiqne.  —  Zoo- 
logie. —  Anatomie  et  Physiologie  generales.  —  Microscopie  —  Pharmacognosie 
et  pharmacie.  —  Hygiene.  —  Travaux  pratiqnes  dans  les  divers  laboratoirea  de 
la  Faculte  des  sciences. 

C.  Section  des  sciences  techniques,  soit  Ecole  dHngSnieurs.  Calcnl  differentiel 
et  integral.  —  Geometrie  descriptive.  —  Stereotomie.  —  Geometrie  analytiqne.  — 
Geometrie  de  position.  —  Statique  graphiqne.  —  Mecaniqne  theoriqne.  —  M6- 
caniqne  industrielle.  —  Physiqne  experimentale.  —  Resistance  des  materianx.  — 
Physique  industrielle.  —  Electrotechnie.  —  Travaux  publics.  —  Architectnre.  — 
Oeodesie.  —  Topographie  praüque.  —  Chimie  inorganique.  —  Chimie  organiqne.  — 
Chimie  analytiqne.  —  Chimie  industrielle.  —  Metallurgie  du  fer.  —  Geologie 
technique.  —  Mineralogie  technique.  —  Dessin  technique.  —  Legislation  et  compta- 
bilite  industrielles.  —  Travaux  praüques. 


45.  8.  Reglement  de  la  Section  des  sciences  tecliniques,  soü  Ecole  iTingtaioirs 
ä  rUniversit«  de  Lausanne.    (Du  15  octobre  1891.) 

Chapitre  premier.    Etudiants.    Etudes.    Examens.    Dipldme. 

§  1«^     GinSralitSs. 

Art.  1®'.  La  section  des  sciences  techniques,  soit  Ecole  d'ingenienrs,  pre* 
pare  aux  carrieres  dlngenieur-constructeur,  d'ingenieur-mecaniden  et  d'ingenienr- 
chimiste. 

Art.  2.  La  duree  normale  du  cycle  des  etudes  necessaires  ä  Tobtention 
du  diplöme  d'ingenieur  est  de  sept  semestres. 

Au  point  de  vue  de  la  mati^re  enseignee,  les  six  premiers  semestres  sont 
groupes  deux  k  deux  en  annees  d^etudes. 

Art.  3.  Les  etudiants  qui  se  proposent  de  parcourir  le  cycle  normal  des 
etudes  en  vue  d'obtenir  le  diplöme,  doivent  se  faire  admettre  au  regime  interieor 
de  l'Ecole. 

Le  regime  interieur  consiste  en  un  ensemble  de  travaux  graphiqnes,  d'exe^ 
cices  pratiqnes,  d*operations  sur  le  terrain,  de  repetitions  et  d'inteirogatioBS, 
rationnellement  combine  avec  les  cours,  les  exercices  de  calcul  et  les  travaiix 
de  laboratoire. 

Art.  4.  L'admission  au  regime  Interieur  ne  peut  avoir  lieu  que  dans  1*1»^ 
des  deux  premieres  annees  d'etudes. 

§  2.     Conditions  de  Vadmission  au  rigime  intSrieur. 

Art.  5.  Sont  admis  de  droit  au  regime  Interieur,  dans  le  premier  semestre 
d'etudes,  les  candidats  porteurs  du  certificat  de  maturite  de  TEcole  indnstrielle 
cantonale,  du  baccalaureat  ös-lettres  special  du  Gymnase  cantonal,  ou  d^nn  titre 
reconnu  equivalent. 

Art.  6.  Les  candidats  porteurs  d'un  titre  donnant  egalement  droit  k  Fim- 
matriculation  k  l'Universite,  mais  n*impliqnant  pas  des  connaissances  speciales 
süffisantes,  sont  appeies  k  subir  un  examen  sur  tont  ou  partie  des  matiferes  da 
Programme  d'admission.  Ils  doivent,  de  plus,  justifier  d'une  certaine  pratiqne 
du  dessin  geometral  et  du  dessin  technique. 

L'examen  a  lieu  entre  le  15  et  le  20  octobre.  II  se  fait  devant  une  com- 
mission  composee  du  Directeur,  de  deux  professeurs  designes  par  Ini  et  du 
maitre  de  mathematiques  de  la  division  superieure  de  TEcole  industrielle 
cantonale. 

L'admission  est  prononcee  par  le  Conseil  de  TEcole,  sur  le  preavis  de  la 
Commission. 
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Art.  7.  Les  inscriptions  ponr  l^examen  d'admission  doivent  parvenir  k  la 
Direction  de  FEcole  ayant  le  10  octobre. 

Une  finance  de  vingt  francs  est  payable  en  mains  du  Directenr  au  moment 
de  rinscriptioii. 

Art.  8.  Les  candidats  d^poarms  d'un  titre  donnant  droit  k  rimmatri- 
calation  penvent  etre  admis  provisoirement  aa  regime  int^rienr,  k  la  suite  de 
Texamen  pr^vu  k  Tarticle  6.  Ce  provisoire  ne  peut  darer  plns  de  3  semestres, 
c'est-i-dire  qu'ayant  l'onvertQre  du  4^  semestre  d'^tades  Tint^ress^  doit  s'etre 
poorm,  aaprfea  d'un  Etablissement  dUnstmction  secondaire,  d'an  titre  permettant 
son  immatricnlation. 

Art  9.  L'accös  an  regime  int^rienr  est  anssi  oavert  au  commencement  de 
chacnn  des  2^«  S^  et  4<^  semestres  d'^tudes,  moyennant  que  le  candidat  n'ait  pas 
siÜTi  pendant  plns  d'nn  semestre  les  cours  de  l'Ecole. 

Les  admissions  de  cet  ordre  sont  sonmises  k  la  m§me  r^glementation 
g^n^rale  que  Celles  au  premier  semestre,  mais  de  plus  le  candidat  doit  faire  la 
prenve  qne  ses  connaissances  dans  les  diverses  brancbes  enseign^es  k  TEcole 
et  dans  les  travanx  g^aphiques  lui  permettent  d'achever  r^gulierement  le  cycle 
des  Etndes  et  d'aspirer  an  diplöme. 

£n  pareil  cas,  le  candidat  doit  s'inscrire  k  la  Direction  de  TEcole,  dix  jonrs 
an  moins  avant  Tonverture  dn  semestre,  en  acqnittant  une  finance  de  trente  francs. 

L'admission  est  prononc^e  par  le  Conseil  de  TEcole. 

Art.  10.  Les  candidats  Etrangers  que  leur  ignorance  de  la  Isngue  ou  tel 
autre  obstacle  sErieux  empßcherait  de  subir  d'entr^e  l'examen  d'admission  peuvent 
obtenir  da  Conseil  de  TEcole  un  d^lai  d'nn  semestre  ponr  r^gulariser  leur 
Position. 

Art.  11.  Sans  pr^judice  des  dispositions  g^n^rales  contenues  dans  le  r^gle- 
ment  de  TUniversitS^  et  dans  celni  de  la  FacultE  des  sciences,  le  regime  int^rieur 
de  TEcole  fait  Tobjet  des  mesures  speciales  consign^es  dans  les  paragraphes 
suiyants  du  präsent  chapitre. 

§  3.    Etudes.     TtxivatAX  graphiques. 

Art.  12.  La  finance  d'Ecole  est  de  cent  francs  par  semestre,  laboratoires 
en  8U8  couform^ment  aux  r^glements  spEciaux. 

Art.  13.  La  fr^quentation  des  conrs  et  rexEcution  des  travanx  graphiques 
sont  obligatoires. 

Art.  14.  En  dehors  des  heures  affect^es,  d'apr^s  Thoraire,  aux  cours  et 
aux  travanx  graphiques,  les  Etudiants  ne  peuvent  demeurer  dans  les  salles  de 
l'Ecole  Sans  Tautorisation  du  Directenr. 

Art  15.  Sons  peine  d'etre  frapp6s  de  nullit^,  tous  les  travanx  graphiques 
doivent  avoir  EtE  exEcut^s  k  TEcole  et  remis  au  Chef  des  travanx  graphiques 
dans  les  d^lais  fixEs. 

Art.  16.  Tout  projet  doit  etre  accompagn6  d*un  memoire  descriptif  et 
justificatif. 

Art.  17.  Sauf  d6cision  contraire  du  Conseil  de  TEcole,  les  cours  sont  6gale- 
ment  obligatoires  ponr  tous  les  Etudiants  de  la  m^me  ann^e,  queUe  que  soit  la 
sp^ialite  k  laquelle  ils  se  destinent  Les  projets,  en  revanche,  sont  en  rapport 
avec  la  spEcialitE  choisie. 

Ce  choix  doit  6tre  annoncE  k  la  Direction:  ponr  les  chimistes,  au  d^but 
des  Etudes;  ponr  les  constructeurs  et  les  m^caniciens,  au  commencement  de  la 
seconde  ann^e. 

Le  passage  d'une  spEcialitE  k  une  autre  ne  peut  avoir  lieu  qu'avec  Tassenti- 
ment  du  Conseil  de  l'Ecole. 

Art.  18.  Pendant  les  vacances  d*Et6,  les  6tudiants  fönt  des  travanx  dont 
les  Elements  leur  sont  foumis  par  des  visites  d'ateliers,  de  chantiers  on  de 
travaux  d*art,  et  consistant  en  croquis  et  dessins  accompagn^s  d'nn  memoire. 

Ces  travanx  sont  remis  le  1««"  novembre  au  Chef  des  travanx  graphiques. 
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Art.  19.  An  commencement  de  chaqne  ann^e  d^^tndes,  P^tndiant  d^pose 
en  mains  dn  Directenr  nne  somme  de  vingt  francs  desün^e  ä  convrir  les  frais 
qui  penvent  venir  k  sa  Charge  an  conrs  de  cette  ann^e.  Le  solde  de  ce  d^pot 
est  r^gl6  k  la  fin  de  l'ann^e. 

Art.  20.  Le  Conseil  de  FEcole  pent  priver  dn  b^n^fice  dn  regime  int^rieor 
r^tndiant  qni  ne  se  conformerait  pas  anx  rfegles  de  ce  regime. 

§  4.     Contröle  du  travaü  annuel, 

Art.  21.  Le  travail  des  6tudiants  est  k  la  fois  stimnl^  et  contröle,  dprant 
chaqne  semestre,  par  de  fr^qnentes  int«rrogations  (examens  partiels  on  rep^titioiu). 

Le  nombre  de  ces  interrogations  est,  antant  qne  possible,  proportionnei  a 
celni  des  henres  hebdomadaires  des  divers  conrs.  Elles  sont  organis^es  par  la 
Direction,  d'accord  avec  les  professenrs  int^ress^s. 

Art.  22.  A  Toccasion  des  examens  partiels  on  des  r^p^titions,  le  professenr 
pent  exiger  de  T^tndiant  la  production  des  notes  ppses  k  son  conrs. 

Art.  23.  II  y  a  en  ontre  dans  chaqne  branche,  ä  la  fin  dn  semestre,  ane 
interrogatiou  g^n^rale  snr  la  matiere  dn  semestre. 

Ces  examens  scmestriels  penyent  se  faire  par  öcrit. 

Art.  24.  Chaqne  interrogation  donne  lien  k  nne  note. 
La  note  la  plns  basse  est  z6ro;  la  plns  61ev6e  est  dix. 
Les  moyenues  s'^tablissent  k  nne  senle  d^cimale. 

Art.  25.  Tont  ^tndiant  qni,  sans  excnse  valable  fonmie  k  la  Direction,  iait 
•döfant  k  nne  interrogation  rec^oit  la  note  z4ro. 

Art.  26.  Les  notes  obtennes  dans  les  interrogations  d'nne  ann^e  fonmissent. 
par  lenr  combinaison  avec  celles  des  exercices  divers  et  des  travanx  gnraphiqnes, 
la  moyenne  g^n^rale  de  l'annöe,  k  la  valenr  de  laqnelle  est  snbordon^^e  la 
Promotion  de  l'^tndiant 

Art.  27.  Les  promotions  snccessives  de  T^tndiant  sont  snbordonn^es  k  la 
Kondition  gän^rale  qne  la  moyenne  de  Tann^e  atteigne  six. 

Elles  sont,  de  plns,  sonmises  anx  conditions  particnli^res  ci-aprfes; 

a.  Ponr  les  constrnctenrs  et  les  m^caniciens,  il  fant: 

1^  qn^en  premiäre  et  en  denxi^me  ann^e  la  moyenne  des  notes  relatives 

anx  brauches  math^matiqnes  atteigne  six; 
2^  qn'en  denxieme  et  en  troisi^me  ann^e,   ainsi  qne  dans  le  septi^me 

semestre,  la  moyenne  des  projets  atteigne  six. 

b.  Ponr  les  chimistes  il  fant: 

1^  qn'en  premi^re  et  en  denxieme  ann4e,  la  moyenne  des  branches  math^- 

matiqnes  et  chimiqnes  atteigne  six; 
2°  qn'en  troisi^me  ann^e  la  moyenne  des  branches  chimiqnes  atteigne  six- 

Art.  28.  L'^tndiant  qni  denx  fois  de  snite  na  pas  obtenn  la  promotion  est 
excln  d6finitivement  dn  regime  int6rienr. 

§  5.     Epreuves  du  dipldme, 

Art.  29.  Le  diplöme  dMng^nienr  s'obtient  moyennant  un  ensemble  d'^prettves 
qni  constitne  le  Conconrs. 

Art.  30.  Ponr  ponvoir  se  präsenter  an  Conconrs,  il  fant  avoir  €t€  pr^alable- 
ment  admis  an  regime  int^rienr. 

Art.  31.    Les  ^prenves  dn  diplöme  se  divisent  en  denx  gronpes,  savoir: 

a.  nn  examen  g^n^ral  snr   les    branches  essentiellement  th6oriqnes  qni  > 
lien  an  commencement  dn  cinqni^me  semestre; 

b,  nn  examen  g^n^ral  snr  les  branches  essentiellement  pratiqnes,  accom* 
pagn^  de  T^tnde  d'nn  projet  dont  le  Programme  est  fonrni  par  le  professeur 
chef  de  la  sp^cialit^  et  vis^  par  la  Direction.  Cette  seconde  partie  dn  Concoor^ 
a  lien  k  la  fin  dn  demier  semestre  d'^tndes. 

Art.  32.  Ponr  chacnn  des  gronpes  d'^prenves,  le  candidat  doit  s'inscrire 
anpr^s  dn  Directenr  trois  mois  an  moins  k  Tavance. 
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Art.  33.  Les  examens  du  Conconrs  se  fönt  devant  des  commissions  com- 
pos^es  chacnne  de  deux  membres  an  moins.  Pour  Texamen  pratiqne,  Tun  de 
«es  membres  est  ^tranger  k  Tüniversit^  et  d^sign^  par  le  Departement  de  Uns- 
tmction  publique  et  des  Cultes. 

Art.  34.  Les  projets  sont  soumis  k  Texamen  d'un  sp^cialiste  d^sign^  par 
le  Departement,  qui  les  appr^cie  de  concert  avec  le  professeur  chef  de  la 
specialite. 

Art.  35.  La  r^usslte  de  Texamen  th^orique  est  conditionnelle  de  Tad- 
mission  ä  la  partie  pratique  du  Concours. 

II  n'y  a  pas  de  compensation  entre  les  deux  parties. 

Art.  36.  Chacune  des  parties  du  Concours  peut  etre  tent4e  deux  fois,  k 
nn  an.  d'intervalle. 

Art.  37.  L'ex^cution  du  projet  peut  etre  differ^e  d'nn  an,  k  la  demande 
<du  candidat. 

Art.  38.  Sous  peine  d'etre  frapp4s  de  nullit^,  tous  les  dessins  du  projet 
doivent  avoir  €t€  exicutes  par  les  candidats  dans  les  locaux  de  TEcole  et  remis, 
avee  le  memoire,  au  Chef  des  travanx  graphiques  dans  le  d^lai  fixe  par  le 
Oonseil  de  TEcole. 

Dessins  et  memoire  deviennent  propriete  de  TEcole. 

Art.  39.  Le  diplöme  est  confere  par  l'Universite,  sur  le  preavis  du  Con- 
£eil  de  TEcole.  La  coUation  de  ce  titre  impliqne  que  les  epreuves  du  Concours 
ont  ete  subies  dans  leur  entier  et  que  le  resultat  general  en  a  ete  satisfaisant. 

Art.  40.  Le  diplöme  porte  les  signatures  du  Becteur  et  du  Secretaire  de 
rUniversite,  du  Doyen  de  la  Faculte  des  sciences,  du  Directeur  de  l'Ecole  et 
du  professeur  chef  de  la  specialite. 

Art.  41.  Le  droit  k  acquitter  pour  le  diplöme  est  de  cent  francs;  il  est 
payable  en  mains  du  Secretaire  de  TUniversite,  moitie  k  Tinscription  pour 
Texamen  theorique,  moitie  k  celle  pour  Texamen  pratique. 

£n  cas  d'insucc^s,  la  moitie  de  la  finance  pergue  est  remboursee  au  candidat. 

Chapiire  IL'  Administration. 

§  iw-    G^n^ralitSs. 

Art.  42.  —  La  surveillance  generale  des  etudes,  ainsi  que  Tadministration 
de  TEcole  et  de  ses  collections,  incombent  au  Conseil  de  l'Ecole  et  au  Directeur. 

Art.  43.  En  tant  que  section  de  la  Faculte  des  sciences,  l'Ecole  est  en 
rapports  arec  cette  Faculte.  La  uature  de  ces  rapports  est  determinee  par  le 
reglement  de  la  Faculte  des  sciences. 

§  2.     Conseil  de  r Ecole. 

Art«  44.  Le  Conseil  de  PEcole  est  compose  des  professeurs  ordinaires  et 
extraordinaires  attaches  k  TEcole.  Le  Chef  des  travaux  graphiques  y  a  voix 
konsultative. 

Art.  45.  Le  Conseil  est  convoque  par  le  Directeur  chaque  fois  que  les  cir- 
constances  Texigent.  La  convocation  peut  en  etre  requise  par  le  Doyen  de  la 
Faculte  des  sciences  ou  par  un  membre  du  Conseil  de  l'Ecole. 

Art.  46.  Le  Conseil  ne  peut  valablement  deiiberer  que  quand  il  a  ete  re- 
gulierement  convoque  et  que  trois  de  ses  membres,  au  moins,  sont  presents  k 
la  seance. 

Art.  47.  Tonte  decision  du  Conseil  de  l'Ecole  peut  etre  deferee  au  Conseil 
de  la  Faculte  par  le  doyen  s'il  estime  que  le  premier  est  sorti  de  ses  attributions. 

Art.  48.  Chacun  des  membres  du  Conseil  de  l'Ecole  a  le  droit  d'exiger 
qu'une  question  soit  soumise  au  Conseil  de  la  Faculte. 

Art.  49.  Les  Operations  du  Conseil  sont  consignees  dans  un  registre  de 
proces-verbaux  tenu  par  le  secretaire  du  Conseil. 
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Art.  50.  Le  secr^taire  est  choisi  parmi  les  membres  da  Conseil ;  il  est  61n 
par  celni-ci  pour  nne  p^riode  de  deux  ans  et  immödiatement  r^^ligible. 

Art.  51.    Le  Conseil  a  le  droit  de  censure  aar  les  ^tudiants  de  TEcole. 

§  3.    Direction, 

Art.  52.  Le  Directeur,  nomm^  par  le  Conseil  d'Etat  ponr  le  tenne  de  dem 
ans,  exerce  nne  sarreillance  g^n^rale  sur  la  marche  de  TEcole  et  pr^side  les 
s6ances  du  Conseil. 

Art.  53.  II  est  responsable  de  la  bonne  administration  des  coUections  (biblio- 
th^ques,  modales,  min^raux,  etc.)  qui  appartiennent  k  TEcole. 

Art.  54.  D'accord  avec  le  Conseil  et  sous  le  contröle  du  Departement  de 
rinstruction  publique  et  des  cultes,  le  Directeur  d^termine  Temploi  des  cr^ts 
annuels  allou6s  &  ces  collections. 

Art.  55.  II  dispose,  sous  le  contröle  du  dit  Departement,  du  credit  annuel 
qui  forme  sa  comp^tence. 

Art.  56.  II  adresse  chaque  ann^e  au  Doyen  de  la  Faculte  des  sciences  ob 
rapport  sommaire  sur  la  marcbe  de  TEcole. 

Art.  57.  Dans  la  r&gle,  le  Directeur  communique  officieUement  ayec  le 
Becteur  de  FUniv ersitz.  Exceptionnellement,  et  quand  il  s'agit  de  questions  d'ad- 
ministration  interieure,  il  peut  traiter  une  affaire  directement  avec  le  Departe- 
ment de  rinstruction  publique  et  des  cultes. 

Art.  58.  Le  Directeur  re^oit  les  plaintes  des  professeurs  contre  les  etndiants 
de  TEcole ;  il  les  transmet,  s'il  y  a  Heu,  avec  son  pr^avis  au  Conseil  de  TEcole,  qni  avise. 

Art.  59.    II  a  le  droit  de  censure  sur  les  etudiants  de  l'Ecole. 

Art.  60.  En  cas  de  maladie  ou  d'absence  prolong^e  du  Directeur,  la  sur- 
veillance  generale  et  Tadministration  de  TEcole  sont  confiees  k  un  snppl^ant 
designe  par  le  Conseil  de  TEcole  an  commencement  de  rannte  uniyersitaire  et 
agree  par  le  Departement. 

§  4.    Chef  des  travaux  graphiques, 

Art.  61.  Le  Chef  des  travaux  graphiques,  nomme-par  le  Conseil  d'Etot 
sur  le  preavis,  du  Conseil  de  TEcole  a  rang  d'assistant  et  fonctionne  comme 
repetiteur  de  mathematiques. 

Art.  62.    En  taut  que  chef  des  travaux  graphiques,  il  est  charge: 

a.  de  la  surveillance  generale  des  saUes  de  dessin ; 

b.  de  Tassistance  des  etudiants  et  des  candidats  au  diplöme  dans  Texecution 
de  leurs  projets. 

Art.  63.    En  taut  que  repetiteur  de  mathematiques,  il  est  charge: 

a.  de  la  surveillance  des  etudiants  pendant  les  exercices  de  calcui; 

b.  de  la  revision  des  calculs  effectues  au  cours  de  ces  exercices. 

Art.  64.  A  c5te  de  ces  attributions,  le  chef  des  travaux  graphique  a  ä  s^occuper. 
sous  le  contröle  du  directeur,  de  Tadministration  des  collections  de  TEcole. 

Art.  65.  Dur  an  t  les  heures  de  dessin,  le  chef  des  travaux  graphiques  doit 
tont  son  temps  ä,  ses  fonctions. 

Le  Conseil  de  la  Faculte  des  sciences  approuve  le  r^glement  de  la  Section 
des  sciences  techniques,  soit  Ecole  d'ingenieurs. 

Le  doyen  de  la  Faculte  des  sciences:  Henri  Blanc. 

Le  Departement  de  rinstruction  publique  et  des  Cult«s  approuve  le  r^le- 
ment  de  l'Ecole  d'ingenieurs. 

Lausanne,  le  15  octobre  1891. 

Le  Chef  du  Departement:  E.  Rnffy. 
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L  Lehrmittel. 
A.  DeutBche  Sprache. 

1.  Deutsches  Lesebnch  für  die  nntern  und  mittlem  Klassen  höherer  Schulen 
(Gymnasien,  Industrieschulen  etc.)»  von  H.  Lüning  und  J.  Sartori.  I.  Teil. 
3.  Aufl.,  neu  bearbeitet  von  K.  Schnorf.  In  8^.  304  S.  Zürich.  Fr.  Schulthess. 

2.  Deutsches  Übungsbuch,  Grammatik.  Orthographie  in  konzentrischen  Kreisen. 
Mit  Berücksichtigung  der  Schweiz.  Orthographie  für  Volksschulen  bearbeitete 
Ausgabe  B.  in  5  Heften,  von  F.  Faesch.  In  8®.   St.  Gallen.  Huber  &  Cie. 

3.  Lesebuch  für  die  Volksschule,  von  L.  Schmid.  II.  Teil.  4.  Aufl.  In  S»  124  S. 
Chur.  Jul.  Bisch.  Cart.  65  Cts. 

4.  Bilder  aus  der  Geographie  und  Geschichte  des  Kantons  Glarus.  Lesestflcke 
für  die  Mittel-  und  Oberklassen  der  glamerischen  Elementarschule,  von  Otto 
Herold.  Umgearbeitet  und  mit  Skizzen  versehen  von  Hrch.  Heer,  Schulinspektor. 
Glaras,  1891. 

5.  Deutsches  Lesebuch  für  die  untern  Klassen  Schweiz.  Mittelschulen.  Basel, 
E.  Birkhäuser.  421  S.  gebd.  Fr.  1.  70. 

6.  Abriss  der  deutschen  Grammatik,  von  Dr.  J.  J.  Bäbler  und  S.  Heuberger. 
Aarau.  H.  R.  Sauerländer.  1891.  8<>.  66  S. 

7.  Der  elementare  Sprachunterricht  an  Hand  der  Büegg'schen  Sprach-Lehr- 
bücher  für  die  schweizerischen  Volksschulen,  von  F.  Hunziker.  Zürich. 
Orell  FüssU  &  Cie.  26  S.    Fr.  1. 

B.  Französische  Sprache. 

8.  Französisches  Lese-  und  Übungsbuch,  von  S.  Alge.  St.  Gallen.  Huber  &  Cie. 
231  S.    Fr.  2.  40. 

9.  Livre  de  lecture  &  Tusage  des  i^coles  de  la  Suisse  romande,  par  F.  Benz. 
6»«  6d.,  revue  par  L.  Favrat.  Avec  illustr.  8<*.  328  p.  Lausanne.  F.  Payot. 
Cart.  fr.  1.  50. 

10.  Grammaire  et  lectures  fran^aises  k  Tnsage  des  ^coles  allemandes,  par  P. 
Bauderet  et  Ph.  Reinhard.  I>"e  partie.  2»"«  ^d.  gr.  8^.  96  p.  Beme.  Schmid, 
Francke  &  Cie.  Cart.  90  et«. 

11.  La  patrie.  Livre  de  lecture  pour  le  degre  sup^rieur  de  l'enseignement 
primaire  par  C.  W.  Jeanneret.  o«»«  6d.  Avec  illustr.  fra.  4.  20.  Lausanne. 
H.  Mignot. 

12.  Exercices  et  lectures.  Cours  ^lementaire  de  langue  frangaise  d  Tusage  des 
4coles  allemandes,  par  H.  Rufer.  17i"«  ^d.  80  p.  Bern.  Schulbuchhandlung 
Antenen  (W.  Kaiser).     1890.  Cart.  90  cts. 
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IH.  Übangsbnch  znm  Übersetzen  ins  Französische,  im  Anschlasse  an  des  \>r- 
fassers  franz.  Schulgrammatik,  von  J.  Ottens.  139  S.  Zürich.  Art  Institut 
Orell  Fttssli  &  Cie.    Cart.  Fr.  1.  60. 

C\  Italienische  Sprache. 

14.  Cours  .de  langne  itaiienne  h.  Tosage  des  Cooles  et  des  Stades  priv^.  par 
Ch.  Eisener.    480  p.  Lausanne.  F.  Payot.  Toile.  frs.  5. 

D.  Rechnen  und  Geometrie. 

15.  Das  bürgerliche  Geschäftsrechnen.  Für  schweizerische  Real-,  Sekundär-. 
Bezirks-  und  Fortbildungsschulen.  Von  F.  Fftssler.  5.  Aufl.,  bearbeitet  von 
R.  Kaufmann-Bayer.  In  8^.  208  S.  Bern.  J.  Heubergers  Verlag.   Fr.  2.  70. 

1 6.  Praktische  Kopf-  und  Zifferrechnungsaufgaben  aus  dem  bürgerlichen  Geschäft:^- 
und  Berufsleben,  für  gewerbliche  und  allgemeine  Fortbüdungsschulen.  Ton 
C.  Führer.  Heft  I.  In  8^.  47  S.  St.  Gallen.  F.  Hasselbrinck.  50  Cts. 

17.  Übungsaufgaben  zum  Kopfrechnen  für  den  Schul- und  PrivatuBterricbt  von 
L.  Schmid.  H.  Teil.  2.  Aufl.  In  8«.  162  S.  Chur.  Jul.  Rieh.  Fr  2.  50. 

18.  Aufgaben  zum  praktischen  Rechnen  für  schweizerische  Volksschnlen.  toii 
H.  Zahringer.  II.  Heft.  13.  Aufl.,  von  Enholtz.  In  8«.  32  S.  Zürich.  Meyer  & 
Zeller.  15  Cts. 

19.  Aufgaben  zum  Zifferrechnen  für  schweizerische  Volksschulen,  von  F.  Faesch. 
IV.  Heft :  Das  Rechnen  mit  Sorten.  Ausg.  A.  12.  vennehrte  und  verbesserte 
Auflage.  48  S.  St.  Gallen.  Huber  &  Co.  Cart.  40  Cts. 

20.  Übungsaufgaben  fürs  Rechnen.  Herausgegeben  von  einem  Verein  bündnerischer 
Lehrer.  Verlag  von  B.  Braun.  Schnlbnchhandlung,  Chur.  I. — IV.  Heft  15  Cts., 
V.— VL  Heft;  20  Cts.,  VII.  Heft  45  Cts. 

21.  Aufgaben  für  den  Unterricht  im  Rechnen.  VIII.  Schuljahr,  von  H.  Wydler. 
Ausgabe  für  Gemeindeschnlen.  Aarau.  Sauerländer.  1891.  25  Cts.  Dasselbe. 
Ausgabe  für  Bezirksschulen  70  Cts.  Beide  Werklein  auch  in  einer  ^Atl^ 
gäbe  fitr  den  Lehrer". 

22.  Leitfaden  für  die  Elemente  der  Algebra.  Bearbeitet  znm  Gebrauche  der 
Schüler,  von  M.  Zwicky.  IL  Heft,  6.  Aufl.   Bern.  Schmid,  Francke  ft  Cie. 

28.  Cours  de  g^om^trie  pratique  ä  Tusage  des  ecoles  primaires,  par  J.  Prossard 
Ä  F.  Corthery.  5"»«'  4d.  73  p.  Lausanne.  F.  Payot.  Cart.  60  Cts. 

E.  Geschichte. 

24.  Schweizerisches  Verfassungsbüchlein  oder  Grundzüge  der  Geschichte  der 
eidgenössischen  Bünde  und  der  Bundesverfassung.  2.  Aufl..  von  Dr.  J.  Strickler. 
Bern.  K.  J.  Wyss.  Fr.  2. 

25.  Abrege  d'histoire  suisse.  par  Henri  Cuchet.  Berne.  K.  J.  Wyss.  Cart.  fr.  1. 50. 

26.  Lehrbuch  der  Welt-  und  Schweizergeschichte  im  Zusammenhang.  fÄr 
schweizerische  Sekundär-,  Real-  und  Bezirksschulen,  von  J.  Schelling.  Ver- 
bessert und  vermehrt  durch  J.  Dierauer.  Mit  einer  Zeittafel  und  fÖnf 
historischen  Karten.  In  8«.  342  S.  St.  Gallen,  Huber  &  Cie.  Leinw.  Fr.  3. 25. 

27.  Abr^g^  d'histoire  g^n^rale  destine  A  l'enseignement  secondaire.  5™^  Edition 
revue  et  augment^e  par  J.  Magnenat.  In  12®.  260  p.  Lausanne.  F.  Payot. 
Cart.  Fr.  2.  50. 

28.  Kleines  Lehrbuch  der  Weltgeschichte  in  vorzugsweise  biographischer  Form. 
Für  den  ersten  L-nterricht  in  der  Geschichte  und  besonders  rar  schweizeriscbf 
Sekundär-  und  Bezirks-'^chulen.  von  P.  Dietschi.  11.  verbesserte  und  bis  anf 
die  neuesten  Ereignisse  fortgeführte  Auflage.  268  S.,  in  gr.  8®.  Solothnm. 
Jent  &  Cie.  Gebd.  Fr.  2.  40. 

29.  Schweizergeschichte  für  Bezirks-  und  Sekundärschulen,  von  B.  Fricker. 
5.  Aufl.,  in  gr.  8®.  195  S.  Aarau.  H.  R.  Sauerländers  Verlag.  Fr.  2.  20. 
Gebd.  Fr.  2.  60. 
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30.  Repetitorinm  der  allgemeinen  und  der  Schweizergeschichte  fUr  obere  Lehr- 
anstalten, von  G.  S.  Koch.  In  zwei  Kursen  dargestellt.  III.  Teil:  Die 
mittlere  und  neue  Geschichte  bis  zur  ersten  französischen  Kevolution  von 
1789.    194  S.  Basel.    Louis  Senke.    Cart.  Fr.  3. 

31.  Die  Bundesbriefe  der  alten  Eidgenossen.  1291 — 1513.  Zusammengestellt 
und  erläutert  auf  Veranlassung  und  nach  Beschluss  des  Historischen  Vereins 
der  fünf  Orte,  von  J.  J.  Ah.  Ein  Lesebuch  ftlr  das  Schweizervolk  und 
seine  Schulen.  Mit  20  Siegelabbildungen  und  3  Tafeln.  168  S.  Einsiedeln. 
Benziger  &  Gie.  Gebd.  Fr.  3.  50. 

32.  Aus  der  Geschichte  des  Schweizerlandes.  Ein  vaterländisches  liesebuch  fltr 
die  Schweizerjugend,  von  W.  Götz.  Zur  Pflege  nationaler  Gesinnung. 
2.  Aufl.   185  S.    Davos.    Hugo  Richter.  Cart.  Fr.  2. 

33.  Abrege  d'histoire  suisse.  par  Henri  Cuchet,  ib.  114  p.  Cart.  fr.  1.  50. 

F.  Geographie. 

34.  Geographie  für  höhere  Volksschulen.  IL:  Europa.  8.  Aufl..  von  J.  J.  Egli. 
In  80.   62  S.   Zürich.   Fr.  Schulthess.   60  Cts. 

35.  Premiers  el^ments  de  g^ographie  g6n6rale  et  de  geographie  de  la  Suisse  k 
l'nsage  du  degr^  interm^diaire  des  6coles  primaires.  par  J.  Magnenat. 
6»»»<^  M,  157  p.  Lausanne  F.  Payot.  Cart.  80  cts. 

36.  Leitfaden  für  den  Geographieunterricht  an  Sekundär-  und  Mittelschulen, 
von  R.  Hotz.  174  S.  Basel.  R.  Rieh.  vorm.  C.  Dettlofs  Buchhandlung.  Fr.  1.  20. 
Gebd.  Fr.  1.  40. 

37.  Geographie  illustr^e  de  la  Suisse,  par  N.  Jakob.  4"»«*  6d.  avec  28  vign.  88  p. 
Bienne.  Libr.  Scolaire  A.  Jakob. 

(t.  Naturgeschichte. 

38.  Leitfaden  zum  Unterricht  in  der  Naturgeschichte  für  höhere  Volksschulen, 
untere  Gvmnasien.  Seknndar-  und  Realschulen,  von  Dr.  R.Wartmann.  St.  Gallen. 
Huber  &  Cie.  10.  Aufl.  In  8«  IV.  220  S.  Gebd.  Fr.  1.  80. 

39.  Naturwissenschaftl.  Repetitorinm,  umfassend  Zoologie,  Botanik,  Mineralogie. 
Physik  und  Chemie  für  die  obem  Klassen  mittlerer  Lehranstalten,  von 
R.  Schläpfer.  In  gr.  8®.  200  S.  Schaffhansen.  Kommissionsverlag  von  Karl 
Schoch.    Fr.  3.  50. 

40.  Cours  el6mentaire  d^histoire  naturelle  k  Tusage  des  6coles  secondaires.  I*"*' 
partie:  Histoire  naturelle  de  Thomme,  par  H.  J.  GoUiez  et  J.  Oettli.  Ouvr. 
illustre  de  125  gravures.  247  p.  Lausanne.  F.  Payot. 

H.  Religion. 

41.  Kurze  biblische  Geschichte  für  die  untern  Klassen  der  kath.  Volksschule. 
NachBusinger.  —  Walthers  „Biblische  Geschichte",bearbeitetvonA.  Wallher. 
Mit  66  Illustrationen  und  einer  Karte.  96  S.  Einsiedeln.  Benziger  &  Cie. 
Cart.  30  Cts. 

I.  Musik. 

42.  Übunga-  und  Liederbncli  für  den  Gesangunterricht  an  Volksschulen,  von 
0.  Wiesner.  I.  Heft.  2.  Aufl.  In  8».  47  S.  Zürich.  Artist.  Institut  Grell 
Füssli  &  Cie.  60  Cts.  —  IL  Heft,  2.  Aufl.  In  8o.  86  S.  80  Cts. 

43.  Leitfaden  für  das  Studium  der  Musikgeschichte  für  den  Gebrauch  beim 
Unterricht,  von  B.  Brückmann.  149  S.  Zürich.  Verlag  von  (rebrüder  Hug. 
Fr.  2. 
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11.  Erinnerung  an  die  Jubiläumsfeier  der  kantonalen  Lehraastult  zu  Samen 
(Obwalden),  1891.  Von  P.  Rupert  Keusch,  0.  S.  B.,  Professor. 

Beilage  zum  Jahresbericht  über   die  Kantonai-Lehranstalt  zu  Sarsen 
(Obwalden),  1890/91. 

12.  Jahresbericht  über  das  Eantonsschülerhaus. 

Anhang  zum  Programm  der  aargauischen  Kantousschule  1891.  vom  Vor- 
steher Dr.  H.  Ganter-Schilling. 

E.  Mathematik. 

13.  Tber  die  cy klographischen  Bildkurven  der  Kegelschnitte.  Von  Dr.  Rob.  Flatt 

Wissenschaftliche.  Beilage  zum  Bericht  der  Realschule  zu  Basel  1890,91. 

F.  Verschiedenes. 

14.  Die  Lebensmittelkontrole  im  Kanton  Zug  und  deren  Handhabung  im  Laufe 
des  verflossenen  Dezenniums.    Von  Prof.  A.  Bieler,  Kantonschemiker. 

Beilage  zum  Jahresbericht  der  kantonalen  Industrieschule  des  städtischen 
Gymnasiums  und  der  Sekundärschule  in  Zug  1890/91. 

15.  Die  Uhr.     Von  F.  Brönnimann,  Professor. 

Beilage  zum  Jahresbericht  über  die  Kantonsschule  von  Solothum  1890(91. 


Beilage  IV. 


Besoldungsverhältnisse 

der 

PrimarlehreF  im  Kanton  Züpieh 

auf 

31.  Dezember  1892. 


Anmerknngeu:   Lehrer  uud  Lehrerinnen  beziehen  dieselbe  Be8oldnn^: 

1.  Gesetzliches  Minimum  von  Staat  und  Gemeinde  Fr.  1200. 

2.  Aiterszulagen  des  Staates  (je  Fr.  100  von  5  zu  5  Jahren   bis  Fr.  400) 
Fr.  100-400. 

3. 1)  Wohnung  (4  Zimmer,  Küche  etc.),   Pflanzland  (900  m^),   Holz  (6  Ster). 

4.  Pension  nach  30  Dienstjahren  im  Krankheitsfall  (Fr.  800 — 1000  per  Jahr). 

5.  Jährliche  Witwen-  und  Waisenrente  Fr.  400. 

6.  Nachgenuss  der  vollen  Besoldung  für  die  Hinterlassenen  während  6  Mo- 
naten (Stellvertretung  durch  den  Staat  bezahlt). 

7.  Yikariatsentschädigung  bei  Krankheit  bis  zum  vollen  Betrag  der  Kosten. 

8.  Freiwillige  Zulagen  der  Gemeinden. 

9.  Freiwillige  Beiträge  der  Gemeinden  zui-  Erhöhung  der  staatlichen  Pension. 
10.  Zulagen  des  Staates  für  Lehrer  und  Lehrerinnen  in  Berggemeinden  von 

Fr.  100—300. 

')  oder  je  nwh  den  lokalen  VerhiiltniNsen  entspreehende  FlntKchädij^iiiiK  von  Fr.  800 — KHX), 


Die  in   den  Rubriken  9 — 12  der  nachfolgenden  Zusammen.»*tellung  enthal- 
tenen Angaben  sind  in  den  Rubriken  4,  7  und  8  verwertet. 
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Lehrer 
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Be. 
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Fr. 
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dei 

StuUi 

Fr. 


Total 


Fr. 


Direli- 
gchiitt 

per 
Lehnt. 

Fr. 


Wert  d.  NatnraileistoBg 
oder  Ersatz  in  bar 


bO 


Ot 


Vt.   Fr.'  !?>.'     Fr 
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.5 
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10      11 
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Bezirk   Zürich. 


Kreii   I.  Zürich  -  Stadt 

II.  Enge     .    . 
Wollishofea 

Leimbach  . 

III.  Aussersihl . 
Wiedikon  . 

IV.  Unters  trass 
Oberstrass 
Wipkiugen 

'>  6  Ster  HoIb.  -  '» 
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2635 
3610 
2940 
2400 
1700 
3200 
3070 
3335 
3370 
2970 


900,130:1801210 
900,13011801210 


900  130  180 
600 130il80 


320 


1210 
910 


100  80  500 


900130 
800  180 


180 
130 


850  130  180 


800 
600 


180il30 


1210 
1110 
1160 
1110 


130180   910 


000  ni^  I^nd. 


^)  Vom  Staate  liesoldet. 
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Gemelnd  en 


Lehrer 


f. 


Qesetii. 

Bfl- 
soMeog 

Fr. 


Freiwill. 


der 
tieneinde 

Fr. 


Alten. 
ZilagM 

des 
Stutes 

Fr. 


Total 


Fr. 


Dir«h- 

leliiiti 

Mr 

Lehnt. 

Fr. 


Wert  d.  üitirdhiitaig 
oder  Krsats  in  bar 


60 


Fr. 


Fr. 


Total 


Fr.     Fr. 


Kreis  V.  Riesbach    . 
Hottingen  . 

Fluntern    . 

« 

Hirslanden 
Zarich-Stadt*)  . 

xxCSCu  •      •      .      . 

Alhisrieden  .  . 
Altstetten  .  . 
Birmensdorf 

Dietikon,  ref.    . 

„         kath. 

Höngg  .  .  . 
Ober-Engstringen 
Oerlikon  .  .  . 
Oetweil  .  .  . 
Schlieren .  .  . 
Seh  warn  endingen 
Seebach  .  .  . 
Uitikon  .  .  . 
Urdorf  .  .  . 
Weiningen    .     . 

Unter-Engstring 
Wytikon  .     .     . 
Zollikon  .     .    . 

Zollikerberg . 

Zürich'Land 
Zarich-Stadt 

Total 


18 
13 

5 

7 


170 

1 
2 
3 
2 
1 


8  ^ 

~.   42380;  10260 

— ;  313301  9300 

3i  7230  — 

—  11800  4200 

11  2360  — 

— ;  161701  3850 


6200 

3200 

400 

1400 

2100 


17  441050 110020  51900  602970 


58840 
43830 

7630 
17400 

2360 
22120 


8 

3270 
3370 
2540 
3480 
2360 
3160 


900 


10 


11 


lä 


130 1801210 


900 130 180!l210 


9001301 
850180, 
850180 
800130' 


180:1210 
1301160 


4 
1 
2 
2 
4 
1 
2 
2 
1 
1 
2 
JL 

36 

170 


1600 
3460 
5400 
3300 
1700 
1700 
1700 
1700 
5400 
1630 
7600 
1600 
3400 
3400 
7600 
1560 
3300 
3200 
1630 
1630 
3560 
1630 


400 
1500 

230 


1530 

800 

200 

400 

800 

40 


200 
800 
200 


3l  67700  7100 
171441050110020 


200 
1000 
300 
400 
200 
100 

500 
100 
700 
400 
600 
600 
900 
400 
100 
800 
400 
100 
500 


8300 
51900 


1600 
4060 
7900 
3600 
2330 
1900 
1800 
1700 
7430 
1730 
9100 
2000 
4200 
4400 
9300 
2000 
3400 
4000 
2030 
1930 
4860 
1830 


3224 

1600 
2030 
2630 
1800 
2330 
1900 
1800 
1700 
2460 
1730 
2270 
2000 
2100 
2200 
2320 
2000 
1700 
2000 
2030 
1930 
2430 
1830 


260 
350 
400 
310 
350 
350 
350 
350 
400 
250 
500 
240 
350 
350 


130 
180 


1160 
1110 


80 

100 

100 

80 

90 

90 

90 

90 

100 

100 

110 

100 

90 

90 


500,100 
200|100 
260  90 
250100 
250100 
250100 
400100 
250100 


60  400 

80'  530 

100'  600 

60'  450 

60:  500 

60,  500 

60!  500 

60j  500 

100!  600 

80;  430 

90-  700 

60  400 

60  500 

60,  500 

100'  700 


206  20;508750tll7120  60200 


83100 
602970 


2130 
3224 


686070 


3055 


60 
100 


360 
450 
80'  430 
80  430 
80^  430 
80,  580 
80'  430 


*)  Die  Gemeindeordnun^  der  Stadt  Zürich,  die  in  der  Hauptsache  auf  l.  Januar  )S8S 
faktisch  in  Kraft  tritt,  enthält  bezüglich  der  Besoldunj^sverhMltnisse  der  Lehrer  in  Neu-Zfiricli 
folf^;nde  Bestimmungen : 

Art.  164.  Die  Primär-  und  Sekundarlehrer  erhalten  frelwillifre  Zulagen  zur  gesetÄlichen 
Besoldung,  welche  so  bemessen  werden,  ilass  die  Gesamtbesoldungen  der  Prima rlehrer  je  nach 
der  Dauer  «les  Schuldienstes  Fr.  3800— 8800,  diejenigen  der  Primarlehrerinnen  Fr.  360p— 30»». 
diejenigen  der  Bekundarlehrer  Fr.  8400 — 4400  betragen. 

Die  Beträge,  welche  die  Stadt  nach  der  Jeweiligen  Wertung  durch  die  Bezirksschulpflegt* 
als  ErsatK  für  Wohnung,  Pflanzland  und  Holz  zu  bezahlen  hat,  sind  in  den  Ansätzen  Inbe* 
griifen  und  kommen  an  der  (lesamtbesoldung  für  diejenigen  Lehrer  in  Abzug,  welchen  dipsf 
Leistungen  in  Natura  gemacht  werden. 

Art.  105.  Die  Stadt  gibt  den  Primär-  und  Sekundarl ehrern  eine  freiwillige  Zulage  m 
dem  staatlichen  Huhegehalte  bis  auf  den  Gesamtbetrag  von  Fr.  »500,  den  Primarlehrerinnen 
bis  auf  den  Gesamtbetrag  von  Fr.  1500.  Die  Berechtigung  zum  .städtischen  Ruhegehulti' 
unterliegt  einer  periodischen  Revision. 

Art.  li3(J.  Die  Abstufung  der  Besoldungen  und  der  Kuhegehalte  ist  durch  Verordnunjf 
des  (irossen  Stadtrates  festzustellen.  Hiebei  darf  unter  im  übrigen  gleichen  Amt8verhält«ls«en 
nicht    eine  Verminderung  bereits  ausgerichteter  Besoldungen  <Mler  Ruhegehalte  stattflndcH. 
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Gemeinden 


Ltkrer 


••  I 


f. 


ikniü.    h^jwil!.  1  Alter.. 


Fr. 


Fr. 


Fr. 


Total 


Fr. 


.*) 


Dirch. 
ichitt 

Lehnt. 
Fr. 


Wert  d.  Naiiralieistiig 
oder  Ersatz  in  bar 


bo 


Fr. 


Alfoltern  .     . 
Zwillikon  . 

Aeugrsit     .     . 

Aeiigsterthal 
Bonstetten    . 
Hansen    .     . 

Ebertsweil 
Bedingen 
Eappel     .     . 

üerzlikon . 
Kuonan    .    . 
Maschwanden 
Mettmenstetten 

Dachelsen 

HelFersweil 

Rossau . 
Obfelden  . 

Toussen 

Ottenbach 

Riffers  weil 
Stallikon 

Buchenegg 
Wettsweil     . 

Total 


r 
r 


Adlij«\veil      .     . 
Hirzel.  Kirche  . 

Höhe     . 

Spitzen 

Morgen     . 

Arn 

Berg     . 

Käpfnach 
Hfltten     . 
Kilchberg 
Langnan  . 
Oberrieden 
Kichtersweil 

Samstagern 
Rüschlikon  . 

Schönenberü: 

Mittelberg 


Bezirk  Affoltern. 


?3 

-;  i: 

1- 

li- 

2  - 
2  — , 

1  -; 

2  - 

i;-' 

1  - 
1 - 

li-: 
1  — 

2,-j 

-I  i! 
1— . 

1!-: 

1.-1 
1  1  — ! 


4770! 
1530  t 

1530 ; 

1530 

1480 

3120 

3180 

1545 . 

3070 

1547, 

1490 

1540 

1540 

3160 

1540 

1490 

1530 

1580 

1560 

3180 

1590 

1570 

1540 

1490 

1540 


600  !  300 


t  * 


200 


^_  » 

1 



100 

400 

300 

100 

250 

.  100  ; 

200 

600  ! 

1 

100 

( 

400 

200 

1 

400 

100  ; 

200«) 

1 

200 

1 

200 

200  1 

600  . 

100 

200 

400  i 

100 

200«) 

5008)! 

5670 
1530 
1730 
1530 
1580 
3520 
3580 
1895 
3870 
1547 
1990 
1540 
1740 
3660 
1540 
1690 
1530 
1780 
1960 
3780 
1690 
2170 
1540 
1790 
2040 


30  '  2;  49642  \   2750  |4500  56892 


1890 
1530 
1730 
1530 
1580 
1760 
1790 
1895 
1935 
1547 
1990 
1540 
1740 
1830 
1540 
1690 
1530 
1780 
1960 
1890 
1690 
2170 
1540 
1790 
2040 


1778 


Bezirk  Horgen. 


1 
1 
1 
5 

1 
1 
2 
1 
3 
3 
2 
6 
1 
2 
1 


—  7080 
-i  1590 

1590 
1590 
9400 
1  1880 
1710 
1610 
— -  3460 

—  1615 
— I  5010 

—  4980 

—  3520 
— I 12600 
— I  1740 

—  3560 

—  1660 
li  1660 

— '  1660 


1200  •  800 


120 

200 

2950 

400 
400 
400 
150 

2150 
900 
600 

2318 
460 
800 
200 
200 
170 


100 

400 

1000 


100 
300 
400 
900 
700 
800 
1300 
4(X) 
500 
400 
100 
100 


9 


250.  80 
200  80 
200  80 
200  80 
150;80 
220  80 
250:  80 
200  85 
200|85 
200;  87 
150  80 
200,  80 
200'  80 
250  70 
200,80 
160,  70 . 
200'  70  1 
250  80 
220!  80 

2501  80 

220,  80 , 
200  80! 
150;  80  i 

200'  80 ; 


60  390 

50  330 

50  330 

50  330 

50  380 

60  360 

60  390 

60  345 

50  335 

60  347 

60  290 

60  340 

60  340 

60  380 

60  340 

60  290 

60  330 

50,  380 

60  360 

60  390 

70  370 

60  340 

60-  290 

60  340 


9080 

2245 

1590 

1590 

1810 

1810 

2190 

2190 

13350 

2670 

1880 

1880 

2110 

2110 

2110 

2110 

4160 

2080 

2165 

2165 

8060 

2690 

6580 

2190 

4920 

2460 

16218 

2700 

2600 

2600 

4860 

2430 

2260 

2260 

1960 

1960 

1930 

1930 

4(K)  90 
250  80 
250  80 
250.  80 
500  80 
500  80 
350  80 
250  80 
350  80 
250,  75 
300:90 
300  80 


80 

60 

60 

60 

100 

100 

80 

80 

100 

90 

80 

80 

80 

500'  90  100 
350  90  100 
400  80  100 


400 


80 


300 
3(K) 


80  80 


570 

390' 

390 

390 

680  i 

680 

510 

410 

530 

415 

470 

460 

560 

69(» 

540 

580 

460 


80  '   80  460  . 


0.1 
>4 


* 


■'ß 


^.i^ 


»)  Inkl.  Fr.  lOO  Berj<ziilH}?p.  —  »)  BcrjfKMlajfi».  —  ')  Inkl.  Fr.  100  Berjfzulajfe. 


i  der  Primtirlehrer  im  Kanton  Zürich. 


likm 

«•uhL 
k- 

rniwUl. 

ia 
tmmit 

in 

Trtai 

Vink- 

R>ld.!l>lnl]wlu;;| 

oderEmtiinhiir  1 

i.r.1. 

-3 

.s 

1 

I«W 

m.   r. 

Vr. 

Vr. 

Kr. 

Fr. 

Vr. 

h\. 

¥1. 

E 

¥t. 

TImIweil      .     .     . 

n  IS 
6  - 

11280 

3930      900 

16110 

2685 

'<•    10  11    >i 

500  80.100  680 

—  1  1 

1880 

1880 

1880 

500  80  100  680 

Gattikoii   .     .     . 

1 

-     1710 

675     - 

2385 

2385 

350  80    80  510 

W&densweil      .     . 

7 

—    13160 

5140    2000 

20300 

2900 

500  80  100  680 

,      Langrüti  .    .     . 

1 

—     1760 

600      100 

2460 

2460 

40(l|  80    80  560 

Ort       ...     . 

1 

-     1760 

600      400 

2760 

2760 

100:  80    80  !)60 

Stocken     .    .     . 

1 

-'     1760 

600      400 

2760 

2760 

400'80    80  56Ü 

Total  . 

53  (  3'l01225l  25163  12J00|l38488 

2475 

Bez 

irk  Heilen 

Erlenbocb     .    .     . 

2!- 

3850 

400 

800 

70  475 

HeiTliberK    .     .     . 

2  - 

3220 

400 

500 

75  410 

Wetzweil.    .     . 

1  - 

1560 

300 

300 

80  36U 

Hombrechtikoii     . 

2L. 
-     1 

3270 

1635 

630 
315 

400 
100 

100  4% 

Feldbach  .    .     . 

1  — 

1650 

500 

200 

100  450 

Uetzikon  .     .     . 

—    1 

1610 

100 

80  410 

Kilsnacht      .    .     . 

3  — 

5580 

1800 

1200 

75-660 

Limberg    .     .     . 

1615 

150 

200 

85  ilä 

1  Mftnuedorf    ,     ,     . 

4   - 

7200 

2000 

1400 

100  600 

Meileu-Dorf     .    . 

2  - 

3430 

600 

.WO 

8O1&IÖ 

-Berg    .... 

1  — 

1570 

100 

400 

90  370 

-Feld    .... 

1  — 

1650 

400 

100 

80  4Ö0 

-Ober    :    .     .     . 

2  — 

3220 

800 

600 

ra  410 

■  Oelweil    .... 

2 

3330 

300 

400 

80  465 

1  Stäfs.  Kirchbtlhl  . 

4 

_ 

6780 

1800 

1300 

75  496 

Uelikon    .    .    . 

2 

-'    3310 

200 

75  455 

Uerikoii     .     .    . 

1 

-     1645 

300 

100 

75  445 

1  Uetikon    .... 

3 

-:    4830 

600      500 

75  410 

Znmikon  .... 

1 

-,     1590 

150      200 

60  39Ü 

Totnl  . 

[35 ;  2  ;  62045 

11745    9300 

~ 

Bez 

rk  Hinnei 

Bäreutsweil      .     . 

2  1— 

3370 

_ 

300 

3670 

1835 

320   85 

80  4*5 

AdenWH-eil     .     . 

T 1^ 

1510 

200 

100 

1810 

1810 

150   85 

75  31U 

Betti-neil  .    .     . 

1  — 

1480 

350') 

1830 

1830 

150  80 

50;  280 

Fehren  watdsberg 

ii— 

1500 

150^) 

1650 

1650 

150   80 

70' 300 

Hof-Mttetschbuk 

1  ;— 

1515 

200 

1715 

1715 

150  85 

801315 

1      Tanne  .... 

1  —     15U 

1510 

1510 

150,  80 

80!  310 

WappensweJl     . 

1  1-      1511 

250») 

1760 

1760 

150'  80 

801810 

,  Bubikon  .... 

■2\-     33tiU 

400 

500 

4260 

2130 

3OO1  90 

90  480 

;      Wolfhau.*en  .    . 

1|-,     1560 

300 

10t 

1960 

1960 

200  80 

80  300! 

Dürnleu.  Unter-    . 

2 1-     3860 

400 

4060 

2030 

300  90 

9l)!4H0 

'      Ober-    .... 

1 

— 1     1680 
1;     1680 

200 
100 

2« 

1980 
1980 

1980 
1980 

300|  90 

90;  4M0 

,      Tann    .... 

2 

-1    3400 

600 

500 

45O0 

2250 

300;l(X) 

100'  500 

Fischenthftl-Bnden 

1 

—     1525 

200 

200 

1925 

1995 

I80I  85 

60,325 

1      Bödmen    .    .     . 

1 

- 

1490 

200 

3«) 

1990 

1990 

1.5* 

»1 

60 

290  1 
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fi«««««4«« 

Infatr 

fiMlIlL 

MwiO.    Att«. 
fahgi   liligei 

QnieiiJe  8tut«i 

T«tal 

Dirch- 
wkiitt 
>r 
Uhnt. 

Wirt  d.  Siiinlleisiiiig  i 
oder  Ersatz  in  bar  ' 

• 

T«lal 

H. 

I. 

Fr. 

Vr.          Vr. 

Fr. 

Pr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

'Fr. 

1 

2 

.3          4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

lä 

Gibgweil  .     .     . 

1 

'     1490 

-r- 

1490 

1490 

150 

80 

60 

290 

;     Hömli  .... 

1 

1     1510 

650>) 

2160 

2160 

150 

80;   80 

310  ! 

Lenzen     .     .     . 

1     1470 

1470 

1470 

150 

60 

60 

270 

Oberhof    .     .     . 

1 

—'     1465 

200 

400 

2065 

2065 

150 

70   45 

265 

Strahlegg      .     . 

1'     1470 

500«) 

1970 

1970 

150 

60 

60 

270 

2'         3320 

— 

300 

3620 

1810 

300 

80 

80 

460 

1     BertBchikon  .     . 

1 '-     1545 

1545 

1545 

200 

75 

70 

345 

Grent    .    .    .    . 

l'          1550 

200 

300 

2050 

2050 

200 

75 

75 

350 

Herschmetteln   . 

1           1565 

200 

1765 

1765 

200 

90i  75 

365 

Ottikon     .    .     . 

1  —      1565 

200 

400 

2165 

2165 

200 

90 

75 

365 

1  Grflningeu    .     .     . 

1           1570 

— 

200 

1770 

1770 

200 

90 

80 

370 

Binzäon  .     .     . 

1  1— i     1560 

400 

1960 

1960 

180 

90 

90 

360 

Itzikon      .     .     • 

1           1540 

— 

400 

1940 

1940 

180 

90 

70 

340: 

Hinweil    .     .     .     . 

2 

3320 

400 

400 

4120 

2060 

300 

90'  70 

460 

Bossikon  .     .    . 

1  -      1540 

100 

400 

2040 

2040 

180 

90 

70 

340 

'     Gyrenbad       .     . 

1-,     1490 

200 

200 

1890 

1890 

150 

80 

60 

290 

Hadlikon  .     .     . 

1  '— '     1510 

400 

1910 

1910 

150 

80 

80 

310 

Hingweil  .     .     . 

1           1470 

1470 

1470 

150 

7(1 

50 

270' 

Unterbach     .     . 

1  —     1490 

600») 

2090 

2090 

150 

80 

60 

290 

Unterholz      .     . 

1  —      1500 

1(K) 

400 

2000 

2000 

150 

70 

80 

300' 

Wernetshausen  . 

1           1500 

300 

400 

2200 

22(X) 

170 

80 

50 

300 

.Rüti 

6'-    11100 

3000 

1500 

15600 

2600 

4501  ICH) 

100 

650  , 

Fäg8chweil    .     . 

ll         1600 

200 

300 

2100 

2100 

250 

75 

75 

400 

j  Seegräben    .     .     . 

1           1560 
1,     1560 

3(X) 

1560 
1860 

1560 
1860 

200 

80 

80 

360 

Wald 

6         10500 

3780 

24CH) 

16680 

2780 

400 

90 

70 

560 

Güntidberg    .     . 

1      1480 

1480 

1480 

150 

80 

50 

280 

Hittenberg    .     . 

1           1480 

1480 

1480 

150 

80    50 

280' 

,     Hübli    .... 

1      '     1480 

— 

100 

1580 

1580 

150 

80    50 

280 

Lanpen      .     .     . 

2 ;         3000 

600 

3600 

1800 

150 

90    60 

3(K)  ' 

Riedt    .... 

1           1500 

300 

1800 

1800 

150 

90 

60 

300 

— 

1      1500 

1500 

1500 

150 

90 

60 

300 

I  Wetzikon,  Ober-    . 

3 

—     5100 

900 

400 

6400 

2135 

350 

90 

60 

500  1 

Unter  -Wetzikon 

2           3400 

400 

500 

4300 

2150 

350 

90 

60 

500 

£ttenhausen 

1  ;—      1550 

1550 

1550 

200 

90 

60 

350  i 

Kempten  .     .    . 

2,     .     3350 

200 

400 

3950 

1975 

300 

90    60 

450 

1      Robank     .     .     . 

1 1     ,     1600 

100 

400 

2100 

2100 

250 

90 

60 

400 

*     Robenhausen 

Total  . 

1.- 

1600 

2(K) 

400 

2200 

2200 

250 

90    60 

1 

1 

400 

68 

6119250 

13580 

17200 

150030 

2026 

1 

')  Inkl.  Fr.  2;M>  Ben 

irzula^ire.  —  ')  Iiik 

I.  Fr.  SOOBergzu 

läse.  —  ')  Inkl.  Fr.  i 

'<H)  HerjfzulHK»*- 

* 

Be 

zirk  Uster. 

Dübendorf    .     .     . 

2 

3260 
1      1630 

300 1     200 
200 

3760 
1830 

1880 
1830 

250 

80  100  430  , 

Gfenn  Hennikon 

1      1540 

200 

1740 

1740 

200 

80   60'  340 

Weil-Berg     .     . 

1 

1540 

200 

'    200 

1940 

1940 

200 

80   60  340 

j  Egg.  Vorder-    .    . 

2           3220 

200 

3420 

1710 

250 

80'  80 

410 

Hinteregg     .     . 

1 

1610 

200 

300 

2110 

2110 

250 

80    80 

410, 

!     Esslingen .     .    . 

1  —      1610 

200 

— 

1810 

1810 

250 

80    80 

410 

1  Fällanden     .    .    . 

1  '--      1600 
1      1600 

100 

100 
100 

1800 
1700 

1800 
1700 

250 

80|  70 

4(K) 

Greifensee    .    .     , 

1 



1610 

200 

400 

2210 

2210 

250 

80 

70 

410 

'1-; 


"M 


Be:«oldDng:sv«rhiltni!se  der  Primarlehrer  im  Kanton  Zörich. 


"  -^ 

1 

Wmliüi<d.>>l«t 

6*n«la4*i 

Sluta 

t«lal 

tdniti 
P« 
UM. 

rEmtliBW 

V 

1 

1 

T<W 

■-     '-  '      Kr 

t'r. 

F'r. 

Fr. 

Fr. 

Fr.!  Fr. 

tY 

1 

*Vi   * 

& .' 

a 

I 

b 

T" 

,«    .,     n 

Maar 

i;-   1600 

_ 

_ 

1600 

1600 

ä50:  80  '  70 '  400 

Aeseb  .... 

11-     1530 

150 

400 

2060 

2080 

180  80  70  330 

Ebmatingen  .     . 

1;-'    1530 

100 

300 

1930 

1930 

180  80 .  70   330 

regaikon  .    .    . 

1,~     1520 

300 

1820 

1820 

180,80  60  330 

Möachaltdorf    .    . 

2!— 

3140 

400 

400 

3940 

1970  220;  80  70  370 

.Schwerzenboch 

1550 

1550 

1^0  200;  80 1  70  35U 

Uster.  Kirch-   .     . 
Ober-    .... 

—    1 

5710 
1870 

2100 

700 

700 
200 

8510 
2770 

2840 
2770 

500j  90 ,  80 '  670 

3600 

1000 

4U0 

5000 

2500 

450:80  70 1  600 

Nieder-     .    .    . 

3400 

600 

200 

4200 

2100 

350  8O' 70' 500 

frendweil     .    . 

1  '— 

1550 

400 

1950 

1950 

200  80;  70;  350 

Känikon    .     .     . 

^|1 

1600 
1600 

150 
150 

300 

2050 
17B0 

2050 
1750 

350!  80  ^  70 ;  400 

Nossikon  .    .     , 

1550 

150 

300 

2000 

2000  20Üi  80  70 ,  350 

1      Riedikon  .    .    . 

1550 

200 

400 

2150 

2150 

aoojso  70  m 

SlllzbftCh    .      .      . 

1550 

150 

100 

1800 

1800 

aoo!  80  70 ,  350 

WennäUweil     . 

1  I—'    1550 

200 

200 

1950 

1950 

300180  10' m 

Volkentsweil    .     . 

1  '— '    1650 

300 

400 

2350 

2350 

300  80  70 

450 

liatenaweil    .     . 

1  -    1600 

200 

400 

2200 

2200 

350  80  70 

400 

Hegn«n     .     .     . 

1  1--^    1600 

1600 

1600 

350  80  70 

400 

Kindhansen  .     . 

ij-     1600 

100 

1700 

1700 

250  80  70 

400 

ZimikoQ    .    .     . 

—  I  1     1570 

100 

1670 

1670 

220  80  70 

370 

Wangen  .... 

1|--    1600 

200 

1800 

1800 

250:80  70 

400 

BrttttiBellen  .     . 

1  ,— 1    1550 

200 

100 

1850 

1850 

2O0!_8O'_70_ 

:eo 

Total  . 

lm\  6  66790 

8350  17400 

S2öm 

2013 

.   r 

BeZi 

k  Pfäffiko 

.. 

Banma     .... 

3  -,    4905 

600 

300 

5805 

1935 

300  75  60  ■  4© 

BlittersH-eil  .     . 

1  -]    1615 

150 

100 

1765 

1765 

180175  601313 

Lipperachweiidi 

1  -     1515 

400 

1915 

1915 

180  75  60   315 

Dndalen    .     .     . 

1  -1    1515 

1515 

1515 

180176  eo'si.i 

Fehtalt«rf    .     .    . 

2-1    3110 

300 

300 

3710 

18^ 

220:  75  i  60 ;  3K. 

Hittnan,  Ober- 

l    -     1560 

100 

1660 

1660 

320  80  60!  360 

Uuter-  .... 

Ij-I    1560 

— 

1560 

1560 

220,  80  1 60  i  360 

Dttrateleii      .     . 

1  -     1510 

1510 

1510 

leoi  70 ;  60 !  310 

!      Hasel    .... 

1  -     1505 

1505 

1505 

180  75   5OJ30Ö 

Hinan.  Ober-    .    . 

1  -     1585 

100 

1685 

1685 

250  76   60 :  385 

Unter-  .... 

1-     1555 

100 

100 

1755 

1755 

220,76   60:3-w 

Biaikon     .     .     . 

1-     1510 

200 

300 

2010 

2010 

180  70   60:310 

Horben     .     .     . 

1  -     1515 

100 

300 

1915 

1915 

180  75  1  60 ;  31ä 

Ottikoii     .    .    . 

2  —1    3040 

200 

400 

3640 

1820 

180  70   70-320 

Bykon-Eflfretik  i 

1  -!    1510 

200 

400 

2110 

2110 

180  70   60  ■  310 

Kybnrg    .... 

1  -,    1535 

400 

1935 

1935 

200  76  ■  60 ;  335 

Lindan     .... 

1  -     1530 

100 

1630 

1630 

200;  70  1  60  !  330 

Orafstall  .     .     . 

1  -     1485 

200 

100 

17% 

1786 

150  75  1  60 1  285 

!      Tagelawangeii    . 

1    -     1485 

100 

1585 

1585 

150;  75:  60   m 

i      Winterberff  .     . 

1  .-!    1485 

1485 

1485 

150,75  [60   285 

Pfäfäkon      .    .     . 

2-;    3510 

600 

300 

4410 

2205 

400,75,80    555 

AnBlikoii  .    .     . 

1  -     148-) 

1485 

1485 

150  75   60  m 

1      Hemiatsweil 

—  ;   1-    1405 

1465 

1465 

150  65   50 '  265 

IrseiihauHen 

1  — 

1485 

;-KH) 

KKI 

18^5 

1885 

150 

75 

60 

m 

BeaaldnugSTerhÄltDiase  der  Primarlehrer  im  Kanton  Zitrich. 


Mr» 

hHtd. 

hBlildl 

Altm- 

■■ir 

Sluln 

Dnck. 
.(biid 

Wtct  1.  Üilinlliiiliis  1 
oder  EruU  In  hnr  | 

«•«•iRilR 

MtH 

Total 

1 

J 

1 

T.Ui! 

■.    f. 

Kr. 

Kr.      '    Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

fr. 

Kr. 

Fr.  ' 

Wallikon       .    . 

a     8 

1480 

-       400 

1880 

1880 

150i  70  i  60 

280 

Rnssikon 

1535 

200 

300 

20a5 

2035 

200  75  1  60  :  335 

Gändisan  . 

1505 

1505 

ibm 

180  75  i  50  1  m> 

MadeUweü 

1 

1505 

100 

1605 

1605 

180,  75  i  50  •  mb 

KamUkon 

15(fö 

300 

1ÖÜ5 

1805 

180.  75    50    305 

SenBh.-Weilh 

lfm 

100 

1605 

1605 

180175   50    3ft5 

Stenienberg 

1460 

600') 

2060 

2060 

150,  76  1  35    260 

Gfell    .     . 

14^ 

1455 

1455 

150,  65  :  40    255 

Kohltobel 

1465 

650') 

2115 

2115 

150  75 

4i'  ,  265  1 

Kohlwiese 

1480 

2509) 

1730 

1730 

150!  75 

55    280  i 

Weisalin^en 

-■    1535 

100 

1635 

1635 

200' 75 

60    335  i 

Xeschw.-Dett 

1485 

100 

15^ 

1585 

150  75 

60 

285 

Theilingen 

1485 

100 

400 

1985 

1985 

150  73 

60 

285 

1  Wildberg      . 

1485 

150 

300 

1935 

1935 

150  75 

60 

285 

Schalcheu 

1485 

1485 

1485 

150  75 

60 

285 

Wyla  .    .    . 

1510 

200 

200 

1910 

1910 

190  65 

65 

310 

Manzeuhab 

1450 

1450 

1450 

150160 

40 

250 

Thalgarten 

— 

1460 

— 

__ 

1460 

1460 

150!70 

40    26011 

Total  . 

45" 

2,  71665 

3700  17600 

82965 

1765 

1 

~M 

'1  (nkl.  Kr.  »00  Ifa-rKiulHirf.  -  '|  Inkl.  Fr.  »0  BtrKiul«(CP.  -  •)  Ber^iulwr-                 11 

Bezir 

k  Winterth 

ur.                                          11 

Altikon     .... 

- 

1530 

200  '    - 

1730 

1730 

io:  70  i  60 

3H0 

Bratteo    .... 

1530 

150  ;  400 

2080 

2080 

UO  70  1  60 

330 

DSgerlen-Biitschw. 

1540 

100 

1640 

1640 

U)'R0 

60 

340 

Ober-Niederweil 

1500 

300 

1800 

1800 

WO  80 

40 

300 

DBitlikon      .    .    . 

15(fö 

100 

100 

1705 

1705 

l-Oj75 

50 

305 

Djnhard  .... 

1530 

200 

1730 

1730 

H0I7O 

60 

330 

Eachlikon      .     . 

1510 

100 

1610 

1610 

roi  70 ;  60 

£-0  80  1  46 

310 

Elgg 

4725 

l(föO 

800 

6575 

2525 

375 

Schneit     .    .     . 

1515 

1515 

1515 

S  Wl  70  :  45  1  315  1 

1 

1495 

200 

1695 

1695 

Co' 70 

45 

2ffii 

ZHnikon    .    .    . 

1500 

100 

300') 

1900 

1900 

UO  60 

60 

300 

Ellikon  8./Th.  .    . 

1530 

1530 

1530 

W) 

70 

60 

330 

Elsau 

3060 

200 

500 

3760 

1880 

W) 

70 

60 

330 

Gandetsweil      .    . 

1510 

200 

300 

2010 

2010 

1  0 

70 

60 

310 

1510 

100 

100 

1710 

1710 

1  0 

70 

60 

310 

Hagenbnch  .     .    . 

1500 

200 

100 

1800 

1800 

1  0  70 

60 

300 

Hettlingen    .    .    . 

1530 

300 

1830 

1830 

2^.  70 

60 

330 

Hofttetten    .     .    . 

1 

14^ 

1485 

1485 

1  0,70 

65 

285 

HngKenberg 

1515 

50 

6002) 

2165 

2165 

i  0 

70 

45 

315 

Dickbnch       .    . 

1465 

300ä) 

1765 

1765 

1  0 

70 

45 

265 

Neftenbach  .    .     . 

3170 

500 

3670 

1835 

i  0 

75 

60 

385 

Aexcli-Riedt 

1585 

400 

1985 

1985 

i  lO 

75 

60 

im 

Hünikon    .    .    . 

1535 

400 

1935 

1935 

i  o!75 

60 

335 

Ober-Winterthnr  . 

5160 

600 

1200 

6960 

2:^20 

i    0:75 

45 

520 

Hegi     .    .    .    . 

1585 

200 

17&T 

I7a5 

i  0'75 

60 

385 

ReullingeD    .    . 

1535 

1535 

1535 

a  0  75  i  60  '  335  || 

Sudel  .    . 

— 

1535 

100 

- 

1635 

16:^5 

i  0 

75 

60 

335  11 

r,  SOD  IlrrKtuliM^.  - 


'I  Inkl.  Fr,  «ih>  Elergiulago. 
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Besoldnngsyerhältnisse  der  Priraarlehrer  im  Kanton  Zürich. 


Gemei  nden 


Lehrer 


f. 


fleietzL 

lolding 
Fr. 


PreiwilL 

Ziltge 

der 

CJeHeinde 

Fr. 


Altert. 

Zilagen 

deg 

Staaiei 

Fr. 


Total 


Fr. 


Dvch- 
schiitt 

Lilint. 
Fr. 


Wert  d.  Satanllevtiig 
oder  Ersatz  in  bftr 


M> 


Fr. 


Fr. 


Tvlil 


Fr. 


2 


S 


Pfungen  .  . 
Eickenbach  . 
Scblatt     .    . 

Waltenst^in 
Seen    .    .     . 

£idberg     . 

Iburg  .  . 
Senzach    .     . 

Ohringen  . 
Töss  .  .  . 
Turbenthal  . 

Buhl     .     . 

Hutzikon  . 

Neubrunn 
Sitzberg-Schmidriti 
Veltheim  .    . 
Wiesendangen 

i  Winterthur  . 

Wülflingen  . 

Nenburg  . 
Zell      .    .     . 

Kollbrunn 

Langenhard 

Rykon  .  . 

Total 


4 


(> 


6 


10   II 


3 


3160 
— '  1580 
— ;  1565 
— I  1580 
— ;  6600 
1580 
1520 
1520 
1520 
10620 
1630 
1470 
1580 
1480 
1480 
11400 
1580 
— i  65100 
2  4200 
7040 
1600 
16001 
1540' 
1530 
1530 


101  5  187100 


400 
200 


400 
200 
200 

200 

3680 

200 

200 


2200 

400 

27000 

1800 
800 
200 
150 
300 

100 


I 


500 


600, 
400 


300 

1500 

400 


1400 
400 

8800 
600 
900 
400 
200 
200 

600») 
200 


4060 
1780 
1565 
1580 
7600 
2180 
1720 
1520 
2020 

15800 
2230 
1470 
1780 
1480 
1480 

15000 
2380 
100900 
6600 
8740 
2200 
1950 
2040 
2130 
1830 


2030 
1780 
1565 
1580 
1900 
2180 
1720 
1520 
2020 
2630 
2230 
1470 
1780 
1480 
1480 
2500 
2380 
3255 
3300 
2ia5 
2200 
1950 
2040 
2130 
1830 


250 

250: 

250| 
250 
300 
250 
200 
200 
200' 
450 
300 
150' 
1250 
150, 
150; 
5501 
2501 


75 
70 


55 
60 


70  45 

70  60 

80  70 

80  50 

70  50 

70j  50 

70  50 


70 
70 
70 
70 


50 
60 
50 
60 


70.  60 

70'  60 

80  70 

70,  60 


12 

380 
380 
365 
380 
450 
380 
320 
320 
320 
570 
430 
270 
380 
280 
280 
700 
380 


700il00;100!  900 

400100  60 

250100.  50 

250.  80'  70 

200   80;  60 

200   70  60 

200;  70'  60 


42430  '24000  253530 


2392 


')  Inkl.  Fr.  800  Rerjirxnlagre. 


Bezirk  Andelfingen. 


Andelfingen,  Gross 
Klein-  .     . 

Adlikon 

Alten    .     . 

Dätweil    . 

Humlikon 

Oerlingen 
Beuken  .  . 
Berg  .  .  . 
.  Gräslikon 
Buch  .  .  . 
Dachsen  .  . 
Dorf    .     .     . 

Feuerthalen 

Langwiesen 
Flaach     .     . 

Volken 
Flurlingen    . 
Henggart 


2 
1 


I 


3280 
1640 
1640 
1580 
1510 
1510 
1510 
1510 
1560 
1520 
1480 
1500 
1590 
1560 
1665 
1665 
1560 
3140 
1500 
3160 
1580 


800 
200 
100 
100 


200 

100 

200 
100 
100 
350 
150 
100 


100 
150 


400 
200 
100 
300 

300 

400 

2001 
100 


100 
400 

200 
800 
100 
100 
400 


4480 
2040 
1840 
1980 
1510 
1810 
1510 
2110 
1560 
1820 
1580 
1700 
1690 
1760 
2415 
1815 
1860 
3940 
1600 
3360 
2130 


2240 
2040 
1840 
1980 
1510 
1810 
1510 
2110 
1560 
1820 
1580 
1700 
1690 
1760 
2415 
1815 
1860 
1970 
1600 
1680 
2130 


300 

300 

250 
200 
200 
200 
200 
250 
200 
180 
ÖOO 
220 
220 


70i  70  440 
70  70  440 


70 
70 
70 
70 
70 
70 
70 
60 
60 
80 
80 


350  70 


250 
250 
180 
800 
250 


70 
70 
70 
40 


60 
40 
40 
40. 
40 
40, 
50 
40 
40 
90 
60 


380 

310 

8101 

BIOS 

810 

860 

320 

280 

300 

390 

360 


45  465 
40 


50 
501 
40! 


701  60 


860 

3701 

800 

880 

380 


•  •r^ 


Besoldnngsyerhältnisse  der  Primarl ehrer  im  Kanton  Zürich. 


UH 


M*i 


Lanfen-Uh  wiesen 
Nohl     .    .     . 

Marthalen  .  . 
EUikon  a.  Rhein 

Ossiii|?eii  .    .    . 

Rbeinau  .    .    . 

Stammheim,  Ober- 
Unter-  .     .     . 
Guntallttgen  . 
Waltalingen 

Thaiheim  .  . 
rTÜtikhauseu  . 

Triülikon  .  . 
Rndolfingen  . 
Wildensbuch 

Trnttikon      .     . 

Total 


Uknr 


f. 


fiutbl. 
Vt. 


Priiwill. 


mm- 

des 

Staltet 


Total 


Fr.         Fr. 


S 


2  — '  3160   400 
1!-|  1510 
2-1  3020   400 


300 
100 
300 
200') 
200 


-  !  1  1510 
2  3020 
11-!  1560, 

—  ■  1'  1560, 
2—  3220 ; 
2  —I  3220  I  200  .  700 


200 
150   — 
—  '  100 
200  i  400 


1 
1 


1510 
1510 


1  I—  1490 
-]  1  1460 
1  —  1510 


150  ;  — 
—  I  400 
200 
200  400 


1  — 
—  1 


1460 
1460 


200 


1  — •  1510   200 


400 
200 
100 


3860 
1610 
3720 
1710 
3420 
1710 
1660 
3820 
4120 
1510 
1660 
1890 
1660 
2110 
2060 
1660 
1810 


40 '  6  71350  5050  8100  =  84500 


Dink- 
seliiiit 

Lihnt. 

Fr. 


8 

1930 
1610 
1860 
1710 
1710 
1710 
1660 
1910 
2060 
1510 
1660 
1890 
1660 
2110 
2060 
1660 
1810 


250i 
200 
250 
200 

2oo; 


iaH7 


Wert  i.  Naiirilleiitu^ 
oderKrsatz  in  bar 


a 


¥t. 


Fr. 


Fr, 


Total 
Fr. 


')  Inkl.  Fr.  100  Berj^snlN}?«. 


Bezirk  Bülacb. 


ßachenbülach  . 

Bassersdorf 

Bülach     .     .     . 

Dietlikon      .     . 
Eglisan    .     .     . 

Tössriedern  . 
Freienstein  .     . 

Teufen      .    . 
GUttfelden  .     . 

Zweidien  - Aarüti 
Hochfelden   .    . 
Höri     .... 
Hftntwangen 

Kloteu      .     .     . 

Cferlisberg 
Lnfingen       .     . 
Nürensdorf  .     . 

Breite  .     .     . 

Ober-Birchweil 
Ober-Embrach  . 

Ünterwagenb. 
Opfikon-Oberh. 

Rafz  .  .  .  . 


In 

1  — 

3  — 

1 

2 

1 

3 

1 

1 

1 

2 

2 

1 
1 
1 
1 
1 


1,— 

1 
1 

3  — : 

-  1 


1560 
1580 
3180 
3280 
1740 
1590 
4770 
1470 
3040 
1470 
4680 
1540 
1540 
1540 
3120 
3180 
1590 
1480 
1540 
1500 
1510 
1520 
1580 
1540 
1540 
4560 
1520 


400 

700 
800  800 
400  I  100 
200  ;  300 
1100  ! 

400 ; 


600 
50 
—   100 


300 

200 
200 


200 

200 

200 

50 

200 


600 
200 
100 
100 

200 

lOÖ 
400 

400 

100 

300 
800 
100 


10  I  11 


70 
70 
70 
70 
70 


250  70  40 


300 
300l 
200 
200" 
150i 
150; 
200 
150l 
150 
200 


70 
70 
70 
70 
70 
70 


40 
40 
40 
40 
70 
40 


12 


60 

380 

40 

310 

40 

310 

40 

310 

40 

310 

70  40 
70  40 


70 
70 


40 
40 


360 

410 
410 
310 
310 
290 
260 
310 
260 
260 
310 


1960 

1960 

1580 

1580 

3880 

1940 

4880 

2440 

2240 

2240 

2090 

2090 

6470 

2160 

1920 

1920 

3140 

1570 

1470 

1470 

5580 

1860 

1740 

1740 

1840 

1840 

1840 

1840 

3120 

1560 

3380 

1690 

1590 

1590 

1580 

1580 

2140 

2140 

1500 

1500 

2110 

2110 

1520 

1520 

1880 

1880 

1590 

1590 

2040 

2040 

5360 

1790 

1620 

1620 

250  70  60  380 
250  80  60  !  390 


300 


80  i  60  '  440 


250  80  60  390 
250  80160  390 
150i80  40  270 
200!  80  I  40  i  320 
150,  80  '  40  ,  270 
220  80  60  \  360 
2001  80  60  ;  340 
200'  80  60  I  340 
200  80  60  I  340 
250|  60  50  360 

250  80  !  60  390 

150  80  !  50  280 
200  80  i  60  340 
180  80  1  40  ,  300 
180,  80  50  I  310 
200  80  40  I  320 
250  80  I  50  '  380 
200,  80  '  60  I  340 
200|  80  60  i  340 

18oi  80  60  !  320 


yUl 


■^» 
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BesoMungsverhältnisse  der  Primarlehrer  im  Kanton  Zürich. 


Lehrer 


f. 


Gesetil. 

soMiDf 
Fr. 


Freiwill.  j  Alters- 
Zulage    ZalBgea 

der     '    des 
Oeneiode  Staaiex 


Fr. 


Fr. 


Total 


Fr, 


Darch- 
sehnitt 

per 
Lehrst. 

Fr. 


Wert  d.  SatiraDeistaBg 
oder  ErsatE  in  bar 


bt> 


Fr.    Ft. 


TftU 


Fr.     Fr. 


Rieden     .    .     . 
Rorbas     .     .     . 

Unter-Embrach 

Wallisellen  .    . 

Wasterkinp^en  . 

Winkel  .  .  . 
Eschenmosen 
Rüti     .    .    . 

Wyl  b./R.     .     . 

Total 


Affolteni  b.  H.  . 

Bacbs  .    . 

Thal  . 
Boppelsen 
Buchs  .  . 
Dällikon  . 
Dänikon  . 
Dielsdorf 
Niederhasle 

Öberhasle 

Nasseuweil 
Niederglatt 
Nieder-Weningen 
Oberglatt      .     . 

Hofstetten  . 
Ober-Weningen 
Otelfingen  .  . 
jxaai  •  •  •  • 
Regensberg  .  . 
Regensdorf  .    . 

Adlikon     .     . 

Watt  .  .  . 
Rümlan);- .  .  . 
Schöflflisdorf  . 
Schleinikon-Daehslern 
Stadel  .  .  . 
Steinmaur,  Ober- 
Nieder-     .     . 

Neerach    .    . 

Riedt    .     .    . 

Sünikon    .     . 

Weiach    .    .     . 
Wind  lach      .     . 
Total 


s 


1 
2 

—  j  1 
2  - 

—  '  1 
2  - 


1460 

3080 

1540 

3200 

1600 

3160 

1510 

1500  i 

1460  I 

14801 

3080 


200 


6182230 


6  7 

—  1460 
800  3880 
lOO:  1640 

—  i  3200 
300  1900 
600  3960 
100  1610 

—  1500 
400  1860 
300  1780 
500  3580 


1460 
1940 
1640 
1600 
1900 
1980 
1610 
1500 
1860 
1780 
1790 


3800  110400  96430 


Bezirk  Dielsdorf. 


1 


— 1  1550 
1  1550 
1540 
1490 
1500 
1550 
1550 
1530 
3400 
1540 
1540 
1470 
1590 
3060 
15801 
1530; 
1530 
1530 
1520 
1545 
1540 
1530 
1530 
3060 
1500 
1500 
3060 
1530 
1530 
1500 
1530 
1510 
1545 
li  1545 
1540 


200 
200 
200 

400 


200 
400 
200 


200 
200 


200 
100 
200 

150 


I 


51  60045  I  2850 


100' 
200 


400 
100 
300 
100 
500 
400 
400 

200 
800 
300 
200 

100 
400 
400' 

400 

800 
400 
300 
400 
200 

400 
100 
400 


1650 
1750 
1540 
1490 
2100 
1850 
2050 
1630 
4300 
1940 
1940 
1470 
1990 
4260 
2080 
1730 
1530 
1830 
1920 
2145 
1540 
1930 
1530 
3860 
1900 
2000 
3460 
1830 
1530 
2100 
1630 
1910 
1695 
1545 
1540 


8300  71195 


1854 


1650 
1750 
1540 
1490 
2100 
1850 
2050 
1630 
2150 
1940 
1940 
1470 
1990 
2130 
2080 
1730 
1530 
1830 
1920 
2145 
1540 
1930 
1530 
1930 
1900 
2000 
1730 
1830 
1530 
2100 
1630 
1910 
1695 
1545 
1540 


9    I   10  I  11 


li 


150' 80 
200  80 

250  75 

250;  80 
200  55 
180  60 
150  60 
150.80 
200  80 


1825 


200 

200 
150 
150 
200 
200 
200 
350 
200 
200 
150 
250 
200 
250 
200 
200 
200 
200 
200 
200 
200 
200 
200 
180 
180 
200 
200 
200 
180 
200 
180 


90 

80 
80 
80 
80 
80 
70 
80 
80 
80 
60 
80 
80 
80 
80 
80 
80 
60 
80 
80 
80 
80 
80 
70 
70 
80 
80 
80 
80 
80 
80 


200,80 
200!80 


30  \  260 

60   340 

-  I 
751400 


50 
55 
60 
50 
50 
60 


380 
310 
300 
260 
280 
.340 


60 

60 

60 

70 

70 

70 

60 

70 

60 

60 

60 

60 

50 

50 

50 

50 

50 

60 

65 

60 

50 

50 

50 

50 

50 

50! 

501 


350 

340 
290 
300 
350 
350 
330 
500 
340 
340 
270 
390 
330 
380 
330 
330 
330 
320 
345 
340 
330 
330 
330 
300 
300 
330 
330; 


50 

330 

40 

300 

50 

aso 

50 

310 

65 

345 

i2. 

340 

Besoldungsverhältnisse  der  Primarlehrer  im  Kanton  Zürich. 
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Rekapitulation. 


Bezirke 

• 

Lekrir 

fl«Mtilich« 
BeifMiBgi) 

Fr. 

Triiwillig« 
Zolige  in 
GaneiBd«! 

Vt. 

JUttn- 

Zlllg«! 

det  SUatei 
Vt. 

Total 
Fr. 

Dvrch- 
Mbiitt 

per 
Uhrit«U« 

Vt. 

m. 

t 

Zttrich-Stadt      .    . 

170 

17 

441050 

110020 

51900 

602970 

3224 

Zürich-Land  .     . 

36 

3 

67700 

7100 

8300 

83100 

2130 

1  Affoltem  .    . 

30 

2 

49642 

2750 

4500 

56892 

1778 

Horgen 

53 

3 

101225 

25163 

12100 

138488 

2473 

Meilen  .    .    . 

35 

2 

62045 

11745 

9300 

83090 

2246 

Hinweil 

68 

6 

119250 

13580 

17200 

150030 

2026 

Uster    .    . 

35 

6 

66790 

aS50 

7400 

82540 

2013 

Pmffikon  . 

45 

2 

71665 

3700 

7600 

82965 

1765 

Winterthur    . 

101 

0 

1871Ö0 

42430 

24000 

253530 

2392 

Andelfingen 

40 

6 

71350 

5050 

8100 

84500 

1837 

Bülach .     .     . 

47 

6 

82230 

3800 

10400 

96430 

1854 

Dielsdorf  .    . 

34 
694 

5 
63 

60045 

2850 

8300 

71195 

1825 

Total    . 

1380092 

236538 

169100 

1785730 

2359 

*)  Inbegrriffen  Nataralleistnng;  Wohnung,  900  m*  Land  und  6  Ster  Holz. 


Beilage  V, 


Spezialfonds^)  für  Erziehungszwecke, 

welche  dem  Staate  als  Eigentum  gehören,   oder  von  demselben 

nur  verwaltet  werden 

in  den  einzelnen  Kantonen 

mit 

Ausscliluss  der  Schulfonds  der  einzelnen  Gemeinden. 


stand  anf  31.  Dezember  1890. 

SUadam 

ZiBM 

1.  aider- 

DaTon 

Fonds 

Sl.  Dezemb. 

Ter- 

Art  der  Verwendnng     [ 

1890 

weitige 
liniulin. 

weidet 

i 

Zürich, 

Fr. 

Fr. 

Vt. 

Hochschnlfonds    .... 

141691 

5523 

1535 

Für  Hochschiilzwecke. 

Dotationsfonds  der  Hoch- 
schule       

1323233 

52439 

52439 

Für  Ansrichtang  v.Znschfiaaen 
bei  den  Ausj^ben  fUr  (Us 
höhere  ünterrlchfswewn. 

Stipendienfonds  der  Hoch- 

schule       

8831 

319 

Stipendien. 

Fonds  für  die  Hochschule 

160790 

6299 

3000 

Zulagen  an  Professoren. 

(Gegr.  durch   die  Schweiz. 
Exportgesell  schatt.) 

Fonds  f.  d.  Kantonsschule 

867 

29 

Schul  fest. 

Fonds  f.  d.  landwirtschaftl. 

Schule  im  Strickhof  .    . 

2500 

100 

100 

Für  Schulzwecke. 

Ziegler'scher  Fonds  für  das 

Volksschulwesen  .    .    . 

37543 

1442 

Für  das  Voiksschnlwesen. 

Kunz'sfiher  Stipendienfonds 

Stipendienbeiträge  für  Seknn- 
darschfiler. 

für  Sekundarschttler .    . 

32684 

1343 

1418 

Töchterfonds 

67557 

5317 

7121 

Unterstützung^-.  Lehrtochtem. 

Jubiläums-Stipendienfonds 

1 

der  Hochschule    .    .     . 

12946 

502 

300 

Stipendien. 

Luchsinger-Fonds    .     .     . 

12033 

462 

Stipendien. 

Krankenanstalt    für    Stu- 

1 

dirende  der  Hochschule 

und  Tierarzneischule    . 

20074 

3311 

1356 

Unterstützung  i  nKrankheiten. 

Hess'sche  Stiftung  für  die 

Alterszttlagen  an  die  2  ältesten 

ältesten  Priinarschull.  . 

3088 

122 

120 

Landschul  lehrer. 

Antistialfonds   für   unter- 

stütz ungsbed.  Geistliche 

2333 

93 

93 

Unterstützungen. 

')  Das  Verzeichnis-  ist  unvollständig.  Es  sind  nur  diejenigen  Spezialfonds  aufgenommen, 
über  welche  in  den  Staatsrechnungen  und  Jahresberichten  der  einzelnen  Kantonsregierongen 
Angaben  enthalten  waren.  Die  Erziehungsbureaux  werden  ersucht,  zur  Ven'ollstandignng 
des  Verzeichnisses  in  einem  nächsten  Jahrbuche  behülflich  zu  sein  und  insbesondere  auch 
die  Herbeiziehung  der  unter  privater  Verwaltung  stehenden  Spezialfonds  zu  Schulzweelten 
ihre  Mitwirkung  eintreten  zu  lassen. 
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i 

! 

Fonds 

Stindui 
31.  DtuBb. 

Ziuo 
g.  »der- 

OtT«! 

Art  der  Verwendnnj? 

1890 

weitige 
KiiiakB. 

w«idit 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fonds  für  arme  Blinde  des 

Kantons  Zürich    .    .    . 

41221 

1655 

1750 

Unterstfitznngen. 

Bern. 

Erziehungsf.  der  Viktoria- 

Stiftung  

20654 

1925 

1925 

Aa»8t«ttnngen  u.  I^hrgelder. 

Erziehungsf.  derRettnngs- 

■• 

anstalt  Landorf    .    .     . 

10126 

2488 

1954 

Lehrgelder  «.  Unterstützung. 

Erziehnngsf.  derRettnngs- 

anstalt  Aarwangen  .     . 

12446 

2162 

1324 

Lehrgelder  u.  l'nterstützung. 

Erziehungsf.  der  Rettungs- 

anstalt Erlach  .... 

6043 

1723 

1362 

I^hrgelder  u.  Unterstützung. 

Erziehungsf.  der  Rettungs- 

anstalt Köniz  .... 

32767 

2362 

713 

Lehrgelder  u.  Unterstützung. 

Mnshafen-Fonds  .... 

811493 

28369 

26837 

Stipendien  u.  Schulgeldbeitr. 

Schulsäckel-Fonds    .     .     . 

107915 

5391 

4640 

Reisestipendien  u.  Reisegelder 

Kantonschulfonds     .     .     . 

73914 

2540 

1200 

Stipendien. 

Tanhstummen  -  Substita- 

tionsfonds 

35848 

1212 

Stipendien. 

Unterstätzungsfonds     der 

TubituiiiciuiUIt  Frieniiberg  . 

54665 

6892 

667 

Unterstützungen . 

Lücke-Stipendium    .     .     . 

4670 

157 

Stipendien.                                  ! 

Stipendienfonds  der  christ- 

katholischen Fakultät   . 

29711 

1028 

1000 

Stipendien. 

Luzem. 

Stipendienfonds  für  arme 

Studenten    .    .    .    .    . 

9 

• 

73 

25 

Stipendien. 

Taubstummenfonds .    .     . 

? 

657 

500 

Untersttitzungen . 

Uri, 

Allgem.  Stipendienfonds  . 

17615 

2234 

2018 

Stipendien. 

Mnheim'scker  Stipendienf.  . 

8598 

904 

443 

Stipendien. 

Muheim^iifc*  Stiftnng  f.  eine 

kant.  Jugendbibliothek . 

2652 

305 

212 

Bücheransehalüingen. 

Schieifz. 

Mettler-Ponds 

3418 

144 

150 

Stipendien. 

Glarus, 

Stipendienfonds   .... 

84137 

3361 

3361 

Stipendien. 

Zug. 

Kantonaler  Schulfonds  .    . 

91810 

3104 

— 

• 

Lehrer  -  Stipendium     von 

Christine  Iten  .... 

1645 

57 

57 

Für  die  Erziehungskasse. 

Freiburg. 

Fonds  du  College    .    .     . 

1655082 

Schnlzwecke. 

Solothum. 

Hardmann'ickerStipendienf. 

45600 

1704 

1200 

Stipendien. 

Fonds  f.d.  Armenerziehnngs- 

1      anstalt  Baisthai   .     .     . 

7421 

495 

293 

Für  Erziehung  armer  Kinder. 

HS       Speziftlfonda  für  Erziehnngei wecke  in  deo  einzi 


Chr.  Meriaiiische  Stiftaug 

ünteThnttungsfonds  l«r  lltia- 

IdadtrwkiJi  ii  St.  KliuMkti    , 

SchnlBtipendienfonds  (1S)I) 

Basetland, 
Wehrlin'scheWttiaenBtiftg. 

Fonds  höherer  Lehronst.  . 


Sehaßhaugeit. 

StipeiidienfoiidB  .    .    .     . 

Kollegienfonds    .... 

Schori'aches  Leg:at.  .  . 
St.  Gallen. 

Stipendien-  nnd  Kranken- 
kasse der  KantoDSBchole 

Bibliothekfonds  i.  lubiiuh. 
(rraubünden. 

S  tif tung  d.Töchterinatitnt» 

Chnr 

Aargau. 

Fonds  der  Kantonsacbnle  . 

Fonds  for  Orttndnng  einer 
Blind  eu  ftn  sta  !t .     .     .     . 

Pestalozzifonds  iu  Olsberg 

Schenk  er'iciir   Stipendienf. 

ÜUnthert'Kber  IStipendienf. 

OrttndnngsfondB  fär  eine 
Bez. -Schule  in  Zoflugen 

Rnnchenstein'uktr  Stiftilieir. 

Stipendieafonds  f.  d.  Bez.- 

Schale  in  Zofingen  .     . 

Tkurgvu. 

Rogg'Hhw  Stipendienfnnds 

Bmgger'ithtr  Stipendienf.  . 


284518 

210738 

160674 

20225 
2668!)4 

2257 

12012 

2960 
10804 

137208 

14369 

14327 

602480 

51264 

51233 

55804 

111164 

6871 

2431 

10265 

274 

831 
9611 

5O0 

64557 

1479 

3032 

56 

3018 

415 

^- 

195852 
53982 

35375 
3125 

94487 
2348 

14907 

3115 

2477 

1000 

10000 

44 

585 

44 

585 

13760 
1980 

9764 

25405 
14461 

496 
464 

- 

Nnbaa    d»r  AIlR.    Gewerbe- 
schule D.  de«  (»swertmi«». 
Reunlarrn    und    UntFrhalt 


Ku5t«el(ler  u.  l.'nlerslUtinn) 

IHrgoldDDR  d»   B«.-tehrT 

(i  «bal  Iju  ul  a^D  .BdIkMUIk. 

■n  pntfernt  wohnMidf  h«.- 

SchDlpr.  UnlerstflliK.  ariMT 


VerwallunK. 

Lrhnreldcr  u.  UnterMBtianz. 

Stipendien. 
StlpendKn. 


»■Or  I 


e  BeilrkHchnle. 


Orellf üssii-Verlag,  ZtiricL 

In  unserem  Verlage  erscheint: 

Schweizerische  Lehrerzeitung 

Organ  des  Schweizerischen  Lehrervereins  und  des  Pestolozztanums  in  Zürich. 

38.  Jahrgang.  —  1893. 

Kedigirt  von  F.  FrHSChit  Sekundariehrer,  Zürich-NeumUnster,'  G.  StuokJ, 
Sekundarlehrer,  Bern;  E.  B^lsigBr, Schuldirektor,  Bern;  P,  Conrad)  Seminardirektor,  Chur; 

Dr.  Th.  Wiget,  5>eminardirektor,  Kori^chach. 

Preis  per  Jahrgang  Fr.  5. 

Schweizerische   pädagogische   Zeitschrift 

Heraasgegeben  vom  SphwftlsariscAen  Lehr^rvttraln 

unter  der  Redaktion  von  F.  FritSChi,  Sekundarlehrer,  Zürich-NeumUnster;  E.  Balsigsr, 
Schuldirektor,  Bern;  G.  StttCki,  Sekundarlehrer,  Bern;  P.  Conrad,  Seminardirektor,  Chur; 

Dr.  Th.  Wigot,  Seminardirektor,  Rorschach. 

Jährlich  vier  Hefte  su  fünf  Bohren. 
Beilage:  Pestal^zstblAtter, 

redigirt  vt>n  Professor  Dr.  O.  Hu&ziker  in  Zürich. 

A.b«nn6ineiitft|Hreit»  6  Franki'iu 

Die   bei   der  Verlagsbuchhandlung   eingeschriebenen   Abonnenten   der    »Schweiz. 

Lehrerzeitung«   erhalten  diese  Zeitschrift,  zum  rediizirten  Preise  von  Fr.  2. 

Die  Bestellungen  sind  zu  adressiren  an  den  Verleger. 

Die  Kunst  der  Rede. 

Lehrbuch  der  Rhetorik,  Stilistik  und  Poetik. 

Von 

Dr.  Adolf  Calmberir* 

Dritte  Auflage,  neu  bearbeitet  von 

H,  Utzinger, 

l^Jircr  der  dentHi^heii  Hpraohe  und  Literatur  aiu  {iircherifloheii  Lelirerseminar. 

XII  und  238  vSeiten.    Broch.  Preis  8  Franken. 

%*  Der  Herr  Bearbeiter  hat  z'Mar  die  Grundlage  des  Lehrbuches  im  allgemeinen 
beibehalten,  aber  an  der  Einteilung  und  dem  Inhalte  eine  Keihe  zum  Teil  tiefgreifender 
Änderungen  vorgenommen.  Der  Plan  wurde  bedeutend  vereinfacht  und  theoretische 
Erörterungen  gekürzt,  um  dadurch.  Raum  ütr  praktische  Beispiele-  zu  schaffen.  Die 
Abschnitte  über  Tropen  und  Redefignren  sind  vervollständigt  und  das  Kapitel  über 
den  mündlichen  Vortrag  ist  ganz  neu  bearbeitet. 

Das  Bach  ist  aufs  sorgfältigste  ausgestattet. 

Statistisclies  Jabrbocii  der  Schweiz. 

HmnsgeoelKii  m  EldgeiossiscytatisMen  Bsmn  ii  Ben. 

1891.    I«  Jahrgang. 

XIV  xmd  265  Seiten  Lux  8*^,  mit  zwei  kolorirten  Tafeln. 

Dichtigkeit  der  Bevölkerung  und  militärische  Diensttauglichkeit. 

Preis  6  Franken. 

1S92.    IL  Jahrgang. 

XVI  und  364  Seiten  Lex.  8^.     Broch.  Preis  Pr,  6. 76. 


-^Ih»i  _*.:-.  • 


Art.  Institut  Orell  Füssli,  Verlag,  Zürich. 

■  I  III  I  <  .■        I  Ml 

Bedeutende  Preisermässigung. 

Durch  beKr)ndere$  Ent^^egenkommen  des  Verfassers  siad  wir  iu  den  Stand 

gesetzt,  allea  AbueUm^rii  de»  IV.  Jaiirbiielie«  die  oftch- 

stehend  verzeichneten  Werke  des  gleichen  Verfagscrs.  zu  folgenden/  bedeutend 
reduzirten  Preisen  abzugeben,  sofern  die  Bestellung  der  Verlagsbuchhandlung 
direkt  zugeht  und  von  dem  entsprechenden  Betrage  in  Briefmarken  begleitet  »t. 
Bei  Bezug  durch  die  Buchhandlungen  bleibt  der  bekannte  Ladenpreb 
aufrecht. 

6rali|  Cf  Das  iebrer$6iniiiar  des  Kantons  ZQrich  in  Kttsnacht.   Zur 

Feier    des    fünfzigjährigen    Jubiläums    der    Anstalt,    in    dankbarer 
Erinnerung  gewidmet  von  ihrem  ehemaligen  Schüler. 
Statt  Fr.  !•  50  nur  50  Centimes. 

—  —    Sammliuigen  nsaer  6eset2e  uni  Vsronfnimgsn  nebst  statistischen 

Übersichten   tiber  das  gesamte  Untetrichtswesen  in  der  Schweiz  io 
den  Jahren  1883—1885. 

Statt  8  Franken  nur  S  Franken. 

■—    —    Sammlung  neusr  Gssetse  und  Verordnungen  nebst  sutistischen 

Übersichten  über  dos  gesamte  Unterrichtswesen  in  der  Schweiz  im 
Jahre  1886. 

Statt  4  Franken  nur  S  Franken. 

—  —    JahriMicIi  das  Unlarrichtswesens  in  der  Schweiz  1887. 

Statt  4  Franke»  nur  8  Franken. 

~    —    Statistik  Ober  das  schweizerische  Unterricbtswesen.  7  Baude. 

Statt  18  Franken  nur  4  Franken. 

%*  Ein  für  die  Beamten,  wie  für  die  pädagogische  WeH  unentbehrlicfaes 
Xachschlagebuch,  das  über  Schuleinrichtung,  Zahl  und  Art  der  Schulen,  Lchier- 
und  .Schülerschaft,  Besoldungs\'erhäUnisse  und  die  Schulg^setzgebungen  der 
Schweiz  alle  nur  mögliche  Auskunft  gibt. 

Ferner  erschien: 

Jabrbncb  des  üntemchtswesens  in  der  Schweiz  1888. 

Bearbeitet  imd  mit  Bundesunterstützung  herausgegeben  von  C.  Grob,  Kedaktor 
der  Schweiz.  Unterrichtsstatistik  ftlr  die  Landesaussteilung  in  Zürich  1883. 

80  brochirt.     VI  und  228  Seiten.     4  Franken. 

Jahrbacli  des  Unterricbtsvesens  in  der  Schweiz  IP. 

Bearbeitet  von  C.  GrOb. 
8**  brochirt.     XVI  und  366  Seiten.     4  Franken. 

Jahrbuch  des  ünterricbtsweleDs  in  der  Schweiz  1890. 

Bearbeitet  vo^  C.  Grob. 
80  brochirt.     VIII  und  296  Seiten,     4  Franken. 

•♦•  »National -Zeitung«  in  Basel  schreibt:  Wir  sind  überzeugt«  dass 
die  pädagogische  Welt  nicht  nur  der  Schweiz,  Simdcm  auch  des  Auslandes 
dieses  vortreffliche  und  mit  einem  enormen  Aufwände  von  Zeit,  Mtthe  und 
j^ieduld  erstellte  Werk  freudig  begrüssen  wird. 
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Yorwort. 


Indem  der  Verfasser  des  Jahrbuchs  den  VI.  Jahrgang  der 
Öffentlichkeit  übergibt,  fühlt  er  sich  gedrungen,  allen  denjenigen 
heralich  zu  danken,  welche  am  Zustandekommen  des  Werkes  mit- 
gearbeitet  haben.  Er  kann  mit  Freuden  konstatiren,  dass  ihm 
auf  seine  vielen  Anfragen  hin  die  gewünschten  Angaben  jeweilen 
ohne  weiteres  zur  Verfügung  gestellt  worden  sind.  Weil  er  da- 
durch der  Mitarbeit  aller  in  Frage  kommenden  Instanzen  tatsäch- 
lich versichert  ist,  so  darf  er  es  wagen,  in  einem  nächsten  Jahr 
noch  eine  Reihe  wünschbarer  Verbesserungen  in  der  Anlage  und 
Durchfuhrung  des  Jahrbuches  in  Angriff  zu  nehmen.  Es  ist  in 
den  frühem  Jahren  nicht  möglich  gewesen,  für  alle  Kantone 
beispielsweise  die  Staatsrechnungsergebnisse  für  das  betreffende 
Jahr,  über  welches  referirt  wurde,  bekannt  zu  geben,  weil  ein  Teil 
der  Staatsrechnungen  entweder  noch  nicht  publizirt  oder  noch  nicht 
genehmigt  war.  Aus  diesem  Grunde  konnte  die  Publikation  pro 
1891  bloss  über  die  finanziellen  Verhältnisse  pro  1890  berichten 
und  in  ganz  ähnlicher  Weise  verhielt  es  sich  mit  den  frühem 
Jahrbüchern.  Durch  die  Zuvorkommenheit  der  betreffenden  Amts- 
stellen ist  es  nun  in  der  vorliegenden  Arbeit  möglich  geworden, 
foi'  alle  Kantone  die  Staatsausgabm  pro  1892  zur  Darstellung  zu 
bringen.  Sie  enthält  somit  die  bezüglichen  Angaben  für  die  Jahre 
1891  und  1892. 

Mit  Bezug  auf  die  Genieindeausgaben,  die  zum  Teil  schätzungs- 
weise ermittelt  werden  mussten,  wird  im  Vertrauen  auf  die  freund- 
liche Mithülfe  der  kantonalen  Erziehungsbureaux  beabsichtigt,  im 
nächsten  Jahre,  wenn  möglich,  durch  detailliitc  Erhebungen  eine 
zuverlässigere  Grandlage  zu  schaffen.  Sodann  dürfte  auch  der 
Versuch  gewagt  werden,  die  Angaben  über  die  Klassen,  Schüler, 
Lehrer,  Absenzen  etc.,  wie  sie  jeweilen  im  statistischen  Teil  auf- 
geführt werden,  für  die  Schuljahre  1892/93  und  1893/94  zu  bringen. 
Es  würde  dann  das  zu  Beginn  des  Jahres  1895  erscheinende  Jahr- 


IV 

buch  pro  1893  bereits  die  Organisations Verhältnisse  für  das  Schul- 
jahr 1893/94  und  die  finanziellen  Schulverhältnisse  pro  1893 
enthalten.  Sollte  das  Erstrebte  das  nächste  Mal  noch  nicht  voll- 
ständig zu  erreichen  sein,  so  muss  diese  Ausgestaltung  des  Werkes 
doch  mit  der  Zeit  möglich  werden. 

Es  liegt  in  der  Natur  des  Jahrbuches,  dass  es  nur  die  im 
betreffenden  Zeitabschnitt  vorgekommenen  Veränderungen  registrirt.. 
Deshalb  müssen,  wenn  man  über  die  Entwicklung  eines  besprochenen 
Gegenstandes  Aufschluss  erhalten  will  auch  die  vorhei'gehenden 
Jahrgänge  zu  Rate  gezogen  werden. 

Mit  Bezug  auf  die  einleitende  Arbeit  über  die  Ruhegchalte  etc. 
in  der  Schweiz  ist  zu  bemerken,  dass  die  verschiedenen  Bestrebungen 
auf  diesem  Gebiete  aus  dem  Grunde  eine  eingehendere  Besprechung 
erfahren  haben,  weil  diese  Frage  gerade  jetzt  in  dem  Streben  der 
schweizerischen  Lehrerschaft  nach  materieller  Besserstellung  in  den 
Vordergrund  des  Interesses  gerückt  ist,  und  eine  möglichst  voll- 
ständige Zusammenstellung  aller  bezüglichen  Bestimmungen  Schul- 
behörden und  Lehiern  im  gegenwärtigen  Moment  nur  en^'ünscht 
sein  kann. 

Zum  Schlüsse  spreche  ich  dem  Direktor  des  Pestalozzianums 
in  Zürich,  Herrn  Prof.  Dr.  Otto  Hunziker,  für  die  gütige  Über- 
lassung von  Materialien  insbesondere  für  Beilage  I,  die  Zusammen- 
stellung der  Gesetze  und  Verordnungen,  meinen  verbindlichen 
Dank  aus. 

Zürich,  im  Februar  1894. 

Ä.H. 
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Erster  Abschnitt. 

Staatliche  ßuhegehalte, 

Pensions-,  Alters-,  Witwen-  nnd  Walsenkssen  der  Yolksschnllehrer  nnd 
der  Lebrer  an  den  hohem  Lehranstalten  in  der  Schweiz  1893. ') 


Wir  leben  in  einer  wunderbaren  Zeit.  Grossartige  Umwand- 
lungen, die  auf  die  zukünftige  Gestaltung  der  Geschichte  einen 
unberechenbaren  Einfluss  auszuüben  berufen  sind,  vollziehen  sich 
unter  unsern  Augen  und  zwar  haben  sie  zum  Ausgangspunkt  das 
wachsende  Gefülü  der  Solidarität  aller  Interessen.  Überall  tritt 
man  dem  Gedanken  näher,  dass  für  die  wirtschaftlich  Schwachen 
von  Staatswegen  oder  doch  unter  intensiver  Mitbeteiligung  des  Staates 
in  der  Zukunft  wirksamer  als  bis  anhin  gesorgt  werden  muss,  und 

1)  Vor  einigen  Wochen  ist  von  Herrn  Prof.  Dr.  J.  H.  Graf  in  Bern  eine 
Abhandlung  über  die  nämliche  Materie  in  der  Zeitschrift  für  schweizerische 
Statistik  erschienen,  als  die  vorstehende  Arbeit  bereits  drnckfertig  vorlag.  Die 
genannte  Publikation  befasst  sich  in  der  Hauptsache  mit  der  Frage  der  im 
Wurfe  liegenden  Revision  der  bemischen  Lehrerkasse.  Die  bezüglichen  Ver- 
hältnisse in  den  andern  Kantonen  werden  daher  zum  Teil  nur  gestreift,  die 
Gruppimng  im  einzelnen  ist  da  nnd  dort  unzutreffend  und  unvollständig,  das 
für  die  Beurteilung  der  Verhältnisse  notwendige  statistische  Material  ist 
lückenhaft,  so  dass  sich  der  Abdruck  der  vorliegenden  Arbeit  auf  dem  Gebiete 
der  obligatorischen  und  fakultativen  Selbsthülfe  der  Lehrerschaft  in  der  Schweiz 
ohne  weiteres  rechtfertigt,  insbesondere  auch  noch  deshalb,  weil  der  Verfasser 
nach  eingehender  Würdigung  aller  in  Betracht  fallenden  Materialien  zu  andern 
Schlüssen  gelangt,  als  Herr  Prof.  Dr.  J.  H.  Graf  in  seiner  oben  zitirten  Ab- 
handlung. 
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sucht  ihn  durch  das  Mittel  der  sogenannten  sozialen  Gesetzgebung 
in  den  meisten  Staaten  in  die  Praxis  zu  übersetzen.  Deutschland 
hat  im  Beginn  der  80er  Jahre  den  ersten,  grossartigen  Schritt 
in  der  bezeichneten  Richtung  getan^  und  andere  Staaten  sind 
daran,  ihm  auf  dieser  Bahn  zu  folgen.  In  der  Schweiz  insbesondere 
halten  die  grossen  Fragen  der  Kranken-  und  Unfallversichenmg, 
die  gerade  jetzt  im  Stadium  der  Vorberatung  sich  befinden,  die 
Geister  in  Atem.  Durch  eine  eben  ins  Volk  hinausgeworfene 
Initiative  soll  nach  der  Meinung  der  beteiligten  Kreise  in  erster 
liinie  die  Frage  der  unentgeltlichen  Krankenpflege  im  Zusammen- 
hang mit  dem  Tabakmonopol  gelöst  werden. 

Alle  diese  Bestrebungen  gehen  darauf  aus^  auf  stÄatÜcher 
Grundlage  die  Fürsorge  für  diejenigen  Berufsklassen,  welche  der- 
selben bedürfen,  zu  verallgemeinem. 

Nicht  alles  ist  jedoch  der  Zukunft  vorbehalten  geblieben. 
Gerade  in  unserem  Lande  besteht  eine  Reihe  von  privaten  oder 
staatlichen  Institutionen,  welchen  es  obliegt,  bei  Alter,  Invalidität 
oder  Krankheit  ihren  Beteiligten  oder  im  Todesfalle  deren  An- 
gehörigen eine  Stütze  zu  sein. 

Wo  die  Kantone  diese  Pflicht  direkt  oder  durch  Subventionirun? 
bestehender  Institutionen  überaommen  haben,  kommt  die  Hülfe  in 
der  Hauptsache  Lehrern,  Geistlichen,  Staatsbeamten  im  engem 
Sinne  und  insbesondere  den  Mitgliedern  der  Polizeikorps  zu  gute. 

Im  Rahmen  des  vorliegenden  Jahrbuches  sollen  nun  diejenigfen 
Bestrebungen  auf  dem  Gebiete  der  staaäichen  Fürsorge  sowie  der 
obligaforiAchen  und  fakultativen  Selbsthülfe  zur  Daretellung  gelangen, 
welche  das  Lehrerpersonal  in  den  einzelnen  Kautonen  betreffen. 

Für  die  Betrachtung  der  bezüglichen  Verhältnisse  ergeben 
sich  nun  ohne  weiteres  zwei  Gruppen : 

1.  Die  staatlichen  Pensionen  und  Rnhegehalte. 

2.  Die  Pensions-,  Witwen-  und  Waisenkassen,  welche  ganz 
oder  teilweise  von  den  Interessenten  unterhalten  werden  und  je 
nachdem  die  staatliche  Nötigung  zum  Beitritt  vorhanden  ist  oder 
nicht,  in  obligatorische  und  fakultative  Institute  zerfallen. 

Wegen  der  Verschiedenheit  des  geschichtlichen  Weixiens  der 
einzelnen  Kantone  und  der  Mannigfaltigkeit  der  geographischen, 
wirtschaftlichen  und  politischen  Verhältnisse  derselben,  ist  von 
irgend  welcher  Einheit  in  der  Organisation  und  Durchföhining 
der  Fürsorge  für  die  Mitglieder  der  genannten  Berufsklassen  keine 
Rede;  die  bezüglichen  Bestrebungen  bilden  vielmehr  die  denkbar 
bunteste  Musterkarte. 

Wie  gesagt,  haben  einzelne  Kantone  die  Last  der  Fürsorge 
vollständig  auf  sich  genommen,  andere  bloss  zum  Teil,  indem  sie 
entweder  private  Vereinigungen  Subventioniren  oder  dann  bloss 
für  die  Ruhegehalte  aufkommen  und  es  im  übrigen  den  betreffenden 
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Interessentenkreisen  überlassen,  selbst  für  die  Zukunft  der  Witwen 
und  Waisen  vorzusorgen. 

Diejenigen  Kantone  endlich,  welche  sich  in  keiner  Weise  um 
Alter  und  Krankheit  ihi'cr  Lehrerschaft  und  Greistlichkeit  beküm- 
mern, überlassen  die  Fürsorge  der  eigenen  Initiative  der  genannten 
Stände,  weniger  weil  ihnen  die  Neigung  zum  Helfen  fehlt,  als  viel- 
mehr weil  die  Mittel  nicht  vorhanden  zu  sein  scheinen  oder  weil 
in  gewissen  Fällen  das  Gebiet  zu  klein  ist. 

Alles  was  die  berührten  Fragen  des  Nähern  angeht,  findet 
sich  in  nachstehenden  Ausführunsren. 


L  Staatliche  Ruhegehalte. 

(Kantone:   Zürich,  Bern,  Baselstadt,  Glarns,  Schaff  hausen,  Aargan,  Waadt 

und  das  eidgenössische  Polytechnikum.) 

A.  Kantone. 

1.  Kanton  Zürich. 

Die  Ruhegehalte  sind  im  Kanton  Zürich  durch  das  Gesetz  über 
die  Organisation  des  Volksschulwesens  vom  28.  September  1832^) 
(§  83  c)  eingeführt  worden,  in  jener  Zeit  der  Regeneration,  da 
das  ganze  höhere  und  niedere  Schulwesen  des  Kantons  auf  andere 
Grundlagen  gestellt  wurde. 

Der  Art.  83  c  des  genannten  Gesetzes  über  das  Volksschul- 
wesen setzte  fest,  dass,  falls  ein  Lehrer  ganz  oder  flir  einzelne 
Lehrfächer  unfähig  befunden  werde,  der  Erziehungsrat  befugt  sei, 
ihm  einen  Schulverwcser  oder  Lehrgehülfen  beizuordnen  oder  ihn 
mit  Fr.  20 — 80  a,  W.  in  den  Ruhestand  zu  versetzen. 

Um  die  Anstellung  von  Lehrgehülfen  für  altersschwache  oder 
dienstunfähig  gewordene  Lehrer  oder  deren  Versetzung  in  den  Ruhe- 
stand zu  erleichtern,  wurden  nach  Art.  74  jährlich  30 — 40  Addita- 
mente  von  Fr.  40  —60  ausgesetzt.  Die  eine  Hälfte  derselben  wurde 
unmittelbar  aus  der  'Staatskasse,  die  andere  Hälfte  aus  den  Zinsen 
des  Elementarschulfonds  bestritten. 

Eine  neue  gesetzliche  Regelung  erfuhr  die  Ruhegehaltsfrage 
durch  das  Unterrichtsgesetz  vom  23.  Dezember  1859,  das  in  seinen 
bezüglichen  §§  folgendermassen  lautet: 

§  313.  Lehrer,  welche  nach  wenigstens  drei ssigjähri gern  Schuldienste 
aus  Alters-  oder  Gesundheitsrücksichten  mit  Bewilligung  des  Erziehungsrates 
freiwillig  in  den  Bnhestand  treten,  haben  Anspruch  auf  einen  lebenslänglichen, 
vom  Staate  zu  verabreichenden  Ruhegehalt,  welcher  wenigstens  die  Hälfte 
ihrer  bisherigen  gesetzlichen  Barbesoldung  (wobei  jedoch  das  Schulgeld  nicht 
mitberechnet  wird  ^)  betragen  soll  und  im  einzelnen  Falle  vom  Erziehungsrate 

*)  Die  nähern  Ausführungsbestimmungen  enthält  die  Verordnung  des  Er- 
ziehnngsrates  über  die  Erteilung  von  Rnhegehalten  an  Volksschullehrer  vom 
24.  Mai  1834  (vom  Regierungsrate  genehmigt  unterm  29.  Mai  1834). 

^)  Mit  der  Abschaffang  des  Schal^eldes  dahin£^efallen. 
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mit  Berücksichtignng  der  besondem  Umstände,  z.  B.  der  Zahl  der  Dienst- 
jahre,  der  Vermögensverhältnisse  des  Lehrers,  der  Art  seiner  bisherigen 
Leistungen  u.  s.  f.  festzustellen  ist. 

Der  Erziehungsrat  ist  auch  berechtigt,  unter  Vorbehalt  des  Rekurses  an 
den  Regierungsrat,  einen  Lehrer  aus  Alters-  oder  Gesundheitsrücksichten  in 
den  Ruhestand  zu  versetzen,  wobei  die  vorbezeichneten  Bestimmungen  über 
den  Anspruch  auf  Ruhegehalt  ebenfalls  massgebend  sind. 

§  314.  Ebenso  können  Lehrer,  welche  aus  andern  unverschuldeten 
Ursachen  ausser  Stand  gesetzt  worden  sind,  ihre  Stellen  weiter  zu  versehen, 
auf  ihr  Verlangen  oder  durch  Schlussnahme  des  Erziehungsrates,  unter  Vor- 
behalt des  Rekurses  an  den  Regierungsrat,  in  Ruhestand  versetzt  werden, 
wobei  in  letzterm  Falle  der  Ruhegehalt  ebenfalls  wenigstens  die  Hälfte  ihrer 
bisherigen  gesetzlichen  Barbesoldung  betragen  soll,  während  im  erstem 
Falle  derselbe  in  der  Regel  in  einer  Aversalsnmme  zu  bestehen  hat. 

Diese  Bestimmungen,  welche  die  gesamte  Lehrerschaft  an  den 
Volksschulen  und  den  höhern  kantonalen  Lehranstalten  einbegreifen, 
bestehen  auch  heute  noch  in  Kraft.  Die  allgemeine  Erhöhung  der 
Besoldungen  der  Lehrer  durch  das  Besoldungsgesetz  vom  Jahre 
1872  hat  daher  auch  eine  Erhöhung  der  Ruhegehalte  zur  Folge 
gehabt,  derart,  dass,  während  die  Ruhegehalte  ftir  Volksschullehrer 
vor  1872  von  Fr.  500—800  variirten,  sie  seither  auf  Fr.  800—1000 
für  Primarlehrer  und  Fr.  1000—1400  ftir  Sekundarlehrer  stiegen. 

Unterm  3.  September  1891  ist  vom  Regierungsrate  eine  Ver- 
ordnung erlassen  worden,  die  in  verschiedenen  Beziehungen  über 
den  klaren  Wortlaut  der  oben  zitirten  Gesetzesbestimmung  hlnans- 
geht.  Sie  bedeutet  ein  Entgegenkommen  gegenüber  gewissen,  von 
der  Bauembundbewegung  formulirten  Wünschen,  welche  Bewegnn? 
bald  nach  ihrem  Entstehen  den  Kampf  gegen  die  Institution  der 
Ruhegehalte  auf  ihre  Fahne  schrieb.  Man  dachte  damals  in 
Regierungskreisen  wohl,  den  heraufziehenden  Sturm  beschwören 
zu  können ;  allein  die  im  Frühjahr  1893  beim  Kantonsrat  eingelegte? 
Initiative  gegen  die  Ruhegehalte  hat  das  Gegenteil  bewiesen. 

Über  den  gegenwärtigen  Umfang  der  Ruhegehaltsbezuge  im 
Kanton  Zürich  orientiren  nachfolgende  Angaben: 

Die  aktive  zürcherische  Volksschullehrerschaft  umfasste  auf 
1.  November  1893  990  Mitglieder,  wovon  776  Primär-  und  214 
Sekundarlehrer.  Ende  1893  erhielten  90 1)  ehemalige  Volksschul- 
lehrer (77  Primär-  und  13  Sekundarlehrer)  einen  Ruhegehalt,  d.  li. 
rund  9%  des  gegenwärtigen  Bestandes  der  Volksschullehrerschaft; 
im  fernem  sieben  ehemalige  Lehrer  an  den  Kantonallehranstalten 
(5  o/q  der  Gesamtzahl  von  130  höhern  Lehrern). 

Von  den  97  mit  Ruhegehalten  bedachten  Lehrern  (Volksschul- 
lehrern und  Lehrern  an  den  Kantonallehranstalten)  haben  82  oder 

*)  Das  durchschnittliche  Alter  bei  der  Pensionining  zürcheriÄcher  Volks- 
schnUehrer  (Primär-  und  Sekundarlehrer)  beträgt  59  Jahre,  die  durchschnittliche 
Dienstdaner  88^/4  Jahre.  Für  die  Primarlehrer  sind  die  betreffenden  Zahlen 
59  V2  bezw.  39 '14  Jahre,  für  die  Sekundarlehrer  56  V2  bezw.  36>/«  Jahre.  Diese 
Ergebnisse  gründen  sich  auf  die  Erfahrungen  der  letzten  zwanzig  Jahre. 


.j 


r 


W        -        -  m 


Staatliche  Rahegehalte.  5 

beinahe  »/lo  das  60.  und  43  oder  beinahe  die  Hälfte  das  70.  Alters- 
jahr überschritten. 

Von  rund  1300  Mitgliedern  der  Lehrerschaft  und  Geistlichkeit 
beziehen  112  Ruhegehalte,  d.  h.  8,5^/0  oder  V12  der  Gesamtzahl. 

Von  den  90,  auf  1.  November  1893  pensionirten  Volksschul- 
lehrem  zählten 

30  und  weniger  Dienstjahre  10  41 — 50  Altersjahi'e    3 

31—35                        „            20  51-60           ,           11 

36—40                        r           16  61—70           ^           38 

41—45                        „            22  71—80           ^           36 

46—50                        „            19  81—90           ^            2 
mehr  als  50               „              3 

Die  einzelnen  Ruhegehalte  erreichten  die  nachfolgenden  Beträge  : 

Gewesene  Primarl ehrer  (rewesene  Seknndarlehrer 

1  von  100-  200  Fr.  1  von  1001—1100  Fr. 

—  „  201—  300  ,  4  ,.  1101—1200  ,. 

1  „  301—  400  ,  5  ^  1201—1300  ^ 
5  „  401—  500  „  3  ,.  1301—1400  „ 

2  „  501—  600  „ 


4  „  601-  700 

14  ^  701—  800 

32  „  801—  900 

17  „  901—1000 


r> 
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Für  die  Lehrerschaft  an  den  Kantonallehranstalten  stellen  sich 
die  bezüglichen  Verhältnisse  folgendermassen : 

Diensljahre  AJter^ahre  Betraft  der  Ruhe^ehalte 

30—40  :  3       61—70  :  2  1000-2000  Fr. 

41—50  :  2       71—80  :  3  2000—3000  „ 

51—55  :  2       81—90  :  2         3000—3500  „ 

Das  Total  der  ausgerichteten  Ruhegehalte  betrug: 


Für  die  Lehrer 

Für  VolkBschuUehrer 

Zahl  der 

der 

(Primär-  und 

Pensionirten 

Kantonal  1  ehranst.  *) 

Seknndarlehrer) 

Ft. 

Fr. 

1873 

18,722 

23,025 

65 

1874 

18,943 

25,474 

70 

1875 

16,478 

41,300 

91 

1876 

18,581 

57,979 

96 

1877 

19,531 

54,586 

90 

1878 

15,882 

54,059 

89 

1879 

15,438 

60,416 

95 

1880 

15,270 

71,122 

102 

1881 

12,075 

75,002 

102 

1882 

14,450 

78,812 

104 

1883 

16,306 

77,042 

105 

1884 

12,907 

79,718 

112 

1885 

9,995 

82,743 

118 

1886 

12  090 

88,921 

118 

1887 

13,680 

94,747 

115 

1888 

10,200 

94,185 

109 

1889 

11,450 

87,932 

105 

1890 

13,290 

86,557 

107 

1891 

13,325 

86,751 

108 

1892 

14,072 

89,282 

101 

1893 

13,364 

89,286 

97 

')  Hoehgchnle,  Kantonsschnle,  Technikum,  Seminar,  Tierarzneischule. 
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Wenn  wir  den  Betrag  der  im  Jahr  1893  verabreichten  Rnhe- 
gehalte  von  rund  Fr.  100,000  ins  Verhältnis  zu  den  in  diesem 
Jahre  ausgerichteten  Besoldungen  von  rund  drei  Millionen  Franken 
setzen,  so  ergeben  sich  für  erstere  ca.  3  %  oder  ca.  OjgO/o  der 
gesamten  Staatsausgaben  im  Betrage  von  Fr.  12,^  Millionen. 

Im  Jahre  1893  hat  nun  der  kantonale  Bauembund  gegen  die 
Institution  der  Kuhegehalte  Sturm  gelaufen,  indem  er  gegen  die- 
selben eine  Initiativbewegung  inszenirt«. 

Der  Regierungsrat  hat  das  bezügliche  Initiativbegehren  ^)  unter 
Hinweis  auf  die  Hinfälligkeit  der  erhobenen  Vorwürfe  zu  banden 
der  Volksabstimmung  in  ablehnendem  Sinne  begutachtet.  Im  Laufe 
des  Frühjahres  1894  wird  dasselbe  der  Volksabstimmung  unter- 
breitet werden. 

Die  beiden  Städte  Zürich  und  Winterikur  gehen  mit  Bezog 
auf  die  Erteilung  von  Ruhegchalten  noch  erheblich  über  die  vom 
UnteiTichtsgesetze  geforderten  Minima  hinaus.  Und  zwar  ergänzt 
die  Stadt  Zürich  den  staatlichen  Ruhegehalt  für  die  Primarlehrer 
auf  Fr.  1900—2500,  für  die  Primarlehrerinnen  auf  Fr.  1200—1500, 
denjenigen  der  Sekundarlehrer  auf  Fr.  2200 — 2500  2). 

In  Winterthur  bewegen  sich  die  bezüglichen  Ansätze  ungeflihr 
in  demselben  Rahmen;  für  die  Lehrer  an  den  dortigen  höheren 
Stadtschulen  variiren  sie  zwischen  Fr.  2500  und  Fr.  3(SX).  Gegen- 
wärtig (Januar  1894)  sind  in  Winterthur  pensionirt:  Drei  Volks- 
schullehrer mit  städtischen  Pensionen  (ohne  die  staatliche)  im 
Betrage  von  Fr.  800,  1400.  1500 ;  im  fernem  vier  höhere  Lehrer 
mit  Ansätzen  von  Fr.  1600,  2500,  2700  und  3000.  Der  Gesamt- 
betrag der  ausgerichteten  Pensionen  beträgt  somit  Fr.  13,500. 


0  Das  Initiativbegehren  lantet: 

;,An  den  h.  Kantonsrat  des  Kantons  Zürich! 

Wir  erlauben  nns,  Dinen  im  Sinne  von  Art.  29  der  zürcherischen  Staats- 
verfassung folgendes  Initiativbegehren  zuzustellen: 

1.  Staatliche  Pensionen  und  Ruhegehalte  sind  abzuschaffen  und  demnach 
§  256  des  Gesetzes  betreffend  das  Kirchenwesen  vom  20.  Augast  1861 
und  die  §§  313  und  314  des  Gesetzes  über  das  Unterrichtswesen  vom 
23.  Dezember  1859,  sowie  die  regiemngsrätliche  Verordnung  betreffend 
Buhegehalte  vom  3.  September  1891  ausser  Kraft  zu  setzen. 

2.  Laden  wir  den  Kantonsrat  ein,  die  Missbräuche,  welche  bei  gegenwärtigem 
Bezug  von  Pensionen  bestehen,  abzustellen  und  obiges  Postulat  dem  Volks- 
entscheid zu  unterbreiten. 

Mit  zeitgemässer,  den  Leistungen  entsprechender  Besoldung  unserer  Staats- 
beamten sind  wir  einverstanden;  dagegen  können  wir  als  demokratische  Be- 
publikaner  uns  nicht  dazu  verstehen,  einzelnen  Ständen  Vorrechte  zu  gewähren 
und  zvfBi  um  so  weniger,  als  jetzt  schon  die  grellsten  Missbräuche  vorgekom- 
men sind.'' 

2)  Sie  verausgabte  an  Buhegehalten  im  Jahr  1893  Fr.  17,850,  wovon 
Fr.  12,550  auf  gewesene  Primarlehrer,  Fr.  4400  auf  Sekundarlehrer  und  Fr.  900 
auf  Arbeitalehrerinnen  entfallen. 
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Ausser  diesen  Stadtgcmeinden  gewähren  auch  eine  Reihe  von 
Landgemeinden  grössere  oder  geringere  einmalige  oder  jährliche 
Zulagen  zu  den  staatlichen  Euhegehalten  verdienter  Lehrer. 
Nach  dem  Bericht  der  Erziehungsdirektion  über  das  Triennium 
1890/91  bis  1892/93  verabreichen  u.  a.  nachstehende  Primarschul- 
gemeinden jährliche  Ruhegehalte  :  Stadt  Zürich  Fr.  17,505 
(17  Lehrern),  Mettmenstetten  Fr.  100  (1),  Thalweil  Fr.  400  (1), 
Winterthur  Fr.  2203  (2),  Flurlingen  Fr.  100  (1);  es  haben 
sodann  nachfolgende  Gemeinden  zurücktretenden  Lehrern  ein- 
malige Gratifikationen  in  den  beigesetzten  Beträgen  verabreicht : 
Thalweil  Fr.  500  (Ij,  Borgen  Fr.  1000,  Hinweil  Fr.  200,  Dachsen 
Fr.  500. 

Die  folgenden  S^fcwwcfarschulgemeinden  erh(ihen  aus  eigenen 
Mitteln  die  staatlichen  Pensionen  um  folgende  Summen:  Männe- 
dorf  Fr.  600  (1),  Winterthur  Fr.  1500  (1),  Zürich  (siehe  oben). 

Gegenwärtig  geht  unter  der  zürcherischen  Volksschullehrer- 
schaft das  Bestreben  dahin,  eine  eigene  Lehrer- Alterskasse, 
eventuell  Sterbekasse  zu  gründen,  einerseits,  um  die  als  unzulänglich 
zu  bezeichnenden  Ruhegehalte  durch  Zuschüsse  aus  dieser  Kasse 
auf  eine  Höhe  zu  bringen,  welche  den  Unterhalt  der  Familie  eines 
im  Ruhestande  befindlichen  Lehrers  ermöglicht,  anderseits,  um  die 
Witwen-  und  Waisenrente  von  Fr.  400  in  einer  Weise  zu  steigern, 
dass  der  Kämpf  ums  Dasein  fiir  die  Hinterlassenen  eines  Lehrers 
weniger  bitter  wird^).  Es  besteht  aber  hiebei  eine  Schwierigkeit, 
die  nicht  übersehen  werden  darf:  wenn  der  Lehi-er  mit  Familie 
ausser  dem  Beitrag  an  die  Witwen-  und  Waisenstiftung  noch  einen 
femern  nicht  unerheblichen  Beitrag  an  eine  Alterskasse  leisten 
müsste,  so  würde  bei  den  anderweitigen  Verpflichtungen  ver- 
schiedenster Art,  die  an  ihn  herantreten,  die  in  vielen  Gemeinden 
verabreichte  Minimalbesolduug  kaum  ausreichen. 


2.  Kanton  Bern. 

a«  Primarlehrerschaft« 

Bereits  durch  ein  Dekret  vom  5.  Dezember  1837,  später 
durch  §  31  des  Gesetzes  vom  24.  Juni  1856  wurde  die  Ausrichtung 
von  Leibgedingen  an  invalide  Lehrer  möglich  gemacht. 

Das  gegenwärtige  Gesetz  über  die  öffentlichen  Primarschulen 
des  Kantons  Bern  vom  11.  Mai  1870  setzte  sodann  bezüglich  der 
Ruhegehalte  folgendes  fest: 


*)  Vergleiche :  Beitrag  zur  Frage  der  zukünftigen  Pensionirung  der 
zürcherischen  Lehrer  und  der  Unterstützung  von  Witwen  und  Waisen,  hear- 
beitet  von  K.  Lutz,  Sekundarlehrer,  und  H.  Leemann,  Seknndarlehrer.  —  Andel- 
fingen,  W.  Hepting,  Juni  1889. 
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§  55.  Der  Regiernngsrat  kann  solche  patentirte  Primarlehrer,  welche 
infolge  der  Abnahme  ihrer  physischen  oder  geistigen  Kräfte  nicht  mehr  zu 
genügen  im  stände  sind,  nach  30j ährigem  Dienst  an  öffentlichen  Primar- 
schulen des  Kantons,  in  besondem  NotMlen  schon  vorher,  mit  oder  ohne 
ihr  Ansuchen  mit  einem  Leibgeding,  welches  je  nach  der  Zahl  der  Dienst- 
jahre  Fr.  240—360  beträgt,  in  den  Ruhestand  versetzen.  Dieselbe  Ver- 
günstigung kann  den  Lehrerinnen  nach  25  Jahren  gewährt  werden. 

Zu  diesem  Zweck,  sowie  zur  Ausrichtung  der  nach  dem  bisherigen 
Gesetze  zugesicherten  Leibgedinge  bis  zum  Absterben  der  Berechtigten,  ist 
ein  jährlicher  Kredit  von  Fr.  24,000')  auszusetzen. 

§  56.  Alle  einschlagenden  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  gelten  auch 
für  die  öffentlichen  Primarlehrerinnen. 

Die  Verordnung  über  die  Leibgedinge  der  Primarlehrer  und 
Primarlehrerinnen  vom  3.  Juli  1872,  welche  an  Stelle  derjenigen 
vom  11.  März  1871  trat,  setzt  fest,  dass  die  Leibgedinge  vom 
Regierungsrat  nach  Anhörung  der  Erziehungsdirektion  gesprochen 
werden. 

Die  Anmeldungen  haben  entweder  von  den  Schulbehörden  (Schul- 
kommissionen, Schulinspektoren)  oder  den  betreffenden  Lehrern  direkt  an»- 
zugehen.  In  ersterm  Falle  ist  die  Unzulänglichkeit  der  Kräfte  des  Lehreis 
durch  eine  Darstellung  seiner  Leistungen,  in  letzterm  durch  ein  ärztliches 
Zeugnis  zu  bescheinigen.  In  beiden  Fällen  ist  der  Anmeldung  ein  Zeugnis 
des  Gemeinderats  über  die  Vermögensverhältnisse  des  Betreffenden  beizu- 
fügen (§  4). 

Für  die  auf  Grundlage  des  Gesetzes  vom  11.  Mai  1870  ge- 
sprochenen Pensionen  gilt  folgendes  Klassensystem: 

I.  Kl.  Für  Lehrer  u.  Lehrerinnen,  die  das  30.  Diensljjahr  noch  nicht  zurück- 
gelegt haben,  Fr.  240  Leibgedinge. 
IL    „      „         „        „  „  mit  30  u.  31  Dienslj.     „    260  „ 

III.      r>         n  n  r  v  n     ^^    n    ^  n  «     ^^  »■ 

rv.    y,       „  „         ,,  „  „    34  „  3o        „  „    300  r 

V.      n         ,.  „  „  ,.  „     OD    „    Ol  ,.  „     oZÜ  „ 

VX.         ,,  .,  „  „  ,,  ^        «50      „      ÖV  f,  ff        övJ  y 

V 11.    ,,       j.  j,         „  y,  „    4v  „  melir  ,,  „    ooU  „ 

Falls  der  Bezüger  eines  Leibgedinges  mit  Ermächtigung  der 
Erziehungsdirektion  wieder  eine  öffentliche  Primarschule  über- 
nimmt, oder  wenn  er  stirbt,  fällt  das  Leibgedinge  dahin ;  dagegen 
haben  die  Witwe  und  die  Kinder  des  Inhabers  noch  während  des 
laufenden  und  des  darauf  folgenden  Vierteljahres  die  Nachgenuss- 
berechtigung. 

Im  Jahre  1886  wollte  der  Grosse  Rat  die  Ruhegehaltsfrage 
durch  ein  „Gesetz  betreffend  die  Ruhegchalte  der  Lehrer  und 
Lehrerinnen  der  Primarschule  und  die  Bildung  einer  Lehrerkasse" 
ordnen ;  es  wurde  aber  vom  Volk  in  der  Abstimmung  vom  24. 
Oktober  desselben  Jahres  verworfen.  In  diesem  Projekte  waren 
folgende  Ruhegehalte  vorgesehen,  welche  durch  eine  zu  gründende 
Lehrerkasse  hätten  bestritten  werden  soUen: 

')  Ist  seither  sukzessive  auf  dem  Budgr^^twege  erhöht  worden. 
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Een8(J«hrcn 

Ijehrer 
Fr. 

Lehrerinnen 
Fr. 

20 

— 

300 

25 

— 

350 

30 

400 

400 

35 

450 

450 

40 

500 

500 

In  Ausnahmefällen  war  auch  die  Pensionirung  von  Lehi-ern 
und  Lehrerinnen  mit  weniger  als  30  beziehungsweise  20  Dienst- 
jahren mit  Maximalsätzen  von  Fr.  400  beziehungsweise  Fr.  300 
gestattet. 

Der  Jahresbeitrag  in  diese  Pensionskasse  war  per  Mitglied 
der  Lehrerschaft  auf  Fr.  25  angesetzt  und  die  Beitragspflicht 
sollte  nach  30  beziehungsweise  20  Dienstjahren  aufhören;  der 
Staat  seinerseits  sollte  an  jede  Lehrstelle  einen  Zuschuss  von 
Fr.  40  leisten. 

Zu  Anfang  des  Jahres  1893  waren  172  Leibgedinge  und 
zw^ar  in  folgenden  Beträgen  vergeben : 


3  II  Fr. 

200 

Fr. 

600 

40  k    ^ 

240 

« 

9,600 

9  ä     r 

260 

r. 

2,340 

10  k    „ 

280 

n 

2,800 

10  k    „ 

300 

*• 

3,000 

13  i    „ 

320 

yi 

4,160 

11  ^    . 

340 

n 

3,740 

76  k    ^ 

360 

VI 

27,360 

1893 :  172  mit 

■         • 

.  Fr. 

53,600 

Diese  ungenügenden  Ansätze  fiir  die  „Leibgedinge"  und  die 
Unmöglichkeit,  allen  gerechtfertigten  Gesuchen  um  solche  zu  ent- 
sprechen, machten  es  dem  Gesetzgeber  zur  Pflicht,  anlässlich  der 
Beratungen  über  ein  neues  Primarschulgesetz  auch  einer  Neu- 
ordnung der  Ruhcgehaltsfrage  näher  zu  treten. 

Der  erste  Entwurf  des  Schulgesetzes  sah  die  Ausrichtung  von 
Pensionen  vor,  gestützt  auf  das  Prinzip  einer  Verteilung  der  Ein- 
zahlung von  jährlichen  Beiträgen  des  Staates  und  der  Lehrerschaft. 
Dieser  Standpunkt  wurde  in  der  Beratung  verlassen,  sodass  in  der 
vom  27.  Mai  bis  3.  Juni  und  vom  17. — 26.  November  1891  statt- 
gefundenen  I.  Beratung  des  „  Gesetzesentw^urfcs  über  den  Primar- 
unteiTicht  im  Kanton  Bern",  die  auf  die  Ruhcgehaltsfrage  bezüg- 
liche Bestimmung  in  folgender  Fassung  festgestellt  wurde: 

e.   Versetzung  in  Ruhestand. 

§  53.  Der  Staat  kann  solche  Primarlehrer,  welche  infolge  der  Ahnahme 
ihrer  physischen  oder  geistigen  Kräfte  nicht  mehr  za  genügen  im  stände 
sind,  nach  3(>j ährigem  Dienst  an  öffentlichen  Primarschulen  des  Kantons,  in 
besondem  Fällen  schon  vorher,  mit  oder  ohne  ihr  Ansuchen,  mit  einem 
Leibgeding,  welches  je  nach  der  Zahl  der  Dienstjahre  Fr.  280—400  beträgt, 
in  den  Ruhestand  versetzen.  Dieselbe  Vergünstigung^  kann  der  Lehrerin 
nach  20  Jahren  gewährt  werden. 
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Das  heisst,  sofern  dieser  Passus  in  den  folgenden  Lesungen 
unverändert  geblieben  wäre,  hätte  man  das  Prinzip  der  Invaliden- 
pension mit  ganz  bescheidener  Erhöhung  der  bisherigen  total 
ungenügenden  Ansätze  von  neuem  sanktionirt.  Dui-ch  diesen  § 
wäre  nunmehr  die  Möglichkeit  nicht  ausgeschlossen  gewesen,  die 
Anzahl  der  Leibgedinge  zu  ei'weitern  und  wirklich  dürftige  invalide 
Petenten  zu  berücksichtigen. 

Die  Interessenten  und  weitere  Volkskreise  erklärten  sich  durch 
diese  Lösung  nicht  befriedigt,  und  eine  grosse  Zahl  von  Stimmen 
sprach  sich  für  Schaffung  einer  Pmsiotiskasse  unter  Beteiligung  von 
Staat  und  Lehrerschaft  aus.  Allgemein  war  man  der  Ansicht,  dass 
die  bisherigen  Leibgedinge  total  ungenügend  seien,  „zu  wenig  zum 
Leben,  zu  viel  zum  Sterben".  Wir  heben  aus  diesen  Vernehm- 
lassungen die  Anträge  i)  der  Vorsteherschaft  der  Schulsynode  vom 
2.  Juni  1892  an  die  Versammlung  der  Synode  heraus  : 

1.  Da  eine  wesentliche  Mehrleistung  des  Staates,  als  diejenige,  welche 
§  53  des  Entwurfes  nach  erstmaliger  Beratung  durch  den  Grossen  Bat  mit 
sich  bringen  würde,  nach  dieser  Eichtung  kaum  zu  erhoffen  ist,  die  in  dem 
genannten  §  angenommenen  Pensionsansätze  aber  im  Vergleich  zu  denjenigen 
anderer  fortgeschrittener  Kantone  und  noch  weit  mehr  im  Vergleich  zo 
den  bezüglichen  Leistungen  monarchischer  Staaten  als  sehr  geringe  und  &ii 
und  für  sich  zur  Erreichung  ihres  Zweckes  als  absolut  ungenügende  be- 
zeichnet werden  müssen,  so  müssen  wir  wünschen,  dass  das  Prinzip  der  Ver- 
teilung der  Beiträge  an  die  zu  gründende  Pensionskasse  auf  Staat  und  Lehrer- 
schaft im  Sinne  von  §  119  des  ursprünglichen  Entwurfes  beibehalten  werde. 

2.  Wir  betrachten  es  als  unzweckmässig,  ein  bestimmtes  Beitrags- 
verhältnis  zwischen  Staat  und  Lehrerschaft  von  vorn  herein  zu  fixiren  and 
würden  es  vorziehen,  wenn  im  Gesetz  lediglich  das  vorstehend  betonte 
Prinzip  ausgesprochen  würde,  die  weitere  Ausführung  dagegen,  weü  ver- 
sicherungstechnischer Natur  und  von  gar  mannigfaltigen  Faktoren  abhängig, 
einem  Dekret  des  Grossen  Eates  vorbehalten  bliebe. 

In  ihrer  Hauptversammlung  hat  sich  die  Schulsynode  entgegen 
dem  Antrag  ihrer  Vorsteherschaft  dahin  schlüssig  gemacht,  es 
möchte  das  Maximum  der  Leibgedinge  auf  Fr.  500  gebracht 
werden.  Die  Fürsorge  für  Witwen  und  Waisen  soll  Sache  des 
Lehrers  bleiben  und  es  ist  dieselbe  durch  die  bemische  Lehi*er- 
kasse  in  Aussicht  zu  nehmen,  für  welche  der  Beitritt  obligatorisch 
zu  erklären  ist. 

Diese  Stellungnahme  der  gesamten  Synode  zu  der  Pensions- 
frage ist  begreiflich,  sobald  sie  im  Zusammenhang  mit  den  Be- 
soldungsverhältnissen der  bernischen  Lehrerschaft  betrachtet  wird. 
Denn  jede  weitere  Belastung,  insbesondere  des  Landschullehrers 
bedeutet  einen  verhältnismässig  nicht  unerheblichen  Abzug  an 
einer  an  und  für  sich  recht  bescheidenen  Besoldung. 

Nach  Eingang  der  verschiedenen  Gutachten  hat  der  Grosse 
Rat  in  der  II.  Beratung  des  Schulgesetzesentwurfes  die  Fi-age 
der  Ruhegehalte  in  folgender  Weise  zu  lösen  versucht  : 

0  In  ähnlichem  Sinne  sprachen  sich  u.  a.  anch  die  PrimarlehrerkonfereM 
der  Stadt  Bern  und  eine  „allgemeine  Versammlung  in  Bern"  aus. 
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§  49.  Alinea  1  0»  ^'ie  §  53  der  ersten  Lesung  mit  folgendem  Zusatz : 
^Der  Grosse  Rat  kann  durch  Dekret  die  Pensionirang  der  Lehrerschaft 
„nach  dem  Grundsatz  der  obligatorischen  Versicherung  und  unter  finanzieller 
„Beteiligung  der  Lehrer  selbst  einführen,  sofern  der  vom  Staate  hiefftr  zu 
„leistende  Beitrag  die  Auslagen  für  die  hiervor  (s.  Alinea  1)  bestimmte 
„Pensionirung  nicht  übersteigt." 

§  50.  Die  Sorge  für  die  Witwen  und  Waisen  liegt  den  Lehrern  selbst 
ob.  Dagegen  kann  der  Regierungsrat  den  Beitritt  zur  bernischen  Lehrer- 
kasse für  jeden  bernischen  Primarlehrer  obligatorisch  erklären  unter  der 
Voraussetzung,  dass  dieselbe  zweckentsprechend  organisirt  wird  und  die 
Statuten  der  Genehmigung  des  Regierungsrates  unterbreitet  werden.  Der 
obligatorische  Beitritt  zur  bemischen  Lehrerkasse  kann  auch  ausgedehnt 
werden  auf  die  Lehrer  an  Mittelschulen,  Seminarien  oder  andern  staatlichen 
Unterrichtsanstalteu,  sowie  auf  die  Sohulinspektoreu.  Ausgenommen  sind 
die  Hochschullehrer.^) 

Angesichts  dieser  Wendung  der  Dinge  hat  die  bemische 
Schulsynode  in  ihrer  Versammlung  vom  Oktober  1893  u.  a.  be- 
schlossen, die  Verwaltung  der  bestehenden  Lehrerkasse  zu  ersuchen, 
sie  möchte  dieselbe  in  dem  Sinne  umgestalten,  dass  sie  neben  der 
bestehenden  Kapitalversicherung  noch  eine  Abteilung  für  Alters- 
rente mit  Übertragung  der  Rente  auf  Witwen  und  Waisen  ent- 
halte. Im  fernem  sollen  die  Behörden  angegangen  werden,  den 
Beitritt  zu  der  reorganisirten  Kasse  für  die  bernische  Lehrerschaft 
obligatorisch  zu  erklären  und  für  die  finanziellen  Verpflichtungen 
die  Garantie  zu  übernehmen. 

Der  Genuss  der  Altersrente  soll  fiir  den  Lehrer  im  60.,  tiir 
die  Lehrerin  im  55.  Altersjahre  beginnen  und  die  Verpflichtung 
soll  sich  im  Maximum  auf  40  beziehungsweise  35  Einzahlungen 
erstrecken. 

b.  Lehrerschaft  an  den  Mittelschulen  und  an  der  Hochschule. 

Für  diese  Funktionäre  ist  in  befriedigender  Weise  durch 
Spezialgesetze  vorgesorgt : 

Mittelschulen  (Gymnasien,  Progymnasien  und  Sekundärschulen). 
Das  „Gesetz  betreffend  Aufhebung  der  Kantonsschule  in  Bern,  sowie 
einige  damit  zusammenhängende  Änderungen  in  der  Schulgesetz- 
gebung" vom  27.  Mai  1877  setzt  fest: 

§  4.  Lehrer  und  Lehrerinnen,  welche  wenigstens  zwanzig  Jahre  an 
öffentlichen  Schulen  des  Kantons,  wovon  zehn  Jahre  au  bemischen  Mittel- 
schulen, gewirkt  haben,  werden,  wenn  sie  wegen  Alters  oder  anderer  unver- 
schnldeter  Ursachen  von  ihren  Stellen  zurücktreten  müssen,  vom  Staate  mit 
einem  Rnhegehalt  versehen,  der  jedoch  die  Hälfte  ihrer  normalen  Besoldung 
nicht  tibersteigen  darf. 

Ausnahmsweise  können  in  Notfällen  Lehrer  und  Lehrerinnen,  die  sich 
durch  ihre  Dienstleistungen  ausgezeichnet  haben,  schon  vorher  pensionirt 
werden,  wobei  jedoch  der  Ruhegehalt  höchstens  einen  Drittel  der  Besoldung 
betragen  soll. 

Über  die  Berechtigung  zum  Ruhegehalt,  sowie  über  den  Betrag  desselben 
entscheidet  der  Regierungsrat  nach  den  Verumständungen  des  einzelnen 
Falles  (Leistungen,  Dienstalter,  Vermögensverhältnisse  u.  s.  w.). 

*)  tiiehe  Seite  0  unten. 

*)  Wie  wir  in  letzter  Htiinde  erfahren,  ist  am  30.  Januar  1H9-4  das  bernisclie  Schul- 
gesetz vom  Grossen  Rate  einstimmig  angenoninien  worden. 
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§  8.  Betreffend  Pensionirung  der  im  Zeitpunkt  der  Aufhebung 
der  Kantonsschule  an  dieser  Anstalt  angestellten  Lehrer  gelten 
folgende  Bestimmungen: 

1.  Pensionsberechtigt  sind  alle  diejenigen,  welche  wenigstens  14  Jahre 
an  der  Kantonsschnle  angestellt  gewesen  sind,  and  zwar  so,  dass 

a.  diejenigen,  welche  wegen  Alters  oder  anderer  nnverschnldeter  Ursachen 
im  Momente  der  Anfhehnng  der  Kantonsschnle  ausser  stand  sind, 
fernerhin  eine  Lehrstelle  an  einer  öffentlichen  Anstalt  zn  bekleiden, 
anf  ihr  Begehren  sofort  in  Ruhestand  versetzt  werden  können; 

b.  diejenigen,  welche  in  diesem  Falle  nicht  sind,  erst  dann  pensions- 
genössig  werden,  wenn  dieser  Fall  eintritt. 

2.  Der  Rnhegehalt  beträgt  wenigstens  ^fs  des  Gehaltes  als  Kantonsschnl- 
lehrer.  Über  die  Berechtigung  dazu,  sowie  über  den  Betrag  desselben  ent- 
scheidet der  Regierungsrat. 

Lehrerseminarien.  §  10  des  Gesetzes  über  die  Lehrerbildungs- 
anstalten des  Kantons  Bern  vom  18.  Juli  1875  lautet: 

Seminarlehrer,  welche  wenigstens  achtzehn  Jahre  an  bemischen  Semi- 
narien  oder  fünfundzwanzig  Jahre  an  öffentlichen  Schulen,  wovon  zwölf  Jahre 
an  bemischen  Seminarien,  gewirkt  haben,  können,  wenn  sie  wegen  Krankheit 
oder  Alter  von  ihren  Stellen  zurücktreten  müssen  und  auch  kein  anderes 
besoldetes  Amt  mehr  bekleiden,  mit  einem  Ruhegehalt  versehen  werden, 
welcher  höchstens  die  Hälfte  ihrer  Seminarbesoldnng  beträgt. 

Hochschule.  §  49  des  Gesetzes  über  das  höhere  Gymnasium 
und  die  Hochschule  vom  14.  März  1834  setzt  fest: 

Die  ordentlichen  Professoren,  welche  nach  fünfzehn  Dienstjahren  durch 
Alter  oder  unverschuldete  Ursachen  ausser  stände  sind,  ihre  Stellen  gehörig 
zu  versehen,  können  in  Ruhestand  versetzt  werden  mit  wenigstens  eioem 
Dritteile  ihres  fixen  Gehaltes. 

Die  Ausgaben  des  Kantons  Bern  für  Pensionen  und  Leibgedinge 
an  seine  Lehrerschaft  erreichen  die  nachstehenden  Summen: 


Rechnung 
1891 

Budget 
1892 

Pen- 
tlonlrle 

Badjet 

im 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Hochschule 

4,200 

8,400 

3 

11,000») 

Seminarlehrerpensionen 

1,500 

1,500 

1 

1,500«) 

Pensionen  für  Sekundarlehrer ") 

21,947 

25,000 

18 

23,000  <) 

a.  Ausserordentliche  Beiträge 

an  invalide  Lehrer 

1 56,505 

14,000 

179' 

14,000 

b,  Leibgedinge 

36,000 

X  1  a  \ 

36,000 

84,152        84,900        194        85,500 

Die  vorstehende  Übersicht  zeigt,  dass  die  Euhegehaltsfrage  im 
Kanton  Bern  für  die  Volksschullehrerschaft  nicht  in  einer  Weise 
geordnet  ist,  wie  es  wohl  im  Interesse  der  Schule  von  Behörden 
und  Schulfreunden  gewünscht  werden  muss.  Weitaus  besser  ist  in 
dieser  Richtung  für  die  höhere  Lehrerschaft  gesorgt.  Zwar  sind 
auch  dort  die  Pensionen  nur  für  den  Invaliditätsfall  vorgesehen; 
allein  da  sie  in  Bruchteilen  (Vs — V2)  der  Besoldung  ausgedrückt 
sind  und  die  Besoldung  fiir  die  genannten  Funktionäre  eine  ver- 

*)  Je  1  h  Fr.  2600,  2800  and  SOOi).  —  '^  1  a  Fr.  1600.  —  *)  Gewesene  Lehrkräfte  an 
Oymnasien,  ProKyinnasien  und  Sekundärschulen.  —  *}  Je  1  ä  Fr.  dOO,  600,  lOOO,  1600,  1600, 
1800,  1900,  .SOOO,  2  k  800,  .3  h  900,  6  ä  1200. 
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hältnismässig  bedeutende  ist  im  Vergleich  zu  derjenigen  der  Primär- 
lehrer,  so  steigt  der  Ruhegehalt  auch  absolut  auf  einen  Betrag, 
der  wenigstens  im  schlimmsten  Fall  die  bittere  Not  vom  Pen- 
sionirten  fernzuhalten  vermag.  Dass  die  Pensionen  nicht  unter  ein 
gewisses  Minimum  sinken  dürfen,  dafür  sorgt  im  übrigen  die  inter- 
kantonale ja  internationale  Konkurrenz,  die  sich  bei  der  Beschaffung 
von  Lehrkräften  für  die  Mittelschulen,  insbesondere  aber  von 
solchen  für  die  Hochschulen  geltend  macht. 

Die  Stadt  Bern  ihrerseits  hat  die  Ruhegehaltsfrage  ebenfalls 
geordnet.  Bis  jetzt  betrug  der  Ruhegehalt  für  Lehrer  und 
Lehrerinnen  Fr.  500  und  wurde  nach  30  respektive  25  ununter- 
brochenen Dienstjahren  in  der  Gemeinde  Bern  ausgerichtet.  In 
den  letzten  Jahren  bezogen  denselben  einzig  2  Lehrerinnen  mit 
zusammen  Fr.  1000. 

Durch  den  Gremeindebeschluss  vom  3.  Dezember  1893  sind 
im  Zusammenhang  mit  der  Erhöhung  der  Besoldungen  i)  auch  die 
Ruhegehalte  erheblich  erhöht  worden.  Er  bestimmt  mit  Bezug 
auf  dieselben  folgendes  : 

„Der  Gemeinderat  wird  ermächtigt,  an  Lehrer  nach  30  und  an 
„Lehrerinnen  nach  25  Jahren  Schuldienstes  an  öffentlichen  Primarschulen 
„der  Gemeinde  Bern  vom  1.  Januar  1894  hinweg  lebenslängliche  Ruhe- 
ngehalte von  Fr.  800  jährlich  zu  bewilligen,  sofern  und  so  lange  dieselben 
„keine  anderweitige  besoldete  Stelle  einnehmen. 

„Wenn  das  Interesse  der  Schule  es  verlangt,  kann  der  Gemeinderat 
„ausnahmsweise  diesen  Ruhegehalt  auch  einer  solchen  Lehrkraft  bewilligen, 
„welche  die  yorstehend  angefahrten  Bedingungen  nicht  vollständig  erfüllt  hat. 

„Statt  der  Verabfolgung  dieser  Ruhegehalte  kann  sich  die  Gemeinde 
„mit  einem  entsprechenden  Beitrag  bei  einer  Pensionskasse  beteiligen.'* 

Betreffend  das  letzte  Alinea  spricht  sich  die  stadträtliche 
Botschaft  vom  27.  Oktober  1893  folgendermassen  aus  : 

„Bei  der  Behandlung  der  Gesamtvorlage  im  Stadtrat  ist  auch  die  Frage 
„der  Errichtung  einer  Pensionskasse  für  die  Lehrer  und  Lehrerinnen  zur 
„Sprache  gekommen.  Dahinzielende  Bestrebungen  sind  auf  dem  kantonalen 
„Boden  schon  ziemlich  weit  fortgeschritten.  Es  kann  sich  in  keiner  Weise 
„darum  handeln,  dieselben  zu  durchkreuzen;  hingegen  wird  es  nur  zweck- 
„mässig  sein,  dass  die  Stadt  Bern  sich  in  dieser  Richtung  vollständig  freie 
„Hand  vorbehält,  je  nach  Umständen  statt  der  Verabfolgung  von  Ruhe- 
„gehalten  eine  jährliche  Beitragsleistung  an  eine  zu  errichtende  Pensions- 
„kasse  für  Lehrer  und  Lehrerinnen  zu  bewilligen.'* 

3.  Kanton  Baselstadt. 

Ein  gesetzliches  Recht  auf  Pension  ohne  Pensionskassen  hatten 
im  Kanton  Baselstadt  schon  längst  zwei  Kategorien  von  öffent- 

')  Die  Anfangsbesoldung  für  Lehrer  wird  auf  Fr.  2200,  für  Lehrerinnen 
auf  Fr.  1550  festgesetzt.     Hiezu  kommen  folgende  jährliche  Alterszulagen : 

1.  Nach    fünf  Jahren    Schuldienstes    an    öffentlichen    Primarschulen   der 
Gemeinde  Bern Fr.  200.  — 

2.  Nach  zehn  Jahren ,    400.  — 

3.  Nach  fünfzehn  Jahren „    600.  — 
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liehen  Funktionären,  die  Lehrerschaft  und  die  Geistlichkeit.  Die 
übrigen  Beamten  sind  gemäss  einem  durch  Übung  bestehenden 
Eecht  ebenfalls  seit  langer  Zeit  pensionirt  worden,  ohne  dass  hiefiir 
€ine  gesetzliche  Grundlage  vorhanden  gewesen  wäre. 

Die  Landjäger  allein  sind  an  einer  staatlich  organisirten  Pen- 
sionskasse,  dem  Invalidenfonds  des  Polizeikorps,  beteiligt. 

Im  Jahre  1888  wurde  nun  soweit  möglich  die  Pensionsfrage 
für  alle  Beamten  und  Angestellten  des  Staates  in  einheitlicher 
Weise  geregelt. 

Die  erste  Pcnsionirung  eines  Lehrers  datirt  aus  dem  Anfang 
der  30er  Jahre  und  wurde  in  der  Folge  administrative  Übung. 
Das  erste  Gesetz  in  dieser  Beziehung  betraf  die  Geistlichen.  §  19 
des  Gesetzes  vom  7.  April  1845  sichert  den  invaliden  Pfarrern 
einen  „angemessenen",  vom  Kleinen  Rat  zu  bestimmenden  Euhe- 
gehalt  zu  und  §  20  bestimmt,  dass  das  Maximum  des  Suhegehaltes 
in  der  gesamten  Besoldung  (Geld  und  Naturalien)  bestehen  soll, 
dass  dieses  jedoch  „in  der  Eegel"  nur  solchen  Geistlichen  zukommen 
soll,  die  70  Jahre  alt  sind,  oder  wenigstens  30  Jahre  im  kantonalen 
Kirchen-  oder  Schuldienst  gestanden  haben. 

Für  die  Pensionirung  der  Lehrerschaft  sind  die  Bestimmungen 
des  Schulgesetzes  vom  21.  Juni  1880  mit  Einfügung  der  Grossrats- 
beschlüsse vom  13.  April  und  8.  Juni  1891  massgebend.  Die  auf 
die  Pensionirung  bezüglichen  modifizirten  Bestimmungen  desselben 
sind  aus  dem  Gesetz  vom  Jahr  1888  betreifend  die  Pensionirung 
von  Staatsbeamten  und  Staatsangestellten  herübergenommen  worden 
und  bilden  die  §§  101  und  102  des  Unterrichtsgesetzes. 

Das  genannte  Gesetz  vom  22.  Oktober  1888 1)  setzt  folgen- 
des fest: 

Die  Beamten  und  Angestellten  der  Staatsverwaltung,  welche  eine  durch 
Gesetz  oder  Verordnung  vorgesehene  Stelle  bekleiden  und  infolge  unver- 
schuldeter Dienstunfähigkeit  entweder  während  der  Dauer  ihrer  Anstellung 
entlassen  oder  nach  Ablauf  der  Amtsdauer  nicht  wieder  gewählt  werden, 
haben  Anspruch  auf  Pensionirung  (§  1). 

Als  Norm  für  die  Festsetzung  der  Pension  gilt  der  Betrag  von  2®.o  der 
letzten  Jahresbesoldung,  vervielföltigt  mit  der  Zahl  der  voUendeten  Dienst- 
jahre. Der  Regierungsrat  kann  aber  über  diese  Norm  hinausgehen,  sofern 
deren  Festhaltung  einen  offenbar  ungenügenden  Betrag  ergeben  würde. 

In  keinem  Falle  soll  die  Pension  den  jährlichen  Betrag  von  Fr.  4500 
übersteigen. 

0  Mit  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  wird  der  in  §  15  des  Gesetzes 
betreffend  die  Organisation  der  Polizei  vom  6.  Juni  1871  vorgesehene  Invaliden- 
fonds des  Polizeikorps  aufgehoben  und  dessen  Kapitalbestand  nach  Abzug  des 
Betrages  des  darin  enthaltenen  Invalidenfonds  der  ehemaligen  Standestmppe 
(Grossratsbeschluss  vom  11.  Oktober  1886)  der  Witwen-  und  Waisenkasse  des 
Polizeikorps  zugewiesen. 

Der  Betrag  des  Invalidenfonds  der  ehemaligen  Standestruppe  fällt  in  den 
kantonalen  Winkelriedfonds. 
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Bei  noch  nich(  zehn  Dienstjahren  des  Entlassenen  kann  statt  der  Pension 
eine  Aversalsumme  zugesprochen  werden,  die  aber  den  Betrag  einer  Jahres- 
besoldung  nicht  tibersteigen  soll  (§  2). 

Die  Pension  wird  vom  Regiemngsrate  festgesetzt  (§  3). 

Wenn  ein  pensionirter  Beamter  oder  Angestellter  zu  irgendwelcher  amt- 
licher Tätigkeit  gegen  Besoldung  von  neuem  verwendet  wird  oder  in  einer 
andern  Stellung  ein  entsprechendes  Einkommen  findet,  so  soll  die  Pension 
aufgehoben  bezw.  in  entsprechendem  Betrage  eingeschränkt  werden. 

Die  Nachgenusszeit  kann  drei  Monate,  nach  Beschluss  des  Regierungs- 
rates eventueU  mehr  betragen. 

Das  Alter,  in  dem  die  Lehrer  regelmässig  pensionirt  werden, 
i.st  faktisch  zwischen  62  und  74  J  ahren,  mit  Ausnahme  von  wenigen 
Fällen  unheilbarer  Krankheiten ;  bei  den  Lehrerinnen  zwis?chen  dem 
55.  und  61.  Altersjahre.  Als  Durchschnitt  sämtlicher  Fälle  ergibt 
sich  als  Alter  der  Pensionirung  64  Jahre  fiir  die  Lehrer,  und 
58  Jahre  für  die  Lehrerinnen. 

Die  Pensionirung  erfolgt  auf  Verlangen  der  Lehrer  selbst 
unter  Einlegung  eines  ärztlichen  Attestes  oder  auf  Antrag  der 
betreffenden  Schulinspektion.  Der  Pcnsionirungsbeschluss  wird  auf 
Antrag  des  Erziehungsrates  vom  Regierungsrat  gefasst,  nachdem 
der  letztere  noch  einen  Bericht  des  Finanzdepartements  ein- 
geholt hat. 

An  Pensionen  wurden  im  Jahre  1892  an  22  pensionirte  Lehrer 
verschiedener  Stufen  Fr.  44,791 1)  ausgerichtet,  d.  h.  wenig  mehr 
als  3  %  des  Gesamtbesoldungsbetrages  von  Fr.  1.295,440  an 
44  Universitätslehrer  und  376  Lehrer  und  Lehrerinnen  an  den 
andern  Schulen,  obwohl  das  Gesetz  den  invaliden  Lehrern  2  o/o 
ihrer  Besoldungen  multiplizirt  mit  der  Zahl  der  Dienstjahre,  also 
z.  B.  einem  Lehrer  mit  Fr.  4000  Gehalt  und  40  Dienstjahren 
Fr.  3200  zusichert.  Bei  der  bescheidenen  Zahl  von  Pensionirten 
kommt  freilich  auch  in  Betracht,  dass  altern  Lehrern  ein  Teil  ihres 
Pensums  ohne  Verminderung  ihres  Gehaltes  weggenommen  werden 
kann,  was  im  Jahre  1892  dreizehn  Lehrern  und  Lehrerinnen  zu 
gute  kam. 

4.  Kanton  Glarus. 

Die  Institution  der  staatlichen  Ruhegehalte  für  Lehrer  besteht 
seit  dem  Inki-afttreten  des  gegenwärtigen  Schulgesetzes,  d.  h. 
seit  1873. 

§  22,  Absatz  2,  desselben  lautet : 

„Der  Regiernngsrat  ist  berechtigt,  direkt  aus  der  Landeskasse  in 
„besonders  dazu  geeigneten  Fällen  Lehrern,  die  aus  Altersschw&che  oder 
p Gebrechlichkeit  von  dem  Schuldienste  zurücktreten,  Untersttitzungen  zu 
-teil  werden  zu  lassen.'' 


^)  Im  fernem  verausgabt  der  Kanton  Baselstadt  an  Pensionen  für  Kirchen- 
beamte Fr.  13,544,  an  andere  Beamte  und  Angestellte  Fr.  36,828,  was  zusammen 
eine  Gesamtpensionssumme  von  Fr.  92.163  ergibt  oder  nicht  einmal  1^/2^10  der 
gesamten  Staatsausgaben  von  Fr.  6,965,973. 
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Gegenwärtig  (Ende  1893)  beziehen  11  Lehrer  den  in  diesem  § 
vorgesehenen  Ruhegehalt.  Der  Betrag  desselben  variirt  je  nach 
den  Vermögensverhältnissen  des  Pensionsbezügers  von  Fr.  lOÖ — 400. 
Der  Gesamtbetrag  der  im  Jahr  1892  an  die  11  zuiUckgeti-etenen 
Lehrer  ausbezahlten  Pensionen  belief  sich  auf  Fr.  3500.  Nebstdem 
bewilligen  auch  einzelne  Schulgcmeinden  den  zurückgetretenen 
Lehrern  einen  Euhegehalt.  So  beziehen  beispielsweise  diejenigen 
der  Schulgemeinde  Glarus  eine  jährliche  Pension  von  Fr.  800. 

5.   Kanton  Schaffhausen. 

Das  Besoldungsgesetz  vom  22.  August  1892  setzt  in  seinem 
Art.  7  folgendes  fest : 

„Dem  Regiernngsrat  ist  die  Befugnis  gegeben,  verdienten  Lehrern, 
„welche  durch  unverschuldete  umstände  zur  Verwaltung  ihrer  Stellen 
„untauglich  geworden  sind,  Knhegehalte  aus  Staatsmitteln  bis  auf  die  Höhe 
„des  dritten  Teiles,  bei  ünvermöglichkeit  bis  auf  die  Hälfte  ihres  Gehaltes 
„zu  bewilligen." 

Dieser  Artikel  7  bildet  ein  Provisorium,  da  er  nur  so  lange 
in  Kraft  bleibt,  bis  die  durch  Art.  6  des  zitirten  Besoldungs- 
gesetzes vorgesehene  obligatorische  Untetstützungskasse  ins  Leben 
getreten  ist.  Dies  hat  binnen  drei  Jahi'en  nach  dem  Inkrafttreten 
des  Gesetzes  zu  geschehen.  Nach  dem  Erlass  des  Statuts  für  die 
Httlfskasse  findet  Art.  7  nur  noch  Anwendung  auf  die  bereits 
bewilligten  Ruhegehalte  und  auf  solche  Lehrer,  die  dannzumal 
mehr  als  25  Dienstjahre  hinter  sich  haben,  und  sofern  dieselben 
nicht  freiwillig  der  neuen  Unterstützungskasse  beitreten. 

Ähnliche  Bestimmungen  des  Schulgesetzes  des  Kantons  Schaff- 
hausen vom  24.  September  1879,  welche  die  Ruhegehaltsfrage  in 
organischen  Zusammenhang  mit  einer  schon  damals  durch  das 
Gesetz  in  Aussicht  genommenen  Alters-,  Witwen-  und  Waisen- 
kasse bringen  wollten,  blieben  unausgeführt. 

Die  frühere  Gesetzgebung  kannte  eine  Pensionirung  der  Lehrer 
nicht  ausdrücklich;  gleichwohl  konnten  im  Dienste  ergraute  oder 
untauglich  gewordene  Lehrer  nicht  dem  Elende  ausgesetzt  werden, 
deshalb  gestaltete  sich  die  Praxis  dahin,  dass  Ruhegehalte  be- 
willigt wnrden.  Um  den  Staat  in  dieser  Richtung  zu  entlasten, 
namentlich  auch,  um  von  dem  Ungewissen  und  Unberechenbaren 
auf  einen  legalen  und  ermessbaren  Boden  zu  gelangen,  wurde  im 
Gesetz  die  Schaffung  einer  obligatorischen  Unterstätzungskasse 
vorgesehen,  an  welche  der  Staat  einen  jährlichen  Beitrag  von 
Fr.  5000  leistet.  1) 

Die  Zahl  der  pensionirten  Lehrer  im  Jahre  1892  betrug  9, 
welchen  zusammen  an  Ruhegehalten  Fr.  5766  ausgerichtet  wurden. 


0  Vergleiche  die  Botschaft  des  Grossen  Rates  vom  10.  September  1892 
an  das  Volk  betreffend  das  Besoldungsgesetz  vom  22.  Angust  1892. 


Staatliche  Rnhe^ehalte.  17 

Diese  9  mit  Pensionen  bedachten  Lehrer  repräsentiren  5,2%  der 
Gesamtlehrerschaft  (174  inklusive  14  am  Gymnasium). 

Die  Stadt  Schaffhausen  hat  von  sich  aus  ebenfalls  Pensionen 
bewilligt,  ohne  hiefür  gesetzliche  Grundlagen  zu  haben.  Pro  1892 
wurden  an  5  gewesene  städtische  Lehrer  i)  zusammen  Fr.  3100 
als  Ruhesrehalte  verabreicht. 


6.  Kanton   Aargau. 

Auch  dieser  Kanton  hat  die  Ruhegehaltsfrage  in  gesetzlicher 
Weise  fixirt. 

§  15  des  Schulgesetzes  für  den  Kanton  Aargau  vom  1.  Juni 
1865  setzt  folgendes  fest : 

„Bei  eingetretener  Altersschwäche,  andauernder  Kränklichkeit  oder 
einem  andern  diensthinderlichen  Gehrechen  von  Lehrern  spricht  der 
Kegierungsrat,  auf  die  gutachtlichen  Berichte  der  Aufsichtshehörden,  die 
Entlassung  derselben  aus. 

„Lehrer,  die  wegen  Altersschwäche  entlassen  werden,  erhalten,  insofern 
und  auf  so  lange  sie  kein  entsprechendes  Auskommen  haben,  und  wenn  die 
Wahlbehörde  dazu  den  Antrag  stellt,  einen  jährlichen  Rücktrittsgehalt. 
Derselbe  wird  vom  Regierungsrate  auf  den  gutachtlichen  Bericht  der  Auf- 
sichtsbehörden und  mit  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  Dienstjahre  bestimmt 
nnd  soll  im  Höchstbetrag  einen  Dritteil  der  gesetzlichen  Besoldung  nicht 
übersteigen. 

,,Der  Staat  übernimmt  die  diesfälligen  Auslagen." 

Der  Rücktrittsgehalt  für  Primarlehrer  beträgt  Fr.  400 — 500 
(Fortbildungsschullehrer  bis  Fr.  500,  Gemeindeschullehrer  bis  Fr.  400), 
für  Bezirkslehrer  Fr.  1000 — 1200  und  für  Kantonsschullehrer 
Fr.  1600 — 2200.  Laut  Staatsrechnung  pro  1892  betrugen  die 
Rücktrittsgehaitc  zusammen  Fr.  23,722.  (Gemeindeschullehrcr 
Fr.  14,618,  Bezirksschullehrer  Fr.  2157,  Kantonsschullehrer  Fr.  4367, 
Seminarlehrer  Fr.  2580.) 

Gemäss  §  21  des  Schulgesetzes  sind  sodann  mit  Ausnahme 
der  Arbeitslehrerinnen  alle  im  Kanton  angestellten  Lehrer  und 
Lehrerinnen  zum  Beitritt  in  den  Lehrerpensionsverein  verpflichtet. 
An  diesen  Verein  leistet  der  Staat  Fr.  8500  Beitrag.  2) 


')  Die  Gesamtzahl  der  städtischen  Lehrerschaft  beträgt  45,  inklusive  die 
beiden  Geistlichen  als  Religionslehrer. 

2)  Zufolge  Grossratsbeschluss  vom  24.  September  1891  ist  sodann  im 
Budget  ein  Posten  von  Fr.  3000  als  Staatsbeitrag  an  die  Alters-  und  Todes- 
versicherungsprämien der  Staatsbeamten  und  Angestellten  aufgenommen  worden. 

Die  Pensionen  des  aargauischen  Polizeikorps  variiren  von  Fr.  150 — 600. 
Der  Staat  leistet  an  den  Cnterstützungsverein,  den  dasselbe  bildet,  einen  jähr- 
lichen Beitrag  von  Fr.  2000. 
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Für    die   Lehrerschaft   wurden   an  Pensionen   im   Laufe    der 
letzten  10  Jahre  die  folgenden  Summen  ausgeworfen: 


Jahr 

Gemeindeschullehrer 

Bezirksechullehrer 

Ktntonsschullehrer 

Semlnarlahrer 

Zahl 

Fr. 

Zahl              Fr. 

Zahl 

Fr. 

Zahl             Fr. 

1883 

38 

8,949 

3                 852 

4 

3.732 

1884 

42 

9,215 

3           1,390 

3 

3^100 

— 

1885 

42 

10,053 

4           1,860 

3 

3,100 

1886 

59 

13.299 

4           2,090 

3 

3,100 

2              350 

1887 

63 

15,625 

4           1,765 

3 

3,100 

2           2.400 

1888 

60 

14,380 

4           1,710 

3 

3,100 

2           2,400 

1889 

60 

13,916 

3           1,390 

3 

2,690 

•  2           2.400 

1890 

61 

13,159 

4           1,890 

2 

2,100 

2           2.400 

1891 

61 

14.156 

4           1,807 

2 

2.100 

3           3,225 

1892 

70 

14;618 

5           2,657 

4 

4;367 

3           2,580 

7.  Kanton  Waadt. 

Die  oben  behandelten  sechs  deutsch-schweizerischen  Kantone 
stehen  als  Vertreter  des  Prinzipes  der  reinen  Stuatspensioti  da.  dem 
sie  in  ihrer  Schulgesetzgebung  bestimmten  Ausdruck  gegeben 
haben  und  wornach  sie  die  volle  Last  der  Pensionirung  auf  sich 
nehmen.  Dabei  beschränken  alle  die  Pensionirung  auf  den  Fall 
der  Invalidität  des  Lehrers,  sei  dieselbe  nun  durch  Altersschwäche, 
Krankheit  und  körperliche  oder  geistige  Gebrechen  herbeigefiihrt. 
In  keinem  Falle  kann  die  blosse  Erreichung  einer  bestimmten 
Altersgrenze  ein  Recht  auf  einen  Kuhegehalt  begründen. 

Der  Kanton  Waadt,  der  das  Prinzip  der  Staatspension  im 
grossen  ganzen  ebenfalls  akzeptirt  hat,  weicht  hauptsächlich  in  drei 
Punkten  von  dem  in  den  genannten  andern  Kantonen  befolgten 
Modus  der  Pensionirung  ab: 

1.  Die  Lehrerschaft  wird  zu  Beitragslcistungen  an  die  Staats- 
kasse zum  Zwecke  der  Pensionirung  verhalten. 

2.  Der  Rücktritt  bei  einer  gewissen  Altersgrenze,  beziehungs- 
weise nach  einer  bestimmten  Minimalzahl  von  Dienstjahren,  kon- 
stituirt  ein  Recht  auf  Pensionirung  auch  wenn  Invalidität  im 
eigentlichen  Sinne  oder  Dienstunfahigkeit  nicht  vorhanden  ist. 

3.  Während  die  reine  Staatspension  nur  den  arbeitsunfähig 
gewordenen,  aus  seinem  bisherigen  Tätigkeitskreis  zurücktretenden 
Funktionär  allein  berücksichtigt  und  die  staatliche  Fürsorge  nach 
dem  Ableben  eines  Funktionärs  höchstens  1/4 — 1/2  Jahr  auf  seine 
Hinterlassenen  erstreckt  wird  (Sterbequartal,  Sterbesemester),  so 
tritt  hier  im  Anschluss  an  die  Pensionirung  bereits  schon  die 
Fürsorge  fiir  die  Witwen  und  Waisen  in  den  Bereich  der  staat- 
lichen Tätigkeit. 

Die  sub  1  erwähnte  finanzielle  Mitbeteiligung  der  Interes- 
senten ist  auch  aus  dem  Grunde  um  so  notwendiger,  als  wie  oben 
bemerkt,  durch  die  Ausdehnung  der  Fürsorge  auf  die  Hinter- 
lassenen  eines  verstorbenen  Pensionirten  das  Ausgabenbudget  in 
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ganz  erheblicher  Weise  mehr  belastet  wiid,  als  dies  bei  der  Aus- 
richtung der  reinen  Staatspension  fiir  die  Lehrer  allein  der  Fall  wäre. 

Mit  diesen  Abweichungen  vom  Prinzip  der  reinen  Staats- 
pension leitet  der  Kanton  Waadt  zur  Gruppe  der  privaten  Pensions-, 
Alters-  und  Hülfskassen  und  den  Witwen-  und  Wai&enstiftungen 
der  Lehrerschaft  über,  die  auf  dem  Prinzip  der  obligatorischen 
und  fakultativen  Selbsthilfe  beruhen. 

Die  Regelung  der  Pensionsfrage  im  Kanton  Waadt  bietet 
nach  verschiedenen  Seiten  des  Interessanten  so  viel,  dass  sie  einer 
eingehenden  Besprechung  bedarf. 

a.  Primarlehrerschaft. 

Schon  ein  Gesetz  vom  31.  Mai  1811  kannte  die  Institution  der 
Ruhegehalte  der  Lehrer.  Es  setzte  fest,  dass  jeder  Lehrer  oder 
jede  Lehrerin  nach  40  Dienstjahren,  oder  nach  30  Dienstjahren, 
wenn  das  70.  Altersjahr  erreicht  sei,  oder  nach  10  Dienstjahren 
im  Falle  von  Dienstunfähigkeit  wegen  Krankheit  Anspruch  auf 
einen  jährlichen  Ruhegehalt  von  Fr.  60 — 120  alte  Währung  (Lehrer) 
beziehungsweise  von  Fr.  30 — 60  (Ünterlehrer  [sous-maitres]  und 
Lehrerinnen)  habe,  i)  Ein  Gesetz  vom  Jahr  1816  bestimmte,  dass 
die  Mittel  fiir  die  Bestreitung  der  Pensionen  durch  vier  aufeinander- 
folgenden Lotterien  beschafft  werden  sollten.  2)  Bis  dahin  nahm 
der  Kanton  alljährlich  auf  dem  Titel  „Pensionen'*  Fr.  1200  in 
sein  Budget  auf.  Aus  den  vom  Gesetz  vorgesehenen  4  Lotterien 
wurden  9;  allein  sie  erzielten  nicht  das  gewünschte  Resultat,  wie 
sich  aus  nachfolgender  Zusammenstellung  ergibt : 

1821  I.  Lotterie    Fr.     10,884 


1822 

II. 

•• 

«« 

11.800 

1822 

III. 

•^ 

r 

12.(KK) 

1823 

IV. 

*• 

«• 

11,987 

1824 

V. 

^ 

,, 

12,054 

1824 

VI. 

•■ 

., 

10,680 

1827 

VII. 

.. 

^ 

12,371 

1827 

VIII. 

«« 

n 

9,831 

1828 

IX. 

»• 

?• 

15,601 

Total 

Fr. 

106,608 

Diese  Summe  von  Fr.  106,608  alte  Währung  oder  Fr.  154,504 
neue  Währung  wurde  als  Spezialfonds  verwaltet. 

Nachdem  durch  Gesetz  vom  24.  Januar  1834  die  Besoldungen 
der  Lehrerschaft  aufgebessert  worden  waren,  unterzog  man  auch 

*)  Das  betreffende  Gesetz  begründet  die  Rnhegehalte  tblgendermassen : 

„Consid^rant  qu'un  des  moj'ens  de  favoriser  Tinstruction  publique  est  de 
procurer  une  retraite  ä  ceux  qui  s'y  consacrent,  lorsque  Tage  ou  les  infirmites 
les  obligent  k  renoncer  k  leurs  fonctions,  il  est  döcide,  etc 

2)  Für  die  Errichtung  des  Kantonsspitals  hatte  man  zum  nämlichen  Mittel 
seme  Zuflucht  genommen. 


L^ 
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die  PensionsverMltnisse  einer  Revision  und  zwar  durch  ein  Gesetz 
vom  2.  Dezember  1835,  das  bis  zum  Jahre  1871  in  Wirksamkeit 
blieb. 

Das  Minimum  der  Pension  wurde  für  Lehrer  auf  Fr.  120  und 
auf  Fr.  90  alte  Währung  für  die  Unterlehrer,  Lehrerinnen,  Lehrer 
in  Weilern  oder  kleinen  Schulen  festgesetzt.  Die  Pension  konnte 
bis  auf  zwei  Drittel  der  zuletzt  bezogenen  Besoldung  ansteigen, 
jedoch  nicht  über  das  gesetzliche  Minimum  der  Besoldung.  Zu 
einer  Pension  berechtigten  nach  diesem  Gesetz  von  1835  35  Dienst- 
jahre oder  wenn  nach  25  Dienstjahren  das  65.  Altersjahr  zurück- 
gelegt war,  oder  wenn  nach  10  Dienstjahren  die  Ausübung  des 
Lehrerberufes  durch  Krankheit  oder  Gebrechlichkeit  unmöglich 
gemacht  worden  war. 

Im  Jahre  1835  betrugen  die  Minimal-Besoldungen  Fr.  H20 
alte  Währung  für  Lehrer  und  Fr.  200  für  Lehrerinnen.  Das 
Schulgesetz  von  1846  erhöhte  die  Besoldungea  auf  Fr.  360 
(Fr.  522  neue  Währung)  beziehungsweise  Fr.  280  (Fr.  362  neue 
Währung);  in  gleichem  Verhältnis  wurden  auch  die  Pensions- 
beträge erhöht,  da  das  Gesetz  betreffend  die  Pensionen  vom  Jahr 
1835  unverändert  fortbestand.  Als  im  Jahr  1857  die  Lelm*r- 
besoldungen  von  neuem  erhöht  \vTirden,  glaubte  der  Gesetzgeber 
dies  mit  den  Pensionen  nicht  tun  zu  dürfen,  und  so  bestimmte 
denn  Art.  12  des  Dekrets  vom  2.  Dezember  1857,  da^s  eine 
Pension  Fr.  400  nicht  übersteigen  dürfe.  Dieser  Ansatz  stand 
unter  den  durch  die  Gesetze  von  1846  und  1834  vorgesehenen. 
Im  Zeitpunkt  des  Erlasses  des  Gesetzes  vom  Jahr  1871  variirten 
demnach  die  Pensionen  von  Fr.  180—400  flir  Lehrer  und  von 
Fr.  135 — 400  für  die  Lehrerinnen.  Schon  das  Primarschulgesetz 
von  1865  hatte  in  Art.  67  die  Wünschbarkeit  der  Revision  aus- 
gesprochen : 

Qu'il  est  etabli,  sous  la  garantie  et  par  l'intermediaire  de  TEtat,  nnc 
caisse  de  retraite  en  faveur  des  r^geiits  et  regentes  devenns  dmerires  par 
leurs  ann^es  de  Service  ou  par  leurs  infirmit^s,  des  veuves  et  des  orpbelin}». 
Cet  Etablissement  fait  l'objet  d'un  döcret  de  l'autoritE  legislative. 

Das  Gesetz  betreffend  die  Ruhegehalte  der  Lehrer  vom  1.  Joni 
1871,  das  heute  noch  in  Kraft  besteht,  setzt  fest,  dass  ein  paten- 
tirter  Lehrer  nach  30  Dienstjahren  Anspruch  auf  einen  Ruhegehalt 
von  Fr.  500,  eine  Lehrerin  auf  Fr.  400  besitze. 

Wird  die  Versetzung  in  den  Ruhestand  nach  zehn  Dienstjahren 
infolge  von  körperlichen  oder  geistigen  Gebrechen  notwendig,  so 
sind  folgende  Pensionen  vorgesehen: 

Für  I^ehrer  Für  Lehrerinnen 

Nach  10  Dienstjahren  Fr.  100  Fr.  100 

15     „      „  200  r    175 

20     ,.      „  300  „  250 

25     ,      ,.  400  „  325 

30     „      „500  „400 
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Die  Witwe  des  Lehrers  hat  während  ihrer  Witwenzeit  An- 
spruch auf  die  Hälfte  der  Pensionssumme,  welche  ihr  Gatte  bezog 
oder  auf  welche  er  im  Krankheitsfälle  hätte  Anspruch  erheben 
können.  Jede  der  Waisen  des  Lehrers  oder  der  Lehrerin  hat  An- 
spruch auf  ^/s  der  Pension  bis  zum  Alter  von  18  Jahren;  indessen 
darf  die  Summe  der  Pensionen  der  Witwe  und  der  Waisen  den 
Gesamtbetrag  der  Pension  nicht  übersteigen,  auf  welche  der  Lehrer 
hätte  Anspruch  erheben  können. 

Diejenigen  Mitglieder  des  Lehrerstandes,  welche  vor  ihrem 
30.  Dienstjahre  vom  Schuldienst  zurücktreten  oder  abgesetzt  wer- 
den, verlieren  jeden  Anspruch  auf  einen  Ruhegehalt. 

Als  etwelche  Gegenleistung  haben  die  Lehrer  an  die  Staatskasse 
einen  jährlichen  Beitrag  von  Fr.  20,  die  Lehrerinnen  von  Fr.  10 
zu  bezahlen.  Die  Lehrer  an  Schulen,  welche  nur  während  eines 
Teiles  des  Jahres  gehalten  werden,  zahlen  die  Hälfte  dieser  Bei- 
träge. 

Für  die  Jahre  1871  bis  1875  inklusive  als  den  Übergangs- 
jahren wurde  indessen  das  Maximum  für  die  Lehrer  mit  30  Dienst- 
jahren auf  Fr.  400  und  für  die  Lehrerinnen  auf  Fr.  300  festgesetzt. 
Nur  diejenigen  mit  über  40  Dienstjahren  hatten  in  jener  Zeit  An- 
spruch auf  die  Maxima  von  Fr.  500  bezw.  400.  Für  die  folgenden 
fünf  Jahre  1876 — 1880  inklusive  wurden  sodann  die  Beträge  nach 
30  Dienstjahren  auf  Fr.  450  bezw.  350  gesteigert.  Die  infolge  von 
Krankheit  notwendigen  Ruhegehalte,  die  auch  nur  temporär  ge- 
sprochen werden  konnten,  wurden  in  den  zehn  Jahren  von  1871 
bis  1880  verhältnismässig  gemäss  den  erwähnten  Grundsätzen  redu- 
zirt  (Reglement  vom  1.  Juli  1871,  Art.  24): 


Von 

X871— 1875 

Von 

187G— 1880 

Dienstjahre 

Lehrer 

Lehrerinnen 

Lehrer 

Lehrerinnen 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

10 

80 

80 

90 

90 

15 

160 

135 

180 

155 

20 

240 

190 

270 

220 

25 

320 

245 

360 

285 

Wenn  ein  Lehrer,  der  eine  nach  30  Dienstjahi-en  erhaltene 
Pension  bezieht,  wieder  in  den  öffentlichen  Schuldienst  eintritt,  so 
ivird  dieselbe  nicht  mehr  weiter  ausgerichtet,  ausgenommen  wenn 
die  Betätigung  nur  eine  vikariatsweise  von  weniger  als  drei  Mo- 
naten war. 

Wenn  ein  Lehrer  eine  Witwe  und  mehr  als  zwei  Waisen  unter 
18  Jahren  hinterlässt,  werden  die  Pensionen  der  Witwe  und  der 
Kinder  derart  bemessen,  dass  diejenigen  der  letztem  je  2/^  der 
Pension  der  Mutter  betragen.  Wenn  einer  der  Pensionsbeztiger 
stirbt,  akkreszirt  der  betreffende  Betrag  den  übrigen  Pensionsteilen. 

Die  Entscheidung  betreffend  die  Rahegehalte  steht  dem  Er- 
ziehungsdepartement zu.  Die  Pensionen  werden  in  vierteljährlichen 
Raten  ausbezahlt. 
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b.  Höhere  Lehrerschaft« 

Die  Ruliegehaltsfrage  für  die  Lehrer  an  den  Sekundaischtden 
und    den    höhern  Gemeinde'   und  KantoftallehranstaUefi    im    Kanton 
I  Waadt  ist  durch  ein  Gesetz  vom  6.  Oktober  1882  gelöst  worden.^) 

i  Jeder  Professor  oder  Lehier  an  den  über  die  Stufe  der  Volks- 

schule hinausgehenden  Anstalten  hat  nach  25jährigem  Schuldienst 
im  Kanton  Anspruch  auf  einen  Ruhegehalt.  Für  diejenigen  Funktio- 
näre, deren  Besoldung  auf  über  Fr.  2000  ansteigt,  beträgt  der 
Ruhegehalt  Fr.  1000,  für  die  mit  weniger  als  Fr.  2000  Besoldeten 
Fr.  500. 

Wie  bei  der  Volksschullehrerschaft,  so  werden  auch  hier  bereits 
nach  zehn  Dienstjahren,  im  Falle  des  Rücktritts  wegen  Krankheit 
oder  Gebrechlichkeit,  Ruhegehalte  ausgerichtet  und  zwar  in  der 
Höhe  von  Fr.  250  für  die  erste  und  von  Fr.  125  für  die  zweite 
Besoldungsklasse  mit  einer  Vermehrung  von  je  Vs  ^^  jedes  über 
zehn  Jahre  hinausgehende  Dienstjahr. 

Eine  Besoldung  von  weniger  als  Fr.  1000  berechtigt  nur  daim 
zu  einer  Pension,  wenn  die  Untemchtserteilung  die  hauptsächlichste 
Beschäftigung  des  betreffenden  Interessenten  gewesen  ist.  Keines- 
falls darf  aber  diese  Pension  Fr.  450  übersteigen. 

Die  Witwe  eines  Berechtigten  hat  Anspruch  auf  die  halbe 
Pension,  welche  der  Verstorbene  bezogen  oder  auf  welche  er  ein 
Anrecht  gehabt  liätte,  jede  Waise  bis  zum  zurückgelegten  18.  Lebens- 
jahre auf  ^/s  der  genannten  Pension;  immerhin  darf  die  Summe 
dieser  verscliiedenen  Pensionsteile  den  Betrag  der  Pension,  wie 
sie  dem  Verstorbenen  gesetzmässig  zugekommen  wäre,  nicht  über- 
steigen. 

Die  oben  ei-wähnten  Besoldungskategorien  werden  bestimmt 
durch  das  Mittel  der  Besoldungen  der  letzten  zehn  Jahre.  Die 
Angehörigen  der  I.  Kategorie  haben  alljährlich  einen  Beitrag  von 
Fr.  40,  diejenigen  der  II.  Kategorie  von  Fr.  20  an  die  Staatskasse 
zu  entrichten. 

Für  die  Übergangsjahre  1882 — 1886  sind  die  Ruhegehalte  auf 
Fr.  800  bezw-.  Fr.  400  für  Lehrer  mit  25  Dienstjahren  festgesetzt 
worden ;  der  gesetzliche  Beitrag  von  Fr.  1000  bcz^v.  Fr.  800  wurde 
während  jener  Zeit  nur  bei  mindestens  35  Dienstjahren  ausgerichtet. 
Für  das  folgende  Quinquennium  1887 — 1891  betrugen  die  Ruhe- 
gehalte unter  den  nämlichen  Voraussetzungen  Fr.  900  beziehungs- 
weise Fr.  450. 

Die  wegen  Krankheit  nach  mindestens  zehnjährigem  Schul- 
dienst notwendig  gewordenen  Ruhegehalte  sind  in  demselben  Ver- 

0  Es  betrifft  die  Professoren  der  Hochschule,  die  Direktoren,  Lehrer  und 
Lehrerinnen  am  kantonalen  Gymnasium  und  an  der  Industrieschule,  an  den 
Lehrerseminarien  und  an  den  hohem  Gemeindeschuleu  (Coll^^es  commanaux. 
ecoles  sup^rieures  communales),  den  Inspektor  der  Colleges  coramunaux  und  die 
Schulinspektoren  und  Übungsschullehrer  an  den  Seminarien. 
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hältnisse  reduzirt  worden  und  zwar  betragen  sie  von  1882 — 1886 
Fr.  200  (I.  Klasse)  und  Fr.  100  (U.  Klasse),  und  von  1887—1891 
Fr.  225  (I.  Klasse)  bezw.  Fr.  112  (II.  Klasse). 

Die  genannten,  infolge  von  Krankheit  oder  körperlicher  Ge- 
brechen notwendigen  Ruhegehalte  sind  widerruflich  und  werden 
nur  auf  eine  bestimmte  Zeit  gesprochen.  Auf  ein  ärztliches  Zeugnis 
hin  können  sie  weiterhin  bewilligt  werden. 

Das  Reglement  vom  8.  Dezember  1882  bestimmt,  dass  für  die 
höhern  Lehrer  bei  Berechnung  der  Dienstzeit  eventuell  auch  der 
im  Kanton  verbrachte  Primär-  oder  Sekundarschuldienst  etc.  und 
die  in  der  Landeskirche  verbrachten  Dienstjahre  in  Betracht  zu 
ziehen  seien. 

Vom  Erziehungsdepartement  des  Kautons  Waadt  sind  uns  in 
freundlichster  Weise  folgende  Angaben  zur  Verfügung  gestellt 
worden. 

Primarlehrerschaft,  Auf 

*^  31.  De?. 

Gesamtzahl  der  Primarlehrerschaft  des  Kantons  Waadt  501  Lehrer,  ^8^2 

469  Lehrerinnen '.  970 

Zahl  der  heitragspflichtigen  Lehrerschaft 958 

Davon : 
Verpflichtet  zu  einem  jährlichen  Beitrag  von  Fr.  20 :  498  Lehrer. 

.,       ^  ..  .,         ..     -    10:  460  Lehrerinnen. 

Zahl  der  Pensionirten 893 

(Davon  :    Lehrer    177,    Lehrerinnen    86,    Lehrerswitwen    120, 
Waisen  60,  zusammen  393.)  Fr. 

Die  Gesamtausgabe  an  die  393  Pensionirten  betrug  1892 118,299 

Davon  kommen  in  Abzug  an  Beiträgen  (Fr.  10  und  20)  der  Lehrerschaft 1^)695 

so  dass  als  Nettoausgabe  für  den  Staat  verbleiben 103,604 

Sekundär-  und  höhere  Lehrerschaft. 

Zahl  des  Lehrerpersonals  auf  31.  Dezember  1892 250 

Zahl   der  Pensionirten:   alte  Lehrer  45,  Witwen  23,  Waisen  22,  zu- 
sammen auf  31.  Dezember  1892 90 

Total  der  ausgerichteten  Pensionen  im  Jahre  1892 39,559 

Beiträge  der  Mitglieder  des  Lehrerstandes  (Fr.  20  und  Fr.  40)  .     .     .        8,283 

somit  Nettoausgabe  für  den  Kanton  Waadt  pro  1892 31,276 

Bei  einer  Zahl  von  1220  Lehrern  gibt  der  Kanton  Waadt  an 
Altersgehalten.  Witwen  und  Waisenpensionen  an  483  Bezüger 
brutto  Fr.  157.858  oder  netto  Fr.  134,880  aus. 


y 


B.  Eidgenössisches  Polytechnilcum  in  Zarich. 

Betreffend  Ausrichtung  von  Ruhegehalten  an  die  Professoren 
der  eidgenössischen  polytechnischen  Schule  setzt  Art.  32  des 
Bundesgesetzes  vom  24.  Februar  1854  über  die  Errichtung  einer 
eidgenössischen  polytechnischen  Schule  folgendes  fest : 


n 
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„Falls  ein  auf  Lebenszeit  gewählter  Professor  ohne  seine  Schuld,  also 
wegen  Alters,  Krankheit  u.  s.  w.  andauernd  ausser  Stand  ist,  seinen  Ver- 
richtungen gehörig  obzuliegen,  so  kann  er  auf  sein  Gesuch  hin,  oder  auch 
ohne  dieses,  vom  Bundesrate  auf  den  Antrag  des  Schulrates  in  den  Ruhe- 
stand versetzt  werden.  Dabei  ist  einem  besoldeten  Professor  ein  Teil 
seiner  Besoldung  als  Ruhegehalt  auszusetzen." 

Da  in  der  Kegel  die  Ernennung  auf  eine  lOjäluige  Amts- 
dauer lautet  und  die  Lebenslänglichkeit  der  Anstellung  die  Aus- 
nahme bildet,  so  geht  das  Streben  schon  lange  dahin,  den  gesetz- 
lichen Anspruch  auf  Ruhegehalt  allen  Professoren  zu  geben. 
Inzwischen  behilft  man  sich  damit,  dass  Professoren  des  Poly- 
technikums ohne  Rücksicht  auf  die  Art  der  Anstellung  auf  Lebens- 
zeit oder  auf  eine  bestimmte  Amtsdauer  mit  Ruhegehalten  in  den 
Ruhestand  versetzt  werden,  wenn  es  notwendig  wii-d  und  angebracht 
ist.  Dabei  wird  die  Höhe  des  Ruhegehaltes  jeweilen  in(ii\iduell 
bemessen.  Die  Ruhegehalte  sind  im  Budget  der  Schule  in  dem 
allgemeinen  Ansätze  für  „Besoldungen"  der  Professoren  enthalten. 

Die  Zahl  der  lebenslänglich  ernannten  und  damit  gesetzlichen 
Anspruch  auf  Ruhegehalt  besitzenden  Professoren  beträgt  zur 
Zeit  11,  die  Zahl  der  auf  10  Jahre  ernannten  38. 

Im  Jahre  1893  wurden  an  Besoldungen  der  Professoren  (ohne 
Ruhegehalte)  Fr.  346,000,  für  die  der  Hülfslehrer  und  Assistenten 
Fr.  66,000  ausgerichtet. 

Im  Jahre  1892  bezogen  \ier  in  den  Ruhestand  versetzte 
Professoren  zusammen  Fr.  13,400  Ruhegehalt  (Ende  1893  sechs). 

Bis  jetzt  ist  der  Ruhegehalt  zu  höchstens  zwei  Drittel  des 
letzten  Einkommens  als  Professor  angenommen  worden. 

Die  Gesamtausgaben  für  das  eidgenössische  Polytechnikum 
(ohne  Annexanstalten)  betrugen  für  1892  Fr.  755,000,  für  1893 
nach  ungefährem  Abschluss  der  Jahresrechnung  Fr.  760,000. 

Über  die  Frage  der  Ruhegehalte  am  Polytechnikum  lässt  sich 
der  Bundesrat  in  seiner  ..Botschaft  an  die  Bundesversammlung 
betreffend  Erhöhung  des  Jahreskredites  für  das  eidgenössische 
Polytechnikum*'  vom  27.  Januar  1893  folgendermassen  vernehmen: 

Bis  jetzt  ist  immer  nur  den  ausnahmsweise  auf  Lebenszeit  emannt^en 
Professoren  Pensionirung  gesetzlich  zugesichert;  tatsächlich  kann  und  darf 
aber  die  Pensionirung  auch  den  in  der  Regel  auf  lOjährige  Amtsdauer 
ernannten  Professoren  nicht  vorenthalten  werden,  die  vertrauensvoll  sich 
mit  dieser  Art  der  Ernennung  begnügt,  die  wiederholten  Erneuerungen 
angenommen  und  dabei  ihr  ganzes  Leben  bis  zur  völligen  Erschöpfung 
ihrer  Kräfte  dem  Dienste  der  Schule  gewidmet  haben.  So  hat  man  im 
Laufe  der  Zeit  neben  auf  Lebenszeit  ernannten  Lehrern  auch  andere  mit 
Ruheüfehalt  zurücktreten  lassen.  Die  höchste  bis  jetzt  erreichte  Zahl  in 
Ruhestand  befindlicher  Lehrer  hat  sich  auf  fünf  belaufen,  mit  einem  durch- 
schnittlichen Betrag  des  Ruhegehaltes  von  Fr.  3500;  zur  Zeit  sind  zwar 
nur  drei  Pensionäre  vorhanden,  aber  umsomehr  alt  gewordene,  noch  tätige 
Professoren,  für  welche  Versetzung  in  Ruhestand  angezeigt  wäre.  Es  ist 
peinlich,  der  Schul«  nicht  würdig  und  dem  Unterrichte  schädlich,  gar  alt 
und  gebrechlich  gewordene  verdiente  Lehrer  sich  noch  abmühen  zu  lassen 
bis  zur  Erschöpfung  der  letzten  Kräfte  und  Einbüssung  ihres  Ansehens  bei 
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den  Studirenden.  Bei  den  jetzt  in  Ruhestand  versetzten  Lehrern  war  die 
Besoldung  eine  bescheidene  gewesen,  sie  hatten  daher  auch  mit  kleinern 
Ruhegehalten  abgefunden  werden  können;  bei  der  Mehrzahl  der  ferner  in 
den  Ruhestand  zu  versetzenden  Professoren  wird  sich  aber  dieses  Verhältnis 
ändern,  sodass  ftir  die  Zukunft  eine  Erhöhung  des  durchschnittlichen  Be- 
trages der  Ruhegehalte  vorzusehen  ist  und  es  dabei  immerhin  einer  Summe 
von  Fr.  25,000  für  Ruhegehalte  bedürfen  wird,  auch  wenn  man  auf  nicht 
mehr  als  5 — 6  Pensionäre  rechnen  will. 


n.  Die  Pensions-,  Alters-,  Hülfs-,  Witwen- 

und  Waisenkassen. 

In  den  sub  I  behandelten  Kantonen  finden  sich  neben  den 
staatlichen  Ruhegehalten  noch  besondere  eigene  Imtitntionen  der 
Lehrerschaftj  durch  welche  teils  die  Verabreichung  von  Ruhegehalten, 
teils  die  Ausrichtung  von  Witwen-  und  Waisenrenten  oder  Pen- 
sionen oder  dann  beide  Zwecke  vereinigt  in  Aussicht  genommen 
sind.  Waadt  macht  hlevon  eine  Ausnahme.  In  den  übrigen  Kan- 
tonen hat  sich  die  Lehrerschaft  entweder  freiwillig,  oder  infolge  der 
Nötigung  durch  die  Gesetzgebuug  zu  gegenseitiger  Hülfeleistung 
in  Notfällen  zu  Kassen,  Vereinen  oder  Stiftungen  zusammengetan. 

Darnach  sind  obligatorische  xmd  Jahdtative  Institute  zu  unter- 
scheiden und  zwar  in  beiden  Fällen  wieder 

1.  solche,  wo  die  Fürsorge  im  Alters-  oder  Invaliditätsfall  in  den 
Vordergrund  dös  Interesses  tritt  und  die  Fürsorge  für  Witwen 
und  Waisen  gewissermassen  nur  nebenbei  und  in  weniger 
wirksamer  Weise  geregelt  wird; 

2.  solche,  wo  die  Fürsorge  für  Witwen  und  Waisen  verstorbener 
Lehrer  der  ausschliessliche  Zweck  ist.  (Zürich,  Baselstadt.) 

Obligatorisch e  Kassen . 

Wir  lassen  aus  der  Reihe  der  Kantone  einige  vorausgehen, 
w^elche  die  Hülfskassen  der  Lehrerschaft,  in  welchen  das  Moment 
der  Fürsorge  für  das  Alter  vorwiegt,  in  erheblicher  W^eise  unter- 
stützen (Neuenburg,  Genf,  St.  Gallen,  Appenzell  A.-Rh.). 

1.  Kanton  Neuenbürg.^) 

In  den  Lehrerkonferenzen  des  Jahres  1832  wurde  die  Grün- 
dung einer  Hülfskasse  der  neuenburgischen  Lehrer  beschlossen.  2) 

')  Vergl.  Rapport  du  Comitö  central  du  fonds  de  seconrs  et  de  pr^voyance 
da  Corps  enseignant  primaire  du  Canton  de  Neucliätel.  sur  le  57"^**  exercice  du 
Ipr  juiilet  au  31  decembre  1889. 

*)  Im  Jahre  1833  wurde  sie  von  45  Mitgliedern  (40  Lehrern  und  5  Lehrer- 
innen) ins  Leben  gerufen.  Der  älteste  der  Lehrer  war  55  die  älteste  Lehrerin 
57  Jahre  alt,  einer  der  Lehrer  hatte  den  Schuldienst  mit  16,  acht  mit  17.  sechs 
mit  18  Jahren  begonnen  und  eine  Lehrerin  zählte  48  Jahre  seit  ihrer  ersten 
Ernennung. 
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Der  Eintritt  in  dieselbe  war  für  alle  Lehrer  an  Gemeinde-  oder 
Privatschulen  fakultativ. 

Das  Statut  vom  22.  Juli  1833  verlangte  von  den  Mitgliedern 
ein  Eintrittsgeld  von  Fr.  6  und  zehn  jährliche  Beiträge  von  Fr.  5. 
Art.  11  des  Reglements  setzte  fest,  dass  keine  Verwendung  der 
Mittel  der  Kasse  stattfinden  dürfe,  bevor  der  Fonds  auf  L.  5000 
Landesw^ährung  gebracht  sei. 

Das  Recht  auf  eine  Pension  wurde  nach  30  Dienstjahren  er- 
worben. Die  ersten  Unterstützungen  wurden  im  Jahre  1840,  die 
ersten  Ruhegehalte  im  Jahre  1844  ausgerichtet  (Fr.  40). 

Das  Reglement  vom  Jahre  1855  liess  Eintrittsgeld  und  Jahres- 
beitrag unverändert,  gewährte  aber  2/j.  der  Pension  schon  nach  15. 
3/5  nach  20,  ^/s  nach  25  und  die  ganze  Pension  nach  30  Dienstjahren. 

Das  Gesellschaftsvermögen  ist  im  Laufe  der  Jahre  durch 
Schenkungen  und  Legate  geäufnet  worden ;  insbesondere  hat  auch 
der  König  .von  Preussen,  als  ehemaliger  Besitzer  der  Grafschaft 
Neuenburg  und  Valangin,  zweimal  erhebliche  Summen  beigesteuert, 
nämlich  1834:  L.  5000,  1844:  L.  10,000  (Friedrich  Wilhelm  IV.). 

Durch  das  Reglement  vom  Jahr  1872  wurde  in  Ausfuhrung 
von  Art.  94  des  damaligen  Unterrichtsgesetzes  der  Eintritt  fiir 
die  Primarlehrer  obligatorisoh  erklärt.  Die  Lehrerschaft  hatte 
20  jährliche  Einzahlungen  zu  leisten  und  zwar  die  Lehrer  je  Fr.  25 
und  die  Lehrerinnen  Fr.  15.  Nach  20  Dienstjahren  mussteu  die 
Lehrerinnen  zudem  einen  Beitrag  von  Fr.  200  (20  Ergänzungs- 
beiträge ä  Fr.  10)  einwerfen,  um  der  nämlichen  Rechte  wie  die 
Lehrer  teilhaftig  zu  werden. 

Jedes  Mitglied  hatte  ein  Anrecht  auf  die  halbe  Pension  nach 
20  und  auf  die  ganze  Pension  nach  25  Dienstjahren  (Art.  24). 

Wenn  ein  Lehrer  nach  mindestens  zehn  Dienstjaliren  mitten 
in  seiner  Tätigkeit  starb,  so  hatte  seine  Familie  Anspruch  auf  die 
ganze  Pension,  bis  das  jüngste  Kind  des  Verstorbenen  17  Jahre 
alt  war.  Hatte  die  Witwe  in  jenem  Zeitpunkt  ein  Alter  von  50 
Jahren,  so  bezog  sie  fortan  die  ganze  Pension,  sonst  hatte  sie 
bloss  Anspruch  auf  die  halbe  Pension. 

Die  Familie  eines  verstorbenen  Lehrers  mit  weniger  als  zehn 
Dienstjahren  hatte  nur  Anspruch  auf  die  halbe  Pension.  Im  Falle  der 
Wiederverheiratung  verlor  die  Witwe  jeden  Anspruch  auf  dieselbe. 

Es  ist  nicht  ohne  Interesse,  die  Höhe  der  Pensionen  zu  ver- 
schiedenen Zeiten  kennen  zu  lemen.  Sie  weisen  entsprechend  dem 
Geist  der  Gesetzgebung  eine  steigende  Tendenz  auf. 

Von  1844—1889  sind  au 
Kuh  egeh  alten  rand  Fr. 
340.000,  nnd  in  der  Periode 
von  1840—1889  rund  Fr. 
36.600  an  JTnterstiltzun- 
gen"*  verabreicht  worden. 


1844 

Fr.  40 

1872 

Fr.  150 

1862 

..  25 

1873 

„  165 

1863 

„  20 

1874 

;.  200 

1869 

.;  30 

1875 

„  210 

1870 

..  40 

1881 

„  200 

1871 

..  50 

1886- 

-1889 

,.  180 
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Diese  Pensionen  stellten  sich  als  ungenügend  heraus  und  es 
hat  das  Primarschulgesetz  vom  27.  April  1889  die  Stiftung  auf 
eine  ganz  andere  Grundlage  gestellt  und  ihr  eine  mächtige  För- 
derung verliehen,  indem  sie  als  ganz  neues  Moment  das  Prinzip 
der  Versicherung  auf  den  Todesfall  einfugte;  im  femern  die  „Unter- 
stützungen" in  Vikariatsadditamente  (Zuschüsse  der  Stiftung  für 
Stellvertretung  kranker  Lehrer)  umwandelte ;  endlich  für  diejenigen 
Mitglieder,  die  vor  ihrem  30.  Dienstjahre  vom  Schuldienst  zurück- 
treten, die  zinslose  Eückzahlung  der  gemachten  Einzahlungen 
vorsah. 

Der  Eintritt  in  die  Stiftung  ist  für  die  neueiutretenden  Klein- 
kinderlehrerinnen obligatorisch  erklärt  worden. 

Die  Leistungen  der  Lehrerschaft  sind  bedeutend  erhöht  worden 
und  der  Staat  hat  dementsprechend  seinen  Zuschuss  verdoppelt. 

Die  Frage  der  oben  skizzirten  neuen  Alters-  und  Hülfskasse 
für  die  Primarlehrerschafl  des  Kantons  Neuenburg  ist  in  dem  Gesetz 
über  den  Primarunterricht  vom  27.  April  1889,  Art.  98 — 105^ 
behandelt. 

Der  „Fonds  scolaire  de  prevoyance"  bildet  eine  Stiftung  mit 
rechtlichem  Sitz  in  Neuenburg.  Diese  Stiftung  hat  zum  Zweck, 
der  Primarlehrerschaft  einen  angemessenen  Euhegehalt  zu  ver- 
schaffen, im  fernem  eine  durch  das  Gesetz  festgestellte  Ver- 
sicherungssumme im  Todesfall  auszurichten,  sodann  in  Krankheits- 
Mlen  von  Lehrern  und  Lehrerinnen  zum  Teil  für  die  Kosten  der 
Stellvertretung  aufzukommen. 

Zum  Eintritt  in  die  Stiftung  sind  die  Lehrer  und  Lehrerinnen 
an  den  Kleinkinder-  und  Primarschtden  verpflichtet.  Sie  dürfen 
die  Mitgliedschaft  beibehalten,  auch  wenn  sie  eventuell  mit  der 
Inspektion  bezw.  Direktion  von  Anstalten  betraut  werden.  Sodann 
können  als  Mitglieder  aufgenommen  werden  Fachlehrer  auf  der 
Primarschulstufe,  sofern  sie  ihre  ganze  Zeit  dem  Lehramt  widmen 
und  die  patentirten  Lehrer  und  Lehrerinnen  von  Waisenhäusern 
sowie  von  Instituten  des  Staates  und  der  Gemeinden  oder  von 
solchen  Anstalten,  welche  der  Staatsaufsicht  unterstellt  sind.  Nicht 
inbegriffen  sind  die  eigentlichen  Privatschulen,  welche  an  die  Stelle 
der  Primarschule  treten. 

Die  Mitglieder  der  Stiftung  haben  während  30  Jahren  einen 
jährlichen  Beitrag  von  Fr.  60  zu  leisten,  der  denselben  jeweilen 
von  ihrer  Besoldung  abgezogen  wird. 

Diejenigen  Mitglieder,  welche  vor  ihrem  30.  Dienstjahre  aus 
der  Stiftung  austreten,  erhalten  ihre  Einzahlungen  zinslos  zurück- 
bezahlt. Bei  einem  anfälligen  Wiedereintritt  fallen  die  frühern 
Dienstjahre  nicht  in  Berechnung,  sofern  nicht  die  seinerzeit 
erhobene  Rückzahlung  wieder  in  die  Kasse  eingeworfen  wird 
(§  102). 
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Der  jährliche  Staatsbeitrag  an  die  Stiftung  beträgt  Fr.  20,000 
und  ist  durch  das  Unterrichtsgesetz  (Art.  103)  festgesetzt  (Mher 
Fr.  10,000). 

Ein  Ruhegehalt  sowie  eine  yersicherungssumme  wird  unter 
folgenden  Vorbehalten  ausgerichtet : 

Nach  30  Dienstjahren  hat  jedes  Mitglied  der  Stiftung  beim 
definitiven  Rücktritt  von  seiner  Lehrstelle  das  Recht  auf  eine 
Pension  im  Maximum  von  Fr.  800.  Beim  Tode  eines  Mitgliedes 
wird  seinen  direkten  Deszendenten  oder  Aszendenten  eine  Ver- 
sicherungssumme im  Normalbetrage  von  Fr.  3000  ausgerichtet  und 
zwar  darf,  so  lange  der  Staat  einen  Beitrag  leistet,  weder 
die  Pension  Fr.  800  überstiegen,  noch  die  Versicherungssumme 
von  Fr.  3000  überschritten  werden,  auch  wenn  der  Stand  der 
Stiftung  dies  gestatten  würde.  Von  dem  Zeitpunkte  an,  wo  dies 
möglich  sein  wird,  hört  die  Beitragsleistung  des  Staates  auf 
(Art.  105).  Die  Verwandtc^n  der  Seitenlinien  haben  keinen  Rechts- 
anspruch auf  Pension  und  Versicherungssumme;  dagegen  kann 
denselben  sowie  auch  andern  Personen,  welche  von  dem  Ver- 
storbenen unterstützt  worden  sind,  mit  Genehmigung  des  Staats- 
rates eine  Unterstützung  verabreicht  werden. 

An  die  Versicherungssumme  haben  in  erster  Linie  der  hinter- 
lassene  Gatte  oder  die  Gattin  ein  Anrecht,  da  dieselbe  als  ge- 
meinsam erworbenes  Vermögen  betrachtet  wird,  und  zwar  steht 
jener  Anspruch  im  Verhältnis  zu  den  seit  der  Verheiratung 
gemachten  Einzahlungen. 

Als  Übergangsbestimmung  figurirt  der  Art.  121  des  Primar- 
schulgesetzes vom  27.  April  1889.  Er  garantirt  den  im  aktiven 
Schuldienst  stehenden  Lehrern  und  Lehrerinnen  ihre  unver- 
minderten Ansprüche  auf  die  bisherige  AJterskasse  der  Primar- 
lehrerschaft  und  stellte  es  denselben  frei,  ihre  bisanhin  gemachten 
Einzalilungen  im  Laufe  der  nächsten  fünf  Jahre  (1890,  1891,  1892, 
1893,  1894)  zu  ergänzen,  um  sich  in  den  Genuss  der  Rechte  der 
neuen  Stiftung  zu  setzen. 

Durch  ein  Kreisschreiben  des  Erziehungsdeparteraents  vom 
13.  Dezember  1889  wurde  die  Primarlehrerschaft  eingeladen,  sich 
bis  Ende  Febniar  1890  über  ihr  Verbleiben  bei  der  alten  oder 
den  Beitritt  zur  neuen  Stiftung  auszusprechen.^) 

Jedes  Jahr  nach  Abschluss  der  Rechnungen  wird  die  für 
Pensionen  und  Entschädigungen  verfügbai'e  Quote  festgesetzt. 
Unter  Genehmigung  des  Staatsrates  bestimmt  der  Vorstand  der 
Stiftung  den  Betrag  der  jährlichen  Ruhegehalte  und  der  Ver- 
sicherungs-Entschädigungen für  ein  oder  wenn  möglich  für  mehrere 
Jahre  unter  Berücksichtigung  des  Bedürfnisses  von  seite  der 
Lehrerschaft  und  der  Hülfsquellen  der  Stiftung. 

^)  Zum  Eintritt  in  die  neue  Stiftung  meldeten  sich  325,  für  das  Verbleiben 
bei  der  alten  Stiftung  optirten  89  Mitglieder. 
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Die  Pensionen  und  Versicherun^sentschädigrun^en  werden  aus 
den  Einzahlungen  der  Lehrerschaft,  den  Zinsen  der  Stiftung  und 
der  einen  Hälfte  des  Staatsbeitrages  bestritten.  Die  andere  Hälfte 
des  letztem  wird  dem  Stiftungskapital  hinzugefügt;  ebenso  alle 
Geschenke  und  Legate  ohne  besondere  Bestimmung,  bis  es  die 
Einzahlungen  und  übrigen  Einkünfte  der  gesamten  Stiftung  er- 
möglichen, für  fünf  aufeinander  folgende  Jahre  die  volle  Alters- 
pension von  Fr.  800  und  eine  Versicherungssumme  von  Fr.  3000 
festzusetzen. 

Die    hauptsächlichsten    Einnahmen    der   neuen    Stiftung   sind 

folgende  :  1889  ISSO  1891  1892 

Fr.  Fr.  Fr.  Fr. 

1.  Zinse 3486        7.883  10,767  11,804 

2.  Jahresbeiträge  der  Mitglieder  ....  7,775  17,565  19,510  21,885 

3.  Nachträgliche  Einzahlungen  (^  121)     .           —  80.882  82,751  23,918 

4.  Staatsbeitrag 10,000  20,000  20.0(X)  20.000 

5.  Geschenke  und  Legate 2,000         —  800 

Für  Pensionen  und  Unterstützungen 
dürfen  die  Summen  sub  Ziffer  1,  2  und 
die  Hälfte  des  Staatsbeitrages  verwendet 
werden,  im  C4esamtbetrage  von    ...     .      20,961      34.948      40.277      42,689 

Daraus  sind  in  den  letzten  Jahren  unter  anderm  folgende 
Ausgaben  bestritten  worden :  tsso  i89i  i892 

Fr.  Fr.  Fr. 

Frühere  Pensionen 11,860(841)  12,039(85)  12,586iS»> 

Nene  Pensionen 977(4)  5,821(12)  9,616(15) 

VersichernngHsummen 2,700  —  2,700 

Vikariatsentschädigungen 515  628               578 

Spezielle  Unterstützungen 550  471               401 

Rückzahlung  gemachter  Einzahlungen     .     .  544  2,188  7,822 

Verwaltungskosten 1,787  1,478  1,844 

Total      18,933  22,620  34,547 

1889  1890  1891  1892 

Die  Zahl  der  Mitglieder  betrug  .     .    483  491  495  520 

Im  Jahr  1892  sind  an  89  Berechtigte  der  alten  Stiftung  an 
Pensionen  je  Fr.  180,  an  15  Angehöriore  der  neuen  Stiftuno: 
(4  Lehrer  und  11  Lehrerinnen)  je  Fr.  720  ausgerichtet  worden. 
Bis  jetzt  konnten  nur  neun  Zehntel  des  gesetzlichen  Maximums 
von  Fr.  800  Pension  beziehungsweise  Fr.  3000  Versicherungs- 
summe, also  Fr.  720,  beziehungsweise  Fr.  2700  verabreicht  werden. 

Das  Vei-mögen  der  Stiftung  erreichte  die  folgenden  Summen : 

1869     1889     1890     1891     1892 

Kr.      Fr.       Fr.       Vt.  Fr. 

Reserrefonds \7ßQßß    i7ftuon  f  I^tOI-^      83,672      41.768 

Kapitalfonds f  ^^^'^^^    ^^^''^"^^  (217,202    260.253    294,172 

Total    76,866    176,820    288,216    293,925    385,985 
*)  Die  Zahlen  in  Klammern  ^ehen  die  Anzahl  der  Pensionirten  an. 
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2.   Kanton  Genf. 

Im  Kanton  Genf  bestehen  zwei  Alters-,  Pensions-,  Witwen-  oder 
Waisenkassen  (caisses  de  pr6voyance),  nämlich  eine  fiir  die  Primar- 
lehrerschaft  und  eine  für  die  Sekundarlehrerschaft.  Sie  sind  die 
einzigen  durch  den  Staat  organisirten  Anstalten.  Im  Laufe  des 
Sommers  1893  hat  der  Staatsrat  dem  Grossen  Rate  einen  Gesetzes- 
entwurf betreffend  eine  Pensionskasse  (caisse  de  retraite)  für  die 
Staatsbeamten  und  -Angestellten  unterbreitet,  ebenso  ist  ein  Ge- 
setzesentwurf für  eine  ähnliche  Institution  zur  Fürsorge  ffir  die 
Kleinkinderlehrerinnen,  die  nach  denselben  Grundsätzen  wie  die 
Institute  der  Primär-  und  Sekundarlehrer  eingerichtet  werden  soll, 
in  Vorbereitung. 

a«  Priiiiarlehrerschaft« 

Die  Bestimmungen  betreffend  die  „Caisse  de  pr6voyance  des 
fonctionnaires  de  l'enseigncment  primaire'"  sind  im  Unterrichts- 
gesetz vom  5.  Juni  1886  enthalten  und  lauten  folgendermassen :  ^ ) 

Art.  66.  Les  fonctionnaires  de  Tinstmction  primaire  nomm^s  k  dater 
de  Ift  Promulgation  de  la  präsente  loi,  et  ceux  qni,  äg^s  de  moins  de  trente 
ans,  ne  sont  pas  membres  de  la  caisse  de  prevoyance,  sont  tenns  de  faire 
partie  de  cette  caisse. 

Art.  67.  L'Etat  payera  directeraent  ä  cette  Caisse.  pour  chaque  fonc- 
tionnaire,  une  allocation  annuelle  de  fr.  50,  aux  conditions  snivantes : 

1.  Chacun  des  membres  versera  une  contribution  qui  ne  sera  pas  infe- 
rieure  k  frs.  80  par  an. 

2.  Sauf  une  retenue  de  15%  sur  les  revenus  de  la  Caisse  faite  en  vne 
des  rembonrseraents  anx  soci^taires  et  de  raug^nentation  du  fonds  social, 
la  totalite  des  versements  et  des  revenus  scra  affect6e  chaque  ann^e  au 
Service  des  pensions  qui  seront  payöes  k  dater  de  la  Promulgation  de  la 
präsente  loi.  sans  toutefois  que  le  chiflPre  d'aucune  pension  döpasse  fr.  1800. 
l'excedant  demeurant  acquis  au  fonds  social. 

3.  Los  personnes  actuellement  pensionn^es  continuent  k  toncher  leur? 
pensions  sur  les  bases  stabiles  par  les  Statuts  actuellement  cn  vigueur. 

4.  L 'allocation  de  l'Etat  ne  doit  servir  qu'ä  parfaire  le  chiffre  de  la 
pension  jusqu'ä  ce  qu'il  atteigne  la  somme  de  fr.  1500  au  maximnm.  L'exce- 
dant de  l'allocation  fait  retour  ä  la  Caisse  de  TEtat 

0.  Les  Statuts  de  la  Caisse  doivent  etre  approuv^s  par  le  Grand  Conseil. 

Die  „Caisse  de  prevoyance  des  fonctionnaires  de  l'enseigne- 
ment  primaire"  wurde  am  10.  Mai  1839  gegründet.  2)  Die  gegen- 
wärtig geltenden  Statuten  der  Stiftung  vom  13.  Oktober  1886 
sind  vom  Grossen  Rate  des  Kantons  Genf  am  23.  Oktober  1886 
genehmigt  worden.  Sie  qualifizirt  sich  in  der  Hauptsache  als  eine 
Pensions-  oder  Alterskasse,  in  zweiter  Linie  als  Witwen-  und 
Waisenkasse. 

^)  Die  Frage  der  Revision  der  beiden  Gesetzesartikel  ist  vorgesehen, 
allein  die  Behandlung  einer  bezüglichen  Vorlage  wurde  vom  Grossen  Rat  ver- 
schoben. 

2)  Statutenrevisionen  haben  stattgefunden  1849.  1853,  1858,  1864.  1866, 
1873.  1879. 
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Die  Lehrer  und  Lehrerinnen  auf  der  Primarschulstufe  i)  sind 
zum  Eintritt  in  die  Kasse  verpflichtet.  Die  Primarschulinspektoren, 
die  Arbeitsschulinspektorin  und  die  Lehrer  der  Landsekundar- 
schulen,  sofern  sie  im  Zeitpunkt  ihrer  Berufung  an  die  betreffende 
Stelle  der  Stiftung  noch  nicht  angehört  haben,  werden  als  Mit- 
glieder der  Stiftung  zugelassen.  Jedes  Mitglied  hat  während 
25  aufeinanderfolgenden  Jahren  jährlich  Fr.  80  einzuzahlen,  wenn 
es  nicht  vorher  in  den  Genuss  einer  Pension  eintritt  (Art.  4). 

Beim  Eintritt  in  die  Kasse  kann  der  Lehrer  für  die  vorher- 
gehenden Jahre  mit  im  Maximum  ö^/o  jährlichen  Zinsen  die  Ein- 
zahlungen nachleisten. 

Die  Mitglieder  der  Stiftung,  welche  vom  Schuldienst  zurück- 
treten, werden  als  ausgetreten  betrachtet,  ausgenommen  wenn  sie 
eine  Pension  aus  der  Kasse  beziehen,  oder  zu  Primär-  oder  Arbeits- 
schulinspektoren ernannt  werden. 

Beim  Tod  eines  Mitgliedes  verbleiben  die  einbezahlten  Summen 
der  Stiftung.  Wenn  indessen  als  Hinterlassene  Kinder  von  unter 
19  Jahren  vorhanden  sind,  so  beziehen  dieselben  drei  Viertel  der 
Pension  bis  zu  ihrem  zurückgelegten  19.  Altersjahr,  oder  sie  können 
die  Einzahlungen  zurückfordeni ;  ein  Witwer  oder  eine  Witwe, 
sofern  sie  mindestens  50j ährig  sind,  haben  Anrecht  auf  die  Hälfte 
der  Pension  oder  auf  zinslose  Rückleistung  der  Einzahlungen ;  die 
direkten  Aszendenten  eines  ledigen  oder  verwitweten  Mitgliedes 
sodann  können  ein  Viertel  der  Pension  oder  die  Hälfte  der  ein- 
bezahlten Summen  beanspruchen. 

Die  Pensionen  werden  bestritten  aus  den  Zinsen  des  Gesell- 
schaftsvermögens,  aus  den  Staatsbeiträgen  gemäss  Art.  67  des 
Unterrichtsgesetzes  vom  5.  Juni  1886  und  aus  den  Einzahlungen 
der  Mitglieder. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Rückzahlungen  an  die  Mitglieder  und 
die  notwendige  Vennehrung  des  (iesellschaftsvermögens  wird  von 
den  Bruttoeinnahmen  ein  Betrag  von  15%  abgezogen. 

Die  Beträge  für  die  Pensionen  sind  folgendermassen  fest- 
gesteUt  (Art.  f6— 19). 

1.  Für  die  vor  dem  Inkraftreten  des  Unterrichtsgesetzes  von 
1872  (gemäss  den  Statuten  vom  Jahr  1872)  bewilligten  Pensionen: 
Fr.  20  per  Dienstjahr. 

2.  Nach  dem  Unterrichtsgesetz  von  1872  (gemäss  den  Statuten 
von  1879)  bewilligte  Pensionen:  Fr.  32  per  Dienstjahr. 

3.  Für  die  seit  dem  Inkrafttreten  des  Unterrichtsgesetzes  von 
1886  bewilligten  Pensionen  wird  das  Betreffnis  per  Dienstjahr  all- 
jährlich ermittelt,  und  zwar  ist  es  ein  Quotient,  dessen  Dividend 
gleich  den  Bruttoeinnahmen  der  Kasse  weniger  1.  die  allgemeinen 

*)  Regents,  rögentes,  soiis-rßgents  et  sous-regentes. 
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Unkosten,  2.  den  Abzug  von  15%  (Art  15)  und  3.  die  Pensions- 
summe für  die  altern  Pensionen;  und  dessen  Divisor  gleich  der 
Gesamtsumme  der  Dienstjahre  der  seit  der  Genehmigung  der  vor- 
stehenden Statuten  durch  den  Grossen  Rat  pensionirten  Mitglieder. 

Das  Maximum  eines  Dienstjahresbetrelfiiisses  im  Sinne  der 
obigen  Ausführungen  kann  auf  höchstens  Fr.  1%  d.  h.  die  Pension 
kann  bei  25  Einzahlungen  (Unterrichtsgesetz  Art.  67,  §  2)  im 
Maximum  Fr.  1800  betragen. 

Um  ein  Anrecht  auf  die  ganze  Pension  zu  besitzen,  muss  ein 
Mitglied  25  Einzahlungen  geleistet  haben  und  mindestens  50  Jahre 
alt  sein. 

Jedes  Mitglied,  welches  vor  dem  50.  Lebensjahre  nach  zwanzig- 
maliger  Einzahlung  vom  Schuldienst  zurücktritt,  erhält  eine  Pension, 
die  entsprechend  reduzirt  wird,  je  nachdem  zur  Zahl  von  25  Ein- 
zahlungen mehr  oder  weniger  fehlt. 

Wer  mit  dem  45.  Jahre  bereits  seine  25  Einzahlungen  geleistet 
hat,  muss,  sofern  er  den  vollen  Pensionsbetrag  erhalten  will,  bis 
zum  50.  Jahre  warten. 

Es  können  nicht  in  den  Genuss  der  Pension  eintreten: 

1.  alle  diejenigen,  welche  auch  fernerhin  im  öffentlichen  Schul- 
dienste verbleiben; 

2.  wenn  Darlehen  an  die  Kasse  i)  noch  nicht  zurück- 
bezahlt sind. 

Beim  Tode  eines  vor  dem  50.  Lebensjahre  pensionsberechtigten 
Mitgliedes  der  Stiftung  erhalten  die  hinterlassenen  Kinder  bis  zu 
ihrem  19.  Lebensjahre  drei  Vierteile  der  Pension,  mindestens 
50jährige  kinderlose  Witwer  oder  Witwen  die  Hälfte  und  wenn 
der  Verstorbene  verwitwet  oder  ledig  war,  seine  direkten  Aszen- 
denten einen  Viertel  der  Pension  (Art.  22). 

Jede  Pension  ist  unpfändbar  und  unübertragbar. 

Die  Kasse  zählte  am  31.  Dezember  1892  298  Mitglieder,  wo- 
von 18  bereits  je  25  Einzahlungen  geleistet  haben  und  unter  denen 
26  Pensionsbezüger  sind.  Dazu  kommen  —  allerdings  nicht  als 
Mitglieder  —  neun  Witwen  und  drei  pensionsberechtigte  Minorenne. 

An  Pensionen  sind  1892  an  41  Berechtigte  Fr.  36,741 »)  ver- 
ausgabt worden.  Die  Darlehen  der  Kasse  an  Mitglieder  betrugen 
Fr.  1915  (1891:  Fr.  3460). 

0  Die  Kasse  kann  den  Mitgliedern  Darlehen  machen,  die  aber  die  Hälfre 
der  geleisteten  Einzahlungen  nicht  überschreiten,  aber  auch  nicht  weniger 
als  Fr.  50  betragen  dürfen.  Die  Eückzahlung  hat  innerhalb  fünf  Jahren  mit 
einem  jährlichen  Zins  zn  4  *^'o  imd  zwar  quartaliter  zu  erfolgen.  Sie  soll  ausser- 
dem vor  der  20.  Einzahlung  beendigt  sein.  Wenn  von  einem  Mitglied  über 
20  Jahreseinzahlungen  geleistet  worden  sind,  so  sind  Darlehen  bei  der  Kas«ie 
nur  gegen  hypothekarische  Sicherheit  möglich. 

2)  Neue  Pensionen  Fr.  28,672,  alte  Pensionen  Fr.  8069. 
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347,604 

1890 

356,099 

1891 

362,576 

1892 

374,889 1) 

Mitxliedpr- 
beiträg^e 
Fr. 

Staat  s- 

l)eitra)( 

Fr. 

Zahl  der 
Mitf^lieder 

8.467 

153 

8,588 

151 

8;5o2 

159 

8:890 

158 

17,240 

266 

17,170 
17,300 
17.870 

265 
269 
279 

18.500 

275 

20,340 

12,713 
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Es  betrugen  im  letzten  Jahrzehnt : 

Zinsen 
Fr. 

12,555 
13.495 
13,222 
12,602 
14.556 
13,785 
14,900 
13,869 
15,136 
15.203 

Die  Taxe  für  die  bei  der  Berechnung  massgebenden  Jahre 
war  bei  den  seit  1.  Januar  1887  erteilten  Pensionen  Fr.  56,  was 
den  Betrag  der  ganzen  Pension  auf  Fr.  1400  bei  25  Einzahlungen 
und  mindestens  50  Lebensjahren  ansteigen  liess. 

Was  die  altern  Pensionen  anbetrifft,  so  sind  sie  durcli  Art.  16 
a  und  b  der  Statuten  festgestellt,  d.  h.  die  vor  1872  gesprochenen 
Pensionen  werden  auf  dem  Fusse  von  Fr.  20,  und  die  seither 
(1872 — 1886)  eröflheten  Pensionen  auf  dem  Fusse  von  Fr.  32  per 
jährlicher  Einzahlung  ausgerichtet. 

b.  Seknndarlebrerschaft. 

Der  Art.  188  des  Unterrichtsgesetzes  des  Kantons  Genf  vom 
5.  Juni  1886  lautet: 

„Dans  le  cas  oü  les  fonctionnaires  de  Tenseignement  secondaire  insti- 
tneraient  une  Caisse  de  pr6voyance,  une  loi  speciale  detenninera  les  con- 
ditions  dans  lesqnelles  l'Etat  ponrra  participer,  soit  ä  la  cr6ation,  soit  h, 
Tentretien  de  eette  Caisse. 

„Cette  disposition   s'applique  aux  fonctionnaires  des  ecoles  enfantines." 

Auf  Grund  dieser  Bestimmung  wurde  die  Alterskasse  bezw.  die 
Witwen-  und  Waisenstiftung  der  Genfer  Sekundarlehrerschaft  ins 
Leben  gerufen,  die  im  grossen  ganzen  die  für  die  Kasse  der  Primar- 
lehrer  massgebenden  Grundsätze  adoptirte.  Die  Statuten  der  Gesell- 
schaft wurden  in  den  Generalversammlungen  vom  8.  März  und 
18.  September  1888  festgestellt.  Der  Grosse  Rat  des  Kantons  hat 
dieselben  unterm  10.  Oktober  1888  genehmigt  und  beschlossen, 
vom  Jahre  1889  an  während  zehn  Jahren  alljährlich  eine  feste 
Summe  von  Fr.  4000  für  die  genannte  Kasse  auszuwerfen,  sofern 
sich  mindestens  50  Mitglieder  der  Sekundarlehrerschaft  daran  be- 
teiligen. Ausserdem  leistet  der  Staat  einen  jährlichen  Beitrag  2) 
fiir  jedes  Mitglied  von 

Fr.  40  bei  einer  Besoldung  bis  auf     Fr.  2500 
„    60    „        „  „  von  „    2501—3500 

r    80    „        „  „  „     über    „    3500 


1)  Kapitalfonds  Fr.  317,769,  Reservefonds  Fr.  57,121. 

2)  Dieser  Beitrag  bezieht   sich   nicht  auf  die   in  den  frühem  Jahren  ge- 
machten Einzahlungen  der  Lehrerschaft. 
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Jeder  Lehrer,  der  ausser  seiner  Lehrtätigkeit  noch  eine  andere 
lukrative  Beschäftigung  hat,  wird  als  in  die  letzte  Kategorie  fallend 
betrachtet. 

In  keinem  Fall  dürfen  die  Staatsbeiträge  an  die  Kasse 
Fr.  10,000  übersteigen;  träte  dies  ein,  so  würde  der  feste  Staats- 
zuschuss  an  die  Kasse  im  Betrage  von  Fr.  4000  entsprechend 
vermindert. 

Die  Mitglieder  des  SekundarschuUehrerstandes,  welche  im 
Zeitpunkt  der  Gründung  der  Kasse  das  Alter  von  55  Jahren  noch 
nicht  erreicht  haben  und  deren  fixe  Besoldung  auf  mindestens 
Fr.  1000  per  Jalu'  ansteigt,  sind  zum  Eintritt  in  die  Stiftung  ver- 
pflichtet, sofern  sie  nicht  bereits  der  Kasse  der  Primarlehrer  als 
Mitglieder  angehören. 

Zum  Eintritt  als  Mitglieder  in  die  Stiftung  sind  diejenigen 
Mitglieder  der  Sekundarlehrerschaft  berechtigt,  welche 

1.  über  55  Jahre  alt  sind  und  einen  festen  Gehalt  von 
mindestens  Fr.  1000  beziehen, 

2.  einen  festen  Gehalt  von  weniger  als  Fr.  1000  beziehen, 
insofern  deren  hauptsächlichste  Betätigung  diejenige  im  Schul- 
dienst ist. 

Jedes  Mitglied,  das  den  öffentlichen  Schuldienst  verlässt,  wird 
als  aus  der  Stiftung  ausgetreten  betrachtet. 

Nach  §  1  der  Statuten  vom  8.  März  und  18.  September  1888 
(vom  Grossen  Rat  genehmigt  am  10.  Oktober  1888)  hat  die  Stiftung, 
wie  diejenige  der  Primarlehrerschaft,  den  Zweck, 

1.  jedem  ihrer  männlichen  oder  weiblichen  Mitglieder  einen 
lebenslänglichen  Ruhegehalt  zu  verschaffen, 

2.  der  Witwe  bezw.  dem  Witwer  oder  den  Waisen  eines  ver- 
storbenen Mitgliedes  der  Kasse,  das  im  Zeitpunkt  seines  Ablebens 
gewissen  statutarischen  Voraussetzungen  bereits  genügt  hat,  inner- 
halb gewisser  Schranken  eine  jährliche  Pension  zukommen  zu 
lassen. 

Mit  Bezug  auf  die  Ruhegehdtsfrage  ist  folgendes   festgesetzt: 

Es  ist  zum  Bezug  eines  Ruhegehaltes  berechtigt: 

1.  Jedes  Mitglied,  welches  den  öffentlichen  Schuldienst  nach 
dem  55.  Lebensjahre  verlässt  und  wenigstens  15  jährliche  Ein- 
zahlungen geleistet  hat. 

2.  Jedes  Mitglied,  das  nach  mindestens  zehn  Einzahlungen 
infolge  von  Krankheit  oder  Gebrechlichkeit,  welche  dasselbe  zur 
Bekleidung  eines  einträglichen  Amtes  unfähig  machen,  den  Schul- 
dienst zu  verlassen  gezwungen  ist. 

3.  Die  Pension  hört  von  dem  Zeitpunkte  an  auf,  in  welchem 
das  betreffende  Mitglied  in  einer  öffentlichen  Verwaltung  eventuell 
einen  Posten  mit  mindestens  Fr.  2000  Einkommen  bekleidet. 
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Nach  Art.  11  der  Statuten  hat  jedes  Mitglied  eine  jährliche 
Einzahlung  von  Fr.  200  (inkl.  Staatsbeitrag)  zu  leisten  unter  fol- 
genden Bedingungen: 

1.  Die  Anzahl  dieser  Jahresbeiträge  darf  25  nicht  übersteigen. 

2.  Die  fernere  Einzahlung  der  Jahresbeiträge  nach  zurück- 
gelegtem 55.  Altersjahr  ist  nicht  mehr  obligatorisch,  sofern  bis 
dahin  mindestens  fünfzehn  Einzahlungen  stattgefunden  haben. 

3.  Jeder  Bruchteil  eines  Vierteljahres  ist  als  volles  zu  rechnen. 
Die  Prämienbeiträge,  die  als  solche  unpf&ndbar  sind,  werden  quar- 
taliter  durch  die  Staatskasse  an  der  Besoldung  abgezogen  und  es 
wird  über  die  von  jedem  Mitgliede  gemachten  Einzahlungen  genau 
Buch  geführt. 

Um  eine  Pension,  abgesehen  von  den  andernorts  festgesetzten 
Bedingungen,  zu  erhalten,  müssen  alle  Einzahlungen  vollständig 
geleistet  sein. 

Nach  §  25  sind  die  Ruhegehalte  proportional  der  von  den 
Mitgliedern  einbezahlten  Summe  samt  Zins  und  Zinseszinsen  zu 
40/0  per  Jahr. 

Die  Zinsen  werden  nur  bis  zu  dem  Tage  berücksichtigt,  mit 
w^elchem  der  Gesellschafter  in  den  Genuss  seines  Ruhegehalts  tritt. 

Der  Betrag  der  Pension  wird  alljährlich  durch  die  General- 
versammlung nach  Entgegennahme  eines  Vorschlages  des  Komites 
bestimmt.  In  keinem  Falle  darf  der  Ruhegehalt  eines  Mitgliedes 
weniger  als  6<>/o  seiner  um  den  Staatsbeitrag  und  die  Zinsen  und 
Zinseszinsen  zu  4%  vermelirten  Einzahlungen  betragen. 

Das  Gesellschaßsvermögen  setzt  sich  zusammen  aus  dem  unrer- 
ätLsserlichen  Kapitalfonds  und  dem  Betriebsfonds,  aus  welchem 
zum  Teil  die  Pensionen,  sowie  die  sonstigen  Auslagen  bestritten 
werden. 

Der  Kapitalfonds  wird  aus  einem  fünfprozentigen  Abzug  von 
den  jährlichen  Einnahmen  der  Kasse  (Einzahlungen  der  Mitglieder 
und  Staatsbeitrag),  sowie  allfälligen,  ohne  ausdrückliche  Zweck- 
bestimmung der  Kasse  gemachten  Geschenken  und  Legaten  ge- 
bildet. 

Der  Betriebsfoftds  wird  durch  die  nach  Abzug  der  obigen  5  % 
gebildeten  Kassaeinnahmen ,  ferner  durcli  demselben  gemachte 
besondere  Zuwendungen  (Geschenke  und  Legate)  alimentirt. 

Die  Kasse  kann  ihren  Mitgliedern  Darlehen  abgeben,  die  im 
Maximum  die  Hälfte  der  gemachten  t^inzahlungen  erreichen  dürfen. 
Kein  Darlehen  darf  weniger  als  Fr.  100  betragen.  Die  Rückzahlung 
hat  innerhalb  fünf  Jahren  mit  4^/^  Zinsen  durch  vierteljährliche 
Amortisation  zu  erfolgen. 

Pensionirte  Mitglieder  können  Darlehen  von  der  Kasse  nur 
gegen  hypothekarische  Sicherheit  erhalten  (siehe  auch  Primarlehrer- 
kasse). 
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Wenn  ein  Mitglied  mit  oder  ohne  Ruhegehalt  stirbt,  nachdem  es 
zehn  Einzahlungen  geleistet  hat,  verbleiben  die  letztern  der  Kasse. 

Immerhin  erhalten  allfällig  tiberlebende  Kinder  zusammen  bis 
zu  ihrem  20.  Jahre  drei  Viertel  des  Ruhegehaltes,  welchen  das 
verstorbene  Mitglied  hätte  beanspruchen  können. 

Von  dem  Tage  an,  wo  den  Kindern  die  obige  Quote  des  Ruhe- 
gehaltes nicht  mehr  zukommt,  erhält  die  allfällig  überlebende  Witwe 
vom  zurückgelegten  50.,  der  Witwer  vom  zurückgelegten  60.  Lebens- 
jahre an  die  Hälfte  des  Ruhegehaltes,  welcher  dem  Verstorbenen 
zugekommen  wäre.  Derselbe  Betrag  kommt  den  direkten  Aszen- 
denten des  Verstorbenen  zu,  sofern  kein  pensionsberechtigtes  Kind 
oder  keine  pensionsberechtigte  Gattin  bezw.  Gatte  vorhanden  ist. 

Im  Falle  der  W^iederverheiratung  gehen  pensionsberechtigte 
Gatten  des  Ruhegehaltes  verlustig;  dagegen  nicht  die  direkten 
Aszendenten  und  die  Kinder. 

Es  sind  zur  Rückforderung  der  eflFektiv  ausgeworfenen  Sum- 
men diejenigen  Gesellschafter  berechtigt,  welche  entweder  den 
öffentlichen  Schuldienst  vor  zurückgelegtem  55.  Lebensjahre  oder 
bevor  sie  15  jährliche  Einzahlungen  geleistet  haben,  verlassen. 
Diejenigen,  welche  den  öffentlichen  Schuldienst  infolge  Krankheit 
oder  körperlicher  Gebrechen  zu  verlassen  gezwungen  sind  und 
weniger  als  15  Einzahlungen  geleistet  haben,  haben  die  Wahl 
zwischen  dem  Ruhegehalt  und  der  Rückerstattung  der  gemachten 
Einzahlungen  ohne  Zinsen. 

Beim  Tode  eines  Mitgliedes,  das  noch  nicht  zehn  Einzahlungen 
geleistet  hat,  haben  die  Kinder  bez\^\  ein  Gatte  oder  ein  du-ekter 
Aszendent  auf  zinslose  Rückgabe  der  durch  den  Verstorbenen 
ausgeworfenen  Summen  Anspruch. 

Sofern  der  verstorbene  Gesellschafter  keine  rentenberechtigten 
Verwandten  besitzt,  fallen  die  gemachten  Einzahlungen  der 
Kasse  zu. 

Für  die  Übergangszeit  setzen  die  Statuten  folgendes  fest: 

Für  die  vor  Gründung  der  Kasse  angestellten  Sekundarlehrer 
ist  der  Beitritt  zur  Kasse  fakultativ,  für  die  andern  obligatorisch. 
Den  erstem  stand  es  frei,  für  die  frühem  Dienstjahre  die 
notwendigen  Einzahlungen  zu  leisten,  die  aber  15  nicht  über- 
steigen durften ;  allerdings  musste  die  bezügliche  Beitrittserklänuig' 
innerhalb  der  nächsten  drei  Monate  nach  Gründung  der  Kasse 
abgegeben  werden.  An  die  betreffenden  Einzahlungen  leistete  der 
Staat  denselben  Beitrag,  wie  an  die  übrigen  MitgUeder. 

Nach  Art.  45  darf  eine  Pension  in  den  ersten  fünf  Jahren 
ihres  Bestehens  nur  ausgerichtet  werden  im  Todesfall  eines  Mit- 
gliedes oder  im  Falle  des  Rücktritts  von  einer  Lehrstelle  iDfolge 
von  Krankheit  oder  Gebrechen,  sofern  mindestens  10  Eiiizahlimgen 
geleistet  worden  sind. 
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Die  Mitgliederzahl  war  in  den  letzten  Jahren  folgende:  1889: 
57;  1890:  64;  1891:  65;  1892:  66. 

Die  66  Mitglieder  des  Jahres  1892  verteilen  sich  auf  die 
einzelnen  Unterrichtsanstalten  folgendermassen : 

Städtische  Sekundärschule 21 

Landseknndarschulen 6 

CoUfege  de  Genöve 28 

Gewerbeschule  (4cole  professionnelie)      ....  11 

1889  1890  1891  1892 

Es  betrufi^en:  Fr.  Fr.  Fr,  Fr. 

Staatsbeitrag 7,170  7,390  7,658  ca.  8,000 

Vermögen 41,945  64,371  87,545  109,835 

Trotzdem  die  Statuten  die  Pensionirung  während  der  ersten 
5  Jahre  des  Bestandes  der  Stiftung  nur  ganz  ausnahmsweise  als 
zulässig  erklärten,  war  es  doch  möglich,  beispielsweise  im  Jahr 
1892  in  zwei  Fällen  zusammen  Fr.  1840  auszurichten. 

3.  Kanton   St.  Gallen. 

Der  Staat  unterhält  eine  Unterstützungskasse  für  die  Lehrer 
der  St.  Gaüischefi  Volksschule,  welche  wegen  geistiger  oder  körper- 
licher Gebrechen  oder  Altersschwäche  dienst-  und  in  höheim  oder 
geiingerm  Grade  erwerbsunfähig  geworden  sind,  sowie  für  die 
hinterlassenen  Witwen  und  Waisefi  verstorbener  Lehrer,  i)  Sie 
ti-at  nach  mehrjährigen  Verhandlungen  und  heissen  Kämpfen  am 
1.  Januar  1878  in  Kraft,  nachdem  sich  ein  Teil  der  Lehrerschaft 
derselben  gegenüber  durchaus  ablehnend  verhalten  hatte. 

Änieühaber  dieser  Kasse  ist  die  gesamte  definitiv  und  pro- 
visorisch patentirte,  im  Kanton  angestellte  Primär-  und  Eeal- 
lehrerschaft  weltlichen  Standes  (Lehrer  und  Lehrerinnen),  sowie 
die  Lehrer  des  Lehrerseminars  und  der  Musterschule  in  Maria- 
berg, der  Lehrer  an  der  kantonalen  Strafanstalt,  der  Vorstand 
der  Taubstummenanstalt  in  St.  Gallen,  die  Vorsteher  der  Rettungs- 
anstalten, welche  unter  staatliche  Aufsicht  gestellt  sind,  und  die 
patentirten,  als  Lehrer  wirkenden  Vorsteher  von  Gemeindewaisen- 
anstalten. 

Nach  dem  vollendeten  50.  Altersjahre  findet  eine  Aufnahme 
in  den  Unterstützungsverband  nicht  mehr  statt. 

Die  Einnahmen  der  Unterstützungskasse  bestehen  aus  den 
Jahreszinsen  der  Fonds,  den  Jahresbeiträgen  der  Mitglieder  ä 
Fr.  20,  dem  jährlichen  Staatsbeitrag  von  Fr.  20  per  Mitglied,  den 

^)  Es  ist  dies  Art.  1  der  Statuten  der  Unterstützungskasse  für  die  Volksschul- 
lehrer des  Kantons  St.  Gallen  vom  21./25.  Oktober  1886,  die  in  Vollziehung  von 
Art.  68  des  Gesetzes  über  das  Erziehungswesen  vom  8.  Mai  1862  und  des 
Art.  2  des  Gesetzes  über  Festsetzung  der  Primarlehrergehalte  vom  15.  Januar 
1877,  powie  in  Revision  der  Statuten  der  Unterstützungskasse  für  die  Volks- 
ßchullehrer  des  Kantons  St.  Gallen  vom  31.  Januar/ 2.  Februar  1884  erlassen 
wurden. 
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jährlichen  Beiträgen  der  Schulgemeinden,  Korporationen  und 
Waisenanstalten  von  Fr.  50  per  Lehrstelle,  sowie  ans  Eintritts- 
geldern und  Nachzahlungen,  rückfalligen  Seminarstipendien  und 
allfälligen  Geschenken. 

Die  Beitragsleistung  des  Lehrers  höii;  auf  mit  dem  Eintritt 
in  den  Pensionsgenuss,  sowie  nach  40  Dienstjahren. 

Von  auswärts  kommende  Lehrer,  welche  in  den  öffentlichen 
kantonalen  Schuldienst  eintreten,  haben  bei  Anlass  der  definitiven 
Patentirung  bis  zum  Antritt  des  30.  Altersjahres  ein  Eintrittsgeld 
von  Fr.  100  und  bis  zum  erfüllten  45.  Jahre  ein  solches  von 
Fr.  160  zu  entrichten.  In  einem  höhern  Alter  können  solche 
Personen  in  den  Unterstützungsverband  nicht  mehr  aufgenommen 
werden  (Art.  10). 

Sollte  der  Fall  eintreten,  dass  in  einem  JaJire  die  Zahl  der 
Pensionsgesuche  von  Lehrern  diejenige  Ziffer,  welche  der  Organi- 
sation der  ünterstützungskasse  zu  Grunde  liegt,  in  einer  die 
Entwicklung  derselben  gefährdenden  Weise  übersteigen  würde,  so 
sind  diejenigen  Gesuche,  welche  sich  zunächst  auf  Alter,  tüchtige 
Leistungen  und  Dienstzeit  stützen,  in  erster  Linie  zu  berücksichtigen, 
die  übrigen  begründeten  Gesuche  aber  soweit  als  möglich  mit 
Prioritätsrecht  auf  das  folgende  Rechnungsjahr  zurückzustellen. 
Pensionsgosuche  für  Witwen  und  Waisen  dagegen  dürfen  nicht 
zurückgestellt  werden  (Art.  18). 

Art.  11  bestimmt  die  Höhe  der  Pensionen  folgendennassen: 

a.  eine  volle  Pension  von  Fr.  600  an  solche  Lehrer,  welche  nach  wenigstens 
zehnjährigem  Schuldienst  im  Kanton,  wegen  körperlicher  oder  geistiger 
Gebrechen  bleibend  dienst-  nnd  erwerbsunfähig  geworden  oder  nach 
erfülltem  vierzigjährigem  Schuldienste  auf  ihr  Verlangen  in  den  Ruhe- 
stand versetzt  worden  sind. 

Schmälert  das  Gebrechen,  das  die  Unfähigkeit  für  den  Schuldienst 
bedingt,  im  übrigen  die  volle  Erwerbsfähigkeit  des  Betreffenden  in 
einem  andern  Wirkungskreise  nicht,  so  ist  keine  Pension  zu  leisten, 
solange  derselbe  nachweislich  so  viel  erwirbt,  als  sein  zuletzt  bezogener 
Jahresgehalt  betragen  hat. 

Ebenso  erlischt  die  Pension  im  Falle  der  Wiederhers teUung  nnd 
der  Wiederbefähigung  zum  Schuldienst. 

h,  eine  Pension  im  Umfang  von  Fr.  200  bis  Fr,  500  wird  an  solche  Lehrer 
geleistet,  welche  vor  erfülltem  zehnjährigen  Schuldienst  bleibend 
dienstunfähig  geworden  sind,  sowie  an  solche,  deren  Erwerbsfähigkeit 
in  geringerm  oder  höherm  Grade  beschränkt  ist,  je  nach  dem  Masse 
dieser  Beschränkung; 

c.  eine  Pension  von  Fr.  200  an  ein  einzelnes  hinterlassenes  Kind  eines 
berechtigten  Lehrers; 

eine  Pension  von  Fr.  250  an  eine  hinterlassene  Witwe  ohne  pensions- 
berechtigte Kinder; 

eine  Pension  von  Fr,  400  an  die  hinterlassene  Witwe  eines  berechtigten 
Lehrers  mit  einem  oder  zwei  pensionsberechtigten  Kindern;  ebenso 
an  zwei  oder  drei  elternlose  Waisen; 

eine  Pension  von  Fr.  500  an  eine  Witwe  mit  drei  oder  mehr  pensions- 
berechtigten  Kindern;   ebenso  an  vier  oder  mehr  elternlose  Waisen. 
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Nach  Art.  12  fallen  von  den  unter  Art.  11   lit.  c  erwähnten 
Pensionsbetrcffhissen  zu : 

a.  der  Mutter  eines  einzelnen  pensionirten  Kindes  Fr.  250  und 
dem  Kinde  Fr.  150; 

6.  der  Mutter  mehrerer  pensionirter  Kinder  die  eine    Hälfte, 
den  Kindern,  zu  gleichen  Teilen,  die  andere  Hälfte. 

Die  hinterlassenen  Kinder  eines  Lehrers  beziehen  ihre  Pension 
bis  zum  zurückgelegten  16.  Altersjahr. 

Die  Einnahmen  pro  1892  waren  folgende: 

Zinse Fr.  21,869 

Beiträge  der  Lehrer,  (Tcmeinden  etc.    .        .,    42,550 
Staatsbeitrag „    11,600 

An  Pensionen  wurden  ausgerichtet  Fr.  60,728,  nämlich 

Fr.  42,620  an  77  Lehrer  nud  Lehrerinnen 
.    13,056    ^    55  Witwen 
„      5,052    ,,    55  Waisen. 

Das  Vermögen    der    Kasse    betrug    auf  31.  Dezember    1892 
Fr.  531,«6. 


Der  Fonds  der  ehemaligen  staatlichen  katholischen  Pensionskasse 
ist  am  1.  Januar  1878  in  die  Verwaltung  des  Staates  übergegangen 
und  wird  als  Separatfonds  behandelt,  bis  die  auf  ihm  ruhenden 
Anspräche  der  gegenwärtigen  Pensionsgenössigen  erloschen  sind. 
Nachher  geht  derselbe  an  die  allgemeine  Unterstützungskasse  für 
Volksschullehrer  über.  Dafür  sind  die  Pensionäre  zweiter  Klasse 
dieser  Fonds  mit  dem  1.  Januar  1878  in  den  Verband  der  „Unter- 
stützungskasse der  Volksschullehrer  des  Kantons  St.  Gallen"*  mit 
gleichen  Rechten  und  Pflichten  wie  die  übrigen  berechtigten  Lehrer 
übergetreten  und  haben  an  die  katholische  Pensionskasse  keine 
weitem  Beiträge  mehr  zu  leisten. 

Nach  der  Rechnung  vom  Jahr  1892  hat  die  katholische  Kasse 
drei  Lehrern  je  Fr.  60  und  19  Witwen  je  Fr.  40  zu  bezahlen. 

Auf  31.  Dezember  1892  stieg  das  Vermögen  der  Kasse  auf 
Fr.  35,693  an,  so  dass  dieselbe  in  zwei  Jahren  den  ursprünglichen 
Vermögensstand  vom  Jahre  1878  wieder  eiTeicht  haben  wird. 


Aus  dem  Fonds  der  privaten  „  Witwen-,  Waisen-  und  Älterskasse 
der  evajigelischen  Schullehrer  des  Kantons  St.  Gallen"  ist,  entsprechend 
dem  Betrage  der  vom  evangelischen  und  vom  kantonalen  Er- 
ziehungsrate geleisteten  Einlagen,  eine  Quote  von  Fr.  16,300  aus- 
geschieden und  von  der  Zentralverwaltung  dieser  Kasse  am  1.  Juli 
1878    der   Kantonsbuchhaltung   übergeben  worden,    welche   diese 
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Quote  in  separate  Verwaltung  nahm,  bis  die  auf  ihr  ruhenden  An- 
sprüche nach  Massgabe  des  betreffenden  Vertrages  vom  16.  November 
1877  erloschen  sind. 

Nach  der  Rechnung  vom  Jahre  1892  ruhte  auf  der  evangeli- 
schen Kasse  noch  die  Verpflichtung,  an  zwölf  Partien  je  Fr.  25  zu 
leisten. 

Der  Vermögensbestand  auf  31.  Dezember  1892  beträgt  Fr.  19,156. 

4.  Kanton  Appenzell  A.-Rh. 

In  diesem  Kanton  besteht  seit  dem  1.  Januar  1885  eine  staaäkhe 
Lehrerpensionskasse.  Vorher  bestand  eine  freiwillige  Lehrer-Alters- 
und Witwenkasse,  der  aber  nicht  alle  Lehrer  in  gleichem  Sinne 
angehörten,  indem  die  einen  nur  Mitglieder  der  Alterskasse,  andere 
nur  Mitglieder  der  Witwenkasse  waren.  Jede  dieser  Kassen  hatte 
einen  Fonds,  beide  mussten  aber  bei  Gründung  der  staatlichen 
Pensionskasse  an  diese  abgetreten  werden. 

Mitglieder  beider  Kassen,  die  nicht  mehr  dem  Lehrerstande 
angehörten,  wurden  ausgelöst. 

Die  vom  Kantonsrat  unterm  3.  März  1884  genehmigten  und 
auf  1.  Januar  1885  in  Kraft  getretenen  Statuten  der  „Lehrer- 
pensionskasse  des  Kantons  Appenzell  A,'Kh.^  geben  als  Zweck  des 
Instituts  an,  „Lehrern  an  öffentlichen  Schulen  des  Kantons,  welche 
wegen  Alter  oder  Gebrechlichkeit  den  Schuldienst  aufgeben  oder 
in  den  Ruhestand  versetzt  werden,  sowie  den  Witwen  und  Waisen 
verstorbener  Lehrer  Jahrespensionen  zu  sichern". 

Sämtliche  definitiv  angestellten  Primarlehi-er  sind  zum  BeUritt 
verpflichtet  Der  Beitritt  ist  sodann  allen  Lehrern  und  Lelirerinnen 
an  öffentlichen  Realschulen  und  an  der  Kantonsschule,  sowie  den 
Arbeitslehrerinnen  freigestellt. 

Die  Jahrespräraie  für  jede  zur  Beteiligung  an  der  Lehrer- 
pensionskasse verpflichtete  Schulstelle  beträgt  Fr.  100,  woran  der 
Staat  Fr.  30,  die  Gemeinde  Fr.  30  und  der  Lehrer  Fr.  40  beiti-ägt. 
Für  diejenigen  Lehrer,  denen  der  Beitritt  freigestellt  ist,  beträgt 
die  Jahresprämie  ebenfalls  Fr.  100. 

Durch  Kantonsratsbeschluss  vom  18.  November  1889  wurde 
sodann  nachträglich  festgesetzt,  dass  für  jeden  nicht  obligatorisch 
zum  Beitritt  zur  Lehrerpensionskasse  verpflichteten  Lehrer,  bezw. 
Lehrei'in,  an  der  Kantonsschule  und  an  öffentlichen  Real-  und 
Arbeitsschulen,  für  welche  die  betreffende  Gemeinde  oder  Korpo- 
ration den  Gemeindebeitrag  leistet,  der  Staat  die  Leistung  eines 
Beitrages  in  gleicher  Höhe  wie  für  die  Primarlehrer  übernimmt. 

Für  eine  Schule,  welche  während  des  Bezuges  der  Prämien 
nicht  definitiv  besetzt  ist,  muss  nur  der  Staats-  und  Gemeinde- 
beitrag geleistet  werden. 
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In  den  Kanton  ziehende  Lehrer  haben  beim  definitiven  Antritt 
einer  kantonalen  Schulstelle  Nachzahlungen  zu  leisten  und  zwar 
die  Summe  von 

2V2  Jahresbeiträgen,  wenn  sie  das  30.  Altersjahr  noch  nicht  zurückgelegt  haben 

3^/2  .•  bis  zum  35.  Altersjahr 

4.*L  dl) 

In  höherm  Alter  stehende  Lehrer  werden  nicht  mehr  in  den 
Pensionsverband  aufgenommen. 

Die  Pensionskasse  leistet  gemäss  §  12  an  die  Bezugsberech- 
tigten folgende  jährliche  Pensionen: 

a.  eine  volle  Pension  von  Fr.  600  an  solche  Lehrer,  welche  nach  wenigstens 
15jährigem  kantonalem  Schuldienste  in  den  Ruhestand  versetzt  oder 
dienstunfähig  werden. 

Schmälert  das  Gebrechen,  das  die  Unfähigkeit  zum  Schuldienste 
bedingt,  die  Erwerbsfähigkeit  des  Betreffenden  in  einem  andern 
Wirkungskreise  nicht,  so  wird  keine  Pension  geleistet,  so  lange  er 
nachweislich  so  viel  erwirbt,  als  der  letztbezogene  Jahresgehalt 
betragen  hat.  Sinkt  der  Erwerb  unter  diesen  Betrag,  so  fällt  der 
Betreffende  in  die  Kategorie  h.  Eintretende  Wiederbefähigung  zum 
Schuldienst«  hebt  die  Pensionsberechtigung  auf; 

b.  eine  Pension  bis  auf  Fr.  500  an  sol':'he  Lelurer,  welche  vor  15jährigera 
kantonalem  Schuldienste  dien stur< fähig  werueu,  y  r««th  dem  Masse 
des  geleisteten  Schuldienstes  urd  der  grössern  oder  gt^4^5gern  Be- 
fähigung, auf  einem  andern  GeWete  Erwerb  zu  finden ; 

c.  eine  halbe  Pension  von  Fr.  30^  an  die  Witwe  eines  Mitgliecies,  inso- 
fern und  so  lange  sie  noch  ^nder  unter  16  Jahren  zu  erzicien  hat ; 
ebenso  an  die  mutterft>8en  Waisen  eines  verstorbenen  Mitgliedes 
gemeinsam  und  zv  gleichen  Teilen,  so  lange  sie  das  16.  Altersjahr 
nicht  erfüllt  J>^?;en : 

d.  eine  Viertelspension  von  Fr.  150  an  eine  pensionsberechtigte  Witwe 
ohne  Kinder  uuter  16  Jahren,  ebenso  an  eine  einzelne  mutterlose 
Waise  unter  16  Jahren. 

Die  Witwen-  und  Waisenpensionen  werden  ausbezahlt,  auch 
wenn  das  verstorbene  Mitglied  noch  nicht  pensionsberechtigt  war. 

Von  den  in  lit.  c  erwähnten  Witwenpensionen  fallen  zu : 

a.  der  Mutter  eines  einzelnen  Kindes  unter  16  Jahren  zwei  Drittel,  dem 
Kinde  ein  Drittel; 

b.  der  Mutter  mehrerer  Kinder  unter  16  Jahren  die  Hälfte,  den  Kindern, 
zu  gleichen  Teilen,  die  andere  Hälfte  (§  13). 

Im  Falle  der  Wiederverehelichung  bezieht  eine  pensions- 
berechtigte Witwe  ihren  Pensionsanteil  für  dasjenige  Rechnungs- 
semester zum  letzten  Mal,  in  welchem  die  Verehelichung  stattfindet. 
Die  Kinder  derselben  bleiben  wie  mutterlose  Waisen  bis  zum  voll- 
endeten 16.  Altersjahre  pensionsberechtigt. 

Mitgliedern,  welche  nach  erfülltem  60.  Altersjahre  den  Schul- 
dienst quittiren  wollen,  ohne  invalid  zu  sein,  kann  der  Pensious- 
genuss  nicht  verweigert  werden,  und  zwar  erhalten  sie  eine  volle 
Pension  ohne  Abzug  we^en  anderweitigen  Verdienstes. 
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Auf  Antrag  der  Landesschulkommission  kann  der  Begienmgs- 
rat  einen  Lehrer  auch  ohne  Gesuch  pensioniren. 

Denjenigen  Mitgliedern  der  Lehrerwitwenkasse,  die  nicht  aus- 
gelöst werden  wollen,  wird  gestattet,  den  jährlichen  Beitrag  von 
Fr.  10  an  die  Pensionskasse  fortzubezahlen,  wogegen  im  Falle 
des  Todes  eines  Lehrers  die  Witwen  berechtigt  sind,  Jahresrenten 
von  je  Fr.  80  zu  beziehen. 

Die  Pensionskasse  wurde  mit  einem  Fonds  von  Fr.  57,994 
eröffnet;  Ende  1890  beträgt  das  Vermögen  Fr.  151,190.  Ln  Jahre 
1892  zählte  die  Kasse  135  Mitglieder :  111  Primär-  und  18  Keal- 
lehrer  (1  Kantonsschullehrer)  und  6  Arbeitslehrerinnen. 

Eine  Witwenrew/^  beträgt  gegenwärtig  Fr.  80 ;  die  Alters- 
renten sind  verschieden  je  nach  den  frühem  Einlagen ;  die  eine  ist 
Fr.  155,  die  andere  Fr.  120. 

Die  Älterspensionen  betragen  je  Fr.  600  (Maximum),  die  In- 
validenpensionen richten  sich  nach  Invalidität,  Erwerb  und  etwa 
auch  nach  dem  Vermögen  und  betragen  Fr.  250 — 500. 

Die  Witwenpension  fiir  eine  Lehrerswitwe  beträgt  Fr.  200. 

Über  die  Entwicklung  der  Lehrerpensionskasse  seit  dem  Jahre 
1885  gibt  nachfolgende  Zusammenstellung  Auskunft. 


trage 
nden 
rem 

trag    i 

Pensionen  und  Renten 

Vermögen  auf  31.  Dezember      1 

11! 

ist 

1 

CO 

Alters-  und 
Witwen- Renten 

PENSIONEN 
(Alters-, 

Witwen-  und 
Invaliden- 
Pensionen) 

Renten- 
fonds 

HQIfs- 
,    fonds 

Penslotts- 
fonds 

TOTAL 

1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 

Fr. 

7760 
7870 
7825 
7970 
8215 
8945 
9520 

9490 

1 

Fr. 

3120 
3180 
3225 
3270 
3375 
3765 
4140 
4080 

Fr. 

2132  (22)  i) 

2052  (21) 

1635  (17) 

1426  (15) 

1151  (13) 

915  (10) 

915  (10) 

915  (10) 

1 

Fr. 

1483  (6)  2) 
4000  (9) 
4475(10,5) 
4975  (12) 
5700  (13,5) 
5850  (14,ft) 
5575  (16) 
6450(16.5)3) 

¥t. 

19,306 
18,046 
17,152 
16,432 
15,958 
15,702 
15,434 
15.157 

Fr. 

42,474 
43,174 
44,624 
45,224 
46,224 
47,424 
47,424 
48,524 

Fr. 

11,406 

21,331 

32,234 

41,817 

52,177 

63,403  • 

75,727 

87,509 

Yt. 

73,185 
82,554  1 
94,010  1 
103,473 
114,359 
126,529 
138,585 
151,190 

In  den  nachfolgenden  Kantonen  sind  die  dort  bestehenden 
Lehrerkassen  nicht  in  demselben  Umfange  und  in  so  wirksamer 
Weise  wie  die  besprochenen  im  Falle,  für  Alter  und  Invalidität 
der  Mitglieder  oder  im  Falle  des  Todes  für  deren  Hinterlassene 
zu  sorgen,  denn  die  Pensionsbeträge  sind  erheblich  kleiner. 

Die  in  Klammern  beigesetzten  Zahlen  geben  die  Zahl  der  einfachen 
Pensionsbezüge  an. 

*)  8  Nutzniesser  der  Alterskasse  und  14  Witwen  der  Witwenkasse. 

')  4  halbe  Alterspensionen,  1  Invalidenpension,  1  halb«  Witwenpension. 

*)  ö'/i  Alterspensionen  Fr.  8900,  4  Invalidenpensionen  Fr.  1860,  G  Witwenpensionen 
Fr.  1200. 
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5.  Kanton  Zürich. 

1.  Die  Witwen-  und  Waisenstiftungr  für  Yolks8chnllelirer. 

Sie  ist  durch  einen  Vertrag  der  Erziehungsdirektion  mit  der 
Kentenanstalt  vom  25.  Oktober  1858  ins  Leben  getreten. 

Durch  §  310  des  Untenichtsgesetzes  vom  23.  Dezember  1859 
wui-de  sodann  festgesetzt :  „ Die  sämtlichen  VolksschuUehier  sind 
„verpflichtet,  sich  bei  der  bestehenden  vom  Staate  unterstützten 
„Witwen-  und  Waisenstiftung  in  der  vertragsmässig  festgestellten 
„Art  zu  beteiligen." 

„Die  nämliche  Verpflichtung  besteht  ebenfalls  für  die  Lehi^er 
„an  den  höhern  ünterrichtsanstalten  im  Falle  der  Errichtung  einer 
„ähnlichen,  vom  Staate  unterstützten  Witwen-  und  Waisenstiftung." 

Der  Beitrag  des  Staates  betrug  für  den  Volksschullehrer 
Fr.  5,  wozu  dieser  noch  Fr.  10  aus  eigenen  Mitteln  zuzulegen 
hatte. 

Die  Witwe  bezw.  die  Kinder  erhielten  eine  Rente  von  Fr.  100. 

Mit  dem  31.  Dezember  1883  ging  der  erwähnte  Vertrag  nach  vor- 
hergegangener Kündigung  der  Kentenanstalt  zu  Ende.  Die  im  Zeit- 
punkt der  Aufhebung  bestehenden  Rentenverpflichtungen  musstc 
die  Rentenanstalt  gemäss  den  Bestimmungen  des  Vertrages  vom 
Jahre  1858  noch  bis  zum  Erlöschen  derselben  erfüllen.  Sollten 
nun  die  frühern  Einzahlungen  der  im  Zeitpunkt  des  Vertrags- 
ablaufs noch  lebenden  Mitglieder  nicht  resultatlos  bleiben,  so  rausste 
auf  1.  Januar  1884  ein  entsprechendes  neues  Institut  an  Stelle 
des  bisherigen  treten. 

Vom  1.  Januar  1884  an  trat  dann  eine  vom  Staate  unentgeltlich 
verwaltete  Stiftung  der  Lehrerschaft  ins  Leben.  Die  Rente  wurde 
auf  Fr.  200  erhöht,  dagegen  musste  die  Prämie  aus  versicherungs- 
tecbnischen  Gründen  zur  Ermöglichung  dieser  Rente  von  Fr.  15  auf 
Fr.  32,  d.  h.  auf  mehr  als  das  Doppelte  des  bisherigen  Betrages 
gebracht  werden.  Der  Staat  partizipirte  hieran  mit  Fr.  12  per  Mit- 
glied, den  Rest  von  Fr.  20  hatte  der  einzelne  Lehrer  einzuzahlen. 

Nachdem  im  Jahre  1886  die  hohem  Lehrer  und  Geistlichen 
nach  Aufhebung  des  Vertragsverhältnisses  mit  der  Rentenanstalt 
unter  kantonaler  Verwaltung  ihre  Stiftung  mit  einem  Rentenbetrag 
von  Fr.  400  und  einer  Prämienzahlung  von  Fr.  76  per  Mitglied 
(Fr.  36  vom  Staat,  Fr.  40  Einzahlung  des  Mitgliedes)  weiterführten, 
suchte  die  Volksschullehrerschaft  auch  ihrerseits  die  Rente  von 
Fr.  200  auf  Fr.  400  zu  bringen.  Als  Prämiensatz  erschien  ein 
Minimalbetrag  von  Fr.  64  als  notwendig.  Der  Kantonsrat  bewilligte 
im  Jahr  1889  per  Mitglied  einen  Beitrag  von  Fr.  24;  den  Rest 
von  Fr.  40  hat  jedes  Mitglied  selbst  zu  tragen.  Vom  Jahre  1890 
an  beträgt  die  Rente  Fr.  400. 

Die  Verhältnisse  der  Stiftung  haben  sich  im  Laufe  der  letzten 
zwanzig  Jahre  folgendermassen  entwickelt: 
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Beitrag 
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Total 
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1 
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OD 

Z 
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1 
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1873 

5 

10 

754 

14 

1,86 

3,605 

7,705 

11,310 

48,431 

1874 

5 

10 

764 

11 

1,44 

3,660 

7,800 

11,460 

,50.303 

1875 

5 

10 

784 

14 

1,79 

3,755 

8,005 

11.760 

— 

52,656 

1876 

5 

10 

793 

20 

2,5« 

3,795 

8,100 

11395  ») 

— 

52,794 ; 

1877 

0 

10 

790 

23 

2,91 

3.780 

8,070 

11,850 

53,612  = 

1878 

5 

10 

802 

8 

1 

3,860 

8,170 

12,030 

— 

55,209  i 

1879 

5 

10 

817 

19 

2,8« 

3,920 

8,335 

12,255  2) 

57,571 

1880 

5 

10 

829 

12 

1,44 

3,995 

8,440 

12.435 

61.188 

1881 

5 

10 

838 

8 

0.95 

4,045 

8,525 

12;570 

66;594 

1882 

5 

10 

840 

13 

1,55 

4,060 

8,540 

12,600 

69,681 

1888 

5 

10 

857 

8 

0,98 

4,150 

8,705 

12,855 

71,000 

1884 

12 

20 

849 

16 

1,88 

9,900 

17,268 

27,168 

25,459  74,477 

1885 

12 

20 

874 

13 

'  1,48 

10,116 

17,852 

27,968 

50,840  77,608 

1886 

12 

20 

874 

10 

1,14 

10,164 

17,804 

27,968 

75,615  '  80,116 

1887 

12 

20 

895 

14 

1j56 

10,440 

18,200 

28,640 

100,210  82,598 

1888 

12 

20 

916 

15 

1»64 

10,668 

18,644 

29,312 

123,073  86,014 

1889 

12 

20 

926 

14 

lj51 

10,800 

18,832 

29,632 

145,421  88,516 

1890 

24 

40 

934 

15 

lj66 

21,792 

37.984 

59,776 

233,217  91.894 

1891 

24 

40 

944 

16 

1,7 

21,984 

38,432 

60,416 

286,179 

94,567  1 

,  1892 

1 

24 

40 

972 

9 

0,92 

22,584 

39,688 

62,272 

338,453 

96,528  j 

2.  Die  Witwen-  und  Walsenstiftungr  für  die  liöhern  Lehrer 

und  Geistlichen. 

Für  die  Geistlichen  und  die  Lehrer  an  den  hohem  Anstalten 
wurde  am  10.  November  1860  vom  Kirchen-  und  Erziehungsrate 
mit  der  Eentenanstalt  ein  Vertrag  vereinhart,  durch  den  alle 
damals  angestellten  Mitglieder  beider  Körperschaften  zum  Beitritt 
verpflichtet  wurden.  Jedes  Mitglied  hatte  einen  Jahresbeitrag  von 
Fr.  20  zu  entrichten.  Der  Grosse  Rat  bewilligte  einen  jährlichen 
Staatsbeitrag  von  Fr.  18  per  Mitglied  für  die  25  Jahre,  auf  welche 
der  Vertrag  lautete.  Die  Witwenrente  betrug  Fr.  200.  Die  Zahl 
der  Beteiligten  schwankte  zwischen  180  und  200. 

Auf  den  31.  Dezember  1885  kündete  die  Rentenanstalt  den 
Vertrag  und  es  wurde  durch  Vereinbarung  aller  Behörden  und 
Beteiligten  eine  neue  Stiftung  unter  kantonaler  Verwaltung  ge- 
gründet, durch  welche  die  Beiträge  in  Rechten  und  Pflichten  ver- 
doppelt wurden,  sodass  die  Leistung  der  Mitglieder  Fr.  40,  die  des 
Staates  Fr.  36  und  die  Witwenrente  Fr.  400  betrug. 

Das  Institut  hat  sich  in  den  letzten  zwei  Jahrzehnten  fol- 
gendermassen  entwickelt : 

*)  Inklusive  Beiträge  dreier  Lehrer,  die  im  Jahre  1874  und  1875  verstorben  sind.  (Fr.  e.0.i 
*)  Inklusive  Beitrag  eines  1878  verstorbenen  Lehrers.  (Fr.  15.) 
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Jahr 

1 

2  "5  • 

fr«  ^M  '" 

Zahl  der 
Mitglieder, 
höh.  Lehrer 

Total  der 
Mitglieder 

Es  starbe 

n 

1 
Total    1 

in  «/o 

• 

1 

25 

• 

• 

:0 

Geistl. 

in  •/. 

1873 

195 

113 

1 

808 

2 

1 

5 

7 

1 

4,42 

1 

2,27 

1874 

197 

117 

314 

2 

3 

5 

1t(>2 

2,66 

1,59 

1875 

199 

120 

319 

8 

3 

11 

'^»02 

2,5 

3,45 

1876 

201 

120 

321 

6 

4 

10 

2,98 

3,8H 

3,11 

1877 

198 

132 

330 

1 

2 

3 

0,50 

l.r,l 

0,90 

1878 

205 

135 

340 

6 

4 

10 

2,92 

2.96 

2,94 

1879 

202 

137 

339 

3 

3 

6 

1,48 

•^119 

1.77 

;  1880 

200 

144 

'■UA 

2 

3 

5 

1 

2,08 

1|4S 

'  1881 

198 

138 

336 

5 

3 

8 

,   2,53 

2,17 

2,88  : 

!  1882 

196 

130 

326 

6 

1 

7 

'   3,06 

0,77 

2.,4  ; 

1883 

190 

127 

317 

7 

3 

10 

3,68 

2,8« 

3,15   i 

'  1884 

188 

126 

314 

4 

1 

5 

2,18 

0,79 

^,59 

1885 

196 

127 

328 

6 

4 

10 

8,06 

3,15 

3,09   ' 

i  1886 

194 

128 

322 

4 

4 

8 

2,7 

2,84 

2,49   ' 

•  1887 

195 

133 

828 

2 

3 

5 

1-04 

2,78 

1 ,58 

1888 

195 

136 

881 

4 

4 

8 

2.05 

2,94 

2,41 

1889 

194 

135 

329 

3 

7 

10 

1.54 

5,18 

3,04 

1890 

197 

134 

331 

7 

1 

8 

3,55 

0,7i 

2.41 

'  1891 

195 

140 

385 

4 

1 

5 

2.06 

0,71 

1,49 

i  1892 

1 

196 

151 

347 

4 

3 

1  7 

i 

2,04 

1,98 

2.01 

1 

1 

Jahr 

1 

Bei 

« 

trag 

•   ■ 
4/  -^ 

Tot! 
an 

Uleistung  des 
Staates 

^  i  «. 

I5| 

Total 
samnien  > 

1 

a 

•r. 

an 
höhere 

zusam- 

, 

OD 

ns'S 

Geistl. 

Lehrer 

men 

,  ^S^ 

SS 
K 

> 

X 

1  1873 

18 

20 

3258 

ia54 

5112 

6592 

11704 

11554  : 

1874 

18 

20 

3258 

1908 

5166 

6766 

11932 

12016 

'  1875 

18 

20 

3294 

1962 

5256 

6866 

12122 

. 

13490 

,  1876 

18 

20 

3312 

1962 

5274 

6924 

12198 

14080  1 

1  1877 

18 

20 

8204 

2178 

5382 

7158 

12540 

— 

14821  ; 

;  1878 

18 

20 

3294 

2250 

5544 

7376 

12920 

13685 

!  1879 

18 

20 

3258 

2286 

5544 

7338 

12882 

14045 

1880 

18 

20 

3258 

2430 

5688 

7384 

13072 

16202 

1881 

18 

20 

3276 

2340 

5616 

7152 

12768 

16714 

1882 

18 

20 

3258 

2214 

5472 

6916 

12888 

19076  i 

1883 

18 

20 

3150 

2178 

5828 

6718 

12046 

■ 

19889  ! 

1884 

18 

20 

3132 

2142 

5274 

6658 

11932 

20682 

1  1885 

18 

20 

8276 

2160 

5436 

6838 

12274 

21458 

1  1886 

36 

40 

6480 

4856 

10886 

13636 

24472 

23352 

21854 

1887 

36 

40 

6480 

4572 

11052 

13876 

24928 

47219 

22280 

1888 

86 

40 

6480 

4644 

11124 

14082 

25156 

69215 

22654 

1889 

36 

40 

6372 

4608 

10980 

14024 

25004 

89774 

23453 

1  1890 

36 

40 

6408 

4572 

10980 

14176 

25156 

110665 

24280 

1891 

36 

40 

6408 

4788 

11196 

14264 

25460 

129887 

25187 

1892 

1 

1 

36 

40 

6408 

5040 

11448 

14924 

26372 

150337 

26024 

1 
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6.  Kanton  Luzern.  ^) 

Der  Lehrer-j  Witwen-  und  Waisenunterstützungsverevi  des  Kan- 
tons Luzem  wurde  im  Jahie  1835  gegründet  niit  137  Mitgliedern. 
Der  Grosse  Rat  des  Kantons  Luzem  bewilligte  in  demselben  Jahre 
einen  Beitrag  von  Fr.  400.  Die  landwirtschaftliche  Gesellschaft 
anerkannte  das  Bestreben  des  Vereins  dadurch,  dass  sie  im  Mai 
1835  in  Sempach  beschloss.  dem  Verein  eine  Gabe  von  Fr.  100 
zu  verabfolgen.  Am  Schlüsse  des  Jahres  1835  besass  der  Verein 
ein  reines  Vermögen  von  Fr.  2262  a.  W.  Die  erste  Nutzniessung 
floss  im  Jahre  1838  mit  Fr.  645  a.  W. 

Die  Beitragspflicht  der  Mitglieder  war  nach  Klassen  geordnet. 
Der  jährliche  Beitrag  betrug  in  der  I.  Klasse  Fr.  8,  in  der  II.  Klasse 
Fr.  6.  in  der  III.  Klasse  Fi*.  4  und  in  der  IV.  Klasse  Fr.  2. 

Die  Statuten  wurden  im  Jahre  1852.  dann  wieder  1861  und 
1874  revidirt. 

Der  Eintritt  in  den  Verein  war  ein  fieiwilliger.  bis  der  Be- 
gierungsrat am  17.  August  1859  einem  Gesuche  des  Vorstandes 
der  kantonalen  Lehrerschaft  Rechnung  trug  und  den  Beschluss 
fasste.  dass  alle  Lehrer  an  Gemeinde-  und  Bezirksschulen.  die  von 
diesem  Datum  an  angestellt  wurden,  zum  Eintritt  in  den  Verein 
verpflichtet  seien.  Vom  Jahre  1860  an  hatten  nach  Aufhebung 
des  Vierklassensystems  alle  neu  eintretenden  Mitglieder  neben  der 
Aufnahmegebühr  von  Fr.  1.  50  einen  Jahresbeitrag  von  Fr.  12  zu 
leisten.  Durch  die  Statuten  vom  Jahr  1874  woide  die  Aufnahme- 
gebühr auf  Fr.  2  und  der  Jahresbeitrag  auf  Fr.  15  erhöht.  Zudem 
wurde    bestimmt,    dass    die   Austretenden    keine    Rückvergütung 

^)  Einem  über  die  vorliegende  Materie  vom  Erziehungfsdepartemente  des 
Kantons  Lnzern  an  die  Erziehungsdirektion  Zürich  gerichteten  Schreiben  ent- 
nehmen wir  folgendes : 

^Der  Kanton  Lnzern  kennt  die  Institution  der  Pensionen  nicht,  weder 
^bezüglich  der  Lehrer  an  den  Volksschulen  noch  auch  der  höheren  Schulen. 
^Mitunter  wird  indessen  einem  wegen  vorgerückten  Alters  vom  Schuldienste 
^.zurücktretenden  Professor  auf  dem  Wege  eines  Spezialdekretes  des  Grossen 
„Rates  ein  lebenslänglicher  Ruhegehalt  oder  auch  bloss  eine  einmalige  Aversal- 
„ summe  zuerkannt." 

,, Invalide  Geistliche  erhalten  ein  Kanonikat  am  Stifte  Bero-Münster. 

Im  fernem  enthält  die  Schrift :  „Errichtung  einer  Altersversorgungs-  und 
^Krankenkasse  für  die  Lehrerschaft  des  Kantons  Luzern.  Referat  von  J.  Schmid. 
^ Staatskassier,  zur  Zeit  Regierungsrat  des  Kantons  Luzem",  folgende  ein- 
schlägige Bemerkung: 

„Der  Staat  zahlt  an  alte  arbeitsunfähige  Lehrer  in  vereinzelten  Fällen 
„Alterspensionen  aus  und  da  darf  rühmlich  hervorgehoben  werden,  dass  der 
„Lehrersenior  des  Kantons  eine  Pension  von  Fr.  1000  bezieht,  gewiss  ein  ehrendes 
„Zeugnis,  nicht  nur  für  den  Empfänger,  sondern  auch  für  den  Geber.  Auch 
„einzelne  Gemeinden  lohnen  oft  verdiente  ältere  Lehrer  mit  Zulagen.  Dies 
„aUes  ist  jedoch  nicht  gesetzlich  vorgesehen  und  geregelt,  sondern  hängt  mehr 
„vom  guten  Willen  ab/ 
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erhalten  sollen,  dass  die  Zinsen  von  Schenkungen  nur  an  die 
Familien  verstorbener  Lehrer  (Witwen  und  Waisen)  und  an  solche 
Vereinsmitglieder  verteilt  werden,  die 

a.  nach  10  Diens^ahren  wegen  Kränklichkeit  oder  Alterschwäche  eine 
Lehrstelle  nicht  versehen  und  anderweitigen  Verdienst  nicht  finden 
können,  oder 

h,  30  im  Kanton  Lnzern  zurückgelegte  Dienstjahre  zählen. 

Im  Jahre  1885  zählte  der  Verein  335  Mitglieder. 

Für  Nutzniessungen  werden  vei-wendet: 

Die  Zinsen  des  Vereinsvermögens  (1885:  Fr.  4644)  nebst 
vier  Fünftel  der  Mitgliederbeiträge  (1885 :  Fr.  2376). 

Das  Vermögen  des  Vereins  hat  eine  ansehnliche  Höhe  erreicht ; 
es  betrug  auf  1.  Januar: 

1840  Fr.   6,840  alte  Währung. 

1845  „  10,283  „ 

la^O  .  12,943  . 

1855  ,.  26,983  neue 

1860  „  33,454 

1865  ..  40,462 

1870  ..  56,562 

1875  ..  71,045 

1880  .  94,128 

1885  „  103,a55 

1892  „  112,427 

Der  Verein  hat  bis  1885  an  Nutzniessungen  die  schöne  Summe 
von  Fr.  133,622  verabreicht.  Im  Jahre  1838  beliefen  sich  die 
Unterstützungen  auf  645  alte  Franken,  im  Jahre 

1845  auf  Fr.     826  alte  Währung. 


1850 

« 

•n 

823  .. 

1855 

1« 

•• 

1867  neue 

1860 

#• 

»• 

1923 

1865 

*• 

V 

2327 

1870 

•« 

*i 

3639 

1875 

«• 

•* 

4816 

1880 

r 

•• 

6228 

1884 

•« 

9» 

6667 

1892 

•■ 

•• 

6725 

Der  Verein  erhielt  von  1835  bis  1842  vom  Staate  einen  Jahres- 
beUrag  von  Fr.  400.  von  1843  bis  1856  je  Fr.  600  alte  Währung 
oder  dann  Fr.  860  neue  Währung,  von  1857  bis  1866  je  Fr.  1000, 
1867  bis  1875  je  Fr.  1500.  1876  dann  Fr.  3(X)0.  1877  noch  Fr.  1500, 
1878  wieder  Fr.  2825.  1879  Fr.  1150.  1880  Fr.  1000.  1881  Fr.  125. 
1882  bis  1884  keinen  Staatsbeitrag. 

Seit  Jahren  hat  der  Staat  an  den  Lehrer-,  Witwen-  und 
Waisenunterstützungs verein  nicht  mehr  einen  fixen  gi-össern  Beitrag 
geleistet;  dagegen  ist  nun  seit  dem  Jahre  1875  jeweilen  auf  dem 
Budgetwege  von  Jahr  zu  Jahr  eine  Summe  von  höchstens  Fr.  5000 
dem  Regierungsratc  zur  Verfügung  gestellt  worden  behufs  Unter- 
stützung von  armem  Lehrern,  welche  infolge  ihres  Alters  vom 


1 


48  Pensions-.  Alters-,  Httlfs-,  Witwen-  und  Waisenkassen. 

Schuldienste  zurückgetreten  sind.  Soweit  diese  Summe  nicht  voll- 
ständig für  besagten  Zweck  zur  Verwendung  kam,  A^urde  dann 
in  der  Regel  der  Rest  oder  wenigstens  ein  Teil  desselben  an  den 
ünterstützungsverein  verabfolgt. 

Die  Statuten  des  Lehrer-,  Witwen-  und  Waisen-Unterstützungs- 
vereins des  Kantons  Luzern  vom  4.  Oktober  1874  setzen  folgen- 
des fest: 

Der  Jahresbeitrag  ist  auf  P>.  15  festgesetzt  und  ist  während 
mindestens  20  Jahren  zu  entrichten.  Fünf  Jahre  nach  geleistetem 
zwanzigsten  Beitrage  beginnt  für  die  Mitglieder  die  Nutzniessung. 

Mit  Rücksicht  auf  die  vor  dem  Jahre  1860  bestehenden  Klassen 
gelten  für  die  altern  Mitglieder  folgende  Bestimmungen: 

Die  I.  Klasse  hat  auf  die  vierfache,  die  IL  auf  die  dreifache, 
die  IIL  auf  die  zweifache,  die  IV.  Klasse  auf  die  einfache  Nutz- 
niessung Anspruch.  Alle  seither  eingetretenen  Mitglieder  haben 
Anspruch  auf  volle  Nutzniessung  (Betrag  der  I.  Klasse). 

Die  jährliche  Unterstützungssumme  einer  Witwe  ist  derjenigen 
ihres  Gatten  gleich ;  diejenige  einer  Waise  bis  zum  vollendeten 
16.  Jahre  beträgt  die  Hälfte  dieser  Summe. 

Der  Nutzniesser  I.  Klasse  erhielt  1884  Fr.  53,5o,  im  Jahi-e 
1889  nur  noch  Fr.  48,go  per  Jahr. 

Im  Jahre  1892  gestalteten  sic];i  die  Nutzniessungen  und  Zu- 
lagen folgendermassen : 


An  Lehrer 

An  Witwen 

An  Waisen') 

Durch- 

sohnittl. 

Zahl 

Total 

Zahl 

Total 

Zahl 

Total 

Betrage 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Yt, 

I.  Klasse 

37,G0 

83 

3121 

36 

1353 

19 

387 

II.       , 

28,20 

9 

254 

1 

28 

— 

III.       „ 

18,80 

7 

131 

6 

113 

2 

19 

rv.      . 

9,40 

12 

113 

9 

85 

— 

— 

Zulagen 

11,40 

53 

604 
4223 

29 

330 
1909 

19 

217_ 
593 

So  belaufen  sich  denn  die  Gesamtauslagen  für  Alters-,  Witwen- 
und  Waisen-Renten  pro  1892  auf  rund  Fr.  6726. 

Das  Vermögen  betrug  auf  1.  Januar  1892  Fr.  112,427. 

7.  Kanton  Schwvz. 

Nach  den  Statuten  der  obligatorischen  „Lehrer-.  Alters-, 
Witwen-  und  Waisenkasse"  vom  29.  Mai  1883  bezweckt  dieselbe 
die  Unterstützung  einerseits  hülfsbedürftiger  Lehrer,  deren  Witwen 
und  Waisen,  anderseits  der  durch  das  Alter  nutzniessungsberech- 
tigten  Lehrer. 

Die  jährlichen  Leistungen  und  Extrabeiträge  der  Mitglieder 
werden  nach  folgenden  nähern  Bestimmungen  entrichtet: 

»)  Durclischnlttliclier  Beitrag  «lie  Hälfte  des  Klasi*enbeitrage«  an  Lehrer  und  Witwen. 


J 


Pensions-,  Alters-,  Hülfe-,  Witwen-  nnd  Waisenkassen.  49 

1.  Jedes  Mitglied  zahlt  einen  Jahresbeitrag  von  Fr.  5.  Wer 
ein  Bareinkommen  i)  von  über  Fr.  800  hat,  bezahlt  nebst  den 
Fr.  5  von  jedem  Hundert  jähilieh  Fr.  1  mehr.  Für  die  freie 
Wohnung  werden  Fr.  100  zum  Gehalt  hinzugezählt.  Wer  bei  seinem 
Beitritt  über  20  Jahre  alt  ist,  hat  für  jedes  Jahr  mehr  den  Jahres- 
beitrag, der  nach  dem  Eintrittsgehalte  berechnet  wird,  nachzu- 
zahlen. 

2.  Jedes  Mitglied,  das  zur  Zeit  seines  Eintritts  verheiratet 
ist,  bezahlt  einen  „Extrabeitrag"  von  Fr.  10.  Denselben  Beitrag 
hat  jedes  Mitglied  bei  seiner  Verheiratung  zu  entrichten.  Die 
Beitragspflicht  dauert  30  Jahre.  Wenn  ein  Nutzniessender  weniger 
als  30  Jahresbeiträge  in  die  Kasse  bezahlt  hat,  so  werden  die 
fehlenden  an  den  ersten  Bezügen  in  Abrechnung  gebracht.  Ist  ein 
Mitglied  bei  seinem  Tode  mit  seinen  Beiträgen  im  Rückstande,  so 
werden  dieselben  den  nutzniessungsberechtigten  Hinterlassenen  in 
Abzug  gebracht. 

Die  jährlich  zur  Auszahlung  gelangende  Summe  an  alters- 
berechtigte und  invalide  Lehrer,  sowie  an  Witwen  und  Waisen 
verstorbener  Mitglieder  werden  aus  den  Zinsen  des  Kapitalver- 
mögens und  der  Hälfte  der  Jahresbeiträge  bestritten.  Alle  übrigen 
Einnahmen  (Staatsbeiträge,  Beiträge  der  Jützi'schen  Direktion, 
Stipendieni-ückzahlungen.  Bussen,  Schenkungen  etc.)  werden  kapi- 
talisirt. 

Die  Nutzungsberechtigten  zerfallen  in  einfache  und  doppelte 
Nutzniesser. 

Den  einfachen  Nutzungsbeitrag  beziehen: 

1.  Mitglieder,  die  zur  Zeit  der  Dividendenfestsetzung  das  50.  Altersjahr 
bereits   erreicht  haben  nnd  dem  Schuldienste  noch  obliegen  können ; 

2.  Mitglieder,  die  vor  erfülltem  50.  Altersjahr  zur  Ausübung  des  Lehrer- 
berufes durch  körperliche  oder  geistige  Gebrechen  unfähig  geworden 
sind; 

3.  kinderlose  Witwen,  wenn  sie  nicht  schon  vorher  durch  gerichtliches 
Urteil  vom  Manne  getrennt  worden  sind; 

4.  eine  einzelne  hinterlassene  vater-  und  mutterlose  Waise. 

Zu  einem  doppelten  Nutzungsbetrag  sind  berechtigt: 

1.  Mitglieder,  die  nach  erfülltem  50.  Altersjahr  wegen  geistiger  oder 
körperlicher  Gebrechen  dem  Lehrerberufe  nicht  mehr  obliegen  können ; 

2.  Witwen  mit  einem  oder  mehrern  Kindern,  sofern  sie  nicht  schon  vor 
ihrer  Witwenschaft  von  ihrem  Manne  gerichtlich  getrennt  waren; 

8.  mehrere  hinterlassene  Waisen  zn.sammen. 

Waisenkinder  sind  bis  zum  erfüllten  sechszehnten  Altersjahr 
nutzungsberechtigt. 

Witwen,  die  sich  wieder  verheiraten,  verlieren  die  Nutzimgs- 
berechtigung. Für  das  Jahr  der  Wiederverehelichung  sind  sie  jedoch 
noch  nutzungsberechtigt. 

*)  In  dem  fixen  Einkommen  wird  der  Gehalt  für  Organistendieust  nicht 
gerechnet. 
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Die  statistischen  Verhältnisse  der  Kasse  ergeben  sich  aus  fol- 
gender Zusammenstellung: 
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8.  Kanton  Glarus. 

Die  gesetzliche  Grundlage  für  eine  Lehrerkasse  bildet  §  22. 
Absatz  1,  des  kantonalen  Schulgesetzes  vom  Jahr  1873: 

„Jeder  in  den  Schuldienst  des  Kantons  eingetretene  Lehrer  ist  gehalten, 
„der  kantonalen  Lekreralterskasse  als  Mitglied  beizutreten,  soweit  es  die 
„Statuten  der  Lehrer- Alterskasse  ermöglichen.  Der  Regierungsrat  wird  die 
„Leistungsfähigkeit  dieser  Kasse  durch  zweckentsprechende  Einschüsse  zu 
„heben  suchen  . 

Eine  eigentliche  Lehrer- Alterskasse  besteht  nicht ;  dagegen  eine 
solche  unter  dem  Titel  „Lehrer-,  Alters-,  Witwen-  und  Waisenkasse 
des  Kantons  Glarus",  an  welche  der  Staat  einen  jährlichen  Beitrag 
von  Fr.  2000  leistet. 

Diese  Kasse,  geginindet  den  1.  Januar  1856,  zählte  am  3L  De- 
zember 1892  98  beitragspflichtige  und  40  genussberechtigte  Mit- 
glieder, welch'  letztern  ausbezahlt  wurden: 

22  Altersbezüge  (13  eigentliche  Pensionen  ä  Fr.  300  und  9 
k  Fr.  100), 

18  Witwen-  und  AVaisenbezüge  (Maximum  Fr.  300,  Minimiun 
Fr.  100).   Das  Vermögen  der  Kasse  betrug  Ende  1892  Fr.  102,191. 

Die  zur  Verteilung  gelangten  Zinsen  (Fr.  3931)  samt  den 
übrigen  bezüglichen,  in  den  Statuten  vorgesehenen  Einnalinien 
mussten  duixh  den  Reservefonds  auf  die  erforderliche  Höhe  von 
Fr.  7475  gebracht  werden. 

Die  neuen  Statuten  vom  25.  Mai  1891,  die  vom  Regierungsrat 
unterm  5.  November  1891  ratifizii-t  und  auf  1.  Januar  1892  in 
Kraft  gesetzt  worden  sind,  enthalten  gegenüber  denjenigen  vom 
Jahr  1876  nachfolgende  hauptsächliche  Abweichungen: 
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1.  Der  Mitglieder-  und  Heiratsbeitrag  ist  von  Fr.  10  auf  Fr.  20 
erhöht  worden. 

2.  Die  „Zügergrenze*"  ist  vom  55.  auf  das  60.  Altersjahr  ver- 
«ichoben. 

3.  Die  „Züge"  fiir  die  wirklich  bedürftigen  Lehrer  ausser  Dienst, 
sowie  für  Witwen  und  Waisen  wurden  erhöht. 

4.  Die  Zahl  der  für  Sicherung  der  dauernden  Mitgliedschaft 
notwendigen  Jahre  ist  von  12  auf  20  gesteigert  worden. 

Die  Detailbestimmungen  der  Statuten  sind  folgende; 

Einem  Lehrer,  der  nach  dem  40.  Altersjahr  in  den  Schuldienst  des 
Kantons  Glarus  tritt,  ist  der  Eintritt  in  die  Kasse  Ms  und  mit  dem  45.  Alters- 
jahre gestattet. 

Einem  Mitglied,  das  aus  irgend  einem  Grunde  (§  4)  die  Mitgliedschaft 
der  Kasse  verliert,  werden  die  geleisteten  Jahresbeiträge,  jedoch  ohne  Zinsen 
und  allfallige  Heiratsgebtlhren,  zurückerstattet. 

Die  Leistungen  der  Mitglieder  bestehen: 

1.  In  einer  Eintrittsgebtlhr,  resp.  versäumten  Jahresbeiträgen. 

2.  In  einem  Jahresbeitrag  von  Fr.  20,  der  35  Jahre  lang  zu  leisten  ist. 

3.  In  einer  Heiratsgebühr  von  Fr.  20. 

4   In  Bussen  (§§  9  und  10  der  Statuten). 

Von  den  verwendbaren  Einnahmen  nimmt  vorweg  je  Fr.  100: 

1.  Vom  60.  Altersjahr  an  jedes  Mitglied,  welches 
«.  noch  im  aktiven  Schuldienst  steht, 

b.  vor  dem  „zugsberechtigten"  60.  Altersjahr  vom  Lehrerberufe 
zurückgetreten  und  noch  einen  Beruf  treibt  (vide  unten  Ziffer  1 
Nachsatz  ;  *) 

2.  Bis  zum  60.  Altersjahr  jedes  Mitglied,  welches  nach  85  Dienstjahren 
freiwillig  vom  Lehrerberuf  zurücktritt  und  keinen  Beruf  mehr  treibt. 

Am  Eest  der  verwendbaren  Einnahmen  partizipiren : 

1.  Jedes  Mitglied,  das,  abgesehen  vom  Lebensalter  und  von  der  Dauer 
des  Schuldienstes,  körperlich  oder  geistig  unfähig  geworden  ist,  dem  Lehrer- 
bemfe  weiter  vorzustehen. 

2.  Jedes  Mitglied  mit  oder  nach  dem  60.  Altersjahr,  das  vor  dem  „zug- 
berechtigten'* 60.  Altersjahr  vom  Lehrerberufe  zurückgetreten,  aber  in  dem 
Zeitpunkte  der  Dividendenverteilung  keinen  Beruf  mehr  treibt. 

3.  Jedes  Mitglied,  das  mit  oder  nach  dem  Eintritt  in  das  „zugberechtigte" 
60.  Alters  jähr  von  dem  Lehrerberufe  zurücktritt,  gleichviel,  ob  es  einen 
andern  Beruf  treibe  oder  nicht. 

4.  Witwen  und  minderjährige  Waisen,  deren  Gatte  resp.  Vater  Mitglied 
der  Kasse  gewesen  ist. 

Di(^  am  Kest  der  verwendbaren  Einnahmen  partizipircnden 
Faktoren  haben  nach  folgender  Skala  Anteil: 

1.  Ein  männlicher  Züger gleich  12  Teile  Fr.  300 

2.  Eine  alleinstehende  Witwe 6  ,.  ,,  150 

3.  Eine  Witwe  mit  einem  oder  zwei  Kindern    .     .        ,.        9  „  „  225 

4.  Eine  Witwe  mit  drei  oder  mehr  Kindern      .     .        ..12  ,.  300 

5.  Eine  Waise  (Elternwaise) 4  ..  ,.  100 

6.  Zwei  W^aisen  (zusammen) ,.        6  ..  ,.  150 

7.  Drei  oder  mehr  Waisen,  dito ^        9  ..  „  225 

*)  Insofern  ein  anderwärtiger  Beruf  mehr  oder  so  viel  als  die  Durch- 
schnitt^besoldung  eines  glarnerischeu  Primarlehrers  einträgt,  fällt  die  Unter- 
stützung weg. 
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Insofern  ein  Teil  weniger  als  Fr.  25  beträgt,  wird  dem  Reserve- 
fonds das  bis  auf  diesen  Betrag  Fehlende  entnommen. 

Wer  vor  dem  erfüllten  20.  Altersjahr  Mitglied  der  Kasse  wird, 
hat  bei  seinem  Eintritt  nur  den  laufenden  Jahresbeitrag  zu  ent- 
richten; wer  jedoch  bei  seinem  Beitritt  mehr  als  20  Jahre  alt  ist, 
hat  alle  von  ^esem  Zeitpunkte  an  versäumten  Jahresbeiträge  nebst 
Zinsen  nach  folgender  Skala  nachzuzahlen: 
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Diese  Nachzahlungen  hat  der  Eintretende  im  Laufe  des  Ein- 
trittsjahres zu  entrichten,  so  dass  dieselben  mit  dem  31.  Dezember 
vollständig  gedeckt  sind. 

9.   Kanton  Zug. 

Nach  den  Statuten  des  „Lehrerunterstätzungsvereins  des  Kantons 
Zug""  vom  12.  Mai  1864  und  19.  November  1884  besteht  der 
Zweck  des  Vereins  darin,  den  Lehrern  des  Kantons  Zug,  welche 
eine  bestimmte  Anzahl  Jahre  im  Schulfache  Dienste  geleistet 
haben,  besonders  aber  denen,  welche  geistiger  oder  körperlicber 
Gebrechen  oder  hohen  Alters  wegen  dienstunfähig  geworden  sind, 
sowie  deren  Witwen  und  Waisen  eine  Unterstützung  zu  verschaffen. 

Die  neu  angestellten  und  patentirtcn  Lehrer  sind  zum  Ein- 
tritt in  den  Verein  verpflichtet  (§  2).  Der  Jahresbeitrag,  der 
während  30  aufeinanderfolgenden  Jahren  zu  bezahlen  ist,  betraft 
Fr.  5  (§  5). 

a.  Zur  JS/utzniesstmg  einer  Petision  sind  berechtigt: 

1.  Alle  Mitglieder,  welche  alle  Jahresbeiträge  (§  5)  bezahlt 
und  das  50.  Altersjahr  vollendet  haben. 

2.  Die  Witwe  eines  Lehrers,  so  lange  sie  Witwe  bleibt 
bezieht  ein  Anteil.  Hat  sie  Kinder,  so  bezieht  sie  zwei  Anteile, 
bis  das  jüngste  Kind  18  Jahre  alt  ist. 

3.  Die  Kinder  unter  18  Jahren  eines  als  Mitglied  verstorbenen 
Lehrers,  wenn  keine  Witwe  vorhanden  ist.  Sie  beziehen  mit 
einander  einen  Nutzungsteil. 

b.  Auf  Unterstützung  haben  Anspruch : 

1.  Alle  Mitglieder  jedes  Alters,  welche  durch  eine  Krankheit 
oder  deren  Folgen  oder  durch  irgend  einen  „unglücklichen  körper- 
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liehen   oder  geistigen  Zufall"  längere  Zeit  an  der  Ausübung  des 
Lehrerberufes  gehindert  werden. 

2.  Ebenso  können  besonders  hülfsbedttrftige  Witwen  und 
Waisen,  nebst  den  Pensionen,  noch  besondere  Unterstützungen 
erhalten  (§  9). 

Zu  Pensionen  sollen  verwendet  werden : 

1.  Ein  Drittel  der  Jahresbeiträge  der  Mitglieder  (§  5). 

2.  Alle  Jahresbeiträge,  wenn  mehr  als  fänf  Pensionäre  sind. 

3.  Die  Hälfte  der  Kapitalzinsen. 

Sind  keine  Pensionsberechtigte,  so  fällt  der  Betrag  von  1 
und  3  dem  Eapitalfonds  zu. 

Zu  Unterstützungen  können  nach  Abzug  sämtlicher  Verwaltungs- 
kosten verwendet  werden : 

Die  Hälfte  der  Kapitalzinsen. 

Die  nicht  verwendeten  Summen  werden  zu  gleichen  Zwecken 
zinstragend  angelegt. 

Der  Rechnung  des  Lehrerunterstützungsvereins  pro  1892  ent- 
nehmen wir  die  folgenden  Angaben: 

Es  wurden  an  fänf  Lehrer  zusammen  Unterstützungen  im 
Gesamtbetrage  von  Fr.  262. 60  (zwei  ä  Fr.  30,  je  eine  k  Fr.  50, 
67,  50  und  85)  und  drei  Pensionen  von  je  Fr.  168.  50,  zusammen 
Fr.  505.50  an  Witwen  und  Waisen  ausgerichtet.  Der  Staats- 
beitrag beträgt  Fr.  700. 

Das  Vermögen  betrug  auf  1.  Januar  1893  Fr.  30,347,  wovon 
Fr.  24,162  auf  den  Hauptfonds  und  Fr.  6185  auf  den  Unterstützungs- 
fonds fallen. 

10.   Kanton  Freiburg. 

Der  Kanton  Freiburg  hat  die  im  Jahr  1834  gegründete  freie 
AUerskasse  (Caisse  de  retraite)  der  Lehrer  im  Jahr  1881  zur  Staats- 
anstalt erhoben  (Gesetz  vom  15.  Januar  1881)  i)  und  den  Beitritt 
für  die  definitiv  angestellten,  bereits  drei  Jahre  im  Kanton  amtirenden 
Primär-  und  Sekundarlehrer  obligatorisch  erklärt,  den  seinerzeit 
von  Fr.  500 — 2500  per  Jahr  gesteigerten  Staatsbeitrag  auf  Fr.  3000 

*)  Dieses  Gesetz  ist  noch  heute  in  Kraft.  Das  Gesetz  vom  17.  Mai  1884 
über  die  Primarschulen  setzt  folgendes  fest: 

Art.  120.  Es  besteht  eine  Lehrerpensionskasse.  Diese  im  Jahre  1834 
gegründete  Kasse  wird  als  moralische  Person  anerkannt  nnd  unter  der  Kontrolle 
des  Staates  verwaltet.    Dieselbe  ist  unveräusserlich. 

Art.  121.  Die  Lehrerpensionskasse  hat  die  Bestimmung,  den  vom  Dienst 
zurückgetretenen  Lehrern  eine  Pension  zu  bieten;  sie  gewährt  ferner  den 
kranken  Mitgliedern  des  freiburgischen  Primarlehrerstandes  Unterstützungen. 
Die  Pension  geht  auf  die  Witwer  und  Witwen  über,  solange  sie  sich  nicht 
wieder  verheiraten,  sowie  auf  die  Waisen  derselben  bis  zum  erfüllten  16.  Alters- 
jahr.  Ein  besonderes  Gesetz  ordnet  alles  an,  was  sich  auf  die  Lehrerpensions- 
kasse bezieht. 
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erhöht  und  ausserdem  per  Jahr  und  Mitglied  eine  Summe  von 
Fr.  15  ausgesetzt,  so  dass  sich  der  Staatszuschuss  an  die  ßnhe- 
gehaltskasse  im  Jahr  1892  auf  Fr.  4920  steUte. 

Der  Ruhegehalt  beträgt  gemäss  dem  Gesetz  vom  Jahr  1881  nach 
35  Dienstjahren  Fr.  300,  nach  30  Dienstjahren  Fr.  225  (drei  Viertel) 
und  nach  25  Dienstjahren  Fr.  150  (ein  Zweitel).  Unter  der 
Herrschaft  der  alten  Kasse  standen  die  Pensionen  im  Anfang  auf 
Fr.  30  und  haben  sich  nach  und  nach  auf  Fr.  70  gehoben.  Sie 
wurden  den  Mitgliedern  nach  ihrem  20.  Dienstjahre  zugesprochen 
und  gingen  auf  die  Witwen  und  eventuell  auf  die  Waisen  über, 
bis  die  jüngste  derselben  18  Jahre  alt  war.  Ursprünglich  hatten 
die  Mitglieder  jährlich  Fr.  10  zu  bezahlen;  später  als  das  Gesell- 
schaftsvermögen auf  Fr.  100,000  angestiegen  war,  betrug  der 
Beitrag,  wie  auch  jetzt  noch.  Fr.  15  und  zwar  während  25  Jahren. 

Das  Vermögen  der  Alterskasse  stieg  am  31.  Dezember  1892 
auf  Fr.  137,468  (1881:  Fr.  110,588). 

Die  Einnahmen  der  Kasse  bestehen  aus: 

a.  den  Zinsen  (1892:  Fr.  5451), 

b.  den  Einzahlungen  der  Gesellschaftsmitglieder  Fr.  1800, 

c.  dem  Staatsbeitrag  (Beitrag  von  Fr.  3000  und  je  Fr.  15  für 
127  Mitglieder  (im  Jahre  1892)  Fr.  4920, 

d.  Nachträglichen  Einzahlungen  (1892: 127  Dienstjahre)  Fr.  1747. 

Somit  belief  sich  die  Gesamteinnahme  der  Kasse  im  Jahre 
1892  auf  Fr.  13,918. 

Die  Pension  geht  im  Todesfall  des  Pensionirten  auf  die  Witwe 
bezw.  auf  die  Waisen  bis  zum  Alter  von  16  Jahren  über. 

Die  Mitgliederzahl  betrug  auf  31.  Dezember  1892  259,  wovon 

mit  Ruhegehalt 105 

zahlende  Mitglieder 123 

noch  im  Dienste  stehende  Mitglieder,  welche  die  25  statu- 
tarischen Einlagen  gemacht  haben      ....         27 
unbestimmte 4 

Von  den  105  pensionirten  bezogen  85  die  alte  Pension  von 
Fr.  75  und  20  die  neue  Pension  von  Fr.  300. 

Für  105  pensionirte  Mitglieder  sind  im  Jahr  1892  ausgeworfen 

worden Fr.  11,220 

Für  besondere  Unterstützungen  an  unglückliche  Mit- 
glieder       „247 

Administration „538 

Verschiedenes „       ^ 

Total        Fr7l2,275 

Die  Mitglieder  der  alten  Kasse,  welche  seinerzeit  pensionirt 
wurden,  beziehen  ihre  Ruhegehalte,  die  1884  von  Fr.  70  auf  Fr.  75 
erhöht  worden  sind,  auch  fernerhin. 


j 
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Von  der  freiburgischen  Lehrerschaft  wird  gegenwärtig  lebhaft 
die  Revision  der  Statuten  der  Ka.sse  vom  Jahr  1881  verlangt. 

11.  Kanton  Solothurn. 

Das  Gesetz  über  die  Lehrer-^  AUers-,  WUicen-  wwrf  Waisen- 
iasse  des  Kantons  Solothurn  vom  3.  Februar  1872  ei-ti*ilt  derselben 
den  Namen  „Rothstiftung**  0  und  die  Rechte  einer  juristischen 
Person. 

Jeder  neueintretende  Lehrer  ist  nach  §  39  des  Primarschul- 
gesetzes verpflichtet,  der  „  Rothstiftung  •*  beizutreten.  2) 

Die  „Rothstiftung"*  verfolgt  gemäss  den  Statuten  vom  3.  Februar 
1872  zwei  Ziele: 

1.  die  Lehrer  bei  Alter-  und  Dienstunfähigkeit  zu  pensioniren; 

2.  ihren  hinterlassenen  Witwen  und  Waisen  nach  Massgabe  der 
Statuten  regelmässige  Unterstützungen  zu  verabreichen. 

Lehrer,  die  den  Schuldienst  vor  zehn  Dienstjahren  verlassen, 
sind  nicht  mehr  Mitglieder  der  „Rothstiftuug^ ;  findet  dieser  Aus- 
tritt nach  zehn  Dienstjahren  statt,  so  können  sie  Mitglieder  bleiben, 
wenn  sie  ein  Dritteil  mehr  Beitrag  zahlen  als  die  ordentlichen 
Mitglieder ;  beim  Austritt  nach  20  Dienstjahren  bleiben  sie  gleich- 
berechtigte Mitglieder. 

Jedes  ordentliche  Mitglied  bezahlt  einen  jährlichen  Beitrag  von 
Fr.  12.  Die  Beitragspflicht  dauert  30  Jahre.  Lehrer,  die  nicht 
Mitglieder  der  „Rothstiftung**  sind,  haben  nebst  den  Beiträgen  eine 
Eintrittsgebühr  von  Fr.  5  zu  bezahlen. 

Pensiotisberechtigt  sind: 

1.  Lehi'er,  welche  30  Jahresbeiträge  bezahlt  und  da8  50.  Altei-sjahr 
zurückgelegt  haben. 

2.  Lehrer,  welche  vor  dem  50.  Altersjahr  ohne  p:eistige  oder  leibliche 
Gebrechen  vom  Lehrerstande  zurückgetreten  sind  und  einen  andeni  Bernf 
ergriffen,  jedoch  dem  Kanton  wenigstens  zwölf  Jahre  als  Lehrer  gedient 
haben  und  Mitglieder  der  Anstalt  geblieben  sind,  neich  zurückgelegtem 
50.  Alters  jähr. 

3.  Lehrer,  die  unverschuldeter  Weise  geistig  oder  körperlich  unfähig 
geworden  sind,  den  Schuldienst  zu  versehen,  oder  einen  andern  Beruf  aus- 
zuüben, der  ihnen  ihr  Auskommen  sichert. 

4.  Witwen  und  Waisen,  nachdem  acht  Jahresbeiträge  bezahlt  sind.  Die 
spätem  Jahresbeiträge  werden  ihnen  jährlich  von  ihrer  Pension  abgezogen. 
Im  Falle  der  Wiederverheiratung  einer  Witwe  verliert  sie  allen  Anspruch 
auf  Pension,  nicht  jedoch  die  Waisenkinder  des  Lehrers.  Die  elternlosen 
Waisen  eines  Lehrers  beziehen  eine  Pension  gemeinsam ;  mit  zurückgelegtem 
18.  Lebensjahr  hört  jede  Berechtigung  auf. 

Die  Alters-,  Witwen-  und  Waisenkasse  der  Lehrer  begann 
ihre  Wirksamkeit   am  1.  Januar  1871.    Die  erste  Auszahlung  an 

*)  Zum  Andenken  an  die  Verdienste  des  Herrn  Jakob  Koth  sei.  um  das 
solothumische  Schulwesen. 

2)  Volksabstimmung  vom  28.  Januar  1872,  Datum  des  Inkrafttretens : 
3.  Februar  1872. 
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die  Pensions-  und  Unterstiitzungsberechtigten  erfolgte  am  31.  De^ 
zember  1872. 

Das  Grtindungs-  und  Stammkapital  besteht  aus  dem  Fonds 
der  Rothstiftung,  aus  der  Lehrer- Alterskasse  und  aus  dem  Kapital- 
betrelfiiis  der  laut  Gesetz  vom  14.  Dezember  1865  der  Lehrer- 
Alterskasse  zugesicherten  Einkünfte  des  Stifts  St.  Urs  und  Viktor 
in  Solothurn.  Demselben  werden  ferner  zugewiesen  die  Eintritts- 
gelder der  Lehrer,  die  Nachzahlungen  älterer  Lehi-er,  ein  Viertel 
der  jährlichen  Beiträge  der  Lehrer,  ein  Viertel  des  jährlichen 
Beitrages  des  Staates,  sowie  allfällige  Legate  und  Geschenke. 

Die  zur  Verwendung  gelangenden  Jahreserträge  der  Eoth- 
stiftung  werden  gebildet  aus  drei  Vierteln  des  Zinses  vom  Stamm- 
kapital, aus  drei  Vierteln  der  Jahresbeiträge  der  Lehrer  und  aus 
drei  Vierteln  des  jährlichen  Beitrages  des  Staates. 

Der  jährliche  Staatsbeitrag  wurde  auf  Fr.  3000  festgesetzt. 
Sobald  jedoch  das  unantastbare  Stammkapital  der  ßothstiftung 
die  Summe  von  Fr.  250,000  erreicht,  steht  es  dem  Staate  frei, 
einen  ferneren  Beitrag  zu  leisten  oder  nicht. 

Die  auszuwerfenden  Pensionen  dürfen  mit  Inbegriff  der  Ver- 
waltungskosten den  jeweiligen  Jahresertrag  nicht  übersteigen. 

Während  der  vier  ersten  Jahre  des  Bestandes  der  Anstalt 
durfte  die  Pension  an  einen  und  denselben  Berechtigten  Fr.  100 
nicht  übersteigen. 

Der  Rechnung  pro  1892  entnehmen  wir  die  folgenden  An- 
gaben : 

Mitgliederbestand  auf  Ende  1892 :  325. 

Zahlungspflichtig  sind 214. 

Es   bezahlen  keine  Beiträge  mehr  103. 

Summe  der  Beiträge Fr.    2,652 

Staatsbeitrag ,.      3,000 

Zinsertrag ,,      5,532 

Fr.  11,184 

Pensionsberechtigt  sind  105  Mitglieder,  wovon  41  noch  im 
Schuldienst  tätig,  29  vom  Schuldienst  zurückgetreten  sind ;  35  Pen- 
sionen beziehen  Witwen  und  Waisen  von  Lehrern. 

1891  betrug  die  Pension  Fr.  84,  1892:  Fr.  77,  1893  muss 
die  Pension  noch  weiter  reduzirt  werden.  Die  ausbezahlte  Summe 
betrug  für  105  Berechtigte  Fr.  8085. 

Das  Stiftungsvermögen  stieg  Ende  1892  auf  Fr.  144,533  an. 
Nach  einer  Mitteilung  des  Erziehungsdepartements  des  Kantous 
Solothurn  soll  die  Stiftung,  da  sie  ihren  Zweck  nicht  erfüllen 
könne,  einer  Revision  unterzogen  werden. 
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12.  Kanton  Baselland. 

a*  Witwen-,  Waisen-  nnd  Alterskasse. 

Für  die  Lehrer  dieses  Kantons  besteht  eine  Witiren-,  Waisen- 
und  Alterskasse.  Nach  den  Statuten  der  Kasse  vom  10.  Juni  1882  i) 
sind  alle  öflFentlich  angestellten  Primär-,  Bezirks-,  Sekundär-  und 
Armenlehrer  zum  Beitritt  verpßichtet  Dem  jeweiligen  Schulinspektor 
steht  der  Eintritt  frei. 

Die  Einnahmen  bestehen  aus  dem  jährlichen  Staatsbeitrag  2). 
den  jährlichen  Beiträgen  der  Mitglieder  von  je  Fr.  22^/2,  dem 
Einkaufsgeld  für  die  Frauen  3),  den  Zinsen  der  Kapitalien  und  aus 
anderweitigen  Einnahmen  (Geschenke,  Legate  etc.) 

Die  Zahlungspflicht  der  Mitglieder  hört  mit  dem  Bezug  der 
Pension  auf,  ebenso  nach  Bezahlung  von  35  Jahresbeiträgen  oder 
mit  dem  zurückgelegten  60.  Altersjahr  und  30  Dienstjahren  im 
Kanton. 

Die  jährliche  Pension  beträgt  einstweilen  für  den  Lehrer  Fr.  300,  für  die 
Witwen  und  Waisen  wenigstens  die  Hälfte  der  Alterspension,  also  für  jetzt 
Fr.  150.    (§  9.) 

Wenigstens  Ton  fünf  zu  fünf  Jahren  soll  untersucht  werden,  ob  nicht  die  Er- 
gebnisse der  Rechnungen  eine  Erhöhung  der  Pensionen  gestatten.  Eine  solche 
allfällige  Erhöhung  wird  auch  dei\jenigen  Mitgliedern  zu  teil,  welche  seit 
1.  Januar  1881  pensionirt  worden  sind.   (§  10.) 

§  11.    Pensionsberechtigt  sind: 

a.  Die  Witwe  eines  verstorbenen  Mitgliedes,  wenn  sie  nicht  gerichtlich 
geschieden  worden  ist,  so  lange  sie  sich  nicht  wieder  verehelicht. 

b.  Die  Kinder  eines  verstorbenen  Mitgliedes  im  Falle,  dass  die  Mutter  auch 
gestorben  wäre  oder  sich  wieder  verheiratet  hätte,  bis  das  jüngste  Kind 


*)  Im  Laufe  des  Jahres  1892  wurde  ein  neuer  Statutenentwurf  der  Witwen-, 
Waisen-  und  Alterskasse  der  basellandschaftlichen  Lehrer  beraten.  Das  letzte 
Beglement  vom  Jahre  1882  war  durchaus  revisionsbedürftig;  denn  man  ver- 
fügte nicht  über  die  nötigen  Summen,  um  auf  die  Dauer  allen  Ansprüchen 
genügen  zu  können  und  hatte  die  Lehrerinnen  noch  nicht  vorgesehen.  Nach 
dem  neuen  Entwurf  sollen  nun  auch  Lehrerinnen  und  Verweser,  die  ihre 
Stelle  schon  länger  als  drei  Monate  bekleiden,  verpflichtet  sein,  der  Kasse 
beizutreten.  Pensionsberechtigt  werden  die  Lehrer  mit  dem  60.  und  die 
Lehrerinnen  mit  dem  50.  Altersjahre  und  beziehen  .*<odann  jährlich  Fr.  300, 
die  Witwen  aber,  statt  wie  bisher  Fr.  150,  Fr.  200.  Der  jährliche  Beitrag 
der  Mitglieder  wurde  von  Fr.  22^2  auf  Fr.  26  erhöht  und  bestimmt,  dass 
Lehrer  vom  30.  und  Lehrerinnen  vom  25.  Altersjahre  an  nach  einer  mit  den 
Altersjahren  steigenden  Skala  sich  in  die  Kasse  einkaufen  sollen.  Dafür 
aber  wurde  für  die  Pensionsberechtigung  nicht  mehr  eine  bestimmte  Anzahl 
von  Dienstjahren  im  Kanton  verlangt.  Der  Entwurf  ist  der  Kantonalkonferenz 
vorgelegt  worden.    (Lehrerzeitung.) 

^)  Die  Staatsverfassung  vom  4.  April  1892  schreibt  darüber  in  ihrem  §  52 
folgendes  vor: 

„Der  Staat  bezahlt  an  die  Lehrerunterstützungskasse  einen  jährlichen, 
bei  Beratung  des  Voranschlags  vom  Landrat  festzusetzenden  Betrag.^' 

*)  Jedes  Mitglied  zahlt  als  Einkaufsgeld  für  seine  Frau  Fr.  20,  ebenso  bei 
Wiederverheiratung  im  kantonalen  Dienste;  ferner  hat  jeder  neueintretende 
verwitwete  Lehrer  mit  Kindern  unter  15  Jahren  dieselbe  Summe  zu  bezahlen. 
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das  achtzehnte  Altersjahr  zurückgelegt  hat.  Die  Pension  gehört  allen 
Kindern  zu  gleichen  Teilen,  so  dass  aher  die  altem  Geschwister  mit 
zurückgelegtem  achtzehnten  Altersjahr  aus  dem  Genüsse  treten.  Hinter- 
lässt  ein  Mitglied  eine  Witwe  und  Kinder  aus  mehrern  Ehen,  so  wird 
ebenfalls  nach  gleichen  Teilen  verteilt,  so  dass  aber  der  W^itwe  zwei 
Kindesteile  zufallen. 

c.  Jeder  Lehrer,  der  dienstunfähig  wird,  d.  h.  der  durch  Krankheitt 
Altersschwäche  oder  Gebrechlichkeit  genötigt  wird,  sein  Amt  nieder- 
zulegen und  dadurch  unfähig  geworden  ist,  einen  ihn  ernährenden 
Beruf  zu  treiben. 

(/.  Jeder  Lehrer,  der  55  Altersjahre  und  25  Dienstjahre  zählt,  iüt  bei 
Niederlegung  seiner  Stelle  ohne  weiteres  pensionsberechtigt. 

Für  diejenigen  Mitglieder,  welche  vor  dem  1.  Januar  1881  aus  dem 
basellandschaftlichen  Lehrerstande  getreten  sind,  bleiben  die  alten  Statuten 
in  Kraft,  so  dass  ihre  bisherige  Stellung  weder  in  Rechten  noch  in  Pflichten 
verändert  wird. 

Die  Alterspension  für  dieselben  beträgt  auch  in  Zukunft  jährlich  Fr.  200. 

Die  Witwen-  und  Waisenpension: 

a.  aus  der  obligatorischen  Kasse  Fr.  125. 
6.    „      ,,    freiwilligen  „        „     75. 

b.  Sterbefallkasse. 

Ausser  der  oben  besprochenen  Witwen-,  Waisen-  und  Alters- 
kasse besteht  noch  eine  obligatorische  Sterbefaükasse  der  Lehrerschaft 
des  Kantons  Basel-Landschaft.  Die  Statuten  dieser  Kasse  vom 
14.  Oktober  1882  setzen  folgendes  fest: 

Jedes  neu  eintretende  Mitglied  zahlt  Fr.  1  Eintrittsgeld,  wenn  es  ver- 
heiratet ist,  Fr.  1  Einkaufsgebühr  für  die  Frau.  Die  gleiche  Einkaufsgebflhr 
von  Fr.  1  ist  von  jedem  Mitgliede,  wenn  es  sich  später  verehelicht  und  bei 
jeder  Wiederverehelichung  zu  entrichten.  (§  2.) 

Jedes  Mitglied  hat  jährlich  einen  regelmässigen  Beitrag  von  Fr,  1  in 
die  Kasse  zu  zahlen.  Dieser  Beitrag  ist  mit  Beginn  des  Jahres  fällig.  Er- 
folgt im  Laufe  des  Jahres  kein  oder  nur  ein  Todesfall,  der  die  Kasse  zur 
Beitragsleistung  verpflichtet,  so  sind  keine  weitern  Einzahlungen  zu  machen. 
Beim  zweiten  und  jedem  w^eitem  Todesfalle  dagegen  hat  jedes  überlebende 
Mitglied  eine  fernere  Einzahlung  von  Fr.  1  zu  leisten.  (§  3.) 

Wenn  ein  Lehrer  den  Schuldienst  im  Kanton  freiwiUig  oder  durch  Ab- 
berufung verlässt,  so  bleibt  er  in  allen  Rechten  eines  Mitgliedes,  wenn  er 
sich  zur  Fortzahlung  der  Beiträge  verpflichtet.  Er  hat  jedoch  einen  aktiven 
Lehrer  zu  beauftragen,  die  Zahlung  für  ihn  zu  leisten.  Eine  Zahlungsver- 
weigerung hat  den  Ausschluss  aus  dem  Verein  zur  Folge  (§  5). 

Die  Witwe  eines  verstorbenen  Mitgliedes  hat  keinerlei  Beiträge  an  die 
Kasse  zu  leisten  und  bleibt  in  ihren  Rechten  und  Ansprüchen  auf  die  Kasse, 
so  lange  sie  sich  nicht  wieder  verheiratet.  Durch  eine  Wiederverehelichung 
erloschen  alle  Anspruchsrechte.  Dieselben  gehen  ebenfalls  fttr  eine  von  einem 
Vereinsmitgliede  abgeschiedene  Frau  verloren.  (§  6.) 

Stirbt  ein  Mitglied  der  Sterbefaükasse,  so  hat  die  hinterlaüisene  Frau 
desselben  Fr.  120  zu  beziehen.  Ebenso  bezieht,  wenn  die  Frau  eines  Mit- 
gliedes stirbt,  der  überlebende  Witwer  Fr.  120.  Geht  aber  auch  dieser 
Witwer  oder  diese  Witwe  oder  ein  unverheiratetes  Mitglied  mit  Tod  ab,  so 
beziehen  deren  Erben  Fr.  120.  Sind  iPeine  Erben  vorhanden,  so  werden  ilie 
Beerdigungskosten  bestritten.  Zum  Bezüge  ist  die  Vorweisung  eines  Todes- 
scheines erforderlich.  Die  Anmeldung  muss  innert  Jahresfrist  vom  Todestage 
an  geschehen  (§  7). 
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Die  überschüssigen  Einnahmen  und  der  Zins  von  einem  ans  Vergabungen 
entstehenden  unantastbaren  Kapitalstocke  werden  zur  Unterstützung  von 
Mitgliedern  verwendet,   welche  durch  Unglücksfälle  betroffen  werden.  (§  8.) 

Den  Kechnungen  über  die  gemeinschaftlichen  Unterstützungs- 
kassen der  basellandschaftlichen  Lehrer  entnehmen  wir  die  fol- 
genden Daten: 

a.    Witwen-,   Waisen-  und  Alterskasse, 

1889  1890  1891  1892 

Fr.  Vt.  Fr.  Fr. 

Totaleinnahmen  .     .  13,218  13,073  15,806  13,505 
Mitgliederbeiträge  u. 

Eiukaufsgebühren  3,322  3331  3370  3288 

Staatsbeiträge    .     .  2,000  2000  2000  2000 

Zinse 5,495  5492  5675  5717 

Ausgaben. 

Witwen-  u.  Waisen- 
gehalte : 

1.  i  Fr.  125   2125  (17)    1901  (15+2)  1750  (14)    1732  (13+l)i) 

2.  „  ,.  150    1572  (10+1)  1635  (10+2)  2072  (11+5)  2324  (15+2) 

3.  „  „   75    825  (11)     691  (9+2)    739  (9+1)    681  (9+1) 

1.  ä  Fr.  200    800  (4)     650  (3+1)    580  (2+1)    400  (2) 

2.  „  „  300    1875  (6+1)   2375  (7+1)   2263  (5+5)   2525  (7+3) 

b.  SUrbefdllhasse, 

1889  1890  1891  1892 

Fr.  ¥t.  Fr.  Fr. 

Sterbefallbeiträge  (ä  Fr.  120)  ...        360  (3)      840  (7)      960  (8)      480  (4) 
Ausserordentliche  Unterstützungen   .        150  —  70  80 

Das  Vermögen  der  Kassen  betrug  auf  31.  Dezember: 

1889  1890  1891  1892 

Vr.  Fr.  Yt.  Fr. 

Witwen-.  Waisen-  und  Alterskasse     .      145,616      148,915      152,414      155.689 
Sterbefailkasse 3060  3550  3835  3672 

18.  Kanton  Schaffhausen. 

Die  bezüglichen  Verhältnisse  sind  schon  unter  Ziifer  I,  pag.  16^ 
berührt  worden. 

Das  Schulgesetz  des  Kantons  Schaffhausen  vom  24.  September 
1879  setzte  folgendes  fest: 

Art.  97.  Der  Staat  errichtet  für  die  Lehrerschaft  eine  obligatorische 
allgemeine  Alters-,  Witwen-  und  W^aisenkasse ,  welche  aus  Beiträgen  des 
Staates,  der  Gemeinden  und  der  Lehrer  unterhalten  wird.  Das  Nähere  wird 
durch  Dekret  des  Grossen  Rates  bestimmt. 

Art.  98.  Lehrer,  die  infolge  hohen  Alters  oder  infolge  anderer  nicht 
selbst  verschuldeter  Verumständungen  ihrem  Amte  nicht  mehr  vorzustehen 
vermögen,  können  von  der  Regierung  auf  Antrag  des  Erziehungsrates  in 
Ruhestand  versetzt  werden. 

Die  ökonomische  Stellung  solcher  in  Ruhestand  versetzter  Lehrer  wird 
durch  das  Statut  der  Alters-,  Witwen  und  Waisenkasse  (Art.  97)  geregelt. 

')  I>ie  Zahlen  in  Klammern  bedeuten  die  Anzahl  der  Pensionsbeträge,  und   zwar  die 
erste  Zahl  die  j^anzen  Gehalte  und  die  zweite  Zahl  die  teilweisen  Gehalte. 
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Diese  §§  blieben  aber  unausgeführt. 

Das  Besoldungsgesetz  vom  22.  August  1892  hat  nun  dem  Ge- 
danken der  Fürsorge  Folge  gegeben  durch  die  folgenden  Bestim- 
mungen : 

Art.  6.  Die  Lehrerschaft  hat  eine  Unterstützungskasse  zu  gründen.  Der 
Beitritt  und  die  Beitragsleistung  ist  für  sämtliche  an  öflfentüchen  Schulen 
angesteUten  Lehrer  und  Lehrerinnen,  die  Arbeitslehrerinnen  ausgenommen, 
obligatorisch.  Das  betreffende  Statut  bedarf  der  staatlichen  Genehmigung 
und  es  unterliegt  die  zu  schaffende  Kasse  der  staatlichen  Oberaufsicht. 

Für  Lehrer  mit  mehr  als  25  Dienstjahren  ist  der  Beitritt  fakultativ. 

Kommt  das  Statut  binnen  drei  Jahren  seit  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes 
nicht  zustande,  wird  der  Grosse  Rat  dasselbe  erlassen. 

Die  Unterstützungskasse  hat  Anspruch  auf  einen  jährlichen  Staatsbeitrag 
von  Fr.  5000,  wovon  bis  zur  hinlänglichen  Erstarkung  des  Fonds  mindestens 
^/5  zu  kapitalisiren  ist. 

Mit  dem  Inkrafttreten  des  Statuts  tritt  Art.  7,  die  Aussetzung  von  Ruhe- 
gehalten betreffend,  dieses  Gesetzes  ausser  Wirksamkeit,  beziehungsweise  es 
findet  derselbe  nur  noch  Anwendung  auf  die  bereits  bewilligten  Ruhegehalte 
und  auf  solche  Lehrer,  die  dannzumal  mehr  als  25  Dienstjahre  hinter  sich 
haben,  sofern  dieselben  nicht  freiwillig  der  neuen  Unterstützungskasse  bei- 
treten. 

14.  Kanton  Appenzell  I./Rh. 

Die  obligatorische  „Alters-,  Witwen-  und  Waisenkasse  der 
Lehrer  des  Kantons  Appenzell  Innerrhoden"  hat  nach  den  Statuten 
vom  17.  Januar  1887  zum  Zweck,  solche  Lehrer  zu  unterstützen, 
die  wegen  körperlicher  oder  geistiger  Gebrechen  oder  Altere- 
schwäche dienst-  und  mehr  oder  weniger  erwerbsunfähig  werden. 
Die  Fürsorge  erstreckt  sich  auch  auf  Witwen  und  Waisen  ver- 
storbener Lehrer. 

Jeder  Lehrer  bezahlt  bis  zu  einem  Gehalte  von  Fr.  1000 
jährlich  2%  seines  Gehaltes,  jedoch  im  Minimum  Fr.  12,  bei 
höherem  Gehalte  von  jedem  folgenden  Hundert  Franken  1%. 

Bis  aus  den  jährlichen  Beiträgen  der  Mitglieder,  dem  jähr- 
lichen Staatsbeitrag,  den  Beiträgen  der  Schulgemeinden,  den  Zinsen 
der  angelegten  Gelder  und  den  Schenkungen  und  Vermächtnissen 
sich  ein  Kapital  von  Fr.  5000  gebildet  hat,  werden  keine  regel- 
mässigen Unterstützungen  aus  der  Kasse  verabfolgt.  Nachdem 
diese  Summe  erreicht  ist,  dürfen  alljährlich  die  Beiträge  der 
Lehrer  zu  Unterstützungen  verwendet  werden  und  wenn  die  Höhe 
des  Kapitals  Fr.  6000  beträgt,  auch  die  Zinsen.  In  beiden  Fällen 
aber  müssen  die  Staatsbeiträge  und  die  übrigen  Einnahmen  kapi- 
talisirt  werden,  bis  das  Kapital  Fr.  10,000  erreicht  hat. 

Der  Staat  leistet  einen  jährlichen  Beitrag  von  Fr.  300. 

Sobald  die  Unterstützung  beginnen  kann,  ist  dieselbe  nach  dem  Grund- 
satze zu  verteilen,  dass  alsdann  dienst-  und  erwerbsunfähige  Lehrer, 
Witwen  mit  drei  oder  mehr  Kindern,  sowie  drei  oder  mehr  Waisen  allein 
in  die  erste,  am  meisten  ziehende  Klasse  fallen;  dienstuntaugliche,  aber 
noch  erwerbsfähige  Lehrer,  sowie  W^itwen  mit  ein  bis  zwei  Kindern  oder 
zwei  Waisen   allein  in   die  zweite  Klasse:  eine  einzelne  Witwe  oder  eine 


l 
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einzelne  Waise  in  die  dritte  Klasse.  Die  Bezüjj:er  der  einzelnen  Klassen 
erhalten  ihre  Betreifnisse  also:  erste  Klasse  im  Verhältnisse  von  Fr.  1, 
zweite  Klasse  von  70  Rp.,  dritte  Klasse  von  50  Rp. 

Kinder  sind  zugsherechtigt  his  zum  erfüllten  16.  Altersjahre,  Witwen 
bis  zur  Wiederverehelichung  (Art.  14). 

Sind  Waisen  allein  zugsberechtigt,  so  ist  ihr  Betreffnis  bis  zum  zurück- 
gelegten 16.  Altersjahre  vom  amtlich  bestellten  Vormunde  zinstragend  anzu- 
legen und  in  erster  Linie  zur  Erlernung  eines  Berufes  zu  verwenden  (Art.  16). 

Das  Begehren  um  Invaliditätserklärung  muss,  eventuell  von  einem  ärzt- 
lichen Zeugnis  begleitet,  der  h.  Landesschulkommission  eingereicht  worden, 
welche  dann  über  Genehmigung  oder  Abweisung  des  Gesuches  entscheidet. 

Wird  ein  Lehrer  dienstuntauglich  oder  stirbt  er,  ehe  die  Kasse  den 
Bestand  von  Fr.  5000  erreicht  hat,  so  erhält  er  oder  seine  Hinterlassenschaft 
die  einbezahlten  Gelder  ohne  Zins  im  fünffachen  Betrage  zurück,  womit 
sein  weiterer  Anspruch  auf  die  Kasse  erlischt.  Das  Maximum  dieser  Aversal- 
entschädigung  soll  jedoch  Fr.  500  nicht  übersteigen  (Art.  26). 

Die  Zahl  der  Mitglieder  der  Kasse  betrug  im  Jahr  1892 
17;  ihre  Einzahlungen  machten  Fr.  376  aus.  An  Legaten  und  Ge- 
schenken gingen  Fr.  262  ein.  Auf  31.  Dezember  1892  betrug  das 
Vermögen  Fr.  5188. 

15.  Kanton  Graubünden. 

Weder  die  Gemeinden  noch  der  Kanton  kennen  das  System 
der  Ruhegehalte  für  Lehrer  und  Geistliche.  „Der  Lehrer  amtet 
so  lange  er  Lust  dazu  hat,  oder  so  lange  er  kann,  nachher  mag 
er  zusehen,  wie  er  im  Alter  seinen  Unterhalt  finde." 

Dafür  besteht  aber  die  im  Jahr  1867  errichtete  „Hülfskasse 
für  die  bündnerischen  Volksschullehrer",  deren  Statuten  im  Jahre 
1888  revidirt  worden  sind. 

Laut  Beschluss  des  Grossen  Rates  vom  23.  Juni  1866  sind 
sämtliche  im  bündnerischen  Schuldienst  stehenden  Lehrer  und 
Lehrerinnen,  die  seither  patentirt  oder  admittirt  worden  sind,  oder 
in  Zukunft  patentirt  oder  admittirt  werden,  zum  Beitritt  verpflichtet. 

Die  Hülfskasse  vermittelt  Altersrenten  (frühestens  mit  dem 
50.  Jahre  föllig),  sowie  einfache  und  abgekürzte  Lebensversich e- 
iningsverträge.  Bei  erstem  ist  das  Kapital  beim  Ableben  zahlbar^ 
bei  letztern  nach  Erreichung  eines  bestimmten  Alters  oder  bei 
anfällig  früher  erfolgendem  Tode. 

Für  die  Hülfskasse  ist  eine  Minimalprämie  von  Fr.  15  an- 
genommen. Dabei  steht  es  jedem  frei,  durch  eine  höhere  Prämii^ 
sich  um  eine  höhere  Summe  zu  versichern.  An  die  jährliche 
Prämienzahlung  leistet  der  Staat  für  jeden  an  einer  öffentlichen 
Volksschule  wirkenden  Lehrer  Fr.  10  als  kantonalen  Beitrag.  Der 
restirende  Betrag  von  Fr.  5  als  Beitrag  des  Lehrers  wird  von  der 
staatlichen  Gehaltszulage  selbst  abgezogen. 

Austretenden  Mitgliedern  mit  mehr  als  acht  Schuldienst-  und 
Versicherungsjahren  werden  50%  ilu-er  persönlichen  Einzahlungen 
zuiückerstattet. 
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Die  Hülfskasse  besitzt  einen  Fonds  von  Fr.  10,000,  dessen 
Zinsen  alljährlich  unter  die  Bezugsberechtigten  verteilt  werden. 
Damit  eine  möglichst  grosse  Zahl  älterer  Lehrer  gewinnberechtigt 
werde,  ist  der  Betrag  für  jeden  einzelnen  auf  Fr.  5  festgesetzt 
worden,  welcher  Betrag  der  persönlich  zu  leistenden  Prämie  eines 
im  aktiven  Schuldienste  stehenden  Lehrers  entspricht.  Dieser 
Gewinnanteil  soll  in  Zukunft  auch  zur  Prämienzahlung  ven^'^endet 
werden,  so  dass  der  gewinnberechtigte  Lehrer  seine  Gehaltszulage 
voll  ausbezahlt  erhalten  wird. 

Die  Lehrerhülfskasse  ist  keine  Versicherungsanstalt  nach  Art 
der  bekannten  Privatversicherungsgesellschaften,  welche  in  der 
Regel  das  ganze  Risiko  selbst  zu  tragen  haben.  Sie  schliesst  zwar 
allerdings  die  Verträge  mit  den  einzelnen  Mitgliedern  auch  selbst 
ab ;  allein  jeder  Lehrer  wird  durch  die  Hülfskasse  wiederum  in 
ganz  gleicher  Weise  bei  einer  Privatgesellschaft  versichert.  Bis 
zum  Jahr  1874  war  es  die  Rentenanstalt,  mit  welcher  alljährlich 
die  neuen  Verträge  abgeschlossen  wurden;  seither  dagegen  werden 
die  patentirten  und  admittirten  Lehrer  bei  der  Gesellschaft  „La 
Suisse"  versichert.  Das  Risiko  haben  also  statt  die  Hülfskasse, 
die  genannten  Gesellschaften  zu  tragen.  Demgemäss  werden  auch 
die  Jahresprämien  voll  und  ganz  an  diese  ausbezahlt.  Die  Hülfs- 
kasse ist  mithin  in  der  Hauptsache  weiter  nichts  als  die  Vermitt- 
lerin der  Geschäfte,  das  Organ,  durch  welches  die  bündnerischen 
Lehrer  kollektiv  bei  den  genannten  Privatgesellschaften  versichert 
werden.  Deren  allgemeine  Versicherungsbedingungen  haben  daher 
auch,  soweit  sie  nicht  durch  die  Statuten  der  Hülfskasse  normii-t 
sind,  für  die  Mitglieder  der  bündnerischen  Lehrerschaft  Rechtskraft. 

Die  Kasse  zählte  im  Jahi'e  1892  544  Mitglieder,  von  denen 
99  bei  der  Schweiz.  Rentenanstalt  und  445  bei  der  Gesellschaft 
,,La  Suisse"  versichert  sind.  91  Mitglieder  stehen  nicht  mehr  im 
bündnerischen  Schuldienst. 

Seit  dem  Bestehen  der  Kasse  bis  31.  Dezember  1892  sind 
von  den  Versicherungsgesellschaften  im  ganzen  bei  35  Todesfallen 
Fr.  22,661  als  Sterbesumme  an  die  Hinterbliebenen  ausbezahlt 
worden.  An  Renten  wiuden  im  gleichen  Zeitraum  von  14  Ver- 
sicherten Fr.  2831  bezogen. 

Im  Jahr  1892  sind  Fr.  514  an  Renten  und  Fr.  619  als  Gewinn- 
anteil (Rentenanstalt  und  Zinsen  des  Reservefonds)  an  die  Ver- 
sicherten ausbezahlt  worden. 

Auf  31.  Dezember  1892  beziffern  sich  die  Versicherungssummen 
aufs  Ableben  auf  Fr.  185.129,  die  Altersrenten  auf  Fr.  13,590 
und  die  alternative  Versicherung  auf  Fr.  41,231. 

16.  Kanton  Aargau. 

Der  im  Jahr  1824  gegi'ündete  „Aargauische  Lehrerpetmonsvereiu*^ 
hat  den  Zweck  der  Unterstützung  alter,   sowie  invalider  Lehrer 
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und  Lehrerinnen  und  der  Unterstützung  von  Lehrerwitwen-  und 
-Waisen  und  unterhält  zu  diesem  Zwecke  unter  Mitwirkung  des 
Staates  den  bestehenden  Kapitalfonds  und  einen  verwendbaren 
Kassabcstand  (Art.  1  der  revidirten  Statuten  vom  26.  Mai  1884). 

Art.  21  des  Schulgesetzes  vom  1.  Juni  1865  setzt  fest: 

Mit  Ausnahme  der  Arbeitslehrerinnen  sind  alle  Lehrer  und  Lehrerinnen, 
welche  vom  Erlass  des  gegenwärtigen  Gesetzes  an  im  Kanton  neu  angestellt 
werden,  verpflichtet^  dem  aargauischen  Lehrerpensionsverein  beizutreten. 

Der  Verein  erhält  alljährlich  einen  Staatsbeitrag,  dessen  Verwendung 
der  B«gierung8rat  nach  eingeholtem  Gutachten  des  Vereins  bestimmt. 

Die  Eintrittspflicht,  die  also  mit  dem  Jahre  des  Eintritts  in 
den  aargauischen  Schuldienst  beginnt,  gilt  für  alle,  die  das  40. 
Altersjahr  noch  nicht  zurückgelegt  haben. 

Lehrer,  welche  ihren  Frauen  Pensionen  sichern  wollen,  haben 
dieselben  einzukaufen  (§  7  der  Statuten). 

Das  Eintrittsgeld  beträgt  Fr.  5,  der  ordentliche  bis  zum  55. 
Altersjahr  zu  zahlende  Jahresbeitrag  Fr.  15.  Wer  nach  dem  23. 
Altersjahr  in  den  Pensionsverein  eintritt,  bezahlt  gemäss  dem  nach- 
stehenden Tarif  erhöhte  Jahresbeiträge. 


Altersjabr 

Fr. 

ot. 

Altersjahr 

Kr.  ct. 

24. 

15. 

50 

40. 

31.  — 

25. 

16. 

— 

41. 

33.  — 

26. 

16. 

50 

42. 

35.  50 

27. 

17. 

43. 

38.  — 

28. 

18. 

44. 

41.  - 

29. 

18. 

50 

45. 

45.  — 

30. 

19. 

46. 

49.  50 

31. 

20. 

47. 

55.  — 

32. 

20. 

50 

48. 

62. 

33. 

21. 

50 

49. 

70.  50 

34. 

22. 

50 

50. 

82.  50 

35. 

23. 

50 

51. 

99.  — 

36. 

24. 

50 

52. 

124. 

37. 

26. 

53. 

165.  — 

38. 

27. 

50 

54. 

247.  50 

39. 

29. 

■  ■ 

55.  und  letzten  Jahr 

495.  — 

Für  den  Einkauf  der  Frau  gelten  folgende  Bestimmungen: 
Das  Einkaufsgeld  bei  jeder  Verehelichung  beträgt  Fr.  20,  sodann 
hat  jedes  Mitglied  für  jeden  Jahrgang,  den  es  älter  ist  als  seine 
Frau,  Fr.  3  einzuzahlen.  Wer  seine  Gattin  nicht  innert  Jahresfrist 
nach  seiner  Verehelichung  oder  nach  seinem  Eintritt  einkauft,  muss 
bei  späterm  Einkauf  für  jedes  Überwartungsjahr  Fr.  2  bezahlen. 

Pensionsberechtigt  sind: 

a.  jedes  Mitglied,  welches  im  Lanfe  des  bürgerlichen  Jahres  sein  59. 
Altersjahr  zurückgelegt  hat,  mit  Beginn  des  folgenden  Jahres; 

b.  die  eingekaufte  Witwe  eines  verstorbenen  Mitgliedes ; 

c.  die  Kinder  eines  verstorbenen  Mitgliedes,  auch  wenn  deren  Mutter 
entweder  nicht  eingekauft  oder  gestorben  ist,  oder  sich  wieder  ver- 
ehelicht hat,   bis  und  mit  dem  Jahre,   in  welchem  das  jüngste  Kind 
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das  17.  Altersjahr  zurückgelegt  hat.    Die  altern  Kinder  treten  mit 
dem  17.  Altersjahre  vom  Gennsse  zurück; 

d.  Lehrer  und  Lehrerinnen  hei  konstatirter  Invalidität. 

Zu  Pensionen  sollen  alljährlich  nach  Abrechnung  der  Verwaltungskosten 
verwendet  werden  (§  22): 

a.  die  ordentlichen  Jahresbeiträge,  ausgenommen  der  erste  und  nach 
Abzug  des  über  Fr.  15  hinausgehenden  Mehrbetrages  und  weiterer  10°lo; 

h.  der  betreifende  Anteil  des  Staatsbeitrages ; 

c.  sämtliche  verfallene  Kapitalzinse ; 

d.  der  allfällige  Aktivsaldo  des  vorigen  Jahres; 

e.  die  ausdrücklich  hiefür  bestimmten  Schenkungen. 

Die  ordentliche  Pension  besteht  aus  dem  einfachen  durch  die  Zahl  der 
pensionsberechti^en  Aktien  bestimmten  Teil  der  sub  a  bis  e  sich  bildenden 
jährlichen  Pensionssumme,  abzüglich  allfällige  ausserordentliche  Unter- 
stützungen und  Invalidenpensionen  und  unter  Berücksichtigung  der  vom 
Kegierungsrat  aufgestellten  Bestimmungen  über  Verwendung  des  Staats- 
beitrages. 

Der  bestehende  Kapitalfonds  soll  geäufnet  werden: 

a.  durch  die  Eintrittsgebähren  (§  11),  den  ersten  Jahresbeitrag  neu  ein- 
tretender Mitglieder,  ferner  den  über  Fr.  15  hinausgehenden  Mehr- 
betrag (§  22),  und  10%  der  ordentlichen  Jahresbeiträge; 

b.  durch  die  Weibereinkaufsgelder; 

c.  durch  den  zugewiesenen  Anteil  des  Staatsbeitrages; 

d.  durch  Schenkungen,  dem  Verein  anheimfallende  Pensionen  und  Bussen- 
gelder. 

Nach  dem  Reglement  über  die  Verwendung  und  Verteilung 
des  gesetzlichen  Staaisbeitrages  an  den  Lehierpensionsverein  sind 
2/5  des  Staatsbeitrages  zu  kapitalisiren  und  ^/^  zu  Pensionen  zu 
verwenden. 

Der  unmittelbar  zu  Pensionen  zu  verwendende  Teil  des  Staatsbeitraires 
wird  unter  die  pensionsberechtigten  Mitglieder,  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl 
der  Aktien,  nach  der  Anzahl  der  Dienst  jähre  in  der  Weise  verteilt,  das  jedes 
Mitglied  mit  10  Dienstjahren  1/4»  mit  20  Dienstjahren  ^U,  mit  25  Dienst- 
jahren ^,'4  und  mit  30  Dienstjahren  den  vollen  Anteil  des  nach  der  Gesamt- 
zahl der  pensionsberechtigten  Mitglieder,  Witwen  und  Waisen  ihm  zufallenden 
Teils  des  Staatsbeitrages  erhält. 

Der  Staatsbeitrag  betrug  1892  Fr.  8500. 

Einem  Auszug  aus  der  Rechnung  des  aargauischen  Lehrer- 
pensionsvereins pro  1892  entnehmen  wir  folgende  Daten: 

Mitgl  iederh  est  and. 

1.  Zahlende,  mitgerechnet  33  neu  Eingetretene       ....       603 

2.  Passivmitglieder 36 

3.  Pensionsberechtigte : 

a.  Witwen 84 

h.  Waisen 27 

c.  Mitglieder 103  214 

Zusammen    853 
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Ol 

o 

2 

'5 

o 

5j 

tm 

.2 

< 

per  Pension 

Total 

uU 

55 

» 

S 

S 

•^ 

0 

6 

0 

8 

2 

16 

15 

1 

Fr.  63 

Fr.     1062 

'/4 

17 

4 

9 

2 

32 

28 

4 

„    71 

..      2472 

*'4 

6 

1 

3 

1 

11 

11 

„    79 

„        865 

»-'4 

8 

1 

2 

11 

11 

— 

n    86 

„        949 

*'i 

30 

30 

62 

22 

144 

141 

2 

1 

„    94 

..  13,739 

67      36      84        27        214 


206 


Fr.  19,087 


Die  Bechnunjy  pro  1891  erzeigt:  71  Nicht  mehr  Lehrer,  37  Noch  Lehrer, 
80  Witwen,  26  Waisen.  Total  214,  Mit  1  Aktie  206,  Mit  2  Aktien  7,  Mit  3  Aktien  1. 

Eine  Pension  betrug  im  Vorjahre: 
0  Staatsbeitrag  Fr.  62.  80 

3  . 


*\. 


V) 


62.  80 

Total  Fr.     1119.  — 

70.  50 

.       ,.       2460.  — 

78.  20 

„       ,        860.  — 

a5.  90 

„        945.  — 

93.  60 

..           M       10.00«7. 

Total  Fr.  18,973.  — 

Das  Venuögen  belief  sich  am  31.  Dezember  1892  auf  Franken 
175.100.  welclie  Summe  sich  im  Laufe  der  Jahre  aus  den  kapita- 
lisirten  Staatsbeiträgen  (Fr.  70,200).  aus  Schenkungen  (Fr.  9154) 
und  Leistungen  der  Mitglieder  (Eintritts-  und  Einkaufsgelder,  An- 
teil der  Jahresbeiträge,  Bussen  etc.  Fr.  97,747)  ergeben  hat. 

Die  Zahl  der  im  letzten  Jahrzehnt  Pensionirten  ergibt  sich 
aus  folgender  Zusammenstellung: 


Noch  Lehrer 

NIeht'mehr  Lehrer 

Witwen 

Waisen 

Im  ganzen 

Durchschnitt!. 
Betrag  einer 
Pension 

1883 

61 

69 

72 

13 

215 

Fr.    80.  30 

1884 

54 

65 

75 

16 

210 

,.      81.  80 

i8a5 

51 

65 

75 

14 

205 

„      85.  60 

1886 

47 

66 

76 

18 

207 

„      87.  90 

1887 

50 

70 

78 

19 

217 

„      81.  80 

1888 

45 

66 

77 

19 

207 

,,      88. 

1889 

44 

64 

80 

21 

209 

.,      88.  75 

1890 

43 

63 

80 

25 

211 

„      89.  — 

1891 

37 

71 

80 

26 

214 

,,      90. 

1892 

36 

67 

84 

27 

214 

„      90.  70 

17.  Kanton  Thurgau^). 

Die  Anregung,  eine  Lehrerkasse  zu  gründen,  ging  zuerst  vom 
thurgauischen  Lehrerverein  aus,  der  im  Jahre  1823  in  Steckborn 
gegründet  worden  war.  Fast  gleichzeitig  suchte  auch  PfaiTcr 
Heidegger  in  Roggweil  denselben  (xedanken  zu  verwirklichen, 
und  im  Jahre  1827  gelang  es,  die  getrennten  Bestrebungen  zu 
vert^inigen  und  die  Unterstützungskasse  thurgauischer  Lehrer  zu 
gründen.     Da    man   jedoch    den    gering    besoldeten    Mitgliedern 

^)  Vergleiche  eine  einlassliche  Besprechung  der  thnrgauischen  Alters-  und 
Hülfskasse  in  der  „Schweizerischen  Lehrerzeitung"  von  Herrn  Seminar  direkter 
U.  Rebsamen  in  Kreuzungen,  der  wir  zum  Teil  wörtlich  folgen. 
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keine  allzu  gi'ossen  Opfer  zumuten  (iurft<*  und  deshalb  den 
Jahresbeitrag  anfangs  auf  nur  Fr.  2.io  festsetzte;  andere  Ein- 
nahmen von  Belang  jedoch  nicht  zu  verzeichnen  waren,  so  ge- 
nügten die  verabreichten  Unterstützungen  bei  weitem  nicht,  um 
die  vorhandene  Not  zu  lindern.  Ein  staatlicher  Beitrag  von  fl.  100 
wurde  erst  1843  zum  ersten  Mal  ausgerichtet.  Trotzdem  gedieh 
die  bescheidene  Anstalt  und  besass  im  Jahre  1851  ein  Vennögen 
von  fl.  4814,  nachdem  im  ganzen  fl.  4700  an  Unterstützungen  ver- 
abreicht worden  waren.  Mit  der  Zeit  gelang  es,  eine  Erhöhung 
des  Staatsbeitrages  zuerst  auf  Fr.  600,  dann  auf  Fr.  700  zu  bewirken 
und  in  gleicher  Weise  wurde  auch  der  JahiTsbeitrag  der  einzelnen 
Mitglieder  auf  Fr.  5  erhöht. 

1854  wurde  der  Beitritt  zur  Kasse  obligatorisch  erklärt.  Die 
1858  revidirten  Statuten  enthielten  folgende  Hauptbestimmungeu : 

,.§  20.  Aus  der  Alters-  nnd  Hülfskasse  werden  folgende  Beiträge  und 
Unterstützungen  verabreicht : 

1.  Jedem  Mitgliede  nach  zurückgelegtem  65.  Altersjahre  eine  persönliche 
Altersgabe  von  Fr.  15  jährlich. 

2.  Unterstützungsbedürftigen  Anteilhabern  der  Kasse,  die  dem  Schul- 
dienste oder  einem  andern,  nach  dem  Austritt  aus  dem  Lehrerstande  ge- 
wählten Berufe  nicht  mehr  vorstehen  können,  oder  die  überhaupt  nicht  in 
so  günstigen  Vermögensverhältnissen  stehen,  welche  denselben  eine  ordent- 
liche Existenz  sichern,  eine  jährliche  Unterstützung  von  Fr.  20—60,  womit 
jedoch  die  Altersgabe  wegfällt. 

3.  Jeder  Witwe  und  den  Waisen  verstorbener  Mitglieder  Unterstützungen 
nach  folgendem  Masstabe: 

a.  der  Witwe  und  den  Kindern  als  Rechtsnachfolger  des  verstorbenen 
Gatten  und  Vaters  ein  Jahresbeitrag  von  Fr.  20 : 

b.  unterstützungsbedürftigen  Witwen  und  Waisen ,  bezw.  nach  dem  Ab- 
leben ersterer  den  Waisen  allein  (bis  das  jüngste  Kind  das  18.  Alter?- 
jahr  erreicht  hat)  ein  erhöhter  Beitrag  bis  auf  Fr.  80  jährlich.'* 

Sodann  bestimmte  noch  §  21 :  „In  Krankheitsfallen  unterstützungsbedürf- 
tiger Mitglieder,  die  nicht  schon  nach  §  20  Ziffer  2  unterstützt  werden,  wird, 
sofern  die  Krankheit  ein  Vierteljahr  dauert,  im  ganzen  eine  Unterstützung 
von  Fr.  15  und  bei  längerer  Dauer  eine  solche  von  Fr.  1.20  per  Woche  ver- 
abreicht." 

Die  Anstalt  nahm  auch  in  den  50er  Jahren  ihren  geordneten,  regel- 
mässigen Fortgang.  Die  Jahresbeiträge  der  Mitglieder  steigerten  sich  von 
Fr.  894:  im  Jahre  1852  auf  Fr.  1280  im  Jahre  1860,  die  verabreichten  jähr- 
liehen  Unterstützungen  im  nämlichen  Zeiträume  von  Fr.  1214  auf  2196,  das 
Vereinsvermögen  von  Fr.  10,885  auf  Fr.  20,697. 

D(»nnocli  wurden  immer  melir  Stimmen  laut,  die  der  Kasse 
keine  rosige  Zukunft  verhiessen.  und  da  glaubte  man  allen  etwaigen 
(Tefaliren  dadurch  entgehen  zu  können,  dass  man  1861  beschloss. 
einen  Vertrag  mit  der  Schweizerischen  Rentenanstalt  abzuschliesseu. 
Diese  verlangte  zwar  Erhöhung  der  jährlichen  Einzahlungen  von 
von  Fl*.  5  auf  Fr.  15  per  Mitglied;  da  sich  jedoch  der  Staat  eben 
verpflichtet  hatte,  während  25  Jahren  statt'  Fr.  700  Fr.  2000  bei- 
zutragen, gedachte  man  mit  Hülfe  dieses  Zuschusses  dem  Lehrer 
ein  Dritteil  seiner  Einzahlung  abzunehmen,  so  dass  jedes  Mitglied 
jährlich  Fr.  10  entrichten  sollte. 
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Wie  es  sich  später  erwiesen  hat,  war  es  für  die  Hülfskassi^ 
von  grossem  Vorteil,  dass  dieser  Vertrag  nicht  zu  stände  kam. 
iStatt  dessen  nahm  man  1862  eine  eingehende  Statutenrevision  vor. 
Die  Statuten  wurden  vom  Regicrungsrate  genehmigt  und  traten  am 
1.  Januar  1863  in  Kraft.  Die  neue  Stiftung  erhielt  nun  den  Namen 
Witwen-  und  Waisenstiftung  und  wurde  von  der  gleichen  Kommis- 
sion verwaltet  wie  die  Alters-  und  Hülfskasse,  die  auf  die  dama- 
ligen Mitglieder  beschränkt  blieb  und,  w^enn  deren  Berechtigungen 
aufhörten,  der  Witwen-  und  Waisenstiftung  einverleibt  werden 
sollte.  Sie  verfügte  mit  dem  1.  Januar  1863  über  ein  sogenanntes 
reines  Vermögen  von  Fr.  24,250  und  hatte  in  diesem  Jahre  nach 
den  alten  Statuten  28  Witwen  (oder  Waisen)  mit  je  Fr.  20—80 
und  26  alte  oder  kranke  Lehrer  mit  je  Fr.  15 — 60  zu  unterstützen. 
Im  übrigen  wurde  sie  auf  den  Aussterbeetat  gesetzt,  d.  h.  es  w-urden 
keine  neuen  Mitglieder  mehr  aufgenommen.  Um  den  Schluss- 
termin der  Liquidation  schneller  herbeizufüliren,  sollten  nach  §  30 
der  Statuten  „mit  den  Anspruchsberechtigten  insgesamt  oder  mit 
einzelnen  derselben  Auslösungsveilräge  auf  billiger  Grundlage  ab- 
geschlossen werden".  Wer  aber  eine  kleinere  oder  grössere  Reihe 
von  Jahi-en  infolge  obligatorischer  Verpflichtung  oder  Mher 
freiwillig  seine  Jahresbeiträge  einbezahlt  hatte,  den  konnte  und 
wollte  man  auch  nicht  seiner  Anspruchsrechte  berauben.  Nur  wer 
erst  nach  1862  in  die  Witwen-  und  Waisenstiftung  eintrat,  hatte 
vorderhand  keinerlei  Anspruch  auf  persönliche  Unterstützung  wegen 
Krankheit  oder  Erwerbsunfähigkeit.  Bei  Bereinigung  des  Mitglieder- 
Verzeichnisses  im  Anfang  des  Jahres  1863  ergaben  sich:  a.  47 
Nutzniessungsberechtigte,  b.  8.  welche  nicht  mehr  zahlungspflichtig, 
aber  noch  nicht  nutzniessungsberechtigt  waren,  r.  68  Zahlungs- 
pflichtige, d.  198,  welche  der  neuen  Witwen-  und  Waisenstiftung 
beigetreten  waren,  an  die  Alters-  und  Hülfskasse  keine  Beiträge 
mehr  bezahlten,  wegen  ihi-er  früheren  Zahlungen  aber  aus  dem 
Grunde  des  Alters  oder  der  Krankheit  noch  Anspruch  an  die  Kasse 
hatten.  Die  Anzahl  der  Zahlungspflichtigen  verminderte  sich  rasch, 
zum  Teil  infolge  von  Auslösungen ;  1867  waren  es  noch  17,  1872 
noch  2.  Von  1873  an  waren  unter  den  Einnahmen  keine  Jahres- 
beiträge mehi'  zu  verzeichnen.  Haupteinnahmen  waren  die  Kapital- 
zinse,  jährlich  zirka  Fr.  1000—1100.  Ausserdem  wurden  in  den 
ersten  acht  Jahren  von  1863  an  auch  dieser  Kasse  Zuschüsse  vom 
Staatsbeitrage  (Fr.  100  —700  per  Jahr)  verabreicht ;  andere  Ein- 
nahmen unter  dem  Titel  Geschenke  und  Verschiedenes  w^aren  nicht 
von  grossem  Belang.  —  Aber  auch  die  Ausgaben  an  Nutzni essungen 
verminderten  sich  mit  den  Jahren,  entsprechend  der  Zahl  der  An- 
spruchsberechtigten. 1863  beziiferte  sich  dieser  Posten  auf  Fr.  1843. 
dann  bald  auf  Fr.  1700.  1500,  1200,  1000  und  schwankte  in  den 
70er  und  80er  Jahren  meist  zwischen  Fr.  800  und  1100.  So  ist 
es  denn,  wenn  auch  nicht  ohne  Mühe,  möglich  geworden,  das 
Herabsinken  des  reinen  Vermögens  auf  weniger  als  Fr.  20,000  zu 
verhüten.     Am  31.  Dezember  1886  betrug  es  Fr.  21,390. 
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Die  Statuten  der  Witwen-  und  Waisenstiftung  setzten  fest,  dasi; 
alle  gegenwärtigen  sowie  die  künftigen  thurgauischen  Ihimar-  und 
Sekundarlehrer  obligatorisch  in  die  Witwen-  und  Waisenstiftung  ein- 
zutreten haben  (§  2). 

Der  freie  Zutritt  war  den  nicht  mehr  im  thurgauischen  Schul- 
dienst stehfifiden  Mitgliedern  der  bisherigen  Alters-  und  Hulfskasse 
der  Lehrer,  sowie  den  an  einer  thurgauischen  Primär-  oder  Sekun- 
därschule angestellten  nicht  kantonsbürgerlichen  Primär-  und  Sekun- 
darlehrem,  sowie  den  Lehrern  an  den  kantonalen  Lehranstalten 
(Kantonsschule,  Seminar,  landwirtschaftliche  Schule)  freigestellt, 
den  nicht  mehr  im  Schuldienst  stehenden  Lehrern  unter  dem  Vor- 
behalt der  Anmeldung  vor  1.  Februar  1863,  allen  übrigen,  wenn 
sie  im  ersten  bezw.  zweiten  Jahre  ihrer  Anstellung  in  die  Ver- 
tragsverbindung eintreten.  Den  Lehrern  an  Privatanstalten  konnte 
die  Aufnahme  durch  besondern  Beschluss  des  Erziehungsrates  be- 
willigt werden. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  nahm  stetig  zu.  Sie  betrug  269  im 
Jahre  1863  und  376  im  Jahre  1891.  An  Jahresbeiträgen  wurden 
in  29  Jahren  Fr.  141.420  einbezahlt.  Fr.  98.220  von  den  Mit- 
gliedern direkt.  Fr.  43,200  aus  dem  Staatsbeitrag  von  jähiiich 
Fr.  2000.  Die  im  Schuldienst  stehenden  Mitglieder  hatten  nämlich 
je  nur  Fr.  10.  der  Staat  fiir  dieselben  je  Fr.  5  Jahresbeitrag  ein- 
zuwerfen; die  Zahl  der  Mitglieder,  welche  den  vollen  Beitrag  von 
Fr.  15  selber  bezahlten,  schwankte  meist  zwischen  20  und  30.  Die 
Fr.  98.220.  welche  die  Mitglieder  zusammenlegten,  setzen  sich  zu- 
sammen aus  8640  Beiträgen  ä  Fr.  10  und  788  Beiträgen  ä  Fr.  15. 
Der  Gesamtbetrag  von  Fr.  141,420  ist  ganz  genau  derselbe,  der 
im  Falle  des  Vertragsabschlusses  an  die  Rentenanstalt  hätte  ent- 
richtet werden  müssen. 

So  erwies  sich  denn  die  junge  Anstalt  als  sehr  leistungsfähig. 
Nach  20jährigem  Bestände  verfügt  sie  heute  über  ein  Vennöo:en 
von  über  Fr.  lOO.(KK). 

Während  der  Lehrer  auf  diese  Weise  die  Zukunft  seiner  Hinter- 
lassenen  einigermassen  gesichert  sah.  musste  er  mit  Besorgnis  für 
sein  persönliches  Schicksal  erfällt  bleiben.  Er  sah  sich  im  Falle 
von  Krankheit  und  im  Alter  ohne  Hülfe  dastehen,  denn  er  hatte 
nur  Anspruch  auf  Fr.  15  jährliche  Altersgabe  vom  65.  Jahre  an 
oder  im  Falle  von  Unterstützungsbedürftigkeit  auf  höchstens 
Fr.  60. 

Im  Jahre  1878  regte  deshalb  die  Lehrersynode  die  Schaifimsr 
einer  neuen  Unterstützungskasse  unter  staatlicher  Verwaltung  an. 
die  durch  Beiträge  des  Staates,  der  Gemeinden  und  der  Lehrer 
genährt  werden  sollte;  allein  der  thurgauische  Grosse  Rat  trat 
auf  den  ilim  vom  Regierungsrate  vorgelegten  Entwurf  nicht  ein. 
weil  befürchtet  wurde,  derselbe  würde  bei  der  Volksabstimmung 
unterliegen. 


j 
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Das  Erziehungsdepartement  versuchte  daher  einige  Jahre  später 
(1885)  durch  Vertrag  unter  den  Schulgemeinden  eine  Kasse  auf 
ähnlicher  Grundlage  zu  eirichten;  allein  die  Mehrzahl  der  Gemeinden 
zeigte  sich  ahgeneigt. 

Auf  diesen  Misserfolg  hin  beschlossen  die  Lehrer,  sich  selbst 
zu  helfen  und  gründeten  1886  eine  Alters-  und  Hülfskasse  ohne 
Inanspruchnahme  der  Gemeinden.  Der  Grosse  Bat  unterstützte 
sie  wesentlich,  indem  er  den  für  die  Witwen-  und  Waisenstiftung 
ausgesetzten  Beitrag  von  Fr.  2000  für  die  beiden  Anstalten  zu- 
sammen auf  Fr.  4(>0O  erhöhte. 

Die  Statuten  der  Alters-  und  Hülfskasse  der  ffiurgauischen  Lehrer 
vom  31.  Mai  und  18.  Juni  1887.  die  mit  dem  1.  Januar  1887  in 
Kraft  getreten  sind,  setzen  im  wesentlichen  folgendes  fest: 

AUe  gegenwärtigen  und  künftigen  im  aktiven  kantonalen  Schnldienst 
stehenden,  sowohl  provisorisch  als  definitiv  angestellten,  kantonsbürgerlichen 
Primär-  und  Sekundarlehrer  treten  obligatorisch  in  die  Vertragsverbindung  ein. 

Nach  vollendetem  45.  Altersjahre  ist  der  Eintritt  nicht  mehr  zulässig. 

Der  bleibende,  unantastbare  Fonds  der  Stiftung  wird  gebildet: 

ö.  aus  dem  Fonds  der  bisherigen  Alters-  und  Hülfskasse  (zirka  Fr.  20,000), 
wofür  die  neue  Stiftung  die  auf  der  letztern  noch  haftenden  Verpflich- 
tungen gegenüber  den  gegenwärtigen  Nutzniessungsberechtigten,  welche 
der  neu  gegründeten  Kasse  nicht  beitreten  können,  ungeschmälert  zu 
erfüllen  hat; 

b.  aus  dem  bisherigen  Reservefonds  der  Witwen-  und  Waisenstiftung 
(zirka  Fr.  38,(X)0),  der  damit  der  Alters-  und  Hülfskasse  wie  der 
Witwen-  und  Waisenstiftung  gleichmässig  als  Reserve  dient  und  für 
die   schon   bisher  auf  ihm  ruhenden  Verpflichtungen  einzustehen  hat. 

Ausserdem  soll  im  ersten  Quinquennium  wenigstens  die  Hälfte,  im  zweiten 
Quinquennium  wenigstens  ein  Dritteil  der  Einnahmen  an  Staatsbeitrag  und 
Jahresbeiträgen  der  Mitglieder  alljährlich  zum  Eapitalfonds  geschlagen  werden. 

Dieser  Fonds  darf  seinem  Zwecke  nie  entfremdet  und  weder  geschmälert 
noch  aufgehoben  werden. 

Die  Mitglieder  leisten  eine  jährliche  Einlage  von  Fr.  10,  wenn 
sie  Anspruch  auf  Staatsbeitrag  haben,  sonst  von  Fr.  15  (§  3). 

Der  Staat  entrichtet  einen  jährlichen  Beitrag  von  Fr.  5  fiir 
jedes  obligatorisch  zum  Beitritt  verpflichtete  Mitglied  des  Lehrer- 
standes, sowie  für  die  freiwillig  eintretenden  Mitglieder,  sofern  sie 
im  öffentlichen  Schuldienst  stehen. 

Die  Nutzni essungen  sind  höchstpersönlich  und  können  weder  veräussert 
noch  gepfändet  werden. 

Auf  eine  volle  Nutzniessung  von  Fr.  300  hat  Anspruch: 

a.  jeder  Lehrer,  der  nach  zurückgelegtem  65.  Altersjahr  vom  Schuldienst 
zurücktritt ; 

h.  wer  nach  wenigstens  zwanzigjährigem  Schuldienst  im  Kanton  wegen 
körperlicher  oder  geistiger  Gebrechen  bleibend  dienst-  und  erwerbs- 
unfähig geworden  ist. 

Schmälert  das  Gebrechen,  das  die  Unfähigkeit  für  den  Schuldienst  be- 
dingt, im  übrigen  die  volle  Erwerbsfähigkeit  des  Betreifenden  in  einem  andeni 
Wirkungskreise  nicht,  so  ist  keine  Nutzniessung  zu  leisten,  insofern  und  so 
lange  derselbe  nachweislich  so  viel  erwirbt,  als  sein  zuletzt  bezogener  Jahres- 
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gehalt  betragen   hat.    Bei   verminderter  Erwerbsfähigkeit   gelten  die  Vor- 
schriften von  §  12. 

Ebenso  erlischt  die  Bezngsberechtignng  im  Falle  der  Wiederherstellung 
und  Wiederbefähigung  zum  Schuldienst  (§  11). 

Eine  verminderte  Nutzniessung  im  Betrag  von  jährlich  Fr.  50—200  wird 
verabfolgt : 

a.  wenn  ein  Mitglied  vor  erfülltem  zwanzigjährigen  Schuldienst  unver- 
schuldet erwerbsunfähig  geworden  oder  länger  als  ein  Vierteljahr  an 
der  Austibung  des  Berufs  durch  Krankheit  verhindert  ist; 

b.  wenn  andere  Familienglieder  von  schwerer  und  über  ein  Vierteljahr 
andauernder  Krankheit  heimgesucht  werden  (§  12). 

Ein   einmaliger  Beitrag  von  Fr.  100  wird  verabreicht,  wenn  die  Fraa 
eines  Mitgliedes  stirbt  und  Kinder  unter  16  Jahren  hinterlasse  (§  13). 

Wir  geben  in  nachfolgendem  die  faktischen  Verhältnisse  nach 
einem  Bericht  des  langjährigen  Präsidenten  der  Verwaltungskommis- 
sion.  Herrn  Seminardirektor  Rebsameu,  über  die  Jahi-e  1887 — 1892. 

a.  Die  Witwen-  und  Waisenstiftnng. 

Die  Einnahmen  derselben  ergeben  sich  aus  folgender  Zusammeu- 

Stellang:  i887  1888  1889  1890  1891  1892 

Fr.  Ft.  Fr.  Fr.  Fr.  ». 

Jahresbeiträge  k  Fr.  10   3370  3420  3490  3470  3500  3510 

1685  1710  1745  1735  1750  1755 

495  435  420    405  390  390 

3540  3762  3829  3793  4289  4259 

57  —  31           20  49  65 

—  —  200         —  1  - 


Staatsbeitrag 
Beiträge  k  Fr.  15 
Nettozinse     .    . 
Nachzahlungen 
;  Verschiedenes    .  _  

!  Summa  der  Jahres- 

!  einnahmen 9147        9327        9715        9423        9979       9979 


I 


Die  Höhe  der  Jahresbeiträge  ist  bedingt  durch  die  Zahl  der 
Mitglieder.  Diese  betrug  in  den  sechs  Rechnungsjahren:  1.  370, 
2.  371,  3.  377,  4.  374.  5.  376,  6.  377.  Darunter  bezogen  den 
Staatsbeitrag  von  je  Fr.  5  und  hatten  also  nur  Fr.  10  zu  bezahlen: 
1.  337,  2.  342,  3.  349,  4.  347,  5,  350.  6.  377.  Den  vollen  Jahres- 
beitrag von  Fr.  15  haben  bezahlt:  1.  33,  2.  29,  3.  28,  4.  27,  5.  26, 
H.  26  Mitglieder. 

Die  Ausgaben  in  den  sechs  letzten Bechnungsjahren  sind  folgende: 


Renten 

Verwaltungskosten  . 
Verschiedenes     .     . 

1887 

Fr. 

3900 

331 

83 

4314 
9147 

1888 

Fr. 

4100 

232 
27 

4359 
9327 

1889 

Fr. 

4200 

239 

42 

4481 
9715 

1890 

Fr. 

4600 

237 

25 

4862 
9423 

1891 
Fr. 

4500 

242 

23 

1892 

Fr. 

4800 

244 

69 

Summa  der 
Jahresausgaben  .     . 
Jahreseinuahmen 

4765 
9979 

5113 
9979 

Mehreinnahmen  .     . 
Vorjähriger  Erzeig 

4833 
83992 

88825 

4968 

88825 

5234 
93793 

4561 
99027 

5215 
103587 

4866 
108802 

Reines  Vermögen    . 

93793 

99027 

103588 

108802 

108668 

b«  Die  Alters-  und  Httlfskasse. 

Einnahmen.  Nach  §  7  der  Statuten  vom  31.  Mai  und  18.  Juni 
1887  wurde  der  in  diesem  Jahre  neugegründeten  Alters-  und  Hfills- 
kasse  als  bleibender,  unantastbarer  Fonds:  a.  der  Fonds  der  frühem 
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Alters-  und  Hülfskasse  mit  Fr.  21,390  und  b.  der  bisherige  Reserve- 
fonds der  Witwen-  und  Waisenstiftung  mit  Fr.  39.221,  zusammen 
also  Fr.  60.611  als  Kapitalstock  übergeben,  selbstverständlich  in 
der  Meinung ,  dass  die  neue  Kasse  damit  auch  die  Verpflichtungen 
übernehme,  die  an  diese  Fondationen  geknüpft  waren.  Die  Jahi-es- 
einnahmen  wiesen  darum  von  Anfang  an  Zinsbeträge  auf,  die  sich 
bis  heute  von  rund  Fr.  2700  auf  Fr.  4000  steigerten. 

Den  bedeutendsten  Einnahmeposten  bildeten  indessen  die 
Jahresbeiträge  der  Mitglieder,  welche  sich  nach  §  9  der  Statuten 
auf  Fr.  10,  15,  20,  25,  30  belaufen  können.    Es  haben  bezahlt  : 

1887  1888  1888  1890  1891  1892 

67 
72 
44 
21 
104 


je  Fr.  10 
,.     ..    20 


66 

00 

85 

21 

122 


74 
64 
40 
21 
105 


62 
76 
47 
22 
108 


61 
71 
49 
26 
106 


59  Mitglieder 
54 
47 
36 
102 


Gesamtzahl         299          304  308          310 

Die  Jahresbeiträge  betragen  mithin: 

1887  1888    1889    1890 

660  740   670   620 

825  960   1080   1140 

700  800    880   940 

525  525    525    550 

3660  3150   3120   3090 


813    298  Mitglieder 


ä  Fr.  10 
,.  ^  lo 
.,  „  20 
n  ,.  25 
.:  n  30 
Samma  aller  Jahres- 
beiträge .  .  . 


1891 

610 

1065 

980 

650 

3180 


1892 

590 
810 
940 
900 
3060 


6370   6175   6275   6340   6485   6300 

Der  Staatsbeitrag  unter  den  Einnahmen  der  Alters-  und  Hülfs- 
kasse ist  jeweils  gleich  dem  Gesamtbeitrag  von  jährlich  Fr.  4000 1) 
weniger  dem  Anteil,  der  zur  Ergänzung  der  Mitgliederbeiträge  von 
Fr.  10  auf  Fr.  15  für  die  Witwen-  und  Waisenstiftimg  in  Anspruch 
genommen  wird.  Für  die  letztere  schwankt  er  zwischen  Fr.  2250 
und  Fr.  2315.  1892  betrug  er  Fr.  1755  und  au  die  Alters-  und 
Hülfskasse  Fr.  5245,  zusammen  also  Fr.  7000. 

Die  Ausgaben  gestalteten  sich  folgendermassen : 

1888         1889  1890 

Fr.  Fr.  Fr. 


Nutzniessnngen  für  Mitglie- 
der der  frühem  Stiftung 

An  Mitglieder  der  neuen 
Stiftung 

Verwaltungskosten    .     .     . 

Verschiedenes 


1887 

Fr. 

775 


650        695 


710 
438 
118 


575 

232 

72 


1610 

239 

32 


675 

1515 

237 

29 


1891 

Fr. 

650 


1892 
Vr. 

750 


2185 

242 

26 


3941 

278 

70 


Summa  der  Jahresausgahen      2041       1529      2576        2456        3103        5039 
Jahreseinnahmen.     .     .     .     11831     11703    12027      12576       13061       16138 


Mehreinnahmen    .    . 
Voijähriger  Erzeig   . 

Reines  Vermögen  .     . 


9790    10174      9451       10120        9958      11099 
60612    70402    80576      90028    100148    105106 

70402    80576    90027    100148    110106    116205 


0  In  seiner  Sitzung  vom  24.  November  1892  hat  der  Grosse  Rat  auf  den 
Vorschlag  des  Regierungsrates  hin  den  jährlichen  Staatsbeitrag  an  die  Lehrer- 
Alters-  und  Hülfskasse  von  Fr.  4000  auf  Fr.  7000  erhöht  und  sie  dadurch  in 
den  Stand  gesetzt,  in  Zukunft  die  Stellvertretungskosten  für  kranke  Lehrer  zu 
bestreiten. 
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Über  die  sämtliclien  Einnahmen  im  Quinquennium  1887 — 1891 
lassen  wir  nuu  folgende  Zusammenstellung  folgen : 

1887         1888         1889        1890         1891        1887-81 

Vr,  Fr.  Fr.  Fr.  Fr.  Fr. 

Jahresbeiträge 6370  6175  6275  6340  6485  31645 

Nettozinse 2763  3161  3437  3451  4093  16905 

Staatsbeitrag 2315  2290  2255  2265  2250  11375 

Einkaufs  taxen 284  40  —  —          128  452 

Nachzahlungen —  —  60  20        —  80 

Verschiedenes 99  37  —  500        l(fe  741 

Summa  der  Jahreseinnahmen    11831    11703    12027    12576    13061      61198 

Für  die  beiden  Institute  ergibt  sich  folgender  Yennögens- 
bestand : 

Witwen-  und  WaLsenstiftung     .  Fr.  108,668 

Alters-  und  Hülfskasse        ...  „    116,205 

ReserTefonds „      10,386 

Total        Fr.  235,259 

Der  gemeinsame  Reservefonds  der  Alters-  und  Hülfskasse  und 
der  Witwen-  und  Waisenstiftung  weist  folgenden  Bestand  auf: 

Beitrag  der  W^itwen-  und  Waisenstiftung                .  Fr.  5000 

,,         ,,     Alters-  und  Hülfskasse          ...  ..  5000 

An  Zinsen *.        .        .        .  ,.  372 

Verschiedenes  (Absenzbussen) .,  14 

Summa  der  Einnahmen       Fr.  10,386 

§  21  der  Statuten  nimmt  in  Aussicht,  dass,  nachdem  während 
einer  Keihe  von  Jahren  die  nötigen  Erfahrungen  über  die  Ent- 
wicklung der  neuen  Alters-  und  Hülfskasse  gemacht  sein  werden, 
dieselbe  mit  der  Witwen-  und  Waisenstiftung  vereinigt  werden  solle. 


Fakultcitiie  Kassen, 

Während  der  Staat  alle  vorstehend  besprochenen  Kassen  in 
grösserem  oder  geringerem  Masse  durch  Beiträge  unterstützt,  bildet 
die  staatliche  Subvention  bei  den  freiwilligen  Kassen  der  Lehrer- 
schaft eine  Ausnahme.  Nur  wenige  Kantone  besitzen  solche  nicht 
obligatorische  Kassen  (Bern,  Basel,  St.  Gallen,  Tessin).  In  diese 
Kategorie  können  auch  noch  die  von  einzelnen  Gemeinden  für  ihre 
Lehrerschaft  gegründeten  Pensions-  und  Witwen-  und  Waisenkassen 
eingereiht  werden. 

1.  Kanton  Bern. 

Neben  den  auf  Seite  7 — 13  erwähnten  gesetzlichen  Bestim- 
mungen, die  für  das  Alter  der  Lehrerschaft  im  Invaliditätsfall 
Vorsorge  treffen,  besitzt  die  bernische  Lehrerschaft  seit  bald 
80  Jahren  auch  noch  eine  eigene  Lehrerkasse,  i) 

*)  Wir  folg:en  zum  Teil  wörtlich  einem  der  Hanptversammlung  der  Mit- 
glieder der  Lehrerkasse  von  ihrem  Präsidium  am  3.  Mai  1893  Torgelefften 
Berichte. 


J 
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Sie  wurde  im  Jahre  1818  gegründet  und  zählte  Ende  1820 
bereits  150  Mitglieder.  Durch  Geschenke  und  Legate  wuchs  das 
Vermögen  der  Kasse  bis  im  Jahre  1838  auf  Fr.  30,000  a.  W.  an. 
In  diesem  Jahre  wurde  eine  tiefgreifende  Statutenrevision  vor- 
genommen. Die  neuen  Statuten,  die  mit  dem  Jahre  1840  ius 
Leben  traten,  veränderten  den  ('harakter  der  Kasse  in  der  Weise, 
dass  aus  der  Almosen-  und  Unterstützungskasse,  die  sie  bis  jetzt 
gewesen,  eine  wirkliche  Invaliden-,  Witwen-  und  Waisenkasse 
wurde. 

In  der  Zeit  von  1839  bis  1855  betrug  die  Mitgliederzahl  immer 
nur  zwischen  400  und  450,  die  Pensionen  schwankten  zwischen 
Fr.  20  und  40  unregelmässig  auf  und  ab,  die  Zahl  der  Pensions- 
berechtigten wuchs  aber  regelmässig  von  37  im  Jahre  1839  auf 
120  im  Jahre  1854;  im  letztem  Jahre  war  schon  mehr  als  der 
vierte  Teil  der  Mitglieder  pensionsberechtigt,  da  die  bedingungs- 
lose Pensionsberechtigung  bereits  vom  55.  Lebensjahre  der  Mit- 
glieder an  begann. 

Im  Jahre  1856  kam  die  Lehrerkasse  durch  Erbschaft  in  den 
Besitz  von  Fr.  241,500,  der  grossmütigen  Hinterlassenschaft  des 
Heirn  Fuchs  sei.  Dieser  Vermögenszuwachs  veranlasste  die  Kassen- 
raitglieder,  sofort  (in  der  Versammlung  von  1856)  eine  partielle 
Statutenrevision  vorzunehmen;  man  sicherte  jedem  Mitglied  vom 
55.  Jahre  an  eine  Pension  zu,  ganz  gleichgültig,  ob  es  im  Amte  sei 
oder  nicht,  hob  die  bisherigen  Eintrittsgelder  auf  und  beschloss, 
5  o/o  der  Unterhaltungsgelder  regelmässig  zum  Kapital  zu  schlagen, 
setzte  femer  zur  Ausrichtung  von  Notsteuern  einen  Kredit  bis  auf 
Fr.  400  aus  und  bestimmte  endlich,  den  „Eintritt  neuer  Mitglieder 
auf  bisherigem  Fusse  bis  31.  Pezember  1856  zu  gestatten". 

Alles  das  hatte  zur  Folge,  dass  bis  zu  diesem  Zeitpunkt  gegen 
400  neue  Mitglieder  beitraten.  Die  Mitgliederzahl  hob  sich  dadurch 
fast  plötzlich  (im  Jahre  1856)  auf  820,  von  denen  150  pensions- 
berechtigt waren;  die  Pension  betrug  in  diesem  Jahre  Fr.  80. 

Die  Kevision  vom  Jahre  1856  war  eine  partielle,  die  Total- 
revision fand  erst  1859  statt.  Von  den  beitretenden  Mitgliedern 
verlangte  man  in  30  Jahresbeiträgen  die  Summe  von  Fr.  450.  Der 
25jährige  zahlte  in  den  ersten  10  Jahren  Fr.  25,  die  weitern 
10  Jahre  Fr.  15  und  die  letzten  10  Jahre  Fr.  5.  Die  Witwen 
traten  in  die  Beitragspflicht  des  Mannes.  Wer  in  höherm  Alter 
als  25  Jahre  beitrat,  hatte  die  verfallenen  Jahresbeiträge  beim 
Eintritt  in  einer  Summe  nachzuzahlen. 

Dagegen  bewilligte  nun  die  Kasse  folgende  Pensionen: 

a.  an  alle  Mitglieder,   welche   das   55.  Altersjahr  zurückgelegt 
hatten ; 

b.  an  alle  Mitglieder  unter  55    Jahren,  welche   durch  unver- 
schuldete Gebrechen  ausser  stand  gesetzt  waren,  ihren  Beruf 
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ferner  auszuüben  oder  auf  andere  Weise  ihren  Unterhalt  er- 
werben konnten; 

c,  an  alle  Witwen; 

d.  an  die  hinterlassenen  Kinder,  welche  das  17.  Ältersjahr  noch 
nicht  zurückgelegt  hatten. 

Acht  Jahre  nach  Inkrafttreten  dieser  Statuten  hatte  sich  bei 
einer  grössern  Zahl  von  Mitgliedern  die  Überzeugung  gebildet,  dass 
die  Grundlagen  derselben  finanziell  völlig  unrichtige  seien  und  es 
folgten  von  1868  an  die  unheilvollen  Jahre  der  Revision,  die  erst 
am  31.  Dezember  1876  ihren  Abschluss  fand. 

Bittere  Erfahrungen  (die  Pensionen  sanken  von  Fr.  80  auf 
Fr.  45)  und  namentlich  die  Gutachten  von  Professor  Zeuner  in 
Zürich  (März  1870)  und  Professor  Kinkelin  in  Basel  (Juli  1872) 
brachten  nach  neunjährigen  äusserst  unliebsamen  Verhandlungen 
der  Kasse  neue  Grundlagen,  auf  denen  sie  heute  noch  steht. 

Sie  ist  eine  Versicherungs-  und  Unterstützungsanstalt  für 
Lehrer,  für  deren  Witwen  und  Waisen  und  für  Lehrerinnen  (§  1). 

Sie  zerföllt  in  zwei  Abteilungen: 

1.  Pensionsversicherung.    2.  Kapitalversicherung. 

Die  erste  Abteilung  umfasst  alle  altern  Mitglieder  und  alle 
Witwen  und  Waisen  dieser  Mitglieder.  Diese  Abteilung  zählte  am 
1.  Januar  1898  311  Mitglieder.  Die  Kasse  muss,  um  den  Ver- 
pflichtungen gegenüber  diesen  nachzukommen,  ein  Deckungskapital 
von  Fr.  159.696  besitzen,  w^as  auch  der  Fall  ist. 

Ein  Versicherter  der  zweiten  x\bteilung  hat  x\nspruch  auf 
eine  Kapitalsumme,  zahlbar  entweder  an  ihn  selbst  auf  den  1.  Mai 
des  Jahres,  in  welchem  er  das  56.  Altersjahr  zurücklegt-,  oder 
falls  er  diesen  Zeitpunkt  nicht  erreicht  an  seine  rechtmässigen 
Erben,  sechs  Wochen  nach  der  Einsendung  des  Todesscheines. 

In  dieser  Art  waren  am  1.  Januar  1893  142  Lehrer  ver- 
sichert, einige  wenige  zu  Fr.  500,  andere  zu  Fr.  1000,  dritte  zu 
Fr.  1500  und  die  Mehrzahl  zu  Fr.  2000.  Das  Deckungskapital  für 
diese  Abteilung  betrug  auf  1.  Januar  1892  die  Summe  von  Fr.  79,617, 
welche  Summe  erlaubt,  dass  man  den  Versicherten  10%  über  das 
Versicherungskapital  hinaus  noch  zulegen  kann. 

Jede  gesunde  Person  unter  50  Jahren,  welche  im  Kanton 
Bern  den  Lehrerberuf  ausübt,  kann  Mitglied  der  Kasse  werden  (§  3). 

Die  Mitglieder  der  Pensions  Versicherung  haben  Anspruch  auf 
(Mue  lebenslängliche  Jahrespension  von  Fr.  50,  erstmals  in  dem  Jahre 
zahlbar,  in  welchem  sie  das  56.  Altersjahr  zurücklegen,  eventuell 
auf  eine  lebenslängliche  Witwenpension,  oder  auf  eine  Waisen- 
pension in  demselben  Betrag. 
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Die  Witwen-  und  Waisenpensionen  sind  erstmals  in  dem  auf 
den  Todestag  des  Mitgliedes  fallenden  Kalenderjahr  zahlbar. 

Eine  Witwe,  die  sich  wieder  verheiratet,  verliert  ihre  Pen- 
sion nicht 

Zum  Bezug  einer  Waisenpeusion  sind  die  Kinder  unter  18 
Jahren  berechtigt. 

So  lange  ein  Mitglied  den  Kanton  Beni  bewohnt,  behält  es 
die  Mitgliedschaft  auch  nach  Austritt  aus  dem  Schuldienst  bei, 
freiwilliger  Austritt  kann  beim  Verlassen  des  Kantons  Bern,  obli- 
gatorischer Austritt  beim  dauernden  Verlassen  der  Eidgenossen- 
schaft eintreten  (§  25). 

Mitglieder,  welche  nach  den  Bestimmnngen  des  §  25  austreten,  erhalten 
folgende  Bückerstattungen : 

a.  ein  Mitglied  der  ersten  Abteilung  die  eingezahlten  Jahresbeiträge 
nebst  Zins  zu  4®/o  und  unter  Abzug  der  bereits  bezogenen  Pensionen. 

b.  ein  Mitglied  der  zweiten  Abteilung  den  Betrag  seines  Deckungs- 
kapitals unter  Abzug  des  Jahresbeitrages  fQr  das  laufende  Jahr,  falls 
derselbe  noch  nicht  bezahlt  ist. 

Hierauf  verlieren  sie  jeden  fernem  Anspruch  an  die  Kasse.  Wer  aus 
andern  Gründen  austritt,  hat  weder  Forderungsrechte  auf  Bückerstattungen, 
noch  andere  Ansprüche  an  die  Kasse. 

Als  ausgetreten  wird  jeder  betrachtet,  der  bis  zum  Ende  des  Monats 
Juli  für  keine  seiner  Versicherungen  den  Jahresbeitrag  nebst  Ordnungsbusse 
entrichtet  hat. 

Für  eine  Versicherung  in  der  2.  Äbteihing  zahlt  jedes  Mitglied 
eine  unabänderliche  jährliche  Prämie  nach  Tarif,  i) 


J)  Tarif: 

Alter  beim 

Eintritt 

Jahre 

Jahresbeitrag  fUr 

eine  Versicherung 

von  Fr.  1000 

Alter  beim 

Eintritt 

Jahre 

Jahresbeitrag  tlir 
eine  Versicherung 
von  Fr.  1000 

Fr. 

Fr. 

16 

19 

36 

49 

17 

20 

37 

53 

18 

21 

38 

56 

19 

22 

39 

60 

20 

23 

40 

65 

21 

24 

41 

70 

22 

25 

42 

76 

23 

26 

43 

82 

24 

27 

44 

90 

25 

28 

45 

99 

26 

29 

46 

110 

27 

31 

47 

124 

28 

32 

48 

141 

29 

34 

49 

163 

30 

35 

50 

191 

31 

37 

51 

226 

32 

39 

52 

274 

33 

42 

53 

355 

34 

44 

54 

517 

35 

47 

55 

1000 
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Das  Vermögen  setzt  sich  aus  folgenden  Posten  zusammen: 

1.  Januar  1877  1892 

Inkrafttreten  l.  Januar 
der  Statuten 

Fr.  Fr. 

Deckungfskapital  der  Pensionsversicherten  .     .  (  oncnnrj  I         159696 

Deckunj?skapital  der  Kapitalversicherten    .     .  j  ^'^^^'  \          79617 

Hülfsfonds 14000  19050 

Stammkapital _   36624  99383 

426851     357746 

In  15  Jahren  ist  das  Vermögen  um  Fr.  69,105  zurückgegangen. 

Die  versicherte  Kapitalsurame  beträgt  bei  einfacher  Versiche- 
rung Fr.  1000.  Halbe,  anderthalbfache  und  doppelte  Versicherungen 
sind  zulässig.  In  keinem  Fall  soll  die  Gresamtversicherung  eines 
Mitgliedes  während  den  ersten  fanf  Jahren  der  Statuten  i)  mehi- 
als  Fr.  2000  betragen,  später  liegt  es  in  der  Kompetenz  der  Haupt- 
versammlung, das  Maximum  der  Versicherung  auf  Fr.  5000  zu 
erhöhen. 

Mit  Bezug  auf  die  Erträgnisse  des  Hülfsfonds  ist  zu  bemerken, 
dass  sie  zur  Unterstützung  bernischer  Lehrer  verwendet  werden, 
seien  sie  Mitglieder  der  Kasse  oder  nicht. 

An  MitgliedeiTi  zählte  die  Lehrerkasse  auf  1.  Januar  1893: 

tt.  Pensionsberechtip:te     ....      311 
h.  Kapitalversicherte 141 

Total      452 

Es  sind  ausbezahlt  worden: 

1889      1890      1891      1892 
FV        V~T  F*r        Kr 

Pensionen 19350        17750        16800         16300 

Versicherungen 6600  6600  6600  4950 

Unterstützungen  aus  dem  Hülfsfonds  625  630  760  760 

2.  Kanton  Baselstadt. 

Der  Kanton  Baselstadt  hat  in  konsequenter  Weise  bei  der 
Fürsorge  für  die  Geistlichkeit  und  Lehi-erschaft  den  Grundsatz 
durchgeführt,  dass  der  Staat  die  Sorge  für  das  Alter  im  Falle 
der  Invalidität  eines  Funktionärs  und  in  Anerkennung  seines 
treuen  Wirkens  übernimmt,  dagegen  es  ablehnt,  im  Todesfalle 
des  Beamten  in  gleich  wirksamer  Weise  für  dessen  Hinterlassene 
einzutreten.  Diese  Teilung  der  Aufgabe,  durch  welche  der 
Beamte  die  Sorge  für  die  finanziellen  Folgen  seines  Absterben« 
übernimmt,  erscheint  gerechtfertigt  und  zweckmässig.  „Es  kommt 
dies  in  der  Wirkung  ungefähr  auf  dasselbe  hinaus,  wie  das  in  Deutsch- 
land bestehende  System,  wonach  der  Staat  für  die  Beamten  und 
für  ihre  Hinterlassencu  sorgt,  aber  für  beide  Aufgaben  finanzielle 
Beiträge  der  Beamten  beansprucht".  2) 

1)  Vom  Jahre  1877  an. 

2)Vergl.:  Ratschlag  und  Gesetzesentwurf  betreffend  Pensionirang  von  Staats- 
beamten und  Staatsangestellten  vom  18.  Februar  1888. 
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Die  Fürsorge  für  die  Witwen  und  Waisen  der  Lehrerschaft 
hat  nun  die  am  25.  Februar  1838  gegründete  Lehrer-Witwen  und 
Waisenkasse  der  Stadt  Basel  im  Auge,  indem  sie  die  Sicherung 
eines  jährlichen  Gehaltes  für  die  Hinterlassenen  der  als  Mitglieder 
beigetretenen  staatlich  angestellten  Lehrer  des  Kantons  Baselstadt 
bezweckt.  Nach  den  Statuten  vom  9.  und  16.  März  1884  ist  jeder 
Lehrer  berechtigt,  während  zweier  Jahre  vom  Datum  seiner  An- 
stellung oder  Verheiratung  an  gerechnet,  der  Anstalt  zu  halbem 
oder  ganzem  Beitrage  beizutreten. 

Nicht  staatlich  angestellte  Lehrer  können  in  die  Kasse  auf- 
genommen werden,  sofern  sich  in  der  Jahresversammlung  23  der 
anw^esenden  Mitglieder  hiefür  erklären. 

Die  Mitglieder  können  der  Anstalt  angehören  unter  folgenden 
Bedingungen : 

Eintrittsgeld : 

Fr.  7.50,  halber  Jahresbeitrag  von  Fr.  15,  mit  Anspruch  auf  V2  Witwenp:ehalt 
^10.      ,  ganzer  .,  ,^      ,.   oU,     ,,  „  .,1  ,^ 

„22.50,  VI2  \.  .,      ,,   45,     „  ,.  ,,1^2 

^  OU.        ,    Cd  ..  ,)         ,.      DU,       „  ,4  .,   Ä  «• 

Die  obigen  Ansprüche  treten  erst  nach  dreimaliger  Ein- 
zahlung in  Kraft. 

Bei  einem  Eintrittsalter  von  über  28  Jahren  ist  fui'  jedes  Jahr 
über  das  genannte  Alter  hinaus  ein  Jahresbeitrag  nachzuzahlen. 
Wenn  die  Lehrer  über  sechs  Jahre  älter  sind  als  ihre  Gattinnen, 
so  ist  für  jedes  „überschiessende"  Jahr  die  Hälfte  der  betreffenden 
Jahresbeiträge  zu  entrichten. 

Der  Betrag  des  jährlichen  Witwengehaltes  wird  jeweilen  von 
der  allgemeinen  Versammlung  auf  den  Antrag  der  Kommission  für 
eine  Reihe  von  fünf  Jahren  festgesetzt. 

Berechtigt  zum  Bezüge  des  den  Einzahlungen  des  verstorbenen  Mitgliedes 
entsprechenden  Gehaltes  ist  die  hinterlasseuCj Witwe  bis  zu  ihrem  Tode  oder 
ihrer  Wiederverehelichung.  Sofern  keine  berechtigte  Witwe  vorhanden  ist, 
HO  treten  an  deren  Stelle  gemeinsam  die  Kinder  des  Verstorbenen,  sofern 
sie  noch  nicht  20  Jahre  alt  und  noch  ledig  sind. 

Sofern  ein  Mitglied  eine  Witwe  und  Kinder  früherer  Ehe  hinterlässt,  so 
fallt  die  eine  Hälfte  des  Gehaltes  der  Witwe,  die  andere  Hälfte  sämtlichen 
Kindern  früherer  Ehen  zu. 

Der  Gehalt  für  die  Hinterlassenen  läuft  vom  Todestage  des  Mitgliedes  an. 

Mitglieder,  welche  aufhören  Lehrer  im  Kanton  Baselstadt  zu  sein,  können 
dennoch  bei  der  Anstalt  bleiben,  falls  sie  eine  der  folgenden  vier  Bedingungen 
erfüllen : 

1.  wenn  sie  Bürger  des  Kantons  Baselstadt  sind; 

2.  wenn  sie  ihren  Wohnsitz  im  Kanton  Baselstadt  behalten; 

3.  wenn  sie  während  10  Jahren  an  einer  staatlichen  Erziehungsanstalt 
des  Kantons  Baselstadt  angestellt  waren; 

4.  wenn  sie  während  10  Jahren  Mitglied  der  Anstalt  waren,  andernfalls 
treten  sie  aus.  erhalten  jedoch  die  Hälfte  sämtlicher  von  ihnen  ge- 
leisteten Einzahlungen  zurück  (§  14). 
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Mitglieder,  welche  aus  andern  Gründen  austreten,  verlieren  alle 
Rechte  und  Ansprüche  an  die  Anstalt. 

Dei  „Seckelmeister"  bezieht  für  seine  Mühewaltung  einen  ganzen 
Witw^engehalt,  hat  aber  eine  Realkaution  von  Fr.  5000  zu  leisten. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  der  Kassa  betrug  auf  Ende  1892  164, 
welche  sich  auf  die  Lehrerschaft  der  verschiedenen  Schulstufen  und 
Anstalten  folgendermassen  verteilen: 


Primarschule 44 

Sekundärschule   ....  48 

Gymnasium 13 

Realschule 21 

Töchterschule      ....  10 

Allgemeine  Gewerheschule  7 

Übertrag  143 

Es  bezahlten: 

!/•  Beitrag  2  Mitglieder 

1  „  ()3  ., 


Übertrag  143 

Musikschule 4 

Universität 5 

Inspektoren 2 

Taubstummenlehrer     .     .      2 
Gewesene  Lehrer    ...      8 


164 


164  Mitglieder 

Nachfolgende  Gehalte  gelangten  1893  zur  Auszahlung: 

*/2  Gehalt  an    2  Pensionsberechtigte. 


1 

r 

.   24 

n 

1V2 

)' 

.     3 

j' 

2 

♦1 

.      8 

r 

37  Pensionsberechtigte. 

Im  Jahre  1892  wurden  bezahlt: 

7  doppelte  Gehalte  *  Fr.  720,  3  anderthalbfache  Gehalte  a 
Fr.  540,  18  ganze  Gehalte  ä  Fr.  360,  1  halber  Gehalt  zu  Fr.  180 
und  8  pro  rata  Gehalte,  zusammen  Fr.  14,898. 

An  Geschenken  gingen  ein  P>.  2500,  an  Eintrittsgeldeini  und 
Nachzahlungen  Fr.  3735,  an  Jahresbeiträgen  Fr.  11.235,  an  Zinsen 
Fr.  14,898. 

Das  Vermögen  betrug  auf  Ende  Februar  1893  Fr.  410,873. 

3.  Kanton  Schaffhausen. 

Die  schaffhauserische  Lehrer  -  Witwen -,  Waisen-  und  Alterskasse 
hat  nach  den  Statuten  vom  11.  Juli  1878  den  Zweck: 

1.  die  Witwen  und  AVaisen  verstorbener  Mitglieder  zn  unterstützen: 

2.  den  Lehrern  selbst,  eventuell  den  Lehrerinnen,  von  einem  bestimmten 
Alter  an  lebenslängliche  Pensionen  zu  verschaffen. 

Jeder  im  Kanton  Schaffhausen  stationirte  Lehrer,  sowie  jeder  Kjuitons- 
bürger,  der  als  Lehrer  ausserhalb  des  Kantons  angestellt  ist,  kann  Mitglied 
werden,  insofern  er  das  vierzigste  Altersjahre  noch  nicht  zurtlckgdegt  hat  (§  2). 

Der  eigentliche  Jahresbeitrag  eines  Mitgliedes  beträgt  Fr.  8, 
und  ist  von  Gründern  des  Vereins  während  30,  von  andern  Mit- 
gliedern während  35  Dienstjahren  zu  bezahlen. 
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Mitglieder,  welche  bei  ihrem  Eintritt  über  20  Jahi-e  alt  sind, 
tragen  alle  von  diesem  Altersjahre  an  versäumten  Jahresbeiträge 
bis  zu  ihrem  jeweiligen  Alter  mit  Zins  und  Zinseszins  k  4  o/^  nach 
und  zwar  nach  zurückgelegtem 

Fr.  cts.  Fr.  (Hs. 

20.  Altewjahre   8.  —      31.  Altersjahre  120.  21 

21.  „  16.  32  32.  ..  133.  02 

22.  .  24.  97  SS,  „  146.  34 

23.  .  33.  97  34.  .,  160.  19 

24.  ,.  43.  33  '   35.  „  174.  60 

25.  .  53.  06  j   36.  .  189.  58 

26.  ..  63.  18  37.  ,  205.  16 

27.  .  73.  71  38.  ,.  221.  37 

28.  „  84.  66  39.  „  238.  22 

29.  ;.  96.  05  I   40.  ,.  255.  75 

30.  „  107.  89  I 

Nach  §  13  der  Statuten  können  alljährlich  zur  Verwendung 
gelangen:  ^/^  der  eingegangenen  Jahresbeiträge  der  Mitglieder, 
sowie  der  verfallenen  Kapitalzinsen,  im  fernem  die  Hälfte  eines 
allfälligen  Staatsbeitrages,  sofern  er  ein  permanenter  ist. 

Zum  Bezüge  von  Dividenden  sind  berechtigt: 

a.  die  Witwen  verstorbener  Mitg^lieder.  so  lange  sie  sich  nicht  wieder 
verehelichen ; 

b.  die  vaterlosen  nnd  die  vater-  und  mutterlosen  Waisen  verstorbener 
Mitgflieder  und  zwar  in  der  Weise,  dass  eine  Waise  erster  Art  je  J  5, 
eine  Waise  letzterer  Art  ^'^  eines  Witwenanteils  bezieht.  Dabei  wird 
jedoch  festgesetzt,  dass  die  CiresamtÄumme,  welche  die  zugsberechtigten 
Hinterlassenen  eines  verstorbenen  Mitgliedes  beziehen,  nicht  zwei 
Witwenanteile  übersteigen  darf.  Nach  dem  16.  Altersjahre  treten  die 
Waisen  aus  dem  Genuss  der  Unterstützung; 

c.  vater-  und  mutterlose  Waisen  beziehen  zusammen  wenigstens  einen 
Zug;  ebenso  die  Waisen,  deren  Mutter  sich  wieder  verheiratet; 

d.  Mitglieder,  Lehrer  wie  Lehrerinnen,  welche  das  55.  Lebensjahr  zu- 
rückgelegt haben. 

Bei  Ausmittlung  der  Dividende  gilt  folgende  Regel:  Es  soll  mit  ein 
Drittel  der  Mitgliederzahl  in  die  Verteilungssumme  dividirt  und  der  Quotient 
als  ein  Zug  angesehen  werden.  Sobald  jedoch  die  Zahl  der  Züger  ^/g  der 
Mitgliederzahl  übersteigt,  so  wird  mit  der  Anzahl  der  Zttger  in  die  Ver- 
teilnngssumme  dividirt  (§  15). 

Das  Maximum  eines  einfachen  Zuges  beträgt  Fr.  50  (§  17). 

Die  Zugsanteile  können  nie  zu  Gunsten  von  Gläubigern  mit  Beschlag 
belegt  werden  (S  19). 

Die  Mitglieder  der  frühern  Lehreralterskasse  sind  mit  ihrem  ganzen 
Anstaltsfonds  der  neuen  Kasse  beigetreten.  Dafür  wurden  ihnen  drei  Jahres- 
beiträge gutgeschrieben,  so  dass  sie  statt  30  nur  27  Beiträge  zu  leisten 
haben  (§  34). 

Infolge  eines  Vermächtnisses  besteht  noch  ein  besonderer  Fonds,  nur 
für   Wittren  und   Waisen  bestimmt. 

über  dessen  Verwendung  ist  folgendes  festgesetzt : 

a.  Witwen  und  Waisen  haben  ausser  den  Dividenden  noch  Anteil  an 
den  Zinsen  des  besondem  Witwen-  und  Waisenfonds; 

6.- sobald  derselbe  die  Höhe  von  Fr.  8000  erreicht  hat,  so  werden  drei 
Vierteile  der  jährlichen  Zinsen  an  die  Witwen  und  Waisen  verteilt. 
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Die  Rechnung  auf  Ende  des  Jahres  1892  zeigt  66  Mitglieder 
und  16  Witwen.  Davon  sind  43  JVDtglieder  und  16  Witwen  bezugs- 
berechtigt. Jedes  dieser  Mitglieder  bezieht  Fr.  30.  jede  Witwe 
Fr.  45.  Nach  Abzug  der  fälligen  Renten  verblieb  auf  Ende  1892 
ein  Vermögen  von  Fr.  56,346;  Ende  1893  waren  es  noch  63  Mit- 
glieder und  16  Witwen,  wovon  41  Mitglieder  und  16  Witwen 
bezugsberechtigt  waren.  Die  Renten  betrugen  im  Jahr  1893  eben- 
falls Fr.  30  bezw.  Fr.  45.  Das  Vermögen  stieg  auf  P>.  56,431. 

Gegenwärtig  ist  man  daran,  die  Verhältnisse  der  Kasse  einer 
Revision  zu  unterziehen.  Der  anfangs  1894  bekannt  gegebene 
Statutenentwurf  für  eine  Lehrer- Alters-,  Witwen-  und  Waisenkasse  M 
verpflichtet  alle  Lehrkräfte  mit  wenigstens  15  wöchentlichen  Stunden 
zum  Beitritte,  doch  muss  die  Kasse  keine  Lehrer  über  45  und  keine 
Lehrerinnen  über  40  Jahren  aufnehmen.  Die  Beitragspflicht  — 
Fr.  50 — 150  jährlich,  je  nach  dem  Eintrittsalter  —  dauert  bis  zum 
65.  Jahre  für  Lehrer  und  bis  zum  60.  Jahre  für  Lehrerinnen;  dafür 
gewährt  die  Kasse  den  Lehrern  mit  65  Jahren  (Lehrerinnen  mit 
60  Jahren)  eine  Jahrespension  von  Fr.  600;  bei  früher  erfolgtem 
Rücktritte  sinkt  die  Pension  bis  zu  Fr.  200;  sie  hört,  sofern  nicht 
30  Dienstjahre  in  Anschlag  kommen,  auf,  wenn  der  Pensionirte 
durch  Ei'werb  die  Hälfte  der  zuletzt  bezogenen  Lehrerbesoldnng 
bezieht;  dabei  erhält  jedoch  der  Lehrer  den  Rest  seiner  geleisteten 
Zahlungen  mit  3  ^/q  Zins  zurück.  Witwen  von  Mitgliedern  erhalten 
jähi-lich  Fr.  150.  mutterlose  Waisen  Fr.  50,  Geschwister  nicht  mehr 
als  Fr.  150. 

4.  Kanton  St.  Gallen. 

a.  Sterbekasse.    • 

x^usser  den  auf  pag.  37 — 40  besprochenen  Kassen  besteht  ancli 
noch  eine  Sterbekasse  der  st.  gallischen  Lehrer.  Nach  der  Rech- 
nung über  den  Zeitraum  vom  1.  Juli  1892  bis  30.  Juni  1893  zählte 
dieselbe  450  Mitglieder  und  hatte  in  sechs  Sterbefällen  eine  Ent- 
schädigung von  Fr.  2658  auszurichten.  Das  reineVeimögen  am 
30.  Juni  1893  betrug  Fr.  1427. 

b«  Witwen-,  Waisen-  und  Alterskasse  der  Lehrerschaft 
an  der  Kantonsschnle  St«  Gallen. 

Die  Statuten  der  „Witwen-,  Waisen-  und  Alterskasse  der  Lehrer 
an  der  Kantonsschule  in  St.  Gallen"  vom  29.  November  1882 
geben  als  Zweck  die  Unterstützung  der  hinterlassenen  Witwen  nnd 
Waisen  der  Kantonsschullehrer,  sowie  der  infolge  geistiger  oder 
körperlicher  Gebrechen  dienstunfähig  gewordenen  Lehrer  an;  ferner 
solcher  Lehrer,  welche  ihr  60.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben  und 
von  ihrem  Lehramte  zurücktreten. 

Der  Eintritt  in  die  Kasse  ist  fakultativ.  Die  Lehi-er  zerfallen 
mit  Rücksicht  auf  den  Unterstützungsverband  in  zwei   Klassen. 

0  Verjfleiche  Lehrerzeitung  vom  27.  Januar  1894. 
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Zui"   ersten  gehören  die  Professoren  und  Lehrer  mit  mehr  als  20 
Stunden,  in  die  zweite  alle  übrigen  Lehrer  der  Anstalt. 

Als  Xormalgehalt  für  Berechnung  der  Beiträge  und  Renten 
erster  Klasse  wird  die  Summe  von  4000  angenommen.  Der  Jahres- 
beitrag für  die  erste  und  zweite  Klasse  beträgt  1V2^  o  ^^'s  Normal- 
gehaltes (erste  Klasse)  bezw.  der  wirklich  bezogenen  Besoldung 
(zweite  Klasse)  (§  4). 

Das  25.  Lebensjahr  gilt  als  Normaljahr  des  Eintrittes  in  den 
Verband,  für  jedes  weitere  Lebensjahr  ist  der  Jahresbeitrag  ohne 
Zins  nachzuzahlen. 

Ftlr  den  Bezug  von  Renten  gelten  folgende  Bestimmungen: 

1.  Jeder  Lehrer  erwirbt  sich  mit  vollendetem  60.  Lebensjahre  das  Recht 
anf  den  Bezug  einer  jährlichen  Altersrente,  die  aber  noch  auf  so  viele 
Jahre  der  Kasse  anheimfällt,  als  er  über  das  60.  Lebensjahr  hinaus 
an  der  Anstalt  verbleibt. 

Diese  Altersrente,  Normalrente  genannt,  ist  für  alle  Lehrer  der 
I.  Klasse  dieselbe  und  für  die  Lehrer  der  IL  Klasse  im  Verhältnis 
ihrer  Gehalte  zu  dem  festgesetzten  Normalgehalte  entsprechend  kleiner. 

2.  Wird  ein  Lehrer  vor  vollendetem  60.  Altersjahr  wegen  Krankheit 
dienstunfähig,  so  bezieht  er  eine  jährliche  Rente,  welche  erhalten 
wird,  indem  man  die  Normalrente  auf  das  Alter  der  eingetretenen 
Dienstunfähigkeit  einfach  diskontirt,  und  zwar  nach  folgendem  Schema: 

Alter  iM'im  IjebeiislÜiif^Iicho 

Eintritt  der  Rente  in  <*/<>  der 

I>ien8tunfähij;keit  Nornmlreiite 

60  100 

59  96.15 

58  92.46 

o7  88,90 

56  85„8 

55  82,19 

54  79,08 

53  75.99 

52  78,07 

51  70,06 

50  67,;6 

3.  Die  Witwe  eines  Lehrers  erhält,  gleichviel,  ob  der  Mann  im  Schul- 
dienste oder  als  Rentenbezieher  verstorben  ist,  eine  jährliche  Rente 
gleich  der  Hälfte  der  Normalrente  ihres  Mannes.  Diese  Rente  hört 
aber  im  Falle  der  Wiederverheiratung  der  Witwe  auf. 

4.  Diejenigen  Kinder  eines  im  Schuldienste  oder  als  Rentenbezieher  ver- 
storbenen Lehrers,  die  das  18.  Lebensjahr  noch  nicht  zurückgelegt 
haben,  erhalten  zusammen  eine  Rente,  gleich  der  Hälfte  der  Normal- 
rente ihres  Vaters.  Diese  Rente  erlischt,  sobald  das  jüngste  Kind  das 
18.  Altersjahr  zurückgelegt  hat. 

5.  Der  Berechnung  der  Renten,  welche  nach  den  Regeln  der  Alters-, 
Witwen-  und  Waisenrenten  stattfindet,  wird  die  Voraussetzung  einer 
bestimmten  Zinseneinnahme  des  Fonds,  einer  bestimmten  Beitrags- 
summe der  Lehrerschaft  gemäss  §  4  und  des  immerwährenden  Be- 
stehens der  Kasse  zu  (Irunde  gelegt.  Sämtliche  Renten  werden  jähr- 
lich nach  den  Abweichungen,  welche  die  Lebens-  und  Sterblichkeits- 
verhältnisse in  der  Wirklichkeit  gegen  die  der  Berechnung  zu  Grunde 
gelegten  zeigen,  und  entsprechend  den  Veränderungen  der  Einnahmen 
rektifizirt. 

6 


Alter  beim 

l>ebenslänjfliclie 

Eintritt 

der 

Rente  in  "/o  der 

Dienstunfaliigkeit 

Nurinalrente 

49 

64,96 

48 

62,46 

47 

60,06 

46 

57,75 

45 

55,58 

44 

53,89 

43 

51,34 

42 

49,86 

41 

47,46 

40 

45,64 
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Das  Vermögen  der  Witwen-,  Waisen-  und  Alterskasse  der 
Lehrer  an  der  Kantonsschule  St.  Gallen  betrug  auf  31.  Dez.  1892 
Fr.  120,385  (im  Jahre  der  Gründung  1882  Fr.  40,584):  fester 
Fonds,  d.  h  bisherige  Schenkungen  Fr.  84,980.  Deckungsfonds 
Fr.  34,743,  Yerbrauchskasse  Fr.  662. 

Der  Staatsbeitrag  betrag  Fr.  1000.  Wie  wir  einer  Notiz  der 
Lehrerzeitung  vom  9.  Dezember  1893  entnehmen,  hat  der  Grosse 
Rat  des  Kantons  St.  Gallen  den  Staatsbeitrag  von  Fr.  1000  auf 
Fr.  4000  erhöht. 

Es  wurden  1892  zwei  Altersrenten  (Fr.  600  und  Fr.  474) 
ausgerichtet,  sodann  zwei  Witwenrenten  und  eine  Waisenrente  von 
je  Fr.  300. 

5.  Kanton  Tcssin.i) 

Die  erste  Anregung  zur  Gründung  einer  Unterstützungskasse 
ging  im  Jahre  1842  von  der  Gesellschaft  der  Erziehungsfreunde 
aus  (Societä  degli  Amici  dell'  Educazione  del  Popolo).  In  der  Folge 
wurde  der  Gedanke  in  einer  Reihe  von  Lehrerversammlungen  be- 
sprochen, ohne  dass  man  damit  zu  einem  Abschlüsse  gekommen 
wäre.  Erst  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1861  wurde  dann  nach 
einigen  vorhergegangenen  Schenkungen  die  gegenseitige  Hülfskasse 
der  tessinischen  Lehrerschaft  ins  Leben  gerafen.  Die  Statuten 
wurden  am  9.  und  10.  März  1861  in  Bellinzona  festgestellt  und 
am  Ende  des  Jahres  gehörten  dem  Vereine  bereits  138  Mitglieder 
an.  Der  Grosse  Rat  des  Kantons  dekretirte  sodann  einen  jährlichen 
Beitrag  von  Fr.  500.  Revisionen  der  Statuten  fanden  statt  1863. 
1875,  1878,  1880  (Reglement). 

Die  Statuten  der  Hülfskasse  der  tessinischen  Lehrerschaft  und 
das  bezügliche  Reglement  vom  3.  Oktober  1880  (Regolamento  m- 
terno  della  societä  di  mutuo  soccorso)  enthalten  im  wesentüchen 
folgende  Bestimmungen: 

Der  Eintritt  in  den  Verein  steht  den  Lehrern  und  Lehrerinnen 
aller  Stufen  im  Alter  von  16 — 40  Jahren  zu.  2) 

Die  Eintrittsgebühren  sind  gemäss  dem  Alter  der  MitgUeder 
folgenderniassen  festgesetzt : 

Fr.  10  für  das  Alter  von  20—30  Jahren,  Fr.  20  von  30—35 
Jahren,  Fr.  30  von  35 — 40  Jahren.  Mitglieder  von  unter  20  Jahren 
haben  keine  Eintritt sgebühi'  zu  bezahlen.  Der  jährliche  Beitrag 
beträgt  Fr.  10. 

Es  steht  jedem  Mitglied  frei,  sich  ausser  dem  Eintrittsgeld 
durch  Einzahlung  eines  festen  Betrages  von  Fr.  130  für  alle  Zu- 
kunft von  der  Leistung  von  Jahresbeiträgen  zu  befreien. 

0  Vergl.:  II  primo  ventennio  della  societA  di  mutuo  soccorso  fra  i  docenti 
ticinesi  (1861 — 1882),  note  storiche  e  statistiche  dal  professore  Giovanni  Nizzola. 

2)  Für  die  Gründer  des  Vereins,  d.  h.  diejenigen,  welche  der  Gesellschaft 
bis  zum  1.  Mai  1861  beigetreten  waren,  hat  diese  Altersbestimmung  keine  Geltung. 


J 
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Nach  10  Jahren  pünktlicher  Einzahlung  wird  die  Prämie  auf 
3/4,  nach  20  Jahren  auf  1/2?  i^^ch  30  Jahren  auf  V4  des  ursprüng- 
lichen Betrages  reduzirt  und  nach  40  Jahren  hört  die  Verpflichtung 
zur  Prämienzahlung  auf.  Ein  Mitglied  kann  den  zwei-  und  drei- 
fachen Betrag  der  Eintrittsgelder  und  Jahresprämien  leisten  und 
hat  dann  auch  Anspruch  auf  zwei-  und  dreifache  Unterstützungs- 
bezw.  Pensionssummen. 

Bevor  ein  Mitglied  in  den  Genuss  irgendwelcher  Unterstützung 
gelangen  kann,  muss  es  mindestens  drei  Jahre  seine  Einzahlungen 
geleistet  haben. 

Die  Leistungen  der  Kasse  zerfallen  in  Unterstützungen  und 
Pensionen. 

Die  Unterstützungen  sind  entweder  temporäre  oder  lebensläng- 
liche. Erstere  werden  in  Krankheits-  oder  schweren  Unglücks- 
fällen gesprochen,  letztere  im  Falle  der  konstatirten  Unfähigkeit 
infolge  von  Krankheit  oder  Gebrechen,  den  Lehrerberuf  weiterhin 
ausüben  zu  können. 

Die  temporären  Unterstützungen  werden  nur  bei  Krankheit 
von  über  10  Tagen  verabreicht  und  nur  auf  ein  Attest  eines  Arztes 
hin,  die  ständigen  Renten  bezw.  Unterstützungen  auf  das  Gutachten 
einer  von  der  Direktion  bestellten  Kommission  von  zwei  Ärzten. 

Das  temporäre  Krankengeld  beträgt  je  nach  der  Zahl  der 
Dienstjahre : 

M2    Fr.  per  Tag  bei    8—10  einbezahlten  Jahnpsbeiträgen. 

1  r.  n  n         n      10      20  ,,  „ 

IV2       r  ,.  ,.  r      20-30 

a  ^  y  „  „      ö\)       44J  ,.  ,. 

Im  Falle  schweren  Unglücks  kann  fi'ir  einmal  keine  höhere 
Unterstützung  als  Fr.  50  verabreicht  werden.  Die  unfreiwillige 
Arbeitslosigkeit  berechtigt  nicht  zn  einer  Unterstützung. 

Die  Alters-  bezw.  Invaliditätspension  eireicht  die  nachfolgenden 
Summen : 

Fr.   10  monatlich  nach  Einzahlung  von    3 — 10  Jahresprämien 
„     20  ^  „  ,.  ..     20—30 

y,  Ä«)  y.  ,.  ^^  ,.  OU  tU  .. 

„  OO  ,,  y,  ..  ..  4U  „ 

Die  Mitglieder  mit  20,  30  und  40  Dienstjahren  und  ebenso- 
vielen  Einzahlungen,  die  keine  Unterstützungen  aus  der  Kasse 
bezogen  haben,  haben  bei  ihrem  Rücktritt  aus  dem  Schuldienst 
Anspruch  auf  eine  Pension  in  der  Höhe  der  oben  aufgeführten 
Unters  tfitznn  gssumm  en . 

Diejenigen  Mitglieder,  denen  eine  ständige  Unterstützung  ge- 
währt worden  ist,  sind  dadurch  nicht  von  der  Leistung  ihrer 
Jahresbeiträge  befreit. 

Beim  Tode  eines  Mitgliedes  kann  dei*  Witwe  oder  den  minder- 
jährigen Kindern  zusammen  oder  den  Eltern  des  Verstorbenen, 
sofern  derselbe  ihre  einzige  Stütze  war,  während  fünf  Jahren  die 
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Hälfte  derjenigen  Pension  ausgerichtet  werden,  auf  welche  diT 
Verstorbene  eventuell  hätte  Anspruch  erheben  können. 

Die  Lehrerin  ist  dem  Lehrer  mit  Bezug  auf  den  Grenuss  dor 
Gesellschaftsrechte  gleichgestellt,  auch  wenn  sie  nach  fünf  Jahren 
infolge  von  Verheiratung  oder  aus  andern  Gründen  dem  Schuldienst, 
entsagt,  vorausgesetzt,  dass  sie  ihren  Verpflichtungen  gegenüber 
der  Kasse  nachkommt.  Im  Todesfalle  haben  die  Waisen  oder  auch 
die  Eltern  und  der  Gatte  zusammen  unter  den  nämlichen  Be- 
dingungen, wie  oben,  Anspruch  auf  die  Hälfte  der  Pension. 

Nach  Art.  22  der  Statuten  dürfen  keine  Unterstützungen  au>- 
gerichtet  werden,  wenn  das  Gesellschaftskapital  nicht  mindestens 
Fr.  10,000  beträgt,  und  falls  dasselbe  für  die  Ausrichtung  der 
Unterstützungen  und  Pensionen  angegi-iffen  werden  sollte,  würden 
dieselben  suspendiit  oder  die  Beiträge  entsprechend  reduzirt. 

1882  wurde  der  Kasse  vom  Staatsrate  eine  Erhöhung  des 
Staatsbeitrages  von  Fr.  500  auf  Fr.  1000  in  Aussicht  gestellt  unter 
der  Bedingung: 

che  ,,il  Consiglio  dl  Statu  abbia  nn  suo  rappresentante  neUa  Direzione  deUa 
Societä,"  e  che  questa  debba  „astenersi  da  qualnnqne  manifestazione  politiea"*. 

Das  im  Jahre  1893  modifizii-te  kantonale  Schulgesetz  hat  die 
staatliche  Beitragsleistung  von  Fr.  1000  in  den  §§  238  und  289 
fixirt.     Sie  lauten: 

„AUo  scopo  d'incorraggiare  la  Societä  di  mutuo  soccorso  dei  Dooeuti 
ticinesi,  lo  Stato  le  assegna  un  sussidio  annuale  di  fr.  1000*).  ritennto  che  la 
Societä  presenti  ocrni  anno  il  rendiconto  della  sua  gestione  al  Con&iirlio 
di  Stato  (§  238). 

„La  Societa  stessa  sarä  eziandio  in  obbligo  di  commnnicare  al  Goveriio, 
per  la  votata  approvazione,  ogni  modificazione,  aggiunta  o  variazione  che 
intendesae  di  introdurre  nello  Statute  organico  dassociazione  e  di  astenersi  da 
qnalunque  manifestazione  politica''  (§  239). 

Die  Zahl  der  Mitglieder  war: 


n  81.  Dez. 

Ordentl. 

Ehren- 

TotÄl 

Am  31.  Dez. 

Ordent. 

Ehren- 

V»i*\ 

Mitglieder 

Mitglieder 

Mitglieder 

Mitglieder 

18(U 

110 

9 

119 

1873 

152 

23 

175 

18(i2 

99 

16 

115 

1874 

138 

22 

161) 

18«3 

87 

21 

108 

1875 

138 

26 

164 

18H4 

88 

22 

110 

1876 

132 

23 

155 

1865 

95 

20 

115 

1877 

118 

17 

135 

18(56 

88 

25 

113 

1878 

119 

17 

136 

1867 

89 

24 

113      i 

1879 

118 

14 

132 

1868 

85 

23 

108 

1880 

120 

19 

189 

1869 

96 

26 

122 

1881 

117 

19 

136 

1870 

95 

25 

120 

1882 

117 

19 

136 

1871 

95 

23 

118 

1892 

116 

18 

184 

1872 

92 

21 

113 

1893 

116 

18 

134 

Rtändijfo 

Unterstiitzungen  an 

Pensionen 

Mitglieder           ' 

kVitwen 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

1890 

1395 

(7) 

300 

1147  (37  k  Fr.  31) 

1891 

1920  (10) 

180 

1046  (16  k  Fr.  35 

n.  18  k  Fr 

.27) 

1892 

1966 

(12) 

180 

936  (18  ü  Fr.  34 

n.  12  a  Fr 

.  27) 

1893 

2257  (11) 

240 

639  (17 

k  Fr.  15 

u.  32  a  Fr. 

12) 

Das  Vermögen  des  Vereins  betrug  am  31.  August  1891  Fr.  66,680. 

Die  Zahlen  in  Klammern  geben  die  Anzahl  der  Pension sbezüger  an. 
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Städtische  und  prirate  Kassen. 

1.  Stadt  Luzern. 

Die  Alters-  und  Invalidiiätskasse  für  die  Lehrerschaft  der  Stadt 
Lmem  ist  durch  Beschluss  des  Stadtrates  vom  26.  Dezember  1890 
gekündet  worden  mit  Beginn  der  Wirksamkeit  auf  1.  Januar  1891. 

Mitglieder  derselben  sind  alle  im  Dienste  der  Gemeinde  stehenden  Lehrer 
lind  Lehrerinnen,  für  den  Anfang  jedoch  nnr  diejenigen,  welche  auf  1.  Januar 
1891  das  50.  Altersjahr  noch  nicht  erreicht  haben.  Alle  von  da  an  zum 
Genuss  einer  Rente  kommenden  Lehrer  und  Lehrerinnen  bleiben  Mitglieder 
der  Kasse  (§  5). 

Die  Leistungen  der  Mitglieder  sind: 

I.Bezahlung  eines  Eintrittsgeldes  von  5®jo  der  Besoldung; 

2.  Bezahlung   von  50®/o   des  Betrages  von  jeder  Besoldungserhöhung, 
jeweilen  im  ersten  Jahre  des  Bezuges  derselben; 

3.  jährlicher  Beitrag  von  1  ^'o  der  Besoldung. 

Sofern  die  Umstände  es  nötig  machen,  können  diese  Beiträge  entsprechend 
erhöht  werden  (§  6). 

An  die  Gründung  der  Kasse  hat  der  Staat  einen  einmaligen 
Beitrag  von  Fr.  7000  geleistet. 

Die  Gemeinde  leistet  einen  Jahresbeitrag,  welcher  den  Eintrittsgeldern 
und  den  Jahresbeiträgen  der  Mitglieder  gleichkommt.  Sowie  die  finanzieUen 
Umstände  der  Kasse  es  gestatten,  kann  der  Beitrag  der  Gemeinde  ent- 
sprechend vermindert  werden  (§  8). 

Auf  einen  Ruhegehalt  haben  Anspruch  diejenigen  Mitglieder,  welche 
aus  Alters-  oder  Gesundheitsrücksichten  während  der  Amtsdauer  vom  Schul- 
dienste zurücktreten  müssen,  ebenso  diejenigen  Mitglieder,  welche  vom 
Stadtrate  nach  Ablauf  der  Amtsdauer  in  Ruhestand  versetzt  werden,  oder 
das  65.  Altersjahr  (Lehrer),  das  60.  (Lehrerinnen)  erreicht  haben. 

Übernimmt  eine  in  den  Ruhestand  versetzte  Lehrperson  eine  andere 
Berufs-  oder  Amtstätigkeit,  so  kann  der  Ruhegehalt  in  der  Weise  vermindert 
werden,  daas  das  gesamte  Einkommen  der  betreffenden  Person  ^,'4  des 
Betrages  der  letzten  Lehrerbesoldung  nicht  übersteigt  (§  10). 

Der  Betrag  des  jährlichen  Ruhegehaltes,  welcher  vierteljährlich  aus- 
gerichtet wird,  wird  nach  folgender  Skala  bestimmt. 


Alter  beim 

Beginn  des 

Jahresbeitrag 

Alter  beim 

Beginn  des 

Jahresbeitrag 

Ruhegehaltes 

in  °;»  <lc8 
zuletzt  bezog. 

Ruhegehaltes 

in  ".'0  des 
zuletzt  bezog:. 

liChrer 

Lehrerinnen 

Gehaltes 

Lehrer 

Lehrerinnen 

Gehaltes 

65  lod  dariber 

60  osd  darüber 

50«/o 

47 

42 

24,68 

64 

59 

48,08 

46 

41 

23,78 

63 

58 

46.M 

45 

40 

22,28 

62 

57 

44,05 

44 

39 

21,94 

61 

56 

42,74 

43 

38 

21,1« 

60 

55 

41,10 

42 

37 

20,M 

59 

54 

39,52 

41 

36 

19,51 

58 

53 

38,00 

40 

35 

18,75 

57 

52 

36.54 

39 

34 

18.04 

56 

51 

35.18 

38 

33 

17,34 

55 

50 

33,78 

37 

32 

16,88 

54 

49 

32,48 

36 

31 

16,04 

53 

48 

31,23 

35 

30 

15,4* 

52 

47 

30,08 

34 

29 

14,8, 

51 

46 

28,88 

33 

28 

14,*« 

50 

45 

27,77 

32 

27 

13,70 

49 

44 

26,70 

31 

26 

13.18 

48 

43 

15,67 

30 

25 

12,68 
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2.    Stadt  St.  Gallen. 

Für  die  evangelischen  Schulgemeinden  der  Stadt  St  Gallen  be- 
steht eine  Lehi-er- Witwen-,  Waisen-  und  Alterskasse  *),  die  als 
eine  eigene  Stiftung  von  der  Schulkasse  getrennt  verv^'altet  wird. 
Sie  umfasst  die  seit  1812  als  Privatstiftung  bestandene  Witwen-. 
Waisen-  und  Alterskasse  evangelischer  Lehrer  und  Lehi-erinnen 
der  Stadt  St.  Gallen  und  die  1872  von  Gemeindewegen  gegim- 
dete  Alfcerskasse  für  die  Lehrer  der  evangelischen  Schulgememde 
der  Stadt  St.  Gallen.  Die  Statuten  dieser  Stiftung  gelten  nun  auch 
für  die  seit  1880  bestehende  allgemeine  bürgerliche  Schulgemeinde 
St.  Gallen. 

Die  angestellten  Primär-  und  Reallehrer  haben  einen  Jahres- 
beitrag von  2^0,  die  Lehrerinnen  einen  solchen  von  l^'g^/o  Ares 
Gehaltes  an  die  Kasse  zu  leisten;  die  Schulgemeinden  ihi-erseits 
werfen  jährlich  3%  der  Besoldung  ihrer  Lehi^erschaft  ein. 

Nutzniessnngsberechtigt  ist : 

a.  jeder  angestellte  Lehrer  bei  seinem  Rücktritt  aus  dem  Schuldienste 
nach  Tollendetem  60.  Altersjahr.  Derselbe  hat  für  die  übrige  Lebens- 
dauer folgenden  Ruhegehalt  aus  der  Witwen-,  Waisen-  und  Alters- 
kasse zu  beanspruchen: 

bei  dem  Austritt« 

mit  voUendetem  60.  Altersjahre 50% 

61.         ^  55% 

62 60^0 

63.  ,  65% 

64.  „  70o;o 

.,  „  65.         „  und  später.     .     .  75% 

des  zuletzt  bezogenen  Gehaltes. 

Die  Nutzniessungsberechtignng  der  Lehrerinnen  dagegen  (nach 
ihrem  Rücktritt  aus  dem  Schuldienste)  beginnt  mit  dem  vollendeten 
55.  Altersjahre  und  zwar  mit  50%,  und  steigt  in  der  Progression 
vorstehender  Skala  bis  zum  60.  Altersjahr ; 

b.  die  Witwe  eines  Lehrers.  Sie  bezieht  bis  zu  ihrem  Ableben  oder  einer 
allf&Uigen  Wiederverehelichung  eine  jährliche  Pension  von  lb%  äts 
letztbezogenen  Jahresgehaltes  ihres  Ehemannes: 

c.  jedes  Kind  eines  verstorbenen  Lehrers.  Die  Witwen-,  Waisen-  und 
Alterskasse  zahlt  einem  Kinde  bis  zum  erfüllten  18.  Altersjahr  b% 
des  letztbezogenen  Jahresgehaltes  seines  Vaters  und  bis  zum  Maximmn 
von  15%  für  drei  und  mehr  Kinder. 

Die  beiden  Schulbehörden  sind  berechtigt,  von  sich  aus  einen  Lehrer 
ihrer  Anstalt  mit  dem  60.,  eine  Lehrerin  mit  dem  55.  Altersjahre  zum  Rück- 
tritt und  zur  Annahme  des  entsprechenden  Ruhegehaltes  zu  veranlassen  (§  10). 

Den  Schulbehörden  bleibt  vorbehalten,  dienstuntauglich  gewordene,  pflicht- 
getreue Lehrer  und  Lehrerinnen,  die  vor  dem  60.  resp.  55.  Altersjahre  ent- 
lassen werden  müssen,  nach  Verhältnis  ihres  Alters  und  geleisteter  Dienste 
bis  zur  Hälfte  des  Gehaltes  aus  der  Lehrer- Witwen-,  Waisen-  und  Alt€rs- 
kasse  so  lange  zu  pensiouiren,  bis  die  Betreffenden  nach  Ansicht  der  Scbnlrate 
anderweitig  ihr  Auskommen  zu  finden  im  stände  sind.  Die  Bestimmungen 
von  Art.  61  des  Erziehungsgesetzes  vorbehalten  (§  11). 

>)  Statuten  vom  16.  Januar/l?.  Februar  1879. 
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3.  Stadt  Burgdorf. 

Durch  einen  Beschluss  der  Einwohnergemeinde  Burgdorf  vom 
28.  Juli  1877  ist  folgendes  festgesetzt: 

Zum  Zwecke  der  Versorg^nng  der  Lehrerschaft  an  der  Primarschule  in 
Borgdorf  im  vorgerückten  Alter,  mittelst  Lebensversicherung  oder  Gründung 
einer  besondern  Alterskasse,  werden  folgende  Beschlüsse  gefasst: 

Es  werden  der  Lehrerschaft  folgende  Versicherungsarten  zur  freien  Wahl 
überlassen,  in  dem  Sinne,  dass  dem  Lehrer  resp.  der  Lehrerin  jeweilen  die 
eine  oder  die  andere  dieser  Versicherungsarten  zur  Verfügung  gestellt  wird,  als: 

a.  Versicherungen  aufs  Ableben  mit  lebenslänglichen,  jährlichen  Prämien; 

b.  Versicherungen  durch  Altersrente; 

c.  Versicherungen  aufs  Ableben  mit  Alterskasse,  fällig  am  Todestage  des 
Versicherten  oder  nach  Vollendung  des  55.  und  60.  Altersjahres; 

d.  Versicherung  mit  einer  jährlichen,  festen  Einlage  von  einhundert 
Franken. 

Als  Ersatz  derselben  zu  5^/o  Zinseszins  leistet  die  Gemeinde 

nach  10  15  20  25  30 

Jahren  eine         

Kapitalsumme  von  Fr.  1320        Fr.  2265        Fr.  3470        Fr.  5010        Fr.  6975 

Marchzählige  Abrechnungen  sind  selbstverständlich  zulässig  (Art.  1). 

Für  die  Versicherungen  aufs  Ableben  resp.  mit  Altersrenten  und  Alters- 
kasse schliesst  der  Gemeinderat  einen  Vertrag  mit  einer  anerkannt  soliden 
Versicherungsanstalt  (Art.  2). 

Die  Beiträge  zur  Deckung  der  jährlichen  Einlagen  und  Prämien  werden 
nach  folgender  Skala  von  der  Gemeinde  und  aus  der  Besoldung  der  Lehrer- 
schaft entrichtet: 

Gemeinde  I>ehrerschalt 

Bis  zu  10  Dienstjahren  50%  50% 

Von  10—20        „  75%  25% 

Nach  20  „  100  0,0  — 

Der  jährliche  Beitrag  der  Gemeinde  wird  jedoch  im  Maximum  und  von 
einer  Prämie  von  Fr.  135  berechnet  und  geleistet  (Art.  3). 

Die  Versicherung  und  Einlagen  in  der  einen  oder  andern  Art  ist  für  alle 
Lehrer  und  Lehrerinnen  obligatorisch,  und  es  haben  sich  dieselben  für  ihren 
Anteil  an  die  jährlichen  Leistungen  i^emäss  Art.  3  den  entsprechenden  Abzug 
von  der  Besoldung,  innerhalb  der  Schranken  der  in  Art.  1  erwähnten  Ver- 
sicherungsarten resp.  abgeschlossenen  Policen  gefallen  zu  lassen. 

Beim  Abschluss  der  einzelnen  Versicherung  wijd  der  Gemeinderat  sich 
mit  dem  Lehrer  oder  der  Lehrerin  über  die  Art  und  Höhe  ihrer  Versicherung 
verständigen  (Art.  5). 

Beim  Dienstaustritte  des  Lehrers  regulirt  sich  die  Sache  wie  folgt: 

rt.  Bei  den  fixen  Einlagen  sub  Ziffer  1,  lit.  d  wird  die  bis  zum  Dienst- 
austritte aufgelaufene  Summe,  nach  Abzug  der  Hälfte  der  von  der 
Gemeinde  geleisteten  Beiträge,  letztere  jedoch  ohne  Zins,  an  den  Lehrer 
ausgehändigt.  Nach  10 — 20  Dienstjahren  wird  die  Rückvergütung  der 
Gemeindebeiträge  auf  den  Viertel  erraässigt.  Stirbt  dagegen  der  Lehrer 
während  der  Dienstzeit,  so  wird  die  ganze  bis  dorthin  aufgelaufene 
Summe  der  Einlagen  an  seine  Erben  ausgerichtet. 

b.  Bei  den  Versicherungen  aufs  Ableben  und  mit  Altersrenten  und  Alters- 
kasse wird  die  Police  an  den  Lehrer  ausgehändigt  und  es  bleibt  die- 
selbe unverändert  in  Kraft,  sofern  der  Lehrer  die  Hälfte  der  Gemeinde- 
beiträge ohne  Zins  an  die  Gemeinde  zurückerstattet  und  die  volle 
Prämie  von  dort  an  aus  sich  selbst  an  die  Versicherungsanstalt  leistet. 
Sollte  er  aber  jene  Hälfte  nicht  zurückerstatten,  so  erlischt  die  Ver- 
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Sicherungspolice  in  dem  Verhältnisse  der  an  die  Gemeinde  schuldigen 
Rückerstattungen,  für  welche  eine  Abrechnung  zwischen  der  Gemeinde 
und  der  Versicherungsanstalt  stattfindet  und  bleibt  nur  in  der  redn- 
zirten  Höhe  als  Eigentum  des  Lehrers  fortbestehen. 

Nach  10—20  Dienstjahren  wird  die  Rückvergütung  der  Gemeinde- 
beiträge auf  den  Viertel  ermässigt  (Art.  6). 

Vom  voren^'ähnten  Abzugs-  oder  Rückvergütungsrecht  wird  kein  Ge- 
brauch gemacht: 

rt.  nach  20  Dienstjahren  an  den  Schulen  der  Gemeinde; 

b,  wenn  nach  Ablauf  einer  Amtsdauer  die  fernere  Bewerbung  des  Lehrers 
oder  der  Lehrerin  nicht  mehr  berücksichtigt  wird; 

c.  wenn  er  wegen  hohen  Alters  oder  Krankheit  das  Lehramt  nicht  weiter 
ausüben  kann  (Art.  7). 

Der  Gemeinderat  wird  dahin  wirken,  dass  zu  Gunsten  der  Lehrerschaft 
ein  Hülfsfond  gegründet  werde,  bei  dessen  Zweckbestimmung  namentlich  in 
Aussicht  zu  nehmen  wäre: 

a.  Ermässigung  der  <lurch  die  lichrerschaft  alljährlich  zu  leistenden 
Beiträge; 

b.  Erhöhung  der  Renten,  Kapitalversicherung  und  Einlagen; 

c.  Unterstützung  der  Lehrerschaft  in  besondern  Notfällen; 

Diesem  Hülfsfonds  wird  die  Gemeinde  folgende  Unterstützung  zuwenden: 

a.  sämtliche  nach  Art.  6  durch  die  Lehrerschaft  zu  leistenden  Rück- 
erstattungen ; 

b.  einen  Teil  der  bei  der  Versicherungsanstalt  zu  Gunsten  der  Versicherung 
herauskommenden  Gewinne  (Art.  8). 

Sollte  einem  gegenwärtigen  Lehrer  oder  einer  Lehrerin  wegen  vor- 
gerückten Alters  die  Wohltat  der  Versicherung  oder  der  Einlagen  nicht  in 
genügender  Weise  zugänglich  gemacht  werden  können,  so  erhält  der  Ge- 
meinderat den  Auftrag,  für  diesen  Ausnahmsfall  als  Übergangsbestimmung 
entsprechende  Anträge  an  die  Gemeinde  vorzulegen  (Art.  9). 

Durch  Beschluss  des  Einwohncrgemeinderates  von  Burgdorf 
vom  24.  Oktober  1877,  in  Ausführung  des  vorstehenden  Gemeinde- 
bcschlusses  vom  28.  Juli  1877,  betreffend  die  Altersversorgung  der 
Lehrerschaft,  sind  folgende  Versicherungen  in  Aussicht  genommen 
worden : 

a.  Versicherungen  aufs  Ableben  mit  lebenslänglichen  jährlichen  Prämien, 
für  eine  Versicherungssumme  im  Minimum  von  Fr.  20()0  und  im  Maximum 
von  Fr.  5000  bis  zum  30.  Jahre  als  Eintrittsalter  und  von  Fr.  4000 
vom  30.  bis  40.  Jabre.  IMese  Versicherung  aufs  Ableben  kann  während 
der  Dienstdauer  auf  Verlangen  des  Lehrers  resp.  der  Lehrerin  je  weilen 
in  eine  Leibrente  umgewandelt  werden; 

b.  Versicherungen  durch  Altersrente  nach  folgenden  Modalitäten: 

EintrittsttUpr  Fälligrkeit  der  Rente  Maximum  derselben 

bis  zum  25.  Jahre         im  55.  Jahre  Fr.  600 

„      „  .  30,     ,,  .,    60.     „  y,    600 

yi  r  uU.  ,,  y,         OÖ.  ..  ff        OUU 

„      f.     40.     ,,  ..    60.     ,.  ,,    400 

c.  Versicherungen  aufs  Ableben  mit  Alterskasse,  fällig  am  Todestage  des 
Versicherten  oder  nach  Vollendung  des  55.  und  60.  Altersjahres,  nach 
folgenden  Bestimmungen: 

Eiiitrittwilter  Fälligkeit  der  Versieherung  MaxiDiiim  derselben 

bis  zum  25.  Jahre  im  55.  Jahre  Fr.  4000 

,.       ..     30.     ^  ..    60.      .  ,    4000 

,.       „      40.     ,.  ..    60.      „  „    2500 
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Nach  einer  Mitteilung  der  Primarschulkommission  Burgdorf 
haben  sämtliche  Lehrer  und  Lehrerinnen  (21)  die  Versicherungsart 
Art.  1,  lit.  d  gewählt. 

Das  Altersversorgungskapital  der  Primarlehrerschaft  betrug 
auf  31.  Dezember  1892  Fr.  28,416,  der  Hülfsfonds  der  Primarlehrer- 
schaft Fr.  1235.  Die  Einzahlung  für  die  Altersversorgungskasse 
betrug  Fr.  1385. 

4.   Stadt  Aarau. 

Nach  den  Statuten  des  „städtischen  Lehrerpensionsverein s^  vom 
28.  Februar  1890  hat  derselbe  den  Zweck,  durch  Alter  oder  Krank- 
heit  zum  Schuldienst  unfähig  gewordene  Lehrer  oder  Lehrerinnen, 
sowie  deren  Witwen  und  Waisen  durch  jährliche  Pensionen  zu 
unterstützen,  Der  Beitritt  ist  für  alle  Haupt-  und  Hülfslehrer  und 
-Lehrerinnen  obligatorisch. 

Dem  Pensionsfonds  werden  einverleibt: 

a.  die  Jahresbeiträge  der  Vereinsmitglieder,  welche  aus  mindestens  ^l2^lo 
der  Besoldung  von  der  AnsteUung  an  einer  städtischen  Schule  bestehen ; 
b.  die  Nachzahlungen,  die  ein  Mitglied,  das  erst  nach  zurückgelegtem 
30.  Altersjahre  in  den  Verein  tritt,  zu  leisten  hat.  Es  sollen  diese  Nach- 
zahlungen 50%  der  Summe  betragen,  die  das  Mitglied  vom  31.  Altersjahre 
an  zu  zahlen  gehabt  hätte;  c.  die  nachträglichen  Einzahlungen,  welche  ein 
eintretendes  Mitglied  für  die  Zeit  der  frühern  provisorischen  Anstellung  zu 
leisten  hat,  und  die  nach  Verhältnis  der  bezogenen  Besoldung  zu  berechnen 
sind ;  d.  der  jährliche  Beitrag  der  Gemeinde ;  e.  die  Kapitalzinse,  soweit  sie 
nicht  zu  Pensionen  und  Verwaltungskosten  verwendet  werden;  /.  Geschenke 
und  Legate.  Solche  dürfen  nie  angegriffen  werden,  sofern  nicht  der  Geber 
anders  verfügt;  g.  die  Bussen  (§  13). 

Pensionsberechtigt  sind : 

a.  Vereinsmitglieder,  welche  durch  Alter,  Gebrechlichkeit,  andauernde 
Krankheit  genötigt  werden,  auf  ihr  Amt  zu  verzichten,  oder  aus 
gleichen  Gründen  bei  einer  neuen  Wahlperiode  nicht  mehr  gewählt 
werden.  Der  Termin  des  Bezuges  geht  vom  Ablauf  der  Besoldung  an : 

b.  die  Witwen  und  Waisen  eines  im  Amte  verstorbenen  oder  pensionirten 
Vereinsmitgliedes,  und  zwar  die  Witwe  lebenslänglich  oder  bis  zu 
ihrer  Wiederverheiratung,  die  Waisen  bis  zu  ihrem  zurückgelegten 
18.  Altersjahre.  Der  Termin  des  Bezuges  geht  vom  Ablauf  des  Sterbe- 
quartals an ; 

c.  endlich  kann  der  Verein  auch  in  Fällen,  welche  in  den  obigen  Be- 
stimmungen nicht  vorgesehen  sind  und  bei  denen  doch  eine  Unter- 
stützung als  billig  erscheinen  sollte,  im  Einverständnis  mit  dem  Ge- 
meindrate eine  Pension  aussetzen  (§  14). 

Der  Lehrerpensionsverein  der  Gemeinde  Aarau  wurde  im  Jahre 
1866  mit  einem  Kapital  von  Fr.  10,000  gegründet,  das  zum  grössten 
Teil  aus  der  damals  schon  über  Fr.  100,000  betragenden  Prediger- 
witwenstiftung herrührt.  Am  31.  Dezember  1893  betrug  das  Ver- 
mögen Fr.  55,285.  85. 

Mitglieder  des  Pensionsvereins  waren: 

1866  12  Lehrer  und    7  Lehrerinnen  mit  Fr.  142.  80  Beitrag  )      j.  o 

1876  13        „        „      9            .,  ,      „    213.  70        ,.        l.      'J^;® 

1886  17        ,.        ,.     10  ..      ,.    289.  7o        ,,        Itipqa1<1iiiio' 

1893  19        „         .     14            -  ,.      „    358.  85        ..       J««»"'«»»"» 
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Von  den  jetzigen  33  Mitgliedern  sind  zwei  auswärtige,  von 
welchen  jedes  über  15  Jahre  in  Aarau  als  Lehrer  wirkte.  Vier 
im  Provisorium  befindliche  Lehrer  sind  noch  nicht  Mitglieder.  Ein 
Mitglied  wäre  pensionsberechtigt,  bezahlte  aber  von  seiner  aus 
der  Schulkasse  ausgerichteten  Pension  (Fr.  600)  freiwillig  Fr.  3 
Beitrag  SQit  1879. 

Der  Beitrag  aus  der  Schulkasse  an  den  Fonds  betrug  von  1866 
bis  1880  Fr.  150  per  Jahr,  von  1881  bis  1888  Fr.  300,  von  1889 
bis  1894  Fr.  500. 

Geschenke  und  Legate  erhielt  der  Verein : 

1870  Fr.  1120  1885  Fr.  464.  — 

1875  .       564  1890  .     823.  70 

1880  „      914  1893  „    200.  — 

Das  Maximum  betrug  Fr.  2374  im  Jahre  1872,  das  Minimum 
Fr.  100  im  Jahre  1892. 


Total 

Fr. 
1175 

1143 
1050 
1552 
1650 
1500 
1500 
1470 
1200 
1200 
1059 
931 
583 

Das  Maximum  einer  Pension  betrug  Fr.  450,  das  Minimum 
Fr.  250  per  Jahr. 

Neben  der  vom  Lehrerpensionsverein  bezahlten  Pension  hat 
die  Stadt  Aarau  den  pensionirten  Lehrern  einen  Rücktrittsgehalt 
ausgesetzt.  So  zahlte  die  Stadt  an  zwei  frühere  Lehrer  im  Jahre 
1893  Fr.  1200  (an  jeden  600)  und  an  eine  ehemalige  Lehrerin 
Fr.  300,  und  es  ergibt  sich  demnach  für  die  Lehrer  ein  städtischer 
Rücktrittsgehalt  von  Fr.  900—1000  (städt.  Gehalt  +  Beitrag  d. 
L.-P.-V.)  und  für  Lehrerinnen  Fr.  600—700.  Dazu  kommt  dann 
noch  der  Gehalt,  welchen  der  Staat  auswirft,  und  der  im  Höchst- 
betrag einen  Dritteil  der  gesetzlichen  Besoldung  erreichen  darf.  Im 
fernem  ist  eventuell  auch  noch  hinzuzufügen,  was  der  kantonale 
aargauische  Lehrerpensionsverein  leistet. 

Das  Vermögen  des  Lehrerpensionsfonds  betrug  auf  31.  Dezember 
1892  rund  Fr.  53,500. 


An  Pensionsher echtigti 

?  wurde  bezahlt: 

Jahr 

Zahl  der 
Berechtigten 

Total 

Fr. 

Jahr 

Zahl  der 
Berechtigten 

1868 

2 

320 

1881 

4 

1869 

2 

550 

1882 

4 

1870 

4 

608 

1883 

3 

1871 

3 

700 

1884 

5 

1872 

3 

800 

18a5 

5 

1873 

3 

890 

1886 

5 

1874 

4 

1000 

1887 

5 

1875 

4 

1056 

1888 

5 

1876 

3 

1050 

1889 

4 

1877 

3 

1050 

1890 

4 

1878 

4 

1200 

1891 

4 

1879 

4 

1200 

1892 

3 

1880 

4 

1172 

1893 

2 

J 
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Die  Bestrebungen  einer  Reihe  weiterer  Städte  flir  die  Sicher- 
stellung ihrer  Lehrer  im  Alter  sind  bei  den  betreffenden  Kantonen 
zur  Besprechung  gelangt. 

Es  sind,  wie  mitgeteilt  worden  ist,  die  Städte:  Zürich, 
Winterthur,  Bern,  Glarus  und  Schaffhausen. 

Auch  einzelne  private  Unterrichtsanstalten  haben  für  ihre  Lehrer- 
schaft eine  Art  von  Pensionirung  oder  Versicherung  vorgesehen, 
und  es  sind  in  dieser  Richtung  insbesondere  die  Privat-Seminarien 
vorangegangen.  Der  an  anderm  Orte  zitirten  Abhandlung  über 
die  Rühegehalte  von  Prof.  Dr.  Graf  in  Bern  entnehmen  wir  fol- 
gende Mitteilungen  betreffend  die  Lerberschule  und  das  evangelische 
Seminar  Muristalden  in  Bern: 

1.  Das  Freie  Gymnaslnm  (Lerberschule)  in  Bern. 

§  1.  Es  werden  der  Lehrerschaft  folgende  Versicherungsarten  vorgelegt, 
nnd  jeder  Lehrer  wird  bei  der  Anstellung  zu  irgend  einer  derselben  nach 
freier  Wahl  veranlasst: 

1.  Versicherung  aufs  Ableben; 

2.  Versicherung  durch  Altersrente; 

3.  Versicherung  aufs  Ableben  mit  Altersklasse  oder  Altersrente; 

4.  ein  Spareinlagensystem; 

5.  anderweitige  Kombinationen  im  Einverständnis  mit  der  Kommission. 

§  2.  Behufs  Entrichtung  der  jährlichen  Prämie  besteht  folgendes  Lei- 
stongsverhältnis  zwischen  Schule  und  Lehrer  in  allen  Fällen: 

Die  Prämie  beträgt  b%  der  Besoldung  und  zwar  gibt  es  folgende  fünf 
Klassen : 

Dienstjahr  Schale  Lehrer 

1.  1-5  1%  40/0 

2.  6—10  2  ^  3  ^ 

3.  11—15  3  „  2  „ 

4.  16—20  4  „  1  ,. 

5.  20— X  5  „  — 

§  3.    Zur  Berechnung  der  Prämie  werden  folgende  Normen  festgesetzt: 

1.  eine  Besoldung  unter  Fr.  500  fällt  ausser  Betracht; 

2.  Fr.    600—1500  Besoldung  gelten  für  Fr.  1000: 

3.  „     1600—2500  „  „        „      „    2000 

4.  „    2600—3500  „  „        ^      „    3000; 

5.  „    3600—4500  „  „        ,      „    4000: 

Ein  Lehrer  mit  Fr.  2000  Besoldung,  also  Fr.  100  jährlicher  Prämie, 
erhält,  wenn  er  bis  zum  25.  Altersjahr  in  den  Dienst  der  Anstalt  tritt,  im : 

1.  Fall  von  §  1  für  seine  Hinterlassenen  Fr.  6082  (New- York); 

2.  „        «     S  1  vom  55.  Altersjahr  an  Fr.  740  Rente; 

3.  „        r     §  1  init  Altersklasse  von  Fr.  6082,  mit  Altersrente  Fr.  587; 

4.  „        „     §  1  im  55.  Altersjahr  (d.  h.  nach  30  Dienstjahren)  Fr.  6375. 

2.  Das  Evangelische  Seminar  Mnristalden  Bern* 

Gi'undbeatimmtmgen  der  Invalidenkasse  vom  11.  März  1892. 

Zweck:  für  invalide  und  kranke  Lehrer,  deren  Witwen  und  Waisen  zu 
sorgen.  Die  Kasse  ist  freiwillig  für  alle  Lehrer  mit  mehr  als  Fr.  400  Jahres- 
besoldung. Beiträge:  das  Seminar  gibt  5%  der  jährlichen  Besoldungen, 
10%  aller  Legate.  Die  Lehrer  bezahlen  5  %  ihrer  Barbesoldungen ;  Kapital- 
Versicherung  auf  das  60.  Altersjahr  oder  das  Ablebeu;   bereits  bestehende 
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Versichernngen  können  substituirt  werden;  Versorgung  durch  Spareinlagen 
für  Lehrer,  welche  nicht  mehr  versichert  werden  können;  alle  diese  Beträge 
fallen  in  die  Invalidenkasse,  aus  welcher  einesteils  das  persönliche  Versor- 
gungekapital, andernteils  Pensionen  ausgemittelt  werden,  deren  Höhe  die 
Direktion  bestimmt. 


Nach  einer  Prüfung  der  faktischen  Verhältnisse  gelangt  wohl 
jedermann  zur  Überzeugung,  dass  das  Bedürfnis  nach  Kuhegehalten 
für  invalide  Lehrer  wirklich  vorhanden  ist.  Schon  die  Tatsache, 
dass  die  P  rage  in  einer  Reihe  von  Kantonen  gesetzliche  Regelung 
erfahren  hat,  und  in  vielen  andern  die  moralische  Verpflichtung 
durch  Subventionirung  von  Pensions-,  Alters-  oder  Hülfskassen 
anerkannt  wird,  kann  als  Beweis  gelten.  In  den  offiziellen  Be- 
richten der  kantonalen  Erziehungsbehörden  ist  über  die  berührte 
Bedürfnisfrage  im  allgemeinen  zwar  nur  weniges  enthalten;  im 
Jahresbericht  der  Erziehungsdirektion  des  Kantons  Bern  über  das 
Schuljahr  1892/93  jedoch  finden  wii*  darüber  ein  ebenso  offenes 
als  beredtes  Wort.    Die  betreffende  Stelle  lautet: 

,,Die  Zahl  der  unerledigten  Gesnche  nm  Ruhegehalte  ist  am  Schlnsse  des 
Berichtsjahres  1892/93  auf  58  angestiegen.  Der  gross t«  Teil  derselben  ist  drin- 
gend; es  befinden  sich  darunter  eine  Reihe  von  Lehrern,  die  in  40 — 5(]yäh- 
rigem  Schuldienste  bei  geringer  Besoldung  ihre  Kräfte  aufgebraucht  haben 
und  nun  meist  hülf-  und  mittellos  und  arbeitsunfähig  dastehen.  Dieser  Zu- 
stand kann  unmöglich  fortdauern;  es  muss  Abhülfe  gebracht  werden  durch 
Bewilligung  eines  Nachkredites  zur  Deckung  des  letztjährigen  Defizits  und 
durch  Erhöhung  des  betreifenden  Kredits  pro  1893.  Dass  die  Fassung  von 
§  55  des  Priniarschulgesetzes  eine  weitere  Erhöhung  des  Kredits  ausschliesse. 
liegt  durchaus  nicht  im  Sinn  und  Geist  des  Gesetzes  und  ist  auch  nicht 
notwendigerweise  aus  dem  Wortlaut  desselben  zu  folgern.  Bei  einem  Stand 
von  2045  Lehrern  und  Lehrerinnen  wäre  übrigens  die  Zahl  von  zirka  200 
oder  10<*/o  Pensionirten  durchaus  nichts  Anormales.'* 

Was  hier  durch  die  oberste  Erziehungsbehörde  im  Kanton 
Bern  in  einem  offiziellen  Berichte  konstatirt  wird,  findet  wohl 
seine  Pendants  in  fast  allen  übrigen  Kantonen. 

In  einer  Reihe  derselben  haben  es  die  betreffenden  Behörden, 
trotzdem  ihnen  die  gesetzliche  Unterlage  für  ihr  Vorgehen  man- 
gelte, gewagt,  die  wohlverstandenen  Pflichten  der  Humanität  gegen- 
über ihren  dienstunfähigen,  altersschwachen  Lehrern  doch  zw 
erfüllen. 

Wir  zitiren  zum  Beleg  eine  Bemerkung  aus  einer  Botschaft 
des  (xi'ossen  Rates  des  Kantons  Schaffhausen  an  das  Volk  vom 
10.  September  1892.  die  das  Besoldungsgesetz  vom  22.  August 
1892  betrifft : 

„Die  bisherige  Gesetzgebung  kannte  eine  Pensionirung  der  Lehrer  nicht 
ausdrücklich;  gleichwohl  konnten  im  Dienste  ergraute  oder  untauglich  ge- 
wordene Lehrer  nicht  dein  Elende  ausgesetzt  werden  und  deshalb  gestaltete 
sich  die  Praxis  dahin,  dass  Ruhegehalte  bewilligt  wurden." 
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Insbesondere  mit  Rücksicht  darauf,  dass  eine  irgendwie  erheb- 
liche Besoldungsaufbesserung  der  Lehrerschaft  angesichts  der  pre- 
kären Finanzverhältnisse  in  den  meisten  Kantonen  für  die  nächste 
Zukunft  ausgeschlossen  ist,  muss  in  anderer  Weise  nachhaltig  für 
im  Schuldienst  ergraute  oder  durch  Krankheit  in  der  Ausübung 
ihres  Berufes  gehinderte  Lehrer  gesorgt  werden.  Das  geschieht 
nun  am  besten  durch  Ausrichtung  von  Ruhegehalten. 


Die  Grimde,  die  füi*  diese  Institution  sprechen,  sind  im  wesent- 
lichen solche  des  Rechtes  und  der  Billigkeit,  sowie  die  Rücksicht- 
nahme auf  das  wohlverstandene  Interesse  der  Schule. 

Der  Beruf  des  Lehrers  verlangt  eine  spezifische  Vorbildung, 
die  in  jahrelangem  Studium  erworben  werden  muss.  Wenn  er  nun 
Jahrzehnte  lang  seine  Dienstobliegenheiten  erfüllt  hat  und  seine 
Kräfte  nicht  mehr  völlig  ausreichen,  so  kann  er  nicht  einen  Teil 
oder  die  ganze  Amtsarbeit  auf  eines  seiner  Familienglieder  ab- 
laden, weil  sein  Wirkungskreis  ein  höchstpersönlicher  ist.  Er  ist 
auch  vollständig  auf  seinen  Gehalt  angewiesen  und  wüd  eben 
seine  volle  Besoldung  so  lange  zu  erhalten  suchen,  als  es  nur 
immer  möglich  ist.  (xanz  anders  verhält  es  sich  mit  andern 
Berufsarten.  Im  Alter  können  Handwerker  oder  Landwirte  z.  B. 
einen  Teil  ihrer  Arbeit  auf  Familienglieder,  die  sie  zu  den  betref- 
fenden Verrichtungen  herangezogen  haben,  abladen.  Auch  ökono- 
misch sind  letztere  durchschnittlich  besser  gestellt;  denn  sie  ver- 
fügen meistens  über  ein  Anwesen,  das  ihre  Heimat  bleibt  Das  ist 
beim  Lehrer  nicht  der  Fall;  denn  sein  Beruf  bringt  es  mit  sich, 
dass  er  mit  seiner  Erwerbsfähigkeit  in  der  Regel  auch  sein 
Heim  verliert. 

Die  Fürsorge  umsichtiger  Schulbehörden  muss  dahin  gehen, 
alternde  Lehrer,  die  wegen  körperlicher  oder  geistiger  Gebrechen 
nicht  mehr  im  stände  sind,  ihrer  Pflicht  voll  zu  genügen,  durch 
frische  Kräfte  zu  ersetzen.  Es  ist  nicht  gleichgültig,  welchen 
Händen  die  Jugend  anvertraut  sei.  Der  aus  der  Betätigung  von 
altersschwachen  oder  gebrechlichen  Lehrern  entstehende  Nach- 
teil lässt  sich  allerdings  nicht  in  Zahlen  ausdrücken,  kann  aber 
seine  üblen  Folgen  auf  ganze  Generationen  ausdehnen. 

Dennoch  wäre  es  in  solchen  Fällen  eine  Herzlosigkeit,  wenn  eine 
Gemeinde  die  Stirne  hätte,  ihren  alternden  Lehrer,  der  ihr.rahrzehnte 
lang  bei  kärglicher  Besoldung  seine  Kraft  gewidmet  hat  und  aller 
Subsistenzmittel  bar  ist,  auf  die  Gasse  zu  steilen.  Die  Gerechtigkeit 
verlangt,  dass  diejenigen,  die  für  die  idealen  Güter  des  Volkes  ihr 
Leben  lang  gewirkt  haben,  am  Schlüsse  einer  Laufbahn,  die  dornen- 
voller ist,  als  man  es  gemeinhin  glaubt,  vom  Volke  nicht  verlassen 
werden.    Möchte  doch  der  jungen  Generation  das  beklagenswerte 
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Schauspiel  erspart  bleiben,  ihre  und  ihrer  Eltern  Lehrer  den  Lebens- 
abend im  Elend  verbringen  zu  sehen. 

Dass  diese  Schilderung  nicht  eine  zu  pessimistische  ist,  son- 
dern dass  sie  faktische  Verhältnisse  im  Auge  hat,  wie  sie  leider 
nicht  vereinzelt  dastehen,  zeigt  der  oben  erwähnte  Passus  aus 
dem  Geschäftsbericht  der  Erziehungsdirektion  des  Kantons  Bem. 
Die  Beispiele  Hessen  sich  ohne  Mühe  vennehren. 

Da  es  keine  Frage  ist,  dass  der  Erfolg  des  Unterrichts  ab- 
hängig ist  von  der  Tüchtigkeit  der  Lehrerschaft,  so  arbeiten  alle 
Massnahmen,  die  geeignet  sind,  dem  Lehrkörper  tüchtige  Köpfe 
zuzuführen,  in  ganz  direkter  Weise  an  der  Hebung  des  Schulwesens. 
Als  solche  Massnahme  nun.  zu  welcher  der  Staat  im  Interesse  der 
Erziehung  des  Volkes  verpflichtet  ist,  muss  die  materielle  Sicher- 
stellung der  Lehrerschaft  bezeichnet  werden.  Durch  die  Besoldung 
wird  das  aber  in  den  wenigsten  Kantonen  en-eicht;  denn  obschon 
alle  bestrebt  sind,  in  dieser  Beziehung  nach  Möglichkeit  vorzusorgen. 
sind  doch  die  Gehälter  da  und  dort  so  gering,  dass  es  dem 
Lehrer  faktisch  unmöglich  ist,  durch  Ersparnisse  für  die  alten 
Tage  vorzusorgen.  1)  Dass  dem  so  ist,  ergibt  sich  aus  nach- 
folgender Zusammenstellung  der  Besoldungsverhältnisse  der  Lehrer- 
schaft in  den  einzelnen  Kantonen.  In  Ermangelung  neuerer  Angaben 
legen  wir  die  Besoldungsverhältnisse  vom  Jahr  1882,  wie  sie  in  der 
Grob'schcn  Schulstatistik  für  die  Landesausstellung  1883  enthalten 
sind,  zu  Grunde. 

Darnach  erreichten  die  Durchschnittsbesoldungen  der  Lehi-er- 
schaft  in  den  einzelnen  Kantonen  die  nachfolgenden  Beträge: 

Lehrer 

Zürich 2228 

Bern 1386 

Lnzern 1287 

Uri 528 

Schwyz 1025 

Nidwalden  ....  650 

Obwalden    ....  891 

Glarus 1610 

Zuff 1122 

Freiburg     ....  1031 

Solothurn    ....  1288 

Baselstadt  ....  3213 

Baselland    ....  1446                1450                 1446 


Lehrerinnen 

Lehrpersonal 
überhaupt 

1805 

2192 

1032 

1249 

1226 

1279 

359 

451 

539 

758 

370 

448 

493 

597 

1610 

419 

778 

693 

897 

1169 

1283 

1535 

2778 

*)  Selbst  aus  dem  Kanton  Baselstadt,  der  mit  Bezug  auf  die  Lehrerbesol- 
dungen an  erster  Stelle  steht,  erhalten  wir  von  sehr  kompetenter  Seite  über  die 
Pensionsfrage  folgende  Auskunft:  ,, Das  Motiv  für  die  Pensionirung  ist  klar:  alle 
Gehalte  sind  so  massig,  dass  von  Ansammeln  eines  erheblichen  Vermögens  nicht 
die  Rede  sein  kann.  Die  Ausrichtung  eines  hiezu  ausreichenden  Gehaltes  würde 
den  Staat  viel  mehr  belasten,  als  die  Pensionen  es  tun,  und  zudem  wäre  man 
nicht  sicher,  dass  der  Mehrbetrag  des  Gehaltes  auch  wirklich  kapitalisirt  würde 
und  die  Invaliden  nicht  doch  hülflos  würden.  Das  Pensioniren  ist  nicht  ein 
Vorrecht,  wohl  aber  ein   Vorbild  für  die  Privatwirtschaft." 


Rückblick. 

Schaff  bansen  .  . 

1664 

1172 

1623 

Appenzell  A.-Rh. 

1821 

1850 

1821 

Appenzell  I.-Bh. 

979 

646 

882 

St.  Gallen  .  .  . 

1584 

1195 

1554 

Graubünden  .  . 

694 

482 

669 

Aargau 

1224 

1096 

1207 

Thurgau  .  .  . 

1561 

1257 

1552 

Tessin  .... 

666 

507 

572 

Waadt  .... 

1744 

1166 

1514 

Wallis  .... 

425 

342 

387 

Neuenbürg .  .  . 

1938 

1047 

1356 

Genf 

2188 

1227 

1647 

Schweiz  .  .  .  . 

1419 

901 

12«3 
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Einige  Kantone  haben  zwar  im  Laufe  des  vergangenen  Jahr- 
zehnts ihre  Besoldungen  erhöht;  im  grossen  Ganzen  jedoch  geben 
diese  Zahlen  auch  noch  für  unsere  Tage  ein  zutreffendes  Bild. 

Wenn  sich  nun  im  allgemeinen  diese  Bezüge  als  unzureichend 
herausstellen,  um  das  Alter  wenigstens  cinigermassen  zu  sichern, 
so  ergibt  sich  für  den  Staat  die  Pflicht,  in  einer  andern  Weise 
für  die  Zukunft  seiner  Lehrerschaft  zu  sorgen. 

Welcher  junge,  begabte  Mann  wii'd  sich  fernerhin  den  Lehrer- 
beruf erwählen,  wenn  ihm  am  Schluss  einer  langen  Eeihe  von 
Dienstjahren,  nachdem  er  Zeit  und  Kraft  für  das  Gemeinwesen 
eingesetzt  hat,  für  seinen  Lebensabend  bittere  Not  in  Aussicht  steht? 


Wenn  die  Pflicht  des  Staates,  für  das  Alter  seiner  Lehrer 
zu  sorgen,  feststeht,  ergibt  sich  daraus,  dass  die  Pensionen  als 
Besoldungsteile  zu  gelten  haben.  Sie  können  daher  nicht  als  Unter- 
stützungen oder  Gnadengeschenke  betrachtet  werden,  wie  dies  in 
breiten  Bevölkerungski-eisen  da  und  dort  geschieht;  sie  konsti- 
tuiren  vielmehi'^  wo  sie  eingeführt  sind,  ein  Recht,  und  müssen 
von  der  Lehrerschaft  derjenigen  Kantone,  welche  sie  nicht  besitzen, 
als  das  im  Ringen  nach  finanzieller  Besserstellung  zunächst  zu 
en*eichende  Ziel  in's  Auge  gefasst  werden. 

Die  Ruhegehalte  erscheinen  auch  vom  fiskalischen  Gesichts- 
punkte aus  als  das  billigste  Auskunftsmittel,  sofern  sich  näm- 
lich der  Staat  auf  den  Standpunkt  der  Ausrichtung  von  Invaliditäts- 
Pensionen  stellt  und  nicht  das  viel  weitergehende  Prinzip  von 
eigentlichen  Altersgehalten  akzeptirt.  Wie  die  Statistik  der  Pen- 
sionirten  beweist,  kommt  durchschnittlich  1/12  bis  Vio  der  berech- 
tigten Volksschuilehrer  in  den  Genuss  eines  Ruhegehaltes;  für 
den  Rest  realisirt  sich  die  Ruhegehaltserwartung  niemals.  Nur 
wenige  erreichen  ein  Alter,  wo  die  Pensionirung  als  gerechtfertigt 
erscheint. 

Denn  die  Schule  ist  nicht  ein  Gebiet,  das  seine  Diener  alt 
werden  lässt;  die  Lehrtätigkeit  reibt  nachgewiesenermassen  die 
geistigen  und  körperlichen  Kräfte  schneller  auf  als  jede  andere 
Berufsait. 
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Einlässliche  Untersuchungen  betreffend  die  Lehrerschaft  des 
Kantons  Zürich  haben  beispielsweise  ergeben,  dass  in  den 
letzten  20  Jahren  ein  Primarlehrer  durchschnittlich  ein  Alter  von 
58,6  Jahren,  ein  Sekundarlehrer  ein  solches  von  48,2  Jahi-en  er- 
reicht. Für  den  Primarlehrer  stellte  sich  im  Durchschnitt  eine  An- 
wartschaft auf  Ruhegehalt  für  1,7  Jahre  heraus,  was  einer  ein- 
maligen Gesamtsumme  von  Fr.  1020  entspricht ;  für  den  Sekundar- 
lehrer ergaben  sich  sogar  bloss  0,28  ^Tahre  =::  Fr.  296. 


Die  Mittel  und  Wege  nun,  die  dem  konstatirten  und  innerlich 
begründeten  Bedürfnis  bezw.  der  Notwendigkeit  der  Ruhegehalts 
gerecht  werden  wollen,  sind  in  den  verschiedenen  Kantonen  ganz 
verschiedene,  wie  aus  den  nachfolgenden  Zusammenstellungen  her- 
vorgeht. 

I.  Staatliche  Ruhegehalt«  1892. 


Kantone 

Lehrerschaft 

Ruhegehalte 

Peiisio- 
nlrtp 

Durch- 

Minimani 

Total 

*/o 

Total 

schnittl. 

und 

Betrag 

Maximam 

Zürich: 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Volksschullehrer 

990 

90 

9,1 

89282 

992 

(  150—1000  ') 

i  500—1400«) 

Höhere  Lehrer 

130 

7 

Ö.4 

14072 

1759 

1000    3000 

Bern  : 

Primarlehrer 

2045 

177 

8,7 

53600 

303 

200      360 

Sekundarlehrer  ^} 

373 

19 

5,1 

21947 

1219 

500    3000 

Seminarlehrer              C8 

i.    22 

1 

4,5 

1500 

1500 

1500 

Hochschullehrer 

56 

3 

5,4 

8400 

2800 

2600—3000 

(iewesene  Kutonsichallehrer 

3 

4900 

1633 

1000    2500 

Baselstadt: 

HoclischuUehrer 
Andere  Lehrer 

376/ 

22  *) 

5,2^) 

41790 

1809 

bis  4500 

Gl  a ras: 

Primarlehrer 

109 

11 

10 

3500 

308 

100—  400 

Aargau : 

Gemeindeschullehrer 

585  5) 

70 

12,1 

14618 

209 

bis    50(> 

Bezirksschullehrer 

84  6) 

5 

6jo 

2657 

531 

bis  1200 

Kantonsschullehrer 

22') 

4 

18,1 

4367 

1092 

bis  2200 

Seminarlehrer 

24  8) 

3 

12,5 

2580 

860 

— 

Schaffhauaen : 

174 

9 

5,2 

5766 

640 

Total 

5034 

424 

8,42 

268979 

634 

Waadt: 

Primarlehrer 

970 

393 

118299 

301 

bis    500 

Höhere  Lehrer 

250 

90 

39559 

440 

bis  1000 

*)  Primarlehrer.  —  ')  Sekundarlehrer.  —  ')  Sekundarlehrer,  Progynmasial-  and  (Gym- 
nasiallehrer (darunter  drei  I^hrerinnen).  —  *)  Ks  fällt  auch  noch  in  Betracht,  daas  altem 
J^ehrern  ein  Teil  ihres  Pensums  ohne  Verminderunj^f  des  (Jehaltes  abj^enommen  werden  kann. 
Im  Jahr  1892  waren  18  Lehrer  und  Lehrerinnen  in  diesem  Falle.  —  ')  Inklusive  Fortbildunfrs* 
sehuliehrer.  —  •)  Dazu  l«4  Hülfblehrer.  -  ')  Inklusive  neun  HÜlftlehrer.  —  ')  Inklusive  IS 
Hüifslehrer. 
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II.  Pensions-y  Alters-,  Hillfs-,  Witwen-  und  Waisen kassen. 

A.  Obligatorische  Kassen  (1892). 


Mit- 

>          « 

J.||     1  Höhe  der 

5P    £  i"5  1^     & 

Kantone 

Kassen 

glieder- 
zahl 

• 

1 
1 

Sex** 
1      «- 

!      Rente 
'      bezw. 
Pension 

■^    «J  s  S     < 

Ä   «          N 

1 

Staats- 
beitrag 

.5F'  -  S  w 

Vt.     i        Fr. 

Fr. 

Fr. 

*>.        ! 

1.  ScunWrf  .     . 

Fuidi  scolairt   de  prf- 

1 
1 

TOJSDM.      .      .      . 

520 

104») 

22202       800  2)  ,  60     ,'    30 

20000 

335935 

Gmf     .     .     . 

Cuises    de   prerojanee 

1 

1 
t 

de8  foBciionoaJres. 

1 

i 

2. 

a.  derenseigBeneDtpri- 

1 

1 

naire    .... 

298 

1    41 

36740       1400     200  2)     25 

12713 

374890 

3. 

b.  de  reostigBeieat  se- 

1 

1 

' 

condaire      .     .     . 

(56 

V 

• 

1840,        '')        200  3)     25 

ca.  8CM)0 

109835 

4.  St  G9l\tn    .     . 

a.  Uiterstiiinngskatse 
der  kt.   gallischen 

1         '                '1 

1 

1          1 

1 

1 

TvlkiscbBtiehrer .     . 

o80 

187 

60728  200—600    20  -»),  nahest. 

11600 

531416 

5. 

b.  katholische  FensiouK- 

1 

1 

1 

kasse    .... 

22 

940,    40;  60    '  — 

— 

35693 

6. 

c.  Witwea-,  Waisen-  nnd 
Alierskasse     eTange- 

' 

iischer  Schultehrer   . 

12 

300        25        ,  —         — 

— 

19156 

7.  Appcizell  l.-Rli. 

Lehrerpensionikasse 

135 

26 

7365  150     600    40  5).  Babest. 

4080 

1511JK) 

8.  Zirich  .     .     . 

a.  Witwen-  nnd  Waisen- 

1 

• 

stiftang    fnr    folks- 
ichnllehrer  .     .     . 

J972 

/  56 

V  28 

|22400[     ^{]|}       }40       BBbest. 

22584  [ 

t 

4,34981 

9. 

b.  Wiiwen-  nnd  Waisen- 

, 

' 

itillnng    fir   höhere 

1 

1 

Lehrer  nnd  Geistliche 

347 

29 

116CM)       400      •  40       anbest. 

11448 

17a361 

10.  Uicri  .     .     . 

Lehrer-Witwen- u.Waisen- 

1 

1 

1 

nntentiitznngsTerein . 

ca.  350 

184 

6726      37,60        lf>         ^^0 

112427 

|ll.!S«li«n.    .    . 

Lehrer-ilters-,  Witwen- n. 

■' 

1 
1 

1 
1 

1                                              tf 

Wai  enkasse .     .     . 

73 

18 

1615        85")    ■     5ß)     30 

500  i 

39518 

:  12.  Ulams  .     .     . 

Lehrer- Altersluse  .     . 

98 

40 

7475  100    300    20         35 

2000  1 

102191. 

13.  Zig      .     .     . 

Lehrernnterstiitznugx- 

'  i    1  titi        ^ 

1 

1 

i 

rerein    .... 

— 

8 

'^'^,(30     85    )  ^ 

30 

700 

30347 

14.  Frcibirg     .     . 

Altenkasse    (Gaisse   de 

! 

rctraite).     .     .     . 

259 

105  8) 

11467  150    300    15     ,     25 

4920 

1374(iS 

15.  SoI«thuni    .     . 

Lehrer- Alters-.Witwen-B. 

1                  1 
1 

1 
( 

1 

Waisenkasae  („Both- 

■ 

stiftnng")    .     .     . 

325 

105 

8085        77        ;  12     ;    30 

3000  . 

144533 

16.  B>sellftB<i    .     . 

Witwen-,    Waisen-   und 

1 

t 

' 

Alterskasse  .     .     . 

Jl78 

/  5;} 
l   4") 

7662   75     300     22,5o'    35 

2000 

155689 

17. 

SierbefUlkasse  .     .     . 

560       120       ;    12)        _ 

— 

3672 

18.  Appeiztll  I.-ah. . 

Alters-,    Witwen-    und 

1 

' 

Waisenkaise .     .     . 

17 

— 

nnbestimmt      12  ^)   nnbest. 

300 

5188 

19.  GratbtsdeH 

Lehrerhiilhkasse     .     . 

544 

1133        -        ,  15»)     - 

5440  1 

lOO(K) 

20.  AarfM.     .     . 

LehrerpensioBSTereiB 

603 

214 

18973    63     94      15       bis  35 

8500  ' 

175100 

21.Tliwni     .     . 

Alten-  Bud  HülNkasse  . 

298 

y 

4691'  50    300     15»o)  nnbest. 

5245 

116205 

22. 

WitweB-n.WaiseBsliftnng 

376 

4() 

4800"       100         10     ,  nnbest. 

1755 

1()866S 

1 

Total 

6039 

1282 

238070                      —         — 

124785 

3310463 

')  8»  Berechtfjfte  d^r  alten  Stiftung  ii  Fr. 

IM)  und 

15  der  neuen  Stillung  »i  Fr.  720.   - 

-   »)  Im  Todesfall   1 

erhalten  die  HinterlasatMien  auHserdem  eine  V( 

?rsieheru 

ngssuninie  von   im  Maximum    Kr.  3000   (gegt' 

n  wart  lg  ,1 

Fr.   ar7<M>).   —   *)  Inkl naive  KtiuitHbeitra}?  von  Fi 

•.  bi).    — 

•)  Ausserdem  per  Lelirstelle  Fr.  2C 

)  vom  Staate  und   | 

Fr.  r>o  von  der  («emeinde.  —  *)  Staat  und  Genie 

inde  zud 

pm  je  Fr.  30.  —  ••;  Minimum.  —  ')  E 

in  fache  Rente.  ~  1 

•>  V«»n   den  105  Pensionirten  iM'zogen  h:»  die  alte 

Pension 

i  von  Fr.  75  und  20  die  neue  Pension  von  Fr 

.  300.  —  ll 

1  »)   Wovon  Fr.  10  i 

Uaat «bei trag.  —  ")  W< 

)von  Fr. 

f)  Staats 

beitrag. 

-  ")  Todesfälle.  — 

")  Siehe 

aut  pag. 

58  u.  5«.    1 
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B.  Freiwillige  Kassen  (1892). 

Kantone 

Kasten 

Mit- 

^lieder- 

zahl 

J.^  g        Höhe  der  '  st     £-35;     S 
1  «  §  0       Rente        2  «  c   =•=  c  c    Staats- 
i|«t       bez«r.       ?-5f  ^SW-2    beitrat 
=5|«         Pension    '«     -  |g     -5 

• 

mm            ^ 

Z    's 

>  i 

a.  Kantonale  Kassen. 

23.  Bern    .     .     . 

Lahrerkisse     (T«niche- 
nngskasse). 

Fr. 

• 

Fr.            Fr.    '                    Vr. 

1               1 

Ft. 

a.  Penii<)igT«r8icherDDg 

311 

1 

16300        50          - 

1                             (*mek 

i 

— 

b.  KapitalTersicheraog  . 

142 

4950 500-2000')  |I}J*5^  ;|  35«)' 

!                                               1 

a")?/« 

24.  BaseiitAdt  .     . 

Lehrer- Witwen-  LWaisen- 

i 

ka«e    .... 

164         37       14898180-7203)15-60;            i 

4U^'7l 

25.  Sch»ffhaDien    . 

Lehrer-Witwen-,  Waisen- 

1 

1 

1 

nnd  Alterskaxte .     . 

66*)      43         2010    30:  45 

35 

hfm 

20.  St.  Gal  eu  .     . 

Sterbekaise  st.  galliicher 

1                         1        ' 

J 

Lehrer   .... 

450     '       6  5)      2658     ca.  400              !       * 

m 

27. 

Witwen-jWaisen-u.Alteri- 
kasie  der  Lehrer  an 

1 

1 

der  EaHtoBischnie    . 

ca.  30     !       2     '     1074  600;  474    60       «a.35     4000 

v2m 

28.  Tessiii  .     .     . 

Society  di  natno  mcono 

1            ,                  1 
'1                                                  1 

fra  i  doMsti  tieinesi 
Total 

134 
1297 

60 

2896  120—360 !  10         40       1000 

44786                                          5000 

1 

1013457 

148 

• 

b.  Städtische  und  private  Anstaltskassen, 

1.  Stadt  Lozern    . 

ilters-B.Inralidit&tgkaue 

1 

für  die  Lehrenchart 

1 

1 

der  Stadt    .     .     . 

1 

7Ü00«; 

— 

2.  SUdt  St.  Gallen 

Lehrer-,  Witwen-,  Waiieo- 
nnd  Alter8kasse  .     . 

1 

_ 

8.  Stadt  BHrgdorf . 

Tertieherang  der  Lehrer- 
schaft   .... 

21 

1 

_    1     ^ 

29651 

4.  SUdt  iUrao     . 

Iiehrerpensionskatse 

33 

3           931' 250    450 

1 

— 

o3ö0a 

')  Versicheriinffsaininiipn.  —  *)  Bis  zum  zurUekj^eleiften  5ö.  Alter^iahr.   —   »)  Fr.  1«)  für  haliK». 
ffir  zweitiicht>  Gehalte,  entsprechend  den  Einzahlunjcen.  —  *»  Plus  1«  bezui^sberecnti^cte  Witwen.  —  ' 

Vt.  TS» 

)  TiAv*- 

tiille.  —  •)  Einma 

lij^cr  8taHt8beitra}(  be 

1  Gründll 

in;;  der  1 

vHsse  im 

Jahre  IStO. 

Aus  den  vorstehenden  Detailnachweisen  über  die  Verhältnisse 
der  einzelneu  Kassen  ergibt  sich  folgende  ZusammenstoUung : 

Kaiit4>nale  Kassen. 

"y.Ki  MS*  Pension»-  Aus-  \-..«.„;-.«., 

%.r        Jltr  «der  j^erichtete      Staats-      ^♦'"•"'f» 

KasJen    *^  iah'  R'^"^^""        »'^»»i«»^^'^    ^^^^«^    si  Dez  isiw 

Kas&en        zahl         i„.rechtl^e      u.  Renten  »i.uez.iHvr 

Fr.  tY.  Fr. 

Obligatorische  Kassen      22        6039  1282  238,070    124,7^5    3.310.46:-^ 

Freiwillige  Kassen  6        1297  148  44.786        5.00(.)    1.013.457 


Kantonale  Kassen:  Total  28 


7336 


1430  282,856    129,785    4,328,920 


Städtische  und  private  Kassen. 

Das  statistische  Material  über  dieselben  ist  unvollständig, 
und  sie  sind  im  einzelnen  so  verschieden  organisirt.  dass  eine 
Schematisiruug   derselben  schwierig  ist.  Sie  haben  auch  fiir  die 
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Betrachtung  der  allgemein  schweizerischen  Verhältnisse  nicht  die 
gleiche  Wichtigkeit,  wie  die  kantonalen  Kassen.  Die  Berück- 
sichtigung von  Kassen  einzelner  privater  ünterrichtsanstalten  kann 
sodann  in  dieser  zusammenfassenden  L'bersicht  füglich  übergangen 
werden. 

Im  Einzelnen  geben  die  vorgeführten  statistischen  Übersichten 
noch  zu  folgenden  Bemerkungen  Anlass. 

a.  Mit  Bezug  auf  die  staatlichen  Ruhegehalte. 

In  den  Kantonen  Zürich,  Bern,  Baselstadt.  Glaims,  Aargau,  in 
provisorischer  Weise  auch  Schaffhauseti,  hat  die  Staatskasse  die 
vollständige  Bestreitung  der  Riihegehalte  übernommen,  im  Kanton 
Waadt  bestreitet  sie  die  bezüglichen  x\usgaben  weitaus  zum  grössten 
Teil,  indem  sie  sich  durch  die  einzelnen  Mitglieder  des  Lehrer- 
standes nur  verhältnismässig  kleine  Beiträge  an  die  betreffenden 
Kosten  leisten  lässt. 

Es  ist  noch  ein  weiterer  Unterschied  gegenüber  den  Ruhe- 
gehalten  der  sechs  erstgenannten  Kantone  vorhanden.  Während 
diese  einen  solchen  nur  im  Falle  von  Invalidität  des  Lehrers 
zusprechen,  d.  h.  wo  Altersschwäche,  körperliche  oder  geistige 
Gebrechen,  dauernde  Krankheit  eine  irgendwie  erfolgreiche  Schul- 
führung ausschliessen,  eimöglicht  der  Kanton  Waadt  den  Rücktritt 
auch  bereits  nach  einer  bestimmten  Reihe  von  Dienstjahren  und 
stellt  daher  mehr  das  Moment  der  Altersversorgung  in  den  Vorder- 
grund. Die  Frequenz  der  Ruhegehalte  ist  in  diesem  Falle  eine 
erheblich  grössere,  was  denn  auch  in  gewissem  Sinne  den  oben 
erwähnten  Beitrag  der  Interessenten  an  die  Staatskasse  recht- 
fertigt. 

h.  Mit  Bezug  auf  die  verschiedenen  Kassen  und  Stiftungen 

der  Lehrerschaft. 

Bei  diesen  Instituten  sind  in  bunter  Mischung  eine  Reihe  von 
Unterstützungszwecken  vereinigt.  Nur  die  wenigsten  sind  reine 
Alters-  oder  Pensionskassen  der  Lehrer;  dieselben  suchen  in  der 
Regel  auch  die  Fürsorge  für  die  Witwen  und  Waisen  verstorbener 
Lehrer  in  ihren  Wirkungskreis  zu  ziehen;  oder  dann  sind  sie 
eigentliche  Sterbekassen.  Einzelne  stellen  es  sich  ausserdem  noch 
zur  Aufgabe  wenigstens  zum  Teil  für  die  Kosten  der  infolge  von 
Krankheit  notwendigen  Stellvertretung  aufzukommen. 

Wo  die  Kantone  die  von  ihnen  für  die  Lehrer  obligatorisch 
erklärten  Kassen  mit  erheblichen  Beiträgen  Subventioniren  und 
wo  auch  die  Kapitalfonds  bereits  eine  gewisse  Sicherheit  bieten, 
ist  es  den  Kassen  möglich  gemacht,  Pensionsbeiträge  in  Aussicht 
zu  nehmen,  welche  für  den  Notfall  als  Avirksame  Unterstützungen 
gelten  können  (Neuenburg,  Genf,  St.  Gallen,  Appenzell  A.-Rh.). 
Für  die  genannten  kantonalen  Kassen  stellen  sich  die  vollen 
Pensionsbeträge  gegenwältig  auf  Fr.  600,  Fr.  800  und  Fr.  1400. 


100 


Bückblick. 


Alle  übrigen  Kassen  richten  erheblich  geringere  Pensions- 
bezw.  Rentenbeträge  aus.  Im  besten  Falle  steigen  sie  —  wie  bei 
den  beiden  Witwen-  und  Waisenstiftungen  im  Kanton  Zürich  — 
auf  Fr.  400  an;  in  einer  grössern  Reihe  von  Kantonen  eiTeichen 
die  Beträge  kaum  Fr.  100.  Und  dies  insbesondere  da.  wo  allen 
möglichen  Unterstützungszwecken  durch  dieselbe  Kasse  genü^ 
werden  will. 

Die  natürliche  Folge  davon  ist,  dass  die  Pensionen  auf  ein 
Minimum  sinken,  das  nicht  mehr  als  irgendwie  wirksame  Unter- 
stützung gelten  kann.  Am  schlimmsten  ist  es  mit  jenen  Kassen 
bestellt,  die  die  Verabreichung  von  Pensionen  bloss  an  die  Be- 
dingung einer  bestimmten  Anzahl  von  Dienstjahren,  bezw.  von 
jährlichen  Einzahlungen  binden.  Dort  kann  es  vorkommen,  dass> 
V4 — V/3  der  Mitgliederzahl  im  Genuss  der  „Pension"  stehen. 

Sodann  zeigt  die  statistische  Übersicht  auch,  dass  die  Jahres- 
beiträge der  Mitglieder  in  der  Regel  recht  bescheidene  sind,  so 
dass  schon  aus  diesem  Grunde  die  Pension  ebenfalls  eine  bescheidene 
bleiben  muss. 

Eine  Anzahl  von  Kassen  ist  infolge  der  unsichern  technischen 
Grundlagen  derselben  in  die  Zwangslage  versetzt,  ihre  Pensionen 
von  Jahr  zu  Jahr  zu  veningern. 

Die  detaillirte  Durchsicht  der  Statuten  von  verschiedenen 
Kassen  ergibt,  dass  dieselben  Berechtigungen  verheissen,  für  welche 
die  versicherungstechnischen  Voraussetzungen  fehlen.  In  allen 
Fällen,  w^o  die  Kassen  und  Stiftungen  in  dieser  Hinsicht  nicht 
schon  das  Gutachten  eines  Versicherungstechnikers  eingeholt  haben» 
sollte  dies  nachträglich  noch  getan  werden. 

Eine  Erscheinung  ist  schliesslich  noch  zu  erwähnen.  Auch  in 
den  kleinsten  Kantonen  bestehen  bei  kleiner  Mitgliederzahl  selbst- 
ständige Kassen,  die  besser  täten,  sich  an  gefestigte  grössere 
Institute  anzuschliessen. 

Zwar  sind  die  Schwierigkeiten  —  es  ist  dies  unverkennbar  — 
enorme,  insbesondere  mit  Rücksicht  auf  die  bestehenden  Pensions- 
und Rentenverpflichtungen  und  die  Vielgestaltigkeit  der  bestehenden 
Institute,  sowie  wegen  der  vorhandenen  partikularistischen  Ten- 
denzen, aber  unmöglich  dürfte  ein  Zusammenschluss  verschiedener 
Kassen  nicht  sein.  Der  Gedanke  einer  Versicherungs-  und  Sterbe- 
kasse für  alle  schweizerischen  Lehrer  ist  nicht  neu;  er  ist  vor  zirka 
8  Jahren  von  einem  Initiativkomite  von  Solothurner  und  Aarganer 
L(*hrern  zu  verwirklichen  gesucht  w^orden;  allein  ohne  Erfolg. 
Gegenwärtig  harrt  die  Frage  ihrer  Lösung  im  Schosse  des  Zentral- 
vorstandes des  Schweizerischen  Lelirervereins.  Soll  der  Gedanke 
des  Zusammenschlusses  verschiedener  Institute  der  schw^eizerischen 
Lehrerschaft,  auf  dem  Gebiete  der  obligatorischen  und  fakultativen 
Selbsthülfe  dereinst  Aktualität  gewinnen,  so  dürfen  nicht  ver- 
schiedene Zwecke  im  neuen  Institut  verquickt  werden;  entweder 
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muss  dasselbe  eine  reine  Pensionskasse  für  alte  oder  invalide  Lehrer 
oder  dann  eine  Stiftung  für  Witwen  und  Waisen  sein. 

Dies  sollte  möglich  sein,  denn  die  bereits  vorhandenen  Mittel 
sind  nicht  unbeträchtliche  und  können  bei  weiser  Beschränkung  auf 
einen  Zweck  in  fruchtbringender  und  wirksamer  Weise  zu  Gunsten 
der  schweizerischen  Lehrerschaft  oder  ihrer  Hinterbliebenen  ver- 
wendet werden. 

Die  Übersichten  auf  Seite  97  und  98  beweisen  im  fernem,  dass 
von  den  zirka  11,000  Volksschullehi'ern  rund  zwei  Drittel,  d.  h.  mehi' 
als  7000  sich  zu  gegenseitiger  Hülfeleistung  im  Falle  von  Invalidität, 
Krankheit  oder  Tod  für  kleine  Gebiete  bereits  zusammen  getan 
haben  und  dass  nur  noch  ein  verhältnismässig  kleiner  Bruchteil  dies 
bis  jetzt  unterlassen  hat. 

Die  Frage,  unter  welchen  Umständen  die  verschiedenen  In- 
stitute oder  doch  eine  Anzahl  derselben  zusammengelegt  werden 
könnten,  rauss  selbstverständlich  Gegenstand  von  einlässlichen 
versicherungstechnischen  Untersuchungen  und  eventuell  von  be- 
sonderen Verhandlungen  zwischen  den  beteiligten  Kreisen  werden. 

Erst  auf  dieser  sichern  Grundlage  kann  sich  ein  neues  lebens- 
fähiges Gebilde  gestalten. 

* 
*  * 

In  den  Kantonen  Uri,  Obwalden,  Nidwaiden  und  Wallis  besteht 
die  Institution  der  Ruhegehalte  nicht  und  es  sind  auch  keine  ge- 
meinsamen Lehrerkassen  zur  Fürsorge  im  Alter  und  im  Invaliditäts- 
oder Todesfall  ihrer  Mitglieder  vorhanden.  Nichtsdestoweniger 
kommt  es  vor^  dass  in  Ausnahmefällen  da  und  dort  beim  Rücktritt 
verdienter  Lehrkräfte  als  Zeichen  der  Anerkennung  Gratifikationen 
in  höherem  oder  geringerem  Betrage  zuerkannt  werden.  Im  Kanton 
WaUis  bedarf  es  hiezu  eines  ausdrücklichen  Beschlusses  des  Grossen 
Rates. 

In  den  Kantonen  Uri  und  Unterwaiden  ist  in  den  letzten 
Jahren  mehreren  scheidenden  Lehrern  ebenfalls  durch  Zuwendungen 
in  verschiedenem  Betrage  der  Dank  und  die  Anerkennung  von 
Volk  und  Behörden  gezollt  worden. 

Einer  Zuschrift  des  Präsidenten  des  Erziehungsrates  des  Kan- 
tons Uri  entnehmen  wir  folgende  Bemerkung: 

^Wir  geben  gerne  der  Erwartung  Ausdruck,  dass  in  nicht  zu  ferner  Zeit 
auch  in  unserm  Kanton  auf  diesem  Gebiete  etwas  zu  (xunsten  unseres  Lehr- 
personals sich  werde  anstreben  und  erreichen  lassen". 

* 
*  * 

In  den  oben  genannten  sechs  Kantonen,  welche  staatliche 
Ruhegehalte  im  Falle  der  Invalidität  an  Lehrer  verabreichen,  werden 
solche  an  8,42%,  d.  h.  an  den  12.  Teil  der  Gesamtzahl  der 
gegenwärtigen  aktiven  Lehrer  (Volksschullehrer  und  Lehrer  an 
den  höhern  Anstalten)  ausgerichtet.  Der  durchschnittliche  Rulu*- 
gehalt  beträgt  in  diesem  Fall  Fr.  634.    Wenn  nur  die  Volksschul- 
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lehrerschaft  iu  Betracht  gezogen  wird,  so  kommen  auf  zirka  4150 
Volksschullehrer  (Primai--  und  Sekundarlehrer)  zirka  350  Pensionirte, 
d.h.  81/2%  des  Bestandes  der  Lehrerschaft.  Der  Durchschnitt^s- 
ruhegehalt  würde  hier  rund  Fr.  580  betragen. 

Wenn  diese  Verhältnisse  auf  die  ganze  Schweiz  übertragen 
werden,  so  ergibt  sich  folgendes  Resultat: 

Die  gesamte  Volksschullehrerschaft  stieg  im  Jahr  1892  auf 
zirka  9500  Primarlehrer  und  -Lehrerinnen  und  zirka  4400  Sekun- 
darlehrer und  -Lehrerinnen,  zusammen  also  auf  zirka  10,900  oder 
rund  11,0(K)  Köpfe  an. 

Die  Zahl  der  invaliden  Lehrer,  die  im  Interesse  der  Schule 
pensionirt  werden  sollten,  würde  nach  der  obigen  Verhältniszahl 
von  1 :  12  rund  900  betragen,  oder  wenn  wir  ein  noch  ungüni^ti- 
geres  Verhältnis  annehmen,  z.  B.  1 :  11,  rund  1000.  Für  diese  1000 
Vertreter  des  Volksschullehrerstandes  dürfte  nach  den  obigen  Be- 
rechnungen eine  Pensionssumme  von  zirka  Fr.  500,000 — 600,000 
vonnöten  sein. 

Nun  ist  aber  darauf  hinzuweisen,  dass  der  oben  vorgesehene 
Ansatz  einer  Durchschnittspension  von  Fr.  580  die  Höhe  der 
durchschnittlichen  Besoldungen  der  Volksschullehrer  in  vielen  Kan- 
tonen erreicht  oder  noch  über  denselben  steht,  und  dass  aus  diesem 
Grunde  die  Pensionsbeträge  wohl  niedriger  bemessen  würden.  Nehmen 
wir  nun  statt  jenes  Durchschnittes  von  Fr.  580  fiir  eine  Pension 
eine  Summe  von  Fr.  500  an,  so  dürfte  bei  diesem  Ansatz  mit  einer 
Ausgabe  von  im  Maximum  einer  halben  Millimi  Franken  dem  Pen- 
sionsbedürfnis der  VolksschuUehi-erschaft  in  der  Schweiz  genügt 
werden  können. 

Es  ist  wohl  nicht  n(*)tig  zu  sagen,  warum  wir  diese  Berech- 
nungen anstellen.  Aus  allen  Kreisen  der  Lehrerschaft  tönt  der 
Ruf  nach  tatkräftigerer  finanzieller  Unterstützung  der  Volksschule 
in  den  einzelnen  Kantonen  durch  den  Bund.  Und  dieser  ßuf 
wird  sobald  nicht  verstummen,  denn  er  hat  seine  innere  Berech- 
tigung. Wenn  der  Bund  für  alle  übrigen  Gebiete  gemeinnütziger 
Bestrebungen  und  öffentlicher  Arbeiten  in  freigebiger  Weise  seine 
Mittel  zur  Verfügung  stellt,  so  darf  er  der  Volksschule  gegenüber, 
auf  der  die  Zukunft  des  Landes  ruht,  seine  Hand  nicht  ver- 
schliessen.  Ein  Schritt  in  der  bezeichneten  Richtung  scheint 
mit  der  Schenk'schen  Schulvorlage  1)  getan  zu  werden.  Wenn  wir 
den  in  Betracht  fallenden  Teilen  derselben  näher  treten,  so 
sehen   wir,    dass  in    der  in  Frage  kommenden  Ziffer  II  die  Snb- 


^)  I.  Zum  Zwecke  der  Unterstützung  der  Kautone  in  der  ihnen  obliegenden 
Sorge  für  genügenden  Primaninterricht  können  denselben  aus  Bundesniittebi 
Beiträge  geleistet  werden. 

II.  Die  Bundesbeiträge  dürfen  nur  für  die  öffentliche  staatliche  Primarschule 
verwendet  werden  und  zwar  ausschliesslich  zu  folgenden  Zwecken :  1.  Bau 
neuer  Schulhäuser:   2.  Errichtung  neuer  Lehrstellen  infolge  von  Trennung  «u 
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ventionirung  des  Ruhegehaltswesens  der  Kantone  nicht  ausdrück- 
lich vorgesehen  ist.  Zwar  könnten  die  Ruhegehalte  unter  dem 
Titel  „Aufbesserung  von  Lehrerbesoldungen"  eventuell  unter- 
ofebracht  werden,  da  sie  doch  als  Besoldungsteile  zu  gelten  haben. 

Nach  der  Vorlage  dürften  die  Bundesbeiträge  ausschliesslich 
nur  für  die  sub  Ziffer  II  ausdrücklich  vorgesehenen  Zwecke  ver- 
wendet werden  und  es  wäre  die  Quote  für  jede  der  in  Ziffer  II 
aufgeführten  Zweckbestimmungen  rein  ins  Ermessen  der  Kantone 
gestellt. 

Daher  dürfte  die  Vorlage  bei  einer  eventuellen  parlamen- 
tarischen Beratung  doch  vielleicht  in  dem  Sinne  erweitert  werden, 
dass   die  Ruhegehalte  an  Lehi'cr  ausdrücklich  aufgeführt  würden. 

Denn  eine  irgendwie  erhebliche  Erhöhung  der  Lehrerhesoldutigen^ 
wie  sie  Ziffer  II,  7  vorsieht,  erscheint  bei  den  bescheidenen  Bundes- 
beiträgen, welche  nach  derselben  Vorlage  den  einzelnen  Kantonen 
zugedacht  sind  und  bei  der  grossen  Zahl  der  Bewerber  als  aus- 

irrosser  Klassen ;  3.  Beschaffung  von  Lehr-  und  Veranschaulichungsmitteln ; 
4.  unentgeltliche  Abgabe  von  Schulmaterialien  an  Schulkinder;  5.  Versorgung 
von  Schulkindern  während  der  Schulzeit  mit  Speise  und  Kleidung;  6.  Aus- 
bildung von  Lehrern;  7.  Aufbesserung  von  Lehrerbesoldungen;  8.  Einrichtung 
von  Turnplätzen. 

IIL  Die  Beiträge  des  Bundes  dürfen  keine  Verminderung  der  bisherigen  Lei- 
stungen der  Kantone  und  Gemeinden  zur  Fol^e  haben,  sie  sollen  vielmehr  die- 
selben zu  vermehrten  Leistungen  für  das  öffentliche  Primarschulwesen  veranlassen. 

IV.  Für  die  Periode  der  nächsten  fünf  Jahre  wird  zu  genanntem  Zwecke 
eine  jährliche  Summe  von  Fr.  1,200,000  in  das  Budget  eingestellt.  Diese  Summe 
kann,  wenn  die  Finanzlage  des  Bundes  es  gestattet,  für  fernere  fünfjährige 
Perioden  auf  dem  Budgetwege  erhöht  werden. 

V.  Aus  dem  jährlichen  Gesamtbundesbeitrag  wird  jedem  Kanton  für  eine 
fünQährige  Periode  ein  bestimmter  Jahreskredit  zugeschieden,  welcher  bei  dessen 
rnterstützung  nicht  überschritten  werden  darf. 

VI.  Als  Grundlage  zur  Bestimmung  der  Jahreskredite  für  die  Kantone  wird 
einerseits  deren  Wohnbevölkerung,  anderseits  deren  ökonomische  Leistungsfähig- 
keit angenommen.  Betreffend  die  Bevölkerung  macht  die  letzte  eidgenössische 
Volkszählung  Regel.  Rücksichtlich  der  verschiedenen  ökonomischen  Leistungs- 
fähigkeit werden  die  Kantone  in  drei  Klassen  eingeteilt,  nämlich:  1.  Klasse 
30  Rappen  auf  den  Kopf  der  Wohnbevölkerung:  Baselstadt  Fr.  22,124,  Genf 
Fr.  31,652.  Neuenburg  Fr.  32,445.  Zürich  Fr.  111,154,  Waadt  Fr.  74,296,  Glarus 
Fr.  10,147,  Schaffhausen  Fr.  11,334,  Zug  Fr.  6908.  Zusammen  Fr.  300,000.  — 
2.  Klasse  40  Rappen  per  Kopf:  Solothurn  Fr.  34,248,  Appenzell  A.-Rh.  Fr.  21.643, 
Bern  Fr.  214,681,  Baselland  Fr.  24,776,  Obwalden  Fr.  6017,  Thurgau  Fr.  41,871, 
Luzern  Fr.  54,144,  St.  Gallen  Fr.  91.269,  Aargau  Fr.  77,432,  Graubünden  37,924, 
Freiburg  Fr.  47,662.  Zusammen  Fr.  651,657.  —  3.  Klasse  50  Rappen  per  Kopf: 
Nidwaiden  Fr.  6269,  Uri  Fr.  8624,  Schwyz  Fr.  25,153,  Appenzell  I.-R.  Fr.  6444, 
Wallis  Fr.  50,992,  Tessin  Fr.  63,375.  Zusammen  Fr.  160,857.  Total  aUer  drei 
Klassen  Fr.  1,112,574.  —  Der  Einheitssatz  zur  Berechnung  des  Jahreskredites 
für  die  einzelnen  Kantone  während  der  nächsten  fünf  Jahre  beträgt  für  1.  Klasse 
30  Rappen,  für  2.  Klasse  40  Rappen,  für  3.  Klasse  50  Rappen  per  Kopf  der 
Bevölkerung. 

Vn.  Es  steht  jedem  Kanton  frei,  die  ihm  vorbehaltene  Subventionssumme 
in  Anspruch  zu  nehmen  oder  auf  dieselbe  ganz  oder  teilweise  zu  verzichten. 
Als  allgemeine  Verzichtleistung  wird   angesehen,  wenn   innerhalb   der  für  die 
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geschlossen.    Dagegen  könnte  in  ganz  wirksamer  Weise  der  Ge- 
danke der  Fürsorge  für  die  invaliden  Lehrer  verwirklicht  werden. 

Mit  der  verhältnismässig  bescheidenen  Summe  von  vielleicht 
1/4  Million  Franken  wäre  es  dem  Bund  möglich,  für  jeden  invaliden 
Lehrer  der  Volksschule  einen  Beitrag  von  Fr.  200 — 300  an  dessen 
Pensionirung  zu  leisten. 

Nach  dem  bei  den  Bundessubventionen  eingeführten  Grund- 
satz, dass  die  Kantone  mindestens  den  gleichen  Beitrag  zu  dem- 
selben Zwecke  leisten  sollten,  wäre  die  Möglichkeit  geboten, 
manchen  Lehrer  im  Alter  vor  bitterer  Not  zu  bewahren.  Ein 
grosser  Teil  der  Kantone  würde  wohl  von  sich  aus  noch  bedeutend 
höher  gehen  und  jedenfalls  gingen  diejenigen  Kantone,  welche 
bereits  Pensionen  ausrichten,  nicht  unter  die  bisherigen  Leistungen. 


Wir  sind  am  Schlüsse  unserer  Betrachtung  angelangt.  Wenn 
wir  die  Ergebnisse,  zu  welchen  wir  bei  Behandlung  der  Frage 
der  Ruhegelialte  und  der  Institution  der  Lehrerkassen  gelangt 
sind,  zusammenfassen,  so  sind  es  kurz  folgende: 

bezügiichen  Eingaben  festzusetzenden  Frist  ein  mit   den  erforderlichen  Nach- 
weisen begleitetes  Subventionsbegehren  nicht  eingereicht  wird. 

VIII.  Der  um  eine  Schulsubvention  sich  bewerbende  Kanton  hat  dem  Bundesrat 
folgende  Vorlagen  zu  machen:  1.  Eine  nach  Kategorien  getrennte  Aufstellung 
der  von  Kanton  und  Gemeinden  in  den  letzten  fünf  Jahren  für  die  öffentliche 
Primarschule  aufgewendeten  Summen.  2.  Einen  Plan  über  die  beabsichtigte  Ver- 
wendung der  Bundessubvention  in  der  nächsten  fünßährigen  Periode  mit  Be- 
gründung. 3.  Eine  besondere  spezialisirte  Darlegung  der  beabsichtigten  Ver- 
wendung des  Bundesbeitrages  im  nächsten  Rechnungsjahr;  nach  erfolgter  Ge- 
nehmigung der  Verwendung  ist  dieselbe  für  den  Kanton  verbindlich  und  nach 
Ablauf  des  .Jahres  nachzuweisen. 

IX.  Die  Genehmigung  kann  ganz  oder  teilweise  verweigert  werden,  wenn 
eine  nicht  statthafte  Verwendung  der  Subvention  in  Aussicht  genommen  wird 
(Artikel  II),  wenn  die  Subvention  oder  ein  Teil  derselben  zu  Zwecken  in  An- 
spruch genommen  werden  will,  für  welche  von  selten  des  Kantons  und  der  Ge- 
meinden nicht  Avenigstens  eine  ebenso  grosse  Summe  verwendet  wird,  w^enn  im 
ganzen  eine  Verminderung  der  bisherigen  Leistungen  von  Kanton  und  Gemeinden 
für  das  Primarschulwesen  eintritt. 

X.  Der  Bund  wacht  darüber,  dass  die  Subventionen  den  genehmigten  Vor- 
schlägen entsprechend  verwendet  werden.  Die  Ansammlung  von  Fonds  aus 
Bundesbeiträgen  ist  nicht  statthaft.  Nach  Ablauf  des  Jahres  nicht  verwendete 
Summen,  wie  solche,  welche  eine  nicht  genehmigte  Verwendung  gefunden  haben 
sollten,  oder  bei  denen  die  gesetzlichen  Bedingungen  (Artikel  IX)  nicht  einge- 
halten worden  sind,  sind  an  die  Bundeskasse  zurückzuerstatten. 

XI.  Alle  bezüglichen  Beschlüsse  werden  vom  Bundesrate  gefasst.  Allföllige 
Beschwerden  darüber  können  an  die  Bundesversammlung  gerichtet  werden. 

XII.  Die  Vorbereitung  dieser  Beschlüsse  liegt  unter  der  Leitung  des  eid- 
genössischen Departements  des  Innern  einer  vom  Bundesrat  jeweilen  auf  eine 
Amtsdauer  von  drei  Jahren  zu  ernennenden  Kommission  von  sieben  Mitgliedern 
ob,  welche  die  Befugnis  hat,  mit  den  Erziehungsbehörden  der  Kantone  in  Ver- 
bindung zu  treten,  Auskunft  zu  verlangen,  Bemerkungen  zu  machen  und  Wünsche 
anzubringen. 

XIII.  (Publikation  und  Inkrafttreten  der  Vorlage.) 
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I. 

1.  Die  Besoldungen  der  schweizeHschen  Lehrer  sind  durch- 
schnittlich so  bescheiden,  dass  es  fiir  dieselben  unmöglich  ist,  für 
ihre  alten  Tage  Ersparnisse  auf  die  Seite  zu  legen.  Der  Staat 
hat  infolge  dessen  die  Pflicht,  in  irgend  einer  Weise  das  Alter 
seiner  Lehrer  sicher  zu  stellen  und  sie  vor  den  bittersten  Alltags- 
sorgen zu  bewahren. 

2.  Das  geschieht  am  besten  durch  das  Mittel  der  staaäichen 
Ruhegehalte^),  Sie  bilden  gleich  dem  Besoldungsanspruch  ein  Recht 
an  den  Staat,  oder,  wo  sie  noch  nicht  eingeführt  sind,  eine  mora- 
lische Pflicht  desselben. 

Es  ist  fiir  die  Beuiteilung  dieses  Verhältnisses  vollständig 
irrelevant  und  kommt  in  der  Wirkung  aufs  gleiche  heraus,  ob 
die  Besoldung  als  ganzes  ausbezahlt  wird  in  der  Meinung,  dass 
der  Funktionär  jeweilen  einen  kleinen  Teil  davon  selbst  für 
seine  alten  Tage  oder  für  den  Krankheitsfall  bei  Seite  lege, 
oder  ob  der  Staat  diesen  kleinen  Teil  nicht  direkt  verabfolgt; 
sondern  vorläufig  zurückbehält  und  später  erst  im  Bedürfnisfalle 
an  denselben  unter  dem  Titel  eines  „Ruhegehaltes"  ausbezahlt.  Der 
Unterschied  liegt  hier  darin,  dass  es  im  ersten  Fall  ins  Belieben 
des  Einzelnen  gelegt  ist,  für  die  Zukunft  vorzusorgen.  im  letztem 
dagegen  der  Staat  es  übernimmt,  diesen  Sparpfennig  aufzu- 
bewahren. Der  Staat  nimmt  sonach  einfach  die  Stelle  eines 
wohlwollenden  und  uneigennützigen  Geschäftsbesorgers  ein. 

')  Herr  Prof.  Dr.  J.  H.  Graf  wendet  sich  iu  seiner  eingangs  erwähnten 
Abhandlung  gegen  die  Institution  der  „staatlichen  R uheg ehalt e^ .  Seine  Argu- 
mentation ist  folgende: 

„Die  Staatspensioneu  haben  entschieden  an  Popularität  verloren;  stehen 
wir  doch  vor  der  Tatsache,  dass  sogar  im  Kanton  Zürich,  der  seit  1859  das 
Prinzip  der  reinen  Staatspension  für  Lehrer  und  Geistliche  praktizirt  hat.  eine 
Initiativbewegung  gegen  diese  Gesetzesbestimmung  inszenirt  ist,  und  liegt  der 
Tag  selbst  noch  nicht  so  fern,  wo  das  Schweizervolk  mit  wuchtigem  Mehr  das 
eidgenössische  Pensionsgesetz  verworfen  hat.  Wir  bekämpfen  diesen  (irnndsatz 
der  reinen  Staatspension,  weil  er  in  einseitiger  Weise  nur  eine  Klasse  von 
Staatsdienem  berücksichtigt  und  jeder  Beamte,  der  im  Dienst  des  Staates  invalid 
geworden  ist,  oifenbar  das  gleiche  Recht  auf  eine  Staatspension  hat  wie  der 
Lehrer.  Wir  bekämpfen  diesen  Grundsatz  der  reinen  Staatspension  aber  auch 
deshalb,  weil  nur  in  den  wenigsten  Fällen  der  Staat  im  stände  ist,  eine  erkleck- 
liche Staatspension  auszurichten,  und  stellen  den  Grundsatz  auf,  dass  die  Fen- 
sionirung  nur  auf  Grundlage  von  Beiträgen  des  Staates  und  der  Lehrerschaft 
beruhen  darf.  Nur  in  diesem  Fall  ist  die  Basis  geschaffen  für  eine  grundlegende 
und  rationeile  Lösung  der  ganzen  Pensionsfrage." 

Das  sind  nun  Behauptungen,  für  die  eine  hinlängliche  Begründung  schwer 
beizabringen  wäre,  sobald  man  die  faktischen  Verhältnisse,  in  welchen  sich  die 
schweizerische  Lehrerschaft  befindet,  ins  Auge  fasst.  Es  darf  doch  nicht  als 
Grund  gegen  den  Bestand  einer  rechtlich  begründeten  Institution  gelten,  „dass 
sie  an  Popularität  verloren  habe".  Insbesondere  geht  es  nicht  an,  zur 
Unterstützung  dieser  Behauptung  die  Volksabstimmung  gegen  das  eidgenössi- 
sche Pensionsgesetz  und  die  Initiative  4regen  die  Ruhegehalte  der  Lehrer  und 
Geistlichen  im  Kanton  Zürich  herbeizuziehen.  Was  die  letztere  anbetrifft,  so 
wird    sie   im   Kanton   Zürich   selbst   weniger   als   eine   Auflehnung   gegen   das 
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Die  Natur  des  Ruhegehaltes  als  Besoldungsteil  schliesst  rechtlich 
die  staatliche  Nötigimg  der  Lehrer  zu  finanziellen  Leistungen  behufs 
Bestreitung  derselben  aus,  denn  sie  würden  eine  Minderung  seiner 
Besoldung  zur  Folge  haben. 

8.  Die  Erteilung  von  Ruhcgehalten  bloss  auf  Grund  einer 
bestimmten  Anzahl  von  Dienstjahren  geht  in  unsern  demokratischen 
schweizerischen  Verhältnissen  nicht  an,  ist  auch  nicht  empfehlens- 
wert und  dürfte  wegen  der  finanziellen  Konsequenzen  kaum 
in  Frage  kommen.  Dagegen  ist  die  Ausrichtung  von  Pensionen 
im  Falle  der  Invalidität  des  Lehrers,  d.  h.  in  den  Fällen,  wo  hohe« 
Alter,  Krankheit,  körperliche  oder  geistige  Gebrechen  die  Dienst- 
unfähigkeit desselben  zur  Folge  haben,  eine  Pflicht  des  Staates. 

5.  Auch  im  Interesse  einer  wirksamen  Fürsorge  moss  sich 
der  Staat  auf  die  hnmliditätspmisionen  beschränken  und  diese  dann 
allerdings  so  hoch  bemessen,  dass  nicht  die  bittere  Not  den  Lebens- 
abend des  Lehrers  trübt. 

IL 

1.  Die  Fürsorge  für  die  Witwen  und  Waisen  soll  Sache  des 
Lehrers  sein,  sofern  ihn  der  Staat  durch  die  Besoldung  und  die 
Aussicht  auf  Pension  materiell  in  genügender  Weise  ausrüstet. 
Eine  direkte  Pflicht  des  Staates,  auch  für  die  Hinterlasseneu 
seiner  Funktionäre  zu  sorgen,  ist  nicht  vorhanden.  Dass  er  e5 
tue.  ist  wünschenswert  und  billig. 

Prinzip  der  Ruhegelialte  angesehen,  als  vielmehr  als  Ausflnss  einer  Stimmunsr 
bezw.  Verstimmung  insbesondere  bäuerlicher  Kreise  infolge  systematischer  A^- 
tation  gegen  die  Lehrerschaft. 

Im  fernem  ist  wohl  auch  der  Grund  nicht  enist  zu  nehmen,  dass  die 
Staatspensionen  an  Lehrer  darum  zu  bekämpfen  seien,  weil  es  noch  nicht  mög- 
lich sei,  dieselben  andern  Staatsbeamten  zukommen  zu  lassen. 

Was  das  Argument  anbetrifft,  dass  der  Staat  nur  in  den  wenigsten  Fällen 
im  Stande  sei,  „erkleckliche  Pensionen"  auszurichten,  so  ist  darauf  hinzuweisen, 
dass  die  Pensionirung,  sofern  sie  sich  nur  auf  invalide  Lehrer  beschränkt,  das- 
jenige Auskunftsmittel  ist.  welches  den  Staat  viel  billiger  zu  stehen  kommt  als 
eine  irgendwie  nennenswerte,  allgemeine  Besoldungserhöhung.  Diese  Tatsache 
dtlrfte  gerade  einen  Grund  abgeben  für  eine  liberale  Bemessung  einzelner 
Pensionsbeträge. 

Der  von  Herrn  Professor  Dr.  Graf  gemachte  Vorschlag,  „dass  die  Pensio- 
nirung nur  auf  Grundlage  von  Beiträgen  des  Staates  und  der  Lehrerschaft  be- 
ruhen darf,**  wäre  zwar  ein  Ausweg,  würde  aber  ohne  eine  gleichzeitige  Be- 
soldnngserhöhung  eine  neue  Belastung  der  Lehrerschaft,  von  der  sie  bisher  frei 
war,  zur  Folge  haben  und  es  wäre  dies  jedenfalls  ein  Ausweg,  wie  er  für  das 
Gros  der  meist  gering  dotirten  Landschullehrer  überhaupt  nicht  in  Frage 
kommen  dürfte.  Dies  würde  sich  übrigens  auch  aus  dem  sorgfaltigen  Studium 
des  Budgets  irgend  einer  Lehrerfamilie  ergeben. 

Vom  formell-rechtlichen  Standpunkt  aus  wäre  es  in  den  Kantonen,  welche 
die  Pensionirung  bereits  gesetzlich  besitzen,  mit  Bezug  auf  die  Lehrer,  die  auf 
Grund  der  bisherigen  gesetzlichen  Bestimmungen  angestellt  wurden,  zum  min- 
desten zweifelhaft^  ob  die  künftige  Pensionirung  vom  Beitritt«  zu  einer  Pen- 
sionskasse abhängig  gemacht  werden  dürfe.  Das  trifft  insbesondere  auch  für 
die  Lehrerschaft  des  Kantons  Bern  zu. 
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2.  Die  Hülfskassen  der  Lehrerschaft  in  ihrer  jetzigen  Form 
sind  nicht  im  stände,  ihren  Zwecken  in  wirksamer  Weise  zu 
dienen,  da  die  von  ihnen  verabreichten  Summen  durchschnittlich 
äusseret  bescheiden  sind.  Ein  Zusammenschluss  der  einzelnen 
Kassen  und  Kässchen  wäre  sehr  angezeijrt. 

III. 

Es  könnte  den  beiden  Zwecken :  der  notwendigen  Pensionirimg 
invalider  Lehrer  und  der  Fürsorge  für  die  Hinterlassenen  verstorbener 
Lehrer  in  richtiger  Weise  gedient  werden,  wenn  der  Staat  die  Last 
der  Ruhegehalte  vollständig  auf  sich  nähme  und  die  Sorge  für 
Witwen  und  Waisen  den  Kassen  der  Lehrerschaft,  eventuell  mit 
etwelcher  Subventionirung,  ganz  überliesse.  Bei  dieser  klaren 
Scheidung  der  Zwecke  wäre  ohne  grossen  Aufwand  an  Mitteln  in 
beiden  Richtungen  Erfreuliches  zu  erreichen. 

Wenn  die  Gemeinden,  die  Kantone  und  der  Bund  hiebei  ihre 
Kräfte  vereinigen,  so  wird  ein  Erfolg,  der  auch  auf  die  Schule 
in  wohltätiger  Weise  zurückwirken  wird,  nicht  ausbleiben. 


Darf  die  vorliegende  Arbeit  den  Anspruch  erheben,  als  ein 
bescheidener  Beitrag  für  die  zukünftige  Ausgestaltung  der  Für- 
sorge für  die  Lehrerschaft  auf  allgemein  schweizerischem  Boden 
zu  gelten,  so  ist  ihr  Zweck  erreicht.  Diese  Fürsorge  aber  muss 
stets  ein  wichtiger  Faktor  bleiben  in  dem  Streben  nach  dem  Ideal 
der  schweizerischen  Volksschule. 
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Zweiter  Abschnitt. 


Förierio  les  nnterriclitsf  en  M  len  Bil  im  Jalire  1892. 


I.  Eidgenössische  polytechnische  Schule  in  Zürich. 

1.  Frequenz.    Im  Schuljahre  1891/92  (Wintersemester  1891/92 
imd  Sommersemester  1892)  war  der  Besuch  folgender: 
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Von  den  366  Angemeldeten  (Oktober  1891:  339,  Sommer 
1892 :  27)  wurden  als  regelmässige  Studirende  auf  Grund  genügen- 
der Maturitätsausweise  165  (92  Schweizer  und  73  Ausländer)  auf- 
genommen; 102  (32  Schweizer.  70  Ausländer)  bestanden  die  Auf- 
nahmsprüfung. 59  (33%)  der  Geprüften  wurden  zurückgewiesen. 
32  hatten  ihre  Anmeldung  vor  der  Prüfimg  zurückgezogen. 

Die  Vermehrung  der  Zahl  der  neu  aufgenommenen  Studii^enden 
gegenüber  dem  Vorjahr  rührt  ausschliesslich  von  dem  stärkern 
Zudrang  zur  Ingenieur-  und  besonders  zur  mechanisch-technischen 
Schule  her.  Dieses  Mehr  rekrutirt  sich  hauptsächlich  aus  Studi- 
renden  schweizerischer  Nationalität. 

Die  Zahl  der  blossen  Zuhörer  (inklusive  die  Studenten  der 
Zürcher  Hochschule)  ausser  den  703  Schülern  betrug  427  (1890/91 : 


Förderung  des  Unterrichtswesens  durch  den  Bund. 
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408),   so  dass  sich  die  Gesamtfrequenz  auf  1139  (1890/91 :  1084) 
stellt. 

Die  Mutationen  im  Bestände  des  Schülerpersonals  gestalteten 
sich  fol^endermassen : 
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Die  Ziffern  des  Abganges  der  regelmässigen  Schüler  vom 
Polytechnikum  sind  folgende : 

lStU/92  1890;  Dl 

Abgang  vor  Beendigung  der  Studien 81  87 

„        mit  Abgangszeugnis 153  134 

Ältere  Studirende,  die  nach  Beendigung  dor  Fachschule 

ihre  Studien  fortgesetzt  haben 14  19 

248  240 

Für  das  kommende  Schuljahr  1892/93  verblieben  somit  455 
regelmässige  Studirende. 

Stipendien,  Aus  dem  Chätelain'schen  Stipendienfonds  wurden 
zehn  vStipendien  im  Gesamtbetrage  von  Fr.  2700  (1890/91 : 
Fr.  3800  an  15  Stipendiaten)  verabreicht.  13  Scliweizern  und 
7  Ausländern  (exkhisive  die  Stipendiaten)  Avurde  das  Schulgeld 
erlassen;   darunter  dreien  nur  zur  Hälfte. 

2.  Lehrerschaß.  Im  Sommersemester  1892  zählte  der  Lelir- 
körper  —  die  militärwissenschaftliche  Abteilung  inbegriffen  -- 
54  Professoren,  25  Assistenten,  welche  zugleich  Privatdozenten 
und  mit  Lehraufträgen  bedacht  waren,  6  andere,  mit  bestimmten 
Lehraufträgen  bedachte  Dozenten,  sowie  36  Privatdozenten,  im 
ganzen  also  121  Mitglieder.  Am  Schlüsse  des  Schuljahres  1891  i)2 
betnig  die  Zahl  der  pensionirten  Professoren  3. 
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3.  Organisatorisches.  Abgesehen  von  der  Durchführung  des 
schon  im  letzten  Jahrbuch  erwähnten  neuen,  auf  7  Semester  aus- 
gedehnten  Studienplanes  an  der  chemisch-technischen  Schtde  traten 
tiefer  greifende  Neuerungen  in  den  Studienplänen,  welche  den 
Unterrichtsprogi^ammen  zu  Grunde  liegen,  nicht  ein.  —  Die 
mechanisch-technische  Schtde  beharrte  und  befestigte  sich  in  dem 
auf  7  Semester  ausgedehnten  Studienplane,  wie  er  im  Vorjahre 
zum  erstenmal  zur  Ausführung  gelangt  war. 

Das  Regulativ  für  die  Diplomprüfungen  vom  Jahre  1881  ist 
entsprechend  der  veränderten  Organisation  der  meisten  Schulen 
durch  ein  solches  vom  10.  September  1892i)  ersetzt  worden. 

4.  Anstalten  für  Übungen,  Versuche  und  wissenschaftliche  Arbeiten, 
Die  Laboratorien  dieser  Anstalten  zeigten  folgende  Frequenz: 

Physikalisches  Institut :  Winter  1891/9«    Sommer  ISM 

Wissenschaftliches  Laboratorium 9  10 

Elektrotechnisches  Laboratorium 42  16 

Allgemeines  Übungslaboratorium 43  87 

Chemisch-technische  Schule : 

Chemisch-analytisches  Laboratorium 118  75 

Chemisch-technisches  Laboratorium 75  76 

Phannazeutisches  Laboratorium 18  3 

Photographischos  Laboratorium 32  12 

Forst-  und  landwirtschaftliche  Schule: 

Agrikultur-chemisches  Laboratorium 9  14 

Forstliches  Laboratorium 4  13 

Auf  dem  Vei'suchsfelde  für  Acker-  und  Fuitcrhau,  dem  Vei^suchs- 
garten  für  Obstbau  und  im  Versuchsweinberge  wurden  die  in  firiihem 
Jahren  begonnenen  Kulturversuche  fortgesetzt. 

Die  Werkstätten  an  der  mechanisch-technischen  Schule  und 
die  Werkstätte  für  Modelliren  und  Ton  wui^den  neu  eingerichtet. 
Die  Übungen  des  im  Jahre  1891  neu  eröffneten  physikalischen 
Instituts  nahmen  im  Berichtjahre  ihren  ruhigen  Fortgang. 

5.  Sammlungen.  Die  Ansprüche  an  die  Sammlungen  und  der 
Aufwand  für  dieselben  wachsen  von  Jahr  zu  Jahr.  Der  neu  ein- 
geführte Unterricht  in  Gewerbehygieine,  der  Unterricht  über 
Fischerei  und  Fischzucht  und  der  alpwirtschaftliche  Unterricht 
mussten  mit  Sammlungen  ausgerüstet  werden.  Die  geologisch- 
paläontologische  Sammlung  gelangte  zum  Abschluss  der  Aufstellung 
der  Roth'schen  Sammlung  fossiler  Säugetiere  der  Pampas  und  des 
Mammutfundes  von  Niedei'w-eningen.  Die  verschiedenen  Sammlungen 
hatten  sich  zahlreicher  zum  Teil  bedeutender  Geschenke  zu  er- 
freuen. Die  Eaumfrage  für  die  Sammlungen  ist  eine  brennende 
geworden,  so  dass  die  Lösung  derselben  kaum  weiter  hinaus- 
geschoben werden  kann. 

6.  Annexanstali^n.  Die  Anstalt  zur  Prüfung  der  BaumcUeridien^ 
die  im  Bericlitjahre  ihr  neues  Gebäude  vollständig  bezogen  hat, 

^)  Beilage  I,  pa^:.  1 — 7. 
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die  Samenkontröllstaiion,  die  agriknUurchemische  Untersuchungsstatiov 
und  die  Zentralanstalt  für  forstliches  Verstichswesen  haben  auch  im 
Berichtjahre  ihr  Tätigkeitsgebiet  erweitert. 

7.  Finanzielles.  Die  Ausgaben  für  die  eidgenössische  poly- 
technische Schule  betrugen  im  Jahr  1892:  Fr.  791,000  (Beamtung 
Fr.  35,500,  Verwaltung  Fr.  105,500,  Besoldung  des  Lehrkörpers 
Fr.  488,500,  Unterrichtsmittel,  Unterrichtsanstalteu  und  Sammlungen 
Fr.  157,500.  Preise  Fr.  800,  Unvorhergesehenes  Fr.  3200),  sodass 
nach  Abzug  der  Einnahmen  von  Fr.  149,800  durch  die  Bundeskasse 
noch  Fr.  641,200  zu  decken  blieben.  Gegenwäi-tig  geht  man  damit 
um,  entsprechend  den  stets  steigenden  Anforderungen,  welche  an 
die  Schule  gestellt  werden,  dieselbe  auf  gesetzlichem  Wege  durch 
Aufstellung  eines  NormaUmdgets^)  füi-  längere  Zeit  finanziell  sicher- 
zustellen. Dasselbe  sieht  nach  einer  Botschaft  des  Bundesrates 
vom  23.  Januar  1893  an  Ausgaben  Fr.  937,950  und  als  reinen 
Bundesbeitrag  Fr.  804,750  vor. 

11.  Eidgenössische  MedizinalprUfungen  1892. 

Die  Verhandlungen  der  Medizinalprüfungskommission  mit  der 
eidgenössischen  Maturitätskommission  haben  zu  einem  Abschlüsse 
gefiihrt,  indem  durch  einen  Entscheid  des  eidgenössischen  Departe- 
ments des  Innern  folgende  Grundsätze  über  die  Geschäftsordnung 
zwischen  den  genannten  Behörden  aufgestellt  wurden: 

1.  Die  Gutachten  der  Matnritätskoramission  über  Maturitätszeugnisse 
schweizerischen  Ursprungs,  soweit  sie  in  die  Lage  kommen  kann,  derartige 
Gutachten  auszustellen,  werden  vom  leitenden  Ausschuss  als  massgebend 
anerkannt. 

2.  Die  Kandidaten  mit  ausländischen  Maturitätszeugnissen  haben  die- 
selben nach  Art.  20,  Alinea  4  der  Prüfungsverordnung  vom  19.  März  1888 
direkt  dem  Präsidenten  des  leitenden  Ausschusses  einzusenden,  welcher  sie 
der  eidgenössischen  Maturitätskommission  zur  Prüfung  und  Begutachtung 
übermitteln  wird. 

3.  Über  die  ausländischen  Maturitätszeugnisse  hat  die  eidgenössische 
Maturitätskommission  ihr  Befinden  abzugeben,  wie  sie  sich  zu  den  schwei- 
zerischen Anforderungen  verhalten  und  ob  sie  den  hiesigen  gesetzlichen  Anfor- 
dernngen  voll  und  ganz  entsprechen  oder  nicht. 

Nach  erhaltenem  Aufschluss  wird  der  leitende  Ausschuss  entsprechend 
Art.  5  der  Vollziehungsbestimmungen  der  zitirten  Verordnung  entscheiden, 
ob  der  Gesuchsteller  zu  den  medizinischen  Prüfungen  zugelassen  werden 
soll  oder  nicht.  Im  letztern  Fall  steht  es  dem  Abgewiesenen  frei,  nach  Be- 
stehen einer  eidgenössischen  Maturitätsprüfung  sich  zum  zweitenmal  beim 
leitenden  Ausschuss  zu  melden. 

4.  Der  leitende  Ausschuss  bringt  seine  Entscheidungen  über  Maturitäts- 
angelegenheiten  der  Maturitätskommission  zur  Kenntnis. 

Die  eidgenössische  Maturitätskommission  hat  in  Zürich,  Bern 
und  Lausanne  ordentliche  Maturitätsprüfungen  abgehalten.  Die- 
selben lieferten  folgendes  Ergebnis: 
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Aspiranten  auf  das 
Arzt-,  Zahnarzt- und         Tierarzaelschal- 
Anmeldungen :  Apotbekerdlplom  diplon 

Total 37  28 

Davon:  Für  die  ganze  Prüfung 27  28 

Für  die  Ergänzungsprüfung 10  — 

Die  Prüfung  bestanden: 

Ganze  Prüfung 13  15 

Ergänzungsprüfnng 6  — 

Abgewiesen 18  9 

Über  das  Ergebnis  der  im  Berichtjahr  stattgefundenen  eid- 
genössischen Medizinalprüfungen  gibt  die  nachfolgende  Cbersieht 
Aufschluss : 

(+  —  Prüfuni^en  mit  Erfolg.    —  =  ohne  Erfolg.) 


Basel 

Bern 

Genf 

Laosanae 

Ziirieh 

Zasamnei 

Prüfungen 

Total    1 

+    - 

+     - 

+  '- 

+    — 

+    - 

+     — 

! 

( iiitorwiss. 

19 

4 

21     7 

25     2 

1 
17     5 

38 

7 

120   25 

1451 

Mediiin.  < 

anat.-phjs. 

24 

18     4 

19      1 

9     7 

38!     9 

108   21 

129 

365 

Fachpriifong 

20 

1 

25     3 

6      1 

7     3 

25   — 

83     8 

9lJ 

"^•i  SÄ 

1      1 

1    — 

1    — 

3i     1 

^1     < 

, 

1 

— 

—    _ — 

1    - 

11     ^ 

"-(?Ä 

4   — 

1 

3 

— 

6 

3 

17    - 

1"^»  t:V 

8     3 

11     2 

1 

1 

5     2 

3 

28     8 

361    *^ 

oatarwiss. 

— 

10     2 

8 

2 

18,     4 

22|        ' 

Voteriiiär  !  anat.-phjs. 

— 

18     3 

10 

4 

28     7 

35     80 

Fachpr&foDg 

6     3 

1 

11 

3 

17!     6 

23 

1892: 

75;     8 

lll'  24 
135 

55'     6 
61 

45 

17 

137!  J5 
162 

423   80 
503 

503 

83 

62 

1891: 

661     6 

131    28 

59.     7 

35|     9 

153;  28 

444   78 

522 

7 

2 

15 

9 

6( 

> 

4 

i    1 

181 

522 

1 

Sämtliche  Prüfungen  (nicht  Personen),  genügende  und  un- 
genügende, verteilen  sich  nach  der  Heimatangehörigkeit  der  ge- 
prüften Personen  folgendermassen : 

Schweiz, 


Zürich 63 

Bern 103 

Luzern 22 

Uri 1 

Obwalden  ....  1 

Schwyz 6 

Glarus 6 

Z"g 7 

Freibnrg    ....  5 


Transport  214 


Transport  214 
Solotlmrn  ....  9 
Basel-Stadt  ...  31 
Basel-Landschaft  .  4 
Schalfhausen  ...  5 
Appenzell  A.-Rh.  .  4 
Appenzell  T.-Rh.  .  4 
8t.  Gallen  ....  25 
Gninbünden    .     .     .27 

Transport  323 
Ausland, 


Transport  323 

Aargan 27 

Thnrgau 


Tessiu 
Waadt  . 
Wallis   . 
Neuenbui-g 
Genf .     . 


.  22 

.  6 

.  48 

.  4 

.  % 

•  1.1 

Total  472 


Deutschland 11 

Frankreich 5 

Österreich -Ungarn 2 

Rnssland     . 8 

Transport  ~26" 


Transport    26 

Italien 1 

Bulgarien 3 

Australien 1_ 

Total    31 


Schweiz 472 

Ausland Jil_ 

503" 
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III.  Eidgen&ssische  Rekrutenprüfungen  18920- 

Die  Ergebnisse  der  Rekrutenprüfungen  im  Herbst  1892  lassen 
gegenüber  dem  Vorjahr  einen  neuen,  allerdings  kleinen  Fortschritt 
konstatiren;  denn  unter  je  100  geprüften  Rekruten  fand  sich  durch- 
schnittlich einer  weniger  als  letztes  Jahr,  der  sehr  schlechte  Lei- 
stungen aufwies.  Die  Häufigkeit  der  sehr  guten  Leistungen  ist 
unverändert  geblieben.  Aus  folgender  Zusammenstellung  ergeben 
sich  die  bezüglichen  Verhältnisse  seit  1881: 


Von  je  100  Geprüften  hatten 

sehr  gute  sehr  schlechte 

Gesamtleistuni^en,  d.  h.  die  Noto 
1  in  mehr  als  zwei    4  oder  5  in  mehr 
Fäeherii  nis  finem  Fache 

11 
12 
14 
15 

17 
17 


1 


Von  je  100  Geprüften  hatten 

Mhr  gute  sehr  schlechte 

(«eHumtJeiHtun^en,  d.  h.  die  Note 
in  mehr  als  zwe/    4  oder  6  in  nielir 


1892 

22 

1891 

22 

1890 

19 

1889 

18 

1888 

19 

1887 

19 

FÄchern 

als  rtnem  Fache 

1886 

17 

21 

1885 

17 

22 

1884 

17 

28 

1883 

17 

24 

1882 

17 

25 

1881 

17 

27 

In  welcher  Weise  die  einzelnen  Kantone  an  diesem  bisher  er- 
zielten Fortschritt  beteiUgt  sind,  ergibt  sich  fiir  die  Jahre  1887 
bis  1892  aus  folgender  Tabelle: 


Von  je  100  Geprüften  hatten 

8  e  h  r    jif  II  t  e  h  e  li  r    s  e  h  I  e  e  h  t  e 

(leHaratleistuni^en,  d.  h.  die  Nute 


1  in  mehr  als 

sTvei  Fäeliern 

4  oder  6  ii 

n  mehr  als  einr/n  F 

'auhf 

1892 

1891 

1890 

1889 

1888 

1887 

1892 

1891 

1890 

1889 

1888 

188: 

Schweiz    .    . 

22 

22 

19 

18 

19 

19 

11 

12 

14 

15 

17 

17 

Zürich  .    .     . 

32 

31 

27 

29 

29 

27 

8 

8 

9 

8 

12 

12 

Bern     .     .     . 

20 

18 

15 

13 

15 

11 

12 

15 

17 

19 

19 

22 

Lozern      .     . 

16 

20 

14 

13 

15 

16 

17 

16 

21 

25 

24 

26 

Uri  .     .     .     . 

15 

9 

7 

7 

5 

8 

25 

23 

22 

29 

36 

41 

Schwyz     .     . 

14 

13 

11 

11 

12 

13 

27 

23 

23 

26 

23 

28 

Obwalden .    . 

31 

22 

12 

17 

15 

11 

3 

0 

17 

12 

15 

17 

Nidwaiden     . 

10 

15 

15 

15 

15 

18 

9 

9 

11 

18 

9 

16 

Glanis  .    .    . 

26 

23 

26 

23 

24 

21 

13 

0 

8 

10 

12 

12 

Zug.     .    .    . 

18 

16 

18 

18 

14 

21 

9 

13 

11 

19 

15 

10 

Freiburg   .     . 

16 

17 

9 

12 

12 

14 

9 

11 

19 

18 

24 

19 

Solothuni  .     . 

19 

19 

17 

20 

17 

22 

8 

12 

12 

10 

12 

11 

Baselstadt     . 

43 

53 

44 

44 

48 

43 

4 

3 

4 

5 

3 

3 

Baselland .     . 

14 

19 

14 

21 

21 

16 

12 

11 

15 

12 

11 

16 

Schaffhansen 

30 

28 

28 

28 

3(» 

30 

6 

8 

2 

3 

7 

8 

Appenzell  A.-Rh. 

20 

22 

16 

14 

16 

16 

13 

12 

14 

12 

13 

12 

Appenzell  I.-Rk. 

3 

10 

6 

0 

10 

4 

33 

37 

30 

31 

36 

30 

St.  Gallen      . 

23 

24 

18 

19 

18 

16 

14 

13 

15 

11 

13 

14 

Graubfinden  . 

2,3 

20 

16 

16 

16 

18 

11 

12 

16 

20 

22 

20 

Aargau      .     . 

19 

17 

17 

15 

13 

14 

12 

13 

11 

12 

17 

13 

Thurgau    .     . 

32 

33 

30 

26 

28 

22 

6 

7 

D 

4 

4 

9 

Tessin  .    .     . 

18 

17 

11 

13 

12 

11 

21 

14 

32 

28 

30 

27 

Waadt.    .     . 

19 

21 

19 

17 

20 

22 

9 

10 

11 

12 

14 

10 

Wallis.     .     . 

14 

13 

10 

8 

8 

6 

12 

16 

21 

27 

37 

36 

Neuenburg    . 

31 

38 

28 

28 

27 

25 

6 

5 

8 

10 

12 

12 

Genf     .     .     . 

36 

36 

42 

34 

28 

30 

8 

8 

6 

7 

10 

9 

M  Siehe  Bericht  des  eidgenössischen  statistischen  Bureau  Über  die  „Päda- 
gogische Prüfung  bei  der  Rekrutirung  im  Herbste  1892'*. 
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In  nicht  weniger  als  neun  Kantonen  ist  die  Häufigkeit  der 
Rekruten  mit  sehr  schlechten  Gesamtleistungen  wenigstens  um 
die  Hälfte  zurückgegangen.  Ein  beinahe  ebenso  erfreulicher  Fort- 
schritt lässt  sich  für  das  Gebiet  der  ganzen  Schweiz  konstatiren. 

Wie  sich  dieser  Fortschritt  mit  Bezug  auf  die  einzelnen  Fächer 
zeigte,  ergibt  sich  aus  folgender  Zusammenstellung: 

Von  Je  100  GeprGfton  hatten 


PrüfiiiiK»- 

gute  Noten, 

d.  h.  1  od 

er  2 

sohlec 

hte  Koten 

i,  d.  h.  4 

oder  6 

jahp 

Lesen 

AnfiwtE 

Rechnen 

Vaterl.- 
kunde 

I^esen 

Aufsatz 

Rechnen 

Vatepl. 
kande 

1892 

79 

57 

60 

46 

4 

10 

10 

20 

1891 

78 

55 

62 

45 

4 

11 

10 

21 

1890 

76 

53 

57 

41 

6 

13 

12 

24 

1889 

75 

52 

53 

42 

6 

13 

15 

23 

1888 

71 

51 

54 

40 

8 

16 

14 

25 

1887 

72 

52 

58 

38 

8 

16 

13 

28 

1886 

69 

48 

54 

35 

9 

19 

18 

32 

1885 

67 

48 

54 

34 

10 

18 

18 

34 

1884 

66 

48 

54 

34 

10 

21 

18 

36 

1883 

66 

46 

51 

32 

11 

23 

19 

38 

1882 

63 

47 

55 

31 

13 

24 

18 

40 

1881 

62 

43 

49 

29 

14 

27 

20 

42 

Wird  die  Häufigkeit  der  sehr  schlechten  Gesamtleistungen 
aus  dem  Durchschnitt  der  beiden  letzten  Jahre  (1891  und  1892) 
mit  dem  ähnlichen  Durchschnitte  der  beiden  Jahre  1886  und  1887 
verglichen,  so  ergibt  sich,  dass  während  dem  dazwischenliegenden 
Jahrfünft  von  den  182  schweizerischen  Amtsbezirken  im  ganzen  nur 
bei  15  ein  Rückschritt  zu  verzeichnen  ist. 

Für  die  einzelnen  Kantone  stellt  sich  das  Verhältnis  folgender- 
massen : 


Von 

Je 

o 

Von 

je 

• 

100  Rekruten  hatten 

E 

100  Rekruten  hatten 

E 

Kanton 

sehr  schlechte 

^ 

Kanton               sehr  schlechte 

'S 

Gesamtlcistuni^en 

e 

Gesamtleistunj^en 

e 

1886/87 

1891/92 

^ 

1886/87 

1891/92 

< 

Schweiz    . 

13.  St.  GaUen .     .    19 

14 

0 

1.  Baselstadt 

4 

4 

14.  Glaras  ...    15 

9 

6 

2.  Schaffhansen       8 

7 

1 

15.  Innerrhoden  .    43 

35 

8 

3.  Genf     .     . 

.     10 

8 

2 

16.  Neuenburg         14 

6 

8 

4.  Thurgau    . 

9 

7 

2 

17.  Nidwaiden     .    17 

9 

8 

5.  Aargau 

.    15 

12 

3 

18.  Bern     ...    23 

13 

10 

6.  Zug .     .     . 

.    14 

11 

3 

19.  Graubänden  .    21 

11 

10 

7.  Solothurn . 

.    13 

10 

3 

20.  Lnzern.     .    .    27 

17 

10 

8.  Ausserrhoden    16 

13 

3 

21.Uri  ....    36 

24 

12 

9.  Baselland . 

.    15 

11 

4 

22.  Obwalden .    .     16 

4 

12 

lO.Waadt.     . 

.     14 

10 

4 

23.  Freiburg   .     .    23 

10 

13 

11.  Schwyz 

.    30 

25 

5 

24.  Tessiu  ...    32 

18 

14 

12.  Zürich  .     . 

.    13 

8 

5 

25.  Wallis.     .     .    38 

14 

24 

Dass  die  Bewegung  nach  vorwärts  nicht  nur  eine  orts-  bezw. 
kantonsweise  ist,  sondern  dass  jener  Zug  durchs  ganze  Volk  geht 
und  dass  insbesondere  auch  die  Jungniannschaft  der  grossen 
ICrwerbsgruppen  in  erfreulicher  Weise  demselben  folgt,  ergibt  die 
folgende  Übersicht: 
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fiMftriHtA  üAkruteM  Rdkriitoii  mit  Von  je  100  Rekruten  hatten 

Im  r««»««  s«**"^  guten  sehr  schlechten        sehr  gute     sehr  schlechte 

im  ganzen  Geaamtlelstungen  Gesamtleistangen 

>'ä         s«  ^        i         ^         t  ^      ^      ^      t 

5«5ä  3        <        5        Si         2     ^     2     i 

1892  10,322  14,859  1027  4560  1776  1075  10.  31  17  7 

1891  10,404  14,854  965  4621  1976  1110  9  31  19  7 

1890  10,127  13,a%  757  3578  2170  1268  7  26  21  9 

1889  10,360  13,392  744  3581  2291  1261  7  26  22  9 

Diese  Zusammenstellung  ist  möglich,  weil  seit  vier  Jahren 
die  landwirtschaftlichen  Rekruten,  welche  durchschnittlich  zirka 
40<>/o  des  gesamten  Rekrutenkontingents  ausmachen,  mit  Bezug  auf 
die  Ergebnisse  der  Rekrutenprüfungen  getrennt  aufgeführt  werden. 

Das  eidgenössische  statistische  Bureau  hat  die  Prüfungs- 
ergebnisse der  Rekruten  mit  blosser  Primarschulbildung  zusammen- 
gestellt.  Nach  Kantonen  geordnet  ergibt  sich  folgendes  Bild : 

Von  Je  100  Rekruten  mit  blosser  X^ 

Geprüfte  Primarschulung  hatten  ^{j^^ 

Schweiz  1II0  ||ot0  pa 

Kanton  «J*^«»  die  Wotensumme  ,   ^^^^  ;^^ 

des  letzten  i^         blosser      *        <        H       16       19    in  mehr  als   natten 

Primarsehulbesuches  gHnsen     Primär-   big    bis     bis     bis     bis  *1^.^*  einem  PrinuS-. 

*in«"j       «       l«      1-*       1**      20  ^K*'  Fache    sehu- 
lani?  ehern  j^^^^ 

Schweiz 121191  99293  15  40  35  9  1  9  17  82 

Zürich 12604  7663  14  45  34  7  —  8  14  61 

Bern 25969  23268  15  39  35  10  1  10  18  90 

Luzern 6199  4715  7  33  43  15  2  4  27  76 

Uli 847  771  3  24  54  18  1  2  29  91 

Schwyz 2275  1985  9  a3  41  15  2  5  28  87 

Unterwaiden  0.  d.  W.  .  661  621  23  39  31  7  —  14  11  94 

Unterwaiden  n.  d.  W.  .  565  492  12  45  35  7  1  7  12  .  87 

Glams 1461  1160  16  49  29  6  —  10  12  79 

Zng 935  686  10  43  39  8  —  5  18  73 

Freiburg 5265  4782  13  39  37  10  1  8  18  91 

Solothurn 3936  3191  14  47  32  6  1  8  13  81 

Basel-Stadt 1992  1237  36  44  17  3  —  27  6  62 

Basel-Landschaft.  .  .  2690  2331  16  42  36  6  —  10  14  87 

Schaff  hausen  ....  1615  1137  21  52  23  4  —  11  8  70 

AppenzeU  A.-Rh.   .  .  2244  1902  13  42  36  8  1  8  15  85 

Appenzell  I.-Rh.  ...  548  508  6  23  44  23  4  3  36  93 

St.  Gallen 8979  7190  12  41  38  8  1  7  17  80 

Graubünden  ....  3728  3050  13  39  37  10  1  7  19  82 

Aargau 8984  7602  13  45  a3  8  1  7  15  85 

Thurgau 4250  3278  27  48  21  4  —  16  7  77 

Tessin 3911  3290  8  28  46  15  3  5  29  84 

Waadt 10379  9230  20  44  30  6  —  13  13  89 

Wallis 4212  3960  10  33  41  15  1  6  24  94 

Neuenburjr 4630  3949  29  40  26  5  —  20  10  m 

Genf 2301  1284  18  47  27  7  1  11  14  56 

Ungeschulte  ohne  be- 

stimmten  Wohnort  .  11  11  —  —  —  36  64  —  100  100 

Für  die  Beurteilung  dieser  letztern  Zusammenstellung  dürfte 
die  direkte  Vergleichung  der  Verhältniszahl  der  Rekruten  mit 
schlechten  Noten  ein  verhältnismässig  zutreifendes  Bild  des  Primar- 
unterrichtes  in  jenen  Kantonen  bieten.  Denn  die  Rekruten  mit 
höherer  Schulung  werden  insbesondere  die   Kategorie  der  guten 
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Noten  günstiger  gestalten,  während  die  Rubrik  der  schlechten 
Noten  im  grossen  ganzen  ein  mit  Bezug  auf  die  Vorbildung  nach 
Möglichkeit  homogenes  ßekrutenmaterial  enthält  und  deshalb  zu 
vergleichenden  Studien  und  Schlüssen  berechtigt. 

Beim  Rückblick  auf  das  Gebiet  des  Rekniten-Prüfungswesens 
darf  man  mit  Freude  konstatiren,  dass  alle  Kantone  ohne  Ans- 
nähme  in  redlichem  Streben  bemüht  sind,  die  Vorbildung  ihres 
künftigen  Wehrstandes  nach  Möglichkeit  billigen  Anfordemngen 
entsprechend  zu  gestalten.  Die  Rekrutenprüfungen  haben  also 
unleugbar  Vortreffliches  für  das  ganze  Land  bewirkt. 

IV.  Unterstützung  der  gewerblichen  und  industriellen  Berufsbildung. 

(Verffleiclie  den  statistischen  Teil.) 

Die  erste  schweizerische  Amsteüung  der  vom  Bunde  subven- 
tionirten  kunstgewerblichen  und  technisch  -  gewerblichen  Fach- 
schulen, Kurse  und  Lehrwerkstätten  fand  vom  4. — 25.  September 
1892  in  Basel  statt.  Sie  hat  infolge  der  gelungenen  Durchiühi'ung- 
der  Sache  der  gewerblichen  Berufsbildung  nicht  geringe  Förderung' 
gebracht.  Die  Nettoausgaben  beliefen  sich  auf  Fr.  42.652. 

Es  wurden  im  Jahre  1892  nach  den  einzelnen  Kategorien  der  snb- 
ventionirten  Anstalten  die  nachfolgenden  Bundesbeiträge  verabreicht. 

An  stalten  Anzahl  Bii«de»^itrÄ«ti^ 

Techniken  in  Winterthur,  Burgdorf,  Biel     ....  3  77957 

Allgemeine  Gewerbeschule  Basel 1  17000 

Kunstgewerbe-  u.  kunstgewerbl.  Zeichnungsschulen  6  76859 

Gewerbliche  Zeichnuugsschulen 38  16910 

Gewerbliche  Fortbildnngs-   und  Handwerkerschulen  73  61642 

Webschulen  Wipkingen  und  Wattwil 2  10000 

ührenmacherschulen 7  55226 

Lehrwerkstätten  für  Schuhmacher,  Schreiner,  Metall- 
arbeiter, Steinhauer  etc 7  24537 

Schnitzlerschule  Brienz 1  2500 

Schulen  für  weibliche  Handarbeit 6  9500 

Industrie-  u.  Gewerbemuseen,  Lehrmittelsammlungen  13            51590 

Total        4Ö3771 

Die  folgende  Übersicht,  welche  sich  anf  alle  vom  Bunde  sub- 
ventionirten  gewerblichen  Bildungsanstalten  bezieht,  orientirt  über 
die  Leistungen,  welche  auf  dem  Gebiete  der  gewerblichen  und 
industriellen  Berufsbildung  seit  Inkrafttreten  des  Bundesbeschlusses 
vom  27.  Juni  1884  zu  verzeichnen  sind. 

Zahl  der  von  Kantonen, 

^^^^^  Anstalten  Gesamtausgaben  Gemeinden,  BnndeabeitraK»» 

l'rivaten  ete. 
Fr.  Fr.  Fr. 

1884  48  438,235       804,675         42,610 

1885  86  811,872       517.895        15i;940 

1886  98  958,570       594.046        200,375 

1887  110  1,024,463  6361752  219.045 

1888  118  1,202,512  724.824  284,258 

1889  125  1.390,702  814,697  321.364 

1890  132  1.399.987  773,614  341,542 

1891  139  1,515,781  851,539  363:757 

Total  8,742,122      5,218,042       5,924,891 
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Zur  Erläuterung  ist  zu  bemerken,  dass  die  Einnahmen  der 
Anstalten  ausser  in  den  erwähnten  „Beiträgen"  noch  in  Schulgeld, 
Erlös  für  Schülerarbeiten  etc.  bestehen. 

Wir  schliessen  nachstehende  statistische  Angaben  an,  welche 
über  einige  Verhältnisse  der  schweizerischen  Berufsbildungsanstalten 
im  Jahre  1891/92  Aufechluss  geben: 

Anzahl  der  an  den  Anstalten  wirkenden  Personen  (Direktoren, 
Lehrer,  Assistenten,  Werkfiihrer  etc.):  822,  wovon  513  auf  die  ge- 
werblichen Zeichnungs-,  Fortbildungs-  und  Handwerkerschulen  fallen. 

—  Schülerfrequenz  (inbegriffen  Hospitanten):  männliche  14,401 
(wovon  1168  Volksschulpflichtige),  weibliche  2285,  zusammen  16,686. 

—  Frequenz  der  Sammlungen,  soweit  Kontrolle  geübt  wird:  Zahl 
der  Besucher  47,054.  Zahl  der  ausgeliehenen  Gegenstände  13,363.  — 
Schul-  und  Eintrittsgeld  besteht  bei  72,  Haftgeld  bei  37  Anstalten. 

Kurse.  Im  Sommersemester  1892  fand  der  VI.  InstruJcHmskurs 
für  Zeichenlehrerin  Winterthur  mit  11  Teilnehmern  aus  5  Kantonen 
statt,  sodann  in  Bern  der  VIII.  schweizerische  Handfertigkeitskurs, 
welche  beiden  Kurse  vom  Bunde  subventionirt  wurden. 

Stipendien.  Nachstehende  Zusammenstellung  weist  Bestimmung, 
Anzahl  und  Betrag  der  bewilligten  Bundesstipendien  aus. 


1 

1          Kanton 

i 

Besuch  von 
Schulen 

Re 

Stipeo- 
diiUn 

Isen 

VI. 
Instroktlons- 

kurs 

am 
Technikum 
Winterthur 

V 

Hand 

keit 

In] 

SirpenV 
diäten 

III. 

fertlg- 
skurs 
Jern. 

Gesamt- 
betrftge 

1 

1 

ditten     ^^^^ 

Bet^^ 

dÄ  ^ 

Betrag 

1 

Zürich      .     .     . 
Bern    .... 
Lnzern     .     .     . 
Freiburg .     .     . 
Solothum      .     . 
Baselstadt    .     . 
Appenzell  A.-Rb. 
St.  Gallen     .     . 
Graubünden 
Aargau     .     .     . 
Thurgau  .     .     . 
Waadt      .    .     . 
Neuenburg   .    . 
Genf    .    .    .    . 

Total  . 

6 
8 
1 

1 

6 

4 

1 
2 

Fr. 

1800 

2300 

200 

500 
1375 

1300 

1500 
1550 

1 

Fr. 
1200 

4 

2 

1 

2 
2 

Fr. 

950 

600 

300 

400 
500 

21 

20 

1 

1 

3 

9 
2 

3 

6 

11 

4 

81 

Fr. 

1680 

1395 

80 

100 

300 

900 
200 

300 

600 

1100 

400 

7055 

Vr.     I 

4430 
3695 1 

280 : 

100 

9001 
1200 

500 
2575 

200 
1700 

800 
2100, 
2650 

400 

21,530 

1 

29    10,525 

1      1200 

11 

2750 

Alljährlich  geben  Bund  und  Kantone  bedeutende  Summen  aus, 
um  solchen,  welche  sich  zur  Ausübung  des  Berufs  von  Lehrern 
an  gewerblichen  und  industriellen  Berufsbildungsanstalten  befähigen 
wollen,  Stipendien  zu  erteilen.  Die  diesem  Zwecke  dienenden  Aus- 
gaben des  Bundes,  welchen  diejenigen  der  Kantone  mindestens 
(siehe  Ai*t.  5  des  Reglements  vom  27.  Januar  1885)  gleichkommen, 
belaufen  sich  auf  folgende  Summen: 


^ 
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Jahr 

1884 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 


Zahl  der  Stipendiaten 
1 
12 
26 
26 
36 
45 
30 
20 


Stipendiensamnie 


Fr. 


500 
2,865 
6,400 
6,800 
9,250 
12,830 

ao5o 

6,540 


Total    Fr.  53,235 


Anderweitige  Subventionen  erhielten: 

1.  Der  Schweizerische  Gewerbeverein  für  seine  Lehrlingsprüfungen 
im  Jahr  1891/92  (820  in  30  Kreisen  geprüfte  Lehrlinge ;  Gesamt- 
betrag der  Ausgaben  Fr.  16,972.  22) Fr.     8,000 

2.  Die  y^  Blätter  für  den  Zeichen-  und  gewerblichen  Berufsunterricht** 
Fr.  liOO  als  Jahresbeitrag,  Fr.  400  an  das  Defizit  früherer  Jahre, 
zusammen 

3.  Die  Zeitschrift  „/>er  gewerbliche  Fortbildungsschüler** ^  I.  Band  . 

4.  Die  Regierung  des  Kantons  Bern  für  den  Handfertigkeitsunter- 
richt am  Seminar  Hofwyl  für  1891/92 

5.  Die  Regierung  des  Kantons  Bern  für  den  Zuschneidekurs  des 
Schneidermeistervereins  von  Burgdotfund  Umgebung  (22.  August 
bis  10.  September,  21  Teilnehmer) 

6.  Die  Begierung  des  Kantons  Bern  für  die  Vergolderschule  des 
Buchbinderfachvereins  Bern  zur  Anschaffung  von  Werkzeug  .    . 

7.  Die  Regierung  des  Kantons  Appenzell  I.-Rh.  für  den  Handstickerei- 
kurs  in  Appenzell  (4.  April  bis  4.  Juni,  47  Teilnehmerinnen) 


1,500 
600 

400 


300 
300 


.      .,  313 

Zusammen    Fr.  11,413 

Das  anlässlich  der  im  Jahre  1890  in  Zürich  abgehaltenen  Aus- 
stellung gesammelte  wertvolle  Berichtsmaterial  wurde  einer  einlftss- 
liehen  Bearbeitung  unterzogen  und  die  aus  demselben  sich  ergebenden 
leitenden  Gesichtspunkte  über  die  Organisation,  die  Unterrichts- 
fächer, den  Lehrstoff  und  die  Methode  der  gewerblichen  Fortbildungs- 
schulen in  einer  „Instruktion für  die  eidgenössischen  Expefien,Varstande 
und  Lehrer  der  gewerblichen  Fortbildungsschulen^^  zusammengefasst. 

Für  alles  Weitere,  statistisch  Wissenswerte  wird  auf  den 
statistischen  Teil  verwiesen. 

Über  die  Lehrlingsprüfungen,  an  die  nach  der  obigen  Zusammen- 
stellung eine  Bundessubvention  von  Fr.  8000  geleistet  wird,  gibt 
der  von  der  Zentralprüfungskommission  erstattete  und  vom  Zentral - 
vorstand  des  schweizerischen  Gewerbevereins  pro  1893  genehmiorte 
Bericht  Auskunft. 

Die  im  Jahre  1892  geprüften  Lehrlinge,  resp.  Lehrtöchter, 
gehören  folgenden  76  Berufsarten  an: 


Bäcker    .... 

.     15 

Bijoutier      .     .     . 

1 

Bildhauer    .     .     . 

0 

Blattmacher    .     .     . 

2 

Blumenbinderin    . 

1 

Buchbinder      .     . 

.    24 

Buehdroeker  (inkl.  Schrifti.) 

.      9 

Büchsenmacher    . 

3 

Bürstenmacher     . 

2 

( .i^arrenmacher   . 

1 

Giseleur  .... 

1 

Coiffeur  .... 

6 

Dachdecker      ...  1 

Damenschneiderinnen  28 

Drechler      ....  4 

Dreher  (Metall)  .    .  8 

Elektrotechniker .    .  2 

Feilenhauer     ...  1 

Gikeln-  nnd  Reehtinacker    .  1 

Gärtner 13 

Gerber 1 

Giesser    5 

Giletmach^rin       .    .  1 

Glaser 13 


Glasmaler  .  .  . 
Goldschmied  .  . 
Graveur  .... 
Gypser  .... 
Ha&er  .... 
Holzbildhauer 
Hufschmied  .  . 
Instrumentenniacher 
Kaminfeger  .  . 
Kleinmechaniker . 
Knabenschneiderin 
Konditor      .    .    . 


2 

1 
1 
1 
6 

1 
S 
3 

11 
l 

22 
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Küfer  nnd  Kubier 
Kunstmaler  .  . 
Kupferschmiede  . 
Lithographen  .  . 
Maler  .... 
Marmoristen  .  . 
Maschinenschlosser 
Maurer  .... 
Mechaniker  .  . 
Messerschmiede  . 
Metzger  .... 
M  öbelarbeiterinnen 
Modellschreiner  . 
Modistinnen     .    . 


11  I  Mühlenmacher      .    . 

2  I  Photographen  .    .    . 

7  Posamenter      .     .     . 

2  Simer(Sattl«ri.TapMi«rirS) 
35  Schäftemacherinnen 

3  Schlosser     .     .    . 
16  Schmiede     .    .    . 

1  Schneider    .     .     . 

59  Schneiderin      .    . 

4  I  Schreiner     .    .     . 

5  Schuhmacher  .  . 
3  Seiler  .... 
3  Spengler  .  .  . 
2 


2 

Steindracker    .     .     . 

2 

3 

Steinhauer  .     .    . 

.     12 

1 

Steinschneider 

1 

16 

Stuhlschreiner 

1 

2 

Tapezierer  .     .    . 

12 

87 

Uhrmacher       .    .    . 

4 

28 

Vergolder    .    .    . 

1 

45 

Wagner 

20 

1 

Weissnäherinnen 

.    14 

112 

Werkzeugmacher 

3 

34 

Windenschmied    . 

1 

1 

Zeichner  (Bau-)  . 

.      2 

26 

Zimmerleute    .    . 

.    23 

Über  die  Entwicklung  des  schweizerischen  Lehrlingsprüfangs- 
wesens  von  1877 — 1892  gibt  folgende  Zusammenstellung  Aufschluss : 


Prflfungskreis 


1877 1878 1879 18S0 1881  1882 1883  1884 '  1885 ,  1886 :  1887  1888 


188) 


1890    1891  .  1892 


Total 


Bilirk  Affoltern 

Wiittrthir 

Zoruh 

KiMbach 

PrirEkM(Z&rich)l 

Dster  f  > 

Zircbir  OberUid 

Zlreker  SeeTerband 

^n 

Biigdorf 

Laaganthal 

Tliaa 

ku\  KoRolingea 

Biel 

Kalt«!  LnierB 

Kaitai  Uri 

KaitoD  Schwys 

Kanton  GJam 

Kantoa  lug 

Kaaton  Frtibirg 

Solathora 

OlUn 

Basel 

Liestal  b«iw. Baseid. 

Sckafthansea 

Herisai 

Trogen 

KaatoB  St.  Gallen 

Ghnr 

Zolngen 

iaran 

Kanton  Tliargan 

OhrnMohergenossen- 

schafl 
Goiffear-  nnd  Cbinr- 

genTerbaad 

Total 

Prüfnugskreiie 


_!_|_;  31  9 


15: 

4; 


3i  10 


3 
9 


-I  65.  65  351  36 


30 


3 
4 


Oi 

7 


13!  14 
17 


-;—  6 


7 
6 


9 
6 


11 


7 
5 


13 


24  29 

9  7 


39  38i::bQ7' 

lll  —  !   5 

16  10 
12 
12 


15 


6 


15 


6 


23 
21 
17 
16 
8 
6 


12 

24 

7 

4 

6 


2 
10 

57 

4' 

9 

13 

17 

22  22 

6;  9 

6  7 


3 
13 


12 


21 


4 

20i 


19  38   50 


14  13 


1230.26 
31  3  5 


25 
3 


7 
2 


37 
o 
9  '  — 

2 '   2;  -i 

—  !  — '  16' 


25 

I 


39:  39i  27i  38 


18  19 


14 
1 


13 


15  36  76 

2'  3I  6 


153189 
10!  11 


8 
20 


4 
19 


6 
16 


40,  32 

-I  1 


190231 
12'  14 


9 
16 


43,  431 

li  17. 


35 

8 


20j  261 
13  30 


38:  47 
8  15 


13  20 


21 


284  300 


20  19  20 


36| 
4: 


4 
19 

66 

4 
14 
13 
16 
30 
13 
10 

9 
10 

6 
60 

4 

8 
22 
45 
10 

4 
55 
12 
17 
191^. 

311  jS 
96  '  104 
4  3 
15  I  9 
-  I  10 
40  ,  44 


3 
37 


39 
138 


74  j  60  603 


1\ 

13 

18 

14' 

30 

14 

11 

12 

11 

8 
37 

5 

13 
18 
61 
12 
11 
64 
20 
5  29 


10 


ce24 


— I  7 
332456^659 


4^ 

700 


36 

19 
43 
10 
17 
14 
llO 
13 
43 
4 
31 
10 
18 
54 
13 
10 
54 
27 
18 

38 

108 

7 

11 

37 

71 

2 

2 


24  31  31  30 


77 

62 

115 

162 

258 

113 

63 

93 

51 

27 

335 

18 

47 

37 

74 

160 

41 

2,^ 

547 

118 

218 

155 

500 
46 
35 

47 
245 

13 

13 


82044751 
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Förderunpf  des  Unterriclitswesens  durch  den  Bund. 


Das  Institut  der  Lehrlingsprüfungen  hat  sich  im  Laufe  von 
IV2  Jahrzenten  in  erfreulicher  Weise  entwickelt.  Im  Jahre  1891 
hat  die  erste  schweizerische  Ausstellung  von  LehrUngsarbciten 
in  Bern  stattgefunden.  Die  dort  gemachten  Beobachtungen  und 
Erfahrungen  haben  sodann  die  Revision  des  Lehrlingsprüfdngs- 
reglements  veranlasst.  Dabei  wurde  insbesondere  auf  eine  gi'össere 
Einheit  im  Prüfungsverfahren,  sowie  eine  Verbesserung  im  Sinne 
einer  Vertiefung  der  Prüfung  durch  strengere  Anforderungen  mit 
Bezug  auf  theoretische  und  praktische  Fächer  hingestrebt  Zur 
Durchführung  dieser  Grundsätze  wurde  eine  Zentralprüfungskom- 
missimi  ernannt. 

Der  Bund  hat  seinen  Beitrag  von  Fr.  4500  auf  Fr.  8000 
erhöht,  entsprechend  der  wachsenden  Schülerzahl.  Die  Subventionen 
der  Kantone  sind  im  grossen  ganzen  dieselben  geblieben  wie 
letztes  Jahr. 

V.  Unterstützung  des  landwirtschaftlichen  Bildungswesens. 

(Vgl.  den  statistischen  Teil.) 

a,  Stipendien.  Im  Jahre  1892  wurden  für  Stipendien  Fr.  3325 
(1891 :  Fr.  3786)  verausgabt,  nämlich  für  Fortsetzung  von  5  bereits 
früher  bewilligten  Stipendien  Fr.  1250,  für  5  erstmals  erteilte 
Stipendien  (Zürich  2,  Luzem,  St.  Gallen  und  Neuenburg  je  1) 
Fr.  1500  und  für  4  Eeisestipendien  (Zürich  und  Freiburg  je  1, 
Bern  2)  Fr.  575. 

b.  Ackerbauschulen.  Die  vier  schweizerischen  Anstalten  haben 
im  Jahre  1892  folgende  Beträge  bezogen: 

Für  Für        ^^^  Deokungr 

Frequenz     r  ^u-vT-aÄ..    i  ^u."  1**^1   desAustaU«         Total 


i-ieurKrHiif 

ijctiiniiuie 

'  an  Schulgeld 

Schüler 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Strickhof  (Zürich    .     . 

52 

— 

725 

10675 

11400 

Rütti  (Bern)  .... 

28 

9840 

744 

— 

10584 

Econe  OVallis)  .    .     . 

10 

4916 

260 

5176 

Cernier  (Neuenbürg)   . 

28 
118 

14759 
29515 

1094 

15853 

1892: 

2823 

10675 

43013 

1891: 

121 

26175 

3442 

7000 

36617 

Differenz : 

—S 

+3340 

619 

4-3675 

4-6396 

Künftig  wird  auch  die  Schule  Strickhof  das  Schulgeld  für  ausser- 
kantonale  Schweizerbürger  mit  demjenigen  für  Kantonsangehörige 
gleichstellen,  so  dass  in  Zukunft  die  Anstalt  in  gleicher  Weise 
wie  ihre  Schwestcranstalten  subventionirt  werden  und  als  Bundes- 
beiträge die  Hälfte  der  für  Lehrki'äfte  und  Lehrmittel  gemachten 
Ausgaben  erhalten  kann. 

Die  landwirtschaftliche  Schule  des  Kantons  Wallis  ist  ini 
Berichtsjahre  eröffiiet  worden. 

c.  Landwirtschaftliche  Winterschulen.  An  die  landwirtschaftlichen 
Winterschulen  sind  im  Jahre  1892  folgende  Bundesbeiträge  ver- 
abfolgt worden  entsprechend  der  Hälfte  der  Auslagen  für  Lehr- 
kräfte und  Lehrmittel: 
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Schüler 

Sursee  (Luzern)  .  44 
P^rolles  (Freibnrg)  11 
Bragg  (Aargau)  .  23 
Laasanne  (Waadt)ca.40 


Aus gji bell  der  Schalen 

Davon  für:  Hniules- 
Total        Lehrkräfte  Lehrmittel  VerschiedenpH     beitrage 

Fr.  Vr.  Ft.  Fr.  Fr. 

8()36  5727  1398  911  3563 

6669  5330  1339  —  3334 

9304  7275  1472  557  4373 

14455  12481  1561  413  6650 


1892:  118 
1891 :  119 


38464 
30389 


30813 
24605 


5770 
2806 


1881 
2978 


17920 
13705 


Differenz:  —1       +8075      +14208      +2964      —1097         +4215 

d.  Gartenhauschule  in  Genf,  Im  Schuljahr  1891/92  zählte  die 
Anstalt  in  zwei  Kursen  29  Schüler.  Inskünftig  wird  sie  drei  Kurse 
umfassen.  An  die  Ausgaben  für  Lehrkräfte  und  Lehrmittel  im 
Betrage  von  Fr.  21,780  leistete  der  Bund  die  Hälfte  im  Betrage 
von  Fr.  10,890. 

e.  Deutsch-schweizerische  Versuchsstation  und  Schule  für  Obst-, 
Wein-  und  Gartenbau  in  Wädensweil.  Dem  Jahresbericht  über  den 
Zeitraum  vom  1.  September  1891  bis  31.  August  1892  entnehmen 
wir  folgende  Mitteilungen: 

Organisatorisches:  a.  Versuchsstation,  Die  Beobachtungen  und 
Versuche  werden  angestellt: 

1.  In  einem  pflanzeuphysiologischcn  Laboratorium. 


2. 
3. 
4. 
5. 
6. 


V) 


?7 


.,       chemischen  ., 

einer  gärungstechnischen  Abteilung; 
,,       „      zoologischen  ,, 

,.       ,,      Abteilung  für  Obstverwertung; 
,.   grösseren  Versuchsabteilungen  der  Gartenanjagen,  Baum- 
und Gehölzschulen,  in   den  Obstgärten  und  Weinbergen,   in 
Obstverwertungs-  und  Kelterräumen,   sowie  in  Obst-,   Gär- 
und  Lagerkellem. 

b.  Obst'  und  W ei7tbauschule,     Sie  besteht: 

1.  Aus  einem  Hauptkurs  von  jährlich  8  Monaten  und  zwar  vom 
1.  März  bis  Ende  Oktober  für  Schüler,  die  eine  gründliche 
Kenntnis  sowohl  in  praktischer,  als  auch  theoretischer  Hin- 
sicht im  gesamten  Obst-  und  Weinbau  erwerben  w^oUen. 

Schüler,  welche  während  des  Winters  in  der  Anstalt  ver- 
bleiben wollen,  können  in  einem  Nachkurs,  der  bis  Mitte 
Februar  dauert,  auf  Grundlage  eines  besonderen  Stunden- 
planes weiteren  Fachunterricht  erhalten; 

2.  aus  kurzzeitigen  Kursen  von  1  bis  4  Wochen,  je  nach  der 
Jahreszeit,  für  die  Ausbildung  in  einzelnen  Richtungen  des 
Obst-  und  Weinbaues. 

c.  Gartenbauschule:  Die  Gartenbauschule  nimmt  Schüler  auf, 
welche  im  Gartenbau  eine  mindestens  zweijährige  Lehrzeit  be- 
standen haben  und  in  diesem  Zweige  noch  weiter  sich  ausbilden  wollen. 

Der  Kurs  dauert  ein  Jahr,  beginnt  mit  1.  März  des  einen  und 
endigt.  Mitte  Februar  des  folgenden  Jahres. 


122 


Förderang  des  Unterrichts wesens  dnrch  den  Bnnd. 


Die  Unterrichtsfächer,  in  Verbindung  mit  praktischer  Betäti- 
gung, umfassen  hauptsächlich :  Obst-  und  Weinbau,  Gemüsebau  im 
allgemeinen  und  besondem,  Ti-eiberei,  Landschaftsgäi'tnerei,  Blumen- 
zucht und  Pflanzenkulturen,  Gehölzzucht,  Planzeichnen,  Feldme«sen 
und  Nivelliren.  Auch  hier  wird  auf  den  speziellen  Unterrichtsplan 
verwiesen. 

Je  nach  Bedürfnis  sollen  femer  kui'zzeitige  Gemüsebaukurse 
in  Verbindung  mit  der  Gartenbauschule  gehalten  werden. 

An  den  Gesamtausgaben  von  Fr.  43,519  der  Betriebsrechnung 
partizipiren  die  15  Konkordatskantone  i)  mit  Fr.  18,000,  der  Bond 
mit  Fr.  15,168.  —  Die  Konviktrechnung  weist  eine  Ausgabe  von 
Fr.  12,104  gegenüber  einer  Einnahme  von  Fr.  12,103  auf. 

/.  Weinbauschule  in  Auvemier.  Sie  verausgabte  für  Lehrkräfte 
(Direktor,  Hülfslehrer  und  Werkführer)  Fr.  7572,  für  Lehrmittel 
Fr.  700,  und  bezog  an  diese  Auslagen  einen  Bundesbeitrag  von 
der  Hälfte  derselben,  also  von  Fr.  4136. 

Die  Anstalt  zählte  zehn  Schüler,  wovon  vier  während  des 
ganzen  Jahres,  sechs  flir  kürzere  oder  längere  Zeit  ihr  angehörten. 

g.  Mdkereischulen.  Den  Kantonen  ist  die  Hälfte  ihrer  Auslagen 
für  diese  Schulen  vergütet  worden. 


Schule 

FreqnenB 
Schüler 

Kantonale 
Auslagen 

Vr. 

Davon 
I/ehrkri&fte 

Fr. 

für 
I^hnnittel 

Bunde»- 
lieitnjT 

Fr. 

Rütti   .     .     .     . 
Freiburg .     .    . 
Sornthal  .     .     . 
Mondon    .     .-   . 

ca.  18 

7 

21 

4 

12252 

12406 

8488 

10147 

10766 

11040 

7900 

9402 

1138 

1365 

588 

745 

5952 

6202 
4244 
5074 

1892: 

. 

43292 

39108 

3836 

21472 

1891: 

50155 

38931 

8155 

23543 

Diiferenz:  —6863  -rl77  —4319  —2071 

h,  TMnduHrtschafiliche  WandervoHräge  und  Spezialkut^e^  Den 
Kantonen,  welche  solche  Vorträge  und  Kurse  veranstaltet  haben 
oder  durch  die  kantonalen  landwirtschaftlichen  Vereine  haben  ver- 
anstalten lassen,  ist  vom  Bunde  die  Hälfte  derjenigen  Beträge  ver- 
gütet worden,  welche  sie  für  Lehrkräfte  und  Lehrmittel  veraus- 
gabten. Es  wurden  im  Jahr  1892  96  Kurse  (1891 :  108)  und  756 
Vorträge  (1891:  635)  abgehalten.  Die  kantonalen  Auslagen  be- 
trugen Fr.  33,730,  wovon  für  Lehrkräfte  und  Lehrmittel  Fr.  30,731 
verausgabt  wurden.  Der  Bund  übernahm  die  Hälfte  der  bezüof- 
lichen  Kosten  mit  Fr.  15,366  (1891 :  Fr.  14,435). 

i.  An  die  Kosten  der  Einrichtung  chemischer  Laboratorien 
an  der  Weinbauversuchsstation  in  Lausanne  wurde  ein  Bundesbeitrafr 
von  Fr.  17,150  geleistet,  an  das  Institut  ausserdem  ein  solcher 
von  Fr.  11,453. 

*)  Gemäss  Vertrag  zwischen  den  Ständen  Aargau,  Appenzell  A.-Rh.,  Basel- 
stadt,  Baselland,  Bern,  St.  Gallen,  Glarus,  Granbnnden.  Lnzeni.  Schaffliaasen, 
Schwyz,  Solothurn,  Thurgau,  Zug  und  Zttrich. 
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VI.  Unterstützung  des  kommerziellen  Bildungswesens,  i) 

Im  abgelaufenen  Jahre  sind  für  die  kommerzielle  Berufsbildung 
Subventionen  im  Gesamtbetrage  von  Fr.  72,700  ausgerichtet 
worden,  wovon  Fr.  38,500  an  Handelsschulen,  Fr.  33,000  an  kauf- 
männische Vereine  und  Fr.  1200  an  Stipendien. 

Die  Einzelheiten  gehen  aus  folgender  Übersicht  hervor: 

Handelsschulen« 

Budget  1892 

Unterrichts- 

honorare        Gesamt-  Bandes-         Frequenz 

and            aas|?aben  sabvention         1891/92 
Iiehrmtttel 

Fr.                   Fr.  Fr.          Schill  erzähl 

Chaux-de-Fonds 24320  33937           7700  36 

Genf 40310  49390          12500  112 

Neuenburg    27867  37007          10000  122 

Bern 19445  22194           4700  47«) 

Solothnrn 8228           8889           3000  28») 

Winterthur 12840  14625 600^    62 

1892      133010        166042  38500  '        407 

(Chaux-de-Fonds,  Genf,  j  1891        66342  98590         20166  - 

Neuenburg)  \  1890        49439  84181  —  — 

Die  im  Jahi-e  1891  als  vierklassige  Handelsschule  konstituirte 
Handelsabteilung  des  städtischen  Gymnasiums  in  Bern  hat  im  ver- 
gangenen Jahre  die  dritte  Klasse  eröflftiet.  Die  Merkantilabteilung 
der  Kantonsschule  in  Solothum  ist  durch  Beschluss  des  Kantons- 
rates vom  3.  Dezember  1891  zu  einer  dreiklassigen  Handelsschule 
erweitert  worden,  deren  dritter  Kurs  im  Oktober  nächsten  Jahres 
znr  Eröfl&iung  gelangen  wird.  Der  bisher  in  verschiedenen  Fächern 
mit  andern  Klassen  der  Kantonsschule  gemeinsame  UnteiTicht  wird 
nun  grösstenteils  getrennt  erteilt.  Eine  ähnliche  Umgestaltung  ist 
mit  den  zweiklassigen  Handelsabteilungen  der  Industrieschule  in 
Zürich  und  des  kantonalen  Technikums  in  Winterthur  erfolgt;  die 
dritte  Klasse  wurde  hier  im  Jahre  1893,  dort  im  Jahre  1894  er- 
öfl&iet.  Einstweilen  ist  in  Zürich  und  in  Winterthur  ein  Kurs  für 
die  spanische  Sprache  und  ein  solcher  für  Arbeiten  im  Labora- 
torium enichtet  worden.  Erweiterungen  der  betreffenden  Gym- 
nasialabteilungen zu  dreiklassigen  Handelsschulen  sind  auch  in 
Lausanne  und  Luzem  projektirt. 

Hinsichtlich  der  Handelsschulen  wird  der  Grundsatz  befolgt, 
ungeföhr  ein  Drittel  des  Untenichtshonorars  und  der  Ausgaben 
für  Sammlungen  als  Beitrag  auszurichten. 

Was  hingegen  die  kaufinännischen  Vereine  *)  betrifft,  so  kann 
dieser  Grundsatz  wegen  der  grossen  Verschiedenheit  der  Verhält- 
nisse nicht  durchwegs  beobachtet  werden.  Den  grösseren  städti- 
schen Vereinen  stehen  in  Form  von  Beiträgen  der  Behörden  und 

')  Nach  dem  Geschäftsbericht  des  eidgenössischen  Departements  des  Aus- 
wärtigen, Handelsabteilung  pro  1892. 

')  1892/98  44  Schüler  und  3  Hospitanten.  —  »)  20  Schüler  und  8  Hospitanten. 

*)  Siehe  statistischer  Teil. 
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der  Kaufraannschaft  namhafte  pekuniäre  Hülfsquellen  zur  Verfügun 
welche  den  Vereinen  in  kleinern  Ortschaften  nur  spärlich  fliessen 
oder  gänzlich  mangeln;  abgesehen  davon  ist  bei  der  geringen  Mit- 
gliederzahl der  letzteren  die  Beitragsleistung  des  einzelnen  an  die 
Gesamtausgabe  naturgemäss  eine  verhältnismässig  stärkere.  Bei 
den  Vereinen  betragen  deshalb  die  Bundesbeiträge  bis  zur  Hälfte 
des  Unterrichtshonorars,  während  die  städtischen  Vereine  (Basel, 
Bern,  Luzern,  St.  Gallen,  Zürich)  ein  Viertel  bis  ein  Drittel  be- 
kommen. Den  Gegenstand  besonderer  Unterstützung  bilden  dann 
noch  die  literarischen  Anschaffungen,  ferner  die  Vorträge  und 
Preisarbeiten,  welche  vom  Komite  des  schweizerischen  Zenti-al- 
vereins  veranstaltet  werden. 

Die  Vereine  in  Bern,  Luzern,  St.  Gallen  und  Zürich  haben 
ihr  Unterrichtswesen  von  der  übrigen  Vereinstätigkeit  abgetrennt 
und  unter  dem  Namen  Handelsschule  einer  eigenen  Verwaltung,  sowie 
der  Überwachung  durch  eine  Kommission  unterstellt,  welche  znm 
Teil  aus  Mitgliedern  der  Kaufmannschaft  und  der  Behörden  besteht. 

Einem  Schüler  der  obcrn  Realschule  in  Basel,  welcher  sich 
zum  Sprachlehrer  für  Handelsschulen  auszubilden  gedenkt,  ist  im 
Berichtsjahr  ein  Stipendium  im  Betrage  von  Fr.  1200  zum  Besuch 
der  k.  Handelsschule  in  Venedig  gewährt  worden. 

VII.  Förderung  des  militärischen  Vorunterrichtes. 

1,  Mäitärischer  Vorunterricht, 
a.  Obligatorischer  Unterricht  I.— IL  Stufe  (10—15.  Altersjahr). 

Bereits  die  Hälfte  der  Kantone  hat  jährliche  Inspektionen  ihres 
Turnunterrichtes  durch  Fachmänner  eingeführt,  die  nicht  nur  die 
Turnprüfungen  abhalten,  sondern  sich  auch  über  die  Durchfuhrung 
des  Tui^nunterrichtes  zu  informiren  haben.  Im  Herbst  189 1  ist  der 
Kanton  Graubünden  daran  gegangen,  den  Turnuntemcht  aller 
Schulen  auf  das  eingehendste  untersuchen  zu  lassen.  Dadurch 
allein  wird  es  möglich,  das  Berichtsmaterial  von  Jahr  zu  Jahr  zu- 
verlässiger zu  gestalten.  In  einem  Teil  der  Berichte,  namentlich 
der  Alpen-  und  rein  agrikolen  Kantone,  in  welchen  die  Schulzeit 
meistens  nur  auf  das  Winterhalbjahr  fällt,  wird  die  Durchfuhining 
der  eidgenössischen  Vorschriften  als  äusserst  schwierig  durchföhr- 
bar  erklärt,  teilweise  geradezu  verneint. 

Es  erscheint  insbesondere  zur  Zeit  noch  an  vielen  Orten  kaum 
möglich,  das  vorgeschriebene  Minimum  von  60  l'nrnstunden  zu  er- 
teilen. Nur  in  einem  Kantone  (Baselstadt)  mrd  in  allen  Schulen 
das  gesetzliche  Minimum  von  60  Tumstunden  nicht  nur  inne- 
gehalten, sondern  noch  erheblich  überschritten.  Es  sind  sodann 
bloss  drei  Kantone,  in  welchen  über  50  ^/o  der  Schulen  einen  Turn- 
unterricht von  60  Stunden  und  zum  Teil  noch  darüber  erhalten, 
und  zwar  Neuenburg  76  o^,  Schaffhausen  691/2  %  ^nd  Waadt  58  <>/o 
der  Primarschulen.    Vier  Kantone  (Uri,  Obwalden,  Nidwaiden  und 
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Appenzell  L-Rh.)  haben  keine  Schulen  mit  einem  öOstündigen  Turn- 
unterricht im  Jahr.  In  einer  Reihe  von  Kantonen  stei^  die  durch- 
schnittliche Stundenzahl  aller  Schulen  über  30,  wie  Zürich  und 
Aai-gau  mit  40 — 50,  Baselland,  Schaffhausen  und  Appenzell  A.-Rh. 
mit  40,  Zug,  Freiburg,  St.  Gallen  und  Thurgau  mit  35  Stunden; 
in  andern  Kantonen  fällt  sie  noch  bedeutend  darunter. 

Die  Vergleichung  der  statistischen  Angaben  mit  Bezug  auf 
die  Dauer  des  Turnunterrichts  stellt  dieselbe  von  Jahr  zu  Jahr 
als  ungünstiger  dar.  Während  nämlich  die  Zahl  der  Primarschulen, 
an  welchen  das  Minimum  von  60  Stunden  erteilt  wird,  im  Jahre 
1888  noch  28,40/^  betrug,  ist  sie  im  Jahr  1892  auf  23,5%.  somit 
noch  unter  den  vierten  Teil  aller  Primarschulen  gesunken.  Diese 
Veränderung  ist  aber  im  grossen  ganzen  bloss  eine  zahlenmässige 
und  nicht  eine  faktische  und  ist  wohl  ausschliesslich  der  gewissen- 
hafteren Feststellung  der  Angaben  in  den  Kautonen  infolge  der 
Ausbreitung  des  Inspektionswesens  zuzuschreiben. 

Im  einzelnen  stellen  sich  die  bezüglichen  Verhältnisse  folgender- 
massen : 

1.  Primarschulen. 


8chil. 

Von  (1.  Seh« 

ilfir^iiieind 

en  liositzpn 

Z«bl  der 

wird  Tnrnunterr.  erteilt 

Kantone 

•        m 

(venUgeiKie 

Voll- 

(»enti tuende 

Prinar- 

daM  fi^AnK^ 

fuhr 

mindest. 

geneiid«! 

Tuni- 

ständige 

Tnni- 

schulim 

HO  Stund. 

plfttEe 

(i«Tätp 

lokale 

4i'IIHlvll 

•iniir 

per  .Jahr 

Zürich  .     .     . 

394») 

373 

246 

33 

394 

34 

110 

Bern     .     . 

.    802 

556 

209 

54 

12(>4 

252 

79 

Lnzern 

.    16Ö 

93 

16 

4 

267 

56 

17 

üri  .     .     . 

21 

14 

3 

6 

21 

1 

Schwyz 

30 

25 

6 

7 

30 

6 

1 

Obwalden . 

7 

7 

7 

Nidwaiden 

16 

8 

6 

1 

16 

Glams  .     . 

27 

25 

22 

3 

27 

3 

2 

Zug      .     . 

11 

8 

2 

1 

11 

2 

2 

Freiburg  . 

19« 

120 

36 

10 

247 

17 

23 

Solothnrn  .     . 

126 

89 

22 

5 

194 

13 

13 

Baselstadt 

4 

3 

3 

3 

4 

4 

4 

Baselland .     . 

72 

60 

50 

6 

72 

6 

25 

Schaff  hausen 

36 

31 

33 

7 

36 

24 

22 

Appenz«llA.-Rb, 

87  2) 

68 

79 

44 

87 

16 

21 

Appenzell  I.-Rh, 

15 

10 

15 

St.  Gallen 

210 

126 

50 

21 

348 

78 

(;6 

Graubünden  . 

213 

79 

15 

54 

213 

2 

28 

Aargau     .     . 

286 

261 

228 

44 

475 

81 

147 

Thurgau    .    . 

185 

178 

184 

8 

185 

8 

37 

Tessin  .     .     . 

250 

m 

7 

8 

-  250 

18 

71 

Waadt  .     .     . 

.388 

362 

269 

112 

580 

337 

337 

Wallis.     .    , 

167 

125 

62 

10 

250 

21 

Neuenburg    . 

68 

64 

47 

26 

230 

182 

185 

eeira.oirenll.S6liiil. 

49 

34 

15 

11 

49 

16 

16 

2>.PriTitichilei 

i       15 

6 

9 

8 

15 

14 

14 

1891/92 : 

3840 

2781 

1619 

486 

5287 

"    1170 

1241 

1890/91 : 

8930 

2807 

1646 

441 

5493 

1207 

1413 

Differenz : 

—90 

26 

27 

4-45 

—206 

37 

-    172 

*)  Unter  den  89-1  Schulen  von  Zürich  sind  18  Privatschulen  inbe^irritfen. 

*)  Unter  den  H7  Schalen  von  Appenzell  A.-Rh.  ist  eine  Privatschule  inbesrrifTen. 
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Von  den  3840  Primarschulgemeinden  besitzen: 


1891/92 : 
1890/91 : 


Uiifi^enügende  Noch  keinen  Geräte  Keine 

Turnplätie  Tarnplata  anyollstündig  Geräte 

Zahl       V«  Zahl      •/•  Zahl        >  Zahl       V« 

567  14,8  492  12,6  1428  37,«  793  20,« 

585  15,8  538  13,7  1501  88,«  783  19,» 


Differenz:  — 18 


—46     —         —73     —        +10     — 


Von  5287  Primarschulen  erteilten  Unterricht: 


Kein 
Tamlokal 
Zahl       %'• 

3176    82,8 
3270    83.2 


—96     - 


1892: 
1891: 


Nar  im  Sommer 
Zahl  7o 

3508         66,8 
3580         65,2 

—72  — 


Gar  nicht 
Zahl  Vo 

609  11,2 

706  12,8 

—97  — 


Minimum  Ton  608tandea 
nicht  erreicht 
Zahl  •/• 

4046  76,5 

4080  74,8 

—34  — 


IL  Höhere  Volksschulen. 


Zahl  der 
Schulen 

Von  den  höhern  Volksschul.  besitz.    Es  wird  ünterr.  erfeilt 

Kantone 

Genüffenden 

Alle 

Turn-          das  grenze  Minim.T.90 

Tarnplatz 

Geräte 

lokal                Jahr 

8td 

.  erreicht 

Zürich     .     .     .    . 

95 

94 

77 

27                  84 

50 

Bern 

74 

72 

58 

46               64 

72 

Luzem    .    .     .    . 

83 

28 

7 

7               18 

8 

üri 

1 

1 

1 

1                 1 

— 

Schwyz   .     .     .     . 

8 

8 

6 

2 

— 

Obwalden    .     .     . 

1 

1 

1 

1               — 

Nidwaiden  .     .     . 

2 

1 

1 

—               — 

— 

Glams     .     .     .     , 

9 

9 

8 

8                 3 

4 

Zug 

6 

6 

2 

2                 2 

2 

Freiburg      .     . 

8 

8 

7 

4                 4 

4 

Solothum     .     .     . 

13 

11 

6 

4                 4 

4 

Baselstadt   .    . 

3 

3 

3 

3                 3 

3 

Baselland    .    . 

4 

4 

4 

3                 3 

4 

Schaffhausen    . 

8 

8 

8 

6                 7 

7 

Appenzell  A.-Rh. 

11 

10 

10 

5                 8 

4 

Appenzell  I.-Rh. 

— 

— 

St.  Gallen    .    . 

!      29 

25 

18 

12               15 

15 

(traubnnden 

18 

8 

4 

7                 2 

6 

Aargau    .     .     . 

26 

24 

24 

13               20 

21 

Thurgau .     .     . 

.      24 

24 

24 

6                 8 

14 

Tessin     .     .    . 

32 

25 

13 

8               16 

28 

Waadt     .     .     . 

20 

20 

20 

20               20 

20 

Wallis     .     .     . 

4 

4 

4 

4                 4 

4 

Neuenburg  .     . 

9 

9 

9 

8                 9 

9 

Genf  .... 

14 

3 

3 

318 

3                 3 
188             245 

3 

1891/92 

:  .  451     . 

406 

282 

1890.91 

:     442 

402 

307 

175             227 

285 

+9 

4-4 

+11 

-f-13            +18 

-8 

Von  diesen 

höhern  Volksschulen  haben : 

L 

Leinen 

rnvollständlffe 

keine              keinen 

Nicht  «0 

Zahl  der    rpy 
Sohnlen 

rnplatz 

Gerate 

Turngeräte      Unterricht 

Stunden 

K^\^aA  la  ■  \  la          __ 

Za 

hl     > 

Zahl        •/• 

Zahl 

•/.         Zahl     •/• 

Zahl 

•/• 

1892:    451        11 

)       4,2 

100      22,2 

33 

7,8        23     5,1 

169 

37,i 

1891:     442        1( 

3       3,6 

106     24,0 

29 

6,r.        21     4,7 

157 

35,5 

DiffmBz:     +9        f3 


6 


4      - 


+2 


+12      - 
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Auch  in  den  höhern  Volksschulen  gibt  es  somit  immer  noch 
mehr  als  35  %,  in  welchen  die  gesetzliche  Stundenzahl  nicht  er- 
reicht wird. 


Von   den    Knaben    des    10. — 15. 
Turnunterricht : 


Altersjahres   besuchen   den 


Kantose 

Das 
fl^anze  Jahr 

Nur 
einen  Teil 
des  Jahres 

Znsainmen 

Gar  nicht 

Total 

Zürich      .     .     . 

6500 

8600 

15100 

4000 

19100 

Bern   .... 

9848 

21036 

30884 

3423 

34307 

Luzem    .    .     . 

1830 

3104 

4934 

1364 

6298 

fortlildaigneliilo 

277 

277 

1232 

1509 

üri      .... 

118 

568 

686 

54 

740 

Schwyz    .     .     . 

502 

1039 

1541 

119 

1660 

Obwalden    .    . 

457 

457 

9 

457 

Nidwaiden   .     . 

211 

211 

258 

469 

Glaras     .     .    .    . 

291 

871 

1162 

403') 

1565 

Zug 

409 

552 

961 

V 

• 

%12) 

Freiburg.     .     .     . 

412 

4618 

5030 

5030 

Solothum    .     .    . 

834 

3485 

4319 

43 

4362 

Baselstadt    .     .     . 

4215 

4215 

4215  ») 

Basellaud     .     .     . 

850 

2650 

3500 

— 

3500 

Schaffhansen    .     . 

1630 

473 

2103 

27 

2130 

.Vppenzell  A.-Rh.  . 

674 

2378 

3052 

58*) 

3110 

Appenzell  L-Rh.  . 

395 

395 

? 

395 

St.  Gallen    .    .    . 

3445 

556 

4001 

1639  5) 

10640 

Graubänden      .     . 

261 

3614 

3875 

1310 

5185 

Aargau    .     .     .     . 

3883 

7648 

11531 

159 

11690 

Thurgau  .     .     .     . 

937 

4531 

5468 

? 

5468 

Tessin      .     .    .    . 

833 

904 

1737 

■ 

1737 

Waadt     .     .    .    . 

9300 

5300 

14600 

350 

14950 

Wallis     .     .    .     . 

(?)  7500 

7500 

9 

• 

7500 

Neuenburg  .     .    . 

4910 

708 

5618 

147«) 

5765 

(ienf:a.  öffentl.SiIiileB. 

2730 

2730 

322 

2692 

b.  PriratschiUB  . 

450 

450 
140977 

14908 

450 

1891/92: 

54502 

86475 

155885 

1890/91 : 

55553 

86139 

141692 

17239 

158931 

—1051 


+336 


—715 


—2331 


—3046 


Diese  verschiedenen  Zusammenstellungen  zeigen,  dass  im 
Interesse  eines  intensiven  Betriebes  und  eines  nachhaltigen  Er- 
folges der  Turnunterricht  das  ganze  Jahr  betrieben  werden  sollte. 
Dazu  fehlen  aber  fast  überall  die  Lokalitäten.  Es  wird  daher  in 
der  Folge  für  den  Bund  nicht  zu  umgehen  sein,  dass  er  —  wenig- 
stens ctwelchermassen  —  durch  Beiträge  den  Bau  von  Turnhallen 
und  Turnlokalen  unterstützt.  Denn  viele  Gemeinden  und  Kantone 
sind  nicht,  oder  nur  bei  äusserster  Anstrengung  im  stände,  die 
Errichtung  zweckmässiger  Turnhallen  an  Hand  zu  nehmen. 

Das  schweizerische  Militärdepartement  berührt  diese  Frage 
in  seinem  Geschäftsbericht  pro  1892  und  bemerkt,  dass  es  dieselbe 


*)  RepetirsehiUer.  —  ')  Repetlrschüler  inbe^rriffen.  —  »)  84  Privatsehttler  inbef^riffen.  — 
')  Wegen  Gehrechen  dispcnsirt.  —  *)  929  Ergänzungsschüler  inbegriffen.  —  ")  Dispensirte. 
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seiner  Turnkomniission  zur  Begutachtung  überwiesen  habe.  Im 
x\nschluss  lässt  sich  dasselbe  über  die  Frage  des  militärischen 
Yorunterrichts  im   allgemeinen  folgendermassen  vernehmen: 

,,Die  Uberzenguug  hat  sich  uns  nun  aber  in  vermehrtem  Masse  auf- 
gedrängt, dass  gerade  jetzt  zwingende  Gründe  vorhanden  sind,  dass  der 
Bund  auch  durch  von  ihm  bezeichnete  Organe  und  in  Verbindung  mit  den 
kantonalen  Erziehungsbehörden  sich  eigene,  klare  Einsicht  verschaffe,  sowohl 
über  den  Stand  des  Schulturnwesens  in  den  Kantonen,  als  namentlich  auch 
über  die  Möglichkeit  der  Durchführung  aller  gesetzlichen  Vorschriften,  um 
dann  auf  die  Ergebnisse  dieser  Inspektionen  gestützt,  das  weiter  Erforder- 
liche zu  veranlassen." 

Eine  Eeihe  der  vorhergehenden  Übersichten  lassen  gegenüber 
dem  Vorjahre  eine  Verschlimmerung  der  Verhältnisse  des  Schul- 
turnens konstatiren.  Dies  ist  aber  bloss  scheinbar  und  lediglich 
auf  die  bessere  Sichtung  der  Materialien  zurückzuführen.  Denn 
es  ist  unverkennbar,  dass  man  beinahe  in  allen  Kantonen  bestrebt 
ist,  nach  und  nach  den  eidgenössischen  Tumvorschriften  nach 
Möglichkeit  nachzukommen.  So  sind  für  das  Berichtjahr  eine  ganze 
Reihe  dahingehender  Bestrebungen  zu  erwähnen. 

Appenzell  A.-Bh.  di'ang  in  seinen  Schulen  auf  eine  grössere 
jährliche  Zahl  von  Turnstunden;  im  Kanton  Bern  ist  eine  Turn- 
kommission im  Auftrage  der  Erziehungsdirektion  mit  der  Aus- 
arbeitung eines  neuen  Programms  für  das  Schulturnen  an  der 
Arbeit;  Zürich  hat  anlässlich  der  Revision  der  Lehrpläne  der 
Primär-  und  Sekundärschule  dem  Turnen  grössere  Beachtung  durch 
Einräumung  einer  höhern  Stundenzahl  geschenkt ;  im  Kanton  Geuf 
wurde  der  seit  einigen  Jahren  sistirt  gewiesene  Turnunterricht  der 
elf  Landsekundarschulen  im  August  1892  reorganisirt ;  Appenzell 
L-Bh.  erliess  eine  neue  den  Bundesvorschriften  entsprechende 
Verordnung  über  den  Turnunterricht,  welche  für  die  Lehrer  be- 
sondere Entschädigungen  für  Erteilung  des  Turnunterrichtes  vor- 
sieht. Glarus  und  Schafhntisen  stellten  detaillirte  Jahresprogiumme 
aus  dem  ÜbungsstoiF  der  Turnschule  für  die  Lehrerschaft  auf. 

Lehrertumkurse  wurden  in  den  Kantonen  Bern,  Soloihum  und 
Waadt  abgehalten,  Zürich,  Berrtj  Genf  verabreichten  StÄatsbeiträge 
an  den  Bau  neuer  Tumhallen. 

An  die  Lehrerturnvereine  Zürich,  Winterthur,  Schaffliausen, 
St.  Gallen  richtete  der  Bund  Subventionen  aus. 


6.  Freiwilliger  militfirischer  Vorunt^rricht. 

Der  freiwillige  militärische  Vorunterricht  IIL  Stufe  wurde  im 
Berichtsjahr  nur  in  den  Kantonen  Zürich,  Bern,  Luzern  und  Basel 
(er  fiel  in  Schwyz,  Nidwaiden  und  Graubünden  aus)  fortgesetzt, 
erfreute  sich  aber  in  diesen  vier  Kantonen,  namentlich  im  Kanton 
Zürich,  einer  erheblich  grössern  Beteiligung,  vde  sich  aus  nach- 
folgender Zusammenstellung  ergibt: 
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SchOltrzthl 

Kurs 

am  Anfang 

am  Ende 

Stunden 

de8  Knrses 

IX   Zürich  iij  12  HMhbirgtmiiileii 

•             • 

429 

379 

48 

IX    Winterthur  (BaUillonikreUe  (247)     . 

1149 

1089 

53 

V    Männedorf  .... 

■             • 

37 

38 

36 

I    Hinweil       .... 

•             • 

52 

45 

49 

V    Bern 

256 
117 

186 
98 

84 

IV  Luzern        .... 

■             • 
•             • 

40  Übungen 

111  Basel 

•            • 

237 

207 

120 

1892: 

2277 

2037 

1891: 

2029 

1672 

Am  Unterricht  beteiligten  sich  im  ganzen  98  Offiziere, 
131  Unteroffiziere  und  Soldaten  und  25  Lehrer  und  Vorturner  von 
Turnvereinen,  zusammen  254  Instruirende. 

Erfreuliche  Ergebnisse  lieferte  der  Schiessunterricht,  insbe- 
sondei*e  wenn  man  berücksichtigt,  dass  für  den  Vorunterricht  die 
ältesten  Gewehre  zur  Verfügung  gestellt  wurden: 


Durchschnitts- 
resultate  der 
Vorunterrichts- 
kurse 

Beste  Durch- 
schnittsresnltat« 

der 
Rekrutenschulen 

% 

% 

aufgelegt  stehend 
freihändig  stehend 
freihändig  kniend 
aufgelegt  liegend 
freihändig  liegend 
freihändig  kniend 

82 
76 
70 
73 
70 
70 

91 
80 
78 
83 

72 

150  m 
225  m 
300  m 
300  m 
300  m 

Auf  Grund  der  in  den  Vorunterrichtskursen  gesammelten  Ma- 
terialien arbeitet  nun  die  eidgenössische  Turnkommission  im  Auf- 
trage des  eidgenössischen  Militärdepartements  eine  Vorlage  für  die 
definitive  Organisation  des  militärischen  Vorunterrichts  in  der  ganzen 
Schweiz  aus. 

2.  Eidgenössischer  Turnverein. 

Der  eidgenössische  Turnverein  weist  auf  den  31.  Dezember 
1892  einen  Bestand  von  26,292  Mitgliedern  in  18  Verbänden  mit 
427  Sektionen  auf  und  hat  sich  im  Berichtjahre  um  22  Sektionen 
und  1298  Mitglieder  vermehrt.  Mit  dem  gleich  guten  Erfolge  und 
der  nämlichen  Organisation  wie  bisher  wurden  die  Vortumerkurse 
und  ausserdem  ein  dreiwöchentlicher  Turnlehrerbildungskurs  in 
Zofingen  abgehalten,  der  von  23  Lehrern  und  Vorturnern  aus  den 
Kantonen  Zürich,  Bern,  Uri,  Solothum,  Appenzell  A.-Rh.,  St.  Gallen 
und  Aargau  besucht  wurde. 

VIII.  Hebung  der  schweizerischen  Kunst. 

Die  wichtigste  Angelegenheit  der  schweizerischen  Kunstpflege 
im  Berichtjahi'e  war  die  Durchführung  der  zireiten  schtveizerischen 
Kunstausstellung  in  Bern.  Sie  dauerte  vom  1.  Mai  bis  15.  Juni  1892 
und  war  von  200  Künstlern  mit  387  Nummern  (293  Ölgemälden, 

9 


n 
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49  Aquarellen  und  Pastellen,  20  Stichen  und  Zeichnungen  und 
25  Skulpturen)  beschickt.  Davon  wurden  auf  Antrag  der  Kunst- 
kommission  gemäss  Art.  11  des  Reglements  vom  2.  Februar  1889 1) 
23  Ölgemälde,  4  Aquarell-  und  Pastellmalereien,  2  Gravuren  und 
2  Skulpturen  mit  einem  Kostenaufwand  von  Fr.  54,000  angeschafft^) 
und  dann  zur  Aufbewahrung  an  schweizerische  Kunstinstitute  ^) 
verteilt. 

Neben  der  zweiten  nationalen  Kunstausstellung  lief  die  Aus- 
stellung der  eingelangten  Konkursentwürfe  für  die  Ausschmückung 
mit  Bildern  des  grossen  Treppenhauses  im  Bundesgerichtsgebäudt  in 
Lausanne  her.  ^)  Drei  Entwürfe  wurden  mit  Preisen  von  Fr.  3000, 
Fr.  1000  und  Fr.  500  ausgezeichnet;  ein  Entwurf  wurde  mit  einer 
Ehrenerwähnung  bedacht  nebst  Offerte  zum  Ankauf  des  Entwurfs 
gegen  eine  Summe  von  Fr.  500.  s) 

Im  femern  wurden  folgende  Verwendungen  aus  dem  Knnst- 
kredit  gemacht: 

1.  Beitrag  von  Fr.  12,000  an  die  Kosten  von  Fr.  66,700  fiir 
das  Favredenkmal  in  Chene-Bourg  bei  Genf. 

2.  Beitrag  von  Fr.  8000  an  ein  Zschokkedenkmal  in  Aarau 
(Fr.  36,000). 

3.  Fr.  10,000  an  den  Kanton  Baselstadt  als  Beitrag  zum  An- 
kauf einer  Marmorgruppe  „Adam  und  Eva"  von  Bildhauer  Schlöth 
(Fr.  40,000). 

4.  Beitragszusicherung  von  50  ^/^  an  die  auf  Fr.  125,000  ver- 
anschlagten Kosten  der  Ausfühi'ung  des  Telldenkmals  in  Altorf 
nach  dem  Entwürfe  von  Richard  Kissling  in  Zürich.  Das  Denk- 
mal soll  vertragsmässig  bis  1895  fertiggestellt  sein. 

5.  Dem  Schweizerischen  Kunstverein,  wie  bis  anhin,  zum  An- 
kauf von  Kunstwerken  Fr.  12,000. 

6.  Für  den  Wettbewerb  zur  bildhauerischen  Ausschmückung: 
der  vier  Nischen  der  Hauptfagade  des  eidgenössischen  Polytechni- 
kums in  Zürich,  mit  vier  sitzenden  sj'^mbolischen  Figuren,  Fr.  12,000. 

Die  „eidgenössische  Kommission  der  Gottfried  Keller  Stiftung*^ 
konnte  im  Berichtsjahr  nur  über  einen  verhältnismässig  kleinen 
Teil  des  Ertrages  derselben  verfügen,  da  hoch  ein  bedeutender 
Teil  desselben  zur  Bereinigung  der  Verlassenschaft  der  Stifterin, 
Frau  Lydia  Welti-Escher,  verwendet  wurde  und  Fr.  50.000  bereits 
im  Vorjahr  anlässlich  der  Vincent'schen  Steigerung  antizipirt  waren. 

Es  wurden  u.  a.  aus  den  Erträgnissen  der  Stiftung  angeschafft 
einige  Stücke   aus   dem  Nachlass   des   verstorbenen  Malers  Karl 

>)  A.  S.  n.  F.  XL  17. 

2)  Verzeichnis  s.  B.  Bl.  1892.  HI.  685  u.  686. 

8)  Verzeichnis  der  Institute  s.  B.  Bl.  1893.  I.  187. 

4)  B.  Bl.  1892.  I.  959. 

5)  Preisverteilung  s.  B.  Bl.  1892.  III.  489. 
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StauflFer  von  Bern,  eine  grosse  Anzahl  von  Medaillenstempeln,  Werk- 
zeugen etc.  des  verstorbenen  Medailleurs  J.  C.  von  Hettlingen  in 
Schwyz,  sowie  das  Innere  eines  antiken  Prunkzimmers  im  ehe- 
maligen Pestalozzihause  in  Chiavenna,  und  endlich  ein  Gemälde 
aus  dem  Nachlass  des  neuenburgischen  Malers  Aurel  Robert. 

IX.  Schweizerisches  Landesmuseum. 

Erhcdtung  vaterländischer  Altertümer.  Unterm  4.  März  1892 
wurde  vom  Bundesrat  eine  „Verordnung  betreifend  die  Verwaltung 
des  schweizerischen  Landesmuseums  i) "  erlassen,  in  welcher  die 
Aufgabe  der  Landesmuseumskomraission  entsprechend  einer  Ver- 
einbarung derselben  mit  dem  Vorstande  der  „Schweizerischen  Ge- 
sellschaft für  Erhaltung  historischer  Kunstdenkmäler"  mit  Bezug 
auf  die  Tätigkeitsgebiete  der  beiden  Instanzen  umschrieben  ist.  Im 
Berichtjahre  wurde  die  Direktion  in  der  Person  des  Herrn  Konsul 
Heinrich  Angst  von  ßegensberg  bestellt.  Mit  dem  Bau  des  Museums 
ist  begonnen  worden  und  es  soll  dasselbe  bis  zum  Oktober  1894 
vollendet  sein.  —  Im  Berichtjahr  ist  auch  der  durch  Art.  4  des 
Bundesbeschlusses  betreffend  die  Errichtung  eines  schweizerischen 
Landesmuseums  vorgesehene  Verband  der  öffentlichen  kantonalen 
Altertumssammlungen  zu  stände  gekommen. 

Die  Museumskommission  besitzt  die  Kompetenz  zu  Ankäufen 
bis  auf  Fr.  4000,  über  diesen  Betrag  übersteigende  Summen  hat 
sich  der  Bundesrat  seine  Beschlussfassung  vorbehalten. 

Auf  Grund  der  neugeschaffenen  Organisation  des  Landes- 
museums hat  nun  im  Berichtjahre  folgende  Verwendung  des 
Kredites  für  Erhaltung  und  Erwerbung  schweizerischer  Altertümer 
stattgefunden: 

a,  Anschaffung  von  Altertümern  von  gemein-eidgenössischem  Inter- 
esse, die  Eigentum  des  Bundes  bleiben. 

Für  solche  sind  verausgabt  worden  Fr.  53,698 ;  davon  gedeckt 
aus  dem  Merian'schen  Museumsfonds  Fr.  23,721;  sodass  die  Ver- 
wendung aus  dem  Altertümerkredit  Fr.  29,977  beträgt. 

Die  Zahl  der  angeschafften  Stücke  ist  so  gross,  dass  von  einer 
Aufzählung  derselben  Umgang  genommen  werden  muss. 

b,  Beteiligung  an  der  Erhaltung  historisch  oder  künstlerisch  be- 
deutsamer Baudenkmäler. 

Es  sind  folgende  Bundesbeiträge  verabreicht  worden: 

1.  An   die   Restaurationskosten   der  Klosterkirche   zu  Königs- 

felden ')  (I.  Rate) Fr.  13,000 

2.  An  die  Kosten  der  HersteUung  der  alten  Sprengibrücke  bei 
Göschenen  (letzte  Rate) ,,        596 

3.  An  die  Restaurationskosten  der  Kapelle  St.  Johann  bei  Alten- 
dorf (Schwyz),  II.  Hälfte  des  versprochenen  Beitrages .      .        ..       2750 

Total    ~Frri6^ 


1)  A.  S.  n.  F.  XII.  663  und  Beilage  I,  pag.  8  und  9. 

*)  B.  Bl.  1890  I  569  ttnd  1891,  I  565. 
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c,   Unterstützung  kantonaler  AUertämersamnüungen. 

Dem  antiquarischen  Verein  van  Obwcdden  wurde  zum  Zwecke 
des  Ankaufs  einer  Sammlung  einheimischer  Altertümer  Fr,  1250 
d.  h.  die  Hälfte  des  Ankaufspreises  zugesprochen;  im  fernem  wurde 
an  die  Kosten  der  von  Prof.  Dr.  Eahn  im  Anzeiger  für  schwei- 
zerische Altertumskunde  herausgegebenen  Statistik  schweizerischer 
Kunstdenkmäler  ein  Bundesbeitrag  von  Fr.  2000  geleistet. 

Endlich  sind  dem  Landesmuseum  zahlreiche  Geschenke  zu- 
gekommen. —  Aus  dem  Merian'schen  Museumsfonds  ist  eine  Ver- 
wendung von  Fr.  23,721  gemacht  worden,  um  an  einer  Londoner 
Auktion  ein  hervorragendes  Stück  aus  dem  ehemaligen  Schatze 
des  Basler  Münsters  nebst  einigen  andern  wertvollen  ins  Ausland 
entführten  altciiümlichen  Kunstwerken  wieder  zui'ückznholen. 

X.  Unterstützung  von  Werken  der  öffentlichen  Gemeinnützigkeit 

und  Wohltätigkeit. 

1.  Schweizerische  naturforschende  Gesellschaft« 

Die  astronomisch  -  geodätischen  Messungen  der  geodätischen 
Kommission,  sowie  auch  die  gemeinschaftlich  mit  dem  eidgenössi- 
schen topogi-aphischen  Bureau  unternommenen  Nivellementsarbeiten 
nahmen  auch  im  Berichtjahr  ihren  ungestörten  Fortgang  und  es 
wurde  insbesondere  der  Anschluss  des  schweizerischen  Höhennetzes 
an  das  französische  bei  Delle,  vollendet.  Von  der  wissenschaft- 
lichen Publikation  der  Gesellschaft  ist  der  VI.  Band  (11.  und  12. 
Lieferung)  in  Vorbereitung.  —  Die  Arbeiten  der  schweizerischen 
geologischen  Kommission  haben  im  Berichtjahr  einen  regelmässigen 
Fortgang  genommen.  Eine  weitere  Lieferung  der  Beiträge  zur 
geologischen  Karte  der  Schweiz  (XXV.)  ist  erschienen. 

Von  den  „Neuen  Denkschriften  der  aügetneinen  schweizerischen 
Gesellschaft  für  die  Naturwissenschaften^  steht  die  VeröflFenÜiehung 
der  ersten  Lieferung  des  XXXIII.  Bandes,  enthaltend  eine  preis- 
gekrönte Monogi-aphie  des  Dr.  R.  Emden,  „über  das  Glctscher- 
korn"  bevor.  Im  weitern  wird  eine  Arbeit  des  in  München  ver- 
storbenen Botanikers  C.  von  Nägeli  mit  einem  Nachtrag  von 
Professor  Dr.  C.  Gramer  in  Zürich  zur  Publikation  gelangen. 

Der  Arbeitstisch  am  internationalen  zoologischen  Institut  des 
Herrn  Professor  Dohrn  in  Neapel  war  von  Anfang  des  Jahres  bis 
Ende  Mai  von  einem  Genfer  Grelehi-ten  besetzt. 

2.  Schweizerische  greschichtsforschende  Gesellschaft« 

Die  schweizerische  geschichtsforschende  Gesellschaft  hat  ver- 
öffentlicht : 

a.  Jahrbnch  für  Schweizergeschichte,  XVU.  Baml; 

h,  Quellen  zur  Schweizergeschichte,  XIII.  Band ; 

c.  Anzeiger  für  schweizerische  Geschichte,  Jahrgang  XXIII; 
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d,  ein  Repertoriom  über  die  in  Zeit-  und  Sammelschriften  der  Jahre 
1812  bis  1890  enthaltenen  Aufsätze  nnd  Mitteilungen  schweizergeschicht- 
lichen Inhalts. 

Nebstdem  hatten  die  mit  Bandesnnterstützung  angehobenen 
Kopiaturarbeiten  in  verschiedenen  ausländischen  Archiven  ihren 
Fortgang. 

8«  Schweizerigche  statistische  Oesellsclialt. 

Das  Organ  dieser  Gesellschaft,  die  „Zeitschrift  für  schwei- 
zerische Statistik"  ist  in  gewohnter  Weise  (28.  Jahrgang)  zur 
Veröffentlichung  gelangt.  Dermalen  hat  sie  noch  eine  grössere 
Spezialarbeit  übernommen,  die  Herausgabe  einer  schweizerischen 
Armenstatistik,  die  voraussichtlich  im  Jahre  1894  erscheinen  wird. 

4«  VerseliiedeHes. 

Vom  Idiotikon  der  devtschschweizerischen  Mundarten  sind  die 
Lieferungen  21  und  22  des  Werkes  erschienen.  Damit  ist  dasselbe 
bei  den  Wörtern  mit  dem  Anfangsbuchstaben  „/f"  angelangt. 

Die  Zentralkommisfdon  für  schweizerische  Landeskunde  hat  die 
2.  und  3.  Lieferung  ercheinen  lassen,  enthaltend  eine  Zusammen- 
stellung der  Erscheinungen  auf  dem  Gebiete  der  Landesvermessung 
und  der  Kartographie,  sowie  bibliogi'aphische  Angaben  über  die 
Karten  kleinerer  Gebiete  der  Schweiz ;  im  fernem  ein  Repertorium 
der  literarischen  Arbeiten  über  „Architektur,  Plastik  und  Malerei". 

'Im  Berichtjahr  ist  die  „geschichtsforschende  GeseUschaß  der 
romanischen  Schtceiz"  zum  ersten  Mal  mit  einer  Subvention  von 
Fr.  1000  bedacht  worden  und  es  ist  progi'ammgemäss  der  VL  Band 
ihrer  Publikation  „Aktenstücke  betreffend  die  Geschichte  des  Kantons 
Wallis"!)  erschienen. 

Vom  Bunde  werden  im  femern  unterstützt  das  Jahrbtich  des 
Unterrichtswesens  in  der  Schweiz,  das  Tabellenwerk  über  die  essbaren 
und  giftigen  Schwämme  von  F.  Leuba  und  H.  Furrer,  die  ^  Geographie 
ginirale  ülustrie"  von  Prof.  W.  Rosier,  und  die  „rätoromanische 
Chrestomathie''  von  Dr.  C.  Decurtins. 


XI.  Schweizerische  permanente  Schulausstellungen. 

Die  vier  mit  je  Fr.  1000  subventionii'ten  permanenten  Schul- 
ausstellungen in  Zürich,  Bem,  Freiburg  und  Neuenburg  erfreuen 
sich  einer  stetigen  Entwicklung.  Sie  finden  als  Besichtigungs-  und 
Auskunftsstätten  über  alle  HiUfsmittel  der  Volksschulpflege  mehr 
und  mehr  Beachtung  und  steigende  Inanspruchnahme  von  Seiten 
der  Schulbehörden. 

Über  die  Frequenz  und  die  ökonomischen  Verhältnisse  dieser 
Anstalten  gibt  nachfolgende  Übersicht  Auskunft  : 

1)  Vergl.  B.  Bl.  1891.  V.  60  und  63. 
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Zürich 

•                •                • 

Bern    . 

•                •                • 

Freiburg 
Neuenburg  . 

•  •                • 

•  •                • 

Kantons-  and 
Qemeinde- 
beiträge. 
Fr. 

Zürich 

6500 

Bern  . 

1250 

Freiburg    . 
Neuenburg 

1250 
2100 

Besuche 

Ausgeliehene 
Gegenstände 

Uuifkng  ihrer 

FaehsanimlangeH 

(in  Stadien) 

3435 

2927 

33000 

1600 

2100 

9500 

1276 

188 

9700 

616 

12 

9000 

Total- 
einnahmen 

Ausgaben 

j- 

»Aldo 

Inventar 
wert 

i?Y. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

13515 

17362 

— 

3847 

58,177 

3014 

2981 

+ 

33 

24.232 

2254 

2256 

2 

27,730 

3260 

3427 

— 

-  167 

11,107 

XII.  Vollziehung  der  Bundesverfassung. 

1.  Art.  27. 

Im  Laufe  des  Berichtjahres  sind  dem  Bundesrate  zu  handen 
der  Bundesversammlung  aus  dem  Schosse  der  schweizerischen 
Primarlehrerschaft  (schweizerischer  Lehrerverein,  Societ6  pedago- 
gique  de  la  Suisse  romande,  glamerischer  Kantonallehrerverein 
und  von  den  Schulsynoden  der  Kantone  Zürich  und  Bern)  eine 
Reihe  von  Eingaben  gemacht  worden,  welche  sämtlich  dahin  gehen, 
es  möchte  der  Bund  seine  finanzielle  Beihülfe  fiir  die  Primai^schulen 
eintreten  lassen. 

Unterm  20.  Juni  1892  ist  sodann  durch  Herrn  Nationalrat  Cm^ti 
und  Konsorten  folgende  Motion  (N^  67)  eingebracht  worden :  . 

Der  Bundesrat  wird  eingeladen,  zu  untersuchen  und  darüber  Bericht 
und  Antrag  einzubringen: 

1.  ob  nicht  zur  Ausführung  der  Bestimmungen  des  Artikels  27  der 
Bundesverfassung,  welche  genügenden  Primarnnteri'icht  vorschreibt» 
die  Kantone  vom  Bund  finanziell  unterstützt  werden  soUen,  und 

2.  ob  nicht  durch  das  Mittel  der  Bundesbeiträge  auch  die  tJnentgelt- 
liehkeit  der  Lehrmittel  und  Schulmaterialien  für  den  Primarunterricht 
einzuführen  sei. 

Über  das  Schicksal  dieser  Motion  und  der  Eingaben  ans 
Lehrerkreisen  wird  im  nächsten  Jahrbuch  zu  berichten  sein. 

2.  Art«  88  und  Art.  5  der  Übergangsbestimmniigen  der 

Bundesyerfassnng. 

Der  Inhaber  eines  A<lvokatenpatentes  des  Kantons  Thurgau 
suchte  beim  Obergericht  des  Kantons  Waadt  um  Zulassung  zu  der 
dortigen  Anwaltspraxis  nach.  Er  wurde  aber  vom  Obergericht  ab- 
gewiesen unter  Hinweis  auf  die  in  der  Waadt  geltenden  Bestim- 
mungen betreffend  die  Ausübung  des  Anwaltsberufes  und  die  Tat- 
sache, dass  zur  Zeit  ein  Bundesgesetz  für  die  Erlangung  eines  in 
der  ganzen  Eidgenossenschaft  gültigen  Ausweises  zur  Ausübung 
des  Rechtsanwaltsberufes  noch  nicht  vorhanden  sei.  Der  Bundesrat, 
an  den  rekunirt  wurde,  hob  den  Entscheid  entsprechend  der  klaren 
Bestimmuno:  des  Art.  5  der  Bundesverfassung  auf.  i) 

1)  B.  Bl.  1892  II.  247. 
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XIII.  Die  Orthographlereform. 

Durch  den  schweizerischen  Pressverband,  den  schweizerischen 
Typographenbund,  den  Verein  schweizerischer  Buchdruckereibesitzer 
und  durch  eine  interkantonale  Orthographiekonferenz  war  schon 
im  Jahre  1885  beim  Bundesrate  das  Gesuch  gestellt  worden,  er 
möchte  bei  den  Nachbarstaaten  deutscher  Zunge  die  Initiative  für 
internationale  Regelung  der  deutschen  Rechtschreibung  ergreifen. 
Der  Bundesrat  tat  bei  der  deutschen  Regierung  einen  Schritt  in 
der  bezeichneten  Richtung,  jedoch  ohne  Erfolg.  Dann  blieb  die 
Angelegenheit  ruhen,  bis  dieselbe  im  Jahre  1891  von  einem  Ver- 
treter der  Typographenkreise  wieder  in  Fluss  gebracht  wurde. 
In  einer  vom  eidgenössischen  Departement  des  Innern  einberufenen 
Konferenz  von  Vertretern  von  17  deutschschweizerischen  Kantonen, 
von  Delegirten  des  schweizerischen  Pressverbandes,  des  Vereins 
schweizerischer  Buchdruckereibesitzer,  des  schweizerischen  Typo- 
graphenbundes,  des  schweizerischen  Buchhändlervereins  und  des 
schweizerischen  Lehrervereins  wurden  folgende  Resolutionen  gefasst: 

1.  Al8  zukünftige  Orthographie  der  deutschen  Schweiz  gilt  die  in  Deutsch- 
land verbreite tste,  die  in  ^Dudens  orthographischem  Wörterbuche"  fest- 
gesetzte Orthographie. 

Die  interkantonale  Konferenz  spricht  den  Wunsch  aus,  dass  in 
nicht  gar  femer  Zeit  in  der  preussischen  Orthographie  die  Inkonse- 
quenz in  betreff  des  „th"  verschwinden  möge. 

2.  Die  Konferenz  ersucht  die  Bundes-  und  Kantonsbehörden,  ihre  neuen 
Drucksachen  von  jetzt,  respektive  1.  Januar  1893  an,  nur  mehr  nach 
der  in  „Dudens  orthographischem  Wörterbuche"  festgesetzten  Ortho- 
graphie herstellen  zu  lassen  und  derselben  soviel  als  möglich  zur  Durch- 
föhrung  zn  verhelfen. 

3.  Die  Konferenz  ersucht  die  kompetenten  schweizerischen  Behörden,  eine 
grössere  Vereinfachung  und  Vereinheitlichung  in  allen  Ländern  deut- 
scher Zunge,  sobald  die  Gelegenheit  sich  dazu  bietet,  nach  Kräften  zu 
unterstützen. 

Für  den  ersten  dieser  Beschlüsse  stimmten  die  Vertreter  der 
elf  Kantone  Luzern,  Schwyz,  Zug,  Freiburg,  Solothum,  Basel- 
Stadt,  Appenzell  I.-Rh.,  St.  Gallen,  Graubünden,  Aargau  und  Wallis, 
femer  die  Vertreter  der  vier  Pressverbände,  zusammen  15  Stimmen. 

Dagegen,  d.  h.  für  Festhalten  an  der  schweizerischen  Ortho- 
graphie, stimmten  die  Vertreter  der  sechs  Kantone  Zürich,  Bern, 
Glarus,  Basel-Land,  Appenzell  A.-Rh.  und  Thurgau,  fenier  der 
Vertreter  des  schweizerischen  Lehrervereins,  zusammen  sieben 
Stimmen.  Die  zwei  letztem  Beschlüsse  wurden  mit  Einstimmig- 
keit gefasst. 

Das  Departement  des  Innem  hat  diese  Resolutionen  sämt- 
lichen zur  Konferenz  eingeladenen  Kantonen,  unter  Mitteilung  des 
Protokolls,  zur  Kenntnis  gebracht  und  sie  ersucht,  ihm  von  ihren 
sachbezüglichen  Beschlüssen  seiner  Zeit  Mitteilung  zu  machen.  Bis 
Ende  1892  sind  denn  auch  von  mehreren  derselben,  namentlich 
von  den  Regierungen  der  Kantone  Schwyz,  Thurgau,  St.  Gallen 
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Graubünden,  Basel-Stadt,  Aargau  und  Bern,  Zusicherungen  ein- 
gelangt, dass  sie  die  deutsche  Orthographie  für  die  amtlichen 
Drucksachen  einfuhren  werden.  Einige  von  diesen  beabsichtigen, 
die  genannte  Eechtschreibung  auch  sobald  wie  möglich  in  die 
Schulen  einzufühi'en.  Dagegen  hat  Zürich  erklärt,  dass  es  ihm 
dermalen  aus  verschiedenen  Gründen  nicht  möglich  sei,  die  Reso- 
lutionen der  Konferenz  zur  Ausführung  zu  bringen,  sondern  dass 
es  vorziehe,  abzuwarten,  welche  Entwicklung  die  Sache  der  Ortho- 
graphiereform in  Deutschland,  sowie  in  denjenigen  schweizerischen 
Kantonen  nehme,  die  bis  jetzt  in  der  bezeichneten  Richtung  noch 
nicht  vorgegangen  seien.  Eine  ähnliche  ablehnende  Erklärung  hat 
auch  Appenzell  A.-Rh.  abgegeben. 


j 
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Dritter  Absclinitt. 


Das  üntemchtswesen  m  den  Kantonen. 


I.  Primarschule. 

1.  Gesetze  und  Verordnungen. 

a.  Gesetze. 

Die  mit  1.  Januar  1893  in  Kraft  getretene  Verfassung  des 
Kantons  BaseULandschaß  vom  4.  April  1892  (Beilage  I,  pag.  20) 
hat  den  Kreis  der  Obsorge  für  das  Schulwesen  erweitert  und  insbe- 
sondere einige  notwendige  Veränderungen  desselben  bereits  definitiv 
geregelt.  So  hat  der  Kanton  eine  Reihe  von  Leistungen  auf  seine 
Schultern  genommen  und  gewährt  u.  a.  erheblichere  Zuschüsse  an 
die  Lehrer-  und  ArbeitslehJerinnenbesoldungen,  ferner  Beiträge  an 
durch  Steuern  schwer  gedrückte  Gemeinden,  sodann  übernimmt  er 
die  Kosten  der  gedruckten  Lehrmittel  für  die  Primarschulen. 

In  den  Kantonen  Ba/selstadt  und  Schaffhausen  sind  durch  neue 
gesetzliche  Bestimmungen  die  Besoldungen  der  Lehrerschaft  erhöht 
w^orden. 

Während  des  Jahres  1892  blieb  die  Beratung  des  Schulgesetzes- 
entwurfes im  Kanton  Bern  durch  den  Grossen  Rat  ruhen,  dagegen 
fand  der  Entwurf  in  den  Interessentenkreisen  eingehende  Be- 
sprechung. Die  Lehrerschaft  hat  zu  demselben  durch  eine  Reihe 
von  Resolutionen  Stellung  genommen. 

Im  Kanton  Zürich  ist  wieder  ein  Anstoss  zur  Anhandnahme 
der  Revision  des  Schulgesetzes  vom  Jahre  1859  erfolgt,  indem  der 
Kantonsrat  anlässlich  der  Behandlung  einer  Motion  betreffend  die 
Förderung  des  Fortbildungsschulwesens  den  Regierungsrat  einlud, 
sich  auch  über  die  Revision  der  Volksschulverhältnisse  im  allge- 
meinen auszusprechen. 

Die  Stimmung  für  eine  allgemeine  Revision  des  ünterrichts- 
gesetzes  ist  nicht  gerade  günstig;  dagegen  dürfte  eine  partielle 
Revision,  die  entweder  bloss  eine  bescheidene  Erweiterung  der 
Alltagsschulpflicht  oder  einen  weiteren  Ausbau  des  Fortbildungs- 
schulwesens in  Aussicht  nähme,  eher  Erfolg  versprechen. 

Nach  wie  vor  stehen  somit  die  westschweizerischen  Kantone 
der  Grosszahl  der  deutschschweizerischen  mit  Bezug  auf  eine 
dui'chgi'eifende  allgemeine  Regelung  der  Schulverhältnisse  voran. 
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b,  Verordnungen. 

Im  Kanton  Zürich  ist  unterm  27.  April  1892  *)  ein  neuer  Lehr- 
plan  für  die  Primarschulen  ins  Leben  getreten,  der  im  Sinne  der 
Abrüstung  mit  Bezug  auf  den  Stoff  und  der  Entlastung  der  Schüler 
gehalten  ist.  Schon  seit  Jahren  war  von  seite  der  Lehrerschaft 
Klage  darüber  gefiihit  worden,  dass  die  Fülle  des  Stoffes  u.  a. 
eine  Vertiefung  in  denselben  faktisch,  verunmögliche.  Dem  soll  mm 
durch  den  neuen  Lehrplah  abgeholfen  werden. 

Durch  eine  Verm^dnung  vom  25.  Februar  1892  2)  betreffend  Staats- 
beitrage  für  das  Volksschtdwesen  im  Kanton  Zürich  sind  die  Ge- 
meinden in  weitgehender  Weise  entlastet  worden.  Die  Staats- 
beiträge an  alle  Schulzwecke  sind  gegenüber  fiüher  erheblich  ge- 
steigert worden,  derart,  dass  zwei  Jahre  nach  dem  Inkrafttreten 
der  Verordnung  beispielsweise  die  Unentgeltlichkeit  der  Lehrmittel 
und  Schulmaterialieu,  trotzdem  sie  nicht  gesetzlich  vorgeschrieben 
ist,  tatsächlich  beinahe  allgemein  durchgeführt  ist  und  die  Schnl- 
hausbautätigkeit  erheblich  zugenommen  hat. 

Für  den  Kanton  Luzern  ist  unterm  29.  September  1892  eben- 
falls ein  neuer  Lehrplan  für  Primarschulen  mit  sechs  Jahreskursen  ^) 
erlassen  worden,  der  den  frühem  im  wesentlichen  den  Primär- 
schulen  mit  Halbjahreskursen  angepassten  Lehrplan  in  organischer 
Weise  ergänzt.  Er  enthält  eine  ganze  Reihe  methodischer  Winke 
für  den  Lehrer. 

Der  Kanton  Glarus  hat  unterm  25.  Februar  1892  ebenfalls 
einen  remdirten  Lehrplan  *)  für  seine  Primär-  und  Rej)etirschulen  er- 
lassen. Derselbe  enthält  in  ITbereinstimmung  mit  dem  ausgespro- 
chenen Wunsche  der  Filialkonferenzen  nur  Minimalforderungen  und 
präzisiili  in  kürzester  Weise  lediglich  das  Lehrziel. 

Durch  ein  Kreisschreiben  an  die  Lehrerschaft  und  die  Schul- 
behörden hat  die  Erziehungsdirektion  des  Kantons  Bern  dieselben 
aufgefordert,  den  obligatorischen  Schulzeugnissen  veimehrte  Aufmerk- 
samkeit nnd  Sorgfalt  zuzuw^enden. 

Unterm  17.  Februar  1892  ist  vom  Grossen  Rat  des  Kantons 
Luzern  ein  Ve)'waltungsreglement  für  den  Lehrmittelverlag  ^)  genehmigt 
worden,  wornach  deifselbe  wieder  an  den  Staat  überzugehen  hat 
Die  Verwaltung  ist  einem  besondern  Beamten  übertragen. 

Ein  Kreisschreiben  des  Regierungsrates  des  Kantons  Glat-us 
weist  die  Schulbehörden  strengstens  an,  keine  Ausnahmen  von  der 
Altersbestimmung  betreffend  den  Schuleintritt  zu  gestatten. 

')  Beilage  I,  pag.  21—28. 
2)  Beilage  I,  pag.  32—37. 
8)  Beilage  I,  pag.  38—49. 
*)  Beilage  L  pag.  52—56. 
•'»)  Beilage  I,  pag.  49  if. 
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Einige  Kantone  haben  die  gesetzlichen  Bestimmungen  betreffend 
die  Unentgeltlichkeit  von  Lehrmitteln  und  Schulmaterialien  durch 
Verordnungen  weiter  ausgeführt,  so  der  Kanton  Zug  durch  einen 
Erlass  vom  80.  März  1892  und  der  Kanton  Basd-Landschaß  durch 
ein  „Reglement  betreffend  die  Beschaffung  der  Lehrmittel  und  Schul- 
materialien sowie  die  Abgabe  derselben  an  die  Schüler  im  Kanton 
Baselland"  vom  19.  November  1892  und  durch  einen  „Regierungs- 
ratsbeschluss  betreffend  die  gedruckten  Lehrmittel  für  die  Primar- 
schulen im  Kanton  Baselland"  vom  24.  Dezember  1892. 

Unterm  23.  April  1892  hat  der  Regierungsrat  des  Kantons 
Baselstadt  eine  „Ordnung  für  die  Spezialklassen  für  Schwachbegabte 
Schüler  der  Primarschulen  des  Kantofis  Basdstadt "  *)  erlassen  und 
es  ist  auch  das  Stipendienwesen  2)  auf  etwas  andere  Grundlagen 
als  bisher  gestellt  worden,  um  in  erhöhtem  Masse  unbemittelte 
Kantonsangehörige  in  ihrer  Weiterbildung  zu  unterstützen. 

Der  Erziehungsrat  des  Kantons  Aargau  hat  sich  veranlasst 
gesehen,  mit  Rücksicht  auf  den  Übertritt  bezw.  das  Aufrücken  in 
höhere  Klassen  und  Schulstufen,  vorläufig  für  die  Schuljahre  1891/92 
und  1892/93  individudle  Prüfungen  einzufahren. 

Das  Erziehungsdepartement  des  Kantons  Waadt  hat  durch  eine 
Reihe  von  Kreisschreiben  den  Schulbehörden  und  Lehi'em  Wei- 
sungen mit  Bezug  auf  den  Schulbetrieb,  das  Prüfungswesen,  Schul- 
austritt, Absenzenvcrhältnisse  etc.  zugehen  lassen.  ^) 

2.  Schuler  und  Schulabteilungen. 

Über  den  Schülerbestand  der  Volksschule  (Alltags-,  Ergän- 
zungs-,  Repetir-,  Wiederholungs-  und  Singschüler)  gibt  die  nach- 
stehende Zusammenstellung  Auskunft: 


Schaljahr 

Schüler 

Zu  wac 
Zahl 

hs 

7o 

Verminderung 
Zahl                 7o 

1887/88    .     .    . 

471016 

8419 

0,7 

—                — 

1888.89    .    .     . 

475012 

3996 

0,8 

1889/90    .    .     . 

476101 

1089 

0,2 

—                — 

1890/91    .     .     . 

467193 

8908            1,9 

1891/92    .     .    . 

469911 

2315 

0,5 

—             — 

Einzig  noch  die  Kantone  SchaflFhausen,  Appenzell  A.-Rh.  gaben 
in  ihren  Jahresberichten  die  Zahl  der  Knaben  und  Mädchen  nicht 
getrennt  an,  während  es  noch  im  vergangenen  Jahre  drei  Kantone 
waren.  So  bleibt  denn  zu  hoffen,  dass  im  nächsten  Jahre  alle 
Kantone  es  dem  Verfasser  möglich  machen,  dass  ei*  nicht  mehr 
zu  Schätzungen  Zuflucht  zu  nehmen  gezwungen  ist. 

Soweit  sich  nach  den  vorhandenen  Angaben  eine  Übersicht 
über  die  Art  der  Schulabteilungen  (Knaben-,  Mädchen-  und  ge- 

0  Beilage  I,  pag.  62. 
2)  Beilage  I,  pag.  63  ff. 
8)  Beilage  I,  pag.  69—72. 
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mischte  Abteilungen)  erstellen  lässt,  ist  dies  in  der  nachfolgende! 
Zusammenstellung  geschehen : 


a.  Schulabteilungen  nach  Geschlechtern. 

Kantone  Gemischte  Knaben  Madchen  Total 

Zürich 709  23  23  755 

Bern 1907  79  84  2070 

Lnzem 260  32  33  325 

üri 33  13  13  59 

Schwyz 69  37  34  140 

Obwalden 15  14  15  44 

Nidwaiden 23  7  9  39 

Glarus 92  —  —  92 

Zng 20  25  25  70 

Freibnrg 223  117  106  446 

Solothum 233  10  10  253 

Baselstadt 3  66  64  133 

Baselland 143  6  6  155 

Schaffhansen     ....  94  14  14  122 

Appenzell  A.-Rh.  .    .     .  111  —  —  111 

Appenzell  I.-Rh.    ...  16  6  6  28 

St.  GaUen 466  35  39  540 

Graubünden 454  8  9  471 

Aargan 528  26  31  585 

Thurgan 284  —  —  284 

Tessin 217  150  149  516 

Waadt 733  115  113  961 

Wallis 187  165  165  517 

Neuenbürg 232  81  85  398 

Genf 100 70 75  245 

1891/92:  7152  1099  1108  9359 

1890/91 :  7120  1064  1158  9342 

DiflFerenz:  +32  +35  —50  +17 


b.   Absenzen. 

Mit  Bezug  auf  die  Absenzen  verweisen  wir  auf  die  im  sta- 
tistischen Teil  enthaltenen  Angaben.  Es  ist  dort  alles  das  zu- 
sammengetragen, was  sich  aus  den  Jahresberichten  und  durch 
ergänzende  Anfragen  ermitteln  liess.  In  allen  Kantonen  ist 
ohne  Ausnahme  das  löbliche  Bestreben  vorhanden,  das  Absenzen- 
wesen  nach  und  nach  in  richtige  Bahnen  zu  leiten.  Die  Mittel 
hiezu  sind  in  den  verschiedenen  Kantonen  verschiedene  und  werden 
auch  verschieden  streng  gehandhabt.  Darum  sind  —  abgesehen 
von  einer  Reihe  anderer  Gründe  —  die  Absenzenangaben  ver- 
schiedener Kantone  nicht  direkt  oder  nur  mit  grösster  Vorsicht 
vergleichbar,  wie  dies  übrigens  bei  unsern  vielgestaltigen  Schul- 
verhältnissen nicht  wohl  anders  möglich  ist. 

Von  den  wichtigern  Erlassen  von  Erziehungsbehörden,  die  im 
Jahre  1892  in  Sachen  erschienen  sind,  ist  ein  „Regierungsrats- 
beschluss  vom  22.  Juni  1892  betreflfend  den  Vollzug  der  Straf- 
urteile für  Schul  verSäumnisse  im  Kanton  BasdUmd^  zu  erwähnen. 
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Derselbe  verpflichtet  u.  a.  die  Behörden,  dass  die  allfallig  aus  dem 
einen  oder  andern  Grunde  nicht  erhältlichen  Absenzenbussen  even- 
tuell in  Freiheitsstrafen  umgewandelt  werden  sollen. 

Wo  die  durch  die  Absenzenordnungen  angedrohten  Strafen 
energisch  zur  Vollziehung  gelangen,  ist  es  allerorts  möglich,  einen 
fleissigen  Schulbesuch  zu  erzwingen,  der  ja  mit  eine  der  Haupt- 
grundlagen für  einen  erfolgreichen  Schulunterricht  bildet. 

Wir  geben  hier  wie  in  frühern  Jahren  eine  vergleichende 
Absenzentabelle  über  das  Schuljahr  1891/92: 


Zürich 

Bern  . 

Lnzern 

üri    . 

Schwyz 

Obwalden 

Nidwaiden 

Glams 

Zug   . 

Freiburg 

Solothum 

Baselstadt 

Baselland 

Schaffhausen 

Appenzell  A.-Eh. 

Appenzell  I.-Kh. 

St.  Gallen 

Grauhünden 

Aargau 

Thurgau 

Tessin 

Waadt 

Wallis 

Neuenburg 

Genf. 

In  vielen  Jahresberichten  wird  konstatirt,  dass  im  Winter 
1891/92  eine  auffallend  grosse  Zahl  von  Kinderkrankheiten  zu 
verzeichnen  gewesen  seien,  durch  welche  der  Schulbesuch  in 
erheblicher  Weise  beeinträchtigt  wurde. 

So  bemerkt  die  Erziehungsdirektion  des  Kantons  Freiburg 
folgendes : 

„Le  nombre  relativement  consid^rable  des  absences  est  du  principale- 
ment  aux  maladies  contagieuses  qui  ont  seyi  pendant  la  saison  d'hiver. 
Plusieurs  localit^s  ont  6t6  particuliferement  visit^es  par  les  epid^mies  et 
fournissent  k  elles  seules  le  plus  fort  contingent  d'absences  pour  maladies. 
De  plas,  la  fr^quentation  a  et6  rigoureusement  interdite  par  les  mßdecins 
k  un  grand  nombre  d'^lfeves  d'un  tempörament  reellement  faible  et  dont  la 
sant6  r6clame  des  soins  assidus.^^ 

Wie  Überall,  so  sind  auch  hier  Missbräuche  mit  Bezug  auf 
das  leichtfertige  Absenzenmachen  zu  konstatiren: 


Abaenzen 

in  Schnlhalbti 

»gen 

entschnldigt 

unentmhuldlf^ 

Total 

9,0 

0,7 

9,7 

10,« 

11,8 

21,9 

io„ 

1,4 

11,5 

9,« 

0,8 

10,7 

6,6 

2,» 

8,» 

9,4 

0,8 

10.4 

8,» 

0,4 

9,8 

6.« 

1.7 

8,0 

6,9 

0,4 

7,8 

16,. 

0,9 

17,0 

9,» 

3.« 

12,4 

20,« 

0,9 

21,5 

7,« 

10,8 

17,9 

10,8 

0,8 

11,1 

6,9 

3,9 

10,8 

8.» 

u 

9,8 

15,, 

0,8 

16k) 

8,7 

1,5 

10,« 

11,7 

2,8 

13,9 

7,5 

3,7 

11,2 

4,4 

0,9 

5,8 

24,5 

1,1 

25,« 

n 
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,,Nons  devons  anssi  relever  le  fait  qne  certains  parente,  idol&tre?  de 
leurs  enfants,  sont  facilement  port^s  ^  les  d6clarer  malades,  sans  motife 
sufiisants. 

„Si  les  absences  non  justifi6es  sont  encore  nombrenses,  on  le  doit  snr- 
tout  ä  l'indiff^rence  de  certains  parents  pour  Tinstruction  de  leurs  enfantä. 
L'intervention  du  gendarme  est  un  moyen  de  r6pression  trfes  effica<ie.  L'ener- 
gie  des  instituteurs  et  des  commissions  scolaires  pent  contribuer  pour  ano 
large  part  ä  faire  disparaitre  ces  abus.^ 

In  einer  grossen  Reihe  von  Kantonen  und  insbesondere  in 
den  Bergkantonen  sind  flir  die  Leistungen  der  Schulen  auch  in 
erheblichem  Masse  die  lokalen  Verhältnisse  mitbestimmend,  wo 
Kinder  einen  weiten  Schulweg  zurückzulegen  haben.  Darüber  be- 
richtet der  kantonale  Schulinspektor  von  Uri  folgendes: 

„Von  Kindern,  die  einen  weiten  und  beschwerlichen  Schulweg  haben, 
müde  in  die  Schule  und  spät  nach  Hause  kommen,  oft  noch  schlecht  genährt 
und  gekleidet  sind,  daheim  wenig  oder  keine  geistige  Anregung  erhalten, 
von  solchen  Kindern  wird  niemand  grosse  Leistungen  erwarten.  Im  ab- 
gelaufenen Jahr  hatten  579  Kinder  einen  Schulweg,  der  über  eine  halbe 
bis  1  Stunde  betrng  und  292  Kinder  von  über  1  bis  2,  sogar  bis  2M2  Stunden- 
In  Bristen  konnten  die  Kinder  wegen  der  grossen  Schneemasse,  Lawinen- 
gefahr und  stünniscber  Witterung  an  15  Tagen  nicht  zum  Schulhaus  ge- 
langen. In  Isenthal,  Bürglen,  Spiringen,  ünterschächen  und  Bristen,  Amste^- 
Ried  und  Amiberg),  Gurtnellen  und  Meien  können  manche,  oft  viele  Kinder 
im  Winter  einigemal  die  Schule  2  bis  3  Tage  nicht  besuchen." 

5.  Lehrer  und  Lehrerinnen. 

a.  Verordnungen. 

Der  Staatsrat  des  Kantons  Freiburg  hat  am  26.  August  1892 
ein  „Reglement  über  Bewerbung  von  Primarlehrerstellen  im  Kanton 
Freiburg  "  1)  erlassen,  die  Erziehungsbehörden  der  Kantone  Solothum^) 
und  Grauhünden^)  haben  die  Bestimmungen  betreffend  die  Paten- 
tirung  der  Primarlehrer  revidirt. 

Durch  Regierungsratsbeschluss  vom  26.  Januar  1893*)  ist 
im  Kanton  Basellandschaft  die  Entschädigung  der  Vikare  auf 
Fr.  80  per  Monat  festgesetzt  worden,  nachdem  die  Verfassung 
vom  4.  April  1892  festgesetzt  hatte,  dass  die  Vikariatsentschädi- 
gung  vollständig  durch  den  Staat  zu  tragen  sei.  Vorher  ruhte  die 
Entschädigungspflicht  auf  dem  vertretenen  Lehrer,  der  seinen  Stell- 
vertreter nebst  freier  Wohnung  und  Kost  mit  Fr.  37.  50  per  Monat 
zu  besolden  hatte. 

Im  Kanton  St.  Gallen  wurde  ein  „Gesetz  über  Alterszulagen 
an  die  Volksschullehrer"*)  vom  17.  Mai  1892  auf  I.Januar  1893 
in  Vollzug  gesetzt,  nachdem  es  vom  Volke  stillschweigend  an- 
genommen worden  war.  Die  Alterszulagen  betragen  Fr.  100  jähr- 

«)  Beila'^e  I,  pag.  76—78  (französisch)  nnd  81—83  (deutsch). 
2)  Beilage  I,  pag.  78—80. 
8)  Beilage  I,  pag.  83—89. 
^)  Beilage  I,  pag.  95. 
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lieh  für  Lehrer  im  11.  bis  20.  Dienstjahre  und  Fr.  200  für  solche 
mit  mehr  als  20  Dienstjahren. 

Mit  Rücksicht  darauf,  dass  schon  oft  die  Teilung  des  Ertrages 
von  Pflanzland  und  Schulgärten  bei  Lehrerwechsel  auf  Schwierig- 
keiten stiess,  hat  der  Regierungsrat  des  Kantons  Thurgau  eine 
bezügliche  Verordnung  erlassen.^) 


h.  Bestand. 

Der  Bestand 

des  TiChrerpersonals  war 

im  letzten 

Jah 

folgender : 

Jahr 

Total             Lehrer               •/• 

Ijehrerinnen 

•/• 

188788    .    .     . 

9031            6127    '       67,8 

2904 

32,2 

1888/89    .     .     . 

9151            6180            67.5 

2971 

32,5 

1889/90    .     .     . 

9239            6196            67.o 

3043 

33,0 

1890.91    .    .     . 

9330            6225            67;o 

3105 

33,3 

1891/92    .     .     . 

9418            6266            66,5 

3162 

33,5 

Wie  aus  der  betreffenden  Tabelle  im  statistischen  Teil  hervor- 
geht, wurden  314  Lehrer  und  259  Lehrerinnen,  zusammen  also 
573  Lehrkräfte  (6,0g  o/^^  der  Gesamtzahl  der  Lehrerschaft)  neu 
patentiii;.  Wie  in  frühem  Jahren  bringen  wir  nachstehend  eine 
Unterscheidung  der  Lehrkräfte  nach  ihrem  Stand,  ob  weltlich  oder 
geistlich.  Dabei  sind  bloss  die  Kantone  berücksichtigt,  welche 
diese  beiden  Arten  von  Lehrern  überhaupt  besitzen. 


Kantone 

Total 

Leh 
wcltlioh 

r  e  r 
geistlich 

Lehrerinnen 
weitlich       f^eistiich 

Luzern    .... 

325 

270 

— 

40 

15 

Uri      .     . 

»         •         • 

55     • 

16 

11 

1 

27 

Schwyz   .     . 
Obwalden    . 

•  • 

•  • 

140 
43 

53 
12 

3 

4 

84 
27 

Nidwaiden  . 

■         • 

40 

6 

2 

1 

31 

Zug    .     . 
Appenzell  I. 
St.  Gallen    . 

!-R*h. . 

■         • 

68 

28 

530 

29 

17 

506 

4 

2 
14 

33 
11 
10 

Tessin     .     . 

•         • 

516 

169 

2 

343 

2 

Wallis     .    . 

a             • 

527 

284 

4 

176 

63 

1891/92: 

2272 

1362 

26 

581 

303 

18 

90/91 : 

2250 

1352 

18 

582 

298 

+22 


+10 


+8 


— 1 


+5 


c.  Pflichterfüllung. 

Im  letzten  Jahrbuch  ist  der  Gedanke  ausgeführt  worden,  dass 
füi*  eine  richtige  Pflichterfüllung  in  der  Schule  der  Lehrer  im  all- 
gemeinen derart  gestellt  sein  muss,  dass  die  drückendsten  Alltags- 
sorgen von  ihm  genommen  sind.  Es  gereicht  dem  Verfasser  zum 
Vergnügen,  an  diesem  Orte  zu  konstatiren,  dass  in  den  letzten 
Jahren  eine  ganze  Reihe  von  Kantonen  in  löblicher  Weise  die 
Besoldungen  ihrer  Lehrerschaft  erhöht  hat,  so  Genf,  Neuenburg, 
Waadt,  Baselstadt,  Schaffhausen,  St.  Gallen. 


')  Verordnung  betreifend  Abchnrung  bei  Lehrerwechsel,  Beilage  I,  pag.  96-97. 
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Wenn  wir  die  Berichte  der  Erziehungsdirektionen  der  einzelnen 
Kantone  durchgehen,  so  wird  mit  erfreulicher  Einstimmigkeit  der 
Lehrerschaft  mit  Bezug  auf  die  Pflichterfüllung,  Berufsfreudigkeit 
und  Tüchtigkeit  ein  gutes  Zeugnis  ausgestellt.  Jene  Fälle  sind 
in  den  einzelnen  Kantonen  selten,  wo  sich  die  Erziehungsbehörden 
oder  Schulinspektorate  zu  ernsten  Aussetzungen  veranlasst  sehen. 
Aber  sie  sind  doch  vorhanden,  und  zwar  in  allen  Kantonen. 

Wir  lassen  als  Beispiel  zwei  bezügliche  Bemerkungen  von 
Schulinspektoren  folgen,  die  diejenigen  Seiten  der  Schulhaltung 
insbesondere  berühren,  welche  überall  am  meisten  zu  Tadel  An- 
lass  geben: 

„Will  der  Lehrer  das  Lehrziel  erreichen,  mnss  er  allerdings  vor  aUera 
selber  fleissig  sein,  mnss  sich  nnd  was  er  in  der  Schale  durchnehmen  wiU, 
gut  vorbereiten;  er  mnss  aber  anch  alle  erlaubten  Mittel  anwenden,  die 
Kinder  mit  Fleiss  und  Eifer  zu  beseelen,  dass  sie  ihre  Sache  gut  lernen  und 
ihre  schriftlichen  Arbeiten  so  gut  als  möglich  machen.  Wenn  der  Lehrer 
noch  so  fleissig  ist,  aber  nicht  streng  darauf  hält,  dass  auch  die  Kinder 
fleissig  sind,  erfüllt  er  seine  Pflicht  nicht.  Wenn  die  Kinder  merken,  der 
Lehrer  nimmt^s  nicht  genau,  wie  sie  ihre  Sache  lernen,  was  für  eine  Arbeit 
sie  liefern,  dann  strengen  sie  sich  nicht  an,  ihre  Schuldigkeit  zu  tun,  und 
solche  Kinder  werden  nie  viel  leisten.  Ich  sah  Oberschulen,  in  denen  die 
Schriften  statt  vollkommener  immer  mangelhafter  wurden,  aus  dem  einfachen 
Grund,  weil  der  Lehrer  nicht  streng  darauf  hielt,  dass  die  Kinder  so  sauber 
und  schön  als  möglich  schrieben".    (Uri.) 

Über  den  Unterricht  schreibt  das  Schulinspektorat  des  Kan- 
tons Basellandschaft  in  seinem  Amtsberichtc  an  die  Erziehungs- 
direktion : 

„Über  die  Tätigkeit  der  Lehrerschaft  darf  ich  mich  im  ganzen  günstig 
äussern ;  die  meisten  Lehrer  nehmen  es  mit  ihrer  Aufgabe  ernst ;  ihr  Unter- 
richt ist  vorbereitet  und  zeugt  von  Fleiss  und  Geschick,  und  es  fehlt  darum 
auch  nicht  an  erfreulichem  Erfolge.  Daneben  aber  ist  auch  manches,  wie  es 
nicht  sein  sollte.  Erzieherisches  Wirken,  Erziehung  zur  Ordnung,  zur  ge- 
wissenhaften Pflichterfüllung,  zu  Reinlichkeit  und  Pünktlichkeit  lassen  sich 
noch  häufig  vermissen ;  die  Schulzeit  wird  da  und  dort  nicht  pünktlich  inne- 
gehalten und  die  Schule  sogar  ohne  zwingende  Gründe  und  ohne  die  vor- 
geschriebene Anzeige  eingestellt. 

„Auch  im  Unterrichte  bleibt  immer  noch  manches  auszusetzen.  Noch 
oft  vermisse  ich  einen  bestimmten  Plan,  den  der  Lehrer  seiner  Arbeit  zu 
Grunde  legt  und  ein  klares  zielbewusstes  Verfahren.  Noch  nicht  überall 
ist  man  von  der  Notwendigkeit  einer  guten  Vorbereitung  überzeugt,  weiss 
man  die  Schulzeit  sorgfältig  auszunützen,  die  Schüler  ausreichend  und  zweck- 
entsprechend zu  beschäftigen  und  hält  gewissenhaft  auf  regelmässige  und 
genaue  Eontrolle  und  Korrektur  der  von  ihnen  angefertigten  Arbeiten.  Ja, 
nicht  selten  ist  es  mir  vorgekommen,  als  wäre  all  das,  was  an  den  Lehrer- 
kursen, an  Konferenzen,  in  Amtsberichten  und  bei  Schulbesuchen  schon  vor- 
gebracht und  angeregt  wurde,  in  den  Wind  gesprochen  und  hätte  für  ein- 
zelne Lehrer  keinerlei  Bedeutung." 

d.  Fortbildung. 

An  Kursen  für  Lehrer  verzeichnen  wir  für  das  Jahr  1892 
folgende : 
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Teil- 
Kursor  t  riiterriehtsj^eKeimtHnd  bezw.  Knrsart  Kttrsdaner      iiehmer- 

zahl 

Winterthur')    .     .    Instruktionskur»  für  Zeichenlehrer  20.  April— 13.  Ang.  11 

Bern ')....    Handarbeitsunterricht     ....  3.  Jnli — 2.  Aug.  94 

Langnau.    .    .    .    Wiederholungskurs  f. Primarlehrer  5. — 17.  Oktober  ? 

Laufen    ....  ..  12.— 22.  Oktober  ? 

Zofingen  0        ■     •    Turnen 10.-30.  Oktober  20 

Solothnm     .     .     .     Gesangdirektorenkurs 18. — 24.  Septemb.  — 

St.  Gallen     .     .     .    Fortbildungskurs   für   angestellte 

Reallehrer August  23  2) 

St.  Immer    .     .    .     Geschichte,     (tesang.    Physik, 

Turnen,  Zeichnen,  Methodik     .  29. Aug.— 10.  Sept.  49 

Diese  Zasammenstelluug  ist  unvollständig,  immerhin  enthält 
sie  das,  was  die  offiziellen  Berichte  hierüber  angeben. 

Dass  gerade  in  den  Universitätsstädten  die  dortige  Lehier- 
schaft  die  ihr  gebotenen  Fortbildungsgelegenheiten  durchschnittlich 
recht  fleissig  benutzt,  soll  hier  ebenfalls  näher  erwähnt  werden. 

4,   Unterricht. 

In  diesem  Jahre  sollen  einzelne  Bemerkungen  über  den  Be- 
trieb des  Sprachunterrichtes  in  den  verschied (»nen  Kantonen  Platz 
finden.  Überall  bricht  sich  die  Überzeugung  Bahn,  dass  derselbe 
in  engstem  Zusammenhang  mit  dem  Anschauungsuntemcht  betrieben 
werden  müsse.  Dieser  Forderung  ist  u.  a.  der  Kanton  Zürich  durch 
die  Eevision  seines  Lehrplanes  im  Jahre  1892  entgegengekommen, 
durch  welche  er  hauptsächlich  auch  eine  Vertiefung  des  Sprach- 
unterrichts anstrebte.  Denselben  Weg  hat  auch  der  Kanton  Genf 
mit  der  Umgestaltung  des  Betriebes  des  genannten  Hauptfaches 
in  den  Schulen  eingeschlagen.  Der  Bericht  des  Erziehungsdepartt»- 
ments  des  letztern  Kantons  lässt  sich  über  diesen  Unterricht  fol- 
gendermassen  vernehmen : 

„L'enseignement  a  continu^  k  suivre  une  marche  conforme  d.  la  direction 
noüvelle  que  lui  a  imprim6  la  derni^re  loi.  Les  resultats  des  travaux  de 
l'ann^e  ont  6t6,  dans  leur  ensemble,  superieurs  d.  ceux  des  ann^es  pr^c6- 
dentes. 

„La  lecture  est  toujours  en  progres,  du  moins  quand  au  möcanisme. 
On  lit  plus  courarament,  on  prononce  avec  plus  de  nettet6,  et  certaines 
accentuations  locales,  fautives,  s'effacent  peu  ä  peu.  Ce  qui  fait  encore  d6- 
fant,  c'est  l'expression  dans  le  d^bit. 

„Si,  Torthographie  n'est  pas  partout  trfes  satistaisante,  en  revanche,  la 
redaction,  et  surtout  l'^locution,  ont  beaucoup  gagn6.  La  plupart  des  enfants. 
meme  dans  les  degr^s  inf^rieurs,  s'expriment  avec  aisance  et  d'une  fagon 
relativement  correcte.  C'est  \h  l'heureuse  consequence  d'un  enseignement 
plus  yivant  et  faisant  appel  plus  que  par  le  pass6  k  l'actiyit^  intellectuelle 
des  ^Ifeves.  A  ce  point  de  vue,  l'introduction  des  legons  de  choses  dans  le 
Programme  primaire  a  exerc6  une  salutaire  influence. 

„La  legon  de  choses,  en  eflfet,  est  un  excellent  moyen  öducatif,  mais  k 
la  condition,  toutefois,  d'etre  faite  avec  tact  et  bon  sens.  Si  Ton  n'y  prend 
pas  garde,  on  se  laisse  facilement  entrainer  k  un  enseignement  qui  n'est 

*)  Srhweizerische  Knrge.  —  ')  18  I^hrer,  5  Lehrschwestern. 

10 
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point  fait  pour  T^cole  primaire   et  qai  ne  pent  qne  jeter  le  trouble  et  la 
confasion  dans  des  intelligences  trop  jennes  pour  le  comprendre. 

„II  est  essentiel  qne  ren8eig;nement  se  maintienne  to^jonrs  k  nn  niveau 
qui  n'excäde  pas  la  port^e  de  cenz  aaxqnels  11  est  destin6.  Mais,  dans  ces 
limites,  11  convient  d'etre  exigeant  vls-ä-vis  de  Tenfant  et  d^exercer,  snr 
tont  ce  qu^l  fait,  nne  sarveillance  active  et  constante.** 

Folgende  Bemerkungen  des  Erziehungsdepartements  des  Kan- 
tons Thurgau  durften  auch  im  allgemeinen  als  zutreffend  bezeichnet 
werden  können: 

„Es  ist  für  das  Lesen  festzuhalten,  dass  die  grosse  Mehrzahl  der  Schüler 
daza  gebracht  werde,  richtig,  sicher  und  ausdrucksvoll  zu  lesen.  Wird  auch 
im  aligemeinen  dieses  Ziel  anerkannt,  so  bringt  es  doch  die  Grösse  der 
Schülerzahl  in  manchen  Schulen,  sowie  das  Bestreben  des  Lehrers,  Yom 
Platze  zu  kommen,  mit  sich,  dass  ein  eilfertiges  und  daher  Öfters  ungenaues 
Aussprechen  der  einzelnen  Silben  und  Worte  Platz  greift  und  so  das  wirk- 
liche Richtig-  und  Schönlesen  gefährdet. 

„In  der  Grammatik  wird  wenigstens  das  Ziel  festgehalten  werden  müssen, 
dass  ein  richtiges  Sprachgefühl  durch  zielbewusste ,  energische  Übungen 
gefestigt  werde.  Eine  fruchtbare  Erteilung  dieses  Unterrichts  scheint  noch 
vielfach  zu  mangeln.  Die  Eindrillnng  unverstandener  und  dem  Kinde  un- 
verständlicher Theorie  muss  oft  als  Ersatz  gelten  für  Bildung  des  Sprach- 
gefühls und  praktisch  verwendbare  Einsicht. 

„Die  Aufsätze  der  Volksschule,  deren  Stolz  und  höchstes  Ziel,  dürfen 
sich  an  der  Forderung  genügen  lassen,  das,  was  das  Kind  beobachtet,  denkt 
und  füblt,  zu  verständlicher  und  im  allgemeinen  richtiger  Darstellung  zu 
bringen  Dieses  Ziel  wird  zum  Teil  auch  wirklich  erreicht.  Es  könnte  das 
aber  in  noch  höherm  Masse  der  Fall  sein,  wenn  das  Kind  nicht  so  vieles 
niederschreiben  mttsste,  was  es  weder  beobachtet  hat,  noch  denkt  und  fühlt. 
Die  gedächtnismässige  Wiedergabe  vorgesagter  Sätze  ist  wohl  ein  Haupt- 
hindernis selbständiger  Arbeit. 

„In  der  vielumstrittenen  Rechtschreibung  dürfte  es  genügen,  das  Wesent- 
liche durch  festes  Einüben  zu  einiger  Sicherheit  zu  bringen. 

„Die  Memorirühungen^  ein  treffliches  Mittel,  sowohl  das  Sprachgefühl 
wie  die  Darstellung  zu  bereichern,  erfüllen  ihren  Zweck  nur  bei  genauer 
und  gründlicher  Pflege  derselben,  wie  sie  vielfach  noch  mangelt.*' 

Die  im  Bericht  der  Erziehungsdirektion  des  Kantons  Aargau 
gemachten  Ausstellungen  über  den  Aufsatz  treffen  in  vielen  Fällen 
den  Nagel  auf  den  Kopf,  wenn  sie  folgendes  konstatiren: 

,.Im  Aufsatz  sind  die  Leistungen  der  austretenden  Schüler  vielfach 
klägliche,  hauptsächlich  deswegen,  weil  an  dieselben  nie  oder  nur  selten 
die  Anforderung  gestellt  wurde,  freie  Themata,  ähnlich  wie  sie  bei  den 
Rekrutenprüfungen  gestellt  werden,  zu  bearbeiten.  Es  wird  zuviel  in  der 
Wiedergabe  von  Erzählungen,  der  Anfertigung  von  Beschreibungen  und  Um- 
formungen gemacht.  Die  in  wiederholter  Auflage  gebotene  zu  einlässliche 
Besprechung  der  Aufsatzthemen  bewirkt  die  vielfach  in  den  Schälerheften 
wahrgenommene  Gleichartigkeit  und  oft  wörtliche  Übereinstimmung  der 
Arbeiten  und  beeinträchtigt  überdies  das  Heranreifen  der  Schüler  zu  einer 
selbständigen  Prodnktionsfahigkeit" 

Die  hier  gerügten  Übelstände  sind  zweifelsohne  in  allen  Kan- 
tonen in  höherem  oder  geringerem  Masse  vorhanden  und  wir  müssen 
dem  Schulinspektor  des  Kantons  üri  beistimmen,  wenn  er  mit 
Bezug  auf  einen  richtigen  Erfolg  bei  den  Aufsatzübungen  folgendes 
fordert : 
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„Will  der  Lehrer  im  Anfsatz  gute  Leistungen  erzielen,  mnss  er  tüchtig 
arbeiten,  yiel  lesen,  die  Sache  gut  vorbereiten  und  es  mit  der  Korrektur 
genau  nehmen.  Er  muss  auch  unerbittlich  streng  darauf  halten,  dass  die 
Kinder  jede  schriftliche  Arbeit  mit  Fleiss,  so  gut,  sauber  und  schön  als 
möglich  machen  und  dass  sie  dieselbe  vor  Ablieferung  wenigstens  zweimal 
recht  aufmerksam  lesen.  Nimmt  der  Lehrer  flüchtige,  nachlässige  Arbeiten 
an,  pflanzt  er  die  Nachlässigkeit  und  wird  nie  gute  Leistungen  erzielen. '^ 


5.  Schidlokalitäien  und  Schylmobüiar, 

Im  Jahr  1890  hat  der  Kanton  Zürich  eine  neue  Verordnung 
betreffend  Schulhausbau  und  Schulgesundheitspflege  erlassen  ^)  und 
darin  Anforderungen  gestellt,  wie  sie  eben  mit  Rücksicht  auf 
die  Gesundheit  der  heranwachsenden  Jugend  als  geboten  er- 
schienen. 

Im  Jahr  1892  hat  er  es  nun  durch  seine  a.  a.  0.  zitirte  Ver- 
ordnung betreffend  Staatsbeiträge  an  das  Volksschulwesen  vom 
25.  Februar  im  Abschnitt  „Beiträge  an  Schulbauten"  ermöglicht, 
durch  Gewährung  ganz  erheblicher  Zuschüsse  an  Schulhausbauten 
jenen  Anforderungen  der  obenzitirten  Verordnung  nachzukommen. 
Die  Staatsbeiträge  können  darnach  für  arme  und  durch  Steuern  ge- 
drückte Gemeinden  bis  auf  75  ^/^  der  Bausumme  ansteigen.  Jene 
Verordnung  hat  zwar  dem  Staate  ganz  erhebliche  Lasten  auf- 
geladen, denn  die  Schulhausbaubeiträge  sind  von  Fr.  80,000  im 
Jahr  1891  je  auf  Fr.  350,000  in  den  Jahren  1893  und  1894 
gestiegen. 

Es  ist  beinahe  in  allen  frühern  Jahrbüchern  der  Gedanke 
ventilirt  worden,  es  möchte  beim  Ausbau  von  Art.  27  der  Bundes- 
verfassung dem  Bund  auch  die  Möglichkeit  geboten  werden,  die 
Kantone  beim  Bau  von  Schulhäusem  in  tatkräftiger  Weise  zu  unter- 
stützen. Dass  man  diesem  Gedanken  wenigstens  für  einen  Zweig 
des  Schulhausbauwesens  massgebenden  Orts  etwelchermassen  näher 
getreten  ist,  beweisen  die  nachfolgenden  dem  Geschäftsbericht  des 
eidgenössischen  Militärdepartements  pro  1892  entnommenen  den 
militärischen  Vorunterricht  betreffenden  Bemerkungen  *) : 

„Wir  müssen  hier  konstatiren,  dass  das  Begehren  nm  Verabfolgang  von 
Bondesbeiträgen  an  den  Ban  von  Turnhallen  nnd  Tnrnlokalen,  die  znr  Winters- 
zeit allein  eine  ununterbrochene  Betreibung  des  Turnunterrichts  gestatten,  all- 

mälig  von  mehr  Kantonen  und  mit  grösserem  Nachdruck  gestellt  wird 

Die  Überzeugung  hat  sich  uns  nun  aber  in  vermehrtem  Masse  aufgedrängt, 
dass  gerade  jetzt  zwingende  Gründe  vorhanden  sind,  dass  der  Bund  durch  von 
ihm  bezeichnete  Organe  und  in  Verbindung  mit  den  kantonalen  £rziehung8- 
behörden  sich  eigene,  klare  Einsicht  verschaffe  sowohl  über  den  Stand  des  Schul- 
turnens in  den  Kantonen,  als  namentlich  auch  über  die  Möglichkeit  der  Durch- 
f&hmng  aller  gesetzlichen  Vorschriften,  um  dann,  auf  die  Ergebnisse  dieser 
Inspektion  gestützt,  das  weiter  Erforderliche  zu  veranlassen." 


J)  Jahrbuch  1890,  Beilage  I,  pag.  21  flf. 

^)  Und  neuerdings  auch  die  Schenk'sche  Schulvorlage. 


148  ^^3  Unterrichts wesen  in  den  Kantonen. 

Die  Vereinigung  von  Bund  und  Kantonen  zur  Unterstützung 
der  Vornahme  von  Schulbauten  ist  um  so  notwendiger,  als  viele 
Gemeinden  im  Schweizerlande  wegen  beschränkter  Mittel  auch  beim 
besten  Willen  nicht  im  stände  sind,  der  notwendigsten  Baupflicht 
zu  genügen. 

Aus  den  oflSziellen  Jahresberichten  und  den  Staatsrechnungen 
war  es  uns  möglich,  folgende  Angaben  betreffend  die  Verabreichung 
von  Staatsbeiträgen  an  Schulhausbauten  zusammenzustellen: 

^  *  "  *  ^  "  1891  1892 

Zürich 80,000  263,000 

Bern 5,105  20,000 

Luzem —  H.OOO 

Schwyz 352  3,339 

Glarus 3,500  7,779 

Freiburg 6,458  4,816 

Baselstadt.     .     .    .zirka  460,104')  583,117») 

Schaifhausen 6,016  15,455 

Appenzell  A.-Rh.     .     .     .  4,500  1,500 

Appenzell  I.-Rh —             zirka  1,000*) 

St  Gallen 29,942  30,702 

Aargau 10,000  8.000 

Thurgau 10,430  10,831 

Waadt 25,978  29,905 

Neuenbure —  28,362 

Genf —  78^00 

Total    642,385  1,089,306 


6,   VnentgelÜichkeü  der  Lehrmittel  und  Schulmaterialien^), 

Die  einleitende  Arbeit  im  letzten  Jahrbuch  hat  sich  in  ein- 
lässlicher  Weise  über  den  Stand  der  Frage  der  Unentgeltlichkeit 
in  der  Schweiz  verbreitet,  wie  sie  sich  bis  im  Frühjahr  1893  entr 
wickelt  hat.  Es  ist  den  dort  gemeldeten  Tatsachen  nur  wenig 
Neues  beizufügen ;  dagegen  können  für  diesen  Abschnitt  noch 
einige  ergänzende  Materialien  beigebracht  werden. 

Der  Kanton  Solothurn,  der  das  Obligatorium  der  UnentgeltUch- 
keit  der  Lehnnittel  und  Schulmaterialicn  seit  1887  bereits  besitzt, 
hat  mit  einer  Firma  in  Solothurn  ein  Abkommen  getroffen,  welche 
die  genannten  Materialien  den  Gemeinden  zu  möglichst  niedrigen 
Preisen  liefert. 

Die  seitherigen  Ausgaben  erreichen  die  nachfolgenden 
Summen : 

')  Primär-  und  SekundnrHchulbaiiten,  Bauplätze  und  Mobiliar  vollständig  durch  die 
Staatskasse  gedeckt. 

*)  Real  schal  lokal. 

8)  Vergl.  Jahrbuch  189t  pag.  1-52. 
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Total  kosten  der  Per 

Behülerzahl    I>ehniiitt.  u.  Schulmat.  Schüler 

Fr.  Fr.  Cts. 


1.  Im  Jahre  1888  .  . 

13652 

43669 

3.  20 

a.  ^     j.         loo«^  .   . 

13681 

40748 

2.  98 

3.  ^   r      1890  .  . 

13593 

44968 

3.  30 

4.  .   ^   1891  .  . 

13836 

46449 

3.  35 

5.  „   ,.   1892  .  . 

13916 

46936 

3.  37 

68678  222770  3.  24 

Zu  den  vorstehenden  Angaben,  die  uns  in  verdankenswerter 
Weise  vom  Erziehungsdepartement  des  Kantons  Solothurn  zur  Ver- 
fügung gestellt  worden  sind,  bemerkt  dasselbe  folgendes: 

„Eine  gfetrennte  Auiführung  der  Kosten  für  die  Lehrmittel  und  die 
Schulmaterialien  ist  nicht  möglich,  da  die  daherigen  Angahen  nur  unvoll- 
ständig erhältlich  waren.  Im  Durchschnitt  können  30  ^>o  der  Ausgaben  filr 
die  Lehrmittel  und  70®io  für  die  Schulmaterialien  berechnet  werden.  Dabei 
ist  zu  bemerken,  dass  in  den  meisten  Gemeinden  die  Schulmaterialien  auch 
den  Portbildungsschülern  unentgeltlich  verabfolgt  werden  und  dass  diese  aller- 
dings nicht  grossen  Ausgaben  in  den  angegebenen  Posten  inbegriffen  sind." 

Im  Kanton  Zug  betrugen  im  Jahr  1892  die  Auslagen  für  das 
Lehrmitteldepöt,  welches  die  unentgeltliche  Abgabe  der  Schulbücher 
vermittelt,  Fr.  12,()00,  welche  der  Kanton  allein  zu  tragen  hat. 
Auch  pro  1893  ist  dieselbe  Summe  aufgenommen  worden;  voraus- 
sichtlich werden  aber  nach  einer  bezüglichen  Mitteilung  des  kan- 
tonalen Lehrmitteldepots  die  Ausgaben  diese  Summe  nicht  erreichen. 

Infolge  der  vom  Kanton  eingeführten  unentgeltlichen  Abgabe 
der  Lehrmittel  verabfolgen  mehrere  Gemeinden  (Zug,  Baar,  Cham 
etc.)  auch  die  Schulmaterialien  unentgeltlich. 

Im  Kanton  Thurgau  haben  3043  Initianten  unterm  22.  Februai* 
1893  ein  Initiativbegehren  eingereicht,  dass  künftig  die  Lehr- 
mittel und  Schulmaterialien  für  die  Primarschule  und  obligatorische 
Fortbildungsschule  unentgeltlich  geliefert  werden.  In  seiner  Sitzung 
vom  17.  April  1893  beschloss  der  Grosse  Rat.  von  einer  mate- 
riellen Behandlung  der  Angelegenheit  abzusehen  und  das  Initiativ- 
b^gehren  in  der  gegebenen  Fassung  ohne  weiteres  zum  Zweck  des 
grundsätzlichen  Entscheides  der  Volksabstimmung  zu  unterbreiten. 

In  seiner  Botschaft  an  das  thurgauische  Volk  vom  5.  Mai  1893 
enthält  sich  der  Eegierungsrat  entsprechend  dem  Grossratsbeschluss, 
sich  über  die  Wünschbarkeit  und  Zweckmässigkeit  der  Lehi-mittel- 
und  Schulmaterialienfrage  näher  auszusprechen,  macht  aber  darauf 
aufinerksam,  dass  es  sich  für  den  Staat  dabei  um  eine  jährliclie 
Mehrausgabe  von  Fr.  50,000—60,000  handle. 

In  der  auf  18.  Juni  1893  stattgefundenen  Abstimmung  hat 
das  thurgauische  Volk  den  Initiativvorschlag  mit  grosser  Mehrheit 
verworfen. 

Der  freundlichen  Auskunft  des  Erziehungsdepai'tementes  des 
Kantons  Freiburg  verdanken  wir  die  Angaben  über  die  Betätigung 
in  diesem  Kanton  zu  Gunsten  unbemittelter  Schulkinder. 


^ 
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1.  Ausgaben  der  Gemeinden  für  unentgeltlich  verabreichte  Lehrmittel 

an  arme  Schulkinder.  Dnreh- 

Bchnitti. 
Bezirke')  1890  1891  1892  Total  Jährliche 

Ausgabe 
per  Seiifil. 
Schfil.        f>.Ct8.     Schill.       Fr.Cts.     Schul.       Fr.Cts.    Schul.        Fr.Ct*.    Fr.Cta. 

Broye    .  150  350.04  171  271.54  211  349.81  532      971.39  1.82 

Gläue   .  446  914.60  446  914.60  448  914.62  1340    2743.82  2.03 

Gruyere  1342  3268.03  1264  3277.97  1262  3333.01  3868    9879.01  2.55 

Sarine  .  1046  5059.15  1046  5059.15  1048  5059.15  3140  15177.45  4.83 

Lac  .    .  232  568.45  232  56845  232  568.48  576    1705.38  2.89 

Veveyse  426  1001.62  412  858.21  394  692.16  1232    2551.99  2.07 

3642  11161.89    3571  10949.92    3595  10917.23  10688  33029.04    3.09 

2.  Zahl  der  Schulkinder  aus  wenig  begüterten  Familieny  für  welche 
eine  Preisreduktion  der  Lehrmittel  eingetreten  ist, 

««_i_t„  u  a-i,«!«..  Betrag  der  Redaktionell 

Bezirke  )  Schüler  «^^^  1890-18M 

Fr.Ct«. 

Broye 85  99.— 

Glane 1466  2027.20 

Gruyere 55  150.40 

Sarine 78  96.— 

Lac 197  183.68 

Veveyse keine  — .  — 

Total    .        1881  2556.28 

Der  Gedanke  der  Unentgeltlichkeit  der  Lehrmittel  und  Schul- 
materialien an  die  Volksschulen  im  Kanton  Zürich  macht  erfreu- 
liche Fortschritte.  Bis  zum  Schlüsse  des  Schuljahres  1892/93 
hatten  von  den  371  Primarschulgemeinden  nind  225  (Ql^lo)  di^ 
volle  Unentgeltlichkeit  und  rund  70  (19  o/^^)  die  Unentgeltlichkeit 
der  Schreibmaterialien  eingeführt,  so  dass  nur  noch  zirka  75 
(zirka  20  o/o)  Gemeinden  übrig  bleiben,  welche  der  Unentgeltlich- 
keit noch  keinen  Einlass  gewährt  haben. 

Von  den  99  Sekundarschulgemeinden  haben  rund  40  volle 
Unentgcltlichkeit,  6  die  Unentgeltlichkeit  der  Schulmaterialien  ein- 
geführt. 

7.  Fürsorge  für  arme  Schulkinder, 

a,  Spezialklassen  und  Anstalten  für  Schwachsinnige. 

Dass  Institute  und  Vorkehrungen  tilr  die  Förderung  der 
Ärmsten  der  armen  Kinder  eine  dringende  Notwendigkeit  sind,  be- 
weist schon  der  Umstand,  dass  dieselben  in  verhältnismässig  grosser 
Zahl  vorhanden  sind.  So  ist  durch  eine  im  Frühjahi'  1892  ver- 
anstaltete Statistik  im  Kanton  St,  Gallefi  festgestellt  worden,  dass 
die  nachstehende  Anzahl  von  Kindern  im  schulpflichtigen  Alter 
wegen  körperlicher  oder  geistiger  Gebrechen  am  Besuche  der 
st.  gallischen  Volksschule  verhindert  ist  (Frühjahr  1892)2): 

')  Die  Aiifpiben  des  BeEirks  ..Sinjcln«'**  < Sense)  fehlen. 

2)  Beilage  I,  pag.  66. 
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Vorstehendes  ist  das  Ergebnis  der  von  den  Schulräten 
des  Kantons  St.  Gallen  im  Mai  1892  beantworteten  Fragebogen. 
Von  den  214  Schulgemcinden  waren  89  in  der  glücklichen  Lage, 
keine  mit  solchen  Gebrechen  behaftete  Kinder  im  schulpflichtigen 
Alter  verzeichnen  zu  müssen.  Auffallend  gross  erscheint  die  An- 
zahl der  unglücklichen  Kinder  in  Neu-  und  Alttoggenburg,  nament- 
lich aber  in  Sargans  und  Werdenberg.  Möchte  es  gelingen,  recht 
vielen  derselben  die  Wohltat  einer  geeigneten  Anstalts-Erziehung 
zukommen  zu  lassen! 

Die  Erhebung  über  die  Zahl  der  taubstummen,  blinden  und 
schwachsinnigen  Kinder,  welche  auf  1.  Mai  1892  schulpflichtig 
wurden,  aber  nicht  in  die  Schule  aufgenommen  werden  konnten, 
ergab  fiir  den  Kanton  Zürich  folgendes  Resultat: 


Bezirk 


Gomainden 


Zürich :  (Zürich  I  n.  H),  Albisrieden, 
Birmensdorf,  Dietikon  (reformirt), 
Schwamendingeu,  Seebach,  Urdorf 

Affoltem :  Affoltem.  Bonstetten  .     . 


m 

TanbitsiiB« 


Blinde 


2 
1 


Übertrag  3  2        —     - 

*)  i  Knaben  und  i  Mädchen  sind  in  AuHtalten  untergebracht. 


Schwachsiinige 

■5 

J 

Total 

4 

2 

10» 

— 

2 

32 

4 

4 

13 

')  1  Mädchen. 

^ 
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Taibitnaa«  Blinde  Schinchiiiu^e 

Bezirk                    Gemolnden  g  ■  5  a  S      "^^^ 

bS  m  3  m  S  m 

Übertrag*  3  2  —  —  4  4      13 
Morgen :  Adlisweil,  Horgen,  Hütten, 

Langnau,   Richtersweil,  Wädens- 

weil 1  —  —  —  5  5      11» 

Meilen:  Herrliberg.   Hombrechtikon  —  —  —  —  2  13* 

Hinwefl:  Hinweil,  Rüti      ....  i  _  __  _  _  12 

Uster:  Dübendorf 1  —  —  —  —  —         1 

Tfäffikon :    Bauma,    Horben-Illnau, 

Weisslingen,  Wyla 1  1  —  —  2  1        5' 

Winterthur:    Dättlikon,    Schlatt, 

Seuzach,  Schraidrüti 1  —  —  —  1  3        5* 

Andelßngen:  Andelfingen    ....  1  —  —  —  1  13 
Bülach :  Bachen-Bülach,  Bassersdorf, 

Bülach,   Dietlikon,   Höri,   Klot^n, 

Nürensdorf,  Wallisellen  ....  1  1—  —  4  3        95 

Dielsdorf:  Niederglatt,  Regensdorf  —  —  —  —    1 1 2 

1892    Total  10  4  —  —  20  20      54 

1891        .  4  1  1  —  20  14      40 


Differenz  +6      +3        —    —        —      +6  +14 

Sodann  hat  die  Erziehungsdirektion  des  Kantons  Bern  die 
Schulpflcgen  ersucht,  Bericht  abzugeben  über:  1.  die  in  den  Jahren 
1890 — 92  vom  Schulbesuch  gänzlich  dispensirten  Kinder,  2.  die 
infolge  ganz  geringer  Fähigkeiten  trotz  vorgerückter  Altersjahre 
auf  der  Elementarstufe  zurückgebliebenen  Kinder.  —  Zweck  des 
Kreisschreibens  ist,  die  nötigen  Erhebungen  zu  machen,  um  die 
Fürsorge  des  Staates  „den  doppelt  bedürftigen  Kindern"  zu  sichern. 

Für  diejenigen  Kinder  nun,  die  in  gewissem  Sinne  beschränkt 
bildungsfähig  sind,  sind  in  den  letzten  Jahren  an  verschiedenen 
Orten  eine  Keihe  von  Spezialklassen  errichtet  worden. 

So  hat  Basel  die  Frage  im  Jahr  1891  gesetzlich  normirt  und 
unterm  23.  April  1892  eine  bezügliche  Verordnung«)  erlassen. 
Gregenwärtig  bestehen  zwei  Klassen  mit  je  zwei  Abteilungen  mit 
zusammen  94  Schülern  (37  Knaben  und  57  Mädchen),  die  von 
vier  Klassenlehrerinnen  und  zwei  Hülfslehrerinnen  unterrichtet 
werden.  Nm-Zürich  besitzt  bereits  für  jeden  seiner  fünf  Schul- 
kreise solche  Klassen.  Sodann  hat  der  Gemeinderat  von  Bern  die 
Errichtung  von  zwei  besondern  Klassen  mit  je  15  Schülern  be- 
schlossen. Die  neue  Verfassung  des  Kantons  Baselland  macht  dem 
Staat  die  Beteiligung  an  der  Versorgung  und  Erziehung  verwahr- 
loster und  schwachsinniger  Kinder  zur  Pflicht. 

Im  Kanton  Appenzell  A.-Bh.  bestehen  gegenwärtig  drei  Klassen 
für  Schwachbegabte  (zwei  in  Herisau  und  eine  in  Speicher). 

*)  1  Knabe.  —  *)  1  Knalie.  —  «)  1  Mädchen.  —  ♦)  2  Knaben  und  S  MÄdehen.  — 
h  ^  Mädchen  und  1  Knabe. 

«)  Beilage  I,  pag.  62—63. 
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Der  Kanton  Aargau  besitzt  die  beiden  Anstalten  Bremgarten 
(St.  Joseph)  nnd  das  Schloss  Biberatein,  die  in  der  bezeichneten 
Richtung  wirken. 

Im  Kanton  Solothurn  sind  für  eine  zu  errichtende  Anstalt  für 
schwachsinnige  Kinder  Fr.  3150  aus  dem  „Alkoholzehntel"  von 
Staatswegen  auf  die  Seite  gelegt  worden. 

Als  Privatanstalten  für  sr.hwachsinnige  Kinder  sind  an  dieser 
Stelle  noch  aufzuführen!): 

Schülerbestand  am  31.  Dezember: 

1890  1891  1892 


1.  KeUer'sche  Anstalt  für  Mädchen  in 

Hottingen-Zürich  2) —  17  17  —  17  17  —  16  16 

2.  Erziehungsanstalt  znr   ^Hoffnang"" 

in  Basel») 16  10  26  16  10  26  15  11  26 

3.  Anstalt  in  Weissenheim  bei  Bern  *)  13  17  30  13  18  31  11  21  32 

4.  Asile  de  Tesp^rance  k  Etoy  (Vaud)  *)  16  18  34  16  16  32  17  17  34 

5.  Anstalt  für  Knaben  in  Regensberg«)  43  —  43  60  8  68  62  12  74 

6.  Anstalt   zn    St.  Joseph    in    Brem- 

garten?) 15  11  26  30  13  43  39  20  59 

b.  Versorgung  von  Kindern  in  Waisen-  und 
Armenerziehungsanstalten »). 

Dem  reichhaltigen  statistischen  Jahrbuch  der  Schweiz  pro 
1893  ist  zu  entnehmen,  dass  in  zirka  165  Waisenanstalten  und 
Armenerziehungsanstalten  der  Schweiz  in  hochherziger  Weise  Tau- 
senden von  Kindern  treue  Pflege  und  der  notwendige  Schulunter- 
richt zu  teil  wii'd.  Sodann  erstreckt  sich  in  14  Taubstummen- 
anstalten die  Ftirsoi'ge  auf  zirka  250  Kinder,  die  des  Gehörs  und 
der  Sprache  beraubt  sind. 

Dass  für  diese  armen  Kinder  in  weitgehender  Weise  gesorgt 
wird,  darüber  belehrt  uns  eine  soeben  in  der  Zeitschrift  für  schwei- 
zerische Statistik  (XXX.  Jahrgang,  1.  Heft)  erschienene  Arbeit 
über  die  Bildungsanstalten,  die  für  diese  Unglücklichen  emchtet 
worden  sind. 

r.  Unterbringung  von  Minderjährigen  in 

Besserungsanstalten. 

Im  Kanton  Genf^  in  welchem  durch  eine  offizielle  Statistik 
eine  Anzahl  von  665  verwahrlosten  Kindern  festgestellt  wurde,  hat 
der  Grosse  Rat  ein  Gesetz  erlassen,  wonach  für  verwahrloste 
Kinder   von  staaimvegen  bessere  Vorsorge    getroifen  werden   soll. 

^)  Vergl.  Statistisches  Jahrbuch  der  Schweiz  1893,  pag.  296. 

Eroflfhet  •)  1850.  —  ■)  1857.  —  •)  1808.  —  *)  1872.  —  «)  1888.  —  ')  10.  XII.  iaS9. 

8)  Vergl.  Statistisches  Jahrbnch  der  Schweiz  1893,  pag.  318—327. 
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Dieses  Gesetz  hat  eine  jährliche  Mehrausgabe  des  Staates  von 
rund  Fr.  50,000  zur  Folge  i). 

Im  Kanton  Aargau  ist  die  Festung  Aarburg  in  eine  Anstalt 
für  verwahrloste  Kinder  umgewandelt  worden  und  es  sind  bereits 
im  Jahr  1892  Fr.  17,000  aus  dem  „Alkoholzehntel"  zu  diesem 
Zweck  bei  seite  gelegt  worden  2). 

Zum  grossen  Teil  ruht  die  Fürsorge  für  die  verwahrlosten 
Kinder  noch  auf  den  Schultern  von  Privaten,  die  in  selbstloser 
Weise  für  diesen  Gedanken  einstehen.  Der  Staat  hat  aber  die 
Pflicht,  in  vielen  Fällen  etwas  mehr  als  bis  anhin  von  sich  aus  zu 
tun,  und  wäre  es  auch  nur  zu  wirksamerer  Unterstützung  in  Form 
von  Zuschüssen  zu  den  Privatleistungen  und  zur  Ermunterung 
derselben. 

Wir  sind  dieses  Jahr  im  stände,  über  die  bezüglichen  Be- 
strebungen in  detaillirter  Weise  eine  Reihe  von  statistischen  An- 
gaben zu  machen,  die  wir  teils  dem  statistischen  Jahrbuch  der 
Schweiz  1893,  teils  einer  im  Bundesblatt  8)  erschienenen  Publika- 
tion des  schweizerischen  Bundesrates  über  die  Verwendung  des 
Alkoholzehntels,  im  fernem  einer  Reihe  weiterer  Notizen,  die  uns 
zur  Verfügung  stehen,  entnehmen: 

M         »  e- 

am  81.  Des.  IWS 

1.  Kantonale  Korrektionsanstalt,  Kingweil-Hinweil   ....  43  —  43 

2.  Eettungsanstalt  Friedheim,  Bubikon 21  12  33 

3.  Private  Rettnngsanstalt,  Freienstein 24  15  39 

4.  Rettungsanstalt  für  Knaben,  „Pestalozzistiftnng''.,  Schlieren  40—40 

5.  Rettnngsanstalt  für  katholische  Mädchen,  Richtersweil      .  —  86  86 

6.  Rettungsanstalt  Sonnenbtihl  in  Ober-Embrach 21  15  36 

7.  Kantonale  Rettungsanstalt  in  Erlach 40  —  iO 

8.  Kantonale  Rettungsanstalt  für  verwahrloste   Mädchen  in 

Kehrsatz —      58       58 

9.  Kantonale  Rettungsanstalt  Landorf  bei  Köniz      ....      57      —       57 

10.  Schweizerische  Rettungsanstalt  Bächtelen  in  Wabern  bei 

Bern 59      —       59 

11.  Kantonale  Rettungsanstalt  in  Aarwangen 52      —       52 

12.  Rettungsanstalt  für  katholische  Knaben  a.  d.  Sounenberg 

in  Kriens 54  —       54 

13.  Anstalt  Linthkolonie,  „Eschersheim",  Niederurnen    ...  26  —       26 

14.  Colonie  „St-Nicolas*"  k  Drognens  prfes  Romont     ....  25  —       ^ 

15.  Rettungsanstalt  in  Basel- Äugst 28  —       28 

16.  Rettungsanstalt  Friedeck  in  Buch  (Schaff hausen)      ...  16  10 ^ 

Übertrag    506    196     702 

1)  Als  verwahrloste  Kinder  (enfants  mat^riellement  et  moralement  aban- 
donnös)  werden  betrachtet :  a,  les  enfants  qui  se  trouvent  livrßs  eux-memes  et 
privös  d'entretien  et  d'^ducation;  6.  ceux  qui  sont  laiss^s  par  leurs  parents  011 
tuteurs  dans  le  vagabondage,  le  d^nüment  ou  la  mis^re.  et  ceux  qui  sont  exploites 
par  eux. 

^)  Siehe   nachfolgende  Zusammenstellung  (pag.  155  and  156}  betrefifend 
Verwendung  eines  Teils  des  Alkoholzehntels  zu  Erziehungszwecken. 
8)  B.  Bl.  1892,  IV.  857. 
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M        an  ^ 

am  31.  Dez.  IS&2 

Übertrag  506  196  702 

17.  Hettungsanstalt  Wiesen  in  Herisau 18  —  18 

18.  Rettungsanstalt  im  Feldli  bei  Straubenzell  (St.  Gallen)    .  23  9  32 

19.  Rettangsanstalt  Thurhof  in  Oberbtiren 45  —  45 

20.  Eettnngsanstalt  in  Grabs ,     ....  13  9  22 

21.  Rettnngsanstalt  in  Balgach 19  5  24 

22.  Toggenburgische  Kettungsanstalt  Hocbsteig  in  Wattwil   .17  3  20 

23.  Rettungsanstalt  Foral  in  Chiir    ...    * 18  12  30 

24.  Kantonale  Rettungsanstalt  „Pestalozzistiftung^^  in  Olsberg 

(Aargau) .    .    .    ^  61  —  61 

25.  Meyer'sche  Rettungsanstalt  in  Effingen 37  —  37 

26.  Rettungsanstalt  Kasteln  in  Oberflachs 20  15  35 

27.  Landwirtschaftliche  Armenschule  Bemrain  in  Emmishofen  30  13  43 

28.  Disciplinaire  cantonal  des  Croisettes  k  Lausanne      ...  38  —  38 

29.  Disciplinaire  cantonal  de  ChaUly  ä  Lausanne      ....  14  —  14 

30.  Disciplinaire  cantonal  k  Mondon —  18  18 

31.  Colonie  agricole  et  professionnelle  de  S^rix  &  Pal^zienx  .62  —  62 

Total    .    921    280    1201 

Die  31  kantonalen  und  privaten  Rettungsanstalten  in  der 
Schweiz  bergen  also  eine  Schälerschar  von  1201  Knaben  und 
Mädchen. 

Ausser  diesen  Anstalten  und  oft  zusammen  mit  denselben  be- 
tätigen sich  noch  eine  ganze  Reihe  von  Vereinen  mit  der  Fürsorge 
für  die  verwahrlosten  Kinder.  Sie  werden  zum  Teil  auch  durch 
die.  Kantone  unterstützt.  So  erhielt  die  „Kommission  für  Ver- 
sorgung verwahrloster  Kinder  im  Bezirk  Zürich",  die  79  Pfleg- 
linge zum  Teil  in  Familien  unterbrachte,  einen  Staatsbeitrag  von 
Fr.  1580,  die  Kommission  für  den  Bezirk  Winterthur  mit  20  Pfleg- 
lingen Fi\  500. 

Ungefähr  die  Hälfte  der  Kantone  verwendete  1891  einen  Teil 
des  Alkoholzehntels  zur  Unterbringung  und  Erziehung  armer  und 
verwahrloster  Kinder  in  Anstalten. 

Wir  entnehmen  einem  bezüglichen  Berichte  dos  Bundesrates  i) 
die  folgenden  Daten: 

Nach  den  Berichten  wurden  für  Versorgung  von  anuen,  von  schwach- 
sinnigen, von  verw^ahrlosten  Kindern  oder  jugendlichen  Verhrechern  im 
ganzen  ausgeworfen:  Fr.  170,145  ( —  30%  der  Gesamtsumme  des  Alkohol- 
zehntels) ;  davon  verwendet :  Fr.  109,618,  nicht  verwendet :  Fr.  60,526 
und  zwar : 

Zürich:  Beitrag  an  die  Anstalt  für  schwachsinnige  Kinder  in         *'i'- 
Begensberg :  an  Bauten  Fr.  5000,  an  den  Betrieb  Fr.  6000, 

zusammen .         Fr.  11,000 

Beitrag    an    die    zürcherische   Heilstätte   in  Ageri   für 

skrophulöse  und  rhachitische  Kinder     ...  ,,         500 

Beitrag  an  die  Kommission  fttr  Versorgung  verwahrloster 

Kinder  im  Bezirk  Zürich .,       1,000      12,500 

Übertrag      12,500 

1)  B.-Bl.  1892,  IV.  857  ff. 
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Übertrag       12,500 
Bern:  Verkostgeldnng  verwalirloster  Kinder  von  Alkoholikern, 
welche  Kinder  der  elterlichen  Gewalt  entzogen  worden 

sind Fr.  21,540 

Für  Versorgung  von  Kindern  gleicher  Art  in  Rettungs- 

austalten j,      3,300 

Beiträge  an  Vereine  zur  Erziehung  verwahrloster  Kinder 
(Gotthelfstiftung) „      1.371       26,211 

Uri :  Der  kantonalen  Erziehungsanstalt  für  arme  und  ver- 
wahrloste Kinder 1,500 

Zug:  Verwendung  für  eine  jugendliche,  in  einer  Besserungs- 
anstalt untergebrachte  Person 68 

Solothurti:  Beitrag  an  die  Armenerziehungsvereine  Fr.  10,000 
Beitrag  an  die  zu  errichtende  Anstalt  för  schwachsinnige 

Kinder „      3,150      13,150 

Basel-Stadt:  Kapitalisirung  für  Errichtung  einer  Anstalt  fOr 
verwahrloste  Bänder   ..*....-..       11,835 

Baselland:  Beitrag  an  den  kantonalen  Armenerziehungsverein        2,500 

Appenzell  L-Rh. :  Beiträge  an  die  Spezialfonds  beider  Landes- 
teile zur  Unterbringung  verwahrloster  Kinder,  Irren  oder  Trinker 
in  einer  zweckentsprechenden  Anstalt 1,412 

St.  Gallen :  Beitrag   an    die   Bettungsanstalt   für  jugendliche 

Verbrecher Fr.  15,000 

Für  Versorgung  verwahrloster  Kinder  und  an  Rettungs- 

austalten _„_    4,000^     19,000 

Graubünden:  Verwendung  für  Versorgung  von  Kindern  von 

Alkoholikern  und  andern  Eltern 4,947 

Aargau  :    Kapitalisirung    für    Gründung    einer    Anstalt    für 

jugendliche  Verbrecher  und  verwahrloste  Kinder  auf  der  Festung 
Aarbnrg Fr.  17,000 

Beiträge  an  Vereine  zur  Versorgung  und  Unterstützung 
von  Kindern,  namentlich  aus  Familien,  die  dem  Alkohol- 
genuss  ergeben  sind „      6,800 

Beiträge  an  verschiedene  Armen-  und  Erziehungs- 
anstalten im  Kanton „      3,600      27,400 

Thurgau:  Übernahme  der  Hälfte  Kostgelder  in  der 

Armenschule  Bernrain 

Beitrag  an  den  kantonalen  Armenerziehungsverein . 

Beitrag  an  die  Waisenerziehungsanstalt  Idazeil  ., 500        3,809 

Wandt :  Beitrag  an  die  kantonale  Armenerziehungs- 

Anstalt Fr.  37,974 

Kapitalanlage  zu  Gunsten  dieser  Anstalt  .        .  «    _'7>???   _^'?^^ 

Zusammen    170,145 

Ausser  diesen  Kantonen  hat  noch  der  Kanton  Genf  die  Summen  seines 
Alkoholzehntels  seit  1889  zinstragend  angelegt  und  beabsichtigt,  sie  seiner- 
zeit ganz  für  den  Schutz  der  verlassenen  Jugend  zu  verwenden.  Dessen 
Zehntel  beträgt  pro  1891  Fr.  8823. 

d.  Kinderhorte. 

Dieselben  sind  bis  jetzt  auf  fünf  Wintermonate  und  die  Sommer- 
ferien beschränkt. 

In  Basel  meldeten  sich  fiir  die  Ferienhorte  im  Sommer  1892 
156  Knaben  und  118  Mädchen,  welche  in  11  Abteilungen  eingeteilt 
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wurden;  für  die  Kifiderhorte  im  Winter  1892  waren  212  Knaben 
und  193  Mädchen  angemeldet;  die  Knaben  wurden  in  je  acht  Ab- 
teilungen beschäftigt  und  unterhalten.  Diese  Einrichtungen  haben 
sich  in  Basel  vortrefflich  bewährt. 

In  Bern  ist  eine  im  Stadtrate  erheblich  erklärte  Motion  be- 
treffend die  Errichtung  von  Kinderhorten  vom  Gemeinderat  in  ab- 
lehnendem Sinne  begutachtet  worden.  Auf  Beginn  des  Winter- 
semesters 1892/93  ist  gleichwohl  auf  dem  Boden  der  F'reiwilligkeit 
sofort  in  der  Länggasse  in  Bern  ein  Hort  mit  22  Schülern  eröffnet 
worden. 

Der  Kinderhort  in  Zürich  zählte  25  Knaben  und  25  Mädchen 
(Staatsbeitrag  Fr.  200),  derjenige  in  Winterthur  70  Kinder.  Der 
an  letztern  ausgerichtete  Staatsbeitrag  betrug  Fr.  280. 

In  Genf  sind  im  Jahre  1892  (4.  Januar  bis  13.  April  und 
7.  November  bis  28.  Dezember)  23  Abteilungen  des  Kinderhortes 
(Classes  gardiennes)  mit  32  Lehrern  und  Lehrerinnen  eröffnet 
worden.  Sie  sind  zwischen  11 — 1  Uhi'  durchschnittlich  von  430 
Schülern  (200  Knaben  und  230  Mädchen)  und  zwischen  4 — 6  Uhr 
von  durchschnittlich  550  Kindern  (260  Knaben  und  290  Mädchen) 
besucht  worden.  Ausserdem  wurde  ein  Ferienhort  vom  19.  Juli 
bis  13.  August  eingerichtet. 

Durch  die  menschenfreundliche  Einrichtung  von  Kinderhorten 
ist  es  nun  an  den  genannten  Orten  tatsächlich  möglich  geworden^ 
schulpflichtige  Kinder,  deren  Eltern  während  des  ganzen  Tages 
ausser  dem  Hause  der  Arbeit  nachgehen  müssen,  in  der  schul- 
freien Zeit  gehörig  zu  beaufsichtigen,  zu  nützlicher  Tätigkeit  an- 
zuhalten, an  Ordnung,  Reinlichkeit  und  gutes  Benehmen  zu  ge- 
wöhnen und  dem  verderblichen  Gassenleben  zu  entziehen. 


e.  Ferienkolonien.  —  Fürsorge  für  Nahrung  und  Kleidung 

armer  Schulkinder. 

Ferienkolmiien.  Wie  in  frühern  Jahren  ist  auch  im  Berichtsjahre 
die  Fürsorge  für  die  Schulkinder  in  den  Ferienkolonien  in  freundlicher 
Weise  tätig  gewesen.  Zürich,  Winterthur,  Hottingen,  Töss,  Wädens- 
weil,  Bern,  Biel  und  Basel  haben,  so  viel  uns  bekannt,  es  ihren 
annen  und  kränklichen  Schulkindern  wieder  ermöglicht,  in  frischer 
Luft  und  Sonnenschein  ihres  Lebens  froh  zu  werden.  Was  die 
statistischen  Verhältnisse  anbetrifft,  so  darf  hier  füglich  auf  die 
DarsteDung  in  den  frühem  Jahrbüchern  hingewiesen  werden,  da 
sie  sich  im  grossen  und  ganzen  gleich  geblieben  sind.  Als  Er- 
gänzung dazu  ist  hier  zu  verzeichnen,  dass  einige  Kantone  einen 
Bruchteil  des  Alkoholzehntels  dazu  verwenden,  um  die  Ferien- 
kolonien zu  unterstützen  oder  eine  bessere  Ernährung  armer 
Schüler  zu  ermöglichen. 


lös  I^fl'S  Unterrichtswesen  in  den  Kantonen. 

Dem  a.  a.  0.  zitirten  Bericht  des  Bundesrates  i)  über  die 
Verwendung  des  Alkoholzehntels  in  den  Kantonen  entnehmen  wir 
in  dieser  Beziehung  folgende  Angaben: 

Es  sind  fKr  die  genannten  Zwecke  zusammen  Fr.  8419   (2^fo  des  ge- 
samten Alkoholzehntels)  ausgeworfen  worden. 

Ausgaben  in  dieser  Richtung  haben  die  Kantone: 

Zürich:  Beiträge  an  Ferienkolonien,  Anstalten  zur  bessern  Er- 
nährung der  Kinder,  Kinderhorte Fr.  2600 

Uri:  Beiträge   an  die  in   drei  Gemeinden  bestehenden   Snppen- 

anstalten ^     389 

St.  GcUlen :  Verwendung  für  bessere  Ernährung  armer  Schulkinder      ^    5000 

Thurgaw.  Beiträge  an  die  Suppenanstalten   Amrisweil.  Frauen- 

feid.  Kreuzlingen,  Altnau,  Ermatingeu ~      430 

Zusammen    .     Fr.  8419 

Fürsorge  für  Nahrung  und  Kleidung,  Im  Kanton  Bern  betrug 
die  Zahl  der  zur  Winterszeit  mit  Nahrung  und  Kleidung  unter- 
stützten Schulkinder  13,172  und  die  Gesamtausgaben  hiefur 
Fr.  67,833.  Über  die  Entwicklung  dieser  Fürsorge  seit  dem 
Schuljahre  1883/84  gibt  die  im  letzten  Jahrbuch,  pag.  103.  ent- 
haltene statistische  Zusammenstellung  erschöpfende  Auskunft. 

In  der  Stadt  Bern  wurde,  um  den  Fonds  der  „Zähringer- 
tuchstiftung" zu  äuftien,  eine  Sammlung  von  fi*eiwilligen  Beitragen 
veranstaltet,  welche  eine  Summe  von  Fr.  3078  abwarf,  so  dass 
der  Fonds  nunmehr  auf  zirka  Fr.  5800  angewachsen  ist.  Es  bleibt 
zu  hoifen,  dass  in  nicht  allzu  ferner  Zeit  die  Stiftung  ihre  Tätig- 
keit zum  Wohl  anner  Schulkinder  beginnen  könne. 

In  Basel  wurden  während  des  Winters  192,952  Portionen 
Suppe  (78,826  gegen  Entschädigung)  ausgeteilt.  Die  Ausgaben 
beliefen  sich  auf  F'r.  15,461. 

An  dieser  Supponausteilung  im  Winter  1891/92  partizipirten 
1085.  im  Winter  1892/93  1318  Primarschulkinder. 

An  der  Mädchenschtde  erhielten  653  Schülerinnen  das  Schüler- 
tuch; im  Winter  1891/92  wurden  aus  der  Lukasstiftung  145  Paar 
Schuhe  und  193  Gutscheine  für  neue  Sohlen  verteilt.  Am  Jahres- 
tag wurde  das  Wimmer'sche  Legat  in  üblicher  Weise  an  vier 
Schülerinnen  vergeben.  Bei  der  Ferienversorgung  wurden  60,  bei 
der  Milchkur  216  Schülerinnen  bedacht. 

Das  Schülertuch  erhielten  800  Schüler  an  der  Knabenschule, 
Schuhscheine  von  der  Lukasstiftung  120  und  Gutscheine  für  neue 
Sohlen  170;  an  der  Ferienversorgung  nahmen  60  Schüler  teü, 
Milch  und  Brot  erhielten  in  den  Ferien  220. 

Aus  der  Schülertuch-Rechnung  ergibt  sich  die  auch  für  weitere 
Kreise  interessante  Tatsache,  dass  im  Jahre  1891  an  1850  Schüler 
6399,45  m  und  an  1378  Schülerinnen  5564,3  m  Tuch  zur  Vertei- 
lung kamen.    Bekanntlich  reicht  diese  Sitte  der  Schülertuchaus- 
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teilung,  die  heute  einen  so  stattlichen  Umfang  hat,  in  ihrem  Ur- 
sprünge bis  in  die  Zeiten  des  grossen  Erdbebens  zurück. 

In  Stans  hat  sich  zur  Mittagssuppe  für  arme  Schulkinder  die 
gi'osse  Zahl  von  153  angemeldet.  Vergangenes  Jahr  wurden  hiefor 
Fr.  1643  ausgegeben. 

Im  Kanton  Uri  wurden  für  Schulmalerialien  und  Kleidungs- 
stücke an  arme  Kinder  über  Fr.  3000  ausgegeben. 

Die  Suppenanstalt  Altdorf  verabreichte  an  arme  Schulkinder 
gratis  8900  Liter  Suppe.  Ferner  wurden  ausgegeben  für  die  Weih- 
nachtsbescherung vom  Muheim'schen  Weihnachtsfonds  Fr.  475  und 
der  löbliche  Frauenverein  lieferte  viele  Arbeiten  und  Kleidungs- 
stücke. Es  wurden  94  Knaben  und  99  Mädchen  mit  Kleidungs- 
stücken beschenkt.  Vom  Muheim'schen  Exkursionsfonds  wurden  aus- 
gegeben Fr.  80. 

Im  Kanton  Ohwalden  wurden  Fr.  2073  für  Bekleidung  armer 
Schulkinder  und  Fr.  6167  für  Mittagssuppen  für  dieselben  aus- 
gegeben. 

Im  letzten  Jahrbuch  wurde  gemeldet,  dass  das  Erziehjings- 
departement  des  Kantons  Neuenburg  einen  Aufruf  zur  Gründung 
einer  Gesellschaft  fiir  Verabreichung  von  „Schulsuppen"  an  Kinder 
erlassen  habe.  Die  Gesellschaft  hat  sich  nun  gebildet.  Zwar  be- 
stand die  Institution  der  „Schulsuppen"  schon  früher  an  einigen 
Oiteu  des  Kantons,  so  in  Chaux-de-Fonds  seit  1884,  in  Locle 
seit  1886. 

Dem  Jahresberichte  des  Erziehungsdepartements  des  Kantons 
Gevf  entnehmen  wir  folgenden  die  „Schulküchen"  betreflfenden 
Passus : 

Lea  cuisines  scolaires  ont  fonctionn^  pendant  l'hiver  1891 — 92,  pour  le 
plus  ^rand  bien  d'une  partie  de  notre  population  scolaire,  dans  les  bätiments 
snivants : 

Ecoles  '^"^^Ä"^*" 

Päqnis 3843 


Gare  (Bd  J.-Fazy) 
Madeleine  .  .  . 
Malagnou  .  .  . 
Eaux-Vives  .    .     . 


10459 
3182 
2887 
1611 


Moyenne 

Dur^e  eiijonrs 

parjour 

scolaires 

39 

99 

103 

101 

35 

91 

29 

100 

17 

93 

21982  223  97  (BoyeiiBe) 

A  Plainpalais,  des  repas  ont  6te  servis  gratuitement  aux  el^vea  nöcessi- 
tenx  par  les  soins  da  comit^  des  cnisines  economiqnes. 

Les  cuisines  scolaires  ont  continu^  comme  par  le  pass6  ä  etre  dirig^es 
par  des  comit^s  absolument  priv6s. 

Im  Kanton  Zürich  ist  ebenfalls  ein  steigendes  Interesse  in  der 
Fürsorge  nach  der  bezeichneten  Richtung  hin  zu  konstatiren. 

Nach  dem  amtlichen  Schulblatt  vom  1.  Januar  1894  wurde  im 
Schuljahr  1892/93  von  356  Primarschulen  an  51  und  von  89  Sekun- 
därschulen an  26  Schulen  armen  Schulkindern  fiir  eine  bessere  Er- 
nährung zur  Winterszeit  vorgesorgt.  —  An  diesem  Orte  ist  auch 
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ZU  erwähnen,  daSvS  von  den  6931  Sekundarschüleni  des  Kantons 
2071  (29,9  %)  jährliche  Staatsstipendien  von  Fr.  20—30  im  Ge- 
samtbetrage von  rund  Fr.  40,000  erhalten,  hauptsächlich  um  den- 
selben au  ihrem  Schulorte  über  die  Mittagszeit  eine  bessere  Ver- 
pflegung zu  ermöglichen. 

Für  den  Berichterstatter  ist  es  eine  wahre  Erholung,  zu  kon- 
statircn,  wie  der  Gedanke  der  Solidarität  aller  Interessen  wächst 
und  wie  insbesondere  die  Privatwohltätigkeit  so  schöne  Früchte 
zeitigt. 

8.  Einzelne   Verfügungen  von  allgemeiner  Bedeutung. 

Schulpflicht  und  Unentgeltlichkeit  des  Schulbesuchs,  Die  Regierung 
des  Kantons  Sdothum  hat  in  einer  Schulangelegenheit  einen  Ent- 
scheid gefasst,  der  auch  in  weitern  Kreisen  etwelches  Interesse 
bieten  dürfte. 

Von  Seite  des  Schalfondsverwalters  der  Gemeinde  Grenchen  wird  an  das 
Erziehungsdepartement  die  Anfrage  gestellt,  oh  primarschulpflichtige  KiDder, 
die,  meistens  aas  der  französischen  Schweiz  stammend,  sich  infolge  Taasches 
gegen  ein  Kind  aus  Grenchen.  oder  oft  auch  als  Pensionäre  gewöhnlich  ein 
oder  1^2  Jahre  in  Grenchen  aufhalten,  auf  die  Unentgeltlichkeit  des  Schul- 
hesuches,  sowie  der  Lehrmittel  nnd  Schulmaterialien  Anspruch  machen,  oder 
oh  dieselben  zur  Bezahlung  einer  Entschädigung  für  beides  angehalten  werden 
können  und  wie  es  sich  in  dieser  Beziehung  eventuell  in  Bezug  auf  solche 
Kinder  verhalte,  die  nicht  mehr  im  schulpflichtigen  Alter  stehen  und  gleich- 
wohl noch  die  Primarschulen  besuchen  woUen. 

Der  Regierungsrat,  in  Beantwortung  dieser  Anfrage  und  in  Erwägung : 

dass  laut  §  1  des  solothurnischen  Primarschulgeaetzes  vom  3.  Mai  1873 
sämtliche  Kinder  der  Bewohner  unseres  Kantons,  die  im  schulpflichtigen 
Alter  stehen,  zum  Besuche  der  Schule  verpflichtet  sind; 

dass  diese  gesetzliche  Verpflichtung  sich  selbstverständlich  auch  auf  die 
im  Kanton  Solothurn  wohnenden  Kinder  bezieht,  deren  Eltern  ihren  Wohnsitz 
ausserhalb  unseres  Kantons  haben; 

dass  die  Staatsverfassung  ohne  irgend  welche  Einschränkung  den  (imnd- 
satz  enthält,  dass  der  Besuch  der  öfl'entlichen  Primarschule  unentg'eltlich 
sein  und  die  Gemeinden  die  Lehrmittel  und  Schulmaterialien  für  die  Primar- 
schulen unentgeltlich  zu  liefern  haben; 

dass  dagegen  Kinder,  die  nicht  mehr  schulpflichtig  sind  und  trotzdem 
aus  besondem  Gründen  die  Primarschule  zu  besuchen  wünschen  und  denen 
die  Schulkommission  den  Eintritt  gestattet,  auf  die  Unentgeltlichkeit  des 
Schulbesuches,  sowie  der  Lehrmittel  und  Schulmaterialien,  welche  als  eine 
Folge  der  gesetzlichen  Schulpflicht  betrachtet  werden  muss,  keinen  gesetz- 
lichen Anspruch  machen  können,  es  jedoch  als  sehr  wünschenswert  erscheint, 
dass  die  Gemeinden  trotzdem  möglichst  weitgehende  Liberalität  walten 
lassen,  beschliesst: 

Kinder,  die  in  einer  Gemeinde  des  Kantons  dauernden  Aufenthalt  nehmen 
nnd  im  schulpflichtigen  Alter  stehen,  sind  zum  Besuche  der  Primarschale 
verpflichtet,  auch  wenn  ihre  Eltern  nicht  im  Kanton  Solothurn  wohnen 
und  haben  deshalb  auch  Anspruch  auf  die  Unentgeltlichkeit  des  Schul- 
besuches, sowie  der  Lehrmittel  und  der  Schulmaterialien; 

Kinder,  die  nicht  mehr  im  schnlpflichtigen  Alter  stehen  und  trotzdem 
die  Primarschule  zu  besuchen  wünschen,  haben  hierauf  kein  gesetzliches 
Anrecht. 
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Dispensation  von  Schülern  vom  Unterricht,  Im  Kautoii  Soloihum 
ist  prinzipiell  entschieden  worden: 

dass  in  allen  Fällen,  in  denen  in  Zukunft  das  Gesuch  gestellt  wird,  es 
möchten  Kinder  vom  Besuche  der  Primarschule  aus  Krankheitsgründen  dis- 
pensirt  werden,  die  Gesuchsteller  von  einem  durch  das  Erziehungsdeparte- 
ment zu  bezeichnenden  Arzte  über  den  Gesundheitsznstand  der  fraglichen 
Kinder  und  die  Möglichkeit  ihres  Schulbesuches  ein  schriftliches  Gutachten 
vorzulegen  haben,  gestützt  auf  welches  der  Regierungsrat  seineu  Entscheid 
fassen  wird. 

Anstellung  von  Lehrern,  a.  Anlässlich  eines  Spezialfalles  wurde 
vom  Erziehungsrat  des  Kantons  St,  Gallen  entschieden: 

dass  ein  Primarlehrer  nicht  dazu  angehalten  werden  könne,  gegen  seinen 
Witten  den  Unterricht  an  einer  Fortbildungsschule  seiner  Gemeinde  zu  über- 
nehmen, sofern  dies  nicht  schon  bei  der  Anstellung  oder  bei  Anlass  von 
Gehaltszulagen  u.  s.  w.  bedungen  worden. 

b.  Mit  Rücksicht  auf  den  konkreten  Fall  der  Besetzung  einer 
Lehrstelle  hatte  der  Erziehungsrat  des  Kantons  St,  Gallen  einen 
Entscheid  zu  fallen,  ob  eine  Schulgemeinde  beziehungsweise  ein 
Schuh-at  verpflichtet  sei,  bei  Anmeldungen  auf  offene  Schulstellen 
nur  einen  für  den  Kanton  St.  Gallen  schon  pateutirten  Lehrer  oder 
Kandidaten  zu  wählen  oder  ob  es  gestattet  sei,  einen  Aspiranten, 
der  ein  ausserkantonales  Patent  besitze,  zu  wählen. 

Der  Erziehungsrat  glaubte  diesfalls  zwischen  den  Begriffen  Wahl  und 
AnsteUung  unterscheiden  zu  sollen  und  entschied  im  Hinblick  auf  den  Wort- 
laut von  Art.  28  der  Schulordnung,  dass  die  Wahl  vollkommen  frei  sei ;  da- 
gegen werde  die  Anstellung  erst  perfekt  durch  die  Genehmigung  derselben 
seitens  der  Oberbehörde,  in  deren  Kompetenz  es  natürlich  stehe,  einem  für 
den  Kanton  noch  nicht  patentirten  Gewählten  eine  Lehrbewilligung  oder  ein 
Patent  auszustellen  oder  aber  auch  zu  verweigern. 

SchideinsteUung  an  kirchlichen  Feiertagen,  Was  die  Einstellung 
von  paritätischen  Schulen  an  Feiertagen  betrifft,  wurde  vom  Er- 
ziehungsrat des  Kantons  St,  Gallen  prinzipiell  beschlossen,  es  sei 
in  solchen  Schulen  an  kirchlich  gebotenen  Feiertagen  der  Unter- 
richt fär  alle  Schüler  einzustellen. 

Religionsunterricht,  Die  Anfrage  einer  Schulbehörde,  ob  der 
Besuch  des  Keligionsunterrichts  während  der  obligatorischen  Schul- 
stunden statthaft  sei,  wurde  vom  Erziehungsrat  des  Kantons  Zünch 
dahin  beantwortet,  dass  der  Besuch  obligatorischer  Schulfacher 
selbstverständlich  nicht  durch  den  Besuch  fakultativen  Unterrichts 
beeinträchtigt  werden  dürfe. 

9.  Handarbeiten  der  Mädchen, 

Dem  Unterricht  in  den  weiblichen  Arbeiten  wird  in  den  meisten 
Kantonen  wachsende  Aufinerksamkeit  geschenkt.  Nach  und  nach 
geht  man  vom  Individualuntemcht  mehr  zum  Klassenunterricht 
über,  der  einen  systematischen  und  im  allgemeinen  fruchtbringendem 
Betrieb  ermöglicht.  Eine  vermehrte  Fürsorge  wird  insbesondere 
der  tüchtigen  Ausbildung  der  Arbeitslehrerinnen  zugewendet,  weil 
doch  schliesslich  in  der  Tüchtigkeit  des  Lehrerinnenpersonals  die 
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erste  Vorbedingung  für  einen  richtigen  Unterriehtserfolg  liegt. 
Hand  in  Hand  mit  diesem  Streben  geht  auch  in  einer  Reihe  von 
Kantonen  eine  Inspektion  des  Arbeitsschulwesens,  um  dadurch  einen 
richtigen  Einblick  in  die  Arbeitsschulverhältnisse  zu  erhalten. 

Über  die  Notwendigkeit  der  Inspektion  lässt  sich  beispielsweise 
der  Schulinspektor  des  Kantons  BaseUand  folgendermassen  ver- 
nehmen : 

In  den  Arbeitsschulen  macht  sich  das  Bedürfnis  einer  fachkundigen 
Schulaufsicht  immer  mehr  geltend.  Ohne  eine  solche  wird  in  mancher  Schule 
ein  lehrplanmässiges  Arbeiten  und  ein  richtiges  Lehrverfahren  nicht  Plats 
greifen  und  werden  Bequemlichkeit,  die  liebe  Gewohnheit  und  wohl  auch 
der  Wille  gewisser  tonangebender  Dorfgrössen  noch  lange  eine  Bolle  spielen. 

Mit  Ausnahme  einiger  städtischer  Gemeinwesen  sind  die  Be- 
soldungen der  Arbeitslehrerinnen  immer  noch  sehr  bescheiden,  ja 
ungenügend.  So  lange  dies  der  Fall  ist,  und  es  also  nicht  möglich 
wird,  der  Arbeitslehrerin  einen  Lebensberuf  zu  schaffen,  der  sie  voll- 
ständig beschäftigt  und  ihr  ein  anständiges  Auskommen  gibt,  ist 
es  nicht  zu  umgehen,  dass  sich  das  Lehrerinnenpersonal  da  und 
dort  etwa  aus  solchen  Mitgliedern  rekrutirt,  die  selbst  bescheidenen 
Anforderungen  an  die  Lehrbefähigung  nicht  zu  entsprechen  im 
Stande  sind. 

Im  Berichtsjahre  ist  von  keinem  Kanton  ein  auf  das  Ai'beitsschul- 
wesen  bezüglicher  Erlass  von  etwelchcr  Bedeutung  ausgegangen. 

Es  fanden  die  nachfolgenden  Kurse  für  Arbeitslehrerinncn  im 
Berichtsjahre  statt: 


Kanton 

Knrsort 

Daner  in 
Wochen 

TeU- 
nehmerinnen 

Zürich      .     . 

1  Zürich 
•     l  Zürich 

20 
20 

25 

28 

Bern    .     .     . 

[  Delsberg 
<  Wimmis 

7 

7 

34 
48 

Baselland     . 

l  Signau 
Liestal 

8V2 
3  kurze 

51 

16 

Aargau    .    . 

Thurgau  .     . 
St.  Gallen    .     . 
Graubünden 

(  Aarau 
■     \  Lenz  bürg 
Fraut-nfeld 
Mariaberg'Rorschach 
Ilauz 

9 

■ 

3(25.'joli>l3.ABg.) 
3  (Fortbildugskiri) 
8 

17 
15 
46 
30 
25 

Diese  Zusammenstellung  ist  unvollständig;  immerhin  enthalt 
sie  diejenigen  Angaben,  welche  aus  Geschäftsberichten,  Zeitungen 
und  durch  Anfragen  zusammengetragen  werden  konnten. 

Mit  Bezug  auf  die  Arbeitslehrerinnen  verdient  der  grundsatz- 
liche Beschluss  der  Erziehungsbehörde  des  Kantons  Sdothum  auch 
in  andern  Kantonen  Beachtung,  dass  der  Staat  an  die  Kosten  für 
die  Stellvertretung  von  kranken  Ai'beitslehrerinnen  aus  dem  Kredit 
für  Aushülfe  an  den  Primarschulen  einen  Beitrag  zu  zahlen  habe, 
dessen  Höhe  nach  der  Zeitdauer  der  Stellvertretung  im  Verhältnis 
zu  dem  gesetzlichen  Jahresbeitrag  des  Staates  an  die  Arbeitsschnlen 
der  betreffenden  Lehrerin  berechnet  wircL 
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Von  Interesse  ist  noch  ein  Beschluss  des  Erziehungsrates  des 
Kantons  BaMlstadt,  wornach  von  1893  an  das  Material  für  den 
Arbeitsunterricht  in  der  Mädchenprimarschule  den  Schülerinnen 
unentgeltlich  soll  verabreicht  werden. 

Was  die  Anzahl  der  Schulen,  Schüler  und  die  Absenzenverhält- 
nisse  anbetriflpfc,  so  sei  hier  auf  die  bezüglichen  Zusammenstellungen 
im  statistischen  Teil  des  vorliegenden  Jahrbuches  verwiesen.  Einen 
Auszug  derselben  lassen  wii'  hier  folgen. 


Kanton 

Schulen 

Schüle- 
rinnen 

I^ehre- 
rinnen 

Absenzen 
entgeh,      unentsch. 

Total 

Zürich 

369 

14867 

412 

37697 

3540 

41237 

Bern 

1957 

49904 

1508 ») 

— 

— 

Lnzem  *).... 

200 

7039 

141 

8062 

3410 

11472 

üri 

24  3) 

720 

24 

— 

Nidwaiden     .     . 

16 

710 

16 

— .. 

— 

1036 

Olarus .... 

29 

2183*) 

34 

2920 

1063 

3983 

Zngr 

11 

1503 

28 

Freiburg   .     .     . 

331 

9610 

293 

— 

Solothnrn .     .     . 

238 

6330 

238 

12576 

8358 

20934 

Baselstadt      .     . 

3021 

133 

— 

— 

Baselland .     .     . 

125 

3727  5) 

124 

— 

Schaffhausen .     . 

36 

2853  6) 

69  7) 

Appenzell  A.-Rh. 

31 

3828 

31 

— 

St.  Gallen .     .     . 

— 

13376  8) 

240 

17648 

4872 

22520 

Graubünden  .     . 

194 

5774 

298 

Aargau      .     .     . 

303 

12723  ») 

278 

Thurgau   .     .     . 

6282 

14825 

3795 

18620 

10.  Arbeiisunterricht  (Handfertigkeitsunterricht)  der  Knaben. 

Das  Gesetz  über  das  höhere  Unterrichtswesen  des  Kantons 
Waadt  vom  19.  Februar  1892  sieht  als  obligatorischen  Lehr- 
gegenstand in  den  Lehi'crseminarien  (Art.  62)  i^)  den  Arbeits- 
unterricht (travaux  manuels)  vor. 

An  der  pädagogischen  Abteilung  des  kantonalen  Gymnasiums 
Neuenburg  hat,  vom  15.  September  1891  bis  zum  16.  Juli  1892, 
ein  Handarbeitsunterricht  stattgefunden,  an  welchem  sich  im 
I.  Semester  12,  im  IL  Semester  14  Seminaiisten  beteiligten. 

Vom  15.  September  1892  an  sind  die  Seminaristen  in  zwei 
Abteilungen  geteilt  worden.  Die  erste,  den  ersten  Kurs  umfassend, 
erhält  Unterricht  in  Kartonnage,   die  zweite  an  der  Hobelbank. 

Über  die  allgemeine  Einführung  des  UnteiTichts  lässt  sich 
der  Geschäftsbericht  des  Erziehungsdepartements  des  Kantons 
Genf  folgendermassen  vernehmen : 

L'organisation  de  renseignement  des  travanx  manneis  se  ponrsuit  ayec 
activit^,  mais   sans  pr^cipitatiun.   Actnellement  les  legons  de  cartonnage  se 

')  800  sind  zugleich  Primarlehrerinnen.  —  ')  Winterkurs.  —  •)  Inkl.  zwei  Sekundar- 
«chulen.  —  *)  Inkl.  669  Kepetirschülerinnen  mit  836  cntschuldif^f  n  nnd  töTnnentschuldi^ten 
Absenzen.  —  ')  Inkl.  668  Schülerinnen  der  Halbta^sschule  und  445  der  Repetirschnle.  — 
*)  Inkl.  189  Bchölerinnen  der  Kealschuie.  —  ')  Inkl.  vier  I^ehrerinnen  der  Realschule.  — 
*)  Inkl.  Sekundarschtilerinnen.  —  ')  117121  Arbeiten  wurden  geliefert. 

*^  Beilage  I,  pag.  15. 
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dounent  dans  tontes  les  4coles  de  la  yille  et  de  la  banliene,  ainsi  qne  dans 
nne  vingtaine  d'^coles  rarales. 

Des  ateliers  ponr  le  travail  mannel  sur  bois  ont  €t€  et-ablis  en  1892 
dans  les  6coles  des  Päqnis,  de  la  rue  Necker,  da  Grätli,  de  Puplinges,  Jussy, 
Meinier,  V^senaz  et  Soral. 

Le  travail  snr  bois  avait  6te  prec^demment  introdoit  dans  les  ^oles  de 
Rive,  des  Eaux-Vives,  Caronge,  Chene-Bongeries,  Chene-Bourg,  Presinires, 
Corsier,  Satigny,  Rassin,  Dardagnj  et  Troinex. 

Im  Berichtsjahr  wurde  in  Bern  mit  Bundesuntersttitzung  der 
VIII.  schweizerische  Handfertigkeitskurs  für  Lehrer  abgehalten; 
ebenso  unterstützte  der  Bund  den  bezüglichen  UnteiTicht  am 
Seminar  Hofwyl  mit  einer  Summe  von  Fr.  400.  Die  bis  anhin 
abgehaltenen  schweizerischen  Kurse  zeigten  folgende  Frequenz: 

Jahr        Kursort  Teilnehmer  Jahr  Korsort  Teilnefainer 

1.1884:  Basel 40  V.  1889:  Genf 91 

II.  1886 :  Bern 51  VI.  1890 :  Basel 82 

in.  1887 :  Zürich      ....  52  ,        VII.  1891 :  Chaux-de-Fonds  .  87 

IV.  1888:  Freibnrg.     ...  66  VIII.  1892 :  Bern 93 

Über  den  gegenwärtigen  Stand  der  Frage  des  Arbeitsunter- 
richtes in  der  Schweiz  stehen  uns  folgende  Angaben  zur  Verfugung. 


Handarbeitsschulen  1892193, 


<¥  e  ni  e  i  n  d  e 

Enge  (K.  H.) .  .  . 
Zürich  (K.  S.)  .  . 
Rieshach  (K.  H.  S.) 
Hottingen  (K.)  .  . 
Hirslauden  (K.  S.;  . 
Oberstrass  (K.  S.)  . 
Unterstrass  (K.  S.) 
Aussersihl  (K.  H.  S.) 
Wiedikon  (K.)    .    . 


TotKl 

der        KlHSsen    l^hrer 
Teilnehmer 


Winterthur  (K.  S.) 
Borgen  (K.  S.)    . 
Seebach  (K.)  .     . 
Adlisweil  (K.)     . 
Rüti  (K.)    .    .     . 


1892  93 
1891/92 


St.  Gallen  .  .  . 
St.  Tiden  .  .  . 
Nendorf  .  .  . 
Bnchs  .  .  .  . 
Rapperswyl  .  . 
Basel  (K.  H.  S.) . 
Neuenburg .  .  . 
Chaux-de-Fonds  . 
Verri^res    .     .     . 


23 

163 

189 

51 

50 

55 

42 

HO 

28 


Stadt  Zürich      711 


128 
18 
20 
17 
15 

909 
602 


245 


570 

»1.100 

271 


2 

10 
12 
3 
4 
4 
8 
8 
2 


48 

8 
2 
1 
1 
1 


61 
43 


14 


31 

4 

14 


2 
6 
5 
8 
2 
3 
2 
3 
1 


28 

o 
1 
1 
1 
1 


37 
26 


SchnJ- 
jähre 

6 
4—6 
4-8 
4-6 
5—8 
5—8 
5—9 
6—8 
4-6 


4-6 
4-7 
6-8 
6—8 


Dauer  de«      Wuehentliehe 
Kurses  Stunden 

Wochen    p^Schul.    Im  Knr» 


28 
19 
21 
22 
22 
22 
22 
21 
23 


22 
22 
22 
14 
22 


4 
2 
2»'2— 3 

3 
3 
3 


112 
38 

52»/t 
55 

66 

66 

66 


2— 2W2    42-42»/» 
4  92 


2-2»/2 
2 
3 
3 

2'/2 


44—55 
44 
66 
42 
55 


4-8 

22 

4 

6-8 

30 

2 

2 

(K.  ^—  Kartonnagearbeiten,  H.  ^-  Hobelbank.  S.  :—  Schnitzen.) 
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Die  Ausgaben  einzelner  Kursorte  erreichten  die  folgenden 
Summen : 

Basel Fr.    8500 

Neuenbürg ,.      1393 

Chaux-de-Fonds 2221 

Schulen  im  Kanton  Zürich     .     .  „    10200 

11.  Schulgärten, 

Im  Kanton  Zürich  bestehen  gegenwärtig  noch  zwei  solcher 
Institute.  Mit  der  Reorganisation  des  Schulwesens  von  Neu-Zürich 
soll  auch,  wenn  immer  möglich  und  tunlich,  die  Frage  der  Schul- 
gärten gelöst  werden.  Die  kantonsrätliche  Kommission,  die  zur 
Untersuchung  der  Ursachen  des  landwirtschaftlichen  Notstandes 
eingesetzt  wurde,  hat  in  ihrem  bezüglichen  Bericht  das  Postulat 
aufgestellt,  der  Regierungsrat  möge  die  Frage  prüfen  und  Antrag 
stellen,  ob  nicht  am  kantonalen  Lehrerseminar  in  Küsnacht  ein 
Musterschulgarten  eingerichtet  werden  sollte.  G  egenwärtig  ist  die 
Angelegenheit  im  Stadium  der  Vorberatung  bei  den  .Erziehungs- 
behörden. 

Im  letzten  Jahrbuch  haben  wir  auch  das  Bestehen  von  Schul- 
gärten im  Kanton  St.  Gallen  (Lüchingen,  Buchs  und  Lichtensteig) 
gemeldet,  die  auch  jetzt  noch  fortbestehen.  Diese  Gärten  fanden 
weitere  Pflege  durch  drei  Lehrer,  75  Knaben  und  52  Mädchen. 

Weitere  Daten  fehlen  uns.  Es  hat  überhaupt  den  Anschein, 
als  ob  die  Frage  nicht  recht  in  Fluss  geraten  wolle,  und  diese 
Tatsache  dürfte  den  Anschein  erwecken,  dass  die  Bedürftiisfrage 
in  dieser  Richtung  noch  nicht  abgeklärt  sei. 

11.  Fortbildungsschulen,  Rekrutenkurse. 

Im  Kanton  Zürich  ist  durch  die  Verordnung  betreffend  Staats- 
beiträge an  das  Volksschulwesen  vom  25.  Februar  1892  mit  Bezug 
auf  die  Fortbildungsschulen  bestimmt  w^orden  i),  dass  sie  von  seite 
des  Staates  nur  subventionirt  werden,  wenn  die  Schüler  über  15  Jahre 
alt,  also  nicht  mehr  volksschulpflichtig  sind.  Der  Staatsbeitrag 
betraf  per  wöchentliche  Jahresstunde  je  nach  der  Zahl  der  Schüler 
und  der  Dauer  des  Kurses  Fr.  30—50. 

Die  Erziehungsdirektion  des  Kantons  hat  sodann  während  des 
Wintersemesters  1892/93  eine  ausserordentliche  Inspektion  der 
Fortbildungsschulen  angeordnet,  um  eine  sichere  und  verlässliche 
Grundlage  für  die  gesetzliche  Neuregelung  des  Fortbildungsschul- 
wesens zu  gewinnen. 

Das  Erziehungsdepartement  des  Kantons  Waadt  macht  in  einem 
Bj-eisschreiben  vom  24.  Oktober  1832  darauf  aufmerksam,  dass  das 
Ergebnis  der  Eekrutenprüfungen  ihm  Veranlassung  gebe,  die  Auf- 

i)  Beilage  I,  pag.  36  u.  37. 
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merksamkeit  der  Schulbehörden  auf  folgende  die  „Cours  comple- 
mentaires"  betreffenden  zwei  Punkte  zu  lenken: 

a.  Une  surveillance  tr^s  active  est  de  rigfneur,  en  ce  qni  concenie  la 
fr^qnentation  des  ^coles  est  plns  sp^cialement  les  demandes  de  conge 
pour  cause  de  maladie  on  ponr  tonte  antre  raison. 

b.  Les  conrs  compl^mentaires,  dont  le  nombre  d'henres  est  fixe  ä  36  an 
minimnm,  doiyent  etre  ^galement  l'objet  d'une  constante  sollicitnde  et 
d'Tine  sarveiUance  non  moins  active.  Les  Commissions  scolaires  on  leors 
d^lega^s  yisiteront  les  conrs  on  moins  nne  tbis  par  semaine  (Hegle- 
ment,  art.  207)  afiu  de  seconder  les  maitres  et  de  stimnler  les  eRves; 
elles  veilleront  en  ontre  k  ce  que  les  travanx  6crits,  qni  doivent  ^tre 
tons  pr^sent^s  k  l'examen,  soient  ex^cntes  avec  ordre  et  propret^. 

In  einem  Kreisschreiben  vom  4.  Februar  1892  weist  das  De- 
partement die  Schulkommissionen  an,  den  Schlusspi-ufimgen  der 
Fortbildungsschüler  noch  ganz  besondere  Aufmerksamkeit  za 
schenken. 

Unterm  8.  Januar  1892  ist  vom  Regierungsrat  des  Kantons 
St.  Gallen  ein  „Regulativ  über  die  Unterstützung  der  gewerblichen 
Fortbildungsschulen  des  Kantons  St.  Galleu  durch  den  Staat"  er- 
lassen worden!).  Auf  Staatsunterstätzung  haben  nur  solche  Schulen 
Anspnich,  welche  -eigentliche  gewerblich-technische  Fächer  pflegen. 
Sic  erhalten  als  einmalige  Unterstützung  an  die  erste  Einrichtung 
Fr.  300  und  alljährliche  Beiträge  an  den  Schulbetrieb.  Sodann 
wird  ein  kantonales  Depot  von  kostspieligeren  Speziallehrmitteln 
(Modellen  etc.)  behufs  leihweiser  Abgabe  an  die  Schulen  gehalten. 
Endlich  werden  auch  noch  Beiträge  an  die  Ausbildung  spezieller 
Lehrkräfte  für  den  gewerblich-technischen  Fachunterricht  von  im 
Maximum  Fr.  400  ausgerichtet. 

Der  pro  1892  ausgesetzte  Kredit  von  Fr.  15,000  wurde  in 
folgender  Weise  auf  die  165  Schulen  verteilt: 

Es  erhielten  73  Schulen  je  Fr.  30-50;  70  je  Fr.  60-100;  20  je 
Fr.  110 — 200;  die  Handfertigkeitsschule  St.  Gallen  bekam  wie  im  Vorjahr 
Fr.  900  und  die  Fortbildungsschule  St.  Gallen  das  Maximum  mit  Fr.  2500. 
Die  obligatorischen  Schulen  wurden  durch  eine  Zulage  von  je  Fr.  30  be- 
günstigt und  die  Lehrstunden  der  Arbeitslehrerinnen  zu  ^U  der  Entschädigung 
von  Lehrstunden  der  Lehrer  berechnet.  Ein  Rest  fiel  den  bereits  bezeichneten 
gewerblichen  Fortbildungsschulen  zu. 

In  der  Delegirtenversammlung  des  kantonalen  Gewerbevereina  ent- 
wickelte Herr  Direktor  Wild  seine  Anschauungen  über  die  Organisation  der 
gewerblichen  Unterrichtsanstalten  des  Kantons  St.  Gallen.  Er  nimmt  drei 
Jahreskurse  in  Aussicht.  Im  ersten  soll  deutsche  Sprache,  Rechnen  und 
geometrisches  Zeichnen  im  Vordergrund  stehen;  im  zweiten  Freihandzeichnen 
nnd  projektives  Zeichnen,  im  dritten  das  Fachzeichnen,  zu  dem  wenn  mög- 
lich noch  Physik  und  Chemie  und  Vaterlandskunde  hinzukommen.  Dem 
Unterricht  sollen  wöchentlich  wenigstens  drei  Tagesstunden  gewidmet  sein. 
Für  das   berufliche   Zeichnen  wären  Wanderlehrer  in  Aussicht  zu  nehmen. 

Es  ist  ein  erfreuliches  Zeichen,  dass  auch  den  Mädchen-Fart- 
bildungsschtden  wachsende  Aufmerksamkeit  geschenkt  wird.  So  bildete 
diese  Frage  den  Hauptgegenstand  der  Verhandlungen  an  der  Herbst- 

*)  Beilage  I,  pag.  72—74. 
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Versammlung  der  Kulturgesellschaft  des  Kantons  Aargau.  Es  wurden 
nach  einem  einleitenden  Keferat  des  Herrn  Pfarrer  Zschokke  von 
Gontenschwyl  folgende  Thesen  angenommen: 

1.  Dem  Staat  und  den  Gemeinden  liegt  die  Pflicht  ob,  für  die  weitere 
Ausbildung  der  ans  der  Schule  entlassenen  Mädchen  in  praktischer  haus- 
wirtschaftlicher Beziehung  zu  sorgen.  Zu  dem  Zwecke  sind  von  ihnen  obli- 
gatorische Mädchenfortbildungsschulen  zu  errichten. 

2.  Zweck  dieser  Schulen  ist,  die  jungen  Töchter  anzuleiten  und  zu  be- 
fähigen, einem  einfachen,  geordneten  Hauswesen  vorzustehen  und  die  häus- 
lichen Geschäfte  zu  besorgen. 

3.  Zum  Besuche  dieser  Schule  sind  alle  Mädchen  einer  Gemeinde  ver- 
pflichtet, es  werde  denn  der  Nachweis  geleistet,  dass  sie  die  geforderten 
Kenntnisse  und  Fertigkeiten  anderwärts  in  genügender  Weise  erlangen. 

4.  Die  Pflichtigkeit  zum  Schulbesuch  dauert  zwei  Jahre  —  vom  voll- 
endeten 16.  bis  zum  18.  Altersjahr. 

5.  Der  Unterricht  wird  in  gesonderten  Jahreskürsen  von  Anfang  November 
bis  Ende  März  und  in  mindestens  vier  wöchentlichen  Stunden  erteilt.  Er 
ist  für  die  Schülerinnen  unentgeltlich. 

6.  Die  Lehrerinnen  sind  vorzugsweise  dem  Kreise  der  Arbeitslehrerinnen 
oder  tüchtiger  Hausfrauen  zu  entnehmen,  sonst  aber  in  bezirksweise  abzu- 
haltenden Lehrkursen  heranzubilden. 

7.  Staat  und  Gemeinde  teilen  sich  in  die  Aufsicht  und  Kosten  der 
Schule. 

Die  Erziehungsdirektion  des  Kantons  Aargau  hat  verfügt,  dass 
der  Unterricht  an  den  Fortbildungsschulen  nie  nach  abends  7  Uhr 
erteilt  werden  dürfe,  da  die  bisherigen  Erfahrungen  zur  Genüge 
erwiesen  hätten,  dass  der  Nachtunterricht  nichts  tauge. 

Über  den  Stand  des  Fortbildungsschulwesens  in  der  Schweiz 
im  Jahi'e  1892  gibt  die  nachstehende  Zusammenstellung  Auskunft: 


a.  Obligatorische  Fortbildungsschulen. 


Kan  to 

Luzern  *)   . 
Obwaldeu  . 
Freiburg    . 
Solothum  «) 
ßaselstadt 
Baselland  . 
Schaff  hausen 
Appenzell  A. 
St.  Gallen  . 
Aargau'')  . 
Thurgau  *) 
Neuenburg 


ne 


Rh 


Schulen 

Schüler 

Lehrer 

74 

1717 

100 

18 

593 

18 

257 

3133 

256 

177 

2278  5) 

230 

2 

52«) 

3 

68 

1119 

106 

29 

194 

29 

17 

897 

51 

8 

217 

8 

151 

2852  7) 

209 

139 

2551  8) 

247 

63 

968 

63 

')  Lnzern:  19.30  entschnldlg^te  und  2236  unentschuldi^e  Absenzen,  Total  4166. 

*)  Solothurn:  ÄOSft              „  „      1288                 ^                         ,                ,      4178. 

')  Aurf^a:  3085              „  .,     3909                  „                          „                ^      6994. 

•)  Thurjfau:  2498               „  „      2468                   „                           „                 ,      4961. 

*)  Lehrstunden  152ö5  Total,  am  Sonnta;?  1364,   vor  7   Uhr  abends   15087.  —  ')  Riehen 
und  Betting^en.  —  ')  Lehrstunden  10241.  —  ')  Lehrstnnden  11164. 
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b.  Freiwillige  Fortbildungsschulen. 


Kautone 

Schulen 

Schüler  Schülerinn. 

Total 

Lehrer  T^hreriiin 

.  Tetel 

Zürich     .    . 

.       114 

3158 

504 

3662 

265 

18 

^3 

Bern  .     .     . 

27 

1384 

1384 

113 

113 

Luzern    .     . 

1 

81 

81 

4 

4 

Uri      .     .     . 

1 

39 

39 

2 

2 

Schwyz    .     . 

2 

116 

116 

6 

6 

Obwalden    . 

1 

59 

59 

1 

1 

Nidwaiden  . 

3 

156 

156 

3 

^_ 

8 

Glarus     .     . 

.        34 

815 

123 

938 

82 

17 

99 

Zug    .     .     . 

3 

52 

52 

3 

3 

Freibarg 

6 

125 

125 

11 

11 

Solothum     . 

5 

355 

355 

14 

14 

Baselstadt   . 

2 

121 

„  - 

121») 

5 

5 

Baselland     . 

3 

122 

122 

9 

_ 

9 

Schaffhausen 

19 

313 

313 

19 

19 

Appenzell  A.- 

Rh. 

10 

213 

213 

10 

10 

St.  Gallen    . 

.      157 

2433 

678 

3111 

302 

31 

333 

Granbünden 

41 

360 

27 

387 

41 

41 

Aargau    .     . 

11 

719 

719 

43 

43 

Thurgau .     . 

40 

800 

331 

1131 

61 

17 

78 

Tessin     .     . 

15 

617 

99 

716 

25 

2 

27 

Waadt     .    . 

3 

417 

417 

13 

13 

Neuenburg  . 

8 

574 

146 

720 

55 

55 

Genf  .    .     . 

4 

614 

153 

767') 

29 

29 

1891/92: 

510 

13349 

2355 

15704 

1106 

95 

1201 

1890/91: 

464 

14067 

3283 

17350 

1094 

95 

1189 

Differenz 


+12 


+46      —718    —928      —1646        +12        — 

Luzern:  Mädchen fortbildaiurgschule  in  Luzern. 

Baselstadt:  Basel  und  Klemhüninffen  vom  1.  Nov.  bis  28.  Febr.    Jeder  Teilnehmer 
kann  einen,  zwei  oder  drei  Kurse  besuchen. 

Aarsrau:  C025  Stunden  Total. 
t  u*  Thurjfau:  Inkl.  IS  Töchterschulen  und  drei  Kurse  fßr  Handfertigkeitsunterricht,  Unter- 
richtsstunden Gmo.    Absenzen  entschuldigt  2088,  unentschuldigt  508. 

c.  Wiederholungskurse  bezw.   Rekrutenkurse. 


Kantone 


Bern/.  .  . 
Luzern  o.  . 
Uri  0.  .  . 
Schwyz  0.  . 
Ohwalden  o. 
Nidwaiden  o. 
Glarus     .     . 


Zahl  der  Kurse 
411 

54 
24 
31 

8 
10 


Übertrag 


Daner 
Wochen 

ca.  40«) 
30-408) 

40 

40*) 
60  Stondan  ^) 

48«) 
18—20  7) 


Schäler 

40208) 
791 

244 
318 
124 
93 
119 

5700 


Lehrer 

411 
54 
24 
30 

8 
10 


»)  Die  Verminderung  der  Schiilerzahl  rilhrt  davon  her,  dass  die  Teilnehmer  der  F'ach- 
schulen  nicht  wie  in  frühem  Jahren  mitgerechnet  werden. 

2)  Ein  Kurs  umfasst  im  Durchschnitt  40  Stunden,  verteilt  auf  20  Tage  in 
10  Wochen;  im  ganzen  wurden  14,064  Stunden  erteilt. 

8)  Am  Anfang  der  Kurse  5102  Schüler. 

*)  2  Jahre. 

s)  Gesetzlich  120  Stunden  jährlich. 

®)  Jährlich ;  der  Kurs  wird  meistens  auf  den  Winter  verlegt. 

'^)  Wöchentlich  zweimal  1^2  Stunden. 
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Kantone 

Zahl  <ler  Knrse 

Dauer 
Wochen 

HchUlf^r 

I^hrer 

Übertrag 
Zug  0 

14 

75  stufen 

5709 
205 

14 

Freiburg  o..     .     . 
Solothurn     .     .     . 

154 
3 

20 
80  Stiiden  1) 

947 

154 

Baselstadt  /.    .     . 
Baselland    .    .     . 

— 

10 

V 

438 

_. 

Schaffhausen    .     . 

19 

40  8) 

108 

19 

Appenzell  A.-Rh. . 
Appenzell  I.-Rh.  . 
St.  Gallen    .     .     . 

40 

265 
194 
575 

Graubünden     .     . 

55 

— 

Aargau   .... 
Thnrgau.     .     .     . 
Tessin     .... 

47 

40 

861 
582 
458 

— 

Waadt     .... 

1693 

WalUs     .... 

48 

769 

Neuenburg  .    .    . 
Genf 

15 

80 

427 
1242 

15167 

15 

Total  1891/92: 



1890/91 : 

9942 

1 

Differenz : 

.  -_ 

. — 

+5225 

— 

III.  Sekundärschulen. 

1,  Organisation. 

Das  Gesetz  über  das  Sekundarschulwesen  des  Kantons  Waadt 
vom  19.  Februar  1892  4)  behandelt  die  ganze  über  die  Primar- 
schule hinausgehende  Schulorganisation.  Eine  Sekundärschule  muss 
mindestens  zwei  Lehrer  besitzen.  Das  regelmässige  Eintrittsalter 
für  die  Schüler  (Knaben  und  Mädchen)  ist  das  zurückgelegte 
12.  Altersjahr.  Das  Schulgeld  beträgt  Fr.  40  im  Maximum.  Die 
Fächer  sind  diejenigen  der  kantonalen  Industrieschule,  doch  steht 
es  den  Schulkommissionen  mit  Genehmigung  des  Erziehungsdeparte- 
ments frei,  auch  andere  Unterrichtsgegenstände  in  den  Lehrplan 
einzufügen  und  dafür  andere  wegzulassen. 

Im  Kanton  Zürich  ist  endlich,  nach  jahrelangen  cinlässlichen 
Beratungen,  zusammen  mit  dem  Lehrplan  füi'  die  Primarschulen 
unterm  27.  April  1892  auch  der  revidirte  Lehrplan  für  die  Sekun- 
därschulen erlassen  worden  &).  Trotzdem  die  Revision  im  Sinne 
der  Abrüstung  und  der  Entlastung  der  Schüler  vorgenommen  wurde, 
beträgt  die  wöchentliche  Stundenzahl  immerhin  noch  83— 40  Stunden, 
es  dürfen  aber  keinem  Schüler  mehr  als  36  Unterrichtsstunden 
(Leibesübungen  inbegriffen)  zugemutet  werden.  Ein  Lehrer  kann 
nicht  zu  mehr  als  33  wöchentlichen  Unterrichtsstunden  (Leibes- 

»)  Jährlich  80  Stunden,  3  Winterkurse. 

«)  2  Jahre,  in  der  Stadt  17  X  2,  in  den  Landgemeinden  17  X  3  Stunden. 

^)    Die   Forthildungsschule   ist    den    angehenden   Rekruten .  während   des 

ihrer  Stellungspflicht  vorangehenden  Winters  zu  fakultativem  Besuche  geöffnet. 

*)  Vergl.  Beilage  I,  pag.  10  ff. 
5)  Vergl.  Beilage  I,  pag.  29  ff. 
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Übungen  nicht  gerechnet)  angehalten  werden.  Als  Fremdsprache 
ist  wie  bis  anhin  das  Französische  mit  5 — 7  Standen  per  Woche 
als  obligatorisches  Unterrichtsfach  eingeführt;  der  Unterricht  in 
andern,  alten  oder  neuen  Sprachen,  kann  mit  Bewilligung  des  Er- 
ziehungsrates, dem  zugleich  der  Lektionsplan  vorzulegen  ist,  mit 
der  Sekundärschule  in  Verbindung  gesetzt  werden;  jedoch  ist  der 

Besuch  dieses  Unterrichts  fakultativ. 

» 

Im  Kanton  Aargau  ist  ein  revidirtes  Reglement  über  die  Er- 
werbung der  Wahlfahigkcit  für  Lehrstellen  an  aargauischen  Be- 
zirksschulen vom  8.  Januar  1892  erlassen  worden,  das  die  Be- 
dingungen der  Zulassung  gegenüber  früher  etwelchermassen  schwie- 
riger gestaltet. 

Die  Inspektion  der  Knabensekundarschule  Baselstadt  wurde  er- 
mächtigt, besondere  Klassen  ohne  französischen  Untemcht  und  mit 
entsprechend  vermehrten  andern  Unterrichtsfächern  für  solche 
Schüler  einzurichten,  welche  beim  Eintritt  in  die  erete  Sekundar- 
klasse  das  12.  Altersjahr  schon  überschritten  haben  und  welche 
wegen  schwacher  Begabung  auch  nach  zweijährigem  Besuch  der 
ersten  Sekundarschulklasse  nicht  befördert  werden  können. 

Durch  die  erziehungsrätliche  Inspektion  der  Sekundärschulen 
des  Kantons  St,  Gallen  in  den  Jahren  1889 — 91  hatte  es  sich 
herausgestellt,  dass  die  Mehrzahl  derselben,  trotz  den  An- 
strengungen der  Lehrer,  infolge  ungenügender  Organisation  nicht 
dasjenige  leistet,  was  die  Gegenwart  von  denselben  fordert  oder 
zu  fordern  berechtigt  ist.  Da  der  Hauptübelstand  in  der  unge- 
nügenden Zahl  der  Lehrkiäfte,  und  da  und  dort  auch  in  der  Cber- 
füllung  der  Klassen  bestand,  so  stellte  der  Ei-ziehungsrat  folgende 
Normalien  auf: 

1.  Die  Zahl  der  Lehrkräfte  an  einer  Sekundärschule  soll  gleich  sein  der 
Anzalü  der  Klassen.  Aufgenommen  sind  zweikursige  Schalen  mit 
einem  Lehrer,  deren  Schülerzahl  unter  20,  nnd  dreiknrsige  mit  zwei 
Lehrern,  deren  Schülerzahl  unter  40  heträgt. 

2.  ITnter  einer  vollen  Lehrkraft  werden  31—33  wöchentliche  Unterrichts- 
stunden vei-standen. 

3.  Eine  Klasse,  die  mehr  als  30  Schüler  zählt,  ist  zu  parallelisiren  und 
ist  für  die  neu  entstandene  Klasse  eine  neue  Lehrkraft  anzustellen. 

Die  vom  Grossen  Rate  in  der  Novembersitzung  1891  bewilligte 
Erhöhung  des  Staatsbeitrages  an  die  Sekundärschulen  um  den  Be- 
trag von  Kr.  20.000  wurde  mit  dem  doppelten  Zwecke  motivirt, 
einmal  denjenigen  Anstalten,  welche  obigen  Normalien  durch  An- 
stellung neuer  Lehrkräfte  nachkommeu.  eine  über  die  in  Art,  15 
des  Regulativs  vom  2.  Dezember  1890  vorgesehenen  Beiträge  hinaus- 
gehende Unterstützung  anbieten  zu  können  und  dann  auch  bereits 
bestehende  oder  noch  zu  errichtende  Lateinkurse  zu  unterstützen. 
Was  letztere  betrifft,  so  hat  der  Erziehuugsrat  beschlossen, 
einen  Beitrag  von  Fr.  200  bis  Fr.  300  per  Jahr  an  jeden  Lateinkars 
zu  leisten,  der  hinsichtlich  des  zu  behandelnden  Lehrstoffes  und  des 
Bildungsganges  des  Fachlehrers  folgenden  Bedingungen  entspricht: 
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1.  dass  die  Schule  den  betreffenden  Zöglingen  wenigstens  die- 
jenigen Kenntnisse  im  Lateinischen  vermittelt,  welche  an  der 
ersten  Gymnasialklasse  der  Kantonsschule  erworben  werden 
können,  und 

2.  dass  dieses  Fach  von  einem  Lehrer  übernommen  werde,  der  sich 
wenigstens  über  vollständige  Gymnasialbildung  ausweisen  kann. 

Diese  Lateinkurse  werden  zur  Folge  haben,  dass  Söhne  auf 
dem  Lande,  die  sich  dem  Gymnasialstudium  widmen  wollen,  dem 
Eltemhause  länger  erhalten  bleiben,  indem  sie  den  Beginn  des 
Lateinunterrichts  mit  dem  Besuch  der  nächstgelegenen  Sekundär- 
schule verbinden  können  i). 

2.  Schiller  und  Lehrerpersonal. 

Im  Schuljahr  1891/92  besuchten  29,888  Schüler  die  Sekundär- 
schulen. Darunter  waren  17,042  Knaben  und  12,846  Mädchen 
(1890/91 :  Total  28,536,  wovon  16,346  Knaben  und  12,190  Mädchen). 
Aus  den  Jahresberichten  der  Erziehungsdirektionen  konnte  mit 
Bezug  auf  die  Frequenz  aufeinanderfolgender  Klassen  folgendes  fest- 
gestellt werden. 


TT  ^.kA.^.^«^                              -^»    *•  ^  ■                                  XX« 

Kl. 

III.  Kl. 

YV.  Kl. 

V.  Kl.             Schüler 

Kantone         ^^ 

M.       Kn. 

M. 

Kn.       M. 

Kn.     M. 

Kn.     M.     Kn.       M. 

Total 

Zürich  .    .    1839  1205  1582 

965 

463    269 

3884  2439  6323 

Lnzem  .    .      483 

262    247 

94 

52 

-    —    730    408  1138 

Schwyz .    .      139 

76      46 

35 

9 

—     — 

194    111 

305 

Baselstadt .      538 

611    505 

549 

394    516  242  328 

27    77  1706  2081  3787 

BaseUand  .      175 

52    120 

40 

56      15 

351     107 

458 

lirgaa(BnirkHcb.)      800               699 

531 

246 

1577    699  2276 

Thurgan     .*     313 

147    261 

154 

153      36 

—    — 

-  -    727    337  1064 

Tessin   .    .      271 

135    147 

97 

54      80 

472    312 

78i 

Die  nachfolgenden 

Kantone  geben  auch 

Auskunft   über 

die 

Absenzenverhältnisse  an 

den  i 

Sekundärschulen : 

Kantone 

Schüler 

Absenzen 
entsch.       unentsch. 

Total  der 
Absenzen 

Durchschnitt 

per  Schüler 

entsch.    unentsch.    Total 

Zürich     .     .     . 

6323 

72309 

1831 

74140 

11,5               0,2 

11,7 

Lnzern  .    .    . 

1138 

9416 

922 

10338 

8,s          0,8 

9,1 

üri     .... 

72 

631 

12 

643 

8,8         0„ 

8,9 

Schwyz  .     .     . 

305 

1965 

90 

2055 

6,4          0,s 

0,7 

Glaras    .     .     . 

414 

2564 

268 

2832 

6,2               0,6 

6,8 

Zug    .... 

190 

1341 

23 

1364 

7,0          0„ 

7„ 

Freiburg     .    . 

310 

— 

4103 

13,2 

Solothum    .     . 

624 

5446 

613 

6059 

8,7              0,9 

9,« 

Baselstadt  .    . 

3787 

62114 

2515 

64629 

16,5          0,« 

17,1 

Schaffhansen  . 

800 

10144 

34 

10178 

12,7             - 

12,7 

St.  Gallen  .    . 

2194 

23350 

565 

23915 

10,0              0,2 

10,2 

Aargai  (Bnirksuli.) . 

2276 

22588  2) 

1      —           — 

9.» 

Thargan     .     . 

1064 

9250 

1085 

10332 

8,7               0,9 

9,« 

Tessin    .    .     . 

784 

5812 

978 

6790  8] 

1        7,4            1,« 

8,6 

Das   Lehrerpersonal   bestand 

ans    1176 

Lehrern 

nnd  200  Lehrerinnen 

(1890/91 :  1178  bezw.  192). 

')  Nach  dem  amtlichen  Schnlblatt  des  Kantons  St.  Gallen. 
')  Im  Sommer  10,46ß  Absenzen,  im  Winter  12,122  Absenzen. 


')  Knaben  entsch.  2648,  unentsch.  760. 
Mädchen      ,        SIM,         „  21S. 


Total  3408  Absenzen. 
«     38S2 
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IV.  Lehrerbildungsanstalten. 

Wie  im  letzten  Jahrbuch  kann  mit  Bezug  auf  die  organi- 
satorischen Einzelheiten  auf  die  einleitende  Arbeit  im  Jahrbuch 
pro  1890  verwiesen  werden. 

Im  Berichtsjahr  ist  unterm  5.  Februar  1892  ein  „Reglement 
für  die  Prüfung  der  Lehrer  und  Lehrerinnen  der  Primarschule  des 
Kantons  Sdothum^  i)  erlassen  worden.  Es  lehnt  sich  in  seinen 
Anforderungen  an  das  Pensum  der  pädagogischen  Abteilung  der 
Kantonsschule  in  Solothurn  an,  in  welcher  die  zukünftigen  Primar- 
lehrer  des  Kantons  vorgebildet  werden.  Die  Prüfung  zerfallt  in 
eine  theoretische  und  eine  praktische.  Die  letztere  findet  nach 
der  ersten  Hälfte  des  letzten  Bildungsjahres  in  der  Musterschule 
Zuchwil  statt. 

Der  Erziehungsrat  des  Kantons  Graubünden  hat  sodann  die 
y^Verordnung  über  Bildung  und  Patentirung  von  VolksschuJl^hrem^)"^ 
einer  Revision  unterzogen.  Das  Eintrittsalter  beträgt  14  Jahre. 
,,I)er  ganze  Schulkursus  oder  die  Lehrzeit  für  Schullehrerzöglinge 
ist  auf  vier  Jahre  angelegt.  Die  ersten  drei  Jahre  sind  vor- 
herrschend für  die  allgemeine,  das  letzte  Jahr  für  die  berufliche 
Bildung  der  Zöglinge  bestimmt."  Der  Verordnung  entnehmen  wir 
u.  a.  noch  folgende  Bestimmungen: 

Der  Kanton  gewährt  den  Lehrerzöglingen  folgende  Unterstütznngen : 

a.  jedem  Seminaristen  ein  Stipendium  von  Fr.  170  jährlich  nnd  wenn  er 
ausserhalb  des  Konviktes  wohnt,  eine  Wohnangsent-schädignng  von 
Fr.  30 ;  ^ 

b,  acht  Schüler  (Gratuiten)  erhalten  Freiplätze,  d.  h.  ansser  dem  Stipen- 
dium und  der  Wohnungsentschädigung  noch  einen  Beitrag  von  Fr.  130. 
(§8.) 

Jeder  als  schuldienstpflichtig  entlassene  Schullehrerzögling  ist  Terpflichtet, 
in  einer  Gemeinde  des  Kantons  von  dem  ersten  Jahre  nach  dem  Anstritt  an 
in  ununterbrochener  Reihenfolge  den  Schuldienst  so  lange  zu  versehen,  bis 
er  die  vom  Kanton  bezogenen  Stipendien  und  Unterstützungen  für  Gratuiten- 
stelle  nach  den  Bestimmungen  der  folgenden  Paragraphen  abverdient  hat. 
Auch  darf  die  Übernahme  einer  blossen  Privat^chule  nicht  in  Abrechnung 
der  zu  erftUlenden  Leistungen  gebracht  werden.    (§  14.) 

Jedem  zur  Leistung  des  Gemeindeschuldienstes  verpflichteten  Schullehrer 
wird  nach  jedem  ordnungsmässig  gehaltenen  nnd  bescheinigten  Schuljahre 
der  Betrag  von  Fr.  100  gleich  einer  bar  abgetragenen  Ratazahlung  gut- 
geschrieben. Sobald  die  Abzahlungen  den  Gesamtbetrag  der  genossenen 
Unterstützungen  erreichen  (wobei  ein  Rest  über  Fr.  50  wie  Fr.  1(K)  in  Rech- 
nung gebracht,  ein  solcher  unter  Fr.  50  nicht  in  Berechnung  gezogen  wird), 
wird  dem  betreifenden  Lehrer  der  hinterlegte  Bürgschein,  unter  bescheinigter 
Erledigung  von  aller  fernem  Verpflichtung  gegen  den  Kanton,  zurückgestellt 
(S  15). 

Das  neue  Gesetz  über  das  Sekundarschulwesen  im  Kanton 
Waadt  vom  19.  Februar  1892  hat  im  Abschnitt  über  die  Seminarien 
auch  den  Handfertigkeitsunterricht  als  Unterrichtsfach  eingefiihrt ; 

>)  Beilage  I,  pag.  78—80. 
2)  Beilage  I,  pag.  83  ff. 
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am  Lehrerseminar  ist  das  Deutsche  obligatorisches,  am  Lehrerinnen- 
seminar  fakultatives  Untemchtsfach. 

Im  Kanton  Aargau  hat  sich  die  reformirte  Synode  mit  54 
gegen  57  Stimmen  für  den  obligatorischen  und  mit  63  gegen  21 
Stimmen  für  den  konfessionellen  Religionsunterricht  am  Seminar 
ausgesprochen.  Mit  48  gegen  44  Stimmen  entschied  sie  für  kon- 
fessionslosen Religionsunterricht  an  der  Kantonsschule. 

Im  fernem  hat  der  Erziehungsrat  seine  frühere  Schlussnahme, 
womach  die  Seminarzöglinge  der  einen  Konfession  verhalten  werden 
konnten,  beim  musikalischen  Teil  des  Gottesdienses  der  andern 
mitzuwirken,  aufgehoben,  und  den  Seminaristen  die  Mitmrkung 
freigestellt. 

Aus  diesem  Kanton  ist  sodann  noch  zu  melden,  dass  das 
Töchterinstitut  und  Lehrerinnenseminar  in  Aarau  inskünftig  einen 
vierten  Jahreskurs  erhalten  wird.  Infolgedessen  muss  auch  die 
Zahl  der  Lehrkräfte  vermehrt  werden. 

Unterm  5.  Mai  hat  der  Grosse  Rat  des  Kantons  Basehtadt 
den  Regierungsrat  zur  Errichtung  von  l^j^  bis  2jährigen  Fach- 
kursen zui'  Ausbildung  von  Primarlehrem  ermächtigt  und  den  hiezu 
erforderlichen  Kredit  bis  auf  Fr.  6000  bewilligt.  Die  Vorbildung 
vermittelt  das  Gymnasium  oder  die  Realschule. 

Mit  den  IV2 — 2  Jahren  Universitätsbildung  für  die  Primar- 
lehrer  hat  Basel,  der  Schulkanton  par  excellence,  den  Schritt 
getan,  der  einer  Reihe  von  andern  Kantonen  als  das  noch  zu 
erreichende  Ziel  vorschwebt,  dessen  Erreichung  aber  im  gegen- 
wärtigen Moment  und  wohl  auf  absehbare  Zeit  hinaus  aus  innern 
und  hauptsächlich  äussern  Gründen  nicht  möglich  ist. 

Im  Kanton  Bern  hat  die  Erziehungsdirektion  dem  Regierungs- 
rat «ine  Reform  der  Lehrerbildung  auf  folgender  Grundlage  vor- 
geschlagen : 

1.  Erweiterung  der  Bildungszeit  von  3'/2  auf  4  Jahre.  2.  Ab- 
schlnss  der  allgemeinen  Bildung  nach  drei  Jahren  (Unterseminar);  berufliche 
Bildung  im  vierten  Jahr  (Oberseminar).  4.  Verlegung  des  Oberseminars  nach 
Bern,  mit  Schaffung  einer  Musterschule.  5.  Unterstützung  der  Gymnasial- 
schüler, die  sich  dem  Lehrerberuf  widmen  wollen,  durch  Stipendien. 

Diese  Grundsätze  sind  aber  vom  Regierungsrate  abgelohnt 
worden. 

Die  Zahl  der  Lehrerbildungsanstalten  ist  dieselbe  geblieben 
wie  im  Vorjahre.     Die  Frequenz  war  folgende: 

»<*hmer     ^^lll-       Total        I^hrer    \^^^^'     ToUl        ,  ||-P*t«tirt«  ^^^^, 

rinnen  rinnen  Lehrer    Leiirennnii 

189192:         1369        861        2230        301        61        362        314        259        573 
1890  91:         1294        735        2029_       288        70_      358_    297        263        560 

Differenz:       +75     +126      +201       +13      —9      +14      +17        —4      +13 

Die  Angaben  betreffend  die  Lehrer  sind  insofern  unvollständig, 
als  deren  Zahl  nicht  genau  festgestellt  werden  kann,  denn  die 
Seminarlehrer   sind    oft  infolge  der  organischen  Verbindung  der 
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Lehrerseminarien  mit  den  Kantonallehranstalten  an  verschiedenen 
Abteilungen  derselben  betätigt. 

V.  Höhere  Mädchenschulen^ 

Man  macht  sich  überall  mit  dem  Gedanken  vertraut,  den 
Mädchen  mehr  Gelegenheit  zur  Fortbildung  zu  bieten  als  bis  anhin. 
Das  neue  Gesetz  über  das  Sekundarschulwcsen  des  Kantons  WaacU 
vom  19.  Februar  1892"  behandelt  auch  die  hohem  Mädchenschulen. 
Für  den  Eintritt  wird  mindestens  das  10.  Altersjahr  gefordert. 

In  Zürich  und  Bern  ist  man  daran,  die  hohem  Töchterschulen 
zu  reorganisiren  und  zwar  insbesondere  im  Sinne  des  Ausbaus  der 
Handelsabteilungen. 

In  Bern  soll  neben  dem  dreikursigen  Lehrerinnenseminar  die 
als  Oberabteilung  der  städtischen  Mädchensekundarschule  bestehende 
einkursige  Handelsklasse  zu  einer  zweikursigen  Töchterhandels- 
schule erweitert  werden. 

In  Verbindung  mit  dem  I.  Kurse  dieser  Handelsschule  w^ird 
eine  erste  Fortbildungsklasse  errichtet,  welche  in  den  sprachlichen 
Fächern  den  Lehrplan  und  die  Unterrichtsstunden  mit  dem  I.  Handels- 
kurs gemein  hat,  anstatt  der  übrigen  Fächer  jedoch  Geschichte, 
Naturkunde,  Zeichnen  in  ihren  Lehrplan  einstellt.  Zahl  der  obli- 
gatorischen Lehrstunden  per  Woche  16. 

An  diesen  ersten  Kurs  der  Fortbildungsschule  schliesst  sich 
ein  zweiter  Kurs  mit  eigenem  Lehrplan  zum  Zw- ecke  der  allge- 
meinen Weiterbildung  in  Literatur,  Kulturgeschichte,  Natui'wissen- 
schaft  (Gesundheits-  und  Ernährungslehre),  kunstgewerblichem 
Zeichnen  und  Kunstgeschichte. 

Zahl  der  obligatorischen  Lehrstunden  per  Woche  12. 

An  der  hohem  Töchterschule  Lausanne  ist  ein  Lateinkurs  mit 
20  Teilnehmerinnen  begonnen  worden. 

Über  die  höhern  Töchterschulen  in  den  grössern  Schweizer- 
städten werden  folgende  Angaben  gemacht: 

Schul  ort  ^kuree"    Klassen    Schülerinn.    Lehrer    I^hrerinn.      Total 

Zürich 2  2  22              8              1              9 

Winterthur 2  2  26              3              4              7 

Sekudarschile  5  17  5721 

Hudelssehnle  nnd    \  .  .  i  lo  ^         17            22            89 

Fortbildongsklaisen  /  ^  '  ^^"^  ] 

I  Cnlere  Abteiloiig  4  16  603  j 

Basel    {  Obere  Abteilnng  2  6  170  y         16            16            32 

I  Fortbildingsklasseo  2  2  63 1 

^^'^^^  \  LehrerinncMeBinar  I  3  3  63  -  -  8 

Lausanne —  —  —  —  —  — 

Neuenburg —  —  —  —  —  — 

Genf«) 7  18  807  —  —  — 

')  Ecole  secondairet  et  sup^rieure  des  Jeunes  ÜUes. 


Bern 
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VI.  Kantonsschulen. 

(Gymnasien,  Indnstrieschulen,  Handelsschulen.) 

i.   Organisation. 

Als  bedeutendste  gesetzgeberische  Tat  auf  diesem  Gebiet  ist 
das  Gesetz  über  das  Sehmdarschulwesen  des  Kantons  Waadi  vom 
19.  Februar  1892 1)  zu  bezeichnen,  das  auch  das  ganze  Mittel- 
schulwesen einbezieht  und  die  bezügliche  umfangreiche  Gesetz- 
gebung in  lichtvoller  Weise  kodifizii't.  Das  Gesetz  behandelt 
sukzessive:  a.  Ecoles  secondaires,  b.  Ecoles  sup6rieures  de  jeunes 
filles,  c.  Colleges  communaux,  d.  Ecole  cantonale  d'agriculture, 
ß.  Ecoles  industrielle  et  commerciale  cantonales,  mit  folgenden 
Unterabteilungen:  Ecole  industrielle,  ecole  professiounelle,  ecole  de 
commerce,  gymnase  mathematique,  /.  College  cantonal,  g.  Gymnase 
classique,  A.  Ecoles  normales. 

Es  zeichnet  sich  das  Gesetz,  das  in  Beilage  I  in  extenso 
abgedruckt  ist,  ebensowohl  durch  seine  einheitliche  Durcharbeitung, 
als  durch  eine  Reihe  neuer  Gesichtspunkte  aus. 

Die  Sekundärschulen  der  Gemeinden,  die  Töchterschulen  und 
das  kantonale  Gymnasium  erleiden  keine  Veränderung.  Dagegen 
wird  die  bisherige  kantonale  Industrieschule  in  vier  Abteilungen 
getrennt:  in  eine  eigentliche  Industrieschule  für  Schüler  von  12  bis 
15  Jahren,  eine  Gewerbeschule,  an  die  vorige  Industrieschule  an- 
schliessend, eine  Handelsschule  und  ein  mathematisches  Gymna- 
sium. Diese  drei  Abteilungen  sollen  unter  der  gleichen  Direktion 
stehen  und  drei  Jahreskurse  (15.  bis  18.  Altersjahr)  umfassen. 
Der  Zweck  dieser  Trennung  besteht  darin,  in  Zukunft  die  Richtung 
des  Studiums  früher  zu  spezialisiren,  als  das  bisher  der  Fall 
gewesen.  Das  neue  Gesetz  errichtet  ferner  eine  landwirtschaft- 
liche Schule;  ebenso  sollen  die  Zöglinge  des  Lehrerseminars  zum 
Besuche  der  Universitätsvorlesungen  zugelassen  werden. 

Von  den  Sekundarlehrern  wird,  je  nach  den  Fächem,  ein 
Diplom  der  philologisch-naturwissenschaftlich-mathematischen  Fa- 
kultät der  Universität  Lausanne  verlangt.  Man  hofft,  durch  diese 
Forderung  mehr  Übereinstimmung  in  das  Lehrpersonal  der  Sekun- 
darschulstufe  hineinzubringen  und  zugleich  die  Zahl  der  Studirenden 
an  der  jungen  Universität  zu  erhölien. 

Von  den  wichtigem  Erlassen  auf  dem  Gebiete  des  Mittelschul- 
wesens erwähnen  wir  noch  die  folgenden: 

1.  Stipendienordnung  für  den  Kanton  Baselstadt  vom  3.  De- 
zember 1892,  wodurch  der  jährliche  Betrag  eines  Stipendiums  in 
den  Obern  Schulen  auf  Fr.  80  für  die  L,  Fr.  120  für  die  IL, 
Fr.  160  für  die  III.  und  Fr.  200  für  die  IV.  Klasse  festgesetzt 
wird.  Diese  Beträge  können  bei  besonderer  Dürftigkeit  eines 
Petenten  um  Fr.  40  erhöht  werden. 

>)  Beilage  I,  pag.  10  ff. 
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2.  Regulativ  für  die  schwyzerischen  Maturitätsprüfungen  vom 
18.  Mai  1892.  das  sämtlichen  Aufordeningen  der  eidgenössischen 
Maturitätsprüifungen  entspricht  i). 

3.  Verordnung  betreffend  die  Maturitätsprüfung  an  der  kantonalen 
Lehranstalt  des  Kantons  Obwalden  vom  21.  April  1892,  sowde  eine 
Verordnung  betreiFend  Aufnahmebedingungen  au  der  genannten 
Anstalt  2). 

4.  Reglement  für  die  Maturitätsprüfungen  im  Kanton  Grau- 
bünden^)j  wornach  die  Prüfung  in  zwei  Hälften  zerfällt.  Am 
Schluss  des  6.  Kurses  wird  geprüft  in  Mathematik,  Physik.  Geo- 
gi'aphie,  Naturgeschichte.  Geschichte  des  Mittelalters  und  der 
neuen  Zeit;  am  Schlüsse  des  7.  Kurses  findet  eine  Prüfimg  statt 
in  folgenden  Fächern:  Deutsche,  lateinische,  giiechische  und  eine 
neue  Fremdsprache  (Französisch.  Englisch,  Italienisch),  Geschichte 
des  Altertums  und  Chemie. 

5.  Durch  die  Volksabstimmung  vom  3.  April  1892  ist  das 
schon  im  letzten  Jahrbuch  erwähnte  Gesetz  betreffend  die  Erwei- 
terung der  zweiklassigen  Merkantilabteilung  an  der  sdothurniscJien 
Kantonsschule  zu  einer  dreiklassigen  perfekt  geworden. 

Wir  fügen  noch  einige  Mitteilungen  bei,  die  auch  für  weitere 
Kreise  von  Interesse  sind : 

Der  Regierungsrat  des  Kantons  Aargau  hat,  gestützt  auf  die 
Erfahrungen  des  ersten  Betriebsjahres,  sowie  die  gegenwärtigen 
Lebensmittelpreise,  die  Pensionsgelder  im  Kantonsschülerhaus  für 
das  Schuljahr  1891/92  festgesetzt  wie  folgt: 

1.  Schüler,  welche  aargauische  Stipendien  beziehen,  zahlen  per  Jahr 
Fr.  450.  2.  Andere  Schüler,  deren  Eltern  aargauische  Bürger  sind,  oder 
im  Kanton  wohnen,  zahlen  Fr.  500.  3.  Schüler  von  kantonsfremden  Eltern, 
die  nicht  im  Kanton  wohnen,  zahlen  Fr.  600. 

Vom  Erziehungsrat  sind  bezüglich  der  Auftiahme  von  Zög- 
lingen in  das  Schülerhaus  folgende  Grundsätze  festgestellt  worden : 

1.  Anmeldungen  von  Schülern,  deren  Eltern  Kantonsbürger  oder  im 
Kanton  wohnende  Schweizerbürger  sind,  gehen  allen  andern  vor.  2.  Von 
diesen  ist  Schülern,  welche  Stipendien  erhalten  haben,  in  erster  Linie  der 
Vorzug  zu  geben.  3.  Unter  den  übrigen  Angemeldeten  wird  die  Auswahl 
nach  der  Qualifikation  getroffen,  falls  durch  das  Auftiahmsexamen  deutliche 
und  zweifellose  Verschiedenheit  zu  konstatiren  ist. 

An  der  Kantonsschule  Pruntrut  ist  im  Jahre  1892  der  Kon- 
vikt  aufgehoben  worden. 

An  der  Kantonsschule  St.  Gallen  sodann  ist  das  Englische 
als  obligatorisches  Fach  erklärt  worden. 

Mit  Bezug  auf  das  Verhältnis  der  Mittelschulen  zum  eidge- 
nössischen Polytechnikum  ist  für  das  Berichtsjahr  zu  melden,  dass 

»)  Beilage  I,  pag.  97—101. 
«)  Beilage  I,  pag.  100—104. 
8)  Beilage  I,  pag.  105—108. 
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der  im  Voi jähre  vorbereitete  Vertragsabschluss  mit  dem  Gymnasium 
der  Stadt  Burgdorf  für  dessen  Realabteilung  perfekt  wurde,  sodass 
nun  die  eidgenössische  polytechnische  Schule  mit  allen  drei  Mittel- 
schulen des  Kantons  Bern  in  festem  Vertragsverhältnis  steht. 

Die  mit  der  Erziehungsdirektion  von  St  Gallon  weder  auf- 
genommenen Verhandlungen  führten  zunächst  soweit,  dass  St.  Gallen 
auf  da«  Verlangen  des  eidgenössischen  Polytechnikums  nach  Auf- 
setzung einer  5.  technischen  Halbjahresklasse  an  der  Kantonsschule 
eintrat  und  dagegen  die  von  der  technischen  Abteilung  der  Kantons- 
schule St.  Gallen  anlässlich  ihrer  im  Frühjahr  abgehaltenen  Ma- 
turitätsprüfungen ausgestellten  Zeugnisse  für  prüf  imgsfreien  Eintritt 
ins  Polytechnikum  auf  das  Schuljahr  1892/93  anerkannt  wurden. 

2,  Lehrer  und  Schüler. 

Es  waren  im  Jahre  1891/92:  980i)  (1890/91:  951)  Lehr- 
kräfte an  den  Mittelschulen  tätig,  wovon  709  (1890/91 :  690)  an 
denjenigen  mit  Anschluss  und  271  (1890/91:  261)  an  denjenigen 
ohne  Ajuschluss  an  das  akademische  Studium.  430  Abiturienten 
bestanden  die  Maturitätsprüfungen  an  die  Hochschulen  und  Poly- 
techniken. 

VII.  Landwirtschaftliche  Berufsschulen. 

Was  an  statistisch  Wissenswertem  und  über  die  Organisation 
der  landwirtschaftlichen  Berufsschulen  zu  melden  war,  ist  bei  Be- 
sprechung der  Förderung  derselben  durch  den  Bund  beigebracht 
worden.  Detaillirte  statistische  Angaben  über  Frequenzverhältnisse, 
sowie  die  Betriebskosten  der  in  Frage  kommenden  Anstalten  finden 
sich  sodann  am  Schlüsse  des  statistischen  Teils. 

VIII.  Handelsschulen. 

Was  oben  von  den  landwirtschaftlichen  Bildungsanstalten 
bemerkt  worden  ist,  gilt  in  demselben  Umfange  auch  von  den 
Anstalten  für  das  kommerzielle  Bildungswesen  (Handelsschulen 
und  kaufmännische  Vereine).  An  diesem  Orte  ist  noch  ganz  be- 
sonders darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  dasselbe  seit  der 
Subventionirung  durch  den  Bund  einen  ungeahnten  Aufschwung 
genommen  hat  und  dass  insbesondere  auch  die  kaufmännischen 
Vereine  hiedurch  in  ihren  Unterrichtsbestrebungen  eine  ganz  er- 
hebliche Förderung  erfaliren  haben. 

Die  Ausgaben  des  Bundes  in  den  letzten  drei  Jahi'en  betrugen : 


Handelsschulen 

1891/92 
Fr. 

20166 
18700 

38866 
60000 

1892/93 
Fr. 

38500 
33400 

71900 
80000 

1898/94 
Fr. 

46800 

Kaufmännische  Vereine 

(Zeutralkomite  Inbegriffen) 

Budget 

•  •         • 

Total 

•  •        •     , 

38040 

84840 
90000 

*)  Inkl.  acht  Lehrer  und  eine  Lehrerin  an  der  Töchterschule  Zürich;  inkl. 
drei  Lehrer  und  vier  Lehrerinnen  an  der  Töchterschule  Winterthur. 

12 


Sominerseinester  1891 

Wintersemester  iSdl^^ 

Schüler       Hospitanten 

SchiUer 

Hospitanten 

48                 2 

99 

6 

225                 8 

197 

6 

18 

23 

36 

27 

1 

19               20 

25 

26 

26 

26 

48             140 

52 

129 

12 
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IX.  Gewerbliche  Berufsschulen. 

1,  Technikum  in  Winterihur, 
Die  Frequenz  war  folgende: 

Abteil  un^n 

Bantechniker  .     . 
Maschinentechniker 
Elektrotechniker 
Chemiker     .    . 
Kunstgewerbe 
Geometer     .    . 
Handel    .     .     . 
Instrnktionsknrs 

Total    .      432  170  449  168 

Die  Schulen  umfassen  5—6  Semester. 

Mit  Bezug  auf  die  Heimatangehörigkeit  verteilen  sich  die 
Schüler  folgendermassen : 

Ta««i         Kantons-       «,  Andere  ,,  a««is.,Jä-      • 

T®**'  bürger  ^»  Schweizer       "  Ausländer      •• 

Sommer  1891:         432  154        35,6  203        47.o  75        17,4 

Winter  1891-92:     449  149        33,2  222        49,5  78         17^ 

Auf  Grund  der  Prüfungsergebnisse  im  Sommersemestcr  könnt« 
6  Bautechnikem,  19  Maschinentechnikern,  13  Elektrotechnikern, 
6  Chemikern,  2  Geometern  und  1  Schüler  der  kunstgewerblichen 
Abteilung  das  Fähigkeitszeugnis  ausgestellt  werden,  ebenso  elf 
Teilnehmern  am  lustruktionskurs  für*  Zeichenlehrer. 

2,   Westschweizerisches  Technikum  in  Biet, 

Das  westschweizerische  Technikum  in  Biel  zählte  in  seinem 
zweiten  Schuljahr  1891/92  im  ganzen  219  Schüler  (1890/91:  108): 
davon  waren  34  Schüler  der  Uhrenmacherschule,  14  Elektrotech- 
niker, 42  Kleinmechaniker,  6  Kunstgewerbeschüler,  21  Bauschüler, 
44  in  der  Eisenbahnachule  und  58  Hospitanten.  Neben  14  Haupt- 
lehrern wirkten  an  der  Anstalt  15  Hülfslehrer.  Der  allgemeinen 
Aufsichtskommission  von  neun  Mitgliedern  stehen  besondere  Fach- 
kommissionen für  die  Uhrenmacherschule  (neun  Mitglieder),  die 
Schule  für  Elektrotechnik  und  Kleinmechanik  (sieben  Mitglieder), 
die  kunstgewerblich-bautechnische  Schule  (fünf  Mitglieder),  die 
Eisenbahnschule  (fünf  Mitglieder)  und  die  allgemeinen  Fächer, 
Sprache,  Mathematik  etc.  (drei  Mitglieder)  zur  Seite.  Die  Uhren- 
macherschule mit  einem  Kurs  von  drei  .Fahren  und  einem  solchen 
von  neun  Semestern  und  die  Abteilung  fiir  Kleinmechanik  mit  drei 
Jahreskursen  haben  je  59  wöchentliche  Stunden,  die  Schule  für 
Elektrotechnik  und  Kleinmechanik  sechs  Semester  mit  33  bis 
46  Wochenstunden.  Die  Abteilung  Kunstgewerbe  hat  in  der  Vor- 
klasse (1.  und  2.  Semester)  46  respektive  54,  in  der  Fachklasse, 
drei  bis  fünf  Semester,  52,  57  und  55  wöchentliche  Stunden,  wovon 
15  respektive  20  Stunden  auf  das  Ornamententwerfen  und  Fach- 
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zeichnen   fallen.     In   der   Schule   für   Baugewerbe   wechselt   die 
wöchentliche  Stundenzahl  in  den  fünf  Semestern  zwischen  40  bis  44. 

3.  Kantonales  Technikum  in  Burgdorf, 

Die  Anstalt  wurde  am  20.  April  1892  mit  der  1.  Klasse  eröffnet. 
Die  Frequenz  der  einzelnen  Semester  war  folgende:  schüitr 

Sommersemester  1892  mit  der  der  1.  El 18 

Wintersemester  1892|93  mit  der  2.  Kl 29 

Sommersemester  1893  nüt  der  l.u.  3.  Kl. {SÄShe     '"'"'f'-}     ^ '> 

I  b angewerbliche       Abteil. 
Wintersemester  1893/94  mit  der  2.  u.  4.  Kl.  {  mechanisch.-techn.       „      }•     66  2) 


»teil.  \ 

"   1 


\  elektrotechnische 

Das  Sommersemester  1894  \^ird  sämtliche  Kurse  und  Klassen 
umfassen^  d.  h.  so,  dass  zum  erstenmal  die  5.  Klasse  geführt  wird. 

An  der  Anstalt  wii-ken  gegenwärtig  sechs  Hauptlehi^er  und 
fünf  Hülfslehrer.  Die  Gehalte  der  erstem  variiren  zwischen  Fr.  3800 
und  Fr.  4800. 

4.  Kunstgewerbeschide  Zürich. 
Die  Stundenzahl  und  Frequenz  der  einzelnen  Fächer  gestaltete 

sich   folgendermaSSen:  Stundenzahl  Schülerzahl 

Sommer         Winter  Sommer        Winter 

1891  1891/ft2  1891  1891/92 

Ornamentzeichnen 9  10  39  55 

Blumenzeichnen 7  7  27  44 

Figurenzeichnen 14  18  32  49 

Stndienkopf 3  4  16  26 

Aktzeichnen 4  4  11  23 

Dekoratives  Malen 16  16  8  18 

Arch.  und  gewerbliches  Zeichnen  \  a  a  oq  qq 
Kompositionsübungen                      f 

Fayencemalen 9  8  17  21 

Ornamentale  Kompositionstibungen  6  7  14  19 

Modelliren 16  18  12  12 

Holzschnitzen 39  31  4  4 

Stillehre 2  2  17  18 

Darstellende  Geometrie      ....  5*^2  5  14  14 

Geometrisches  Zeichnen     ....  2  2  6  7 

Perspektive 3  3  13  12 

Perspektivisches  Freihandzeichnen  IV2  2  19  24 

Methodik 1  1  8  9 

Werkzeichnen 5  6  8  8 

Lehrwerkstätte 48  40  8  8 

Kalkulationswesen 2  2  4  4 

Im  Sommersemester  1891  betrag  die  Gesamtzahl  der  Schüler  54, 
im  Wintersemester  1891/92  83;  an  der  Schule  wirkten  7  Lehrer. 

5.  Kunstschule  Bern. 

Der  im  vorigen  Jahre  aufgestellte  Unterrichtsplan  hat  sich 
nach   und  nach  eingelebt  und  bietet  wenigstens  eine  Handhabe, 

0  All!  Schluss  des  Semesters  49  Schüler.  —  ')  Am  Schluss  65  Schüler. 
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um  die  vSchüler  zum  regelmässigen  Besuche  der  von  ihnen  belegten 
Stunden  anzuhalten. 

Die  Frequenz  war  folgende: 

Sommersemester :  37  Herren,  23  Damen.    Total:  60. 
Wintersemester:    52       „        25        „  ^       77. 

Der  Staatsbeitrag  beläuft  sich  auf  Fr.  5000,  der  Bundes- 
beitrag auf  Fr.  3332.  An  Lehrerbesoldungen  wurden  ausgegeben 
Fr.  9775. 

6.  Kunstgewerbeschtde  Liizern. 

Die  verschiedenen  Berufsarten  waren  in  den  Freikui-sen  ver- 
treten: Maler  14,  Bauzeichner  1,  Vergolder  1,  Lithograph  1,  Schrift- 
setzer 1*  Tapezierer  1,  Buchbinder  2,  Schreiner  14,  Wagner  1,  Schuh- 
macher 1,  Steinmetz  1,  Gipser  1,  Baugehilfe  1.  Goldschmiede  7. 
Schlosser  15,  Schmied  1,  Spengler  3,  Mechaniker  1,  unbestimmten 
Berufes  9.  Aufnahme  fänden  nur  die,  welche  sich  über  einige 
Vorbildung  im  Zeichneu  ausweisen  konnten. 

Von  den  Tagesschülern  sind  21  aus  Werkstätten  in  die  An- 
stalt eingetreten:  8  Maler,  2  Steinmetzen,  2  Gipser,  3  Schreiner, 
6  Schlosser. 

An  der  Anstalt  ist  eine  besondere  Abteilung  für  Glasmalerei 
eingeführt  worden.  Wertvolle  alte  Scheiben  werden  ihr  zur  Reno- 
vation anvertraut,  und  auch  die  Arbeiten  nach  eigenen  Entwürfen 
erfreuen  sich  sehr  guter  Aufnahme,  indem  solche  von  Kennern 
dieses  Faches  günstig  beurteilt  werden. 

7.  Allgemeine  Gewerbeschule  in  Betsei. 

Für  diese  Anstalt  ist  ein  Neubau,  beziehbar  auf  1.  Januar 
1893.  erstellt  worden. 

Die  untere  Abteilung  der  Anstalt  zählte  im  Sommer  1892 
172,  im  Winter  1892/93  190  Schüler,  darunter  27  respektive 
23  Schüler  der  öffentlichen  Schulen,  die  obere  Abteilung  in  den 
gewerblichen  Klassen  im  Sommer  326,  im  Winter  481  Schüler; 
in  den  Kunstklassen  (männliche  Abteilung)  im  Sommer  42.  im 
Winter  73  Schüler,  von  welchen  8  bezw.  11  die  Schule  nicht  zu 
gewerblichen  Zwecken  besuchten  und  Schulgeld  bezahlten.  Von 
letztern  waren  7  bezw.  10  Schüler  hiesiger  öffentlicher  Schulen. 
Die  weibliche  Abteilung  der  Kunstklassen  zählte  im  Sommer  105. 
im  Winter  115  Schülerinnen,  worunter  6  bezw.  3  Schülerinnen 
anderer  öffentlicher  Schulen.  Zum  Zweck  beruflicher  Ausbildung 
beteiligten  sich  an  den  Kursen  36  bezw.  46  Schülerinnen. 

Die  Totalfrequenz  war  im  Sommer  611,  im  Winter  797  Schüler. 

Davon  waren  in  Basel  selbst  wohnhaft  im  Sommer  531.  im 
Winter  757,  in  Landgemeinden  des  Kantons  5  bezw.  4,  in  benach- 
barten Ortschaften  der  Schweiz  60  bezw.  20,  im  deutschen  Keiche 
15  bezw.  16. 
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Nach  der  Heimat  waren  es :  Basler  277  bezw.  499,  aus  anderen 
Schweizerkantonen  183  bezw.  151,  Ausländer  151  bezw.  147. 

Auf  Ende  1892  waren  an  der  Anstalt  mit  Inbegriff  des  Direk- 
tors 10  Lehrer  definitiv.  7  Lehrer  und  2  Lehrerinnen  provisorisch 
angestellt. 

8,  Zeichnungsschule  für  Industrie  und  Gewerbe  m  St  Gallen. 

Die  Schule  besteht  aus  verschiedenen  Abteilungen: 

1.  Eine  eigentliche  Zeichnungsschule  mit  118  Schülern. 

2.  Ein  Dilettantinnenkurs  mit  den  Fächern  Handarbeiten  (25 
Schülerinnen),  Malen  und  Zeichnen  (35),  Stillehre  und  Kunstge- 
schichte (20  Schülerinnen). 

3.  Frauenarbeitskurse.  Der  Arbeitslehrerinnenkurs  (10  Schü- 
lerinnen) dauert  ein  Jahr  und  umfasst  vierteljährliche  Kurse,  die 
auch  von  andern  Schülerinnen  besucht  werden  können,  im  Hand- 
nähen und  Flicken  (10  Schülerinnen),  im  Maschinennähen  (21), 
im  Kleidemiachen  (23).  Ausserdem  erhalten  die  Teilnehmerinnen 
Unterricht  in  Pädagogik  und  Methodik  (je  10  Schülerinnen). 

4.  Kurse  für  Bügeln  (zwei  Kurse  mit  je  zirka  20  Schülerinnen). 

5.  Stickfachkurs  (8  Schüler). 

Die  Totalfrequenz  der  Schule  betrug  118  Schüler,  wovon  66 
bisherige  und  52  im  Laufe  des  Jahres  neu  eingetretene.  Während 
des  Jahres  sind  42  Schüler  ausgetreten. 

Der  Untenicht  wird  durch  acht  Lehier  und  fünf  Lehrerinnen 
erteilt. 

9.  Ecole  d*art  in  Chaux-de-Fonds. 

Im  Jahre  1892  ist  die  Zahl  der  Schüler  auf  312  gestiegen. 
Es  wird  in  dieser  Schule  in  denselben  Disziplinen  unterrichtet,  wie 
an  den  oben  aufgeführten  Kunst-  und  Kunstgewerbeschulen.  Dass 
auch  gewissen  Kunstspezialitäten  der  dortigen  Hauptindustrie,  der 
Uhrenmacherei,  im  Lehrplan  der  Schule  eine  erhebliche  Berück- 
sichtigung nicht  versagt  mrd.  ist  selbstverständlich.  So  sind  denn 
in  dieser  Beziehung  einige  Spezialkurse  eröflfnet  worden. 

10.  Ecole  des  Arts  industriels  in  Genf. 

Die  verschiedenen  Abteilungen  dieser  Anstalt  wiesen  im  Jahre 
1893  nachfolgende  Frequenzziflfern  auf: 

Modelage  (figure) 18  Schüler* 

(omement) 


Ciselxire  (soir) 

Sculptnre  sur  pierre  et  bois 

GravTire  aur  bois 

Serrnrerie  artiötique  (fer  forg^) 

Cerainique,  peinture  d^corative 

Moulage  en  pltoe 

Peinture  sur  ^rnail    . 

Cours  de  styl  es 

Cours  emaillerie  (temporaire)   . 


30        „ 

23        ^       (soir  16) 

14        . 

12        „       (soir  14) 

60 

5 

5 
110 
45 


n 


?i 
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lue  Zahl  der  Professoren  beträgt  11,   die  der  Schuler  211, 
nämlich: 

Regelmässige  Schüler 136 

Cours  de  ciselure  (soir) 16 

„      „  sermrerie  (soir)        ....  14 

j,     temporaire  6maillerie  (soir)  ...  45 

Total  211 


Die  Ausgaben  der  Schule  im  Jahre  1892  betrugen  Fr.  112.603. 

11.  Andere  Berufsschulen. 

Wollten  wir  die  ganze  Reihe  der  Bestrebungen  auf  dem  Ge- 
biete der  Berufsbildung,  wie  sie  in  Schulen  gepflegt  werden,  zur 
Darstellung  bringen,  so  wüide  der  Rahmen  des  Jahrbuches  weit 
überschritten.  Es  würden  zwar  noch  eine  ganze  Reihe  von  An- 
stalten dieser  Art  wegen  ihrer  eigenartigen  und  originellen  Orga- 
nisation, die  sich  in  unmittelbarer  Anlehnung  an  die  praktischen 
Bedürfnisse  vollzogen  hat,  eine  eingehendere  Besprechung  ver- 
dienen. Es  seien  an  diesem  Orte  beispielsweise  die  sechs  ver- 
schiedenen Uhrenmacherschulen  in  den  westschweizerischen  Kan- 
tonen, sodann  die  Seidenwebschule  Zürich  und  endlich  die  schwei- 
zerische Fachschule  für  Damenkonfektion  und  Lingerie  in  Zürich 
erwähnt.  Eine  Aufzählung  dieser  Anstalten  enthält  der  statistische 
Teil  dieses  Jahrbuches  unter  dem  Titel  „Ausgaben  des  Bundes  für 
das  Unterrichtswesen  1892". 


X.  Tierarzneischulen. 

Eine  für  diese  Anstalten  wichtige  Neuerung  ist  die  Aufstel- 
lung einer  eigenen  eidgenössischen  Kommission  zur  Abnahme  der 
Maturitätsprüfungen.  Im  Interesse  des  Unterrichtes,  des  tierärzt- 
lichen Berufes  und  der  Landwirtschaft  ist  zu  wünschen,  dass  bald- 
möglichst eine  Norm  der  für  die  Maturität  erforderlichen  Kennt- 
nisse aufgestellt  werde,  im  Sinne  des  allgemeinen  Wunsches  nach 
höheren  Anforderungen. 

Die  Frequenz  der  Anstalten  war  folgende: 


8  o  m  m  e  r  8  e  in  e  8 1  e  r  1S91 
Schüler    K«„t,„sb.  ^And^^«,    ,Au-^ 


Wintersemester  1891/92 
Schüler     Kantonsb.  ^^^^^^  ,^^;^ 


Zürich 
Bern 


29 
63 


Zürich  . 
Bern     . 


Zürich  . 


5 

30 


Tierspital- 
Patienten 

891 

468 


Tierspital- 
Patienten 


594 


21 
32 


3 
1 


46 
58 


Krankenmaterial« 

Somtnersemester  1891. 
Konsultationen      Sektionen 


1861 
1176 


186 
253 


Wintersemester  1891192. 
Konsultationen      Sektionen 


1363 


388 


7 
27 


35 
30 


Ambalat. 

Klinik 

1324 
2026 


Ambulat. 
Klinik 

1250 


4 
1 


Total 

4262 
3923 


Total 

3595 
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Von  den  beschlossenen  Neubauten  an  der  Tierarzneischule 
Bern  wurde  im  Berichtsjahre  das  Administrationsgebäude  aufge- 
richtet und  ist  im  Herbst  1892  dem  Betrieb  tibergeben  worden. 
Vom  Grossen  Rate  ist  noch  der  nötige  Kredit  für  die  Erstellung 
einer  neuen  Huf  beschlaglehranstalt  nebst  zudienlichen  Lokalitäten 
mit  Fr.  77,100  bewilligt  worden;  hiezu  kommt  noch  die  Entschädi- 
gung für  die  am  15.  Oktober  1892  teilweise  abgebrannte  alte  An- 
stalt mit  Fr.  20,900. 

XI.  Hochschulen. 

1.  Gesetze  und  Verordnungen. 

Auch  im  Berichtsjahi'e  sind  auf  dem  Gebiete  des  Hochschul- 
wesens eine  Reihe  von  Erlassen  zu  verzeichnen,  aus  denen  wir 
die  wesentlichen  herausheben: 

1.  Promotionsordnungen  der  I.  Sektion  der  philosophischen 
Fakultät  Zürich  (Beilage  I,  pag.  116—119)  und  der  II.  Sektion 
der  philosophischen  Fakultät  (pag.  119 — 123),  sowie  der  medizini- 
schen Fakultät  der  Hochschule  Basel  (Beilage  I.  137—138). 

2.  Reglemente  betreflFend  die  Habilitation  und  die  Verpflichtun- 
gen von  Privatdozenten: 

a.  Bern:  katholisch-theologische  Fakultät  (I.  pag.  130 — 131), 
juiistische  Fakultät  (I.  pag.  131 — 132),  medizinische  Fakultät 
(I.  pag.  132); 

b.  Basel:  Ordnung  über  die  Habilitation  und  Pflichten  der 
Privatdozenten  (Beilage  I,  pag.  136). 

3.  Gesetze  betreffend  die  Enichtung  neuer  Professuren  in 
Basd  für  Hygiene  und  in  Genf  für  Logik  und  technische  und 
theoretische  Chemie. 

4.  Für  die  Studirenden  an  der  Hochschule  und  Tierarzneischule 
Bern  ist  ein  einlässlicher  Studienplan  (Beilage  I.  pag.  123  ff.)  für 
alle  Studienrichtungen  publizirt  worden,  der  den  Charakter  eines 
unverbindlichen  Rates  hat.  Dieser  Plan  orientirt  in  lichtvoller 
Weise  über  die  Auswahl  der  Disziplinen  zur  Erreichung  eines 
bestimmten  Studienzweckes. 

5.  Verordnungen  und  Gesetze  betreffend  die  Hülfsanstalten  der 
Hochschulen  und  zwar  in  Basel  (Beilage  I.  pag.  138 — 144)  und  Zürich 
(I.  pag.  109  ff.)  mit  Bezug  auf  die  Bibliotheken,  in  Genf  betreffend 
Bewilligung  eines  Kredites  von  Fr.  200,000  zur  Erstellung  eines 
Gebäudes  f&r  pathologische  Anatomie  (Beilage  I,  pag.  143) ;  sodann 
ist  in  Bern  ein  Vertrag  zwischen  der  Erziehungsdirektion  und  der 
bemischen  Musikgesellschaft  abgeschlossen  worden,  um  die  Musik- 
schule einem  Teil  der  Studirenden  zugänglich  zu  machen  (Beil.  I, 
pag.  134). 

Die  im  weitem  über  die  Hochschulen  erlassenen  Verordnungen 
finden  sich  in  der  I.  Beilage,  pag.  109  ff. 
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5.  Frequenz  und  Promotionen. 

Der  Besuch  der  schweizerischen  Hochschnlen,  inklusive  Poly- 
um,  war  im  Wintei-semester  folgender: ') 


ile  Zürich 

.     703 

431*) 

1130 

.     543 

671         162  [59] 
80            92    64] 

m\ 

m 

144 

Basel 

.     402 

1]             61 

463 

11 

89]         180  [59] 
5]'         142  [8] 

14A1 

Laoganne 

.     375 

517 

13]' 

Freibnrg 

173 

e  Kenenbnrg  

sehe  Anstalt  Lnzern     .     . 

droit  in  Sitten  .... 

.       16 

16 

1891192 

3377               1134 

4511 

1890;91 

3078               1036 

4109 

Differenz 

+  304              +98 

+  402 

Wlatar  IBS2/B3 

Sind.                      Andll. 

PolytecbDikam  Zfiricb    . 

725                 429») 

1154») 

Ile  Zflrich 

583    981           68  [23] 

651 

121 

Bern 

567    86]         115  [89] 

682 

1751 

Basel 

442    1]             62 

5.14 

11 

Genf 

594    93]         237  [108] 

mi 

2Ü1I 

Lansanne  

349    16}           81  [17] 

33 

Freibnrg 

173                   15 

188 

107  [71 

!  droit  in  Sitten  .... 

za.  16                   - 

16 

1892:93 

3529               1064 

4593 

1891/92 

3377               1134 

4511 

Differenz 

+  152      .        —  70 

+  82 

s  Zahl  der  im  Jahre  1891,'92  erfolgten  Promotionen  betmg: 

ThpolD^n        Jiirl<l«n        Medliln»        rhilomph 

n         T«U 

Ch      .     .     .     .             - 

7  •)           24                18  s) 

49 

54 

4              15                38 

57 

r — 

1               16                17 

34 

4                2                  2 

8 

Bnbnrg  ...           — 

2 
23 

—                10 

12 

1891(92:     — 

81               110 

214 

1890f91:       4 

19 

70                95 
+11           +  15 

188 

Differenz:  -4 

+  4 

-1-  26 

KFbrn  die  Zahl  der  weiblichen  Sin 

denleuM.  «It 

honurls  MUH. 
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3.  LehrerpersofiaL 

Der  Bestand  des  Lehrerpersonals  im  Wintersemester  1891/92 
an  den  schweizerischen  Hochschulen  ist  folgender: 


Schweiz.  Polytechnikum  Zürich  ^)  M         — 


Hochschule  Zürich 

Bern  .  . 
Basel  (1892) 
Genf  .  . 
Lausanne  . 
Preiburg  ') 
Neuenburg 


Professoren       Privat- 
ordentl.  ansserord.  dozent. 

67  2) 

53 

52 

21 

35 

13 


41 

49») 

40 

48 

27 

43 

29 


19 
14 
23 
9 
26 


5*) 


Total 

121 

113 
115 
84 
92 
66 
43 
35 


Studirende    Zahörer 
11. Auditoren  perDoz. 

1130    9,8 


705 
626 
463 
716 
517 
173 
134 


6,8 
5,6 
5,5 

7,8 
7,8 
3,9 

3,s 


331 


92        246 


669 


Theologische  Lehranstalt  Luzern 
Conrs  de  droit  in  Sitten   .    .     . 


4464 

31 
16 

4511 


6.7 


*)  Sommersemester  1892.  —  ')  25  Assistenten  znjifleieli  Privatdozenten,  e  mit  bestimmten 
Ijehraafträj^n  bedachte  Dozenten  und  m  Privatdozenten.  —  *)  Inkl.  8  Honorarprofessoren.  — 
*)  5  professeurs  a^rt^g^s,  zudem  7  Honorarprofessoren. 
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Vierter  Abschnitt. 


ScbalgesuDdheitspflege. 


Nach  und  nach  bricht  sich  immer  mehr  die  Einsicht  Bahn« 
dass  der  Staat,  der  das  Obligatorium  der  Schule  erklärt,  auch 
insbesondere  dafür  zu  sorgen  habe,  dass  das  leibliche  Wohl  der 
Kinder  nicht  Schaden  leide.  So  werden  denn  im  allgemeinen  die 
Schulhausneubauten  in  einer  Weise  erstellt,  dass  sie  mehr  und 
mehi*  den  hygienischen  Anforderungen  entsprechen.  Ebenso  ver- 
hält es  sich  mit  dem  Schulmobiliar.  So  hat  beispielsweise  der 
Erziehungsrat  von  Uri  folgende  Mitteilung  an  die  Schulbehörden 
erlassen : 

Da  mancherorts  die  Schulbänke  unpassend  und  infolge  dessen  geeignet 
sind,  die  körperliche  Entwicklung  der  Kinder  zu  beeinträchtigen,  so  wird 
zur  Aufstellung  eines  einheitlichen  Normals  für  Schulbänke  Auftrag  gegeben. 
Nach  dieser  Normalbank  sind  inskünftig  alle  Anschaffungen  in  den  Primär- 
und  Sekundärschulen  einzurichten,  was  hiemit  den  Schulräten  bekannt  ge- 
geben wird. 

Es  ist  au  anderm  Orte  die  Fürsorge  für  Nahrung  und  Kleidung 
armer  Schulkinder  behandelt  worden.  Sie  darf,  wenn  auch  in  etwas 
weiterem  Sinne,  als  schulhygienische  Massregel  bezeichnet  werden. 

In  den  grossem  Städten  hat  die  Institution  der  Schulbäder 
im  Interesse  der  Hygiene  Eingang  gefunden.  Wir  entnehmen  einer 
Mitteilung  über  die  bezüglichen  Verhältnisse  in  Neu-Zürich  folgendes : 

Es  bestehen  daselbst  sechs  derartige  Anstalten  (Unterstrass,  Riesbach, 
Hottingen,  Wipkingen,  Oberstrass,  Zürich). 

Über  die  Beteiligung  am  Baden  beispielsweise  in  Unterstrass  gibt  fol- 
gende Statistik  über  das  Jahr  1892  Auskunft: 

u,.knia  Zahl  der  anwesenden  Hievon  baden  nicht 

"^^  °**^^  Knaben  Mädchen     Total    Knaben      •/«     MiUlchen     •/•       Total    *.. 

Elementarschule  108  134        242  25  23  21  16        46    19 

Realschule     .     .  100  94        194  9  9  15  16        24    12 

Sekundärschule  .  61  61        122  13  21  11  18        24    20 

Ergänz.-Schule  .  20  31 51  1  5  6  19 Z_14_ 

Summa  .    289        320        609        48        16,^     53        16,4    101     16,, 

Auch  in  Basel  werden  die  Schulbäder  erheblich  frequentirt. 
So  wiesen  die  am  7.  November  1892  wieder  eröflheten  Schulbäder 
in  der  Bläsischule  bis  zum  Neujahr  eine  tägliche  Beteiligung  von 
78  Knaben  und  68  Mädchen  auf.  Knaben  und  Mädchen  wechselten 
von  Woche  zu  Woche  in  der  Benützung  der  Bäder  ab. 

Der  Regierungsrat  des  Kantons  Thurgau  hat  am  11.  Nov.  1892 
eine  Verordnung  i)  betreiFend  Vorsichtsmassregeln  bei  ansteckenden 

0  Beilage  I,  pag.  68  und  69. 
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Kinderkrankheiten  bezüglich  der  Schule  erlassen.  Diese  Massregel 
steht  nicht  vereinzelt  da  und  wir  verweisen  mit  Bezug  hierauf 
auf  eine  im  Abschnitt  der  Schülerabsenzeu  zitirte  Bemerkung  des 
Erziehungsdepartements  des  Kantons  Freiburg. 

Grössere  Gemeinwesen  besitzen  eigene  Schulärzte  (vergl.  dar- 
über das  letzte  Jahrbuch)  zur  Überwachung  des  Gesundheits- 
zustandes der  Schülerschaft  im  allgemeinen.  So  sind  dem  Stadt- 
arzt von  Neu'Zürich  auch  die  Funktionen  eines  Schularztes  zu- 
gewiesen. Wir  lassen  nachstehend  noch  das  von  der  Schulkom- 
mission adoptirte  Reglement  *)  für  den  Schalarzt  von  Chatix-de- Fonds 
in  extenso  folgen,  da  es  in  prägnanter  Weise  dessen  Wirkungs- 
kreis umschreibt. 

Art.  1.  Le  inMecin  des  ^coles  a  pour  mission  de  veiUer  a  ram^lioration 
des  conditions  hygi^niqnes  des  ^coles  en  ce  qui  concerne: 

1.  les  bätiments  scölaires; 

2.  ram6nageinent  des  saUes  de  classe  et  de  lears  däpendances; 

3.  les  instructions  k  donner  aux  membres  du  corps  ensei^ant; 

4.  les  soins  ä  donner  k  certains  ^l^ves. 

Art.  2.    En  cons^quence  11  a  sp6cialement  les  attributions  solvantes: 

1. 11  examine  les  plans  des  nonveanx  bätiments  et  donne  son  pr6avis; 

2.  il  veille  k  TobseiTation  des  prescriptions  concernant  l'^clairage,  le 
cbanffage  et  la  Ventilation  des  salles  et  donne  son  avis  snr  la  r^fection 
du  mobilier  scolaire; 

3. 11  donne  aux  membres  du  corps  enseignant  r^unis  en  Conference  des 
Instructions  leur  permettant  de  reconnaitre  et  de  distinguer  les  Pre- 
miers symptömes  des  principales  maladies  contagieuses,  et  de  donner 
les  Premiers  soins  en  cas  d'accident.  II  traitera  egalement  de  Thygi^ne 
et  des  maladies  scolaires; 

4.  il  examine  les  ^l^yes  que  les  instituteurs  envoient  k  sa  consultation 
scolaire  pour  v^rifier  s'ils  sont  atteints  d'une  maladie  qui  n6cessite 
leur  eioignement  momentan^  de  l'^cole.  —  Eventuellem ent  il  leur 
d^livre  Tattestation  de  maladie  et  la  d^claration  de  gu^rison. 

II  examine  les  Kleves  que  les  instituteurs  Ini  presentent  comme 
devant  etre  lib^r^s  k  teneur  de  l'article  32  de  la  loi  sur  l'enseigne- 
ment  primaire  (616ves  notoirement  d^pourvus  d'intelligence). 

n  donne  des  soins  aux  ^l^ves  malades  que  les  instituteurs  envoient 
k  sa  consultation  scolaire  parce  que  les  parents  sont  hors  d'^tat  de 
les  faire  traiter.  Le  consentement  des  parents  est  r^serve. 

Art.  3.  Le  m^decin  consacre  k  l'inspection  des  classes  de  la  ville  en 
moyenne  une  heure  par  semaine.  —  II  visite  les  6coles  foraines  une  fois 
par  an. 

Art.  4.  H  voue  chaque  semaine  une  heure  reguliere  k  la  consultation 
scolaire.  A  cet  effet,  il  est  mis  k  sa  disposition  deux  salles  du  coU^ge  primaire. 

Art  5.    II  fait  au  corps  enseignant  une  Conference  par  trimestre. 

Art.  6.  II  procedera  k  toute  visite  ou  inspection  extraordinaire  que  la 
Direction  du  coUfege  estimera  urgente. 

Art.  7.    Le  m^decin  adresse  k  la  Commission  scolaire  un  rapport  annuel. 


*)  L'Educateur  1892,  No.  3,  pag.  40. 
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Fünfter  Absclinitt. 


Verhandlungen  von  offiziellen  Lehrerversamnilnngen  und  freien 
Vereinigungen  betr.  das  ünterriclitswesen  (1892)/^ 


I.  Schweiz.  Volksschule. 

l.Am  13.  März  fand  in  Bern  eine  grössere  Versammlung  von 
Lehrern  zur  Behandlung  der  Frage  statt,  wie  der  schweize- 
rischen Volksschule  durch  Bundessubvention  könnte  geholfen 
werden.    Leider  wurde  der  Sache  keine  weitere  Folge  gegeben. 

Die  Versammlung  beschloss,  die  Angelegenheit  von  vorn- 
herein auf  eidgenössischen  Boden  zu  stellen  und  lud  zu  einer 
schweizerischen  Konferenz  auf  1.  Mai  1892  nach  Ölten  ein. 

2.  I.Mai.  Versammlung  schweizerischer  Schulmänner  in  OUen,  zur 
Vorberatung  der  Frage:  Unterstützung  der  Volksschule  durch 
den  Bund.    Referenten:  Grünig  und  Weingart  (Bern). 

BeBchluss :  „Der  Zentralaasscbnss  des  schweizerischen  Lehrervereins 
wird  ersucht,  die  Frage  der  Unterstützung  des  Volksschulw^esens  durch 
den  Bund  unter  Zuzug  geeigneter  Persönlichkeiten  zu  prüfen  und  das 
Weitere  beförderlichst  zu  veranlassen". 

3.  31.  Mai.  Interkantonale  Konferenz  (Aargau,  Solothum,  Basel- 
land) in  Ölten,  zur  Besprechung  des  Art.  27  der  Bundesver- 
fassung (Eeferent:  Schulinspektor  Zingg  in  Liestal). 

Beschlüsse  zu  banden  des  Zentralausschusses  des  schwei- 
zerischen Lehrervereins: 

1.  Von  der  Anbahnung  einer  Revision  des  Art.  27  der  Bundes- 
verfassung ist,  um  höhere  Interessen  nicht  zu  gefährden,  derzeit  abzu- 
sehen. Auch  der  Erlass  eines  eigentlichen  schweizerischen  Schulgesetzes 
ist  nicht  zu  befürworten. 

2.  Der  Bund  hat  dagegen  die  Kantone  zur  Hebung  der  Volksschule 
nach  Massgabe  ihrer  Leistungen  für  dieselbe  und  ihrer  Leistungsfähigkeit 
zu  unterstützen. 

3.  Das  Institut  der  Rekrutenprüfungen  ist  nach  Anforderungen  und 
Verfahren  stets  zu  vervollkommnen.  Die  statistische  Bearbeitung  ihrer 
Ergebnisse  hat  sich  auch  auf  die  Ursache  geringer  Resultate  auszudehnen. 

4.  Die  schweizerische  Unterrichtsstatistik  ist  als  ein  wichtiges  Mittel 
zur  Ausführung  des  Art.  27  Sache  des  Bundes. 

5.  Regelmässige  Konferenzen  der  Erziehungsbehörden  wie  auch  der 
Seminarlehrer  werden  als  wünschbar  bezeichnet. 

^)  Die  Zusammenstellung  entspricht  inhaltlich  einem  von  Herrn  Prof.  Dr. 
0.  Hunziker  im  „pädagogischen  Jahresbericht  1892  von  Albert  Richter.  Abteilung 
Schweiz,  pag.  332  fF."  erschienenen  Verzeichnis.  Statt  der  dort  durchgeführten 
chronologischen  Anordnung  der  pädagogischen  Versammlungen  und  Referate 
ist  hier  eine  Einteilung  in  neun  Kategorien  gewählt  worden. 
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6.  Die  Errichtnng  schweizerischer  Anstalten  für  Lehrerbildung  bezw. 
die  Beteiligung  des  Bundes  an  der  Lehrerbildung,  sowie  die  Ausstellung 
eidgenössischer  Fachdiplorae  ist  zu  befürworten. 

7.  Es  ist  dahin  zu  trachten,  dass  die  Lehrer  der  verschiedenen 
Kantone  ohne  Unterschied  von  Konfession  und  Richtungen  im  schwei- 
zerischen Verbände  sich  zusammenfinden  und  die  schweizerische  Volks- 
schule begründen. 

4.  27.  August.  Versammlung  schweizerischer  Schulmänner  in  Zürich: 
Der  Zentralausschuss  des  schweizerischen  Lehrervereins  wird 
mit  Abfassung  einer  Denkschrift  an  die  Biindesbehörden  be- 
treffend Subventionirung  der  Volksschule  beauftragt. 

5. 15.  Oktober.  Zweite  Versammlung  schweizerischer  Schulmänner 
in  Zürich:  Bereinigung  der  Denkschrift  an  die  Bundesbehörden. 

6.  S.September.  Aargauische  kantonale  Lehrerkonferenz  in  Zofingen. 

1.  „Art.  27  der  Bundesverfassung"  (Referent:  Lehrer  Rahm 
in  Aarburg).    Postulate  zu  banden  der  Bundesversammlung: 

1.  Unterstützung  der  Primarschulen  durch  den  Bund  nach  Massgabe 
der  Leistungen  und  der  Leistungsfähigkeit  der  Kantone.  2.  Ausführung 
des  Art.  27  durch  ein  eidgenössisches  Schulgesetz. 

2.  „Zweck  und  Ziele  der  kantonalen  landwirtschaftlichen  Lehr- 
anstalt" (Referent:  Lehrer  Hannemann  in  Brugg). 

3.  Diskussion  über  Volksgesang  (Thesen  von  Fricker,  a.  Be- 
zirkslehrer).   Beschluss : 

Es  seien  bei  dem  Zentralausschuss  des  schweizerischen  Lehrervereins 
die  nötigen  Schritte  einzuleiten  zur  Erstellung  eines  einheitlichen  Ge- 
sanglehrmittels, um  so  einer  schweizerischen  Volksschule  vorzuarbeiten. 

7.  T.November.  Herbstkonferenz  des  glarnerischen  Kantonallehrer- 
vereins in  Glartis, 

1.  Referat  über  die  „Förderung  des  schweizerischen  Schul- 
wesens durch  den  Bund"  (Referent:  Sekundarlehrer  Auer  in 
Schwanden).    Mit  allen  gegen  fünf  Stimmen  wurde  beschlossen: 

„Der  kantonale  Lehrerverein  achtet  nach  Anhörung  eines  ausführ- 
lichen Referates  über  die  Förderung  des  Schulwesens  durch  den  Bund  die 
finanzielle  Unterstützung  als  zwingende  Notwendigkeit  und  betrachtet 
sie  als  das  wirksamste  Mittel,  um  die  Volksschule  zu  fördern  und  die 
nationale  Bildung  zu  heben.  Die  erste  Pflicht,  die  der  Eidgenossenschaft 
aus  Art.  27  der  Bundesverfassung  erwächst,  besteht  darin,  dafür  zu  sorgen, 
dass  im  ganzen  Schweizerland  gute  Volksschulen  mit  tüchtigen  Lehrern 
bestehen.  Die  Konferenz  beauftragt  den  Vorstand,  in  diesem  Sinn  an 
die  hohe  Bundesversammlung  eine  motivirte  Eingabe  zu  richten." 

2.  Referat  über  Rechenlehrmittel  für  den  Kanton  Glarus 
(Referenten:  Wyss  und  Beeler). 

II.  Kantonale  Schulorganisation. 

1.13.  Juni.  Kantonale  Lehrerkonferenz  von  Appenzell  A.-Rh.  in 
Wolf  holden.  „Bausteine  zum  Ausbau  der  appenzellischen  Volks- 
schule" (Referent:  Lehrer  Bruderer  in  Speicher,  Korreferent: 
Hörler  in  Schwellbrunn). 


^ 


190  Verhandinngen  von  offiziellen  Lehrerversammlungen  etc. 

Die  Thesen,  welche  die  Versammluiig  annahm,  sprechen  sich 
aus  für: 

1.  Ständige  Inspektion.  2.  Obligatorische  Fortbildnngsschnle.  3.  Re- 
yision  des  Lehrplans  der  Alltags-  and  Übnngsschnle.  4.  Anfiaahme  des 
Zeichnens  als  Schnlfach.  5.  Ansarbeitnng  spezifisch  appeuzellerischer 
Lesebücher  für  die  oberen  Primarklassen.  6.  Festsetzung  eines  Maxi- 
mums der  Schülerzahl  für  jede  Klasse ;  sanitarische  Vorschriften,  Staats- 
beiträge an  Gemeinden.  7.  Staatliche  Unterstützung  an  die  Gemeinden 
für  Nachhilfeklassen.  8.  Unentgeltlichkeit  der  Lehr*  und  Schreibmitt'eL 
9.  Ausdehnung  der  Lehrerbildung  um  ein  (Wertes)  Jahr;  Fallenlassen 
der  besonderen  kantonalen  Prüfung.  10.  Veranstaltung  von  Fortbildungs- 
und allgemeinen  Repetitionskursen. 

2.  20.  Juni.  Thurgauische  Schulsynode  mÄrbon.  Referat  von  Lehrer 
Seiler  in  Arbon  über  die  „Rekrutenprüfungen  und  unsere 
Schulen". 

Zustimmung  zu  den  Thesen  des  Referenten: 

1.  Die  thurgauische  Synode  spricht  die  Überzeugung  aus,  dass 
die  Ergebnisse  der  eidgenössischen  Bekrutenprüfungen  von  anerkennens- 
werter Zuverlässigkeit  seien  und  dass  dieselben  seit  ihrer  Einfuhrung 
zur  Hebung  des  Schulwesens  im  engeren  und  weiteren  Vaterlande  wesent- 
lich beigetragen  haben. 

2.  In  Berücksichtigung  der  Ergebnisse  derselben  sucht  die  Schul- 
synode den  Ausbau  der  Volksschule  (Primär-  und  Sekundärschule)  in 
möglichster  Beschränkung,  aber  um  so  intensiverer  Verarbeitung  des 
Lehrstoffes. 

3.  Sie  wünscht,  dass  die  Schulprüf nngen  im  Prinzip  in  bisheriger 
Weise  beibehalten,  aber  im  Sinne  grösserer  Übereinstimmung  des  Prüfungs- 
verfahrens und  im  Sinne  der  Vereinfachung  einer  Beorganisation  unter- 
zogen werden. 

3. 18. — 19.  Juli.  Sociöte  pedagogique  de  la  Suisse  romande  in 
Chaux-de-Fonds  i). 

Auf  Grund  des  (gedi-uckten)  Berichtes  von  M.  Dubois,  Schul- 
direktor in  Locle,  und  der  Diskussion  über  das  erste  Haupt- 
thema: „Vereinheitlichung  der  Schulgesetzgebung  für  die  roma- 
nischen Kantone",  gelangte  die  Versammlung  zu  folgenden 
Schlüssen : 

1.  Gemeinsame  Bestimmungen  sind  wünschenswert  über  a.  Be^nn 
und  Daner  der  Schulpflicht;  b,  die  Minimal-Lehrpläne ;  c.  Lehr-  und 
Hülfsmittel;  d.  Minimal-Lehrplan  für  die  Seminarien;  e.  Schulzeugnis; 
/.  Erziehung  Schwachbegabter,  blinder  und  taubstummer  Rinder.  2.  Bundes- 
unterstützung für  die  Volksschule  ist  wünschenswert,  insbesondere  zur 
unentgeltlichen  Abgabe  der  Schul-  und  Lehrmittel.  3.  Die  verlangte 
Einheit  ist  durch  interkantonales  Konkordat  zu  erreichen.  Eine  Kom- 
mission von  kantonalen  Abgeordneten  wird  die  gemeinsam  zu  ordnenden 
Punkte  bestimmen  und  den  Behörden  vorlegen.  3.  (Antrag  Scherff  unter 
Opposition  angenommen.)    Die  Lehrer  der  romanischen  Schweiz  fordern 


1)  Zwei  Referate:  1.  Quels  points  de  la  l^gislation  scolaire  pourraient  etre 
communs  ä  la  Saisse  romande?  Par  quels  raoyens  pourrait-on  arriver  k  plus 
d^uniformit^  ?  La  Situation  faite  aux  instituteurs  par  Tobligation  du  Service 
militaire  est-elle  normale  et  avantageuse  pour  l'ecole?  Referent:  Dubois,  Locle. 
2.  Qu'appelle-t-on  enfance  abandonnee  et  qu'est-ce  qui  constitue  Fabandon?  Quels 
sont  les  causes  et  les  effets  de  l'abandon?  Quels  sont  les  moyens  de  rem^dier 
k  l'abandon,  et,  pr6f6rablement,  de  le  prövenir?  Referent-  L.  Favre,  Genf. 
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die  Anwendung  von  Art  27  der  Bundesverfassung.  4.  Die  Verpflichtung 
der  Lehrer  zum  Militärdienst  schadet  der  Schule.  Es  ist  wünschhar, 
dass  für  alle  Kantone  und  f&r  alle  Lehrer  —  taut  secondaires  que  pri- 
maires  —  Art.  2,  al.  e  des  tfilitärgesetzes  ^)  Anwendung  finde. 


III.  Schule  und  Leben. 

7.  Juli.     Socißte  fiibourgeoise  d'6ducation  ä  Estavayer. 
Zwei  Referate: 

1.  Y  a-t-il  avantage  k  adopter  le  livre  unique  divisß  en  trois  degrös 
pour  l'enseignement  de  la  langue  maternelle  et  des  branches  civiques 
k  l'ecole  primaire?  Referent  D.  Plancherel-Bussy. 

2.  Quelle  influence  le  corps  enseignant  est-il  appel^  k  exercer  sur 
Tedncation  des  Kleves  en  dehors  des  claases  ?  Ref.  M'*«  Collaud  in  Montet. 


IV.  Methodik  des  Unterrichts. 

1.  Orthographiefrage.  Am  24.  August  war  unter  dem  Vorsitze  des 
Herrn  Bundesrat  Schenk  in  Bern  eine  Konferenz  zui'  Besprechung 
der  Örthographiefrage  für  die  deutsche  Schweiz  versammelt 
(s.  pag.  135  u.  136). 

2. 7.  Januar.  Kantonale  Schulsynode  in  Solothurn.  Ausarbeitung 
eines  Stufenganges  für  den  Zeichenunterricht  (Referent :  Pfister 
in  Solothurn). 

3. 25.  Juni.  Kantonale  Konferenz  der  st.  gallischen  Reallehrer  in 
WyL  Referat  von  S.  Alge  in  St.  Gallen  über  den  ersten 
Unterricht  im  Französischen. 

4. 17.  Juli.  4.  Generalversammlung  des  schweizerischen  Vereins 
zur  Förderung  des  Arbeitsunterrichts  für  Knaben  in  Chaux-de- 
Fonds.  Bericht  von  Lehrer  Rudin  über  den  Stand  des  Arbeits- 
unterrichts in  der  Schweiz. 

5. 11.  September.  Versammlung  des  schweizerischen  Kindergarten- 
vereins in  Luzern, 

1.  Referat  von  Frl.  Sommer,  Winterthur :  Soll  nicht  der  Anschauungs- 
unterricht, vorzugsweise  in  Bezag  auf  Naturgegenstände  und  einfachere 
Kunstprodukte,  noch  mehr  zur  Geltung  gelangen  und  die  häufig  auf- 
regenden Spiele,  sowie  die  anstrengenden  Beschäftigungen  teilweise 
ersetzen  und  zurückdrängen? 

2.  Referat  von  Pfarrer  Christinger,  Hüttlingen :  Wie  und  in  welchem 
Masse  ist  religiöse  Einwirkung  im  Kindergarten  zulässig? 

6. 17.  September.  Appenzellische  Reallehrerkonferenz  in  Appefizell. 
Eeferat  von  Reallehrer  Scherrer  in  Speicher:  „Die  praktische 
Geometrie  in  der  Realschule  mit  Vorweisungen". 

7.  26.  September.  Luzernische  kantonale  Lehrerkonferenz  in  Etiis- 
toyl.    „Wie  erzieht  der  Lehrer  die  Schüler  zui*  Selbständigkeit 


*)  Die  lj«hrer  der  Öffentlichen  Schulen  können  nach  bestandener  Rekrutenschale  von 
weiteren  Dlenstlelstnnf^en  dispensirt  werden,  wenn  die  Erfüllunfi^  ilirer  Beruflspflichten  dies 
notwendig  macht. 
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in  den  schriftlichen  Arbeiten  und  welchen  Wert  hat  in  dieser 
Hinsicht  die  Sprachlehre?"  (Referenten:  Sekundarlehrer  Meyer 
in  Ettiswyl  und  Lehrer  Kronenberg  in  Grosswangen.) 

8. 1.  Oktober.  Thurgauische  Sekundarlehrerkonferenz  in  Amris- 
weil.  „Kann  die  Sekundärschule  speziell  für  die  Ausbildung 
ihrer  Schülerinnen  noch  mehr  leisten?"  (Referent:  Braun  in 
Bischofszeil.) 

Thesen:  1.  Im  Eechnen,  hauptsächlich  im  Kopfrechnen,  ist  für  die 
Mädchen  auf  die  in  ihren  spätem  Wirkungskreisen  vorkommenden  Auf- 
gaben Rücksicht  zu  nehmen.  2.  Die  Buchführnng  soll  sich  namentlich 
auch  mit  der  des  engeren  Haushaltes,  der  Vermögensverwaltung  etc. 
beschäftigen.  3.  Für  die  Mädchen  ist  ein  einstündiger  Jahreskurs  in 
Geometrie  einzuführen.  4.  In  der  Naturkunde  ist  für  die  Mädchen 
namentlich  auf  besondere  Gebiete  in  Chemie,  Physik,  Gesundheitslehre  etc, 
vielleicht  mit  Beeinträchtigung  der  übrigen  Gebiete  Rücksicht  zu  nehmen. 
5.  Das  Zeichnen  ist  für  Mädchen  speziell  zu  gestalten.  6.  Das  Turnen 
ist  allerorten  auch  für  Mädchen  einzuführen;  wo  die  Zahl  zu  klein  ist, 
vielleicht  in  Verbindung  mit  den  Mädchen  der  oberen  Primarschulklassen. 
7.  Wo  immer  möglich,  soll  in  Verbindung  mit  der  schon  bestehenden 
Arbeitsschule  noch  eine  spezielle  freiwiUige  Schule  für  weibliche  Arbeit 
eingeführt  werden. 

9. 1./2.  Oktober.  Schweizerische  Turnlehrerkonferenz  in  Lausanne. 
Referat  über  Mädchenturnen  von  Dr.  Yersin. 

10. 14.  Oktober.    Kantonale  Schulsynode  in  Bern. 

a.  Die  erste  obligatorische  Frage :  „Inwiefern  sind  die  Be- 
denken gegen  den  jetzigen  Turnunterricht  berechtigt  und 
wie  können  dieselben  berücksichtigt  werden  ?"  (Referent  : 
Sekundarlehrer  Eggimann  in  Worb)  führte  zu  folgenden  Vor- 
schlägen : 

1.  Damit  ein  frischer,  fröhlicher  Geist  auf  dem  Turnplatz  herrsche, 
müssen  Geräteturnen,  Bewegungsspiele  und  angewandtes  Turnen  mehr 
gepflegt  werden.  Die  Ordnungs-  und  Freiübungen  sind  zu  beschränken. 
Unter  den  Geräten  sind  namentlich  Springel,  Stemmbalken,  Stab,  Reck 
und  Springbock  zu  berücksichtigen.  2.  Den  körperlichen  Übungen  sind 
wöchentlich  wenigstens  vier  Stunden  einzuräumen.  3.  Die  Gemeinden 
haben,  wenn  nötig  unter  Beihilfe  des  Kantons  und  des  Bundes,  für  geeignete 
Turnplätze  und  die  nötigen  Geräte  zu  sorgen.  4.  Turnhallen,  die  den 
hygienischen  Anforderungen  entsprechen,  sind  anzustreben,  damit  auch 
im  Winter  und  an  Regentagen  geturnt  werden  kann.  5.  Das  Turnen  soU 
behandelt  werden  wie  ein  anderes  Unterrichtsfach;  es  werde  eingereiht 
in  die  Unterrichtsstunden  und  nicht  nur  als  blosses  Anhängsel  der  Schule 
betrachtet.  Bei  Inspektionen  und  Examen  soll  gehörig  auf  dasselbe  Rück- 
sicht genommen  werden,  aber  ohne  alle  Eindrillerei  zum  Zwecke  von 
Schaustellungen.  6.  Die  Lehrer  sind  für  die  Erteilung  des  Turnunterrichts 
zu  befähigen  durch  geeigneten  Unterricht  im  Seminar,  durch  besondere 
Kurse  und  durch  Selbststudium.  7.  Wo  es  sich  tun  lässt,  ist  der  Turn- 
unterricht den  hiezu  am  besten  geeigneten  Lehrern  zu  übertragen.  8.  Eine 
Revision  der  eidgenössischen  Turnschule  ist  notwendig  und  nach  Mass- 
gabe der  damit  gemachten  Erfahrungen  und  mit  Berücksichtigung  des 
neuen  Exerzirreglements  beförderlich  an  die  Hand  zu  nehmen.  Die  Er- 
ziehungsbehörde ist  zu  ersuchen,  die  Herausgabe  zweckentsprechender 
Lehrziele  für  das  Knaben-  und  das  Mädchentumen,  nebst  einer  Sammlung 
geeigneter  Spiele,  veranlassen  zu  wollen. 
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b.  Bezüglich  der  zweiten  obligatorischen  Frage:  „Stellvertretung 
für  erkrankte  Lehrer"  (Referent:  Schulinspektor  Wyss  in 
ßurgdorf)  wurden  nachstehende  Thesen  angenommen: 

1.  Im  neuen  Schulgesetz  ist  auch  die  Entschädigung  des  Stellvertreters 
erkrankter  Lehrer  und  Lehrerinnen  zu  ordnen.  2.  Im  Erkrankungsfall 
des  Lehrers  oder  der  Lehrerin  leistet  der  Staat  wenigstens  die  Hälfte 
an  die  Besoldung  des  Stellvertreters.  3.  Der  Staat  schaffe  auch  eine  ge- 
nügende Altersversorgung  der  Lehrerschaft,  damit  unter  den  pensionirteu 
Lehrern  brauchbare  Stellvertreter  leichter  zu  finden  sind. 

Weitere  Beschlüsse  der  Synode: 

1.  Gesuch  an  die  Erziehungsdirektion,  bei  Anlass  der  bevorstehenden 
zweiten  Beratung  des  Schulgesetzes  im  Grossen  Hate  mit  allem  Nach- 
druck für  eine  des  Berufes  würdige  ökonomische  Stellung  der  Lehrer- 
schaft —  unter  Berücksichtigung  der  Alters-,  Witwen-  und  Waisenver- 
sorgung —  und  für  strenge  Ordnung  des  Absenzenwesens  eintreten  zu 
wollen. 

2.  Gesuch  an  die  Bundesversammlung  um  Subventionirung  der  Volks- 
schule. 

11. 16.  November.  Herbstkonferenz  der  Zuger  Lehrer  in  Zug. 
1.  Traktandum  „Steilschrift"  (Referent:  Sekundarlehrer  Staub 
in  Baar).  2.  „Frühlings-  oder  Herbstanfang  der  Schulen**  (Refe- 
rent: Lehrer  Jäggi  in  Baar). 


V.  Schulhygiene. 

7.  Juli.    Kantonallehrerkonferenz  in  Schaf  hausen.  Schulhygiene 
(Referent:  Erziehungsrat  Dr.  Rahm). 


VI.  Fortbildungsschulen. 

1. 11.  Juni.  Interkantonale  Lehrerkonferenz  (Solothuni,  Beni, 
Baselland)  in  Dornach.  Referat  von  Lehrer  Strebel  in  Wahlen 
über  die  Notwendigkeit  von  Mädchenfortbildungsschulen.  Thesen: 

1.  Eine  bessere  Fürsorge  filr  Ausbildung  des  weiblichen  Geschlechts, 
besonders  durch  Errichtung  von  Mädchenfortbildungsschulen,  ist  dringendes 
Bedürfiiis. 

2.  Es  ist  einstweilen  mit  aller  Energie  darauf  hinzuwirken,  dass 
freiwillige  Fortbildungsschulen  für  Mädchen  mit  staatlicher  Unterstützung 
ins  Leben  treten.  Koch-  und  Haushaltungskurse  gegründet  und  besonders 
für  praktische  Ausbildung  der  Fabrikarbeiterinnen  in  ausgibiger  Weise 
gesorgt  werde. 

2.  8.  August.  Schwyzerische  Kantonallehrerkonferenz  in  Steiner- 
berg.  Rekrutenschulen  und  Rekrutenprüfungen  (Referent :  Schön- 
bächler  in  Schwyz,  Korreferenten:  Sekundarlehrer  Wyssmann 
in  Ktissnacht  und  Frei  in  Einsiedeln). 

3.  26.  September.  Zürcherische  Schulsynode  in  Winterthur.  Referate 
von  Lehrer  Weber  in  Neumünster  und  G.  Hug  in  Winterthur 
über  „Organisation  der  Fortbildungsschulen".    Beschlüsse: 

13 
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1.  Die  Zürcher  Synode  ersucht  den  kantonalen  Erziehungsrac.  die 
Beratungen  über  die  Revision  des  Unterrichtsgesetzes  neuerdings  an  die 
Hand  zu  nehmen  und  dabei  ins  Auge  zu  fassen:  a.  Einführung  der 
obligatorischen  Fortbildungsschule  für  die  männliche  Jugend.  6.  Um- 
fassende staatliche  Unterstützung  der  beruflichen  Schulen  unter  Berück- 
sichtigung der  landwirtschaftlichen,  gewerblichen  und  kommerziellen 
Verhältnisse,  sowie  der  beruflichen  Ausbildung  der  Mädchen,  c,  Er- 
weiterung der  Alltagsschulzeit. 

2.  Die  Synode  ersucht  die  Bundesversammlung,  dem  Volksschulwesen 
die  finanzielle  Unterstützung  des  Bundes  zu  sichern.  Sie  beauftragt  den 
Vorstand  mit  der  Begründung  dieses  Gesuches. 

4.  4.  Oktober.  Aargauische  kantonale  Kulturgesellschaft  in  Wahlen. 
Referat  über  weibliche  Fortbildungsschulen  von  Pfarrer  Zschokkc 
in  Gontcnschwyl  (siehe  Abschn.  Fortbildungsschulen,  pag.  167). 

5.  22.  November.  Freiwillige  Schulsynode  des  Kantons  Baselstadt 
in  Basel.  Traktandum :  „Die  obligatorische  Fortbildungsschule" 
(Referent:  Lehrer  Schlup,  Koireferent  Dr.  Wetterwald). 

Beschlüsse :  Die  Synode  spricht  den  Wunsch  aus :  1.  dass  der  Staat 
die  bestehende  Frauenarbeitsschule  übernehme ;  2.  „die  ErziehungsbehSrde 
möge,  ihren  bisherigen  Bestrebungen  getreu,  fortfahren,  für  die  weitere 
Portbildung  der  nicht  mehr  schulpflichtigen  Jugend  zu  sorgen.  Die 
Synode  würde  das  Obligatorium  für  die  Fortbildungsschulen  der  männ- 
lichen Jugend  begrusseu,  falls  sich  in  Zukunft  die  Verhältnisse  einem 
solchen  günstig  gestalten  sollten." 

6. 15.  Oktober.  Lehrerverein  des  Kantons  Solothurn  in  Damach- 
hrugg.  „Der  praktische  Ausbau  der  solothumischen  Fortbildungs- 
schule" (Referent:  Bezirkslehrer  Jeker  in  Breitenbach). 

Angenommene  Thesen:  I.  Fortbildung  der  männlichen  Jugend. 

1.  Die  obligatorische  Fortbildungsschule  des  Kantons  Solothurn  hat 
um  die  Bildung  der  männlichen  Jugend  anerkennenswerte  Verdienste. 

2.  Die  gegenwärtigen  Lebensverhältnisse  fordern  jedoch,  dass  sie 
ihren  Schülern  nebst  besserer  allgemeiner  Ausbildung  auch  diejenigen 
Kenntnisse  und  Fertigkeiten  vermittle,  welche  fär  das  praktische  Lebeo 
vorzugsweise  von  Nutzen  sind. 

3.  Diese  erhöhten  Anforderungen  verlangen  einen  besseren  Ausbau 
der  Fortbildungsschule.  Zu  diesem  Zwecke  sind  in  den  bestehenden  Ein- 
richtungen folgende  Änderungen  und  Neuerungen  einzuführen:  a.  Wo  die 
Verhältnisse  es  gestatten,  sollen  die  Schüler  nach  Fähigkeiten  in  Klassen 
geteilt  und  unterrichtet  werden.  In  den  Abteilungen  mit  gut  vorgebildeten 
Schülern  ist  der  Untenichtsstoff  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Be- 
dürfnisse des  praktischen  Lebens  zu  erw^eitem.  b.  Die  Unterrichtsstunden 
sind  auf  die  Tageszeit  der  Werktage  zu  verlegen,  c.  Bei  der  Auswahl 
und  Behandlung  des  ünterrichtsstoifes  sind  stets  praktische  Ziele  ins  Ange 
zu  fassen  ...  Es  soll  daher  ein  geeignetes  „Lehr-  und  Lesebuch  fiir 
Fortbildungsschulen"  geschaffen  werden,  d.  Die  Lehrer  der  Fortbildungs- 
schulen sollen  ihre  Schüler  zu  nützlicher  Privatlektüre  anregen  und  an- 
leiten. Bei  Neuanschaffung  für  die  Schulbibliotheken  ist  für  geeigneten 
Lesestoff  zu  sorgen,  e.  Die  Entschädigungen  an  die  Lehrer  für  die  Füh- 
rung der  Fortbildungsschulen  sind  angemessen  zu  erhöhen.  /.  In  jedem 
Bezirksschulorte  und  andern  zentral  gelegenen  Ortschaften  ist  eine  ge- 
werbliche und  landwirtschaftliche  Fortbildungsschule  zu  errichten,  in 
welchen  den  Schülern  nebst  dem  allgemeinen  bürgerlichen  Unterricht  Ge- 
legenheit geboten  wird,  sich  speziell  beruflich  vorzubilden.  Die  Organi- 
sation dieser  Schulen  soll  sich   nach  den  lokalen  Bedürfhissen  richten. 
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X)ie  Besucher  derselben  sind  von  der  obligatorischen  Fortbildungsschnle 
zn  dispensiren.  Kanton  und  Band  unterstützen  diese  Schalen  and  sorgen 
für  Ausbildang  der  nötigen  Lehrkräfte^ 

n.  Fortbildung  der  weiblichen  Jugend. 

1.  Die  gegenwärtig  bestehende  Arbeitsschule  gibt  den  Mädchen  keine 
den  heutigen  Lebensanforderungen  genügende  hauswirtschaftliche  Aus- 
bildung. 

2.  Wegen  beschränkter  Zeit  und  dem  jugendlichen  Alter  der  Schu- 
lerinnen kann  sie  auch  bei  Einführung  einiger  Verbesserungen  diesen 
Mangel  nicht  ganz  beseitigen;  so  wenig  als  spezielle  Kurse  —  so  wohl- 
tätig ihr  Einfluss  auch  ist  —  die  allen  Töchtern  notwendige  wirtschaft- 
liche Vorbildung  zu  vermitteln  vermögen. 

3.  Das  wirksamste  Mittel  hiefür   ist  die   Mädchenfortbildungsschule. 

4.  Dieselbe  schliesst  sich  unmittelbar  an  die  Primarschule  an  und 
soll  zwei  oder  drei  Winterkurse  mit  wöchentlich  wenigstens  vier  Unter- 
richtsstunden umfassen. 

5.  Die  Fächer  sind :  Flicken,  Anfertigen  einfacher  Wäschegegenstände, 
Maschinennähen,  Waschen  und  Glätten,  Haushaltungskunde,  Gesundheits- 
lehre und  Kochen.  Lesen,  Briefschreiben  und  Rechnen  können  meist  im 
Dienste  der  beruflichen  Fächer  gelernt  werden. 

6.  Benachbarte  Schulgemeinden  sind  zu  Fortbildungsschulkreisen  zu 
vereinigen. 

7.  Der  Staat  soll  für  Ausbildung  geeigneter  Lehrerinnen  und  für  ent- 
sprechende Bezahlung  derselben  sorgen. 

8.  Die  Mädchenfortbildungsschulen  müssen  obligatorisch  werden. 

9.  Durch  Gründung  von  freiwilligen  Mädchenfortbildungsschulen  ist 
das  Obligatorium  vorzubereiten. 

Ferner  wurde  beschlossen: 

„Der  Kantonal  lehrerverein  ersucht  die  h.  Bundesversammlung,  dem 
Volkssehulwesen  die  finanzielle  Unterstützung  des  Bundes  zu  sichern". 

VII.  Mittelschulen  und  Hochschulen. 

1. 15.  Oktober.  Bernischer  Mittelschullehrerverein  in  Biel.  Be- 
schluss  betreffend  Abhaltung  eines  Fortbildungskurses  (Referent : 
Rektor  Wyss)  und  Vorschläge  obligatorisch  einzuführender  Lehr- 
mittel (Referent:  Zahler  in  Biel). 

2. 15.  Oktober.  Züricher  Hochschulverein  in  Winterthur.  Referat 
von  Professor  Dr.  Lang  über  das  Regenerationsvermögen  der 
Tiere. 

3.  29.  April.  Hochschulverein  in  Zürich.  Referat  von  Nationalrat 
Geilinger  in  Winterthur  über  die  Frage  der  Besoldungen  der 
Hochschullehrer. 

VIII.  Lehrerschaft. 

i .  Militärpflicht  der  Lehrer.  Der  Zentralausschuss  des  schweize- 
rischen Lehrervereins  behandelte  in  seiner  Sitzung  vom  30.  April 
(nicht  zum  erstenmal)  die  Frage,  ob  die  Lehrer  im  Militärdienst 
den  andern  Bürgern  gleichgestellt  werden  und  ob  sie  sollen 
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avanciren  können  wie  andere  Militäi'S?  Bekanntlich  herrscht 
in  den  verschiedenen  Kantonen  eine  ganz  verschiedene  Praxis. 
Der  Zentralausschuss  fasste  einstimmig  folgende  Resolution  zu 
banden  des  Bundesrates: 

a.  der  Militärdienst  der  Lehrer  soll  abgehalten  werden  wie  der  der 
anderen  Bürger;  b.  es  soUen  keine  besonderen  Lehrerrekmtenschnlen 
abgehalten  werden;  c,  der  Bnnd  beteiligt  sich  in  angemessener  Weise 
an  der  Entschädigung  des  Stellvertreters  eines  in  den  Militärdienst  ein* 
tretenden  Lehrers. 

2. 9.  Januar.  Aargauischer  Bezirkslehrcrverein  in  Bn^gg.  An- 
regung betreffend  Gleichstellung  der  Bezirkslebrer  mit  den 
Gemeindeschullebrern  in  Bezug  auf  Alterszulagen. 

3. 12.  September.  Basellandschaftliche  Kantonallehrerkonferenz  in 
lAestaL 

1.  Referat  von  Rektor  Heinis  in  Waidenburg  über  „Reorganisatioir 
der  Witwen-,  Waisen-  und  Alterskasse  der  baseUandschaftlichen  Lehrer". 
2.  Vortrag  von  Schulinspektor  Zingg  in  Liestal  über  t  Schuldirektor 
H.  Tanner. 

4. 17.  September.  Gründung  eines  bernischen  Lehrer\'ereins  in 
Bern. 

5. 8.  Oktober.  Jahresversammlung  des  Evangelischen  Schulvereins 
in  Ölten,  Referat  über  „den  evangelischen  Lehrer  und  die 
Vereinssache"  von  Lehrer  Uttinger  in  Ruhigen. 

6. 10.  Oktober.  Konstituirende  Versammlung  des  Vereins  katho- 
lischer Lehrer  und  Schulfreunde  in  Luzern. 

7. 14.  Januar.  Konstituirung  einer  freiwilligen  kantonalen  Schul- 
synode für  Baselstadt 

IX.  Verschiedenes. 

1. 7.  Januar.  Kantonale  Schulsynode  in  Solothurn.  Gutachten  der 
Lehrmittelkommission  für  Errichtung  eines  kantonalen  Verlags 
oder  einer  Vcnnittlungsstelle  für  Lehrmittel  und  Schnlmate- 
rialien  (Referent:  P.  Gunzinger). 

2.  9.  Januar.  Aargauischer  Bezirkslehrerverein  in  Brugg,  Bericht 
über  Vereinheitlichung  der  Lehrmittel  an  den  aargauischen  Be- 
zirksschulen;  einstimmiger  Beschluss:  prinzipielles  Festhalten 
an  der  Idee  der  Vereinheitlichung  der  Lehrmittel,  verbunden 
mit  energischer  Aufiiahme  der  bezüglichen  Vorarbeiten. 

3.  28.  Februar.  Deutscher  Schulverein  in  Zürich.  Vortrag  von  Prof. 
Hunziker  in  Aarau  über  die  „Sprachgi'enze  im  Jura". 

4.  23.  Mai.  Kantonale  Frühjahrskonferenz  der  Glamer  Lehrer  in 
Näfels.    Lesebuchfrage. 

5.  Ende  Mai.  Schweizerischer  Armenerzieherverein  in  St.  Gallepi. 
Referat  von  a.  Erzieher  Flury  in  St.  Gallen:  „Der  Annen- 
erzieher*'; Korreferat  von  Gubler  in  Belmont. 
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6.  9.  Juni.  Kantonale  Sekundarlehrerkonferenz  in  Luzem.  Lese- 
buchfrage. 

7. 11.  Juni.  Kantonaler  Mittelschul-Lehrerverein  in  Bern.  „Welche 
Lehrmittel  sind  zur  obligatorischen  Einführung  vorzuschlagen 
oder  zu  empfehlen?"  Nach  längerer  Debatte  ward  der  Antrag 
von  Rektor  Lüscher  in  Bern,  es  sei  eventuell  ein  limitirtes 
Obligatorium  mit  Auswahl  bis  unter  diei  Büchern  in  einem 
Fach  zu  befürwoiten,  mit  97  gegen  2  Stimmen  angenommen, 
dann  an  diesem  Beschluss  gegenüber  der  Eröffnung  voller  Lehr- 
mittelfreiheit festgehalten  (66  gegen  33  Stimmen). 

8.  7.  Juli.  Kantonallehrerkonferenz  in  Schaffhansen.  Lesebuch- 
frage (Lehrer  Meyer  in  Neunkirch). 

9. 23.  August.  Schweizerischer  katholischer  Erziehungsverein  in 
Einsiedeln.  Referate  von  Nationalrat  Dr.  Schmid  in  Altdorf 
über  „Uberbürdung  der  modernen  Schule  und  Marienverehrung" 
und  Professor  Frei  in  Einsiedeln  über  „das  vierte  Gebot  in 
moderner  Beleuchtung". 

10. 20.  November.  Gründung  des  „Schweizerischen  Gesanglehrer- 
vereins" in  Ölten. 

11. 10.  September.  Konferenz  der  Erziehungsdirektoren  der  roma- 
nischen Schweiz  in  Freiburg.  Beschlüsse  betreffend  Ausarbeitung 
gemeinschaftlicher  Lehrmittel. 

12.  20./21.  September.  Schweizerische  Gemeinnützige  Gesellschaft 
in  St.  Gallen.  Erstes  Thema :  Schutz  und  Förderung  der 
Handwerkslehrlinge  (Referent :  Museumsdirektor  E.  Wild  in 
St.  Gallen ;  Korreferent :  Gewerbesekretär  W.  Krebs  in  Zürich). 

13.  23.  September.  Verband  schweizerischer  Zeichen-  und  Gewerbe- 
schullehrer in  Basel  „Ausstattung  des  Vereinsorgans  mit  Wand- 
tabellen für  den  Schulunterricht"  (Referent:  Professor  Pupi- 
kofer  in  St.  Gallen).  —  Eingabe  an  die  Bundesbehörden  (Refe- 
rent: Lehrer  Volkart  in  Heiisau)  betreffend  Ausdehnung  der 
Bundessubvention  und  -Inspektion. 

14. 23./24.  September.  Evangelischer  Schulverein  des  Kantons 
Bern  in  Bern.  Referat  von  Lehrer  von  Bergen  in  Willigen 
„über  den  Erfolg  des  Unterrichts". 

15.  25.  September.  Versammlung  schweizerischer  Musikdirektoren 
und  Gesanglehrer  in  Ölten  zur  Gründung  eines  schweizerischen 
Volksgesangvereins. 

16.  8./9.  Oktober.   Schweizerischer  Gymnasiallehrerverein  in  Baden. 

Referate:  1.  „Die  öffentlichen  Schnlprüfangen'*  (Ref.  Dr.  Kaufmann, 
Solothurn) ;  die  Versammlung  sprach  sich  fast  einstimmig  für  Beibehaltung 
öffentlicher  Schulprüfnngen  (in  etwas  modifizirter  Form)  aus.  2.  „Elek- 
trische Wellen  und  Strahlen"  (Ref.  Rektor  Tuchschmied,  Aarau).  3.  ,,Die 
neuen  Ausgrabungen  auf  der  Akropolis"  (Ref.  Dr.  Escher,  Zürich). 

17. 11.  Oktober.  Schweizerischer  Piusverein  in  Sursee.  Eeferat 
von  Redakteur  Winiger  über  die  „Schulfrage". 
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Die  Frage  stellt  sich  so :  Konfessionelle  oder  konfessionslose  Schule  ? 
Für  ans  ist  der  Standpunkt  ein  gegebener ;  wir  wollen  die  konfessionelle, 
die  christliche  Schule.  Das  Schulwesen  ist  allerdings  Sache  der  Kantone, 
aber  die  Bundesverfassung  fordert,  dass  der  Unterricht  gentigend,  obli- 
gatorisch und  unentgeltlich  sei,  sowie  dass  er  unter  ausschliesslich  staat- 
licher Leitung  stehe  und  die  religiöse  Freiheit  nicht  verletzt  werde. 
Mit  diesen  so  weitherzigen  Bestimmungen  ist  man  neuerlich  nicht  mehr 
zufrieden  in  gewissen  Kreisen.  Der  heutige  Zug  der  Zeit  geht  auf  die 
vollständig  konfessionslose  Schule.  Neuestens  haben  eine  Zahl  Lehrer 
und  Pädagogen  die  Frage  erörtert  bezüglich  Bundesunterstützung  an 
Primarschulen  und  Zentralisation  des  Schulwesens ;  aber  selbst  in  radikalen 
Kreisen  haben  solche  Versammlungen,  wie  die  in  Bern,  nicht  volle  Zu- 
stimmung gefunden.  Wir  aber  müssen  entschieden  eine  Einmischung  des 
Bundes  in  unser  Schulwesen  ablehnen,  als  Anhänger  der  kantom^en 
Selbstbestimmung  und  als  Gegner  der  Entchristlichung  der  Volksschnle, 
welche  mit  den  Bundesschulmeistern  einziehen  würde.  Bundesgeschenke 
und  Unterstützungen  sind  zu  furchten.  Mögen  wir  auf  der  Hut  sein  bei 
einer  allfälligen  G esetzes vorläge  I  (N.  Z.  Z.  nach  dem  „Surseer  Land- 
boten".) 

18.  9.  Oktober.  Versammlung  der  tessinischen  „SocietA  degli  amici 
dell'  Educazione"  in  Capolago.    Jahresgeschäfte. 

19. 14./15.  Oktober.  Conförences  g^nerales  du  corps  enseignant 
primaire  neuchätelois  in  Neuenbürg. 

1.  Thema:   Jahresprüfungen  (Kesselet,  Bevaix).    2.  Thema:  Mate- 
rialien für  den  Anschauungsunterricht  (A.  Beymond,  Peseux). 

20. 12.  November.  Btindnerischer  kantonaler  Lehrorverein  in  Tiefen- 
kosten,  Entwurf  eines  Lehrplans  für  unsere  Volksschulen.  (Re- 
ferent: Seminardirektor  Conrad). 


.cr^-. 


«e 


Zweiter  Teil. 


Statistischer  Jahresbericht  1891192. 


•Jfi^f 


A.  Personalverhältnisse 


I.  Primarschulen  (1892). 


a. 

S 

Ich 

ulen  und  S 

chüler. 

Kantone 

gemeind. 

Sckilra 

Sch&Ur 

SchuieriBBea 

Total 

Zürich 

368 

372 

26362 

29478 

55840 

Bern  .  .  . 

816 

1916 

50028 

49908 

99936 

Luzem  .  . 

167 

325 

8253 

8211 

16464 

üri  ... 

20 

24 

1567 

1467 

3034 

Schwyz  .  . 

31 

140 

3635 

3621 

7256 

Obwalden 

7 

44 

1273 

1184 

2457 

Nidwaiden  . 

17 

39 

1047 

858 

1905 

Glarus  .  .  . 

30 

30 

2702 

2702 

5404 

Zug  .  .  . 

11 

22 

1739 

1714 

3453 

Freiburg   .  . 

285 

446 

10735 

9958 

20693 

Solothuru 

126 

260 

7252 

6664 

13916 

1  Baselstadt  . 

4 

133 

3046 

3021 

6067 

Baselland 

69 

155 

5457 

5474 

10931 

Schaffhausen  . 

36 

36 

3200 

3471 

6671 

Appenzell  A.-Bh. 

20 

109 

4871 

4871 

9742 

Appenzell  I.-Rh.  . 

15 

29 

1035 

1080 

2115 

St.  Gallen  .  .  . 

209 

540 

17806 

18277 

36083 

Graubünden 

243 

471 

7359 

7012 

14371 

Aargau  .  .  . 

282 

585 

15174 

15718 

30892 

Thurgau   .  . 

185 

185 

8816 

8816 

17632 

Tessin  .  .  . 

268 

516 

8621 

8720 

17341 

Waadt  .  .  . 

392 

970 

20127 

20128 

40255 

Walüs  .  .  . 

154 

496 

11878 

8888 

20766 

Neuenburg  .  . 

67 

479 

8918 

8866 

17784 

Genf  .... 

48 
3870 

60 

4491 

4412 

8903 
469911 

1891'92 : 

8382 

235392 

234519 

1890.91 : 
1               Differenz : 

3847 

8239 

234618 

232978 

467596 

-j-23 

+143 

+774 

+1541 

+2315 

Zürich:  AlltafiTBSchüler  19561  Knaben  u.  19010  Mädchen,  Eusanunen  89471  Schüler.  £r- 
(fänznnysschüler  6801  Knaben  u.  9668  Mädchen,  «usammen  16369  Schüler.  Total  55840  Schüler.  — 
Luzern;  Jahreskars  4058  Schüler,  nämlich  I9f>3  Knaben  n.  2090  Mädchen,  Winterkurs  12411 
Schüler,  nänilich  6290  Knaben  nnd  6121  Mädchen.  —  Uri:  Inkl.  882  Repetirschüler,  nämlich 
132 Knaben  nnd  160  Mädchen.  —  Obwalden:  Inkl.  519  Wiederholungsschüler,  nämlich  255 
Knaben  a.  264  Mädchen.  —  Nidwaiden:  Inkl.  206  Wiederholung^sschüler.  —  Glarns:  Inkl. 
905  Repetirschüler.—  Zu  fr:  Inkl.  427  Repetirschüler,  nämlich  206  Knaben  n.  221  Mädchen. — 
Baselland:  Inkl.  1024  IlalbtajBrschüier,  näml.  468  Knaben  u.  561  Mädchen,  u.  1817  Repetir- 
achüler,  näml.  740  Knaben  u.  577  Mädchen.  —'Appenzell  A.-Rh. :  Knaben  und  Mädchen  zu 
gleichen  Teilen  genommen.  —  Appenzell  l.-Rh. :  Inkl.  860  Repetirschüler,  näml.  161  Knaben 
und  199  Mädchen.  —  St.  Gallen:  60  Halbjahrschulen,  49  Dretvierteljahrschulen,  10  geteilte 
Jahrsehulen,  42  Halbtagjahrschulen,  74  teilweise  Jahrschulen  und  805  Jahrschulen.  Inkl. 
5052  Ergänzungsschüler,  näml.  2821  Knaben  u.  2781  Mädch.  —  Thurgau:  Inkl.  4821  Repetir- 
sehüler  und  9583  Gesangschüler.  —  Waadt:  Knaben  und  Mädchen  zu  gleichen  Teilen  ge- 
nommen. —  Wallis:  Inkl.  2467  Wiederholungsschüler.  —  Genf:  Ecoles  compldmentnires 
899  Schüler,  nämlich  469  Knaben  und  480  Mädchen. 
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Personalverhältnisse :  Primarschulen. 


b.   Lehrer  und   Schüler  (1892). 


Kantone 

Lehrer 

LehreriueB 

Total 

Total 

der  Schüler 

Dinh- 

i«hiitt 

per  Uhrer  , 

Zürich 

697 

58 

755 

55840 

74 

Bern 

1216 
270 

833 
55 

2049 
325 

99936 
16464 

49 
50 

Luzern 

Uri 

27 

56 

28 
84 

55 

140 

3034 
7256 

55 
52 

Schwyz 

Obwalden 

12 

31 

43 

2457 

57 

Nidwaiden 

8 

32 

40 

1905 

46 

Glanis 

92 

92 

5404 

59 

Zug 

33 

35 

68 

3453 

50 

Freiburg 

256 

190 

446 

20693 

46 

Solothurn 

232 

21 

253 

13916 

55 

Baselstadt 

83 

34 

117 

6067 

52 

Baselland 

141 

14 

155 

10931 

70 

Schaifhausen 

117 

5 

122 

6671 

55 

Appenzell  A.-Rh 

111 

111 

9742 

87        ; 

Appenzell  I.-Rh 

17 

11 

28 

2115 

75      i 

St.  Gallen 

506 

24 

530 

36083 

68    ; 

Graubtinden     

423 

48 

471 

14371 

30      i 

Aargau 

482 

103 

585 

30892 

53 

Thurgau      ....;.. 

276 

12 

288 

17632 

61 

Tessin 

171 

345 

516 

17341 

33      , 

Waadt 

501 

460 

961 

40255 

42 

Wallis 

288 

239 

527 

20766 

39 

Neuenburg 

136 

323 

459 

17784 

39 

Genf 

1891/92 : 

115 

167 

282 

8903 

31 
50 

6266 

3152 

9418 

469911 

1890/91 . 
Differenz : 

6224 

3108 

9332 

467596 

50 

+42 

+44 

+86 

+2315 

Uri:  Unter  den  55  Lehrkräften  befinden  sich  11  Geistliche,  22  Lehrschwest^ni 
und  5  Ordensschwestern. 

Obwalden:  Von  den  31  Lehrerinnen  sind  27  Lehrschwestern. 

Nidwaiden:  Von  den  Lehrern  waren  2  geistlichen  und  6  weltlichen  Standes; 
von  den  Lehrerinnen  gehörten  4  dem  Frauenkloster  in  Stans,  3  dem  Institut 
in  Nieder-Rickenbach  an,  24  waren  Lehrschwestern  von  Menzingen  und  1 
weltlichen  Standes. 


Pen  Dual  vQrhfiltnisse :  Pri  marsch  uleii. 


c.    Schüler  un 

i   Absen 

zen. 

Tttai 

Total 

Dirtkitki.rr.Mllu  | 

Itr  Stfailtr 

■Hilicbil4i|l 

t>lHh 

.M.t.:ToUi|| 

65840 

500601 

41507 

542108 

9* 

0,7 

9,7 

99936 

1060819 

1135109 

2195428 

10,6 

ll,s 

21,9 

IWM 

164702 

23714 

188416 

10,1 

1,4 

11,5 

8034 

30142 

2564 

32706 

9.B 

0,8 

10,7 

7256 

48203 

16404 

64607 

6,0 

2 

s!. 

2457 

18209 

1650 

19859 

9.4 

o!' 

10,i 

1905 

16858 

768 

17626 

8.9 

0|4 

9,» 

5404 

34189 

9100 

43289 

6,s 

1,7 

8,0 

;-i453 

2394(1 

1524 

25464 

6,9 

o„ 

7,8 

a)693 

331173 

19733 

350906 

16,1 

0,s 

17,0 

13916 

128717 

44401 

173118 

9,s 

3,, 

12,4 

6067 

124978 

5493 

130471 

20,« 

0,3 

21,5 

10931 

83394 

113040 

196434 

7,« 

10,3 

17,9 

6671 

72394 

1583 

73977 

10,g 

0,3 

11,1 

9742 

2115 

13141 

8488 

21629 

6,9 

3.3 

10,9 

36083 

298644 

36044 

3346B8 

8.a 

1,* 

9,8 

14371 

218439 

12358 

230797 

15,, 

0.« 

16,u 

30892 

269681 

47975 

317656 

8,; 

1,5 

10,i 

17632 

205899 

;i9514 

245213 

11.7 

2,s 

13,9 

17341 

129803 

«4402 

194205 

7,5 

3,7 ;  11,1  II 

40255 

? 

20766 

90645 

19923 

lliKi73 

u 

0,« 

5,8 

17784 

434346 

19290 

453636 

24,5 

1,1 

25,6 

8903 

■; 

18S 

1/92  :  1    469911 

"42"^7" 

1664589 

"5962806" 

^,ö 

~4l 

"l*^: 

h 

Alltagsschüler : 

Knaben  204093  ents 

chuldigte  (10,4 

per  Schüler) 

nn 

ntschnldigte  (0,^ 

l>et  Schüler 

Abaenzen 

;  Mädchen 

244302  ent 

chnld. 

nnd  10186  n 

(10,2)  u.  8060  nnentschüld.  (Ö,;)  Absenzen;  ErgSiiziingsachüler :  Knaben  10116 
entHchuld.  (2,,)  n.  4243  imentschuld.  (1)  Absenzen;  Mädchen  16044  entschnld. 
(2,sj  u.  4258  nnentachnld.  (0,«)  Absenzen ;  Siugscbfller :  (Standen)  26046  entschnld. 
(l,s)  n.  14754  nnentschnld.  (0,9)  Abaenzen. —  Bern;  Entschuldigte  Absen zeo  im 
Snmmeraemester  309037,  im  Winteraemester  751282,  unentschnldigte  im  Sommer- 
aemesler  517173.  im  Wintersemester  617936.  —  Lnzern:  Winlerknrs  109144 
entschuld,  nnd  21046  nnentschald..  Total  130190  Absenzen.  Jahreskurs  55558 
entRchnld.  n.  2668  nnentachnld.,  Total  58226  Absenzen.  — L'ri:  Inkl.  332  Repe tir- 
eehtller  mit  437  entschuld,  n.  330  nnentachnld.  Absenzen,  Total  767.  —  Glarus: 
Inkl.  995  Bepetirschüler  mit  1446  entschuld,  nnd  1143  unentscbnid.  Absenzen, 
Total  2589.  —  Zag:  Inkl.  427  Repetirschüler  mit  1026  entschnld.  u.  387  nnent- 
flchnldigten  Abaenzen,  Total  1413.  —  Nidwaiden:  Inkl.  397  Abaenzen  der 
Wiederholungsachüler.  —  Baselland:  Inkl.  die  Absenzen  der  Repetirschüler.  ^ 
Appenzell  A.-Bh. :  Laut  Mitteilung  konnte  im  Jahre  1891/92  über  die  Absenzen 
keine  Zusammenstellung  gemacht  werden.  —  Appenzell  I.-Bh.:  Inkl.  360  Re- 
petiracbttler  mit  650  entschnld.  n.  936  nnentschüld.  Absenzen.  —  St.  Gallen: 
Inkl.  19661  Absenzen  der  Ergänzungsschttler,  nämlich  11344  entschnld.  u.  8317 
nnentscLuld.  ^  Qranhünden:  Die  Absenzen  wurden  per  Halbtag  berechnet. — 
Tliurgau:  Inkl.  5756  Absenzen  der  Bepetirschnle  nnd  18862  Abaenzen  der  Ge- 
sangscbnle.  —  Waadt:  Laut  Angabe  der  Erzieh  an  gsdirektion  kommen  auf 
1  Schüler  20— 25  Absenzen.  —Wallis:  Von  5  Gemeinden  fehlen  die  Angaben. — 
Genf:  Ober  die  AbaenzenTerhältnisse  wird  in  diesem  Kanton  keine  Znaammen- 
st eilung  gemacht. 
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Sekandarschnlen. 


II.  Sekundärschulen  (1892). 


Kantone 

Sebalen 

Schüler 

Schüler, 
inneii 

Total 

Lehrer 

Lfhrer- 
inien 

Total 

Zürich 

95 

3884 

2439 

1 
6323 

209 

209 

30 

Bern     .    . 

64 

2527 

2992 

5519 

209 

103 

312 

18 

Lüzem .    . 

39 

730 

408 

1138 

37 

5 

42 

27 

Uri  .    .    . 

5 

28 

44 

72 

3 

3 ;    6 

12 

Schwyz     . 

11 

194 

111 

305 

11 

2  !     13 

23 

Obwalden 

1 

13 

13 

— 

1 

1 

13 

Nidwaiden 

3 

41 

31 

72 

2 

1 

3 

24 

Glarus  .    . 

9 

204 

210 

414 

18 

18 

23  1 

Zug .     .    . 

7 

116 

74 

190 

23 

23 

'  8 

Freiburg  . 

15 

175 

135 

310 

29 

2 

31 

10  = 

Solothurn  . 

12 

503 

121 

624 

29 

— — 

29 

21 

Baselstadt 

4 

1706 

2081 

3787 

77 

27 

104 

36 

Baselland .    . 

6 

351 

107 

458 

16 

1 

17 

26 

Schaffhausen . 

8 

525 

275 

800 

41 

41 

20 

Appenzell  A.-Rh.  . 

12 

271 

229 

500 

18 

2 

20 

25 

Appenzell  I.-Rh.    . 

l 

27 

5 

32 

1 

1 

32 

St.  Gallen      .    .    . 

34 

1332 

862 

2194 

70 

19 

89 

24 

Graubnnden  .    .    . 

18 

276 

285 

561 

21 

1 

22 

25 

.              (  BeL-Seholen 

28 

1577 

699 

2276 

218 

3     221  1 

10 

27 

514 

701 

1215 

27 

— 

27 

44 

Thurgau   .... 

25 

727 

337 

1064 

29 

29 

36 

Tessin  .     .    . 

31 

472 

312 

784 

24 

13 

37 

21 

Waadt .     .     . 

6 
3 
4 

177 

67 

154 

49 

45    ! 
162 

226 

112 
316 

10 

2 

21 

3 
2 

10 

5 

23 

22 
22 
13 

Wallis  .     .     . 

Neuenburg 

Genf 

19 

478 

464 

119 
12846    ' 

583 

31 

1176 

12 

43 

6 
21  : 

1891  92 : 

17042 

29888 

200   1376  1 

1890/91 : 
Differenz : 

477 

16346 

12191    , 

28537 

1178 

192 

1370 

21  ; 

-fl 

+696 

+655 

+1351 

-2 

+8 

+6 

— 

Luzern:  22  Schulen  mit  Halbjahreskursen  zu  28  Wochen  im  Winter  und  10 
Wochen  im  Sommer;   17  Schulen  mit  Jahreskursen  zu  40  Wochen. 

Uri:  Mädchenschule  Altdorf  (Ganzjahr-Ganz tagschule),  Sekundärschule  Ander- 
matt  (Ganztag-Halbjahrschule),  Amsteg,  Erstfeld  und  Wassen  (Halbtag-Halb- 
jahrschule).  Von  den  6  Lehrkräften  sind  3  Geistliche  u.  3  Lehrschwestem, 

Schwyz:  Von  den  11  Schulen  sind  2  Knabenschulen,  3  Mädchenschulen  und 
6  gemischte  Schulen. 

Nidwaiden:  Von  den  3  Schulen  sind  1  Knaben-,  1  Mädchen-  und  1  gemischte 
Schule. 

Zug:  Von  den  23  Lehrern  sind  12  Hülfslehrer. 

Baselstadt:  Von  den  27  Lehrerinnen  sind  21  Arbeitslehrerinnen. 

Tessin:  Von  den  31  Sekundärschulen  sind  20  Knaben-  und  11  Mädchenschulen. 

Waadt:  Sekundärschulen:  Avenches,  Cossonay,  Echallens,  Goumoens-la-Ville, 
Lutry,  Villeneuve. 

Wallis:  Mädchenschule  Sitten,  Knabenschulen  Bagnes  und  Bourg-St-Pierre. 

Genf:  13  Landsekundarschulen  mit  276  Schülern  nebst  der  Ecole  professionnelle 
mit  307  Schülern. 


Fortbildungsschulen  und  Hekrutenschulen. 
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III.  Fortbildungs-  und  Rekrutenschulen  (1892). 


Kantone 

Fortbildungsschulen 

Rekrut 
Kurse 

E 
E 

3 

CO 

obligatorische 

freiwillige 

Scki). 

Kuk«B;l&d(h.|  Total 

1         1 

Schil. 

Kub«i    HIdch. 

1 

ToUl 

TelJ- 
nehm. 

Zürich  .     .    . 

/ 

114 

3158 

504 

3662 

_ 

3662 

Bern      .     .     . 

— 

27 

1384 

1384 

4020 

5404 

Lu2em  .    .     . 

74») 

1717 

1717 

1 

81 

81 

791 

2589 

üri    .... 

1 

1«) 

39 

— 

39 

244 

283 

Schwyz      .     . 

j 

2 

116 

116 

318 

434 

Obwalden  .    . 

18 

593 

593 

1 

59 

— 

59 

124 

776 

Nidwaiden 

1 

3 

156 

156 

93 

249 

Glarus  .    .    . 

— 

1 
_.  1 

34») 

815 

123 

938 

119 

1057 

Zug  .... 

1 

3 

52 

52 

205 

257 

Freiburg    .     . 

257 

3133  — 

3133 

6 

125 

— 

125 

947 

4205 

Solothum  .    . 

177 

2278 

2278 

5 

355 

355 

639 

3272 

Baselstadt .     . 

2 

52 

52 

2 

121 

121 

173 

Baselland  .    . 

68 

1119 

1119 

3 

122 

122 

438 

1679 

Schaffhausen  . 

29 

194 

194 

19 

313 

313 

108 

615 

Appenzell  A.-Bh. 

17 

897 

— 

897 

10 

213 

213 

265 

1375 

Appenzell  I.-Rh. 

— 

194 

194 

St.  Gallen  .    . 

8 

217 

211 

157 

2433 

678 

3111*) 

575 

3903 

Graubünden   . 

— 

41 

360 

27 

387 

55 

442 

Aargau .    .     . 

151 

2852 

2852 

11 

719 

— 

719 

861 

4432 

Thurgau    .    . 

139 

2551 

— 

2551 

40 

800 

331 

1131 

582 

4264 

Tessin   .     .     . 

15 

617 

99 

716 

458 

1174 

Waadt  .     .     . 

— 

^"~~ 

3 

417 

417 

1693 

2110 

Wallis  .     .     . 

— 

— 

— 

— 

— 

769 

769 

Neuenburg     . 

63 

968 

968 

8 

574 

146^) 

720 

427 

2115 

Genf      .    .    . 
1891/92 : 

1003 

— 

4 
510 

614 

153 

767 

1242 

2009 
47442 

16571 

— 

16571 

13349 

2355 

15704 

15167 

1890/91 : 
Differenz : 

754 

+249 

14306 

14306 

464 

14067 

3283 

17350 

8919 

40575 

+  2265 

1 

+2265 

+46 

-718 

9^8 

1646 

+  6248 

+6867 

')  Die  Fortbildungsschulen  sind  nur  fftr  jene  Schüler  obligatorisch,  welche 
die  Sekundärschule  nicht  besuchen.  Dauer  je  40  halbe  Tage  in  zwei  nach  ein- 
ander folgenden  Wintern. 

2)  Die  freiwillige  Fortbildungsschule,  25  Sonntage  mit  je  2  Stunden,  besteht 
in  Altdorf. 

^)  Inklusive  6  weibliche  Fortbildungsschulen. 

*)  Davon  den  Handfertigkeits schulen  und  den  Schulgärten  angehörend  372 
Schüler. 

^)  Die  Schülerinnen  (325)  du  cours  d'enseignement  professionnel  in  Locle 
sind  nicht  mitgerechnet. 
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Privatschülen. 


IV.  Privatschülen  (1892). 


Kantone 


Sohl. 


Koabei 


Hldehen 


Total 


Ukrer 


Leknr- 
iu» 


I       JS 


Total 


1.  Privatschulen  für  allc^emelne  Blldun^Z'w^ecke. 

a.  Knabenschulen. 


Zürich    . 
Bern  .    . 
Baselstadt 
St.  Gallen 
Aargau  . 
Tessin    . 


5 

334 

334 

56 

1 

8 

196 

196 

14 

3 

2 

188 

188 

8 

3 

113 

113 

3 

1 

29 

29 

9 

8  ;  553 

553 

60 

2 

b.  Mldchenschulen. 

Zürich    . 
Bern  .    . 
Nidwaiden 
Zug   .    . 
Baselstadt 
St.  Gallen 
Aargau  . 
Tessin    . 


c. 


4 
12 
1 
1 
7 
4 
1 
6 
Gemischte 


154 
502 

48 
180 
425 

83 

11 
542  . 
Schulen. 


154 

502 

48 

180 

425 

83 

11 

542 


Zürich 

Bern 

Luzern 

Obwalden        .     .    .    . 

2^    I  Sekundärschulen 

^  \  Primarschulen   . 

Baselstadt 

Appenzell  A.-Rh.     .    . 

St.  Gallen 

Graubünden    .    .    .    . 

Tessin 

Neuenburg 

2. 


12 

497 

37 

695 

3 

20 

1 

9 

1 

17 

1 

3 

1 

112 

2 
7 
2 

13 
30 


79 
272 

48 
207 
484 


520 

1017 

860 

1555 

18 

38 

6 

15 

8 

25 

7 

10 

63 

175 

64 

143 

314 

586 

36 

84 

239 

446 

485 

969 

23 
37 

1 
4 

4 
3 
5 
1 
1 


Zürich    .    .     .    , 

Bern 

Luzern  .    .    .    . 

Uri 

Baselstadt  .  .  . 
Baselland  .  .  . 
Appenzell  A.-Rh. 
St.  Gallen  .  .  . 
Aargau  .  .  .  . 
Thurgau     .    .    . 


Privatschulen  für  besondere  Z'wecke. 
a.  Rettungsanstalten. 


Zürich 


IBl.l 
\T.| 


15 

8 

1 
1 
4 
1 
5 
2 
1 
b.   Blinden-  und  Taubstummenanstalten. 


9 

159 

102 

261 

3 

123 

51 

174 

1 

48 

48 

1 

29 

27 

56 

1 

40 

30 

70 

3 

54 

34 

88 

1 

15 

— 

15 

5 

103 

21 

124 

3 

90 

36 

126 

1 

31 

3 

34 

IBl. 


Bern 

Luzern 
Freiburg  T. 
Baselstadt  T. 
St.  GaUen  . 
Aargan  .  . 
Tessin  .  . 
Waadt  .  . 
Genf .     .     . 


1 
3 
1 
1 
2 
1 
3 
1 
1 
1 


30 

25 

15 

15 

71 

38 

25 

25 

28 

27 

31 

17 

25 

21 

48 

30 

10 

5 

10 

9 

7 

5 

55 

30 
109 
50 
55 
48 
46 
78 
15 
19 
12 


7 

50 
1 


1 
1 


1 
20 


11 


4  2 

2  — 

3  — 

1  — 

i'  = 

3   — 

2  - 


57  ' 

17  ' 

8 

3  '' 

9 
62 


41 
87 
1 
1 
4 
1 
5 
3 

D 

2 
21 


21 
10 
3 
2 
3 
6 
1 
8 
4 
1 


13 

9 

3 

25  1 

8 

33 

41 

1 

1 

13 

13 

7 

15 

22 

7 

7 

4 

2 

— 

6 

8 

52 

60 

3 

2 

1 

6 

4 

1 

1 

6 

3 

2 

5 

1 

2 

2 

3 

2 

— 

3  I 

4 

< 

— 

5 

2 

3 

1 

— 

1 

1 

1 

— 

1 

1 

Privatschulen. 
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Kantone 


Sski- 
lei 


luien 


lUehei    Total 


Uhrer 


Lekrer- 
iiien 


Total 


c  Anttalten  fOr  Schwaehtinnige. 


Zürich    .     .    .     . 

Bern 

Baselstadt  .  .  . 
Aargau  .  .  .  . 
Appenzell  A.-Kh. 


2 
2 
1 
2 
1 


51 
24 
11 
57 
12 


I 


18 

69 

27 

51 

5 

16 

41 

98 

12 

24 

5 
1 
1 
1 
1 


1  2 

1  — 

I  

8  I  - 


d.  WtlttnanstalfeR. 


Zürich 

Bern,  für  arme  Mädchen  . 

Lazem 

Schwyz 

Freihurp: 

BaseUand 

Appenzell  A.-Rh.     .     .    . 
Appenzell  I.-Rh.      .    .    . 

St.  Gallen 

Aargau 

Thurgan 

Neuenburg 

Waadt 


2 
1 
1 
1 
2 
1 
1 
1 
6 
3 
1 
1 
1 


23 

1 

30 

46 

19 

40 
110 

20 
137 

64 


19 
33 
13 
50 
37 
32 
18 
23 
118 
67 
81 
40 
28 


42 

2 

34 

1 

43 

1 

50 

1 

83 

2 

32 

1 

37 

2 

63 

1 

228 

6 

87 

1 

218 

6 

104 

28 

1 

2 
2 
3 


3.  Privatschulen  für  Missionszw^ecke. 


Baselstadt 


.  I     5 1    253         40        293 1    29 

4.  Allgemeine  Musikschulen. 


I  Zürich*) 
Luzern  .    . 
Baselstadt  ^) 


Knabenschulen  .  .  . 
Mädchenschulen  .  .  . 
Gemischte  Schulen  .  . 
Bettungsanstalten  .  . 
Blinden-  u.  Taubst.- Anst. 
Anstalten  f.  Schwachsinn 
Waisenanstalten  *  .  . 
Missionsschulen  .  .  . 
Allgemeine  Musikschulen 

1891/92 
1890/91 


8 
2 
1 
9 
1 


3 
2 
2 
2 
3 
2 
2 
2 
8 
3 
9 


2     —  I    31 


1 

205 

478 

6832) 

16 

5 

21 

1  !   65 

65 

2 

2 

1  j  195 

192 

387 

14 

4 

18 

Zusamm 

e  n  z  n  g. 

27 

1413 

1413 

150 

•   6 

( 

156 

36 

1765 

1945 

40 

132 

3 

175 

110 

2443 

2620 

5063 

79 

81 

11 

171 

28 

692 

304 

996 

38 

19 

2 

59 

16 

300 

217  ;   517 

23 

11 

2 

36 

8 

155 

103    258 

9 

10 

2 

21 

22 

490 

559   1049 

24 

14 

38 

5 

253 

40  ;  293 

29 

2 

31 

3 

465 

670  '  1135 

32 

9 

41 

255 

6211 

6278  ,  12669 

424 

284 

20 

728 

245 

5924 

6435  12359 

403 

256 

+28 

27 

686 

+10 

+287 

-157 

+310 

+21 

—7 

+42 

Differenz 

*;  In  der  ganzen  Anstalt  wurden  zusammen  8648^2  Unterrichtsstunden  erteilt, 
nämlich:  Klavier  52201/4  Stunden,  Orgel  u. Harmonium  287,  Violine  1393,  Violon- 
cello 1628/4,  Flöte  100,  Zusammenspiel  128,  Sologesang  351^/2,  Chorgesang  427, 
Theorie  439,  Geschichte  der  Musik  40,  Italienisch  80,  Harfe  20. 

*)  Sommer-  und  Wintersemester  zusammengerechnet. 

8)  Die  Musikschule  zählte  ohne  die  Chorklassen  335  Schüler:  Klavier  188. 
Violine  85,  Violoncell  10,  Einzelgesang  14,  Orgel  10,  Harmonielehre  18,  Orchester- 
Übungen  22,  Geschichte  der  Musik  18  etc. 
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Kleinkinderschnlen. 


V.  Kleinkinderschuien. 


Kantone 


S«hal«B 


Knaktn 


HUeheB 


Total 


Lehnr- 


tchiHi 
Ukrerii 


Zürich 

Bern 

Luzern 

Uri 

Schwyz 

Nidwaiden 

Obwalden 

Glarus 

Zug 

Freiburg 

Solothurn 

Baselstadt 

Baselland 

Schaffhausen 

Appenzell  A.-Rh 

Appenzell  I.-Rh 

St.  Gallen 

Graubünden   

Aargau 

Thurgau  

Tessin 

Waadt 

Wallis 

Neuenburg  

Genf 

1891/92 : 
1890;91 : 

Differenz : 


63 
65 

6 

1 

5 

1 

1 

5«) 

4 
20 

8 
31 

9») 
27*) 
13  5) 

3«) 
32 

4 
12 
107) 

22 

160 

5 

67 

62 

636 
563 


1775 
1312  ! 


I 


101 

542 

1040 


340 

815 
65 


694 


944 
2173 


+73 


I 


1856 
1312 

35 

41 


95 
559 

1132 


485 

947 
58 


734 


909 
1927 


3631 

2624^) 

398 

35 

101 

41 

45 

210 

196 

1101 


80 
71 
9 
1 
5 
1 
1 
5 
5 
19 


330 

10 

2172 

40 

592 

9 

1320 

27 

825 

19 

115 

3 

1762 

39 

123 

5 

409 

15 

315 

10 

1428 

48 

4000 

160 

260 

6 

1853 

67 

4100 

118 

27986 

768 

25202 

703 

+2784 

+65 

45 
37 

44 
35 
20 
41 
45 
42 
40 
59 
33 
54 
65 
22 
69 
38 
45 
25 
27 
41 
33 
25 
43 
27 
34 


36 
36 


^3  Da  nur  die  Gesamtzahl  der  Kinder  angegeben  war,  sind  Knaben  und 
Mädchen  als  gleich  stark  vertreten  angenommen  worden. 

*)  Niederurnen,  Ennenda,  Schwanden,  NetstAl,  Glams. 

8)  Binningen,  Birsfelden,  Mönchenstein,  Pratteln,  Frenkendorf,  Füllinsdorf, 
Liestal,  Gelterkinden,  Sissach. 

*)  Buch,  Hemmishofen,  Lohn,  Kamsen.  Stein,  Thayngen  (Hegau),  Beggingen, 
Gächlingen,  Löhningen,  Neunkirch,  Oberhallau,  Osterfingen,  Schieitheim  (Klett- 
gau), Siblingen,  Trasadingen,  Unterhallau,  Wildungen,  Schalfhausen  (Stadt  3), 
Beringen,  Buchberg,  Dörflingen.  Hemmenthai,  Merishausen,  Rüdlingen. 

^)  Urnäsch,  Herisau  (Dorf),  Säge,  Fabrik,  Waldstadt,  Schwellbrunn,  Stein, 
Heiden,  Trogen,  Bühler,  Gais,  Speicher. 

^)  Appenzell. 

'^)  Arbon,  Romanshorn,  Amriswyl,  Bischofszell,  Franenfeld,  Obemeunfom, 
Tägerweilen.  Ermatingen,  Steckborn,  Weinfelden. 


Znaammenzug  der  Schiller  anf  der  Volksschalstufe. 


VI.  Zusammenzug 
der  Schiller  auf  der  Volksschulslufe  (1892). 


I.   I II.  jlll.  |iv 


Zürich  . 

65840 

3662 

6.323 

2615 

68440 

82  6 

9I  3 

Bern  .  . 

99936 

5404 

5519 

2651 

113510 

88  5 

5;  2 

Lnzem  , 

16464 

2589 

1138 

244 

20435 

81  U 

el  2 

Uri  .  . 

3034 

2a8 

72 

56 

3445 

88!  8 

2 

2 

Schwyz  . 

7256 

434 

305 

50 

8045 

90  5i  4 

1 

Obwalden 

2457 

776 

13 

15 

3261 

75  24 

»,i 

0,* 

Nidwaldeu 

1905 

249 

72 

48 

2274 

84  11 

3 

3 

Glanw  . 

5404 

1057 

414 

— 

6875 

79  15 

6 

__ 

Zug  .  . 

3463 

267 

-   190 

215 

4115 

84  6 

5 

5 

Freibnrg 

20693 

4205 

310 

138 

25346 

82  17 

1 

— 

Solothurn 

13916 

3272 

624 

— 

17812 

78  18 

4 

_- 

Baseletadt 

6067 

173 

3787 

1634 

11661 

52  j  1 

33 

14 

BasellaDd 

10931 

1679 

458 

88 

13156 

84 

13 

3 

_ 

SchafFhansen 

6671 

615 

800 

_ 

8086 

83 

8 

9 

— 

Appenzell  A.-Rh. 

9742 

1375 

500 

219 

11836 

83 

11 

4 

2 

Appenzell  I.-Bh. 

2115 

194 

32 

63 

2404 

88 

8 

1 

3 

St.Oalten  .  .  . 

36083 

3903 

2194 

1180 

43360 

83 

9 

5 

3 

Granbünden 

14371 

442 

561 

84 

15458 

93 

3 

4 

— 

Aargan  .  . 

30892 

4432 

3191 

429 

39244 

79 

11 

9 

1 

Thnrgan 

17632 

4264 

1064 

252 

23212 

76 

18 

5 

1 

Tesain  . 

17341 

1174 

784 

1556 

20855 

83 

6 

4 

7 

Waadt  . 

40255 

2110 

226 

47 

42638 

95 

5 

— 

— 

Wallis  . 

20766 

769 

112 

— 

21647 

96 

4 

— 

_ 

Neuenburg 

17784 

2115 

316 

1073 

21288 

84 

10 

1 

5 

Genf.  . 

8903 

2009 

583 

12 

11507 

85l  8 

6 
5 

2 

1891/92 : 

469911 

47442 

29888" 

12669 

559910 

1890f91 : 

46759fi 

40575 

28537 

12359 

549067 

85 

+1 

_6 

— 1 

_2 

Differenz : 

+2315 

+6867 

+1351 

+310 

+10843 

- 
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Lehrerbildungsanstalten. 


VII.  Lehrerbildungsanstalten  (1892). 

a.  Öffentliche  Seminarien. 


1 

1 

i 

Anstalten 

%m 

1 

'fei 

.1 

Heipatealirte 

1 

1  ^    ■    ■  i 

^Sm 

^ 

*5 

Total 

S 

S 

Total 

i 

Lehrer 

Lehrer- 
in« 

Total; 

Zürich. 

1 

Staatsseminar  in  Küsnacht 

159 

1   17 

176 

18 

18 

29') 

2 

31 

8tä4t  LehrerioneDseminar  in  Zürich    . 

85 

85 

12 

12 

9 

9 

Bern. 

Lehrerseminar  Hofwyl  .    . 

135 

135 

10 

10 

31 

— 

31  •' 

„             Pruntrut 

45 

45 

8 

8 

14 

2 

,  16; 

Lehrerinn.-Sem.  Hindelbank 

31 

31 

2 

1 

3 

■■ '     1 

„              Delsberg    . 

28 

28 

2 

1 

3 



Mädch.-Sek.-Schule  Bern    . 

89 

89 

11 

2 

13 

31 

31  . 

Luzern. 

i 

Lehrerseminar  in  Hitzkirch 

57 

57 

6 

6 

15 

15 

Schwyz: 

1 

Lehr«n«iiiinar  Schnji  (Riekenbach)     . 

M 

44 

5 

0 

3 

18 

21«) 

Freibnrg. 

Lehrerseminar  Hauterive  . 

72 

72 

7 

7 

16 

16 

Mädch.-Sek.-Schule  Freibsrg 

50 

50 

2 

2 

4 

20 

,  20 

Solothurn. 

Lehrerseminar  Solothurn   . 

42 

— 

42 

17 

17 

St.  Gallen. 

1 

Lehrerseminar  Mariaberg  . 

67 

5 

72 

10 

10 

27 

— 

27 

Graabünden. 

Lehrerseminar  Chur .     .     . 

120 

6 

126 

13 

13 

30 

2 

32 

Aargau. 

1 

1 

Lehrerseminar  Wettingen 

79 

— 

79 

12 

1 

13 

18 

18 

Lehrerinnenseminar  Aarau 

46 

46 

4 

2 

6 

14 

14  1 

Thurgau. 

■ 

1 

Lehrerseminar  Kreuzungen 

81 

81 

8 

8 

18 

18 

Tessin. 

Lehrerseminar  Locamo  .    . 

45 

45 

6 

6 

11 

11 

Lehrerinnensemin.  Locamo 

62 

62 

1 

0 

6 

24 

24 

Waadt. 

1  Lehrerseminar  Lausanne   . 
Lehrerinnensem.  Lausanne 

109 

71 

109\ 
711 

25 

1 

26 

25 

47 

25 
47 

Wallis. 

Deatsehes  LehreriiiDenieininar  Britg    . 

15 

15 

5 

5 

— 

Franz.  Lehrerinn.-Sem.  Sitten 

30 

30 

8 

8 

12 

12  1 

Deutsch.  Lehrersem.  Sitten  \ 

50 

50 

8 

8 

24 

24 

Franz. Lehrerseminar  Sitten  | 

•.'V 

v#  v/ 

vy 

^m-^ 

■■  A 

^■^ 

Neuenburg. 

Gymnase  p^dagogique  .     . 

16 

— 

16\ 

IH 

* 

15 

4 

4 

Ecole  normale  des  fiUes    . 

20 

201 

AU 

ö 

Xv 

15 

lo 

Fröbelseminar 

— 

11 

11 

2 

2 

4 

4  • 

1 

Genf. 

Gymnase  p^dagogique  .     . 

33 

33 

10 

10 

7 

7 

Ecole  super,  des  jeunes  fiUe« 

1 

32 

1 

32 

1 

10 

6 

16 

10 

10 

1)  Exklusive  16  Sekundarlehrer. 

*)  Inklusive  1  Sekundarlehrer  und  4  Sekundarl ehrerinnen. 
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b.  Privatsemmarien. 


Anstalten 

hM 

s 

9 

Neapateotirte 

a 

Um 
2 

Total 

Total 

Lelirer 

Lehrer- 

• 

Total. 

1 
1 

oS 

JS 

£ 

! 

iinea  ;         || 

Zürich. 

Evangel.  Sem.  Unters trass 

63 

63 

12 

12 

15 

15 

Bern. 

1 

Seminar  Muristalden     .    . 

68 

68 

18 

18 

15 

15 

Neue  Mädchenschule  Bern 

86 

86 

12 

4 

16 

20 

20 

Schwyz. 

Lehrerinn.-Sem.  Ingenbohl 

78«) 

78 

12 

12 

— 

6 

6 

Zug. 

.  Eath.  Lehrerseminar  Zug  . 

34 

34 

6 

6 

4 

-       ^1 

!  Lehrerinn.-Sem.  Menzingen 

99 

990 

4 

20 

24 

23  238)  1 

,         Graubünden. 

Seminar  Schiers    .... 

25 

25 

8 

8 

2 

2 

Neuenburg. 

Ecole  normale  ä.  Peseux   . 

25 

25 

8 

8 

6 

6 

1891/92 : 

1369 

861 

2230 

301 

61 

362 

314 

259   573  1 

1890/91 : 
Differenz : 

1294 

735 

+  12« 

2029 

288 

70 
-9 

358 

297 

263 

4 

5601 

+75 

+  201 

+13 

+4 

+17 

+13 

^)  Exklasive  die  Realklanse  und  den  Vorbereitnngskurs  mit  81  Schülerinnen. 
*)  Im  gnnzen  Institut  befinden  sich  279  Schülerinnen. 
')  Inklusive  5  Sekundarlehrerinnen. 

VIII.  Mittelschulen  (1892). 

a.   Mit  Anschluss  ans  akademische  Studium. 


Schüler 

Matsri- 

I 

»    1 

Schulort 

Anstalt 

Total 

Kantoii- 

1  andere 

Ais- 

Uti- 

Lehrer 

birpr 

•Sekweiier 

liider 

präfBBgen 

1  Zürich     .     . 

t 

Eantonsschnle  .    . 
Gymnasium  .    . 
Industrieschule  . 
Handelsschule    . 

519 
346 
132 
41 

474 

14 

31 

38 
13 

46 

1 

Winterthur . 

Höhere  Schulen    . 
Gymnasium   .    . 
Industrieschule  . 

176 
141 
35 

157 

5 

14 

11 
2 

17 

Bern  .    .    . 

Gymnasium  .    .    . 
Progymnasium  . 
Literarabteilung 
BealabteUung    . 
Handelsabteilmg 

580 

392 

97 

56 

35 

383 

162 

35 

18 

35 

Lerberschule     .    . 

315 

218 

78 

19 

7 

241) 

Literarabteilung 

98 

Realabteilung    . 

217 

Burgdorf 

Gymnasium  .    .    . 
Literarabteilung 
Real  abt eilung    . 

178 
100 
78 

149 

21 

8 

11 

17 

Pruntrut .    . 

Eantonsschnle  .    . 
Gymnasium   .     . 
Realschule     .    . 

147 

37 
110 

139 

5 

3 

4 

1 

14 

*)  Inklusive  8  Fachlehrer. 
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Mittelschulen. 


SchQier 

Matiri- 

■ 
1          1 

Schulort 

Anstalt 

Total 

KantoBs- 

aidere 

.   ^u- 

tati- 

Lehr« 

birpr 

Schweiier 

l&oder 

prifkigeB 

Luzem    .     . 

Kantonsschule  .    . 

334 

34 

Gymnasium   .     . 

122 

78 

38 

6 

1 

Lyzeum     .     .     . 

42 

31 

10 

1 

19 

Kealschule     .     . 

155 

95 

55 

5 

7 

1 

1 

Handelsschule    . 

15 

7 

7 

1 

Altdorf   .     . 

1 

Kantonsschule  .    . 
Literarabteilung 
Bealabteilung    . 

49 
24 
25 

47 

2 

6 

Schwyz  .    . 

1 

Kollegium  Mariahilf 
Gymnasium   .    . 
Philosoph.  Kurs 
Eealschule     .    . 

304 
137 
15 
152 

74 

158 

72 

6 

23 

Einsiedeln   . 

Uhr-  a.  Iniehongi-AuUlt 
Gymnasium  .    . 
Lyzeum     .    .    . 

253 
206 
47 

40 

180 

33 

7 

25 

1 

Samen    .    . 

Kant.  Lehranstalt 

243 

17   j 

Gymnasium   .    . 

181 

24 

139 

18 

6 

Realschule     .    . 

62 

20 

36 

6 

Zug    .    .    . 

Obergymnasium 
Industrieschule  . 
Gymnasium   .     . 

119 

88 
31 

62 

52 

5 

3 

U 

Freiburg.    . 

College  St-Michel 
Literarabteilung 
Bealabteilung    . 

283 
198 
85 

167 

89 

27 

22 

32 

Solothurn    . 

Kantonsschule  .    . 
Gymnasium  .    . 
Gewerbeschule  . 
Pädagog.  Abteil. 

265 

95 

128 

42 

178 

74 

13 

10 
3 

29 

Basel  .    .     . 

Gymnasium  .    .    . 

464 

303 

100 

61 

35 

32 

Eealschule    .    .    . 

832 

463 

197 

172 

27 

37 

Bealabteilung    . 

762 

HandelsabteiliBg 

70 

1  Schaffhausen 

1 
1 

Gymnasium  .    .     . 
Human.  Abteilang 

131 

61 

108 

21 

2 

8 

16 

• 

Bealist.  Abteilung 

70 

5 

St.  Gallen    . 

1 

Kantonsschule  .    . 
Gymnasium   .    . 
Industrieschule  . 
Handelsschule    . 

310 
176 
92 
42 

190 

95 

25 

12 

27 

Chur  .     .     . 

Kantonsschule  .     . 

387 

13 

32«) 

Gymnasium   .    . 

82 

80 

2 

Bealschule     .     . 

154 

152 

2 

— 

Handelsschule    . 

28 

27 

1 

Pädagog.  Abteil. 

1233) 

123 

i 

Aarau      .    . 

Kantonsschule  .     . 

167 

24  ; 

Gymnasium    .    . 

75 

60 

13 

2 

10 

Gewerbeschule  . 

92 

83 

23 

9 

11 

Frauenfeld  . 

Kantonsschule  .     . 

270 

1 

20 

1 

Gymnasium   .    . 

87 

60 

25 

2 

8 

! 

1 

Industrieschule  . 

172 

97 

60 

15 

Handelsschule   . 

11 

6 

4 

1 

')  Infolge  Errichtuni^  einer  fünften  Klasse  flndet  ilie  MatnritätsuriifVing 
1898  statt.  —  *)  Inklusive  I^hrcr  für  das  Seminar.  —  ')  Inklusive  6  Tochter. 
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I 

8 

chOlor 

Hatiri- 

t  • 

Schulort 

Anttalt 

Totti 

Kutoii- 

ladere 

All- 

ttii- 

Lehrer 

Urger 

Sckweiur 

Milder 

frihigei 

'  Lugano    .     . 

1 
1 

Gymn.-Lyzeum .    . 
Gymnasium   .     . 
Lyzeum     .    .    . 
Techn.  Abteilwg 

123 

81 
32 
10 

98 

19 

1 

6 

19 

1 

Lausanne 

College  cantonal  . 

240 

192 

23 

25 

27 

19 

i 

Gymuase       .    .    . 

90 

76 

9 

5 

16    ; 

Ecole  industrielle 

310 

164 

'      87 

59 

12 

30 

Realist.  Abteiloig 

261 

159 

63 

39 

1 

Handelsabteiliig 

49 

5 

1      24 

20 

}  Sitten .    .    . 

College-Lyc6e  .     . 

90 

7 

18    ! 

Neuenbürg  . 

Gymnase  cantonal 

128 

68 

,      36 

24 

23 

22    1 

Genf  .    .    . 

College  cantonal  . 

691 

1 

49    ! 

1 

Literarabteilung 

505 

347 

63 

95 

28 

Kealabteilung    . 

186 

116 

32 

38 

19 

Handelsschule    . 

95 

49 

20 

26 

15 

b.   Ohne  Ansclduss  ans  akademische  Studium. 


* 

Schulort 

Anttatt 

Schlier 

Kaito» 
Wrger 

Aadere 
Sehweil. 

Ais- 

I&ider 

Lehrer 

Lehrer 
iiiei 

Total 

Zürich 

Töchterschule  .    . 

39 

31 

4 

4 

8        1 

9 

Winterth. 

Töchterschule  .     . 

28 

26 

1 

1 

3       4 

7 

Thun 

Progymnasium  .     . 

126 

102 

16 

8 

8 

— 

8 

Biel 

Progymnasium  .     . 

269 

177 

73 

19 

14 

14 

NeireTÜle 

Progymnasium  .     . 

63 

30 

27 

6 

4 

4 

Del^mont 

Progymnasium  .    . 

80 

74 

4 

2 

6 

—         6 

;  Mtlnster 

Progymnasium  .     . 

61 

57 

4 

5 

5 

1  Sursee 

Mittelschule .     .     . 

77 

73 

4 

7») 

-  .     7 

Willisau 

Mittelschule .    .    . 

42 

40 

2 

6«) 

:     6 

Rigelherg 

Gymnasium  .     .     . 

84 

7 

66 

11 

12 

H 

Staus 

Gymnasium  .    .     . 

100 

16 

83 

1 

9 

9 

'  Trogen 

Kantonsschule  .     . 

50 

24 

17 

9 

6 

-   i 

Schiers 

Privatanstalt    .     . 

135 

56 

75 

4 

12 

-      12    1 

1  Daves 

Fridericianum  .     . 

59 

13 

2 

44 

11 

11 

Dissentis 

Progymnasium  .     . 

74 

64 

7 

3 

12 

— 

12 

Roveredo 

Kollegium  St.Anna 

45 

5 

31 

9 

6 

6 

Locarno 

Technische  Schule 

65 

60 

3 

2 

9 

9 

BeHiiMii 

Technische  Schule 

96 

79 

10 

7 

9 

9 

Mendrisio 

Technische  Schule 

103 

88 

10 

5 

7 

7 

Waadt 

19  Gollegei  «•■■iimx   . 

1936(1052) 

'  St-Hairiee 

College     .... 

140 

95 

39 

6 

14 

14 

iBrieg 

Collage    .... 

60 

58 

1 

1 

9 

9 

Neuch&tel 

Ecole  sec.  industr. 

607  (479) 

24 

24 

1 

Ecole  commerciale^) 

126 

85 

16 

25 

20 

!    20    1 

College  classique  . 

116 

90 

16 

10 

12 

— 

12 

Le  Locle 

Ecole  industrielle  . 

120  (67) 

80 

24 

16 

11 

1 

12 

GhaudeFoidi 

Ecole  industrielle  . 

237  (144) 

104 

95 

38 

18 

18 

Carouge 

College     .... 
1891/92: 

30 
13061 

3 
974 

6 

3 

980 

1890/91 : 
Differenz : 

13029 

+32 

")  Inklusive  i  HUlfalehrer.  —  *)  Inklusive  2  Hülfslehrer.  —  ■)  Die  Ecole  de  eommerce  in 
Neuenbürg  Ist  eine  für  sich  bestehende  Schule. 
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Verhältnis  der  Mittelschulen  zn  den  Volksschnlen. 


IX.  Zusammenstellung  der  Schüler  in  den  Mittel- 

und  Berufsschulen. 

Lehnr- 

Töchter. 

Gym- 

1 
IndDitrie-iButdek- 

Laadw. 

Teehft. 

'S 

Kantone 

1 

c  ^ 

Total 

senioar. 

s«1iiil«n 

Bauen 

selinlei 

1  schlieft 

Schlieft 

Schalen 

1* 

h- 

Zürich  .     .     . 

324 

67 

487 

167 

41 

54 

6011) 

46 

1787   i 

Bern     .    .    . 

482 

714 

1262 

461 

35 

28 

3332) 

58 

3373   ! 

Luzern .    .    . 

57 

344 

155 

15 

44 

18 

633 

üri  .    .     .    . 

24 

25 

49 

Schwyz     .    . 

122 

405 

152 

679 

Obwalden .    . 

181 

62 

243 

Nidwaiden     . 

48 

184 

232 

Zug.    .    .     . 

133 

31 

88 



252  ' 

Freiburg  .     . 

122 

198 

85 

11 

416 

Solothurn .    . 

42 

95 

128 

26Ö 

Baselstadt     . 

821 

464 

762 

70 

710 

2827 

Schaifhausen . 

61 

70 

131 

Appeniell  A.-Rh.  . 

50 

50 

St.  Gallen .    . 

72 

176 

92 

42 

74 

456 

Graubünden  . 

151 

395 

154 

28 

^— 

728 

Aar^ihi     .    . 

125 

36 

75 

92 

23 

351 

Thurgau   .    . 

81 



87 

172 

11 

— 

351 

Tessin  .    .    . 

107 

113 

274 

494 

Waadt .    .    . 

180 

1052 

1214 

261 

49 

40 

2796 

WalUs  .    .     . 

95 

— 

290 

10 

395 

Neuenburg    . 

72 

182 

244 

274 

126 

28 

926 

Genf     .     .     . 
1891'92: 

65 

807 

535 

186 

95 
512 

29 

68 

1785 

2230 

3727 

6865 

3710 

267 

1804 

104 

19219 

1890  91: 
Differenz : 

2029  ' 

3596 

7010 

4156 

508 

270 

1623 

107 

19299 

+201  ; 

+131 

145 

446 

+4 

3 

+181 

S 

-80 

»)  Techiüknm  In  Winterthur  mit  438  Schülern  und  168  Hospitanten. 
')  Technikum  In  Biel  mit  298  Schülern  und  17  Hospitanten.    Technikum  Burgdorf  mit 
18  Schülern,  neu  eröffnet  mit  Sommersemester  1892. 

X.  Verhältnis  der  Mittelschulen  zu  den  Volksschulen  (1892). 


Volke- 

Mittel. 

Total 

Terhiltiis  in 

% 

Kantone 

1 

lehnler 
I. 

ichüler 

n. 

in. 

I. 

u. 

<  111. 

Zürich    .....".. 

68440 

1787 

70227 

97,5 

2,. 

]   100  ' 

Bern  .     .    . 

113510 

3373 

116883 

97,9  ;     2,1 

100  ' 

Luzem  . 

20435 

633 

21068 

96,8        3,2 

100  . 

Uri    .    .    . 

3445 

49 

3494 

98,6    .       1»4 

100  1 

Schwyz  . 

8045 

679 

8724 

92,s  j     7,7 

100 

Obwalden   . 

3261 

243 

3504 

93,4  i     6* 

100 

Nidwaiden 

2274 

232 

2506 

90,7  1     9,s 

100 

Glarus    .    . 

6875 

6875 

100,0 

__^ 

100 

Zug   .    .    . 

4115 

252 

4867 

94,4          5,8 

100 

Freiburg     . 

25346 

416 

25762 

98,8           1,7 

100 

Solothurn 

17812 

265 

18077 

98,4       1,« 

100 

Baselstadt  . 

11661 

2827 

14488 

80,1   :    19,» 

100 

'   Baselland   . 

13156 

13156 

IOOh)     — 

100 

Schaifhausen  . 

8086 

131 

8217 

98,5 

u 

100 

Appenzell  A.-Bh. 

11836 

50 

11886 

99,. 

0,4 

100 

Appenzell  I 

.-B 

»h. . 

2404 

2404 

100k, 

100 

Hochschnlen. 
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Kanto  ne 


schaler 
I. 


Mittel. 
sehiiUr 

II. 


Total 


III. 


Terli&ltiig  in  % 


I. 


II. 


III. 


St.  Gallen  . 
Graubünden 
Aargau  .  . 
Thurgan 
Tessin  .  . 
Waadt  .  . 
Wallis  .  . 
Neuenbürg: 
Genf .     .     . 


43360 

15458 

39244 

23212  j 

20855 

42638 

21647 

21288 

11507 


1891/92 
1890/91 

Differenz 


559910 
549067 


-1-10843 


456 
728 
351 
351 
494 

2796 
395 
026 

1785 

19219 
19299 


43816 
16186 
39595 
23563 
21349 
45434 
22042 
22214 
13292 

579129 
568366 


80 


f 10763 


99,0 

1,0 

100 

95,9 

4,1 

100 

99,s 

0,7 

100 

98,« 

1,2 

100 

97„ 

2,1 

100 

93,9 

6,1 

100 

98,0 

2,0 

100 

95,9 

4,, 

100 

87,0 

13,0 

3,4 

100 
100 

96,« 

96,« 

3,4 

100 



XI.  Hochschulen  (1892). 


Hochschu len 


Studirende 


MiBD-  '  Weib- 
liche     liehe 


Hoipi- 
tanleii 


Total 


Von  den  Studirenden  sind 


Kanlou-    aidere    j^„,,j„j„ 


bnrger    Sehweiier 


Schufeiz,  Polytechnikum 
in  Zürich. 

1892. 

Bauschule 

Ingenieurschule  .  .  .  . 
Mechanisch-techn.  Schule  . 
Chemisch-technische  Schule 

Forstschule 

Landwirtschaftliche  Schule 
Kultur-Ingenieur-Schule  . 
Fachlehrer-Abteilung     .     . 

Hochschule  in  Zürich. 
Sommerseniester  1891. 

Theologische  Fakultät  . 
Staatswissensch.  Fakultät 
Medizinische  Fakultät   . 
Philosophische  Fakultät 

Wintersemester  189l;9S». 

Theologische  Fakultät  . 
Staatswissensch.  Fakultät 
Medizinische  Fakultät   . 
Philosophische  Fakultät 

Hochschule  in  Bern. 
Sommerseineste  r  1891. 

Evangel.-theolog.  Fakultät 
Kathol.-theolog.  Fakultät  . 
Juristische  Fakultät  .  . 
Medizinische  Fakultät  .  . 
Philosophische  Fakultät    . 

Wintersemester  1891/92. 

Evangel.-theolog.  Fakultät 
Kath .-theolog.  Fakultät  . 
Juristische  Fakultät  .  . 
Medizinische  Fakultät  .  . 
Philosophische  Fakultät     . 


42 

169 

238 

166 

16 

35 


703 


427 


4 

33 

35 

66 

3 

226 

44 

144 

18 

45 

66 

3 

202 

43 

163 

21 

43 

5 

120 

1 

205 

71 

107 

8 

40 

, 

6 

124 

1 

186 

63 

98 

16 

19 
9(1) 


1130 


35 

88(3) 
279  (45) 


43(18)  205  (36) 

—         45 
30(2)   99(5) 
33  (4)  278  (47) 
99(53)  283  (74) 


1 
2 

7(2) 
49(23) 


1 


5 
1 

85(64) 


43 
6 
123  (1) 

283  (73) 
164  (31) 

41 
6 
130  (1) 
250  (63) 
199  (80) 


6 

8 

30 

17 

4 

11 

2 

3 


23 
27 

75(5) 
37(1) 

33 
34 

60  (5) 
39(2) 


30 

1 

60 

81 
58  (5) 


1 
64 
73 

53  (9) 


21 
65 
95 
56 
12 
10 
1 
18 


11 
20 

113  (1) 
59(3) 

10 
20 

100  (1) 
55(1) 


11 
2 

56 
90(1) 

29(2) 

7 

3 
56 
85 
33(2) 


15 

96 

113 

93 

14 

1 

12 


22(3) 
82(38) 
66(14) 

2 

15(3) 
85(37) 
90(18) 


2 
2 

5(1) 
105(70) 

28(1) 


2 

5(1) 
91(63)! 
28  (5) 


n 


2U 


fiocliBchnlen. 




Studirende 

Von  doo  Siudf  ronden  tliid  1 

Hochschulen 

Hospi- 
tanteo 

Total 

Hänn- 

1  Wfib- 

Kaotons- 

udere 

iulii4er 

liehe 

{   liehe 

b&rger 

Schweiier 

A>«mBV«A 

Hochschule  in  Basel 

• 

i 

1 

( 

1 

Sommer  Semester  1891. 

Theologische  Fakultät 

.     .       99 

3 

102 

27 

52 

20 

Juristische  Fakultät . 

.    .       42 

1 

43 

24 

18 

■ 

Medizinische  Fakultät 

.    .     126 

1 

3 

130  (1) 

47(1) 

60 

20     ' 

Philosophische  Fakultät 

t    .     123 

25 

148 

49 

39 

35 

Wintersemeeter  1891/92 

Theologische  Fakultät 

.    .     106 

— ■ 

106 

25 

.  62 

19 

Juristische  Fakultät . 

.     .       38 

. — 

22 

60 

17 

20 

1 

Medizinische  Fakultät 

.     .     140 

1 

4 

145  (1) 

44(1) 

76 

21 

Philosophische  Fakultät 

.     117 

35 

152 

51 

32 

34 

ünivemiiS  de  Genh)e 

Sommersemester  1891. 

Facult^  de  Philosophie 

.    .     149 

33 

88(21) 

270(54) 

37(1) 

27(1)118(31)1 

Faculte  de  Droit  .     . 

.     .       98 

8 

106 

18 

4 

76 

FacultÖ  de  Theologie 

.    .       32 

2 

34 

9 

2 

21     1 

Faculte  de  Mödecine 

.     .     161 

43 

28^)  (3) 

232(46) 

21 

63 

120(43) 

Wintersemester  1891,92. 

Facult6  de  Philosophie 

.    .     156 

32 

130(57) 

318(89) 

32(1) 

30 

126(31) 

Facult6  de  Droit  .     . 

.    .       84 

2 

12 

98(2) 

16 

5 

65(2) 

Faculte  de  Theologie 

.    .       39 

39 

13 

2 

24 

Facultß  de  Medecine 

.    .     168 

55 

382)  (2) 

261(57) 

25(1) 

66 

132{54)i 

Univeraiti  de  Lausann 

\e. 

Sommersemester  1891. 

Faculte  de  Theologie 

.     .       27 

— 

27 

18 

8 

1 

Faculte  de  Droit  .    . 

.     .       89 

15 

104 

10 

15 

64 

Faculte  des  Lettres  . 

.     .       81 

2 

34(3) 

117  (5) 

33 

19 

31(2) 

Sciences  natur.  et  math 

6m.       18 

9 

27 

10 

8     1 

Sciences  m^dicales    . 

.     .       77 

1 

1 

79  (1) 

38 

27 

13(1) 

Pharraacie    .... 

.     .       22 



22 

6 

11 

5 

Facultö  technique  ^)  . 

.     .       36 

2 

38 

13 

9 

1*     1 

Wintersemester  1891/b2 

Facultö  de  Th6ologie 

.     .       39 



39 

28 

9 

2 

'  Faculte  de  Droit  .    . 

.    .       61 

22 

83 

13 

14 

34 

Faculte  des  Lettres  . 

.     .     103 

3 

75(8) 

181(11) 

43 

24 

39(3) 

Sciences  natur.  et  math 

em.       19 

35 

54 

9 

1 

9  ; 

Sciences  m^dicales    . 

.     .       81 

2 

4 

87(2) 

32 

37 

14(2) 

Pharmacie    .... 

.     .       21 

21 

7 

9 

5 

Faculte  technique 

.    .       46 

6 

52 

17 

12 

17     ' 

1     AcadSmie  de  Neuchdte 

>L 

'           Sommersemester  1891. 

Faculte  des  Lettres  . 

.    .         8 

16 

24 

4 

4 

— 

Facultö  des  Sciences 

.    .       27 

38(1) 

65(1) 

19 

8 

— 

Facult6  de  Theologie 

.    .       21 

" 

4 

25 

12 

8 

1 

Facult6  de  Droit  .     . 

.    .       13 

7 

20 

9 

3 

1     ' 

Wintersemester  1891/92. 

' 

Facultö  des  Lettres  .     . 

9 

23 

32 

4 

5 

—     1 

Faculte  des  Sciences 

.       28 

21 

49 

14 

13 

1 

Facultö  de  Theologie    . 
Faculte  de  Droit  .    .     . 

16 

2 

18 

12 

4 

— 

.       16 

42 

58 

10 

6 

— 

*)  Darunter  18  (1)  der  Znhnarztschnlc.  —  *)  Darunter  81  der  Zahnarztschule.  —  ')  Bei 
der  Universität  Lausanne  bildet  die  flrüher  selbständig  und  In  dieser  Statistik  nicht  mit- 
f^ezählte  technische  Fakultät  nunmehr  einen  Bestandteil  der  philosophischen  Fakultät;  wird 
also  bei  dieser  niitj^ezählt. 


J 
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-^ 

Studirende 

Von  den  Studirenden  sind  1 

Hochschulen 

Hospi- 
UiUi 

Total 

HUiliehe  l^^' 
licki 

bSrgw 

aiden 

Sehweiitr 

iiiliider 

Acctdimie  de  Frihourg, 

1 

1 

Sommerseinester  1891. 

Facnlt^  de  Theologie    .    . 

69 

5 

74 

5 

45 

19 

Facult^  de  Droit  .... 

47 

— 

4 

51 

19 

21 

7 

Facult6  de  Philosophie 

27 

8 

35 

2 

7 

18 

Wintersemester  1891/92. 

Facult6  de  Droit  .... 

57 

2 

59 

25 

15 

17 

Facult6  de  Philosophie 

28 

3 

31 

1 

9 

18 

Facnlte  de  Theologie    .    . 

83 

— 

83 

5 

57 

21 

Theolog.  Anstalt  Luzern  . 

31 

— 

31 

18 

8 

5 

Cours  de  Droit  in  Sitten  . 

16 

— 

16 

16 

— 

— 

1 

Zusammei 

izug. 

1.   Auf  Schh 

liss  des  Sorn 

[mersei 

nesters 

1891. 

Schweiz.  Polytech.  Zürich  . 

676 

408 

1084 

81 

247 

348 

'  Hochschnle  Zürich     .    .     . 

471 

65 

71 

607 

162 

203 

171 

Hochschule  Bern  .... 

480 

80 

59 

619 

230 

188 

142 

Hochschnle  Basel.     . 

390 

1 

32 

423 

147 

169 

75 

Hochschule  Genf  .... 

440 

76 

126 

642 

85 

96 

335 

Universitä  de  Lausanne     . 

350 

3 

61 

414 

128 

89 

136 

Acad^mie  de  Neuchätel 

69 

65 

134 

44 

23 

2 

Acad^mie  de  Fribourg    .     . 

143 

17 

160 

26 

73 

44 

;  Theolog.  Anstalt  Luzern    . 

31 

— 

31 

18 

8 

5 

j  Cours  de  Droit  in  Sitten  . 

1891: 

16 

225 

16 
4130 

16 
937 

3066 

839 

1096 

1258 

189(): 
Differenz : 

2963 

184 

740 
+99 

3747 

889 

1140 

1118 

-fl03 

+41 

+383 

+48 

44 

+140 

1 

2.  Auf  Schlui 

js  des  Winti 

^semei 

Hers  i( 

391/92 

• 

Schweiz.  Polytech.  Zürich  . 

703  .     - 

427 

1130 

81 

278 

344 

Hochschule  Zürich    .     .     . 

476  ,     67 

162 

705 

166 

185 

192 

Hochschule  Bern  .... 

454 

80 

92 

626 

224 

184 

126 

Hochschule  Basel.     .    .    . 

401 

1 

61 

463 

137 

190 

75 

'  Hochschule  Genf  .... 

447 

89 

180 

716 

86 

103 

347 

•  Universit6  de  Lausanne 

370 

5 

142 

517 

49 

106 

120 

Acad^mie  de  Neuchätel 

69 

65 

134 

40 

28 

1 

Acad^mie  de  Fribourg   .    . 

168        — 

5 

173 

31 

81 

56 

Theolog.  Anstalt  Luzeni  . 

31 

31 

18 

8 

5 

Cours  de  Droit  in  Sitten  . 

1891/92 : 

16 
3135 

242 

16 

16 

1163 

1134 

4511 

948 

1266 

i                                  1890/91 : 
!                               Differenz : 

2847 

226 

1036 

4109 

882 

1100 

1091 

+288 

+16 

+98 

+402 

+66 

+63 

+175 

^ 
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B.  Finanzielle  Schulverhältnisse  der  Kantone. 


I.  Ausgaben  der  Kantone  für  das  Unterrichtswesen  (1891). 

1.  Primarschulen. 


' 

Kuhej^li., 

, — — 

Kantone 

Prinancliilon 

Fortbildiog ! 
der  Lehrer 

Additani.  u.i 
Beiträjife  ani 

I^hrer- 
HüJfykass. 

V«nraltg. 
Aifticht  ek. 

üfikilkui. 

bdhigft 

Total 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Zürich   .... 

956433') 

10876 

1227832)1 

32855 

80000 

1202947 

Bern      .... 

892948 

2024 

56505    i 

27934  , 

5105 

984516 

Luzern  .... 

250616 

622 

5000 

4240; 

260478 

Uri 

11937 

303 

316 

12556  1 

Schwyz      .     .     . 

1705 

800 

2274 

352 

5131 

Obwalden ')    .    . 

11.6000 

800 

— 

6800 

Nidwaiden      .     . 

10350 

— 

— 

111 

10461! 

Glams  .... 

39977 

3169 

4700 

6143 

3500 

57489. 

Zng 

14390 

317 

700 

2406 

17813 

Freiburg    .    .    . 

103651 

718 

4995 

3650 

6458 

119472 

Solothum  .    .     . 

144982 

620 

3300 

2935 

151837  ! 

Baselstadt .    .     . 

497952 

2277 

45879») 

8555 

460104 

1014767  1 

Baselland  .     .     . 

85565 

2000 

5846 

93411  ! 

Schaffbausen  .     . 

92615 

869 

6750 

5844 

6016 

112094 

Appenzell  A.-Rh. 

20823 

30 

4140 

2298 

4500 

31791 

Appenzell  I.-Rh. 

33703 

97 

300 

333 

84433 

St.  Gallen .     .     . 

127124*) 

7327 

11500 

28988 

29943 

^    204882 

GraubündeB  (Badg«t) 

96100 

400 

3800 

6600 

106900 

!  Aargau  .... 

248644 

2000 

22656»^) 

32557 

10000 

315857 

Thurgau    .     .     . 

108127 

4000 

5444 

10430 

128001' 

Tessin  .... 

80500 

1000 

14600 

96100 

Waadt  .... 

302391 

1193 

115964 

21275 

25978 

466801 

Wallis   .     .     .     . 

10410 

500 

1 

4924 

'         — 

15834 

'  Neuenburg     .     . 

283100 

3500 

20000 

7900 

314500 

Genf      .... 
1891 : 

521524 
4941567 

— 

19220 

17284 
246112 

642386 

558028 

36842 

455992 

6322899 

1890: 
Differenz : 

4436108 

38912 

403289 

284106 

301941 

5464356; 

-f  505459 

2070 

+52703 

37994 

+340445 

+aö8543 

*)  Inkl.  I^hrmittel verlaß.  —  ') 
mal  ige  l^hrer  und  8ehulbeamte.   — 
gatorischen  gedruckten  Lehrmittel. 


Inkl.  Fr.  l-t047  Vi kariatssu lagen.  —  ')  Pensionen  an  ebe- 
*)  Davon  Fr.  58124  ftir  unentgeltliche  Abgabe  der  obli- 
—  ')  Davon  Fr.  8600  an  den  IienrerpenMons verein. 


2,  Sekundär-  und  Fortbildungsschulen  (1891). 


Kantone 


BeioldoDgen 
der  Lehrer 

Fr. 


SekDDdirschnlei 


Ruhe-  ,8chüler 

gehalte' 8t  Inend. 

Fr.  Fr. 


Total 
Fr. 


Fortbildiigt- 
schilei 

Fr. 


Zusanmen 


Fr. 


Zürich  .     . 
Bern     .    . 
Luzern 
Uri  .    .    . 
Schwyz 
Obwalden 
Nidwaiden 
Glams  .    . 
Zug      .     . 
Freiburg  . 

•  8.  Priniaruchulen. 


307572 

300803 

40196 

1600 

3354 


40000 

7200 

25400 


21947 


35960!  343532 

—  !  322750 

—  40196 

—  1600 

—  3354 


40000 

7200 

25400 


419341) 

81791) 
954 
870 

27002) 
7258) 

7370 

2259*; 

6450 


')  Inkl.  kaufm.  Vereine  bezw.  rnterrichtskurse.  — 
Zeiehenschulen.  —  ')  Rekrntenschulen  Fr.  8*5,  Zeiehensehulen  Buochs  u.  Stana 
Vt.  IßOV)  filr  Kekrutenunterricht. 


385466 

322750 

48375 

2554 

4224 

2700 

725 

47370 

9459 

3ia50 

*)  Techniaehe 
.  —  •)  Davon 
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Kantone 

Bcsoldnogen 
der  Lehrer 

SekandirschiJen 

Ruhe-    Schüler 

MreliJilte'stipend. 

Fr.          Fr. 

Total 

Fortbildengi- 
seholen 

Zusammen 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Solothurn  .... 

59oas  ' 

59083 

13442 

72525  ■■ 

Baselstadt     .     .     . 

4038aS         * 

403883 

11990 

405082 

Baselland.    .     .     . 

46719          400 

z«.  1500 

48619 

8213 

56832 

Schaffhansen      .    . 

65580                ' 

65580 

65580 

Appenzell  A.-Rh.  . 

1800 

1800 

3895 

5695 

Appenzell  I.-Rh.    . 

2400 

» 

2400 

1484 

3884 

'  St.  Gallen      .     .     . 

35000 

- 

35000 

16550 

51550  ! 

Graubünden  (Bödg.t) 

i 

1 

6000 

6000 

Aargau     .... 

121105 

1307 

400 

122812 

32414 

155226 

Thurgau   .... 

31222 

31222 

26979 

58201 

Tessin 

42600 

42600 

435502) 

86150 

Waadt 

104151    i327858)i 

136936 

2312 

139248 

Wallis 

! 

— 

_ 

Neuenburg    .     .    . 

60600 

60600 

1500 

62100 

Genf 

1891 : 

159944        — 

159944 

21939^) 
250918 

181883 
2205429 

1860212 

56439 

37860 

1954511 

1890: 
Differenz : 

1625057 

38268 

37685 
+175 

1701010 

219930 

1920940 

+235155 

+18111 

+253501 

+30988 

+128448^ 

')  Inkl.  kHnfin.  Vereine  bezw.  Unterrichtskurse.  —  ')  Fr.  41/»50  f.  Zeichenschul.,  Fr.  2000 

für  Reknitenkurs«.  —  ')  Ruhe^ehalte  für  8ek..Ix»hrer  u.  höhere  I^ehrer *)  Fr.  1896»  tiir  die 

ecoles  complämentaires  und  Fr.  7972  für  die  cours  facultatifs  du  soir. 

5.    Mittelschulen  (1891). 


—  — 



Iiduslrie- 
uholea 

Kohegehaii«, 

. 

Kantone 

GymnasieD 

Witwen-  ind 

Süpeadien 

Total     1 

Waisenütiftnog 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

;  Zürich 

130303 

50595 

181131) 

2545 

201556 

Bern  .    .     . 

181412 

7635 

7022 

196069 

i  Luzem    .    . 

106797 

3020 

109817 

'  üri     .    .    . 

6376 

845 

7221 

Obwalden 

za.6500 



za.700 

7200 

Nidwaiden  . 

63 

280 

343 

Glarus     .     . 

— 

Zug    .    . 

14000 

" 

1980  6) 

15980 

Freiburg 

12821 

1580 

14401 

1  Solothurn 

119242 

— 

119242 

,  Baselstadt  . 

108457 

306843  2) 

— 

415300 

Baselland 

7208 

7208 

Schaffhausen    . 

57578 

1650 

59228 

Appenzell  A.-Rh.      .    . 

5838 

5838 

Appenzell  I.-Rh.  .     .     . 

1050 

1050 

St.  Gallen 

141216 

2000 

143216 

Graubünden  (Budget)    . 

92065 

92065 

Aargau 

82273 

— 

14860  3) 

97133 

Thurgau.    .     . 

71750 

— 

2208 

73958 

Tessin     .    . 

37100-*) 

36250 

6700 

80050 

Waadt    .     . 

744915) 

79658 

B.Seknndarsch. 

4450 

158599 

Wallis     .     . 

45346 

. 

45346 

Neuenburg  . 

».Hochiehnlen 

'  Genf 

1891 : 

178587 

473346 

25748 

178587 
2029407 

1472215 

58098 

1890: 
Differenz : 

1490317 

556774 

32162 

59832 

2139085 

18102 

83428 

6414 

1734 

109678 

•)  Lehrer  und  Professoren  an  den  Kantonallehranstalten.  —  *)  Davon  Vv.  59,019  all- 
{^meine  Gewerbeschule,  *Y.  144,862  Kealsehnle,  Fr.  103,472  Töchterschule.  —  ')  Davon:  8tl- 


an  die  Obst-  und  Gartenbaaschiile  in  WädensweiJ. 


n 
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4. 

Berufsschtden  (1891). 

Kantone 

L«hr«r- 

SemiDurien 
Fr. 

Techoiknin 

Fr. 

Ti«rannei- 

schalen 

Vr. 

1  Landwirt* 

sehaftliGhe 

Schulen 
'       Fr. 

Webschnl«, 

Gewerbemni. 

Fr. 

Totti 

1 

Fr. 

Zürich  .... 
Bern      .... 
Luzern  .... 
Schwyz .... 
Glarus  .... 
Freiburg    .     .     . 
Basel     .... 
Appenzell  A.-Rh. 
St.  Gallen  .    .    . 
Graubünden  .    . 
Aargau .... 
Thurgau         .     . 
Tessin   .... 
Waadt  .... 
Wallis  .... 
Neuenburg     .     . 
Genf      .... 

1891: 
1890: 

Differenz : 

114822* 

141966 

16836 

3200* 
22250 

4825 
59124 
28775  7) 
58020* 
27058 
31000 
77843 
33081 
8.  Gymnasien 

618800 
694889 

146241       85504 
41269 

--       t      — 
1 

112603'^) 

92097») 
441443«) 
8095 
180 

16003''^) 
270 

212958) 



11250  * 

28536") 

22987 
4450**) 

646606 
645696 

36650 
69555  8) 
14467  ^) 

5350  «) 

535 
22000 

500») 
2943  ") 

1000") 
29000  ") 
73280  ") 

475314 

694233 

39398 

180 

3200 

38253 

5620 

5360 

102419 

29275 

72213 

27058, 

31000 

106379 

34081 

51987 

190333 

258844 
314950 

126773 

84464 

255280 
91037 

1906303. 
1831036 

76089 

56106 

+42309 

+910 

+164243 

+75267 

*)  Inkl.  Stipendien.  »)  l^nd Wirtschaft!.  Schule  Striekhof  Fr.  7ri57,  Schale  filr  Obst-,  Weln- 
und  Gartenbau  in  Wädensweil  Fr.  13340,  Stipendien  Fr.  .100.  -  ^)  Landwirtschaft].  Schule  und 
Molkereisehulc.  *)  Inkl.. Kunst-  u.  Musikschule^  Fach-  u.  Gewerbeschulen  und  kantonalf^ 
Gewcrl)emus©uni.  —  •)  Kunstgewerbeschule.  —  ')  Station  laiti^re.  —  ■)  Davon  Fr.  950  an  die 
Koch-  und  Haushai tuni^sschule,  Fr.  4(X)0  Gewerbemuseum.  —  ')  Davon  Fr.  läOOO  Stipendien.  — 
*)  Fr.  18885  Molkereischule  Sornthal,  Fr.  SOO  Stipendien  und  ?>.  2(310  an  die  Gartenbanschalc 
Wädensweil.  —  •)  Kochkurse.  —  ")  Davon  Fr.  Sä20O  zur  Unterstützuniif  ffcwerbl.  Sammlungren.  — 
")  Cours  agricüles  Fr.  18088  und  Vr.  14892  für  Molkerei-  u.  Käserei  schulen.  —  »)  Handwerker- 
schulen. —  ")  Inkl.  Fr.  20000  an  die  irhrenmachersclinlen.  —  **)  Ecoles  des  arts  industriels.  — 
")  Gartenbauschule.  —  ")  Ecoles  professionnelles  Fr.  6.5280,  Handelsschule  Genf  Fr.  SOOO. 

5.  Hochschulen. 

(Inklusive  AusKaben  des  Bundes  für  das  Polytechnikum.) 


1 

I. 

II.           III. 

IV. 

V. 

VI.            \^I.      1 

Hochschulen 

Lehrer- 
btsoldnngen 

Axsistenteo  !    Abwarte 

Tirein«  und 
Gesillsfihaft. 

Prämieo 

lehrnitM 

Dncknckii 

Fr. 

Fr.       !       Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Yr. 

Zürich     .     .     . 

216283») 

14383 

11540 

1350 

1025 

3002       2959 

Bern  .... 

230355 

17125 

15521 

■ 

■              ( 

Freiburg .     .     . 

318992) 

1 
1 

2000 

Basel  .... 

158675 

228918) 

2655 

Waadt     .     .     . 

215647 

5747*) 

4774 

— 

Wallis     .     .     . 

27005)       — 

— 

— 

Neuenbürg  ^')    . 

101700 

■ — 

'    2000   1 

Genf)    .    .     . 

262447    !  13825 

39600 

— 

5287   1 

Polytechnikum 
1891 : 

405508 
1625214 

7560 

75784 

8600«) 
75261 

9097 

810 
6609 

3002 

12901 

:                    1890: 
Differenz : 

1543115 

84207 

70438 

12850 

926 

2730 

11921  . 

+82099 

8423 

+4823 

3753 

+5683 

+272 

+980 

philo- 

art  der 

/mnas. 

Präparatoren. 
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1 — ■ - 

viiT.     IX.   ;  X.  ,   XI. 

'^'**     XIII. 

Witifn-lBd'^™"*""« 

I.— XIII. 

Nochtchulen 

Bibliothek  |^*""lT'  ^*T"" 

Heixini^ 

Total 

'  '  1  j  i^j^ji,^^  ,  jj^j 

fl.  BtUncM. 

Waimitin.  »•»«•■^•» 

Fr.      Fr.      Fr. 

Fr. 

!•>.      Fr. 

Fr. 

Zürich  .  .  . 

25944»)  773r)12)'21115 

32676 

i  4200 

411838 

.  Bern  .  . 

8000  187111») 

50095*) 

4200  , 

512407 

f  Freibnrpf.  . 

6200  ,       i  2526 

— 

1   — 

42625 

Basel  .  . 

6500   51240»)'  — 

11911 

1  27311 

281183 

Waadt  .  . 

19163   16904^') 

4375 

10150 

219927) 

298752 

Wallis  .  . 

—     — 

2700 

Neuenbürg  . 

1300 

19050*^)'  4500 

3000 

—   1  7150 

138700 

Genf»)  '.  . 

1500   3240^)  1  -  -  ;  26497 

5011 

386576 

Polytechnikum 

9885  ,  162001  !  2500'«)  45229 

134(K)  72572 

728065 

1891 : 

78492  546076  35016 

179558 

17600  1382^i6 

2802846 

1890: 
1     Differenz : 

76084 

510255 
+35821 

32125 

149200 

29176  ■  86965 

2609992 

+2408 

■  1-  2891 

+30358 , 

11576  ,-[-51271 

+  mm 

»)  Inkl.  Kantonalbibllothek.  -  ')  Inkl.  Fr.  37,7«!  fiir  den  botanischen  (iarten.  —  •)  Inkl. 
botanischer  Garten  unil  Fr.  127,500  an  die  Kliniken  im  In.sel8iiital.  —  *)  Inkl.  Fr.  28,970  Miet- 
Einse.  —  ^)  Inkl.  Itotanischer  Garten  Fr.  SiVtl.  —  •)  Mwseen  und  Hannnlnnf^en.  —  ")  Eröffhnngs- 
fest  der  Universitiit.  -  ')  Inkl.  ObHervatorinni.  -  *i  rniversitat  und  zahnärzt liehe  8ehnle.  — 
**)  Ans  dem  ChAtelainfonds. 

6.  Zusammenzug 

der  Ausgaben  der  Kantone  für  das  gPsatnte  Unterrichtswesen  (1891). 


Kantone 

Primarschulen 

Wek.-ii.Vort- 
bildzM8(*h. 

Mittelsihilen 

BernfsselmlcB 

Hochschikn 

Total 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr.    ; 

Zürich  .  .  . 

1202947 

385466 

'  201556 

475314 

411838 

2677121 

1  Bern  .  .  . 

984516 

322750 

196069 

694233 

512407 

2709975 

Luzem   .  . 

260478 

48:^75 

1C9817 

39398 

458068 

üri  ...  . 

12556 

2554 

7221 

-  ~- 

22331 

Schwyz  .  . 

5131 

4224 

180 



9535 ' 

Obwalden .  . 

(5800 

2700 

7200 

16700 

Nidwaiden  . 

10461 

725 

343 

~  - 

11529 

Glarus  .  .  . 

57489 

47370 

3200 

108059 

Zug   .  .  . 

17813 

9459 

1J)980 

43252 

Freiburg  .  . 

119472 

31850 

14401 

38253 

42625 

246601 

Solothum  .  . 

151837 

72525 

119242 

. — 

343604 

Baselstadt 

1014767 

405082 

415300 

5620 

281  las 

2121S52 

Baselland .  . 

93411 

56832 

7208 

157451 

Schaffhausen . 

112094 

65580 

59228 

236902 

Appenull  A.-Rh.  . 

31791 

5695 

5838 

5360 

48684 

Appeuell  !.-Rh.  . 

34433 

3884 

1050 

— 

39367 

j  St.  Gallen  . 

204882 

51550 

143216 

102419 

502067 

,  Graubiinden  . 

106900 

6000 

92065 

29275 

234240 

'  Aargau   .  . 

315857 

155226 

97133 

72213 

640429 . 

Thurgau  .  . 

128001 

58201 

73958 

27058 

287218 

Tessin  .  .  . 

96100 

86150 

80050 

31000 

293300 . 

1  Waadt .  .  . 

466801 

139248 

158599 

106379 

298752 

1169779 1 

Wallis.  .  . 

15834 

45346 

34081 

2700 

97961 ; 

\  Neuenburg  . 

314500 

62100 

51987 

138700 

567287 

Genf  .  .  . 

558028 

181883 

178587 

190333 

386576 

1495407 

i       1891 : 

6322899 

2205429 

2029407 

1906303 

2074781 

14538819 

1890: 
Differenz : 

5464356 

1920940 

2139085  : 

ia31036 

1928535 

13283952 

+858543 

+284489 

109678 

+75267 

+146246 

+1254867 
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Finanzielle  Sclmlverhältnisse  der  Kantone. 


II.  Ausgaben  der  Gemeinden  für  das  Unterrichtswesen  (1891). 


Kantone 

Primamhnlen 

Sekoüdii  schal. 

Fortbildgi.. 
Schii» 

Mittclschil» 

Total 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Zürich 

3221327 

542439 

20000 

45000 

3828766  ! 

Bern 

2220000 

.700000 

— 

950000 

8870000 

Lnzern 

370000 

35000 

7500 

412500 

TJri 

395641) 

1980 

• —  . 

41544 

Schwyz 

170420 

18712 

189132  1 

Obwalden      .... 

43903«) 

1000 

— 

7500 

52403 

Nidwaiden 

41000 

1000 

— 

•      42000 

Glanis 

266937 

54000 

820937 

Zng 

97070 

18650 

-— 

15000 

130720 

Freiburg 

305000 

50(XK) 

355000 

Solothurn      .... 

390000 

25000 

—  - 

415000  . 

Baaelatadt     .... 

* 

♦ 

* 

—  - 

Baselland      .... 

258047») 

27309 

— 

—  • 

285356 

Schaflfhausen      .     .     . 

187050*) 

187050 

Appenzell  A.-Kh.  .    . 

250000 

60000 

10000 

15700 

335700 

Appenzell  I.-Rh.    .     . 

32000 

_^^_ 

-  - 

32000 

St.  Gallen      .... 

26102615) 

205507«) 

20000 

2835768 

Granbünden  .... 

250000 

20000 

'270000: 

Aargau 

990000   j 

353757 

3254 

24300 

1871311 . 

Thurgan 

910000 

380000 

1290000, 

Tessin 

315000 

17000 

— 

382000  1 

Waadt 

1100000 

12500 

— 

300000 

1412600  : 

Wallis 

270000') 

270000 

Neuenbürg    .... 

591295 

132948 

40000 

132205 

896448 

Genf 

191102») 

8063 

8297 

207462 

1891: 

15119976 

2664865 

1     81551 

1517205 

19383597 

1890 : 
Differenz : 

14279754 

2661501 

1     17920 

1334285 

18293460 

1-840222 

13364 

4-63(i31 

1 

M82920 

+1090137  1 

r 

*)  8iphe  Ausgaben  der  Kantune. 

')  Tri:  Inklusive  Fr.  t(K»0  von  der  Muhcim'selien  Stiftiinj;. 

*)  Obwalden:  Fr.  2.')lG5  fllr  Besuldunf^,  Fr.  C>UH  Verschiedenes,  Fr.  19O90  Air  Banten 
und  Reparaturen;  zudem  wunlen  an  freiwilligen  rnterstützuufi^n  Fr.  9(>8l  verabreicht  ffir 
Kleider,  Sehulsuppe,  Arbeitsstdff  etc. 

*)  Baselland:  Für  Besoldunfj^en  des  Lehrpersonals  (die  Beitrftj^e  des  Kirchen-  und 
Schulgrutes  und  des  Staates  inbef^riflfen)  Fr.  318591,  Wohnun^j^s-,  Pfnindland-  und  Holient- 
schädlgunff  Fr.  10376,  Lehrmittel  und  Schun)edürfnis8e  Ft.  18409,  Anschaffiing  und  Unterhalt 
von  Mobllien  Fr.  2181,  Aufmunterung  der  Schuljugend  Ft.  ä834.  Verschiedenes  Fr.  lllSö.  Nicht 
Inbegriffen  sind  in  vorstehenden  Ziffern  alle  andern  Ausgaben  für  Schulliausarbeiten  und 
Reparaturen,  Mobiliar.  Beheizung  und  Beleuchtung,  alle  diese  Lasten  liegen  auf  den  Gemeinden. 

*)  Seh  äff  hausen:  Inklusive  Ausgaben  für  die  Sekundärschulen. 

*)  St.  Gallen:  Inbegriffen  die  Sekundärschule  St.  Gallen  wegen  vereinigter  Bechnnng 
für  Primär-  und  Sekundärschulen.  Die  Ausgaben  in  den  Rechnungen  der  Gemeinden  sind  um 
folgende  Posten  yermindert  worden :  Kapitalanlage  Fr.  itSSSe.^G,  Separatfonds  Fr.  133479. 

*)  St.  Gallen:  Die  Ausgaben  in  den  Rechnungen  der  Sekundär  schul  gemeinden  sind 
um  folgende  Posten  vermindert  worden:  Kapitalanlage  Fr.  118*50,  Separatfonds  FV.  4SS1. 

^  Wallis:  Inklusive  Sekundärschulen. 

•)  Genf:  Inklusive  Kleinkinderschulen. 


I 

J 


Zusammenzug  der  Aasgabeu  für  die  Primär-  n.  Sekundärschulen.        221 


III.  Zusammenzug  der  Ausgaben  für  die  Primarschulen  (1891). 


« 

Durchschnitt  per  ;| 

Kantone 

Kantone 

Gemeinden 

Total 

Primar- 

1 

schüler 

SohiUr 

'  EiBwohB. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Zürich   .  .  .  . 

1202947 

3221327 

4424274 

55434 

80 

13,1 

Bern  .  .  . 

984516 

2220000 

3204516 

100868 

32 

6»o 

Luzern  .  . 

260478 

370000 

630478 

16166 

30 

4,6 

üri.  .  .  . 

12556 

39564 

52120 

3092 

17 

3,8 

Schwyz  .  . 

5131 

170420 

175551 

7256 

24 

3,5 

:  Obwalden 

6800 

43903 

50703 

2435 

21 

3,4 

Nidwaiden  . 

10461 

41000 

51461 

1886 

27 

4,1 

Glarus   .  .  . 

57489 

266937 

324426 

5628 

58 

9,6  ! 

Zug  .  .  . 

17813 

97070 

114883 

3495 

33 

4,9  ■ 

Freiburg  .  . 

119472 

305000 

424472 

20248 

21 

3,6  : 

Solothum   .  . 

151837 

390000 

541837 

13836 

39 

6,8 

Baselstadt  .  . 

1014767 

1014767 

6150 

165 

13,7 

Baselland  .  . 

93411 

258047 

351458 

10897 

32 

5,7 

Schaffhausen 

112094 

187050 

299144 

6667 

45 

7,, 

Appenzell  A.-Rh.  . 

31791 

250000 

281791 

9981 

28 

5,2 

Appenzell  I.-Rh.  . 

34433 

32000 

66433 

1807 

37 

5,« 

St.  Gallen  .  .  . 

204882 

2610261 

2815143 

36286 

78 

11,8 

Graubünden .  . 

106900 

250000 

356900 

14482 

25 

3,9 

Aargau  .  . 

315857 

990000 

1305857 

31384 

42 

6,8 

Thurgau  .  . 

128001 

910000 

1038001 

17727 

58 

10,0 

Tessin   .  . 

96100 

315000 

411100 

17413 

24 

3,8 

Waadt   .  .  . 

466801 

1100000 

1566801 

38155 

41 

6,8 

Wallis   .  .  . 

15834 

270000 

285834 

20590 

14 

2,8 

Neuenburg  . 

314500 

591295 

905795 

16761 

54 

8,4 

Genf  .  .  . 

558028 
6322899 

191102 
15119976 

749130 

8952 

84 

7,1 

1891: 

21442875 

467506 

46 

7,4 

1890: 
Differenz : 

5464356 

14279754 

19744110 

476101 

42 

6,8 

+858543 

+840222 

+1698765 

8505 

+4 

+  0,6  1 

IV.  Zusammenzug  der  Ausgaben  für  die  Sekundärschulen  (1891). 


Kantone 

Kantone 

Gemeinden 

Total 

Schüler 

DnrehsfiliBitt 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Zürich 

343532 

542439 

885971 

5926 

149 

Bern  .  . 

322750 

700000 

1022750 

5371 

190 

Luzern 

40196 

35000 

75196 

1104 

67 

üri  .  .  . 

1600 

1980 

3580 

74 

48 

Schwyz 

3354 

18712 

22066 

305 

72 

Obwalden 

1000 

1000 

17 

59 

Nidwaiden 

1000 

1000 

77 

13 

Glarus  .  .  . 

40000 

54000 

94000 

377 

249 

Zug   .  .  . 

7200 

18650 

25850 

176 

147 

Freiburg  . 

25400 

50000 

75400 

384 

197 

Solothurn  . 

59083 

25000 

84083 

635 

132 

!  Baselstadt 

403883 

403883 

3635 

112 

Baselland .  . 

48619 

27309 

75928 

452 

168 

Schaffhausen 

65580 

— 

65580 

793 

83 

Appenzell  A.-Eh.  . 

1800 

60000 

61800 

361 

171 

Appenzell  I.- 

Rh 

m           « 

2400 

— 

2400 

34 

78 
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Finanzielle  Schulverhältnisse  der  Kantone. 


Kantone 

Kantone 

Gemeinden 

Total 

Schüler 

Dunksfibiti 

Fr. 

Ft. 

Fr. 

Fr. 

St.  Gallen   .... 

35000 

205507 

240507 

2074 

116 

Graubünden  . 

20000 

20000 

486 

41  1 

Aargau   . 

122812 

353757 

476569 

3480 

137 

Thurgau  . 

31222 

380000 

411222 

1019 

407 

Tessin  .  . 

42600 

17000 

59600 

771 

77 

1  Waadt  .  . 

136936 

12500 

149436 

164 

91 

Wallis  .  .  . 

73 

1 

!  Neuenburö:  . 

60600 

132948 

193548 

247 

784 

;  Genf  .  . 

159944 

8063 

168007 

502 
28537 

335 

1891: 

1954511 

2664865 

4619376 

162 

1890: 
Differenz : 

1701010 

2661501 

4362511 

27581 

159 

+253501 

+3364 

+256865 

+956 

+3 

V.  Zusammenzug 
der  Ausgaben  für  das  gesamte  Unterrichtswesen  (1891). 


Kantone 

Kantone 

Gemeinden 

Total 

Ein-  }^ 
wohner  P*'*""' 

Fr. 

Fr. 

Fr, 

Fr. 

Zürich 

2677121 

3828766 

6505887 

337183   19,5 

Bern  .  . 

2709975 

3870000 

6579975 

536679   12^  | 

Luzern 

458068 

412500 

870568 

135360   6,4 

Uri  .  .  . 

22331 

41544 

63875 

17249  ,  3.7 

Schwyz  . 

9535 

189132 

198667 

50307 

3,, 

Obwalden 

16700 

52403 

69103 

15043 

*,. 

Nidwaiden 

11529 

42000 

53529 

12538 

4,s 

Glarus  .  . 

108059 

320937 

428996 

33825 

12,7 

Zug   .  . 

43252 

130720 

173972 

23029 

7,« 

Freiburg  . 

246601 

355000 

601601 

119155 

5,1 

Solothurn 

343604 

415000 

758604 

85621 

8,. 

Baselstadt 

2121952 

2121952 

73749 

28,9  , 

Baselland 

157451 

285356 

442807 

61941 

7.1  ! 

Schaifhausen 

236902 

187050 

423952 

37783   11,8 

Appenzell  A.-Bh 

•    •    • 

48684 

335700 

384384 

54109  j  7,1 

Appenzell  I.-Kh. 

39367 

32000 

71367 

12888 

5,* 

St.  Gallen   .  . 

502067 

2835768 

3337835 

238174 

14,1 

Graubünden  . 

234240 

270000 

504240 

94810 

5,8 

Aargau  .  . 

640429 

1371311 

2011740 

193580 

10.« 

Thurgau  .  . 

287218 

1290000 

1577218 

104678 

15,1  , 

Tessin  .  .  . 

293300 

332000 

625300 

126751 

4,9  1 

Waadt   .  . 

1169779 

1412500 

2582279 

247655 

10„ 

Wallis  .  .  . 

97961 

270000 

367961 

101985 

3< 

Neuenburg  . 

567287 

896448 

1463735 

108153 

18,,  1 

1  Genf  .  .  . 

1495407 

207462 
19383597 

1702869 

105509 

16,s  ! 

1           1891 : 

14538819 

33922416 

2917754 

11,7 

,           1890:») 
Differenz : 

13283952 

18293460 

31577412 

2917754 

10,8 
+  0,8 

+1254867 

+1090137 

+2345004 

»)  Fortbildin 

iiffs 

schulen 

iubeKriffen. 

X        X      ^•■•*-     "W       V       Vi-X*" 


Primarschulen. 
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I.  Ausgaben  der  Kantone  für  das  Unterrichtswesen  (1892). 

1,  Primarschulen. 


Kuhef^eh., 

— 

1 

1 

Kantone 

Priaanckiltt 

r«ribiMiig 
der  Lehrer 

AddiUiu.  II. 
Beiträge  an 
1     Lehrer- 
;  HiilfskasR. 

?erwiUg. 
Aofiiicht  ek. 

Schalhall- 
beitrage 

Total 

Fr. 

Fr. 

1         Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Zürich  .... 

1172517') 

13686 

124166 

374832) 

263000 

1610852 

Bern      .... 

914208 

2251 

54330 

30046 

20000 

1020835 

Lnzem  .... 

256444 

80383; 

4459 

3000 

271941 

Uri 

13305 

500 

13805  1 

Schwyz      .     .     . 

1704 

500 

1891 

3339 

7434  . 

Obwalden  *     .     . 

6100 

~ ' 

800 

— 

6900 

Nidwaiden      .    . 

10250 

— 

77 

10327 

Glams  .... 

42587 

538 

5500 

6490 

7779 

62894 

Zug 

272918) 

323 

700 

2549 

30863 

Freiburg    .    .    . 

95287 

613 

4935 

5079 

4816 

110730 

Solothum  .    .    . 

148580 

2036 

3300 

2974 

156890  , 

1  Baselstadt .    .     . 

463551 

1455 

41791*) 

8433 

583117 

1098347 

\  Baselland  .    .     . 

74391''^) 

2883 

5667 

82941 

Schaffhansen  .     . 

90432 

993 

5766 

5099 

15455 

117745 

Appenzell  A.-Rh. 

23653 

500 

4080 

2910 

1500 

32643 

Appenzell  I.-Rh. 

22054 

105 

300 

646 

za.  1000«) 

24105 

St.  Gallen .    .     . 

134938 

4625 

11600 

28295 

30702 

210160 

Graubünden   .     . 

117641 

1050 

4310 

5824 

128825 

Aargau  .... 

277514 

2040 

23118") 

32433 

8000 

343105 

Thurgau    .     .     . 

109903 

1887 

7000 

14444 

10831 

144065 

Tessin  .... 

84950 

1000 

1000 

17100 

104050 

Waadt  .... 

320708 

961 

118299 

25200 

29905 

495073 

Wallis  .... 

11400 

500 

3529 

15429 

Neuenburg     .     . 

302002 

3615 

20000 

4557 

28362 

358536 

Genf      .... 
1892: 

485169 

38178 

20383 
461999 

19063 
265548 

78500 
1089306 

603115 
7061610 

5206579 

1891 : 
Differenz : 

4941567 

36842 

455992 

246112 

642386 

6322899 

+265012 

+1336 

+6007 

+19436 

+446920 

-t-738711  1 

*)  Ajntsjahr  1892/93.  ^  »)  Inkl.  Yx.  6985:)  f.  d.  I^hrmittclvcrl.  —  ")  Kant.  u.  Bezirksschulbeh., 
8yn.  u.  Schulkap.  —  »)  Inkl.  Fr.  8500  als  I.  Hälfte  d.  Beltr.  an  d.  Alt.-  u.  Inv.-Kasse  d.  Lehrer8ch. 
d.  Stadt  Luzem.  —  •)  Pens,  an  ehem.  Sehulbeamte  Fr.  41791  u.  3795  au  d.  Vik.-Kasse.  —  *)  Davon 
Fr.  84876  aus  d.  Staatsk.a.  d,  kant.  Schulgiit.  —  •)Erweitg.  d.  RealHchullok.  -  ')  Dav.  Fr.  8r)0OBeitr. 
an  d.  Lehrerpens.- Ver.  —  •)  Davon  Fr.  12299  f.  unentg.  Abg.  d.  8chulb.  an  Prim.-  n.  Bekundarsoh. 

2.  Sekundär-  und  Fortbildungsschulen  (1892), 


Kantone 


Beioldugei 
der  Lehrer 

Fr. 


Sekandancholen 


Ruhe-    8i'hüler 


gehalte 
Fr. 


stipend 


per 
Fr. 


Total 


Fr. 


fortbildugs- 
Rchilen 

Fr. 


Zusammen 


Fr. 


Zürich  . 
Bern 
Luzem 
Uri  .  . 
Schwyz 
Obwalden 
Nidwaiden 
Glarus  .  . 
Zng   .  . 
Freiburg  . 


376659 

314691 

39119 

1600 

3399 


42000 
7200 

7777 


0 
20550 


38420 


415079 

335241 

39119 

1600 

3399 


42000 
7200 

7777 


34250 

-^) 
4738 

2543) 

600 

2700^) 

745^) 

7990 

1842«) 

9678 


449329 

335241 

43857 

1854 

3999 

2700 

745 

49990 

9042 

17455 


NB.  Die  Buiidesbeitr.  an  d.  Fortbildnngssch.  sind  nicht  mitger.  —  *)  8.  Primarschulen.  — 
')  8.  Berufssoh.  pag.  225.  —  •)  Davon  Kekrntenstraf  kurs  Fr.  182.  —  •)  Techn.  Zeiehenunterr.  — 
»)  Fr.  »45  f.  Rekrutenschulen,  Fr.  400  f.  Zelchensehulen.  —  •)  Davon  Fr.  1492  f.  Rekrutennnterr. 
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Kantone 


BesoIdiingtB 
der  Lehrer 

Fr. 


Sekondancliileii 


Ruhe-  -Schüler 

f^ehalteistipend. 

Fr.     I     Fr. 


Total 

Fr. 


Fortbildiig»- 
Kkilei 

Fr. 


Fr. 


Solothurn  .  . 
BaseLstadt 
Baselland .  . 
Schaffhausen 
Appenzell  A.-Rh. 
Appenzell  I.-Rh 
St.  Gallen  . 
Grauhänden  . 
Aargau  .  . 
Thurgau  .  . 
Tessin  .  .  . 
Waadt .  .  . 
AVallis  .  .  . 
Neuenbürg  . 
Genf  .  .  . 

1892 
1891 

Differenz 


59083 

408159 

424400 

63736 

1800 

2400 

50439 

120089 
36075 
47200 

104037 

79170 
159071") 


800 


1500 


21571   400 


3955J^Y 


1966144 
1860212 


59083 

408159 

44740 

63736 

1800 

2400 

50439 

122646 
36075 
47200 

143596 

79170 
159071 


14548 
2016 
8792 

5455 
1350 

261052) 
7185 
6200 

26450 

43250») 
3230 
1000») 
575 

19946«) 


73631 

410175 

53532 

63736 

7255 

3750 

76544 

7185 

128S46 

62525 

90450 

146826 

1000 

79745 

179017 


63066;  403201  2069530 
56439  37860;  1954511 


228899 
250918 


2298429 
2205429 


—22019 


+93000 


+105932  |+6627:+2460|+115019 

♦)  8.  Primarschulen.  —  *)  Davon  Fr.  S1807  a.  d.  Fonds  f.  höh.  Lehranst.  — ')  Wot.  Fr.  11105 
an  gewerbl.  In8tit.(ink].  8tip.)  —  »)  Zeiehenseh.  —  •)  F.  d.  Sek.-  u.  höh.  Lchrerseh.  —  *)  Abend- 
schulen d.  Handw.-Lehrl.  —  •)  Ecoles  complömentalres  Fr.  11978  u.  cours  facultatifs  du  soir 
Fr.  7968.  —  ')  Eeoles  secondaires  rnrales  et  ^colc  secondaire  et  sap^rienrc  de  jeunea  filles. 


5.    Mittelschukn  (1892), 


Kantone 


Iidutrie- 
sckilei 

Fr.  Fr. 


GjDBisiei 


lUiiegeh&lte,  . 

Witten-  iid      Stipeidien 

WuMistiftiig 

Fr.  Fr. 


Zürich  .  .  . 
Bern  .... 
Luzern  .  .  . 
Uri  .... 
Obwalden  .  . 
Nidwaiden  .  . 
Glarus  .  .  . 
Zug  ...  . 
Freiburg  .  . 
Solothurn  .  . 
Baselstadt  .  . 
Baselland  .  . 
Schaffhausen  . 
Appenzell  A.-ßb. 
Appenzell  I.-Rh. 
St.  Gallen  .  . 
Graubünden 
Aargau  .  .  . 
Thurgau.  .  . 
Tessin  .  .  . 
Waadt  ... 
Walüs  .  .  . 
Neuenburg  .  .  , 
Genf 


1892: 
1891 : 

Differenz : 


133642») 

1835593) 

106142*) 

85045) 

6500 

40 


24908 
125773  ' 
106297 

55672 

28426 '0) 

136604  I 

1083185)  I 

74789»)  ' 

71750 

37500 '2) 

83463»») 
44527'*) 

-  ''') 
188490  ; 


57188 


19113«) 
5150 


14280 


3224498) 


s.  Primanch. 


37550 
86053 


1524904 
1472215 


517520 
473346 


+52689 


1845 
8525 
2330 
1465 
1700«) 

180 
4600'') 

350') 
2000 


7018») 
1500 

750 
2000 

12302") 

6700 


53265 

58098 


211788 

197234 

108472 

9969 

8200 

220 

4600 

14630 

26908 

125773 

428746 

7018 

571?2 

28426 

750 

142604 

108318 

91458 

71750 

81750 

169516 

44527 

188490 


2128319 
2029407 


—4833  :  +98912 


+44174 

»)  Inkl.  Fr.  I500n  Beitr. a.  d.  höh.  Stadtsch.  in  Wthur. — *)  Lehrersch. a.  all. Kant.-Lehranst.  — 
»)  Darunter:  Fr.  42600  lieitrag  a.  d.  Kantonssch.  Pruntrut  u.  Fr.  141059  Beltr.  an  Pro|>rymnaa. 


m.  u 
*Aat«k.  —  ")  Inkl.  Fr.  82«5  f.  akad.  Slip.  —  ")  Inkl.  Fr.  5000  f.  d.  philo«,  u.  theol.  Bemlnar. 
lUbge  et  gymnase  cantonaux.  —  ")  Kollegien  u.  Lyzeen.  —  ")  Siehe  Hochaehaien. 


Bonilsschuleii,  Hoch.*<chTilen. 


o» 


4.  Berufsschtden  (1892), 


KantoiM 


Lehrer- 

SeniBtritn 

Kr. 


TechaikiH 


Fr. 


Tierirwei-    ^"l'j^,*-      Webschile, 

"*»"**■    '    S«hol<in    :  ««''«^«w- 
Fr,  Fr.  Fr. 


Total 

Fr. 


■  • 


Zürich  . 
Bern 
Luzerii  . 

Schwyz .     .  .  . 

Zug 

Freibure:    .  .  . 
Appenzell  A.-Rh. 

St.  Gallen  .  .  . 

Granbtinden  .  . 

Aargan .     .  .  . 

Thnrgau  .  . 

Tessin    .     .  .  . 

Wnadt  .    .  .  . 

Wallis  .     .  .  . 

Nenenbnrg  .  . 

Genf      .     .  .  . 

1892: 
1891: 

Differenz : 


126385*      151628 
189822         21946 

34661* 

22539 


21950 
4088''  ; 
58069* 
42998»M 
58783 
28059 
31900 
79658* 
34504 


88211* 
60925 


—    115000'") 


732916 
618800 


288574   149136 
258844  i 126773 


93126»): 
401780») 

8000  ■ 

I 

880^) 
23000«) 

197779). 
1506712) 


27287"' 

6192"> 

'  2a346"> 

5000") 

628455  ; 
;64660(> 


45550*2) 

156985**) 

17123  «) 

650* 


17000  '•) 


5316 


31504  ") 
70465  "> 

344593 
255280 


504900 

830958 
59784 
22539 
1580 
44950 
4088 
94846 
42998 
79166 
28059 
31900 

106945 
40696 
59850 

190465 

2143674 
1906303 


+114116    4-29730     +22363  |— 18151     +89313 


+237371 


*)  Inkl.  8tip.  —  ')  Landw.  Sohulo  Strickhof  Fr.  79432,  Schule  f.  Obst-,  Wein-  ii.  (iRrtenhau 
inWädensw.  Fr.  18694.  —  »)  Inkl.  Knnstsch.  u.  Mii»ik»c.h.  —  ')  Inkl.  Molkercisch.  Fr.  826594.  — 
*)  Faeh-,Kun«t-u.(>t»werbcsch.  Fr.  188900.  —  *)  I^ndw.WIntcrKch.Siirscc.  —  ')K«ngttre\vprhe8ch. 

Fr.  15623  u.  kanfm.  Forth.-Schiile  Luzcnt  Fr.  1500.  —  ')  Stip.  f.  d.  Besuch  landw.- Kurse  Fr.  700 

■)  Station  laitiere  Fr.  160<k),  cours  affrieoles  d'hlver  Fr.  700«.  —  »)  Molkereisch.  Surnthal  u.  Beitr. 
H.  d.  Obst-,  «arten-  ii.  Weinlmusch.  Wädengw.  —  ")  Fr.  3(Hio\Veb«ch.Wattwll  ii.  Vr.  15000  a.  d. 
(Jewerteinns.  —  ")  Inkl.  Fr.  22250  Stip.  —  ")  I^ndw.WinterHch.  —  ")  Fr.  14510  f.  landw.  Kurse  n. 
Fr.  12777  f.  Molkerei-  w.  Käserelsch.  —  '*)  I^ndw.  Schule  Kcone.  —  '*)Ec«les  c4intonalesde  viticul  ■ 
ture  et  d'aKTi«*tilture.—  "")  I)av.  Fr.  20000  Snbv.  a.  d.  rhrenni.-Schulen.  —  ••)  Kcole  de»  arts  indus- 
triels,  ecole  speciale  d'art  appliquee  h  l'induHtrie  Fr.  3000.  —  ")  Kcole  cantonale  d'horticulture. — 
")  Handelsschule  Fr.  SOOO.  ecole  professionnelle  Fr.  024155. 

5.  Hochschulen  (1892), 

(InklUKive  Ausgaben  des  Bundes  ftir  das  Polytechnikum.) 


I.              II. 

III. 

I       IV.       i       V. 

VI. 

VII.      , 

Hochschulen 

Äge.   *""""" 

Akwäd« 

igÄS;  '-« 

Uhrmittei 

Drucksachen 

Fr.        ,       Fr. 

Fr. 

i       Fr.             Fr.     , 

Fr. 

1       Fr. 

Zürich     .     .     . 

227426')    17167 

12540 

!      1200          1220 

4775 

4846    . 

1  Bern  2)    .     .     . 

242606       17600 

15758 

1 

t  Freiburfif.     .    . 

33520») 

"     2185    ■       - 

— 

p 

Basel  .... 

170125    '  22743^) 

t                 ^ 

1733 

Waadt     .     .     . 

229133    '«.  Rubrik  I. 

s.  ßnbrik  1. 

!     5433«») '     6030 

Walüs     .     .     . 

3100«)       — 

-           1(X30 

— 

;  Neuenbuix")    . 

106759 

1 

2249 

i  Genf  .... 

267941       14033 

28406 

1 
1 

— 

4929 

Polvtechnikum 

488500     «.Rabrikl. 

.s.Rnkriki. 

800 

— 

1892 : 

1769110    ,  71543 

56704 

8818        9080 

4775 

13757 

1891 : 

r 

Differenz : 

1625214    .  75784 

75261 

9097        6609     3002 
;  —279    ,+2471+1773 

12901 

+  H3896        4241 

1S557 

■  +856 

1 

')  Inkl.  Fr.  iftOOO  a.  d.  Polytechn.  —  ')  D.  Xenbaut. 
*)  Rechtssch.  u.  philos.  Fakult.  —  *)  Besold.  d.  Direkt.,  d. 
Fecht-  u.  Reitnnt^rricht.  —  •)  Beitr.  a.  d.  Rechtsschule.  - 


u.  Reparat,  sind  nicht  berücksichtifft. — 

Arzte  etc.  d.  all».  Polikl.  —  »)  Militär., 

-  ')  Akademie  u.  Gymnasium  vereinljjft. 

15 


^ 
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vra. 

IX. 

X. 

XI. 

Xil. 
Rik«g«failt« 
Witwei-  ud 
Wiiieoitifl. 

XUI. 

I.— xm. 

Hochschulen 

Bibliothek 

SiBBlaiigei 
1.  lobiliar 

Stip«. 
di«B 

fleinB; 
1.  B«ltickt. 

Termltiig 
1.  Beut. 

Total 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Ft. 

Ft. 

Fr. 

Zürich     .     .    . 

27150 

81341») 

14115 

30777 

LlitUluk.!      5320 

427877 

Bern  .    . 

10000 

212117«) 

96579») 

8400 

603060 

Freiburg .    . 

6749 

8192 

634 

51280 

Basel  .     .    . 

6500 

50711 

9956 

i.PriBanek. 

29210 

290978 

Waadt     .    . 

28271 

62243 

4160 

335270 

Wallis     .     . 

933 

3620 

8683 

Neuenburg  . 

1600 

18040^) 

4373     4805 

7513 

145339 

Genf  .    .    . 

1500 

22407 

28595 

— 

16650 

884461 

Polytechnikum 
1892: 

157500 

144200 

791000 

82703 

616171 

22648  170712 

8400 

203527 

3a37948 

1891 : 
Differenz : 

78492 

546076 

35016  179558 

17600 

138286 

2802846 

+4211 

+70095 

12S(8 

8846 

9200 

+65291 

+  21tl« 

*)  Inklusive  Fr.  2.Ö416  fQr  den  botanist^hen  Garten.  —  ')  Inklusive  botanischer  Garten  ond 
Fr  132186  an  die  Kliniken  iin  Inselspitai.  —  *)  Mobiliar,  Heiznnff,  Keleaphtong.  —  S  InklDStve 
Observatorium  (Fr.  18184). 


6.  Zusammenzug 

der  Ausgaben  der  Kantone  für  das  gesamte  Unterrichtswesen  {1892}. 


Kantone 

Primariekilei 
Fr. 

8ek.-u.Fort- 

bildflrssch. 

Fr. 

Miitelicknlei 
Fr. 

Berifuckikii 
Fr. 

Hoekickiki 
Fr. 

TotJÜ 

Fr.       I 

Zürich  . 
Bern 
Luzem 
Uri  .    . 
Schwyz 
,  Obwalden 
Nidwaiden 
Glanis  . 
Zug      . 
Freiburg 
Solothurn 
Baselstadt 
Baselland . 
Schaffhaus 
Appeaiell  A.-Rl 
Appeuell  l.-Bk 
St.  Gallen 
Graubünde 
Aargau 
Thurgau 
Tei^sin  .     . 
Waadt . 
Wallis  . 
Neuenburg 
Genf     . 

*             m 

en. 
1.    . 

n  . 

1        • 

1610852 

1020835 

271941 

13805 

7434 

6900 

10327 

62894 

30863 

110730 

156890 

1098347 

82941 

117745 

32643 

24105 

210160 

128825 

343105 

144065 

104050 

495073 

15429 

358536 

603115 

7061610 
6322899 

449329 

335241 

43857 

1854 

3999 

2700 

745 

49990 

9042 

17455 

73631 

410175 

53532 

63736 

7255 

3750 

76544 

7185 

128846 

62525 

90450 

146826 

1000 

79745 

179017 

211788 

197234 

108472 

9969 

8200 

220 

4600 

14630 

26908 

125773 

428746 

7018 

57172 

28426 

750 

142604 

108318 

91458 

71750 

81750 

169516 

44527 

188490 

504900 

830958 

59784 

22539 

1630 
44950 

4088 

94846 
42998 
79166 
28059 
31900 

106945 
40696 
59850 

190465 

2143674 
1906303 

427877 
603060 

51280 
290978 

335270 

8683 

145339 

384461 

2246948 
2074781 

3204746 
29873281 
484054; 
25628 
33972 
17800 
11292 
1174841 
56965; 
251323 
356294. 
2228246' 
143491 ! 
2386531 
72412 
28605 
524154 
287326 
642575 
806399 
308150 
1253630 
110335 
643470 
1545548 

15878980 
14538819; 

1892: 
;               1891 : 

Differenz : 

2298429 
2205429 

2128319 
2029407 

+738711 

+93000 

+98912 

+237371 

+172167 

+1340161 

Aasgaben  der  Gemeinden  für  das  Untenichtswesen. 
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II.  Ausgaben  der  Gemeinden  fUr  das  Unterrichtswesen  (1892). 


Primanchiilen 

S«kiidincbil. 

rortbU4fi.. 

littelickil» 

Total 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Züricli 

3603241 

621091 

25000 

50000 

4299332 

Bern     .    .    . 

2250000 

720000 

970000 

3940000 

Lnzem      .    . 

375000 

35000 

8000 

418000 

Uri  .     .     . 

40150 

2020 

42170 

Schwyz     . 

173581 

18500 

192081 

Obwalden 

44750 

1000 

7800 

53550 

Nidwaiden 

42000 

1000 

43000 

Glanis 

276845 

55000 

— 

331845 

Zug .    .    . 

98415 

18460 

— 

16000 

132875 

Freibnrg  . 

310000 

55000 

365000 

Solothurn 

400000 

30000 

— 

430000 

Baselstadt 

— 

Baselland 

267160 

28500 

295660 

Schaffhansen 

1900000 

190000 

Appenzell  A.-Kli 

\. 

260000 

60000 

9980 

5950 

335930 

Appenzell  I.-Bh 

• 

32500 

— 

32500 

St.  Gallen      .    . 

2620000 

215000 

20000 

2855000 

Granbttnden 

255000 

21000 

276000 

Aargan 

995000 

400062 

5340 

25340 

1425742 

Thurgau   . 

915000 

385000 

1300000 

Tessin  .     . 

317000 

20000 

337000 

Waadt .    . 

1120000 

15000 

310000 

1445000 

Wallis.    .     . 

2750005») 

275000 

Neuenbnrg    . 

600000 

140000 

50000 

135000 

925000 

Genf     .    . 

204959 

8038 

7436 

220433 
20161118 

1892: 

15665601 

2849671 

97756 

1548090 

1891: 

Differenz : 
1 

15119976 

2664865 

81551 

1517205 

19383597 

+545625 

+184806 

+16205 

+30885 

+777521 

')  Schaff  hausen  inklusive  Ausgaben  fUr  die  Sekundärschulen. 

*)  Wallis  inklusive  Sekundärschulen  —  Fr.  177918  fOr  Lehrerbesoldunf^en. 
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III.  Zusammenzug  der  Ausgaben  für  die  Primarschulen  (1892). 


Durohschnitt  per  1 

Kantone 

Kantone 

Gemeinden 

Total 

Primar- 

schüler 

Sckäler 

liiwoIiB. 

1 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Zürich   .... 

1610852 

3603241 

5214093 

55840 

93 

15,5  . 

Bern 

1020835 

2250000 

3270835 

99936 

33 

6.1  j 

Luzern  .... 

271941 

375000 

646941 

16464 

39 

*,s  ; 

Uri 

13805 

40150 

53955 

3034 

18 

.  3^1  ! 

Sehwyz  .... 

7434 

173581 

181015 

7256 

25 

3,6  , 

Obwalden  .  .  . 

6900 

44750 

51650 

2457 

21 

t   3,4  I 

Nidwaiden  .  .  . 

10327 

42000 

52327 

1905 

27 

*1« 

Glanis   .... 

62894 

276845 

339739 

5404 

63 

;  10^ 

Zng 

30863 

98415 

129278 

3453 

37 

a,€  j 

Freibur^'  .... 

110730 

310000 

420730 

20693 

20 

3,5 

Solothurn   .  .  . 

156890 

400000 

556890 

13916 

40 

'  6,s  1 

Baselstadt  .  .  . 

1098347 

— 

1098347 

6067 

108 

14,9  1 

Baselland  .  .  . 

82941 

267160 

350101 

10931 

32 

S,e  i 

SchaflFhausen  .  . 

117745 

190000») 

307745 

6671 

46 

8,.  i 

Appenzell  A.-Rh.  . 

32643 

260000 

292643 

9742 

30 

.>    1 
»T4   i 

Appenzell  I.-Rh.  . 

24105 

32500 

56605 

2115 

27 

^«  ; 

St.  Gallen  .  .  . 

210160 

2620000 

2830160 

36083 

79 

11,9  ! 

Graubünden .  .  . 

128825 

255000 

383825 

14371 ' 

27 

^.l  1 

Aargan  .... 

343105 

995000 

133S105 

30892  i 

43 

6,9 

Thurgau  .... 

144065 

915000 

1059065 

17632  ' 

60 

10.0 

Tessin   .... 

104050 

317000 

421050 

17341 ' 

24 

3,3 

Waadt   .... 

495073 

1120000 

1615073 

40255 

40 

6,5  1 

Wallis   .... 

15429 

275000 

290429 

20766 

14 

2,<. 

Neuenbure:  .  .  . 

358536 

600000 

958536 

17784 

54 

8,ä 

Genf 

1892 : 

603115 

204959 
15665601 

808074 
22727211 

8903 
469911 

90 
48 

7,T 

7061610 

7.«  ' 

1891: 
1       Differenz : 

6322899 

15119976 

21442875 

467506 

46 

+2 

7„  , 

+738711 

+545625 

+1284336 

+2405 

+0,s 

M  Inklusive  Ausgaben  für  die  SckiindurRc^hiilPii. 


IV.  Zusammenzug  der  Ausgaben  für  die  Sekundärschulen  (1892). 


1 

Kantone 

Kantone 

Gemeinden 

Total 

Schüler 

Donbcbiii^ 
per  Schal. 

i 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

1 

1  Zürich 

415079 

'   621091 

1036170 

6323 

164  ' 

Bern  .  . 

335241 

720000 

1055241 

5519 

192  ; 

Luzeru 

39119 

35000 

74119 

1138 

65  ! 

Uri  .  .  . 

1600 

2020 

3620 

72 

50  1 

Schvvyz 

3399 

18500 

21899 

3a5 

72  1 

Obwalden 

1000 

1000 

13 

77  1 

Nidwaiden 

1000 

1000 

72 

14 

Glarus  .  .  . 

42000 

55000 

97000 

414 

234 

Zug   .  .  . 

7200 

18460 

25660 

190 

135  ! 

Freiburg  .  . 

im 

55000 

62777 

425 

147  ; 

Solothurn  . 

590a3 

30000 

89083 

624 

143 

Baselstadt 

408159 

408159 

3787 

108 

Basel  land .  . 

44740 

28500 

73240 

458 

159 

Schaffhauson 

63736 

— 

63736 

800 

79 

Appenzell  A.-Rh.  . 

1800 

60000 

61800 

500 

139 

Appenzell  I.- 

Rh 

•      n 

2400 

2400 

32 

75  J 
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Kantone 

Kantone 

Gemeinden 

Total 

Schüler 

Dnrehschnilt: 
pr.  Schul. 

Fr. 

Ft. 

Fr. 

Fr. 

St.  Gallen   .... 

50439 

215000 

265439 

2194 

101 

Graubünden  . 

21000 

21000 

561 

37 

Aargan 

122646 

400062 

522708 

3491 

149 

Thurgau  . 

36075 

385000 

421075 

1064 

399  . 

Tessin  .  . 

47200 

20000 

67200 

784 

85 

Waadt  .  . 

143596 

15000 

158596 

226 

71 

Wallis  .  .  . 

— 

112 

Neuenburg 

79170 

140000 

219170 

316 

694 

^  Genf  .  . 

159071 
2069530 

8038 
2849671 

167109 

583 
30003 

287 
163  , 

1892 : 

4919201 

1891: 
Differenz : 

1954511 

2664865 

4619376 

28537 

162  ; 

+115019 

+184806 

+299825 

+1466 

+1 

V.  Zusammenzug 
der  Ausgaben  für  das  gesamte  Unterrichtswesen  (1892). 


Kantone 

Kantone 

Gemeinden 

Total 

Ein- 
wohner 

Ausgaben 
per  Rinw. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Zürich 

320474() 

4299332 

7504078 

337183 

22,3 

Bern  .  .  . 

2987328 

3940000 

6927328 

536679 

12,9 

'  Luzern 

484054 

418000 

902054 

135360 

6,3 

Uri  ...  . 

25628 

42170 

67798 

17249 

3.9 

.  Schwyz  .  . 

33972 

192081 

226053 

50307 

4,4 

Ob  Waiden 

17800 

53550 

71350 

15043 

4,7 

Nidwaiden 

1 

11292 

43000 

54292 

12538 

4,8 

Glarus  .  . 

117484 

331845 

449329 

33825 

13,s 

Zug   .  . 

56065 

132875 

188940 

23029 

8.2  ! 

Freiburg  . 

251323 

365000 

616323 

119155 

5„ 

Solothurn 

356294 

430000 

786294 

85621 

9„ 

Baselstadt 

2228246 

2228246 

73749 

30,0 

'  Baselland 

143491 

295660 

439151 

61941 

7,0 

Schaffhausen 

238653 

190000 

428653 

37783 

11,4 

Appenzell  A.-Rh 

• 

72412 

335930 

408342 

54109 

7,5  1 

Appenzell  I.-Rh. 

28605 

32500 

61105 

12888 

4,7 

St.  Gallen   . 

524154 

2855000 

3379154 

238174 

14,2 

Graubünden 

287326 

276000 

563326 

94810 

5,9 

Aargau 

642575 

1425742 

2068317 

193580 

10,1 

Thurgau  . 

306399 

1300000 

1606399 

104678 

15,4 

Tessin  .  . 

308150 

337000 

645150 

126751 

5,1 

1  Waadt   . 

1253630 

1445000 

2698630 

247655 

10,1 

Wallis  .  . 

110335 

275000 

385335 

101985 

3,8 

Neuenburg 

643470 

925000 

1568470 

108153 

14,5 

Genf  .  . 

1545548 

220433 
20161118 

1765981 
36040098 

105509 

16,8 
12,4 

1892: 

15878980 

2917754 

1891 : 
;          Differenz : 

14538819 

19383597 

33922416 

2917754 

11,7  1 

+1340161 

+777521 

+2117682 

+  0,7 

^ 
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C.  Ausgaben  des  Bundes  für  das  Unterrichts- 
wesen der  Kantone  (1892). 


I.  Für  das  gewerbliche  Biidungswesen  in  den  Kantonen. 


No. 


Anstalten 


Orte 


Jahres- 
imgabai 


Beilrigekr 
KantoM,  6«- 
■eiidfti  eU. 


Bn4cf. 

SibTMtiei 


1 
2 
3 
4 

5 
6 
7 
8 
9 


11 

12 
13 
14 
15 
16 
17 
18 

19 
20 
21 
22 
23 
24 
25 


2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 
10 
11 
12 
13 

14: 


Kanton  Zürich. 

Technikum 

Gewerbemuseum 

Gewerbemuseum 

Zentralkommission  der  Gew.- 

Museen 

Pestalozzianum 

Gewerbeschule 

Gewerbeschule 

Gewerbl.  Fortbildungsschule   . 
Handwerkerschule      .    .    .    . 


10    Seiden  webschule 


Gewerbl.  Fortbildungsschule 
Gewerbeschule 


•1 


Berufsschule  für  Metallarbeiter 
Fachschule  f.Damenschneiderei 

und  Lingerie 

Gewerbl.  Fortbildungsschule   . 

Gewerbeschule 

(iewerbeschule  d.  Bezirks  Affol- 

tern 

Gewerbeschule 

Gewerbl.  Fortbildungsschule  . 
Fortbildungsschule  f.  Töchter  . 

Kanton  Bern. 

Kunstgewerbliche  Abteilung  d. 

Kunstschule 

Kantonales  Gewerbemuseum  . 
Uhrenmacherschule  .  .  .  . 
Lehrwerkstätte  f.  Uhrenmacherei 

Schnitzlerschule 

Schnitzlerverein 

Handwerkerschule 


n 

•1 


n 


Winterthur 

Zürich 
Winterthur 
Zürich  und  \ 
Winterthur  J 

Zürich 

Zürich  g.  Ungcbnog 

Riesbach 

Winterthur 

Töss 

Wipkingen 

|Oerlikoii,Se»bacb| 

iSchwaneidingei/ 

Wipkingen 

ünterstrass 

Rüti 
Wetzikon 

Uster 
Winterthur 

Zürich 

Pfäfßkon 

Küsnacht 

Affoltema.A.\ 

MettmeostetteBJ 

Wald 

Stäfa 

Winterthur 


Bern 

Bern 

St.  Immer 

Pruntrut 

Brienz 

Brienzwyler 

Bern 

Biel 

Burgdorf 

HenogenbitchMe 

Huttwyl 

Langenthai 

Langnau 

Münsingen 


171178  15 
62482  66 
20180 

22616  33 

2763  08 

31546  81 

8416  25 

4219  30 

915 

36375 


1609 


73 
59 


18 
28 
42 


1254 
2703 
1518 
622  55 
1943  45 

42833  15 

I 

5109547 
658  m 


1359 

1291 

1589 
1380 
2484 


65 

86 

15 
60 
36 


14002  85 
24879'83 


32809 

9777 

14652 

563 

18449 

2679 

3796 

728 

502 

1716 

1060 


27 
05 
02 
70 
26 
10 
12 
35 
85 
30 
20 


530i— 


/>. 


^ 


8370810 
34357  — 
14060  3Ö 

15000- 

195911 

19490  50 

4358  84 

2204  90 

448  25 

20506  75 

950  — 

819;75 
1303  70 
812 
653 
900 
19115 


89*30 

424 

1059 

750 

1126 
1379 
1684 


90 


7618 

16511 

18487 

5278 

5600 

398 

8807 

1500 

2371 

460 

393 

835 

707 

360 


35 
65 

80 

75 
90 
36 


90 
30 
60 
20 


75 


40 
05 


70 


37757 

17178 

5000 

7500 

900 
9200 
1500 
1100 

210 
6000 

400 

400 
650 

285 

100 

400 

7500 

3850 
200 
300 

500 

400 
250 
800 


3360 

7600 

9000 

2500 

2500 

200 

4200 

627 

1150 

225 

150 

350 

300 

170 
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\ 

Jihrei- 

Beiträge  der 

Baades- 

1o.                         Aattalien 

Orte 

Kaaioae,  6e- 

Aai^beB 

meiadea  etc. 

SabTeatioB 

Fr.     Rp 

Fr. 

Rp 

Fr. 

15    Uandwerkerschule      .... 

Thun 

1917  60 

1105 

_- 

500 

16'              „                   

Worb 

34515 

225'- 

112 

17    Zeichnungsschule 

Heimberg 

753  24 

500  — 

250 

18               „                  

St.  Immer 

5537,65 

3621 10 

1800 

19    LeknrtrbtitteB  fir  SehohmacherB.  Schrtintr 

Bern 

79042  75 

30145  45 

11765 

20    Zeichnungsschule 

Hofstetten 

390  94 

250- 

125 

21    Schweiz,  perman.  Schulausstell. 

Bern 

5414 

— 

200 

i22    Frauenarbeitsschule   .     .     .     , 

Bern 

6486  j  10 

2900, 

900 

:  23    Handwerkerschule      .... 

Steffisburg 

32355 

199,55 

70 

' "               f,                       .... 

Interlaken 

144790 

1245  — 

800 

,  25    Kantonales  Technikum   .     .     . 

Burgdorf 

21946  27 

14183  77 

7000 

;  26    Westschweiz.  Techniknm    .     . 

Biel 

145746,35 

65770.- 

33200 

Kanton  Luzern. 

1 

1 

1 

1 

1    Kunstgewerbeschule  .... 

Luzern 

15622  87 

1 

10246  58 

4691 

j                          Kanton   Uri. 

1 

!   1    Fortbildungsschule  für  Hand- 

1            Werkerlehrlinge 

Altdorf 

109,35 

1 

59  35 

50 

Kanton  Schwyz. 

1 
1 

1 

1    Gewerbl.  Fortbildungsschule    . 

Schwyz 

1670  38 

890  — 

395 

•   9  * 

Einsiedeln 

2722:83 

1922  83 

800 

Kanton  Obwalden. 

1 

1 

1 

1 
s 

1    Zeichnungsschule 

Samen    ] 
Sachsein    ^ 

1 

1 

2               „                   

2579  29 

1729  29 

900 

3               „                  

Kerns 

1 

Kanton  Nidwalden. 

1    Zeichnungsschule 

Stans 

1773  85 

1134  21 

550 

2               „                  

Buochs 

417,09 

297  30 

1 

100 

Kanton  Giarus. 

1 
1 

1    Fortbildungsschule     .... 

Glarus 

4672  75 

3068  85 

1500 

21 

Sehwanden 

1708  36 

1200  76 

500 

3 

•«                                                                           •              •              •              • 

Näfels 

800  20 

550  — 

250 

4 

*1                                                                            •              •              •              • 

Mollis 

707  25 

507  25 

200 

5 

9^                                                                                            ■                 •                 •                 • 

Netstal 

815  — 

601  50 

200 

6 

1 

••                                                                                            •                 •                 ■                 • 

Kanton  Zug. 

Niederumen 

573  70 

42S  70 

150 

1 

Handwerkerschule 

Kanton  Freiburg. 

Zug 

2529  08 

1 

1651  23 

1 

800 

1 

Musee  industriel  cantonal    .     . 

Fribourg 

1005480 

6564  97 

2000 

2 

Cours  de  dessin  professionnel  . 

n 

499  50 

349  50 

150 

3  j  Ecole  professionnelle  secondaire 

r 

10104' 17 

7604  17 

2500 

4    Ecoles  professioBBelloi  de  riadflstrielle 

n 

13865' 

6324- 

2500 

0 

PortbildBBguchBle  fir  gewerbl.  ZeichaeB    . 

Murten 

583  25 

338  25 

200 

6 

Ecole  de  tailleurs  de  pierre 

Fribourg 

11094  32 

2000, 

750 

Kanton  Solothum. 

1 

1 

1    Handwerkerschule      .... 

Solothum 

9994  50 

7350  50 

2110 

2    l'hrenmacherschule     .... 

Solothum 

16270  85 

5000  - 

2500 

3    Gewerbl.  Fortbildungsschule    . 

Ölten 

4431  62 

3106  62 

1220 

4 

Kriegstetten 

2325  30 

1440  — 

700 

0 

•«                                                  f«                                       • 

Hessigkofen 

1560  60 

1100 



450 
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1 

Jihres* 

Beitrifeder 

6u4ei. 

No.                          Anstalten 

Orte 

Kutiae,  ät- 

Agxffabeji 

wmitVi  et«. 

Sabreititi 

Kanton  Baselstadt. 

' 

Fr.       A> 

/•r.      A> 

fr. 

1  i  GewerbemiLseum     .     .     .     . 

Basel 

26896  90 

7380 

3700 

2  1  Allgemeine  Gewerbeschule  . 

•• 

65666  70 

44437  85 

170CKI 

3 1  Franenarbeitsschule    .     .     . 

■                             ■• 

25404  23 

6148  90 

3000 

4  !  Mittelalterliche  Sammlung  . 

■                             •• 

17649  35 

9435 

5470 

Kanton  Baselland. 

1    Gewerbl.  Zeichnungsschule 

Liestal 

1414  ,50 

755150 

450 

2          ,. 

Ariesheim 

1703  '90 

1244  50 

600 

1   B    Zeichnungsschule  des  fiewerbcwelBi 

s         Sissach 

1178 '65 

7001- 

1 

420 

Kanton  Schaff  hausen. 

' 

1 
1 

1    Gewerbl.  Fortbildungsschule 

.  1  SchaftTiausen 

6232  04 

4199  04 

2«$^ 

Kanton  Appenzell  A.-R. 

1 

1 

1 

1     (lewerbl.  Fortbildungsschule 

Herisa  u 

3714  60 

2464  59 

1250 

1   ^          ,.                       .. 

Urnäi?ch 

199  30 

110  — 

60 

3    ZeichnuniTsschnle  .... 

Bühler 

312  - 

222  - 

90 

4               ..                   .... 

(^lais 

319  40 

280- 

110 

(   «^               ..                   .... 

Speicher 

115  - 

205- 

90 

1   6                ..                   .... 

.  \  Walzenhausen 

912  50 

743  75 

150 

Kanton  St.  Gallen. 

1    (iewerbemusenm  m.  ZeichuüBrgschah 

8 '     St.  (lallen 

83260  92 

53559  25 

22900 

2    Gewerbl.  Fortbildungsschule 

« 

21905  49 

16574  49 

2U2 

3    Zeichnungsschule  .... 

Bemeck 

827  38 

55238 

275 

4  1  Webschule  Wattwyl  .     .     . 

AVattw.vl 

19813  ;(>0 

847210 

4000 

5    (iewerbl.  Zeichnungsschule 

Rorschach 

1357 

25 

907  25 

450 

6    Zeichnungsschule  .... 

Gossau 

650 

45 

470- 

200 

7    Gewerbl.  FortbiMungsschulc 

.    Ebnat-Kapi)cl 

1091  53 

614  20 

250 

8 

("Tewerbeschule 

Thal 

13:^()  74 

957  — 

380 

9 

Fortbildungsschule      .     .     . 

. '  Niederuzwvl 

1041  80 

835  80 

187 

10    Gewerbl.  Fortbildungsschule 

Wyl 

1846  - 

1492  - 

350  : 

Kanton  (rraubfinden. 

1  ;  (iewerbl.  Fortbildungsschule 

Chur 

6101  35 

410135 

2000 

2 ,  Frauenarbeitsschule    .     .     . 

1                            •  • 

5054  09 

1050- 

500 

3    (iewerbl.  Fortbildungsschule 

Thusis 

9(K)  — 

600 

300 

1   4    Muster-  und  Modellsammlung 

(;hur 

1850  _ 

1350  - 

500 

Kanton  Aarrjau. 

1    Handwcrkerschule .     .     .     . 

Aarau 

8935  39 

5400  — 

2600 

9 

^                                                                                   t«                                                                                          *                      •                     •                      ■                      4 

Aarburg 

1032  12 

630 -- 

315 

:  3             ..              .... 

Baden 

2570  ,31 

1440- 

700 

!   4                ..                 

Bremgarten 

1711  30 

1207- 

450 

5                 ..                  .... 

Brugg 

1567  50 

900  — 

450 

(i                 ..                  .... 

(Tebenstorf 

772  68 

490  60 

200 

7                 ..                  .... 

Lenzburg 

1241  32 

780 

390 

8                 ..                  .... 

Menziken 

1931  55 

860- 

675 

1   9                ..                 .... 

.  '         Muri 

820  50 

520  50 

300 

!10               ,.                .... 

Kheinfeldeu 

813  32 

50145 

300 

ill               ..                .... 

Zolingen 

1925  57 

1214  20 

565 

•  12    Kanton.  Muster-  u.  ModellsanimluDg 

;          Aarau 

1868  '87 

3300  — 

1400 

Kanton   Thunjau. 

■                 1 

\    1    (iewerbl.  Fortbildungsschule 

FrauentVld 

2788  140 

1747  15 

700 

2 

Arbon 

1001  42 

72150 

280 

1    '^ 

Bischofszell 

898  70 

618  70 

150 

4 

'  Diessenhofen 

811  ;80 

61180 

200 

0 

r                                        r 

Oberhof. -Münelweil. 

()49 

55 

475  90 

165 

I 
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Anstalten 


Orte 


I 


Jihres- 
Augiben 


Btitrigeder 
KanioDe,  de- 
Dflinden  etc. 


Budes- 
SaWeDtioi 


1 
2 
3 
4 
5- 

!   7 
I   8 

;  « 

10 

11 

12 

13! 

14: 

15; 

16 

1 
2 
3 

4; 

11 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

1 
2 
3 
4 
5 


Kanton  Tesnin. 
Zeichnungsschnle  .     . 


r 

r 
r 


r 
r 


Kanton  Waadt. 
Ateliers  de  I'eeole  iadnitrielle  cutonalo 
Cours  d'ensei^nea«Bt  profeMiosiiol . 

Musee  industriel 

l«ole  Boriule  (eoors  de  modela^e,  de  cartoBii.) 

Kanton  Neuenburg. 
Ecole  de  dessiu  professionnel  . 
Ecole  d'art  et  de  gravure     .     . 
Cours  d*enseigneBeat  proreisiuuDel . 
Ecole  d'horlogerie 


A^io 

Arzo 

Bellinzoua 

Breno 

Cevio 

Chiasso 

Cresciano 

Curio 

Locarno 

Lugano 

Mendrisio 

Rivera 

Sessa 

Stabio 

Tesserete 

Tira  Ganbarogio 

Lausanne 


Ecole  professiounelle  pour  jeanes  filles 

Kanton  Genf. 
Mus6e  des  arts  d6coratifs    . 
Acad^mie  professiounelle     . 
Ecole  cantonale  des  Artü  iadostriels 
Ecole  d'horlogerie  .... 
Cours  facultatifs  du  soir 


Neuchätel 
Chaox-de-Fonds 

Locle 
Neuchätel 
Chaax-de-Fonds 

Locle 
Chaax-de-Foads 

Geneve 


328()  90 
995  90 
3404  90 
1831  70 
1462  20 
1876  20 
1544  20 
3080  79 
3529  40 
15003  10 
35()8  90 
1450  70 
17311K) 
18:^2  70 
1973  40 
1525  20 

I 
4601  15 
3892  95 

847- 

2546- 

I 

2782^65 
2406143 

3236  50 
14972  70 
45321  95 
36752  73 

3942  65 

25771  30 

13990  75 

112494  55 

85198  80 
8359  - 


Fr.     \Rp 

2969  90 
463  90 
2827  90 
1771  i  70 
1268  20 
1703  20 
1347  20 
2625,79 
2806  40 
8689  10 
2918  90 
1289  90 
1469  90 
1488  70 
1557  40 
1313  20 

2659  15 

2106  95 

597  — 

2046  17 

1792  20 
16055  — 

2200  - 

9578  70 
25292  90 
16090  55 

1300  - 

17771  30 

9()39  75 

65964  45 

57617 -- 

5282  — 


Fr. 
280 

532 

100 
100 
120 
250 
250 
384 
5744 
367 
130 
126 
132 
204  ; 
100  I 

1122  ! 

1043  I 
250  ' 
500 

800 
7800 

800 

4004 

10200 

6072 

500 

8000 

3533 

30400 

20950 

2500 


Rekapitulation. 

1 

1 

der 

ten  ' 

1 

Jahres- 

Beitrage  der 

Bandes-       , 

Kantene 

=  3 

Kaatone  and 

Aasgaben 

Gemeinden 

SnbTentioD      ' 

ih-. 

Rp 

Fr. 

Rp 

.      Fr. 

Zürich 

25 

473037 

12 

235972 

91 

102380 

1     Bern 

26 

390038 

54 

189080 

77 

89054 

!     Luzeni 

1 

15622 

87 

10246 

58 

4691     ' 

!     Uri 

1 

109 

35 

59 

35 

50 

Schwyz 

2 

4393 

21 

2812 

83 

1195     : 

Obwalden 

3 

2579 

29 

1729 

29 

900     ' 

Nidwaiden 

2 

2190 

94 

1431 

51 

650 

Glarus 

6 

9277 

26 

6352 

0(5 

2800 

Zug 

1 

2529 

08 

1651 

23 

800 
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Jihns* 

Beikif«4er 

Bii^a. 

Kantone 

|1 

iiigibti 

Sdknitm 

/5y. 

j^ 

/r. 

Jf/ 

ßr.          i 

Freibnrg 

6 

46201 

12 

23180 

89 

8100 

Solothnm 

5 

34582 

87 

17997  1  12 

6980 

Baselstadt 

4 

135617 

18 

67401    75 

29170 

Baselland 

3 

4297 

05 

2700 

1470 

Schaffhausen 

1 

6232 

04 

4199 

04 

2033 

Appenzell  A.-Rh 

6 

5572 

80 

4025 

34 

1750   1 

Appenzell  L-Rh 

St.  Gallen 

10 

133131 

16 

84434 

47 

31134 

Graubünden 

4 

13905 

44 

7101 

35 

3300 

Aargau 

12 

28190 

43 

17243 

75 

8345 

Thurgau 

5 

6149 

87 

4175 

05 

1495 

Tessin 

16 

48092 

09 

36511 

29 

9000 

Waadt 

4 

11387 

27 

7409 

27 

2915 

Wallis 

— 

Neuenburg  

7 

131070 

61 

72309 

35 

30176 

Genf 

1892: 

5 

245814 

40 
99 

156274 

50 
70 

65383    1 

155 

1750021 

954299 

403771 

1891 : 
Differenz : 

137 

1503728 

82 

846308 

21 

3&3717    1 

+18 

+246293 

17 

+107991 

49 

+40054 

II.  Für  das  landwirtschaftliche  Bildungswesen. 


a.   Theoretisch-praktisch- 
landwirtschaftliche Schulen. 

1.  Kantonale  landwirtschaftl.  Schule  im  Strickhof 

bei  Zürich 

2.  Kantonale  landwirtschaftliche  Schule  auf  der 

Rütti  bei  Bern 

3.  Kantonale  landwirtschaftliche  Schule  in  Cer- 

nier  (Neuenbürg) 

4.  Gartenbauschule  m  Genf 

5.  Obst-,  Wein-  u.  Gartenbauschule  Wädensweil 

6.  Ackerbauschule  Econe  (Wallis) 


hk\in 
Schlier 


52 

28 

28 
29 
23') 
10 

170 


Aosgibfi  ■    Biidn- 
der  Kutoie  Sibrutioi 


Fr, 

27884 


Fr. 
11400 


21067     10584 


31707 
21780 
43500 
10354 


löa^S 

10890 

15168 

5176 


1562921   69071 


h.   Landwirtschaftliche  Winterschulen. 


44 
11 
23 
za.40 


118 


8036 

6669 

9304 

14465 


38464 


3563 
3334 
4373 
6650 

179201 

5952 

6202 

4244 

_507^ 

21472 

')  Bezieht  sich  nur  auf  den  llauptkurs.  —  Kurzzeitige  Kurse  werden  noch  von  ISO 
Schülern  frequentirt :  FrUhjahrskurs  für  Obstbau  17,  Kurs  fürZ\verjcobstbau31,  Obstverwertnng»- 
kurs  für  Frauen  84,  Obstverwertungskurs  fllr  Männer  20,  Kurs  für  Mostbereitung  und  Most- 
behandlung für  Kursleiter  und  Wanderlehrer  28. 


1.  Landwirtschaftliche  Winterschule  in  Sursee  . 

2.  ,,  ,,  „   P Grolles 

3.  „  „  r  Brugg  . 

4.  ,,  „  r,  Lausanne 

c.  Molkereischulen. 

1.  Molkereischule  Rütti  (Bern) 

2.  „  Freiburg 


3. 
4. 


Somthal  (St.  Gallen) 
Moudon-Lausanne     . 


18 

12252 

7 

12405 

21 

8488 

4 
50 

10147 

43292 
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Kantone 


Zahl  der 
Knne 


Zahl  der 
Teflnehm. 


Angaben 
der  Kantone 


Bnndes- 
Snbreation 


d.  Wandervorträge  und  Spezialkurse. 


1.  Zürich    .    . 

2.  Bern  .    .    . 

3.  Luzem  .    . 

4.  Schwyz  .     . 

5.  Freiburg     . 

6.  Schaffhauseu 

7.  St.  GaUen  . 

8.  Graubtinden 

9.  Aargau  .     . 

12.  Tessin    .     . 

13.  Waadt   .     . 

14.  AVallis    .     . 
16.  Genf.    .    . 


Vt. 

28 

97 

5082 

14 

107 

4886 

6 

1701 

2 

5 

343 

6 

174 

9 

7 

627 

2 

— 

1737 

16 

30 

3943 

19 

47 

6510 

22 

134 

40 

1118 

20 

1156 

96  " 

375 
756 

6316 

33727 

Fr. 

2528 

1928 

448 

172 

62 

314 

455 

1971 

3160 

67 

559 

540 

3158 


15362 


e,   Bundesbeiträge  an  landwirtschaftliche  Vereine 
für  Wandervorträge  und  Spezialkurse. 

1.  Schweizerischer  landwirtschaftlicher  Verein 

2.  Schweizerischer  alpwirtschaftlicher  Verein 

3.  Verband  der  landwirtschaftl.  Vereine  der  roman.  Schweiz 

4.  Landwirtschaftlicher  Verein  der  italienischen  Schweiz  .     . 

5.  Schweizerischer  Gartenbauverein 


Bandes- 
Sabrention 


Fr. 

15363 

2559 

637 

1346 

3012 

22917 


Zusammenzug« 

Sehüler 

Aasgaben 
der  Kantone 

Bnndes- 
Sabrention 

ö.    Landwirtschaftliche  Schulen    .... 

b.  Winterschulen 

c.  Molkereischuleu 

d.  Vorträge  und  Kurse 

e.  Vereine 

170 

118 

50 

Fr. 

156292 
38464 
43292 
33727 

Fr. 

69071 
17920 
21472 
15362 
22917 

146742 

338 

271775 
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III.  Für  das  kommerzielle  Bildungswesen. 

'Stand   der   Subventionirung  des  kaufinännischen  Bildungswesens  im  Zeitpunkt 

der  Publikation  des  Jahrbuches.) 

A.  Handelsschulen, 


Schulen 


Ausgaben 


rnterrichts- 
honorare 

1892,98     1H98,94 


Lehrmittel 
IH92  »S1S93  tf4 


Zu  Subvention!-  Allgrenieine 


rende  Ausgaben 
1892/93  ,  1893  94 


Unkosten 
1892/93 1893/94 


T1)TAL 

1892,93    18Wt>i: 


I  l>cru     .     .     . 
I  Chau-de-Fonds 

Genf    .     .     . 

Neneiibnrg  .     . 

Solotharn   .     . 

Winterthnr .     . 

Total 


Fr. 

18140 
20320 
81145 
25867 
8797 
122601 


Fr. 

17600 
20820 
31710 
;M()15 
14160 
1 70(K) 


111529135405 


Fr. 

338 

4000 

2512 

2(X)0 

775 

345 


Fr. 

450 

4000 

26001 

2230 

95( 

400 


9970 110630 


Fr.  ; 

13478 
24320 
33657 
27867 
9572 
12605 


Fr. 


I 


Fr.   Fr. 


18050  600  2140 

24320  9617i  9617 

34310 13549 107 

36845  9140115 

15110 

17400  2aS9  193 


1 21499 146035  35245  35967 


Fr. 

14078 
38937 
4720(j 
37007 
9572 
14944 


Fr. 

2019U 
33937 
45090 
48345 
15110 

la- 


15674418202: 


Einnahmen 


Schulen 


^  ,    .      IK'itrajre  von 
Kanton  nnd 
^''^'^^'       (;en.eiil.le 


1 81I8/M4 '  lSüä/93    1 SÜ8  «4 


Bnnde:^' 
iSnbvention 

IKÖl»  i»3|18y3  94 


Total 


Ter- 

Snb> 
TentioD 


1  Bern     . 

'  Cliani-(lo-l''oQds 

I  dcuf    .     .     . 

i  Nenenbnrg  .     . 

.  Solotlinru  .     . 

'  Wiuteribnr 

Total 


Fr.    Fr. 

2160  9378 

-  26237 

10000  21601 

12000  15124 

6572 

2700  10414 


Fr. 

12030 


28/ 


25790 
24345 
10110 
11830 


2()860  89326  108342 


Fr.  ! 

4700 

7700 

12500 

100(M) 

8000 

600 


Fr. 

6000 
9700 
9800 
12000 
5(KX) 
48(K) 


385(MJ  468(K) 


Fr. 
20190 


3;- 


8/ 


45090 
4^845 
15110 
19330 


Fr. 

6000 
9700 
9300 
12000 
5000 
4833 


182002  46833 


Bundessubvention 
In  Prozenten 


I. der  in 

sibTtn- 

ti«ni- 

reidei 

Au- 

giben 


b.  der 

fiesant* 

aas- 

nlen 


«.  der 
Bcilräct  | 


I      c 


T»n 

Staat 
iid  6e- 

Bciidfi 


33 

40 

27 

32,5 

33 

27,5 

32 


n    I 


29,7 

28 

20.6 

24.8 

I  33' 

24,8 

;  25,7 


49.8! 
40  I 
86  ! 
49  i 
49  ; 
40,5  j 

43 


B,  Kaufmännische  Vereine, 


Vereine 


Unterrichtshonorare 


Bud- 


Snb- 


Wirk- 
liches  ! 

Kech-     J^'-      Bud- 
,    ,  ^f»-  treff-  . 

-^*    I   tion      """>^  nisder     g^< 
1892, 93  i^j,2  i>3  1892,  HS    8ub      18l»3,94 
I      "'  '  ven- 

tion 


Dureh- 
schuittliche 

Zahl 

der  Knrs« 

telluehnirr 


Fr. 


Fr. 


Fr.        Fr.        Fr.   |    Fr.   |  Total  !p.  Haste 


1.  Sektionen  des  Schweizerischen  kaufmännischen  Vereins. 


Aarau    .     . 
Baden    . 
Basel     . 
Bellinzona 
Bern      .     , 
Biel  .     . 


1100     550      708,    354 
1000     5(K)    1087     518 


861 


1400  700 


11900  3(KK)  9155  2288  12000 


5500  1800  4652.1521 
650  850   738'  398 


5400 

lax) 


450 


3000 
ii  nsp 

1800 
500 


50 
96 


192 
115 


5,5 
5,3 


7,4 

8,8  i 
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l 

Interrichtshonorare 

Be- 

- 

1 

1 

1 

1  Wirk- 

-    - 

Dnroh- 

1 

lirhes 

schnittliehe  ' 

Veraine 

Bud- 

8ub-     Rech- 

Bt- 

tretr- 

nis  der 

Bnd- 

BandM- 

SBb- 

TentioD 

\m  »4 

Zahl         ' 
der  Kurs- 

1892/Ö3 

1S9S'93  ^^"^^^-^ 

:  8iib- 
1  veii- 

1H«8,»-1 

teilnehmer 

tion 

Fr. 

Fr.    ,    Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Totti 

p.  Klasse' 

Bulle 

1 

480 

300 

82 

0.1 

Burgdorf 

1720 

900    1506 

818 

20(K) 

1(K)0 

74 

7.4 

(^hur 

1850 

6(K)    1058 
2r)0      841 

465 
190 

1270 

600 

28 

3,3 

Frauenfeld 

450 

Freibure: 

525 

400      560 

425 

660 

500 

50 

;),0  ■ 

Genf 

75 

1(K) 

150 

ID  RDXp. 

17 

17 

Herisau 

14(H) 

600    1844 

578 

UCK) 

6(K) 

44 

4,4  ; 

Herzogenbuchsee    .... 

KM) 

1(X)'     124 

200 

140 

87 

5,1  1 

Horcen 

550 

800.     658 
850.     500 

858 
290 

670 
6(K) 

850 
850 

24 

78 

4   : 

7,8 

Langenthai 

«00 

,  Lausanne  

900 

450"     674 

327 

iK)0 

450 

78 

11.1 

!  Lenzbursr 

440 

250     830 

188 

400 

250 

49 

8,1 

London  

850 

500 

742 

487 

1220 

750 

89 

5.6 

Lugano 

1100 

550 

1287 

6(K) 

14(X) 

700 

51 

6.8 

Nenehatel  mit  L'OuieB  eonmeTciale 

1172 

600    1151 

1875 

1(K)0 

56 

11.2 

Ölten 

4r)0 

250  j     286 

157 

450 

250 

28 

2.8 

Payerne     

450 

250 

250 

187 

6(K) 

300 

16 

4 

St.  Gallen 

6(H)0 

20(X) 

6280 

2056 

(>200 

20(K) 

814 

10,8 

St-Imier 

()00 

8(K)     688 

319 

610 

4(K) 

57 

4,8 

iSchaif  hausen 

15(K) 

750    1978 

989 

27(K) 

1150 

72 

4,5 

Schönenwerd 

750 

4(H)     545 

289 

900 

450 

15 

2,5 

Solothum 

1260 

650    1218 

638 

1170 

650 

144 

«,2  . 

■  Uster 

:^50 

21K)     425 
850.     450 

225 

580 

840 

850 
4(K) 

67 
80 

9.6 
4,8 

-  Wädensweil 

700 

■  Winterthur 

2640 

IKM)    2854 

1200 

4550 

1500 

188 

9.6  , 

Wyl 

{\m 

800     847 

174 

450 

8(X) 

80 

8,8 

Zofingen     

614 

850     540 

808 

960 

550 

84 

4.9 

Zürich 

17000 

4000 

18797 

4511 

18800 

5(K)0 

0J)0 

6,8 

Total 

64296 

28050  61078 



72496 

26740 

—   , 

1  Zentral komite  des  Vereins  ') . 
i                                        Total 

— 

4100    1916 

50(K) 

5000 

— 

— 

64296 

27150  62989 

77496 

81740 

1            »)  Für  VortrÄj^e,  Prelwirbeiti 

?n,  Bibl 

liothfkauHehall 

rnnjceu. 

i                                        2.  V 

e  r  e  i  n 

zelte  Ver 

e  i  n  e. 

Chaux-de-Fonds,  Societe  des 

jeunes  commer^ants     .     . 

6(K) 

800i     664 

880 

700 

850 

Lausanne.  Societe  des  jeunes 

t 

;      conimergants 

1800 

650,  1044 

522 

13(X) 

650 

!  Luzeru,  Fortbild.-Schule  des 

1      Vereins  junger  Kaufleute 

8600 

8000    7626 

2670 

8000 

2800 

244 

i) 

Paris,  Cercle  coramercial  «oisse 

4600 

2800:  4146 

2078 

5100 

2500 

15100 

625018480 

15100 

6800 

Vereins-Sektionen    .... 

64296 

2805061074 

72496 

26740 

— 

— 

Zentralkomite 

1                                         Total 

410()|  1915 
88400  76470 

5000 

5000 

79896 

92896 

88040 

— 

n 


^ 


/.  Beilage, 


Nene  Gesetze  und  Yerordnungen 

betreffend  das 

Unterrichtswesen  in  der  Schweiz 

im  Jahr  1892. 


•••- 


A.  Eidgenössische  Gesetze  und  Yerordnungen. 


1.1.    Regulativ  für  die  Diplomprflfungen  am  eidgenössisclien  Peiytecliniicum. 

A.   Allgemeine  Bestimmangen. 

§  1.  Jeder  Stndirende,  welcher  den  Unterricht  an  einer  der  Fachschulen 
des  eidgenössischen  Polytechnikums  vom  ersten  Jahreskurse  an  besucht  hat,  ist 
berechtigt,  sich  nach  Vorschrift  des  allgemeinen  Reglements  0  ^ojsi  das  Diplom 
der  betreffenden  Fachschule  zu  bewerben. 

Die  Frage,  ob  ausnahmsweise  auch  Solche  als  Bewerber  auftreten  können, 
welche  ihre  Fachstudien  nicht  in  regelmässigem  Stufengang  am  eidgenössischen 
Polytechnikum  gemacht  haben,  entscheidet  in  jedem  einzelnen  Falle  auf  den 
Antrag  der  betreffenden  Fachschulkonferenz  der  schweizerische  Schulrat,  be- 
ziehungsweise in  Vertretung  desselben  dessen  Präsident. 

§  2.  Der  Schlusstermin  der  Anmeldung  zur  Diplomprüfung  wird  durch  den 
Schulratspräsidenten  zur  geeigneten  Zeit  am  Anschlagbrett  bekannt  gegeben. 

Auf  Grundlage  der  Anmeldungen  setzt  der  Direktor  des  Polytechnikums 
nach  Massgabe  der  Spezialvorschriften  des  Regulativs  und  im  Einverständnis 
mit  den  beteiligten  Fachschulvorständen  den  Stundenplan  für  die  Prüfungen  fest. 

§  3.  Der  Schulrat  leitet  und  beaufsichtigt  die  Prüfungen;  er  erlässt  zu 
diesem  Zwecke  die  nötigen  Verfügungen.  Die  Prüfungen  sind  nicht  öffentlich, 
sondern  nur  den  Mitgliedern  des  Schulrates,  den  Dozenten  des  eidgenössischen 
Polytechnikums  und  solchen  Personen  zugänglich,  welche  vom  Präsidenten  des 
Schulrates  hiezu  ermächtigt  worden  sind. 

§  4.  Die  mündliche  Prüfung  zerföllt  in  eine  Übergangsprüfung  und  in  eine 
am  Ende  des  letzten  Studiensemesters  stattfindende  Schlussprüfnng.  Ausserdem 
werden  den  Bewerbern  Diplomarbeiten  aufgegeben,  die  als  ein  Teil  der  Schluss- 
prüfnng gelten.  Für  die  Ausftlhrung  dieser  Arbeiten  wird  eine  bestimmte  Frist 
angesetzt. 

Über  die  Zahl  und  die  Anordnung  der  Prüfungsfächer,  sowie  über  das  Ge- 
wicht der  für  jedes  derselben  zu  erteilenden  Noten  gelten  für  jede  Fachschule 
besondere  Bestimmungen  (vide  Abschnitt  B). 

')  Art  40 — 4.S  des  Reglements  ftir  die  eidg.  polytechnische  Schule  (vom  U.  Juli  1873). 
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2  Eidgenössische  Gesetze  und  Verordnungen. 

§  5.  Die  Bewerber  derselben  Fachschule  werden  einzeln  oder  in  Gruppen 
im  gleichen  Fache  geprüft  Eine  Gruppe  soll  nicht  mehr  als  vier  Examinanden 
umfassen.  Die  Dauer  der  Prüfung  in  jedem  einzelnen  Fache  wird  nach  dem 
Gewicht  der  für  dasselbe  zu  erteilenden  Note  bemessen. 

§  6.  An  jeder  einzelnen  Fachschule  bilden  die  sämtlichen  bei  je  einer  der 
beiden  Prüfungen  beteiligten  Examinatoren  unter  dem  Vorsitze  des  Fachschul- 
Yorstandes  eine  Prnftingskommission. 

Als  Grundlage  für  die  Beratungen  der  Prüfungskommission  dienen  die  Noten, 
welche  nach  der  am  eidgenössischen  Polytechnikum  geltenden  Skala  zu  er- 
teilen sind. 

Sowohl  bei  der  Übergangsprüfung  als  auch  bei  der  Schlussprüfnng  bildet 
je  das  Mittel  aus  den  erteilten  Noten  unter  Berücksichtigung  des  denselben 
zukommenden  Gewichts  die  Hanptgrundlage  für  die  Beurteilung  der  Ergebnisse. 

Ausnahmsweise  können  besonders  gute  frühere  Leistungen  eines  Exami- 
nanden berücksichtigt  werden. 

Wer  die  Übergangsprüfung  nicht  mit  Erfolg  bestanden  hat,  wird  zur  Schlass- 
prüfang  nicht  zugelassen. 

Bei  der  Frage  der  Diplomerteilung  wird  nicht  nur  das  Resultat  der  Schluss- 
prüfung,  sondern  auch   dasjenige  der  Übergangsprüfung  berücksichti||^. 

§  7.  Die  Prüfungskommissionen  berichten  durch  ihre  Vorsitzenden  an  den 
Präsidenten  des  Schulrates  über  die  Prufungsergebnisse  und  begründen  unter 
Beilegung  der  Noten  die  bezüglichen  Anträge,  wobei  auch  allföllige  Minderheits- 
ansichten der  Examinatoren  ausdrückliche  Erwähnung  finden  sollen.  Auf  Grund- 
lage dieser  Berichterstattung  und  Antragstellung  entscheidet  der  Schalrat  über 
die  Zulassung  zur  Schlussprüfung  resp.  über  die  Diplomerteilung. 

Die  einzelnen  Noten  werden  ausser  dem  schweizerischen  Sehulrate  niemanden 
mitgeteilt.  Die  Noten  bleiben  in  den  Archiven  der  Konferenzen  und  des  Schulrates. 

§  8.  Nach  erfolgtem  Entscheide  über  das  Resultat  der  Übergangsprüfong 
macht  der  Fachschulvorstand  den  betreifenden  Examinanden  die  Mitteilung,  ob 
sie  zur  Schlussprüfung  zugelassen  werden  oder  nicht. 

Zeugnisse  und  Bescheinigungen,  welche  die  Übergangsdiplomprüfungen  be- 
treffen, werden  nicht  ausgestellt. 

Die  Mitteilung  der  Namen  deijenigen,  welche  das  Diplom  erhalten  haben 
und  die  Übergabe  der  Diplome  durch  den  Direktor  erfolgt  am  Schlüsse  der 
Studienzeit. 

Die  Namen  der  Diplomirten  werden  im  Bundesblatte  nach  Fachschulen  und 
alphabetisch  geordnet  bekannt  gemacht. 

§  9.  Bei  ganz  hervorragenden  Leistungen  kann  das  Diplom  ,.mit  Aus- 
zeichnung** erteilt  werden. 

Die  Erteilung  eines  solchen  Diplomes  erfordert  aber  nicht  nur,  dass  der 
Betreffende  die  beiden  Prüfungen  mit  Auszeichnung  bestanden  habe,  sondern 
dass  derselbe  auch  durch  seine  Leistungen  als  Studirender  des  Polytechnikums 
einer  solchen  Bevorzugung  in  jeder  Beziehung  würdig  erscheine  und  zu  beson- 
dern Hoffnungen  berechtige. 

§  10.  Diejenigen  Bewerber,  welche  eine  der  beiden  Prüfungen  nicht  mit 
Erfolg  bestanden  haben,  können  sich  noch  einmal  nach  Jahresfrist  zur  Prüfung 
melden.  . 

Die  Noten  der  ersten  Prüfung  dürfen  bei  der  wiederholten  Prüfung  und 
deren  Beurteilung  in  keiner  Weise  Berücksichtigung  finden. 

B.  Speiielle  Bestimmniigeii  für  die  einseinen  Faohsoliiilen. 

/.  Bauschule. 

Die  Übergangsdiplomprüfung  wird  im  Anfange  des  dritten  Jahres- 
knrses  abgehalten  und  erstreckt  sich  auf  folgende  Fächer: 
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1.  Differential-  und  Integralrechnung.  —  2.  Darstellende  Geometrie.  — 
3.  Baumechanik.  —  4,  Ingenieurkunde.  —  5.  Kunstgeschichte. 

Die  Noten  für  diese  Fächer  haben  alle  gleiches  Gewicht. 

Die  mündliche  Schlussprüfung  am  Ende  des  letzten  Studiensemesters 
erstreckt  sich  auf: 

1.  Rohbau  in  Holz  und  Stein.  —  2.  Konstruktionen  des  Ausbaues  und 
Eisenkonstruktionen.  —  3.  Bau-Hygieine  (Anlagen  für  Wärme,  Luft,  Licht, 
Wasser  und  Reinigung.  —  4.  Vergleichende  Baukunde  und  Baugeschichte.  — 

5.  Gebäudelehre.  —  6.  AUgemeine  Rechtslehre. 

Die  Noten  für  diese  Fächer  haben  alle  das  Gewicht  1. 

Überdies  ist  im  letzten  Studieusemester  als  Diplomarbeit  ein  grösseres 
Projekt  aus  dem  Hochbau  nach  einem  Programm  auszuführen,  welches  durch 
die  Spezialkonferenz  am  Anfange  desselben  Semesters  aufgestellt  wird. 

Die  Projekte,  welche  unter  Aufsicht  resp.  Leitung  der  betreffenden  Lehrer 
in  den  Konstruktionssälen  der  Anstalt  bearbeitet  werden,  sind  noch  vor  Beginn 
der  mündlichen  Prüfungen  dem  Vorstände  einzureichen. 

Die  Note  für  die  Diplomarbeit  hat  das  Gewicht  6. 

//.  Ingenieurschule. 

Die  Ubergangsdiplomprüfung  wird  im  Anfange  des  dritten  Jahres- 
kurses  abgehalten.    Dieselbe  umfasst  folgende  Fächer: 

1.  Differential-  und  Integralrechnung.  —  2.  Darstellende  Geometrie  und 
Geometrie   der  Lage.   —   3.  Mechanik.   —   4.  Physik.  —  5.  Geologie.  — 

6.  Topographie.  —  7.  Baukonstruktionslehre. 

Die  Noten  in  den  Fächeni  1,  2,  3  und  4  haben  doppeltes,  die  übrigen  ein- 
faches Gewicht. 

Die  mündliche  Schlussprüfung  wird  am  Ende  des  letzten  Studien- 
semesters abgehalten  und  erstreckt  sich  auf: 

1.  Graphische  Statik.  —  2.  Geodäsie.  —  3.  Geographische  Ortsbestim- 
mungen. —  4.  Brückenbau.  —  5.  Strassen-  und  Eisenbahnbau.  —  6.  Wasser- 
bau. —  7.  Maschinenlehre.  —  8.  Allgemeine  Rechtslehre. 

Die  Noten  in  sämtlichen  Fächern  haben  einfaches  Gewicht. 
Die  Diplomarbeit  zerfällt  in  zwei  Teile: 

a.  eine  topographisch-geodätische  Aufnahme ; 

b.  eine  Bearbeitung  eines  grössern  Projektes   aus  dem   Gebiete  des  Erd-, 
Brücken-,  Strassen-  und  Wasserbaues. 

Das  Programm  der  Aufnahme  a.  wird  durch  die  Spezialkonferenz  am  Ende 
des  dritten  Jahreskurses,  dasjenige  des  Projektes  b.  nach  Beginn  des  siebenten 
Semesters  festgestellt.  Die  Arbeiten,  die  unter  Aufsicht  der  betreffenden  Lehrer 
ausgeführt  werden,  sind  vor  Beginn  der  mündlichen  Schlussprüfung  dem  Vor- 
stände einzureichen. 

Die  Note  fftr  die  Aufnahme  unter  lit.  a.  hat  das  Gewicht  1,  diejenige  für 
das  Projekt  lit.  b,  das  Gewicht  3. 

///.  Mechanisch-technische  SchuJe. 

Die  Übergangsdiplomprüfung  wird  im  Anfange  des  dritten  Jahres- 
kurses abgehalten  und  ertreckt  sich  auf  folgende  Fächer: 

1.  Differential-  und  Integralrechnung.  —  2.  Analytische  Geometrie.  — 
3.  Darstellende  Geometrie.  —  4.  Mechanik.  —  5.  Physik.  —  6.  Chemie. 

Die  Noten  für  die  Fächer  1,  4  und  5  haben  doppeltes,  die  übrigen  ein- 
faches Gewicht. 

Die  mündliche  Schlussprüfung  wird  am  Ende  des  7.  Semesters  ab- 
gehalten und  erstreckt  sich  über  folgende  Fächer: 
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1.  Theoretische  Maschinenlehre.  —  2.  Maschinenban.  —  3.  Metallurgie 
nnd  mechanische  Technologie.  —  4.  Zivil-  nnd  Brückenban.  —  5.  Eletoo- 
technik. 

Die  Noten  in  den  Fächern  2  nnd  5  haben  doppeltes,  die  Noten  in  den  übrigen 
Fächern  einfaches  Gewicht. 

Die  Diplomarbeit  besteht: 

a.  In  der  Ausarbeitung  eines  Projektes  einer  Maschinenanlage  nnd  eines 
erläuternden  Berichtes; 

bAn  der  Behandlung  einer  Aufgabe   ans   dem  Gebiete   der  theoretischen 
Maschinenlehre. 

Die  Programme  werden  am  Anfange  des  6.  Semesters  von  den  betreffenden 
Lehrern  aufgestellt;  die  Arbeiten  sind  am  Schlüsse  desselben  Semesters  ein- 
zureichen. 

Die  Ausarbeitung  des  Projektes  hat  unter  der  Aufsicht  des  betreffenden 
Lehrers  zu  geschehen. 

Die  Note  für  das  Projekt  erhält  das  Gewicht  3,  die  Noten  f&r  den  dazu 
gehörigen  Bericht,  sowie  ^die  Arbeit  in  theoretischer  Maschinenlehre  erhalten 
je  das  Gewicht  1. 

Für  diejenigen  Kandidaten,  welche  die  Übergangsdiplomprüfung  im  Anfang 
des  7.  Semesters  bestanden  haben  (§  10  der  allgemeinen  Bestimmungen),  föllt 
die  mündliche  Schlussprüfung  auf  das  Ende  des  7.,  die  Diplomarbeit  in  ein 
8.  Semester. 

IV.  Chemisch-technische  Schule, 
A.  Technische  Sektion. 

Die  Übergangsdiplomprüfung  findet  im  Anfange  des  dritten  Jahres- 
kurses  statt  und  umfasst  folgende  Fächer: 

1.  Anorganische  Chemie.  —  2.  Analytische  Chemie.  —  3.  Physik.  — 
4.  Mineralogie.  —  5.  Anorganische  chemische  Technologie.  —  6.  Maschinen- 
lehre. —  7.  Mathematik,  Baukonstruktionslehre  (nach  Wahl  des  Bewerbers). 

Alle  7  Noten  haben  gleiches  Gewicht. 

Die  mündliche  Schlussprüfung  fällt  auf  den  Schluss  des  7.  Semesters 
und  erstreckt  sich  auf  folgende  Fächer: 

1.  Organische  und  allgemeine  Chemie.  —  2.  Färberei,  Bleicherei,  Farb- 
stoffe. —  3.  Heizungslehre,  Metallurgie,  Nahrungsgewerbe  (nach  Wahl 
des  Bewerbers).  —  4.  Technische  Analyse,  Chemische  Technologie  der 
Baumaterialien,  Lebensmitteluntersuchung,  Elektrotechnik  (nach  Wahl  des 
Bewerbers).  —  5.  Botanik,  Anatomie  und  Physiologie  des  Menschen, 
Geologie,  Hygieine  (nach  Wahl  des  Bewerbers). 

Die  Note  im  Fache  1  hat  doppeltes,  die  Noten  der  übrigen  vier  Fächer 
haben  einfaches  Gewicht. 

Überdies  sind  zu  lösen: 
vier  praktische  Aufgaben  im  analytischen  Laboratorium; 
vier  praktische  Aufgaben  im  technischen  Laboratorium. 

Diese  Aufgaben  sind  im  7.  Semester  vorzunehmen  in  der  Art,  dass  die  eine 
Hälfte  der  Bewerber  im  einen,  die  andere  im  andern  Laboratorium  arbeitet  und 
dass  zu  Neujahr  die  Plätze  ausgetauscht  werden. 

Die  Note  über  jede  der  Serien  von  vier  Aufgaben  hat  doppeltes  Gewicht. 

B.  Pharmazeutische  Sektion. 

In  denjenigen  Fällen,  in  welchen  Bewerber  für  ein  Diplom  der  pharma- 
zeutischen Abteilung  sich  melden,  wird  die  Abteilungskonferenz  ein  besonderes 
Prüfungsprogramm  aufstellen,  welches  der  Genehmigung  des  Schulratsprä^ideuten 
unterliegt.   Dasselbe  soll  in  möglichster  Übereinstimmung  mit  den  Anforderungen 
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gehalten  werden,   welche   die  jeweiligen  Vorschriften  für  die  eidgenössischen 
Medizinalprüfüngen  (Abteilnng:  Apotheker)  stellen. 

V,  A.  Forstschule. 

Die  Übergangsdiplomprüfung  wird  im  Anfange  des  dritten  Jahres- 
knrses  abgehalten  nnd  erstreckt  sich  anf  folgende  Fächer : 

1.  Mathematik.  —  2.  Physik.  —  3.  Chemie.  —  4.  Agrikultorchemie.  — 
5.  Allgemeine  Botanik.  —  6.  Spezielle  Botanik.  —  7.  Zoologie.  —  8.  All- 
gemeine Geologie.  —  9.  Elimatologie  nnd  Meteorologie.  —  10.  National- 
ökonomie. 

Die  Noten  in  diesen  Fächern  haben  alle  gleiches  Gewicht. 

Die  mündliche  Schlnssprüfnng  findet  am  Ende  des  letzten  Stndien- 
semesters  statt  nnd  erstreckt  sich  anf: 

1.  Vermessnngswesen.  —  2.  Erd-  nnd  Wasserbau.  —  3.  Forstschntz.  — 
4.  Forstpolitik  nnd  Forstpolizei.  —  5.  Waldbau.  —  6.  Holzmesskunde  und 
Znwachslehre.  —  7.  Forstbenutzung.  —  8.  Betriebslehre.  —  9.  Allgemeine 
Bechtslehre. 

Die  Noten  in  allen  diesen  Fächern  haben  das  Gewicht  1. 

Die  Diplomarbeit  besteht  in: 

a.  der  Anfertigung  eines  Wirtschaftsplanes ; 

5.  der  schriftlichen  Behandlung  eines  von  der  Konferenz  festzustellenden 
Themas. 

Die  Waldungen,  über  welche  der  Wirtschaftsplan  zu  fertigen  ist,  werden 
auf  Vorschlag  der  Fachprofessoren  von  der  Spezialkonferenz  bestimmt  und  im 
Laufe  des  fünften  Semesters  den  Kandidaten  bezeichnet.  Das  zu  bearbeitende 
Thema  wird  am  Anfange  des  sechsten  Semesters  bekannt  gegeben. 

Für  den  Wirtschaftsplan  und  das  Thema  wird  je  eine  Note  von  Gewicht  2 
erteilt.   Die  Ablieferung  der  beiden  Arbeiten  hat  spätestens  am  1.  Juli  zu  erfolgen. 

F.   B.  Landicirtsehaflliche  Schule, 

Die  Übergangsdiplomprüfung  wird  mit  Beginn  des  vierten  Semesters 
abgehalten  und  erstreckt  sich  auf  folgende  Fächer: 

1.  Physik.  —  2.  Unorganische  Chemie.  —  3.  Botanik.   —  4.  Pflanzen- 
Physiologie.  —  5.  Zoologie.  —  6.  Anatomie  und  Physiologie  der  Haus- 
tiere. —   7.  Allgemeine  Geologie.  —  8.  Nationalökonomie  und  Finanz- 
wissenschaft. 
Die  Noten  in  allen  diesen  Fächern  haben  einfaches  Gewicht. 

Die  mündliche  Schlussprüfung  findet  am  Schlüsse  des  letzten  Studien- 
semesters statt  und  umfasst  folgende  Fächer: 

1.  Agrikulturchemie.  —  2.  Allgemeiner  Ackerbau.  —  3.  Spezieller 
Pflanzenbau.  —  4.  Allgemeine  Tierproduktionslehre.  —  5.  Spezielle  Vieh- 
zuchtslehre. —  6.  Landwirtschaftliche  Betriebslehre.  —  7.  8.  Weinbau, 
Obstbau,  Molkereiwesen,  Gesundheitspflege  der  Haustiere,  Landwirtschaft- 
liche Maschinen  und  Geräte,  Landwirtschaftliche  Buchhaltung  nnd  Er- 
tragsanschlag. (Von  diesen  sechs  Fächern  hat  der  Bewerber  zwei  zu 
wählen.) 
Die  Noten  in  allen  diesen  Fächern  haben  einfaches  Gewicht. 

Die  schriftliche  Prüfung  besteht  in  der  Bearbeitung  eines  Themas, 
welches  ausschliesslich  oder  Torwiegend  eine  Aufgabe  aus  einem  der  Haupt- 
zweige der  Fachwissenschaften  bildet  und  auf  Vorschlag  der  Fachprofessoren 
von  der  Spezialkonferenz  festgestellt  wird. 

Die  Note  für  die  schriftliche  Arbeit  hat  das  Gewicht  3. 

Für  die  Bearbeitung  der  schriftlichen  Aufgabe  wird  den  Bewerbern  das 
letzte  Studiensemester  eingeräumt.  Die  Ablieferung  der  Arbeit  erfolgt  spätestens 
Tier  Wochen  vor  Schluss  des  Semesters  an  den  Abteilungsvorstand. 
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V.   C.  Abteilung  für  Kulturingenieure. 

Die  Übergangsdiplomprüfnng  findet  am  Anfang  des  dritten  Jahres- 
korses  statt  nnd  umfasst  folgende  Fächer: 

1.  Mathematik.  —  2.  Darstellende  Geometrie.  —  3.  Chemie.  —  4.  Me- 
chanik. —  5.  Physik.  —  6.  Topographie.  —  7.  Allgemeine  Geologie. 
Die  Noten  der  Fächer  1  nnd  4  haben  doppeltes,  die  übrigen  einfaches  Gewicht 

Die  mündliche  Schlussprüfnng  findet  am  Ende  des  letzten  Stndien- 
Semesters  statt  nnd  nmfasst: 

1.  Strassenban.  —  2.  Wasserbau.  —  3.  Kultnrtechnik  nnd  Güterznsam- 
menlegnng.  —  4.  Katastenrennessung.  —  5.  Allgemeine  Eechtslehre.  — 
6.  Acker-  nnd  Pflanzenbau. 
Die  Noten  in  diesen  Fächern  haben  alle  das  Gewicht  1. 
Die  Diplomarbeit  zerfällt  in  zwei  Teile: 

a.  eine  topographische  Aufnahme  (vorzugsweise  nach  Massgabe  der  Instruk- 
tion für  Eonkordatsgeometer) ; 

b,  eine  Bearbeitung  eines  grossem  Projektes  aus  dem  Gebiete  der  Kultnr- 
technik und  Güterzusammenlegung. 

Das  Programm  der  beiden  Aufgaben  wird  durch  die  Spezialkonferenz  am 
Ende  des  dritten  Jahreskurses  festgestellt.  Die  Arbeiten,  die  unter  Aufsicht 
der  betreffenden  Lehrer  ausgeführt  werden,  sind  vor  Beginn  der  mündlichen 
Schlnssprüfung  dem  Vorstande  einzureichen. 

Die  Note  für  jede  unter  a.  und  b,  genannten  Diplomarbeiten  hat  doppeltes 
Gewicht. 

TT.  Schule  fUr  Bildung  von  FacMehrem  in  mathematischer  und  natur^ 

wissenschafllicher  Richtung. 

1.  Die  VI.  Abteilung  erteilt  Diplome  für  Fachlehrer  in  mathematischer  und 
naturwissenschaftlicher  Richtung. 

2.  Die  Hauptrichtungen  sind:  bei  der  mathematischen  Sektion  (VIA) 
a.  Mathematik;   b.  Physik; 

bei  der  naturwissenschaftlichen  Sektion  OriB) 

a.  Chemie  und  Physik ;  b.  Mineralogie  und  Geologie ;  c.  Botanik  und  Zoologie. 

3.  Die  Übergangsprüfung  wird  im  Anfang  des  dritten  Jahreskurses  abge- 
halten; die  Schlussprüfung  im  letzten  Semester  des  vollständigen  Kurses. 

4.  Für  die  mathematische  Sektion  erstreckt  sich  die  Übergangs- 
diplomprüfung auf  folgende  Fächer: 

1.  Differential-  und  Integralrechnung.  —  2.  Analytische  Geometrie.  — 
3.  Darstellende  Geometrie  und  Geometrie  der  Lage.  —  4.  Mechanik.  — 
5.  Physik. 

Die  Noten  in  diesen  Fächern  haben  gleiches  Gewicht 

Die  mündliche  Schlussprüfung  erstreckt  sich  über  folgende  Fächer: 

a.  Mathematische  Eichtug : 

1.  Funktionentheorie.  —  2.  Geometrie  in  synthetischer  oder  analytischer 
Richtung.   —    3.  Höhere   Arithmetik  und  Algebra.   —   4.  Theoretische 
Physik.  —  5.  Astronomie. 
Die  Noten  ftir  die  Fächer  1  und  2  haben  doppeltes,   für  die  Fächer  3,  4 
und  5  einfaches  Gewicht. 

6.  Physikalische  Richtung: 

1.  Theoretische  Physik.   —   2.  Praktische  Physik.   —   3.  Funktionen- 
theorie.  —  4.  Astronomie. 
Die  Noten  für  die  Fächer  1,  2,  3  haben  doppeltes,  die  Note  für  das  Fadi  4 
hat  einfaches  Gewicht. 

5.  Für  die  naturwissensphaftliche  Sektion  wird  die  Verteilung  der 
Fächer  in  der  Regel  auf  die  Übergangsdiplomprnfung  und  die  Schlussdiplom- 
prüfung nach  folgendem  Schema  durchgeführt: 
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Übergangsdiplomprüfnng: 

a.  Chemisch-physikalische  Richtung: 

1.  Höhere  Mathematik.  —  2.  Zoologie.  —  3.  Botanik.  —  4.  Mineralogie 
nnd  Petrographie. 

b.  Minercdogisch-geologische  Richtung : 

1.  Höhere  Mathematik.  —  2.  Zoologie,  inklos.  vergleichende  Anatomie.  — 

3.  Botanik.  —  4.  Physik. 

c.  Zoologisch-botanische  Richtung: 

1.  Höhere  Mathematik.  —  2.  Chemie.  —  3.  Physik.  —  4.  Mineralogie 
und  Petrographie. 

Die  Noten  für  sämtliche  Fächer  der  Übergangsprüfiing  haben  gleiches 
Gewicht. 

Mündliche  Schlussprüfnng: 

a.  Chemisch-physikalische  Richtung: 

1.  Geologie.  —  2.  Anorganische  und  analytische  Chemie.  —  3.  Orga- 
nische Chemie.  —  4.  Technische  Chemie.  —  5.  Theoretische  Physik.  — 
6.  Praktische  und  Experimentalphysik. 

b.  Mineralogisch-geologische  Richtung: 

1.  Geologie.  —  2.  Palaeontologie  und  Stratigraphie.  —  3.  Mineralogie.  — 

4.  Petrographie.  —  5.  Chemie. 

c.  Botanisch-zoologische  Richtung: 

1.  Geologie.  —  2.  Allgemeine  Botanik.  —  3.  Spezielle  Botanik.  — 
4.  Zoologie.  —  5.  Vergleichende  Anatomie  und  Somatologie. 

Die  Noten  für  sämtliche  Fächer  der  Schlussprüfting  haben  einfaches  Gewicht. 

6.  Die  Aufgaben  für  die  schriftlichen  Arbeiten  werden  durch  die  Ab- 
teilungskonferenz festgestellt  und  den  einzelnen  Kandidaten  durch  den  Vorstand 
mitgeteilt. 

7.  Sie  werden  mit  Bücksicht  auf  das  Hauptfach  des  Bewerbers  gewählt, 
welches  derselbe  in  seinem  Anmeldungsschreiben  bezeichnen  wird  und  können 

in  der  mathematischen  Sektion  einem  Zweige  der  Mathematik  oder 
Physik, 

in  der  naturwissenschaftlichen  Sektion  einem  Zweige  der  Physik, 
der  Chemie,  der  Mineralogie,  der  Geologie,  der  Botanik  oder  der  Zoologie  ent- 
nommen werden. 

In  der  mathematischen  Sektion  ist  es  den  Bewerbern  freigestellt,  vorbehalt- 
lich der  Genehmigung  der  Abteilungskonferenz,  für  die  Arbeit  ein  Thema  selbst 
zu  wählen.  Im  Falle  der  Nichtbilligung  des  gewählten  Themas  bezeichnet  die 
Konferenz  die  Aufgabe  von  sich  aus. 

8.  Die  Mitteilung  der  Aufgaben  für  die  schriftlichen  Arbeiten  geschieht  am 
Ende  des  vorletzten  Studiensemesters. 

9.  Die  Note  für  die  Diplomarbeit  hat  das  Gewicht  4. 

Der  Schulrat,  bezw.  dessen  Präsident,  wird  die  nötigen  Verfügungen  er- 
lassen, um  das  vorstehende  Regulativ  vom  Schuljahre  1892/93  an  nach  Massgabe 
der  in  Bücksicht  auf  die  bestehenden  Studienpläne  innezuhaltenden  Termine 
in  Kraft  zu  setzen. 

Zürich,  den  10.  September  1892. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Schulrates, 

Der  Präsident:  H.  Bleuler. 

Der  Sekretär:   G.  Bau  mann. 

Der  schweizerische  Bundesrat  hat  mittelst  Beschlussnahme  vom  28.  Sept. 
1892  dem  vorstehenden  Regulative  die  Genehmigung  erteilt. 
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2.2.   Vererdnung  betreffend  die  Verwaltung  des  schweizerischen  Landesmuseuws. 

(Vom  4.  März  1892.) 

Der  schweizerische  Bnndesrati 

in  Vollziehung  des  Bundesheschlasses  betreffend  die  !f}rrichtang  eines  schweize- 
rischen Landesmusenms  vom  27.  Jnni  1890  (A.  S.  n.  F.  XI.  6^); 

auf  den  Antrag  seines  Departements  des  Innern, 

verordnet: 

I.  Mmonmikommissioiii 

§  1.  Die  laut  Bnndesgesetz  vom  27.  Jnni  1890  ans  sieben  Mitgliedern 
bestehende  schweizerische  Landesmuseumskommission  besorgt  unter  der  Ober- 
aufsicht des  Bundesrates  die  Verwaltung  des  Landesmuseums. 

§  2.  Der  Präsident  der  Kommission  wird  vom  Bundesrat  gewählt.  Die 
Kommission  wählt  aus  ihrer  Mitte  mit  einfacher  Stimmenmehrheit  den  Vize- 
präsidenten und  den  Sekretär,  der  nicht  Mitglied  der  Kommission  zu  sein  braucht 
und  dem  die  Kommission  beratende  Stimme  geben  kann. 

§  8.  Die  Kommission  wird  je  nach  Bedürfnis  von  dem  Präsidenten  einbe- 
rufen, mindestens  einmal  per  Quartal.  Die  Traktandenliste  ist  jeweilen  sowohl 
den  Mitgliedern  der  Kommission  als  auch  dem  Departement  des  Innern  recht- 
zeitig mitzuteilen. 

Dem  Präsidenten  der  Kommission  wird  die  Befugnis  eingeräumt,  in  drin- 
genden Fällen  von  sich  aus  eine  Entscheidung  zu  treffen  unter  Kenntnisgabe 
der  betreffenden  Entscheidung  an  die  Kommission  in  der  nächsten  Sitzung. 

Die  Kommission  hat  dem  Departement  des  Innern  zu  banden  des  Bundes- 
rates folgende  Vorlagen  zu  machen : 

1.  ein  Arbeitsprogramm  ffir  die  Dauer  ihrer  Amtsperiode ; 

2.  einen  jährlichen  Geschäftsbericht; 

3.  ein  Verwaltungsbudget ; 

4.  ein  beschreibendes  Verzeichnis  der  erworbenen  Gegenstände  nebst  Preis- 
angabe.   Letzteres  ist  yierte^ährlich  einzureichen. 

§  4.  Ausser  der  Aufsicht  über  die  eigentliche  Verwaltung  des  Museums 
besorgt  die  Kommission  folgende  Geschäfte: 

A.  Sie  verwendet  den  für  das  Landesmuseum  zur  Verfügung  stehenden 
jährlichen  Kredit  für  Ankäufe.  Dabei  entscheidet  sie  definitiv  bei  Ankäufen, 
welche  die  Summe  von  Fr.  4000  (viertausend  Franken)  nicht  übersteigen,  und 
macht  dem  Departement  des  Innern  zu  banden  des  Bundesrates  Vorschläge 
betreffs  Erwerbung  von  Gegenständen,  die  über  diese  Summe  hinausgehen. 

B.  Sie  nimmt  die  ihr  von  dem  Departement  überwiesenen  Subventions- 
gesuche  kantonaler  Sammlungen  im  Sinne  von  Art.  1,  d,  des  Bundesbeschlusses 
vom  80.  Juni  1886,  betreffend  die  Beteiligung  des  Bundes  an  den  Bestrebungen 
zur  Erhaltung  und  Erwerbung  vaterländischer  Altertümer  (A.  S.  n.  F.  IX,  62), 
entgegen  und  stellt  zu  banden  des  Bundesrates  entsprechende  Anträge. 

C.  Sie  vertritt  das  schweizerische  Landesmuseum  in  dem  durch  Bundes- 
beschluss  vom  27.  Juni  1890,  Art.  4.  vorgesehenen  Verbände  der  öffentUchen 
Altertumssammlungen. 

D.  Sie  besorgt  die  Herausgabe  der  zur  Zeit  von  Professor  Dr.  Rahn  redigirten 
„Statistik  schweizerischer  Kunstdenkmäler".  Im  Bedürfnisfalle  übernimmt  sie 
auch  die  Herausgabe  einer  eigenen  Museumszeitschrift. 

E.  Sie  schlägt  gemäss  Art.  8,  Absatz  2,  des  Bundesbeschlusses  vom  27.  Jnni 
1890  dem  Bundesrate  die  Wahl  des  Direktors,  sowie  auch  die  des  Kustoden 
vor.  Die  Wahl  der  übrigen  Angestellten  liegt  in  ihrer  eigenen  Kompetenz. 
Eine  besondere  Instruktion  wird  die  Pflichten  und  Obliegenheiten  des  Ve^ 
waltungspersonals  feststellen. 
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§  5.  Die  Mitglieder  der  Kommission  werden  für  Beisen  und  Sitzungen  nach 
den  fflr  eidgenössische  Kommissionen  bestehenden  Vorschriften  entschädigt. 

Der  Sekretär,  wenn  er  nicht  ein  bezahlter  Angestellter  des  Landesmusenms 
ist,  erhält  eine  Jahresentschädigung  von  Fr.  1000  nebst  den  den  Kommissions- 
mitgliedem  selbst  zustehenden  Sitzungsgeldem  und  Reiseentschädignngen. 

Die  Kommission  ist  berechtigt,  in  ausserordentlichen  Fällen  Experten  bei- 
znsiehen,  die  in  gleicher  Weise,  wie  die  Kommission,  entschädigt  werden. 

Je  nach  Umfang  der  Geschäfte  wird  am  Schlüsse  des  Jahres  auf  Bericht 
nnd  Antrag  der  Kommission  vom  Departement  des  Innern  fär  die  eigentliche 
Geschäftsführung  eine  besondere  Vergütung  geleistet. 

§  6.    Die  Amtsdauer  der  Mitglieder  und  des  Sekretärs  beträgt  drei  Jahre. 

§  7.  Die  Kommission  geniesst  fär  ihre  amtliche  Korrespondenz  Porto- 
ireiheit. 

n.  VerwAltnngBporsoiial. 

§  8.  Der  in  Art.  8  des  Bundesbeschlusses  vom  27.  Juni  1890  vorgesehene 
Museumsdirektor  (Konservator)  vertritt  innerhalb  der  Grenzen  der  ihm  zustehen- 
den Befugnisse  das  Landesmuseum  uaich  aussen  und  Feitet  namens  der  Landes- 
mnseumskommission  und  unter  deren  Aufsicht  die  Tätigkeit  der  Anstalt,  die 
geschäftliche  Korrespondenz,  die  innere  Verwaltung,  sowie,  nach  Massgabe  der 
Instruktionen  des  schweizerischen  Finanzdepartements,  das  Kassen-  und  Bech- 
nungswesen.  Der  Direktor  wohnt  den  Sitzungen  der  Landesmuseumskommission 
mit  beratender  Stimme  beL  Der  Stellvertreter  des  Direktors  ist  der  Kustos 
der  Anstalt. 

§  9.  Die  Begutachtung  sämtlicher  zu  banden  des  Landesmuseums  ge- 
machten Kaufanträge  ist  Sache  des  Direktors. 

§  10.  Dem  Direktor  wird  ein  freier  Jahreskredit  von  Fr.  2000  zur  Ver- 
fügung gestellt  behufs  Ankauf  von  Gegenständen,  deren  Kaufpreis  die  Summe 
von  Fr.  300  nicht  übersteigt.  Über  die  aus  diesem  freien  Kredit  gemachten 
Ankäufe  hat  der  Direktor  jeweilen  in  der  nächsten  Sitzung  Bericht  zu  erstatten. 

§  11.  Der  Direktor  ist  zur  Antragstellung  verpflichtet,  wenn  es  sich  um 
Verkauf  oder  Tausch  eines  dem  Landesmuseum  gehörenden  Gegenstandes  handelt, 
ausgenommen  derselbe  sei  durch  Kommissionsbeschluss  bereits  in  das  Doubletten- 
inventar  eingetragen  und  taxirt,  in  welchem  Falle  dem  Direktor  freie  Hand 
gelassen,  er  aber  zu  jeweiliger  Berichterstattung  in  der  nächsten  Sitzung  ver- 
pflichtet ist.  Über  Gegenstände,  die  als  Doubletten  bezeichnet  werden,  hat  der 
Direktor  ein  besonderes  Inventar  zu  führen. 

§  12.  Der  Direktor  ist  verpflichtet,  für  die  Anfertigung  der  Kataloge  zu 
sorgen  und  am  Schlüsse  jedes  Jahres  einen  Generalbericht  über  den  Gang  der 
Anstalt  und  den  Stand  der  Sammlungen  einzureichen.  Der  Direktor  führt  auch 
das  Inventar  über  die  mit  eidgenössischer  Subvention  angekauften  Gegenstände 
der  öffentlichen  Sammlungen. 

§  13.  Bezüglich  der  Benutzung  des  Landesmuseums  wird  ein  besonderes 
Reglement  die  nötigen  Vorschriften  aufstellen. 

§  14.  Der  Jahresgehalt  des  Direktors  und  des  übrigen  ständigen  Personals 
wird  innerhalb  des  von  der  Bundesversammlung  für  die  Verwaltung  des  Landes- 
museums ausgesetzten  Kredits  durch  den  Bundesrat  bestimmt.  Betreffend  die 
Entschädigung  für  Reisen  in  Amtsangelegenheiten  sind  die  diesfalls  für  die 
eidgenössischen  Beamten  bestehenden  Ansätze  und  Bestimmungen  massgebend. 

§  15.  Die  Vollziehungsverordnung  vom  25.  Februar  1887  (A.  S.  n.  F.  X,  9) 
zu  dem  Bundesbeschlnss  vom  30.  Juni  1886  tritt  in  demjenigen  Teilen  ausser 
Kraft,  die  durch  vorliegende  Verordnung  geordnet  werden. 

Bern,  den  4.  März  1892. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident:  Haus  er. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft :  Ringier. 
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8. 3.  Reglement  Ober  die  Abgabe  der  Lebrerkarten  an  die  Kantone  durch  das  eid- 
genössische Topographische  Bureau.  (Gemäss  den  Verfügangen  des  Schweiz. 
Militärdepartements  yom  5.  Mai  und  11.  Juni  1892.) 

1.  Das  eidg.  Topographische  Bnrean  liefert  den  Kantonen  anf  Verlangen 
für  die  an  ihren  öffentlichen  Schulen  (Primär-,  Sekundär-  und  höhere  Schulen) 
wirkenden  Lehrer  —  gleichviel  oh  militärpflichtig  oder  nicht  —  und  für  Leh- 
rerinnen die  Geueralkarte  der  Schweiz  in  4  Blatt  1:250.000  unter  fol- 
genden Bedingungen: 

P  ^  ®  i  8  e :  Kupferdrnck .  fberdraek. 

a,  die  4  Blatt  unaufgezogen Fr.  4.  —    Fr.  2.  — 

b,  die  4  Blatt  einzeln,  angezogen  in  Taschenformat      ,,    7.  20      „    5.  20 

c,  die  4  Blatt  als  Wandkarte  aufgezogen  mit  Stäben      „15.  —      „  — .  — 

2.  Diese  Karten  werden  mit  dem  Titel  (oder  Stempel)  „Lehrerkarte"  ver- 
sehen. Sie  sind  von  den  Eigentümern  aufzubewahren  und  dürfen  weder  Ver- 
kaufs- noch  geschenkweise  an  andere  Personen  abgetreten  w^erden. 

Ein  Lehrer  oder  eine  Lehrerin  kann  nur  ein  Exemplar  dieser  Karte 
beziehen.  Es  können  demnach  diejenigen  Lehrer,  welche  die  Generalkarte  schon 
in  einer  Lehrerrekmtenschule  als  „Dienstexemplar"  erhalten  haben,  die  ^Lehrer- 
karte"  nicht  mehr  beziehen. 

3.  Die  Karten  sind  von  den  kantonalen  Militärbehörden  in  die  Dienst- 
büchlein der  Lehrer  einzutragen. 

In  deigenigen  Kantonen,  in  welchen  die  ErziehungsbehOrde  die  Kartenabgabe 
vermittelt,  hätte  die  betreffende  Militärbehörde,  gestützt  auf  ein  Visum  der  Er- 
ziehungsbehörde, immerhin  das  Eintragen  in  das  Dienstbüchlein  zu  besorgen. 

Die  Kantone  sind  für  die  richtige  Abgabe  und  Eintragung  der  Karten 
verantwortlich. 

Die  Kontrolle  über  die  Abgabe  an  Lehrerinnen  wird  den  Kantonen  überlassen. 

4.  Die  Kantone  senden  dem  Topographischen  Bureau  jährlich  in  zwei  von 
letzterem  zu  bestimmenden  Zeitabschnitten  die  Bestellscheine  mit  den  Namen 
der  bezugsberechtigten  Lehrer  und  Lehrerinnen  ein. 

Das  Topographische  Bureau  nimmt  nur  di^se  Bestellungen  der  Kantone 
und  zwar  nur  in  den  von  ihm  fixirten  Zeiträumen  entgegen. 

5.  Das  Topographische  Bureau  stellt  über  die  gelieferten  Karten  den 
Kantonen  Bechnung. 

Der  Betrag  dieser  Rechnung  ist  nach  Empfang  der  Karten  an  die  eidg. 
Militärkasse  einzubezahlen. 

Bern,  15.  Juni  1892.  Eidg.  Topographisches  Bureau. 

Genehmigt, 

Bern,  17.  Juni  1892.  Schweiz.  Militärdepartement. 
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B.  Kantonale  Gesetze  und  Yerordnungen. 

I.  Allgemeine  Ünterrichtsgesetze  und  Verfassnngsbestimmiingen« 

4. 1.  Lei  8ur  rinstruction  publique  secondaire  dans  le  Canton  de  Vaud.  (Du  19  Fö- 

vrier  1892.) 

Le  Grand  Conseil  du  Canton  de  Vaud 

Vu  le  projet  de  loi  pr^sentö  par  le  Conseil  d^Etat; 

DfiCRETE: 
Titre  I.  Organisation  generale. 

Obapitre  prettiieri  DiipoBitions  generale«. 

Art.  Icr.    L'enseignement  secondaire  sert  de  compl^ment  ä  Tenseignement 
primaire.  U  pr^pare  les  ^l^ves  aux  carri^res  speciales  et  aux  6tudes  supirieures. 
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Art.  2.  Les  ^tablissemeuts  d'enseignement  secondaire  du  Canton  de  Yaud  sont : 

1^  Les  Ecoles  secondaires;  2P  les  Ecoles  sup^rieures  de  jeunes  filles; 
3®  les  Colleges  communanx;  4^  TEcole  cantonale  d'agriculture ;  5®  les 
Ecoles  industrielle  et  commerciale  cantonales;  6^  le  College  cantonal; 
7^  le  Gymnase  classique;  8^  les  Ecoles  normales. 

Art.  3.  L'Ecole  cantonale  d^agriculture,  les  Ecoles  industrielle  et  commerciale y 
le  Collage  cantonal,  le  Grvmnase  classique  et  les  Ecoles  normales  sont  plac^s- 
au  chef-lieu  du  canton.    Ces  Etablissements  sont  k  la  Charge  de  TEtat. 

Art.  4.  Les  Ecoles  secondaires,  les  Ecoles  supErieures  de  jeunes  'filles  et 
les  CoU&ges  communaux  sont  ä  la  Charge  des  communes.  Toutefois,  TEtat 
Supporte  une  partie  de  cette  Charge  en  tenant  compte  de  Timportance  de  FEta- 
blissement  et  des  besoins  de  la  localitE.  Cette  part  ne  pourra  exceder  la  moitiE 
du  traitement  des  maltres  et  des  maitresses. 

Art.  5.  Les  Etablissements  d'instruction  secondaire  cantonaux  sont  sous  la 
surveillance  du  Departement  de  I'instruction  publique  et  des  cultes  qui  l'exerce 
directement  ou  par  des  delEguEs. 

Art.  6.  Le  Departement  de  I'instruction  publique  et  des  cultes  connait  des 
difficultEs  qui  peuvent  s'Elever  entre  les  communes,  les  commissions  scolaires, 
les  directeurs  et  les  msdtres  et  de  toutes  celles  que  peut  souleyer  Tapplication 
de  la  loi  sur  Tinstruction  secondaire. 

H  y  a  recours  au  Conseil  d'Etat. 

Ohapitre  II.  Ecoles  seoondaires. 

Art  7.  Les  Ecoles  secondaires  servent  de  complEment  aux  Ecoles  primaires. 

EUes  re^oivent  des  El^yes  des  deux  sexes. 

Art.  8.  Les  objets  d'Etudes  des  Ecoles  secondaires  sont  ceux  de  TEcole 
industrielle  cantonale. 

Four  les  jeunes  filles,  Tenseignement  comprend  encore  les  travaux  ä.  Tai- 
gnille  et  l'Economie  domestique. 

Art.  9.  Les  communes  peuvent,  avec  l'autorisation  du  Departement  de  Tin- 
struction  publique  et  des  cultes,  introduire  dans  le  programme  de  leurs  Ecoles 
secondaires  des  objets  d'enseignement  autres  que  ceux  de  l'Ecole  industrielle  ou 
en  retrancher  quelques-uns. 

Art.  10.  Les  Ecoles  secondaires  sont  frEquentEes  dans  la  r^gle  par  des 
El&ves  ägEs  de  12  ans  au  moins.  Des  diyisions  professionnelles  supErieures 
peuTent  y  §tre  ajoutEes. 

Le  DEpartement  de  Finstruction  publique  et  des  cultes  Etablit  UEquivalence 
entre  les  Etudes  faites  dans  ces  Ecoles  et  celles  faites  k  TEcole  industrielle 
cantonale. 

Art.  11.  Les  communes  sont  autorisEes  k  faire  passer  d'office  des  Elfeves 
mEritants  du  degrE  supErieur  des  Ecoles  primaires  dans  les  Ecoles  secondaires. 
Dans  ce  cas,  ces  ElEves  sont  dispensEs  de  toute  finance. 

Art.  12.  Le  nombre  des  maltres  attachEs  k  une  Ecole  secondaire  ne  peut 
etre  infErieur  k  deux. 

Art.  13.  Un  r&glement,  arretE  par  le  Conseil  d'Etat,  dEtermine  les  dEtails 
d'organisation,  d'administration  et  de  discipline  des  Ecoles  secondaires. 

Ohapitre  m.  Eooles  enperienres  de  jennes  Alles. 

Art.  14.  Les  Ecoles  supErieures  ont  pour  but  de  donner  aux  jeunes  filles 
une  bonne  et  solide  Instruction  gEnErale  et  de  les  prEparer,  par  des  Etudes 
spEciales,  soit  k  leur  vocation  future  dans  la  famille,  soit  aux  diverses  profes- 
sions  se  rattachant  k  l'industrie,  au  commerce  et  k  Tenseignement. 

Art.  15.  Les  principaux  objets  d'Etudes  des  Ecoles  supErieures  de  jeunes 
fiUes  sont : 
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1^  La  langne  et  la  litt^ratnre  firan^aises;  2^  la  langne  et  la  litt^rature 
allemandes;  3^  la  langne  et  la  litt6ratnre  anglaises;  4^  rarithm^üqne, 
la  comptabilit^  et  les  616ment8  des  mathematiqnes ;  5^  la  göographie; 
6^  l'histoire ;  7^  les  ^l^ments  des  sciences  physiqnes  et  natnrelles ;  8^  T^cri- 
tnre;  9^  le  dessin;  10®  la  mnsiqne;  11®  les  travanx  k  Taignille;  12*^  TÄco- 
nomie  domestiqne;  13®  la  gymnastiqne. 
U  est  en  ontre  donn^  nn  enseignement  religienx  facnltatif  conforme  anx 
principes  dn  christianisme  et  distinct  des  antres  branches. 

Art.  16.  Les  commnnes  penyent,  avec  Tantorisation  dn  Departement  de 
Instruction  pnbliqne  et  des  cnltes,  ajonter  on  retrancher  quelques  objets 
d'^tudes. 

Art  17.  Les  Ecoles  sup^rienres  sont  fr^qnent^es  par  des  jeunes  filles  ag^es 
de  10  ans  on  moins. 

Art.  18.  Les  commnnes  ^laborent  les  r^glements  des  Ecoles  sup^rienres. 
Les  r^glements  sont  sonmis  k  Fapprobation  du  Conseil  d'Etat. 

Ghapitre  lY.  ColUgea  oommnnanx. 

Art.  19.  Les  Colleges  communaux  ont  pour  but  de  donner  anx  Kleves  qui 
les  fr^quentent  soit  une  Instruction  classiqne,  seit  une  Instruction  industrielle^ 
soit  ces  denx  Instructions  r^nnies. 

Art.  20.  Les  objets  d'^tudes  des  Colleges  communaux  sont  ceux  des  classes 
correspondantes  du  College  cantonal  ou  de  FEcole  industrielle  cantonale. 

Le  Departement  de  Tinstruction  publique  et  des  cultes  etablit  la  concor- 
dance  des  classes;  il  yeille  k  ce  que  Tage  des  6ieves  qui  fr^quentent  ces  Eta- 
blissements corresponde  k  celui  des  ei^yes  des  Etablissements  cant>onaux. 

Art.  21.  Les  communes  peuvent,  avec  Fantorisation  du  Departement  de 
rinstruction  publique  et  des  cultes,  introduire  dans  le  Programme  de  leurs 
Colleges  des  objets  d'Etndes  antres  que  ceux  du  College  cantonal  ou  de  FEcole 
industrielle  cantonale,  on  en  retrancher  quelques-uns.  EUes  peuvent  aussi,  avec 
la  mEme  autorisation,  y  aj outer  des  diyisions  professionnelles  supErieures  et  des 
classes  prEparatoires  industrielles. 

Art.  22.  ün  r^glement  g^enEral,  arrßte  par  le  Conseil  d'Etat,  determine  les 
details  d'organisation,  d'administration  et  de  discipline  des  Colleges  communaux. 

Ghapitre  V.    Dispoaitions  oommnnes  anz  Eooles  seoondaires,  anx  Eoolei  auperieurea 

et  anz  OolUges  oommiinaiiz. 

Art.  23.  Tonte  Ecole  secondaire,  Ecole  supärieure  et  tont  College  commnnal 
a  un  directeur  Charge  de  la  surveillance  de  retablissement. 

II  peut  etre  choisi  parmi  les  maitres. 

Dans  les  communes  qui  ont  nn  directeur  gEnEral  des  Ecoles,  celui-ci  est  de 
droit  directeur  des  Etablissements  secondaires. 

Art.  24.  Les  directeurs  des  Ecoles  secondaires  et  les  directeurs  gEnEranx 
des  Ecoles  sont  nommEs  pour  quatre  ans  par  le  Conseil  d'Etat  sur  prEavis  de  la 
MunicipalitE  et  de  la  Commission  scolaire  rEunies. 

Leur  traitement  est  fixE  par  les  autoritEs  communales  sur  le  prEavis  de  la 
Commission  scolaire  et  sous  rEserve  de  Fapprobation  du  DEpartement  de  Finstmc- 
tion  publique  et  des  cultes. 

Art.  25.  Les  Etablissements  secondaires  communaux  sont  placEs  sous  la 
haute  surveillance  du  DEpartement  de  Finstruction  publique  et  des  cultes  et 
sous  la  surveillance  spEciale  de  la  Commission  scolaire  de  leur  commune  respec- 
tive.  Deux  membres  de  ces  commissions  sont  nommEs  pour  quatre  ans  par  le 
DEpartement  de  Finstruction  publique  et  des  cultes. 

Ghapitre  VI.     Eoole  oantonale  d'agrioultnre. 

Art.  26.  L'Ecole  cantonale  d'agriculture  a  pour  but  de  donner  un  enseigne- 
ment agricole  portant  sur  toutes  les  branches  dont  la  connaissance  est  utile  ä 
Fagriculteur. 


J 
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Art.  27.  L'Ecole  cantonale  d'agricnltare  est  fr^queot^e  par  des  Kleves  äg^s 
de  16  ans  aa  moins. 

Art.  28.  Les  principaux  objets  d^^tudes  de  r£cole  cautonale  d'agricnl- 
tnre  sofnt: 

1^  L'agricultnre  (connaissance  des  terrains,  caltures);  2^  l'^conomie 
rarale  et  l'^conomie  alpestre ;  3^  la  viticulture;  4P  la  sylvicultnre ;  5^  l'horti- 
cnltnre  maraichfere;  6®  rarboriculture ;  7®  la  zootechnie;  8®  la  Zoologie 
agricole;  9®  rapicnltnre ;  10®  la  pisciculture ;  11**  Tindastrie  laiti^re;  129  la 
m^canique  616meiitaire  et  les  machines  agricoles,  technologie  agricole; 
13®  la  g6om6trie  et  Tarpentage;  14®  le  dessin  techniqae;  15®  les  constructions 
mrales;  16®  les  drainages  et  les  irrigations;  17®  la  comptabilit6  agricole; 
18*  la  g^ologie  agricole;  19®  la  m^teorologie  agricole  et  les  616ments  de 
la  physiqne;  20®  la  chimie  agricole;  21®  la  botanique  agricole;  22®  la  14- 
gislation  rarale;  23®  rinstraction  civiqae;  24®  les  travaux  manaels;  25®  la 
gymnastiqae. 

Art.  29.  L'enseignement  agricole  est  r^parti  en  denx  semestres  d'hiver. 
Des  conrs  sp^cianx  peuvent  etre  donn^s  en  dehors  de  ce  temps. 

Art.  30.  L'enseignement  est  donn6  ä.  l'Ecole  cantonale  d'agricolture  par 
des  professenrs  de  l'üniversit^,  des  maitres  secondaires  et  des  maitres  sp^cianx. 

Art.  31.  L^Ecole  cantonale  d^agricultnre  a  un  directenr  charg6  de  la  snr- 
Yeillance  de  Tenseignement. 

II  pent  etre  choisi  parmi  les  professenrs  on  les  maitres. 

H  est  nomm6  ponr  quatre  ans  par  le  Conseil  d'Etat. 

Art.  32.  L'Ecole  cantonale  d'agricnlture  d^livre  nn  dipldme  de  connaissance 
agricoles.  Les  conditions  ponr  Tobtention  de  ce  diplome  sont  fixäes  par  le 
reglement. 

Ohapitre  Vll.     Eooles  indnfftrielle  et  oommsroiald  oantonaloB. 
Section  I.     Dispositions  ginirales. 

Art.  33.  Les  Ecoles  industrielle  et  commerciale  ont  pour  but  de  pr^parer 
les  eläves  anx  carriferes  industrielles,  commerciales  et  techniques. 

Art.  34.    Les  Ecoles  industrielle  et  commerciale  comprennent: 

1®  L'Ecole  industrielle;  2®  TEcole  professionnelle ;  3®  l'Ecole  de  com- 
merce; 4®  le  Gymnase  math6matique. 

Ces  divers  Etablissements  sont  r^unis  sous  une  m^me  direction. 

Section  IL     Ecole  industrielle. 

Art.  35.    Les  principaux  objets  d'etudes  de  l'Ecole  industrielle  sont: 

1®  La  langue  fran^aise;  2®  la  langue  allemande;  3®  l'arithm^tique ; 
4®  la  g6om6trie  et  l'algebre;  5®  la  comptabilitö;  6®  la  g^ographie  et  la 
cosmographie ;  7®  l'histoire;  8®  l'öcriture;  9®  le  dessin  artistique  et  indu- 
striel;  10®  la  physique  et  la  chimie;  11®  le  sciences  naturelles;  12®  les 
Elements  de  la  m^canique;  13®  les  travaux  manuels;  14®  le  chant;  15®  la 
gymnastique. 

n  est  en  outre  donuE  un  enseignement  religieux  facultatif  conforme  aux 
principes  du  christianisme  et  distinct  des  autres  branches. 

Art.  36.  L'Ecole  industrielle  comprend  trois  classes.  La  duröe  des  6tudes 
dans  chaque  classe  est  d'une  annee. 

Art.  37.  L'Ecole  industrielle  est  fr6quent6e  par  des  Elfeves  äges  de  12  ans 
au  moins. 

Art.  38.  En  cas  de  n^cessitE  reconnue  une  classe  pröparatoire  pourra 
etre  ajout^e. 

Section  III.     Ecole  professionnelle, 
Art.  39.    Les  principaux  objets  d*6tudes  de  l'Ecole  professionnelle  sont: 
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1^  La  langue  frangaise;  2^  la  langue  allemande;  3®  Fhistoire  g^n^rale, 
au  point  de  vne  du  commerce  et  de  Piudustrie;  4P  les  math^matiqnes ; 
5^  la  möcanique;  6**  la  comptabilit6  industrielle;  7®  le  dessin  artistiqne 
et  le  modelage;  8®  le  dessin  industriel;  9®  la  physique;  10**  la  chimie; 
11®  les  Sciences  naturelles;  12°  la  l^gislation  industrielle;  13®  les  travaux 
manuels  sur  bois,  sur  pierre  et  sur  m^tanx. 

Art.  40.  L'Ecole  professionnelle  comprend  trois  classes.  La  dur^e  des 
^tudes  dans  cliaque  classe  est  d'une  ann^e. 

Art.  41.    L'Ecole  professionnelle   est   fr4quent6e  par  des  615ves  kg€8  de 

15  ans  au  moins. 

Art.  42.  L'Ecole  professionnelle  d61ivre  un  dipl6me  de  connaissances  pro- 
fessionnelles.  Les  conditions  pour  Tobtention  de  ce  dipldme  sont  fix^es  par  le 
T^glement. 

Section  IV.     Ecole  de  commerce, 

Art.  43.    Les  principaux  objets  d'6tudes  de  l'Ecole  de  commerce  sont: 

1®  La  langue  fran^aise;  2®  la  langae  allemande;  3®  la  langpie  anglaise: 
4®  la  langue  italienne;  5®  la  langae  espagnole;  6®  la  callig^aphie ;  7®  le 
dessin;  8"  la  comptabilit^;  9®  L'arithmötique  commerciale;  10®  la  geo- 
graphie  commerciale ;  11®  Thistoire  g6n6rale,  sp^cialement  au  point  de  vue 
du  commerce  et  de  l'industrie;  12®  la  physique;  13®  la  chimie;  14®  le  droit 
civil;  15®  la  l^gislation  commerciale;  16®  l'öconomie  politique;  17®  la  con- 
naissance  des  marchandises ;  18®  des  exercices  pratiques. 

Art.  44.  L'Ecole  de  commerce  comprend  trois  classes.  La  dur^e  des  €tudes 
dans  chaque  classe  est  d'une  ann6e. 

Art.  45.  L'Ecole  de  commerce  est  frequent^e  par  des  616ves  &ges  de  15 
ans  au  moins. 

Art.  46.  L'Ecole  de  commerce  d^livre  un  diplome  de  connaissances  com- 
merciales.  Les  conditions  pour  Tobtention  de  ce  diplome  sont  fix6es  par  le 
r^glement. 

Section  V.     Gi/mnase  mathimatique. 

Art.  47.    Les  principaux  objets  d'6tudes  du  Gjmnase  mathimatique  sont: 

1®  La  langue  et  la  litt^rature  frangaises ;  2®  la  langue  et  la  litterature 
allemandes;  3®rhistoire;  4®  les  mathämatiques,  la  topographie  et  Tastro- 
nomie;  5®  le  dessin  industriel;  6®  le  dessin  artistiqne;  7®  la  physique: 
8®  la  chimie;  9®  les  sciences  naturelles;  10®  la  m^canique. 

Ai-t.  48.  Le  Gymnase  mathimatique  comprend  trois  classes.  La  dur^e  des 
etndes  dans  chaque  classe  est  d'une  ann^e. 

Art.  49.  Le  Gymnase  mathimatique  est  frequent^  par  des  ^Ifeves  ag^s  de 
15  ans  au  moins. 

Art.  50.  Le  Gymnase  mathimatique  d^cerne  le  grade  de  bachelier  fes-sciencea 
math^m^tiques  (certificat  de  maturit^).  Les  conditions  pour  l'obtention  de  ce 
diplome  sont  fix^es  par  le  r^glement. 

Ohapitre  Vm.     OoIUge  oantonftl. 

Art.  51.  Le  Collfege  cantonal  a  pour  but  de  pr^parer  les  ölfeves.aux  Stades 
classiques  superieures. 

Art.  52.    Les  principaux  objets  d'^tudes  du  College  cantonal  sont: 

1®  La  langue  frangaise;  2®  la  langue  latine;  3®  la  langue  grecque;  4®  la 
langue  allemande:  5®  l'histoire;  6®  la  göographie;  7®  l'aritlim^tique,  la 
comptabilit^,  la  g^omötrie  et  Talgöbre;  8®  r^criture;  9®  l'instruction  civique; 
10®  rintroduction  aux  sciences  naturelles;  11®  le  chant;  12®  le  dessin; 
13®  la  gymnastique. 

II  est  en  outre  donn6  un  enseignement  religieux  facultatif  conforme  aox 
principes  du  christianisme  et  distinct  des  autres  branches. 
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Art.  53.  Le  College  cantonal  comprend  six  classes.  La  doree  des  Stades 
dans  chaque  classe  est  d'nne  ann^e. 

Art.  54.  Le  College  cantonal  est  fr^qaent^  par  des  äl^ves  äg6s  de  10  ans 
au  moins. 

Ohapitre  DL     Gymnase  olaiBique. 

Art.  55.  Le  Gjmnase  classique  complete  Tenseignement  des  Colleges  et 
pr6pare  les  61^yes  aux  ^tndes  sup^rieures. 

Art.  56.    Les  principaux  objets  d*4tudes  du  Gymnase  classique  sont: 

1^  La  langue  et  la  litt^ratnre  frangaises ;  2^  la  langue  et  les  ^l^ments 
de  la  litt6rature  latines;  3^  la  langue  et  les  ^lämenta  de  la  litt^rature 
grecques;  4^  la  langue  et  la  litt^rature  allemandes;  5^  la  langue  et  la 
litt^rature  anglaises ;  6^  la  langue  et  la  litt^rature  italiennes ;  7^  Thistoire ; 
8^  les  ^l^ments  de  la  Philosophie ;  9'^  les  math^matiques  ^lämentaires  tri- 
gonom^trie  et  g6om6trie  analytiqne  (un  conrs  special  de  math^matiques 
et  des  legons  de  dessin  technique  sont  donn^s  aux  Kleves  qui  se  destinent 
k  entrer  dans  la  facult^  des  sciences):  10^  la  physique  g^n^rale;  11^  les 
Clements  de  la  chimie.  des  sciences  naturelles  et  de  Tastronomie ;  12®  la 
langue  hebraique  pour  les  Kleves  qui  se  destinent  aux  ^tudes  th§ologiques. 

Art.  57.  Le  Gymnase  classique  est  divisö  en  deux  classes.  La  dur6e  des 
^tudes  dans  chaque  classe  est  d*une  ann^e. 

Art.  58.  Le  Gymnase  classique  est  fr6quent6  par  des  61öves  äg6s  de  16 
ans  au  moins. 

Art.  59.  Le  Gymnase  classique  d^cerne  le  grade  de  bachelier  fes-lettres 
(baccalaur^at  et  baccalauröat  restreint,  soit  certificat  de  maturit^).  Les  conditions 
pour  l'obtention  de  ce  grade  sont  fixees  par  le  r^glement. 

Oliapitre  Z.     Eooles  normales. 

Art.  60.  Les  Ecoles  normales  instruisent  et  forment  des  ^Ifeves  des  deux 
sexea  qui  se  destinent  ä  Tenseignement  primaire  dans  le  canton  de  Yaud. 

Art.  61.    Les  Ecoles  normales  comprennent: 

1®  üne  Ecole  normale  pour  les  Kleves  r^gents ;  2®  une  Ecole  normale  pour 
les  61öves  rögentes ;  3®  des  Conrs  sp6ciaux  pour  les  maitresses  d'ouvrages ; 
4*^  des  Cours  sp6ciaux  pour  les  maitresses  de  classes  enfantines  (Ecole 
normale  froebelienne) ;  5®  une  Ecole  d'application  de  deux  classes. 

Art.  62.  Les  principaux  objets  d'^tudes  de  TEcole  normale  des  6\h\es 
r^gents  sont: 

1®  La  p^dagogie ;  29  la  langue  et  la  litt^rature  fran^aises ;  3®  l'arithm^tique 
et  la  comptabilit^  commerciale  et  agricole;  49  les  el6ments  d'algebre,  de 
g6om6trie  avec  exercices  pratiques  d'arpentage;  5^  la  geographie  et  la 
cosraographie ;  6^  1  histoire;  7®  Tinstruction  civique:  8"  la  langue  allemande; 
9^  la  physique  generale;  10®  les  616ments  de  la  chimie  et  des  sciences 
naturelles ;  11®  Thygiäne ;  12®  la  calligraphie ;  13®  la  musique  vocale  et  la 
mnsique  instrumentale;  14®  le  dessin;  15®  les  travaux  manuels;  16®  les 
notions  elementaires  d'agriculture ;  17®  la  gymnastique. 

Le  Departement  de  Tinstruction  publique  et  des  cultes  fixe  les  branches 
dont  renseignement  est  suivi  au  Gymnase  ou  k  l'Universite. 

Art.  63.  Les  principaux  objets  d'etudes  de  l'Ecole  normale  des  Kleves 
r6gentes  sont: 

1®  La  p^dagogie;  2®  la  langue  et  la  littörature  fran^aises;  3®  l'arith- 
m6thique  et  la  comptabilit6  commerciale  et  agricole;  4®  les  ^löments  de 
la  göometrie ;  5®  la  geographie  et  la  cosmographie ;  6®  l'histoire ;  7®rinstruction 
civique;  8®  les  Clements  des  sciences  physiques  et  naturelles;  9®  l'hygifene; 
10®  la  calligraphie;  11®  la  musique  vocale  et  la  musique  instrumentale; 
12®  le  dessin;  13®  les  travaux  k  Taiguille;  14®  Teconomie  domesti^ue; 
15^^  la  gymnastique;  16®  Tallemand  k  titre  facultatif. 
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Art.  64.  II  est  donn^,  dans  les  denx  6cole8,  an  enseignement  religieux 
facnitatif  conforme  anx  principes  dn  christianisme  et  distinct  des  antres  branches. 

Art.  65.  L'Ecole  normale  ponr  les  ^l^ves  r^gents  est  divis^e  en  qnatre 
classes.    La  dur^e  des  ^tndes  dans  chaqne  classe  est  d'one  ann^e. 

Art.  66.  L'Ecole  normale  ponr  les  ^I^ves  r^gents  est  fr^nent6e  par  des 
^l^ves  äg€s  de  15  ans  an  moins. 

Art.  67.  L'Ecole  normale  ponr  les  4l^yes  r^gentes  est  divis^e  en  trois 
classes.    La  dnr6e  des  6tndes  dans  chaque  classe  est  d'nne  ann^e. 

Art.  68.  L'Ecole  normale  ponr  les  ^l^ves  r^gentes  est  fir6qnent6e  par  des 
Kleves  Siig^ea  de  16  ans  an  moins. 

Art.  69.  Les  objets  d'^tndes  des  maitresses  d'onvrages  et  des  maitresses 
d'^coles  enfantines  sont  fix^s  par  le  Programme  des  conrs  de  ces  divisions. 

Art.  70.  Les  Ecoles  normales  d^cement  les  brevets  de  capacit^  ponr  Ten- 
seignement  primaire,  ponr  l'enseignement  des  trayanx  k  raigoille  et  ponr  la 
direction  de  classes  enfantines.  Les  conditions  ponr  l'obtention  de  ces  bre^ets 
sont  fix^es  par  le  r^glement. 

Türe  iL    Personnei  eoseignant. 

Art.  71.    Le  corps  enseignant  secondaire  comprend: 

a.  les  directenrs,  les  directrices  et  les  maitresses  d'^tndes; 

b.  les  maitres  secondaires ; 

c.  les  maitresses  secondaires; 

d.  les  maitres  sp^cianx  et  les  maitresses  speciales. 

Art.  72.  Ponr  aspirer  k  nne  place  de  maitre  secondaire,  le  candidat  doit 
etre  portenr  de  la  licence  es-lettres  de  l'Universit^  de  Lausanne  (licence  es-lettres 
classiqnes,  licence  ^s-lettres  modernes),  ou  de  la  licence  &s-sciences  (licence  h^ 
Sciences  math^matiqnes,  licence  es-sciences  physiques  et  naturelles)  de  rUniyer- 
sit6  de  Lausanne  et  prouver  qu'il  poss^de  des  connaissances  th^oriques  et  pra- 
tiques  de  p6dagogie. 

Exceptionnellement,  le  Departement  de  Tinstruction  publique  et  des  cnlt«5 
peut  accorder  l'^quivalence  aux  porteurs  d'autres  titres  universitaires. 

Art.  73.  Pour  aspirer  k  une  place  de  maitresse  secondaire,  il  fant  ßtre 
munie  du  brevet  de  capacit^  secondaire  dont  les  conditions  seront  fix^es  par  un 
r^glement. 

Art.  74.  Les  maitres  et  maitresses  de  branches  speciales  sont  nommäs  ii 
la  suite  d'6preuves  concernant  leur  sp^cialit^. 

Art.  75.  Lorsqu'une  place  de  maitre  secondaire  est  k  repourvoir,  le  Departe- 
ment de  l'instruction  publique  et  des  cultes  l'annonce  par  la  voie  de  la  Feuille 
des  avis  officiels. 

Les  candidats  se  fönt  inscrire  au  Departement  de  Tinstruction  publique  et 
des  cultes  pendant  le  mois  qui  suit  cette  publication. 

A  la  suite  de  ces  inscriptions,  le  Departement  de  l'instruction  publique  et 
des  cultes  et  la  Commission  scolaire  decident  s'il  y  a  lieu  de  proceder  a  des 
epreuves  destinees  k  connaitre  la  valeur  pedagogique  des  candidats.  En  cas  de 
desaccord,  les  epreuves  ont  lieu. 

Art.  76.  Dans  ce  dernier  cas,  le  Departement  de  l'instruction  publique  et 
des  cultes  fixe  la  date  des  epreuves  des  candidats  admis. 

Les  epreuves  consistent  en  exercices  pratiques.    EUes  sont  publiques. 

Art.  77.  Pour  les  Ecoles  secondaires,  superieures  et  les  Colleges  communaux, 
ces  epreuves  ont  lieu  devant  un  jury  compose  de  trois  deiegues  de  la  Com> 
mission  scolaire  et  de  la  Municipalite  rennies,  et  de  trois  deiegues  du  Departe- 
ment de  riustruction  publique  et  des  cultes.  Le  president  du  jury  est  designe 
par  le  Departement  de  l'intruction  publique  et  des  cultes. 
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Art.  78.  Le  jury  fait  k  la  Municipalit^  et  an  Departement  de  Tinstmction 
publique  et  des  cultes  un  rapport  d6taill6  sur  les  r^snltats  de  Texamen  et  sur 
les  titres  de  chacun  des  candidats. 

Art.  79.  Le  Conseil  d^Etat  nomme  les  mutres  parmi  les  candidats,  sur  le 
pr^avis  de  la  Mnnicipalit^  et  de  la  Commission  scolaire  r^unies.  Si  le  Conseil 
d'Etat  jnge  qu'il  n'y  a  pas  lieu  ä  nonimer,  il  peut  proYoquer  un  nouveau  con- 
cours  ou  pourvoir  proyisoirement  ä  l'enseignement. 

Art.  80.  Les  autorites  communales,  sur  le  pr^avis  des  commissions  sco- 
laires  et  sous  r^serve  de  Tapprobation  du  Departement  de  Tinstruction  publique 
et  des  cultes,  nomment  les  maitres  sp^ciaux  et  d^terminent  le  nombre  des  legons 
de  ces  miutres. 

Art.  81.  Lorsqu'une  place  est  vacante  k  l'Ecole  cantonale  d'agriculture, 
aux  Ecoles  industrielle  et  commerciale,  au  College  cantonal,  au  Gjmnase  et 
aux  Ecoles  normales,  si  le  Departement  de  Tinstruction  publique  et  des  cultes 
estime  qne  les  epreuves  pratiques  sont  necessaires,  il  d^signe  le  jury  devant 
lequel  ces  epreuves  ont  lieu. 

Le  Conseil  d'Etat  nomme  sur  le  rapport  de  ce  jury. 

Art  82.  Des  hommes  avantageusement  connus  par  des  travaux  ou  par  un 
enseignement  sur  les  brancbes  en  question  et  munis  des  titres  exiges  par  l'ar- 
ticle  72  penvent  etre  appeles  saus  concours  k  des  places  de  maitres  secondaires 
ou  de  maitres  sp^ciaux. 

Pour  les  nominations  k  faire  dans  une  Ecole  secondaire,  dans  une  Ecole 
superieure  ou  dans  un  College  communal,  le  pr^avis  de  la  Municipalite  et  de  la 
Commission  scolaire  reunies  est  requis. 

Art.  83.  Les  maitres  des  Ecoles  secondaires  et  des  Ecoles  superieures 
re^oivent  un  traitement  minimum  de  fr.  2200  par  an. 

Les  maitresses  des  Ecoles  superieures  re^oivent  un  traitement  miniinum  de 
fr.  1700  par  an. 

Les  maitres  des  Colleges  communaux  reQoivent  un  traitement  minimum  de 
fr.  2500  par  an. 

Les  traitements  des  maitres  secondaires,  des  maitresses  secondaires  et  des 
maitres  speciaux  des  Ecoles  secondaires,  des  Ecoles  superieures  et  des  Colleges 
communaux  sont  fixes  par  les  autorites  communales,  sur  preavis  de  la  Commission 
scolaire  et  sous  reserve  de  Tapprobation  du  Departement  de  Tinstruction  pu- 
blique et  des  cultes. 

Art.  84.  Les  maitres  et  les  maitresses  des  Ecoles  secondaires,  des  Ecoles 
superieures  et  des  Colleges  communaux  ne  peuvent  etre  tenus  de  donner  plus 
de  30  heures  de  lec^ons  par  semaine. 

Art.  85.  Les  maitres  des  Ecoles  industrielle  et  commerciale,  du  College 
cantonal,  du  Gymnase  et  des  Ecoles  normales  reQoivent  un  traitement  de  8000 
k  4000  francs  par  an. 

Les  traitements  des  maitres  speciaux  sont  fixes,  dans  chaque  cas,  par  le 
Conseil  d'Etat,  sur  le  preavis  du  Departement  de  l'instruction  publique  et  des 
cultes. 

Art.  86.  Les  maitres  des  Ecoles  industrielle  et  commerciale,  du  College 
cantonal  et  des  Ecoles  normales  peuvent  etre  tenus  de  donner  au  maximum 
25  heures  de  le^ons  par  semaine. 

Les  maitres  du  Gymnase  classique  peuvent  etre  tenus  de  donner  au  maxi- 
mum 20  heures  de  legons  par  semaine. 

Art.  87.  Les  maitres  et  maitresses  secondaires  peuvent  §tre  appeies  k 
donner  des  le^ons,  jusqu'ä  concurrence  du  maximum  fixe  par  les  articles  prece- 
dents  dans  d'autres  etablissements  que  celui  auquel  ils  sont  attaches. 

Art.  88.  Les  fonctions  et  les  traitements  du  personnel  enseignant  de  TEcole 
cantonale  d'agriculture  sont  fixes  par  le  Conseil  d'Etat,  sur  le  preavis  des  De- 
partements de  l'agriculture  et  de  Tinstruction  publique  et  des  cultes. 
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Art.  89.  Les  !f]coles  industrielle  et  commerciale,  le  College  cantonaL  le 
Gymuase  classiqne  et  les  Ecoles  normales  out  chacnu  lenr  direeteur.  charg^e  de 
la  directiou  g6u6rale  de  F^cole  et  de  la  surveillance  de  Tenseignement.  Ces 
directeurs  sont  nommes  par  le  Conseil  d'Etat,  pour  le  terme  de  quatre  ans. 

Ils  peuveut  etre  choisis  parmi  les  maitres  secondaires  et  les  mdtres  sp^ciaux. 

Les  directeurs  regoivent  un  traitement  annuel  de  fr.  2500  k  3000;  s'ils  sont. 
en  outre,  charg^s  d'une  partie  de  renseiguement,  les  deux  traitements  r^nnis 
peuveut  s'ölever  k  la  somme  de  fr.  5000. 

Art.  90.  La  nomination  des  directrices  et  des  maitresses  d'etudes  a  lien 
daus  la  meme  forme  que  celle  des  directeurs.  Lenr  traitement  est  tae,  dans 
chaque  cas,  par  le  Conseil  d^Etat  sur  le  pr^avis  des  autorit^s  interessees. 

Art.  91.  Les  directeurs  sont  entendus  sur  tontes  les  questions  qni  inte- 
ressent  la  marche  de  F^cole  et  le  bon  ordre  de  Tenseignement. 

Art.  92.  Le  directeur  et  les  maitres  r^unis  forment  la  Conference  de  Teta- 
blissement  auquel  ils  sont  attach^s. 

Les  Conferences  concourent  avec  les  directeurs  k  la  bonne  marche  des  Eta- 
blissements. 

Art.  93.  Les  plaintes  des  parents  ou  des  tuteurs  contre  les  directeurs 
doivent  ^tre  port^es  au  Departement  de  Tinstruction  publique  et  des  cultes,  qui 
en  d^cide,  sauf  recours  au  Conseil  d'Etat. 

Art.  94.  Les  plaintes  des  parents  ou  des  tuteurs  contre  un  maitre  ou  nne 
maitresse,  exceptö  dans  le  cas  pr^vu  k  Tart.  93,  doivent  etre  port^es  au  directeur 
de  retablissement  Interesse. 

Pour  les  cas  concernant  les  Etablissements  communaux,  les  plaintes  sont 
port'6es  au  directeur,  qui  les  transmet  k  la  Commission  scolaire  avec  son  pr^avis. 

Si  les  plaignants  ou  le  maitre  le  demandent,  elles  sont  transmises  au  De- 
partement de  rinstruction  publique  et  des  cultes,  qui  statue,  sauf  recours  au 
Conseil  d'Etat. 

Art.  95.  Lorsqu'un  maitre  ou  une  maitresse  est  momentan^ment  empeche 
de  remplir  ses  fouctions,  le  Conseil  d'Etat  pourvoit  ä  l'enseignement  aux  fnis 
du  titulaire. 

Toutefois,  si  Fempechement  provient  de  maladie  ou  de  tonte  antre  cause 
indöpendante  de  la  volonte  de  Finteresse,  il  est  pourvu  ä  Fenseignement  aux 
frais  des  communes  pour  les  Etablissements  communaux  et  aux  frais  de  FEtat 
pour  les  etablissements  cantonaux. 

Si  Fempechement  est  de  nature  k  se  prolonger,  il  peut  y  avoir  lien  ä 
Fapplication  de  Fait.  97. 

Art.  96.  Le  Conseil  d'Etat  peut  suspendre  ou  destituer  un  directeur,  une 
directrice,  un  maitre  ou  une  maitresse  pour  cause  d'incapacite,  dimmoralite  ou 
d'in  Subordination. 

L'inculpE  doit  etre  entendu  dans  Fenqußte  qui  est  instruite  par  les  soins 
du  Departement  de  Finstruction  publique  et  des  cultes. 

Art.  97.  Lorsqu'un  directeur,  une  directrice,  un  maitre  ou  une  maitresse 
ne  remplit  plus  utilement  ses  fouctions,  le  Conseil  d'Etat  peut  le  mettre  hors 
d'activite  de  service,  apräs  une  enquete  instruite  conformement  k  Farticle  96. 

II  peut  etre  alloue  une  indemuite  ä  FinteressE. 

Si  Flu teresse  enseignait  dans  un  etablissement  communal,  Findemnite  est 
supportee,  par  parts  Egales,  par  FEtat  et  la  Commune. 

Art.  98.  Dans  les  cas  prevus  aux  articles  96  et  97,  si  la  personne  inte- 
ressEe  est  attachee  k  un  Etablissement  communal,  la  MunicipalitE  et  la  Com- 
mission scolaire  sont  appelEes  k  prEaviser. 

Titre  ///.     FrSguentation  et  discipline. 

Art.  99.  Les  legons  sont  donnEes  dans  les  etablissements  secondaires,  k 
l'exception  de  FEcole  cantonale  d'agiiculture,  pendant  neuf  mois  de  Fannee  au 
moins,  le  temps  necessaire  aux  examens  nou  compris. 
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Art.  100.  L'admission  des  Kleves  dans  les  ^tablissemeuts  secondaires,  ä  l'ex- 
ception  de  r£cole  cantonale  d'agricaltnre,  a  lien  ensnite  d'examens. 

Les  conditions  d'admission,  dans  les  divers  Etablissements  secondaires,  sont 
fix^es  par  les  regiements  de  ces  Etablissements.  Ces  rEglements  sont  sonmis 
ä  Tapprobation  du  Conseil  d'Etat. 

Art.  101.  La  promotion  d'une  classe  dans  Tautre  a  lieu,  dans  les  Ecoles 
de  gar^ons  et  dans  les  Ecoles  mixtes,  aox  conditions  fixEes  par  le  reglement. 

Les  examens  servant  k  dEterminer  la  promotion  seront  simpliüEs  dans  les 
Etablissements  et  les  classes  dans  lesquels  ils  seront  maintenns. 

Dans  les  Ecoles  supErieures  de  jeunes  fiUes  et  k  r£cole  normale  ponr  les 
Eläves  rEgentes,  la  promotion  est  dEterminEe  par  le  travail  de  TannEe  seul. 

Art.  102.  L'admission  dans  nne  classe  d'un  College  communal  donne  droit 
4  l'admission  dans  la  classe  correspondante  du  College  cantonal  ou  de  l'Ecole 
industrielle  au  commencement  de  l'annEe  scolaire. 

Art.  103.  En  cas  de  frEquentation  irrEguliere  ou  d*infraction  grave  k  la 
discipline  des  Ecoles,  le  DEpartement  de  Finstruction  publique  et  des  cultes 
prononce  l'exclusion  temporaire,  pour  un  temps  excEdant  trois  mois  ou  Texclu- 
sion  dEfinitive. 

Titre  IV.     FinancBS  et  matSrieL 

Art.  104.  Les  finances  scolaires  des  Etablissements  secondaires  sont  fixEes 
par  les  regiements  de  ces  divers  Etablissements,  sous  les  rEserves  suivantes: 

La  finance  des  ElEves  rEgnliers  des  Ecoles  secondaires  ne  doit  pas  dEpasser 
fr.  40  par  an. 

La  iinance  des  El^ves  rEgulieres  des  Ecoles  supErieures  de  jeunes  iilles  ne 
doit  pas  dEpasser  fr.  100  par  an. 

La  finance  des  ElEves  rEguliers  des  CoUEges  communaux  ne  doit  pas  dE- 
passer fr.  60  par  an. 

Les  communes  peuvent  tontefois  Elever  d'nn  quart  la  finance  des  Eleves 
domiciliEs  sur  le  territoire  d'autres  communes  qui  ne  participent  pas  aux  dE- 
penses  de  TEtablissement. 

Le  DEpartement  de  Finstruction  publique  et  des  cultes  connait  des  diffi- 
cultEs  qui  peuvent  s'Elever  entre  les  communes  k  ce  siget.  II  y  a  recours  au 
Conseil  d'Etat. 

Art.  105.  Des  bourses  et  des  subsides  peuvent  etre  accordEs  par  TEtat  ou 
par  les  communes,  aux  ElEves  mEritants  qui  en  fönt  la  demande  et  dont  la 
Position  de  fortune  des  parents  justifie  nne  pareille  mesure. 

Art.  106.  Les  bätiments  destinEs  k  l'enseignement  secondaire  doivent  remplir, 
au  point  de  vue  de  l'hygiEne  et  de  la  salubritE,  des  conditions  au  moins  Egales 
a  Celles  qui  sont  exigEes  pour  les  bätiments  primaires.  Le  DEpartement  de 
rinstruction  publique  et  des  cultes  veille  k  l'exEcution  des  mesures  nEcessaires. 

Les  plans  et  devis  de  bätiments  destinEs  k  Fenseignement  secondaire  ou 
de  modifications  k  ces  bätiments  doivent  etre  soumis,  pour  approbation,  au  DE- 
partement de  Finstruction  publique  et  des  cultes. 

II  y  a  recours  au  Conseil  d'Etat. 

Titre  V.     Diapositions  transitoires  et  finales. 

Art.  107.  Le  Conseil  d'Etat  prendra  toutes  les  mesures  qui  seront  nEces- 
saires ä  la  mise  en  vigneur  de  la  prEsente  loi  et  il  fixera  les  dElais  dans  les- 
quels les  Etablissements  secondaires  existants  devront  etre  mis  en  harmonie 
avec  les  dispositions  de  la  dite  loi. 

Art.  108.  Les  instituteurs  secondaires  et  les  institutrices  secondaires,  les 
maitres  spEciaux  et  les  maitresses  spEciales  seront  soumis  k  confirmation  avant 
FentrEe  en  vigueur  de  la  loi. 
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Art.  109.  Les  institntenrs  secondaires,  les  institatrices  secondaired,  les 
maitres  sp^cianx  et  les  maitresses  speciales,  ainsi  qua  les  portenrs  de  titres 
d'^ligibilit^  pour  les  6coles  secondaires,  demeorent  an  b^n^fice  de  lenrs  titres 
et  penvent,  en  cons6quence,  conconrlr  avec  les  portenrs  des  diplömes  exig^s  par 
la  präsente  loi. 

Art.  110.    Sont  et  demeurent  abrogös: 

1^  Les  titres  I,  ü,  III,  IV,  VI  et  VII  de  la  loi  sur  rintructiou  sup^rienre 
dn  12  mai  1869 ; 

2P  La  loi  snr  l'organisation  des  Ecoles  normales  dn  20  f^vrier  1868; 

3^  Tontes  autres  dispositions  contraires  h  la  präsente  loi. 

Art.  111.  Le  Conseil  d'Etat  est  charg6  de  la  publication  et  de  Tex^cutioii 
de  la  präsente  loi,  qui  sera  ex6cutoire  le  le^mars  1892. 

Donnö,  sons  le  grand  sceau  de  TEtat,  k  Lausanne,  le  19  f6vrier  1892. 

Le  President -du  Grand  Conseil:  Louis  Paschoud. 
Le  secr^taire:  Lecomte,  chancelier. 

Le  Conseil  d'Etat  ordonne  Pimpression  et  la  publication  da  la  präsente  loi. 

Lausanne,  le  3  mars  1892. 

Le  President:  Vi qu erat 

Le  Chancelier:  Lecomte. 


o.  2.  Verfassung  0  des  Kantons  Baselland.    (Vom  4.  April  1892.) 

§  35.  Dem  Staate  steht  das  Oberaufsichtsrecht  über  das  gesamte  Unter- 
richtswesen  zu.  Er  hat  in  Verbindung  mit  den  Gemeinden  für  genügenden  nnd 
unentgeltlichen  Schulunterricht  zu  sorgen  und  allen  öffentlichen  SchulanstaJt«n 
seine  kräftige  Unterstützung  angedeihen  zu  lassen. 

Für  Ausübung  des  Lehrerberufes  ist  ein  staatliches  Patent  notwendig.  Ea 
ist  Pflicht  des  Staates  und  der  Gemeinden,  das  Mittelschulwesen  im  Interesse 
beider  Geschlechter  zu  vervollkommnen.  Der  Besuch  von  Mittelschulen  ist  mög- 
lichst zu  erleichtem  mit  Berücksichtigung  der  örtlichen  Lage  der  Gemeinden. 
Die  Ausführung  bleibt  der  Gesetzgebung  vorbehalten. 

Der  Staat  unterstützt  auch  gewerbliche  Schulen  und  ähnliche  Lehranstalten. 

§  52.  (Übergangsbestimmungen  aus  Titel  V).  Bis  zum  Erlass  eines  neuen 
Primarschulgesetzes  gelten  folgende  Bestimmungen: 

1.  Die  Bestreitung  der  Ausgaben  für  das  Primarschulwesen  ist  Sache  der 
Gemeinden  unter  Mithülfe  des  Staates. 

2.  Der  Staat  bezahlt  an  sämtliche  Gemeinden  ans  der  Staatskasse  Beiträge 
von  wenigstens  Fr.  500  auf  jede  Lehrerstelle  und  Fr.  100  auf  jede  Arbeits- 
lehrerinnenstelle.   Ferner  übernimmt  er  die  Besoldung  der  Vikare. 

3.  An  Gemeinden,  welche  durch  Aufbringung  der  Schulkosten  uuverhältnis- 
mässig  gedrückt  sind,  kann  der  Landrat  auf  dem  Bndgetwege  im  Sinne 
von  §  18 1^  der  Verfassung  weitere  Beiträge  bewilligen. 

4.  Der  Staat  bezahlt  an  die  Lehrerunterstütznngskassen  einen  jährlichen 
bei  Beratung  des  Voranschlages  vom  Landrat  festzusetzenden  Beitrag. 

5.  Die  Lehrmittel  werden  den  Schülern  unentgeltlich  verabfolgt.  Die  Kosten 
der  gedruckten  Lehrmittel  trägt  der  Staat.  Die  Auslagen  für  die  übrigen 
Schulbedürfnisse,  mit  Ausnahme  derjenigen  für  die  Anstaltsschulen,  werden 
von  den  Gemeinden  zurückvergütet. 

§  53.  Bis  zu  einer  anderweitigen  gesetzlichen  Eegelung  wird  das  Kirchen- 
und  Schulgut  in  bisheriger  Weise  verwaltet.    Der  Landrat  bestimmt  jeweiien 
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bei  Festsetzung  des  jährlichen  Voranschlages  der  Verwaltung  die  Höhe  des 
Beitrages  derselben  an  die  Gemeinden  des  alten  Kantonsteils  für  die  Lehrer- 
besoldungen. 


6.3.    Nachtrag  zum  Schulgesetz.    (Vom  9.  März  1893.) 

Der  Grosse  Bat  des  Kantons  Baselstadt,  in  der  Absicht,  die  Besoldungen 
der  Lehrerinnen  an  den  öffentlichen  Schulen  zu  erhöhen,  beschliesst  was  folgt: 

Die  §§  87,  88  und  89  des  Schulgesetzes  vom  21.  Juni  1880  erhalten  fol- 
gende Fassung: 

§  87.  Die  Besoldungen  an  den  Primarschulen  betragen  für  Lehrer  Fr.  90 
bis  120,  für  Lehrerinnen  Fr.  50 — 70  für  die  wöchentliche  Lehrstunde  im  Jahr. 

Lehrerinnen,  welche  wissenschaftlichen  Unterricht  erteilen,  werden  für  den- 
selben mit  Fr.  70 — 100  für  die  wöchentliche  Lehrstunde  im  Jahr,  in  Ausnahms- 
fällen auch  mit  der  Tollen  Besoldung  eines  Lehrers  honorirt. 

§  88.  Die  Besoldungen  an  den  Sekundärschulen,  dem  untern  Gymnasium,  der 
untern  Realschule  und  der  untern  Töchterschule  betragen  für  Lehrer  Fr.  100 
bis  140  und  bei  besondem  Leistungen  bis  Fr.  160,  für  Lehrerinnen  Fr.  50 — 80 
für  die  wöchentliche  Lehrstunde  im  Jahr. 

Lehrerinnen,  welche  wissenschaftlichen  Unterricht  erteilen,  werden  für  den- 
selben mit  Fr.  80—120  für  die  wöchentliche  Lehrstunde  im  Jahr,  in  Ausnahms- 
fäUen  auch  mit  der  yollen  Besoldung  eines  Lehrers  honorirt. 

§  89.  Die  Besoldung  der  Lehrer  an  dem  obem  Gymnasium,  an  der  obem 
Realschule  und  an  der  obem  Töchterschule  beträgt  Fr.  130—250,  der  Lehrerinnen 
an  der  obem  Töchterschule  Fr.  60 — 90  für  die  wöchentliche  Lehrstunde  im  Jahr. 

Lehrerinnen  an  der  obem  Töchterschule,  welche  wissenschaftlichen  Unter- 
richt erteilen,  werden  für  denselben  mit  Fr.  100—140  für  die  wöchentliche  Lehr- 
stunde im  Jahr,  in  Ausnahmsfällen  auch  mit  der  vollen  Besoldung  eines  Lehrers 
honorirt. 

Dieser  Gesetzesnachtrag  tritt  in  Kraft  am  1.  Juli  1898. 

Basel,  den  9.  März  1893. 

Namens  des  Grossen  Rates, 

Der  Präsident:  Rob.  Stunzi-Sprüngli. 

Der  L  Sekretär:  Dr.  S.  Scheuermann. 


n.  Verordnungen  betreffend  das  Volksschulwesen. 


7. 1.    LehrpJan  der  Primarschule  des  Kantons  Zürich.    (Vom  27.  April  1892.) 

A.  Bezeichnung  des  Unterrichtstoflfes. 

/.  Religionsunterricht 

1.  Klasse.  Erweckung  religiös-sittlicher  Gefühle  vermittelst  einfacher  Er- 
zählungen. Von  Zeit  zu  Zeit  Zusammenfassung  des  Dargestellten  und  Bespro- 
chenen in  kurzen  und  bei  öfterer  Wiederholung  auch  leicht  dem  Gedächtnis  sich 
einprägenden  Spruchsätzen  und  Versen. 

2.  Klasse.  Weitere  Erweckung  und  Schärfang  des  religiös-sittlichen  Ge- 
fühls auf  Grund  einfacher  Erzählungen.  Von  Zeit  zu  Zeit  Zusammenfassung 
des  Besprochenen  in  kurzen  Spruchsätzen  und  Versen  und  Auswendiglernen 
einiger  religiöser  Liedcheu. 

3.  Klasse.  Fortsetzung  des  bisherigen  Unterrichts  in  weitem  der  Lehr- 
stufe angemessenen  Beispielen.  Auswendiglernen  einiger  Spruchsätze,  religiöser 
Liedchen  und  Gebete. 
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4.  Klasse.  Betrachtung  ausgewählter  Bilder  aus  dem  Alten  Testament, 
im  weitern  auch  Erzählungen  allgemein  religiösen  und  ethischen  Inhalts  aus 
dem  täglichen  Lehen  und  der  Geschichte.  Memoriren  einer  massigen  Anzahl 
Bibelsprüche  und  religiöser  Liederverse. 

5.  Klasse.  Ausgewählte  Erzählungen  aus  dem  Leben  Jesu,  im  weitem 
wie  in  der  4.  Klasse.  Memoriren  einer  massigen  Anzahl  Bibelsprüche  und  reli- 
giöser Lieder. 

6.  Klasse.  Betrachtung  und  Erklärung  einiger  Gleichnisse,  Stellen  aus 
der  Bergpredigt  und  einiger  Bilder  aus  der  Wirksamkeit  der  Apostel.  Daneben 
wie  in  der  vorhergehenden  Klasse.  Memoriren  einer  massigen  Anzahl  Bibelsprüche 
und  religiöser  Lieder. 

In  der  gesamten  Alltagsschule  sollen  bei  Erteilung  des  Religionsunterrichts 
die  konfessionellen  Besonderheiten  zurücktreten. 

7.  Klasse.  Biblische  Geschichte  des  Alten  Testaments  als  Vorbereitung 
auf  Jesus  Christus,  mit  Hervorhebung  der  geschichtlich  und  religiös  bedeut- 
samsten Abschnitte  der  alttestamentlichen  Bücher. 

8.  Klasse.  Leben  und  Lehre  Jesu  auf  Grund  eines  der  drei  ersten  Evan- 
gelien und  mit  Beiziehung  von  Abschnitten  aus  den  übrigen. 

9.  Klasse.  Die  Wirksamkeit  der  Apostel,  insbesondere  des  Paulus  auf 
Grund  von  Abschnitten  aus  der  Apostelgeschichte  und  der  neutestamentlichen 
Briefe.    Dazu  einige  lebensvolle  Bilder  aus  der  Eeformationszeit. 

Daneben  in  allen  drei  Klassen  kurze  Besprechung  und  Einprägnng  einer 
massigen  Anzahl  von  Bibelsprüchen  und  Liedern  des  Kirchengesangbuches. 

//.  Sprachunterricht. 

AUtagssohnle. 

Elementarschule. 

I.  Klasse. 

A.  Anschauung 8-,  Denk-  und  Sprechübungen, 

a.  Beschreibender  Anschauungsunterricht.  Anschauung  und  Be- 
trachtung von  Gegenständen  aus  der  Schulstube,  dem  Wohnhause,  der  Umgebung 
etc.,  welche  den  Kindern  entweder  bekannt  sind  oder  ihnen  in  der  Wirklichkeit 
oder  in  guten  Abbildungen  vorgewiesen  werden  können.  Angabe  ihrer  Tätig- 
keiten, ihrer  Eigenschaften  und  ihrer  Art. 

b.  Erzählender  Anschauungsunterricht.  Einfache  Erzählungen,  Ge- 
dichte, Eätsel  u.  s.  w.  in  engem  Anschluss  an  den  beschreibenden  Anschauungs- 
unterricht.   Auswendiglernen  kleiner  Gedichte. 

c.  Formelle  Satzübungen.  Bilden  von  einfachen  Sätzen  über  die  Tätig- 
keiten, Eigenschaften  und  die  Art  der  im  beschreibenden  Anschauungsunterricht 
besprochenen  Gegenstände  unter  allmäliger  Einführung  in  die  Schriftsprache 
und  den  richtigen  Gebrauch  der  Einzahl-  und  Mehrzahlform. 

B.  Lesen  und  Schreiben, 

a.  Vorübungen  zum  Lesen.  Übung  des  Gehörs  und  der  Sprachorganc 
durch  sorgfältige  Lautirübungen ;  Zerlegen  zwei-  und  mehrlautiger  Silben  und 
zwei-  bis  mehrsilbiger  Wörter,  sowie  Verbindung  der  Laute  zu  Silben  und  dieser 
zu  Wörtern. 

b.  Vorübungen  zum  Schreiben.  Übung  der  Hand  und  des  Auges  durch 
Zusammenstellen  von  Punkten  in  verschiedenen  Lagen;  Ziehen  von  geraden 
und  krummen  Linien  in  allen  Kichtungen  zuerst  einzeln,  dann  in  mannigfachen 
Verbindungen. 

c.  Schreibleseunterricht.  Bezeichnung  der  Selbstlaute  (Buchstaben  in 
Antiqua),  ebenso   der  Mitlaute,  und  zwar  nach  ihrer  Schreibschwierigkeit  ge- 
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ordnet.  Anlautende  oder  auslautende  Verbindung  der  Mitlaute  mit  den  Selbst- 
lauten zuerst  in  zwei-,  nachher  in  mehrlautigen  Silben.  Beständige  Wieder- 
belautung  der  selbst  gemachten  oder  vom  Lehrer  vorgelegten  Zeichen  als  erste 
Einübung  des  Lesens  der  Schreibschrift.  —  In  der  zweiten  Hälfte  des  Schul- 
jahrs Übung  des  grossen  Alphabets  und  gegen  Ende  des  Schuljahrs  Benutzung 
des  Inhalts  der  Denk-  und  Sprechübungen  zur  fortgesetzten  Übung  im  Lesen 
und  Schreiben  der  vorgekommenen  Wörter. 

2.  Klasse. 
Ä,  Anschauungs-,  Denk-  und  Sprechübungen, 

a.  Beschreibender  Anschauungsunterricht.  Anschauung,  Benennung 
und  Beschreibung  weiterer  Gegenstände  mit  besonderer  Berücksichtigung  der 
Natur;  Unterscheidung  ihrer  Teile,  Tätigkeiten,  Eigenschaften;  kurze  mündliche 
Vergleichungen  verwandter  Gegenstände;  einfache  Beschreibungen  von  Sachen, 
Tieren  und  Pflanzen. 

b.  Erzählender  Anschauungsunterricht.  Einfache  Erzählungen,  Ge- 
dichte etc.  wie  in  der  1.  Klasse.    Auswendiglernen  von  Gedichten. 

c.  Formelle  Satz  Übungen.  Im  Anschluss  an  den  Anschauungsuntericht 
allmälige  Erweiterung  des  einfachen  Satzes  bis  zur  Einübung  sämtlicher  Satz- 
glieder: Ergänzung  im  4.,  3.  und  2.  Fall,  Zuschreibung,  Bestimmung.  Fallformen 
des  Hauptwortes,  einfache  Zeitformen  des  Zeitwortes  und  Steigerung  des  Beiwortes. 

B,  Lhsen  und  Schreiben. 

Fortgesetzte  Übungen  im  Lautiren,  Sillabiren  und  Buchstabiren.  Einfühlung 
der  Druckschrift.  Lesen  und  Abschreiben  von  gedruckten  Buchstaben,  Silben 
und  Wörtern.  Lesen  und  Schreiben  der  im  Anschauungsuntericht  vorgekom- 
menen Sätze  und  Übergang  zu  kurzen  Beschreibungen  und  einfachen  Erzählungen. 
Schriftliche  Übungen:  Abschreiben,  Schreiben  nach  Diktat,  schriftliche  Beant- 
wortung von  Angaben. 

S.  Klasse. 
Ä,  Anschauungs-,  Denk-  und  Sprechübungen, 

a.  Beschreibender  Anschauungsunterricht.  Anschauung,  Benennung 
und  Beschreibung  weiterer  Gegenstände  aus  der  Umgebung  des  Kindes.  Ver- 
gleichungen. 

b.  Erzählender  Anschauungsunterricht.  Behandlung  von  Erzäh- 
lungen, Gedichten  etc.  wie  in  den  vorhergehenden  Klassen.  Auswendiglernen 
von  Gedichten. 

c.  Formelle  Satz  Übungen.  Benutzung  des  im  Anschauungsunterricht 
behandelten  Stoffes  zur  mündlichen  Einübung  weiterer  bestimmter  Sprachformen, 
namentlich  der  einfachem  des  zusammengesetzten  Satzes. 

B.  Lesen  und  Schreiben, 
Wiederholte  Übungen  im  Lautiren,  Sillabiren  und  Buchstabiren. 

Lesen,  Besprechen  und  Abschreiben  der  verschiedenen  Sätze ;  Bilden  eigener 
solcher  Sätze,  zuerst  mündlich,  dann  schriftlich.  Lesen  und  Schreiben  der  be- 
handelten Beschreibungen  und  Erzählungen.  Übungen  im  Übersetzen  aus  dem 
Dialekt  ins  Schriftdeutsche;  Diktate;  schriftliche  Beschreibungen  und  Erzäh- 
lungen nach  Dispositionen,  Fragen  und  Merk  Wörtern. 

Realschule« 

4.   Klasse. 

A,  Lesen  und  Erklären. 

Lesen  der  für  dieses  Schuljahr  bestimmten  realistischen  Belehrungen  aus 
den  Gebieten  der  Geographie  und  Naturkunde,  sowie  der  übrigen  Stücke  de* 
Lesebuches.    Auswendiglernen  und  Vortragen  von  Gedichten. 
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B.  Sprachlehre. 

Der  einfache  Satz.  Behandlang  der  einzelnen  Wortarten,  durch  welche  die 
Satzglieder  desselben  gewöhnlich  ausgedrückt  werden. 

C.  Schriftlicher  Ausdruck, 

Benntznng  der  realistischen  und  spezifisch  -  sprachlichen  Lesestücke  zur 
schriftlichen  Beantwortung  von  Fragen,  zu  Beproduktionen  und  formellen  Um- 
bildungen. Diktate,  Übersetzen  aus  dem  Dialekt  ins  Schriftdeutsche.  Kleinere 
Beschreibungen  und  Erzählungen  nach  vorheriger  Besprechung  oder  nach  Vor- 
erzählung.    Vielfache  orthographische  Übungen. 

5.  Klasse. 

A,   Lesen  und  Erklären. 

Wie  in  der  vorigen  Klasse  Lesen  der  für  dieses  Schuljahr  bestimmten  realisti- 
schen Belehrungen  aus  den  Gebieten  der  Geographie,  der  Geschichte  nnd  der 
Naturkunde,  sowie  der  übrigen  Stücke  des  Lesebuches.  Memoriren  und  Vor- 
tragen von  Gedichten  und  schönen  prosaischen  Stücken  beschränktem  ümfangs. 

B,  Sprachlehre. 

Erweiterung  des  einfachen  Satzes  durch  Einführung  des  Objekts  und  im 
Anschluss  daran  Deklination  und  Konjugation.  Wiederholung  der  früher  behan- 
delten Wortarten  und  Unterscheidung  von  Artikel,  Hülfszeitwort  und  Vorwort 
Wortbildung  durch  Zusammensetzung. 

C.  Schriftlicher  Ausdruck, 

Beantwortung  von  Fragen,  die  sich  auf  behandelte  realistische  Stoffe  be- 
ziehen ;  Reproduktion,  Umbildung  und  relativ  selbständige  Nachbildung  solcher. 
Diktate;  Übersetzen  aus  dem  Dialekt  ins  Schriftdeutsche.  Anfertigung  einfacher 
Beschreibungen  und  Erzählungen  aus  dem  realistischen  Stoffe  und  unter  Ver- 
wertung der  übrigen  Stücke  des  Lesebuches. '  Benutzung  der  Vorkommnisse  des 
täglichen  Lebens  zu  kurzen  Tagesberichten  etc.    Orthographische  Übungen. 

6.  Klasse. 

A.  Lesen  und  Erklären. 

Wie  in  der  4.  und  5.  Klasse  Lesen  und  Erklären  der  für  dieses  Schuljahr 
bestinmiten  realistischen  Belehrungen,  sowie  der  Lesestücke,  Memoriren  und  Vor- 
tragen einer  kleinern  Zahl  prosaischer  und  poetischer  Stücke. 

B.  Sprachlehre. 

Erweiterung  des  Satzes  durch  Zuschreibung  und  Bestimmungen;  Kenntnis 
der  Neben-  oder  Umstandswörter;  Adverbien;  Behandlung  der  Aussagearten. 
Unterscheidung  der  einfachen  und  zusammengesetzten  Sätze  mit  Weglassung 
aller  speziellen  Erörterungen.  Zusammenhängende  grammatikalische  Zergliede- 
rung von  Lesestücken.    Wortbildung  durch  Ableitung. 

C.  Schriftlicher  Ausdruck. 

Formelle  Umbildung  von  Lesestücken;  Beschreibungen  und  Erzählungen 
realistischen  Inhalts  und  Aufsatzübungen  im  Anschluss  an  die  Lesebuchstoffe; 
Vergleichungen.  Abfassung  von  Briefen  mit  besonderer  Berücksichtigung  eigener 
Erlebnisse  der  Kinder.    Orthographische  Übungen. 

Ergäninngssohnle. 

7.  Klasse.  Lesen  und  Erklären  prosaischer  und  poetischer  Lesestücke  ans 
dem  Lesebuch.  Benutzung  dieser  Stoffe  zu  Aufsatzübungen,  als  Umbildungen, 
Nachbildungen  etc.  Briefe.  Memoriren  und  Vortragen  einer  kleinem  Zahl  pro- 
saischer und  poetischer  Stücke. 
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8.  Klasse.  Wie  oben.  Anleitung  zur  Abfassung  von  einfachen  Geschäfts- 
briefen.   Memoriren  und  Vortragen. 

9.  Klasse.  Wie  in  der  7.  und  8.  Klasse.  Behandlung  des  Dramas  „Wilhelm 
Teil".  Einfache  Oeschäftsaufsätze  und  BechnungsfUhrung.  Memoriren  und  Vor- 
tragen von  Gedichten,  besonders  auch  von  Stellen  aus  dem  behandelten  Drama. 

///.  Rechnen  und  Geometrie. 
AlltagiBohnle. 

1.  Klasse.  Veranschaulichung  der  Zahlbegriffe  von  1 — 10  durch  Zusammen- 
zählen und  Wegnehmen  wirklicher  Gegenstände  und  Darstellung  derselben  durch 
Punkte,  Striche  etc.  Zu-  und  Wegzählen  der  Grundzahlen  1—5  und  viel- 
fache tJbungen  im  Zerlegen  der  Grundzahlen.  Überschreiten  des  ersten  Zehners 
und  allmälige  Erweiterung  des  Zahlenraums  bis  höchstens  50.  Zu-  und  Weg- 
zählen der  Grundzahlen  1 — 5  innerhalb  dieses  Zahlenraumes,  Einführung  der 
Ziffern  und  damit  verbundene  Wiederholung  der  Übungen. 

2.  Klasse.  Erweiterung  des  Zahlenraumes  bis  100  und  Zu-,  Wegzählen 
und  Zerlegen  in  diesem  Umfange.  Übergang  zum  Vervielfachen  und  Entviel- 
fachen durch  Veranschaulichung  des  mehrfachen  Zu-  und  Wegzählens  derselben 
Grundzahlen.    Anwendung  des  Gelernten  in  einfachen,  angewandten  Aufgaben. 

3.  Klasse.  Erweiterung  des  Zahlenraums  bis  1000.  Zu-  und  Wegzählen 
1-,  2-  und  dstelliger  Zahlen.  Einüben  des  Einmaleins,  Multiplikation  und  Division 
2-  und  Sstelliger  Zahlen  mit  Grundzahlen  mündlich  und  schriftlich,  aber  auch 
das  letztere  nur  im  Sinne  des  Kopfrechnens.    Einfache  angewandte  Aufgaben. 

4.  Klasse.  Erweiterung  des  Zahlenraumes  bis  10,000  unter  Einführung 
in  das  dekadische  Zahlensystem  durch  Veranschaulichung.  Zu-  und  Wegzählen 
mehrstelliger,  auch  einfach  und  zweifach  benannter  Zahlen,  soweit  letztere  im 
dekadischen  Zahlensystem  liegen,  mit  Herbeiziehung  der  üblichsten  Längen-, 
ilohlmasse  und  Gewichte.  Multiplikation  und  Division  einfach  benannter  mit 
zweistelligen  Zahlen.  Angewandte,  so  viel  wie  möglich  den  realen  Verhältnissen 
des  Lebens  und  den  realistischen  Fächern  entnommene  Aufgaben,  geordnet  zu- 
nächst nach  Operationen,  bald  aber  übergehend  zur  Vermischung  von  Additions- 
mit  Subtraktions-  und  Multiplikations-  mit  Divisionssätzen.  Vielfache  Übungen 
im  Kopfrechnen,  wobei  die  betreffenden  Beispiele  jeweilen  einzureihen  sind  in 
die  einfachen  und  angewandten  Aufgaben  fürs  schriftliche  Rechnen  und  diesen 
vorauszugehen  haben. 

5.  Klasse.  I.  Erweiterung  des  Zahlenraums  bis  100,000.  Anwendung  der 
vier  Spezies  innerhalb  desselben,  auch  Multiplikation  und  Division  zweifach 
benannter  Zahlen.  Erklärung  der  Bruchform  und  Zu-  und  Wegzählen  gleich- 
namiger Brüche  und  Vervielfachen  und  Entvielfachen  von  Brüchen  durch  ganze 
Zahlen  mit  blosser  Veränderung  des  Zählers.  Angewandte  Aufgaben,  ausgewählt 
und  geordnet  wie  iÄ  der  4.  Klasse.  Einfache  Dreisätze.  Übungen  im  Kopf- 
rechnen wie  in  der  4.  Klasse. 

n.  Ableitung  der  geometrischen  Grundbegriffe.  Unterscheidung  der  ver- 
schiedenen Arten  der  Winkel,  Nebenwinkel  .und  Scheitelwinkel.  Bildung  des 
Dreiecks  und  Arten  desselben.    Manigfache  Übungen  durch  Zeichnen. 

6.  Klasse.  L  Multiplikation  und  Division  von  Brüchen  mit  ganzen  Zahlen, 
Gleichnamigmachen  von  Brüchen  und  Addition  und  Subtraktion  ungleichnamiger 
Brüche,  alles  in  einfachen  Beispielen.  Einführung  in  die  Schreibweise  der 
Dezimalbrüche ;  Addition  und  Subtraktion  von  Dezimalbrüchen  und  Multiplikation 
und  Division  solcher  mit  ganzen  Zahlen.  Angewandte  Aufgaben  wie  bei  Klasse  4 
und  5  und  unter  Beschränkung  auf  den  Gebrauch  zweifach  benannter  Zahlen. 
Kopfrechnen  wie  oben. 

n.  Winkelsumme  des  Dreiecks.  Bildung  des  Vierecks  und  Arten  desselben. 
Flächenmasse.    Ausmessung  und  Berechnung  von  Quadrat  und  Rechteck. 
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Erg&niangssohnle. 

7.  Klasse.  I.  Wiederholung  der  Operationen  mit  ganzen,  nun  auch  mit 
mehrfach  benannten  Zahlen.  Fortsetzung  des  Rechnens  mit  gewöhnlichen  und 
Dezimalbrüchen;  Multiplikation  und  Division  mit  letztem.  Angewandte  Auf- 
gaben mit  Berücksichtigung  der  realistischen  Fächer  und  der  Verhältnisse  des 
praktischen  Lebens,  geordnet  wie  in  der  Alltagsschule.  Vielfache  Übungen  im 
Kopfrechnen. 

II.  Bildung  regelmässiger  und  unregelmässiger  Vielecke.  Ausmessung  und 
Berechnung  von  Drei-,  Vier-  und  Vielecken.    Konstruktionsaufgaben. 

8.  Klasse.  I.  Weiteres  Rechnen  mit  Dezimal- und  gewöhnlichen  Brüchen; 
Multiplikation  und  Division  ganzer  Zahlen  mit  gewöhnlichen  Brüchen.  Prak- 
tische Aufgabe  wie  in  der  7.  Klasse.    Kopfrechnen. 

II.  Der  Kreis.  Berechnung  der  Kreislinie,  Kreisfläche  und  der  Oberfläche 
von  Körpern.    Konstruktionsübungen. 

9.  Klasse.  I.  Fortsetzung  wie  in  der  S.Klasse.  Anleitung  zur  bürger- 
lichen Rechnungsführung. 

II.  Körpermasse,  Ausmessung  und  Berechnung  von  Körpern. 

IV.    Realistische  Belehrungen. 

AUtagasohnle. 
Realschule. 

4.  Klasse.  Aus  dem  Gebiete  der  Geographie  und  Naturkunde: 
Belehrungen  über  den  Wohnort  (Heimatkunde).  Im  Anschluss  hieran  Einführung 
ins  Kartenverständnis. 

5.  Klasse.  Aus  dem  Gebiete  der  Geographie:  Gedrängte  Betrach- 
tung des  Kantons  Zürich  und  Übergang  zur  allgemeinen  Geographie  der  Schweiz. 

Aus  dem  Gebiete  der  Geschichte:  Zwanzig  ausgewählte  Bilder  aus 
der  Laudesgeschichte  unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Entstehung  der 
schweizerischen  Eidgenossenschaft  und  der  ersten  Freiheitskämpfe. 

Aus  dem  Gebiete  der  Naturkunde:  Anschauung  und  Besprechung  von 
zirka  zwanzig  Naturgegenständen  in  möglichstem  Anschluss  an  den  Unterricht 
in  der  Geographie. 

6.  Klasse.  Aus  dem  Gebiete  der  Geographie:  Fortsetzung  der  Geo- 
graphie der  Schweiz  und  Übergang  zur  Geographie   der  angrenzenden  Länder. 

Aus  dem  Gebiete  der  Geschichte:  Zwanzig  weitere  chronologisch  ge- 
ordnete Bilder  aus  der  Schweizergeschichte. 

Aus  dem  Gebiete  der  Naturkunde:  Fortsetzung  des  naturkundlichen 
Unterrichts  wie  in  der  5.  Klasse. 

Ergänsnngssohiih. 

7.  Klasse.  1.  Geographie.  Europa  und  das  wichtigste  über  die  übrigen 
Erdteile  in  gedrängter  Kürze. 

2.  Geschichte.  Neuere  Schweizergeschichte  mit  Beiziehung  von  Bildern 
aus  der  allgemeinen  Geschichte,  soweit  solche  zum  bessern  Verständnis  der 
vaterländischen  notwendig  sind. 

8.  Klasse.  1.  Geographie.  Betrachtung  der  Schweiz  nach  physikalischen 
und  Bevölkerungsverhältnissen.    Betrachtung  der  Erde  als  Weltkörper. 

2.  Naturkunde.  Belehrungen  über  die  wichtigsten  Lebenserscheinungen 
der  Pflanzen.  Behandlung  der  praktisch  wertvollsten  physikalischen  Erschei- 
nungen, so  viel  als  möglich  mit  Versuchen.  Einige  chemische  Verhältnisse  mit 
Berücksichtigung  ihrer  Bedeutung  fürs  Leben  und  die  Gesundheitalehre. 

9.  Klasse.  1.  Geschichte.  Weiterftthrung  der  Schweizergeschichte  bis 
zur  Gegenwart;  im  übrigen  wie  bei  Klasse  7. 
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2.  Naturkunde.  Belehrungen  üher  den  menschlichen  Körper  nnd  Gesnnd- 
heitslehre. 

K   Unterricht  in  Kunstfächem. 

a.  GesangunterrichL 
Alltagaadhule. 

2.  Klasse.  Singen  nach  dem  Gehör  im  Umfang  von  fünf  Tönen.  Bhyt- 
luische  Übungen  im  Zweitakt.    Einige  Liedchen. 

3.  Klasse.  Gehörübung  im  Umfang  von  acht  Tönen;  rhytmische  Übungen 
im  2/4,  ^U  und  ^U  Takt.  Bezeichnung  der  Noten  auf  dem  fünflinigen  Noten- 
system.   Einige  Liedchen. 

4.  Klasse.  Weitere  Gehör-  und  Leseübungen  im  Umfang  der  ganzen  Ton- 
leiter. Erweiterung  des  Tonumfangs  nach  unten  bis  klein  h,  nach  oben  bis  d. 
Rhytmische  Übungen  im  2/4^  8/^  und  */4  Takt.  Stimmbildungsübungen.  Anwen- 
dung des  Gelernten  im  Singen  einstimmiger  Lieder. 

5.  Klasse.  Gehör-  und  Leseübungen.  Rhytmische  Übungen  im  ^fg  Takte. 
Torübungen  für  den  zweistimmigen  Gesang  und  Einführung  desselben,  Stimm- 
büdongsübungen.    Singen  ein-  und  zweistimmiger  Lieder. 

6.  Klasse.  Gehör-  und  Leseübungen.  Kenntnis  der  wichtigsten  Dur- 
Tonarten  bis  4||  und  4^  Übung  der  einfachsten  zufälligen  Töne.  Stimmbil- 
dungsübungen.    Lieder. 

Singsohiile. 

Einübung  ein-,  zwei-  und  dreistimmiger  Choräle  und  ebensolcher  Figural- 
gesänge, wobei  besonders  auf  das  Auswendigsingen  einzelner  Lieder  gehalten 
werden  soll. 

b.  Zeichnungsunterricht. 
AlltagBsohnle. 

4.  Klasse.  Zeichnen  von  geraden  Linien  in  verschiedenen  Richtungen; 
Verbindung  derselben  zu  geradlinigen  Figuren,  wobei  ausser  rein  geometrischen 
auch  reale  Formen  zu  berücksichtigen  sind.  Zeichnen  nach  Flachmodellen  und 
Wandtabellen. 

5.  Klasse.  Teilen  gerader  Linien  in  verschiedener  Richtung  in  2,  3  und 
mehr  Stücke.  Verbindung  gerader  Linien  zu  Figuren,  namentlich  in  vergrösser- 
tem  und  verkleinertem  Masstab  und  mit  Herbeiziehung  auch  realer  Formen. 
Zeichnen  nach  Fiachmodellen,  einfachen  Gipsmodellen  und  Wandtabellen. 

6.  Klasse.  Zeichnen  gerad-  und  krummliniger  Figuren  mit  Verwendung 
auch  realer  Formen.    Schwierigere  Gipsmodelle  und  Wandtabellen. 

c,  Schreibunterricht, 
Alltagssohnle. 

1.  und  2.  Klasse:  Siehe  Seite  22  und  23. 

3.  Klasse.  Genaue  Einübung  der  Formen  der  kleinen  Buchstaben  in 
Antiqua. 

4.  Klasse.  Grosse  Buchstaben  der  Antiqua  und  Einführung  in  die  deutsche 
Schrift. 

5.  Klasse.  Weitere  Übungen  in  der  Antiqua  und  in  der  deutschen  Schrift. 

6.  Klasse.  Fortgesetzte  Übungen  in  der  Antiqua  und  in  der  deutschen 
Schrift  behufs  Erreichung  gleicher  Fertigkeit  in  beiden  Schriften. 

ErgänsnngBflohnle. 

Repetition  der  Formen  beider  Schriftarten  bei  Ausführung  der  schriftlichen 
Arbeiten;   eventuell  auch  Veranstaltung  besonderer  Schönschreibübungen. 
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¥1.    Leibesübungen. 

Alltaguohiile. 

1. — 3.  Klasse.  Die  einfachsten  Ordnnngs-  and  Freiflbangen  aas  dem  Lehr- 
plan  für  den  militärischen  Voran terricht    Spiele. 

4. — 6.  Klasse.    Ordnnngs-  and  Freiübangen  nach  obgenanntem  Lehrplan. 

Mit  den  Knaben:  Übungen  im  Hoch-  and  Weitspringen. 

Mit  den  Mädchen:  Übungen  mit  dem  kurzen  und  dem  langen  Schwungseil. 

Empfohlen  für  alle:  Übungen  an  der  horizontalen  Leiter. 

B.  Verteilung  der  Unterrichtsstnnden. 

(Mit  Einschluss  der  Leibesübungen.) 

All..g..ch«le  ^'^*cVoTe'" 

Wöchentliche  Btnndenzahl 
1.  Klasse       2.— 3.  Klasse     4.— 6.  Klasse     7.— S.KUsw 

Beligion 2                  2  2  1 

Sprache 8—10  9—10  6—8  3 

Rechnen  und  Geometrie  0    .  6—8  6—7  6—7  2—3 

Realien —  —  4  1—2 

Singen —  1—2  2  — 

Zeichnen —  —  2  — 

Schreiben 1                  1  2  — 

Turnen '    .    .  ^ 2 2 — 

18-22  21—24  26—29  8 

*)  Geometrie  von  der  6.  Klasse  an. 

C.  Bemerkungen. 

1.  Einschlagende  Bestimmungen  des  Unterrichtsgesetzes  vom  28.  Christ- 
monat 1859: 

§  62.  Die  Zahl  der  wöchentlichen  Unterrichtsstunden  soll  für  die  Alltags- 
schtller  der  untersten  Klasse  wenigstens  18  und  höchstens  20,  für  die  der  zweiten 
und  dritten  Klasse  wenigstens  21  und  höchstens  24,  fttr  die  der  drei  obem 
Klassen  wenigstens  24  und  höchstens  27  und  für  die  Ergänzungsschfiler  ausser 
der  Singschule  8  Stunden  betragen,  welch  letztere  auf  zwei  Vormittage  zu  ver- 
legen sind.  « 

(Hiebe!  sind  die  Leibesübungen  nicht  mitgerechnet.) 

§  67.  Nach  dem  allgemeinen  Unterrichtsplane  wird  für  jede  Schule  durch 
die  Gemeindeschulpflege  unter  Zuzug  der  betreffenden  Lehrer  und  unt«r  Ge- 
nehmigung der  Bezirksschulpflege  ein  Lektionsplan  abgefasst,  in  welchem  genau 
anzugeben  ist,  in  welcher  Ordnung  an  jedem  Tag  und  in  jeder  Schulstunde 
Lehrer  und  Schüler  betätigt  werden  sollen. 

2.  Für  den  Unterricht  in  der  Religion  kann  mit  Genehmigung  der  Ge- 
meindeschulpflege auch  eine  Zusammenziehung  von  zwei  oder  drei  Klassen  je 
innerhalb  der  Elementar-,  der  Real-  und  der  Ergänzungsschule  für  diesen  Unter- 
richt angeordnet  werden,  namentlich  wo  in  ungeteilten  Schulen  oder  Schnl- 
abteilungen  nur  eine  verhältnismässig  kurze  Zeit  für  die  direkte  Lektion  an 
die  einzelnen  Klassen  entfallen  würde.  Jedoch  soll  stets  innerhalb  der  einer 
dieser  Schul abteilungen  zugewiesenen  Zeit  von  drei  Jahren  für  jede  Klasse  der 
ganze  Lehrstoff  zur  Behandlung  kommen. 

Zürich,  den  27.  April  1892. 

Namens  des  Erziehungsrates, 

Der  Erziehungsdirektor:   Dr.  J.  StSsseL 

Der  Direktionssekretär:   C.  Grob. 
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8.  2.    Lehrplan  der  Sekundärschule  des  Kantons  ZOrich.    (Vom  27.  April  1892.) 

A.  Bezeichnung  des  Unterrichtsstoffes. 

Religion. 

1.  Klasse.  Biblische  Geschichte  des  Alten  Testamentes  als  Vorbereitung 
anf  Jesus  Christas  mit  Hervorhebung:  der  geschichtlich  und  religiös  bedeut- 
samsten Abschnitte  der  alttestamentlichen  Bit  eher. 

2.  Klasse.  Leben  und  Lehre  Jesu  auf  Grund  eines  der  drei  ersten  Evan- 
gelien und  mit  Beiziehung  von  Abschnitten  aus  den  übrigen. 

3.  Klasse.  Die  Wirksamkeit  der  Apostel,  insbesondere  des  Paulas  auf 
Grund  von  Abschnitten  der  Apostelgeschichte  und  der  neutestamentlichen  Briefe. 

Dazu  Hauptzüge  aus  der  christlichen  Kirche  in  lebensvollen  Bildern  mit 
Hervorhebung  der  Reformation. 

Daneben  in  allen  drei  Klassen  Besprechung  und  Einprägung  einer  massigen 
Anzahl  von  Bibelsprüchen  und  Liedern  des  Kirchengesangbuches. 

Deutsche  Sprache. 

1.  Klasse,  a.  Lesen.  Lesen  und  Besprechen  prosaischer  und  poetischer 
Masterstücke.  Vortrag  von  auswendig  gelernten  Gedichten  und  prosaischen 
Lesestücken. 

b.  Stilistische  Übungen.  Mündliche  und  schriftliche  Wiedergabe  ein- 
facher Erzählungen  und  Beschreibungen ;  Umbildung  und  Nachbildung  von  Lese- 
stücken; Übungen  im  Aufsuchen  und  Anfertigen  von  Dispositionen;  Abfassung 
von  Briefen.    Orthographische  Übungen. 

c.  Grammatik.  Der  einfache  Satz  und  die  dabei  vorkommenden  Wort- 
arten und  Biegungsformen. 

2.  Klasse,  a.  Lesen.  Lesen  und  Besprechen  prosaischer  and  poetischer 
Musterstücke.    Vortragsübungen. 

b.  Stilistische  Übungen.  Fortgesetzte  Übungen  im  mündlichen  und 
schriftlichen  Ausdruck  wie  in  der  ersten  Klasse,  jedoch  mit  gesteigerten  An- 
forderungen an  die  Selbständigkeit  der  Schüler.    Einfache  Geschäftsaufsätze. 

c,  Grammatik.  Der  zusammengesetzte  Satz  and  die  dabei  vorkommenden 
Wortarten  und  Biegungsfonnen. 

3.  Klasse,  a.  Lesen.  Lesen  und  Besprechen  prosaischer  und  poetischer 
Musterstticke,  namentlich  auch  einer  Dichtung  von  grösserm  Umfang.  Beleh- 
rungen über  die  wichtigsten  prosaischen  und  poetischen  D^rstellungsformen  und 
kurze  Mitteilungen  über  einige  der  bedeutendsten  Dichter. 

b.  Stilistische  Übungen.  Fortgesetzte  Übungen  im  mündlichen  und 
schriftlichen  Ausdruck  bis  zur  selbständigen  Bearbeitung  von  Stoffen  aus  dem 
Erfahrungskreis  der  Schüler.    Briefe  und  Geschäftsaufsätze. 

c.  Grammatik.  Ergänzung  und  Zusammenfassung  der  Wort-  und  Satzlehre. 

Französische  Sprache. 

1.  Klasse.  Die  eigentümlichen  Lautverhältnisse  und  die  Rechtschreibung 
der  französischen  Sprache.  Einfühning  in  den  französischen  Sprachstoff  im  An- 
schauungskreise der  Schüler.  Lesen,  Besprechen  und  Schreiben  von  französischen 
Übungsstücken.  Die  Deklination  und  Konjugation,  letztere  im  Umfang  der 
Indikativformen  der  regelmässigen  Verben. 

2.  Klasse.  Lesen,  Besprechen  und  Schreiben  französischer  Musterstücke 
mit  besonderer  Rücksichtnahme  auf  die  Umgangssprache.  Weiterftlhrung  der 
Lehre  von  den  Biegungsformen  bis  zur  vollständigen  Koi\jugation  der  gebräuch- 
lichen Verben. 

3.  Klasse.  Lesen  und  Besprechen  grösserer  Musterstücke.  Anfertigung 
von  Übersetzangen,  leichten  Aufsätzen  und  Briefen  allgemeinen  und  geschäft- 
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liehen   Inhalts.    Wiederholung  und  Erweitemng   der  Formenlehre,    sowie  das 
wichtigste  aus  der  Satzlehre. 

Rechnen. 

1.  Klasse.  Wiederholung  der  vier  Grundoperationen  mit  ganzen  Zahlen 
nnter  Berücksichtigung  wichtiger  Rechnungsvorteile.  Lehre  von  den  gewöhn- 
lichen und  Dezimalhrüchen.  Lösung  einfacher  Eechnungsau^aben  aus  dem 
bürgerlichen  Leben.    Vielfache  Übungen  im  Kopfrechnen. 

2.  Klasse.  Abschluss  der  Bruchlehre.  Verhältnisse  und  Proportionen.  Die 
zweite  Potenz  und  die  zweite  Wurzel.  Fortgesetzte  Übungen  in  den  bürger- 
lichen Rechnungen.  Anleitung  zur  Rechnungsfiihrung.  Vielfache  Übungen  im 
Kopfrechnen. 

3.  Klasse.  Die  dritte  Potenz  und  die  dritte  Wurzel.  Elemente  der  Algebra 
bis  zu  den  Gleichungen  ersten  Grades  mit  einer  Unbekannten.  Fortgesetzt* 
Übung  mit  den  bürgerlichen  Rechnungen.  Abschluss  der  RechnungaSlhmng. 
Kopfrechnen. 

Geometrie, 

1.  Klasse.  Die  Gerade.  Die  Kreislinie.  Die  Kongruenz  der  Dreiecke. 
Vielfache  Übungen  im  Messen  und  Konstruiren. 

2.  Klasse.  Abschluss  der  Lehre  von  den  ebenen  Figuren.  Vielfache 
Übungen  im  Messen,  Berechnen  und  Konstruiren. 

3.  Klasse.  Elemente  der  Stereometrie.  Berechnung  von  Körpern  und 
Darstellung  derselben  aus  den  Netzen. 

Geographie. 

1.  Klasse.  Einführung  in  das  Verständnis  der  Landkarten.  Geographie 
von  Europa  und  der  übrigen  Erdteile. 

2.  Klasse.    Wiederaufnahme  des  Unterrichts  in  der  Schweizei^eographie. 

3.  Klasse.  Eingehendere  Betrachtung  besonders  wichtiger  Ländergebiete. 
Übungen  im  Kartenlesen.  Grundzüge  der  mathematischen  und  physikalischen 
Geographie. 

Geschichte. 

1.  und  2.  Klasse.  Bilder  aus  der  vaterländischen  und  der  allgemeinen 
Geschichte. 

3.  Klasse.  Zusammenhängende  Geschichte  der  Schweiz  im  18.  und  19.  Jahr- 
hundert mit  den  notwendigen  Ergänzungen  aus  der  allgemeinen  Geschichte. 

Naturkunde. 

1.  Klasse.    Beschreibung  wichtiger  Pflanzen  und  Tiere. 

2.  Klasse.   Physik  und  Chemie  in  ihrer  Bedeutung  für  das  tägliche  Leben. 

3.  Klasse.  Weiterführung  der  Physik  und  Chemie.  Der  innere  Bau  der 
Organismen  und  die  Lebensverrichtungen  in  denselben.    Gesundheitslehre. 

Singen. 

1.,  2.  und  3.  Klasse.  Stimmbildungs- ,  Treff-  und  Notirübongea.  Die 
Notenschrift. 

Einübung  von  Liedern  zur  Erzielung  eines  schönen  Vortrages.  Auswendig- 
lernen leichter  Lieder. 

Freih  andzeichnen . 

1.  Klasse.  Zeichnen  von  Umrissen  nach  Vorzeichnung  an  der  Wandtafel, 
nach  Klassenvorlagen  und  Modellen. 

2.  Klasse.  Zeichnen  nach  Modellen  und  Klassenvorlagen  unter  Anwen- 
dung von  Bleistift,  Kreide  und  Farben.  Zeichnen  nach  einfachen  Gegenständen. 
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3.  Klasse.  Einführung  in  die  Gesetze  der  Perspektive;  Zeichnen  geome- 
trischer KOrper  und  anderer  Gegenstände  möglichst  nach  der  Natur  unter  Rück- 
sichtnahme auf  besondere  indiyidnelle  Anlagen. 

Geometrisch-technisches  Zeichnen, 

1.  Klasse.  Übungen  in  der  Handhabung  der  notwendigen  Werkzeuge. 
Geometrische  Konstruktionen  und  Ansichtsskizzen  nach  wirklichen  Gegenständen. 

2.  Klasse.  Skizziren  und  Planzeichnen.  Zeichnen  geometrischer  Körper 
und  leichter  Projektionsskizzen  nach  wirklichen  Gegenständen. 

3.  Klasse.  Zeichnen  von  Plänen.  Übungen  im  Laviren.  Darstellung  von 
wirklichen  Gegenständen  in  Grundriss,  Aufriss  und  Schnitten. 

Sch<hischreiben. 

1.  Klasse.    Deutsche  und  französische  Kurrentschrift,  Ziffern. 

2.  Klasse.    Deutsche  und  französische  Kurrentschrift,  Hundschriffc. 

3.  Klasse.  Fortsetzung  der  Übungen  der  beiden  ersten  Klassen  und  Ver- 
suche in  einfachen  Titelschriften. 

Turnen. 

1.,  2.  und  3.  Klasse.  Wiederholung  und  Weiterführung  der  Ordnungs- 
übungen der  Alltagsschule,  ebenso  weitere  Ausbildung  der  Freiübungen  der 
Alltagsschule,  namentlich  auch  zur  Erzielung  einer  möglichst  ausdauernden  und 
schönen  Darstellung  derselben.    Gerätübungen.    Spiele. 

B.  Verteilung  der  Uiiterrichtsstunden. 

i?»,>k«.  Zahl 

*  *^'*®'^  der  wöehentl.  Stunden 

Religion 2 

Deutsche  Sprache 5 — 7 

Französische  Sprache 5 — 7 

Arithmetik   .    .    ' 4 

Geometrie  und  geometrisch-technisches  Zeichnen     .    .  3 — 4 

Geographie 2 

Geschichte 2 

Naturkunde 2 — 3 

Singen 2 

Freihandzeichnen 2 

Schönschreiben 2 

Turnen _2— ^  _ 

33—40 

('.  Bemerkungen. 

1.  Einschlagende  Bestimmungen  des  Unterrichtsgesetzes  vom  23.  Ghrist- 
monat  1859: 

§  107.  Der  Unterricht  in  andern,  alten  oder  neuen  Sprachen,  kann  mit 
Bewilligung  des  Erziehungsrates,  dem  zugleich  der  Lektionsplan  vorzulegen 
ist,  mit  der  Sekundärschule  in  Verbindung  gesetzt  werden,  jedoch  ist  der  Besuch 
solcher  Unterrichtsfächer  nicht  obligatorisch. 

§  108.  Ein  Lehrer  kann  nicht  zu  mehr  als  33  wöchentlichen  Unterrichts- 
stunden (Leibesübungen  nicht  gerechnet)  angehalten  werden. 

§  109.  (Schluss-Satz.)  Die  Sekundarschulpflegen  entwerfen  unter  Zuzug 
der  betreffenden  Lehrer  und  unter  Genehmigung  der  Bezirksschulpflegen  (mit 
Vorbehalt  der  Bestimmungen  des  §  107)  die  Lektionspläne  für  ihre  Schulen. 

2.  In  keiner  Sekundärschule  dürfen  dem  einzelnen  Schüler  mehr  als  36  Unter- 
richtsstunden (Leibesübungen  inbegriffen)  zugemutet  werden. 
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3.  In  der  Regel  soll  aller  Unterricht  klassenweise  erteilt  werden.  Beim 
Unterricht  in  der  Beligion,  in  den  Realien  und  bei  der  Einübung  von  Liedern 
im  Gesangunterrichte  ist  in  ungeteilten  Schulen  gestattet,  zwei  oder  alle  drei 
Klassen  zusammen  zu  ziehen.  In  diesem  Falle  ist  jeweilen  in  einem  Schuljahr 
der  für  eine  Klasse  vorgeschriebene  Unterrichtsstoff  zu  behandeln.  Im  nächsten 
Jahre  folgt  der  für  eine  andere  Klasse  angegebene  Stoff  u.  s.  w.,  so  dass  mit 
denjenigen  Schülern,  welche  die  Sekundärschule  drei  Jahre  lang  besuchen,  der 
ganze  Lehrplan  durchgearbeitet  wird. 

Zürich,  den  27.  April  1892. 

Namens  des  Erziehungsrates, 

Der  Direktor  des  Erziehungswesens:  Dr.  J.  Stössel. 

Der  Sekretär:   C.  Grob. 


9.3.  Verordnung  betreffend  Staatsbeiträge  fflr  das  Volksschulwesen  im  Kanton 
Zarich.  (Vom  25.  Februar  1892.)  (§§  97,  98,  243  L.  3,  307,  308,  313—314 
des  Gesetzes  über  das  gesamte  Unterrichtswesen  yom  23.  Dezember  1859, 
Gesetz  betr.  Staatsbeiträge  an  Schulhausbauten  vom  27.  März  1881,  Gesetz 
betr.  die  Besoldungen  der  Volkssehullehrer  vom  22.  Christmonat  1872.) 

§  1.  Als  Grundlage  der  Berechnung  für  die  Staatsbeiträge  an  das  Yolks- 
schulwesen  innerhalb  der  Schranken  der  vom  Kantonsrat  bewilligten  Kredite 
(Lehrerbesoldungen,  Schulhausbanten,  Lehrmittel  und  Schreibmaterialien,  Kassa- 
defizite und  Fondsänfiiungen,  Sekundarschülerstipendien,  Fremdsprachen  an 
Sekundärschulen,  Fortbildangsschulen)  dient  der  laut  oMzieller  Statistik  der 
Gemeindefinanzen  für  die  Angehörigen  der  Gemeinde  oder  des  Kreises  in  Be- 
tracht fallende  durchschnittliche  Gesamtsteueif ass  der  letzten  fünf  Jahre  (Annen- 
gemeinde und  Kirchgemeinde  inbegriffen.) 

/.  Staatsbeiträge  an  die  Lehrerbeso/dungen, 
1,  G-diatiliohe  Barbeioldnng. 

§  2.  Die  vom  Staate  allein  zu  tragende  Hälfte  der  Barbesoldung  der 
Primarlehrer  und  der  Betrag  von  Fr.  iSX)  an  jeden  Sekundarlehrer  werden 
nebst  den  Alterszulagen  den  Lehrern  vierteljährlich  ausbezahlt. 

§  3.  Die  Bezirksschulpflegen  haben  gemäss  §  1  Absatz  2  des  Gesetzes  be- 
treffend die  Lehrerbesoldungen  für  diejenigen  Gemeinden  und  Kreise,  welche 
statt  der  Natnralleistung  eine  Barvergütung  festsetzen,  jeweilen  nach  erfolgter 
Integralernenerung  der  Bezirksbehörden  die  Höhe  derselben  zu  bestimmen  und 
die  diesfälligen  Beschlüsse  der  Erziehungsdirektion  sofort  zur  Kenntnis  zu 
bringen.    Allfällige  Eekurse  werden  vom  Erziehungsrat  erledigt. 

§  4.  Für  die  Berechnung  der  vom  Staat  an  jede  vom  Erziehungsrat  ge- 
nehmigte Lehrstelle  der  Schulkasse  zu  leistenden  Beiträge  werden  in  Ausfahmng 
von  §  1  Absatz  4  des  Gesetzes  betreffend  die  Besoldungen  der  Volksschullehrer 
vom  22.  Christmonat  1872  nachfolgende  10  Klassen  aufgestellt : 


Gesamtsteuerfüss  Vo» 

StAatsbeitrag^ 

Elasfie 

Durchschnitt 

per 

Lehrstelle 

in  den  letzten  5  Jahren 

Fr. 

I 

0      2 

100 

II 

2,1-3,5 

150 

III 

3,6-5 

200 

IV 

5,1— 6>5 

250 

V 

6,6      7,5 

800 

VI 

7,6      8,5 

850 

VII 

8,6    9 

400 

VIII 

9,1 — 9,5 

450 

IX 

9,6-10 

500 

X 

über  10 

550—590 
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§  5.  Die  Gemeinden  nnd  Kreise  haben  den  von  ihnen  zn  tragenden  Anteil 
an  der  Besoldung,  sowie  allfällige  Entschädigung  für  Naturalleistungen  den 
Lehrern  in  viertelj ährlichen  Raten  im  März,  Juni,  September  und  Dezember 
auszurichten. 

2.  Znlagen  der  Gemeinden! 

§  6.  ^enn  eine  Gemeinde  oder  ein  Kreis  von  sich  aus  die  Lehrerbesoldung 
über  den  gesetzlichen  Betrag  hinaus  erhöht,  so  beteiligt  sich  der  Staat  bis  zum 
Besoldungsbetrag  von  Fr.  1500  für  die  Primär-  und  von  Fr.  2000  für  die  Sekundar- 
lehrer  und  zwar  höchstens  mit  der  Hälfte,  mindestens  mit  ^lo  (§  1  Absatz  5 
des  Gesetzes  betreffend  die  Besoldungen  der  Volksschullehrer). 

§  7.  Zur  Erwirkung  eines  Staatsbeitrages  an  die  von  den  Gemeinden  den 
Lehrern  verabreichten  freiwilligen  Besoldungszulagen  haben  die  Schulpflegen 
alljährlich  in  der  statistischen  Jahresberichterstattung  die  dem  einzelnen  Lehrer 
verabreichte  Zulage  (nicht  inbegriffen  allfällige  Barentschädiguug  für  Natural- 
leistungen) der  Erziehungsdirektion  zur  Kenntnis  zu  bringen. 

§  8.  An  diese  Besoldungserhöhung  leistet  der  Staat,  gestützt  auf  die  vor- 
stehende Klassifikation  (§  4)  folgende  Beiträge  : 

Klasse  I— H  10  %,  Kl.  IH  15  %,  Kl.  IV  20  o/o,  KL  V  25  %,  Kl.  VI  30  %, 
Kl.  Vn  35  o/o,  Kl.  Vm  40  0;o,  Kl.  IX  45  %,  Kl.  X  50  »/o. 

3.  Alter ssnUj^en. 

§  9.  Der  Staat  gewährt  den  Lehrern  für  das  sechste  bis  zehnte  Schuljahr 
Fr.  100,  für  das  elfte  bis  fünfzehnte  Fr.  200,  für  das  sechszehnte  bis  zwanzigste 
Fr.  300  und  für  mehr  als  zwanzig  Dienstjahre  Fr.  400  jährliche  Zulage. 

Bei  Berechnung  dieser  Alterszulagen  zählen  nur  die  an  einer  öffentlichen 
Schule  des  Kantons  Zürich  erfüllten  Dienstjahre  (§  2  des  Gesetzes  betreffend 
die  Besoldungen  der  Volksschullehrer  vom  22.  Christmonat  1872). 

§  10.  Die  Dienstjahre  werden  berechnet  vom  1.  Mai  oder  1.  November  des 
Jahres  an,  in  welchem  ein  Lehrer  als  Vikar  oder  als  Verweser  in  den  Schul- 
dienst getreten  ist.  Unterbrechungen  im  einmal  angetretenen  Schuldienst  werden 
nicht  abgerechnet,  wenn  sie  durch  Mangel  an  zu  besetzenden  Schulstellen  ver- 
ursacht sind. 

4.  Vikarifttssnlagen. 

§  11.  Die  Entschädigung  des  Vikars  ist  Sache  des  betreffenden  Lehrers 
und  soll  in  der  Regel  monatlich  ausbezahlt  werden. 

Gesuche  um  Verabreichung  von  Beiträgen  (§  307  des  Unterrichtsgesetzes) 
sind  jeweilen  mit  einem  Gutachten  der  Schulpflege  am  Schluss  des  betreffenden 
Schulhalbjahres  unter  Angabe  der  Familien-  und  Vermögensverhältnisse  an  die 
Erziehungsdirektion  einzureichen. 

§  12.  Der  Betrag  der  vom  Staate  geleisteten  Entschädigung  für  Vikariats- 
aushülfe  richtet  sich  nach  der  Zahl  der  Dienstjahre  und  den  ökonomischen  Ver- 
hältnissen des  Lehrers. 

Wenn  ein  Lehrer  das  30.  Dienstjahr  zurückgelegt  hat  oder  gestorben  ist, 
so  kann  die  Entschädigung  im  vollen  Umfange  der  gesetzlichen  Vikariatsbesol- 
dnng  (Fr.  20,  beziehungsweise  Fr.  25  per  Woche)  vergütet  werden. 

Die  Kosten  der  Vikariatsaushülfe  während  des  militärischen  Rekrutendienstes 
eines  Lehrers  werden  vom  Staate  getragen. 

6.  Staatllohe  Besoldnngsinlagen. 

§  13.  Um  öfterm  Lehrerwechsel  vorzubeugen,  kann  die  Besoldung  der 
Lehrer  an  einzelnen  abgelegenen  Schulen  aus  Staatsmitteln  bis  auf  Fr.  300  über 
den  Normalansatz  erhöht  werden  (§  4  des  Gesetzes  betreffend  die  Besoldungen 
der  Volksschullehrer  vom  22.  Christmonat  1872). 

§  14.  Schulgemeiuden,  welche  eine  solche  ausserordentliche  Erhöhung  der 
Lehrerbesoldungen  wünschen,   haben  unter  Darstellung  der  lokalen  und  okono- 
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mischen  Verhältnisse  dem  Regiemngsrat  ein  heztigliches  Gesuch  einzureichen 
nnd  eine  Erklärung  des  Lehrers  beizulegen,  worin  derselbe  sich  verpflichtet, 
mindestens  drei  Jahre  an  der  Schule  zu  verbleiben.  Bei  allfälligem  Lehrer- 
wechsel ist  das  Gesuch  der  Gemeinde  zu  emeuem. 

§  15.  Solche  Staatszulagen  können  nur  an  definitiv  angestellte  Lehrer  und 
Lehrerinnen  verabreicht  werden. 

6.  VaohgeiLTiBs. 

§  16.  Nach  dem  Hinschiede  eines  Lehrers  hat  die  Schulpflege  einen  vom 
Zivilstandsamt  ausgefertigten  Familienschein  an  die  Erziehungsdirektion  zu  Aber- 
mittein,  welche  im  Sinne  von  §  308  des  ünterrichtsgesetzes  die  Nachgenuss- 
berechtigung feststellt. 

§  17.  Vom  Todestage  an  gerechnet  fällt  der  Nachgenuss  des  ganzen  Ein- 
kommens, beziehungsweise  des  Euhegehaltes  während  eines  halben  Jahres  den 
Hinterlasseneu  zu. 

Der  Staat  bezahlt  inzwischen  den  Verweser  im  Umfang  der  gesetzlichen 
Besoldung. 

§  18.  Als  nachgenussberechtigte  Hinterlassene  gelten  in  erster  Linie  die 
Witwe  und  in  zweiter  Linie  die  Kinder.  Andern  nahen  Verwandten  kann  der 
Erziehungsrat  auf  Ansuchen  hin  den  Nachgenuss  gestatten,  wenn  sie  mit  dem 
Verstorbenen  in  ungetrennter  Haushaltung  gelebt  haben  oder  von  ihm  unter- 
stützt worden  sind. 

//.  Staatsbeiträge  an  Schulhausbauten. 

§  19.    Staatsbeiträge  werden  den  Schulgemeinden  erteilt: 

a.  an  die  Erbauung  und  an  Hauptreparaturen  von  Primär-  und  Sekundar- 
schulhäusem ; 

h.  an  die  Errichtung  von  abgetrennten  Lehrerwohnungen,  Turnhäusem,  Turn- 
plätzen und  Schulbrunnen. 

§  20.  Der  Erziehungsrat,  nach  Einholung  eines  Gutachtens  der  Bezirks- 
schulpflege über  die  vorschriftsgemässe  Ausführung  der  Baute,  stellt  hierüber 
Antrag  an  den  Regierungsrat. 

§  21.  Als  Grundlage  für  die  Ausmittlung  der  Bansumme  dient  die  von 
der  Gemeindeversammlung  genehmigte  Baurechnung.  Es  kommen  jedoch  von 
sämtlichen  Kosten  in  Abzug: 

a.  Ausgaben  für  Erwerbung  von  Land,  soweit  dasselbe  nicht  als  Bau-,  Tnrn- 
oder  Spielplatz  benutzt  wird; 

h,  Ausgaben  für  Erstellung  von  Räumlichkeiten,  welche  für  andere  Gemeinde- 
zwecke bestimmt  sind; 

c.  Ausgaben  für  Gratifikationen  jeder  Art  und  für  Schulhauseinweihung; 

^.Ausgaben  für  luxuriöse  architektonische  Ausschmückung  des  Baues; 

e.  dfer  Wert  (beziehungsweise  Erlös)   der  alten  Schullokalitäten  mit  Umge- 
bung, soweit  dieselben  nicht  weiter  öff'entlichen  Schulzwecken  dienen; 

/.  Geschenke  und  Legate  (nicht  aber  Ergebnisse  freiwilliger  Kollekten  oder 
Steuern  unter  den  Schulgenossen). 

§  22.  Bei  der  Berechnung  des  Staatsbeitrages  an  Schulhausbauten  werden 
nachfolgende  Klassen  aufgestellt: 

Klasge  Durchschnitt  StÄatsbeitraff  m  •,. 

in  den  letzten  5  Jahren  ^^'  Bansumme 

I  0-3  5 

II  3.1—5  10 

III  5,1-6,5  15 

IV  6,6-8  20 
V  8,1—9  25 
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Klasse  Durchschnitt  ®*3fr  uJi^nli?. '" 

in  den  letzten  6  Jahren  **^^  Bausumme 

VI  9,1—10  30 

VII  10,1-11  35 

Vm  11,1—12  40 

IX  12,1—12,5  45 

X  über  12,5  50 

Za  den  vorstehenden  Prozentsätzen  des  Staatsbeitrages  werden  Zuschüsse 
gewährt,  und  zwar  so  oft  mal  1  ^/o,  als  halbe  ^'oo  Steneranf läge  mehr  erforder- 
lich wären  behufs  Tilgung  der  ganzen  Bausumme  in  zehn  gleichen  Katen. 

§  23.  Gesuche  um  Staatsbelträge  an  Schulhansbauten  sind  jeweilen  spä- 
testens Ende  Juli  an  die  Erziehungsdirektion  einzureichen,  und  es  ist  denselben 
eine  Beschreibung  des  Baues  mit  Anführung  aller  in  dem  Schulhause  enthal- 
tenen Bäume  nebst  genauen  Angaben  über  allfällig  für  andere  Zwecke  bestimmte 
Lokalitäten  beizufügen. 

Die  Beiträge  werden  ausgerichtet,  sobald  der  Kantonsrat  den  Voranschlag 
des  folgenden  Jahres  genehmigt  hat. 

Die  Staatsbeiträge  sind  sofort  im  vollen  Betrage  zur  Vennindemng  der 
Bauschuld  zu  verwenden. 

///.  Staatsbeiträge  an  die  Unentgeltlichkeit  der  Lehrmittel  und  Schreibmaterialien. 

§  24.  Diejenigen  Schulgemeinden  und  Sekundarschulkreise,  welche  den 
sämtlichen  Schulkindern  die  Lehrmittel,  sowie  die  Schreib-  und  Zeichnungs- 
materialien, beziehungsweise  die  erstem  oder  die  letztern  allein  unentgeltlich 
verabreichen,  erhalten  an  die  bezüglichen  Ausgaben  einen  Staatsbeitrag. 

§  25.  Für  die  Berechnung  der  Staatsbeiträge  an  die  ganze  oder  teilweise 
Unentgeltlichkeit  der  Lehrmittel  und  Schreibmaterialien  werden  entsprechend 
dem  Gesamtsten erfass  der  betreffenden  Gemeinden,  beziehungsweise  Kreise, 
nachfolgende  zehn  Klassen  aufgestellt: 

GesamtsteuerftiBs  "/»  a*».*c,K»u««»  s«  « 

Klasse  Durchschnitt  ®Tr  Äfben    ' 

in  «len  letzten  r>  Jahren  ^^^  Ausgaben 

I  0,0-2  10 

11  2,1-3,5  15 

III  3,6—5  20 

IV  5,1-6,5  25 
V  6,6-7,5  30 

VI  7.6—8.5  35 

VII  8,6-9  40 

vm  '       9.1—9,5  45 

IX  9.6—10  50 

X  über  10  60—75 

§  26.  Um  den  Staatsbeitrag  erhältlich  zu  machen,  haben  die  Schulpflegen 
alljährlich  nach  einem  bei  der  Erziehungskanzlei  zu  beziehenden  Formular  einen 
Bechnungsauszug  unter  genauer  Angabe  der  Kosten  der  während  des  abgelaufe- 
nen Jahres  in  den  verschiedenen  Klassen  gebrauchten  Lehrmittel,  Schreib- und 
Zeichnungsmaterialien  an  die  Erziehungsdirektion  zu  übermitteln. 

§  27.  Es  wird  nur  an  die  Ausgaben  für  obligatorische  oder  vom  Erziehungsrat 
zur  Einführung  empfohlene  Lehrmittel  ein  Staatsbeitrag  verabreicht. 

/K  Staatsbeiträge  an  das  Schulkassadefizit  und  an  die  hufnung  des  Schulfonds. 

§  28.  Diejenigen  Gemeinden,  welche  zur  Bestreitung  ihrer  Ausgaben  eine 
Steuer  von  mindestens  8**/oo  nötig  haben,  erhalten  Staatsbeiträge  an  das  jähr- 
liche Schulkassadefizit,  sowie  an  freiwillige  Leistungen  zur  Äuftiung  ihrer 
Schulfonds. 
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§  29.    Bei  Berechnung  dieser  Beiträge  werden  entsprechend  dem  Gesamt- 
steuerfusä  nachfolgende  fiinf  Klassen  aufgestellt: 


[lasse 

Gesamtsteuerfuss  */•• 
Darchachnitt 
in  den 
letzten  5  Jahren 

an 
per 

8taat8beitri^ 
das  Defizit                   •/• 
Lehrstelle           der  Fonds 
Fr.                       äafhang 

I 

8   —9 

50 

50 

II 

9,1-10 

100 

60 

TTI 

10,1-10,5 

150 

70 

IV 

10,«-11 

200 

80 

V 

über  11 

300 

90 

¥.   Stipendien  an  Sekundarschu/er. 

§  30.  An  dürftige  oder  almosengenössige  Seknndarschüler,  welche  sich 
durch  Anlagen,  Fleiss  und  gutes  Betragen  einer  Unterstützung  würdig  zeigen, 
werden  Staatsstipendien  verabreicht,  welche  für  den  einzelnen  von  der  Sekundar- 
schulpflege  empfohlenen  Schüler  in  der  I.  und  II.  Kl  Fr.  20  und  in  der  IIL  Kl. 
Fr.  30  betragen. 

§  31.  Die  Zusicherung  eines  Stipendiums  wird  an  die  Bedingung  geknüpft, 
dass  der  betreffende  Schüler  bis  zum  Schlüsse  des  Schuljahres  in  der  Schale 
verbleibe,  und  dass  auch  aus  der  Schulkasse,  sei  es  an  Lehrmitteln,  sei  es.  an 
Geldbeträgen,  eine   entsprechende  Unterstützung  hinzugefügt  werde. 

§  32.  Das  Stipendium  an  almosengenössige  Schüler  darf  nicht  in  die  Armen> 
kasse  fallen,  sondern  muss  zur  Anschaffung  von  Kleidern,  insbesondere  für  den 
Winter,  oder  zu  anderweitiger  persönlicher  Erleichterung  des  Schülers  verwendet 
werden.  Ebensowenig  kann  das  Stipendium  später  durch  die  Armenpflege  von 
dem  Unterstützten  zurückverlangt  werden. 

¥/.  Staatsbeitrage  für  faku/tativen  Unterricht  in  Fremdsprachen 

an  Sekundärschulen. 

§  33.  Diejenigen  Sekundarschulpflegen,  welche  ausser  dem  obligatorischen 
Unterricht  im  Französischen  an  ihren  Schulen  fakultativen  Unterricht  im  Engli- 
i«chen,  Italienischen,  Lateinischen,  Griechischen,  oder  in  mehreren  dieser  Sprachen 
erteilen  lassen,  erhalten  an  die  bezüglichen  Ausgaben  der  Schulkasse  einen 
Staatsbeitrag. 

§  34.  Die  Verabreichung  eines  Staatsbeitrages  wird  an  folgende  Bedin- 
gungen geknüpft: 

a.  die  Einführung  dieses  fakultativen  Unterrichts  ist  unter  Beilegung  des 
Stundenplans  dem  Erziehungsrat  zur  Genehmigung  zu  unterbreiten  (§  107 
des  Unterrichtsgesetzes) ; 

b.  es  ist  alljährlich  an  die  Bezirksschulpflege  über  die  Frequenz  Bericht  za 
erstatten  und  von  der  letztern  ein  Gutachen  über  den  Erfolg  dieses  Unter- 
richts an  den  Erziehungsrat  beizufügen; 

c.  das  einzelne  Fach  muss  mindestens  drei  Teilnehmer  zählen. 

§  35.  Bei  Zumessung  des  Staatsbeitrages  an  fakultativen  Unterricht  in 
neuern  Fremdsprachen  fallen  nur  die  Schüler  der  dritten  Sekundarschnlklasse 
in  Betracht. 

§  36.  Wenn  die  vorstehenden  Bedingungen  erfüllt  sind,  beträgt  der  Staata- 
beitrag  je  nach  der  Frequenz  und  den  Leistungen  Fr.  30—50  pro  wöchentliche 
Stunde  im  Schuljahr. 

¥11.  Staatsbeiträge  an  die  Fortbildungsschulen. 

§  37.  Fortbildungsschulen  fiir  solche  junge  Leute  beider  Geschlechter, 
welche  mindestens  15  Jahre  alt  sind,  haben,  abgesehen  von  allfälligen  Bnndes- 
beiträgen,  Anspruch  auf  jährliche  Staatsbeiträge  unter  folgenden  Bedingungen: 
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kommissionen  und  die  Lehrerschaft. 

a.  der  Lehrplan  ist  der  Genehmigung  des  Erziehnngsrates  zu  unterbreiten. 
Derselbe  darf  nicht  weniger  als  zwei  Jahreskurse  von  je  mindestens 
20  Wochen  und  wöchentlich  mindestens  vier  Stunden  umfassen ; 

b,es  muss  genügender  Ausweis  über  die  Deckung  der  Ausgaben  geleistet 
werden ; 

c.  es  ist  al^ährlich  eine  öffentliche  Schlussprüfung  zu  veranstalten ; 

d.  die  Leistungen  der  Schule  müssen  von  den  kompetenten  Aufisichtsorganen 
als  beMed^ende  bezeichnet  sein. 

§  38.  Der  Staatsbeitrag  bezieht  sich  auf  das  letztverflossene  Schuljahr  und 
beträgt  je  nach  der  Zahl  der  Schüler  und  der  Dauer  des  Kurses,  sowie  der 
aufgewiesenen  Leistungen,  Fr.  30  bis  50  für  die  wöchentliche  Stunde  im  Jahr. 

K///.  Schlussbestimmungen. 

§  39.    Diese  Verordnung  tritt  sofort  in  Kraft. 

§  40.    Durch  vorstehende  Verordnung  werden  aufgehoben: 

1.  Die  Verordnung  betreffend  den  Vollzug  des  Gesetzes  über  die  Besoldungen 
der  Volksschullehrer  vom  22.  Dezember  1872,  datirt  vom  8.  Febr.  1873 ; 

2.  die  Verordnung  betreffend  die  Verabreichung  von  Staatsbeiträgen  an  Se- 
kundär- und  Primarschulhausbauten  und  die  Verteilung  der  jährlichen 
Staatsbeiträge  an  Primarschulgemeinden  vom  6.  Juli  1878; 

3.  das  Regulativ  betreffend  die  Berechnung  der  Staatsbeiträge  an  Schul- 
gemeinden vom  6.  Juli  1878; 

4.  das  Kreisschreiben  des  Erziehungsrates  betreffend  die  Erteilung  von  Sti- 
pendien an  Sekundarschüler  vom  19.  April  1886. 

Zürich,  den  25.  Februar  1892. 

Vor  dem  Regierungsrate, 

Der  Staatsschreiber:  StüssL 


10.4.    Kreisschreiben  der  Erzlehungsdirelction  des  Kantons  Bern  an  die  Schul- 
kommissionen  und  die  Lehrerschaft  sämtlicher  Primär-  und  Sekundärschulen. 

(Vom  15.  Juli  1892.) 

Durch  Kreisschreiben  vom  31.  Januar  1884  haben  wir  ein  von  der  Schul- 
bnchhandlung  Kaiser  in  Bern  zu  beziehendes  Schulzeugnisbüchlein  (Preis 
5  Rp.)  obligatorisch  erklärt  und  zwar  für  alle  Schüler  der  Primär-,  Sekundar- 
und Privatschulen. 

Durch  eigene  Beobachtung  und  durch  verschiedene  Mitteilungen  haben  wir 
uns  überzeugen  müssen,  dass  diese  Schulzeugnisse  bei  der  gegenwärtigen  Praxis 
sehr  oft  ihren  Zweck  nicht  erfüllen,  da  sie  einerseits  durchaus  unvollständige 
Angaben  enthalten,  anderseits  der  Gefahr  der  Fälschung  ausgesetzt  sind,  wenn 
sie  beim  Wechsel  des  Schulortes  in  die  Hände  der  Kinder  und  Eltern  geraten ; 
öfters  gehen  die  Büchlein  bei  diesem  Anlasse  verloren. 

Wir  sehen  uns  deshalb  veranlasst,  Sie  hiemit  aufzufordern,  den  obligato- 
rischen Schulzeugnissen  vermehrte  Aufmerksamkeit  und  Sorgfalt  zuzuwenden; 
insbesondere  sind  folgende  Vorschriften  genau  zu  befolgen: 

1.  über  Namen,  Heimat,  Geburtsdatum  und  Schulklasse  der  Schulkinder  sind 
vollständige  und  zuverlässige  Angaben  einzutragen ; 

2.  die  Jahreszeugnisse  auf  Seite  3,  besonders  aber  die  auf  der  ersten  Seite 
des  Zeugnisses  bei  iedem  Wechsel  des  Schulortes  notwendigen  Eintra- 
gungen sind  mit  der  gross ten  Genauigkeit  und  Gewissenhaftigkeit  aus- 
zufertigen ; 

3.  beim  Wechsel  des  Schulortes  dürfen  die  Schulzeugnisse  nicht  den  Kindern 
eingehändigt  werden,   sondern  es  sollen   die  Schulkommission  oder  auch 
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der  Lehrer  das  Zengnisbüchlein  direkt  der  Schnlbehörde  des  neuen  Wohn- 
ortes znsenden.  Verlässt  ein  schulpflichtiges  Kind  den  Kanton  Bern,  so 
ist  das  Schulzeugnis  mit  Angabe  des  neuen  Aufenthaltsortes  dem  Schnl- 
inspektor  des  betreffenden  Kreises  zuzustellen,  welcher  es  an  die  richtige 
Adresse  gelangen  läast. 

4.  die  Knaben  haben  nach  dem  Austritt  aus  der  Schule  das  Zeugnisbüchlein 
sorgföltig  aufzubewahren  und  bei  der  Rekrutenaushebung  yorzuweisen. 
Wer  dies  unterlässt,  hat  eine  militärische  Bestrafung  zu  gewärtigen. 


11. 5.   Lehrplan  fflr  Primarschulen  mit  sechs  Jahreskursen  im  Kanton  Luzern.  (Vom 
29.  September  1892.) 

Der  Erziehungsrat  des  Kantons  Luzern, 

In  der  Absicht,  den  unterm  26.  Aug.  1881  erlassenen  und  unterm  27.  Nov. 
1890  revidirten,  wesentlich  den  Schulen  mit  Halbjahresknrsen  angepassten  Prunar- 
schul-Lehrplan  durch  einen  solchen  für  die  Schulen  mit  Ganzjahresknrsen  zu 
ergänzen,  erlässt  hiemit  folgenden  Lehrplan  für  Primarschulen  mit  sechs 
Jahreskursen.    (Nach  Klassen  geordnet.) 

Religionsunierricht 

Die  Leitung  und  Beaufsichtigung  des  Eeligionsunterrichtes  für  alle  sechs 
Klassen  steht  den  Tit.  Pfarrämtern  zu.  Es  haben  sich  deshalb  die  Lehrer,  welche 
diesen  Unterricht  in  den  Schulen  erteilen,  an  die  bezüglichen  Weisungen  ihrer 
Herren  Pfarrer  zu  halten.  Wenn  nicht  der  Lehrer,  sondern  die  Pfarrgeistlich- 
keit den  Religionsunterricht  erteilt,  so  sind  die  betreffenden  Unterrichtsstunden 
gleichwohl  in  den  ordentlichen  Stundenplan  aufzunehmen. 

1.  Klasse. 

A.  Sprachunterricht 
EinfQhrnng^  in  die  Schriftsprache. 

1.  Mändllohe  Spraohnbnngeii. 

q.  Anschauen,  richtiges  Benennen  (in  der  Einzahl  und  Mehrzahl)  und  Ordnen 
(nach  verwandten  Merkmalen)  der  Gegenstände  in  Schule,  Haus  und  Umgebung. 
Diese  sogenannten  synthetischen  Übungen  sollen  hinlänglich  vorbereiten  das 

b.  Betrachten,  Beschreiben  und  Vergleichen  der  bekanntesten  Gegenstände 
aus  obgenanntem  Anschauungskreise.  Dieselben  werden  aber  nicht  nach  einem 
bestimmten  Schema  besprochen,  vielmehr  soll  das  vorangehen,  was  den  Kindern 
am  Gegenstande  zuerst  in  die  Augen  fällt.  Die  Gegenstände  sind  in  natura 
oder  in  guter  Abbildung  vorzuweisen.  Die  Fragen  müssen  stets  an  alle  Schüler 
gerichtet  werden. 

c.  Passende  Erzählungen  sollen  den  beschreibenden  Anschauungsunterricht 
beleben  und  den  Schülern  das  rechte  Verhalten  in  Schule,  Haus  und  Umgebnng 
veranschaulichen.  —  Sie  werden  gut  vorerzählt,  abgefragt  und  in  der  Mundart 
nacherzählt.  Der  Grundgedanke  soll  den  Kindern,  wenn  möglich,  im  Gewände 
eines  kleinen  Sprüchleins  beigebracht  werden.  Aus  dem  zweiten  Teile  des 
I.  Lesebüchleins  sollen  einige  Gedichte  auswendig  gelernt  und  frei  voi^tragen 
werden  (im  zweiten  Halbjahr). 

d.  Unterscheidung  der  Gegenstandswörter  (im  zweiten  Halbjahr). 

2.  Lesen. 

a.  Vorübungen.  Übungen  des  Ohres  und  der  Sprachorgane;  vorgespro- 
chene und  kurz  erklärte  Begriffswörter  rein  lautirt  nachzusprechen,  die  Wörter 
in  Silben,  die  Silben  in  Laute  aufzulösen  und  aus  solchen  Lauten  und  Silben 
das  ganze  Wort  schnell  und  richtig  zusammenzusetzen.  —  Einzelnes  und  chor- 
weises Nachsprechen  und  Benennen  »des  Lautes.  —  Zuerst  werden  die  Gmnd-, 
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Um-  nnd  Doppellaate  nnd  dann  die  Leiselante   als  Nach-  und  Vorlaute  ein- 
geübt.   Diese  Übungen  dauern  den  ganzen  Kurs  hindurch. 

fr.  Lesen.  1.  Lesen  der  kleinen  und  grossen  Schreib-  und  Druckbuchstaben, 
in  der  Ordnung  ihrer  grössern  oder  geringern  Schreibeleichtigkeit. 

2.  Anwendung  und  Übung  derselben  an  Wörtern  (Sätzen  und  Lesestücken). 
Viel  Lesen  von  der  Wandtafel  und  im  I.  Sprach-  und  Lesebtichlein. 

3.  Lesen  langsam,  die  einzelnen  Laute  auseinanderhaltend,  nicht  getrennt, 
sondern  wohl  verbunden,  rein  lautirt. 

3.  SohToiben. 

a.  Vorübungen.  Vorübungen  des  Auges  und  der  Hand  zur  Befähigung 
der  Schüler,  die  Formeuelemente  an  der  Hand  wirklicher  Anschauung  richtig 
aufzufassen,  sicher  darzustellen  und  zu  verbinden.     Sie  bestehen: 

1.  in  der  Kenntnis  von  rechts,  links,  oben,  unten  u.  s.  w. ; 

2.  im  Halten  der  Tafel,  der  Hand  und  des  Griffels ; 

3.  im  Zeichnen  von  Punkten,  Ziehen  von  wag-  und  senkrechten  und  schiefen 
Linien;  Verbinden  derselben  zu  Winkeln,  Licht-  und  Schattenstriche. 

4.  im  Einüben  der  krummen  Linien  zur  Bildung  von  Buchstaben.  Au:^assen 
der  Formeuelemente  an  geeigneten  Gegenständen  und  Darstellen  auf 
Wand-  und  Schiefertafel ;  Besprechen,  Nachmachen  im  Takte  in  der  Luft, 
auf  Wand-  und  Schiefertafel;  Korrektur. 

b.  Schreiben: 

1.  Schreiben  der  kleinen  und  grossen  Buchstaben  des  Alphabets.  —  Zuerst 
Vormachen  der  Formenelemente,  dann  der  Buchstaben ;  Besprechen,  Nach- 
bilden in  der  Luft  und  auf  der  Wand-  und  Schiefertafel; 

2.  Schreiben  der  Namen  von  Dingen  in  Ein-  und  Mehrzahl ;  Bilden  von 
kurzen  Sätzen;   Schreiben  diktirter  Wörter  und  kleiner  Sätze; 

3.  Abschreiben,  zu  überwachen ;  nicht  abmalen ! 

4.  Zifferschreiben  von  1 — 10; 

5.  Umsetzen  der  Druckschrift  in  die  Schreibschrift.  Die  Buchstaben  werden 
einzeln  vorgeführt,  vorgeschrieben,  die  geschriebenen  mit  den  gedruckten 
verglichen,  dann  umgesetzt.  —  Für  die  Form  der  Buchstaben  sind  die 
Vorschriften  in  den  obligatorischen  Lehrmitteln  massgebend. 

Im  Sommerhalbjahr  kann  mit  dem  Schreiben  auf  Papier  begonnen  werden. 

NB.  Beim  Schreiben  soll  auf  eine  richtige  Haltung  der  Hand  und  des  Griffels 
(Feder),  sowie  überhaupt  auf  eine  richtige  Körperhaltung  gedrungen  werden, 
dieses  gilt  für  alle  folgenden  Klassen. 

B.  Rechnungsuntern'cht 
Rechnen  im  Zahlenraum  von  1 — 20. 

1.  Anschauliches  Auffassen  der  Zahlbegriffe  1 — 10.  Veranschaulichung  an 
wirklichen,  leicht  überschaubaren  Gegenständen  und  entsprechende  Darstellung 
der  Zahlbegriffe  durch  verschiedene  Realzeichen  (Striche,  Punkte,  Nullen,  Stein - 
chen,  Erbsen,  Hölzchen). 

2.  Die  vier  Operationen:  Zusammenzählen,  Abziehen,  Vervielfachen  und 
Messen  (viele  Übungen  im  Zerlegen),  anschaulich  rein,  mit  benannten  Zahlen 
und  in  praktischen  Beispielen ;  auch  mit  Münzen,  Massen,  Gewichten  und  Zeit- 
einteilung. —  Auf  allen  folgenden  Stufen  entsprechend  erweitert.  —  Die  schrift- 
lichen Übungen  mit  Eealzeichen  und  nach  sicherer  Einprägung  der  Zahlen  — 
mit  Ziffern,  jedoch  nur  rein  und  nach  Art  des  Kopfrechnens. 

3.  Erweitem  der  Zahlenreihen  von  1—20.     (Im  Sommerhalbjahr.) 
Als  Veranschaulichungsmittel  dient  auch  die  Zahlfigurentafel. 
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C.  Gesang. 

Übung  der  Schüler  im  Nachsingen  der  Töne  von  1 — 5 ;  stufen-  und  sprung- 
weise Tonfolge.  Weckung  des  Taktgefühles.  Zweitakt  mit  Einheiten.  Aus- 
wendiglernen einiger  Liedchen  über  diesen  Stoff.  Es  sollen  auch  Übungen  und 
Liedchen,  mit  Auftakt  beginnend,  zur  Ausführung  kommen. 

2.  Klasse. 

Vorherrschende  Anwendung  der  Schriftsprache. 

A.  Sprachunterricht 

1.  Mundliohe  Spraohübnngen. 

a.  und  b.  wie  in  der  ersten  Klasse,  jedoch  mit  etwelcher  Erweiterung.  An- 
wendung und  Einübung  aller  Grundformen  des  einfachen  Satzes;  Übung  des 
erweiterten  Satzes.  Anwendung  des  letztem  bei  der  Besprechung  einzelner 
Gegenstände. 

c.  Bein  lautirtes  Nacherzählen  behandelter  Erzählungen.  Hersagen  kleiner 
Sprüche  und  Gedichte. 

d.  Kenntnis  der  Buchstaben,  Namen,  Buchstabiren  ist  besonders  zu  üben.  — 
Übungen  im  Trennen  der  Wörter,  in  Dehhung  und  Schärfuug. 

e.  Unterscheidung  des  Gegenstands-  und  Eigenschaftswortes. 

/.  Besprechen  und  Erklären  von  25 — 30  Musterstttcken  im  11.  Sprachbüchlein. 
Auszüge  (mündlich)  aus  Erzählungen. 

2.  Lesen. 

a.  Lesen  der  im  Anschauungsunterrichte  behandelten  Wörtergruppen  und 
der  darüber  gebildeten  Sätze. 

b.  Rein  lautirtes  Lesen  von  etwa  25 — 30  Sprachmust^rstücken,  welche  vorher 
mündlich  behandelt  worden.    Sicheres,  rein  lautirtes  Lesen  ist  anzustreben. 

c.  Chorlesen  zum  Zwecke  reinen  Lautirens  und  sinngemässen  Betonens. 
Schultou  sehr  zu  meiden. 

8.  Sdhreibeni 

a.  Schreiben  der  Namen  jener  Gegenstände,  welche  im  Anschauungsunter- 
richte behandelt  worden  sind.    Ein-  und  Mehrzahl. 

b.  Schreiben  einfacher  und  zusammengezogener  Sätze,  welche  in  den  for- 
mellen Sprachübungen  behandelt  wurden. 

c.  Schreiben  nach  Diktaten  (viel  zu  üben). 

d.  Beschreibungen  im  Umfange  von  2 — 5  Fragen,  vorbereitet  durch  den 
Anschauungsunterricht. 

Besondere  Übungen  im  Schönschreiben.  Vierlinirte  Hefte.  —  Ele- 
mentarübungen begleiten  das  Schreiben  der  kleinen  und  grossen  Buchstaben  der 
deutschen  Kurrentschrift.  —  Vorschreiben  auf  der  Wandtafel,  Besprechen,  Takt- 
schreiben und  Korrigiren.  Anwenden  in  Silben  und  Wörtern.  —  Zifferschreiben 
1—100. 

B.  Rechnungsunterricht 
Rechnen  im  Zahlenraum  von  1 — 100, 

a.  Anschauliches  Auffassen  der  Zahlen,  wie  im  ersten  Zahlraum. 

b.  Der  vier  Operationen  mündlich  und  schriftlich. 

c.  Zu-  und  Abzählen  von  ein-  und  zweistelligen  Zahlen,  mündlich  und  schrift- 
lich (1 — 9),  Messen  mit  den  Grundzahlen  (1— §.  Das  schriftliche  Rechnen  mit 
Realzeichen  (so  weit  es  nötig  ist)  und  Ziffern  (rein)  nach  Art  des  Kopfrechnens. 
Benutzung  der  Rechnnngstafel  für  das  Zuzählen  und  Abziehen  (Abzählen).  Me- 
thode :  nach  Operationen.   Veranschaulichnngsmittel :  besonders  der  Zählrahmen. 
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d.  Vervielfachen  und  Teilen  (Messen)  im  Umfange  des  kleinen  Ein-mal-eins. 

e.  Viele  Übungen  (mündlich  und  schriftlich)  im  Ein-mal-eins. 

/.  Einführung  in  die  Kenntnis  der  Münzen,  Masse  und  Gewichte,  unter  Vor- 
weisung derselben,  soweit  es  der  Zahlraum  von  1—100  zulässt. 

g.  Das  mündliche  Bechnen  soll  überhaupt  auf  dieser  und  den  folgenden 
Stufen  das  schriftliche  Rechnen  vorbereiten. 

C.  Gesang. 

Gehörübnngen  über  sechs  Töne  im  Zwei-  und  Dreitakt  mit  Einheiten,  auch 
mit  Auftakt  beginnend,  —  in  stufen-  und  spiiingweiser  Tonfolge. 

Taktiren  zu  jenen  Liedern,  welche  im  Zwei-  und  Dreitakt  eingeübt  werden. 

Unterscheiden  der  gewonnenen  Töne  nach  ihrem  Abstände  vom  Haupttone. 

Eine  Anzahl  gut  gewählter  Schulkinder  sollte  fleissig  eingeübt  werden  zur 
Pflege  und  Hebung  eines  A-Öhlichen  Kinderlebens. 

3.  Klasse. 
Die  Schriftsprache  ist  Schalsprache. 

A.  Sprachunterricht. 

1.  Mündliche  Spraohnbnngen. 

a.  Eingehendere  Besprechung  von  Gegenständen  aus  dem  Umkreise  der 
Gemeinde  —  Dorf,  Strassen,  Wiesen;  Wald,  Berg,  Tal,  Gewässer ;  Pflanzen  und 
Tiere.  Menschliche  Beschäftigungen  und  diesbezügliche  Orte  oder  Einrichtungen : 
Kirche,  Schulhaus,  Werkstätten,  Mühlen,  Sägemühlen,  Fabriken  u.  s.  w.  —  Zu- 
sammenfassen der  Urteile  zu  kleinem  Beschreibungen  unt^r  Anwendung  des 
einfachen,  des  einfach  erweiterten,  des  zusammengezogenen  und  zusammen- 
gesetzten Satzes  zur  Ausbildung  eines  sichern  Sprachgefihls.  Anwendung  der 
Frageform.  —  Eintönigkeit  ist  zu  meiden. 

Im  Sommerhalbjahr  kommen  aus  der  Heimatskunde  zur  Behandlung:  die 
Himmelsgegenden,  Grundplan  des  Schulhauses,  dessen  nächste  Umgebung ;  Dorf, 
Dorfgelände;  Talgelände,  Bergabhänge;  Gemeinde:  Plan  und  Bevölkerung  der- 
selben, Beschäftigung  der  Bewojiner.  —  Entsprechende  Darstellung  durch  Zeich- 
nung. —  Zur  Weckung  und  Belebung  der  Vaterlandsliebe  werden  einige  gute 
Geschichtsbilder  aus  der  Vaterlandsgeschichte  vorerzählt  und  von  den  Schülern 
nacherzählt. 

h,  Behandlung  von  25—30  Sprachmusterstücken  aus  dem  lU.  Sprachbüchlein 
zur  Förderung  des  richtigen  Verhaltens  der  Kinder  gegen  Gott,  die  Mitmenschen, 
besonders  die  Eltern  —  und  die  Natur,  sowie  zur  Bildung  der  Sprachkraft.  Die- 
selben sollen  gut  vorerzählt,  dann  gut  vorgelesen,  nacherzählt,  logisch  betrachtet 
und  gelesen  werden. 

c.  Auswendiglernen  und  Vortragen  von  Sprüchen  und  kleinen  Gedichten. 

d.  Vortragen  kleinerer  Lesestücke  im  Chor. 

e.  Geläufiges  Erzählen  des  Gelesenen,  Zusammenfassen  der  Erzählung  in 
einige  Sätze.  —  Die  Erzählungen  sind  in  der  Mundart  und  Schriftsprache  vor- 
zutragen.   Es  ist  besonders  auf  richtiges,  rein  lautirtes  Sprechen  zu  achten. 

/.  Wiederholung  der  bisherigen  sprachlichen  Belehrungen.  —  Buchstabir- 
übungen;  Trennung  der  Wörter;  Dehnung  und  Schärfung.  Anwenden  der  ge- 
bräuchlichsten Satzzeichen.  Unterscheidung  des  Tat-  und  persönlichen  Für- 
wortes.   Kenntnis  der  drei  Hauptzeiten. 

g.  Anfertigung  ganz  kleiner  Briefe  (im  Sommerhalbjahr). 

2,  Lesen. 

a.  Bichtiges,  rein  lautirtes,  geläufiges  Lesen  der  AVörter  und  Satzgruppen, 
wie  auch  der  darüber  gebildeten  Sätze. 
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b.  Lesen  einfacher  Erzählungen  in  prosaischer  und  poetischer  Form,  sowie 
auch  von  Beschreibungen. 

c.  (Im  Sommerhalbjahr)  Lautrichtiges,  mechanisch  geläufiges  und  sinn- 
gemässes Lesen  der  Sprachmuster  stücke,  sowie  der  angefertigten  schriftlichen 
Arbeiten. 

d.  Übungen  im  Chorlesen. 

3.  Sohreiben.  i) 

Übungen  im  Gedankenausdrucke,  a.  Schreiben  der  Grundformen  des 
zusammengezogenen  und  zusammengesetzten  Satzes,  vorbereitet  durch  den  An- 
schauungsunterricht. Erzähl-  und  Fragesatz,  Ein-  und  Mehrzahl.  —  Schreiben 
zusammengesetzter  Sätze.  Der  Inhalt  ist  aus  den  Anschauungsübungen  und 
Sprachmusterstücken  zu  nehmen. 

b.  Anfertigung  von  einfachen  Beschreibungen,  Vergleichungen,  Umschrei- 
bungen im  Anschluss  an  den  Anschauungsunterricht  und  Lesestoff.  Bei  Be- 
schreibungen ist  die  Heimatskunde  besonders  zu  berücksichtigen. 

c.  Im  Anschlüsse  an  die  Lesestücke:  Umbilden  derselben  in  Hinsicht  auf 
Personen  und  Zahl. 

d.  Diktir-  und  Rechtsclireibübungen.  Schreiben  von  Wörtern  mit  gedehnten 
und  geschärften  Helllauten.  Schreiben  der  Ding-,  Eigenschafts-,  Geschlechts-. 
Tat-  und  persönlichen  Fürwörter.  —  Die  Dingwörter  lasse  man  mit  dem  Ge- 
schlechtsworte, bisweilen  auch  mit  einem  beigefugten  Eigenschaftsworte  in  den 
I.  Fall  Einzahl  und  Mehrzahl  setzen. 

e.  Anfertigung  kleiner  Briefe  (im  Sommerhalbjahr). 
Schönschreiben.    Wie  in  der  2.  Klasse;  gesteigerte  Forderungen. 

B.  Rechnungsuntem'cht 
Rechnen  im  Zahlenraum  von  1 — 1000. 

a.  Zerlegen  der  Zahlen.  —  Einübung  des  Ein-mal-eins  und  des  Ein-in-eins 
bis  zur  vollständigen  Sicherheit  und  Fertigkeit. 

b.  Anwendung  in  verschiedenen  Au%aben. 

c.  Anschauliche  Entwicklung  der  /2  und  /4.    Addiren  und  Subtrahiren. 

d.  Erweiterung  des  Zahlraumes  bis  1000  durch  Hinzufügen  und  Wegnehmen 
des  100,  dann  des  10  und  endlich  des  1,  letzteres  bei  Übergängen  von  einem 
Hundert  in  das  andere. 

e.  Kopfrechnen  selbständig  neben  dem  Zifferrechnen.  Die  4  Operationen 
nacheinander,  dann  auch  mit  einander  verbunden. 

/.  Schriftliches  Rechnen,  das  nun  eigentliches  Zifferrechnen  ist;  die  4  Spezies. 
Die  praktischen  Beispiele  sind  nicht  nach  dem  Inhalte,  sondern  nach  Operationen 
zu  ordnen.  Resolviren  und  Reduziren.  Das  schriftliche  Rechnen  wird  jeweüen 
in  methodischer  Weise  durch  das  Kopfrechnen  vorbereitet. 

Methode:  Nach  Operationen  mit  reinen  und  benannten  Zahlen.  —  Veran- 
schaulichungsmittel :  der  zerlegbare  Tausenderwürfel. 

C.  Zeichnen. 

a.  Winterhalbjahr.  Es  werden  mit  dem  Griffel  (Bleistift,  Feder)  auf  die 
Tafel  (Papier)  in  ein  Punktnetz  gezeichnet  Linien  in  wagrechter,  senkrechter 
und  verschiedener  schiefer  Lage,  dann  Winkel,  Drei-  und  Vierecke,  leichte 
netzförmige  Figuren  und  Geräte,  überhaupt  die  einfachsten  symetrischen  Figuren. 

*)  spätestens  von  der  8.  Klasse  an  soll  —  mit  j?ater  schwarzer  Tinte  —  vorherrschend 
auf  Papier  geschrieben  werden.  Die  Lineatur  entspreche  derjenlgren  der  Schönschreibhefte 
tVxr  die  betreffende  Klasse.  Alle  Eintragungen  Ins  Heft  sind  zu  aatiren.  Am  .4n&n^  and 
am  Ende  des  Schuljahres  soll  jeder  Schüler  eine  besondere  Probeschrift  anfertigen.  Die  be- 
zügliche Sammlung  ist  im  Schularchiv  aufzubewahren.  Die  Führung  der  sogenannten  Rein- 
hefte ist  untersagt. 
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Der  Lehrer  zeichnet  unter  erklärender  Besprechung  an  der  Tafel  vor,  die  Schtller 
zeichnen  nach.  Die  Übungen  werden  oft  auch  taktmässig  betrieben.  (Hutter. 
1.  und  2.  Heft,  neueste  Auflage.) 

h.  Sommerhalbjahr.  Übungen  im  Zeichnen  des  Quadrates,  Rechteckes; 
Mosaikbilder  in  quadratischen  Netzformen;  Übung  der  Prismenlinien.  Erfinden 
gerad-  und  krummliniger  Figuren,  erst  mit,  dann  ohne  Netz.  (Hutter,  9.  Heft.) 
Das  Zeichnen  geschieht  vorherrschend  auf  Papier,  ebenso  in  den  folgenden 
Klassen. 

D.  Gesang. 

Gehörnbungen  über  das  rhythmische  Messen  im  3-  und  4-Takt,  mit  zwei  und 
drei  zusammengezogenen  Einheiten,  über  das  rhythmische  Teilen  (2  Einheiten 
auf  1  Schlag)  im  2-  und  3-Takt. 

Übungen  im  Treffen  und  Unterscheiden  des  Tones  im  bisherigen  Tonumfange. 
Ausführung  auf  verschiedener  Tonhöhe  zur  Erweiterung  des  Stimmumfanges.  — 
Leseübungen.    Haupttonsitz  auf  der  1.  Linie.  —  Schulgesangbuch  §  1 — 10. 

Das  Taktiren  wird  fortgesetzt  und  in  allen  folgenden  Klassen  geübt. 

Die  Gehörübungen  dieser  Stufe  sind  im  Chor,  die  Übungen  im  TreflFen  teils 
im  Chor,  teils  einzeln  durchzuführen,  ebenso  das  Unterscheiden  des  Tones.  Die 
Leseübungen  werden  vorerst  nur  einzeln  und  dann  im  Chor  ausgeführt. 

Einübung  einiger  leichter  ein-  und  zweistimmiger  Lieder. 

4.  Klasse. 

A.  Sprachuntem'cht 

L  Mündliche   Sprachübungen. 

L  Behandlmig  von  Lesestoff. 

a.  Betrachten  von  20 — 25  gediegenen,  teils  prosaischen,  teils  poetischen 
Sprachmusterstücken  (Erzählungen,  Beschreibungen  und  Briefe)  zur  Förderung 
allseitiger  Bildung,  wie  auch  zur  Veranschaulichung  von  verschiedenen  Arten 
der  Sprachdarstellung  und  Verwertung  des  Inhaltes  zu  verschiedenen  Übungen 
im  mündlichen  und  schriftlichen  Gedankenausdrucke.  Bei  der  Behandlung  ist 
auf  richtiges  Verständnis  zu  dringen,  jedoch  unter  Vermeidung  jeder  Weit- 
schweifigkeit und  unnötiger  Erklärungen  und  Definitionen. 

b.  Erklären  einiger  Sprichwörter. 

c.  Einprägen  und  Vortragen  von  prosaischen  und  poetischen  Musterstücken 
und  Liedertexten. 

d.  Umbilden  von  Lesestücken  nach  Person,  Zahl  und  Zeit. 

2.  Bpraohlehre. 

Unter  Beschränkung  auf  das  leicht  Verständliche  und  praktisch  Wichtige : 

o.  Unterscheiden  des  Hauptsatzes;  Dehnung,  Schärfung,  Grossschreiben. 
Kenntnis  des  Geschlechts-,  Ding-,  Tat-,  Eigenschafts-  und  persönlichen  Für- 
wortes. Der  Kenntnis  des  Fürwortes  ist  besonders  Aufmerksamkeit  zu  schenken. 
(Du  und  Ihre,  Eure,  Er,  Sie,  Ihnen  n.  s.  w.) 

b.  Hinweis  auf  Wortbildung  und  Zusammensetzung.  Aufsuchen  von  Bei- 
spielen in  Lesestücken. 

c.  Kenntnis  des  einfachen  Satzes  in  Bezug  auf  Satzbau,  Wortarten,  Bie- 
gungs-  und  Aussageformen,  Vorführen  von  Musterbeispielen,  Betrachten  der- 
selben, Nachbilden  ähnlicher.  Aufsuchen  in  Sprachmusterstücken,  wodurch  ge- 
gebene Belehrungen  zum  sichern  Eigentum  des  Schülers  werden  (4. — 6.  Klasse). 

d.  Vielfache  Übungen  bis  zur  sicheni  Beherrschung  der  vorgeführten  Sprach- 
formen. 
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n.  Lesen. 

Das  Lesen  besteht  in  fortgesetzten  Übungen  im  richtigen,  fertigen,  dent- 
lichen  und  sinngemässen  (nicht  Schulton)  Lesen.  Besondere  Aufmerksamkeit  ist 
dem  Lesen  (nicht  Herunterleiern)  der  Gedichte  zu  schenken. 

IIL  Schreiben. 
Übungen  im  Gedankenatisdrucke, 
Sie  bestehen:    a.  Im  Schreiben  behandelter  Sätze. 

b.  Im  freien  Wiedergeben  behandelter  Sprachstücke  zur  Förderung  richtiger 
Schreibung  und  Zeichensetzung. 

c.  Im  Umbilden  derselben  nach  Zahl,  Geschlecht,  Person  und  Zeit 

d.  Im  Zusammenfassen  des  Inhaltes  besprochener  Lesestncke,  wie  auch  im 
Umschreiben  von  Gedichten  und  Sprüchen.  Umsetzen  kleiner  Gedichte  aus  der 
Volks-  in  die  Schriftsprache.  Schreiben  des  Inhaltes  eines  Lesestückes  nadi 
darüber  aufgestellten  und  an  die  Wandtafel  geschriebenen  Fragen. 

e.  Im  Nachbilden  von  Beschreibungen  und  Erzählungen  nach  gegebenem 
Schema  oder  Musterstück. 

/.  Viele  Übungen  im  Briefschreiben.    Postkarte. 

g.  Fortsetzung  der  Rechtschreibübungen. 

h.  Diktate. 

IV.  Schönschreiben. 

Hefte  mit  einer  Linie  (mit  drei  Linien  für  die  Ungeübten).  Finger-,  Hand- 
und  Armübungen  begleiten  immer  noch  das  Schreiben  der  Buchstaben.  —  Es 
ist  darauf  zu  achten,  dass  nicht  gerade  viel,  dagegen  aber  recht  schön  ge- 
schrieben werde.    Nachhilfe  von  seite  des  Lehrers. 

B.  Rechnungsuntem'cht 
Rechnen  im  unbegrenzten  Zahlraum, 

«.  Wiederholung  des  anschaulichen  Rechnens  von  1 — 1000. 

b.  Anschauliches  Auffassen  der  Zahlen.  Erweitern  des  Zahlraumes  durch 
Hinzufügen  von  1000,  von  100,  von  10  und  1  zu  1000.  Schreiben  mehrstelliger 
Zahlen. 

c.  Kopfrechnen  im  Dienste  des  Züferrechnens  (jede  neue  Art  von  Aufgaben 
wird  mit  Kopfrechnen  eingeleitet).  Zifferrechnen  mit  reinen  Zahlen,  festeres 
Einprägen  der  4  Spezies.  Der  Dreisatz  mit  geradem  und  umgekehrtem  Ver- 
hältnis in  ausführlicher  Form  (mit  Ansatz,  Lösung  und  Beweis).  —  Die  prak- 
tischen Beispiele  sind  inhaltlich  geordnet  zu  behandeln. 

d.  Anschauliche  Entwicklung  der  ls  und  /g.  Addiren  und  Subtrahiren.  Die 
Elemente  des  Bruchrechnens  werden  zur  bessern  Einübung  öfters  wiederholt. 

C.  Vater/andskunde. 

a.  Erweiterung  der  Heimatskunde  behufs  Einführung  in  den  eigentlichen 
geographischen  Unterricht. 

b.  Anleitung  zum  Verständnis  der  Karte. 

c.  Beschreibung  des  Kantons  Luzem  im  allgemeinen.  Bodengestaltung, 
Ämter,  Gerichtskreise,  Hauptorte  u.  s.  w. 

d.  Aus  der  Geschichte:  Chronologisch  geordnete  Kultur-  und  Kriegsbilder 
aus  der  Schweizergeschichte  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Entstehung  der 
schweizerischen  Eidgenossenschaft. 

D.  Zeichnen. 

Teilung  der  Linien,  Zeichnen  von  Winkeln,  Dreiecken,  Vier-  und  Vielecken, 
symetrische  Grund-  und  Schildformen.    (Punktsystem  Hutter,  4.  Heft.) 
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£.  Gesang. 

DnrchfOhrang  der  Tonleiter  in  Gehör-,  Treff-,  Tonnnterscheidungs-  nnd 
Leseübnngen.  Haupttonsitz :  erste  Linie  des  fünflinigen  Systems.  Geschärfter 
Bhythmns.  Anwendung  des  2-,  3-  und  4-Taktes.  Ein-  und  zweistimmige  Lieder. 
Gesangbuch  §  10—17. 

F.  Turnen. 
Siehe  6.  Klasse. 

5.  Klasse. 
A.  Sprachunterricht. 

L  Mündliche  Sprachübungen. 
L  BehandlvTig  toh  Lesestoffen. 

a.  Einlässliches  Behandeln  von  20—25  Sprachmusterstücken  prosaischer  und 
poetischer  Form.  Auf  dieser  Stufe  soll  eine  angemessene  Zahl  von  poetischen 
Stücken  behandelt  werden ;  gut  auswendig  lernen  und  mit  Verständnis  vortragen. 
Alle  sprachlichen  Hauptgattungen  finden  ihre  Vertretung. 

h.  Behandeln  einiger  Sprichwörter. 

2.  Spradhlehre. 

a.  Wiederholung  des  früher  Gelernten.    Siehe  4.  Klasse  a,  b,  c  und  d. 

b.  Unterscheiduug  von  Haupt-  und  Nebensätzen.  Kenntnis  des  erweiterten 
Satzes  in  Bezug  auf  Satzbau, .  Wortarten,  Biegungs-  und  Aussageformen. 

c.  Aus  der  Wortbildungslehre:  die  Ableitung. 

d.  Belehrungen  über  Orthographie  und  Zeichensetzung. 

e.  Festes  Einprägen  der  verschiedenen  Zeitformen  an  Zeitwörtern  der 
schwachen  und  starken  Konjugation. 

IL  Lesen. 
Wie  in  der  4.  Klasse,  mit  gesteigerten  Anforderungen. 

IIL  Schreiben. 
1.  Übungen  im  Oedankenanedrnoke. 

a.  Wie  auf  der  vorigen  Stufe.  Nachschreiben  und  Umbilden  sowie  freies 
Niederschreiben  von  Lesestücken  mit  erhöhten  Anforderungen.  Anfertigen  von 
Erzählungen,  Beschreibungen  und  besonders  von  Briefen  (bei  letztern  alles 
Schablonenhafte  vermeiden).  Erzählung  selbsterlebter  Begebenheiten ;  Beschrei- 
bung von  Vorgängen  und  Beschäftigungen  des  täglichen  Lebens. 

6.  Fortsetzung  der  Diktirübungen  mit  besonderer  Berücksichtigung  der 
Dehnung,  Schärfung  und  Verdopplung. 

2.  Übnngen  im  Sohonsohreiben. 

a.  Einübung  der  kleinen  und  grossen  Buchstaben  der  französischen  Schrift 
in  stufenweiser  Folge  (Hefte  mit  4  Linien).    Anwendung  in  Wörtern. 

b.  Fortgesetzte  Übung  in  der  deutschen  Schrift  (Rechtschreiben). 

B.  Rechnungsunterricht. 

a.  Einlässliche  Wiederholung  des  Rechnens  mit  den  4  Operationen. 

b.  Anschauliches  Rechnen  mit  gemeinen  Brüchen :  I2,  /s,  Uj  ki  Uj  h,  k  nnd 
/lo  nach  Operationen  fortschreitend,  mit  reinen  und  benannten  Zahlen ;  Ableiten 
und  Einprägen  der  nötigsten  Regeln.    Praktische  Aufgaben. 

c.  Dreisatz-Rechnungen,  vorerst  noch  in  ausführlicher  Form.  Der  Bruchsatz. 

d.  Fortgesetzte  Übungen  im  Kopfrechnen. 
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e,  Behandlung  der  einfachen  Zinsrechnungen. 

/.  Raumlehre :  die  gerade  Linie,  verschiedene  Richtungen  derselben ;  Messen, 
Schätzen  nach  Augenmass,  welches  immer  geprüft  wird.  —  Kenntnis  der  gesetz- 
lichen und  üblichsten  Längenmasse. 

Das  Quadrat  und  Rechteck :  Messen  und  Berechnen ;  Kenntnis  und  Anwen- 
dung der  gesetzlichen  und  üblichen  Quadratmasse. 

C.  ¥ateHandskunde. 

1.  Gbographie. 

a.  Kanton  Luzern,  Wiederholung.     Siehe  4.  Klasse. 

6.  Beschreibung  der  Schweiz  im  allgemeinen.  —  Verwertung  eigentümlicher 
Einzelbilder.  Anfertigung  einer  einfachen  Schweizerkarte  (Berge,  Flüsse,  Seen, 
Schweizergrenze  und  Kantonsgrenzen,  Hauptorte). 

2.  Odsdhiolite. 

a.  Chronologisch  geordnete  Bilder  ans  der  Schweiz ergeschichte  mit  beson- 
derer Berücksichtigung  der  VIII  alten  Orte,  soweit  möglich  im  Anschluss  an 
hervorragende  Persönlichkeiten. 

h,  Belehrung  über  die  Gemeinde  Verfassung  (Gemeinderat,  Betreibungsbeamte, 
Zivilstandsbeamte,  Friedensrichter  u.  s.  w.). 

D.  Zeichnen. 

Erklärung  über  Licht  und  Schatten  und  Anwendung  der  Schattenlinien  an 
geradlinigen  Darstellungen  einfacher  Gegenstände;  schraffirte  Mosaikbilder  in 
quadratischer  Netzform,  ornamentale  Grundformen.  (Punktsystem  Hutter,  5.  Heft.) 

E.  Gesang. 

Gehörübungen  über  die  zufälligen  Töne,  Tonunterscheidungs-  und  Treff- 
übungen über  die  Tonleiter. 

Leseübungen  über  die  Transpositionen ;  Singen  in  allen  Haupttonstellungen. 

Die  Tonbildungsttbungen  treten  in  den  Vordergrund.  Gesangbuch  §  17—36. 

Die  in  demselben  enthaltenen  Übungen  sind  selbstverständlich  nicht  aus- 
wendig zu  lernen.  Auch  ist  es  nicht  nötig,  alle  einem  §  beigeordneten  Lieder 
durchzuführen.  Tieferes  Erfassen  und  möglichst  schönes  Darstellen  der  Lieder 
sei  die  Hauptaufgabe. 

F.  Turnen. 
Siehe  6.  Klasse. 

6.  Klasse. 

A.  Sprachunterricht 

1.  Mündliolie  Spr&ohnbiiiigeiii 

a.  Behandlung  von  Lesestoff.  Wie  auf  der  vorigen  Stufe.  Behand- 
lung von  20 — 25  Musterstücken  des  Lesebuches  zur  Förderung  der  Greistes-  und 
Sprachbildung.  Wiederholen  und  Auswendiglernen  ist  besonders  zu  pflegen. 
Freier  Vortrag  von  Gedichten. 

b.  Sprachlehre.  Allgemeine  Kenntnis  des  zusammengesetzten  und  za- 
sammengezo^enen  Satzes  in  Bezug  auf  Satzbau,  Wortarten  und  Biegungsformen. 
Analytische  Übungen  an  behandelten  Lesestücken  zur  Beförderung  der  Sprach- 
kenntnis und  Befestigung  der  bisher  behandelten  Sprachformen.  —  Wortbildungs- 
lehre wie  in  der  4.  und  5.  Klasse. 

c.  Belehrungen  und  Übungen  über  Zeichensetzung  und  Orthographie. 

<?.  Belehrung  und  Anleitung  zur  Anfertigung  von  Geschäftsaufsätzen 
(Quittung,  Schuldschein,  Bestellschein,   Bürgschein  u.  s.  w.)  zur  Führung  eines 
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Hanshaltnngsbaches  nnd  Ausstelinng  von  Eechnnngen.  Das  Notwendigste  über 
Bachfiihrnng. 

2.  Lesen. 

Wie  in  der  5.  Klasse.  Vollendete  Fertigkeit  in  Aussprache  und  Betonung 
ist  anzustreben. 

3.  Sohreibon. 

a.  Übungen  im  schriftlichen  Gedankenausdrucke.  Fortgesetzte 
Übungen  im  Zusammenfassen  des  Inhaltes,  Umbilden  und  freiem  Niederschreiben 
von  Lesestücken,  im  Anfertigen  von  Beschreibungen,  Briefen,  Telegrammen, 
Inseraten  und  Geschäft-saufsätzen,  sowie  einer  kleinen  Buchhaltung,  Anlage  einer 
Sammlung  von  Geschäftsaufsätzen. 

b.  Weitere  Übungen  im  Schönschreiben.  Die  deutsche  und  fran- 
zösische Schrift  (auf  eine  Linie)  im  Dienste  des  Rechtschreibens  u.  s.  w. 

B.  Rechnungsuntem'cht. 

a.  Wiederholung  des  Vorigen.    Siehe  5.  Klasse  h,  c,  e  und  /. 

h.  Fortsetzung  des  Bruchrechnens.  —  Darstellung  des  Dezimalbruches,  Ver- 
wandlung der  gemeinen  Bruche  I2,  {4,  '5  und  Ig  in  Dezimalbrüche,  Verwandlung 
der  Dezimalbrüche  in  gemeine  Briiche.  —  Auswendiglernen  der  /2,  '4.  '5,  Ig  und 
(3  in  dezimaler  Form  (0,25,  0,125  u.  s.  w.).  —  Reines  und  angewandtes  Rechnen 
mit  Dezimalbrüchen  in  allen  vier  Operationen. 

c.  Darstellung  des  Dezimalbruches  als  einer  besondem  Ordnung  des  Zehner- 
systems. Z.B.  11;  1,1;  0,11;  0,011  u. s.  w.  -  Verwandlung  der  gemeinen  Brüche 
überhaupt  in  Dezimalbrüche.    Prozentrechnungen. 

d.  Lösung  vermischter  praktischer  Aufgaben;  Dreisatzrechnnngen ;  Vielsatz; 
die  bürgerlichen  Rechnungsarten. 

e.  Fortgesetzte  Übung  im  Kopfrechnen. 

/.  Raumlehre:  Dreieck,  unregelmässiges  Viereck,  Kreislinie.  Messen  und 
Berechnen  des  Würfels  und  des  Prismas.  (Kreisfläche,  Zylinder.)  Kenntnis  der 
gesetzlichen  und  üblichsten  Körpermasse.  —  Praktische  Aufgaben. 

C.  Vater/andskunde. 

1.  G-eographie. 

a.  Gründliche  Wiederholung  der  Schweizergeographie. 

b.  Einige  Aufschlüsse  über  die  Gestalt  der  Erde  und  die  Verteilung  von 
Land  und  Wasser;   Einteilung  der  Erdoberfläche. 

Anmerkung.  Zur  Erwerbung  von  Kenntnissen  aus  der  Naturkunde  bieten 
das  Lesebuch  und  Realbuch  genügenden  Stoff,  jedoch  soll  derselbe  beim  Sprach- 
unterrichte verwertet  werden.    Leseübungen,  Stoff  zu  schriftlichen  Arbeilen. 

2.  Oesohiohte. 

a.  Schweizergeschichte  seit  den  Burgunderkriegen  bis  auf  die  neueste  Zeit. 

b.  Schweizerische  Verfassungskunde  in  kurzen  Umrissen.  Im  Anschlüsse 
daran  Belehrungen  über  die  staatlichen  Einrichtungen  des  Kantons  Luzern. 

Methode  (für  die  4.,  5.  und  6.  Klasse):  Vorerzählen,  Inhaltsent^dcklung, 
Lesen,  Nacherzählen.  Verständnis  und  Einprägung  ist  zu  fördern  durch  Bilder, 
Lieder,  Dichtungen  u.  s.  w.,  sowie  durch  Benutzung  des  bezüglichen  Stoffes  zu 
schriftlichen  Arbeiten.    (Briefform  ausgeschlossen.) 

D.  Zeichnen. 

Zeichnen  des  Kreises  und  der  Vielecke,  der  Rosette  in  den  Kreis,  einfache 
Flachomamente,  wobei  besonders  die  Schlangenlinie  vertreten  ist;  gewerbliche 
Werkzeuge  und   Gegenstände  in  geometrischer  Ansicht,   vorzüglich  nach  der 
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Natur.    (Auswahl  aus  Hutter,  6.  und  7.  Heft.)    Versuche  im  Vergrössem   und 
Verkleinern.    Vorzeichnen  des  Lehrers.    Grosse  Wandvorlagen. 

£.  Gesang. 

Ühungen  in  der  Tonhildung.    Gesanghuch  §  36 — 56. 

Tonunterscheidungs-  und  TrefFabungen  über  die  zufälligen  Töne.  Einführung 
der  absoluten  Benennung;  Schlüssel  und  Vorzeichen.  Leseübungen  und  Bilden 
der  Tonleiter  nach  dem  absoluten  System. 

Übungen  und  Lieder  Über  zufällige  Töne.  Zwei-  und  dreistimmiger  Gesang. 
Fortsetzung  der  Elementarmusiklehre;  Kenntnis  der  verschiedenen  Stimmen. 

F.  Turnen, 

Der  Turnunterricht  ist  zu  erteilen  nach  Anleitung  und  Massgabe  der  „Tum- 
schule  für  den  militärischen  Vorunterricht  der  schweizerischen  Jugend",  in  der 
Meinung,  dass  über  die  darin  verlangten  Minimalforderungen  hinausgegangen 
werden  darf.  Zur  Erreichung  einer  zweckmässigen  Abwechslung  werden  in  der 
1.— 3.  Klasse  leichte  Ordnungs-  und  Freiübungen,  im  Sommer  auch  Spiele,  unter 
die  übrigen  Fächer  in  ganz  kurzen  Lektionen  eingereiht.  —  Der  eigentliche 
Turnunterricht  beginnt  mit  der  4.  Klasse. 

Für  die  Gerätübungen  sind  in  erster  Linie  anzuschaffen:  ein  Spnngel  mit 
Sprungseil  und  zwei  Sprungbrettern  und  Stäbe  (von  Eisen  oder  Holz)  von  ein 
Meter  Länge. 

G.  Weibliche  Arbeiten. 

Siehe  den  bezüglichen  Lehrplan  für  die  Arbeitsschulen. 

Allgemeines  über  den  Gesang. 

In  der  ersten  und  zweiten  Klasse  ist  auBSchliessIich  nach  dem  Gehör  zu 
singen,  hauptsächlich  Chorsingen. 

Für  den  Unterricht  im  Singen  nach  Noten  diene  als  Grundlage  das  obliga- 
torische Gesanglehrmittel  und  werde  neben  dem  Chorgesange  die  beständisre 
Pflege  des  Einzelgesanges  zur  Sicherung  günstiger  Chorleistungen  berücksichtigt. 
Auf  eine  gute  Aussprache  des  Textes  ist  sehr  wohl  zu  achten. 

Ein  gewisse  Anzahl  von  Liedern  ist  durch  fleissiges  Üben  und  Wiederholen 
zu  einem  bleibenden  Eigentum  der  Schüler  zu  machen.  Mit  dem  Austritte  aus 
der  Schule  sollen  die  Schüler  folgende  zehn  Volkslieder  mit  vollständigem  Text 
als  geistiges  Eigentum  inne  haben,  nämlich :  1.  „Üb*  immer  Treu'  und  Redlich- 
keit. 2.  „Goldne  Abendsonne. "*  3.  „Morgenrot."  4.  „Ich  hatt'  einen  Kame- 
raden." 5.  „Von  Ferne  sei  herzlich  gegrüsset."  6.  „So  scheiden  w^ir  mit  Sang 
und  Klang."  7.  „Rufst  du  mein  Vaterland."  8.  „Laue  Lüfte  fühl'  ich  wehen." 
9.  „Lasst  hören  aus  alter  Zeit."     10.  „Trittst  im  Morgenrot  daher." 

Da  die  Melodie  viel  leichter  im  Gedächtnis  haften  bleibt  als  der  Text,  so 
ist  ganz  besonders  darauf  zu  achten,  dass  die  Schüler  den  vollständigen  Text 
auswendig  lernen  und  sich  fest  einprägen. 

Das  Theoretische  ist  mit  gründlicher  Einübung  auf  das  Notwendigste  za 
beschränken.  Es  ist  sehr  zu  wünschen,  dass  von  der  dritten  Klasse  an  auch 
die  Notir Übungen  —  Aufgaben  zur  Selbstbetätigung  aus  dem  Gebiete  des  Ge- 
sanges —  zur  Förderung  der  Selbständigkeit  stufengemäss  und  nach  Massgabe 
der  Zeit  Verwendung  finden. 

Wöchentliche  Unterrichtsstunden  für  Primarschulen  mit  sechs  Jahreskursen. 

1.  Wintarhalbjahr.  ' 
I.  II.  ni.  IV.  V.  VI.  Klasse 

Sprachunterricht  ...      14        12        11  8  8  8  Stunden 

Schönschreiben     ...      —  2  2  2  2  2        „ 

Rechnen       .-...7  6  8  5  5  5., 
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I. 


II. 


Vaterlandskunde 
Zeichnen      .     . 
Gesang    .     .     . 
Turnen    .     .    . 
Beligionslehre 


3 


3 

25 


ID. 

2 
2 

3 


IV. 

4 
2 
2 
2 
3 

28' 


V.  VI.  Klasse 

4  4  Standen 

2  2 

2  2 

2  2 

3  3 


n 


r 


25        25        28        28        28        28  Stunden 

Der  Donnerstag  ist  für  alle  Klassen  frei.   Der  Unterricht  an  Nachmittagen 
kann,  soweit  es  die  Stundenzahl  erlaubt,   auf  2^'2  Standen  beschränkt  werden. 


Religionslehre 
Sprachunterricht 
Schönschreiben 
Rechnen .     .    . 
Vaterlandskunde 
Zeichnen      .    . 
Gesang   .    .    . 
Turnen    .     .     . 


2.  Sommerhalbjahr. 

1.  II.         III. 

3  3  3 

14        12  9 

—  22 

6  7 


6'/i 


VU 


2 
2 


IV. 

3 

7 
2 
5 

3'/2 
l'/2 

2 
2 


V. 

3 

7 
2 

5 

3'/2 

1^2 

2 
2 


VI.  Klasse. 
3  Stunden 
7        . 
2        „ 

5         « 
3^2    „ 

2 
2 


25        25        25        26        26        26  Stunden 

Der  Donnerstag  ist  für  alle  Klassen  frei.  Der  Unterricht  an  Nachmittagen 
kann,  soweit  es  die  Stundenzahl  erlaubt,  auf  2  Stunden  beschränkt  werden.  Für 
die  Schulen  auf  dem  Lande  ist  es  empfehlenswert,  den  Unterricht  an  Nachmit- 
tagen um  1  Uhr  zu  beginnen  und  so  weit  tunlich  um  3  Uhr  zu  schllessen. 

Die  Mädchen  der  zweiten  und  folgenden  Klassen  sind  der  Arbeitsschule 
wegen  —  wo  es  erforderlich  ist  —  wöchentlich  einen  halben  Tag  vom  Primar- 
schulunterricht zu  dispensiren. 

Luzern,  den  29.  September  1892. 

Namens  des  Erziehungsrates, 

Der  Präsident:  Vinzenz  Fischer. 

Der  Oberschreiber:  X.  Schmid. 


12. 6.  Verwaltungsreglement  fOr  den  Lehrmittel  vorlag  des  Kantons  Luzern.    (Vom 
23.  November  1891.)    (Vom  Grossen  Rat  genehmigt  den  17.  Februar  1892.) 

Der  Regierungsrat  des  Kantons  Luzern, 

Mit  Hinsicht  auf  den  Grossratsbeschluss  vom  6.  November  1890  betreffend 
den  Lehrmittelverlag, 

Auf  den  Vorschlag  des  Erziehungsrates, 

beschliesst: 

§  1.     Übergang  an  den  Staat. 

Der  Lehrmittelverlag  geht  wenn  immer  möglich  vor  Anfang  des  nächsten 
Sommerhalbjahres  wieder  an  den  Staat  über.  Das  Geschäftslokal  wird  ihm  vom 
Regierungsrate  angewiesen,  der  auch  den  daherigen  Mietzins  festsetzt.  Das 
gesamte  Geschäftsinventar  hat  der  Verlag  aus  eigenen  Kosten  anzuschaffen, 
desgleichen  hat  er  auch  selbst  filr  Beheizung,  Beleuchtung  und  Reinigung  zu 
sorgen  resp.  hiefiir  eine  angemessene  Entschädigung  zu  leisten.  Behufs  Be- 
schaffung der  für  den  Betrieb  nötigen  Geldmittel  wird  ihm  ein  Konto -Korr  ent- 
Darleihen auf  der  kantonalen  Spar-  und  Leihkasse  gewährt. 

§  2.     Der  Verwalter. 

Die  Verwaltung  des  Lehrmittelverlages  wird  einem  besondern  Beamten  über- 
tragen.  Dieser  wird  auf  den  Vorschlag  des  Erziehungsrates  vom  Regierungsrate 
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gewählt.  Er  hat  eine  Kantion  von  Fr.  2000  bis  5000  zu  leisten.  Seine  Besol- 
dung: ß-llt  zu  Lasten  des  Verlages  und  wird  später  jeweilen  im  Dekrete  über 
die  Besoldung  der  administrativen  Beamten  uud  Angestellten  des  Staates  fest- 
gesetzt. Vorderhand  beträgt  dieselbe,  Entschädigung  für  allfällig  nötige  Aus- 
hilfe inbegriffen,  Fr.  2200  bis  3000.  Der  Verwalter  darf  keine  andere  Beamtung 
oder  sonstige  fix  besoldete  Stelle  bekleiden  und  auch  kein  mit  dem  Lehrmittel- 
verlage  verwandtes  Nebengeschäft  betreiben  oder  auf  seine  Rechnung  durch 
Familienangehörige  betreiben  lassen. 

§  3.     Umfang  des  Geschäftsbetriebes. 

Der  Geschäftsbetrieb  des  Lehrmittel  Verlages  soll  in  erster  Linie,  jedoch 
unter  tunlichster  Beschränkung  des  Monopols,  alle  auf  der  Stufe  der  Volks- 
schule hiesigen  Kantons  obligatorischen  oder  sonst  durchwegs  oder  wenigstens 
vielfach  gebrauchten  Lehrmittel  und  anderweitigen  Schnlmaterialien  umfassen, 
vorderhand  immerhin  mit  Ausschluss  der  fär  die  Arbeitsschülerinnen  erforder- 
lichen Arbeitsstoife  und  Gerätschaften.  Soweit  die  Lehrmittel  und  sonstigen 
Schulmaterialien  auch  fUr  den  Gebrauch  anderer  Schulanstalten,  gleichviel  ob 
innerhalb  oder  ausserhalb  des  Kantons,  geeignet  sind,  können  letztere  ihren 
Bedarf  ebenfalls  aus  dem  Lehrmittelverlage  beziehen  und  zwar  zum  nämlichen 
Preise  wie  die  Lehrer  der  luzernischen  Volksschulen.  Überhin  kann,  wenn 
solche  Anstalten  noch  anderweitige  Bedürfnisse  aus  dem  Verlage  zu  beziehen 
wünschen,  der  Erziehungsrat  den  Verwalter  anweisen,  solchen  Nachfragen  Rech- 
nung zu  tragen. 

Die  vom  Lehrmittelverlage  anzuschaffende  Ware  soll  in  Material  und  Aus- 
rüstung solid,  einfach  und  praktisch  sein. 

Sodann  wird,  sobald  tunlieh,  dem  Verwalter  des  Lehrmittelverlages  auch 
die  Anschaffung  und  die  Abgabe  sämtlicher  Bureaumaterialien  für  die  kanto- 
nalen Verwaltungs-  und  Gerichtsbehörden  übertragen  werden.  Desgleichen  kann 
mit  dem  Verlage  auch  die  Verwaltung  der  amtlichen  Drucksachen  des  Staates 
verbunden  werden. 

§  4.     Lehrmittel kommtssion. 

Innerhalb  der  in  §  3  bezeichneten  Grenzen  steht  der  Entscheid  darüber, 
was  fär  Lehrmittel  und  sonstige  Schulartikel  im  Verlage  gehalten  werden  und 
wie  dieselben  beschaffen  und  ausgerüstet  sein  sollen,  dem  Erziehnngsrate  nnd 
der  unter  seiner  Aufsicht  stehenden  Lehrmittelkommission  zu.  Letztere  be- 
steht aus: 

1.  einem  Mitgliede  des  Erziehuugsrates  als  Präsidenten 

2.  dem  Kantonalschulinspektor  und 

3.  einem  vom  weitern  Vorstande  der  kantonalen  Lehrerkonferenz  jeweilen 
für  einen  Zeitraum  von  zwei  Jahren  zu  wählenden  Vertreter  der  Lehrer- 
schaft. 

Bezüglich  der  Bureaumaterialien  für  die  Behörden  und  der  amtlichen  Druck- 
sachen steht  der  Lehrmittelverlag,  abgesehen  vom  Rechnungswesen,  unter  der 
Leitung  desjenigen  Departements,  dem  das  Kanzleiwesen  unterstellt  ist. 

§  5.    Beschaffung  der  Ware, 

Der  Ankauf  der  Schreib-  und  Zeichnungsmaterialien  und  dergleichen  hat. 
soweit  tunlich,  im  grossen  und  direkt  bei  den  Fabrikanten  zu  geschehen.  Des- 
gleichen soll  der  Verlag  dahin  streben,  dass  er  solche  Bücher  und  sonstige 
Drucksachen,  welche  nicht  auf  seine  Rechnung  erstellt  werden,  sondern  bereits 
ihre  Verleger  haben,  von  diesen  selbst  und  nicht  auf  dem  Wege  des  Kommis- 
sionsbuchhandels erhält. 

Grössere  Druck-  und  Lithographiearbeiten  sind  in  der  Regel  auf  dem  Kon- 
kurrenzwege zu  vergeben. 

Bei  der  Vergebung  der  Buchdrucker-  und  Buchbinderarbeiten,  sowie  der 
Warenlieferungen  sind,  wenn  sich  die  Preisansätze  gleich  hoch  oder  wenigstens 
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nicht  erheblich  höher  stellen^  die  im  hiesigen  Kantone  ansässigen  Gewerbslente 
vor  den  auswärtigen  zu  benicksichtigen. 

§  6.     Verkaufspreis, 

Der  vom  Erziehungsrate  resp.  von  der  Lehrmittelkommission  festzusetzende 
Yerkanfspreis  wird,  so  weit  es  sich  nicht  nm  sogenannte  allgemeine  Lehrmittel 
handelt,  durchschnittlich  um  ungefähr  20  bis  25  ^/o  über  den  Selbstkostenpreis 
erhöht ;  bei  solchen  Lehrmitteln,  welche  nicht  vorwegs  nach  Bedarf,  sondern  in 
einer  für  mehrere  Jahre  ausreichenden  Anzahl  von  Exemplaren  erstellt  werden, 
ist  der  voraussichtliche  Zinsverlust  in  der  Regel  mit  in  Anschlag  zu  bringen. 
Von  dem  Betrage  des  Brutto  Verkaufspreises  erhalten  Lehrer,  Schulbeamte,  Be- 
hörden und  Wiederverkäufer  (Krämer)  einen  Rabatt  von  10%. 

Bei  den  allgemeinen  Lehrmitteln  wird,  abgesehen  von  allfälligem  Zinsver- 
Instzuschlage,  der  Verkaufspreis  bloss  um  ungefähr  10  %  über  den  Selbstkosten- 
preis erhöht  und  es  fällt  bei  diesen  der  Rabatt  weg. 

In  Bezug  auf  die  Abgabe  der  Bureaumaterialien  an  die  kantonalen  Ver- 
waJtungs-  und  Gerichtsbehörden  wird  ein  besonderer  Beschluss  des  Regierungs- 
Tates  das  Nötige  verfügen.  Im  übrigen  gilt  hinsichtlich  des  Verkaufspreises 
solcher  Ware  das  oben  in  Betreff  der  individuellen  Lehrmittel  Gesagte. 

§  7.    Inkasso. 

Lehrer  und  Anstaltsvorsteher,  gleichviel  ob  der  Staat  an  ihre  Besoldung 
einen  Beitrag  zu  leisten  habe  oder  nicht,  sowie  Schulverwalter  und  Behörden 
hiesigen  Kantons  erhalten,  wenn  sie  dies  wünschen  resp.  in  ihren  Bestellbriefen 
hierüber  nichts  bemerken,  die  Ware  auf  Rechnung.  An  anderweitige  Lehrer 
u.  8.  w.,  sowie  an  Wiederverkäufer,  darf  dieselbe  nur  mit  Bewilligung  des  Er- 
ziehungsrates auf  Rechnung  abgegeben  werden. 

Denjenigen  Lehrern,  an  deren  Besoldung  der  Staat  einen  Beitrag  zu  leisten 
hat  und  die  mit  der  Zahlung  noch  im  Rückstande  sind,  wird  der  Betrag  für 
die  von  ihnen  bis  zum  Beginne  des  letzten  Monats  eines  Quartals  bezogene 
Ware  von  der  betreffenden  Quartal besoldung  in  Abzug  gebracht.  Dies  geschieht 
auch  in  dem  Falle,  wenn  die  Besoldung  statt  an  den  betreffenden  Lehrer,  infolge 
einer  Abtretung  oder  einer  Arrestverfügung  an  jemanden  anders  ausbezahlt 
werden  muss. 

An  andere  Schuldner  stellt  der  Verwalter  jeweilen  auf  Schluss  des  Quar- 
tals oder  bei  ganz  geringfügigen  Posten  auf  Schluss  des  Semesters,  in  welchem 
die  Schuld  erwachsen  ist,  eine  Rechnung  aus  mit  der  Mahnung,  den  Betrag 
innert  Monatsfrist  zu  entrichten  resp.  kostenfrei  einzusenden. 

§  8.    Aufsicht, 

Der  Lehrmittelverlag  steht  unter  der  Aufsicht  des  Erziehungsrates  und 
unter  der  Oberaufsicht  des  Regierungsrates. 

Jeweilen  bis  längstens  Mitte  Februar  hat  der  Verwalter  dem  Erziehungs- 
rate eine  auf  den  31.  Dezember  abzuschliessende  und  mit  den  nötigen  Belegen 
versehene,  nach  den  Regeln  der  doppelten  Buchhaltung  angefertigte  Verwal- 
tungsrechnung vorzulegen.  Diese  Rechnung  wird  vom  Erziehungsrate  geprüft 
und  dem  Regierungsrate  zur  Genehmigung  unterbreitet. 

Der  Erziehungsrat  hat  femer,  soweit  die  ihm  bezüglich  des  Lehrmittel- 
verlages zukommenden  Obliegenheiten  nicht  schon  in  den  vorstehenden  Para- 
graphen näher  bezeichnet  sind: 

1.  eine  Instruktion  für  den  Verwalter  aufzustellen,  welche  die  Vorschriften 
über  die  Einrichtung  und  die  Führung  der  Geschäftsbücher  samt  Waren- 
kontrolle, über  die  Spedition  der  Ware,  über  die  jeweilen  auf  Schluss 
eines  Schulsemesters,  sowie  auf  Schluss  des  Rechnungsjahres  vorzunehmende 
Warenrevision,  über  die  Behandlung  allfälliger  Reklamationen,  über  die 
Anlage  der  Jahresrechnung,  überhaupt  soweit  tnnlich  alle  zur  Ausführung 
des  vorliegenden  Reglementes  nötigen  oder  zweckmässig  erachteten  Vor- 
schriften enthalten  soll; 


52  Kantonale  Gesetze  und  Verordnungen. 

2.  allfällig^e  Weisungsgesuche  des  Verwalters  zu  beantworten  und  über  all- 
fällige Beschwerden  gegen  denselben  zu  entscheiden; 

3.  durch  ein  jeweilen  speziell  zu  bezeichnendes  Mitglied  seiner  Behörde  oder 
einen  andern  Beamten  jährlich  wenigstens  ein  Mal  ohne  Vorwissen  des 
Verwalters  den  Kassabestand  und  die  Geschäftsbücher,  namentlich  das 
Kassabuch  zu  untersuchen  und  wenigstens  bei  der  auf  Schluss  des  Hech- 
nungsjahres  vorgesehenen  Revision  des  Warenvorrates  mitzuwirken; 

4.  überhaupt  alle  zur  Durchführung  einer  wirksamen  Aufsicht  erforderlichen 
oder  zweckmässig  erachteten  Vorkehrungen  zu  treffen. 

Gegenwärtiges  Reglement  soll,  nachdem  es  die  Genehmigung  des  h.  Grossen 
Rates  erhalten  hat,  urschriftlich  ins  Staatsarchiv  niedergelegt  und  in  die  Samm- 
lung der  Regierungsverordnungen  aufgenommen  werden. 

Luzern,  den  2Ji.  November  1891. 

Namens  des  Regierungsrates, 

Der  Schul theiss :  J.  Fellmann. 

Der  Staatsschreiber:   J.  Düring. 


13.7.    Lehrplan  für  die  Primär-  und  Repetirschulen  des  Kantons  Glarus.    (Vom 
25.  Februar  1892.) 

Vorbemerkung.  In  Übereinstimmung  mit  dem  ausgesprochenen  Wunsche 
der  Filialkonferenzen  wird  an  dem  Grundsatz  festgehalten,  dass  der  Lehrplan 
nur  Minimalforderungen  aufstellen  und  in  kürzester  Form  lediglich  das  Lehrziel 
präzisiren  soll. 

/.  Rel/gionsuntemcht 

I.  bis  ni.  Schuljahr.  Behandlung  des  im  Lesebuch  enthaltenen  Stoffes 
zur  Anregung  der  religiös-sittlichen  Gefühle. 

IV.  bis  Vn.  Schuljahr.  Entwicklung  der  einfachsten  sittlich-religiösen 
Grundbegriffe  und  Darstellung  der  nächstliegenden  Pflichten  gegen  Gott  und 
Menschen. 

2.   Sprachunterricht. 

I.  Schuljahr.  A.  Anschauungsunterricht.  1.  Betrachtung  einzelner,  im 
Anschauungskreise  der  Kinder  liegender  Gegenstände.  —  2.  Belebung  und  Er- 
gänzung des  beschreibenden  Anschauungsunterrichtes  durch  einfache  Erzählungen 
und  kleine  Gedichte.     Einführung  in  die  Schriftsprache. 

B.  Schreiben  und  Lesen.  1.  Vorübungen:  a.  Übungen  des  Gehörs  und  der 
Sprachorgane  durch  richtiges  Auffassen,  Trennen  und  Verbinden  von  Lanten, 
Silben  und  Wörtern :  b.  Übungen  der  Hand  und  des  Auges  durch  richtiges  Auf- 
fassen der  Formelemente.  —  2.  Schreiblesen :  a.  Abschreiben  und  Diktirschreibeu 
von  ein-  und  zweisilbigen  Wörtern;  b.  lautes,  deutliches  Lesen  der  zu  schrei- 
benden und  geschriebenen  Wörter. 

C.  Memon'ren.  Einfache,  leichtverständliche  Sinnsprüche,  Gebete  und  kleine 
Gedichte. 

IL  Schuljahr.  A.Anschauungsunterricht,  I.Fortsetzung  der  im  I.Schul- 
jahr begonnenen  Übungen.  —   2.  Wie  im  I.  Schuljahr.    Fortsetzung. 

B.  Schreiben  und  Lesen.  1.  Einführung  in  die  Druckschrift.  Übung  im 
richtigen,  deutlichen  und  lauten  Lesen.  —  2.  Abschreiben  besprochener  Sprach- 
stücke mit  richtiger  Zeichensetzung.  Schriftliche  Einübung  der  mündlich  be- 
handelten Sprachformen  des  einfachen  Satzes.  —  3.  Diktiren  mit  be.sonderer 
Berücksichtigung  der  verwandten  Laute,  sowie  der  Dehnung  und  Schärfung  der 
Laute. 

C  Menwriren,    Fortsetzung  der  Stoffbehandlung  des  L  Schuljahres. 

III.  Schuljahr.  A.  Anschauungsunterricht.  1.  Betrachtung  und  Beschrei- 
bung der  weitern  Umgebung  mit  Berücksichtigung   der  menschlichen  Beschaf- 
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tignng.    Betrachtung   von   Natorgegenständen.   —   2.  Besprechung   des  Lese- 
stoifes. 

B,  Schreiben  und  Lesen.  1.  Fortsetzung  der  Übung:  im  deutlichen  und 
geläufigen  Lesen.  —  2.  Abschreiben  von  Lesestücken  und  Einübung  bestimmter 
Satzformen.  —  3.  Methodische  Übungen  im  Übersetzen  aus  der  Mundart  ins 
Schriftdeutsche  und  umgekehrt.  —  4.  Fortsetzung  der  Diktirübungen.  —  5.  Nieder- 
schreiben leicht  fasslicher  Erzählungen  und  Beschreibungen  in  einfachen  Sätzen. 

C.  Memöriren.    Auswendiglernen  einiger  Gedichte. 

IV.  Schuljahr.  A,  Leuen.  Übung  im  richtigen  und  fertigen  Lesen  nach 
Massgabe  des  Lesebuches.  Besprechen  und  Nacherzählen  des  Geleseneu.  Vor- 
trag gelernter  und  erklärter  Gedichte. 

B.  Sprachlehre.  1.  Unterscheidung  der  Begriffiswörter.  Kenntnis  des  Satz- 
gegenstandes und  der  Aussage.  —  2.  Diktirübungen  mit  besonderer  Rücksicht 
auf  Befestigung  in  der  Orthographie  und  Interpunktion. 

C.  Stilübungen.  1.  Nachbildung  bestimmter  Satzteile.  Sprachübungen  nach 
Massgabe  des  Lesebuches.  —  2.  Einfache  Beschreibungen  und  Erzählungen.  — 
3.  Übersetzen  mundartlicher  Lesestücke  ins  Schriftdeutsche. 

V.  Schuljahr.  A.  Lesen.  Übung  im  wohlbetonten  Lesen  —  mit  steter 
Einführung  ins  Verständnis  des  Gelesenen.  Memoriren  ausgewählter  Stücke  des 
Lesebuches. 

B.  Sprachlehre.  1.  Biegung  des  Haupt-,  Eigenschafts-  und  Zeitwortes,  nebst 
Zergliederung  des  erweiterten  einfachen  Satzes  in  seine  Teile.  Übung  der  Wort- 
bildung durch  Ableitung  und  Zusammensetzung  der  Wörter.  —  2.  Diktirübungen 
mit  Rücksicht  auf  Orthographie  und  Interpunktion. 

C.  Stilübungen.  1.  Erzählungen,  Beschreibungen.  Umwandlung  vorgelegter 
Stilproben  (nach  Subjekt,  Zeitform  etc.).  —  2.  Fortsetzung  des  Übersetzens 
mundartlicher  Lesestücke  ins  Schriftdeutsche. 

VI.  Schuljahr.  A.  Lesen.  Übung  im  ausdrucksvollen  Lesen  mit  steter 
Einführung  in  das  Verständnis  des  Gelesenen.  Memoriren  des  hiefür  geeigneten 
Lesestoffes. 

B.  Sprachlehre.  1.  Fortsetzung  der  im  V.  Schu^ahre  behandelten  Wort- 
lehre. —  2.  Fortgesetzte  Behandlung  des  erweiterten  einfachen  Satzes.  — 
3.  Diktirübungen  zur  Befestigung  in  der  Orthographie. 

C.  Stilübungen.  1.  Erzählungen.  Beschreibungen.  Vergleichungen.  Nach- 
bildung in  freierer  Form,  Umänderung  vorgelegter  Stilproben.  —  2.  Einführung 
ins  Briefschreiben.  —  3.  Übung  in  mündlicher  Wiedergabe  des  AufsatzstofFes 
(sowie  in  mündlicher  Darstellung  eigener  Erlebnisse). 

VIL  Schuljahr.  A.  Lesen.  Übung  in  richtig  betontem  und  ausdrucks- 
vollem Lesen.  Einlässliche  Erklärung  der  Lesestücke  und  häufiges  Memoriren; 
soweit  tunlich,  auch  grammatische  Zergliederung. 

B.  Sprachlehre.  1.  Wiederholung  und  Fortsetzung  der  Wortlehre.  —  2.  Wieder- 
holung des  bisher  behandelten  Stoffes  aus  der  Satzlehre ;  Bildung  und  Zerlegung 
zusammengesetzter  Sätze.  —  3.  Diktirübungen  zur  Befestigung  in  der  Ortho- 
graphie. 

3.  Rechnen  (und  Formen/ehre). 

I.  Schuljahr.  Anschauliches  Rechnen  im  Zahlenraum  von  1 — 20.  Kenntnis 
der  Ziffern. 

II.  Schuljahr.  Anschauliches  Rechnen  im  Zahlenraum  von  1—100.  Zu- 
zählen, Abzählen  und  Zerlegen  in  diesem  Zahlenraum.  Einfache  Übungen  im 
Einsmaleins  und  Einsineins. 

III.  Schuljahr.  Erweiterung  des  Zahlenbegriffs  bis  1000,  —  mit  steter 
Veranschaulichung  der  Einer,  Zehner  und  Hunderter.  Zu-  und  Abzählen  in 
diesem  Zahlenraum,  leichte  Mnltiplikationsaufgaben  mit  einziffrigem  Multiplikator 
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und  Divisionsaufgaben  im  umfang  des  Einsmaleins.  Erste  Einführung  in  Mas» 
und  Gewicht.  Rechnen  mit  einfach  benannten  Zahlen.  Kopfrechnen  in  be- 
schränktem Zahlenraum. 

IV.  Schuljahr.  Rechnen  im  Zahlenraum  bis  100,000  (eventuell  1,000,000), 
mit  zweistelligem  Multiplikator  und  Divisor.  Rechnen  mit  mehrfach  benannten 
Zahlen  (schriftlich  nur  Addiren  und  Subtrahiren).  Fortgesetzte  BebandloDg 
von  Mass  und  Gewicht  (Längen-  und  Hohlmasse).  Vielfache  Übung  im  Kopf- 
rechnen. 

V.  Schuljahr.  Die  vier  Spezies  im  unbegrenzten  Zahlenraum.  Fertigkeit 
im  Rechnen  mit  drei-  und  vierstelligem  Multiplikator  und  Divisor.  Kenntnis 
der  neuen  schweizerischen  Masse  uud  Gewichte  (auch  anschauliche  Behandlung 
der  Flächen-  und  Körpermasse).  Einführung  ins  dezimale  Rechnen  bis  zum 
Tausendstel  auf  Grund  einer  anschaulichen  Entwicklung  des  dekadischen  Systems 
(Multiplikator  und  Divisor  nur  als  ganze  Zahlen).  Nach  Neujahr  anschauliches 
Rechnen  mit  Brüchen  (wenigstens  Zweitel  und  Drittel).  Vielfache  Übung  im 
Kopfrechnen. 

VI.  Schuljahr.  Fortsetzung  der  gemeinen  Bruchlehre  mit  Anwendung 
derselben  auf  die  bürgerlichen  Rechnungsarten.  Systematische  Behandlung  der 
Dezimalbrüche,  Übung  in  Aufgaben  aus  dem  allgemeinen  Verkehrsleben ;  Flächen- 
berechnungen (Parallelogramm  und  Dreieck).  Vielfache  Übung  im  Kopfrechnen. 

VII.  Schuljahr.  Fortgesetzte  Behandlung  und  Anwendung  der  Dezimal- 
wie  der  gemeinen  Brüche,  weitere  Ausdehnung  der  Aufgaben  aus  den  bürger- 
lichen Rechnungsarten;  Flächen-  und  Körperberechnungen.    Kopfrechnen. 

4.  Geschichte. 

IV.  Schuljahr.  Ausgewählte  Erzählungen  aus  der  Geschichte  des  Heimat- 
kantons.   (Herold  II.) 

V.  Schuljahr.  Erzählungen  aus  der  Schweizergeschichte  bis  und  mit  der 
Schlacht  bei  Näfels.  Wiederholung  und  Ergänzung  der  einschlägigen  Erzäh- 
lungen aus  der  Geschichte  des  Heimatkantons. 

VI.  Schuljahr.  Fortsetzung  der  Schweizergeschichte;  Freiheits-,  Erobe- 
rungskriege und  Reformation.     Glarnergeschichte  derselben  Periode. 

VII.  Schuljahr.  Übersichtliche  Behandlung  der  neuern  Geschichte;  firan- 
zösische  Revolution  und  ihre  Folgen  ftir  die  Schweiz.  Glarnergeschichte  der- 
selben Periode. 

5.  Geographie, 

IV.  Schuljahr.  1.  Entwicklung  und  Veranschaulichung  der  ersten  geogra- 
phischen Begriffe  durch  eingehende  Beobachtung  der  nächsten  Umgebung.  — 
2.  Einführung  in  das  Verständnis  der  kartographischen  Zeichen.  Öftere  Orien- 
tirungsübungen. 

V.  Schuljahr.  1.  Behandlung  der  Beschreibung  des  Heimatkantons.  — 
2.  Kurze  Übersicht  des  Schweizerlandes.  Gebirge  und  Gewässer. 

VI.  Schuljahr.  1.  Behandlung  und  Beschreibung  der  Schweiz,  mit  Be- 
rücksichtigung der  hauptsächlichsten  Verkehrswege.  —  2.  Einlässliche  Betrach- 
tung einzelner  Kantone. 

VII.  Schuljahr.  Übersicht  der  allgemeinen  Geographie  von  Europa  mit 
besonderer  Berücksichtigung  der  an  die  Schweiz  angrenzenden  Länder.  Repe- 
tition  der  Schweizergeographie. 

6.  Naturkunde. 

IV. — VI.  Schuljahr.  Bilder  aus  der  Pflanzen-  und  Tierwelt;  etwas  aus 
dem  Mineralreich  und  der  Naturlehre. 
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VIL  Schuljahr.  I.Kenntnis  der  wichtigsten  Handels- nnd  Arzneipflanzen. 
—  2.  Kenntnis  der  Organe  des  menschlichen  Körpers  nnd  ihrer  Verrichtungen 
mit  besonderer  Beziehung  anf  Gesnndheitslehre. 

7.  Zeichnen, 

IV.  Schuljahr.  Die  gerade  Linie  und  ihre  Verbindung  zu  einfachen 
Flächenfiguren. 

V. — Vn.  Schuljahr.  Methodisch  geordnetes  Freihandzeichnen  nach  Mass- 
gabe der  staatlich  anerkannten  Lehrmittel. 

8.  Schreiben. 

L  Schuljahr.    (Siehe  Sprachunterricht.) 

n.  Schuljahr.  Die  ersten  Schreibübungen  auf  Papier,  unter  besonderer 
Berücksichtigung  der  Federhaltung. 

in.  Schuljahr.  Einübung  des  kleinen  Alphabets  der  deutschen  Kurrent- 
schrift 

IV.  Schuljahr.  1.  Fortsetzung  der  Übungen  des  3.  Schuljahres  in  deutscher 
Kurrentschrift  mit  yereiufachter  Lineatur.  —  2.  Einübung  des  grossen  Alphabets 
und  der  Ziffern. 

V.  Schuljahr.  1.  Fortsetzung  der  bisherigen  Übungen.  —  Einführung  in 
die  Antiqua.    Komische  Ziffern. 

VI.  und  VIL  Schuljahr.  1.  Fortsetzung  der  bisherigen  tlbungen  mit  be- 
sonderer Berücksichtigung  der  Antiqua,  —  2.  Allgemeine  Ausbildung  der  Schreib- 
fertigkeit. 

9.  Gesang. 

I. — ni.  Schuljahr.  Gehör-  und  Treflfübungen  im  UmfaDg  einer  Oktave. 
Einübung  leichter  einstimmiger  Kinderlieder  nach  dem  Gehör. 

IV.  und  V.  Schuljahr.  Einführung  in  die  Tonschrift,  Erklärung  des 
Notensystema  und  des  Schlüssels.  Kenntnis  der  Noten  nach  Länge  und  Kürze. 
Anwendung  im  ein-  und  zweistimmigen  Liede ;  Choral  nur  in  zweistimmigem  Satz. 

VI.  und  vn.  Schuljahr.  Wiederholung  und  Fortsetzung.  Kenntnis  der 
Taktarten  und  der  dynamischen  Zeichen ;  ganze  und  halbe  Töne.  Zweistimmige 
Lieder  mit  Berücksichtigung  des  entsprechenden  dynamischen  Ausdrucks ;  Choral 
nur  im  zweistimmigen  Satz. 

10.  Turnen. 

Übungen  nach  Anleitung  _  der  „Tumschule  für  den  militärischen  Vorunter- 
richt" und  an  der  Hand  des  „ÜbungsstoiFes  für  die  glarnerischen  Knabenschulen". 

Lehrplan  für  die  Repetirschulen. 

/.  Sprache. 

A.  Lesen.  Übung  im  richtig  betonten  ausdrucksvollen  Lesen.  Erzählen 
und  Wiedergeben  geeigneter  Lesestücke. 

B.  Stilübungen.  Familien-  und  Geschäftsbriefe,  die  notwendigsten  Geschäfts- 
aufsätze (Qaittungen,  Schuld-  und  Bürgscheine,  Zeugnisse,  Gesuche  und  An- 
zeigen.) 

2.  Rechnen. 

Kurze  Wiederholung  der  gemeinen  und  Dezimalbrüche.  Anwendung  der 
verschiedenen  Kechnungsarten  auf  die  Verhältnisse  des  praktischen  Lebens. 
Flüssiges  Kopfrechnen.  Messen  und  Berechnen  von  Flächen  und  Körpern  (wo- 
möglich mit  Zeichnen  und  praktischem  Feldmessen  verbunden).  Einführung  in 
die  einfache  Buchhaltung. 
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3.  Realien. 

ct.  Behandlung  ausgewählter  Lesestücke. 

b.  Wiederholung   und  Vervollständigung   der   Geschichte   und   Geographie 
der  Schweiz. 

4.  Gesang. 
Choral-  und  Figurallieder. 

Also  beschlossen  vom  Hegierungsrat, 

Glarus,  den  25.  Februar  1892. 

Namens  des  Regierungsrates. 

Der  Landammann :   E.  Blumer. 

Der  Ratsschreiber:   B.  Trümpy. 


14.8.    Kreisschreiben  des  Regierungsrates   des  Kantons   Glarus   betreffend   den 
Schuleintritt.     (Vom  1.  Dezember  1892.) 

Tit. !  Einem  vom  Landrate  gestützt  auf  gemachte  Erfahrungen  bezüglich 
der  Handhabung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  betreffend  die  Sdiulpflicht  in 
einzelnen  Gemeinden  gefassten  Beschlüsse  gemäss  erlauben  wir  uns  Sie  einzu- 
laden, die  §§  2  des  kantonalen  Schulgesetzes  und  7  des  1889er  Landsgemeinde> 
beschlusses  betreffend  die  Reorganisation  des  Sekundarschulwesens  genau  nach 
ihrem  Wortlaute  zu  interpretiren.  Es  muss  ausnahmslos  die  Forderung  auf- 
gestellt werden,  dass  nur  diejenigen  Kinder,  welche  mit  dem  1.  Mai  das  sechste 
Altersjahr  erfüllt  haben,  in  die  Alltagsschule,  und  zwar  in  die  erst^  Klasse  der- 
selben aufgenommen  werden  und  dass  der  Übertritt  in  die  Sekundärschule  erst 
nach  Absolvirung  des  sechsten  Primarschulkurses  und  frühestens  mit  zurück- 
gelegtem zwölften  Alter^'ahr  erfolgt. 

Wir  verkennen  durchaus  nicht,  dass  es  in  einzelnen  w^enigen  Fällen  als 
vollständig  gerechtfertigt  erscheinen  würde,  gut  entwickelte  Kinder,  welche  das 
Pensum  des  ersten  Schuljahres  bereits  vollständig  beherrschen,  in  den  zweiten 
Kurs  eintreten  zu  lassen.  Der  Vorteil  wäre  daiin  allerdings  der,  dass  das  be- 
treffende Kind  den  siebenten  Priraarschulkurs  durchmachen  müsste.  um  die 
Sekundärschule  besuchen  zu  können.  Auch  angenommen,  das  betreffende  Kind 
würde  keine  weitere  Schule  mehr  besuchen,  so  hätte  dasselbe  einfach,  um  der 
im  Gesetz  vorgesehenen  Schulpflicht  zu  genügen,  den  siebenten  Kars  zweimal 
durchzumachen.  Dass  die  Repetition  des  siebenten  Kurses  für  das  Kind  einen 
grössern  Wert  hätte  als  eine  Repetition  des  einfachen  Stoffes  im  ersten  Schul- 
jahr, kann  vom  pädagogischen  Standpunkte  aus  nicht  bestritten  werden.  Die 
Schwierigkeit  liegt  aber  eben  darin,  welche  Beachtung  allen  hiebei  in  Betracht 
fallenden  Faktoren  zu  Teil  wird  und  es  ist  leicht  abzusehen,  dass  bei  Behand- 
lung der  Gesuche  um  ausnahmsweise  Begünstigung  beim  Schuleintritt  in  den 
einzelnen  Gemeinden  Ungleichheiten  im  Verfahren  und  in  den  Anforderungen 
an  die  Kinder  Platz  greifen  würden.  Es  wird  in  dieser  Beziehung  sehr  oft 
gesündigt  und  es  kann  nicht  geleugnet  werden,  dass  bei  unrichtigem  Vorgehen 
solche  scheinbare  Begünstigungen  je  nach  der  spätem  Entwicklung  des  Kindes 
sich  sehr  oft  bitter  rächen. 

Es  muss  deshalb  im  Interesse  einer  einheitlichen  Durchführung  des  Schul- 
gesetzes bestimmt  verlangt  werden,  dass  den  vorstehenden  Weisungen  allseitig 
gewissenhaft  nachgelebt  werde. 

Genehmigen  Sie  anbei  die  Versicherung  unserer  vollkommenen  Hochachtung. 

Namens  des  Regierungsrates, 

Der  Landammann:   E.  Blum  er. 

Der  Ratsschreiber:   B.  Trümpy, 
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obligatorischen  Lehrmittel. 

15.9.  Verordnung  betr.  unentgeltliche  Abgabe  der  obligatorisch  an  den  Primär-, 
Repetir-  und  Sekundärschulen  eingeftthrten  SchulbOcher  im  Kanton  Zug.  (Vom 
30.  März  1892.) 

Der  Erziehungsrat  des  Kantons  Zug, 

in  Vollziehung  des  Kantonsratsbeschlusses  vom  10.  Dezember  1891,  betreffend 
unentgeltliche  Abgabe  der  Schulbücher  für  die  Primär-,  Repetir-  und  Sekundär- 
schulen, verordnet  lüemit,  was  folgt: 

§  1.  Der  Erziehungsrat  bezeichnet  die  für  die  Primär-,  Repetir-  und 
Sekundärschulen  den  Gemeinden  unentgeltlich  zu  verabfolgenden  obligatorischen 
Schulbücher  (§§  15  und  67  des  Schulgesetzes). 

§  2.  Zum  Zwecke  der  Erzielung  tunlichster  Ersparnisse  und  behufs  leich- 
terer Ausübung  der  nötigen  Kontrolle  errichtet  der  Erziehungsrat  auf  der  Kantons- 
kanzlei ein  unter  seiner  Aufsicht  stehendes  kantonales  Schulbücherdepöt. 

Die  daherigen  Kosten  werden  alljährlich  auf  dem  Budgetwege  festgestellt. 

§  3.  Die  Verleger  der  obligatorischen  Schulbücher  haben  solche  im  Sinne 
bezüglicher  Lieferungsverträge,  welche  der  Erziehungsrat  mit  ihnen  abschliessen 
wird,  an  das  kantonale  Depot  abzugeben. 

Die  Bezahlung  bezüglicher  Rechnungen  geschieht  nach  vorheriger  Visirung 
durch  den  Depotverwalter  direkt  durch  den  Rechnungsführer  über  das  Erziehungs- 
wesen. 

§  4.  Das  kantonale  Schulbücherdepöt  liefert  den  Gemeindeschulpflegen  ihren 
jährlichen  Bedarf  gegen  Empfangschein. 

Am  Schlüsse  des  Schuljahres  stellt  das  Depot  den  gesamten  Jahresverkehr 
übersichtlich  zusammen.  Auch  ist  auf  Ende  des  Schuljahres  über  den  in  den 
Händen  der  Schulpflegen  befindlichen  Vorrat  ein  genaues  nach  Gemeinden  ge- 
ordnetes Verzeichnis  anzufertigen. 

Die  betreffenden  Zusammenzüge  bilden  Spezialb eilagen  zur  Rechnung  über 
das  Erziehungswesen  des  betreffenden  Jahres. 

§  5.  Die  Gemeindeschulpflegen  übermitteln  die  Bücher  auf  schriftliche 
Bestellung  hin  und  gegen  Empfangschein  an  die  betreffenden  Klassenlehrer. 

Am  Ende  eines  Schuljahres  erstatten  die  Gemeindeschulpflegen  dem  kanto- 
nalen Depot  Bericht  über  den  Verkehr  und  den  Bestand  ihres  gemeindlichen 
Verlages.  Dem  Berichte  sind  die  eingegangenen  Bestellungen  und  Empfang- 
scheine der  Klassenlehrer  als  Belege  beizulegen.  Die  Schulpflegen  sind  gehalten, 
den  Bedarf  für  das  kommende  neue  Schuljahr  rechtzeitig  dem  kantonalen  Depot 
anzuzeigen. 

§  6.  Die  Klassenlehrer  sind  für  richtige  Abgabe  an  die  Schüler  gemäss 
den  nachfolgenden  Bestimmungen  verantwortlich. 

§  7.  Kein  Schüler  hat  Anspruch  auf  mehr  als  ein  Exemplar  der  für  die 
betreffende  Abteilung  obligatorisch  vorgeschriebenen  Schulbücher  (§  1  des  Kan- 
tonsratsbeschlusses). 

§  8.  Die  Lehrer  haben  strenge  darauf  zu  dringen,  dass  die  Schüler  die 
Schulbücher  reinlich  und  ganz  erhalten. 

Schüler,  welche  eine  auffallende  Sorglosigkeit  an  den  Tag  legen,  sind  zu 
notiren,  eventuell  auch  zu  bestrafen. 

§  9.  Noch  gut  erhaltene  und  brauchbare  Bücher,  welche  die  Schüler  in 
einer  höhern  Schule  nicht  mehr  verwenden  müssen,  sind  mit  Ausnahme  des 
sechsten  Primär-  und  Repetirschulbuches  je  bei  Beginn  des  Schuljahres  oder 
auch  schon  während  der  Dauer  desselben  von  Schülern,  welche  aus  dem  Kanton 
wegziehen,  zurückzunehmen,  um  sie  an  diejenigen  Schüler  wieder  abzugeben, 
welche  im  Jahr  vorher  weniger  oder  gar  keine  Sorgfalt  für  die  Bücher  gezeigt 
haben. 

§  10.  Will  ein  Schüler  schon  gebrauchte  Bücher  nicht  annehmen,  so  hat 
er  gegen  Bezahlung  bei  der  Schulpflege  neue  zu  beziehen.    Ebenso  haben  sich 
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Schüler,  welche  die  ihnen  unentgeltlich  verabreichten  Bücher  während  des  Schul- 
jahres verlieren,  oder  bis  zur  Unbrauchbarkeit  beschädigen,  auf  eigene  Rech- 
nung neue  anzuschaffen. 

Derart  bezogene  Bücher  sind  von  der  Schulpflege  zu  dem  Preise  abzugeben, 
wie  sie  das  kantonale  Depot  bezieht. 

Der  daherige  Ertrag  ist  mit  Beilage  eines  schriftlichen  Ausweises  je  aaf 
Ende  Dezember  an  den  Eechnungsführer  für  das  Erziehungswesen  abzuliefern. 

§  11.  Die  Gemeindeschulkommissionen  wachen  darüber,  dass  die  Schul- 
pfleger und  Lehrer  der  ihnen  durch  diese  Verordnung  überbundenen  Aufgabe 
getreulich  nachkommen.  Allfällige  Unterlassungen  sind  entsprechend  zu  rügen, 
im  Wiederholungsfalle  dem  Erziehungsrate  zur  Kenntnis  zu  bringen. 

§  12.  Der  Kantonalschulinspektor  und  die  Kreisvisitatoren  erkundigen  sich 
bei  ihren  Schulbesuchen  angelegentlichst  um  die  Handhabung  dieser  Verordnung 
und  legen  ihre  Beobachtungen  in  den  Jahresberichten  nieder. 

§  13.  Diese  Verordnung  tritt  mit  Genehmigung  des  Regieningsrates  sofort 
in  Kraft  und  wird  der  Erziehungsrat  unmittelbar  hiei-auf  die  zu  deren  Vollziehung 
erforderlichen  Anordnungen  treffen. 

Zug,  den  30.  März  1892. 

Namens  des  Erziehungsrates, 

Der  Präsident :  A.Weber. 

Der  Sekretär :  A.  K  e  i  s  e  r. 

Der  Regierungsrat  des  Kantons  Zug  hat  vorstehender  Verordnung  in  heu- 
tiger Sitzung  die  Genehmigung  erteilt  und  deren  Aufnahme  in  die  kantonale 
Gesetzessammlung  verfügt. 

Zug,  den  16.  April  1892. 

Der  Landammann:  A.  Weber. 

Der  Landschreiber:  A.  Keiser. 


10. 10.    Regierungsratsbeschluss  betreffend  den  Vollzug  der  Strafurteile  für  Scbui- 
versflumnisse  im  Kanton  Baeelland.    (Vom  22.  Juni  1892.) 

Der  Regierungsrat  des  Kantons  Basellandschaft,  in  Betracht,  dass  der  durch 
das  Bundesgesetz  über  Schuldbetreibung  und  Konkurs  bedingte  Wegfall  des 
Exekutionsverfahrens  eine  Revision  der  für  den  Vollzug  der  Strafurteile  für 
Schulversäumnisse  aufgestellten  Vorschriften  notwendig  macht,  beschliesst.  was 
folgt : 

§  1.  Die  Bezirksgerichtsschreiber  haben  die  Urteile  betreffend  Schulver- 
säumnisse spätestens  drei  Tage  nach  Ausfällung  derselben  dem  Statthalteramte 
zuzustellen.  Dieses  nimmt  von  den  Urteilen  in  der  hiefür  bestehenden  KontroUe 
Vormerkung,  bescheinigt  die  Eintragung  auf  den  Auszügen  und  Übermacht  die- 
selben so  rechtzeitig  der  Erziehungsdirektion,  dass  diese  nötigenfalls  noch  von 
der  Appellation  Gebrauch  mächen  kann. 

§  2.  Mit  dem  den  Gerichtsschreibern  obliegenden  Einzug  der  Schulversäumnis- 
bussen ist  in  folgender  Weise  zu  verfahren.  Sobald  ein  Schulversäumnisnrteil 
rechtskräftig  geworden,  stellt  der  Gerichtsschreiber  der  gebtissten  Partei  Rech- 
nung mit  der  Auffordemng,  die  Busse  nebst  Kosten  innert  vier  Wochen  der 
Gerichtskanzlei  zu  bezahlen.  Erfolgt  innert  dieser  Frist  keine  Bezahlung,  so 
hat  sich  der  Gerichtsschreiber  durch  Anlage  beim  Gemeindepräsidenten  des 
Wohnortes  des  Bestraften  zunächst  zu  vergewissern,  ob  der  letztere  pfändbares 
Vermögen  (Art.  92  des  Bundesgesetzes  über  Schuldbetreibung  und  Konkurs) 
besitze  (§  11  des  Gesetzes  über  die  Organisation  und  Besoldung  der  untern 
Gerichtsstellen  vom  1.  April  1867).  Hat  der  Gebüsste  Vermögen,  so  hat  der 
Gerichtsschreiber  Betreibung  anzuheben  und  diese  ohne  Unterbruch  durchzu- 
führen. Die  Betreibungskosten,  soweit  sie  nicht  vom  Gebüssten  bezahlt  worden, 
werden  mit  den  Einwohnerkassieren  verrechnet.    Hat  der  Gebüsste  kein  pfänd- 
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bares  Vermögen,  so  ist  von  der  Anhebung  der  Betreibung  Umgang  zu  nehmen 
und  es  verfährt  der  Gerichtsschreiber  gemäss  §  3. 

§  3.  Hat  die  Busse  auf  dem  Betreibungswege  nicht  beigebracht  werden 
können,  oder  ist  mangels  Vermögen  gar  keine  Betreibung  angehoben  worden 
(§  2,  letzter  Absatz),  so  Übermacht  der  Gerichtsschreiber  den  Verlustschein, 
bezw.  die  Bescheinigung  des  Gemeindepräsidenten  über  die  Vermögenslosigkeit 
des  Gebüssten,  sofort  nach  deren  Eingang  dem  Statthalteramt.  Dieses  voll- 
zieht hierauf  und  zwar  längstens  innert  Monatsfrist  die  im  Urteil  für  den  Fall 
der  Unerhältlichkeit  der  Busse  angedrohte  Freiheitsstrafe. 

§  4.  Je  weilen  am  Ende  eines  Monates  haben  die  Gerichtsschreiber  der 
Erziehungsdirektion  einzuberichten,  in  welchen  Fällen  die  Busse  bezahlt  und  in 
welchen  Fällen  das  Urteil  dem  Statthalteramt  zum  Vollzug  übergeben  worden 
ist.  Die  Erziehungsdirektion  wacht  darüber,  dass  da,  wo  die  Busse  der  Gerichts- 
kanzlei nicht  bezahlt  worden  ist  (s.  §  3),  der  Vollzug  der  Freiheitsstrafen  innert 
der  in  §  3  anberaumten  Frist  stattfindet.  Zu  diesem  Behufe  haben  ihr  die  Statt- 
halterämter je  auf  Ende  eines  Monates  einzuberichten,  welche  Urteile  im  ab- 
gelaufenen Monat  vollzogen  worden  sind,  bezw.  durch  Bezahlung  der  Busse  an 
das  Statthalteramt  ihre  Erledigung  gefunden  haben. 


17.11.   Regierungsratsbeschluss  betreffend  die  Ferien  an  den  Primarschulen  des 
Kantons  Baselland.    (Vom  19.  Dezember  1892.) 

Der  Begierungsrat  des  Kantons  Basellandschaft,  in  Betracht,  dass  es  be- 
treffend Ansetzung  der  Ferien  im  Kantone  sehr  verschieden  gehalten  wird,  eine 
einheitliche  Regelung  für  sämtliche  Primarschulen  jedoch  als  notwendig  erscheint, 
beschliesst,  was  folgt: 

§  1.  Die  Verteilung  der  in  §  46  des  Schulgesetzes  vom  6.  April  1835  vor- 
gesehenen sechs  Wochen  Ferien  auf  die  Heu-,  Getreide-  und  Herbstemtezeit 
wird  gemäss  den  örtlichen  Verhältnissen  von  den  Gemeindeschulpflegen  fest- 
gesetzt. Die  Ferien  sollen  nicht  tageweise  erteilt,  sondern  es  soll  jeweilen  min- 
destens eine  Woche  anhaltend  frei  gegeben  werden.  Der  Beginn  der  Ferien 
wird  vom  Präsidenten  der  Schulpflege  im  Einverständnis  mit  den  Lehrern 
bestimmt. 

Die  Beschlüsse  betreffend  die  Verlegung  der  Ferien  sind  der  Erziehungs- 
direktion zur  Kenntnis  zu  bringen. 

§  2.  Zur  Weihnachts-  und  Neujahrszeit  ist  ausser  den  beiden  Festtagen 
je  der  Tag  vor  und  nach  Weihnacht  und  Neujahr  frei  zu  geben;  fallen  diese 
freien  Tage  auf  Sonntage,  so  ist  an  den  Tagen  vor  und  nach  diesen  Sonntagen 
Schule  zu  halten. 

§  3.    Frei  sind  femer: 

a.  die  Examentage  der  Primarschulen  in  der  Gemeinde  und  der  Tag  nach 
dem  Examen; 

6.  die  Tage  der  Kantonalkonferenz  und  der  beiden  Bezirkskonferenzen  der 
Lehrerschaft ; 

c.  die  auf  Wochentage  fallenden  anerkannten  kirchlichen  Festtage ; 

d.  zur  Fastnachtzeit  ein  Tag  oder  zwei  halbe  Tage  nach  Anordnung  der 
Schulpflege;  der  Ostersamstag  und  der  Pfingstmontag. 

§  4.  Am  Schlüsse  des  Schuljahres  werden  acht  bis  zehn  Tage  Ferien  ge- 
geben; die  Zeit  und  die  Dauer  derselben,  sowie  der  Beginn  des  neuen  Schul- 
jahres werden  jedes  Jahr  einheitlich  für  sämtliche  Primarschulen  des  Kantons 
von  der  Erziehungsdirektion  festgesetzt. 

§  5.  Verlängemng  dieser  Ferien  durch  die  Gemeindebehörden  ist  nicht 
statthaft. 
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§  6.  Ist  ein  Lehrer  aus  zwingenden  Gründen  genötigt,  die  Schule  einzu- 
stellen, so  hat  er  gemäss  gesetzlicher  Vorschrift  sofort  dem  Schulpflegepräsidenten 
und  dem  Schulinspektor  schriftlich  Anzeige  zu  machen,  beziehungsweise  Urlaub 
zu  begehren. 

Die  Schulpflegepräsidenten  haben  in  der  nächsten  Sitzung  der  Schulpflege 
von  der  Sache  Kenntnis  zu  geben,  und  es  ist  im  Protokoll  davon  Vormerkung 
zu  nehmen. 

Muss  die  Schule  aus  andern  Grtlnden,  z.  B.  wegen  baulicher  Veränderungen. 
Einquartirung,  Krankheiten  etc.  eingestellt  werden,  so  ist  ebenfalls  sofort  der 
Erziehuugsdirektion  Kenntnis  zu  geben. 

§  7.  Dieser  Beschluss  soll  im  Amtsblatte  publizirt  und  durch  die  Erziehungs- 
direktion den  Gemeinderäten,  Schulpflegen,  Lehrern  und  dem  Schnlinspektorate 
behufs  Nachachtnng  zur  Kenntnis  gebracht  werden.  Er  tritt  mit  dem  Tage  der 
Publikation  im  Amtsblatt  (22.  Dezember  1892)  in  Kraft. 


18. 12.  Reglement  betreffend  die  Beschaffung  der  Lehrmittel  und  Schulmaterialien, 
sowie  die  Abgabe  derselben  an  die  Schuler  Im  Kanton  Baseliand.  (Vom  19.  No- 
vember 1892.) 

Der  Regierungsrat  des  Kantons  Basellandschaft,  in  Betracht,  dass  e»  not- 
wendig erscheint,  über  die  Beschaffung  und  Abgabe  der  Lehrmittel,  welche  nach 
Vorschrift  von  §  52  der  Staatsverfassung  vom  4.  April  1892  an  die  Schüler  an- 
entgeltlich zu  verabfolgen  sind,  Vorschriften  aufzustellen,  beschliesst,  was  folgt : 

§  1.  Vom  1.  Januar  1893  an  erhält  jeder  Schüler  der  Primär-,  Halbtags- 
und Repetirschulen,  sowie  der  drei  Anstaltsschulen  Äugst,  Sommerau  und  Frenken- 
dorf  die  Schulmaterialien  unentgeltlich. 

Die  gedruckten  Lehrmittel  und  das  Material  für  die  Arbeitsschulen  werden 
vom  1.  Mai  1893  an  unentgeltlich  an  die  Schüler  und  Schülerinnen  abgegeben. 

§  2.  Als  Schulmaterial  im  Sinne  von  §  1  für  die  sechs  Primarschul- 
klassen, die  Halbtags-  und  Kepetirschulen  wird  bestimmt: 

a.  Schiefertafeln  für  das  L.  IL  und  HI.  Schuljahr  je  eine ;  b.  Griffel  je  zirka 
20  für  das  L,  IL  und  III.  Schuljahr;  c.  Griffelhalter  für  das  L,  II.  und 
IIL  Schuljahr,  per  Klasse  zirka  15;  d.  Hefte,  Schreib-  und  Rechenhefte, 
zirka  15  für  ein  Jahr,  vom  III.  Schuljahr  an :  e,  Zeichenpapier  und  Zeichen- 
hefte, zirka  15 — 20  Blatt  oder  ein  Heft,  vom  IV.  Schuljahr  an ;  /.  Feder- 
halter je  ein  per  Jahr,  vom  III.  Schuljahr  an ;  g.  Bleistifte  je  drei  per  Jahr, 
vom  IV.  Schuljahr  an ;  h.  Radirgummi  (Naturgummi  oder  Gummi),  je  ein 
per  Jahr,  vom  IV.  Schuljahr  an ;  i.  Stahlfedern  nach  Bedarf,  vom  lÜ.  Schul- 
jahr an ;  k.  ein  Lineal  vom  lll.  Schuljahr  an  für  die  ganze  Schulzeit ; 
l.  Tinte  (wird  vom  Lehrer  nach  Bedarf  abgegeben) ;  m.  ein  Federkasten 
zur  Aufbewahrung  der  Schulmaterialien  für  die  ganze  Schulzeit. 

Die  gedruckten  Lehrmittel  werden  durch  besondem  Beschluss  bezeichnet. 
Als  Arbeitsschulmaterial  wird  bestimmt: 

a,  Garn  zum  Strickstreifen  und  zum  ersten  Strumpfpaar;  b.  Stoff  zu 
Näh-  und  Flickarbeiten;  c.  Stramin  und  Garn  zum  Sticken;  d.  Zuschneide- 
papier; e.  Zeichenhefte;  /.  Stricknadeln  (I.  Schuljahr);  g,  Nähnadeln  und 
Faden ;  h,  Knöpfe,  Haften  und  Bänder  für  das  Nähtuch ;  t.  verkleinerter 
Massstab. 

Für  jede  Schule  soll  die  nötige  Anzahl  Scheren  und  Nähkissen  beschafft 
werden  und  diese  sollen  Eigentum  der  Schule  bleiben. 

Wandkarten,  Wandtafeln,  Kreide,  Pulte,  Mobiliar  etc.  werden  nach  Bedarf 
von  den  Gemeinden  angeschafft. 

§  3.  Die  Anschaffang  der  Lehrmittel  geschieht  durch  den  Staat,  entweder 
auf  dem  Wege  der  öffentlichen  Ausschreibung  oder  dem  des  Vertrages. 
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u.  Schnlmaterialien,  sowie  die  Abgabe  derselben  an  die  Schüler. 

Die  Erziehnngsdirektion  stellt  für  die  Schulmaterialien  von  jedem  Gegen- 
stande Mnstertypen  auf. 

Der  Zuschlag  erfolgt  durch  den  Regierungsrat. 

§  4.  Jede  Gemeindeschnlpflege,  ebenso  die  Vorstände  der  drei  Anstalts- 
schulen, melden  alljährlich  in  der  ersten  Hälfte  des  Monats  März  und  September 
der  Erziehungsdirektion  den  Materialbedarf  für  das  ft)lgende  Halbjahr  und  be- 
zeichnen ein  Mitglied  ihrer  Behörde  oder  einen  Lehrer  oder  sonstigen  Beamten 
(Lehrmittelverwalter),  w^elcher  die  Bezüge  in  Empfang  nimmt  und  gemäss  ihrer 
Verfügung  an  die  einzelnen  Lehrer  abgibt. 

Die  Bestellung  bei  den  Lieferanten  geschieht  durch  die  Erziehungsdirektion. 
Die  Lieferung  hat  portofrei  direkt  an  die  einzelnen  Schulen  zu  geschehen.  Der 
Empfang  ist  der  Erziehungsdirektion  sofort  anzuzeigen ;  ebenso  sind  Beschwerden 
über  Mängel  der  gelieferten  Waren  der  Erziehungsdirektion  einzureichen. 

§  5.  Die  Erziehungsdirektion  sowie  die  Schulpflegen  und  Anstaltsvorstände 
fuhren  über  die  gemachten  Bestellungen  und  Lieferungen  Kontrollen;  über  die 
Lieferungen  und  Abgaben  an  die  Schüler  ebenfalls  jeder  Lehrer. 

§  6.  Über  jede  Lieferung  hat  der  Lieferant  der  Erziehungsdirektion  sofort 
Rechnung  zu  stellen. 

Die  eingegangenen  Rechnungen  werden  von  der  Erziehungsdirektion  geprüft, 
zur  Zahlung  angewiesen  und  von  der  Staatskasse  bezahlt.  Die  Einkassirung 
der  Beträge  für  die  Schulmaterialien  von  den  einzelnen  Gemeinden  geschieht 
durch  die  Staatskasse.  Für  die  an  die  Anstaltsschulen  gelieferten  Materialien 
findet  eine  Rückvergütung  nicht  statt. 

§  7.  Die  Schülerkarten  bleiben  in  der  Regel  in  der  Schule  und  werden  bei 
Bedarf  ausgeteilt,  ebenso  die  Zeichenblätter,  die  übrigen  Hefte  und  der  Feder- 
kasten nebst  Inhalt. 

Es  wird  den  Lehrern  ausdrücklich  verboten,  Material,  z.  B.  Hefte,  in  grösserer 
Anzahl  an  die  Schüler  abzugeben. 

§  8.  Schüler,  welche  während  des  Schuljahres  die  Schule  verlassen  oder 
in  eine  andere  Klasse  versetzt  werden,  haben  ihre  Schulbücher  abzugeben ;  den 
übrigen  verbleiben  sie  als  Eigentum.  Die  abgegebenen  Bücher  werden  an  Schüler 
verabreicht,  welche  während  der  Schulzeit  eintreten. 

§  9.  Die  Gemeinden  sorgen  dafür,  dass  die  Lehrmittel  und  Schulmaterialien 
in  der  Schule  in  einem  zweckmässig  eingerii  hteten,  gut  verschliessbaren  Kasten 
versorgt  werden  können. 

§  10.  Lehrer  und  Schulpflegen  wachen  strenge  darüber,  dass  die  Lehrmittel 
und  Schulmaterialien  in  gutem  Zustande  erhalten  bleiben  und  der  Sinn  für  Ordnung, 
Reinlichkeit  und  Sparsamkeit  gepflegt  werde.  Beschädigte  und  verloren  ge- 
gangene Lehrmittel  und  Schulmaterialien  sind  von  den  fehlbaren  Schülern  oder 
ihren  Eltern  sofort  auf  eigene  Kosten  zu  ersetzen. 

Dem  Schulinspektor  wird  die  Aufsicht  über  Handhabung  des  Reglements 
zur  besondern  Pflicht  gemacht. 


19. 13.  Regierungsratsbeschluss  bötreffend  die  gedruckten  Lehrmittel  fOr  die  Primar- 
schulen im  Kanton  Baselland.    (Vom  24.  Dezember  1892.) 

Der  Regiemngsrat  des  Kantons  Basellandschaft,  in  Vollziehung  von  §  55 
des  Schulgesetzes  vom  6.  April  1835,  beschliesst  auf  Antrag  der  Erziehungs- 
direktion, was  folgt: 

§  1.  Folgende  gedruckte  Lehrmittel  werden  für  die  Primarschulen  vom 
I.Mai  1893  an  als  obligatorisch  erklärt  und  vom  Staate  unentgeltlich  an  die 
Schüler  abgegeben: 
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1.  Deutsche  Sprache  und  Realien: 

a.  in  den  drei  Unterklassen :  Sprachbüchlein  I,  11  und  m  für  schweizerische 
Elementarschulen  von  H.  R.  Rüegg ; 

fe.  in  den  drei  Oberklassen :  Lehr-  und  Lesebuch  I,  11  und  m  für  die  niitt- 
leren  Klassen  schweizerischer  Volksschulen  von  H.  R.  Rüe^g ;  von  Teil 
II  und  ni  für  Klassen  V  und  VI  die  St.  Gallische  Ausgabe  und  zwar 
Teil  II  (Klasse  V)  fttr  Baselland  umgearbeitet; 

c,  in  den  Halbtags-  und  Bepetirschulen :  Lesebuch  für  die  Oberklassen  der 
Primarschule  des  Kantons  Baselland. 

2.  Geographie: 

a.  von  Klasse  TV  an :   Karte   der  Kantone  Baselland  und  Baselstadt  von 

J.  S.  Gerster  1 :  100,000 ; 

b.  von  Klasse  V  an:   Karte   der  Schweiz  für  Schulen   von   R.  Lenzinger 

1 :  700,000. 

3.  Rechnen: 

a.  Alltagsschulen:  Aufgaben  zum  schriftlichen  Rechnen  für  schweizerische 

Volksschulen  von  J.  Stöcklin,  L,  II.,  III..  IV.,  V.,  VI.  Schuljahr; 

b.  Halbtags'  und  Repetirschulen :   Rechenbuch   für   schweizerische    Volks- 

schulen von  J.  Stöcklin,  VII.,  VIII.  und  IX.  Schuljahr. 

4.  Gesang: 

von  Klasse  IV  an :  Lieder  für  jung  und  alt  von  J.  J.  Schäublin.  ^) 

5.  Religion: 

von  Klasse  IV  an:  a.  biblische  Geschichte  für  den  Religionsunterricht  in 
Baselstadt  und  Baselland; 

b.  biblische  Geschichte  für  katholische  Volksschulen  von  L.  C.  Businger, 
neu  bearbeitet  von  A.  Walther. 


20. 14.    Ordnung  fQr  die  Spezialklassen  für  Schwachbegabte  SchQler  der  Primar- 
schulen des  Kantons  Baseistadt.    (Vom  23.  April  1892.) 

Der  Regierungsrat  des  Kantons  Baselstadt  hat  in  Ausführung  des  §  9  des 
Schulgesetzes  vom  21.  Juni  1880  und  8.  Juni  1891  über  die  Einrichtung  von 
Spezialklassen  für  Schwachbegabte  Schüler  der  Primarschule  folgendes  bestimmt: 

§  1.  Für  Schwachbegabte  Schüler  der  Primarschulen  werden  die  erforder- 
lichen Spezialklassen  errichtet  und  zwar  für  Knaben  und  Mädchen  gemeinsam. 

§  2.    Die  Schülerzahl  einer  Klassenabteilung  soll  25  nicht  übersteigen. 

§  3.  Die  Leitung  der  Spezialklassen  wird  von  den  Primarschulinspektionen 
gemeinsam  besorgt. 

§  4.    In  die  Spezialklassen  werden  nicht  angenommen: 

a.  Kinder,  welche  vermöge  körperlicher  oder  geistiger  Gebrechen   sich  für 
den  Besuch  einer  öffentlichen  Schule  überhaupt  nicht  eignen; 

6. Kinder,  welche  sittlich  verdorben  sind; 

c.  Kinder,  welche  das  Lehrziel  der  zweiten  Klasse  der  Primarschule  erreicht 
haben. 

§  5.  In  die  Spezialklasse  werden  aufgenommen:  Kinder,  welche  zwar  bil- 
dungsfähig sind,  aber  infolge  körperlicher  oder  geistiger  Mängel  einer  indivi- 
duellen Behandlung  bedürfen  und  deshalb  in  den  gewöhnlichen  Klassen  der 
öffentlichen  Schule  mit  ihren  normal  beanlagten  Klassengenossen  nicht  Schritt 
halten  können. 


*)  Seit  1.  Mai  1898  ist  eingeführt:  „Helvetia",  Liederbuch  von  Zweifel,  nnd  zwar  in  dem 
Sinne,  dass  die  Klassen,  welche  schon  im  Besitze  des  Buches  von  Sehaublin  sind,  dasselbe 
behalten. 
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§  6.    Die  Anfiiahme  findet  statt: 

a.  anf  Antrag  der  Eltern  und  mit  Genehmigung  de.s  Erziehungsdepartementes, 
nachdem  ein  wenigstens  einjähriger  Versuch  in  einer  gewöhnlichen  Klasse 
den  Nachweis  geleistet  hat,  dass  das  betreffende  Kind  in  die  Spezialklasse 
gehört ; 

b.  auf  Veranlassung  des  Erziehungsdepartementes  und  mit  Zustimmung  der 
Eltern,  nachdem  ein  wenigstens  zweijähriger  Versuch  in  einer  gewöhn- 
lichen Klasse  erwiesen  hat,  dass  das  betreffende  Kind  in  die  Spezial- 
klasse gehört. 

In  beiden  Fällen  muss  die  Aufnahme  vom  Klassenlehrer,  vom  Schulinspektor 
und  vom  Schularzt  befürwortet  sein. 

In  dringenden  Fällen  kann  das  Erziehungsdepartement  die  Aufnahme  von 
Kindern  in  die  Spezialklasse  auch  vor  Ablauf  des  Probejahres  gestatten. 

§  7.  Wenn  Eltern  mit  der  Zuteilung  ihres  Kindes  in  die  Spezialklasse 
nicht  einverstanden  sind,  bleibt  dem  Erziehungsdepartement  die  Entscheidung 
vorbehalten,  ob  das  Kind  noch  länger  in  einer  gewöhnlichen  Klasse  verbleiben, 
oder  ob  es  aus  der  öffentlichen  Schule  entfernt  werden  soll. 

§  8.  Auf  Antrag  der  Lehrer  der  Spezialklassen  und  mit  Zustimmung  dös 
betreffenden  Schulinspektors  und  des  Schularztes  kann  das  Erziehungsdeparte- 
ment zu  jeder  Zeit  ein  Kind  aus  der  Spezialklasse  in  eine  entsprechende  Klasse 
der  öffentlichen  Schule  versetzen. 

55  9.  Das  Lehrziel  der  Spezialklassen  für  Schwachbegabte  Schüler  richtet 
sich  im  allgemeinen  nach  dem  der  Primarschulen.  Die  an  letzterem  mit  Bück- 
sicht auf  die  Befähigung  der  betreffenden  Kinder  vorzunehmenden  Änderungen 
unterliegen  der  Genehmigung  des  Erziehungsrates. 

Basel,  den  23.  April  1892. 

Im  Namen  des  Regierungsrates, 

Der  Präsident:  Zutt. 

Der  Sekretär:  Dr.  R.  W ackern a gel. 


21. 15.  Grossratsbeschluss  des  Kantons  Baselstadt  betreffend  Abänderung  der  §§  66 
und  75  des  Schulgesetzes  (Stipendienwesen).    (Vom  21.  April  1892.) 

Der  Grosse  Rat  des  Kantons  Baselstadt,  in  der  Absicht,  unbemittelten 
Kantonsangehörigen  in  erhöhtem  Masse  die  weitere  Ausbildung  zu  ermöglichen, 
beschliesst,  was  folgt: 

I. 

§  66  des  Schulgesetzes  vom  21.  Juni  1880  erhält  folgende  Fassung: 

Der  Ertrag  des  Schulstipendienfonds  der  Stadt  soll,  vorbehaltlich  ausdrück- 
licher Stiftungsbestimmungen,  zunächst  zur  Unterstützung  tüchtiger  Schüler  des 
obem  Gymnasiums  und  der  obern  Realschule  verwendet  werden.  Aus  demselben 
können  auch  tüchtige  Schüler  der  Knabenmittelschuleu,  welche  nicht  mehr  im 
schulpflichtigen  Alter  stehen,  unterstützt  werden. 

An  unbemittelte  Kantonsangehörige,  welche  nicht  mehr  im  schulpflichtigen 
Alter  stehen,  können,  sofern  sie  ihre  Vorbildung  im  hiesigen  Kanton  erhalten 
haben  und  sich  durch  Begabung,  Fleiss  und  gute  Sitten  auszeichnen,  Stipendien 
zum  Zweck  ihrer  weiteren  Ausbildung  an  höheren  hiesigen  oder  auswärtigen 
Lehranstalten  bewilligt  werden.  Hiefür  wird  ein  jährlicher  Kredit  bis  auf 
Fr.  10,000  festgesetzt,  aus  welchem  auch  jährliche  Zuschüsse  zu  den  Einnahmen 
des  Schulstipendienfonds  und  des  akademischen  Vermächtnisfonds  geleistet  werden 
können. 

Der  Erziehungsrat  stellt  im  Sinne  dieser  Bestimmungen  Vorschriften  über 
die  Verwaltung  und  Verwendung  des  Schnlstipendienfonds.  sowie  des  festgesetzten 
Stipendienkredites  auf  und  legt  sie  dem  Regierungsrat  zur  Genehmigung  vor. 
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Über  die  Verwaltung  und  Verwendung  der  Schulfonds  in  Riehen,  Bettingen 
und  Kleinhüningen  wird  der  Regierungsrat  auf  Antrag  des  £rziehung8rates  das 
Nähere  festsetzen. 

IL 

§  75  des  Schulgesetzes  erhält  folgende  Fassung: 

Für  die  Verwaltung  des  Schulstipendienfonds  und  anderer  Schulstiftungen 
in  der  Stadt  und  die  Verwendung  des  Ertrages  derselben,  sowie  des  in  §  66 
festgesetzten  Stipendienkredites,  besteht  eine  Kommission  von  sieben  Mitgliedern. 
Dieselbe  wird  vom  Erziehungsrate  auf  eine  Amtsdauer  von  sechs  Jahren  ge- 
wählt. Sie  übt  ihre  Tätigkeit  aus  gemässs  den  vom  Regierungsrate  aufzustel- 
lenden Vorschriften  (§  66)  und  legt  demselben  alljährlich  Bericht  und  Rechnung 
zur  Genehmigung  vor. 

Basel,  den  21.  April  1892. 

Namens  des  Grossen  Rates, 

Der  Präsident:  Dr.  Isaak  Iselin. 

Der  I.  Sekretär:  Dr.  S.  Scheuermann. 


22. 16.    Stipendienordnung  fOr  den  Kanton  Baselstadt.   (Vom  17.  November  1892.) 
(Vom  Regierungsrat  genehmigt  am  3.  Dezember  1892.) 

Der  Erziehungsrat  des  Kantons  Baselstadt  hat  in  Ausfülirung  der  durch 
Grossratsbeschluss  vom  2.  April  1892  abgeänderten  §§  66  und  75  de^  Schul- 
gesetzes und  unter  Aufhebung  des  Reglementes  über  Verwaltung  und  Verwen- 
dung des  Schulstipendienfonds  der  Stadt  Basel  vom  29.  September  1881  folgende 
Vorschriften  betreffend  Verwaltung  und  Verwendung  des  Schulstipendienfonds, 
sowie  des  in  §  66  des  Schulgesetzes  festgesetzten  Stipendienkredites,  aufgestellt : 

/.  Stipendienkommission. 

§  1.  Für  die  Verwaltung  des  Schulstipendienfonds  und  anderer  Schulstif- 
tungen in  der  Stadt  und  die  Verwendung  des  Ertrages  derselben,  sowie  des  in 
§  66  des  Schulgesetzes  festgesetzten  Stipendienkredites  besteht  eine  Stipendien- 
kommission von  sieben  Mitgliedern,  welche  vom  Erziehungsrat  auf  eine  Amts- 
dauer von  sechs  Jahren  gewählt  wird. 

§  2.  Die  Stipendienkommission  übt  ihre  Tätigkeit  aus  gemäss  den  nach- 
folgenden Bestimmungen  und  erstattet  alljährlich  auf  Schluss  des  Kalenderjahres 
dem  Erziehungsrat  und  dem  Regierungsrat  Bericht  und  Rechnung  über  die  Ver- 
waltung und  Verwendung  des  Schulstipendienfonds,  sowie  des  Stipendienkredite;». 

//.  Schulsiipändienfonds. 

S  li.  Die  Stipendienkommission  verwaltet  den  Schulstipendienfonds,  wie 
derselbe  in  Folge  der  Ausscheidung  des  Fiscus  Gymnasii  aus  dem  Vermögen  der 
Universität  in  ihre  Hand  übergegangen  ist,  und  die  Stiftungen,  welche  einzelaen 
andern  Schulen  für  Stipendienzwecke  gemacht  worden  sind,  oder  noch  gemacht 
werden. 

§  4.  Die  Kommission  ist  befugt,  die  Verwaltung  der  Kapitalien  einem 
sachverständigen  Verwalter  zu  übertragen;  Kapitalanlagen  sollen  aber  nur  auf 
Onind  einstimmigen  Beschlusses  der  JKommission  und  nach  den  Grundsätzen, 
welche  für  die  Anlage  von  Vogtsgeldern  aufgestellt  sind,  gemacht  werden. 

§  5.  Für  Bezüge  von  Geld  in  laufender  Rechnung  genügt  die  Unterschrift 
des  Präsidenten  der  Kommission  oder  seines  durch  die  Kommission  ernannten 
Stellvertreters;  zur  rechtsgültigen  Quittung  für  Kapitalrtickzahlungen  ist  die 
Unterschrift  des  Präsidenten  und  eines  durch  die  Kommission  hiezu  bezeichneten 
Mitgliedes  erforderlich. 

§  6.  Die  verschiedenen  Stiftungen  bilden,  soweit  nicht  ausdrücklich  das 
Gegenteil  bestimmt  ist,  für  die  Verwaltung  nur  Einen  Fonds.   Stiftungen,  welche 
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zu  Gunsten  einer  bestimmten  Schale  oder  bestimmter  Familien  besteben,  werden 
in  ihrem  Kapitalbestaude  in  der  Jahre3rechnang  besonders  aufgeführt;  den 
Schulstifrungen  wird  ein  allfälliger  Zinsüberschuss  jährlich  gut  geschrieben; 
nicht  verwendete  Zinsen  von  Familienstipendien  fallen  in  den  SchuLstipendien- 
fonds. 

§  7.  Es  soll  in  keinem  Jahre  mehr  für  Stipendien  verwendet  werden  als 
der  Betrag  der  eingehenden  Zinsen;  Überschüsse  dienen  zur  Änfnung  des  Ka- 
pitals; KapitaleingrifTe  sind  untersagt. 

§  8.  Die  Kommission  stellt  fest,  für  welche  Familienstipendien  zur  Zeit 
noch  genussberechtigte  Verwandtschaft  vorhanden  ist,  und  wie  gross  der  Betrag 
dieser  einzelnen  Stipendien  ist;  das  Ergebnis  dieser  Untersuchung  soll  in  an- 
gemessener Weise  periodisch  veröffentlicht  werden. 

§  9.  Die  Kommission  wird  in  einem  Stiftungsbuche  (Legatarium)  den 
Wortlaut  aller  bestehenden  und  inskünftige  noch  erfolgenden  Stiftungen  ein- 
tragen,  und  ist  zur  sorgfältigen  Aufbewahrung  aller  Dokumente  verpflichtet. 

§  10.  Der  Ertrag  des  allgemeinen  Fonds  soll  stiftungsgemäss  zunächst 
Schülern  des  obern  Gymnasiums  und  der  obern  Realschule  zu  Gute  kommen, 
welche  sich  durch  Begabung,  Fleiss  und  gut«  Sitten  auszeichnen;  im  Kanton 
wohnhafte  geniessen  vor  auswärts  wohnenden  den  Vorzug. 

§  11.  Die  Rektoren  der  genannten  Anstalten  werden  jeweilen  im  Herbst 
die  Schüler,  welche  ein  Stipendium  erwerben  wollen,  einladen,  ihre  Bewerbung 
durch  Eltern  oder  Vormünder  einzugeben. 

§  12.  Die  Lehrerkonferenz  begutachtet  die  eingegangenen  Bewerbungen 
und  übermittelt  sie  mit  ihrem  Gutachten  der  Stipendienkommission;  diese  ent- 
scheidet endgültig  über  die  Begehren. 

§  13.  Die  Stipendien  werden  jeweilen  für  die  Dauer  eines  Jahres  zuge- 
sprochen; Schüler,  denen  ein  Stipendium  zuerkannt  worden  ist,  bedürfen  für 
spätere  Jahre  keiner  neuen  Bewerbung,  wohl  aber  einer  neuen  Begutachtung 
durch  die  Lehrerkonferenz. 

§  14.  Schülern,  welche  sich  in  Bezug  auf  Fleiss  oder  Betragen  Tadel  zu- 
gezogen haben,  kann  auf  Antrag  der  Lelu-erkonferenz  das  Stipendium  zurück- 
gelegt oder  auf  bestimmte  oder  unbestimmte  Zeit  entzogen  werden. 

§  15.    Der  jährliche  Betrag  eines  Stipendiums  in  den  obern  Schulen  ist : 

für  die     I.  Klasse  Fr.    80.  — 

„„!!.„  „     120. 

„      „    III.       „  ,,     160.  — 

.      .     IV.       ,  .     ^^\~. 

Ausnahmsweise  können  bei  besonderer  Bedürftigkeit  eines  Petenten  diese 
Beträge  um  Fr.  40.  —  erhöht  werden. 

§  16.  An  Schüler  der  Mittelschulen,  welche  nicht  mehr  schulpflichtig  sind, 
können  jährliche  Stipendien  bis  auf  Fr.  80.  —  bewilligt  werden ;  im  übrigen 
gelten  die  Bestimmungen  der  §§  10—14  auch  für  diese  Stipendien. 

§  17.  Familienstipendien  sollen  in  der  Regel  nur  an  Schüler  der  Mittel- 
schulen verabfolgt  werden;  und  zwar  im  ganzen  Zinsbetrage  an  Ein  Mitglied 
der  berechtigten  Familie,  so  lange  es  die  Mittelschule  besucht;  beim  Besuche 
der  obern  Schule  nur,  sofern  kein  anderer  Berechtigter  das  Stipendium  be- 
ansprucht. 

Zur  Bewerbung  genügt  der  Nachweis  der  Verwandtschaft,  doch  kann  die 
Lehrerkonferenz  gegen  die  Verabfolgung  Einsprache  erheben  bei  beharrlichem 
Unflelsse  oder  unbefriedigendem  Betragen  des  Petenten. 

§  18.  Die  Stipendien  werden  halbjährlich  gegen  Schluss  des  Schulhalb- 
jahres durch  Vermittlung  des  Rektorats  an  die  Schüler  ausbezahlt. 

§  19.  Für  bestehende  und  neue  Stiftungen  sind  im  übrigen  die  besondern 
Stiftungsbestimmungen  massgebend,  auch  wenn  sie  obigen  Bestimmungen  wider- 
sprechen. 
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///.  Stipendienkredit. 

§  20.  An  unbemittelte  Kantonsangehörige,  welche  nicht  mehr  im  schul- 
pflichtigen Alter  stehen,  können,  sofern  sie  ihre  Vorbildung  im  hiesigen  Kanton 
erhalten  haben  und  sich  durch  Begabung,  Fleiss  und  gute  Sitten  auszeichnen, 
zum  Zweck  ihrer  weitem  Ausbildung  an  hohem  hiesijren  oder  auswärtigen 
Lehranstalten  Stipendien  im  Rahmen  des  gesetzlichen  Stipendienkredits  von 
10,000  Franken  bewilligt  werden. 

§  21.  Die  Stipendien  werden  jeweilen  im  Herbst,  nach  vorausgegangener 
öffentlicher  Bekanntmachung,  durch  die  Stipendienkoramission  zugesprochen. 

Die  Anmeldungen  sind  von  den  Bewerbern  und  ihren  Eltern  oder  Vor- 
mündern schriftlich  einzugeben,  unter  Beilegung  einer  kurzen  Auskunft  über 
den  bisherigen  Bildungsgang  und  die  be.ibsichtigte  weitere  Ausbildung,  sowie 
des  Schulzeugnisses  über  das  letzte  Schuljahr. 

§  22.  Die  Stipendien  werden  jeweilen  auf  die  Dauer  eines  Jahres  znge- 
.sprochen.  Bewerber,  die  bereits  ein  Stipendium  erhalten  haben,  und  um  ein 
weiteres  einkommen,  haben  ihrer  schriftlichen  Eingabe  die  Zeugnisse  über  das 
abgelaufene  Schuljahr  beizulegen. 

§  23.  Stipendiengenössigen,  welche  sich  in  Bezug  auf  Fleiss  und  Betragen 
Tadel  zugezogen  haben,  kann  das  Stipendium  zurückgelegt  oder  auf  bestimmte 
oder  unbestimmte  Zeit  entzogen  werden. 

§  24.  Der  jährliche  Betrag  eines  Stipendiums  ist  höchstens  500  Franken 
und  kann  einem  Bewerber  viermal  zugesprochen  werden.  Ausnahmsweise  kann 
auch,  statt  wiederholter  jährlicher  Stipendien,  ein  einmaliges  Stipendium  bis 
zum  Betrag  von  2000  Franken  bewilligt  werden. 

§  2rt.  Aus  dem  Stipendienkredit  können  auch  jährliche  Zuschüsse  zu  den 
Einnahmen  des  Schulstipendienfonds  und.  auf  Antrag  der  Regenz,  zu  den  Ein- 
nahmen des  akademischen  Vermächtnisfonds  durch  die  Stipendienkommission 
bewilligt  werden. 

Basel,  den  17.  November  1892. 

Im  Namen  des  Erziehungsrates, 
Der  Präsident:  Zutt. 
Der  Sekretär:  H.  Zehntner. 


28. 17.  Statistik  geistig  oder  körperlich  gebrechlicher  Schulkinder  im  Kanton 
St.  Gallen.  (Vom  14.  April  1892.) 
Auf  Grund  von  Art.  6  unserer  kantonale»  Verfassung  nnd  auf  Ansuchen 
der  Kommission  des  st.  gallischen  Hülfsvereins  für  Bildung  taubstummer  Kinder 
werden  die  sämtlichen  Ortsschulräte  hiemit  eingeladen,  bis  Mitte  Mai  1.  J.  dem 
zuständigen  Bezirksschulratspräsidenten  zur  Berichtgabe  an  uns  schriftlich  mit- 
teilen zu  wollen : 

1.  welchen  im  schulpflichtigen  Alter  stehenden  Kindern  der  Schulgemeinde 
wegen  körperlicher  oder  geistiger  Gebrechen  zur  Zeit  der  Besuch  der 
Volksschule  verschlossen  ist,  und  zwar 

a.  wegen  Taubstummheit ;  h.  wegen  Blindheit ;  c.  wegen  Epilepsie 
oder  andern  chronischen  Krankheiten;  ä,  wegen  Schwachsinnigkeit 
oder  Idiotismus ; 

2.  den  Namen  und  engern  Wohnort  des  Vaters  des  betreflFenden  Kindes ; 

3.  das  Geburtsdatum  des  Kindes; 

4.  dessen  mutmassliche  geistige  Begabung,  das  heisst  ob  es 

a.  normal  begabt,  oder  h.  beschränkt  bildungjsfiihig  (schwachsinnig) 
oder  bildungsunfähig  (blödsinnig)  sei. 
Bezügliche   Formulare  werden  demnächst  den   Schulräten  zur  Ausfüllung 
übermittelt. 

St.  Gallen,  den  14.  April  1892. 

Im  Namen  des  Erziehungsrates, 

Der  Präsident:  Dr.  J.  A.  Kaiser. 
Der  Aktuar:  Du t seh  1er. 
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das  Prüfungäwesen. 

^.18.    Kreisschreiben  des  Erziehungsrates  des  Kantons  Aargau  betreffend  das 
Prfifungswesen.  (Vom  27.  Januar  1892.) 

In  einer  motivirten  Eingabe  der  Kantonal-Lehrerkonferenz  vom  8.  Februar 
1890  an  die  Erziehungsdirektion  wurde  das  Begehren  gestellt,  es  möchten  ins- 
künftig sämtliche  von  einer  untern  Schulstufe  in  eine  höhere  übertretenden, 
sowie  alle  aus  der  Schule  zu  entlassenden  Schüler  von  dem  betreffenden  In- 
spektor individuell  geprüft  werden. 

Gestützt  auf  die  inzwischen  von  der  Gemeindeschul-Inspektorenkonferenz 
in  Sachen  gestellten  Anträge  hat  der  Erziehungsrat  in  etwelcher  Abweichung 
von  denselben  betreffend  der  Einführung  der  individuellen  Prüfungen  folgendes 
beschlossen: 

1.  Die  individuellen  Prüfungen  sind  vorläufig  für  die  Schuljahre  1891/92 
und  1892f93  einzuführen. 

2.  Einer  individuellen  Prüfung  haben  sich  alle  infolge  absolvirter  Schul- 
pflicht aus  der  Gemeinde-  und  Fortbildungsschule  zu  entlassenden  Knaben  und 
Mädchen  zu  unterziehen. 

In  grossem  Ortschaften  mit  mehrem  Schulen  liegt  es  im  Ermessen  des 
Inspektors,  die  zu  prüfenden  Schüler  zu  einer  Prüfungsabteilung  zusammen  zu 
ziehen. 

3.  Die  Prüfung  hat  sich  zu  erstrecken  auf  Lesen,  Aufsatz,  Rechnen 
(mündliches  und  schriftliches)  und  Vaterlandskunde  (Geographie  und  Ge- 
schichte). Beim  Prüfen  in  der  Vaterlandskunde  soll  eine  stumme  Karte  zur 
Verwendung  kommen.  Empfohlen  wird  die  Schweizerkarte  von  Randegger  &  Cie. 
in  Winterthur,  Ausgabe  E. 

4.  Die  Prüfung  ist  vom  Inspektor  anlässlich  seines  letzten  Winterschul- 
besuches (Februar  oder  März)  ganz  unabhängig  von  der  ordentlichen  Jahres- 
prüfung, welche  entsprechend  reduzirt  werden  darf,  vorzunehmen.  Über  den 
Prüfungstag  hat  der  Inspektor  die  Schulpflege  und  die  Lehrerschaft  rechtzeitig 
zu  verständigen. 

Schüler,  welche  wegen  Krankheit  an  der  Prüfung  nicht  teilnehmen  können, 
sollen  bei  Anlass  der  ordentlichen  Jahresprüfung  individuell  geprüft  werden. 

5.  Der  Prüfungsstoff  ist  vom  Inspektor  nach  Massgabe  der  Lehrplanvor- 
schriften für  die  Schüler  der  einzelnen  Klassen  zu  bestimmen.  Ebenso  hat  er 
beim  mündlichen  Examen  selbst  zu  prüfen. 

6.  Die  von  den  Schülern  zu  liefernden  schriftlichen  Arbeiten  (Aufsatz  und 
schriftliches  Rechnen)  müssen  auf  einem  speziell  für  diesen  Zweck  erstellten 
Prüfangsblatt,  mit  gedrucktem  Kopf,  angefertigt  werden. 

Nach  beendigter  Prüfung  werden  die  Arbeiten  vom  Inspektor  eingesammelt 
und,  soweit  dies  am  Prüfungstage  nicht  möglich  ist,  zu  Hanse  durchgesehen 
und  taxirt. 

7.  um  die  Prüfungsresultate  gehörig  verzeichnen  zu  können,  ist  eine  be- 
sondere Prüfungstabelle  erstellt  worden.  Vor  der  Prüfung  sind  in  dieselbe  vom 
Lehrer  die  Namen  der  zu  pmfenden  Schüler  nebst  den  andern  geforderten  An- 
gaben einzutragen.  Ebenso  empfiehlt  es  sich  behufs  Abkürzung  der  Prüfungs- 
Torbereitnngen  von  den  Schülern  den  Kopf  des  Prüfungsblattes  vor  dem  Prüfungs- 
beginn ausfüllen  zu  lassen. 

Sowohl  auf  das  Prüfungsblatt  als  in  die  Prilfungstabelle  sind  vom  Inspektor 
betreffenden  Orts  die  vom  Examinanden  erworbenen  fünf  Noten  einzutragen. 

8.  Nach  Erledigung  aller  dem  Inspektor  obliegenden  Prüfungsgeschäfte 
hat  er  die  Prüfungstabelle  samt  den  schriftlichen  Schülerarbeiten  dem  betreffen- 
den Lehrer  zuzustellen.  Dieser  hat  auf  den  Tag  der  ordentlichen  Jahres-  oder 
Schlussprüfung,  an  welcher  auch  die  individuell  geprüften  Schüler  teilzunehmen 
haben,  denselben  nach  Weisung  des  Inspektors  unter  der  Rubrik  „Rekruten- 
prüfung" die  Noten  in  das  Zeugnisbttchlein  einzutragen. 
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9.  Bei  der  Schlussprüfung  sind  die  Prüfangstabelle  und  die  schriftlichen 
Prüfungsarbeiten,  letztere  am  besten  geheftet,  zu  banden  der  Schulpflege  auf- 
zulegen. Die  Prüfungstabelle  ist  in  der  Schulchronik  aufzubewahren,  wahrend 
die  schriftlichen  Arbeiten  vom  Inspektor  dem  Bezirksschulrat  einzumitt^jln  sind, 
welcher  sie  nachher  dem  Erziehungsrat  zuzustellen  hat. 

10.  Die  Prüfungstabelle  und  die  Prüfungsblätter  sind  von  den 
Schulpflegen  rechtzeitig  von  der  Bnchdruckerei  Effingerhof  in  Brugg  zu  be- 
ziehen. Auf  einem  Exemplar  Prüfungstabelle  ist  Raum  für  die  Eintragung  von 
22  Schülernamen.  Die  Zahl  der  zu  beziehenden  Exemplare  richtet  sich  also 
nach  der  Zahl  der  Examinanden.  Es  empfiehlt  sich  für  jeden  Schüler  zwei 
Prüfungsblätter  zu  beziehen. 

Die  Verlagsfirma  liefert  in  entsprechender  Verpackung  ein  Exemplar 
Prüfungstabelle  zu  4  Cts.  und  ein  Exemplar  Prüfungsblatt  zu  2  Cts. 

Namens  des  Erziehnngsrates, 

Der  Präsident:  Dr.  Fahr län der. 

Der  Sekretär:  N.  Stänble. 


25. 19.  Verordnung  des  Kantons  Thurgau  betreffend  Vorsichtsmassregeln  bei  afl> 
steckenden  Kinderkrankheiten  bezOglicIi  der  Schule.  (Vom  11.  November  1892.) 

Der  Regierungsrat  des  Kantons  Thurgau, 

in  weiterer  Ausführung  des  §  26,  Lemma  2,  des  Unterrichtsgesetzes  vom 
29.  August  1875  und  in  tler  Absicht,  bei  Ausbruch  von  ansteckenden  Kinder- 
krankheiten allgemein  verbindliche  Vorschriften  bezüglich  der  Schulen  aufsn- 
stellen, 

verordnet: 

§  1.  Den  Vorschriften  dieser  Verordnung  sind  alle  öffentlichen  und  Privat- 
schulen, Kleinkinderschulen,  sowie  der  kirchliche  Unterweisungsunterricht  unter- 
stellt. 

§  2.  Die  Schulvorsteherschaften  und  Geistlichen  haben  für  richtige  Hand- 
habung der  Vorschrift  zu  sorgen. 

§  3.  Die  Ärzte  sind  verpflichtet,  von  jedem  Seuchenfalle  der  Schnlvor- 
steherschaft  eventuell  dem  betreffenden  Geistlichen  Anzeige  zu  geben. 

§  4.  Der  Schulbesuch  und  der  Besuch  der  Kinderlehre  sind  ver- 
boten : 

a.  bei  Keuchhusten  dem  Patienten; 

6.  bei  Scharlach  und  Diphtheritis  dem  Kranken,  sowie  dessen  schul- 
pflichtigen Wohnungsgenossen,  sofern  nicht  die.  vollständige  Absondernng 
des  Kranken  ärztlich  bescheinigt  ist; 

c.  bei  Masern  nur  auf  besonderes  Verlangen  des  Arztes  und  bei  bösartigen 
Epidemien. 

§5.  Besuche  schulpflichtiger  Kinder  in  den  mit  Ansteckung  behafteten 
Häusern  sind  nicht  gestattet,  diejenigen  Erwachsener  möglichst  zu  beschränken. 

§  6.  Der  Wiederbesuch  der  Schule  ist  dem  Kranken  und  seinen 
schulpflichtigen  Mitbewohnern  gestattet,  wenn  die  Heilung  und  die  richtige 
Desinfektion  durch  ein  ärztliches  Zeugnis  bescheiuiget  sind. 

§  7.  Bricht  in  der  Familie  eines  das  Schulhaus  bewohnenden  Lehrer* 
Scharlach  oder  Diphtheritis  aus,  so  ist  der  Kranke  entweder  sofort  anszu- 
logiren  oder  die  Schule  für  so  lange  zu  schliessen,  bis  die  in  §  6  geforderten 
Bedingungen  erfüllt  sind. 

§  8.  Erkrankt  jemand  in  der  Familie  eines  ausser  dem  Schulhause 
wohnenden  Lehrers  oder  dessen  Kostgebers  an  Scharlach  oder  Diph- 
theritis, so  darf  der  Lehrer  den  Unterricht  nur  erteilen,  wenn  die  vollständige 
Absonderung  gemäss  §  4  vorhanden  ist. 


Canton  de  Vaud,  Circulaire  du  Departement  de  rinstruction  publique        69 
et  des  Cultes  aux  Commissions  scolaires  et  au  personnel  enseignant. 

§  9.  Anordnung  und  Überwachung  der  Desinfektion  ist  in  Privat- 
hänsern  Sache  des  behandelnden  Arztes,  in  Schulgebäuden  der  Ortsgesuudheits- 
kommission. 

§  10.  Publikation  dieser  Verordnung  im  Amtsblatt  und  in  der  Gesetzes- 
sammlung, sowie  Mitteilung  in  Separatabdrücken  an  sämtliche  Schulvorsteher- 
schaften,  Lehrer,  Geistliche,  Physikate,  Ärzte  und  Gesundheitskommissionen. 

Frauen feld,  den  11.  November  1892. 

Der  Präsident  des  Regierungsrates:  Dr.  K.  E  gl  off. 
Der  Staatsschreiber:  Dr.  J.  Wehrli. 


26. 20.  Circulaire  (\u  Departement  de  rinstruction  publique  et  des  Cultes  du  Canton 
de  Vaud  aux  Commissions  scolaires  et  au  personnel  enseignant.  (Du  24  octobre 
1892.) 

Friquentation.  —  Au  debut  du  semestre  d'hiver,  le  Departement  croit  utile 
<de  Yous  rappeler  les  dispositions  de  Tart.  79  de  la  loi,  aux  termes  duquel  tont 
enfant  remplissant  les  conditions  d'age  requises  est  astreint  ä  la  frequentation 
4es  ^coles,  quelle  que  soit  sa  nationcUit^. 

Dans  les  classes  du  degr^  inferieur,  les  enfants  ag^s  de  7  et  8  ans  dans 
rannte  ne  sont  astreints  qua,  28  heures  de  legons  par  semaine;  en  sns  de  cet 
Äge,  ils  doivent  recevoir  33  heures  d'enseignement. 

Notre  Departement  a  seul  comp^tence  pour  statuer  sur  les  demandes  de 
cong^  exc^dant  15  jours.  (Reglement,  art.  142.) 

Rapports  d'absences.  —  Le  formulaire  N"  4,  destin^  aux  rapports  mensuels 
«ur  les  absences,  ne  doit  renfermer  que  les  röponses  demand6es.  Tonte  autre 
commuDication  fera  Fobjet  d'un  office  special. 

Travaux  ä  Vaiguille.  —  Le  nombre  des  heures  est  fix6  k  6  par  semaine 
pour  les  degr^s  moyen  et  supörieur  et  i  4  pour  le  degrö  inf6rieur.  Dans  la 
regle,  ces  legons  ont  lieu  l'apres-midi.  Les  absences  sont  not^es  exactement,  en 
<;onformit6  de  l'art.  171,  2*"®  alin^a,  du  Reglement. 

Ouvertüre  de  VScole.  —  L'ouverture  de  Fecole  a  lieu  conformement  aux 
art.  lOo  et  106  du  Reglement;  eile  est  annoncee  par  le  son  de  la  cloche  un 
quart  d'heure  k  l'avance.  Les  Commissions  sont  invit^es  ä  surveiller  la  stricte 
€x6cution  de  ces  prescriptions. 

Chauffage.  —  La  salle  d'^cole  doit  etre  chauff^e  convenablement  &  Tarrivöe 
des  ei^ves.  (Reglement,  art.  30  et  119.)  Plusieurs  irregularit^s  ayant  6t6  cons- 
tatäes,  on  voudra  bien  nous  ^viter  dorönavant  toute  Observation  k  ce  sujet. 

Canstructions  scolaires.  —  Aux  termes  de  l'art.  24  de  la  loi,  il  ne  peut 
€tre  fait  aucune  construction  scolaire,  ni  modification  aux  bätiments  d'^cole  ou 
a  leurs  dependances,  sans  que  les  plaus  et  devis  y  relatifs  soient  sonmis  pr6a- 
lablement  k  notre  Departement. 

Cours  compUmentaires,  —  Le  rang  obtenu  par  notre  canton  ä  la  suite  des 
derniers  examens  des  recrues  nous  engage  a  attirer  s^rieusement  Tattention  des 
autorites  scolaires  sur  les  deux  points  suivants: 

a.  Une  surveillance  tr^s  active  est  de  riguenr,  en  ce  qni  conceme  la  fre- 
quentation des  ecoles  et  plus  specialement  les  demandes  de  conge  pour 
cause  de  maladie  ou  pour  toute  autre  raison. 

h.  Les  cours  compiementaires,  dont  le  nombre  d'heures  est  fixe  ä  36  au 
minimum,  doivent  etre  egalement  Tobjet  d'une  constante  sollicitude  et 
d'une  surveillance  non  moins  active.  Les  Commissions  scolaires  ou  leurs 
deiegu^s  visiteront  les  cours  au  moins  une  fois  par  semaine  (Reglement, 
art.  207)  afin  de  seconder  les  maitres  et  de  stimuler  les  elfeves;  elles 
veilleront  en  outre  k  ce  que  les  travaux  Berits,  qui  doivent  etre  tous 
presentes  k  l'examen,  soient  ex^cutfes  avec  ordre  et  proprete. 
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Nous  saissisons  cette  occasion  pour  inviter  les  maitres  char^^s  de  cea  coük 
k  redoabler  de  zele.  Nons  lear  rappelons  en  meme  temps  qa^aa  nombre  des 
moyens  qui  penveut  leur  faciliter  le  travail  de  pr^paration  et  etre  employ^s 
ayec  fruit  par  les  jeunes  gens  se  recommandent  entre  autres  toute  specialement 
la  publication  p6riodique  ^Le  Jeune  Citoyen",  l'opuscule  intitule  „Aux  Becrues 
Suisses'*  et  le  ^^Recueil  des  questions  de  calcul"  donnees  dans  les  examens  de 
recrues. 

Nous  vous  informons  d'aiUeurs  que  nos  d^l6gu6s  sont  sp^ialement  chaiT?6» 
de  rinspection  de  ces  cours.  Le  Departement  se  propose,  en  outre,  de  pnblier 
ä  Tavenir,  pour  chaque  commune,  les  resultats  des  examens  des  recrues. 

Livreis  scolaires,  —  Tous  les  äläves  des  cours  complementaires  n^s  en  1876 
et  1877  doivent  etre  munis  du  livret  scolaire  &  leur  entr^e  en  classe.  Ce  livret, 
conserv6  par  le  maitre,  sera  rendu  aux  Kleves  k  la  fin  des  cours. 

Les  dispositions  de  l'art.  128,  2"^^  alin^a,  et  129  du  R^lement  du  12  avril 
1890  pour  les  ^coles  primaires  sont  aussi  applicables  aux  cours  coniplementAires. 

En  confirmant  notre  circulaire  du  1**^  juin  1892,  relative  k  la  carte  generale 
de  la  Snisse  au  ^  250000«  n^ns  portons  k  la  connaissance  du  personnel  enseignant 
qu^une  nouvelle  souscription  est  ouverte  au  Departement  jusqu'au  \^^  decembre 
prochain. 

Nous  attirons  egalement  Tattention  sur  Touvrage  intitule  „Annuaire 
statisiique  de  la  Suisse,  public  par  le  Bureau  de  statistique  du  Departement 
federal  de  l'Interieur  (Fr.  5.  —  Orell-Füssli,  Zürich).  Gr&ce  k  un  contrat  avec 
rediteur,  une  reduction  de  30 ^/o  est  faite  aux  autorites  scolaires  et  aux  membres 
du  Corps  enseignant. 

II  sera  adresse  prochainement  aux  Commissions  scolaires  un  certain  nombre 
d*exemplaires  des  „Röcröation  enfantines",  par  A.  Gavard,  i\  destination  de& 
classes  du  degrö  moyen. 

Le  Chef  du  Departement:  E.  Ruffy. 


27. 21.    Circulaire  du  Departement  de  rinstruction  publique  et  des  Cuites  du  Cantoi 
de  Vaud  aux  Commissions  scolaires.  (Du  l^i*  mnrs  1892.) 

Nous  avons  l'avantage  de  vous  informer  que  les  examens  Berits  auronts  lieu 
cette  annöe  le  30  ou,  k  defaut,  le  31  mars  prochain. 

Les  pifeces  y  relatives  vous  seront  expediees  k  temps.  Des  mesures  efficaces 
seront  prises  pour  emp^cher,  avant  et  pendant  les  examens,  toute  espöce  d'in- 
discretions  ou  de  Communications. 

Pendant  les  epreuves  ecrites,  les  elfeves  n*ont  en  classe  aucun  manuelj  et 
leurs  cahiers  sont  remis  au  regent  ou  ä  la  r^gente. 

Les  travaux  öcrits  sont  conserves  pendant  une  ann^e  dans  les  archives 
de  la  Commission. 

Les  examens  oraux  sont  individuels;  ils  ue  peuvent  avoir  lieu  le  meme  joar 
que  les  epreuves  ecrites  (dict^e  et  composition).  Avant  Texamen,  les  maitres 
inscrivent  dans  le  tableau,  ä  la  place  qui  leur  est  assignöe,  la  moyenne  (sans 
fraction)  des  notes  d'annee,  pour  la  conduite  et  le  travail  de  chaque  616 ve. 

Les  examinateurs  ne  prennent  connaissance  de  ces  inscriptions  q\i*aprfes 
Tassignation  de  leurs  propres  notes. 

Les  elöves  de  chaque  degre,  en  commen(;ant  par  les  gar^ons,  sont  port^s 
dans  le  tableau  par  ordre  alphab4tique,  et  non  d'apres  leur  instruction. 

La  colonne  4  du  tableau  renferme  l'indication  de  l'annee  de  naissance  des 
eleves. 

La  note  de  conduite  de  Tanni'^e  est  ajoutee  aux  notes  de  l'examen  pour 
constituer  le  total  k  inscrire  dans  la  colonne  31  du  tableau. 
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et  des  Caltes  aux  Manicipalit^s  et  aux  Commissions  scolaires. 

Les  Kleves  des  degr^s  inf^rieur  et  moyen  sont  mis,  comme  les  ^löves  dn 
degr6  sap^rienr,  au  ben^fice  dn  chiffre  maximunif  lorsqu'ils  possedent  des  con- 
naissances  raisonn^es  et  solides  sur  le  Programme  qni  les  concerne. 

Le  succes  sup^rieur  n'est  assignö  que  si  T^leve  fait  preuve  de  jugement 
et  d'intelligence  dans  ses  reponses,  oa  lorsqne  ses  travaux  sont  faits  avec 
exactitude,  ordre  et  proprete. 

A  Toecasion  du  calcul  de  tete,  ou  par  le  moyen  des  problämes,  les  Com- 
missions scolaires  s'assurent  que  l'enseignement  du  metrage  a  r^ellement  ät6 
donn^. 

Relativement  a  l'examen  de  quelques-unes  des  brancbes  du  programme, 
nous  vous  rappelons  tont  sp6cialement  les  Instructions  donn^es  dans  notre  cir- 
culaire du  printemps  1890. 

Les  tableaux,  compl6t6s  avec  soin  dans  toutes  leurs  rubriques,  doivent  in- 
diquer  les  totaux  et  les  moyennes  de  la  classe  entiere  pour  les  absences,  les 
notes  de  conduitef  les  note8  de  Vannie  et  Celles  de  Vexamen.  Ces  moyennes  sont 
exprimees  en  nombres  d^cimaux. 

Les  tableaux  sont  adress6s  au  Departement  de  l'Instruction  publique,  Ser- 
vice de  rinstruction.  avant  le  l®""  mai  prochain. 

Les  membres  des  Commissions  scolaires  et  les  experts  sont  pri6s  d'apporter 
a  ces  examens  la  plus  scrupuleuse  attention. 

Le  Chef  du  Departement:  E.  Ruffy. 


28. 22.    Circulaire  du  Departement  de  rinstruction  publique  et  des  Cultes  du  Canton 
de  Vaud  aux  Municipalites  et  aux  Commissions  scolaires.  (Du  4  f^vrier  1892.) 

Nous  avons  l'honneur  de  vous  rappeler  les  dispositlons  des  articles  79  de 
la  loi  du  9  mai  1889  et  133  et  134  du  reglement  du  12  avril  1890,  relatives 
ä  Tage  de  liberation  des  6coles  et  au  mode  de  fr6quentation  des  ecoles  d'et6. 

/.  Age  de  liberaiion  des  äco/es. 

Aux  termes  de  l'art.  79  de  la  loi,  la  fröquentation  obligatoire  des  6coles 
a  lieu  jusqu'au  15  avril  de  rannte  oü  Tenfant  a  16  ans  revolus.  Nöanmoins 
les  autorites  communales  ont  le  droit  de  linriter  cette  frequentation  au  15  avril 
de  rannte  oü  l'enfant  a  15  ans  revolus. 

En  cons6quence,  et  conform^meut  ä  Part.  133  du  reglement,  nous  vous 
prions  de  nous  faire  connaitre,  avant  le  1^*>*  mars  prochain,  la  decision  prise  ä 
ce  sujet  par  la  Municipalite  reunie  k  la  Commission  scolaire. 

Si  les  autorit6s  pr6cit6es  consultent  k  cet  egard  le  Conseil  g^n^ral  ou  com- 
munal,  elles  sont  liees  par  la  decision  de  ces  corps. 

//.  Mode  de  frequentation  des  ecoles  d'et4. 

En  conformite  de  l'art.  134  du  rfeglement,  les  Commissions  scolaires  fönt 
connaitre  au  Departement  de  l'Instruction  publique  et  des  Cultes,  avant  le 
l*^'^  mars  de  chaque  annöe,  le  mode  de  frequentation  qu'elles  ont  adopte,  pour 
Tete,  ä  l'egard  des  enfants  de  12  ans  revolus  au  15  avril,  appartenant  au  degr6 
sup^rieur. 

Ensuite  de  cet  article,  ces  derniers  peuvent  etre  asfreints: 

A.Oxji  k  frequenter  toutes  les  ecoles  d'ete; 

B,Oxi  ä.  suivre,  chaque  matin,  3  heures  d'^cole,  durant  tout  V€t^\  , 

C  Ou  ä.  ne  suivre  l'^cole  du  matin  que  du  15  avril  au  1^^  juin,  moyennant 
une  frequentation  minimum,  du  l*^'*juin  au  1^'^  uovembre,  de  84  heures  d'^cole, 
reparties  par  seraaines  entieres,  a  raison  de  2  a  3  heures  chaque  matin. 


^ 
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Etant  reserv6  que  le  nombre  de  84  henres  d'6cole  k  fr6qnenter  da  l«»"  juin 
au  l«*"  novembre  peut  etre  augment^  au  gr6  des  Commissions  scolaires,  tous 
voudrez  bien  nous  informer  quel  est,  parmi  les  trois  modes  de  fröquentation 
A,  Bf  Cf  celui  que  vous  avez  adoptö. 

Le  Chef  du  Departement:  E.  Ruffj. 
le  1892. 

Au  Departement  de  i'fnstructhn  publique  et  des  Cultes 

Monsieur  le  Chef  du  Departement, 

Les  autorit^s  comp^tentes  de  la  commune  d 

ont  l'honneur  de  vous  informer  des  d^cisions  ci-apres: 

/.  Age  de  liberation  des  eco/ea. 

A.  Liberation,  au  15  avril  1892,  de  tous  les  enfants  atteignant  l'äge  de  16 
ans  dans  l'annße,  soit  de  ceux  n6s  en  1876.  0 

B.  Liberation  au  15  avril  1892,   de  tous  les  enfaYits  atteignant  Tage  de  15 
ans  dans  rannte,  soit  de  ceux  n^s  en  1877. 

//.  ßtode  de  fr4quentation  des  ecoles  d'ete. 

Pendant  Tete  1892,  les  enfants,  äges  de  12  ans  r^volus  au  15  avril  prochain, 
et  appartenant  an  degr6  superieur,  seront  astreints  a  suivre  les  ecoles  d^apres 
le  mode^)  de  fr^quentation  indiquö  ci-dessous. 

-4.  Fr^quentation  de  toutes  les  Ecoles  d'^tö; 

ß. Fr^quentation  de  trois  heures  d'ecole,  chaque  matin,  pendant  tout  Tete: 

C.  Frequentation  du  15  avril  au  l^r  juin,  de  3  heures  d*6cole,  chaque  matin, 

et,  du  l«*"  juin  au  1«^  novembre,  de (84  au  minimum)  heures  d'6colc, 

reparties  pendant  semaines  entieres,  ä  raison  de heures  matin. — 

Les   semaines   entieres   sont   approximativement  fix6es  aux  ^poques  sui- 
vantes.  ^) 


Avec  haute  considöration,  j^^  PrSsident  de  la  Commission  scolaire, 


*)  Biffer  le  mode  de  liberation  iion  iidoptd. 

')  Indlquer  la  lettre  qui  prdcfede  le  mode  de  frdquentation  adopt^,  et  bifler  ensaite  le« 
deux  autres  müdes  de  frc^qnentation. 

")  8i  c'est  le  mode  C.  de  ft-(^quentation  qiii  est  admis,  donner  avec  soin  toutes  Im  Indl- 
cations  demandöes. 

Detacher  cette  feuille  et  Tenvoyer  k  son  adresse  avant  le  l«*"  raars  prochain. 


in.  Fortbildungssohulen. 

29. 1.    Regulativ  Ober  die  Unterstützung  der  gewerblichen  Fortbildungsschulen  des 
Kantons  St.  Gallen  durch  den  Staat.     (Vom  8.  Januar  1892.) 

Wir  Landamman'n  und  Regierungsrat  des  Kantons  St.  Gallen, 

In  Anwendung  von  Art.  15  lit.  b  der  Kantonsverfassung  betreffend  die  Unter- 
stützung von  Fachschulen, 

in   der   Absicht,    die  Verwendung  des  für  gewerbliche   Fortbildungs-  und 
Zeichnungsschulen  gewährten  Kredites  zu  ordnen, 

beschliessen  was  folsft: 
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Fortbildungsschnlen  durch  den  Staat. 

Art.  1.  Der  Staat  fördert  den  gewerblichen  Unterricht  an  Fortbildungs- 
schulen und  ähnlichen  Instituten,  welche  den  in  Art.  4  genannten  Anforderungen 
entsprechen,  durch: 

a. Beitragsleistung  an  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  der  Schulen; 

6. Beitragsleistung  an  die  Lehrerausbildung; 

c,  Anlage  eines  kantonalen  Depots  von  Lehrmitteln  und  leihweise  Abgabe 
derselben ; 

d.  Veranstaltung  und  Unterstützung  von  Konferenzen  und  Ausstellungen. 

Art.  2.  Aus  dem  jährlich  zur  Verfügung  stehenden  Kredit  sind  je  nach 
Bedarf  zirka  ^\^  der  Gesamtsumme  den  Schulen,  inklusive  Konferenzen,  Aus- 
stellungen und  Verwaltungskosten,  zirka  ^/ß  der  Lehrerausbildung  und  zirka  ^/e 
der  Erstellung  und  Äufhung  des  Lehrmitteldepöts  zuzuwenden.  Allfällige  Über- 
schüsse bei  einer  von  diesen  Kategorien  können  den  übrigen  zugewiesen  werden. 

Art.  3.  Die  Zuteilung  der  Staatsbeiträge  und  der  Vollzug  des  gegenwärtigen 
Regulativs  wird,  unter  Vorbehalt  endgültiger  Entscheidung  des  Regiernngsrates, 
einer  Kommission  von  drei  Mitgliedern  übertragen.  Präsident  derselben  ist  der 
Voi-stand  des  Volkswirtschaftsdepartements.  Der  Regierungsrat  wählt  für  die 
Zeit  seiner  Amtsdauer  die  beiden  übrigen  Mitglieder  und  bestimmt  die  denselben 
zukommende  Entschädigung.  Die  Aktuariatsgeschäfte  werden  vom  Sekretär  des 
Volkswirtschaftsdepartements  besorgt. 

In  dringenden  Fällen  und  in  Angelegenheiten  von  untergeordneter  Bedeu- 
tung verfügt  der  Präsident  von  sich  aus. 

Die  Kommission  legt  alljährlich  dem  Regierungsrate  Bericht  und  Rech- 
nung vor. 

/.  ßeitrags/eistung  an  die  Schulen, 

Art.  4.  Auf  Staatsunterstützung  haben  nur  solche  Schulen  Ansprach, 
welche : 

ö,  eigentliche  gewerblich-technische  Fächer  pflegen,  als :  deutsche  Sprache 
in  Anwendung  auf  Schriftstücke  und  Korrespondenzen  geschäftlicher  Natur 

—  Buchführung  —  Rechnen  in   Anwendung  auf  die  Flächen-,   Körper- 
und  Gewichtsberechnungen  —  Physik  und   Chemie  —  Freihandzeichnen 

—  Geometrisches  Zeichnen  —  Projektives  Zeichnen  —  Technisches  Zeichnen 

—  Modelliren ; 

b.  durch  Anstellung  geeigneter  Lehrkräfte  Gewähr  für  Erteilung  eines  fach- 
lich und  pädagogisch  richtigen  Unterrichtes  bieten; 

c.  zufolge  ihrer  Organisation  den  Besuch  der  Schule  allen  Interessenten 
innerhalb  einer  bestimmten  Altersgrenze  ermöglichen. 

Art.  5.    Diese  Schulen  erhalten  : 

a.  eine  einmalige  Unterstützung  an  die  erste  Einrichtung,  im  Maximalbetrage 
von  Fr.  300 ; 

b.  einen  jährlichen  Beitrag  an  den  Schulbetrieb  (Besoldung  der  Lehrkräfte, 
BeschafFung  des  Vorlagenmaterials  und  der  im  Eigentum  der  Schule  blei- 
benden Einrichtungsgegenstände  für  den  Zeichnungsunterricht  etc.)  und 
zwar  im  ganzen  höchstens  75  Rp.  per  Schulstunde; 

c.  den  Verhältnissen  angemessene  Zuschüsse  an  das  Honorar  für  an  die 
Schulen  berufene  Wanderlehrer. 

Die  unter  lit.  a  und  b  angeführten  Maximalbeträge  können  ausnahmsweise 
aus  besondern  Gründen  erhöht  werden. 

Die  unter  lit  b  erwähnte  Unterstützung  darf  keine  Verminderung  der  bis- 
herigen Leistungen  der  Gemeinden,  Korporationen,  Vereine  und  Privaten  zur 
Folge  haben  und  soll  im  Maximum  nicht  mehr  als  jene  Leistungen  betragen ; 
auch  werden  nur  diejenigen  Fächer  in  Berechnung  gezogen,  die  der  eigent- 
lichen gewerblichen  Ausbildung  der  Schüler  dienen.     (Siehe  Art.  4  lit.  a). 
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Art.  6.  Gesuche  um  Beiträge  sind  jeweils  bis  Mitte  August  an  das  Volks- 
wirtschaftsdepartement  zu  richten  und  sollen  enthalten, 

a.  wenn  sie  zum  ersten  Mal  gestellt  werden: 

1.  vollständige  Angaben  über  die  Organisation  der  Schale; 

2.  Angaben  über  Schul  aufsieht  und  Lehrer; 

3.  Unterrichts-  und  Stundenplan ; 

4.  speziiizirtes  Budget  für  den  anzutretenden  Kars; 

5.  eventuelle  Schulberichte  früherer  Jahre  und  letzte  Kursrechnung; 

b.  wenn  sie  für  schon  suhventionirte  Schulen  eingegeben  werden : 

1.  genauen  Aufschluss   über  allfällige  Abänderungen  in  Organisation,  Auf- 
sicht und  Leitung  der  Schule ; 

2. Unterrichts-  and  Stundenplan; 

3.  Schalbericht  und  Rechnung  über  den  letztabgeschlossenen  Kurs,  soweit 
dies  nicht  schon  geschehen  ist; 

4.  spezifizirtes  Budget  für  den  anzutretenden  Kurs. 

Gesuche  um  Unterstützung  an  die  Neueinrichtung  sind  getrennt  von  den 
übrigen  Begehren  zu  stellen  und  sollen  nur  dasjenige  enthalten,  was  sich  speziell 
auf  die  Einrichtung  der  Schule  bezieht. 

Art.  7.  Sämtliche  Gesuche  sind  im  Doppel  einzugeben.  Für  die  Bndget- 
und  Rcchnungsvor lagen  stellt  das  Departement  Formulare  znr  Verfügung. 

Ein  Doppel  wird  behufs  Erlangung  der  Bundesnnterstützung  gemäss  Regle- 
ment über  Vollziehung  des  Bandesbeschlusses  betreffend  die  gewerbliche  und 
industrielle  Berufsbildung  vom  27.  Januar  1885  vom  Volkswirtschaftsdepartement 
an  die  zuständigen  Organe  der  Bundesverwaltung  geleitet. 

Art.  8.  Mitteilungen  über  die  Höhe  der  Staatsunterstützungen  erfolgen  zu 
gleicher  Zeit  mit  denjenigen  über  die  Bundessubvention,  in  der  Regel  im  Laufe 
des  Monats  Februar. 

Die  Beiträge  werden  nach  Beendigung  der  Kurse  und  auf  stattgehabten 
summarischen  Bericht  über  Rechnungsabschluss,  Stunden-  und  Schüleranzahl 
ausbezahlt. 

Art.  9.  Die  Kommission  ist  jederzeit  berechtigt,  Inspektionen  der  Schulen 
vorzunehmen,  beziehungsweise  durch  Beauftragte  vornehmen  zu  lassen. 

Allfällige  Kursprüfungen,  Arbeitsausstellungen  u.  s.  w.  sind  zu  diesem  Be- 
hufe  dem  Departemente  rechtzeitig  anzuzeigen. 

Art.  10.  Bezüglich  der  Unterstützung  jener  Fortbildungsschulen,  welche 
neben  den  gewerblichen  auch  noch  andere  Fächer  pflegen  und  deshalb  neben 
den  durch  dieses  Regulativ  vorgesehenen  Staatsbeiträgen  auch  noch  solche  nach 
den  bestehenden  Vorschriften  über  das  Erziehungswesen  beanspruchen  können, 
wird  der  Regierangsrat  allfällig  nötige  Anordnungen  treffen. 

//.  Beitragafeistung  an  die  Lehrerausbildung. 

Art.  11.  Zum  Zwecke  der  Ausbildung  spezieller  Lehrkräfte  liir  den  ge- 
werblich-technischen Fachunterricht  werden  an  Lehrer  oder  zum  Lehrberufe 
geeignete  Fachleute  Stipendien  verabfolgt : 

a.  für  den  Besuch  von  theoretischen  Fachlehrer-Bildungs-  und  Wiederholnngs- 
kursen ; 

b.  für  Betätigung  in  geeigneter  fachlicher  Praxis. 

Art.  12.  Der  einem  Stipendiaten  filr  die  Zeit  eines  Jahres  zn  gewährende 
Staatsbeitrag  soll  Fr.  400  nicht  übersteigen.  Ausnahmsweise  kann  derselbe  aus 
besondem  Gründen  erhöht  werden. 

Art.  13.  Gesuche  um  Stipendien  sind  dem  Volks wirtschaftsdepartement  ein- 
zureichen und  zwar  in  der  Regel  von  den  betreffenden  Schulvorständen. 


I 
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Fortbildungsschulen  durch  den  Staat. 

Art.  14.    Die  Gesuche  sollen  Angaben  über  folgende  Punkte  enthalten: 

o.  Name,  Wohnort,  Geburtsjahr,  bisherige  Lehrtätigkeit,  Familien-  und  Ver- 
mögensverbältnisse  der  Bewerber; 

&.  voraussichtliche  Dauer,  Kosten,  Art  und  Zweck  der  Weiterausbildung; 

c.  beabsichtigte  Verwertung  derselben ; 

d.  in  Aussicht  stehende  Unterstützungen  durch  Schul-  und  Gemeindebehörden, 
gewerbliche  Vereine  u.  s.  w. ; 

e.  bezügliche,  seitens  des  Stipendiaten  eingegangene  Verpflichtungen. 

Art,  15.  Die  Annahme  eines  kantonalen  Stipendiums  verpflichtet  zur  Aus- 
übung des  Fachlehrerberufes  im  Kanton  und  zwar  je  nach  dem  Betrage  des- 
selben während  der  Dauer  von  zwei  bis  fünf  Jahren. 

Stipendiaten,  welche  vor  Ablauf  der  bestimmten  Frist  den  kantonalen  Lehr- 
dienst verlassen,  können  zur  Zurückerstattung  des  Stipendiums  oder  eines  Teiles 
desselben  augehalten  werden. 

///.  Lehrmitte/depöt. 

Art.  16.  Es  wird  ein  kantonales  Depot  von  kostspieligeren  Speziallehrmit- 
teln  (Modellen  u.  dergl.)  behufs  leih  weiser  Abgabe  an  die  Schulen  gehalten  und 
alljährlich  geäufnet. 

Art.  17.  Bezugsberechtigt  sind  die  Behörden  und  Lehrer  der  unterstützten 
Schulen.  Ausnahmsweise  können  auch  andere  Gesuchsteller  Berücksichtigung 
finden. 

Die  Abgabe  von  Gegenständen  geschieht  auf  bestimmte  Zeit  und  gegen 
Unterzeichnung  eines  Empfangs-  und  Verpflichtungsscheines. 

Art.  18.  Alljährlich  im  Monat  Juli  findet  Inventarisation  des  Depots  und 
Annahme  eines  Gegenstandsverzeichnisses  statt,  welch  letzteres  den  subven- 
tionirten  Schulen  zuzustellen  ist  und  auch  von  sonstigen  Interessenten  grätig 
bezogen  werden  kann. 

Art.  19.  Das  Depot  befindet  sich  gemäss  bezüglicher  Übereinkunft  im 
Industrie-  und  Gewerbemuseum  St.  Gallen  und  wird  unter  der  Aufsicht  der 
Kommission  von  dessen  Direktion  besorgt. 

/K.  Konferenzen  und  Auestellungen. 

Art.  20.  Es  werden  jeweilen  nach  Bedürfnis  Konferenzen  der  Lehrer  der 
gewerblichen  Unterrichtskurse  veranstaltet,  wozu  auch  die  betreffenden  Aufsichts- 
behörden, sowie  weitere  Fachleute  und  Vertreter  von  Interessentengruppen  zu- 
gezogen werden  können.  Die  zur  Teilnahme  an  diesen  Konferenzen  Aufgefor- 
derten erhalten  ein  Taggeld  von  Fr.  5  und  Vergütung  der  Fahrtaxe  IIL  Klasse. 

Art.  21.  An  Ausstellungen  von  Lehrmitteln,  Schülerarbeiten  u.  s.  w.  kann 
eine  angemessene  Staatsunterstütznng  geleistet  werden. 

Art.  22.  Dieses  Regulativ  tritt  sofort  in  Kraft  und  soll  in  die  Gesetzes- 
sammlung und  in  das  Amtliche  Schulblatt  aufgenemmen  werden. 

St.  Gallen,  den  8.  Januar  1892. 

Der  Landammann:  Zollikofer. 

Im  Namen  des  Regierungsrates, 
Der  Staatsschreiber :  Müller. 


SO.  2.   Circulaire  du  Departement  de  rinstruction  publique  et  des  Cultes  du  Canton 
de  Vaud  aux  Commissions  scolaires.    (Du  4  f^vrier  1892.) 

Conformöment  ä  Farticle  203  du  reglement  du  12  avril  1890,  nous  avons 
l'avantage  de  vous  informer  que  les  examens  des  cours  complementaires  ont  6t6 
fix^s,  pour  tout  le  Canton,  au  1«^  ou,  ä  d^faut,  au  2  mars  prochain. 
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Ces  examens  seront  subis  dans  les  localitäs  oü  les  cours  ont  et6  saivis. 
Devront  s'y  präsenter :  a,  tous  les  öl^ves  des  cours  appartenant  anx  classes  d'agts 
1873,  1874,  1875  et  ceux  de  1876  lib^rös  des  ^coles;  ft.  les  jeunes  gens,  dis- 
pens^s  pendant  Texercice  ecoul6,  qui  ne  suivent  pas  les  cours  d*un  ^tabiissement 
■d'instruction  publique,  secondaire  ou  sup6rieur  ou  des  cours  jug6s  Äquivalents. 

Les  Sujets  de  composition  et  les  problemes  d^arithm^tique  vous  seront  ex- 
p6di6s  k  temps  par  les  soins  du  Departement. 

Nous  vous  demandons  que  des  mesures  efiicaces  soient  prises  pour  empecher, 
avant  et  pendant  les  examens,  tonte  espece  d'indiscr^tions  et  de  Communications. 

Pour  les  examens,  les  travaux  faits  durant  les  cours  seront  remis  k  la  Com- 
misfiion  scolaire  qui  les  appr^ciera.  Les  jeunes  gens  qui  ne  pr^sentent  pas  ces 
travaux  le  jour  de  l'examen  sont  signales  par  la  Commission  scolaire  an  Departe- 
ment de  rinstruction  publique  et  des  Cultes  et  par  lui  au  Departement  militaire 
pour  infraction  i\  la  discipline  (Reglement,  art.  197). 

Les  travaux  d'examen  seront  conserv^s  pendant  une  ann^e  dans  les  arcliives 
<ie  la  Commission. 

Pour  faciliter  les  Operations,  le  mode  suivant  pourra  etre  adopt6 :  on  donnera 
d^abord  aux  Kleves  l'une  ou  Tautre  des  s6ries  de  problemes  d'arithro^tique.  La 
note  supörieure  n'est  assign^e  que  si  l'^löve  präsente  la  Solution  exacte  de«  qnatre 
problfemes.    On  proc6dera  ensuite  k  la  composition. 

Pendant  les  travaux  Berits,  surveilläs  par  un  des  membres  de  la  Commission, 
il  sera  proc^de  aux  interrogations  sur  les  autres  branches  du  Programme. 

ly Schelle  des  notes  est  la  suivante:  1  =^  tr^s  bien;  2  =  bienj  3  =^  passable; 
4  -  -  mal ;  5  =  tres  mal. 

Les  tableaux  d'examen,  completös  dans  toutes  leurs  rubriques,  devront  etre 
adressös  au  Departement  de  rinstruction  publique  et  des  Cultes,  service  de  rins- 
truction, avant  le  15  mars  prochain.  (Bfeglement,  art.  205.) 

Le  r^sultat  de  l'examen,  pr^vu  k  Part.  204  du  r^glement,  nous  sera  egale- 
ment  communiqu6  avant  le  15  avril.  A  r^ception  de  Ja  präsente  circulaire,  vous 
Toudrez  bien  publier  un  avis  invitant  tous  les  jeunes  gens  Interesses  ä  se  rendre 
dans  le  local  indiquö  pour  y  subir  les  6preuves  reglementaires. 

En  terminant,  nous  recommandons  aux  Commissions  scolaires  d'apporter 
beaucoup  de  soins  k  cet  examen  et  surtout  de  se  montrer  tres  judicieuses  dans 
les  appreciations. 

Le  Chef  du  Departement:  E.  Ruffy. 


lY.  Lehrersobaft. 


31. 1.    Reglement  fixant  les  conditions  de  concours  pour  la  nomtnation  des  maftres 
aux  öcoles  primalres  du  Canton  de  Fribourg.  (Du  26  aoüt  1892.) 

Article  l«"".  —  La  nomihation  des  maitres  aux  ecoles  primaires  a  lien,  dans 
la  r^gle,  ä  la  suite  d*un  concours. 

Le  concours  est  annonce  dans  la  Feuille  officielle. 

Art.  2.  —  Chaqne  candidat  est  tenu,  pour  etre  admis  au  concours,  de  de- 
poser,  en  prenant  son  inscription: 

a.  son  brevet  de  capacite ; 

b.  cas  echeant,  les  notes  du  demier  examen  du  renouvellement  du  brevet ; 

c.  des  certificats  de  bonne  conduite. 

Art.  3.  —  Tous  les  candidats  sont  appeies  k  l'examen  du  concours. 

Cependant,  les  candidats  qui  ont  subi  dans  le  conrant  de  la  meme  annee 
les  epreuves  du  brevet  ou  d'un  concours,  ceux  qui  sont  au  benefice  du  certificat 
d'aptitude  pedagogique  ou  qui  ont  enseigne  pendant  vingt  ans  dans  le  canton 
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ä  la  satisfaction  des  autorit^s  scolaires  peavent  etre,  sur  leiir  requete,  lib6res 
de  rexamen. 

La  Direction  de  rinstruction  publique  prononce  sur  les  demandes  de  dis- 
pense  qui  loi  sont  adress^es  en  temps  utile. 

Art.  4.  —  L'examen  a  lieu^  dans  la  regle,  k  la  maison  d'ecole  oü  le  poste 
est  ä  pourvoir.  La  salle  de  classe  sert  pour  Texamen  oral  et  les  leQons  d'6preuves. 
Pour  les  travaux  ecrits.  les  candidats  sont  places  autant  que  possible  dans  un 
local  s^par6. 

Art.'  5.  —  L'examen  de  concours  est  public. 

Art.  6.  —  Le  prefet  du  district  invite  les  autorit^s  locales  k  assister  k 
l'examen,  ä  r6unir  les  Kleves,  ä.  procurer  Tamenagement  des  salles,  ainsi  que 
tont  ce  qui  doit  servir  aux  legons  d'epreuves:  tableanx,  cartes,  objets  pour  les 
le^ons  d'ouvrages,  etc. 

Art.  7. —  Le  Jury  d'examen  est  constituö  comme  suit:  le  prüfet  du  district 
comme  pr6sident,  l'inspecteur  de  Tarrondissement  qui  interroge  et  remplit  le» 
fouctions  de  secretaire,  et  uu  troisieme  membre  d^signe  par  la  Direction  de 
rinstruction  publique. 

Art.  8.  —  L'inspecteur  pröpare  pour  chaque  examen  de  concours : 

a.  un  texte  pour  la  dictöe ; 

b.  les  Sujets  pour  la  lecture  et  le  compte  rendu ; 

c.  les  Sujets  pour  les  legons  d'öpreuves,   choisis  parmi  toutes   les  brauche» 
prevues  aux  art.  10  et  11  de  la  loi; 

d.  deux  Sujets  de  composition,  deux  questions  th^oriques  et  deux  probl^me» 
de  math6matiques. 

Les  questions  consign6es  sons  la  litt,  d  sont  emprnnt^es  eventuellement  k 
un  questlonnaire  dress6  par  les  soins  de  la  Direction  de  rinstruction  publique 
et  comprenant :  1®  20  sujets  de  composition ;  2"  40  questions  sur  la  thöorie  des. 
mathömatiques ;  40  problfemes  de  calcul  et  de  göom^trie. 

Art.  9.  —  L'examen  de  concours  consiste  en  des  travaux  öcrits,  un  examen 
oral  et  deux  legons  d'epreuves  au  moins. 

La  dur^e  de  l'examen  de  concours  est  de  quatre  heures,  dans  la  rfegle. 

Art.  10.  —  Les  travaux  ecrits  comprennent: 

a.  une  composition  sur  un  sujet  littöraire  ou  p^dagogique; 

b.une  dictöe; 

c.  Texpos^  th^orique  d'une  question  de  math^matiques ; 

d.  la  Solution  d'un  problfeme  de  calcul  ou  de  geom^trie. 

Cette  derniere  brauche  pour  les  instituteurs  seulement. 

L'inspecteur  propose  pour  la  composition,  pour  la  theorie  des  mathßmatique» 
et  pour  les  problSmes,  deux  sujets  entre  lesquels  le  candidat  a  le  droit  d'opter, 

Les  questions  de  mathömatiques  et  les  problemes  doivent  präsenter  de» 
difficult6s  inegales.  II  est  tenu  compte  de  la  difference.  en  abaissant  d'un  degr6 
la  note  pour  l'expose  de  la  question  plus  elemeutaire,  ainsi  que  pour  la  Solution 
du  Probleme  plus  facile. 

Art.  11.  —  Les  travaux  Berits  sont  faits  sur  des  feuilles  remises,  seance 
tenante,  aux  candidats  et  munies  d'un  timbre  humide  ou  du  paraphe  du  Presi- 
dent du  Jury  d'examen. 

Art.  12.  —  L'examen  oral  porte: 

a.  snr  la  religion ; 

b.  sur  la  lecture  avec  compte  rendu. 

Le  candidat  indique  le  sens  g^neral  du  passage  qu'il  a  In  ainsi  que  1& 
signification  des  mots  et  des  locntions  les  plus  difficiles.  II  doit  pouvoir  ex- 
pUquer  aussi  les  formes  grammaticales. 
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Art.  13.  —  L'inspecteur  raentionne  les  snjets  des  le^ons  d'epreuves  sur  des 
billets  qni  sont  tir^s  an  sort  s^ance  tenante.  La  diir6e  de  chaqne  epreuve  ne 
doit  pas  d^passer  vingt  minates. 

Pour  les  institutrices,  une  le^on  d'^prenve  a  trait  k  r^conomie  domestiqae 
«t  aux  onvrages  manuels. 

Art.  14.  La  Commission  d'öcole  a  le  droit  d'iudiqner,  en  outre.  an  jnry 
une  branche  sur  laqnelle  eile  entend  faire  porter  une  le^on  d'6preuve.  Elle  a 
le  droit  d'exiger  aussi  un  exameu  oral  sur  la  m^me  branche. 

Dans  ce  cas,  le  jury  decerne  une  note  speciale  pour  cette  branche. 

Art.  15.  —  Le  jury  donne  des  notes  sur  les  branches  suivantes: 

1^^  religion ;  2®  lecture  et  compte  rendu ;  3*^  orthographe  (d^aprfes  la  dict^e 
et  l'ensemble  des  travaux  Berits) ;  4**  style  (d*apres  la  composition) ;  5®  theorie 
des  math^matiques ;  6®  problemes ;  7''  connaissance  des  matieres  dn  Pro- 
gramme pour  les  ec(des  priniaires  (d' apres  les  notions  expos^es  dans  les  legons 
d'^preuves) ;  8®  p6dagogie  theorique  (d'apres  l'expos^  sommaire  de  la  m^thode. 
fait  avant  les  le^ons  d'6preuves)  ;  9®  pödagogie  pratique  (d'apres  la  maniere 
dont  le  candidat  a  donn6  les  le^'ons  d'6preuve>) ;  10'*  tenne  du  maitre  peiidant 
les  lecjons  d'epreuves ;  11®  6criture  (d'apres  l'ensemble  deTexaraen) ;  12®  even- 
tnellement,  la  brauche  examin^e  ä  la  demande  de  la  Commission  d^^cole. 

Art.  16.  —  Les  r^sultats  de  Texamen  sont  d^terminös  selon  une  Schelle 
qui  va  des  notes  1  (tres-bien)  ä  5  (nul). 

Cha^ue  membre  dn  jury  marque.  au  fiir  et  ä  mesure  des  6preuves,  ses 
appr^ciations  particulieres. 

Les  examens  terminös,  le  jury,  s^ance  tenante  et  ti  huis  clos,  arrete,  en 
combinant  les  observations  de  chaque  examinateur,  les  notes  definitives  pour 
les  inscire  au  proces-verbal. 

Le  proces-verbal  de  l'examen  porte  la  signature  de  tous  les  membres  du 
jury.  II  est  transmis  immödiatement  i\  la  commission  d'^cole. 

Art.  17.  —  Sur  le  d6sir  du  candidat.  le  jnry  lui  dölivre  une  copie  des  notes 
qu'il  a  merit^es. 

Art.  18.  —  La  commission  d'ecole  presente  au  conseil  communal  un  rapport 
et  des  propositions. 

Le  conseil  communal,  par  l'entremise  du  prefet,  donne  connaissancc  de  son 
preavis  k  la  Direction  de  l'Instruction  publique. 

Art.  19.  —  Le  pröfet  envoie  &  la  Direction  de  rinstruction  publique  le  dossier 
complet  de  l'examen  avec  les  preavis  de  la  commission  locale,  du  conseil  com- 
munal et  de  l'inspecteur,  en  y  ajoutant  les  renseignements  utiles  et  les  autres 
particularitos  propres  ä.  ^clairer  les  autorites  snperieures. 

Art.  20.  —  Le  present  reglement  eutre  en  vigueur  dfes  ce  jour. 

Donnö  en  Conseil  d'Etat,  k  Fribourg,  le  26  aoilt  1892. 

Le  President:  Menoud. 
Le  Chancelier:  E.  Bise. 

82.2.    Reglement  fflr  die  Prüfung  der  Lehrer  und  Lehrerinnen  der  Primarechule 
des  Kantons  Solothurn.    (Vom  5.  Februar  1892.) 

Der  Eegierungsrat  des  Kantons  Solothurn 

Äuf  Antrag  des  Erziehungs-Departements 

beschliesst: 

§  1.  Die  Wahlfähigkeit  zur  Bekleidung  einer  Primarlehrerstelle  im  Kanton 
Solothurn  wird  vom  Regierungsrat  auf  Grundlage  einer  bestandenen  Prüfung 
erteilt. 

§  2.  Ausnahmsweise  kann  der  Regieningsrat  Bewerbern,  welche  sich  über 
entsprechende  wissenschaftliche  und  pädagogische  Bildung  und  praktische  Lehr- 
tätigkeit ausweisen,  die  Prüfung  ganz  oder  teilweise  erlassen. 
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der  Primarschule. 

§  3.  Die  Prüfung  wird  von  einer  durch  den  Regierungsrat  zu  wählenden 
Kommission  ahgenommen.  —  Bei  der  Feststellung  des  Prüfungsresultates  hahen 
die  Lehrer  der  Pädagogischen  Abteilung  der  Kantonsschule  beratende  Stimme. 

§  4.  Die  Patentprüfung  zerfällt  in  eine  theoretische  und  in  eine  praktische. 
Die  theoretische  zerfällt  wiederum  in  eine  schriftliche   und  in  eine  mündliche. 

§  5.  Die  schriftliche  Prüfung  erstreckt  sich  auf  folgende  Fächer,  und  zwar 
in  dem  Umfange,  wie  sie  in  der  Pädagogischen  Abteilung  der  Kantonsschule 
gelehrt  werden: 

I.Pädagogik:  Beantwortung  von  zwei  Fragen  aus  dem  Gebiete  der  Päda- 
gogik ; 

2.  deutsche  Sprache :  ein  Aufsatz  über  ein  im  Gesichtskreis  der  Kandidaten 
liegendes  Thema; 

3.  französische  Sprache:  ein  leichter  französischer  Aufsatz; 

4.  Mathematik :  Lösung  von  Aufgaben  ans  dem  Gebiete  des  elementaren 
Rechnens,  der  Trigonometrie  und  der  Algebra. 

Kandidaten,  welche  die  Pädagogische  Abteilung  der  Kantonsschule  nicht 
besuchten,  haben  ausserdem  zwei  Zeichnungen  (Freihand-  und  technisches  Zeich- 
nen), sowie  eine  Probeschrift  anzufertigen. 

§  6.  Die  mündliche  Prüfung  umfasst  folgende  Fächer  und  zwar  in  dem 
Umfange,  wie  sie  an  der  Pädagogischen  Abteilung  der  Kantonsschule  gelehrt 
werden : 

1.  Pädagogik:  Entwicklungs-  und  Erziehungslehre,  Lehrverfahren, Erziehungs- 
geschichte ; 

2.  Deutsche  Sprache ; 

3.  Französische  Sprache ; 

4.  Mathematik :  Elementares  Rechnen,  Algebra,  Planimetrie,  Stereometrie, 
Trigonometrie ; 

5.  Geschichte  und  Verfassungskunde ; 

6.  Geographie ; 

7.  Naturgeschichte :  Botanik,  Zoologie,  Somatologie ; 

8.  Physik  und  Chemie ; 

9.  Gesang; 

10.  Musik :  Violine  oder  Harmonium  oder  Klavier ; 

11.  Turnen:  methodisches  Schulturnen. 

Kandidaten,  welche  die  Pädagogische  Abteilung  der  Kantonsschule  nicht 
besuchten,  haben  sich  ausserdem  über  genügende  Kenntnisse  in  der  Buchhaltung, 
in  der  Obstbaulehre  und  im  Feldmessen  auszuweisen. 

§  7.  Kandidatinnen  haben  in  der  Stereometrie,  Trigonometrie,  im  Feld- 
messen und  in  der  Obstbaulehre  keine  Prüfung  zu  bestehen. 

§  8.  Die  praktische  Prüfung  (Lehrübung)  besteht  in  einer  Probelektion  in 
den  in  der  Primarschule  obligatorischen  Lehrfächern.  Die  Aufgaben  sind  dem 
Kandidaten  einen  Tag  vor  der  Prüfung  mitzuteilen. 

§  9.  Die  theoretische  Prüfung  der  Pädagogischen  Abteilung  der  Kantons- 
schule findet  statt: 

a.  für  die  Fächer :  Französische  Sprache,  Geschichte,  Geographie,  Chemie, 
Physik,  Botanik,  Zoologie,  Algebra,  Planimetrie,  Stereometrie,  Trigono- 
metrie am  Schlüsse  des  vorletzten  (3.)  Bildungsj  «hres; 

6.  für  die  Fächer:  Entwicklungs-  und  Erziehungslehre,  Lehrverfahren,  Er- 
"ziehungsgeschichf  e,  Deutsche  Sprache,  Elementares  Rechnen,  Verfassungs- 
kunde, Somatologie,  Gesang,  Musik  und  Turnen  am  Schlüsse  des  letzten 
(4.)  Bildungsjahres. 

Wer  in  einem  der  unter  litt,  a  genannten  Fächer  die  Note  3  oder  geringer 
erhält,  hat  die  Prüfung  in  dem  betreifenden  Fache  nach  einem  halben  Jahre 
nochmals  zu  bestehen. 
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§  10.  Die  praktische  Prüfung  der  Pädagogischen  Abteilung  der  Kantone- 
schule  findet  nach  der  ersten  Hälfte  des  letzten  Bildungsjahres  in  der  Muster- 
schule Zuchwil  statt. 

§  11.  Die  Zeit  dieser  Prüfungen  wird  je  vier  Wochen  vor  Abhaltung  der- 
selben im  Amtsblatte  bekannt  gemacht. 

§  12.  EandidateUf  welche  die  Pädagogische  Abteilung  der  Kantonsschule 
nicht  besuchten,  haben  sich  zu  diesen  Prüfungen  wenigstens  14  Tage  vor  Ab- 
haltung derselben  beim  Erziehungs-Departement  anzumelden. 

Art.  13.  Auf  Begehren  von  Kandidaten,  welche  die  Pädagogische  Ab- 
teilung der  Kantonsschule  nicht  besucht  haben,  kann  eine  Prüfung  auch  zu 
einer  andern,  als  der  vorgesehenen  Zeit,  abgehalten  werden. 

Solche  ausserordentliche  Prüfungen  finden  auf  Kosten  der  £?iaminanden 
statt. 

§  14.    Den  Prüfungsanmeldungen  sind  folgende  Ausweise  beizulegen: 

1.  ein  Geburtsschein ; 

2.  eine  kurze  Darstellung  des  Lebens-  und  Bildungsganges  des  Kandidaten; 

3.  Sitten-  und  Studienzeugnisse ; 

4.  ein  amtliches  Leumundszeugnis. 

§  15.    Von  der  Prüfung  sind  ausgeschlossen: 
I.Bewerber  mit  ungünstigen  Sittenzeugnissen; 

2.  solche,  die  das  18.  Altersjahr  noch  nicht  zurückgelegt  haben ; 

3.  solche,  welche  durch  körperliche  Gebrechen  an  der  Ausübung  des  Lehrer- 
bei-ufes  verhindert  wären. 

Über  die  Zulassung  zur  Prüfung  entscheidet  der  Regierungsrat. 

§  16.  In  den  einzelnen  Fächern  werden  sechs  Notenstufen  unterschieden: 
6  =  sehr  gut;  5  rz-.  gut;  4  =:^  ziemlich  gut;  3  =^  mittelmässig ;  2  ^=  schwach; 
1        sehr  schwach. 

§  17.  Das  Wahlfahigkeitszeugnis  wird  erteilt,  wenn  der  Bewerber  in  sämt- 
lichen Fächern  wenigstens  die  Durchschnittsnote  4  (ziemlich  gut)  erhalten  hat. 

§  18.  Bewerber,  welche  in  einem  oder  zwei  Hauptfächern  (Entwicklungs- 
und  Erziehungslehre,  Lehrverfahren,  Lehrübnng,  Deutsche  Sprache,  Elementares 
Rechnen,  Zeichnen,  Gesang  und  Musik  [Violine  oder  Harmonium  oder  Klavier], 
Turnen)  die  Note  3  oder  geringer  erhalten  haben,  sind  in  den  betreffenden 
Fächern  zu  einer  Nachprüfung  verpflichtet;  sie  erhalten  das  Wahlfahigkeits- 
zeugnis erst  dann,  wenn  sie  die  Nachprüfung  mit  Erfolg  bestanden  haben.  In- 
zwischen  kann  solchen  Kandidaten  eine  Primarlehrerstelle  provisorisch  über- 
tragen werden. 

§  19.  Die  Note  3  oder  geringer  in  mehr  als  zwei  Hauptfächern  hat  die 
Verweigerung  der  Wahlfähigkeitserklärung  zur  Folge. 

§  20.  Eine  zweite  Prüfung  darf  nicht  früher  als  ein  Jahr  nach  der  ersten 
stattfinden.  —  Eine  dritte  Prüfung  wird  nicht  gestattet. 

§  21.  Den  als  wahlfähig  erklärten  Kandidaten  werden  zwei  Zeugnisse  ans- 
gestellt: 

1.  das  Wahlfähigkeitszeugnis ; 

2.  das  Prüfangszeugnis  mit  den  Noten  ist  sämtlichen  Fächern  und  einer 
Zensur  über  das  sittliche  Verhalten  während  des  letzten  Schuljahres. 

§  22.  Vorstehendes  Prüfungsreglement  tritt  sofort  in  Kraft  und  ist  in  die 
Sammlung  der  Gesetze  und  Verordnungen  aufzunehmen. 

Solothurn,  den  5.  Februar  1892. 

Der  Landammann:  Dr.  A.  Affolter,  Reg.-Bat 
Der  Staatsschreiber:  Ami  et. 
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88.3.    Reglement  Über  Bewerbung  um   Primarlehrerstellen  Im  Kanton  Freiburg. 

(Vom  26.  August  1892.) 

Art.  1.  Die  Wahl  der  Primarlehrer  findet  in  der  Kegel  infolge  einer 
öffentlichen  Bewerbung  statt.  Die  öffentliche  Bewerbung  wird  im  Amtsblatte 
bekannt  gemacht. 

Art.  2.  Jeder  Bewerber  soll  bei  seiner  Einschreibung  behufs  Zulassung 
folgende  Papiere  hinterlegen : 

a.  sein  Lehrerpatent ; 

b.  gegebenen  Falles,  die  bei  der  letzten  Patenterneuerung  erhaltenen  Noten ; 

c.  Zeugnisse  über  gutes  Betragen. 

Art.  3.     Sämtliche  Bewerber  werden  zur  Konkursprüfung  eingeladen. 

Es  können  jedoch  diejenigen  Bewerber,  die  im  Laufe  des  gleichen  Jahres 
die  Patent-  oder  eine  Konkursprüfung  bestanden  haben;  diejenigen  die  im  Besitze 
eines  Zeugnisses  pädai^ogischer  Tüchtigkeit  sich  befinden,  sowie  auch  solche, 
die  über  eine  zwanzigjährige  Wirksamkeit  im  Kanton  zur  Befriedigung  der 
Schulbehörden  sich  ausweisen,  auf  Verlangen  von  der  Prüfung  dispensirt  werden. 

Die  Erziehungsdirektion  ist  befugt,  über  die  Gesuche  um  Erlassung  der 
Konkursprüfung  zu  entscheiden,  welche  ihr  zur  rechten  Zeit  vorgelegt  werden. 

Art.  4.  Die  Prüfung  findet  in  der  Regel  im  Schulgebäude  statt,  wo  die  zu 
besetzende  Lehrerstelle  sich  befindet.  Das  Schulzimmer  dient  zur  mündlichen 
Prüfung  und  zur  Probelektion;  zur  Ausfertigung  der  schriftlichen  Arbeiten  wird 
den  Bewerbern,  soviel  als  möglich,  ein  besonderes  Zimmer  angewiesen. 

Art.  5.    Die  Konkurrenzprtifung  findet  öffentlich  statt. 

Art.  6.  Die  Ortsbehörden  werden  vom  Oberamtmann  des  Bezirkes  ein- 
geladen, der  Prüfung  beizuwohnen,  die  Schüler  einzuberufen,  die  nötigen  Lokale 
und  alles,  was  für  die  Probelektionen  erforderlich  ist :  schwarze  Tafeln,  Karten, 
Gegenstände  für  Handarbeitsunterricht  u.  8.  w.  bereit  zu  halten. 

Art.  7.  Die  Prüfungskommission  wird  gebildet  wie  folgt:  der  Oberamt- 
mann des  Bezirkes  als  Präsident,  der  Kreisinspektor  als  Examinator  und  Sekretär 
und  ein  drittes  von  der  Erziehungsdirektion  bezeichnetes  Mitglied. 

Art.  8.    Der  Kreisinspektor  bestimmt  für  jede  Konkursprüfung: 

a.  einen  Text  für  das  Diktat ; 

b.  die  zu  behandelnden  Lesestücke ; 

c.  den  Stoff  für  die  Probelektionen   aus   sämtlichen   in  den  Art.  10  und  11 
des  Gesetzes  vorgesehenen  Fächern; 

d.  zwei  Aufsatz themata,  zwei  theoretische  Fragen  und  zwei  schriftliche  Auf- 
gaben aus  der  Mathematik. 

Die  Fragen  unter  lit.  d  werden  eventuell  einem  von  der  Erziehungsdirektion 
ausgearbeiteten  Fragebogen  entnommen,  welcher  20  Aufsatzthemata,  40  theore- 
tische Fragen  aus  der  Mathematik  und  40  Rechnungs-  und  Geometrieaufgaben 
umfasst. 

Art.  9.  Die  Konkursprüfung  besteht  aus  schriftlichen  Arbeiten,  einer  münd- 
lichen Prüfung  und  wenigstens  zwei  Probelektionen. 

Die  Dauer  der  Konkursprüfung  beträgt  in  der  Regel  vier  Stunden. 

Art.  10.    Die  schriftlichen  Prüfungen  umfassen: 

a.  einen  Aufsatz  über  ein  literarisches  oder  pädagogisches  Thema; 

b.  ein  Diktat ; 

c.  die  theoretische  Erörterung  einer  Frage  aus  der  Mathematik ; 

d.  die  Lösung  einer  Rechnungs-  oder  Geometrieau^abe.   (Dieses  letzte  Fach 
nur  für  Lehrer.) 

Der  Inspektor  legt  für  den  Aufsatz,  für  die  Theorie  aus  der  Mathematik 
und  für  das  schriftliche  Rechnen  je  zwei  Themata  vor,  aus  welchen  der  Be- 
werber wählen  darf. 
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Die  Fragen  ans  der  Mathematik  und  die  schriftlichen  Eechnungsaufgaben 
sollen  ungleiche  Schwierigkeiten  bieten.  Die  daraus  erwachsene  Differenz  wird 
dadurch  ausgeglichen,  dass  die  Note  für  die  weniger  schwierige  Frage,  sowie 
für  die  Lösung  der  leichten  Eechnungsaufgabe  um  einen  Notenabstand  herab- 
gesetzt wird. 

Art.  11.  Die  schriftlichen  Arbeiten  werden  auf  solchen  Bogen  ausgefertigt, 
die  mit  einem  feuchten  Stempel  oder  mit  der  Unterschrift  des  Präsidenten  der 
Prüfungskommission  versehen  sind  und  den  Bewerbern  bei  der  Sitzung  zuge- 
stellt werden. 

Art.  12.    Die  mündliche  Prüfung  erstreckt  sich  auf: 

a.  Religion ; 

b.  Lesen  und  Erzählen. 

Der  Bewerber  soll  die  Hauptgedanken  der  vorgelesenen  Stelle,  sowie  die 
Bedeutung  der  Wörter  und  den  Sinn  der  schwierigsten  Ausdrücke  wiedergeben. 
Er  soll  auch  die  grammatikalischen  Formen  erklären  können. 

Art.  13.  Der  Inspektor  schreibt  den  Gegenstand  der  Probelektionen  auf 
Zottel,  die  bei  der  Sitzung  gelost  werden.  Keine  Probelektion  soll  mehr  als 
20  Minuten  dauern. 

Bei  Bewerbungen  für  Lehrerinnenstellen  soll  eine  Probelektion  auf  Haus- 
haltungsknnde  oder  Handarbeiten  sich  beziehen. 

Art.  14.  Der  Schulkomraission  steht  übrigens  das  Recht  zu,  der  Prnfuiigs- 
kommission  ein  Fach  zu  bezeichnen,  worüber  eine  Probelektion  abgehalten 
werden  soll.    Sie  darf  auch  über  dasselbe  Fach  eine  mündliche  Prüfung  fordern. 

Li  diesem  Falle  wird  von  der  Prüfungskommission  für  dieses  Fach  eine 
besondere  Note  erteilt. 

Art.  15.  Es  werden  von  der  Prüfungskommission  für  folgende  Fächer 
Noten  erteilt: 

1.  Religion.  —  2.  Lesen  und  Erzählen.  —  3.  Rechtschreiben  (nach  dem 
Diktat  und  sämtlichen  schriftlichen  Arbeiten).  —  4.  Stil  (nach  dem  Auf- 
sätze). —  5.  Theorie  der  Mathematik.  —  6.  Schriftliches  Rechnen.  — 
7.  Kenntnis  des  Unterrichtsstoffes  des  Programmes  für  Primarsch uleii 
(nachMen  bei  den  Probelektionen  bekundeten  Kenntnissen).  —  8.  Theorie 
der  Pädagogik  (nach  der  summarischen  Darstellung  der  zu  befolgenden 
Methode  vor  den  Probelektionen).  —  9.  Praktische  Pädagogik  (Beurtei- 
lung der  vom  Bewerber  gegebenen  Probelektionen  selbst).  —  10.  Haltunjr 
des  Lehrers  während  den  Probelektionen.  —  11.  Schönschreiben  nach 
sämtlichen  Prüfangsgegenständen.  —  12.  Eventuell,  das  von  der  Orts- 
kommission vorgeschlagene  Prüfungsfach. 

Art.  1().  Die  Prüfungsresultate  werden  gemäss  einer  Notenskala  bestimmt, 
die  von  der  Note  1  (sehr  gut)  bis  5  (Null)  hinabfällt. 

Jedes  Mitglied  der  Prüfungskommission  wird  bei  den  einzelnen  Prüfungen 
seine  besondere  Veranschlagungen  zu  Papier  bringen.  Nach  Abschlnss  der  Prü- 
fungen werden  sogleich  und  in  geschlossener  Sitzung  durch  Vereinbarung  der 
von  jedem  Examinator  gemachten  Bemerkungen  die  endgültigen  Noten  von  der 
Prüfungskommission  festgesetzt  und  von  ihr  zu  Protokoll  gebracht. 

Das  Prüfungsprotokoll  soll  von  sämtlichen  Mitgliedern  der  Prüfungskom- 
mission unterzeichnet  und  sogleich  an  die  Ortsschulkommission  übermittelt  werden. 

Art.  17.  Auf  Verlangen  des  Bewerbers  stellt  die  Prüfungskommission  ihm 
eine  Abschrift  der  von  ihm  erhaltenen  Noten  zu. 

Art.  18.  Die  Schulkommission  Übermacht  dem  Gemeinderat  Bericht  und 
Vorschläge. 

Der  Gemeinderat  Übermacht  seinen  Vorschlag  durch  Vermittlung  des  Ober- 
amtmannes an  die  Erziehungsdirektion. 

Art.  19.  Der  Oberamtmann  übersendet  an  die  Erziehungsdirektion  den 
vollständigen    auf  die   Prüfung  bezüglichen   Aktenstoss.   unter  Beilegung   der 
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Vorschläge  der  Ortskonimission,  des  Gemeinderates  und  des  Inspektors,  indem 
er  zugleich  die  zur  Orientirung  der  Oberbehörde  nützlichen  Aufschlüsse  und 
anderen  geeigneten  Einzelheiten  anschliesst. 

Art.  20.    Vorliegendes  Reglement  tritt  mit  dem  heutigen  Tage  in  Kraft. 

Gegeben  im  Staatsrate  zu  Freiburg,  den  26.  August  1892. 

Der  Präsident:  Menoud. 

Der  Kanzler:   E.  Bise. 


M.  4.  Verordnung  Ober  Bildung  und  Patentirung  von  Volksschullehrern  des  Kantons 
Graubiinden.     (Vom  Erziehungsrat  revidirt  und  genehmigt  im  Jahre  1892.) 

/.  Das  Seminar. 

A.  Zweok  und  Einiiohtnng  desselben. 

§  1.  Zur  Heranbildung  tüchtiger  Volksschullehrer  besteht  im  Kanton  Grau- 
bänden ein  Schullehrerseminar. 

§  2.  Die  Seminarzöglinge  wohnen,  soweit  der  Platz  reicht,  im  Konvikt  des 
Seminars  oder  der  Kantonsschule,  oder  sie  beziehen  Logis  in  der  Stadt. 

Zur  Aufnahme  in  das  Konvikt  haben  die  schon  die  Anstalt  Besuchenden, 
die  Schüler  der  untern  Klassen  und  die  weniger  Bemittelten  den  ersten  An- 
spruch ;  die  Schüler  der  V.  Klasse  können  nur  berücksichtigt  werden,  wenn  nach 
Unterbringung  auch  der  Neueingetretenen  noch  Plätze  frei  bleiben.  Des  wei- 
tern bleibt  vorbehalten,  aus  disziplinarischen  Gründen  einzelne  Schüler  dem 
Konvikte  zuzuweisen. 

Die  Kost  können  auch  die  in  der  Stadt  wohnenden  Seminaristen  im  Kon- 
vikte nehmen. 

§  3.  Der  ganze  Schulknrsus  oder  die  Lehrzeit  für  Schullehrerzöglinge  ist 
auf  vier  Jahre  angelegt.  Die  ersten  drei  Jahre  sind  vorherrschend  für  die  all- 
gemeine, das  letzte  Jahr  für  die  berufliche  Bildung  der  Zögliuge  bestimmt. 

§  4.  Die  Vorkenntnisse,  welche  für  den  Eintritt  in  die  erste  Klasse  des 
Lehrerseminars  gefordert  werden,  sind  dieselben,  wie  sie  für  den  Eintritt  in  die 
zweite  Realklasse  der  Kantonsschule  notwendig  sind.  Ausserdem  ist  erforderlich, 
dass  der  Angemeldete  Anlage  zur  Musik  besitze,  wovon  nur  bei  sonst  aus- 
gezeichneten Leistungen  in  der  Anfnahmsprnfung  abgesehen  werden  darf.  Das 
Nähere  hierüber  enthält  das  Regulativ  für  die  Aufnahmsprüfungen. 

§  5.  Die  Lehrerzöglinge  erhalten  Unterricht  in  der  Religion,  in  der 
deutschen,  in  der  italienischen  oder  französischen  Sprache,  in  der  Geschichte, 
Geographie,  Naturgeschichte  und  Naturlehre,  im  Rechnen,  in  den  Elementen  der 
Mathematik  und  in  der  praktischen  Geometrie,  in  der  Buchhaltung,  Landwirt- 
schaft, im  Turnen,  Schreiben,  Zeichnen,  Singen,  in  Instrumentalmusik,  in  Psj^- 
chologie,  Pädagogik  und  Methodik,  wozu  noch  praktische  Übungen  im  Schul- 
halten kommen. 

Den  italienischen  und  romanischen  Zöglingen  wird  überdies  auch  Unterricht 
in  ihrer  Muttersprache  erteilt. 

§  6.  Zur  Anschaffung  von  Werken  für  die  Seminarbibliothek  wird  aus  dem 
Kredit  für  Lehrmittel  ein  jährlicher  Beitrag  bis  auf  Fr.  100  bewilligt.  Die  Aus- 
wahl dieser  Bücher  wird  dem  Seminardirektor  nnd  den  Fachlehreni  überlassen, 
welche  dabei  im  Einverständnis  mit  dem  Präsidium  des  Erziehungsrates  zu  ver- 
fahren haben. 

B.  Verpfliohtnngen  und  Ansprüche  der  Seminaraoglinge  beim  Eintritt  in  das 

Seminar  und  während  des  Lehrknrses. 

§  7.  Um  in  das  Lehrerseminar  treten  und  die  damit  verbundenen  Vorteile 
gemessen  zu  können,  muss  der  sich  Meldende: 


84  Kantonale  Gesetze  und  Verordnungen. 

1.  das  vierzehnte  Jahr  zur  Zeit  des  Eintritts  zurückgelegt  hahen,  die  io 
§  4  dieser  Verordnung  gestellten  Bedingungen  erföllen  und  Ton  allen 
körperlichen  Gebrechen  frei  sein,  die  ihm  in  der  Ausübung  des  Lehrer- 
berufes hinderlich  sind;  hierüber  ist  im  Zweifelsfalle  das  Gutachten  des 
Schularztes  einzuholen; 

2.  einen  Bürgschein  vom  Vorstand  einer  Gemeinde  des  Kantons  nach  ge- 
drucktem  Formular  (Beilage)  zu  banden  des  Erziehungsrates  beibrini^eu ; 

3.  bei  Eröffnung  des  Kurses  mit  den  nötigen  Ausweisen  sich  zur  AufDahms- 
Prüfung  stelleo. 

§  8.    Der  Kanton  gewährt  den  Lehrerzöglingen  folgende  IJnterstützangen : 

«.jedem  Seminaristen  ein  Stipendium  von  Fr.  170  jährlich  und  wenn  er 
ausserhalb  des  Konviktes  wohnt,  eine  Wohnungsentschädigung  von  Fr.  30 ; 

b.  acht  Schüler  (Gratuiten)  erhalten  Freiplätze,  d.  h.  ausser  dem  Stipendium 
und  der  Wohuungsentschädigung  noch  einen  Beitrag  von  Fr.  130; 

Die  Freiplätze  werden  je  am  Ende  des  Schuljahres  vom  Erziehun^rate 
zugesprochen  (§  13).  Die  andern  Stipendien  werden  in  drei  Raten  aus- 
bezahlt, nämlich  am  Andreas-  und  Maimarkt  und  am  Schlüsse  des  Kurses. 

c.  zudem  geniessen  sämtliche  Seminarzöglinge  unentgeltlichen  Unterricht  (die 
Bestimmungen  von  §§  9  und  11  vorbehalten). 

§  9.  Es  können  Schüler,  welche  die  nötigen  Eigenschaften  besitzen  — 
wenn  die  Zahl  der  Stipendiaten  es  erlaubt  —  den  Seminarunterricht  auch  auf 
eigene  Rechnung  besuchen,  d.  h.  ohne  Stipendien  und  andere  Subventionen  zu 
beziehen,  und  gegen  Entrichtung  des  Schul-  und  eventuell  Konviktgeldes.  Sie 
haben  dagegen  keine  Verpflichtung  zum  Schulhalten  auf  sich  zu  nehmen. 

§  10.  Zeigt  sich  erst  nach  dem  Eintritt  in  das  Seminar  ein  Zögling  als  un- 
würdig für  den  Schullehrerberuf,  so  soll  er  vom  Erziehungsrat  aus  der  Anstalt 
entlassen  werden  und  hat  die  bis  dahin  bezogenen  Stipendien  (s.  §  15)  zurück- 
znbezahlen,  mit  Zins  zu  4  Prozent,  vom  Austritt  aus  dem  Institut  an  gerechnet. 

§  11.  Kann  ein  Stipendiat  wegen  ungenügender  Leistungen  —  Krankheits- 
fälle ausgenommen  —  nicht  promovirt  werden,  so  bezieht  er  für  das  folgende 
Schuljahr  kein  Stipendium,  sowie  er  für  dasselbe  Jahr  auch  das  Schul-  und 
Konviktgeld  zu  bezahlen  hat. 

Stellt  sich  bei  einem  Seminarzögling  entschiedene  Unfähigkeit  für  den 
Schullehrerberuf  heraus,  so  hat  er  auf  Beschluss  des  Erziehnngsrates  sofort  das- 
Seminar  zu  verlassen.  Eei  Entfernung  aus  dem  Seminar  wegen  Unfähigkeit 
soll  der  Betreffende  jedoch  nicht  schuldig  sein,  die  bezogenen  Staatsnnter- 
sttitzungen  zurückzubezahlen. 

§  12.  Tritt  ein  Zögling  vor  Vollendung  seiner  Lehrzeit  freiwillig  ans  der 
Zahl  der  Schullehrerzöglinge,  so  hat  er  das  bezogene  Stipendium  mit  Zina 
ä  4  Prozent  vom  Austritt  an  zurückzubezahlen.  Dagegen  sind  diejenigen  Schüler, 
welche  auf  Grund  eines  ärztlichen  Zeugnisses  definitiv  aus  dem  Seminar  aus- 
treten oder  während  der  Schulzeit  sterben,  von  der  Rückzahlung  der  bezogenen 
Staatsunterstützung  entlastet. 

§  18.  Am  Ende  eines  jeden  Schulkurses  hat  die  Lehrerversammlnng  dem 
Erziehungsrate  über  die  zu  gewährenden  Gratuitenstellen  und  andere  Unter- 
stützungen Bericht  und  Antrag  einzureichen. 

Gl  Verpfliohtnngen  der  Stipendiaten  naoh  dem  Austritt  Ans  dem  Seminar. 

§  14.  Jeder  als  schuldienstpflichtig  entlassene  Schullehrerzögling  ist  ver- 
pflichtet, in  einer  Gemeinde  des  Kantons  von  dem  ersten  Jahre  nach  dem  Aus- 
tritt an  in  ununterbrochener  Reihenfolge  den  Schuldienst  so  lange  zu  versehen, 
bis  er  die  vom  Kanton  bezogenen  Stipendien  und  Unterstützungen  für  Gratniten- 
stelle  nach  den  Bestimmungen  der  folgenden  Paragraphen  abverdient  hat.  Auch 
darf  die  Übernahme  einer  blossen  Privatschule  nicht  in  Abrechnung  der  zu 
erfüllenden  Leistungen  gebracht  werden. 
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§  15.  Der  Gesamtbetrag  der  einem  Lehrerzögling  verabreichten  Stipendien 
wird  berechnet  aus: 

a.  den  in  Geld  verabreichten  Stipendien ; 

b.  den  bezogenen  Gratuitengeldem ; 

c.  dem  Schul-  und  Konviktgelde ; 

d.  der  allfallig  bezogenen  Logisentschädigung. 

Diese  Unterstützungen  sind  als  ein  Vorschuss  zu  betrachten,  welchen  der 
Kanton  den  Schullehrerzöglingen  gewährt,  mit  der  Zusicherung  des  Erlasses 
«owohl  der  Rückzahlung  als  auch  der  Verzinsung  auf  den  Fall  der  Erfüllung 
aller  damit  verbundenen  Bedingungen. 

Jedem  zur  Leistung  des  Gemeindeschuldienstes  verpflichteten  Schullehrer 
wird  nach  jedem  ordnungsmässig  gehaltenen  und  bescheinigten  Schuljahre  der 
Betrag  von  Fr.  100  gleich  einer  bar  abgetragenen  Ratazahlung  gutgeschrieben. 
Sobald  die  Abzahlungen  den  Gesamtbetrag  der  genossenen  Unterstützungen 
erreichen  (wobei  ein  Rest  über  Fr.  50  wie  Fr.  100  in  Rechnung  gebracht,  ein 
solcher  unter  Fr.  50  nicht  in  Berechnung  gezogen  wird),  wird  dem  betreffenden 
Lehrer  der  hinterlegte  Bürgschein,  unter  bescheinigter  Erledigung  von  aller 
fernem  Verpflichtung  gegen  den  Kanton,  zurückgestellt. 

§  16.  Dienstpflichtige  Schullehrer,  welche  ihren  Verpflichtungen  gegen  den 
Kanton  nicht  Genüge  leisten,  haben  den  Betrag  sämtlicher  bezogenen  Stipendien 
samt  Zins  zu  4  vom  Hundert  und  zwar  vom  Austritt  aus  dem  Seminar,  be- 
ziehungsweise aus  dem  kantonalen  Schuldienst  an  gerechnet,  nach  Abzug  der 
bereits  abverdienten  Raten,  an  den  Kanton  bar  zu  vergüten.  Diejenigen,  welche 
während  ihres  Schuldienstes  mit  Tod  abgehen  oder  ohne  eigene  Verschuldung 
dienstunfähig  werden,  sind  von  jeder  Nachzahlungs-  oder  Erstattungspflicht  frei. 

§  17.  Vorübergehende  Unterbrechung  des  Pflichtigen  Schuldienstes  kann 
der  Erziehungsrat  einem  Schullehrer  unter  besondem  Umständen,  sei  es  wegen 
dringender  Familienverhältnisse,  oder  zur  weitem  Ausbildung  bewilligen.  In 
der  Regel  soll  der  Urlaub  nur  für  ein  Jahr  erteilt  und  nur  einmal  erneuert 
werden.  Die  gleiche  Ausnahme  kann  auch  demjenigen  Lehrer  gestattet  werden, 
welcher  durch  Krankheit  am  Schulhalten  verhindert  war  oder  den  Beweis  zu 
leisten  im  stände  ist,  dass  er  erbötig  war  und  nachgesucht  habe,  eine  Gemeinde- 
schule zu  übernehmen,  aber  in  keiner  Gemeinde  eine  Anstellung  habe  finden 
können,  welche  ihm  wenigstens  das  gesetzliche  Minimum  der  Lehrerbesoldung 
eingetragen  hätte. 

In  allen  diesen  Fällen  ist  der  dienstpflichtige  Schullehrer  verbunden,  dem 
Erziehungsrat  zu  gehöriger  Zeit,  d.  h.  beim  Eintritt  dieser  hindernden  Umstände, 
Anzeige  davon  zu  machen.  Er  bleibt  aber  nichtsdestoweniger  zum  Nachholen 
des  Versäumten  in  einem  der  nächstfolgenden  Jahre  nach  gleichen  Grundsätzen 
verbunden. 

Für  die  Zeit  des  Urlaubes  wird  kein  Zins  berechnet. 

//.  Patentirung  der  Volkeschullehrer. 

§  18.  a.  Wer  im  Kanton  den  Bemf  als  Volksschullehrer  ausüben  will, 
hat  sich  beim  Erziehungsrat  um  ein  Patent  zu  bewerben,  welches  zum 
Bezug  einer  Gehaltszulage  und  zur  Beteiligung  an  der  vom  Kanton  unter- 
stützten Lehrerhülfskasse  nach  Massgabe  der  einschlägigen  Grossrats- 
beschlüsse berechtigt  und  verpflichtet; 

&.  Admissionsscheine  werden  nicht  mehr  erteilt ;  die  gegenwärtigen  Besitzer 
von  solchen  verbleiben  jedoch  in  ihren  bisherigen  Rechten  und  Pflichten. 

§  19.  Wer  ein  Patent  erwerben  will,  hat  eine  Prüfung  nach  den  unten 
folgenden  Bestimmungen  zu  bestehen. 

Es  bleibt  jedoch  dem  Erziehungsrate  vorbehalten,  solchen  Lehrem,  die  sich 
in  andern  Kantonen  über  ihre  Befähigung  zur  Ausübung  des  Lehrerberufes 
hinlänglich  ausgewiesen  haben,   ohne   vorausgehendes  Examen  ein  Patent  oder 
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vorübergehende  Erlaubnis  zum  Schulehalten  zu  geben;  mit  letzterer  ist  jedoch 
keine  Berechtigung  zum  Bezüge  von  Gehaltszulagen  verbunden. 

§  20.    a.  Es  werden  Patente  I.  und  II.  Grades  ausgegeben ; 

h.  Patent  II  kann  auf  Patent  I  erhöht  werden  durch  Nachprüfung  in  den- 
jenigen Fächern,  in  denen  der  Kandidat  eine  picht  genügende  Note  er- 
halten hatte  (s.  §  24) ; 

c.  wer  die  Prüfung  nicht  besteht,  kann  eine  provisorische  Erlaubnis  für  zwei 
Jahre  erhalten,  nach  welcher  Frist  er  sich  einer  neuen  Prüfung  unter- 
ziehen kann  (s.  §  25) ; 

fl.  Stipendiaten,  welche  nur  einen  Erlaubnisschein  erhalten,  sind  zur  Wieder- 
holung der  Prüfung  nach  längstens  zwei  Jahren  verpflichtet,  und  es  wird 
ihnen  eine  Verzinsung  ihrer  Stipcndienschuld  nicht  berechnet,  sofern  sie 
während  dieser  Zeit  im  Kanton  Schule  halten;  bei  Nichterfüllung  dieser 
Bedingung  sind  sie  zur  Rückerstattung  aller  genossenen  Stipendien  ver- 
pflichtet ; 

e.  erhalten  sie  aucli  bei  der  Nachprüfung  kein  definitives  Patent,  so  haben 
sie  die  ganze  Stipendiensumme  zunickzubezahlen  mit  Verzinsung  vom 
Prüfungstage  an ; 

/.  ganz  durchgefallene  Stipendiaten  haben  die  genossenen  Stipendien  zurück- 
zubezahlen. 

S  21.  Patentprüfungen  finden  regelmässig  am  Schlüsse  des  Seminarkurses  statt. 

S  22.    Um  zu  einer  Prüfung  zugelassen  zu  werden,  muss  der  Aspirant: 

a.  wenigstens  die  erste  Hälfte  des  18.  Lebensjahres  zurückgelegt  haben ; 

b.  in  bürgerlichen  Ehren  und  Rechten  stehen  und  sittlich  wohl  beleumdet 
sein. 

8  23.  Die  Patentprüfungen  werden  in  deutscher  oder  italienischer  Sprache 
abgelegt.  Für  die  Zöglinge  des  Seminars  zerfällt  die  Prüfung  in  zwei  Abtei- 
lungen, am  Ende  des  IV.  und  V.  Kurses;  Kandidaten,  die  ihre  Bildung  nicht 
am  kantonalen  Seminar  erhalten  haben,  können  ihre  Prüfung  ebenfalls  in  zwei 
Abteilungen  oder  auf  einmal  bestehen. 

Die  Prüfungsgegenstände  der  ersten  Abteilung  sind: 

a.  Religion.  Vertrautheit  mit  der  biblischen  Geschichte  alten  und  neuen 
Testament«.  Kenntnis  des  Hauptinhaltes  der  h.  Schrift  und  der  Haupt- 
lehren der  betreff'endeu  Konfession; 

b.  Rechnen:  Kenntnis  aller  im  bürgerlichen  Leben  vorkommenden  Rechnungs- 
arten, Fertigkeit  und  Sicherheit  im  Lösen  entsprechender  Aufgaben,  münd- 
lich und  schriftlich ; 

e.  Mathematik :  Kenntnis  der  Hauptsätze  aus  der  Planimetrie  und  Stereo- 
metrie, aus  der  ebenen  Trigonometrie  und  aus  der  Algebra  bis  und  mit 
Einschluss  der  Gleichungen  des  zweiten  Grades  und  der  Logarithmen: 
Anwendung  dieser  Kenntnisse  auf  Vermessung  und  Berechnung  einfacher 
Flächen  und  Körper: 

fi.  Geographie :  Vertrautheit  mit  der  Geographie  der  Schweiz,  Kenntnis  der 
Geographie  von  Europa  und  den  übrigen  Erdteilen,  sowie  der  Haupt- 
begrift'e  aus  der  mathematischen  und  physikalischen  Geographie; 

e.  Naturgeschichte :  Kenntnis  der  wichtigern  Erscheinungen  aus  dem  Tier-, 
Pflanzen-  und  Mineralreich; 

/.  Naturlchre :  Verständnis  der  nächstliegenden  Erscheinungen  aus  dem  Ge- 
biete der  Physik  und  Chemie; 

g,  Fremdsprache  (Französisch  und  Italienisch) : 

aaj  Schriftlich :  eine  einfache  freie  Arbeit  in  Briefform,  Erzählung  u.  dgl.. 
oder  Übersetzung  eines  leichten  deutschen  Textes; 

bb)  Mündlich:  ordentlich  geläufiges  Lesen  mit  richtiger  Aussprache;  Über- 
setzung des  gelesenen  Stoffes  (eines  zusammenhängenden  Prosastückes); 
Kenntnis  der  Formenlehre  und  der  wachtigern  Regeln  der  Syntax. 
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von  Volksschnllehrern. 

In  der  zweiten  Abteilung  wird  geprüft  in: 

h.  Sprache  (Deutsch  oder  Italienisch) :  Fähigkeit,  eine  Abhandlung  über  ein 
leichtes  allgemeines  oder  pädagogisches  Thema  in  Bezug  auf  den  Inhalt 
befriedigend,  sprachlich  in  Hinsicht  auf  Orthographie  und  Interpunktion 
korrekt  anzufertigen ; 

I.  Lesen :  Lesen  mit  Fertigkeit  und  richtiger  Betonung  und  Verständnis  des 
Gelesenen  nach  Inhalt  und  Fonn ; 

k,  Sprachlehre :  Kenntnis  der  Wortlehre,  Wortbildung,  Vertrautheit  mit  der 
Satzlehre  und  mit  dem  wesentlichen  Teil  der  Stillehre  und  Poetik; 

/.  Geschichte:  Kenntnis  der  Hauptbegebenheiten  der  Bündner-,  Schweizer- 
und  allgemeinen  Geschichte ; 

m.  Schreiben :  eine  geläufige,  regelmässige  deutsche  und  lateinische  Kurrent- 
schrift ; 

n.  Zeichnen :  richtige  Auffassung  und  freie  Darstellung  leichterer  Ornament- 
zeichuuugen,  sowie  gegebener  einfacher  Natur-  und  Kunstgegenstände  im 
Umrisse ;  Wandtafelzeichnen ; 

o.  Buchführung :  richtige  Begriife  über  Einrichtung  und  Führung  der  Eech- 
nungsbücher  für  einen  einfachen  gewerblichen  und  landwirtschaftlichen 
Betrieb ; 

p,  Landwirtschaft :  allgemeine  Ackerbaulehre,  spezieller  Pflanzen-  und  künst- 
licher Futterbau,  Obstbaumzucht,  Tierzucht,  Alpwirtschaft ; 

q.  Turnen :  richtiges  Verstehen  und  selbständiges  Ausführen  der  für  die 
Primarschule  bestimmten  Ordnungs-,  Frei-  und  Geräteübungen;  Geräte- 
kunde.    Praktische  Befähigung  zur  Erteilung  des  Turnunterrichtes; 

r.  Gesang-  und  Gesanglehre :  Fähigkeit,  ein  Volkslied  mit  Bezug  auf  Text, 
auf  den  Rhythmus  und  die  Melodie  richtig  aufzufassen  und  mit  richtiger 
Aussprache  vorzutragen;  Kenntnis  der  verschiedenen  rhythmischen  Ver- 
hältnisse, der  Dur-  und  Molltonleitern  und  der  Intervalle,  sowie  aus  der 
Harmonielehre  Kenntnis  der  Hauptakkorde  und  deren  Ableitungen ; 

,9.  Instrumentalmusik :  Fähigkeit,  auf  dem  Klavier,  auf  der  Orgel  oder  der 
Violine  eine  einfache  Komposition  melodisch  und  rhythmisch  richtig  vor- 
zutragen ; 

NB.  Bei  Ermangelung  der  körperlichen  Befähigung  und  musikalischer 
Anlage  kann  der  Abgang  der  unter  g,  r,  s  geforderten  Kenntnisse 
den  Grund  zur  Verweigerung  des  Pateutes  nicht  abgeben. 

t.  Methodik:  der  Kandidat  muss  im  stände  sein,  richtigen  Aufschluss  zu 
geben  über  Einrichtung  und  Bedeutung  eines  Stunden-,  Lektions-  und 
Lehrplanes  für  eine  Gemeindeschule,  über  die  Führung  der  Klassifikation 
der  Schüler  und  Führung  einer  Gemeindeschule,  ferner  über  die  Art  und 
Weise,  wie  der  Unterricht  in  den  verschiedenen  Fächern  und  auf  den 
verschiedenen  Stufen  zu  erteilen  ist; 

u.  Pädagogik :  richtige  Begriffe  über  die  leibliche  und  geistige  Entwicklung 
des  menschlichen  Individuums  und  über  die  körperliche  und  geistige  Er- 
ziehung desselben;  sowie  Kenntnis  der  bedeutendsten  Schulmänner  der 
Vergangenheit  und  ihrer  pädagogischen  Wirksamkeit; 

17.  jeder  Kandidat  muss  in  einer  Probelektion  seine  praktische  Befähigung 
an  den  Tag  legen; 

tr.  Feldmessen  (für  Kandidaten) ; 

X.  weibliche  Arbeiten  (für  Kandidatinnen). 

§  24.    Je  nach  dem  Grade  der  Leistungen  eines  Kandidaten  wird  ihm  das 
Patent  I.  oder  IL  Klasse  oder  eine  provisorische  Bewilligung  erteilt.  0 

*)  Es  werden  sechs  Noten  g^egcben :  6       sehr  gut ;  ö      gut ;  I       ziemlich  j?iit ;  3      j?e- 
nttg-end;  2        si»hwHi*h;   1   -  sehr  schwach. 
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a.  für  das  I.  Patent  wird  erfordert : 

1.  die  Durchschnittsnote  sämtlicher  Fächer  muss  5  betragen ; 

2.  im  Aufsatz,  Lesen,  Pädagogik,  Methodik  muss  unter  allen  Umständen 
die  Note  5  erreicht  werden; 

3.  Noten  unter  5  sind  nur  in  vier  Fächern,  worunter  sich  bloss  zwei  Haupt- 
fächer befinden  dürfen,  zulässig; 

4.  in  den  Hauptfächern  darf  keine  Note  weniger  als  4,  in  den  Nebenföchem 
keine  weniger  als  3  betragen. 

h,  Patent  11  wird  unter  folgenden  Bedingungen  erteilt : 

l.die  Durchschnittsnote  sämtlicher  Fächer  muss  4  betragen; 

2.  im  Aufsatz,  Lesen,  Pädagogik,  Methodik  darf  keine  Note  unter  4  vor- 
kommen : 

3.  Noten  unter  4  sind  nur  in  vier  Fächern,  wovon  bloss  zwei  Hauptfächer 
sein  dürfen,  znlä8sig; 

4.  keine  Note  darf  weniger  als  3  betragen  ; 

c.  zur  Erlangung  einer  provisorischen  Erlaubnis  muss  wenigstens  in  der 
Hälfte  sowohl  der  Haupt-  als  der  Nebenfächer  die  Note  4  erreicht  werden, 
und  es  darf  keine  Note  unter  3  vorkommen; 

d.  Kandidaten,  welche  die  in  lit.  c  dieses  Paragraphen  bezeichneten  Noten 
nicht  erreichen,  sind  als  gänzlich  durchgefallen  zu  erklären; 

e.  als  Hauptfächer  werden  gezählt :  Pädagogik,  Methodik,  Au&atz,  Lesen, 
Sprachlehre,  Rechnen,  Mathematik,  Geschichte,  Geographie,  Naturgeschichte. 
Gesang  und  Gesanglehre,  Lehrübung.  Als  Nebenfächer  gelten :  Religion, 
Natnrlehre,  Fremdsprache,  Schreiben,  Zeichnen,  BuchÄhrung,  Turnen. 
Instrumentalmusik,  Feldmessen,  weibliche  Arbeiten. 

In  Landwirtschaft  wird  zwar  geprüft  und  die  erworbene  Note  in  das  Prü- 
fungsprotokoll und  das  Abgangszeugnis  des  Kandidaten  eingetragen,  jedoch  bei 
der  Bestimmung  des  Patentgrades  nicht  in  Rechnung  gezogen. 

§  25.  a.  Die  Nachprüfungen  haben  sich  anf  alle  Fächer  zu  ei-strecken,  in 
welchen  von  den  Kandidaten  nicht  die  Note  4  erreicht  worden  ist. 

Zur  Erhöhung  des  Patentgrades  II  auf  I  ist  eine  NachpiUfung  in  den- 
jenigen Fächern  erforderlich,  in  denen  die  Kandidaten  nicht  die  Note  5 
erreicht  haben. 

h.  Nachprüfungen  können  erst  bei  der  nächstfolgenden  ordentlichen  Patent- 
prüfung und  nicht  später  als  zwei  Jahre  nach  der  ersten  Prüfung  ab- 
gelegt werden; 

c.  mehr  als  eine  Nachprüfung  wird  nicht  gestattet. 

§  26.  Die  Festsetzung  der  Noten  geschieht  nach  Beendigung  der  Prüfung, 
wobei  das  absolute  Mehr  der  anwesenden  Erziehungsräte  und  Examinatoren 
entscheidet. 

§  27.  Zur  Verhütung  allfälligeu  Irrtums  und  zur  Vervollständigung  des 
Urteils  überhaupt  sollen,  namentlich  in  zweifelhaften  Fällen,  auch  die  Leistungen 
des  Schülers  während  des  letzten  Schuljahres  und  allfällige  Zeugnisse  anderer 
Schulanstalten  mitberücksichtigt  werden. 

Beilage. 

Formular  zu  einem  „Burgschaft-Schein". 

Da  von  seite  des  Jünglings ,  welcher  sich  in  der  Kan- 
tonsschule zum  Schullehrerberufe  vorbereiten  will  und  die  von  unserm  Kanton 
zur  Schullehrerbildung  verordneten  Erleichterungsmittel  zu  geniessen  wünscht, 
bei  dem  hiesigen  Gemein derat  um  die  gesetzlich  vorgeschriebene  Verbürgiing 
nachgesucht  worden,   so   erklärt  sich  genannte  Behörde   namens  der  Gemeinde 

zu   banden   des   wohllöbl.  Kantonserziehungsrates  für    belangbar 
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für  Lehrstellen  an  Bezirksschulen. 

sowohl  fUr  den  Betrag  des  dem gesetzmässig  verabreichten  Stipen- 
diums als  fdr  das  demselben  nachgelassene  Schul-  und  Konviktgeld.  falls  der- 
selbe vor  Vollendung  des  gesetzlichen  Lehrkurses  in  der  Kantonsschule  vom 
Schul  lehrerberufe  abträte,  oder  nach  Vollendung  derselben  aus  eigener  Schuld 
sich  nicht  während  der  statutarisch  bestimmten  Jahre  einer  öffentlichen  Ge- 
meindeschule des  Kantons  widmen  oder  die  daran  geknüpften  Verpflichtungen 
nicht  erfüllen  würde. 

Zur  Bekräftigung  dieser  von  hiesiger  Gemeinde  übernommenen  Verbindlich- 
keit wird  dieser  Bürgschaft-Schein  mit  dem  Siegel  und  den  amtlichen  Unter- 
schriften derselben  ausgefertigt. 

,  den 18   . 

L.  S.  1 

2 

1.  Unterschrift  des  ersten  Gemeindevorstehers. 

2.  Unterschrift  des  Genieindeschreibers. 


85.5.  Reglement  Ober  die  Erwerbung  der  WahKähigkeit  für  Lehrstellen  an  aar- 
gauischen Bezirksschulen.    (Vom  8.  Januar  1892.) 

Der  Erziehungsrat  des  Kantons  Aargau 

erlässt,  in  Vollziehung  der  §§  3,  121,  122  und  218  des  Schulgesetzes,  über  die 
Erwerbung  der  gesetzlichen  Wahlfähigkeit  für  Lehrstellen  an  den  Bezirksschuleu 
des  Kantons  in  Revision  des  bisherigen  nachfolgendes  Eeglement: 

/.  Allgemeine  Bestimmungen. 

§  1.  Es  kann  als  Lehrer  an  einer  Bezirksschule  definitiv  nur  angestellt 
werden  (Schulgesetz  §  5),  wer  vom  Erziehungsrate  für  die  ihm  zu  übertragende 
Lehrstelle  wahlfähig  erklärt  worden  ist. 

§  2.  Die  Wahlfähigkeit  wird,  in  Voraussetzung  der  in  §  5  des  Schulgesetzes 
geforderten  übrigen  Eigenschaften,  vom  Erziehungsrate  ausgesprochen,  wenn  der 
Bewerber  eine  Wahlfähigkeitsprüifung  mit  Erfolg  bestanden  oder  den  Anforde- 
rungen des  §  6  genügt  hat. 

§  3.  Zur  Leitung  der  bürgerlichen  Geschäfte  wird  vom  Erziehungsrate  auf 
die  Dauer  von  vier  Jahren  eine  Kommission  von  drei  Mitgliedern  ernannt,  denen 
die  Erziehungsdirektion  jeweilen  die  notwendigen  Examinatoren  beigibt.  Der 
Präsident  der  Kommission  wird  aus  der  Mitte  des  Erziehungsrates  genommen. 

§  4.  Die  Wahlfähigkeitsprüfung  wird  von  der  Erziehungsdirektion  in  der 
Regel  auf  den  Monat  September  oder  Oktober  angesetzt;  dazu  werden  von  ihr 
die  nach  §  5  gehörig  ausgewiesenen  Kandidaten,  sowie  die  zu  einer  Nachprüfung 
verpflichteten  Lehrer  einberufen. 

§  5.  Die  Bewerber  um  Erteilung  der  Wahlfähigkeit  haben  sich  bei  der 
Erziehungsdirektion  anzumelden  und  ihrer  Anmeldung  beizulegen: 

a.  einen  Altersausweis ; 

h.  ein  Zeugnis  über  Leumund  und  bürgerliche  Ehrenfähigkeit; 

c.  eine  kurze  Darlegung  ihres  Lebens-  und  Bildungsganges; 

d.  ein   aargauisches  Maturitätszeugnis   oder  ein  aargauisches  Primarlehrer- 
patent; 

e.  einen  Ausweis   über   mindestens  zweijährige  akademische  oder  polytech- 
nische Fachbildung; 

/.  allfällige  Ausweise  über  bisherige    Lehrtätigkeit   und  wissenschaftliche 
Leistungen. 
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Kandidaten,  welche  sich  um  die  Wahlfähigkeit  in  technischen  Fächern 
(§§  25-29)  bewerben,  haben  nur  die  in  Lemma  1,  a,  b,  c  nnd  /geforderten 
Ausweise  beizubringen. 

Über  die  Zulassung  zur  Prüfung  auf  Grund  obiger  Ausweise,  sowie  über 
die  Gültigkeit  von  Zeugnissen  auswärtiger  Lehran.stalten  an  Stelle  der  in 
Lemma  1,  d  vorgeschriebenen,  entscheidet  die  Erziehungsdirektion  auf  einen 
gutachtlichen  Bericht  der  Maturitäts-Prüfungskommission,  eventuell  derWahl- 
fähigkeits-Prüfangskommission  für  Gemeindeschullehrer. 

§  6.  Die  Prüfung  kann  ganz  oder  teilweise  erlassen  und  die  Wahllahigkeit 
erteilt  werden: 

1.  denjenigen  Bewerbern,  welche  für  die  betrefFenden  Fächer  ein  Diplom  des 
eidgenössischen  Polytechnikums  besitzen  j 

2.  denjenigen  Bewerbern,   welche  vorzügliche  Ausweise  über  ihre  wissen- 
schaftliche und  ihre  praktische  Befähigung  beibringen; 

3.  Geistlichen,   welche   die   gesetzliche  Wahlfähigkeit  für  kirchliche  Stellen 
im  Kanton  besitzen.  —  zur  Erteilung  des  Religionsunterrichtes; 

4.  Lehrern  an  Gemeinde-  und  Fortbildungsschulen  ftlr  Schönschreiben  und 
Turnen,  sofern  sie  in  diesem  Fache  gut  ausgewiesen  sind. 

Die  bezüglichen  Ausweise  werden  von  der  Prüfungskommission  begutachtet 

S  7.  Die  Erziehungödirektion  setzt  auf  Vorschlag  der  Prüfungskommission 
die  Prüfungstage  fest,  beruft  die  Examinanden  ein,  setzt  von  der  getroffenen 
Anordnung  die  Mitglieder  der  Prüfungskommission  und  die  ernannteo  Examina- 
toren in  Kenntnis  und  ladet  die  Wahlbehörden  der  Bezirksschulen,  auf  deren 
erledigte  Lehrstelleu   die  Examinanden  aspiriren,   zur  mündlichen  Prüfung  ein. 

§  8.  Die  Mitglieder  der  Prüfungskommission,  sowie  die  von  der  Erziehunga- 
direktion  jeweilen  ernanuten  Examinatoren  beziehen  für  die  Abhaltung  einer 
jeden  Prüfung  die  tarifmässige  Entschädigung. 

§  9.  Jeder  Kandidat  hat  vor  der  erstmaligen  Prüfung  für  eine  Haupt- 
lehrerstelle eine  Gebühr  von  vierundzwanzig  Franken  bei  der  Kanzlei  der 
Erziehnngsdirektion  zu  entrichten.  Die  Hälfte  dieser  Gebühr  bezahlt  ein  Kan- 
didat: a.  wenn  er  eine  weitere  Prüfung  macht;  b.  wenn  er  zu  einer  Nachprüfung 
einberufen  wird;  c.  wenn  er  die  Wahlfähigkeit  für  technische  Fächer  erwerben  will. 

Kandidaten  für  Hauptlehrerstelleu,  welche  ohne  Prüfung  wahlfähig  erklärt 
werden,  haben  eine  Gebühr  von  vierunddreissig  Franken  zu  bezahlen. 

//.  Dfe  Wahffähigkeitspräfung. 

S  10.  Die  Wahlfähigkeitsprüfung  zerfilllt  in  eine  schriftliche  und  eine 
mündliche. 

Dieselbe  wird  nach  einem  von  dem  Präsidenten  der  Prüfungskommission 
entwoifenen  Programme  abgehalten,  welcher  die  Beteiligten  rechtzeitig  davon 
in  Kenntnis  setzt. 

j:}  11.  Für  die  schriftliche  Prüfung  werden  von  den  Examinatoren  in  jedem 
Fache  drei  Aufgaben  vorgeschlagen.  Dieselben  sind  dem  Präsidenteu  der  Kom- 
mission vor  der  Prüfung  verschlossen  einzureichen.  Die  Festsetzung  der  zu 
bearbeitenden  Aufgaben  erfolgt  durch  die  Kommission. 

Die  zur  Lösung  bezeichneten  Aufgaben  werden  den  Examinatoren  ver- 
schlossen zugestellt.  Diese  eröffnen  sie  den  Kandidaten  unmittelbar  vor  Be- 
ginn der  Bearbeitung  und  überwachen  die  letztere. 

Nach  Ablauf  der  festufesetzten  Zeit  werden  die  Arbeiten  vom  Examinator 
koiTigirt.  zensirt  und  dem  Präsidenten  der  Kommission  zugestellt. 

§  12.  Die  Themata  der  mündlichen  Prüfung  werden  von  den  Exaipinat4)ren 
der  Kommission  zur  Auswahl  vorgeschlagen. 

§  13.  Jeder  Examinand,  der  nicht  genügende  Ausweise  über  Lehrbetätigung 
beibringt,  hat  in  einem  Fache  eine  Probelektion  zu  bestehen. 

Das  zu  behandelnde  Thema  wird  den  Kandidaten  am  Tage  vorher  mitgeteilt. 
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für  Lehrstellen  an  Bezirksschnlen. 

///.  Umfang  der  Forderungen  im  allgemeinen. 

§  14.  Die  Bewerber  haben  sich  in  den  Fächern,  für  welche  sie  die  Wahl- 
fähigkeit zu  erhalten  wünschen,  nicht  nur  über  ein  gewisses  Mass  positiven 
Wissens  (§S  15 — 29),  sondern  auch  über  die  Kenntnis  der  methodischen  Be- 
handlung und  deren  Literatur  auszuweisen. 

Die  Bewerber  um  Hanptlehrerstellen  haben  sich  durch  einen  Aufsatz  über 
ihre  sprachliche  Fertigkeit  auszuweisen  und  eine  Prüfung  in  der  Geschichte  der 
Pädagogik  der  mittlem  und  neuern  Zeit  zu  bestehen. 

IV.  Forderungen  in  den  einzelnen  Fächern. 

§  15.  [n  der  Religionslehre.  Kenntnis  der  Schriften  des  alten  und  neuen 
Testamentes. 

Kenntnis  der  wichtigem  Momente  der  allgemeinen  und  besonders  der  christ- 
lichen Religionsgeschichte. 

Kenntnis  der  Grundzüge  der  christlichen  (ilaubens-  und  Sittenlehre. 

§  16.  In  iler  deutschen  Sprache  und  Literatur.  Fähigkeit,  ein  gegebenes 
Thema  in  korrekter  Darstellung  zu  behandeln. 

Kenntnis  der  wichtigsten  Tatsachen  der  deutschen  Sprachgeschichte,  ins- 
besondere der  Formen  des  Mittelhochdeutschen. 

Sichere  Kenntnis  der  Grammatik  der  deutschen  Sprache. 

Kenntnis  der  Lehre  von  den  prosaischen  und  poetischen  Darstellungsformeu. 

Kenntnis  der  Hauptmomente  der  deutschen  Literaturgeschichte  und  der 
bedeutendem  Werke  aus  der  ersten  und  zweiten  klassischen  Periode. 

Fähigkeit,  ein  Gedicht  in  Beziehung  auf  Komposition,  Inhalt  und  metrische 
Formen  zu  erklären  und  mit  Schülern  ein  geeignetes  Lesestück  angemessen  zu 
behandeln. 

§  17.  Im  Lateinischen  und  im  Griechischen.  Es  wird  Sicherheit  in  der 
Formenlehre,  Syntax  und  Prosodie  der  klassischen  Sprachen  verlangt,  und  der 
Examinand  hat  sich  bezüglich  der  zwei  erstgenannten  Gebiete  durch  ein  Skriptum 
darüber  auszuweisen.  Er  muss  sich  femer  über  die  Kenntnis  der  vergleichenden 
Sprachwissenschaft  ausweisen,  soweit  letztere  für  den  Unterricht  in  Betracht 
kommen  kann.  Er  soll  die  klassischen  Sprachen  mit  richtiger  Aussprache  kurzer 
und  langer  Vokale  lesen. 

Aus  Ciesar,  Livius,  Cicero,  Phredrus,  Ovids  Metamorphosen  und  Fasti,  Virgil, 
Xenophon,  Herodot,  Homer  sollen  beliebige  Stücke,  die  nicht  erhebliche  Schwierig- 
keiten bieten,  ohne  Vorbereitung  mündlich  übersetzt  und  erklärt  werden  können. 
Über  diese  Autoren  wird  zugleich  literarische  Auskunft  verlangt. 

Mit  der  Mythologie  und  den  Altertümern  der  Römer  und  Griechen  muss 
der  Examinand  so  weit  vertraut  sein,  als  es  die  von  ihm  geforderten  Inter- 
pretationen verlangen. 

§  18.  Im  Französischen,  Englischen  und  Italienischen.  Korrekte  Aussprache, 
Sicherheit  in  der  Kenntnis  und  Anwendung  der  grammatischen  Verhältnisse  der 
Fremdsprache. 

Genügende  Fertigkeit  im  mündlichen  Gebrauche  derselben. 

Extemporirte  Übersetzung  vorgelegter  Abschnitte  aus  klassischen  Schrift- 
werken der  Dichter  und  Prosaiker  und  angemessene  Erklärung  derselben  nach 
Form  und  Inhalt. 

Bearbeitung  eines  gegebenen  Themas  (in  französischer,  englischer  oder 
italienischer  Sprache)  oder  Übersetzung  eines  leichtern  Abschnittes  aus  einem 
deutschen  Schriftsteller. 

Im  Französischen  Vertrautheit  mit  den  Haupterscheinungen  der  Literatur, 
mindestens  vom  17.  Jahrhundert  an. 
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§  19.  In  der  Geographie.  Kenntnis  der  Grundlehren  der  mathematischen 
und  physikalischen  Geographie. 

Befähigung,  von  der  Gestalt  der  Erde  und  den  einzelnen  Erdteilen  nach 
ihrer  horizontalen  und  vertikalen  Gliederung  eine  in  den  Hanptzügen  genaue 
Beschreibung  zu  geben. 

Genauere  Kenntnis  der  Hauptkulturländer  und  vor  allem  der  Schweiz  in 
physikalischer  und  politischer  Beziehung. 

Graphische  Darstellung  dieser  Länder;  Kartographie. 

§  20.  In  der  Geschichte,  Sichere  Orientirung  in  der  allgemeinen  und  in 
der  vaterländischen  Geschichte,  sowohl  hinsichtlich  der  politischen,  als  der 
kulturhistorischen  Ereignisse.  In  letzterer  Beziehung  ist  namentlich  die  Ver- 
fassungskunde der  wichtigem  Staaten  und  diejenige  der  Schweiz  zu  berück- 
sichtigen. Befähigung,  die  Ereignisse  in  ihrem  Kausalzusammenhänge  aufzu- 
fassen. 

Kenntnis  der  allgemeinen  und  insbesondere  der  vaterländischen  Hiatorio- 
gi'aphie  in  ihren  wichtigsten  Erscheinungen. 

§  21.  In  der  Mathematik.  A.  Arithmetik.  Kenntnis  der  bürgerlichen 
Rechnungsarten.    Einfache  Buchhaltung. 

B.  Algebra.  Progressionen.  Zinseszins-  und  Rentenrechnungen.  Kom- 
binationslehre. Elemente  der  Wahrscheinlichkeitsrechnung.  Kettenbrüche  und 
unbestimmte  Gleichungen.  Komplexe  Zahlen  und  kubische  Gleichungen.  Auf- 
lösung numerischer  (rleichungen  durch  Näherung.  Der  binomische  Satz.  Unend- 
liche Reihen.    Die  Elemente  der  Differenzial-  und  Integralrechnung. 

C.  Geometrie.  Planimetrie  und  ebene  Trigonometrie.  —  Stereometrie 
und  die  Hauptsätze  der  sphärischen  Trigonometrie.  —  Analytische  Geometrie 
der  Ebene  (Gerade,  Kreis  und  Kegelschnitte).  —  Darstellende  Geometrie 
(Elemente  der  Orthogonalprojektion:  Punkt,  Gerade  und  Ebene  und  ihre  Ver- 
bindungen; Dreikant,  Polyeder,  Kegel,  Zylinder  und  Kugel;  ebene  Schnitte  und 
Durchdringungen;  Schattenlehre).  —  Geometrisches  Zeichnen  (es  sind  selbst- 
verfertigte Zeichnungen  in  darstellender  Geometrie  sowohl,  als  im  elementaren 
Maschinen-,  Bau-  oder  Planzeichnen  vorzulegen).  —  Praktische  Geometrie 
(Kenntnis  der  wichtigsten  Instrumente  und  Messverfahren). 

§  22.  In  der  Naturgeschichte.  Im  allgemeinen :  Fähigkeit,  vorgelegte  Natur- 
körper  vollständig  und  richtig  zu  beschreiben  und  typische  oder  häufig  vor 
kömmende  Naturkörper  mit  Benutzung  von  Hülfsmitteln  zu  bestimmen. 

Im  besondern:  A.  In  der  Zoologie.  Kenntnis  des  Baues  und  der  Lebens- 
verrichtuugen  des  menschlichen  Körpers.  Kenntnis  des  äussern  und  innem 
Baues  und  der  Systematik  der  Kreise  und  Klassen  des  Tierreiches.  Genaue 
Kenntnis  der  wichtigsten  Gattungen  und  Arten  der  nützlichen  und  schädlichen 
Tiere. 

B.  In  der  Botanik.  Kenntnis  des  Baues,  der  Lebensverrichtungen,  der 
Morphologie  und  Systematik  der  Pflanzen.  Kenntnis  der  wichtigsten  Pflanzen- 
familien.    Genaue  Kenntnis  der  Kulturpflanzen. 

C.  In  der  Mineralogie.  Kenntnis  der  krystallographischen.  physikalischen 
und  chemischen  Eigenschaften  der  Minerale.  Genaue  Kenntnis  der  wichtigsten 
Minerale  und  Gesteiusarten. 

D.  In  der  Geologie.  Allgemeine  Vorbegriffe.  Kenntnis  der  wichtigsten 
Veränderungen,  welche  gegenwärtig  auf  der  Erdoberfläche  vor  sich  gehen. 
Kenntnis  der  wichtigsten  Gebirgsformatiouen  unseres  Landes. 

§  23.  In  der  Physik.  Kenntnis  der  gesamten  Experimentalphysik.  Einige 
Übung  im  Experimentiren. 

§  24.  In  der  Chemie.  In  der  anorganischen  Chemie  Kenntnis  der  Elemente 
und  ihrer  wichtigen  Verbindungen.  Kenntnis  der  wichtigsten  chemischen  Er- 
scheinungen :  Begriffe  von  Atom,  Molekül.  Valenz  und  von  multiplen  Proportionen. 
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für  Lehrstellen  an  Bezirksschulen. 

§  25.  Im  Gesang.  Kenntnis  der  allgemeinen  Musiklehre  und  der  Har- 
monielehre. 

Kenntnis  des  Stnfenganges  und  der  Methodik  des  Gesangunterrichtes. 

Kenntnis  einer  schönen  und  naturgemässen  Ton-  und  Stimmbildung,  sowie 
der  Entwicklungsstadien  der  Kinderstimme  bis  zur  Keife  des  Stimmorgans. 

Kenntnis  der  Register  fertig  mutirter  Stimmen  und  der  richtigen  Ver- 
wendung derselben  im  praktischen  Gesang. 

Fähigkeit,  alle  Intervalle  zu  treffen,  sowie  vorgelegte  Lieder  in  Bezug  auf 
Melodie  und  Text  richtig  und  schön  vom  Blatt  zu  singen. 

Genügende  Fertigkeit  im  Klavierspiel,  Kenntnis  des  Orgelspiels,  sowie 
entsprechende  Fertigkeit  im  Violinspiel. 

Fähigkeit,  mit  Erfolg  Gesangunterricht  zu  erteilen. 

§  26.  In  der  Instrumentalmusik.  Kenntnis  der  allgemeinen  Musiklehre^ 
der  Harmonielehre,  der  musikalischen  Formenlehre  und  des  Satzes  für  die  ver- 
schiedenen Instrumente. 

Fertigkeit,  vorgelegte,  nicht  allzuschwierige  Klavier-  oder  Orgelstücke, 
sowie  leichtere  Violinkompositionen  vom  Blatte  zu  spielen.  Ausweis  des  Be- 
werbers, dass  er  wenigstens  eines  dieser  Instrumente  als  praktischer  Musiker 
fertig  spielt. 

Genügende  Kenntnis  der  Technik  der  übrigen  Streichinstrumente  und  der 
gebräuchlichsten  Blasinstrumente,  wie  Flöte,  Klarinette  und  Trompete. 

Fähigkeit,  auf  den  genannten  Instrumenten  erfolgreichen  Unterricht  zu 
erteilen  (s.  §  13). 

§  27.  Im  Kunstzeichnen.  Kenntnis  von  der  Lehre  der  malerischen  Per- 
spektive und  Schattenkonstruktion,  nebst  ihrer  praktischen  Anwendung.  Kenntnis 
der  Ornamentik  im  allgemeinen,  ihrer  Stilformen  und  ihrer  Anwendung  auf  die 
Gewerbe. 

Fertigkeit  im  Kopiren  von  flachen,  ornamentalen  Vorlagen  und  leicht  er- 
hobenen Gipsornamenten,  sowie  in  vollendeter  Durchbildung  von  Zeichnungen 
nach  i-unden,  ornamentalen  Modellen. 

Durch  einen  demonstrativen  Vortrag  ist  an  der  Wandtafel  nach  eint^m 
gegebenen  Projekte  aus  den  oben  bezeichneten  Gebieten  die  bezügliche  Lehr- 
fähigkeit nachzuweisen. 

§  28.  In  der  Kalligraphie.  Fertigkeit  in  der  deutschen,  der  französischen 
und  der  Rundschrift  und  im  Vorschreiben  an  der  Wandtafel.  Kenntnis  der 
verschiedenen  Schreibunterrichtsmethoden. 

Regeln  betreffend  die  Haltung  des  Körpers  und  der  Feder,  die  Bewegung 
des  Armes,  der  Hand  und  der  Finger. 

§  29.  Im  Turnen.  Einige  allgemeine  Kenntnisse  der  Anatomie  und  der 
Geschichte  des  Turnens. 

Kenntnis  der  verschiedenen  Zwecke  des  Turnens  und  der  allgemeinen 
Grundsätze,  nach  denen  dieselben  erreicht  werden. 

Kenntnis  der  Einrichtung  und  Ausrüstung  des  Turnplatzes. 

Genaue  Kenntnis  der  eidgenössischen  Turnschule  für  den  militärischen 
Vorunterricht,  richtige  Darstellung  der  darin  enthaltenen  Freiübungen,  sowie 
eine  mittlere  Turnfertigkeit  am  Stemmbalken,  Klettergerüst,  Barren,  Reck, 
und  im  Springen. 

Abhaltung  einer  Turnstunde  mit  Schülern,  wobei  der  Kandidat  die  Übungen 
vormacht  (§  13). 

Anm.  Lehrerinnen  haben  sich  nur  in  Bezug  auf  die  Lemmata  1 — 3  und  b 
auszuweisen. 
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K.  Die  Wahlfähigkeitserklärung. 

§  30.  Nach  Beendigung  der  Prilfang  tritt  die  Kommission  mit  den  Exa- 
minatoren zusammen,  um  über  die  Ergebnisse  der  Prüfung  Beschluss  zu  fassen. 

Sie  bestimmt  die  Noten  in  den  einzelnen  Fächeni  und  macht  zu  banden 
des  Erziehungsrates  die  Wahlföhigkeitsvorschläge. 

Die  Examinatoren  haben  bei  dieser  Schlussverhandlung  beratende  Stimme. 

§  31.  Es  dürfen  nur  folgende  Noten  erteilt  werden:  1.  sehr  gut,  2.  gut, 
3.  genügend,  4.  schwach,  5.  ungenügend. 

8  32.  A.  Eine  erstmalige  Prüfung  für  Hauptfächer  hat  sich  (abgesehen 
von  allfälliger  Dispensation  nach  §  6,  2)  auf  die  in  §  14,  Lemma  2,  bezeichneten 
allfferaeinen  und  ausserdem  auf  mindestens  drei  der  in  den  §§15  bis  24  auf- 
geführten speziellen  Fächer  zugleich  zu  erstrecken. 

B.  In  allen  diesen  Fächern,  sowie  in  der  Probelektion  muss  der  Kandidat 
eine  der  drei  ersten  der  in  §  31  verzeichneten  Noten  erreichen,  damit  die 
l*rüfung  als  eine  mit  Erfolg  bestandene  bezeichnet  werden  kann.  In  jedem 
andern  Falle  ist  nach  Ablauf  eines  Jahres  eine  Nachprüfung  zu  bestehen. 

C.  Bei  der  Nachprüfung  fallen  die  allgemeinen  Fächer  (§  14,  Lemma  2) 
und  die  Probelektion  weg,  sobald  in  denselben  bei  der  ersten  Prüfung  minde- 
stens die  Note  „genügend"'  erreicht  worden  ist. 

In  den  speziellen  F'ächern  muss  dagegen  grundsätzlich  die  Prüfung  ganz 
wiederholt  werden.  Sie  fällt  nur  weg  für  ein  einzelnes  Fach,  sofern  in  dem- 
selben bei  der  ersten  Prüfung  die  Note  ..sehr  gut*'  und  für  zwei  Fächer,  sofern 
in  beiden  bei  der  ersten  Prüfung  mindestens  die  Note  ^^t"^  erreicht  war. 

D.  Werden  auch  in  einer  solchen  Nachprüfung  die  in  lit.  B.  geforderten 
Noten  nicht  erreicht,  so  kann  der  betreifende  Kandidat  nach  Verlauf  eines 
weitern  Jahres  eine  zweite  Nachprüfung  bestehen.  Diese  unterliegt  den  näm- 
lichen Bestimmungen,  wie  die  erste  Nachprüfung. 

Eine  dritte  Nachprüfung  ist  unzulässig. 

§  33.  Die  Prüfung  für  technische  Fächer  erstreckt  sich  nur  auf  diejenigen 
Lehrgegenstände,  für  welche  ein  Kandidat  die  Wahlfähigkeit  zu  erwerben 
wünscht,  unter  Vorbehalt  von  §  13  und  §  14,  Lemma  1. 

Sie  gilt  als  mit  Erfolg  bestanden,  wenn  der  Kandidat  mindestens  die  Note 
,.genügend"  erreicht  hat.    Es  sind  ebenfalls  zwei  Nachprüfungen  zulässig. 

§  34.  Der  Vorsitzende  der  Prüfungskommission  übennittelt  der  Erziehnngs- 
direktion  zu  banden  des  Erziehungsrates  über  die  Prüfung  Bericht  und  An- 
träge, unter  Beilegung  der  Anmeldungsschriften  und  der  schriftlichen  Arbeiten 
der  Kandidaten. 

§  35.  Auf  Grund  dieser  Vorlagen  wird  vom  Erziehungsrate  die  Wahl- 
fähigkeit ausgesprochen,  wenn  ein  Hauptlehrer  sich  in  mindestens  drei  Fächern 
oder  ein  Hülfslehrer  sich  in  den  von  ihm  zu  lehrenden  Fächern  genügend  aa«- 
gewiesen  hat. 

Wenn  ein  Kandidat  wenigstens  in  zwei  Hauptfächern  die  Prüfung  gemäss 
§  32  lit.  B.  und  D.  mit  Erfolg  bestanden  und  in  einem  dritten  Fache  nur  die 
Note  „schwach"  erhalten  hat,  so  wird  ihm  ein  entsprechendes  Fähigkeitszengnis 
ausgestellt,  auf  Grund  dessen  er  mit  Genehmigung  der  Erziehungsdirektion  als 
Schulverweser  angestellt  werden  darf. 

§  36.  Auf  Grund  der  Wahlfähigkeitserklärung  durch  den  Erziehnngsrat 
wird  das  Patent  mit  Angabe  der  Fachnoten  ausgefertigt  und  dem  Kandidaten 
zugleich  mit  den  Anmeldungsschriften  zugestellt. 

Denjenigen  Kandidaten,  welche  kein  Patent  erhalten  können,  gibt  die 
Erziehungsdirektion  hievon  Kenntnis  und  stellt  ihnen  für  diejenigen  Fächer, 
in  welchen  sie  die  Prüfung  mit  Erfolg  bestanden  haben,   ein  Fachzeugnis  aus. 

§  37.  Vorstehendes  Prüfnngsreglement  ^vird  an  Stelle  des  bisherigen 
Reglementes  vom  10.  Aug.  1875  und  der  Ergänzung  dazu  vom  31.  Aug.  1876 
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definitiv  eingeführt  und  tritt  für  neue  Kandidaten  sofort  in  Kraft;  fiir  solche, 
die  £ur  Zeit  zu  einer  Nachprüfung  verpflichtet  sind,  bleibt  das  alte  Reglement 
bis  Ende  1892  gültig. 

Aar  au,  den  8.  Januar  1892. 

Im  Namen  des  Erziehuugsrates, 

Der  Präsident:  Dr.  Fahrländer. 
Der  Sekretär:  N.  Stäuble. 


86.6.    Regierungsratsbeschluss  des  Kantons  Basellandschaft  betreffend  die  Ent- 
schfidigung  der  Vikare  von  Lehrern  und  Lehrerinnen.    (Vom  26.  Januar  1893.) 

Der  Regierungsrat  des  Kantons  Basellandschaft,  in  Betracht,  dass  gemäss 
Vorschrift  der  Verfassung  vom  4.  April  1892  die  Entschädigung  der  Vikare, 
welche  bis  jetzt  mit  Fr.  37  '/2  per  Monat  vom  Kirchen-  und  Schulgut  aus- 
gewiesen worden  und  im  weitern  in  freier  Wohnung  und  Kost,  zu  leisten  durch 
den  vertretenen  Lehrer,  bestanden  hat,  vom  Staate  einzig  zu  tragen  ist,  be- 
schliesst : 

Die  Entschädigung  der  Vikare  von  Lehrern  und  Lehrerinnen  wird  auf 
Fr.  80.  —  per  Monat  festgesetzt. 


37. 7.    Gesetz  des  Kantons  St.  Gallen  Ober  Alterszulagen  an  die  Volksschullehrer. 

(Erlassen  am  17.  Mai  1892.    In  Kraft  getreten  am  27.  Juni  1892.    In  Vollzug 
mir  1.  Januar  1898.; 

Der  (irosse  Rat  des  Kantons  St.  Gallen, 

in  Ausführung  von  Art.  6  und  8  der  Kantonsverfassung  vom  16.  November  1890,') 

verordnet   als    Gesetz: 

Art.  1.  Der  Staat  leistet  an  die  Gehalte  der  Volksschullehrer  besondere 
Beiträge  in  Form  von  Alterszulaireii.  Dieselben  sind  auf  Fr.  100  jährlich  für 
Lehrer  im  11.  bis  20.  Dienstjahre  und  auf  Fr.  200  für  solche  mit  mehr  als 
20  Dienstjahren  angesetzt. 

Art.  2.  Die  Alterszulagen  kommen  allen  Lehrern  und  Lehrerinnen  geist- 
lichen und  weltlichen  Standes  zu,  die  an  öffentlichen  Schulen  der  Primär-  und 
Sekundarschulstufe  angestellt  sind.  Bei  der  Berechnung  des  Dienstalters  zählen 
nur  die  in  aktivem  Schuldienste  verbrachten  Jahre,  wobei  aber  kein  Unterschied 
gemacht  wird  zwischen  der  Lehrtätigkeit  in  und  ausser  dem  Kanton. 

Art.  3.     Gegenwärtiges  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  Januar  1893  in  Vollzug. 

Der  Präsident  des  Grossen  Rates:  Dr.  A.  Hoffmann. 

Der  Protokollführer:   Müller,  Staatsschreiber. 

Wir  Landammann  und  Reirierungsrat  des  Kantons  St.  Gallen 

erklären  hiemit: 

Dass  das  vorstehende  Gesetz  betreffend  Alterszulagen  an  die  Volksschul- 
lehrcr  —  nachdem  innert  der  verfassungsmässigen  Einspruchsfrist  vom  27.  Mai 
bis  26.  1.  Mts.  kein  Begehren  um  Volksabstimmung  darüber  gestellt  worden  — 
am  27.  d.  Mts.  in  Kraft  getreten  sei. 

Dasselbe  ist  in  die  Gesetzessammlung:  aufzunehmen. 

St.  Gallen,   den  29.  Juni  1893. 

Im   Namen    des   Regierungsrates, 

Der  Landammann:  Zollikofer. 

Der  Staatsschreiber :  Müller. 
•)  Ge«.-8amml.  N.  F.  Bd.  VI  Nr.  1. 
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88.8.    Programm    des    Fortbildungskurses   für   Arbeitslehrerinnen    des    Kantons 
St.  Gallen  im  August  1892.    (Vom  11.  Mai  1892). 

Art.  1.  Der  diesjährige  Fortbildungskurs  für  Arbeitelehrerinnen  wird  in 
Mariaberg  abgehalten  und  dauert  drei  Wochen,  vom  1.  August  bis  20.  Angüst 

Art.  2.  Als  pädagogischer  Kursleiter  ist  Herr  Serainardirektor  Dr.  Th.  Wiget 
in  Korschach  und  als  Oberlehrerin  Frl.  Emma  Eietmann,  Arbeitslehrerin  in 
St.  Gallen,  gewählt  worden. 

Art.  3.  Die  Zahl  der  Teilnehmerinnen  ist  auf  30  angesetzt.  Dieselben 
haben  sich  Montag,  den  1.  August  1.  J.,  vormittags  9  Uhr,  im  Seminargebäude 
in  Mariaberg  einzufinden. 

Art.  4.  Es  bleibt  der  Erziehungsbehörde  vorbehalten,  auf  den  Wnnsch 
von  Orts-  und  Bezirksschulräten  angestellte  Arbeitslehrerinnen  zu  diesem  Knrse 
einzuberufen;  im  übrigen  werden  freiwillige  Anmeldungen  gewärtigt.  Hiebei 
sollen  angestellte  Arbeitslehrerinnen,  welche  das  40.  Lebensjahr  noch  nicht 
überschritten  und  noch  keinen  solchen  Kurs  passirt  haben,  in  erster  Linie 
Berücksichtigung  finden.  Sofern  es  die  Zahl  der  Anmeldungen  erlaubt,  können 
auch  Aspirantinnen  angenommen  werden,  wenn  sie  das  17.  Altersjahr  zurück- 
gelegt haben  und  sich  zu  Arbeitslehrerinuen  ausbilden  wollen. 

Art.  5.  Der  Unterricht  erstreckt  sich  anf  mündliche  Besprechung  übf-r 
Zweck,  Organisation  und  Methodik  des  Arbeitsunterrichts,  sowie  anf  Anleitung 
und  Übung  in  den  w^eiblichen  Handarbeiten  (Nähen,  Stricken,  Fli«ken  und 
Zuschneiden).  Er  dauert  täglich  acht  Stunden.  Nach  Schluss  des  Kurses  er- 
halten die  Teilnehmerinnen  Zeugnisse  über  ihre  Befähigung   und  Fortschritte. 

Art.  6.  Die  Teilnehmerinnen  erhalten  Unterricht,  Log^s  und  Bekö^tiguns: 
auf  Kosten  des  Staates.  Auch  sind  die  Ortsschalräte  ersucht,  den  betreffenden 
Arbeitslehrerinnen  eine  Reise-Entschädigung  aus  der  Schulkasse  zu  verabfolffen. 

Art.  7.  Die  Teilnehmerinnen  haben  die  erforderlichen  Nähutensilien  niii 
Nähkissen  und  einige  Paare  weisse  Strümpfe  nebst  passendem  Garn  zum  Stückeln 
mitzubringen. 

Art.  8.  Die  Anmeldungen  sind  bis  2.  Juli  1.  J.  bei  den  betreffenden 
Bezirksschulratspräsidenten  einzureichen  und  von  diesen  nebst  allfiillig  andern 
Vorschlägen  bis  9.  Juli  1.  J.  dem  Erziehungsdepartement  zu  begutachten, 
welches  alsdann  die  Teilnehmerinnen  bestimmen  wird. 

St.  Gallen,  den  11.  Mai  1892. 

Der  Präsident  des  Erziehungsrates:  Dr.  J.  A.  Kaiser. 
Der  Aktuar:  Dütschler. 


V.  Lehrerschaft. 


39. 1.    Verordnung  des  Kantons  Thurgau  betreffend  Abchurung  bei  Lehrerwechsel. 

(Vom  2.  September  1892.) 

Der  Regierungsrat  des  Kantons  Thurgau, 

nachdem  sich  aus  verschiedenen  Berichten  der  Schulinspektoren  ergeben,  dass 
schon  oft  bei  Lehrerwechsel  die  Teilung  des  Ertrages  von  Pflanzland  und  Schul- 
garten auf  Schwierigkeiten  gestossen  ist  und  in  gleichzeitiger  Erledigung  einer 
Wunschäusserung  der  thurgauischen  Schulsynode  vom  14.  September  1891, 

beschliesst: 

1.  Beim  Eintritt  eines  Lehrerwechsels  im  Frühjahr  hat  der  neu  eintretende 
Lehrer  den  ganzen  vorhandenen  oder  in  Aussicht  stehenden  Ertrag  des  Schul- 
gartens und  Pflanzlandes  zu  beanspruchen,  immerhin  unter  Abzug  der  An- 
pflanzungskosten, welche  er  dem  abtretenden  Lehrer  zu  vergüten  hat. 
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2.  Beim  Lehrerwechsel  im  Herbste  bezieht  der  abtretende  Lehrer  den 
sämtlichen  Sommernutzen,  Obst  inbegriffen;  er  hat  aber  den  Schulgarten  und 
das  Pflanzland  in  geordnetem  Zustande  zu  hinterlassen. 

3.  Wo  die  Schulgemeinden  an  Neuanschaffungen  von  jungen  Hochstämmen, 
Zwergobstbäumen,  Spalieren  und  Fruchtst räuchern  etc.  wenigstens  die  Hälfte 
der  Anschaffungskosten  entrichtet  haben,  darf  der  abtretende  Lehrer  diese 
Pflanzungen  weder  mitnehmen,  noch  verkaufen;  sie  bleiben  Eigentum  der  Schul- 
gemeinden ohne  weitere  Entschädigung  an  den  abtretenden  Lehrer.  Auf  Baum- 
schulen findet  diese  Bestimmung  keine  Anwendung. 

4.  Wo  hingegen  der  abtretende  Lehrer  auf  seine  Kosten  allein  obgenannte 
Fruchtbäume  und  Sträucher  gepflanzt  und  die  Schulvorsteherschaft  beim  Lehrer- 
wechsel eine  Mitbeteiligung  an  den  erwachsenen  Anschaffungskosten  bis  zur 
Hälfte  abgelehnt  hat.  ist  der  neu  eintretende  Lehrer  angewiesen,  dem  abtretenden 
Lehrer  oder  dessen  Erben  die  Hälfte  der  erwiesenen  Anschaffungskosten  zu 
vergüten. 

5.  Publikation  dieser  Schlussnahme  im  Amtsblatt  zu  banden  der  Schul- 
vorsteherschaften  und  Lehrer. 

Frauenfeld,  den  2.  September  1892. 

Der  Präsident  des  Regierungsrates:  Dr.  K.  Egloff. 

Der  Staatsschreiber:  Dr.  J.  Wehrli. 


VI.  Hittelschulen. 

40. 1.   Regulativ  fflr  die  schwyzerischen  MaturitfltsprOfungen.   (Vom  18.  Mai  1892.) 

Der  Kantonsrat  des  Kantons  Schwyz, 
auf  den  Antrag  des  Erziehungs-  und  Regierungsrates, 

beschliesst: 

§  1.  Die  Sektion  des  Erziehungsrates  für  die  höhern  Lehranstalten  ist  die 
Behörde,  welche  die  Maturitätsprüfungen  zu  veranstalten  iind  zu  leiten  hat. 
Der  Zeitpunkt  ihrer  Abhaltung  wird  durch  den  Vorsteher  des  Erziehungsdeparte- 
ments jährlich  Öffentlich  ausgeschrieben. 

Die  Prüfungskommission  kann  einzelnen  Persönlichkeiten  (Schulbehörden, 
Studirenden  etcO  erlauben,  als  Zuhörer  den  Prüfungen  beizuwohnen. 

§  2.  Die  Prüfungskandidaten  haben  ihre  Anmeldung  unter  Angabe  des 
von  ihnen  gewählten  wissenschaftlichen  Berufes  und  mit  dem  Ausweis  über 
ihre  absolvirten  Gymnasial-  und  Lyzealstudien,  wie  solche  durch  ihren  künftigen 
Beruf  gefordert  werden,  nebst  beigelegten  Schulzeugnissen  der  vier  letzten 
Studienjahre  an  den  Vorsteher  des  Erziehungsdepartements  einzureichen. 

Wer  diese  Ausweisschriften  nicht  rechtzeitig  einsendet,  wird  zur  Prüfung 
nicht  zugelassen. 

§  3.  Der  Zweck  der  Prüfung  ist,  auszumitteln,  ob  der  Examinand  den 
erforderlichen  Grad  der  Vorbildung  für  eine  der  höhern  Berufswissenschaften: 
Theologie,  Jus,  Medizin  u.  s.  f.  besitze. 

Für  Ärzte,  Zahnärzte,  Apotheker,  Veterinäre  sind  überdies  die  jeweilen  in 
Kraft  bestehenden  eidgenössischen  Regulative  für  die  genannten  Berufsarten 
massgebend.  ^) 

')  Das  vorliegende  Reg^ulativ  entspricht  sämtlichen  Anforderungen  des  eidgenössischen 
Regulativs  fBr  Ärzte,  Zahnärzte,  Apotheker. 

Das  eidg.  Regulativ  für  Veterinäre  lautet:  1.  Muttersprache:  Fertigkeit  in  schriftlicher 
und  mündlicher  Darstellung.  —  8.  Eine  zweite  schweizeriscne  Nationalsprache :  angemessene 
Fertigkeit  im  mündlichen  und  schriftlichen  Ausdruck.  Übersetzung  eines  leichtern  Schrift- 
stellers.  —  8.  Ijatein:  Hauptregeln  der  Syntax.  Nepos.  Ctesar.  —  -1.  Allgemeine  Gescehichte 
der  neaern  Zeit  und  vaterländische.  —  5.  Allgemeine  Kenntnis  der  politischen  und  phy- 
sikalischen Geographie.  —  6.  Arithmetik:  die  bürgerlichen  Rechnungsarten  bis  zum  Ketten- 
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§  4.  Zur  Mitwirkung  bei  den  Prüflingen  wird  von  dem  Präsidenten  de? 
Erziehungsrates  die  nötige  Anzahl  Examinatoren  aus  den  Fachlehrern  der  be- 
treifenden Anstalt  beigezogen. 

§  5.    Die  Prüfung  zerfällt  in  eine  schriftliche  und  eine  mündliche. 

/.  Schriftliche  Prüfung. 

§  6.  Die  schriftliche  Prüfung  erstreckt  sich  auf  die  Muttersprache,  die 
lateinische,  griechische  und  eine  zweite  schweizerische  Nationalsprache,  und  als 
Ersatz  für  die  griechische  auf  eine  dritte  schweizerische  Nationalsprache  eventuell 
Englisch,  sowde  auf  die  Mathematik.  In  der  schriftlichen  Prüfang  w^ird  gefordert : 

c.  in  der  Muttersprache :  ein  Aufsatz  literarischen,  historischen,  natumissen- 
schaftlichen  oder  philosophischen  Inhalts  aus  dem  Gesichtskreis  der  obersten 
Schulstufen ; 

b.  im  Lateinischen :  Übersetzung  eines  deutschen  Textes  ins  Lateinische ; 

c.  im  Griechischen :  Übersetzung  einer  nicht  gelesenen  Stelle  aus  einem 
leichtern  Klassiker  ins  Deutsche; 

rf.  in  einer  zweiten  schtreizerischen  Nationalsprache:  ein  Aufsatz  über  ein 
leichteres  Thema; 

e.  in  den  Ersatzsprachen  werden  die  gleichen  Anforderungen  gestellt  wie 
im  Französischen; 

/.  in  der  Mathetnatik  wird  gefordert: 

I.Algebra:  Kenntnis  der  Gleichungen  ersten  und  zweiten  Grades,  mit 
einer  und  mehreren  Unbekannten;  Logarithmen,  arithmetische  und 
geometrische  Reihen  und  Anwendung  letzterer  auf  Zinseszins-  etc. 
-Rechnungen;   binomischer  Lehrsatz: 

2.  Geometrie:  Planimetrie,  ebene  Trigonometrie,  Stereometrie,  die  ein- 
fachsten Sätze  der  sphärischen  Trigonometrie,  analytische  Behandlung 
der  geraden  und  der  Kegelschnittlinien. 

§  7.  Für  die  schriftliche  Prüfang  legen  die  Examinatoren  dem  Präsidenten 
der  Prüfungskommission  vierzehn  Tage  vor  dem  Examen  eine  Anzahl  Themata 
zur  Auswahl  vor. 

§  8.  Die  schriftliche  Prüfung  erstreckt  sich  auf  mindestens  drei  Ta^e. 
Für  die  Muttersprache,  Latein  und  Mathematik  werden  je  drei  bis  höchstens 
vier  Stunden,  für  die  übrigen  Fächer  je  zwei  bis  höchstens  drei  Stunden  ein- 
geräumt. 

§  9.  Die  schriftlichen  Arbeiten  sind  von  den  Examinanden  ohne  Unter- 
brechung in  der  vorgeschriebenen  Zeit,  unter  steter  Überwachung  durch  ein 
Mitglied  der  Prüfungskommission  oder  einen  der  Examinatoren  und  ohne  andere 
Hülfsmittel  als  die  Logarithmentabellen,  die  ihnen  von  der  Prüfungskommission 
verabreicht  werden,  anzufertigen. 

Die  Benützung  unerlaubter  Hülfsmittel,  sowie  jede  sonstige  Unredlichkeit 
beim  Arbeiten  wird  mit  sofortiger  Zurückweisung  von  der  Prüfang  bestraft. 
Von  dieser  Bestimmung  sind  die  Kandidaten  vor  Beginn  der  Prüfang  in  Kenntnis 
zu  setzen. 

§  10.  Die  schriftlichen  Arbeiten  werden  von  den  Examinatoren  korrigirt 
und  mit  der  entsprechenden  Zensur  versehen  der  Pnifnngskoramission  zu  banden 
gestallt. 

//.  Mündliche  Prüfung. 

§  11.  Die  mündliche  Prüfung  erstreckt  sich  auf  folgende  Fächer  mir  nach- 
stehenden Forderungen: 

satz.  —  7.  AI)?cbra:  Gleichnn^en  zweiten  Grades  mit  einer  Unbekannten.  I^ojiraritkinen.  - 
8.  Geometrie,  l'Janimctrie,  Stereometrie,  Elemente  der  Trlgx)nometrie.  —  9.  Physik  nnd  Chemie: 
alljcemeine  Eigenschaften  der  Körper,  Grundzüge  der  Mechanik,  feste  anrf  flOssige  Korper. 
Kiemente  der  I^hre  von  SchaJl.  Lieht,  Wärme.  ElektrizItHt  und  Magnetismus.  IUe  wich- 
tigsten einfachen  Körper  und  deren  wichtigste  Verbindungen.  —  10.  Naturgeschichte:  Ele- 
mente der  Botanik  nnd  Zoologie. 
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A.   Hnmanistische  Fächer.    , 

a.  Muttersprache :  die  Hanpterscheinnngen  aus  der  Literaturgeschichte  j 

b. Latein:  Übersetzung  nicht  gelesener  Stellen  aus  Livius,  Cicero,  Virgil; 
schon  gelesener  Abschnitte  aus  Horaz,  Tacitus,  Plautus; 

c.  Griechisch:  Übersetzung  nicht  gelesener  Stellen  aus  Xenophon  und  Homer; 
schon  gelesener  Abschnitte  aus  den  Rednern,  aus  Plato,  Thucj'dides,  ans 
Sophokles  und  Euripides; 

d.zteeite  schiceizerische  Nationalaprache :  angemessene  Fertigkeit  im  Aus- 
druck; Übersetzen  und  Erklären  eines  leichtern  Klassikers; 

e,  Ersatzsprache :  Wie  oben  unter  lit.  d : 

f.  Geschichte  und  politische  Geographie :  die  Hauptereignisse  aus  der  altern, 
mittlem  und  neuern  Geschichte.  Die  wichtigsten  europäischen  und  ausser- 
europäischen  Länder. 

B.  Realistische  Fächer. 

a.  Mathematik :  Kenntnis  des  bei  der  schriftlichen  Prüfung  ausgesetzten 
UnterrichtsstofFes ; 

h.  Physik  und  physikalische  Geographie :  allgemeine  Eigenschaften  der  Kör- 
per; Mechanik  der  festen,  flüssigen,  gasförmigen  Körper;  Hauptgesetze 
von  Schall,  Licht,  Wärme,  Elektrizität  und  Magnetismus;  Hauptsätze  der 
physikalischen  Geographie ; 

c.  Chemie:  anorganische  Chemie;  die  wichtigsten  Elemente  und  deren  wich- 
tigste Verbindungen; 

d.  Naturgeschichte :  allgemeine  Kenntnis  des  menschlichen  Körpers  und  die 
Haupt  typen  des  Tierreiches,  Organe  der  höhern  Pflanzen ;  die  wichtigsten 
Pflanzenfamilien  des  natürlichen  S3\stem8.  Kristallsysteme;  wichtigste 
Mineralien.     Grundbegriffe  der  Geologie. 

Der  Prüfungskommission  steht  das  Recht  zu,  die  Themata  der  mündlichen 
Piüfung  in  den  vorbenannten  Fächern  näher  zu  bezeichnen. 

§  12.  Bei  der  Prüfung  geben  die  Examinatoren,  jeder  in  seinem  Fache, 
vorläufig  eine  Note,  wobei  in  den  Fächern,  in  welchen  schriftlich  und  mündlich 
geprüft  wird,  das  Ergebnis  in  eine  Note  zusammengezogen  wird.  Nach  be- 
endigter Prüfung  soll  im  Schosse  der  Kommission  im  Einvernehmen  mit  den 
Examinatoren  über  die  in  jedem  Fache  endgültig  zu  erteilende  Note  freie  Be- 
ratung walten,  wobei  auch  auf  die  bisherigen  Leistungen  des  Kandidaten,  sowie 
dessen  Bildungsstand  gebührende  Rücksicht  zu  nehmen  ist. 

§  13.  Die  Abstufung  der  Zensuren  ist  folgende :  6  =^  sehr  gut ;  5  -^  gut ; 
4  ^-  ziemlich  gut ;  3  — -  mittelmässig ;  2  =^  schwach :  1  =—  sehr  schwach. 

Es  dürfen  keine  Bruchzahlen  gegeben  werden. 

Eine  Fachzensur  1  schliesst  die  Erteilung  des  Maturitätszeugnisses  aus. 
Ebenso  wird  kein  Maturitätszeugnis  erteilt,  wenn  die  Durchschnittsnote  unter 
3,5  liegt. 

§  14.  Ein  Kandidat,  der  das  Zeugnis  der  Reife  nicht  erlangt  hat,  darf 
sich  erst  nach  Ablauf  eines  Jahres  zu  einer  Nachprüfung  stellen.  Dabei  wird 
ihm  die  Prüfung  in  denjenigen  Fächern  erlassen,  in  welchen  er  mindestens  die 
Note  5  erworben  hat.  Die  auf  diese  Fächer  bezüglichen  Noten  der  frühern 
Prüfung  werden  zur  Berechnung  des  Gesamtergebnisses  der  spätem  zugezogen. 

Eine  dritte  Prüfung  wird  nicht  gestattet. 

§  15.  Das  Maturitätszeugnis  enthält  die  Fachnoten  und  die  Durchs chnitts- 
note.  Es  wird  auf  amtlichem  Formular  mit  den  Unterschriften  des  Präsidenten 
und  des  Sekretärs  des  Erziehungsrates  ausgefertigt. 

§  16.  Die  Maturitätskandidaten  entrichten  vor  Abnahme  der  Prüfung  an 
die  Kanzlei  Fr.  25. 
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§  17.  Die  Mitglieder  der  Prüfungskommission  und  die  Examinatoren  be- 
ziehen die  Taggelder  und  Keiseentschädigungen  der  Mitglieder  des  Erziehnngs- 
rates. 

§  18.  Dieses  Regulativ  tritt  sofort  in  Kraft  und  es  wird  damit  da.s  Re- 
gulativ vom  28.  Juli  1888  aufgehoben. 

§  19.    Der  Regierungsrat  ist  mit  der  Vollziehung  beauftragt. 

Schwyz,  den  18.  Mai  1892. 

Namens  des  Kantonsrates, 

Der  Präsident:   J.  M.  Schul  er. 

Der  Protokollführer:  Kälin,  Kanzleidirektor. 

Der  Regiernngsrat  beschliesst: 

1.  Vorstehendes  Regulativ  tritt  mit  15.  Juli  1892  in  Rechtskraft. 

2.  Aufnahme  in  die  Gesetzessammlung. 

Schwyz,  den  6.  Juli  1892. 

Namens  des  Regierungsrat^s, 

Der  Landammann:  V.  Schwan  der. 
Der  Kanzleidirektor:  Kälin. 


41. 2.    Verordnung  betreffend  Aufnahmebedingungen  an  der  kantonalen  Lekransttit 
des  Kantons  Unterwaiden  ob  dem  Wald.    (Vom  21.  April  1892.) 

Der  Kantonsrat  des  Kantons  Ünterwalden  ob  dem  Wald 
erlässt  auf  Vorschlag  des  Erziehungsrates  nachstehende  Verordnung : 

Art.  1.  Es  wird  kein  Schüler  an  die  kantonale  Lehranstalt  aufgenommen, 
der  nicht  die  Primarschule  absolvirt  hat. 

Immerhin  erfolgt  die  Aufnahme  nur  dann,  wenn  der  Zögling  für  den  Ein- 
tritt in  den  betreffenden  Kurs  des  Gymnasiums  oder  der  Realschule  befähigt 
eriiinden  wird. 

Art.  2.  Ausnahmsweise  kann  mit  Bewilligung  des  Erziehungsrat^s  ein 
besonders  begabter  Schüler  vor  dem  vollständigen  Abschlnss  der  Primarschule 
an  die  kantonale  Lehranstalt  aufgenommen  werden,  sofern  er  die  Aufnahme- 
prüfung nach  jeder  Richtung  gut  besteht. 

Schlussbestimmung. 

Der  Regierungsrat  wird  mit  der  VeröflFentlichung  und  der  Erziehungsrat 
wird  mit  dem  Vollzuge  dieser  Verordnung  beauftragt 

Also  beschlossen, 

Samen,  den  21.  April  1892. 

Im  Namen  des  Kantonsrates, 

Der  Präsident:  Eduard  Etlin. 

Der  erste  Landschreiber:  Gottlieb  Bucher. 


42. 3.    Verordnung  betreffend  die  Maturitätsprüfung  an  der  kantonalen  Lehranstalt 
des  Kantons  Unterwaiden  ob  dem  Wald.    (Vom  21.  April  1892.) 

Der  Kantonsrat  des  Kantons  Unterwaiden  ob  dem  Wald 
erlässt  auf  Vorschlag  des  Erziehnngsrates  nachstehende  Verordnung: 

Art.  1.  An  der  kantonalen  Lehranstalt  wird  alljährlich  am  Schlüsse  des 
Schuljahres  eine  Maturitätsprüfung  abgenommen,  deren  Zweck  ist,  zu  ermitteln, 
ob  der  Geprüfte  den  erforderlichen  Bildungsgrad  erlangt  hat,  um  sich  mit 
Erfolg  für  eine  Berufswissenschaft  an  einer  Hochschule  auszubilden. 

Art.  2.  Grundsätzlich  wird  die  Maturitätsprüfung  nur  demjenigen  Schülern 
abgenommen,  welche  während  des  ganzen  der  Prüfung  vorangehenden  Schul- 
jahres an  der  kantonalen  Lehranstalt  studirten. 
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an  der  kantonalen  Lehranstalt. 

Diese  Bestimmung  findet  auf  Schüler,  welche  die  herwärtige  Eantonsschule 
früher  besucht  haben  und  sich  später  bei  guten  Zeugnissen  aus  den  letzten 
Jahren  bei  der  Prüfungskommission  zur  Maturitätsprüfung  anmelden,  keine 
Anwendung. 

Art.  3.  Der  Zeitpunkt  der  schriftlichen  und  mündlichen  Prüfung  wird  vom 
Präsidenten  der  Prüfungskommission  auf  Vorschlag  des  Rektorats  festgesetzt 
und  im  Amtsblatt  ausgeschrieben. 

Zwischen  der  schriftlichen  und  mündlichen  Prüfung  ist  ein  Zeitraum  von 
mindestens  acht  Tagen  freizugeben. 

Art.  4.  Die  Kandidaten  haben  ihre  Anmeldung  dem  Rektorate  einzureichen. 

Sie  haben  die  Schulzeugnisse  der  vier  letzten  Studienjahre  sowie  ein  be- 
friedigendes Sittenzeugnis  einzugeben. 

Wer  die  Zeugnisse  nicht  vor  dem  im  Amtsblatt  bezeichneten  Schlusstermin 
einsendet,  wird  im  betreffenden  Jahre  nicht  mehr  zur  Prüfung  zugelassen. 
Dispensation  bei  hinlänglicher  Entschuldigung  wegen  eingetretener  Säumnis 
bleibt  vorbehalten. 

Während  der  Anmeldungsfrist  hat  der  Examinand  eine  Gebühr  von  Fr.  20 
zu  banden  des  Staates  zu  erlegen.  Die  gleiche  Gebühr  wird  för  die  Nach- 
prüfung bezahlt  (Art.  18). 

Armem  Kandidaten  kann  von  der  Prüfungskommission  die  Taxe  erlassen, 
wenig  bemittelten  ermässigt  werden. 

Art.  5.  Der  Erziehungsrat  wählt  jeweilen  auf  die  Dauer  von  zwei  Jahren 
mit  Wiederwählbarkeit  eine  Kommission  von  fünf  Mitgliedern,  welche  den  Gang 
der  Prüfung  beaufsichtigt,  vom  Ergebnisse  der  schriftlichen  Prüfung  Einsicht 
nimmt  und  der  mündlichen  Prüfung  beiwohnt. 

Die  Examinatoren  werden  auf  Vorschlag  des  Rektorates  von  dieser  Kom- 
mission ans  dem  Professorenkollegium  der  kantonalen  Lehranstalt  bezeichnet. 

Die  Prfifungskommission  kann  sich  für  jede  schriftliche  Arbeit  von  den 
betreffenden  Examinatoren  zwei  oder  drei  Themata  in  Vorschlag  bringen  lassen, 
wovon  sie  dann  eines  auswählt  oder  auch  ein  anderes  verlangt. 

Hinwieder  kann  sie  bei  der  mündlichen  Prüfung  die  Fragestellung  über 
bestimmte,  in  das  Prüfungsgebiet  einschlagende  Materien  verlangen. 

Einzelne  Mitglieder  der  Prüfungskommission  werden  die  Examinanden 
während  der  schriftlichen  Prüfung  überwachen. 

Die  Prüfangskommission  oder  einzelne  Mitglieder  derselben  werden  der 
Beratung  des  Professorenkollegiums  (Art.  13)  beiwohnen.  Sie  können  hiebei 
konsultativ  ihre  Ansicht  äussern. 

Die  Prüfungskommission  nimmt  den  schriftlich  festgestellten  Befund  des 
Examinatorenkollegiums  entgegen,  und  sie  übermittelt  denselben  mit  ihren 
Bemerkungen  über  den  reglement arischen  Verlauf  der  Prüfung  und  mit  ihren 
Anträgen  dem  Erziehungsrate. 

Die  Kommission  verrechnet  für  ihren  Mühewalt  nach  Massgabe  des  Be- 
soldungsgesetzes die  Kommissionalgebühren. 

Art.  6.  Alle  gleichzeitig  zu  Prüfenden  erhalten  die  nämlichen  schriftlichen 
Aufgaben  und  jede  derselben  erst  in  dem  Augenblicke,  in  welchem  ihre  Be- 
arbeitung beginnen  soll. 

Uiebei  sind  ihnen  keine  andern  Hülfsmittel  als  die  mathematischen  Tafeln 
zu  gestatten. 

Die  Benützung  unerlaubter  Hülfsmittel  wird  mit  sofortiger  Zurückweisung 
von  der  Prüfung  bestraft.  Bei  ernstem  Verdachte  eines  ünterschleifs  erhält  der 
Examinand  eine  neue  Aufgabe  zur  Bearbeitung.  Hievon  sind  die  Kandidaten 
jedesmal  vor  Beginn  der  Prüfung  in  Kenntnis  zu  setzen. 

Am  gleichen  Tage  darf  aus  höchstens  zwei  Fächern  die  schriftliche  Prüfung 
abgenommen  werden. 
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Ftlr  die  Muttersprache  und  die  Mathematik  werden  höchstens  je  vier  Stunden, 
fiir  die  übrigen  Fächer  höchstens  je  drei  Stunden  eingeräumt. 

Art.  7.  Die  mündliche  Prüfung  findet  gruppenweise  statt  und  dauert  für 
jeden  Examinanden  in  jedem  Fache  dnrchschnittlich  zehn  Minuten. 

Die  Leitung  der  Prüfung  steht  dem  für  dieses  Fach  aus  der  Mitte  des 
Professorenkollegiums  bestimmten  Examinator  zu. 

Die  mündliche  Prüfung  ist  öffentlich.  An  derselben  werden  die  schriftlichen 
Arbeiten  aufgelegt. 

Art.  8.  Schriftlich  und  mündlich  wird  geprüft:  in  der  deutschen, 
französischen,  lateinischen  und  griechischen,  eventuell  als  Ersatz  des  Qriechi- 
schen   in  der  italienischen  oder  englischen  Sprache,  sowie  in  der  Mathematik. 

Nur  mündlich  wird  geprüft:  in  der  Philosophie,  in  der  Geschichte  und 
Geographie,  in  der  Physik,  Chemie  und  Naturgeschichte. 

Art.  9.    Bei  der  schriftlichen  Prüfung  wird  verlangt: 

1.  in  der  deutschen  S^TAche  und  Literatur:  ein  Aufsatz  über  ein  im  Gebiete 
des  obem  Gymnasialunterrichtes  liegendes  Thema.  Anforderungen  sind: 
stilistische  Korrektheit  sowie  sachlich  entsprechende  Durchdringung  des 
behandelten  Gegenstandes ; 

2.  in  der  lateinischen  Sprache :  L^bersetzung  eines  deutschen  Textes  ins 
Lateinische.  Diese  Arbeit  soll  ohne  wesentlichen  Verstoss  gegen  die 
Grammatik  und  die  klassische  Ausdrucks  weise  abgefasst  sein; 

3.  in  der  griechischen  Sprache :  Ü^bersetzung  und  grammatikalische  Erkll- 
rung  eines  diktirten  griechischen  Textes,  wobei  der  Examinand  zu  zeigen 
hat,  dass  er  mit  den  gewöhnlichen  Formen  und  den  Regeln  der  Syntax 
vertraut  ist; 

4.  in  der  französischen  sowie 

5.  eventuell  in  der  italienischcfi  oder  englischen  Sprache :  Übersetzung  eines 
deutschen  Textes  in  die  betreffende  Fremdsprache; 

6.  in  der  Mathetnatik :  a.  in  der  Algebra :  Gleichungen  des  ersten  Grades 
mit  einer  und  mehrern  Unbekannten,  Gleichungen  des  zweiten  Grade« 
mit  einer  und  zwei  Unbekannten;  kubische  Gleichungen,  Logarithmen, 
arithmetische  und  geometrische  Progressionen  mit  Zinseszins-  und  Renten- 
rechnungen,  binomischer  Lehrsatz  mit  ganzen  Exponenten.  —  6.  in  der 
(reometrie:  Planimetrie,  Stereometrie,  ebene  Trigonometrie,  die  Elemente 
der  sphärischen  Trigonometrie  und  der  analytischen  Geometrie  der  Ebene. 

Art.  10.    Bei  der  mündlichen  Prüfung  wird  verlangt: 

1.  in  der  deutschen  Sprache  und  Literatur :  Kenntnisse  der  Geschichte  der 
deutschen  Literatur  und  genauere  Belesenheit  in  einigen  der  vornehmsten 
Dichterwerke.  Fähigkeit,  die  deutsche  Sprache  in  zusammenhängender 
Rede  grammatikalisch  richtig  und  stilistisch  gewandt  zu  handhaben; 

2.  in  der  lateinischen  Sprache:  der  Examinand  soll  eine  Stelle  aus  einein 
der  in  den  zwei  obersten  Klassen  gelesenen  Klassiker  mit  Gewandtheit 
ins  Deutsche  übertragen.  Der  Examinator  ist  zudem  befugt,  ihm  eine 
leichtere  ^\e\\e  aus  einem  nicht  gelesenen  Autor  zur  Übersetzung  vor- 
zulegen. Überdies  wird  die  Kenntnis  der  Haupterscheinungen  der  latei- 
nischen Literatur  gefordert; 

3.  in  der  griechischen  Sprache :  hiefür  gelten  die  gleichen  Bestimmungen 
wie  bezüglich  der  lateinischen  Sprache,  nur  dass  an  Stelle  der  lateinischen 
die  griechische  Literaturgeschichte  tritt; 

4.  in  der  französischen  Sprache :  Übersetzung  aus  dem  Französischen  ins 
Deutsche,  wobei  überhin  der  Examinand  die  Fähigkeit  zeigen  soll,  sich 
kon'ekt  und  mit  einiger  Geläufigkeit  in  der  französischen  Sprache  aus- 
zudrücken. Kenntnis  der  bedeutendsten  Erscheinungen  der  französischen 
Literaturgeschichte  vom  17.  Jahrhundert  an; 
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an  der  kantonalen  Lehranstalt. 

5.  von  denjenifi^en  Kandidaten,  welche  statt  der  griechischen  die  italienische 
oder  englische  Sprache  gewählt  haben,  wird  die  Übersetzung  eines  Ab- 
schnittes aus  einem  Schriftsteller  der  betreffenden  Sprache  gefordert; 

6.  in  der  Pfiilosophie :  Ontologie,  Kosmologie,  Psychologie,  Theodicee  und 
Geschichte  der  Philosophie; 

7.  in  der  Geschichte  und  Geographie :  Kenntnis  der  griechisch-römischen, 
mittelalterlichen  und  neuern  Geschichte,  sowie  der  politischen  Geographie ; 

8.  in  der  Mathetnatik:  Kenntnis  des  bei  der  schriftlichen  Prüfung  angeführten 
Unterrichtsstoffes ; 

9.  in  der  Physik:  allgemeine  Eigenschaften  der  Körper,  Mechanik  der  festen, 
flüssigen  und  luftförmigen  Körper,  Hauptgesetze  von  Schall,  Licht,  Wärme, 
Magnetismus  und  Elektrizität,  sowie  mathematische  und  physikalische 
Geographie ; 

10.  in  der  Chemie  und  Mineralogie :  die  anorganische  Chemie,  die  ersten  Ele- 
mente der  organischen  Chemie,  sowie  Kenntnis  der  wichtigsten  Mineralien ; 

11.  in  der  Naturgeschichte:  Somatologie,  Kenntnis  der  Haupttypen  des  Tier- 
reiches; Organe  der  hohem  Pflanzen  und  Verrichtungen  derselben;  die 
wichtigsten  Pflanz enfamilieu  des  natürlichen  Systems. 

Art.  11.  In  der  Zoologie  und  Botanik  kann  die  Prüfung  in  der  Regel  nach 
dem  sechsten,  in  der  Chemie  und  Mineralogie  nach  dem  siebenten  Jahreskurse 
abgenommen  werden. 

Die  Fachnote  wird  dann  sofort  erteilt  und  für  die  Gesamtberechnung  bis 
zur  Schlussprüfung  zurückgelegt. 

Verfahren  und  Kontrolle  richten  sich  für  diese  Spezialprttfung  tunlichst 
nach  den  Vorschriften  für  die  Schlussprüfung.  Zeugnisse  müssen  aus  den  zwei 
letzten  Jahren  vorliegen. 

Eine  Gebühr  muss  für  diese  Vorprüfung  nicht  entrichtet  werden. 

Art.  12.  Für  die  Beurteilung  der  Leistungen  ist  überhaupt  nicht  sowohl 
die  Menge  oder  Vollständigkeit  als  vielmehr  die  Sicherheit  der  Kenntnisse, 
namentlich  in  den  fundamentalen  und  unerlä-sslichen  Teilen  der  einzelnen  Dis- 
ziplinen entscheidend. 

Auf  die  Feststellung  des  Zeugnisses  übt  der  allgemeine  Bildnngsstand  des 
(ieprüften.  nämlich  die  geistige  Befähigung,  die  Richtigkeit  des  Denkens,  die 
Reife  des  Urteils  wesentlichen  Einfluss  aus. 

Art.  13.  Bei  der  Prüfung  in  den  einzelnen  Fächern  gibt  der  betreffende 
Examinator  vorläufig  eine  Note. 

Nach  beendigter  Prüfung  findet  seitens  des  Examinatorenkollegiums  in  An- 
wesenheit der  Prüfungskommission  (Art.  5)  über  jede  zu  erteilende  Fachnote 
freie  Beratung  statt,  wobei  auf  die  bisherigen  Leistungen  des  Kandidaten  ge- 
bührende Rücksicht  genommen  wird. 

Art.  14.  Jede  der  in  einer  besondern  Ziffer  der  in  Art.  9  und  10  aufge- 
zählten Disziplinen  zählt  für  eine  Note.  Die  Disziplinen  mit  mündlicher  und 
schriftlicher  Prüfung  zählen  doppelt. 

Art.  15.  Die  Leistungen  werden  mit  Noten  von  1 — 6  bezeichnet.  Note  6 
bedeutet  sehr  gut ;  5  gut ;  4  ziemlich  gut ;  3  mittelmässig ;  2  schwach ;  1  sehr 
schwach.    Bruchzahlen  werden  als  Einzelnoren  nicht  gegeben. 

Es  erhält  ein  Maturand: 

A.  Die  Reife  des  I.  Grades,  wenn  «.  die  Durchschnittsnote  sämtlicher  Fächer 
nicht  unter  5,5  und  b.  keine  einzelne  Fachnote  unter  4  sinkt. 

B.  Die  Reife  des  IL  Grades,  wenn  a.  die  Durchschnittsnote  nicht  unter  4.75 
und  6.  keine  einzelne  Fachnote  unter  3  sinkt, 

C.  Die  Reife  des  III.  Grades,  wenn  a.  die  Durchschnittsnote  nicht  unter  4 
und  b.  keine  einzelne  Fachnote  unter  2  sinkt. 
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Wer  nicht  znm  mindesten  das  Reifezeugnis  des  III.  Grades  erhält,  wird 
als  unreif  erklärt. 

Art.  16.  Das  Examinatorenkollegium  übergibt,  mit  der  Unterschrift  des 
Rektorates,  der  Priifangskommission  einen  Bericht,  welcher  enthalten  soll: 

1.  Familien-  und  Taufhame,  sowie  Heimatort  jedes  einzelnen  Kandidaten  in 
alphabetischer  Reihenfolge,  femer  eine  Zensor  über  dessen  Fleiss  und 
Betragen  während  dessen  Aufenthaltes  an  der  kantonalen  Lehranstalt; 

2.  die  bei  der  Prüfung  gestellten  schriftlichen  Anfgaben : 
3. jede  einzelne  Fachnote; 

4.  die  Durchschnittsberechnung  dieser  Noten ; 

5.  den  Autrag  betreffend  die  Maturitätsnote ; 

6.  allfällige  Bemerkungen. 

Die  Prüfungskommission  übermittelt  sodann  diesen  Bericht  mit  ihren  Be- 
merkungen und  Anträgen  dem  Erziehungsrate  (Art.  5). 

Art.  17.  Das  Maturitätszeugnis  wird  \'om  Erziehungsrate  ausgestellt,  £s 
soll  enthalten: 

1.  den  Familien-  und  Taufnamen,  das  Geburtsdatum  und  den  Heimatort  des 
Geprtlften ; 

2.  das  Datum  seines  Eintrittes  in  die  Schule  und  seines  Austrittes  aus  der- 
selben ; 

3.  die  einzelnen  Fachnoten ; 

4.  die  Gesamtmaturitätsnote ; 

5.  die  Betragensnote. 

Das  Reifezeugnis  wird  einerseits  vom  Rektorate  der  kantonalen  Lehranstalt, 
anderseits  vom  Präsidenten  und  vom  Aktuar  des  Erziehungsrates  unterzeichnet 
und  mit  dem  Stempel  dieser  Behörde  versehen. 

Art.  18.  Ein  Examinand,  welcher  das  Zeugnis  der  R^ife  nicht  erlan^B^t, 
kann  bei  der  nächsten  ordentlichen  Maturitätsprüfung  zur  Nachprüfung  sich 
stellen.  Dieselbe  hat  in  jenen  Fächern  zu  erfolgen,  in  welchen  er  nicht  die 
Note  4  erreichte. 

Eine  dritte  Prüfung  ist  nicht  gestattet. 

Schlussbestimmung. 

Der  Regierungsrat  ist  mit  der  Veröffentlichung  und  der  Erziehungsrat  mit 
dem  Vollzuge  dieser  Verordnung  beauftragt. 

Also  beschlossen, 

Sarnen,  den  21.  April  1891. 

Im  Namen  des  Kantonsrates, 

Der  Präsident:  Eduard  Etlin. 

Der  erste  Landschreiber:   Gottlieb  Bucher. 


4*3. 4.  Gesetz  betreffend  die  Erweiterung  der  zweiklaseigen  Merkantilabteilung  an 
der  Solothurnisclien  Kantonsschule  zu  einer  dreiklassigen  Handelsschule.  (Durch 
Volksabstimmung  angenommen  den  3.  April  1892.)  (Publikation  des  Abstim- 
mungsresultates  und  Inkrafttretang  den  9.  April  1892.) 

Der  Kantonsrat  von  Solothurn 

auf  den  Vorschlag  des  Regierungsrates  und  nach  erfolgter  Beratung  ninl 
Begutachtung  durch  den  Erziehungsrat 

beschliesst: 

§  1.    Die    au   der  Solothurnischen  Kantonsschule  bestehende  zweiklas^5i^'e. 
sogenannte  Merkantilabteilung  (Unterabteilung  der  Gewerbschule)  wird  zu  einer 
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Handelsschule  mit  drei  Klassen  erweitert  und  zwar  anf  Grundlage  des  Bundes- 
beschlusses betreffend  Förderung  der  kommerziellen  Bildung  vom  15.  April  1891 
und  der  bezüglichen  VoUziehungs Verordnung. 

Dieselbe  beginnt  mit  der  dritten  Klasse  der  Gewerbschule. 

§  2.  Die  Unterrichtsgegenstände  der  Handelsschule  sind:  Religionslehre, 
deutsche  Sprache,  französische,  englische  und  italienische  Sprache,  Geschichte, 
allgemeine  und  Handelsgeographie,  Physik,  Chemie,  Naturgeschichte,  Waren- 
kunde, Mathematik  und  kaufmännisches  Rechnen,  Buchhaltung  und  Kontor- 
arbeiten, Handels-  und  Wechselrecht.  Volkswirtschaftslehre,  Handelsgeschichte, 
Kalligraphie,  Gesang,  Turnen. 

§  8.  Für  den  Untenicht  in  den  neuern  Sprachen,  sowie  in  den  eigent- 
lichen kaufmännischen  Fächern  werden  zwei  neue  Lehrstellen  geschaffen. 

§  4.  Im  übrigen  gelten  in  Bezug  auf  die  Handelsschule  die  einschlägigen 
Bestimmungen  des  Kantonsschulgesetzes,  sowie  die  bestehenden  Reglemente 
und  Verordnungen. 

§  5.  Alle  Bestimmungen  des  Gesetzes  über  die  Errichtung  der  Kantons- 
schule vom  18.  Juli  1874,  welche  mit  diesem  Gesetze  im  Widerspruche  stehen, 
insbesondere  §  13,  sind  aufgehoben. 

§  6.  Dieses  Gesetz  tritt  nach  Annahme  durch  das  Volk  mit  der  amtlichen 
Publikation  des  Abstimmungsresultates  in  Kraft. 

Solothurn,  den  3.  Dezember  1891. 

Der  Präsident:   J.  Stampfli. 

Der  Staatsschreiber:  Amiet. 


44.  5.    Reglement  fOr  die  MaturitätsprOfungen  im  Kanton  Graubünden.    (Revidirt 
im  Jahre  1892.) 

§  1.  Die  Maturitätsprüfung  zerfällt  in  zwei  Hälften,  von  denen  die  eine 
am  Schlüsse  des  6.  und  die  andere  am  Schlüsse  des  7.  Gymnasialkursus  statt- 
findet. In  dringenden  Fällen  kann  das  Direktorium  ausnahmsweise  auch  zu 
aussergewöhnlicher  Zeit  eine  Maturitätsprüfung  veranstalten  und  von  der  vor- 
geschriebenen Teilung  derselben  absehen. 

§  2.  Am  Schlüsse  des  6.  Kursus  wird  geprüft  in  der  Mathematik,  Physik, 
Geographie,  Naturgeschichte  und  Geschichte  des  Mittelalters  und  der  neuem 
Zeit.  Das  Ergebnis  der  Prüfung  wird  durch  Noten  bestimmt  und  den  Matu- 
randen auf  Verlangen  mitgeteilt. 

§  3.  Am  Schlüsse  des  7.  Kursus  wird  geprüft  in  der  deutschen,  lateinischen, 
griechischen  und  einer  neuem  (französischen,  italienischen,  englischen)  Sprache, 
in  Geschichte  des  Altertums  und  in  Chemie.  Für  Kandidaten  der  evangelischen 
Theologie  kommt  noch  Hebräisch,  eventuell  anstatt  der  Neusprache  hinzu.  An 
Stelle  des  Griechischen  tritt  fiU*  Maturanden,  welche  davon  dispensirt  waren, 
diejenige  moderne  Sprache,  in  welcher  sie  von  der  3.  Kantonsschulklasse  an 
laut  Lehrplan  Unterricht  erhalten  haben. 

§  4.  Die  Prüfung  ist  teils  schriftlich,  teils  mündlich.  Schriftlich  sowohl 
als  mündlich  wird  geprüft  in  Deutsch,  Latein,  Griechisch  oder  in  der  das  letztere 
vertretenden  modernen  Sprache,  in  einer  weitem  modernen  Fremdsprache  und 
Mathematik.  Bloss  mündlich  wird  geprüft  im  Hebräischen,  in  der  Geschichte, 
Geographie.  Naturgeschichte,  Physik  und  Chemie. 

§  5.  Über  ihre  Kenntnisse  in  den  genannten  Fächern  haben  sich  die  Kan- 
didaten in  folgendem  Umfange  auszuweisen. 

/.  Erste  Präfungaabteifung. 

a,  Mathematik.    Schriftlich:  einige  Aufgaben  in  Algebra  und  Geometrie. 

Mündlich:  Gleichungen  des  zweiten  Grades,  arithmetische  und  geome- 
trische Progressionen,   binomischer  Lehrsatz  mit  ganzen  Exponenten;    ferner 
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Planimetrie,  Stereometrie,  ebene  Trigonometrie  und  endlich  die  einfachsten  Sfitze 
aus  der  sphärischen  Trigonometrie  und  der  analytischen  Geometrie  der  Ebene. 

b,  Geschichte,  Mittlere  und  neuere  Geschichte  mit  besonderer  Bertlcksich- 
tigung  der  Schweiz. 

c,  Geographie.    Physikalische  und  politische  Geographie. 

d,  Naturgeschichte.  Kenntnis  der  Haupttypen  des  Tierreichs.  Allgemeine 
Kenntnis  des  Baues  des  menschlichen  Körpers.  Kenntnis  der  Organe  der  hohem 
Pflanzen.    Die  wichtigsten  Pflanzenfamilien  des  natürlichen  Systems. 

Kenntnis  der  wichtigsten  Mineralien. 

«.  Physik.  Kenntnis  der  allgemeinen  Eigenschaften  der  Körper.  Die  Hanpt- 
gesetze  vom  Schall,  Licht,  Wärme,  Elektrizität  und  Magnetismus. 

//.  Zweite  Pröfungsabteilung. 

a.  Sprachen.    1.  Deutsch.     Schriftlich:  ein  deutscher  Aufsatz. 

Mündlich:  Fertigkeit  in  der  mündlichen  Darstellung.  Kenntnis  der  Haupt- 
erscheinungen in  der  Literatur. 

Anmerkung:  für  Italiener,  welchen  gestattet  wird,  sich  in  ihrer  Mutter- 
sprache prüfen  zu  lassen,  werden  gleiche  Anforderungen  im  Italienischen  gestellt. 

2.  Latein:  Schriftlich:  eine  Übersetzung  ins  Lateinische. 

Mündlich:  ungelesene  leichtere  Partien  aus  Livius,  Cicero,  Virgil,  Horaz; 
gelesene  schwerere  Stücke  aus  Horaz,  Plautus,  Tacitus. 

S.  Griechisch:  Schriftlich:  Übersetzung  aus  dem  Griechischen. 

Mündlich:  ungelesenes  aus  Homer  und  Xenophon,  gelesene  Abschnitte 
aus  den  Rednern,  Piato,  den  Tragikern. 

4.  Lebende  Sprachen:  a.  in  der  das  Griechische  vertretenden  modernen 
Sprache.     Schriftlich:  eine  selbständige  Arbeit. 

Mündlich:  Fertigkeit  und  Korrektheit  in  der  Übersetzung  aus  einem  an- 
erkannt guten  Schriftsteller  und  im  mündlichen  Ausdruck. 

Die  Prüfung  ist  in  der  betreifenden  Sprache  abzunehmen. 

b.  Zweite  moderne  Sprache.  Schriftlich:  einige  Fertigkeit  im  schrift^ 
liehen  Ausdrucke. 

Mündlich:  ebenso  in  der  Übersetzung  eines  leichtern  Autors. 

Anhang.    Hebräisch:  mündliche  Übersetzung  aus  dem  Hebräischen. 

b.  Geaohlohte.     Geschichte  des  Altertums. 

c.  Ohemie.  Die  wichtigsten  einfachen  Körper  und  Verbindungen.  Grund- 
gesetze der  unorganischen  Chemie. 

§  6.  a.  Für  die  Übersetzungen  in  das  Lateinische  und  aus  dem  Griechischen, 
sowie  für  die  Aufsätze  und  Übersetzungen  in  den  neuern  Sprachen  ist  der  Ge- 
brauch eines  Wörterbuches  gestattet. 

b.  Bei  der  schriftlichen  sowohl  als  mündlichen  Prüfung  in  den  alten  und 
modernen  Schriftstellern  sind  Ausgaben  ohne  Noten  zu  gebrauchen. 

§  7.  a.  Die  schriftlichen  Prüfungen  finden  vor  den  mündlichen  statt.  Fnr 
den  deutschen  Aufsatz  ist  ein  ganzer,  für  die  übrigen  schriftlichen  Arbeiten  je 
ein  halber  Tag  anberaumt. 

b.  Alle  schriftlichen  Arbeiten  werden  je  nach  Umständen  entweder  in  Klausur 
oder  von  allen  Maturauden  zusammen  in  einem  Zimmer  unter  der  genauesten 
und  ununterbrochenen  Aufeicht  von  Lehrern  angefertigt. 

c.  Die  Benutzung  unerlaubter  Hülfsmittel  in  einem  Fache  hat  die  Nich- 
tigkeit der  ganzen  Prüfung  für  den  Kandidaten  zur  Folge  und  es  kann  der- 
selbe erst  wieder  zur  nächsten  ordentlichen  Prüfung  zugelassen  werden.  Liegt 
bloss  begründeter  Verdacht  eines  Unterschleifes  vor,  so  erhält  der  Kandidat 
eine  neue  Aufgabe  zur  Bearbeitung. 
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d.  Zwischen  der  schriftlichen  und  der  mündlichen  Prüfung  soll  in  der  Regel 
ein  Zwischenraum  von  ungefähr  acht  Tagen  liegen. 

§  8.  a.  Das  ExaminationskoUegium,  welches  die  Prüfungen  leitet  und  über 
ihr  Resultat  entscheidet,  besteht  aus  den  vom  Direktorium  bezeichneten  Mit- 
gliedern des  Erziehungsrates  und  den  betreffenden  Fachlehrern. 

b.  Für  jedes  Fach  wird  neben  dem  Examinator  ein  zweiter  Lehrer  bezeich- 
net,  der  sich  mit  ersterm  über  die  vorzuschlagende  Note  zu  verständigen  hat, 

§  9.  a.  Für  die  schriftlichen  und  mündlichen  Prüfungen  werden  von  den 
betreffenden  Fachlehrern  dem  ExaminationskoUegium  Vorschläge  zu  Themen 
zur  Auswahl  oder  anderweitiger  Antragstellung  eingereicht. 

b.  Die  von  den  Maturanden  angefertigten  Arbeiten  werden  von  den  be- 
treffenden Fachlehrern  mit  den  nötigen  Korrekturen  versehen.  Hierauf  werden 
sie  unter  sämtlichen  Mitgliedern  des  Examinationskollegiums  in  Zirkulation 
gesetzt. 

c.  Vor  Beginn  der  mündlichen  Prüfungen  am  Ende  des  7.  Kursus  versam- 
melt der  Präsident  des  Erziehungsrates  die  ganze  Prüfungsbehörde,  um  auf 
Grund  der  schriftlichen  Arbeiten  über  die  Zulassung  der  Maturanden  zum  münd- 
lichen Examen  zu  entscheiden. 

d.  In  Fällen,  wo  aus  den  schriftlichen  Arbeiten  sich  schon  mit  Gewissheit 
ergibt,  dass  einem  Maturanden,  zumal  im  Deutschen  und  Lateinischen,  auch 
die  nötigsten  Kenntnisse  oder  Fertigkeiten  abgehen,  soll  derselbe  zu  den  münd- 
lichen Prüfungen  nicht  zugelassen  werden. 

§  10.  Unmittelbar  nach  Beendigung  des  mündlichen  Examens  wird  über 
das  Resultat  der  ganzen  Prüfung  diskutirt  und  abgestimmt,  wobei  das  absolute 
Mehr  der  anwesenden  Erziehungsräte  und  Examinatoren  entscheidet. 

§  11.  a.  Hinsichtlich  der  durch  Prüfung  ermittelten  Reife  werden  drei  Grade 
unterschieden  und  die  Zeugnisse  danach  ausgestellt,  nämlich :  Reife  I.  Grades, 
Reife  11.  Grades,  Reife  III.  Grades. 

b,  Fehlen  einem  Maturanden  nur  wenige  Punkte  zur  Erlangung  eines  höhern 
Reifegrades,  so  soll  dies  im  Zeugnis  bemerkt  werden. 

§  12.  Bei  der  Entscheidung  über  das  Vorhandensein  und  den  Grad  der 
Reife  sind  folgende  Gesichtspunkte  im  Auge  zu  behalten: 

a.  Zur  Verhütung  allfälligen  Irrtums  und  zur  Vervollständigung  des  Urteils 
überhaupt,  sollen,  namentlich  in  zweifelhaften  Fällen,  auch  die  Leistungen  der 
Schüler  während  des  letzten  Schuljahres  und  allfällige  Zeugnisse  anderer  Schul- 
anstalten mitberücksichtigt  werden. 

b.  Im  Deutschen,  Latein,  Griechischen  oder  in  der  an  die  Stelle  des  Grie- 
chischen tretenden  neuern  Sprache  und  in  der  Mathematik  wird  in  der  münd- 
lichen und  in  der  schriftlichen  Prüfung  je  eine  Note  erteilt. 

Die  Durchschnittsnote  in  jedem  dieser  benamiten  Fächer  muss  wenigstens  4 
betragen,  soll  das  Zeugnis  der  Reife  überhaupt  erteilt  werden  können. 

Es  werden  sechs  Noten  gegeben :  6  ^^  sehr  gut ;  5  ^^  gut ;  4  =  ziemlich 
gut ;  3  ^=  kaum  genügend ;  2  —  schwach ;  1  -=  sehr  schwach. 

c.  In  der  Mehrheit  der  folgenden  Fächer,  als  in  der  zweiten  modernen 
Sprache,  in  der  hebräischen  Sprache,  in  der  Geographie,  in  der  Geschichte  (und 
zwar  sowohl  der  mittleren  und  neueren  als  der  alten),  in  der  Naturgeschichte, 
in  der  Physik  und  in  der  Chemie  wird  die  Note  4  verlangt. 

d.  Unter  Zugrundlegung  der  in  b  und  c  enthaltenen  Bestimmungen  und 
derjenigen,  dass  in  keinem  der  15  Fächer  die  Befähigungsnot«  weniger  als  B 
betragen  darf,  ist  zur  Erlangung  des  Zeugnisses  der  Reife  folgendes  erforderlich : 

1.  Für  den  I.  Grad  in  8  Fächern  je  die  Note  6,  in  7  Fächern  je  die  Note  5. 

2.  Für  den  11.  Grad  in  8  Fächern  je  die  Note  5,  in  7  Fächern  je  die  Note  4. 

3.  Für  den  III.  Grad  in  den  in  b  genannten  4  Doppelfächern  je  die  Durch- 
schnittsnote 4,  in  der  Mehrheit  der  in  c  angegebenen  Fächer  die  Note  4  und 
in  den  übrigen  8  Fächern  wenigstens  die  Note  8. 


1 


108  Kantonale  Gesetze  nnd  Verordnungen. 

Beigegebenes  Schema  gibt  das  Nähere  an: 

1.  Für  den  I.  Grad  wenigstens  in  8  Fächern  die  Note  6  =  48 

in  7        ^  „        „     5  =  35 

83 

2.  Für  den  II.  Grad  wenigstens  in  8  Fächern  die  Note  5  =  40 

in  7        ,  „        n     4  r^  28 


68 

3.  Für  den  III.  Grad  wenigstens  in  den  in  b  genannten  8  Fächern  die  Ge- 
samtnote     32 

in  4  der  in  c  angegebenen  Fächer 16 

in  3  Fächern  wenigstens  je  die  Note  3  ^—    .    .    .    .      9 

57 

§  13.  Wenn  ein  Examinand  gemäss  den  in  §i2b  und  Ziffer  3  des  Schema 
enthaltenen  Bestimmungen  das  Zeugnis  der  Keife  nicht  erlangt,  so  muss  er  in 
den  Fächern,  in  denen  er  weniger  als  die  Note  4  erhalten  hat,  eine  zweite 
Prüfung  bestehen. 

b.  Hat  er  aber  in  mehr  als  7  Fächern  die  Note  unter  4,  so  hat  er  die  ganze 
Prtifung  neu  durchzumachen. 

§  14.  Teilweise  und  ganze  Nachprüfungen  können  erst  ein  halbes  Jahr 
nach  der  ersten  Prüfung  abgelegt  werden.  Nur  wenn  bloss  ein  einziges  Fach 
in  Frage  kommt,  kann  das  Direktorium  die  Prüfung  noch  vor  Ablauf  dieser 
Frist  ansetzen. 

§  15.    Mehr  als  zwei  Nachprüfungen  sind  nicht  gestattet. 


45. 6.    Arretö  modifiant  les  articies  86,  88,  118,  146  et  187  du  riglement  ginerel 
de  rAcadömie  et  du  Gymnase  cantonal  du  Canton  de  Neuchätel.  (Du  16  ayril  1892.) 

Le  Conseil  d^Etat  de  la  ripublique  et  Canton  de  Neuchätel; 

Vu  un  rapport  du  Conseil  de  l'Acad^mie,  pr6sent6  par  le  recteur  le  13  avrü 
1892,  proposant  la  revision  des  articies  86,  88,  118,  146  et  187  du  reglement 
g^n^ral  pour  le  Gymnase  cantonal  et  rAcad^mie,  comme  suit: 

Art.  86.  Les  ^tudiants  des  Facultes  des  lettres  et  des  sciences  sont  tenus 
de  suivre  au  moins  12  heures  de  legons  par  semaiue. 

Les  6tudiants  des  Facultes  de  droit  et  de  theologie  doivent  suivre  tous  les 
cours  de  l'anuöe  pour  laquelle  ils  sont  inscrits. 

Le  recteur  peut  exceptionnellement,  sur  le  pröavis  du  Conseil  de  la  Facult^ 
intöressöe.  accorder  des  dispenses  quant  au  nombre  d'heures  ou  k  ia  frequen- 
tation  de  certains  cours. 

Art.  88.     Sont  admis  comme  ^tudiants  k  ces  conditions  d'äge: 

1^  Dans  la  Faculte  des  lettres  et  dans  celle  des  sciences :  les  porteurs  d'un 
certificat  de  maturite  du  Gymnase  de  Neuchätel  ou  de  titres  Äquivalents,  les 
porteurs  d'un  brevet  de  capacitö  pour  l'enseignement  primaire  ou  secondaire  et 
ceux  qui,  dans  un  examen  d'admission,  prouvent  qu'ils  possedent  des  connais- 
sances  süffisantes. 

2®  Dans  la  premiere  ann^e  de  la  Faculte  de  th6ologie :  les  porteurs  du  cer- 
tificat de  maturite  du  Gymnase  littöraire  de  Neuchätel  (avec  le  grec)  ou  de 
titres  Äquivalents,  et  ceux  qui,  dans  un  examen  d'admission,  prouvent  qn'ils 
possedent  des  conuaissances  süffisantes. 

3^  Dans  la  premiere  annäe  de  la  Faculte  de  droit:  les  porteurs  du  certi- 
ücat  de  maturite  du  Gymnase  littöraire  de  Neuchätel  ou  de  titres  Äquivalents: 
les  porteurs  du  certificat  de  maturite  du  Gymnase  scientifique  de  Neuchätel  ou 
de  titres  Äquivalents,  k  condition  qu'ils  subissent  en  outre  un  examen  sur  les 
Clements  du  latin  et  de  la  philosophie,  —  et  ceux  qui,  dans  un  examen  d'ad- 
mission, prouvent  qu'ils  possedent  des  conuaissances  süffisantes.  (Voir  Loi.  art.  24.) 
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146  et  187  du  reglement  gen6ral  de  TAcademie  et  dn  Gymnase  cantonal. 

Art.  118.  Les  candidats  sont  dispens^s  des  ^preuves  orales  relatives  aux 
branches  litt^raires,  sauf  rallemand,  s'ils  en  ont  subi  de  süffisantes  au  sortir  de 
rannte  sup6rieure  du  Gymnase  littöraire  ou  scientifiqne. 

Art.  146.  Le  candidat  präsente  une  dissertation  dont  le  sujet  est  laiss6  ä 
son  choix,  sous  röserve  de  Tapprobation  du  pr^sident  de  la  Facultö.  S'il  fait 
imprimer  son  travail,  TAcadömie  en  recevra  cinquante  exemplaires. 

Cette  dissertation,  qui  sera  remise  au  prösident  de  la  Facult6  six  semaines 
avant  d'etre  expos^e  et  discut^e  en  s6ance  publique,  doit  etre  pr6sent6e  par  le 
candidat  dans  le  conrs  du  semestre  qui  pr^c^de  son  examen,  ou  dans  le  dälai 
d'un  an  apr^  qu'il  a  subi  les  ^preuves  öcrites  et  orales  prevues  dans  les  article» 
suivants  (147  k  157). 

La  Facult^  dösig^ne  chaque  fois  un  examinateur  chargö  spöcialement  de  la 
discussion  de  la  th^se. 

Art.  187.  Les  6tudiants  des  Facultas  paient  une  finance  d'immatriculation 
de  fr.  10  lorsqu'ils  sont  admis  d.  l'Acad^mie,  et  une  finance  d'^tudes  de  fr.  80  par 
an.  SHls  s'inscrivent  pour  un  semestre  seulement,  la  finance  d'^tudes  est  de 
fr.  50  pour  le  semestre  d'hiver  et  de  fr.  40  pour  le  semestre  d'6t6. 

Les  auditenrs  des  Facultas  paient  une  finance  d'^tudes  qui  est  calculöe  sur 
le  nombre  d'heures,  ä  raison  de  fr.  5  pour  le  semestre  dhiver  et  de  fr.  4  pour 
le  semestre  d'6te,  pour  une  heure  de  leijon  par  semaine. 

Pour  les  instituteurs  porteurs  d*un  brevet  d61ivr6  par  un  canton  suisse,  la 
finance  d'^tudes  est  r6duite  de  moitiö. 

Pour  les  instituteurs  ötrangers,  eile  est  röduite  d'un  quart. 

Les  6tudiants  r^guliers  d'une  Facult6  peuvent  fr6quenter  gratuitement  les 
cours  des  autres  Facultas. 

Entendu  le  d^partement  de  Tlnstruction  publique ; 

Approuve  la  revision  des  articles  86,  88, 118,  146  et  187  du  rfeglement  g^neral 
pour  le  Gymnase  cantonal  et  l'Acadömie,  teile  qu'elle  lui  est  pr6sent6e,  ces  nou- 
veaux  articles  entrant  en  vigueur  das  ce  jour. 

Neuchätel,  le  16  avril  1892. 

Au  nom  du  Conseil  d'Etat, 

Le  President:  Cornaz. 

Le  Secrötaire:   Jules  Morel. 


Vn.  Hoohsobulen. 


46. 1.  Reglement  fOr  die  Kantonalbibliothek  des  Kantons  ZOrich,  (Vom  10.  November 
1892.) 

/.  Zweck  und  Bestand  der  Bibliothek. 

§  1.  Die  Bibliothek  hat  die  Bestimmung,  in  erster  Linie  die  Lehrer  und 
Schüler  der  verschiedenen  Kantonallehranstalten,  im  weitern  das  wissenschaft- 
liche Publikum  überhaupt  nach  Möglichkeit  mit  literarischen  Hülfsmitteln  zu 
unterstützen.  Sie  wird  entsprechend  den  verschiedenen  Disziplinen  und  ünter- 
richtsstufen  geäufnet,  bildet  aber  ein  wissenschaftlich  geordnetes  Ganzes. 

//.  Vermehrung  der  Bibliothek. 

§  2.  Die  Verteilung  des  vom  Kantonsrat  der  Bibliothek  gewährten  jähr- 
lichen Kredit«  von  Fr.  12,000  geschieht  nach  folgendem  bis  auf  weiteres  gel- 
tenden Plane: 
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Fr.  9500  sind  zum  voraus  für  Btlcberan Schaffungen  zu  verwenden,  und  zwar : 

für  die  theologische  Fakultät Fr.  1000 

„      .,     Staats  wissenschaftliche    Fakultät    (inklusive    die 

Nationalökonomie) „  2000 

„      „     medizinische  Fakultät «  2000 

,,      „    philosophische  Fakultät: 

philosophisch-historische  Sektion .,  1000 

physikalisch-mathematische  Sektion    ....  ..  1500 

..     das  Gymnasium -  500 

j,     die  Industrieschule „  500 

„      „     Tierarzneischule „  500 

,.     das  Lehrerseminar ^  500 

Fr.  9500 

Der  Rest  des  Staatsbeitrages  im  Betrage  von  Fr.  2500  sowie  die  vorschrifts- 
gemäss  der  Kantonalbibliothek  zufliessenden  folgenden  Einnahmen: 

a.  Beiträge    aus    den   für  Erteilung   von    akademischen  Graden    durch   die 
Promotionsordnungen  der  Fakultäten  festgesetzten  Gebühren; 

b.  Gebühren  für  Abgangszeugnisse  (Üniversitätsordnung  [§  55]  und  Beschlu-s:» 
des  Erziehungsrates  vom  7.  Dezember  1870); 

c.  nicht  zur  Verwendung  gekommene  Hauptpreise  des  Preisinstitutes  (Sta- 
tuten des  Preisinstitutes  §  3  und  §  16); 

d.  allfällige  Einnahmen  für  verkaufte  Doubl  etten; 

e.  allfällige  Schenkungen  und  Legate 

sollen  zur  Deckung  der  Kosten  für  Buchbinder-  und  Bnchdruckerarbeiten,  für 
Porti  und  sonstige  Nebenausgaben  und  für  BücheranschaflFungen  nach  Ermessen 
der  Aufsichtskommission  verwendet  werden. 

§  3.  Die  neuen  Bücheranschaffnngen  erfolgen  auf  Grundlage  von  Eingaben 
der  in  §  2  genannten  Kollegien  resp.  Lehrerkonvente,  sowie  eines  Desiderien- 
buches,  das  den  Besuchern  der  Bibliothek  zur  Eintragung  ihrer  Wünsche  auf 
derselben  in  leicht  zugänglicher  Weise  zur  Verfügung  zu  stallen  ist. 

§  4.  Von  den  beschlossenen  Anschaffungen  hat  der  zeitige  Dekan  der 
Fakultät  resp.  Vorstand  des  Konventes  den  Oberbibliothekar  zur  Vollziehung 
in  Kenntnis  zu  setzen.  Der  Oberbibliothekar  kann  jedoch  gegen  beschlossene 
Anschaffungen  Einwendungen  machen,  in  welchem  Falle  die  Aufsichtf^kommission 
entscheidet. 

§  5.  Das  Quästorat  der  Bibliothek  besorgt  der  Kassier  der  Hochschnle. 
der  die  vom  Oberbibliothekar  eingesehenen  Rechnungen  auszahlt. 

///.  Verwaltung  der  Bibliothek. 

g  6.  Der  Erziehungsrat  bestellt  eine  Kommission  von  fiinf  Mitgliedern, 
Avelche  die  Aufsicht  über  die  Verwaltung  der  Bibliothek  führt. 

§  7.  Das  Verwaltnngspersonal  besteht  aus  einem  Oberbibliothekar,  einem 
TJnterbibliothekar  und  einem  Abwart. 

§  8.  Der  Oberbibliothekar  wird  nach  Einholung  eines  Gutachtens  der 
Aufsichtskommission  auf  Vorschlag  des  Erziehungsrates  vom  Regierungsrate 
gewählt. 

§  9.  Der  Oberbibliothekar  wohnt  den  Sitzungen  der  Aufeichtskommission 
mit  beratender  Stimme  bei,  sofern  es  sich  nicht  um  seine  persönlichen  Verhält- 
nisse handelt. 

Er  hat  die  Oberleitung  der'  Bibliothek  zu  führen  und  ist  verpflichtet  an 
den  sechs  Wochentagen  täglich  zwei  Stunden  auf  der  Bibliothek  gegenwärtig 
zu  sein. 

Er  bezeichnet  zu  Anfang  jeden  Semesters  die  zwei  Stunden  seiner  An- 
wesenheit durch  Anschlag  im  Bibliothekslokal. 
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Er  besorgt  ausschliesslich  die  neuen  Anschaffangen  und  hat  darüber  zn 
wachen,  dass  der  Jahreskredit  nicht  überschritten  wird. 

Ihm  liegt  die  Sorge  für  die  Katalogisirnng  der  Bücher  und  überhaupt  die 
Anordnung  alles  desjenigen  ob,  was  die  gehörige  Verwaltung  und  Bedienung 
der  Bibliothek  betrifft. 

Im  weitern  hat  der  Oberbibliothekar  zu  führen :  ein  Verzeichnis  der  Fort- 
setzungen und  neuen  Anschaffungen,  ein  Verzeichnis  der  geschenkten  Bücher 
und  ein  Verzeichnis  der  an  die  Bibliothek  gelangenden  Programme  und  Disser- 
tationen. 

Er  hat  für  die  Versendung  der  Programme  und  Dissertationen  der  Universität 
an  die  wissenschaftlichen  Anstalten  des  In-  und  Auslandes  zu  sorgen,  welche 
mit  der  Universität  in  Tauschverkehr  stehen. 

§  10.  Der  Kassier  der  Hochschule  sendet  bis  Ende  Januar  eine  Kopie  der 
Kassarechnung  nebst  Belegen  dem  Oberbibliothekar  ein.  Diese  sowohl  als  die 
von  dem  Oberbibliothekar  zu  stellende  Rechnung  werden  den  Vertreteni  der 
Kollegien  auf  der  Bibliothek  zur  Einsicht  vorgelegt  und  sodann  der  Aufsichts- 
kommission zu  banden  der  Direktion  des  Erziehungswesens  zur  Prüfung  und 
Genehmigung  übersendet. 

§  11.  Der  Unterbibliothekar  wird  nach  Einholung  eines  Gutachtens  des 
Oberbibliothekars  und  der  Aufsichtskommission  auf  Vorechlag  des  Erziehungs- 
rates vom  Regierungsrat  gewählt. 

§  12.  Der  ünterbibliothekar  ist  verpflichtet,  während  der  Stunden,  in  denen 
die  Bibliothek  geöffnet  ist,  gegenwärtig  zu  sein.  Er  hat  die  verlangten  Bücher 
durch  den  Abwart  holen  zu  lassen,  die  nötige  Auskunft  zu  geben  und  die 
Aufsicht  im  Lesezimmer  zu  führen.  Auch  hat  er  über  die  ausgeliehenen  und 
zurückgestellten  Bücher  Buch  zu  führen. 

Er  führt  nach  Anleitung  des  Oberbibliothekars  die  Katalogisirnng  fort,  und 
besorgt  die  ihm  übertragenen  schriftlichen  Arbeiten. 

§  13.  Der  Abwart  wird  auf  Gutachten  der  Aufsichtskommission  vom 
Erziehungsratc  gewählt. 

§  14.  Der  Abwart  ist  zugleich  Hauswart,  und  hat  auch  das  Heizen  zu 
besorgen.  Er  ist  verpflichtet,  in  einer  der  Bibliothek  benachbarten  Strasse  zu 
wohnen. 

Er  hat  in  allen  Stunden,  in  denen  die  Bibliothek  geöfliiet  ist.  gegenwärtig 
zu  sein,  und  sich  jeweilig  eine  Viertelstunde  vor  Öffnung  derselben  einzufinden. 
Er  hat  die  verlangten  Bücher  herbeizuholen,  und  die  zurückgekommenen  wieder 
an  ihren  Ort  zu  stellen. 

Er  hat  die  Aufträge  in  Bibliothek- Angelegenheiten  zu  besorgen,  und  die 
dabei  nötigen  Gänge  zu  tun. 

Er  sorgt  für  die  Reinigung  der  Bibliothekslokalitäten. 

Morgens  und  abends  hat  der  Abwart  nachzusehen,  ob  im  Bibliothekgebäude, 
namentlich  in  Betreff  der  Feuersgefahr,  alles  in  Ordnung  ist. 

§  15.  Schlüssel  zur  Bibliothek  befinden  sich  in  den  Händen  des  Ober- 
bibliothekars, des  Unterbibliothekars  und  des  Abwartes. 

§  16.  Bei  entstehendem  Feuerlärm  in  der  Stadt  haben  sich  alle  drei 
Bibliothekbeamte  auf  die  Bibliothek  zu  begeben,  um  die  etwa  nötigen  Vorkeh- 
rungen zu  treffen.  Wenigstens  einer  der  Beamten  muss  stets  in  Zürich  oder 
nächster  Umgebung  anwesend  sein. 

Über  die  bei  entstehendem  Feuerlärm  nötigen  Vorkehrungen  erlässt  die 
Bibliothek-Kommission  besondere  Vorschriften. 

I¥.  Benutzung  der  Bibliothek. 

§  17.  Das  Recht  der  Benutzung  der  Bibliothek  haben  nebst  den  Lehrern 
und  Schülern  der  Kantonallebranstalten,  der  parallelen  Anstalten  in  Winterthur 
und  des  eidgenössischen  Polytechnikums  auch  die  Staatsbeamten,  die  Volks- 
schullehrer und  die  Geistlichen. 
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Schüler  unter  16  Jahren  bedürfen  für  den  Bezug  von  Büchern  spezieller 
Anweisungen  von  seite  ihrer  Lehrer. 

§  18.  Andere  Freunde  der  Wissenschaft  können  nach  erfolgter  Anmeldung 
beim  Oberbibliothekar  die  Bibliothek  im  Lesezimmer  benutzen  und  gegen  Hinter- 
legung einer  Personalkaution  Bücher  nach  Hause  nehmen. 

§  19.  Studirende  und  Schüler  haben  eine  von  ihrem  Vorstande  ausgestellte 
Legitimationskarte  zur  Benutzung  der  Bibliothek  bei  dem  Bibliothekariate  nieder- 
zulegen, die  bei  ihrem  Abgange  zurückzuverlangen  und  dem  betreiFenden  Vor- 
stand zurückzustellen  ist.  Kein  Studirender  und  kein  Schüler  erhält  ein  Ab- 
gangszeugnis, der  nicht  vom  Bibliothekariate  die  Bescheinigung  beigebracht 
hat,  dass  die  Bibliothek  keine  Forderung  an  ihn  zu  stellen  hat. 

§  20.  Das  Lesezimmer  ist  au  den  Wochentagen  im  Sommer  täglich  von 
8—12  Uhr  und  1—6  Uhr,  im  Winter  täglich  von  8—12  Uhr  und  1—4  Uhr 
geöffnet. 

Ausgabe  von  Büchern  findet  täglich  von  10 — 12  und  1 — 3  Uhr  st«tt  An 
Sonn-  und  Festtagen  bleibt  die  Bibliothek  geschlossen. 

§  21.  Mit  Licht  dürfen  die  Bücherräume  unter  keinen  Umständen  betreten 
werden. 

§  22.  Sämtliche  neuen  Anschaffungen  reap.  Geschenke  sollen,  ehe  sie  der 
Bibliothek  einverleibt  und  ausgeliehen  werden,  vier  Wochen  lang  auf  dem  Lese- 
zimmer zur  Einsicht  aufliegen. 

§  23.  Für  jedes  einzelne  Werk  wird  vom  Empfänger  ein  Schein  ausgestellt. 
Diese  Scheine  werden  nach  dem  Alphabete  der  Aussteller  aufbewahrt  und  die 
ausgeliehenen  Bücher  nach  dem  Stichworte  in  ein  eigenes  Buch  eingetragen. 

§  24.  An  die  Studirenden  der  Hochschule  werden  in  der  Regel  nicht  mehr 
als  sechs,  an  die  Schüler  nicht  mehr  als  vier  Bände  gleichzeitig  ausgeliehen. 
Die  Lesezeit  beträgt  im  allgemeinen  vier  Wochen ;  Verlängerung  derselben  bis 
auf  sechs  Monate  ist  zulässig,  sofern  nicht  neue  Begehren  entgegen  stehen. 

§  25.  Besondere  kostbare  Werke,  als  Handschriften,  Kupferwerke  u.  dgl. 
werden  nur  mit  besonderer  Genehmigung  des  Oberbibliothekars  ausgeliehen. 
Gar  nicht  ausgeliehen  werden  besondere  Seltenheiten  und  die  im  Lesezimmer 
zum  Nachschlagen  aufgestellten  Hülfsschiiften. 

§  26.  Nach  andern  Kantonen  oder  nach  dem  Auslande  werden  Bücher  und 
Handschriften  nur  auf  entsprechende  Garantie  staatlicher  Behörden  oder  öffent- 
licher wissenschaftlicher  Anstalten  ausgeliehen. 

§  27.  Wird  ein  ausgeliehenes  Buch  von  einem  andern  Berechtigten  ver- 
langt, so  muss  es  der  Inhaber  vier  Wochen  nach  Empfang  desselben  znrfick- 
liefern.  Reklamirte  Bücher,  die  nicht  rechtzeitig  eingehen,  werden  auf  Kosten 
des  säumigen  Inhabers  abgeholt. 

§  28.  Für  Verlust  oder  Beschädigung  ausgeliehener  Bücher  hat  der  Be- 
treffende Ersatz  zu  leisten. 

§  29.  Bei  Versendung  von  Büchern  trägt  der  Empfänger  die  Kosten  für 
Verpackung  und  Porto. 

§  30.  Der  Eintritt  in  die  Bibliothek  selbst  ist  nur  mit  Bewilligung  des 
Oberbibliothekars  gestattet. 

§  31.  Die  Revision  der  Bibliothek  findet  halbjährlich  in  den  Universitäts- 
ferien durch  die  Beamten  der  Bibliothek  statt.  Sie  ist  so  anzuordnen,  dass  die 
Benutzung  der  Bibliothek  niemals  unterbrochen  wird. 

§  32.  Gegenwärtiges  Reglement  tritt  mit  Ausnahme  von  §  6,  der  erst  mit 
Beginn  der  nächsten  Amtsdauer  der  Behörden  rechtskräftig  wird,  sofort  in  Kraft, 
und  es  wird  dasjenige  vom  5.  Herbstmonat  1874  aufgehoben. 

Zürich,  den  5.  November  1892. 

Namens  des  Erziehnngarates, 

Der  Direktor  des  Erziehungswesens:  Dr.  J.  Stössel. 

Der  Sekretär:  Dr.  A.  Hub  er. 
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Hochschnle. 

Der  Eegierongsrat  hat  vorstehendem  Reglement  die  Genehmigung  erteilt. 

Zürich,  den  10.  November  1892. 

Namens  des  Regiemngsrates, 

Der  Präsident:  Grob. 

Der  Staatsschreiber:  Stüssi. 


47. 2.    Reglement  betreffend  die  Pedellenverhältnisse,  an  der  Hochschule  des  Kan- 
tons Zarich.    (Vom  17.  Dezember  1892.) 

/.  Pflichten. 

§  1.  Dem  Pedell  der  Hochschule  liegt  ausser  den  ihm  durch  die  §§  76—88 
der  üniversitätsordnung  vom  7.  März  1885  überbnudenen  Verpflichtungen  die 
Besorgung  und  Überwachung  des  Hochschulgebäudes  und  seiner  Umgebungen, 
sowie  die  Besorgung  des  häuslichen  Dienstes  in  demselben  ob. 

Bezüglich  der  Verrichtungen  des  Pedells  bei  öffentlichen  Universitätsakten, 
Senats-  und  Fakultätssitzungen,  Zitationen  und  Immatrikulationen,  sowie  bezüg- 
lich der  Anschläge  an  den  schwarzen  Brettern  hat  der  Pedell  sich  insbesondere 
an  die  Weisungen  des  Kektors  zu  halten. 

§  2.  Er  steht  samt  seinen  Hausgenossen  unter  der  Aufsicht  des  Rektors 
der  Hochschule  und  unter  der  Oberaufsicht  des  Direktors  des  Erziehungswesens, 
und  er  hat  sich  für  alle  Angelegenheiten,  welche  das  Gebäude  und  seine  Um- 
gebungen betreffen,  zunächst  an  den  Rektor  der  Hochschule  zu  wenden. 

§  3.  Den  bezeichneten  Vorgesetzten  hat  der  Pedell  in  allem,  was  seine 
Verpflichtungen  im  allgemeinen  und  den  Hauswartdienst  im  besondern  betrifft, 
wilÜg  und  pünktlich  Folge  zu  leisten.  Die  nachfolgende  Aufzählung  seiner 
wichtigsten  und  gewöhnlichsten  Geschäfte  ist  nicht  als  erschöpfend  anzusehen 
und  kann  daher  nicht  die  Meinung  haben,  dass  der  Pedell  zu  andern  Geschäften 
nicht  verpflichtet  sei. 

§  4.  Dem  Pedell  liegt  die  Besorgung  der  Universitätskanzlei  nach 
Anweisung  der  Rektors  ob,  und  es  kommen  dabei  insbesondere  in  Betracht :  die 
Führung  sämtlicher  akademischen  Register :  über  die  Dozenten  und  die  übrigen 
Angestellten  der  Unterrichtsanstalten,  über  die  Immatrikulationen,  die  einge- 
legten Ausweisschriften,  die  Promotionen  und  Exmatrikulationen,  sowie  über 
die  Wohnungen  der  Studirenden,  die  Besorgung  der  Matrikeln,  Legitimations- 
karten, Bibliothekkarten,  Abgangszeugnisse,  die  Anlegung  und  Korrektur  der 
gedruckten  Vorlesungs-  und  Personalverzeichnisse,  die  Verteilung  der  Vorlesun- 
gen auf  die  verschiedenen  Auditorien,  die  Besorgung  der  Einladungskarten  für 
Sitzungen,  der  Mahnungs-  und  Zitationsschreiben,  ferner  ganz  besonders  unter 
Leitung  des  Rektors  die  Führung  der  kleinem  Korrespondenz  der  Universität, 
die  Verwaltung  des  Archivs  der  Universität,  insbesondere  auch  die  Registratur 
über  die  Rektoratsakten  und  die  geordnete  Verwahrung  und  Austeilung  der 
mannigfachen  die  Universität  betreffenden  Verordnungen  etc. 

§  5.  In  seiner  Eigenschaft  als  Hauswart  sind  dem  Pedell  die  sämtlichen 
Schlüssel  des  Hochschulgebäudes,  soweit  dessen  Lokalitäten  der  Universität  an- 
gewiesen sind,  anvertraut.  Er  hat  dieselben  sorgfältig  und  gut  geordnet  und 
jeden  mit  seiner  Bestimmung  bezeichnet,  aufzubewahren  und  dafür  zu  sorgen, 
dass  dieselben  nicht  Unberechtigten  in  die  Hände  kommen.  Er  hat  ferner  das 
Öffnen  und  Schliessen  sowohl  des  ganzen  Hauses  als  auch  der  einzelnen  Zimmer 
zu  besorgen  und  sich  hiebei  genau  nach  den  diesfäiligen  Vorschriften  des  Rek- 
tors zu  richten.  Alle  Türen  sind  in  Schloss  und  Angel  gehörig  mit  Ol  zu 
unterhalten. 

§  6.  Dem  Pedell  liegt  die  Ausübung  der  Hauspolizei  ob.  Er  soll  dafür 
sorgen,  dass  keine  Störungen  des  Unterrichts  eintreten  und  namentlich  Bettler 
u.  dgl.  sofort  aus  dem  Hause  und  der  Umgebung  wegweisen.   Er  ist  dafür  ver- 
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antwortlich,  dass  in  und  bei  dem  Gebäude  überall  der  städtischen  Polizeiordnnng, 
namentlich  auch  in  feuerpolizeilicher  Hinsicht,  nachgelebt  werde.  Bezüglich 
seiner  Mitwirkung  bei  der  Überwachung  der  Studirenden  hat  er  sich  an  die 
diesfälligen  Weisungen  des  Rektors  zu  halten. 

§  7.  Der  Pedell  hat  darauf  zu  achten,  dass  der  bauliche  Zustand  des  Hansei) 
und  namentlich  auch  das  Mobiliar  nicht  mutwillig  beschädigt  werde  und  über- 
haupt zu  sorgen,  dass  dem  Staate  keine  unnötigen  Ausgaben  erwachsen.  Er 
hat  zu  diesem  Behufe  von  seinen  allfälligen  Wahrnehmungen  sofort  den  Rektor 
in  Kenntnis  zu  setzen  und  dessen  Weisung  zu  gewärtigen. 

§  8.  Dem  Pedell  liegt  ob,  sämtliche  Räume  des  Hochschulgebäudes  imd 
seine  Umgebung  in  guter  Ordnung  zu  erhalten  und  zu  diesem  Zwecke  die  er- 
forderlichen Reinigungen,  das  Waschen  und  Putzen  der  Fenster  und  Vorfenster 
inbegriffen,  zu  besorgen  oder  in  seinen  Kosten  besorgen  zu  lassen. 

Die  regelmässige  Reinigung  besteht  hauptsächlich  in  folgendem: 
Sämtliche  Lehrzimmer  sind  wöchentlich  wenigstens  ein  Mal,  die  stärker  ge- 
brauchten wöchentlich  wenigstens  zwei  Mal,  die  Hausgänge  und  Vorhallen,  die 
Zimmer  des  Senates,  der  Fakultäten,  der  Dozenten  und  des  Rektors  nach  Be- 
dürfnis und  Anordnung  des  Rektors,  die  Treppen  täglich,  die  Umgebungen  des 
Hauses  mit  Inbegriff  der  Vortreppen  und  Zugänge  so  oft  nötig  zu  kehren.  Bei 
der  Haus-  und  Zimmerreinigung  ist  darauf  zu  sehen,  dass  Schmutzflecken  am 
Holzwerk,  Angeschriebenes  etc.  möglichst  wieder  beseitigt  werden.  Wo  anzu- 
nehmen ist,  dass  dergleichen  Verunreinigung  mutwillig  verursacht  worden  sei, 
ist  davon  dem  Rektor  vor  der  Beseitigung  Kenntnis  zu  geben.  Um  dergleichen 
Schädigungen  rechtzeitig  zu  entdecken,  hat  der  Pedell  täglich,  mittags  und 
abends,  alle  benutzten  Lehrzimmer  zu  durchgehen  und  mit  Rücksicht  auf  etwa 
vorgekommene  Ungehörigkeiten  zu  inspiziren.  Mit  diesen  Umgängen  ist  zugleich 
die  gehörige  Durchlüftung  der  Zimmer  zu  besorgen.  Ferner  sind  an  jedem 
Abend  oder  frühen  Morgen  in  allen  Lehrzimmern  die  Tische  und  Bänke  abzn- 
stauben,  die  Wandtafeln  zu  reinigen,  die  Kreidevorräte  zu  ergänzen,  die  Tafel- 
schwämme auszuwaschen  oder  zu  nässen.  Die  Abtritte  sind  täglich  zu  durch- 
gehen und  von  allfälligen  Unsauberkeiten  zu  reinigen  und  wöchentlich  abia- 
waschen.  Alle  Geschäfte  dieser  regelmässigen  Reinigung  sind  auf  kollegienfreie 
Stunden  zu  verlegen. 

§  9.  Die  grossen  Hauptreinigungeu  finden  immer  in  den  Ferien  statt J 
jedenfalls  ist  je  in  den  Frühlings-  und  Herbstferien  je  eine  Hauptreinignng  vor- 
zunehmen, bei  welcher  die  Gänge,  die  Treppen  und  wo  es  nötig  ist,  auch  die 
Zimmer  aufzuwaschen,  alle  Wandschränke  zu  reinigen  und  sämtliche  Fenster 
zu  putzen  sind.  (Das  Wichsen  der  harthölzernen  Pärquetböden  lässt  die  Direk- 
tion der  öffentlichen  Arbeiten  besorgen.)  Zur  Winterszeit  hat  der  Pedell  dafijr 
besorgt  zu  sein,  dass  bei  Schneefall  von  dem  Hau.seingang  über  die  Treppen  bis 
auf  die  Strasse,  sowie  auf  den  übrigen  Zugängen  früh  morgens  nnd  allfallig 
auch  im  Laufe  des  Tages  Bahn  gemacht  und  im  Hofe  der  Schnee  möglichst 
bald  beseitigt  wird. 

§  10.  Alle  vorgenannten,  sowie  die  durch  kleinere  Baureparaturen  veranlassten 
Reinigungen  hat  der  Pedell  auf  seine  Kosten  auszuführen  oder  ausführen  zn 
lassen  und  ebenso  fällt  die  Anschaffung  und  Unterhaltung  alles  dazu  erforder- 
lichen Werkzeuges  oder  Materials  ihm  zu,  und  es  ist  derselbe  nicht  berechtigt, 
für  irgendwelche  diesfälligen  Anschaffungen  oder  für  sogenannte  Extrareinignn- 
gen  infolge  von  Weissen,  Malen.  Hafner-  und  Kaminfeger-  oder  anderen  Arbeiten 
Extravergütnngen  zu  beanspruchen.  Dagegen  werden  demselben  die  Auslagen 
für  Reinigungen  vergütet,  die  nach  grossem  Baureparaturen  notwendig  werden. 
Das  Ein-  und  Aushängen  der  Vorfenster  wird  durch  den  von  der  Direktion  der 
öffentlichen  Arbeiten  hiefttr  bestellten  Glaser  besorgt;  es  ist  jedoch  das  Waschen 
und  Putzen  der  Fenster,  sowie  das  Herbei-  und  Hinwegtragen  derselben  Sache 
des  Pedells. 

§  11.  Die  Dienst-  oder  Arbeitsleute,  deren  der  Pedell  ausser  seinen  An- 
gehörigen bedarf,  hat  er  auf  seine  Kosten  anzustellen.  Solche  Personen  müssen 
jedoch  entlassen  werden,   sofern  der  Rektor  dieses  verlangt.    Für  die  gehörige 
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Besorgung  der  denselben  übertragenen  Arbeiten  bleibt  der  Pedell  selbst  ver- 
antwortlich. 

§  12.  Der  Pedell  hat  darüber  zu  wachen,  dass  überall  vorsichtig  mit  Feuer 
und  Licht  umgegangen  werde  und  in  dieser  Beziehung  auch  auf  das  Verhalten 
der  allföUig  in  den  Hochschulräumen  sich  aufhaltenden  Personen  zu  achten,  auf 
dieselben  bezügliche  Erinnerungen  dem  Rektor  mitzuteilen,  der  das  weitere  ver- 
fügen wird.  Bei  Feuerausbruch  in  der  Stadt  hat  der  Pedell  im  Hochschulgebäude 
zu  verbleiben ;  ist  das  Feuer  in  der  Nähe,  so  hat  er  die  Lehrzimmer  zu  öffnen, 
aber  die  Haupttüren  geschlossen  zu  halten  und  sich  im  übrigen  nach  den  An- 
ordnungen derer  zu  richten,  die  in  solchen  Fällen  zu  kommandiren  haben.  Sollte 
im  Gebäude  ein  Brand  entstehen  oder  auszubrechen  drohen,  so  hat  er  selbst 
das  Möglichste  zu  tun,  um  das  Feuer  zu  dämpfen. 

Der  Pedell  soll  sich,  namentlich  zur  Unterrichtszeit,  so  wenig  als  möglich 
vom  Hause  entfernen,  und  wenn  er  notwendige  Gänge  zu  machen  hat,  sobald 
als  möglich  wieder  zurückkehren. 

§  13.  Dem  Pedell  liegt  femer  die  regelmässige  und  gewissenhafte  Besor- 
gung der  Beleuchtungsinstallationen  in  und  vor  dem  Gebäude  ob,  wobei  er  sich 
bezüglich  der  Zeit  des  Beginns  der  Beleuchtung  nach  den  dieställigen  Weisun- 
gen des  Rektors  zu  richten  hat.  In  Bezug  hierauf  wird  ihm  möglichste  Sorg- 
falt im  allgemeinen  und  zur  Verhütung  von  Gefahr  im  besondem  und  namentlich 
auch  das  rechtzeitige  Auslöschen  der  nicht  mehr  benutzten  Flammen  zur  Pflicht 
gemacht. 

Im  weitem  liegt  ihm  das  regelmässige  Aufziehen  der  Universitätsuhr  ob; 
die  weitere  Besorgung  derselben  ist  Sache  des  hiefür  bestellten  Uhrmachers. 

§  14.  Sollte  der  Pedell  durch  Krankheit  oder  andere  Umstände  für  mehrere 
Tage  an  der  Verrichtung  seiner  Dienste  gehindert  sein,  so  hat  er  für  die  erfor- 
derliche Stellvertretung,  soweit  sie  nicht  durch  den  Gehülfen  geleistet  werden 
kann,  auf  seine  Kosten  zu  sorgen  und  hievon  dem  Rektor  Anzeige  zu  machen. 

§  15.  Die  vom  Pedell  zu  beziehenden,  dem  Staate  zufallenden  Gebühren 
sind  je  am  Ende  eines  Monats  an  die  Kasse  der  Hochschule  abzuliefern. 

Die  Ablieferungsverzeichnisse  haben  der  Kasse  als  Einnahmenbelege  zu 
dienen  und  sind  mit  dem  Visum  des  Rektorats  zu  versehen. 

§  16.  Der  Pedellgehülfe  hat  nach  näherer  Anweisung  des  Rektors  dem 
Pedell  in  seinen  Verrichtungen  Beihülfe  zu  leisten.  Insbesondere  liegen  ihm 
ob  die  Gänge  für  Ausführang  amtlicher  Aufträge  der  vorgesetzten  Behörden, 
namentlich  des  Rektors,  der  Dekane  und  Aktuare,  sowie  der  Mitteilungen 
der  Professoren  an  den  Rektor  und  die  Dekane,  sofern  nicht  ein  ausdrück- 
lich auf  persönliche  Bestellung  durch  den  Pedell  lautender  Auftrag  des  Rektors 
vorliegt. 

§  17.  Er  ist  verpflichtet,  dabei  die  grösste  Verschwiegenheit  und  Pünkt- 
lichkeit zu  beobachten  und  hat  namentlich  darauf  zu  sehen,  dass  Zirkulare, 
welche  ihm  verschlossen  übergeben  werden,  auch  verschlossen  von  einem  Pro- 
fessor zum  andern  gelangen  und  in  keine  andern  Hände  kommen,  als  für  welche 
sie  bestimmt  sind,  wobei  er  beim  Herumtragen  die  vorgeschriebene  Reihenfolge 
beobachten  soll. 

§  18.  Jeden  Vormittag  hat  er  sich  in  der  Erziehungskanzlei  zur  Entgegen- 
nahme allfälliger  die  Hochschule  betrefl'enden  Aufträge  einzufinden. 

§  19.  Soweit  er  sich  hiefür  eignet,  kann  er  auch  aushülfs weise  von  dem 
Rektor  für  Skripturen  verwendet  werden. 

§  20.    Er  findet  sich  täglich  zwei  Mal  zur  angesetzten  Zeit  beim  Rektor  ein. 

§  21.    Die  Bestimmung  des  §  2  findet  auch  auf  den  GehiQfen  Anwendung. 

§  22.  Sofern  ein  Gehülfe  nicht  angestellt  ist.  so  fallen  die  demselben  zu- 
kommenden Verrichtungen  unter  die  Verpflichtungen  des  Pedells. 
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//.  Kompetßnzen. 

§  23.  Der  Pedell  erhält,  abgesehen  von  den  durch  gesetzliche  Bestimmun- 
gen ihm  zugewiesenen  Gebühren,  eine  jährliche  Besoldung  von  Fr.  2000 — 2400. 
nebst  freier  Wohnung,  Heizung  und  Beleuchtung. 

Die  Dienstwohnung  des  Pedells  im  Hochschulgebäude  besteht  aus  Tier  Zim- 
mern nebst  Dependenzen,  zur  Benutzung  für  sich  und  seine  Familie. 

§  24.  Ohne  besondere  Bewilligung  des  Erziehungsdirektors  ist  ihm  des 
Bestimmtesten  untersagt,  Kostgänger  oder  Pensionäre  zu  halten,  oder  Verwandte, 
die  nicht  seiner  eigenen  Familie  angehören  —  abgesehen  von  vorübergehenden 
Besuchen  —  in  seiner  Wohnung  auSsunehmen  und  es  ist  ihm  verboten,  irgend 
jemand  die  Benutzung  von  andern  Räumlichkeiten  im  Hochschulgebäude  oder 
auf  den  Vorplätzen,  gleichviel  ob  unentgeltlich  oder  gegen  Bezahlung  und 
gleichviel  zu  welchen  Zwecken,  zu  gestatten. 

Zürich,  den  17.  Dezember  1892. 

Der  Direktor  des  Erziehungswesens:  Dr.  J.  S  tos  sei. 

Der  Sekretär:   Dr.  A.  Hub  er. 

Vom  Regierungsrate  genehmigt. 

Zürich,  den  21.  Januar  1893. 

Der  Staatsschreiber:  StüssL 


48. 3.    Promotionsordnung  der  I.  Sektion  der  philosophischen  Fakultät  der  Hoch- 
schule ZOrich.    (Vom  10.  November  1892.) 

§  1.  Gemäss  §  139  des  Gesetzes  über  das  gesamte  Unterrichtswesen  des 
Kautons  Zürich  vom  23.  Christmonat  1859  steht  jeder  der  beiden  Sektionen 
der  philosophischen  Fakultät  das  Recht  zu,  die  Würde  eines  Doktors  der  Philo- 
sophie zu  erteilen. 

§  2.    Die  I.  Sektion  der  philosophischen  Fakultät  erteilt  die  Doktorwürde : 

1.  Infolge   einer   bei    ihr   eingereichten    Bewerbung   auf  Grundlage   einer 
Dissertation  und  einer  Prüfung; 

2.  ohne  vorangegangene  Bewerbung  von  sich  aus   und  unentgeltlich  auf 
Grund  anerkannter  Verdienste  um  die  Wissenschaft  (Ehrenpromotion). 

/.  Promotion  infolge  eingereichter  Bewerbung. 

§  3.  Die  Bewerbung  geschieht  bei  dem  Dekan  der  Sektion  durch  ein 
schriftliches  Ansuchen,  in  welchem  der  Bewerber  sein  Haupt-  und  zwei  Neben- 
fächer zu  bezeichnen  hat;  von  diesen  muss  das  eine  aus  den  Disziplinen  der 
„Philosophie  und  Pädagogik"  überschrieben en  Abteilung  des  Lektionskatalogs 
genommen  sein,  für  das  zweite  steht  dem  Kandidaten  die  Wahl  aus  allen  in 
der  ersten  Sektion  der  philosophischen  Fakultät  vertretenen  Disziplinen  frei 
nnd  im  Falle,  dass  das  Hauptfach  der  ersten  Abteilung  entnommen  ist,  auch 
für  das  andere  Nebenfach.    Der  Bewerbung  sind  beizulegen: 

1.  ein  kurzer  Abriss  seines  Bildungs-  und  Studienganges  (curriculum  vitse); 

2.  genügende  Zeugnisse  darüber,  dass  er  ein  Triennium  des  akademischen 
Kurses  zurückgelegt  hat; 

3.  ein  genügendes  Sittenzeugnis ; 

4.  eine  Dissertation  in  Manuskript,  deren  Gegenstand  dem  vom  Kandidaten 
vorgeschlagenen  Hauptfach  entnommen  sein  muss. 

In  besonderen  Fällen  kann  das  sub  2  bemerkte  Erfordernis  durch  Sektions- 
beschluss  erlassen  werden. 

In  Ausnahmefällen,  welche  jedoch  einem  Spezialbeschluss  der  Sektion  unter- 
liegen, kann,  an  Stelle  der  unter  4  geforderten  Dissertation  in  Manuskript, 
eine  Druckschrift  angenommen  werden. 
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§  4.  Der  Dekan  übermittelt  diese  Eingabe  zur  Prüfung  und  Begutachtung 
einem  oder  wenn  möglich  zwei  Referenten  aus  der  Zahl  derjenigen  Professoren, 
in  deren  Fach  der  Gegenstand  der  Dissertation  fallt.  Im  Falle  des  Bedürf- 
nisses ist  er  befugt  f  einen  Privatdozenten  oder  ein  Mitglied  einer  andern 
Fakultät  um  Übernahme  eines  Referates  zu  ersuchen. 

Die  Referenten  stellen  die  Akten,  begleitet  von  ihren  motivirten  schrift- 
lichen Gutachten  und  einem  darauf  begründeten  Antrag,  dem  Dekan  zu  banden 
der  Sektion  zurück. 

§  5.  Ist  der  Antrag  auf  Zulassung  von  seite  der  (des)  Referenten  erfolgt, 
so  gilt  dieselbe  als  beschlossen,  und  der  Dekan  trifft  die  erforderlichen  Ein- 
leitungen zur  Prüfung,  indem  er  zu  gleicher  Zeit  die  Akten  in  Zirkulation 
setzt.  Sind  dagegen  die  Referenten  geteilter  Meinung  oder  wünschen  sie  selbst 
einen  Entscheid  der  Sektion,  so  bestimmt  die  letztere  über  die  Zulassung  zur 
Prüfung. 

Im  Falle  der  Nichtzulassung  steht  dem  Bewerber  nach  Verfluss  von  sechs 
Monaten  das  Recht  zu  neuer  Bewerbung  zu,  vorbehalten  die  Bestimmung  von 
§  17. 

§  6.  Die  Prüfung  wird  schriftlich  und  mündlich  vorgenommen ;  die  schrift- 
liche geht  stets  voran. 

§  7.    Die  schriftliche  Prüfung  besteht: 

l.in  der  Bearbeitung  einer  Aufgabe,  welche  der  Kandidat  innerhalb  dreier 
Tage  zu  Hause,  unter  freier  Benutzung  der  wissenschaftlichen  Hülfs- 
mittel,  zu  lösen  hat; 

2.  in  einer  Klausurarbeit,  die  in  einem  halben  Tage  anzufertigen  ist. 

Die  Angaben  für  die  schriftliche  Prüfung  und  die  Sprache,  in  der  sie  zu 
bearbeiten  sind,  werden  von  dei^enigen  Professoren  bestimmt,  welchen  dekret- 
gemäss  die  Lehrstellen  der  vom  Examinanden  bezeichneten  Fächer  (§  3)  über- 
tragen sind. 

In  der  Regel  soll  die  Hausarbeit  einem  der  Nebenfächer,  die  Klausurarbeit 
dem  Hauptfach  entnommen  sein. 

§  8.  Die  schriftlichen  Arbeiten  werden  von  den  Professoren,  welche  das 
Thema  derselben  stellten,  schriftlich  zensirt,  samt  der  Beurteilung  dem  Dekan 
eingehändigt  und  von  diesem  bei  der  Sektion  in  Umlauf  gesetzt. 

§  9.  Die  mündliche  Prüfung  besteht  in  einem  CoUoquium  vor  versammelter 
Sektion,  welches  sich  auf  alle  drei  von  dem  Kandidaten  gewählten  Fächer  bezieht. 

§  10.  Der  Dekan  bestimmt  den  Termin  der  mündlichen  Prüfung  und  setzt 
die  Mitglieder  der  Sektion  durch  besondere  Einladung  von  demselben  in  Kenntnis. 

§  11.  Die  Examinatoren  werden  vom  Dekan  nach  vorhergehender  Be- 
sprechung mit  den  Vertretern  der  betreifenden  Fächer  bestimmt.  Der  Dekan 
ist  befugt,  nötigenfalls  Mitglieder  einer  andern  Fakultät  als  Examinatoren  zu- 
zuziehen. 

§  12.  Nach  Beendigung  der  auf  nicht  länger  als  2^2  Stunden  auszu- 
dehnenden Prüfung  nimmt  die  Sektion  die  Beratung  und  Abstimmung  über  die 
Befähigung  der  Kandidaten  vor. 

§  13.  Denjenigen  Bewerbern,  welche  die  hier  bestehende  Diplomprüfung 
für  Kandidaten  des  höhern  Lehramtes  in  den  philologisch-historischen  Fächern 
mit  Erfolg  bestanden  haben,  wird  die  schriftliche  Prüfung  ganz  erlassen,  die 
mündliche  auf  die  Dauer  von  1^/2  Stunden  beschränkt.  Modifikationen  in  dieser 
teilweisen  Erlassung,  oder  Ausdehnung  derselben  auf  solche  Kandidaten,  die 
für  das  zürcherische  Diplom  ein  Äquivalent  zu  bieten  im  stände  sind,  unter- 
liegen, als  AnsnahmefäUe,  einem  Spezialbeschluss  der  Fakultät,  zu  welchem 
zwei  Drittel  der  anwesenden  Sektionsmitglieder  ihre  Zustimmung  geben  müssen. 

§  14.  Der  Dekan  macht  dem  Kandidaten  das  Resultat  der  Abstimmung 
mündlich  bekannt. 
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§  15.  Die  Zensurausdrticke  für  die  Prüfnng  sind:  1.  summa  cnm  laude, 
2.  magna  cum  laude,  3.  cum  laude,  4.  rite. 

Ausserdem  wird  auf  Grundlage  eines  Antrages  der  (des)  Eeferenten  ein 
Urteil  über  die  Dissertation  in  bestimmte  Ausdrücke  formulirt. 

§  16.  Weist  die  Sektion  den  Kandidaten  infolge  des  Ausganges  der 
mündlichen  Prüfung  ab,  so  kann  sie  ihm  hiebei  eine  Frist  setzen,  die  nicht 
weniger  als  drei  und  nicht  mehr  als  sechs  Monate  betragen  darf,  nach  deren 
Ablauf  er  sich  von  neuem  zur  mündlichen  Prüfung  melden  kann.  Auch  ist  der 
Dekan  verpflichtet,  dem  Kandidaten  die  einzelnen  Gebiete  zu  bezeichnen,  in 
welchen  dieser  nach  dem  Urteile  der  Sektion  nicht  die  nötige  Beföhignng  be- 
wiesen hat. 

§  17.  Nach  zweimaliger  Abweisung  eines  Kandidaten  in  der  Prüfung 
wird  keine  weitere  Meldung  desselben  mehr  angenommen. 

§  18.  Nach  bestandener  Prüfung  hat  der  Doktorand  175  Exemplare  seiner 
Dissertation,  auf  deren  Titel  Ort  der  Promotion  und  Name  der  (des)  die  Arbeit 
begutachtenden  und  den  Verfasser  zur  Promotion  empfehlenden  Referenten  an- 
gegeben und  welcher  das  curriculum  vitre  beigedruckt  sein  muss,  an  den 
Pedellen  abzuliefern.  Vor  dem  definitiven  Druck  ist  dem  Dekan  ein  Probe- 
abdruck des  Titelblattes  und  des  curriculum  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

§  19.  Von  den  eingereichten  Exemplaren  werden  dem  Dekan  zwei  und 
jedem  Mitglied  der  Sektdon,  sowie  jedem  Mitgliede  des  Erziehungsrates  je  ein 
Exemplar  eingehändigt.  Ein  Exemplar  kommt  in  das  Archiv  der  Sektion,  eines 
in  dasjenige  des  Senates.   Der  Rest  wird  an  die  Kantonalbibliothek  abgeliefert. 

Ein  Titelblatt  der  Abhandlung  kommt  an  das  schwarze  Brett. 

§  20.  Sobahl  die  Exemplare  vollzählig  abgeliefert  sind,  erfolgt  durch  den 
Dekan  die  Bekanntmachung  der  Promotion  im  Amtsblatte ;  sie  wird  datirt  vom 
Tage  der  Ablieferung  der  Pflichtexemplare. 

§  21.  Das  von  den  (dem)  Referenten  festzustellende  Diplom  soll  die  Zensor- 
ausdrücke  über  die  Prüfung  und  das  Urteil  der  Sektion  über  die  Dissertation 
(§  15)  enthalten. 

§  22.  Das  Diplom  erhält  das  Datum  der  Ablieferung  der  Pflichtexemplare, 
wird  einerseits  vom  Rektor,  anderseits  von  dem  Dekan  und  dem  Aktuar  der 
Sektion  unterzeichnet,  mit  dem  Siegel  der  Hochschule  und  dengenigen  der 
philosophischen  Fakultät  versehen  und  dem  kreirten  Doktor  zugestellt. 

§  23.  Von  dem  Diplom  werden  50  Separatabdrücke  angefertigt;  von  den- 
selben erhält  der  Doktorand  20  Exemplare,  jedes  Mitglied  der  Sektion  eines^ 
je  eines  kommt  in  das  Archiv  der  Sektion,  in  dasjenige  des  Senates  und  an 
das  schwarze  Brett. 

§  24.    Die  Gebühren  für  die  Promotion  betragen  im  ganzen  Fr.  310. 

a.  Für  die  Prtifung  der  Dissertation  und  der  schriftlichen  Arbeiten  werden 
Fr.  80  entrichtet,  welche  der  Examinand  zugleich  mit  der  Einreichung 
der  in  §  3  bezeichneten  Aktenstücke  dem  Pedellen  zu  banden  des  Dekans 
einzuhändigen  hat.  Diese  Summe  bleibt  verfallen,  auch  wenn  der  Be- 
werber wegen  mangelhafter  Dissertation  nicht  zu  den  weiteren  Prüfungen 
zugelassen  werden  sollte.  Im  Falle  der  Bewerber  sich  später  wieder 
meldet,  gilt  diese  Gebühr  als  bezahlt. 

b.  Für  die  mündliche  Prüfung  und  die  Promotion  werden  Fr.  230  entrichtet, 
welche  der  Examinand  dem  Pedellen  zu  banden  des  Dekans  spätestens 
drei  Tage  nach  Empfang  der  Einladung  zur  mündlichen  Prüfnng  einzn- 
händigen  hat.  Davon  bleiben  Fr.  120  verfallen,  auch  wenn  nach  statt- 
gehabter Prüfung  eine  Abweisung  des  Bewerbers  erfolgen  sollte ;  dagegen 
ist  eine  erneuerte  mündliche  Prüfung  unentgeltlich. 

§  25.    Die  Gebühren  verteilen  sich  in  folgender  Weise: 

a,  von  den  für  die  Prüfung  der  Dissertation  und  der  schriftlichen  Arbeiten 
eingegangenen  Fr.  80  erhalten  die  Referenten  (resp.  der  Referent),  welche 
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die  schriftlichen  Arheiten  (resp.  die  schriftliche  Arheit)  stellten  und  be- 
urteilten (§§  7  und  8)  Fr.  20  zu  gleichen  Teilen.  Die  übrigen  Fr.  60 
kommen  den  (dem)  Referenten  über  die  Dissertation  zu; 

h.  von  den  för  die  mündliche  Prüfung  und  die  Promotion  zu  entrichtenden 
Fr.  230  erhalten: 

1.  die  Mitglieder  der  Sektion  als  Präsenzgeld     .      Fr.  120 

2.  der  Rektor „30 

3.  der  Sekretär  der  Hochschule «15 

4.  der  Pedell „20 

5.  die  Kantonalbibliothek ,.      35 

6.  die  Sektionskasse       10 

Summa  "~Fr.  230 

Bei  Abweisung  des  Bewerbers  nach  der  mündlichen  Prüfung  fallen  die 
vier  letzteren  Beiträge  dahin. 

Die  Präsenzgelder  werden  unter  die  anwesenden  Mitglieder  der  Sektion 
so  verteilt,  dass  der  Dekan  und  die  Examinatoren  je  zwei  Teile,  die  übrigen 
Mitglieder  je  einen  Teil  erhalten. 

//.  Promotion  ohne  yorangegangene  Bewerbung. 
(Ehrenpromotion.) 

§  26.  Der  Antrag  zu  einer  Ehrenpromotion  muss  von  einem  Mitgliede  der 
Sektion  schriftlich  bei  dem  Dekan  gemacht  und  begründet  werden. 

§  27.  Der  Dekan  setzt  die  Mitglieder  der  Sektion  von  dem  Antrage  in 
Kenntnis  und  bestimmt  den  Termin  für  die  entscheidende  Versammlung  der 
Sektion. 

§  28.  Zur  Fassung  eines  gültigen  Beschlusses  ist  die  Anwesenheit  von 
mindestens  drei  Vierteilen  der  Sektionsmitglieder  erforderlich.  Die  schliessliche 
Entscheidung  über  den  Antrag  findet  durch  geheime  Abstimmung  statt.  Erklärt 
sich  dabei  mehr  als  eine  Stimme  gegen  die  Promotion,  so  wird  dieselbe  nicht 
vollzogen. 

§  29.  Mit  Bezug  auf  die  Bekanntmachung  der  Promotion  und  auf  das 
Diplom  finden  die  Bestimmungen  von  §§  20—23  Anwendung.  Die  Kosten  des 
Diploms  trägt  die  Staatskasse. 

§  30.  Gegenwärtige  Promotionsordnung  tritt  auf  Ostern  1893  in  Kraft 
und  es  wird  dadurch  diejenige  vom  31.  Mai  1890  aufgehoben. 

Zürich,  den  5.  November  1892. 

Namens  des  Erziehungsrates. 
Der  Direktor  des  Erziehungswesens:  Dr.  J.  Stössel. 
Der  Sekretär:  Dr.  A.  Hub  er. 

Vorstehende  vom  Erziehungsrat  auf  Antrag  der  philosophischen  Fakultät, 
I.  Sektion,  der  Hochschule  vorgelegte  Promotionsordnung  wird  vom  Regierungs- 
rate genehmigt. 

Zürich,  den  10.  November  1892. 

Vor  dem  Regierungsrate, 

Der  Staatsschreiber:  Stüssi. 


49. 4.    Promotionsordnung  der  II.  Sektion  der  philosophischen  Fakultät  der  Hoch- 
schule Zürich.    (Vom  10.  November  1892.) 

§  1.     Gemäss  §  138  des  Gesetzes  über  das  gesamte  Unterrichts wesen  des 
Kantons  Zürich  vom  23.  Dezember  1859  steht  jeder  der  beiden  Sektionen  der 
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philosophischen  Fakultät,  das  Hecht  zu,  die  Würde  eines  Doktors  der  Philosophie 
zn  erteilen. 

§  2.    Die  II.  Sektion  der  philosophischen  Fakultät  erteilt  die  Doktorwürde : 

1. infolge  einer  hei  ihr  eingereichten  Bewerbung; 

2.  ohne  vorangegangene  Bewerbung,  von  sich  aus,  auf  Grund  anerkannter 
Verdienste  um  die  Wissenschaft. 

/.  Promotion  infolge  eingereichter  Bewerbung. 

§  3.  Die  Bewerbung  um  die  Promotion  geschieht  bei  dem  Dekan  der  Sektion 
durch  ein  schriftliches  Ansuchen,  welchem  der  Bewerber  beizulegen  hat: 

1.  einen  Abriss  seines  Bildungs-  und  Studienganges  (curriculnm  vitse) ; 

2.  genügende  amtliche  Zeugnisse  über  die  im  curriculnm  vitee  angegebenen 
Studien  und  genügende  Ausweise  über  die  Entstehung  seiner  Dissertation : 

3.  eine  von  ihm  verfasste  Abhandlung,  welche  in  der  Regel  gedruckt  ein- 
zureichen ist,  und  aus  welcher  die  Befähigung  des  Verfassers  zu  selb- 
ständiger wissenschaftlicher  Forschung  hervorgeht. 

Der  Bewerber  hat  in  seinem  Ansuchen  sein  Hauptfach  (siehe  §  10)  zn  be- 
zeichnen. 

§  L  Der  Dekan  übermittelt  die  Eingaben  an  eine  Kommission  von  zwei 
Fachmännern,  von  denen  wenigstens  einer  der  Sektion  als  stimmföhiges  Mit- 
glied angehören  muss.  —  Die  Kommission  ist  befugt,  von  dem  Bewerber  die 
zur  Kontrolle  der  in  der  Abhandlung  angeführten  Untersuchungen  dienenden 
Belege  einzufordern. 

Die  Kommission  stellt  dann  die  Akten,  begleitet  von  einem  schriftUcheu 
Gutachten  über  Inhalt  und  Form  der  wissenschaftlichen  Abhandlung  und  von 
ihren  Anträgen  über  Zulassung  zu  der  Prüfung,  über  den  Umfang  derselben  nnd 
über  allfällige  Vereinfachung  (siehe  §  6)  dem  Dekane  wieder  zu. 

§  5.  Die  Prüfung  ist  zweifach,  eine  schriftliche  oder  praktische  und  eine 
mündliche. 

§  6.  Gänzlicher  oder  teilweiser  Erlass  der  (schriftlichen  und  mündlichen) 
Prüfung  kann  nur  gestattet  werden: 

1.  demjenigen  Kandidaten,  welche  die  Diplomprüfung  für  das  höhere  Lehr- 
amt an  der  II.  Sektion  mit  Erfolg  bestanden  haben ; 

2.  den  diplomirten  Schülern  des  eidg.  Polytechnikums,  ferner  den  Medizinern 
und  Pharmazeuten,  welche  das  eidgenössische  Staatsexamen  bestanden 
haben,  falls  in  ihrem  Examen  in  allen  denjenigen  Fächern  examinirt 
wurde,  in  denen  der  Kandidat  beim  Doktorexamen  geprüft  werden  müsste, 
und  für  welche  er  Studienausweise  beizubringen  hätte.  Eventuell  dürfte 
der  Erlass  der  Prüfung  sich  nicht  auf  diejenigen  Fächer  erstrecken,  «lie 
in  der  Diplomprüfung,  bezw.  im  Staatsexamen  nicht  fignrirten; 

3.  solchen  Kandidaten,  die  durch  ihre  Stellung  als  Lehrer  an  Mittelschulen 
und  Hochschulen  und  durch  anerkannte  wissenschaftliche  Leistungen  oder 
auch  durch  letztere  allein  eine  Bevorzugung  verdienen.  In  diesem  Falle 
kann  jedoch  die  Promotion  nur  dann  vollzogen  werden,  wenn  sich  nicht 
mehr  als  eine  Stimme  dagegen  erklärt. 

§  7.  Der  Dekan  setzt  die  sämtlichen  Akten  in  Zirkulation  und  trifft.,  insofern 
keine  Einwendung  gegen  die  gestellten  Anträge  der  Kommission  erfolgt,  die 
denselben  entsprechenden  Anordnungen.  Erfolgt  eine  Einwendung,  so  entscheidet 
die  Sektion  durch  einfaches  Stimmenmehr  über  diese  Anträge.  " 

§  8.  Die  Aufgabe  für  die  schriftliche  Prüfung  mrd  von  der  Kommission 
festgestellt,  welche  das  Gutachten  abgab,  und  unter  der  Aufsicht  eines  Mit- 
gliedes derselben  beantwortet. 

§  9.  Die  schriftliche  oder  praktische  Arbeit  wird  von  den  Mitgliedern  der 
Kommission  schriftlich  zensirt  und  das  Gutachten  darüber  dem  Dekan  zugestellt. 
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§  10.  Zur  mündlichen  Prüfang  werden  die  sämtlichen  Mitglieder  der  Sek- 
tion durch  den  Dekan  eingeladen  und  dieselbe  wird  in  dem  Umfange  Torgenom- 
inen,  welcher  von  der  Kommission  (§  4)  festgestellt  wurde. 

Hiebe!  gelten  folgende  Bestimmungen :  die  Prüfung  erstreckt  sich  auf  das 
Hauptfach  und  drei  Nebenfächer,  von  denen  zwei  in  nachstehender  Übersicht 
angegebene  obligatorisch  sind,  während  die  Wahl  des  dritten  dem  Kandidaten 
freigestellt  wird.  Ausserdem  werden  akademische  Studienausweise  in  nach- 
bezeichneten Fächern  verlangt: 


Hauptfach : 

Mathematik 

Astronomie 

Physik  (inkl.  Mechanik) 

Chemie 


Geologie 
Palseontologie 


Geographie 


Obligatorische  Nebenfacher : 

Physik  und  Astronomie 
Mathematik  und  Physik 
Mathematik  u.  Astronomie 
Experimentalphysik    und 
Mineralogie 

Palaeontologieund  Minera- 
logie 

Geologie  u.  Zoologie  (inkl. 
vergleich.  Anatomie) 

Geologie  und  Physik 


Studienanswelse : 

Chemie 

Chemie 

Chemie 

Mathematik  oder  Geologie, 
oder  Botanik,  oder  Zoo- 
logie 

Physik,  Chemie,  Zoologie, 
Botanik  und  Geographie 

Mineralogie  und  Botanik 


Mineralogie 
Botanik 


Astronomie  oder  Botanik, 

oder  Zoologie 
Physik  und  Mathematik 
Geologie  und  Physik 


Zoologie 
Vergleich.  Anatomie 


Physiologie  und  Geologie 
Botanik,  Embryologie  und 
Physiologie. 


Chemie  und  Geologie 
Zoologie  (inkl.  vergleich. 

Anatomie)  und  Chemie 
Botanik  u.  vergl.  Anatomie 
Anatomie  des  Menschen  u. 

Zoologie 

Das  Freifach  kann  aus  allen  hier  angeführten  Fächern,  ausserdem  noch  aus 
allen  Examenfächem  der  medizinischen  Fakultät  und  der  I.  Sektion  der  philo- 
sophischen Fakultät  gewählt  werden. 

Die  II.  Sektion  der  philosophischen  Fakultät  behält  sich  vor,  in  besondem 
Fällen  eine  andere  Gruppirung  der  Nebenfächer  vorzunehmen. 

§  11.  Nach  Schluss  der  Prüfung  und  nach  Anhörung  des  Berichtes  der 
Examinatoren  nimmt  die  Sektion  die  endgültige  Abstimmung  über  die  Promotion 
des  Bewerbers  vor.  Die  Abstimmung  geschieht  durch  Stimmzettel,  und  es  er- 
folgt die  Promotion,  wenn  wenigstens  zwei  Drittel  der  stimm^higen  Mitglieder 
der  Sektion  sich  für  dieselbe  entscheiden. 

§  12.  Bei  der  Abstimmung  in  der  Sitzung  (§  11)  müssen  zwei  Drittel  der 
Sektionsmitglieder  anwesend  sein.  Das  Kesultat  der  Abstimmung  wird  durch 
den  Dekan  dem  Kandidaten  schriftlich  mitgeteilt. 

§  13.  Weist  die  Sektion  den  Kandidaten  infolge  des  Ausganges  der  Prü- 
fung ab,  so  kann  sie  ihm  hierbei  eine  Frist  ansetzen,  nach  deren  Ablauf  er  sich 
von  neuem  zur  Priifung  melden  kann. 

§  14.  Nach  zweimaliger  Abweisung  des  Kandidaten  wird  keine  weitere 
Meldung  mehr  angenommen. 

§  15.  Die  Promotion  wird  erst  veröffentlicht  und  das  Diplom  erst  aus- 
gefertigt, nachdem  der  Kandidat  die  in  der  Kegel  erforderlichen  140  Exemplare 
der  gedruckten  Abhandlung  als  Inauguraldissertation  dem  Dekan  eingehändigt  hat. 

Von  den  übergebenen  Exemplaren  erhält  in  der  Hegel  der  Dekan  und  jedes 
Mitglied  der  Sektion  je  zwei  Exemplare,  der  Bektor  und  die  Mitglieder  des 
Erziehungsrates  je  ein  Exemplar;  ein  Exemplar  fällt  dem  Archiv  der  Sektion, 
eines  dem  Archiv  des  Senates  und  eines  der  Universitätsbibliothek  zu,  die  übrigen 
bleiben  namentlich  zum  Austausche  mit  andern  Universitäten  zur  Disposition 
der  Fakultät  und  der  Kantonalbibliothek. 

Die  Dissertation  ist  auf  dem  Titel  als  solche  zu  bezeichnen,  die  zur  Erlan- 
gung der  philosophischen   Doktorwürde  an  der  Universität  Zürich  eingereicht 
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wurde.  Desgleichen  sind  auf  dem  Titelblatt  die  Namen  der  die  Arbeit  begut- 
achtenden und  den  Verfasser  zur  Doktorpromotion  empfehlenden  Heferenten  zu 
nennen. 

§  16.  Von  jeder  vollzogenen  Promotion  hat  der  Dekan  im  Amtsblatt  An- 
zeige zu  machen. 

§  17.  Nach  Erfüllung  aller  reglementarischen  Bestimmungen  durch  den 
Doktoranden  verfasst  der  Dekan  das  Diplom  gemäss  dem  Beschlüsse  der  Sektion 
und  lässt  davon  25  Exemplare  drucken.  Ein  Exemplar  (das  Originaldiplom) 
wird  einerseits  vom  Rektor,  anderseits  vom  Dekan  unterzeichnet,  mit  dem  Siegel 
der  Hochschule  und  demjenigen  der  Fakultät  versehen  und  dem  kreirten  Dokt4)r 
zugestellt.  Von  den  übrigen  Abdrücken  erhält  jedes  Mitglied  der  Sektion  ein 
Exemplar,  eines  kommt  in  das  Archiv  der  Sektion,  eines  in  dasjenige  des  Senates, 
eines  ans  schwarze  Brett. 

§  18.  Die  Gebühren  für  die  Promotion  mit  Einschluss  für  die  Präfangen 
betragen  Fr.  380,  welche  Summe  von  dem  Bewerber  dem  Dekan  einzuhändigen 
ist,  sobald  derselbe  ihm  den  Termin  zur  Prüfung  mitgeteilt  hat. 

Für  Kandidaten,  welchen  die  Prüfung  gänzlich  erlassen  wurde,  werden  die 
Promotionsgebühren  auf  Fr.  230  reduzirt. 

§  19.  Hat  der  Bewerber  die  schriftliche  oder  praktische  Prüfung  nicht 
bestanden,  so  erhält  derselbe  Fr.  300  zurück,  wogegen  Fr.  80  verfallen ;  dagegen 
ist  die  erneuerte  schriftliche  oder  praktische  Prüfung  unentgeltlicL 

§  20.  Hat  der  Bewerber  die  schriftliche  oder  praktische  Prüfung  bestanden, 
dagegen  nach  dieser  nicht  die  mündliche,  so  erhält  derselbe  Fr.  220  zurück  und 
es  sind  Fr.  160  verfallen;  dagegen  ist  die  erneuerte  mündliche  Prüfung  unent- 
geltlich. 

§  21.  Von  der  Summe  der  Promo tionsgebtthren  im  Betrage  von  Fr.  380, 
bezw.  Fr.  230  erhalten  nach  erfolgter  Promotion : 

die  Kantonalbibliothek Fr.   35 

der  Rektor „30 

der  Universitätssekretär ?,     15 

der  Pedell ,,15 

die  Sektionskasse „      5 

Fr.  lOÖT 

die  übrigen  Fr.  280,  bezw.  Fr.  130  werden  so  verteilt,  dass  die  Examinatoren 
und  der  Dekan  je  zwei  Teile  und  jedes  bei  der  entscheidenden  Sitzung  an- 
wesende Mitglied  der  Sektion  je  einen  Teil  erhalten. 

Verfällt  die  Gebühr  von  Fr.  80  für  die  schriftliche  oder  praktische  Prüfung, 
80  erhält  davon  jedes  Mitglied  der  Kommission  und  der  Dekan  je  einen  Teil. 

Verfilllt  die  Gebühr  von  Fr.  80  für  die  mündliche  Prüfung,  so  erhalten  die 
Examinatoren  und  der  Dekan  je  zwei  Teile,  die  übrigen  bei  der  Prüfung  an- 
wesenden Mitglieder  je  einen  Teil. 

§  22.  Der  Doktorand  hat  die  Druckkosten  seiner  Abhandlung  und  des 
Diploms  zu  bestreiten,  und  es  können  auf  dessen  Wunsch  ausser  den  reglemen- 
tarisch vorgeschriebenen  25  Exemplaren  eine  beliebige  Anzahl  Abdrücke  des 
letztern  auf  seine  Kosten  angefertigt  werden.  Die  Diplomkosten  sind  bei  Em- 
pfang des  Diploms  zu  entrichten. 

//.  Promotion  ohne  vorangegangene  Bewerbung. 
(Ehrenpromotion.) 

S  23.  Der  Sektion  steht  die  Befugnis  zu  (§  2,  ZifF.  2),  einem  Manne  von 
anerkannten  Verdiensten  um  die  Wissenschaft  die  Doktorwürde  ehrenhalber  ohne 
vorangegangene  Bewerbung  unentgeltlich  zu  erteilen. 

§  24.  Der  Antrag  zu  einer  solchen  Ehrenpromotion  muss  von  einem  Mit- 
gliede  der  Sektion  schriftlich  bei  dem  Dekane  gestellt  und  begründet  werden. 
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§  25.  Der  Dekan  setzt  die  Mitglieder  der  Sektion  von  dem  Antrage  in 
Kenntnis  und  ladet  dieselben  zu  einer  Sitzung  ein,  in  welcher  darüber  ent- 
scliieden  werden  soll.  Für  diese  Sitzung  .ist  die  Anwesenheit  von  mindestens 
drei  Vierteln  der  Sektionsmitglieder  erforderlich.  Die  Entscheidung  über  den 
Antrag  findet  durch  geheime  Abstimmung  statt.  Erklärt  sich  hierbei  mehr  als 
eine  Stimme  gegen  die  Promotion,  so  wird  diese  nicht  vollzogen. 

§  26.  Über  die  Abfassung  des  Diploms  entscheidet  die  Sektion  und  die 
Bekanntmachung  erfolgt  im  Amtsblatt.  Die  Kosten  des  Diploms  trägt  die 
Staatskasse. 

§  27.  Es  bleibt  den  Kandidaten  während  der  Dauer  eines  Jahres  vom  Zeit- 
punkt der  Inkraftsetzung  der  vorliegenden  Promotionsordnung  an  freigestellt, 
sich  dieser  oder  der  alten  Promotionsordnung  zu  unterziehen. 

§  28.  Durch  gegenwärtige  Promotionsordnung  wird  diejenige  vom  10.  April 
1886  aufgehoben. 

Zürich,  den  5.  November  1892. 

Namens  des  Erziehungsrates, 

Der  Direktor  des  Erziehungswesens:  Dr.  J.  Stössel. 

Der  Sekretär:  Dr.  A.  Hub  er. 

Der  Regierungsrat  hat  der  vorstehenden  Promotionsordnung  der  II.  Sektion 
der  philosophischen  Fakultät  der  Hochschule  die  Genehmigung  erteilt. 

Zürich,  den  10.  November  1892. 

Vor  dem  Regierungsrate, 

Der  Staatsschreiber:  Stüssi. 


50.5.    Studienplan  fflr  die   Bernische  Hochschule  und  Tierarzneischule.    (Vom 

22.  Juli  1892.) 

Promulgation. 

Die  Erziehungsdirektion  des  Kantons  Bern, 

in  Vollziehung  der  Art.  25  und  53  des  Gesetzes  über  die  Hochschule  vom 
14.  März  1834, 

auf  den  Antrag  des  akademischen  Senats, 

beschliesst : 

1.  Die  hienach  folgenden  Studienpläne  sind  mit  Anfang  des  Wintersemesters 
1892/93  jedem  Studirenden  und  inskünftig  jedem  Neueintretenden  zuzustellen. 

2.  Die  Studienpläne  sind  für  die  Studirenden  nicht  verbindlich,  sondern 
haben  nur  die  Bedeutung  eines  Rates  über  Einrichtung  der  Studien.  Der  Rektor 
und  die  Lehrer  der  Hochschule  werden  die  Befolgung  derselben  in  geeigneter 
Weise  empfehlen. 

3.  Senat  und  Fakultäten  werden  bei  der  jeweiligen  Feststellung  des  Lektions- 
verzeichnisses dafür  sorgen,  dass  die  Reihenfolge  der  Vorlesungen,  wie  sie  in 
den  Studienplänen  vorgesehen  ist,  eingehalten  werden  kann. 

Bern,  den  22.  Juli  1892. 

Der  Direktor  der  Erziehung:  Dr.  Gobat. 

/.  Studienplan  der  evangelisch-theologischen  Fakultät. 

Der  nachfolgende  Studienplan  richtet  sich  nach  der  bestehenden  Prüfungs- 
ordnung vom  18.  März  1876  und  setzt  voraus,  dass  das  erste  Examen  nach 
dem  fünften,  das  zweite  nach  dem  achten  Semester  bestanden  werden  kann. 
Eine  Abänderung  der  Prüfungsordnung  würde  natürlich  auch  eine  entsprechende 
des  Studienplanes  nach  sich  ziehen.  Übrigens  hält  die  Fakultät  eine  längere 
Studienzeit  für  wünschenswert,  das  Pensum  der  einzelnen  Semester  kann  als- 
dann angemessen  erleichtert  werden. 
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Der  Studienplan  bietet  das  ideale  Schema  eines  normalen  Studienganges. 
Es  ist  jedoch  nicht  möglich,  dass  die  darin  genannten  Vorlesungen  immer  in 
der  Reihenfolge  und  so  häufig  gehalten  werden,  dass  sie  jeder  Student  genau 
nach  dem  Studienplan  hören  kann.  Im  allgemeinen  soll  der  Studienplan  An- 
leitung geben,  das  Hören  der  Vorlesungen  so  einzurichten,  dass  der  Fortschritt 
vom  Leichteren  zum  Schwereren  und  bei  historischen  Fächern  die  Zeitfolge 
beachtet  wird. 

Es  sind  im  folgenden  nur  diejenigen  Vorlesungen  aufgeführt,  deren  Besuch 
die  Fakultät  fUr  notwendig  hält ;  daneben  werden  im  Lektionskatalog  jeweilen 
noch  andere  dargeboten,  deren  Besuch  als  wtlnschenswert  erachtet  wird,  wie 
z.  B.  exegetische  Vorlesungen  tlber  die  andern  alt-  und  neutestamentlichen 
Schriften,  deren  Besuch  wo  möglich  während  der  ganzen  Studienzeit  nicht  aus- 
gesetzt werden  sollte;  femer  biblische  Hermeneutik,  hebräische  Archäologie, 
schweizerische  und  bernische  Reformations-  und  Kirchengeschichte,  einzelne 
Gegenstände  der  biblischen  Theologie,  der  Dogmatik  und  Dogmengeschichte, 
sowie  der  Einleitungs Wissenschaften,  Missionsgeschichte,  Hymnologie,  Religions- 
philosophie u.  s.  w. 

Endlich  sollen  die  Studirenden  die  an  den  andern  Fakultäten  dargebotene 
Gelegenheit  zum  Erwerb  einer  umfassenden  allgemeinen  Bildung  fleissig  be- 
nützen. Vorlesungen  über  Kirchenrecht  an  der  juristischen  und  Über  philosopMsche 
Disziplinen  an  der  philosophischen  Fakultät  werden  dem  Theologen  direkt  Ton 
Nutzen  sein. 

Zu  Ratschlägen  über  die  spezielle  Einrichtung  des  Studienganges  und  des 
Privatstudiums  sind  die  Mitglieder  der  Fakultät  jederzeit  bereit. 

Stndienplan. 

I.  Semester.  Logik  und  Psychologie  (in  der  philosophischen  Fakultät).  — 
Geschichte  der  alten  Philosophie  (in  der  philosophischen  Fakultät).  —  Theo- 
logische Encyklopädie  und  Methodologie.  —  Genesis,  oder  ein  anderes  histo- 
risches Buch  des  alten  Testaments.  —  Ein  synoptisches  Evangelium,  Apostel- 
geschichte, oder  ein  leichterer  Brief.  —  Alt-  und  neutestamentliche  Interpretir- 
übungen.  —  Ältere  Kirchengeschichte.  —  Kirchengeschichtliche  Übungen. 

II.  Semester.  Geschichte  der  mittleren  und  neueren  Philosophie  (in  der 
philosophischen  Fakultät).  —  Psalmen.  —  Ein  synoptisches  Evangelium,  Apostel- 
geschichte, oder  ein  leichterer  Brief.  —  Alttestamentliche  exegetische  Übun- 
gen. —  Neutestamentliche  exegetische  Übungen  im  Seminar.  —  Mittlere  Kirchen- 
geschichte. —  Dogmengeschichte  I.  — -  Kirchengeschichtliche  Übungen. 

ni.  Semester.  Einleitung  in  das  alte  Testament  I.  —  Jesaja  I.  — 
Evangelium  Johannes,  Römer-  oder  Galaterbrief.  —  Neutestamentliche  Zeit- 
geschichte. -7  Alttestamentliche  exegetische  Übungen.  —  Neutestamentliche 
exegetische  Übungen  im  Seminar.  —  Reformationsgeschichte.  —  Dogmen- 
geschichte II.  —  Patristische  Übungen. 

IV.  Semester.  Einleitung  in  das  alte  Testament  II.  —  Jesaja  II.  — 
Einleitung  in  das  neue  Testament  I.  —  Evangelium  Johannes,  Römer-  oder 
Galaterbrief.  —  Neuere  Kirchengeschichte.  —  Dogmengeschicht«  lEL  —  Neu- 
testamentliche exegetische  Übungen  im  Seminar.  —  Patristische  Übungen. 

V.  Semester.  Hiob.  —  Geschichte  Israels.  —  Einleitung  in  das  neue 
Testament  II.  —  Synoptiker  oder  Leben  Jesu.  —  Geschichte  der  neueren  Theo- 
logie. —  Repetitoria. 

VI.  Semester.  Allgemeine  Religionsgeschichte  I.  —  Alttestamentliche 
Theologie.  —  Symbolik.  —  Dogmatik  I.  —  Liturgik.  —  Pädagogik  I  (in  der 
philosophischen  Fakultät).  —  Exegetisch-praktische  Übungen.  —  Homiletische 
und  katechetische  Übungen. 

VII.  Semester.  Allgemeine  Religionsgeschichte  IL  —  Neutestamentliche 
Theologie.  —  Dogmatik  II.  —  Dogmatische  Übungen.  —  Homiletik.  —  Homi- 
letische und  katechetische  Übungen.  —  Ethik  I.  —  Pädagogik  II  (in  der  philo- 
.^ophischen  Fakultät). 
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Vlll.  Semester.  Ethik  11.  —  Pastoraltheologie.  ;—  Katechetik.  —  Dog- 
matische Ühnngen.  —  Homiletische  and  katechetische  Übungen. 

//.   Studienplan  der  katholisch-theologischen  Fakultät. 

I.  Exegese.  Es  werden  alle  drei  Jahre  wenigstens  einmal  u.  a.  folgende 
Kollegien  gelesen: 

Einleitung  in  das  Alte  Testament  —  Einleitung  in  das  Neue  Testament  — 
Ein  synoptisches  Evangelium  —  Das  Johannesevangelium  —  Der  Römerhrief  — 
Die  Pastoralbriefe  —  Synoptische  Darstellung  der  Leidensgeschichte  Jesu  — 
Ausgewählte  Abschnitte  des  Pentateuchs  —  Einer  der  grossen  Propheten  —  Die 
Psalmen  —  Die  messianischen  Weissagungen  des  Alten  Testamentes. 

Leitende  Bemerkungen: 

1.  Dem  Studium  der  biblischen  Einleitungs Wissenschaften  sind  tunlichst  die 
ersten  Semester  zu  widmen. 

2.  Während  seiner  Studienzeit  soll  jeder  Studirende  wenigstens  sechs  neu- 
testamentliche  und  vier  alttestamentliche  Kollegien  hören. 

3.  Die  rege  Beteiligung  an  den  Interpretinibungen  wird  angelegentlich 
empfohlen.  In  den  letzten  Semestern  sollte  sich  jeder  Student  der  Theo- 
logie in  der  schriftlichen  Abfassung  exegetischer  Arbeiten  üben. 

n.  A,  Kirchen geschichte,  und  zwar  in  folgenden  fünf  Abteilungen:  alt- 
christliche Zeit,  Mittelalter,  Keformationszeitalter,  Zeitraum  von  1648  bis  1789, 
neueste  Kirchengeschichte. 

Überdies  werden  Vorlesungen  über  einzelne  bedeutsame  kirchenhistorische 
Vorgänge  gehalten.  Bepetitorien  finden  statt  in  allen  Semestern,  ebenso  Übungen 
zum  Zweck  der  Einführung  in  die  Quellenkunde  und  Übungen  in  der  selbst- 
ständigen Bearbeitung  kirchenhistorischer  Stoffe. 

B.  Kirchenrecht  und  Kirchenstaatsrecht  in  drei  Abteilungen :  Kirchenrecht ; 
über  das  Verhältnis  zwischen  Staat  und  Kirche ;  eidgenössisches  und  kantonales 
Staatsrecht  in  Kirchensachen.  Femer:  Geschichte  der  Beziehungen  zwischen 
Staat  und  Kirche  in  der  Schweiz;  Lektüre  besonders  wichtiger  kirchenrecht- 
licher Dokumente. 

ni.  Systematische  Theologie.  A.  Das  Gesamtgebiet  der  Dogmatik  wird  mit 
Einschluss  von  Apologetik  und  Dogmengeschichte  in  fünf  oder  sechs  Abteilun- 
gen behandelt. 

B.  Theologische  Ethik  (in  zwei  oder  drei  Abteilungen). 

Ausserdem  wird  unter  anderm  „Encyklopädie  und  Methodologie  als  Ein- 
leitung in  das  theologische  Studium",  desgleichen  Geschichte  der  Theologie 
vorgetragen. 

Anleitung  zum  Studium  der  patristischen  und  der  späteren  kirchlichen 
Literatur,  freie  Bepetitorien,  Konversatorien  in  jedem  Semester. 

rV.  Praktische  Theologie.  Es  werden  die  einschlägigen  Disziplinen,  ins- 
besondere Katechetik,  Homiletik,  Liturgik  in  regelmässiger  Wiederkehr  ver- 
treten.   Homiletische  und  katechetische  Übungen. 

Schlussbemerkungen. 

Die  sich  darbietenden  Gelegenheiten  zur  Ergänziing  der  unerlässlichen  Vor- 
bildung und  zur  Weiterbildung  in  allgemein  wissenschaftlicher  Hinsicht  sollen 
die  Studirenden  fleissig  benützen.  Rat  zu  erteilen  sind  die  Lehrer  der  Fakultät 
stets  gern  bereit. 

Dieser  Plan  gilt  für  die  Studirenden  der  deutschen  und  der  französischen 
Zunge. 

///.   Studienplan  der  juristischen  Fakultät. 

I.  Semester.  Encyklopädie  des  Rechts.  —  Römische  Rechtsgeschichte.  — 
Institutionen  des  römischen  Rechts.  —  Theoretische  Nationalökonomie  (Grund- 
begriffe). —  Logik.  —  Psychologie. 


^ 


126  Kantonale  Gesetze  und  Verordnungen. 


n.  Semester.  Pandekten,  1.  Teil  (Allgemeiner  Teil,  Sachen-  nnd  Obli- 
gationenrecht). --  Allgemeines  Staatsrecht.  —  Kirchenrecht.  —  Praktische 
Nationalökonomie  (Volkswirtschaftspolitik). 

III.  Semester.  Pandekten,  2.  Teil  (Familien-  und  Erbrecht). —  Deutsches 
Privatrecht  und  deutsche  Rechtsgeschichte.  —  Strafrecht.  —  Völkerrecht  — 
Finanzwissenschaft  und  Steuergesetzgebung. 

IV.  Semester.  Zivilprozess.  —  Stra^rozess.  —  Statistik  und  Sozial- 
politik. —  Rechtsphilosophie.  —  Internationales  Privatrecht. 

V.  und  VI.  Semester.    Schweizerisches  Recht. 

Die  Zahl  von  sechs  Semestern  wird  für  das  juristische  Studium  regelmässig 
nicht  ausreichen.  Der  Studienplan  bezweckt  daher  lediglich,  den  Stndirenden 
Rat  zu  erteilen  bezüglich  der  Reihenfolge,  in  welcher  die  Hauptvorlesungen  zu 
hören  sind.  Vom  dritten  Semester  an  wird  der  Besuch  der  Seminarien  und  die 
Teilnahme  an  praktischen  Übungen  als  eine  notwendige  Ergänzung  der  Vor- 
lesungen empfohlen. 

Anhang.  Plan  für  das  Studium  der  politischen  Ökonomie  und  des  Kon- 
sularwesens. 

Für  das  Studium  der  nationalökonomischen  Fächer  wird  folgender  besondere 
Studienplan  empfohlen: 

I.  Semester.  Theoretische  Nationalökonomie.  —  Lehre  des  Konsular- 
wesens. —  Teilnahme  am  „Seminar  für  Volkswirtschaftslehre  und  Konsular- 
wesen" in  diesem  und  in  allen  folgenden  Semestern. 

n.  Semester.  Praktische  Nationalökonomie  (Volkswirtschaftspolitik).  — 
Ökonomische  Geographie  und  Statistik. 

III.  Semester.  Finanzwissenschaft  und  Steuergesetzgebung.  —  Handels- 
und Sozialpolitik.  —  Bevölkerungsstatistik.  —  Sonstige  Spezialkollegien. 

I¥.  Studienplan  der  philosophischen  Fakultät. 

Die  philosophische  Fakultät  befindet  sich  nicht  in  der  Lage,  spezielle  Vor- 
schläge für  einzelne  Semester  zu  machen,  da  die  verschiedenen  Fächer  ihres 
Lehrkreises  nach  dem  Zwecke  der  Studien  in  mannigfaltigster  Weise  grupplrt 
werden  können,  oder  in  den  Studienplan  der  andern  Faknltäten  fallen  und  dort 
angeführt  sind.  Es  folgt  daher  für  die  beiden  Hauptabteilungen  der  Fakultät 
eine  einfache  Aufzählung  der  hauptsächlichsten  Disziplinen.  Jedoch  sind  die 
Mitglieder  der  philosophischen  Fakultät  jederzeit  bereit  zu  Ratschlägen  über 
die  Benutzung  der  philosophischen  Vorlesungen  in  allen  einzelnen  FäUen.  Ein 
spezieller  Studienplan  für  Pharmazeuten  liegt  vor  in  einem  Anhang. 

I.  Philosophisoli-philologisoh-hiBtorisoho  Sektion. 

Ä,  Philosophie.  Geschichte  der  Philosophie :  a.  der  alten  Philosophie,  h.  der 
neueren  Philosophie.  —  Logik;  —  Psychologie.  —  Religionsphilosophie.  —  Phüo- 
sophische  Übungen  und  Repetitorium.  —  Spezialkollegien  und  Praktika  in  spe- 
ziellen Gebieten  der  Philosophie.  —  Geschichte  und  System  der  Pädagogik.  — 
Pädagogische  Übungen.  —  Gymnasialpädagogik. 

B.  Klassische  Philologie.  Encyklopadie  der  Altertumswissenschaft  (Ein- 
leitung in  das  Studium  der  klassischen  Philologie).  —  Griechische  und  latein- 
ische Grammatik.  —  Griechische  und  lateinische  Metrik.  —  Griechische  und 
römische  Literaturgeschichte.  —  Kritisch-exegetische  Behandlung  der  Haupt- 
werke der  griechischen  und  römischen  Schriftsteller.  —  Epigrapliik.  —  Pal«o- 
graphie.  —  Alte  Geographie,  Topographie  und  Chronologie.  —  Griechische  und 
römische  Altertümer.  —  Mythologie,  —  Geschichte  der  klassischen  Philologie. 

Philologisches  Proseminar:  Übungen  im  griechischen  und  lateinischen 
Stil.  —  Repetitorien.  —  Kursorische  Lektüre.    . 

Philologisches  Seminar:  Übungen  in  kritisch -exegetisch  er  Behandluns: 
griechischer  und  lateinischer  Schriftsteller.  —  Disputation  und  Vortragsübungen 
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in  lateinischer  Sprache.  —  Schriftliche  Untersuchungen  über  verschiedene  Gegen- 
stände der  Altertumswissenschaft.  —  Pädagogische  Übungen. 

C.  Eotnanische  Philologie.  Eneyklopädie  des  Studiums  der  romanischen  Philo- 
logie. —  Grammatik  der  Einzelsprachen.  —  Gemeinromanische  Grammatik.  — 
Geschichte  der  einzelnen  Literaturen.  —  Gemeinromanische  Literaturgeschichte. 

—  Metrik.  —  Sprachgeschichtliche  und  literarhistorische  Übungen  und  Inter- 
pretationen. 

D.  Deutsche  Philologie.  Historische  Grammatik  der  deutschen  Sprache  (Go- 
tisch, Althochdeutsch,  Mittelhochdeutsch,  Neuhochdeutsch).  —  Grammatik  und 
Denkmäler  der  einzelnen  germanischen  Sprachen  '•  Gotisch,  Althochdeutsch,  Alt- 
sächsisch, Angelsächsisch.  Altnordisch,  Mittelhochdeutsch.  —  Geschichte  der 
deutschen  Literatur  im  Mittelalter.  —  Deutsche  Mythologie,  Sagen-  und  Kultur- 
geschichte. —  Kritische  und  literarhistorische  Übungen  im  deutschen  Seminar.  — 
Neuere  deutsche  Literaturgeschichte.  —  Neuhochdeutsche  Grammatik.  —  Khetorik 
und  Stilistik.  —  Poetik.  —  Literarhistorische  Übungen. 

E.  Englische  Sprache  und  Literatur.  Englische  Grammatik.  —  Englische 
Literaturgeschichte. 

F.  Geschichte.  Allgemeine  Geschichte :  alte,  mittlere  und  neue.  —  Schweizer- 
geschichte. —  Schweizerische  Verfassungsgeschichte. 

Historisches  Seminar:  Historische  Hilfswissenschaften.  —  Diplomatik 
oder  Urkundenlehre.  —  Historisch-pädagogische  Übungen.  —  Methodologie  des 
historischen  Studiums.  —  Praktische  Übungen  in  der  Geschichtsdarstellung.  — 
PalsBographie.  —  Historische  Chronologie.  —  Anleitung  zur  Geschichtsforschung. 

—  Archivkunde  mit  praktischer  Anleitung.  —  Kunstgeschichte.  —  Kepetitorien. 

G.  Nationalökonomie.     Siehe  juristische  Fakultät. 

H.  Musik.  Geschichte  der  Musik.  —  Musikalische  Übungen  und  Kenntnis 
der  Musikinstrumente. 

!!•  Mathematisdi-iiatiirwiBsenBoliaftliolie  Sektion. 

A.  Mathematik  und  Astronomie.  Algebraische  Anal^'sis.  —  Difterential-  und 
Integralrechnung.  —  Funktionentheorio.  —  Zahlentheorie.  —  Analytische  Geo- 
metrie. —  Synthetische  Geometrie.  —  Darstellende  Geometrie.  —  Praktische 
Geometrie.  —  Analytische  Mechanik.  —  Mathematische  Physik.  —  Übersicht 
der  astronomischen  Erscheinungen  und  der  Geschichte  der  Astronomie.  —  Sphä- 
rische Astronomie.  —  Theorie  der  Bewegung  der  Himmelskörper,  welche  die 
Sonne  in  Kegelschnitten  umlaufen.  —  Erscheinungen  und  Bewegungen  des 
Mondes  und  der  Satelliten  der  übrigen  Planeten.  —  Mechanik  des  Himmels.  — 
Geschichte  der  exakten  Wissenschaften. 

B.  Physik.  Experimentalphysik :  1.  Teil :  Allgemeine  Physik,  Akustik,  Optik. 
2.  Teil :  Wärme,  Elektrizität.  ■—  Ausgewählte  Kapitel  aus  dem  Gebiete  der  Physik. 

—  Physikalische  Messungen.  —  Arbeiten  im  physikalischen  Laboratorium.  — 
Bepetitorium  der  Physik.  —  Meteorologie. 

C.  Chemie.    Anorganische  Chemie.  —  Chemie  der  organischen  Verbindungen. 

—  Gerichtliche  Chemie.  —  Physiologische  Chemie.  —  Praktische  Kurse  im 
Laboratorium.  —  Pharmazeutische  Chemie  (s.  Studienplan  für  Pharmazeuten),  — 
Chemie  der  menschlichen  Nahrungs-  und  Genussmittel.  —  Praktische  Anleitung 
zur  Lebensmitteluntersuchung.  —  Technische  Chemie. 

D.  Botanik.  Allgemeine  und  spezielle  Botanik.  —  Botanische  Demonstra- 
tionen und  Exkursionen.  —  Botanische  Praktika  (mikroskopische  Arbeiten,  Be- 
stimmungsübungen). —  Kepetitorien.  —  Spezialkollegien  über  pflanzenphysio- 
logische Themata. 

E.  Mineralogie  und  Geologie.  Allgemeine  und  spezielle  Mineralogie,  nebst 
Übersicht  der  Felsarten.  —  Mineralogische  Übungen.  —  Allgemeine  und  spezielle 
Geologie  (die  Kenntnis  der  Mineralogie  wird  vorausgesetzt.  —  Spezialvorlesun- 
gen  über  die  Alpen,  die  geologischen  Wirkungen  des  Wassers.  Vulkanismus  und 
Gebirgsbildung.  —  Geologische  Exkursionen. 
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F.  Zoologie,  Allgemeine  Zoologie  und  vergleichende  Anatomie.  —  Syste- 
matische  Zoologie;  a.  wirbellose  Tiere;  h,  Wirbeltiere.  —  Behandlnng^  ausge- 
wählter Kapitel  aus  der  Zoologie.  —  Zoologisch-zootomische  Übungen.  —  fie- 
petitorien. 

G.  Geographie,  Mathematische  und  physikalische  Geographie.  —  Anthropo- 
geographie.  —  Länderkunde.  —  Geschichte  der  Geographie  und  der  g^eogra- 
phischen  Entdeckungen.  —  Kartenentwurfslebre  und  praktische  Übungen. 

H.  Anthropologie.  Einführung  in  das  Studium  der  Anthropologie  and  der 
anthropologischen  Methoden.  —  Völkerkunde.  —  Urgeschichte  und  Grundlagen 
der  Kulturgeschichte. 

K  Studienplan  für  Pharmazeuten. 

A.  Anfang  mit  dem  Sommersemester. 

I.  Semester  (Sommer).  Physik.  —  Anorganische  Chemie.  —  Botanik  (allge-^ 
meine  und  spezielle),   nebst   Demonstrationen    und    botanisch-mikroskopischen 
Übungen.  Exkursionen.  —  Zoologie.  —  Mineralogie.  —  Chemisches  Laboratorium. 
Qualitative  Analyse. 

IL  Semester  (Winter).  Physik  und  physikalisches  Praktikum.  —  Orga- 
nische Chemie.  —  Mikroskopische  Übungen  der  Pharmakognosie  etc.  und  An- 
gewandte Anatomie.  —  Botanik  (Kryptogamen).  —  Chemisches  Laboratorium. 
Quantitative  (gravimetrische  und  titrimetrische)  Analyse. 

III.  Semester  (Sommer).  Pharmazeutische  und  gerichtliche  Chemie  (orga- 
nischer Teil).  —  Pharmakognosie.  —  Mikroskopische  Übungen  der  Pharma- 
kognosie etc.  —  Chemie  der  Nahrungs-  und  Genussmittel.  —  Repetitorium  der 
Chemie  und  Physik.  —  Laboratorium  des  pharmazeutischen  Institutes.  Präparate, 
toxikologische  und  pharmazeutisch-praktische  Analyse. 

IV.  Semester  (Winter).  Pharmazeutische  und  gerichtliche  Chemie  (an- 
organischer Teil).  —  Mikroskopische  Übungen  der  Pharmakognosie  etc.  —  Be- 
stimmen kryptogamischer  Pflanzen.  —  Harn- Analyse.  —  Laboratorium  des  phar- 
mazeutischen Institutes,  Präparate,  toxikologische  und  mikroskopische  Analyse. 

B.  Anfang  mit  dem  Wintersemester! 

I.  Semester  (Winter).  Physik.  —  Anorganische  Chemie.  —  Botanik  (Krypto- 
gamen)  und  mikroskopische  Übungen.  —  Zoologie.  —  Mineralogie.  —  Chemisches 
Laboratorium.  Qualitative  Analyse. 

IL  Semester  (Sommer).  Physik.  —  Organische  Chemie.  —  Botanik  (all- 
gemeine und  spezielle)  und  botanische  Exkursionen.  —  Mikroskopische  Übungen 
(1er  Pharmakognosie  und  Angewandte  Botanik.  —  Chemisches  Laboratorium. 
Quantitative  (gravimetrische  und  titrimetrische)  Analyse. 

III.  Semester  (Winter).  Pharmazeutische  und  gerichtliche  Chemie  (an- 
organischer Teil).  —  Mikroskopische  Übungen  der  Pharmakognosie  etc.  —  Physi- 
kalisches Praktikum.  —  Chemie  der  Nahrungs-  und  Genussmitt«l.  —  Harn- 
Analyse.  —  Laboratorium  des  pharmazeutischen  Institutes.  Präparate,  toxi- 
kologische nnd  pharmazeutisch-praktische  Analyse. 

IV.  Semester  (Sommer).  Pharmazeutische  und  gerichtliche  Chemie  (or- 
s^anischer  Teil).  —  Pharmakognosie.  —  Mikroskopische  Übungen  der  Pharma- 
kognosie etc.  —  Repetitorien  der  Physik,  Chemie  und  Botanik.  —  Laboratorium 
des  pharmazeutischen  Institutes.  Präparate,  toxikologische  und  mikroskopische 
Analyse. 

Bei  Fortsetzung  der  Studien  ist  alsdann  noch  zu  hören :  Phaimakologie.  — 
Bakteriologie  und  bakteriologisches  Praktikum.  —  Physiologische  Chemie.  — 
Physikalische  Chemie.  —  Hygiene.  —  Gerichtliche  Medizin.  —  Toxikologie. 

Arbeiten  fiir  Vorgerücktere  auf  dem  Gebiete  der  Pharmakognosie  und  phar- 
mazeutischen Chemie  (im  Laboratorium  des  pharmazeutischen  Institutes). 
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¥1.  Sfudienp/cm  der  Tierarzneischu/e. 


Eintritt  im  Sommer. 

Eintritt  im  Winter. 

(Winter) 

I. 

Semester. 

(Sommer) 

6Std. 

Physik. 

6  Std 

Physik. 

2     „ 

Mineralogie. 

2    « 

Geologie. 

2     „ 

Histologie. 

6     ., 

Anorganische  Chemie. 

3     . 

Osteologie. 

6     « 

Botanik  mit  Exkursionen. 

4     „ 

System.  Anatomie  I. 

4     „ 

Osteologie. 

4     , 

Zoologie. 

1     .. 

Anatomie. 

12     „ 

Präparirübnngen. 

4     ., 

Zoologie. 

(Sommer) 

II. 

Semester. 

(Winter) 

6  Std. 

Physik. 

6  Std. 

Physik. 

6     „ 

Anorganische  Chemie. 

6     ,. 

Organische  Chemie. 

2     . 

Geologie. 

2     . 

Mineralogie. 

6     . 

Botanik  mit  Exkursionen. 

4     . 

Zoologie. 

4     „ 

Osteologie. 

4     „ 

System.  Anatomie  I. 

^    . 

Histoloe:ischer  Kurs. 

2    „ 

Histologie. 

1     . 

Anatomie. 

3    „ 

Osteologie. 

4    „ 

Zoologie. 

12     ., 

Präparirübungen. 

(Winter) 

III. 

Semester. 

(Sommer) 

6  Std. 

Organische  Chemie. 

4  Std. 

Physiologie  I. 

5     „ 

Physiologie  I. 

1     . 

Anatomie. 

3     . 

System.  Anatomie  IL 

3     . 

Embryologie . 

12     „ 

Präparirtibungen. 

10     « 

Arbeiten  im  chemischen  Labo- 

2    . 

Repetitor,   der  Botanik. 

ratorium. 

1     . 

„            ..     Chemie. 

4     „ 

Histolog.-prakt.  Kurs. 

2     „ 

,,     Physik. 

4     ,. 

Allgemeine  Pathologie. 

(Sommer) 

IV. 

Semester. 

(Winter) 

4  Std. 

Allgemeine  Pathologie. 

4  Std. 

Patholog.  Anatomie. 

5     „ 

Arzneimittellehre. 

5     . 

Physiologie  IL 

3     „ 

Operationslehre. 

3     . 

System.  Anatomie  IL 

3     . 

Embryologie. 

2     . 

Allgemeine  Therapie. 

4     . 

Physiologie  II. 

12     . 

Präparirtibungen. 

10     ., 

Arbeiten  im  chemischen  Labo-        2     ., 

Repetitor,   der  Botanik. 

ratorium. 

2     „ 
1     .. 

„     Physik. 
Chemie. 

(Winter) 

V. 

Semester. 

(Sommer) 

5  Std. 

Spezielle  Pathologie  U.Therapie.        4  Std. 

Spezielle  Pathologie  u.  Therapie. 

5     .. 

Chirurgie. 

4     .. 

Chirurgie. 

2     . 

Allgemeine  Therapie. 

3     „ 

Operationslehre. 

4     . 

Patholog.  Anatomie. 

4     .. 

Exterieur  des  Pferdes. 

3     .. 

Hufbeschlag. 

5     ,. 

Arzneimittellehre. 

6     .. 

Operationsttbungen. 

Sektionen. 

Sektionen. 

9—12  Std.  Vorbereitungsklinik  und 

9-12  Std.  Vorbe'reitungsklinik 

und 

pharm.  Übungen. 

pharm,  t^bungen. 


(Sommer) 

9—12  Std.  Spiralklinik. 
Ambulat.-Klinik. 

3  Std.  Gerichtliche  Tierheilkunde. 

2     ,.     Encyklopädie   der  Landwirt- 
schaft. 

4  .,     Spezielle  Pathologie  U.Therapie. 


VI.  Semester. 


(Winter) 

9—12  Std.  Spitalklinik. 

Ambulat.-Klinik. 

4  Std.  Pathol.-histol.  Kurs. 

3  ..     Seuchenlehre  u.  Veter.-Polizei. 

4  ..     Tierzucht. 

2     ..     Geburtshüife. 
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4  Std.  Chirurgie. 
4    ,,    Exterieur  des  Pferdes. 
4    ,.     Gesundheitspflege. 
2     ,.     Geschichte  der  Medizin. 
Sektionen. 


(Winter) 


2  Std.  Exterieur  des  Rindes. 

5    ,,    Spezielle  Pathologie  u.  Therapie. 

5  Chirurgie. 

3  ^    Hufbeschlag. 

6  ,,     Operationsübungen. 

Sektionen. 


VII.  Semester. 


(Sommer) 


3  Std.  Seuchenlehre  und  Veter.-Polizei. 

4  „    Tierzucht. 
9—12  Std.  Spitalklinik. 
Ambulat.-Klinik. 

6  Std.  Operationsübungen. 
2    „    Exterieur  des  Kindes. 
2     „     Geburtshülfe. 
4  Pathol.-histol.  Kurs. 

Sektionen. 


3  Std.  Gerichtliche  Tierheilkunde. 

2    y.    Encyklopädie  der  Landwirtschaft. 

9—12  Std.*Spitalkünik. 

Ambulat.-Klinik. 

2  Std.  Geschichte  der  Veter.-Medizin. 

4  y.    Gesundheitspflege. 

Sektionen. 
6    y.    Bakteriologischer  Kurs. 


51.6.    Statuten  der  staatlichen  Studentenkrankenkasse  an  der  Hochschule  Bern. 

(Genehmigt  vom  Regierungsrat  am  10.  Februar  1892.) 

§  1.  Die  Leitung  der  staatlichen  Studentenkrankenkasse  wird  einer  Kom- 
mission übertragen.  Dieselbe  besteht  aus  dem  jeweiligen  Rektor,  einem  vom 
Senate  aus  seiner  Mitte  zu  wählenden  und  wieder  wählbaren  Mitgliede  der 
medizinischen  Fakultät,  aus  dem  Ökonomieverwalter  der  Hochschule  und  einem 
von  der  Academia  aus  ihrer  Mitte  zu  wählenden  Mitgliede.  Die  Oberaufsicht 
führt  die  Erziehungsdirektion. 

§  2.  Jeder  Studirende  hat  bei  seiner  ersten  hiesigen  Immatrikulation  Fr.  5 
an  die  staatliche  Studentenkrankenkasse  zu  entrichten.  Dafür  wird  ihm  in  allen 
Krankheitsfällen  unentgeltliche  ärztliche  Besorgung  sowie  Verpflegung  im  Insel- 
spital oder  Gemeindelazaret  zu  teil. 

§  3.  Die  Herren  Ärzte,  welche  sich  zur  unentgeltlichen  Behandlung  der 
Studireuden  verpflichtet  haben,  sind  berechtigt,  die  nötigen  Medikamente  aus 
der  Staatsapotheke  gratis  verabfolgen  zu  lassen.  Doch  sind  von  dieser  letzteren 
Vergün stiljung  solche  Patienten  auszuschliessen,  bei  welchen  ein  ausschweifender 
Lebenswandel  ausser  Zweifel  steht. 

§  4.  Mit  Rücksicht  auf  die  der  staatlichen  Studentenkrankenkasse  zur  Ver- 
fügung stehenden  finanziellen  Mittel  wird  die  Dauer  der  unentgeltlichen  Dar- 
reichung der  Medikamente  auf  30  Tage  festgesetzt.  Doch  ist  die  Kommission 
berechtigt,  in  besondern  Fällen,  auf  Ansuchen  der  betrefTenden  Patienten^  diese 
Frist  zu  verlängern. 

Übergangsbestimmung.  Die  gegenwärtig  schon  immatrikulirten  Stu- 
direuden sind  von  der  Aufnahmsgebühr  in  die  staatliche  Krankenkasse  befreit. 

Bern,  den  10.  Juli  1891, 

Der  Erziehungsdirektor:  Dr.  Gobat. 


52.7.    Reglement  über  die  Habilitation  an  der  katholisch-theologischen  Fakultät 
der  Hochschule  Bern.    (Vom  29.  Januar  1892.) 

§  1.  Wer  sich  an  der  katholisch-theologischen  Fakultät  der  Universität 
Bern  zu  habilitiren  wünscht,  hat  an  die  Erziehungsdirektion  des  Kantons  Bern 
ein  entsprechendes  schriftliches  Gesuch  zu  richten. 

§  2.    Dem  Gesuch  sind  beizufügen: 

a.  das  Lizentiatendiplom  des  Petenten,  das  rite,  d.  h.  auf  Grund  eines  Exa- 
mens und  einer  Dissertation  erworben  sein  muss;  in  Ausnahmefällen,  wenn 
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ein  Ehrendoktordiplom  oder  hervorragende  literarische  Leistungen  vor- 
liegen, kann  von  einer  Einreichung  des  Lizentiatendiploms  abgesehen 
werden ; 

b.  ein  Exemplar  der  gedruckten  Dissertation  oder  deren  Äquivalentes ; 

c.  als  Habilitationsschrift  eine  wissenschaftliche  Spezialuntersuchung  aus  dem 
Fach,  über  welches  der  Petent  zu  lesen  beabsichtigt,  in  lateinischer, 
deutscher,  französischer,  italienischer  oder  englischer  Sprache.  Die  Disser- 
tation darf  nicht  als  Habilitationsschrift  benutzt  werden; 

d.  ein  Curriculum  vitae  in  gleicher  Sprache. 

§  3.  Ist  die  Habilitationsschrift  von  der  Fakultät  für  genügend  erklärt 
worden,  so  hat  der  Petent  vor  versammelter  Fakultät  eine  nicht  öffentliche 
Probevorlesung  über  ein  von  ihm  gewähltes  Thema  zu  halten. 

§  4.  An  die  Probevorlesung  schliesst  sich  ein  Colloquium  über  das  Fach  in 
seinem  vollen  Umfang,  für  welches  sich  der  Petent  habilitiren  will.  Das  Collo- 
quium wird  in  erster  Linie  von  den  fitr  jenes  Fach  angestellten  Professoren 
abgenommen  und  darf  nicht  über  zwei  Stunden  daueni. 

§  5.  Hat  die  Fakultät  durch  Mehrheitsbeschluss  die  Probevorlesung  und 
das  Colloquium  für  genügend  erklärt,  so  wird  der  Erziehungsdirektion  die  Zu- 
lassung des  Petenten  zur  Habilitation  empfohlen.  Gleichzeitig  wird  der  Petent 
eingeladen,  vor  Aufnahme  seiner  Lehrtätigkeit  eine  öffentliche  Antrittsvorlesung 
über  ein  von  ihm  zu  wählendes  Thema  zu  halten. 

§  6.  Wird  die  Habilitationsschrift  oder  die  Probevorlesung  und  das  Collo- 
quium von  der  Fakultät  für  ungenügend  erklärt,  so  beantragt  die  Fakultät  bei 
der  Erziehungsdirektion  die  Abweisung  des  Petenten.  Eine  Wiederraeldung  ist 
erst  nach  Ablauf  eines  Jahres  gestattet. 

§  7.  Nach  erfolgter  Habilitation  darf  der  Privatdozent  über  dasjenige  Fach 
lesen,  für  welches  er  sich  habilitirt  hat.  Will  er  eine  Vorlesung  über  einen 
andern  Gegenstand  halten,  so  hat  er  hiefür  erst  die  Bewilligung  der  Fakultät 
einzuholen. 

§  8.  Wenn  ein  Privatdozent  ohne  Urlaub  vier  Semester  nicht  gelesen  hat, 
so  kann  die  Fakultät  bei  der  Erziehungsdirektion  den  Antrag  auf  Streichung 
desselben  stellen. 


o3. 8.    Reglement  betreffend  die  Habilitation  an  der  juristischen  Fakultät  der  Hoch- 
schule Bern.    (Vom  3.  Mai  1892.) 

§  1.  Wer  an  der  juristischen  Fakultät  der  Hochschule  Vorlesungen  als 
Privatdozent  zu  halten  wünscht,  hat  der  Erziehungsdirektion  des  Kantons  Bern 
€in  schriftliches  (tesuch  einzureichen  und  in  demselben  die  Fächer  zu  bezeichnen, 
welche  er  zu  lehren  wünscht. 

8  2.     Dem  Gesuch  sind  beizulegen : 

a.  eine  Lebensbeschreibung  des  Bewerbers,  aus  welcher  besonders  der  Gang 
seiner  Studien  ersichtlich  ist; 

b.  das  Doktordiplom; 

c.  die  Doktordissertation : 

rf.  eine  Habilitationsschrift.   Die  Doktordissertation  darf  als  solche  nicht  ver- 
wendet werden. 

§  3.  Die  Erziehungsdirektion  übermittelt  das  Gesuch  und  die  Beilagen  der 
Fakultät  zur  Begutachtung. 

Liegen  die  erforderlichen  Ausweise  vor  und  erachtet  die  Fakultät  die 
Habilitationsschrift  als  genügend,  so  wird  der  Bewerber  zu  einem  Probevortrag 
vor  die  Fakultät  zugelassen.    Die  Wahl  des  Themas  steht  ihm  frei. 

§  4.    Die  Sprache  ist  die  deutsche  oder  die  französische. 
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§  5.    Die  Fakultät  begutachtet  das  Gesuch  schriftlich. 

§  6.  Auf  Antrag  der  Fakultät  kann  die  Erziehungsdirektion  Personen,  die 
sich  durch  hervorragende  Leistungen  in  den  Fächern  ausgezeichnet  haben,  welche 
sie  zu  lehren  wünschen,  die  Erfüllung  der  vorgenannten  Erfordernisse  ganz  oder 
teilweise  erlassen. 

§  7.  Erteilt  die  Erziehungsdirektion  dem  Bewerber  die  Erlaubnis,  Vor- 
lesungen an  der  juristischen  Fakultät  zu  halten,  so  ladet  sie  ihn  gleichzeitig*  ein, 
seine  Tätigkeit  mit  einer  Antrittsvorlesung  zu  eröffnen. 

§  8.  Wenn  ein  Privatdozent  ohne  Urlaub  während  vier  Semestern  nicJit 
gelesen  hat,  so  kann  die  Erziehungsdirektion  auf  Antrag  der  Fakultät  die  Er- 
laubnis als  erloschen  erklären. 


54. 9.    Reglement  aber  die  Habilitation  an  der  medizinischen  Fakultät  der  Hochschule 
Bern.    (Vom  10.  März  1892.) 

§  1.  Wer  sich  an  der  medizinischen  Fakultät  der  Hochschule  habilitiren 
will,  hat  sich  an  die  Erziehungsdirektion  mit  einer  schriftlichen  Eingabe  zn 
wenden.  In  derselben  muss  das  Fach,  in  welchem  der  Gesuchsteller  zu  lesen 
beabsichtigt,  genau  angegeben  sein. 

§  2.    Dem  Gesuche  sind  folgende  Belege  beizufügen : 

a.  ein  Curriculum  vitae  (Schilderung  des  Lebenslaufes  und  Bildungsganges) ; 

b.  das  medizinische  Doktordiplom  (nach  §  36  des  Hochschulgesetzes),  sowie 
die  betreffenden  Prüfungszeugnisse  und  Inauguraldissertation; 

c.  das  Zeugnis  über  die  abgelegte  Endprüfung  (nach  §§  33  und  88  des  Hoch- 
schulgesetzes). 

§  3.  Wer  das  Zeugnis  über  die  abgelegte  Endprüfung  nicht  beizubringen 
vermag,  kann  als  Ersatz  desselben  folgendes  beifügen: 

a.  die  Zeugnisse  über  die  abgelegten  Staatsprüfungen ; 

b.  den  Nachweis,  dass  er  sich  mit  dem  Fache,  für  welches  er  sich  habilitiren 
will,  längere  Zeit  und  eingehend  beschäftigt  hat  (Assistenz  oder  Arbeit 
in  einem  medizinischen  Institute,  einer  Klinik  etc.); 

c,  etwaige  wissenschaftliche  Arbeiten ; 

d,  eine  Habilitationsschrift  aus  dem  Fache,  über  w  elches  der  Gesuchsteller 
zu  lesen  gedenkt.  Eine  bereits  publizirte  Arbeit,  mit  Ausnahme  der  In- 
auguraldissertation, kann  als  Ersatz  der  Habilitationsschrift  dienen. 

§  4.  Die  Erziehungsdirektion  übermittelt  das  Gesuch  mit  Belegen  der  medi- 
zinischen Fakultät  zur  Begutachtung  und  Antrags tellnng. 

§  5.  Die  Gesuche  derer,  welche  die  Endprüfung  bestanden  haben,  werden 
sofort  von  der  Fakultät  beraten  und  erledigt. 

§  6.  Zur  Behandlung  der  Belege,  welche  als  Ersatz  der  Endprüfung  dienen, 
gilt  folgendes  Vorgehen :  Die  Habilitationsschrift  wird  zunächst  einer  Prüfung 
unterzogen.  Hiebe!  sind  die  Bestimmungen  des  Reglements  über  die  Erteilung 
des  Doktorgrades  betreffs  der  Inaugural-Dissertation  massgebend.  Wird  die 
Habilitationsschrift  nicht  genehmigt,  so  ist  damit  der  Antrag  auf  Abweisung 
ausgesprochen.  Wird  sie  jedoch  angenommen,  so  hat  der  Gesuchsteller  vor  der 
Fakultät  einen  kürzern,  freien  Vortrag  über  ein  Thema  zu  halten,  welches  mit 
ihm  von  der  Fakultät  vereinbart,  wird.  Daran  schliesst  sich  ein  CoUoquinm. 
welchem  die  Habilitationsschrift  als  Grundlage  zu  dienen  hat. 

§  7.  Die  Entscheidung  der  Fakultät  über  die  Zulassung  wird  mit  ^fs  der 
Stimmen  getroffen  und  in  einem  motivirten  Gutachten  der  Erziehungsdirektion 
vorgelegt. 

§  8.  Wenn  ein  Privatdozent  ohne  Urlaub  vier  Semester  nicht  gelesen  hat, 
so  kann  die  Fakultät  bei  der  Erziehungsdirektion  den  Antrag  auf  Streichung 
desselben  stellen. 
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-55. 10.    Reglement  fOr  das  mathematische  Seminar  an  der  Hochschule  zu  Bern. 

(Vom  31.  Dezeraher  1892.) 

§  1.  Das  mathematische  Seminar,  welches  an  der  Hochschule  in  Bern  unter 
Leitung  der  Professoren  der  Mathematik  besteht,  hat  den  Zweck,  seine  Mitglieder 
zu  wissenschaftlichem  Studium  der  Mathematik  und  zugewandter  Wissenschaften 
anzuleiten,  dieselben  in  der  praktischen  Ausbildung  zu  fördern  und  ihnen  auch 
die  erforderlichen  literarischen  Hülfsmittel  an  die  Hand  zu  geben. 

§  2.  Dieses  Seminar  zerfilllt  je  nach  dem  Bedürfnis  in  Sektionen ;  jede 
Sektion  hält  wöchentlich  mindestens  zwei  Übungsstunden  ab,  in  welchen  einer- 
seits die  verschiedenen  Gebiete  der  Mathematik  im  Anschluss  an  die  Vorlesungen 
durchgenommen,  andererseits  aber  auch  schriftliche  Arbeiten  über  freigewählte 
Themata  vorgetragen,  besprochen  und  beurteilt  werden. 

§  3.  Jeder  immatrikulirte  Hörer  der  Universität  Bern  kann  auf  persönliche 
Anmeldung  bei  einem  der  Vorsteher  hin  als  Mitglied  sich  aufnehmen  lassen; 
dadurch  verpflichtet  er  sich,  die  Übungen  der  betreffenden  Sektion  unausgesetzt 
zu  besuchen  und  dem  Seminar  eine  selbständige  schriftliche  Arbeit  zur  Beurteilung 
«inzureichen. 

§  4.  Zur  Prämirung  der  besten  schriftlichen  Arbeiten  der  Mitglieder  kann 
ans  dem  Schulseckelfonds  jedes  Semester  ein  erster  Preis  von  Fr.  75  und  ein 
zweiter  von  Fr.  50  ausgerichtet  werden.  Die  Zuerkennung  erfolgt  durch  die 
Erziehungsdirektion  auf  den  motivirten  Antrag  der  leitenden  Professoren. 

§  5.  Zur  Gründung  und  Äufnung  der  Seminarbibliothek  und  zur  An- 
schaffung von  Modellen  wird  ein  Kredit  von  jährlich  Fr.  100  ausgesetzt. 

§  6.  Die  Vorsteher  erstatten  alljährlich  der  Erziehungsdirektion  über  die 
Tätigkeit  und  den  Gang  des  Seminars  schriftlichen  Bericht. 


*  '*i 


<56. 11.  Reglement  für  das  Philosophische  Seminar  an  der  Universität  Bern.  (Vom 
18.  Mai  1892.) 

§  1.  An  der  Hochschule  Bern  besteht  ein  philosophisches  Seminar  unter 
der  Leitung  des  Professors  der  allgemeinen  Philosophie. 

§  2.  Das  Seminar  zerfällt  in  zwei  Abteilungen:  eine  exegetisch-kritische, 
in  welcher  die  Klassiker  der  Philosophie,  meist  im  Anschluss  an  die  jeweilige 
philosophiegeschichtliche  Vorlesung  des  Fachprofessors,  im  Originaltext  gelesen 
und  interpretirt  werden,  und  eine  rhetorisch-pädagogische,  in  welcher  die  ordent- 
lichen Mitglieder  des  Seminars  freie  Vorträge  aus  den  verschiedenen  Gebieten 
der  systematischen  und  historischen  Philosophie  halten,  an  welche  sich  alsdann 
«ine  freie  Diskussion  knüpft,  an  der  sich  auch  die  ausserordentlichen  Mitglieder 
des  Seminars  beteiligen  dürfen.  Es  soll  dadurch  einmal  eine  grössere  Vertiefung 
in  die  philosophischen  Probleme,  andermal  eine  höhere  Fertigkeit  im  freien  Vor- 
trag und  im  wissenschaftlichen  Diskutiren  erstrebt  werden. 

§  3.  Jede  Abteilung  hält  wöchentlich  mindestens  eine  Übungsstunde  ab. 
Für  die  exegetisch-kritische  Abteilung  wird  vom  Vorsteher  jeweilen  ein  Referent 
«mannt,  der  in  der  betreffenden  Woche  einen  bestimmten  Abschnitt  vorzutragen 
hat.  Für  die  rhetorisch-pädagogische  Abteilung  haben  die  Vortragenden  sich 
rechtzeitig  unter  Angabe  des  gewählten  Themas  an  den  Vorsteher  zu  wenden, 
damit  derselbe  den  Mitgliedern  des  Seminars  mindestens  acht  Tage  vorher  das 
Thema,  behufs  Vorbereitung  auf  die  Diskussion,  mitzuteilen  in  der  Lage  ist. 

§  4.  Ordentliches  Mitglied  des  Seminars  wird  in  der  Regel,  wer  während 
mindestens  eines  Semesters  au  den  Übungen  beider  Abteilungen  regelmässig 
und  aktiv  teilgenommen  hat.  Als  ausserordentliches  Mitglied  kann  sich  jeder 
immatrikulirte  Hörer  der  Universität  Bern  durch  persönliche  Anmeldung  bei  dem 
Vorsteher  aufnehmen  lassen.  Mit  der  Anmeldung  verpflichtet  sich  jeder  Teil- 
nehmer, an  den  Übungen  der  von  ihm  gewählten  Abteilung  unausgesetzt  teil- 
zunehmen. 


n-. 

'•  r 


134 


Kantonale  Gesetze  nnd  Verordnungen. 


§  5.  Die  Teilnahme  am  Seminar  ist  unentgeltlich. 

§  6.  Zur  Prämimng  der  besten  schriftlichen  Arbeiten  bezw.  Vorträge  können 
aus  dem  Schulseckelfonds  Preise  von  Fr.  75  und  Fr.  50  bewilligt  werden.  Die 
Zuerkennung  erfolgt  durch  die  Erziehungsdirektion  auf  den  motivirten  Antrag 
des  leitenden  Professors. 

§  7.  Zur  Gründung  und  Äufnung  einer  Seminarbibliothek  wird  ein  Kredit 
von  jährlich  Fr.  150  ausgesetzt. 

§  8.  Über  die  Verhältnisse  des  philosophischen  Seminars  erstattet  der  Vor- 
steher desselben  alljährlich  im  Frühjahr  einen  Bericht  an  die  Erziehungsdirektion. 


57. 12.  Vertrag  zwischen  der  Erziehungsdirektion  des  Kantons  Bern  und  der  bern- 
ischen  Musikgesellschaft.  (Vom  22.  März  1892,  vom  Keg.-Rat  genehmigt  am 
1.  April  1892.) 

Art.  1.  Die  bernische  Musikgesellschaft  verpflichtet  sich,  in  der  Musikschule 
den  an  der  Hochschule  studirenden  Lehramtskandidaten  Musikunterricht  zu  er- 
teilen, um  dieselben  zur  richtigen  Erteilung  des  Gesang-  und  Musikunterrichtes, 
sowie  zur  Leitung  von  Volksgesangvereinen  zu  befähigen. 

Art.  2.  Der  Staat  leistet  hiefür  an  die  bernische  Musikgesellschaft  einen 
jährlichen  Beitrag  von  Fr.  1500,  in  vierteljährlichen  Raten  zahlbar. 

Art.  3.  Der  Unterricht  erstreckt  sich  auf  Instrumentalmusik.  Sologesang 
und  Chorgesang. 

Zum  Chorgesang,  mit  welchem  Unterricht  in  der  elementaren  Theorie  ver- 
bunden sein  soll,  werden  sämtliche  Lehramtskandidaten  vereinigt  und  zwar  jede 
Woche  eine  Stunde. 

Sologesang  und  Instrumentalmusik  werden  für  12  bis  15  Schüler,  in  Klassen 
von  je  dreien,  in  zwei  Stunden  per  Klasse  und  per  Woche,  unterrichtet;  dabei 
kann  jeder  Kandidat  ein  Fach  frei  wählen  (Sologesang  oder  Klavier  oder  Violine 
oder  Violoncell  oder  Orgel). 

Art.  4.  Die  Dauer  des  Unterrichtes  soll  die  nämliche  sein,  wie  für  den 
übrigen  Unterricht  an  der  Musikschule. 

Art.  5.  Dieser  Vertrag  wird  vorläufig  auf  ein  Jahr,  vom  Frühling  1892 
bis  Frühling  1893,  abgeschlossen ;  derselbe  unterliegt  der  Genehmigung  des 
Regierungsrates. 


5<s.  13.    Gesetz  betreffend  Änderung  des  Universitätsgesetzes  des  Kantons  Basel- 
stadt. (Vom  23.  Juni  1892.) 

Der  Grosse  Rat  des  Kantons  Baselstadt,  in  der  Absicht,  mit  Einrichtung 
der  Barfüsserkirche  zu  einem  Sammluugsgebäude  eine  neue  Ordnung  der  Verhält- 
nisse der  antiquarischen  und  der  mittelalterlichen  Sammlung  eintreten  zu  lassen, 
beschliesst  folgende  Änderungen  des  Universitätsgesetzes  vom  30.  Januar  1866. 

S  35.    Die  zur  Universität  gehörigen  Sammlungen  und  Anstalten  sind: 

1.  die  öffentliche  Bibliothek, 

2.  die  Kunstsammlung, 

3.  das  historische  Museum, 

4.  die  ethnographische  Sammlung  u.  s.  w. 

§  38.  Das  historische  Museum,  welches  die  bisherige  mittelalterliche 
Sammlung  und  die  bisherige  antiquarische  Sammlung  mit  Ausschluss  der  ethno- 
graphischen Gegenstände  umfasst,  steht  unter  Aufsicht  und  Leitung  einer  Kom- 
mission von  neun  Mitgliedern,  wovon  der  Erziehungsrat  fünf,  die  Regenz  vier 
ernennt. 
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Unter  dieser  Kommission  stehen: 

L  Der  Konservator,  welcher  die  anmittelbare  Aufsicht  über  das  Museum 
hat.  Er  wird  vom  Erziehungsrat  auf  den  Vorschlag  der  Kuratel,  welche  zuvor 
das  Gutachten  der  Kommission  des  historischen  Museums  einzuholen  hat,  auf 
eine  Amtsdauer  von  sechs  Jahren  gewählt ;  die  Wahl  unterliegt  der  Bestätigung 
des  ßegierungsrates.  Er  bezieht  eine  Besoldung  von  Fr.  20(X>— 3000  und  wohnt, 
wo  es  sich  nicht  um  seine  persönlichen  Verhältnisse  handelt,  den  Sitzungen  der 
Kommission  mit  beratender  Stimme  bei. 

IL  Der  Abwart.  Er  wird  von  der  Kommission  auf  unbestimmte  Zeit  er- 
nannt und  erhält  einen  jährlichen  Gehalt  von  Fr.  1500 — 2200  nebst  freier 
Wohnung  und  Heizung. 

Die  Kommission  erläast  unter  Genehmigung  des  Erziehungsrates  ihr  Ver- 
waltungsreglement, sowie  die  Amtsordnungen  des  Konservators  imd  des  Abwarts. 

Das  historische  Museum  ist  für  seine  Vemv'^altung  und  Vermehrung  ausser 
dem  Staatsbeitrag  angewiesen  auf  freiwillige  Beiträge  und  Schenkungen  von 
Vereinen  und  Privaten,  sowie  auf  die  Eintrittsgelder. 

§  38&.  Die  ethnographische  Sammlung  steht  unter  einer  Kommission 
von  wenigstens  drei  Mitgliedern  und  ist  für  ihre  Verwaltung  und  Vermehrung 
hauptsächlich  auf  freiwillige  Beiträge  und  Schenkungen  angewiesen. 

§  48.  Die  Mitglieder  sämtlicher  Kommissionen  werden  auf  eine  Amtsdauer 
von  sechs  Jahren  gewählt  und  sind  nach  deren  Ablauf  wieder  wählbar.  Die 
Präsidenten  der  Kunstkommission,  der  Museumskommission  und  der  Kommission 
des  historischeu  Museums  werden  vom  Erziehungsrat,  die  der  übrigen  Kom- 
missionen von  der  Regenz  ernannt. 

§  49.  Für  die  Sammlungen  und  Anstalten  wird  ausser  den  oben  genannten 
aus  dem  üniversitätsgnt  fliessenden  Einnahmen  und  den  für  die  Hülfsan stalten 
in  den  §§  36,  38,  40,  42,  44,  47  genannten  Gehalten  ein  jährlicher  Staatsbeitrag 
von  Fr.  18,000  ausgesetzt.    Daraus  erhalten  vorerst: 

a.  die  Bibliothek Fr.  2500 

b.  das  historische  Museum     .     .        ^    3000  u.  s.  w. 

Basel,  den  23.  Juni  1892. 

Namens  des  Grossen  Rates, 

Der  Präsident:  Roh.  Stünzi-Sprüngli. 
Der  I.  Sekretär:  Dr.  S.  Scheuermann. 

59. 14.    Grossratsbeschluss  betreffend  Nachtrag  zum  Universitätsgesetz  (Professur 
für  Hygiene)  des  Kantons  Baselstadt.    (Vom  21.  April  1892.) 

Der  Grosse  Rat  des  Kantons  Baselstadt,  in  Betracht,  dass  eine  Erweiterung 
der  medizinischen  Fakultät  notwendig  geworden  ist,  beschliesst  folgende  Ab- 
änderungen des  Universitätsgesetzes  vom  30.  Januar  1866: 

1.  Der  §  9  erhält  die  Fassung: 

„Die  medizinische  Fakultät  hat  in  der  Regel  acht  Professuren." 

2.  Die  in  §  11  aufgeführten  29  Professuren  werden  um  eine  und  die  in  §  35 
aufgeführten  Sammlungen  und  Anstalten  um  die  „hygienische  Anstalt" 
veiinehrt. 

3.  §  40  erhält  zu  Absatz  I  den  Zusatz ;  „die  hygienische  Anstalt  unter  dem 
der  Hygiene",  und  als  dritten  Absatz: 

„Für  die  hygienische  Anstalt,  für  Hülfsarbeiter   und  Bedienung  wird 
ein  jährlicher  Kredit  von  Fr.  5000  angewiesen.*' 

Basel,  den  21.  April  1892. 

Namens  des  Grossen  Rates, 

Der  Präsident:  Dr.  Isaak  Iselin. 
Der  I.  Sekretär:  Dr.  S.  Scheuermann. 
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60.15.    Amtsordnung  ffir  den  Professor  der  Hygiene  an  der  UniversHfit  Basel. 

(Vom  15.  Juni  1892 ) 

§  1.  Dem  Professor  der  Hygiene  wird»  ausser  den  gesetzlich  festgestellten 
Obliegenheiten,  die  ihm  aus  seiner  akademischen  Stellung  erwachsen,  die  schul- 
ärztliche Beaufsichtigung  der  öffentlichen  und  privaten  Schulen  des  Kantons 
übertragen:  er  hat  deshalb  dafür  zu  sorgen,  dass  die  gesundheitsgefahrlichen 
Einflüsse  der  Schule  bekämpft  und  die  gesunde  körperliche  Entwicklung  der 
Jugend  gefördert  werden. 

§  2.  Auf  Grund  der  von  ihm  bei  seinen  Schulbesuchen  oder  auf  anderm 
Wege  gemachten  Wahrnehmungen  wird  er  sich  zur  Abstellung  von  Übelständen, 
zu  Verbesserungen,  zur  Vornahme  von  Untersuchungen  u.  dgl.  mit  dem  Er- 
ziehungsdepartement oder  den  Schulvorstehern  eventuell  Lehrern  ins  Einver- 
nehmen setzen  und  die  gutscheinenden  Anträge  stellen. 

§  3.  Insbesondere  hat  er  zu  begutachten:  Gesuche  um  Dispensation  vom 
Unterricht  oder  einzelnen  Unterrichtsfächern,  Anträge  betreffend  Versetzung  in 
die  Spezialklassen  für  Schwachbegabte  Kinder,  Sitnations-  und  Baupläne  von 
Schnlhäusern  und  andere  Fragen  schulhjgienischen  Charakters,  welche  ihm  vom 
Erziehungsdepartement  vorgelegt  werden. 

8  4.  Er  hat  über  seine  Tätigkeit  dem  Erziehungsdepartement  alljährlich 
einen  Bericht  zu  erstatten. 


Basel,  den  15.  Juni  1892. 


Im  Namen  des  Erziehnngsrates, 
Der  Präsident:  Zutt. 
Der  Sekretär:  H.  Zehntner. 


61. 1().  Ordnung  über  Habilitation  und  Pflichten  der  Privatdozenten  an  der  Universität 
Basel.    (Vom  9.  Dezember  1892.) 

k.  Erteilung  der  venia  docendi. 

S  1.  Für  die  Erlangung  der  venia  docendi  als  Privatdozent  gelten  folgende 
Bestimmungen : 

1.  der  Bewerber  muss  im  Besitz  eines  akademischen  Grades  sein; 

2.  der  Bewerber  hat  sich  vor  der  Fakultät,  in  der  er  zu  lehren  wünscht, 
über  seine  wissenschaftliche  Fähigkeit  und  seine  Lehrbefähigung  aus- 
zuweisen. Wenn  die  Fakultät  findet,  dass  die  vorhandenen  Druckschriften 
und  die  bisherige  Lehrtätigkeit  nicht  ausreichen,  so  ist  sie  berechtigt, 
weitere  Ausweise  zu  verlangen,  wie:  eine  besondere  Habilitation sschrfit. 
ein  CoUoqnium,  eine  Probevorlesung,  eine  praktische  Arbeit  u.  s.  w. 

Über  den  bei  der  Anmeldung  und  Behandlung  derselben  einzuschlagenden 
(leschäftsgang  und  die  Anordnung  der  zur  Prüfung  des  Bewerbers  nötigen  Mass- 
nahmen können  die  Fakultäten,  entsprechend  ihren  besondern  Verhältnissen, 
innerhalb  obiger  Wegleitung  noch  näher  die  ihnen  passend  scheinenden  Be- 
stimmungen anfstellen.  Dieselben  sollen  zunächst  der  Regenz,  sodann  der  Kuratel 
zur  Genehmigung  vorgelegt  werden. 

§  2.  Der  Bewerber  hat  sich  beim  Dekan  der  betreffenden  Faknltät  zu 
melden;  der  Dekan  bringt  die  Angelegenheit  vor  die  Fakultät. 

Wenn  die  Faknltät  findet,  der  Bewerber  sei  in  jeder  Beziehung  geeignet 
für  das  von  ihm  zu  übernehmende  Lehrfach,  so  stellt  und  begründet  sie  bei  der 
Regenz  den  Antrag,  die  venia  docendi  zu  erteilen.  Bewilligt  die  Regenz  das 
(lesuch,  so  erfolgt  die  Anzeige  hievon  an  die  Kuratel  zur  Genehmigung. 

§  3.  Die  Aufnahme  des  Privatdozenten  geschieht,  indem  er  von  dem  Dekan 
auf  die  Erfüllung  seiner  Pflichten  ins  Handgelübdo  genommen  wird,  worauf  er 
beim  Rektor  seinen  Namen  in  das  Album  der  Universität  einträgt. 


Baselstadt,  Ordnung  über  Habilitation  und  Püichten  der 
Privatdozenten  an  der  Universität. 

B.  Pflichien  der  Pn'vafdozenten. 


137 


§  4.    Jeder  Privatdozent  ist  verpflichtet: 

1.  vor  dem  Beginn  seiner  Universitätsvorlesnngen  eine  öflfentliche  Habilita- 
tionsvorlesang  zu  halten; 

2.  für  jedes  Semester  wenigstens  zwei  Stunden  Vorlesungen  wöchentlich 
anzuzeigen  und  dieselben  zu  halten,  sobald  sich  wenigstens  zwei  Zuhörer 
dazu  melden.  Von  dieser  Pflicht  kann  die  Fakultät  den  Dozenten  zeit-^ 
weilig  entbinden,  wenn  er  bei  ihr  dämm  einkommt. 

C.  Entziehung  der  venia  docendi. 

§  5.  Die  Fakultät  ist  berechtigt,  durch  die  Regenz  bei  der  Kuratel  die 
Entziehung  der  venia  docendi  zu  beantragen,  wenn  der  Dozent  entweder  die 
Habilitationsvorlesung  in  dem  Semester,  das  auf  die  Erteilung  der  venia  docendi 
folgt.  Dicht  hält,  oder  zwei  Semester  hintereinander  den  in  No.  2  des  §  4  aus- 
gedrückten Pflichten  sich  nicht  unterzieht. 

§  6.  Ausserdem  kann  die  Kuratel  entweder  von  sich  aus  oder  auf  Antrag 
der  Fakultät  und  der  Regenz  aus  andern  in  §  19  des  Universitätsgesetzes  vor- 
gesehenen Gründen  die  venia  docendi  entziehen. 

D.  Ehrendozenten. 

§  7.  Die  einzelnen  Fakultäten  können  zur  Vervollständigung  der  Lehr- 
kräfte von  sich  aus  einen  Gelehrten  um  Mitwirkung  an  der  Universität  angehen. 

Auf  solche  Ehrendozenten  finden  mit  Ausnahme  der  Notwendigkeit  eines 
akademischen  Grades  die  oben  aufgestellten  Bestimmungen  und  Pflichten  keine 
Anwendung.  Auch  in  solchen  Fällen  muss  die  Erteilung  der  venia  docendi  von 
der  Regenz  bewilligt  und  von  der  Kuratel  bestätigt  werden. 

Basel,  den  9.  Dezember  1892. 

Im  Namen  des  Erziehungsrate.s, 

Der  Präsident:  Zutt. 

Der  Sekretär:  H.  Zehntner. 
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62. 17.    Reglement  für  das  medizinische  Doktorexamen  der  Universität  Basel. 

§  1.  Die  Meldung  zum  medizinischen  Doktorexamen  geschieht  beim  Dekan 
der  Fakultät  durch  eine  schriftliche  Eingabe.    Derselben  sind  beizulegen : 

1.  ein  Currieulum  vitap; 

2.  die  Zeugnisse  über  die  besuchten  akademischen  Vorlesungen ; 

3.  ein  Sittenzeugnis   von  der  Hochschule,   an   welcher  der  Kandidat  seine 
Hauptstudien  gemacht  hat; 

4.  eine  wissenschaftliche  Abhandlung  nach  freier  Wahl   aus  irgend  einem 
Gebiete  der  Medizin  oder  der  Naturwissenschaften. 

§  2.  Der  Dekan  teilt  die  Papiere  des  Kandidaten  der  Fakultät  mit,  welche 
über  die  Zulassung  zum  Examen  entscheidet. 

§  3.    Die  Prüfung  ist  teils  schriftlich  (Tentameji),  teils  mündlich  (Rigorosum). 

§  4.  Die  schriftliche  Prüfung  besteht  in  der  Bearbeitung  von  fünf  Fragen, 
welche  durch  die  speziellen  Vertreter  der  betrefl'enden  Fächer  dem  Dekane  ver- 
siegelt zugestellt  werden.    Die  Fragen  haben  sich  zu  beziehen  auf: 

1.  Anatomie ;   2.  Physiologie ;   3.  Pathologische  Anatomie  und  patholo- 
gische  Physiologie;    4.  spezielle  Pathologie  und  Therapie;   5.  Chirurgie. 

Ji  5.  Die  Bearbeitung  der  schriftlichen  Fragen  hat  unter  Aufsicht  des 
Dekanes  in  Klausur  zu  geschehen ;  dabei  ist  der  Kandidat  durch  Haudversprechen 
zu  verpflichten,  dass  er  sich  keinerlei  geschriebener  oder  gedruckter  Hülfsmittel 
bedienen  werde. 
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§  6.  Die  Antworten  des  Kandidaten  werden  nach  deren  Vollendung  vom 
Dekane  unterschrieben,  mit  den  nötigen  Zeitangaben  über  Tag  und  Dauer  der 
Ausarbeitung  versehen  und  bei  den  Fakultätsmitgliedem  in  Zirkulation  gesetzt. 
Letztere  haben  sich  schriftlich  darüber  auszusprechen,  ob  sie  die  Arbeiten  für 
genügend  zur  Zulassung  zum  weiteren  Examen  erachten.  Bei  diesen,  wie  bei 
allen  folgenden  Abstimmungen  entscheidet  die  Majorität  der  Examinatoren. 

§  7.    Im  Falle  der  Abweisung  kann  die  Fakultät  für  die  allföllige  Wieder- 
holung der  Prüfung  eine  Zeit  bestimmen,  vor  welcher  der  Kandidat  das  Examen 
.nicht  wiederholen  darf. 

§  8.  Zu  der  mündlichen  Prüfung  sind  die  sämtlichen  Professoren  der  Fakultät 
einzuladen.    Die  Prüfungsfächer  sind  in  der  Regel: 

1.  Anatomie;  2.  Physiologie;  3.  Pathologische  Anatomie  und  Physio- 
logie ;  4.  spezielle  Pathologie  und  Therapie ;  5.  Materia  medica ;  6.  Chi- 
rurgie ;   7.  Geburtshttlfe. 

§  9.  Die  Prüfung  eines  Examinators  soll  nicht  über  eine  halbe  Stunde 
dauern. 

§  10.  Es  wird  über  die  mündliche  Prüfung  vom  Schreiber  der  Fakultät 
(oder  von  dessen  Stellvertreter)  ein  Protokoll  geführt. 

§  11.    Die  Grade,  mit  denen  der  Doktortitel  erteilt  wird,  sind: 

1.  Summa  cum  laude;  2.  Insigni  cum  laude;  3.  Magna  cum  lande; 
4.  Cum  laude;  5.  Rite. 

§  12.  Bei  der  Beurteilung  der  schriftlichen  Arbeiten  sowohl,  als  bei  der 
mündlichen  Prüfung,  soll  neben  den  Spezialkenntnissen  in  den  betreffenden 
Fächern,  insbesondere  auch  auf  das  Vorhandensein  einer  allgemein  wissenschaft- 
lichen und  besonders  einer  umfassenderen  naturwissenschaftlichen  Grundlage 
Rücksicht  genommen  werden. 

§  13.  Die  Promotion  erfolgt  durch  Ablegung  des  medizinischen  Eides  in 
die  Hand  des  Dekans  vor  versammelter  Fakultät. 

§  14.  Der  Druck  der  Dissertation  hat  in  der  Regel  der  Promotion  und 
der  Erteilung  des  Diploms  vorauszugehen.  Unter  besonderen  Umständen  kann 
hierin  durch  die  Fakultät  eine  Änderang  beschlossen  werden.  Von  der  Disser- 
tation sind  jeweilen  200  Exemplare  au  die  Fakultät  abzuliefern. 

§  15.  Eine  Promotion  solcher  Bewerber,  welche  die  hiesige  Prüfung  nicht 
bestanden  haben,  ist  nicht  zulässig ;  dagegen  kann  die  Fakultät  den  Doktortit«! 
an  hervorragende  Persönlichkeiten  honoris  causa  übertragen. 

§  16.  Die  Gebühren  für  das  Doktorexamen  betragen  Fr.  350,  nämlich  für 
das  Tentamen  Fr.  100,  Rigorosum  Fr.  200,  Promotion  Fr.  50.  Dieselben  sind 
nach   stattgehabter  Anmeldung  beim  Schreiber  der  Fakultät  zu  entrichten. 

§  17.  Wird  der  Kandidat  nach  dem  schriftlichen  oder  mündlichen  Examen 
zurückgewiesen,  so  sind  die  Gebühren  für  die  zurückgelegte  Prüfung  verfallen. 
Die  Wiederholung  der  Prüfung  ist  unentgeltlich. 

§  18.  Für  Kandidaten,  welche  die  eidgenössische  Fachprttfung  bestanden 
haben,  beträgt  die  Gesamtgebühr  für  das  Doktorexamen  Fr.  250;  sie  haben  ihrer 
Meldung  die  bei  der  Fachprüfung  erhaltenen  Einzelnoteu  beizulegen.  Die  Fakultät 
kann  für  solche  Bewerber  eine  Vereinfachung  der  Prüfung  beschliessen. 


68. 18.   Ordnung  für  die  Benützung  der  öffentlichen  Bibliothek  der  Universität  Basel. 

(Universitätsbibliothek  Basel.)    (Vom  9.  Dezember  1892.) 

§  1.  Die  Bibliothek  ist  täglich  geöffnet  mit  Ausnahme  1.  der  Sonntage, 
2.  der  Weihnachtsferien  (24.  Dezember  bis  2.  Januar),  3.  der  drei  Fastnachts- 
nachmittage, 4.  der  Tage  von  Mittwoch  vor  bis  Montag  nach  Ostern,  5.  des 
Himmeifahrtstages,  6.  des  Samstags  vor  und  des  Montags  nach  Pfingsten,  7.  zweier 
Wochen  in  der  ersten  Hälfte  August,  8.  des  Tages  der  Rektoratsfeier  der  Uni- 
versität. 
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der  Universität. 

§  2.  Das  Aasleihzimmer  ist  geöffnet  yon  10 — 12 'I2  Uhr  vormittags  und 
2 — 4  Uhr  nachmittags.  Während  dieser  Stunden  können  Bücher  sowohl  ab- 
geholt als  zurückgebracht  werden. 

§  3.  Zum  £ntleiheu  von  Büchern  nach  Hause  wird  die  Hinterlegung  eines 
Bürgscheines  verlangt: 

1.  von  Studirenden,  sowie  allen  demjenigen  Personen,  die  keine  selbständige 
Stellung  innehaben; 

2.  von  Personen,  die  den  Beamten  der  Bibliothek  unbekannt  und  nicht  auf 
sonstige  Weise  empfohlen  sind. 

Die  Bürgscheine  haben  zwei  Jahre  Gültigkeit;  Forraulare  zu  solchen  sind 
im  Ausleihzimmer  unentgeltlich  zu  beziehen. 

Als  Bürgen  werden  in  Basel  ansässige  Personen  angenommen,  die  vermöge 
ihrer  Stellung  die  erforderliche  Sicherheit  gewähren. 

§  4.  Wer  ein  Buch  zu  entleihen  wünscht,  hat  einen  mit  Unterschrift  ver- 
sehenen Bestellzettel  entweder  in  den  am  hinteren  Portal  des  Museums  (Martius- 
gasse)  angebrachten  Schalter  zu  legen  oder  frankirt  durch  die  Post  unter  der 
Adresse  „Universitätsbibliothek  Basel"  einzusenden.  Die  bis  9,  10,  11  Uhr  vor- 
mittags und  2  Uhr  nachmittags  bestellten  Bücher  stehen  je  eine  Stunde  nach 
diesen  Terminen  zur  Ausgabe  bereit. 

§  5.  Die  Ausgabe  der  Bücher  findet  statt  gegen  Ausfüllung  der  im  Aus- 
leihzimmer aufliegenden  Formulare,  die  den  genauen  Titel  des  Werkes,  Namen, 
Stand  und  Wohnung  des  Empfängers  enthalten  müssen.  Für  jedes  entliehene 
Werk  ist  ein  besonderer  Empfangsschein  erforderlich.  Dieser  wird  bei  Rück- 
lieferung des  Werkes  zurückgegeben. 

Es  können  die  Empfangscheine  auch  als  Bestellscheine  verwendet  werden  j 
in  diesem  Falle  ist  für  jedes  Werk  ein  besonderer  Schein  auszustellen.  For- 
mulare zu  solchen  Scheinen  sind  im  Ausleihzimmer  und  beim  Pedellen,  25  Stück 
k  10  Cts.,  erhältlich. 

§  6.  Ist  ein  verlangtes  Buch  ausgeliehen  oder  nicht  ausleihbar,  su  wird 
der  Bestellzettel  dem  Besteller  zurückgegeben.  Ist  ein  verlangtes  Buch  nicht 
vorhanden,  so  wird  der  Bestellzettel  zum  Zwecke  der  Berücksichtigung  bei  den 
Anschaffungen  zurückbehalten. 

§  7.  Bücher,  die  nicht  innerhalb  dreier  Tage  nach  der  Bestellung  in  Em- 
pfang genommen  worden  sind,  werden  an  ihren  Platz  zuiückgebracht  und  müssen 
von  neuem  bestellt  werden. 

§  8.  Die  Entleiher  sollen  nicht  mehr  als  12  Bände  gleichzeitig  in  Händen 
haben.  Zur  Überschreitung  dieser  Zahl  sind  die  Lehrer  der  hiesigen  höheren 
ünterrichtsanstalten  ohne  weiteres  berechtigt,  während  die  übrigen  Benutzer 
hiefür  die  Einwilligung  des  Oberbibliothekars  nachzusuchen  haben. 

§  9.  Besonders  wertvolle  Werke,  Karten,  ungebundene  Zeitschriftenhefte, 
sowie  wissenschaftliche  Jahresberichte  werden  nur  in  Ausnahmefällen  und  nur 
für  eine  kürzere  Dauer,  bibliographische  Nachschlagebücher  u.  dgl.  nie  aus- 
geliehen. 

Für  die  Entleihung  von  Handschriften  und  Inkunabeln  bedarf  es  der  Ein- 
willigung des  Oberbibliothekars. 

§  10.  Nach  vorausgegangener  Bekanntmachung  am  schwarzen  Brett  und 
in  den  Zeitungen,  findet  alljährlich  gegen  Ende  des  Sommersemesters  eine  Re- 
vision statt,  zu  der  die  ausgeliehenen  Bücher  zurückzugeben  sind.  Ausserdem 
haben  Studirende  am  Ende  jedes  Semesters  die  entliehenen  Bücher  zurück- 
zuliefern. 

§  11.  Die  Universitätslehrer  sind  berechtigt,  Bücher,  deren  Leihfrist  nach 
§  10  abgelaufen  ist,  noch  ein  weiteres  Jahr  zu  behalten ;  in  diesem  Fall  haben 
sie  in  der  Woche  vor  der  Revision  mündlich  oder  schriftlich  eine  darauf  bezüg- 
liche Anzeige  an  die  Bibliotheksverwaltung  zu  richten. 
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Den  übrigen  Benutzern  kann  auf  ein  genügend  motivirtes  und  ebenfalls  in 
der  Woche  vor  der  Revision  gestelltes  Begehren  hin  die  Verlängerung  der  nach 
§  10  abgelaufeneu  Leihfrist  zugestanden  werden. 

Die  Leihfrist  wird  nur  einmal  verlängert;  nachher  muss  das  Buch  zurück- 
gegeben resp.  vorgewiesen  und  von  neuem  bestellt  werden. 

§  12.  Für  Werke,  die  in  tiniversitätsinstituten  längere  Zeit  zu  bestimmten 
Zwecken  benützt  werden  müssen,  gilt  die  in  §  10  festgesetzte  Leihfrist  nicht. 
(Vgl.  jedoch  §  13  Nr.  3.) 

§  13.   Zur  Rückgabe  wird  schriftlich  aufgefordert: 

1.  wer  ein  von  einem  anderen  Besteller  verlangtes  Buch   schon  über  einen 
Monat  lang  benützt  hat; 

2.  wer  ein  entliehenes  Buch   innerhalb   der  Ausleihefrist  (§§  10,   11)  nicht 
zurückbringt; 

3.  wer  ein  Buch  in  Händen  hat,   das  im  Interesse  des  Bibliotheksdienstes 
zurückverlangt  werden  muss. 

Für  die  in  diesen  Fällen  geforderte  Rückgabe  Avird  jeweilen  eine  Frist  von 
mindestens  drei  Tagen  angesetzt.  Wird  der  Rücklieferungstermin  nicht  ein- 
gehalten, so  Wird  das  Buch  durch  deu  Bibliothekadiener  abgeholt,  an  den  für 
jeden  Gang  eine  Gebühr  von  einem  Franken  zu  entrichten  ist. 

§  14.  Wer  auf  länger  als  einen  Monat  verreist,  hat  die  entliehenen  Bücher 
vor  Antritt  der  Reise  zurückzugeben;  jedoch  kann  es  gestattet  werden,  ent- 
liehene Bücher  auf  Reisen  mitzunehmen. 

§  15.  Der  Lesesaal  ist  geöffnet  vormittags  10—12'  2  Uhr.  nachmittags  im 
Sommer  2—6  (Samstags  2—4),  im  Winter  2—4  Uhr. 

§  16.  Für  die  Bestellung  der  im  Lesesaal  zu  benützenden  Bücher  gelten 
die  Bestimmungen  des  §  4 :  ausserdem  können  im  Lesesaal  selbst  (jedoch  nur 
bis  4  Uhr)  Bestellungen  aufgegeben  werden ;  diese  gelangen,  soweit  tunlich,  zn 
sofortiger  Erledigung.  Die  Zettel,  auf  denen  die  für  den  Lesesaal  gewünschten 
Bücher  bestellt  werden,  müssen  deutlich  mit  der  Bezeichnung  „Lesesaal"  ver- 
sehen sein. 

S  17.  Jedermann  hat  bei  seinem  Weggang  die  im  Lesesaal  benützten 
Bücher  dem  Aufsichtsbeamten  einzuhändigen  und,  falls  er  sie  weiter  zu  benützen 
wünscht,  einen  seinen  Namen  tragenden  Zettel  beizulegen. 

Bücher,  die  drei  Tage  lang  hintereinander  nicht  benützt  worden  sind,  werden 
an  ihren  Platz  zurückg(»braclit  und  müssen  von  neuem  bestellt  werden. 

§  18.    An  denselben  Benutzer  werden  nur  12  Bände  gleichzeitig  abgegeben. 

§  19.     Das  Betreten  der  Bücherräume  ist  gestattet: 

1.  den  Professoren  der  Universität; 

2.  den  Mitgliedern  der  Kommission  des  Naturhistorischen  Museums  laut  Ord- 
nung für  das  Naturhistorische  Museum  vom  11.  Dezember  1890,  §  8  al.  1. 

Diese  haben  überdies  das  Recht,  die  Bücher,  die  sie  zu  entleihen  oder  im 
Lesesaal  zn  benutzen  wünschen,  selbst  aus  den  Bücherräumen  zu  holen. 

Allen  andern  Benutzern  der  Bibliothek  ist  es  untersagt,  ohne  ausdrückliche 
Erlaubnis  des  Oberbibliothekars  die  Bücherräume  zu  betreten. 

§  20.  Über  die  Verleihung  von  Büchern  nach  auswärts  und  über  die  Ver- 
mittlung von  Büchern  aus  andern  Bibliotheken  an  hiesige  Benutzer  bestimmen 
besondere  Ordnungen  das  Nähere. 

§  21.  Die  Benutzer  haben  die  ihnen  eingehändigten  Werke  sorgfältig  zu 
behandeln.  Alles  Hineinschreiben  oder  Anstreichen  mit  Tinte  oder  Stift,  das 
Knicken  der  Blätter  und  falsche  Brechen  der  Tafeln  ist  untersagt. 

§  22.  Wer  ein  entliehenes  Buch  verliert  oder  beschädigt,  ist  verpflichtet, 
es  durch  ein  neues  Exemplar  zu  ersetzen. 
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snr  rinstruction  publique. 

§  23.  Wer  sich  den  vorstehenden  Bestimmungen  nicht  in  allen  Teilen 
nnterzieht,  muss  gewärtigen,  von  der  Benützung  der  Bibliothek  ohne  weitere» 
ausge8chlo8sen  zu  werden. 

Diese  Ordnung  tritt  mit  dem  1.  Januar  1893  an  die  Stelle  der  Ordnung 
Tom  7.  Juni  1867. 

Also  vom  Erziehungsrat  genehmigt. 

Ba.sel,  den  9.  Dezember  1892. 

Der  Präsident :   Z  u  1 1. 

Der  Sekretär:   H.  Zehntner. 


Vi 

i 


«4.19.    Loi  modifiant  l'article  158  de  la  Loi  du  5  juin  1886  sur   rinstruction 
publique  du  Canton  de  Genöve.    (Du  22  jnin  1892.) 

Le  Conseil  d'Etat  de  la  R^publique  et  Canton  de  Geneve,  fait  savoir  que : 

Le  Grand  Conseil, 
Sur  la  proposition  du  Conseil  d'Etat; 

D^crHe  ce  qui  suit: 

Art.  l**'^.  L'article  158  de  la  Loi  du  5  juin  1886  sur  rinstruction  publique 
et  modifi^  comme  suit: 

,,Art.  158.  Le  S6nat  confere,  aprfes  examens,  les  grades  de  bachelier,  de 
licenci^  et  de  docteur.  II  d^livre  aussi  des  diplomes  de  chimistes  et  des  diplomes 
de  pharmaciens. 

„Ces  examens  peuvent  etre  fractionn^s." 

Art.  2.    L'urgence  est  d6clar6e. 

Le  Conseil  d'Etat  est  Charge  de  faire  promulguer  les  presentes  dans  la 
forme  et  le  terme  prescrits. 

Fait  et  donne  ä  Geneve  le  vingt-deux  juin  mil  huit  cent  quatre  vingt  douze 
sous  le  sceau  de  la  Röpublique  et  les  signatures  du  President  et  du  Secrötaire 
du  Grand  Conseil. 

Le  President  du  Grand  Conseil:  J.  Kutty. 

Le  Secretaire  du  Grand  Conseil:  L.  Chauffat. 

Le  Conseil  d'Etat, 

Vu  Tarticle  3  de  la  Loi  constitutionelle  sur  le  Referendum  facultativ  du 
26  avril  1879; 

Vu  l'urgence; 

Arrete: 

De  promulguer  la  Loi  du  22  juin  1892  modifiant  l'article  158  de  la  Loi  du 
5  juin  1886  sur  rinstruction  publique  pour  etre  executoire  dans  tont  le  canton 
des  le  jonr  de  demain. 

Certifi6  conforme. 
Le  Chancelier:  J.  Lee  lere.  . 
(lenfevp,  le  24  juin  1892. 


65.20.    AiT§t6  lögislatif  approuvant  la  cröation  ä  TUniversitö  de  Genöve  d'une 
chaire  ordinaire  de  logique,  de  Classification  et  de  möthode  des  sciences.  (Du 

6juillet  1892.) 

Le  Conseil  d'Etat  de  la  Röpublique  et  Canton  de  Geneve  fait  savoir  que: 

Le  Grand  Conseil, 

Vu  les  pr^avis  de  la  Facult^  des  lettres,  du  Senat  universitaire  et  de  la 
Commission  scolaire; 
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Sur  la  proposition  dn  Conseil  d'Etat; 

Arreie  : 

Article  nnique.  D'approuver  la  cr^ation  h  rUniversite  de  Geneve  d'unc 
€haire  ordinaire  de  logique,  de  Classification  et  de  m^thode  des  sciences. 

Le  Conseil  d'Etat  est  charg6  de  faire  promulgner  les  präsentes  dans  la  forme 
et  le  terrae  prescrits. 

Fait  et  donne  k  Geneve  le  six  juillet  mil  huit  cent  quatre-vingt-douze, 
80US  le  scean  de  la  R^pabliqiie  et  les  signatures  dn  President  et  du  Secretaire 
du  Grand  Conseil. 

Le  President  du  Grand  Conseil:  J.  Rutty. 

Le  Secretaire  dn  Grand  Conseil:  L.  Chanffat. 

Le  Conseil  d'Etat, 

Vu  la  Loi  constitutione! le  sur  le  Referendum  facnltatif  du  25  mal  1879  et 
la  Loi  organique  sur  l'exercice  du  Referendum  du  25  juin  1879; 

Consid6ranfc  que  le  texte  de  l'Arretö  16gislatif  du  6  juillet  1892  approuTant 
la  creation  d'une  chaire  ordinaire  de  logique,  de  Classification  et  de  methode 
des  sciences  a  etä  publik  le  9  juillet  1892  dans  la  Feuille  d'Avis; 

Consid^rant  que  le  d6Iai  de  trente  jours  d^s  la  publication  est  expire  le 
7  aoüt  1892  sans  qu'aucune  demande  de  votation  populaire  ait  ^t^  formul6e  par 
les  61ecteurs; 

A  rrete : 

De  promulgner  TArret^  16gislatif  ci-dessus  pour  etre  ex^cutoire  dans  tont 
le  Canton  d^s  le  jour  de  demain. 

Certifie  conforme. 

Le  Chancelier:  J.  Leclerc. 
Geneve.  le  8  aoüt  1892. 


66. 21.    Loi  approuvant  la  cröation  d'une  chaire  extraordinaire  de  chimie  technlqoe 
et  thöorique  ä  l'Universitö  de  Genöve.    (Du  20  janvier  1892.) 

Le  Conseil  d'Etat  de  la  R^publique  et  Canton  de  Genöve  fait  savoir  que: 

Le  Grand  Conseil, 

Vu  l'article  132  de  la  loi  dn  5  juin  1886  sur  rinstruction  publique; 

Vu  les  pr^avis  du  S6nat  universitaire,  de  la  Faculte  des  Sciences  et  de  la 
Commission  scolaire; 

Sur  la  proposition  du  Conseil  d'Etat; 

DScrke  ce  qui  suit: 

Art.  l«"".  La  creation  d'une  chaire  extraordinaire  de  chimie  techniqne  et 
th^orique  k  l'üniversitö  est  approuv6e. 

Art.  2.  Un  credit  de  1500  francs  est  ouvert  au  Conseil  d'Etat  en  sus  de 
la  rubriqne  32,  lettre  aj  du  budget  de  1892. 

Art.  3.     L'urgence  est  d6clar§e. 

Le  Conseil  d'Etat  est  charge  de  faire  promulgner  les  präsentes  dans  la 
forme  et  le  terrae  prescrits. 

Fait  et  donne  ä  Geneve  le  vingt  janvier  mil  huit  cent  quatre-vingt-donze, 
80US  le  sceau  de  la  R^publique  et  les  signatures  du  President  et  du  Secretaire 
du  Grand  Conseil. 

Le  President  du  Grand  Conseil:  J.  Rutty. 

Le  Secretaire  dn  Grand  Conseil:  L.  Chanffat. 

Le  Conseil  d'Etat, 
Vu  l'article  3  de  la  Loi  Constitutionen e  sur  le  Referendum  facnltatif; 
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la  constrnction  d'un  bätiment  d'anatomie  pathologiqae  ä  VUniversit^. 

Vu  Turgence; 

Ar  rite: 

De  promulgner  la  loi  dn  20  janvier  1892  approuvant  la  cr6ation  d'une  chaire 
extraordinaire  de  chimie  techniqne  et  th^orique  ä  l'üniversit^,  ponr  etre  exe- 
cntoire  dans  tont  le  Canton  d^s  le  jour  de  demain. 

Geneve,  le  23  janvier  1892.  Certifi6  conforme, 

Le  Chancelier:  J.  Lee  lere. 


67. 22.  Loi  ouvrant  au  Conseil  d'Etat  un  crödit  de  200,000  francs  pour  la  construction 
d'un  bätiment  d'anatomie  pathologique  ä  TUniversite  de  Genöve.  (Du  6  jnillet  1892.) 

Le  Conseil  d'Etat  de  la  Republique  et  Canton  de  Genöve  fait  savoir  qne: 

Le  Grand  Conseil, 
Sur  la  proposition  du  Conseil  d'Etat; 

DScrHe  ce  qui  suH : 

Art.  Iß*".  II  est  ouvert  au  Conseil  d'Etat  un  credit  de  200,000  francs  pour 
la  construction  d'un  bätiment  d'anatomie  pathologique,  conform^ment  anx  plana 
et  devis  arretes  par  le  Conseil  d'Etat  en  date  dn  28juin  1892. 

Art.  2.  Le  Conseil  d'Etat  est  autorisö  k  ^mettre  provisoirement  des  rescriptions 
pour  couvrir  cette  döpense,  qui  sera  ultörieurement  consolidee  par  un  emprunt. 

Le  Conseil  d'Etat  est  Charge  de  faire  promulguer  les  präsentes  dans  la 
forme  et  le  terme  prescrits. 

Fait  et  donnö  &  Genfeve  le  six  juillet  mil  huit  cent  quatre-vingt-douze, 
sous  le  sceau  de  la  Republique  et  les  signatures  du  President  et  du  Secr6taire 
du  Grand  Conseil. 

Le  President  du  Grand  Conseil:  J.  Rutty. 

Le  Secr^taire  du  Grand  Conseil:  L.  Chauffat. 

Le  Conseil  d'Etat, 

Vu  la  Loi  constitutionelle  sur  le  Referendum  facultatif  du  25  mai  1879  et 
la  Loi  organique  sur  l'exercice  du  Referendum  du  25  juin  1879; 

Considerant  que  le  texte  de  la  Loi  du  6  juillet  1892  ouvrant  au  Conseil 
d'Etat  un  credit  de  200,000  francs  pour  la  construction  d'un  bätiment  d'anatomie 
pathologique  a  ^t^  publik  le  9  juillet  1892  dans  la  Feuille  d'Avis ; 

Considerant  que  le  d^lai  de  30  jours  dfes  la  publication  est  expir6  le  7  aoüt 
1892  saus  qu'aucune  demande  de  votation  populaire  ait  et6  formul6e  par  les 
electeurs : 

Arrete : 

De  promulguer  la  Loi  ci-dessus  pour  etre  ex^cutoire  dans  tont  le  Canton 
des  le  jour  de  demain. 

Geneve,  le  8  aoüt  1892.  Certifi6  conforme, 

Le  Chancelier:  J.  Ledere. 


■•vv 
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68.23.  Regulativ  des  Kantone  St.  Gallen  betreffend  die  Erteilung  von  Stipendien 
für  das  Studium  an  Hochschulen  gemäss  Art.  10,  zweiter  Satz,  der  kantonalen 
Verfassung  vom  16.  November  1890.    C^om  16.  März  1892.) 

Art.  1.  Der  Staat  unterstützt  die  höhere  Ausbildung  talentvoller,  aber 
unbemittelter  Schüler  auf  Hochschulen  durch  Stipendien. 

Art.  2.  Tüchtige,  aber  unbemittelte  Kantonsangehörige,  welche  durch  Fleiss 
und  besondere  Begabung  sich  auszeichnen,  können  für  die  durchschnittliche 
Dauer  der  Studienzeit  mit  jährlichen  Stipendien  von  Fr.  100—500  unterstützt 
werden. 
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Art.  3.  Die  Bewerbung  uni  ein  Stipendium  hat  innerhalb  der  jeweilen 
durch  öfifentliche  Bekanntmachung  festgesetzten  Frist  bei  dem  Erziehnngs- 
departement  zu  geschehen,  und  zwar  durch  Einreichung  eines  schriftlichen 
Gesuches  unter  Beilegung  von  Zeugnissen  über  sittliches  Verhalten  und  Vor- 
bildung. Femer  sind  in  ein  Formular,  welches  bei  der  Erziehungskanzlei  zu 
beziehen  ist,  die  nötigen  Angaben  über  die  persönlichen  Verhältnisse  und  all- 
föllige  anderweitige  Unterstützungen  einzutragen. 

Art.  4.  Dem  Erziehungsrate  steht  das  Recht  zu,  von  Bewerbern  um  ein 
Stipendium  eine  Prüfung  zu  verlangen. 

Art.  5.  Die  Festsetzung  der  Stipendien  findet  alljährlich  vor  Ostern  für 
das  folgende  Schuljahr  durch  den  Erziehnngsrat  statt. 

Art.  6.  Die  Stipendien  werden  für  ein  Jahr  erteilt  und  kommen  je  ffir 
ein  halbes  Jahr  zur  Auszahlung. 

Art.  7.  Die  Stipendiaten  haben  nach  Ablauf  jedes  Semesters  einen  von 
Zeugnissen  begleiteten,  eingehenden  Bericht  über  ihren  Studiengang  dem  Er- 
ziehungsrat zu  übersenden. 

Wäre  der  Ausweis  nicht  befriedigend,  so  kann  der  Erziehungsrat  den  für 
ein  zweites  Semester  schon  zuerkannten  Beitrag  sistiren. 

Art.  8.  Das  vorstehende  Regulativ,  durch  welches  dasjenige  vom  5.  Februar 
1891  aufgehoben  wird,  tritt  sofort  in  Kraft  und  ist  in  die  Gesetzessammlung 
und  in  das  amtliche  Schulblatt  aufzunehmen. 

St.  Galleu,  den  16.  März  1892. 

Im  Nameu  des  Erziehungsrates, 

Der  Präsident:  Dr.  J.  A.  Kaiser. 

Der  Aktuar:  Dütschler. 


(Genehmigt  vom  Regierungsrat. 
St.  Gallen,  den  18.  März  1892. 


Namens  des  Regierungsrates, 
Der  Staatsschreiber:  Müller. 


Anhang. 

(>0. 1.   Reglements  de  rEcole  des  arts  industriels  ä  Genöve.  (ArrSt^s  par  le  Con- 
seil  d'Etat  le  8juinl889.    (Nouvelle  Mition  en  1892.)») 

Rhglement  g4n4ral. 

Art.  1^^'  Le  Conseil  d'Etat  a  la  direction  et  Tadministration  generale  de 
rEcole. 

Art.  2.  II  d^l^gne  un  de  ses  membres  ponr  presider  la  Commission  de 
surveillance. 

Art.  3.  La  Commission  de  surveillance  a  pour  mandat  de  pr^aviser  sur 
toutes  les  questions  relatives  ä  Padministration  et  ä  la  direction  generale  de 
l'Ecole. 

Art.  4.    L'enseignement  est  gratuit. 

Art.  5.  Les  Kleves  forment  deux  cat^gories:  les  Kleves  r^guliers  et  les 
Kleves  externes. 

Art.  6.  Les  Kleves  reguliers  sont  ceux  qui  fönt  leur  education  artistiqne 
complfete  ou  qui  fönt  Tapprentissage  d'une  brauche  speciale.  Ds  devront  suivre 
alternativement  les  legons  indiqu?es  au  programme  des  6tudes  et  se  livrer  k 
l'ex^cution  pratique  des  travaux  relatifs  ä  la  profession  qu'ils  vealent  embrasser. 
11s  auront  seula  le  droit  de  participer  aux  concours  r6guliers  de  TEcole. 

')  (V8  rc^lenicnts  ne  sont  pas  contenus  dan»  l'Annaairc  HtatiHtiqiiP  de  1889. 


.*■'.>!     '• ; 


Reglements  de  l'Ecole  des  arts  iiidustriels  a  Geneve. 


145 


Art.  7.  Pour  6tre  admis  comme  elöve  regulier,  il  faut  §tre  äg6  de  14  ans 
r^volns  et  s'engager  ä  suivre  les  conrs  de  dessin  des  Ecoles  mnnicipales  aux 
henres  indiqn^es  par  radmiuistration  de  l'Ecole. 

Art.  8.  Les  ^Ifeves  externes  (apprentis,  ouvriers  ou  industriels)  devront  in- 
diquer  en  s'inscriTant  et  conform^ment  ä  Thoraire  des  leQons,  les  heiires,  qu'ils 
d^sirent  consacrer  anx  etudes  on  anx  travanx  d'ex^cution,  ainsi  que  la  nature 
de  ces  derniers. 

Art.  9.  Penvent  etre  admis  comme  Kleves  externes  les  personnes  fonrnissant 
la  preuve  qa'elles  possfedent  les  connaissances  pr^liminaires  siiffisantes  pour  suivre 
avec  fruit  l'enseignement  donn^  dans  l'Ecole  et  justifier  des  aptitudes  necessaires 
k  Texecution  des  travaux. 

L'admission  d'un  61eve  en  qualit^  d'externe  devra  toujours  etre  approuvee 
par  la  Commission  de  surveillance. 

i^rt.  10.  Lorsqu'il  y  a  lieu  d'ofPrir,  seulement  k  titre  de  remuneration,  uue 
part'du  produit  des  travanx  dont  le  placement  est  assure,  cette  römunöration 
devra  6tre  appronv^e  par  la  Commission  de  surveillance,  sur  le  pr^avis  de  MM. 
leg  professeurs  et  du  Secrötaire-inspecteur. 

Dans  le  courant  de  l'ann^e  11  pourra  etre  organis^  des  conconrs  prim6s  dont 
le  Programme  paraitra  en  temps  opportun.  Les  r^compenses  seront  accord^es 
soit  sur  l'ensemble  des  travaux  de  l'ann^e,  soit  sur  des  concours  speciaux  or- 
ganis6s  par  la  Commission. 

Les  etudes  ont  pour  but  d'acheminer  aux  industries  snivantes : 

1.  La  sculpture  decorative  du  bätiment.  —  2.  Le  moulage  et  la  retouche 
duplätre.  —  3.  La  sculpture  sur  pierre  et  marbre  (mise  aux  points).  — 
4.  La  sculpture  sur  bois.  —  5.  L'orffevrerie  artistique.  —  6.  Le  bronze 
d'art.  —  7.  Le  fer  forg6  artistique.  —  8.  La  Xylographie  (gravure  sur 
bois).  —  9.  La  c6ramique  et  la  peinture  decorative. 

Les  Etudes  sont  faites  d'apres  le  modele  vivant,  la  plante,  le  plätre  et  Testampe. 

Programmea  des  etudes. 

Classes  de  modelage. 

Ffgnre. 

Application  au  modelage  des  connaissances  acquises  par  T^l^ve  en  dessin; 
copies  d'apres  la  bosse  de  la  tete  humaine  en  bas  et  hauts  reliefs  —  puis  en 
ronde  bosse. 

Etudes  de  fragments  d'apres  l'antique,  les  maitres  et  moulages  sur  nature. 

Application  des  principes  616mentaires  de  l'anatomie.  Copie  de  fragments 
humains.  Ost^ologie  et  myologie. 

Copies  de  modales  d'ensemble,  bas-reliefs  ou  rondes  bosses  suivant  la  pro- 
fession  industrielle  de  chaque  61eve. 

Traductions  de  copies  en  r^duction  ou  augmentatiou  d'apres  le  plätre, 
Testampe  et  la  Photographie. 

Memes  etudes  avec  changements  destin^s  k  familiariser  l'eleve  avec  les 
principes  de  la  composition. 

Etudes  de  proportions  anatomiques.  Etudes  de  draperies.  Etudes  d'animaux. 

Elements  des  styles  appliqu^s  k  la  figure  decorative.  Etudes  d'acadtoies 
d'apres  le  modele  vivant.  Programmes  appuyes  d'exemples  pris  dans  les  maitres. 

Esquisses  libres  en  ronde  bosse  ou  bas  relief.  en  vue  de  leur  reproduction 
en  bronze,  marbre,  bois,  etc. 

Retouche  du  plätre. 

Ornement. 

Copies  d'apres  modeles  en  relief  de  tous  les  styles. 
Agrandissements  et  r^ductions. 
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Retouclie  du  plätre,  monlures  taillees  et  principaux  ornements  ^l^ment&ires 
appliques  ä  la  d^coration  architectarale. 

Composition  d'apr^s  documents  de  styles,  dessins  de  maitres  de  tontcjs  les 
^poques.  Adaptation  ä  la  sp^cialite  professionnelle  de  chaqne  ^l^ye. 

Retouche  du  plätre  de  compositions  model6es  et  monlees  en  vue  de  leur 
exöcution. 

Compositions  de  decorations  d'ensemble  et  de  pieces  decoratives  s^appliqnant 
aux  difPärentes  branches  d*art  industriel  (bronze,  ciselure,  sculpture  sur  bois, 
pierre  ou  marbre,  ferronnerie  et  ceramique). 

Memes  ^tudes  graduees  en  s'etendant  toujours  davantage  sur  les  g^neralites, 

Fleurs  et  feuilles  d'apr^s  nature. 

Ciasses  de  cSramique  et  dScoration. 

Enseignement  de  la  d^coration  picturale  appliqu6e  k  la  ceramique,  au  dessin 
industriel  et  ä.  la  peinture  sur  papier,  teile  ou  etoife. 

Etudes  d'apres  nature  (dessin  et  aquarelle),  ^tude  des  diff^rents  caracteres 
de  Tornementation  des  si^cles  passes.  (Jardin  pour  les  6tudes  de  plein  air.) 

Copie  ou  arrangement  d*un  style  donn^  k  l'aide  de  documents  anciens. 

Essais  de  compositions  decoratives  k  Taide  de  documents  donn^s  et  plus 
sp^cialement  ä  Taide  de  documents  resultant  d'observations  ou  etudes  fait^s  par 
reieve  d'aprfes  nature. 

Compositions  et  arrangements  d^coratifs  s^appliquant  k  des  objets  divers  et 
s'ex^cutant  sur  les  differentes  matieres  suivantes :  fai'ence,  porcelaine  (plats,  vases, 
assiettes,  rev^tements,  etc.)  soie,  Zorans,  panneaux,  tapisserie  en  laine  (gros  ou 
petit  point)  toile  peinte,  enfin  k  divers  objets  sur  lesquels  le  dessin  decoratif 
et  industriel  peut  etre  reproduit  par  Impression. 

Proc6d6s  de  peinture  enseignds: 

\9  Taquarelle;  2®  la  gouache;  3®  la  peinture  vitrifiable  sur  porcelaine 
ou  fai'ence  6maillee,  sur  biscuit  de  fai'ence,  sur  email  cru  ou  cuit  et  sur 
terre  crue;  4^  les  divers  proc6d6s  de  peinture  ceramique. 

Technique  des  matiferes.  Les  terres,  leur  fagonnage,  les  biscuits,  les  oxydes 
metalliques  et  leur  dörives,  les  ömaux  et  enfin  les  materiaux  employös  pour  la 
d6coration  en  ceramique. 

Fagonnage,  (en  terres  k  fa'ience  ou  autre  matieres.  ceramiques  diverses)  au 
moyen  du  tour  de  potier  des  divers  dessins  con^us  par  les  Kleves,  en  vue  d'nne 
ex6cution  pratique  qui,  dans  certains  cas  s'effectue  au  moyen  du  moulage  ou 
du  coulage. 

Laboratoire  pour  les  analyses  qualitatives  et  quantitatives,  des  matieres 
premiferes;  ainsi  que  pour  eifectuer  les  recherches  se  rattachant  k  la  technique 
c6ramique. 

Classe  de  ciselure, 

Etüde  de  la  ciselure  pour  l'acier,  le  fer,  le  bronze  et  les  ra^tanx  precieux. 
Etüde  de  repousse,  recingle,  pris  sur  pi^ce  et  poin^ons. 
Figures  et  ornements  k  l'nsage  de  la  petite  et  grande  orfevrerie,  byouterie,  etc. 
Retouche  et  ciselure  de  la  foute  (originaux  et  surmoul^s). 

Ciasse  de  sculpture  sur  pierre  et  bois. 

Enseignement  elömentaire  de  la  sculpture  sur  pierre  et  bois. 

Connaissance  de  Poutillage  servant  au  travail  des  differentes  matieres,  pierres 
tendres,  pierres  dures,  bois  et  marbre. 

Enseignement  de  la  mise  aux  points  d'apres  modales  de  la  grandeur  de 
Tex^cution,  cours  pratique  de  la  figure,  continuation  de  la  sculpture  d'ornements 
sur  pierre. 
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Mise  aux  points  de  fignres,  bnstes  et  statuettes  en  pierre. 

CoTirs  graduö  de  sculpture  sur  bois,  omements  et  figures. 

Sculptnre  döcorative  d'ornements  k  hauts  reliefs  pour  la  d^coration  du 
bätiment. 

Sculpture  sur  marbre,  figure  et  ornement,  inise  aux  points  avec  agrandisse- 
nients  ou  r^ductions  des  modöles. 

Sculpture  sur  bois  pour  Tameublement  et  la  grande  d^coration. 

Sculpture  de  figures  et  omements  sur  pierre,  marbre  et  bois,  ex^cution  de 
modales  cr^6s  par  les  61feves. 

Classe  de  Xylographie  (gravure  sur  hois). 

Etudes  pr^liminaires,  tons  plats,  d^coupage  de  traits,  festons,  etc. 

Fac-simile  progi'essifs  de  dessins  ä  la  plume  ou  au  crayon. 

Interpretation  de  dessins  vari^s  et  de  photographies  d'apr^s  des  tableaux 
ou  dessins  de  maitres. 

Gravure  de  dessins  ex^cutes  par  l'^leve. 

Classe.de  serrurerie  artistique  (fer  forgi). 

Enseignement  pratique  de  l'outillage  d'un  atelier  de  serrurerie,  soufflets, 
forges,  macbines  k  percer,  tours,  marteaux,  6taux,  outillage  d'6tablis,  limes 
diverses,  etc. 

Etudes  des  differentes  qualit^s  de  fers,  fontes  et  aciers,  houilles  et  charbons. 

Premiers  el6ments  de  forge,  cbauffe  du  fer  et  de  Tacier,  soudures  et  tra- 
vaux  de  forge. 

Principes  de  limage  &  traits  crois^s,  en  travers,  en  long,  premiers  ^löments 
d'ajustage,  de  pergage  et  de  tournage  du  fer;  arrangement  des  outils,  burins, 
ciseaux,  meches,  etc. 

Trempe  de  l'acier. 

Travaux  d'ajustage  et  de  montage. 

Principes  du  repouss6  de  la  tole  (feuilles,  objets  divers). 

Ex^cution  de  travaux  et  dobjets  d'art  röunissant  les  connaissances  acquises 
de  la  forge,  de  la  lime,  du  tournage  et  du  repousse. 

Coxirs  de  styl  es. 
Enseignement  oral  de  Thistoiro  de  l'Art  et  des  differents  styles. 

Moulage. 

Etudes  des  diiferents  proc6d6s  de  moulage.  Creux  perdus,  moules  ä  pieces, 
ä  la  gelatine  et  au  fil. 

MusSe  de  moulages. 
A  l'usage  des  Ecoles  et  des  particuliers  (catalogue). 

Magasin  des  produits. 
Ventes  d'objets  d'art  execut^s  dans  l'Ecole. 

Bihliothhque. 

Ouvrages  contenant  toutes  les  specialites  et  styles  de  l'art  industriel.  (Textes 
et  planches.) 

Rhglement  interieur. 

Art.  1®^.  Les  Ühves  sont  astreints  k  prendre  le  plus  grand  soin  des  modales 
et  ontiLs  qui  leur  sont  confies;  ils  en  sont  responsables,  et  en  cas  de  minorit^ 
d'äge,  la  responsabilit^  incombe  k  leurs  parents  ou  tuteurs.    Ils  doivent  6gale- 
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ment  aux  ordres  de  la  Direction  et  tenir  compte  des  avis  donnes  par  MM.  les 
professeurs. 

Art.  2.  II  est  formelleinent  interdit  d'emporter  hors  de  l'Ecole  les  modeles. 
les  ontils,  ainsi  que  les  ^tndes  sans  Tantorisation  du  Secr^taire-inspectenr. 

Art.  3.  La  frßquentation  reguliere  de  TEcole  est  obligatoire.  II  ne  ponrra 
etre  d4vi6  &  cette  r^gle  sans  Tantorisation  de  la  Commission  de  surveillaDce. 

Art.  L  II  sera  pris  note  pour  chaque  ^leve  des  heures  d'entr^e  et  de 
aortie.  Les  absences  doivent  etre  inotiv6es,  et  aucun  61eve  ne  peut  s'absenter 
des  legons  sans  autorisation  speciale. 

Apr^s  le  Premier  avertissement,  les  parents  on  les  patrons  sont  avis^s  des 
retards  ou  absences.  Au  deuxi^me  avertissement,  il  est  prononc^  un  renyoi 
temporaire  de  huit  jours.  En  cas  de  recidive,  le  renvoi  d^finitif  de  VÜhxe 
pourra  etre  prononc6. 

Art.  5.  En  dehors  des  cours  de  l'Ecole,  les  61^ves  r^guliers  sont  astreints 
k  suivre  les  cours  publics,  soit  le  Jiatin,  soit  le  soir.  d'aprfes  les  indications  de 
la  Commission.  Un  horaire  g6n6ral  de  ces  cours  sera  aMch^  dans  TEcole,  et 
des  examens  pourront  etre  exig^s  sur  les  mati^res  de  ces  cours. 

Art.  6.  Les  legons  obligatoires  donnees  aux  Ecoles  municipales  doi?eDt 
§tre  siüvies  avec  la  meme  r^gularitö  et  dans  les  mßmes  conditions  que  celles 
donnees  k  TEcole  des  Arts  industriels. 

Art.  7.  L'ordre  le  plus  eomplet  doit  rögner  pendant  la  dur6e  des  le^ons; 
aprfes  avertissement,  l'expulsion  temporaire  d'un  €\hve  (regulier  ou  externe) 
pourra  etre  prononce  par  le  Secretaire-inspecteur  ou  par  la  Commission.  Cette 
expulsion  ne  pourra  se  prolonger  au-del&  de  huit  jours.  La  Commission  de  snr- 
veillance  prononcera  seule  sur  les  expulsions  definitives. 

Art.  8.    La  police  int^rieure  de  l'Ecole  et  confi^e  au  Secrötaire-inspectenr. 

Les  surveillants  sont  plac6s  sous  ses  ordres. 

En  cas  d'insubordination,  le  Secretaire-inspecteur  pourra  röclamer  l'inter- 
vention  de  la  Commission  de  surveillance. 

II  en  sera  de  meme  pour  les  employes  qui  exercent  plus  particnliörement 
la  surveillance  des  salles,  des  corridors  et  de  toutes  les  d^pendances  de  TEcole. 

Rhgiement  spSciai  pour  la  ciasse  de  c4ramique. 

Art.  l^i".  La  ciasse  est  ouverte  tous  les  jours  de  huit  heures  ä  midi  et 
de  deux  heures  \  six  heures  du  soir. 

Art.  2.  L'enseignement  est  gratuit.  II  a  lieu  tous  les  jour  de  dix  heures 
k  midi  et  de  deux  heures  k  cinq  heures  du  soir. 

Art.  3.  Toutes  les  dispositions  d'ordre  int^rieur  contenues  dans  le  reglement 
g^n^ral  de  l'Ecole  sont  applicables  k  la  Ciasse  de  c^ramique. 

Art.  4.  Les  ei^ves  des  deux  sexes  devront  se  munir  k  leur  frais  du  mat^riel 
n^cessaire  aux  etudes,  ain»i  que  toutes  les  fournitures  (outils,  6maux,  couleurs. 
formes  decoratives,  etc.),  contbrm6ment  aux  indications  du  professeur. 

Art.  5.  Les  Kleves  externes  seront  reyus  aux  mßmes  conditions  et  devront 
adresser  leur  demande  d'admission  en  indiquant  les  heures  qn'ils  desirent  con- 
sacrer  aux  etudes.  Ils  ne  pourront  §tre  admis  que  si  le  nombre  des  61^ves 
r^guliers  laisse  des  places  disponibles. 

Art.  6.  Les  artistes  ou  industriels  qui  d^sirent  participer  aux  avantages 
des  cuissons  et  des  manipulations  diverses  du  laboratoire,  devront  en  adresser 
la  demande  k  M.  le  Secretaire-inspecteur.  Celui-ci  leur  fera  connaitre  dans 
quelles  conditions  il  peut  etre  adher6  k  leur  demande. 

Horaire  general  des  legons  et  personnel  enseigna/it 

Modelage  et  retouche  du  plätre,  figure  et  omement :  de  huit  heures  k  midi. 
MM.  les  professeurs  .1.  Salmson  et  A.  Huguet. 
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C6ramiqne,  aqnarelle  et  d^coration,  de  dix  heitres  k  midi  et  de  deux  heures 
h  cinq  henres  du  soir,  M.  J.  Mittey,  professenr. 

Ciselnre,  de  huit  henres  k  midi  et  de  denx  henres  k  six  henres  da  soir. 
M.  J.  Jerdelet,  maitre  de  ciselnre. 

Scnlptnre  sur  pierre  et  hois  (mise  anx  points),  de  denx  henres  k  six  henres 
dn  soir.   M.  N.  Jacqnes,  maitre  d'ex^cntion  pratiqne. 

Xylographie  (gravnre  snr  bois),  de  dix  henres  k  midi  et  de  denx  heures 
k  six  henres  dn  soir.    M.  A.  Martin,  professenr. 

Sermrerie  artistiqne  (fer  forg^)  de  denx  henres  k  six  henres.  En  hiver, 
conrs  dn  soir  ponr  les  adnltes.  M.  J.  Vailly,  maitre  de  sermrerie. 

Conrs  oral  de  styles.    M.  Bonrdilion,  architecte,  professenr. 

Montage,  de  hnit  henres  k  midi  et  de  denx  henres  k  six  heures.  M.  F.  Biagi, 
maitre  monlenr. 

Les  correspondances  concernant  Penseignement  doivent  etre  adress^s  k  la 
Commission  de  snrveillance  et  celles  d'admission  an  Secr^taire-inspecteur, 
M.  Bicharat'Gaillardj  qni  re^oit  ögalement  les  correspondances  concernant  Tad- 
ministration. 

M.  le  Secr^taire-inspectenr  re^oit  tons  les  jonrs  de  nenf  henres  k  onze 
henres  et  de  denx  henres  k  quatre  henres. 

Certifiö  conforme, 
Le  Chancelier:  J.  Leclerc. 
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JataMcliten  scHeriscIier  nnterricIitsaBStalteii  1892:93. 


— •• 


1.  Ober  Sebastian  Francks  Erstlingsschrift:  „Von  dem  grüwlichen  Laster  der 
trnnckenhayt"  (1528).    Von  Prof.  0.  Haggenmacher. 

Beilage  zum  Programm  der  Kantonsschale  in  Zürich. 

2.  Flora  von  Winterthur,  I.  Teil  (2.  Hälfte).   Von  Dr.  Robert  Keller. 

Beilage  znm  Programm  des  Gymnasiums  und  der  Indnstrieschnle   in 
Winterthnr. 

3.  Die  Kegelfokalen.   Von  Prof.  Dr.  G.  Huber. 

Beilage  zum  Programm  des  städtischen  Gymnasiums  in  Bern  1893. 

4.  Parallelstellen  bei  Schiller.   Von  Dr.  H.  Stickelberger. 

Beilage  zum  Programm  des  Gymnasiums  in  Burgdorf. 

5.  Zur  Chronik  der  Witterung,  II.  Teil.  Von  Prof.  B.  Amberg. 

Beilage  zum  Jahresbericht  über  die  höhere  Lehranstalt  zu  Luzern. 

6.  Die  Erhaltung  der  Energie,  das  Grundprinzip  der  neuem  Naturlehre.  Von 
P.  Columban  Brugger,  Professor  der  Physik. 

Beilage  zum  Jahresbericht  über  die  Lehr-  und  Erziehungsanstalt  des 
Benediktiner-Stiftes  Maria-Einsiedeln. 

7.  Gedanken  über  die  Bedeutung  der  Philosophie  an  unsern  katholischen 
Gymnasien.  Von  P.  Placidus  Rigert,  0.  S.  B. 

Beilage  zum  Jahresbericht  für  die  kantonale  Lehranstalt  zu  Samen. 

8.  Die  Hyperbel  in  den  Komödien  des  Plautus  und  in  Ciceros  Briefen  an 
Attikus.  Ein  Beitrag  zur  Charakteristik  der  römischen  Umgangssprache. 
Von  Dr.  J.  Egli. 

Beilage  zum  Jahresbericht  der  kantonalen  Industrieschule,  des  städtischen 
Gymnasiums  und  der  Sekundärschule  in  Zug. 

9.  Die  Uhr,  IL  Teil.  Von  F.  Brönnimann,  Professor. 

Beilage  zum  Jahresbericht  über  die  Kantonssehule  von  Solothurn. 

10.   Das   CoUegium   humanitatis  in   Schaff  hausen,   I.  Teil:   1648—1727.     Von 
Prof.  Dr.  R.  Lang. 

Beilage  zum  Jahresbericht  des  Gymnasiums  in  Schaffhausen. 
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11.  Ober  bündnerische  Geschlechtanamen  und  ihre  Verwertung  für  die  BÜndner- 
geschichte.  Von  J.  C.  Mnoth. 

Beilage  zum  Programm  der  btindnerischeu  Kantonssehule. 

12.  Naturlaute  und  Sprache.    Ausführungen  zu  W.  Wackemagels  Voces  variae 
animalium.  Von  Dr.  J.  Winteler. 

Beilage  zum  Programm  der  aargauischen  Kantonsschule. 

13.  Zur  Geschichte  des  Märchens  vom  Dornröschen.   Von  Dr.  Reinhold  Spiller. 

Beilage  zum  Programm  der  thurgauischen  Kantonsschule. 

14.  Thrones  R^centes  sur  la  Descendance  des  Vert^brös  par  M.  E.  B^raneck, 
professeur. 

Beilage  zum  Programm  der  Akademie  Neuenburg. 


•S^*«^- 


1 


i 


rfc-* 


Orellftlssli-Verlag,  Zftrich, 

In  unserem  Verlage  erscheint: 

Schweizerische  Lehrerzeitung 

Organ  des  Schweizerischen  Lehrervereins  und  des  Pestalozzianums  in  Zürich. 

39.  Jahrgang.  —  1894. 

Redigiert  von  F.  FritSChi,  Sekundarlehrer,  Zflrich-N^umttnster ;  G.  StUCki. 

Sekundariehrer, Ben) ;  E.  Bal9i06r,  SchnIdirektor>  Bern;  P. Conrad, Seminardirektor,  Chur ; 

Dr.  Th.  Wig6t,  Seminardirektor>  Rorschach. 
Preis  per  Jahrgang  Fr.  5. 


Schweizerische  pädagogische  Zeitschrift 

Herausgegeben  vom  Schweizerischen  Lehrenrerein 

unter  der  Redaktion  von  F.  FritSChi^  Seknndarlehrer,  Zttrich-Neumüaster ;  E.  Balsiger, 
Schuldirektorf  Bern ;  G.  Stuckl,  Sekundarlehrer,  Bern ;  P.  Conrad,  Sepiinardirektor,  Chur ; 

Dr.  Th.  Wiget,  Seminardirektor,  Rorschach. 

Jährlich  vier  Hefte  zu  fünf  Bogren. 
Beilage:  PestaloszIblMter, 

redigiert  von  I*rofessor  Dr.  (X  Hunziker  in  Zürich. 

AJbonBementspreis  6  Franken« 

Die    bei    der   Verlagsbuchhandlung   eingeschriebenen    Abonnenten    der    «Schweiz. 

Lehrerzeitung«  erhalten  diese  Zeitschrift  zum  reduziiften  IVeise  von  Fr.  2. 

Die  Bestellungen  sind  zu  adressiren  an  den  Verleger. 


Die  Kunst  der  Rede. 

IiGhrbuch  der  Rhetorik,  Stilistik  und  Poetik. 

Von 
Dr*  Adolf  Calmbergr* 

Dritte  Auflage,  neu  bearbeitet  von 

H.  Utzinger, 

I«hrer  der  deutschen  Sprache  und  Literatur  am  zürcherischen  Lehrerseminar. 
XU  und  238  Seiten.  Broschiert  Preis  8  Fraaken. 


Statistisches  JalirbDCli  der  Sclif  eiz. 

HeraBsgegeliei  im  EUpSstiiicIi-statistisclia  Bnreat  ii  Ben. 

1891.  I.  Jahrgang. 

XIV  und  265  Seiten  Lex.  8®,  mit  zwei  kolorirten  Tafeln. 

DicMigkeit  der  BevöHcening  und  militärische  Diensttaugilchkeit 

Preis  6  Franken. 

1892.  II.  Jahrgang. 

XVI  und  364-  Seiten  Lex.  8^.  Broschiert  Preis  Pt.  6.75. 

1893.  m.  Jahrgang. 

XVI  und  450  Seiten  Lex.  8°,  broschiert  Preis  8  Franken. 


Art  Institut  Prell  Fflssli,  Ycrlag,  ZMch. 

Bedeutende  Preisermässigung. 

Durch  besonderes  En^egenkommen  des  Vexfasi;en  sind  wir  in  den  Stand 
gesetzt,    allen   ^1>i&eliinei*n   deai»   IV.  «JaJixrt^iiohej»    die 

nachstehend  verzeichneten  Werke  des  gleichen  Verfassers  zu  folgenden,  bedeutend 
redazlrten  Preisen  abzugeben  i  sofern  die  Bestellung  der  Verlagsbuchhandlung 
direkt  zugeht  und  von  dem  entsprechenden  Betrage  in  Briefmarken  b^Ieitet  ist. 
Bei  Bezug  durch  die  Buchhandlungen  bleibt  der  bekannte  Ladenpreis 
aufrecht. 

Qrobp  .C«9  Das  Lebrerseminar  des  Kantons  ZOricii  in  Ktisnacht    Zur 

Feier    des    fUnCzigjährtgen    Jubiläums    der    Anstalt,    in    dankbarer 
Erinnerung  gewidmet  von  ihrem  ehemaligen  Schtiler. 
Statt  Fr.  faSO  nur  90. Centimes. 

—  —  Samiiilungen  neuer  Gesetze  und  Verordnungen  nebst  statistischen 

Übersichten   Über  das  gesamte  Unterrichtswesen  in  der  Schweiz  in 
den  Jahren  1883—1885. 

Statt  8  Franken  nur  2  P^iionken. 

—  .  —  Sammlung  neuer  Gesetze  und  Verordnungen  nebst  statistischen 

Übersichten  über   das  gesamte  Unterrichtswesen  in  der  Schweiz  im 
Jahre  1886. 

Statt  4  Franken  nur  S  Franken. 

—  —  Jabriraefr  des  Unterriolitswesens  in  der  Sdtweiz  1887. 

Statt  4  Franken  nur  2  Franken. 

—  —  Statistik  aber  das  sciiwelterische  Unterriclrtswesen.  7  Bände. 

Statt  12  Franken  nur  4  Franken. 
♦♦•  Ein  für  die  Beamten,  wie  für  die  pädagogische  Welt  unentbehrliches 
Nachschlagebuch«  das  über  Schuleinrichtung,  Zahl  und  Art  der  Sdiulen,  Lehrer- 
und   Schülerschaft ,   Besoldungsverhältnisse  und  die    Schulgesetzgebungen    der 
Schweiz  alle  nur  mögliche  Auskunft  gibt. 

Femer  erschien: 

JalirM  des  nntemclitswn  in  1er  Mi  eiz  1888. 

Bearbeitet  imd  mit  Bundesunterstützung  herausgegeben  von  C  Grob,  Redaktor 

der  Schweiz.  Unterrichtsstatistik  für  die  Landesausstellung  in  Zürich  1883. 

gr.  8®  broschiert.     VI  und  228  Seiten.     4  Franken. 

JalfM  des  ItemcifeseiHs  in  1er  Mi eiz  1889. 

Bearbeitet  von  C  Grob. 
gr.  S^  broschiert.     XVI  und  366  Seiten.     4  Franken. 

JMcli  les  niitemc¥feseiii!  in  1er  Mm  1891. 

Bearbeitet  von  C.  Grob. 
gr.  8^  broschiert.     VIU  und  296  Seiten.     4  Franken.  • 

JalirM  les  Unterriclitsfesess  in  1er  Mi eiz  1891. 

Von  C.  Grob. 

Für  das  Jahr  1891  bearbeitet  und  mit  Bundesuntersttitzung  herausgegeben  von 

Dr.  jur.  Alb.  Huber,  Sekretär  des  Erziehungswesens  des  Kantons  Zttrlch. 

gr.  8®  broschiert.     VIU,  172  und  148  «eiten.     4  Franken. 
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